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Dieſes Buch ſoll einen vollſtändigen urkundlichen Ueberblick über 
Die geſanmte politiſche Wirkſamkeit des Fürſten Bismarck geben: 
es ſoll durch die Sammlung der ſicheren Materalien der künftigen 
Geſchichtsſchreibung vorarbeiten, zugleich aber ſchon der jetzigen Ge- 
neration einen Einblick in die großartige geiftige Werkſtätte ermög⸗ 
lihen, aus welder die wunderbaren Erfolge und Schöpfungen der 
preußiſch⸗ deutſchen Politit der letzten funfzehn Sabre hervorge- 
gangen find. 

Je raſcher der Puldfchlag der Zeit gebt, je mehr die größten 
Erfolge der jüngiten Vergangenheit über den ſich erneuernden Käm⸗ 
pfen und Sorgen des Augenblidd vergejjen werden, je gleichgültiger 
vielfah unter der Einwirkung des Parteigeifted das höchſte be- 
reits Errungene gegenüber dem noch Erftrebten beurtheilt wird, defto 
wichtiger ericheint es, zunädhft dem gegenwärtigen Geſchlechte 
ind Gedächtniß zu rufen, welche Kämpfe, welde geijtige 
und moralijhe Anftrengungen nöthig waren, um und da— 
bin zu führen, wo wir ftehen. 

Die geiftige politiiche Arbeit des Fürſten Bismard, ſoweit fie 
in bie Deffentlichfeit getreten ift, — fein politiiche8 Denken und 
Wirken auf dem inneren ftaatlihen, auf dem parlamentariihen und 
dem biplomatifchen Gebiete in getreuer urfundlicher Form pragmatiſch 
geordnet, ohne jede Zuthat fubjectiven Urtheils, — das iſt der 
eigentlihe und hauptjächlihe Inhalt diefed Buches. Außer des 
Zürften eigenen oder in jeinem Namen erfolgten Kundgebungen aber 
find auch alle wichtigeren Aeußerumgen fremder Regierungen, welde 
anf die dargeftellte Politik Bezug haben, hinzugefügt. Durd bie 
Bereinigung und Öruppinung ber verſchiedenartigen Aeußerungen und 
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Attenftüce fowie der begleitenden thatſächlichen Notizen ift der Ver- 
faffer bemüht gemwejen, zugleih ein lebendiges Bild der poli— 
tifhen Entwidelung in der Bismarckſchen Aera überhaupt 
zu geben. 

Aus der Vorgeihichte Bismarcks bis zu feinem Eintritt ins 
Minifterium. find außer den furzen biographiichen Notizen vornehmlich) 
jeine früheren öffentlichen Reden, vom Vereinigten Zandtage, der 
Zweiten Kammer und dem Erfurter Parlamente und die Briefe poli- 
tiichen Inhalts aus feiner eriten diplomatiichen Zeit, aus Frankfurt, 
Peteröburg, Parid mitgetheilt. Im jenen eriten Reden, welche vielfach 
ald ein Gegenſatz zu feinem fpätern politiihen Wirken gelten, wird 
man in wejentlichen Beziehungen die Grundzüge ſeines politiichen Cha⸗ 
rafterd und feiner Gelammtauffaffung bereit8 deutlich erfennen. In 
Bezug auf die Entwidelung jeiner praftiihen Anſchauungen und 
Beitrebungen aber hat er jelbft darauf hingewiefen, daß er „im Laufe 
von 25 Jahren und zwar der beiten Mannesjahre allerdings etwas 
zugelernt zu baben glaube.” Der Prozeß diefer Entwidelung in 
einer der wichtigften Beziehungen, nämlich in Bezug auf die deutiche 
Frage, ift in den Briefen aud feinen diplomatifchen Lehrjahren Klar 
erkennbar. 

Die erften Jahre des Bismarckſchen Miniftertums, jene Sahre 
des jchweren inneren Kampfed und der Vorbereitung für die großen 
politiichen Entjcheidungen mußten eine bejonderd jorgfältige Behand- 
lung erfahren. Dieſe erften Beftrebungen Bismarcks auf dem 
Gebiete der inneren und der äußeren Politit konnten in jenen 
Zeiten unter dem Drud der berrichenden Parteimeinungen nicht 
zur Geltung und Anerkennung, theilweiſe faum zur öffentlichen 
Beachtung gelangen. Als aber nad den übermältigenden Cr: 
folgen von 1866 der Umſchwung in der öffentlihen Stimmung 
eingetreten war, da nahmen die großen Errungenfchaften und deren 
weitere Geftaltung den Sinn ded Volkes zu ausſchließlich in Anſpruch, 
ald daß eine nachträgliche eingehende Betrachtung des bis dahin zu= 
rüdgelegten Weges möglich gewejen wäre. So ift denn eine 
unbefangene und volle Würdigung jener hochbedeut— 
jamen Zeit der Vorbereitung und Grundlegung niemals 
eingetreten. Aber eine richtige Beurtheilmg des Genied, der 
Thatfraft und der Leiftungen ded Fürſten Bismard ift nicht 
möglidy ohne die volle Einfiht in die Schwierigkeiten, welde er 
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in jenen erſten vier Jahren im Innern und nach Außen zu über⸗ 
winden hatte, ohne die eingehende Erinnerung an die parlamen⸗ 
tariſchen Kämpfe und Stürme, die er zu beſtehen hatte, um die 
neuen Heereseinrichtungen, dieſe Grundlage und Vorbedingung aller 
ſpaͤteren Erfolge zu reiten und aufrecht zu erhalten, — ohne die 
nähere Kenntniß der ganzen diplomatiihen Umfiht, Kunft und 
Energie, womit er inmitten jened inneren Kampfes von Erfolg zu 
Erfolg aufftieg, von dem „Zeldjäger" bis zur Löfung der Schleswig⸗ 
Holfteinischen und der deutichen Frage. 

Sn diefem Abſchnitt, gleichjam der Vorgeſchichte der eigentlichen 
Aera Bismarckſchen Ruhmes, erſchien e8 auch beſonders nothwendig, 
den Thaten und Aeußerungen des Staatsmannes die Urtheile der dama⸗ 
ligen öffentlichen Meinung und der parlamentariſchen Gegner, die ſeine 
Action zu lähmen und zu hemmen ſuchten, gegenüberzuſtellen, um auch 
hierin einen Maßſtab zur Beurtheilung der Schwierigkeiten zu geben, 
die er zu überwinden hatte. 

Die diplomatifhen Verhandlungen vor und nad) dem Kriege 
von 1866, die Aktenſtücke über die Kompenſationspolitik Frankreichs, 
jowie über die verjchiedenen Phaſen der auswärtigen Politit bis zum 
franzöftihen Kriege find auf Grund aller vorhandenen amtlichen 
Yublicationen in möglichſter Volljtändigfeit und in überfichtlicher 
Gruppirung mitgetheilt. 

Einen bedeutenden Theil dieſes erjten Banded nimmt endlid) 
die Wirkſamkeit Bismardd zur Gründung und Ausbildung bed 
Rorddeutihen Bundes und zur gleichzeitigen ſorglichen Pflege 
der Beziehungen zu Süddeutſchland bis zur Zeit der nationalen 
Erfüllung ein. Alle Schritte und Aeußerungen ded großen Staatd- 
manned im jener Zeit, von den Friedendverträgen und den gleichzei- 
tigen Schutz⸗ und Zrugbündniffen mit den jüddeutichen Staaten, 
von den erften Erklärungen über Wejen und Geift der Bundeöver- 
faffung und über die Beziehungen zwiſchen Nord» und Süddeutſchland 
biß zu der denfwürdigen Rebe über den Beitritt Badend zum Nord» 
deutihen Bunde find unvergängliche Zeugniffe und Denkmäler einer 
Klarheit, Solgerichligfeit und Sicherheit in der Auffaffung und Bes 
bandlımg der hödyften nationalen Aufgaben, wie fie in ähnlicher 
Weile faum von irgend einem Staatsmanne vorhanden fein dürften. 

Neben den eigentlichen amtlichen Aeußerungen und Aftenftüden 
find zur orientirenden Bezeihnung der Situation bier und da halb» 
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amtliche Notizen und Beſprechungen, beſonders aus dem „Staatsan⸗ 
zeiger“ und aus der „Provinzial⸗Correspondenz“ hinzugenommen. 
Die betreffenden Citate namentlich aus den erſten Regierungs— 
jahren dürften auch inſofern von Intereſſe ſein, als aus denſelben 
klar hervorgeht, wie der nationale Geiſt der auswärtigen Bid- 
mardichen Politik vom eriten Augenblid an und bejonders ſeit 
ber Zeit des Frankfurter Fürſtentages und während der Schleäwig- 
Holfteiniihen Krifis fo beftimmt und offen, ald e8 nad 
Lage der Berbältnijfe möglih war, angedeutet und an— 
gekündigt worden ift. Wenn diefe Andeutungen damald unter dem 
Einfluffe ded inneren Zwiſtes feinen Glauben fanden und feine 
Wirkung übten, jo ericheint e8 für ein richtiged Gejammtbilb der 
politiichen Wirkſamkeit Bismarcks um fo unerlählicher, jene authen- 
tiſchen Zeugniſſe für jein uranfängliche8 und Tonjequented nationales 
Streben zu bewahren. 

Der zweite Band ded Buche wird die Zeit vom Ausbruch 
des franzöfiichen Krieged bis zur unmittelbaren Gegenwart umfafjen 
und fol noch im Laufe dieſes Jahres erſcheinen. 

Der Berfaffer hält es jchließlich für feine Pflicht, ausdrücklich 
zu bemerken, dab Fürſt Bismard felbjt von dem Unternehmen 
und von der Ausführung defjelben bisher feine Kenntniß bat. 


Berlin, im März 1878. 


Ludwig Hahn. 
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4. Lor dem Gitritt ins üffentliche Lehen, 


1815. 1. April. Otto Eduard Leopold von Bidmard — zu 
Schönhaufen in der Altmark geboren. 


Die Aeltern: Rittmeifter a.D. Karl Wilhelm Ferdinand 
von Bidmard auf Schönhaufen (geb. 13. November 
1771) — und 


Luiſe Wilhelmine von Bismarck, geb. Menken (Tochter 
des Kabinetsraths Menten (geb. 24. Februar 1790). 


Das Geſchlecht der Bismard (urjprünglih Biſchofsmark, VBiscopesmarf) 
we in der Stabt Stendal, — ber ältefte nachweisbare Ahnherr Herbort 
Herbert) Bismard um 1270. 

Klaus von Bismard erhält vom Markgrafen Ludwig dem Aelteren im 
Jahre 1345 das Schloß Burgflall: die Bismard eine ber „ſchloßgeſeſſenen“ 
zamilien der Marl. 

Im Jahre 1562 vertauſchen die Bismard dur einen im Jagdſchloß zu 
seghngen mit dem Kurprinzen Johann Georg abgeichloffenen Vertrag Burgftall 
mt den Amt und Dorf Schönhaufen. . 

Anguf Friedrich von Bismard (Öberfi in der Armee Friebrich des 
Großen, 1742 in der Schlacht bei Ezaslau verwundet, wenige Tage darauf won 
Rrrreihiihen Huſaren auf dem Wagen erichoffen) hatte durch Heirath und Ber- 
erdung die Güter Külp, Iarhelin und Kniephof bei Raugarb in Pommern 
erhalten; — nach feinem Zobe werben bie Beflgungen in der Altmark und in 

unter die Söhne getheilt, Karl Alerander, ber Großvater des [päteren 
Reichelanzlere erhält Schönhaufen. 


Die Geſchwiſter: von vier älteren Kindern waren 
ein Sohn und eine Tochter vorher geftorben, ein anderer 
Sohn ftarb im Jahre 1822, — der am Leben gebliebene 
ältere Sohn Bernhard (geb. 1810) ift Kammerherr, ®es 
heimer Regierungsrath und Landrath ded Kreiſes Naugard, 
Rittergutöbeliter auf Külp und Jarchelin. Eine jüngere 
Schweſter Malwine (geb. 1827) ift feit 1844 mit dem 
Kammerherrn Oskar von Arnim auf Kröchelndorf vermähkt. 

1* 
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1816. Weberfiedelung der Zamilie von Schönhaufen nad Kniep⸗ 
hof in Pommern in Folge der Erbichaft der Güter Kniephof, 
Jarchelin und Külp. 

1821— 1827. Dito von Bismarck in der Erziehungdanftalt des 
Profeſſor Plamann in Berlin. | 

1827— 1830. Auf dem Sriedrih-Wilhelmd-Gymnafium in Berlin. 

1830. Oſtern. Einſegnung durch Schletermacher in der Drei- 
faltigfeitöficche zu Berlin. 

1830—1832. Auf dem Gymnafium zum grauen Klofter in 
Berlin, in Penfton bei Dr. Bonnell (Ipäterem Direktor des 
Werderſchen Gymnaftums). 

1832. Abiturientenexamen. 

1832 — 1835. Ald Stubent der Sura und Kameralia auf den 
Untverfitäten Göttingen, Berlin und Greifäwald. 

1835. Auscultator beim Stadtgeriht zu Berlin. 

1836. Regierungd- Referendariud in Aachen. 

1837. Bei der Regierung in Potödam. 

1838. Einjähriger Freiwilliger bei den Gardejägern. 

Auf der Iandwirtbichaftlichen Afademie zu Cldena. 
Bei den Greiföwalder Fägern. 

1839. Otto von Bismarck übemimmt das Rittergut Kniep— 

hof, — der Bater geht wieder nad Schönhaufen. 
Tod der Mutter. 

1840. 15. Oktober. Zur Huldigungdfeier König Friedrich 
Wilhelms IV. mit dem Bater in Berlin. 

1842. Offizier in der Landwehr- Kavallerie. 

Die Rettungsmedaille für die Rettung eined Reit⸗ 
fnecht8 aus dem See zu Lippehne. 

1843. Arbeit bei der Regierung zu Potsdam. 

1845. 22. November. Tod des Vaters. 

Nebernahme ded Stammgutes Schönhaufen. 

1846. Deihhauptmann in der Altmark. 

Aus einem Schreiben an die Schweiter Frau v. Arnim 
(25. Februar 1846): 


fol td 8 D tmanns 
bett meiden auch | Babe ic —— In — 








5 


0. nicht den Dresdener) Tandtag gemählt zu werden. Die Annahme 
erften Stelle würde entfheidend für die Wahl meines MWohnfiges, 
hier, fein. Gehalt ift weiter nicht dabei, aber die Verwaltung der Stelle 
ft von Wichtigkeit für Schönhaufen und die anderen Güter, indem von 
ihr es vorzugsweiſe abhängt, ob wir gelegentlich wieder unter Waſſer 
tonımen odex nicht. Auf der anderen Seite dringt mein Freund ** in 
much, der mid durchaus nach Dftpreußen ſchicken will, als Sr. Majeftät 
Eommiflariuß bei dortigen Dteliorations- Arbeiten. 
Bernhard redet mir wider Erwarten —J zu, ma Preußen zu 
re * möchte wiſen a er vi gabe bien Er —* 
eigung und Anlage für den Staatsdienſt gemacht und wür 
früher oder ſpäter doch bineingehn. ’ 


1847. 28. Zul. Bermählung mit Fräulein Johanna 
von Puttlammer, geb. 11. April 1824 — einzigen 
Tochter ded Nittergutöbefiperd Heinrih von Puttkammer 
auf Viatlum, und Luitgarde geb. von Glaſenap. — 

Hodyzeitöreife. — Benedig. — Vorftellung bei König 
Friedrich Wilhelm IV. 


2. Bismarks politische Anfünge auf den 
Dereinigten Landtage. 


1847. 3. Zebruar. Allerhöchites Patent wegen Berufung des 
Bereinigten Landtags, 

Der Deichhauptmann von Bisßmard-Schönhaufen 
wird vom ſächfiſchen Provinztal-Landtage zum Stellver- 
treter ded Abgeordneten für den Bereinigten 
Landtag gewählt, — und in Folge der Erkrankung 
des Abgeordneten einberufen. 


17. Mat. Erftes Hervortreten Bismard’d im Vereinigten 
Landtage. 


Ueber die Bolkshbewegung von 1813, 


(Nah Abg. v. Sauden): „EI wird mir ſchwer, nach einer Rede, 
die von fo edler Begeifterung biltirt war, da8 Wort zu ergreifen, um 
eine einfache Berichtigung anzubringen. Auf die übrigen Theile der Rebe 
einzugeben, halte ich erit an der Bat, wenn von politiſchen Fragen die 
Rede fein wird. Fitr jetzt fühle ich mich gedrungen, dem zu widerfprechen, 
was auf der Tribline fomohl, als außerhalb dieſes Saales, jo oft laut 
geworben ift, als von Anfprühen auf Berfafinng die Rede war: als ob 

te Bewegung des Bolles von 1813 andern Gründen zugefchrieben werden 
müßte, umd e8 eines andern Motiv bedurft hätte, als der Schmach, daf 
Fremde in unferm Lande geboten. (Lautes Murren.) Es heißt, meines 
Erachtens, der Nationalehre einen fhlehten Dienſt ermweifen, 
wenn man anninmt, daß die Mißhandlung und Erniebrigung, 
die die Breußen Durch einen fremden Gewalthaber erlitten, 
nicht binreihend geweſen feien, ihr Blut in Wallung zu 
bringen und dur den deß gegen die Fremdlinge alle anderen 
Gefühle übertäubt werden zn laſſen.“ (Großer Lärm. Mehrere 
Abgeordnete bitten um's Wort.) 
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Beitere Keußerung (nad Abg. Siebig): „Ich kann allerdings 
nicht in Abrede ftellen, Daß ich zu jener Beit richt gelebt habe, und es that 
mir ſtets emfrichtig leid, daß mir es nicht vergönnt geweſen, am diefer 
—— heil gu nehmen; ein Bedauern, das vermindert wird durch 
die Aufflärung, die ich fo eben Über die damalige Bewegung empfangen 
habe. ch habe immer geglaubt, daß bie Scnechtichaft, gegen die damals 

wurde, im Auslande gelegen habe; fo eben bin ich aber belehrt 
worden, daß fie im Inlande gelegen bat, und ich bin nicht ſehr dankbar 
fir diefe Aufflärung.” (Einige Stimmen: Bravo!) 


Ueber den monarchiſchen Rechtsboden in Preußen. 


1. Imi. Aenferung bei ber Berathung über die Periodicität de& 
Landtages: 


(Nah Abg. v. Aldenhofen): „Sch will mich nicht bemühen, die 
verichiedenen Rechtsboden, auf denen ſich Feder von uns zu befinden glanbt, 
in Bezug anf ihre Solidität zu unterjuchen; ich glaube aber: auß der De- 
batte und aus Allem, was ich von der Berhandtang iiber die und vor- 
liegende Frage gehört habe, bat ſich a aß eine verſchiedene 
Anffaffung und Deutung der älteren Rändil n Gefengebung möglich und 
fattifh vorhanden war, nicht blos unter Laien, jondern auch unter ge 
wiegten Juriſten, und daß jehr fraglich ift, was ein Gerichtshof, wenn 
einem folchen dieſe Trage vorläge, entſcheiden würde, umter ſolchen Um- 
fänden geben allgemeine Rechtsregeln das Auskunftsmittel der Deklaration. 
Diefe Deflaration ift und implicite geworden durch das Patent vom 3. Fe⸗ 
bruar d. J.; dadurch hat der König dahin deflarirt, daß die allgemeinen 
Seriprechen der früheren Gefete Feine anderen gemefen feien, als dieje- 
nigen, welche das ii Geſetz erfüllt. Es zeigt fih, daß dieſe Dekla⸗ 
ration von einem Theile der Berſammlung für unrichtig gehalten wird; 
das iſt aber ein Schichſal, welches fie mit jeder Deklaration theilt. Jede 
Deklaration wird von demjenigen Theile, deſſen Meinung fie nicht be⸗ 
fätigt, für unrichtig gehalten werden, oder ed müßte die frühere Ueber- 
jeugmn nicht eine anfrichtige geweſen fein. Es fragt jich nur, wer 

a8 Necht bat, eine authentifhe, rechtsverbindliche Dekla— 

ration zu geben. Meines Erachtens nur der König, umd diefe 
Uebergeugung liegt auch, wie ich glaube, im Mesjtäbemußt ein unferes 
Volles, Denn wenn geflern ein Here Abgeordneter aus Sönigsberg bie 
Anfiht ausgeſprochen Bat, e8 Habe fi em dumpfes Mißvergnügen in 
der Bolkaſtimmung gezeigt bei der Bekanntmachung des Patentd vom 
3. Februar, fo muß ih dagegen erwidern, daß ich die Majorität des 
Ma wicht regeäfentirt finde in den Verfanmlungen auf 
dem sböfchen. (Murren.) Ich Tann in unartikulirten Lauten feine 
Bi iq deſſen finden, was ich angeführt, — eben jo wenig in ben 
dederli —— — auch nicht einmal in einer Fraktion 
der Beuöllenumg grö Provinzialftädte. Es iſt ſchwer, die Vollß- 
meinung zu erlkennen; ich glanbe, fie an einigen Orten ber mittleren 

erkannt zu haben, und diefe iſt nach die alte Preußiſche 
Bollgmeinung, der ein Königswort mehr gilt, als alles 


2. Fismarcks politiſche Anfünge nuf dem 
Vereinigten Landtage. 


— — 


1847. 3. Februar. Allerhoͤchſtes Patent wegen Berufung bed 
Vereinigten Landtags. 

Der Deichhauptmann von Bismarck⸗Schönhaufen 
wird vom ſächfiſchen Provinzial⸗Landtage zum Stellver⸗ 
treter des Abgeordneten für den Vereinigten 
Landtag gewählt, — und in Folge der Erkrankung 
des Abgeordneten einberufen. 


17. Mat. Erſtes Hervortreten Bismarcks im Vereinigten 
Landtage. 


Aeber die Volksbewegung von 1813, 


(Nah Abg.v. Sauden): „ES wird mir fehmer, nad einer Rede, 
die von jo edler Begeifterung biktirt war, da8 Wort zu ergreifen, um 
eine einfache Berichtigung anzubringen. Auf die übrigen Theile der Rebe 
einzugeben, halte ich er an der Bei, wenn von politifchen Fragen die 
Nede fein wird. Fur jett fühle ich mich gedrungen, dem zu widerfprechen, 
was auf der Zribline ſowohl, als außerhalb dieſes Suales, fo oft laut 
geworden ift, als von Anfprühen auf Berfafinng die Nede war: ala ob 
die Bewegung des Volkes von 1813 andern Gründen zugejchrieben werden 
müßte, und e8 eined andern Motiv bedurft hätte, als der Schmach, daß 
Fremde in unferm Lande geboten. (Lautes Murren.) Es heißt, meines 
Eradtens, der Rationalehreeinen [hlehten Dienft ermweifen, 
wenn man annimmt, daß die Mißhandlung und Erniebrigung, 
Die die Preußen durch einen fremden Gewalthaber erlitten, 
nicht binreihend geweſen feien, ihr Blut in Wallung zu 
bringen und Durch den daß gegen die Fremdlinge alle anderen 
Gefuhle übertäubt werden zu laſſen.“ (Großer Lärm. Mehrere 
Abgeordnete bitten um's Wort.) | 
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Beitere Neuerung (mad Abg. Siebig): „Ich kann allerdings 
nicht in Abrede ftellen, dag ie x —* Zeit nicht keteke babe, und es thet 
mir ſtets anfrichtig leid, daß mir e8 nicht vergönnt geweſen, am diefer 
—— Theil zu nehmen; ein Bedauern, das vermindert wird durch 
‚die ich fo eben fiber die demauge Bewegung empfangen 
habe. Ich babe immer geglaubt, daß bie — gegen die damals 
gelämpft wurde, im Auslande gelegen habe; fo eben bin ich aber belehrt 
worden, daß fie in Inlande gelegen bat, und ich bin nicht jehr dankbar 
für diefe Aufflärung.“ (Einige Stimmen: Bravo!) 


Heber den monarchiſchen Rechtsboden in Preußen. 


1. Iumi. Aenferung bei der Berathung über die Periodicität des 
Landtages: " 


Nah Abg. v. Aldenbofen): „Ih will mich nicht bemühen, die 
verſchiedenen Rechtsboden, auf denen fi) Feder von uns zu befinden glaubt, 
in Bezug auf ihre Solidität zu unterfuchen; ich glaube aber: aus der De⸗ 
batte und aus Allem, was ich von der Berhanklang iiber die ung vor: 
liegende Frage gehört babe, Hat fich beransgeftellt, daß eine verſchiedene 
Anffaffung und Deutung der älteren nändil en Befedgebung möglich und 
fattifch vorhanden war, nicht blos unter Laien, fondern auch unter ge 
wiegten Juriſten, und daß ſehr fraglich ift, was ein Gerichtshof, wenn 
einem folchen Diefe Trage vorläge, entſcheiden wiirde; unter ſolchen Um- 
fänden geben allgeineine Rechtöregeln das Auskunftsmittel der Deklaration. 
Diefe Deklaration ift und implicite geworden durch das Patent vom 3. Fe⸗ 
bruar d. J.; dadurch hat der König dahin deflarirt, daß die allgemeinen 
Berfprechen der früheren Gefege Feine anderen gemefen feien, als dieje- 
nigen, welche das ietige Geſet erfüllt. Es Jist fich, daß dieſe Dekla⸗ 
ration von einem Theile der Berſammlung für umrichtig gehalten wird; 
das ift aber ein Schidjal, welches fie mit jeder Deklaration theilt. Jede 
Deklaration wird von demjenigen Theile, deffen Meinung fie nicht bes 
fätigt, für unrichtig gehalten werden, oder es müßte die frühere Ueber⸗ 
— nicht eine aufrichtige geweſen ſein. Es fragt ſich nur, wer 
das Hecht hat, eine authentiſche, rechtsverbindliche Dekla— 
ration zu geben. Meines Erachtens nur der König, ımd dieſe 
Ueberzeugung liegt auch, wie ich glaube, im Rechtsbewußtſein unſeres 
Volles. Denn wenn geflern ein Herr Abgeordneter aus Königsberg die 
Anfigt ausgeſprochen Hat, es habe fich ein dumpfes Mißvergnügen in 
der Vollaſtimmung gezeigt bei der Bekanntmachung des Patentd vom 
3. Zebruar, fo muß ich dagegen ermwidern, daß ich die Majorität des 

chen Volles nicht repräfentirt finde in den Verfammlungen auf 
dem böfchen. (Murren.) Ich Tann in unartikulirten Lauten feine 
Snerlegung De n finden, was ich angeführt, — eben jo wenig in den 
Federlielen itungskorreſpondenten, auch nicht einmal in einer Fraktion 
der Verbllerneng grö Provinzialftädte Es iſt ſchwer, die Volls⸗ 
meinung zu erkennen; ich glanbe, fie am eini en der mittleren 
Vrevingen erlannt gu n, und dieſe iſt noch bie alte Preußiſche 
Bollsmeinung, der ein Königsmort mehr gilt, als alles 
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Deuten und Drehen an dem Buchſtaben der Gejeke Es iſt 
gie eine Parallele gezogen worden zwilchen der Art, wie das englifche 
olt im Jahre 1688, Ka der Vertreibung Jacob's L., feine — 5* zu 
wahren gewußt, und der Art, wie das Preußiſche Bolt jetzt feine Rechte 
zur Anerkennung bringen könne. Parallelen mit dem Auslande haben 
immer etwas Mißliches; es iſt ung bier jchon Rußland als Mufter der 
religiöfen Duldung aufgeftellt, e8 find uns die franzöfifchen und dänifchen 
Finanzen als Vorbilder einer geordneten Verwaltung empfohlen worden. 
Um zurüdzulommen auf das Jahr 1688 in England, f muß ich Die 
die Berfammlung, und namentlid einen geehrten Abgeordneten der 
ni en Landgemeinen, um —3 bitten, wenn ich hier wieder über 
ein Faktum ſpreche, was ich nicht ſelbſt erlebt habe. Damals befand ſich 
das engliſche Volk in einer anderen Lage, als heutzutage das preußifche; 
es war durch ein Jahrhundert von Revolution und Bürgerkrieg in die 
Lage gekommen, eine Krone vergeben. zu können und Bedingungen daran 
u knüpfen, die Wilhelm von Oranien annahm. ‘Dagegen waren die 
Brensifgen Monarchen nit von des Volkes, jondern von 
Gottes Gnaden im Befige einer faltifch unbeſchränkten Krone, 
von deren Rechten fie freimillig einen Theil dem Volke ver- 
lieben haben: ein Beispiel, weldes in der Geſchichte felten ift. 
Ich will den Rechtspunkt verlaffen und die Frage berühren, ob es 
nüglich oder wünſchenswerth fei, eine Veränderung in der Gefetgebung, 
wie fie heute befteht, zu begehren oder u „eantzagen. Ih ſchließe mich 
fetbft der Ueberzeugung, die ich bei der Majorität der Berfammluug vor- 
ausjege, an, daß die Periodizität zu einer wahren Lebensfähigleit diefer 
Berfammlung nothwendig ift; eine andere Frage ift aber, ob wir dies 
jet auch im Wege ber Petition begehren mollen. Nachdem die Patente 
vom 3. Februar einmal emanirt worden find, glaube ich nicht, daß es 
dem Könige willlommen fein kann, und daß es in m NH Stellung als 
Stände Tiegen Tann, fehon jest mit einer Petition auf Abänderung der⸗ 
felben bervorzutreten. Laſſen wir wenigftens das Gras diefes Sommers 
darüber —8 Der König bat wiederholt gejagt, er wünſche nicht ge» 
drängt und getrieben zu werden; ich frage aber die Berfammlung, was 
thun wir anderd, als daß wir ihn Drängen und treiben, wenn wir jet 
ſchon dem Throne mit Bitten um Abänderung der Gefeggebung nahen ? 
Dem Gewicht diefer Betrachtung, bitte ich die jope Verſammlung, noch 
einen anderen Grund binzuzufügen. Es ift gewiß befanut, wie viele trübe 
Borherfagungen Seitens der Gegner unjerer Berfafjung daran geluäpft 
worden find, daß das Oouvernement fi durch unfere Stände in eine 
Pofition gedrängt fehen werde, die es freiwillig einzunehmen nicht für 
gut befunden haben würde. Wenn ich aber auch nicht annehme, daß das 
oupernement fih Drängen laffen werde, fo glaube ich doch, daß es um 
Interefe deffelben Liegt, auch den allergeringften Schein dex Unfreiwilligleit 
einer Konzeſſion zu vermeiden, und daß es in unjer Aller Intereſſe liege, 
den Feinden Preußens nicht die Freude zu gönnen, daß wir durch eine 
Petition, ein Votum, das wir als Bertreter von 16 Millionen Unter 
thanen einreichen, einen Schein von Unfreiwilligfeit auf eine ſolche Kon⸗ 
zefſſion werfen. Die nüchfte Wiederkehr der Verfammlung ift gefichert, und 
die Krone hat dadurch die fchöne telung, daß fie 4 Jahre oder auch 
während eines kürzeren Zeitraumß in der Yage ift, vollkommen freiwillig 
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und ungebeten die Initiative in dem ergreifen zu können, was jetzt ge⸗ 
wänjht wird. Nun frage ich, ob dem Auslande gegenüber der Bau un⸗ 
ferer Berfaffung nicht fefter dafteht, ob das Gefühl der Befriedigung auf 
allen Seiten im Inlande nicht ein höheres jein wird, wenn und ein 
ſoicher Fortbau der Berfaffung durch die Initiative der. Krone gegeben, 
old wenn er von uns begehrt wird. Geſtern hat ein Abgeordneter aus 
Prenßen, wenn ich nicht irre, aus dem Neuftädter Sreife, eine Aeußerung 
gethan, bie ich nur fo auslegen konnte, als liege e8 in unferem Intereſſe, 
die Blume des Vertrauens, als ein Unkraut, weldes ung 
hindert, den kahlen Rechtsboden in feiner ganzen Nadtheit zu 
feben, auszureißen und bei Seite zu werfen. Ich fage mit Stolz, 
daß ich mich einer ſolchen Anficht nicht anfchließen kann. Wenn id) 
10 Jahre rückwärts blicke und das, was im Jahre 1837 ge- 
iprohen und ge lürieben wurde, mit demvergleiche, was jegt 
bier von den Stufen des Throned dem ganzen Volke zuge- 
rufen wird, fo glaube ich, haben wir vielen Grund zum Ber- 
trauen in die Abſichten Sr. Majeftät. (Einige Stimmen: Bravo!) 


Breußen ein chriſtlicher Staat. 
15. Juni. Aus der Rede bei der Berathung über das Judengeſetz. 


„Wenn ich heute diefe Stelle betrete, jo gefchteht es mit größerer 
Befangenheit als fonft. Ich muß öffentlich bekennen, daß ich einer Richtung 
angehöre, Die der geehrte Abgeordnete von Krefeld geftern als finfter und 
mittelalterfich bezeichnete, derjenigen Richtung, welche es nochmals wagt, 
der freieren Entwidelung des Chriftenthbums, wie fie der Abgeordnete von 
Krefeld für die einzig wahre hält, entgegen zu treten. Ich kann ferner 
nicht laäugnen, daß ich jenem großen Haufen angehöre, welcher, mie der 
eehrte Abgeordnete aus Pojen bemerkte, dem intelligenteren Theile ber 

ation gegenüberfteht und diefem intelligenteren Theile in, wenn mein 
Gedächtniß mich nicht täufcht, ziemlich geringſchätzender Art entgegengejeßt 
wurde, dem großen Haufen, welcher noch an Vorurtheilen klebt, die er 
mit der Muttermilch eingejogen hat, dem Haufen, welchem ein Chriften- 
thum, das fiber dem Staate fteht, zu Ei ft. 

Ich gehe zur Sache felbft über. Die meiften Redner haben über daß 
vorliegende Geſetz fich weniger ausgeſprochen, als über die Emancipation 
m Allgemeimen. Ich folge diefem Wege. Ih bin fein Feind der „Juden, 
und wenn fie meine Feinde fein ſollten, fo vergebe ich ihnen. „Ich liebe 
fie ſogar unter Umftänden. ch gönne ihnen auch alle Rechte, nur nicht 
das. in einem chriſtlichen Staate ein obrigfeitliches Amt zu befleiden. Ueber 
den Begriff eines chriftlichen Staates haben wir von dem Herrn Miniſter 
des 8 und von einem anderen Herren auf der Miniiterbanf Worte 
gehört, die ich faſt ganz unterfchreibe; dagegen haben wir auch geftern gehört, 
daß der Hriflliche Staat eine ie iftion. eine Erfindung neuerer 
Stastsphilufophen fei. Ich bin der Meinung, daß der Begriff des 
Kriftliden Staates fo alt fei, wie daß ci-devant heilige römiſche 
Rad, fe alt, wie fämmtliche europäiſche Staaten, daß er gerade der 
Boden fei, in weldem diefe Staaten Wurzel geſchlagen 
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baben, und daß jeder Staat, wenn er feine Dauer gefidert 
feben, wenn er die Berechtigung zur Eriftenz nur nachweiſen 
will, fobald fie beftritten wird, auf religiöfer Grundlage fi 
befindenmuß. Sürmich find die Worte: „Bon Gottes Gnaden*, 
welche Hriftlihe Herriher ihrem Namen beifligen, fein leerer 
Schall, fondern id FR darin das Bekenntniß, daß die Fürften 
das Scepter, was ihnen Gott verliehen bat, nad Gottes 
Willen auf Erden führen wollen. Als Gottes Wille kann ich aber 
nur erfennen, was in den hriftlichen Evangelien offenbart worden ift, und 
ih glanbe, in meinem Rechte zu fein, wenn ih einen folden Staat 
einen hriftlicden nenne, welcher fi die Aufgabe geftellt hat, 
die Lehre des Chriſtenthums zu realifiren, zu verwirkliden. 
Daß dies unferem Staate nit in allen Beziehungen gelingt, das hat 
eftern der geehrte Abgeordnete aus der Grorfdaft Mark in einer mehr 
—*— ‚ al® meinem religiöſen Gefühle wohlthuenden Parallele 
wiſchen den Wahrheiten des Evangeliums und den Paragraphen des 
Landrechts dargethan. Wenn indeß auch die Löſung nicht immer gelingt, 
fo glaube ich doch, die Realifirung der chriftlichen Lehre fei der Zweck des 
Gtaates; daß wir aber mit Hülfe der Juden diefem Zwede näher kommen 
ſollten als bisher, Tann ich nicht glauben. Erkennt man die religiöfe Grund» 
lage des Staates überhaupt an, jo, glaube ih, kann Diefe Örundlage 
bei un® nur das Ehriftenthum fein. Entziehen wir dieſe religiöfe 
Grundlage dem Staate, fo behalten wır als Staat nichts als 
ein aufättiges Aggregat von Rechten, eine Art Bollwerk gegen 
den Krieg Aller gegen Alle, welden die ältere Pbilofopbie aufs 
geftein bat. Seine Gefegebung wird ſich dann nicht mehr aus dem 
rquell der ewigen Wahrheit regeneriren, fondern auß den vagen und 
wandelbaren Begriffen von Humanität, wie fie fich gerade in den Köpfen 
derjenigen, welde an der Spige ftehen, geftalten. Wie man in foldhen 
Staaten den Ideen, 3. B. der Kommmmiften über die Smmoralität des 
Eigenthuns, über den hoben fittlichen Werth des Diebftahls, ala eines 
Verſuchs, die angeborenen Rechte der Menfchen herzuftellen, das nik 
fi) geltend zu machen, beftreiten will, wenn fe die Kraft dazu in ſich 
fühlen, ift mic nicht Mar; denn auch diefe Ideen werden von ihren Trägern 
für human gehalten und zwar als die rechte Blüthe der Humanität an⸗ 
gefehben. Deshalb, meine Herren, Thmälern mir dem Volke 
nicht gi Chriftentbum, indem wir ihm zeigen, daß es für 
feine Gefeggeber nicht erforderlich fei; nehmen wir ihm nicht 
den Glauben, daß unfere Gefeggebung aus der Quelle des 
—A ſchöpfe, und daß der Staat die Realiſirung des 
Chriſtenthums bezwede; wenner aud diefen Zwed nicht immer 


erreiht. — — — —“ 





3. Uuch den Aürztagen 1848, 


Bie Stellung der Royaliſten zur neuen Sage. 


1848. 2. April. Aeußerung bei der Adreßdebatte im Zweiten 
Vereinigten Kandtage. 


„Ich bin einer der menigen, welche gegen die Adreife flimmen werden 
und ich habe um das Wort nur deßhalb gebeten, um dieſe Abſtimmung 
zu motiviren und Ihnen zu erklären, daß ich die Adreſſe, inſoweit 
ſie ein Programm der Zukunft ift, ohne Weiteres acceptire, 
aber ausdbemalleinigen runde, weil ich mir nicht anders helfen 
kann, — nicht freiwillig, ſondern durch den Drang der Um— 
ſtände getrieben, thue ich es; denn ich habe meine Anſicht ſeit den 
6 Monaten nicht gewechſelt; ich will glauben, daß dieſes Miniſterium 
dad einzige ift, welches ung auch aus der gegenwärtigen Lage einem ge= 
ordneten und gefegmäßigen Zuftand zuführen kann, und aus diefem Grunde 
werde ich demjelben meine geringe Unterftügung überall widmen, wo es 
nur möglich if. Was mich aber veranlagt, gegen die Adreſſe zu ſtimmen, 
find die Aeußeruugen von Freude und Dant I dad, was in den legten 
Tagen Se it; die Bergangenbeit ift begraben und ich be— 
dauere es ſchmerzlicher als viele von Ihnen, Daß keine menſch— 
liche Macht im Stande iſt, ſie wieder zu erwecken, nachdem 
die Krone ſelbſt die Erde auf ihren Sarg geworfen hat. Aber 
wenn ich dies, durch die Gewalt der Umſtände gezwungen, acceptire, ſo 
will ich doch nicht aus meiner Wirkſamkeit auf dem Vereinigten Landtage 
mit der Luge ſcheiden, daß ich für dies danken und mich freuen ſoll über 
das, wad ich mindeftens für einen irrthümlichen Weg halten muß. Wenn 
ed wirklich gelingt, auf dem neuen Wege, der jegt einge 
Idlagen ift, ein einiges deutfches Vaterland, einen glüdliden 
oder auch nur geleämäßtg geordneten Zuftand zu erlangen, 
daum wird der Augenblid getommen fein, wo ich dem Urheber 
der neuen Ordnung meinen Dank ausfpreden kann, jegt aber 
iſt es mir nit möglich.“ 


1849. Februar. Wahl zum Abgeordneten der Zweiten 
Kammer für Veit: Havelland. 
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Wahlrede in Rathenow: 


— — „Seder der es aufrichtig mit dem Baterlande meint, der muß 
jest die Regierung auf dem von ihr eingefchlagenen Weg umterftäten, um 
die Renolution, die und Alle bedroht, zu befümpfen. Sie würden viel« 
feicht befier thun, wenn Sie Einen aus Ihrer Mitte wählten, etwa einen 
von den Herren Fabrikanten oder Kaufleuten, der Ihre Berhältnifje kennt 
und das Intereſſe feiner Vaterſtadt beffer vertreten würde, als ich es 
vermag. Wenn Sie einen folchen finden, der zugleich wmabhängig und 
unparteiifch genng ift,; um die Sache des Landes über jedes andere In⸗ 
tereffe zu ftellen, und dem feine Privatverhältnifie erlauben, ihr in diefem 
Augenblide feine ganze Thätigfeit zu widmen, dann treie ich zurüd.“ — 

— — „Benn Ste aber in der Kammer einen Vertreter wünfchen, 
der feſt entfchloffen ift, die Sache des Vaterlands zu feiner eigenen zu 
machen, ihr mit redlichem Willen aus vollem Herzen und ganzen Kräften 
Br dienen, und defien nädhftes Streben baranı gerichtet fein wird, 

ie alten Bande des Vertrauens zwifchen der Krone und dem 
Volke wieder Teer zu Inüpfen, damit Gefeg und Ordnung 
walte, der Wohlſtand und das gemeinjame Intereſſe aller 
friedlihden Bürger gefördert werde, dann riäten Sie Ihr Auge 
uf mih. Das find meine Anfihten; wenn Sie mit mir einverflanden 
find, bitte ih um Ihre Stimme.“ — — 


Neden in der zweiten Sammer. 


21. März. Gegen die Aufhebung des Belagerungsmflandes 
in Serlin. 


„In dem Augenblid, wo die Abgeordneten de ganzen Landes ver- 
fammelt find, um über die Grundlagen unferer polttifhen und ſozialen 
Quflände zu berathen, ſcheint es mir gar nicht von Erheblichleit, ob bie 

erliner die „Zeitungshalle” und die „ewige Rampe” lefen oder ihre Klubs 
halten. Dieſe lofalen Bebürfniffe einiger Berliner treten ganz in den 
Hintergrund gegen das allgemeine Bebürfniß des Landes, daß diefe Ver⸗ 
fammlung gegen jebe Störung gefichert fei und jedes Mitglied feine und 
feiner Wähler Meinung unummunden aussprechen könne, ohne Inſulten 
von Seiten Underödentender auf der Straße audgefett zu fein. Eine Be⸗ 
einträchtigung der Freiheit unferer Berathungen kann ich nun in deu Bes 
lagerun Sauflande nicht finden, es ſei denn, daß man die Freiheit ein- 
einer Sroctionen darunter verftehe, ihre Anfichten duch tumultuarifche 

emonftrationen auf der Straße zu unterftügen 2. Die ungezügelte 
Preßfreibeit und das Berfammlungsreht ohne Kontrolle 
find anticipirte Bruchſtücke eines qufünftigen Rechtszuſtandes, 
Bruhftüde, welche, wo ihnen die Ergänzung durch he reffin- 
ejege fehlt, jede Regierung zu einem fortwährenden Kriegs— 
MM: gegen den Aufruhr nöthigen. Wir haben im vorigen Sommer 
gefehen, wenn das Feuer der berliner Straßenpolitif durch den Wind der 


13 
1849. 


Plakatenprefſe und der Klubs angefacdht wırrde, jo gab ed Auftritte, bie 
zu den ſchmachvollſten in der preußiichen Geſchichte gehören und gegen 
welche die Geſetze ſich machtlos erwiefen. Ich berufe mich auf das — 
der Herren von Kirchmann und Temme, welche damals als Königliche 
Prokuratoren, wenn ich mich nicht irre, ſelbſt zugaben, daß die beſtehenden 
Gefege nicht ausreichen, den Unorbnungen, über welche bei ihnen geklagt 
wırde, zu fteuern! Ich kann in Betrachtung viefer Zuftände dem Mini⸗ 
mm nur meinen Dank audjprechen, daß ed Durch exceptionelle Maß⸗ 
regeln ımfere Freiheit geſchützt bat, und Ddiefen Dank theilen unter Ans 
deren mehrere Tauſend Berliner, die Unterzeichner diefer Petition um 
Rıhtaufhebung des Belagerungszuftandes, welche ich mir erlaube, auf den 
Tiſch des Haufes niederzulegen. Sie werden daraus erjehen, daß ed eine 
unrichtige Angabe ift: „Daß Boll von Berlin will die Aufhebung des 
Belsgerungszuftandes,* 
Deine Herren! Der befigende Theil des Berliner Volkes, der am 
meiften und am fchnelften unter Störungen von Verkehr und Kredit 
feidet, ft in Ddiefer Kammer, wie ich behaupte, gar nicht repräfentirt. Daß 
baben die Berliner Wahlen zur erften Kammer unmiderleglich bemiefen zc. 
Es iſt fein Ausdrud im legten Jahre mehr gemißbraucht worden, 
als das Wort Boll. Feder hat das darunter verftanden, mas 
erabe in feinen Kram paßte; gewöhnlich einen beliebigen 
Saufen von Fndividuen, die e8 ihm gelungen war, für feine 
Anfiht zu gewinnen. Das wahre preußifche Volk hat in der 
legten Zeit viel Geduld gezeigt und große Leihtgläubigkeit 
ge en Diejenigen, die fich feine Freunde nennen. Aber in ber 
immung über die Abreffe, die uns vorliegt, wird das Voll Material 
ug erhalten, fi darüber aufzuflären, wer zwiſchen ihm und feinem 
Sieben, wer zwifchen ihm und ſeinem Rechte fteht.“ 


22. März. Gegen Bewilligung einer Amneflic. 
(Rebellion und Humanität). 


„Die Gründe, welche mich bei dieſer Frage leiten, find folgende: Die 
Begnadigung oder die Amneftie, oder melden anderen Euphemismus Sie 
anwenden mollen, ift ein Recht der Krone, deſſen Wefen gerade in freier 
und freimilliger Ausübung befteht, wenn e8 überhaupt ein Recht bleiben 
fol. Forderte die Majorität diefer Berfammlung in diefem Augenblid 
die Amneftie von der Srone, fo wiirde e8 wenig mehr als die —2* 
einer vorläufigen Bedingung fein, wenn die Krone darauf einginge. Der 

ite Grund, welcher mich beftimmt, mich gegen die Amneftie augguprechen, 
ft der, daß durch die wiederholten Amneftien das Rechtsbe— 
wußtfein im Volke auf das Tieffte erſchüttert wird. In welchem 
Grade dies felbft bei den gebildetften Ständen bereits der Fall fei, haben 
die Reben zweier. Abgeordneten vor mir hinreichend bewiejen, indem der 
eme die Borgänge nad dem 18. März v. J. fo ind Auge faßte, als fei 
die Obrigkeit von dem, was er Boll nennt, amneſtirt worden, während 
es mir ſcheint, daß der König die Rebellen anmeftirt babe. nfregumg 
auf der Linken) (Mebellen!) Fa, meine Herren, Rebellen! Es wir 
dadurch im Wolke die Dreinung verbreitet, als ob das ganze Staatsrecht 
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auf der Barrikade berube, ala ob ein Jeder, dem ein Geſetz mißfällt, 
oder der es für ungerecht hält, das Recht habe, dies Geſetz als nicht vor⸗ 
handen zu betrachten, — als ob ein jeder, dem es gelingt, eine hinreichende 
Anzahl von Individuen, bewaffnet oder unbewaffnet, zu fammeln, hin⸗ 
reichend eine ſchwache Regierung einzufchlichtern und ihr zu imponiren, 
oder, wenn fie ſich nicht einfchlichtern Täßt, fie Durch Barrikaden fiber den 
Haufen zu werfen, volllommen im Rechte wäre. Mein dritter Grund, 
—— ich gegen die Amneſtie bin, iſt ein bei den Berathungen in 
den Abtheilungen bereit3 genannter, nämlich die Menſchlichkeit. Der 
Brinzipienftreit, welcher in diefem Jahre Europa in feinen Grundveften 
erſchuͤttert bat, iſt ein ſolcher, der ſich nicht vermitteln läßt. Die Prinzi« 
pien beruhen auf emtgegengejegten Grundlagen, die fih von Haufe aus 
einander ausichließen. Das eine zieht feine Nechtsquelle angeblich aus 
dem Bollswillen, in Wahrheit aber aus dem Fauſtrecht der Barrilaben. 
Das andere gründet ſich auf eine von Gott eingefegte Obrigkeit, auf eine 
Dbrigleit von Gottes Gnaden und fucht feine Entwidelung in der orga⸗ 
nifhen Anknüpfung au den verfaffungsmäßig beftehenden Wechtszuftand. 
Dem einen diefer Brin ipe find rer jeder Art beidenmüthige Bor- 
Tämpfer für Wahrheit, —2* und Recht, dem anderen find fie Rebellen, 
die unter Umftänden allerdings durch die Amneſtie gegen ben Arm ber 
weltlichen Gerechtigkeit gejhügt werben konnen. Ueber dieſe Prinzipien 
wird nicht durch die parlamentarifche Debatte, nicht dur Majoritäten 
pon eilf Stimmen eine Entſcheidung erfolgen können; über kurz oder 
lang muß der Gott, der die Schlachten lenkt, die eifernen I der 
Enticheidung darüber werfen. (Beifall auf der Linken.) Es freut mich, 
meine Herren, daß Sie die Wahrheit meiner Worte anerkennen, und uns 
wenigſtens wird dabei die Ueberzeugung bleiben, daß wir in einem Kampfe 
geffrilten baben, deflen Preiß von dem irdiichen Erfolge unabhängig ift. 
(Beifal.) Der Soldat faßt es nicht, daß er einen und denfelben Anf- 
rũhrer mehrmals gefangen nehmen ſoll und vorausfehen muß, daß derfelbe 
fi ihm immer von neuem gegenüberftellen wird; ich fürchte alfo, er wird 
weniger Gefangene machen und die weinerlihe Sentimentalität 
unferes Jahrhunderts, welche in jedem fanatifhen Rebellen, 
in jedem gedungenen Barrifaden-Rämpfer einen Wärtyrer 
findet, wird mehr Blutvergießen herbeiführen, als eine 
firenge und entſchloſſene Gerechtigkeit, wenn fie von Anfang 
an geübt worden wäre, hätte thun können.“ 


10. April. Zur Ablehnung der Beuifchen Kaiferkrone. 


„Die Erllärung, welche wir jo eben von dem Herrn Minifter- 
Präfidenten erhalten haben, beftärtt mich um fo mehr in der Abficht, 
für den Antrag auf Zagedordnung zu ſtimmen. Es ift da8 viertemal 
jeit unferer zweimonatli Sigungszeit, daß und zugemuthet wird, 
unfere Anfichten und Gefühle über eine Brage auszudrücken, welche ver⸗ 
fafjungsmäßig unſerer unmittelbaren Entſcheidung und Beſchlußnahme für 
jet nicht umterliegt. Wir haben daB erftemal in der Antwort auf bie 
Thronrede über die deutfche Frage Gelegenheit gehabt, unfere Meinung 
zu jagen. Nachher haben ung zwei Anträge des Abgeordneten von Binde 
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Beranlaffung gegeben, nicht nur die Anficht der Berfammlung im Ganzen, 
ſendern auch die einer jeden einzelnen Fraction in Anweſenheit Ges 
Miniſteriums Sr. Majeſtät des Königs auszuſprechen. Seitdem ift meines 
Erachtens nichts vorgefallen, was den Stand der Dinge für uns änderte. 
Denn die vechtlofen Meichlüffe, mit welchen die National» Berfammlung 
m Frankfurt ihren Octrayirungs⸗Gelüſten Nachdruck zu geben verſuchte, 
faun ich für uns als vorhanden nicht anerfennen. Eben fo wenig kann 
ich zugeben, daß die Erklärungen von 28 Regierungen, welche zufammen 
6", Millionen oder, wie ich nachher nachweiſen will, 4 bis 5 Millionen 
Unterthbanen haben... . (Stimmen von der Tinten: „Unterthanen?*) 
Ja, Unterthanen..... diefer Regierungen, deren Minifter eilig bemüht 
find, ihre märzerrungenen Stellungen mittelft der konſtitnirten Anarchie, 
welche won Frankfurt aus dargeboten wird, unter Dach und Fach zu 
bringen, — daß, wie gejagt, diefe Erklärungen nicht hinreichend ſchwer 
in's Gewicht fallen, unjere Unfichten da zu ändern, wo es ſich um die 
Zukunft Preußens Handelt. Ich kann aus dem Titel 5, der von den 
Rechten der Kammer Janhell nicht die Ueberzengung entneßmen, daß es 
water Beruf jei, das Land durch Adreſſen, Erklärung von Anfichten und 
Gefühlen zu regieren, daß e3 unfer Beruf fei, in Fällen, wo die Re 
gierung Sr. Majeftät des Königs von den der Krone referpirten Rechten 
einen Gebrauch macht, der einem Theile diejer Berfammlung mipfält, 
dab e3 da unfer Beruf fe, auf die Regierung ein anhaltendes Feuer 
von Adrefien, von Mißtrauensvoten zu eröffnen, bis das Miniftertum 
die Flagge fireiht. Wenn dad Minifterium fi) einem folchen Verfahren 
fügen wollte, dann würde es dadurch anerkennen, daß die Erecntivgewalt 
direlt auf die zweite Kammer übergegangen jei. Es würde anerkennen, 
daß die Minifter nicht Beamte des Königs, fondern Beamte der zweiten 
Kammer feien, und daß dem König einjtmeilen die äußeren Zeichen der 
Macht lediglich verblieben. E3 mag die von Bielen für conftitutionell 
gehalten werden; ich halte das nur für conftituttonell, was verfaflungs- 
mäßig if. In Preußen ift nur das conftitutionell, was auß der 
preußijchen Berjajfung hervorgeht. Mag in Belgien oder Frankreich, 
im Anhalt» Deflau oder da, wo der morgenrötbfiche Glanz der medlenbur- 
giichen Freiheit ſtrahlt, conftitutionell fein, was da will; bier ift nur das 
conſtitutionell, was auf der preußifchen Berfafiung beruht. — Die preußifche 
Berfaflung vom 5. Dezember rechne ich nicht unter die vorzüglichiten, von 
denen die Geſchichte Nachricht giebt; ihr Hauptvorzug ift, daß fie da ift. 
Se läßt der Regierung kaum den nothdürftigen Beftand derjenigen 
Rechte, ohue welche fich überhaupt nicht regieren läßt. Auch fie erfennt 

Prinzip an, daß der Einfluß einer jeden Vollksklaſſe in demſelben 
Make fleigen müſſe, in welchem ihre politifhe Bildung und Urtheils⸗ 
fähigkeit abnimmt, und giebt damit eim ficheres Bollwerk gegen die 
Ariſtokratie der Intelligenz. Indeß, die Frankfurter Verfaſſung bat noch 
tiefer ans dem Brummen der Weisheit jener Theoretiker geichöpft, welche 
ſeit dem contrat social nichts gelernt und viel Dergefien Baben, — 
jener Theoretiker, deren Phantome uns in ſechs Monaten des vorigen 
Sommers mehr an Blut, Geld und Thränen geloſtet haben, als ein 
dremmddreigigjähriger Abjolutigmus. 

Die Frankfurter Verfafſung bringt und unter ihren Gefchenten 
zuerft daß Prinzip der Boltsjouverainetät, fie trägt den Stempel 
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derfelben offen auf der Stirn, fie erkennt es an in der ganzen Art, 
wie die frankfurter Verſammlung uns diefe Berfaffung — ich würde min 
wenn ich zur Linken gehörte, des Ausdrucks „octroyirt” bedienen — fie 
fanctionirt das Prinzip der VBollsfouverainetät am fehlageudften in dem 
Suspenfiv-Beto des Königs, was der geehrte Vorredner Camphauſen 
ausführlicher entwidelt hat, als ich es im Stande und geneigt bin, zu 
thun. Die frankfurter Berfaffung veranlaßt den König, 
feine bisher freie Krone als Lehn von der frankffurter Ber- 
jammiung anzunehmen, und wenn diefe BollSvertreter e8 
dreimal befhliegen, fo bat der König und jeden andere 
Fürſt, der Untertdban des engeren Bundesvolkes geworden 
ift, aufgehört, zu regieren. 

Sie bringt un zweitens die direften Wahlen mit allgemeinem 
Stimmredt. Wenn die Bablbegiele bleiben follen, wie fie find, fo 
werden ungefähr auf einen Wahlbezirf, der zwei Abgeordnete wählen 
fol, 26,000 Urwähler im Durchſchnitt kommen. Ich Frage, ob irgend 
einer der rechten Seite fih im Stande glaubt, 26,000 Wähler, die zer: 
fireut in den verjiedenen Hütten und Bauerhöfen wohnen, parteimäßig 
u organifiren. Den Herren der linken Seite wird es vielleicht leichter 
Bein. Gern räume ich ein, fie organifiren mit mehr Geſchicklichkeit. 

Außerdem ift es leichter, fich darüber zu einigen, was man nit 
will, al® über das, was man bewahren oder an Stelle des jet Bor: 
bandenen will, namentlich jehr leicht ift es, wenn man entfchlofien ift, 
von allem Beſtehenden gar nichts zu laflen. 

Manche werden ihren Troſt darin finden, daß die Tonferpative 
Partei einen Anhaltspunft am Staatenhaufe haben werde. Da finde 
ich num aber, daß mir Preußen fchlecht weggefommen find. Preußen fol 
zum Staatenhaufe 40 Abgeordnete nah Frankfurt ſchicken, alfo 1 auf 
400,000; die Baiern find ſchon mehr werth, da kommt auf 200,000 
einer; Weimar auf 120,000, Hellens Homburg auf 26,000, und Lichten- 
ftein, mas fo viel Einwohner hat, als Schöneberg — bier vor dem 
Hallefhen Thore — mürde im Staatenhanfe denjelben Einfluß ausüben, 
als die Deehrzahl der preußifchen Regierungs⸗Bezirke mit 400,000 und 
mehr Einwohnern. 

Das dritte Uebel, welches uns die franffurter Verfaſſung bringt, ift 
die jährliche Bewilligung des Budget3. Durch diefen Paragraphen ift es 
in die Hände derjenigen Majorität, die aus dem Lottofpiel diefer direkten 
Wahlen hervorgehen wird, und welche nicht die mindefte Garantie bietet, 
daß fie urtheilgfähig oder auch nur von gutem Willen fein wird, — in 
die Hände diefer Majorität ift e8 gelegt, die Staats: Mafchine in jedem 
Augenblid zum Stillftehen zu bringen, indem fie das Budget nicht wieder 
bewilligt, und jo als Konvent die ganze Königliche umd jede andere Macht 
im Staate neutralifirt, und das ſcheint mir im hohen Grade gefährlich. 

Die frantfurter Verfaſſung verlangt ferner von ihrem zukünftigen 
Kaifer, daß er ihr das ganze Deutſchland fehaffe, fo wie es früher den 
deutfchen Bund gebildet hat. E8 wird alfo der König, wenn er Kaiſer 
würde, gendthtigt fein, nach Defterreih u. |. m. SKaiferlih Deutſche 
Kommillare zu hiden. um dort daß Zoll» und Münzweſen u. f. m. zu 
reguliren, die dortigen Armeen in Eid und Pflicht zu nehmen und zu 
verbieten, eine Öfterreichiiche Ylotte anderswo zu balten, als in Fiume 
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oder läng8 der dalmatifchen Hüfte — denn Trieft würde ein Reichshafen 
fein. Es wäre möglich, daß Oefterreich oder ein Staat wie Baiern fi 
dem nicht unterwerfen möchte; dann würde der Kaiſer gendibigt fein, die 
dortigen Fürſten als Rebellen zu behandeln, und etwa an die „That⸗ 
kraft® der Batern gegen das Haus Wittelsbach, oder an die Thatkraft 
der Hannoveraner gegen dad Haus der Welfen zu appelliren. 

Das iſt es wohl, wohin uns die Herren von der Umfturgpartei haben 
wollen. (Große Heiterkeit auf der Linken.) Ich habe Niemand mit diefen 
Worten bezeichnet, der bier im Saale anmelend iſt. Es giebt außerhalb 
genug. (Heiterkeit.) Die Herren von der äußeriten Linken in Frankfurt, 
deren Stimmen man durch ein Marften und Feilſchen mit Prinzipien, 
was ich nimmer billigen kann, in der Kaiferfrage erfauft hat, verlangen 
dies. Es wird nit lange dauern, fo werden die Radikalen 
vor den neuen Kaifer hintreten mit dem Reichswappen und 
ihn fragen: glaubſt Du diefer Adler fei Dir geſchenkt? 

Hat und die Unterwürfigfeit gegen Frankfurt doch ſchon zu der 
wunderlihen Erjcheinung geführt, dag Königl. Preuß. Truppen die Revo⸗ 
Intion in Schleswig gegen den rechtmäßigen Landesherrn vertheidigen, 
daß unfere öjtlihen Brovinzen, in einem Streit um des Kaiſers Bart, 
ın einer ächten Querelle allemande, zum zweiten Mal dur die Blofade 
ruinirt werden, während die Herren in Frankfurt it Einf von den 
Thaten unjerer Krieger in den Zeitungen lefen, mie weit hinten in Dä⸗ 
nemarf die Bölker auf einander jchlagen. 

Ich halte e8 daher für unjerer Aufgabe entfchieden widerftrebend, 
wenn wir die deutſche Frage dadurch noch mehr verwirren, daß wir in 
dem Angenblid, wo Europa anfängt, fih von dem Taumel der Revolution 
a erholen, den frauffurter Souverainetäts-Gelüften, die gerade um ein 
Fahr zu jpät lommen, die Stüge unferer Zuftimmung leihen. Ich glaube, 
daß gerade dann, wenn wir ihnen unfere Unterftügung ver- 
weigern, Preußen um fo eher im Stande fein wird, die 
dentjche Einheit auf dem non der Regierung betretenen Wege 
herbeizuführen. ‘Die Gefahren, welche und dabei entgegenftehen Könnten, 
fürdte ich nit; weil das Recht auf unferer Seite ift, und follten fie 
auch die gebräuchlihe Ausdehnung eines Hederjchen Putſches um das 

hufache überfleigen. Im ſchlimmſten Falle will ich aber, ehe id 
ebe, daß mein König zum Bafallen der politifhen Glaubens» 
genoffen der Herren Simon und Schaffrath herabfteigt, 
lieber, daß Preußen Preußen bleibt. E3 wird als ſolches 
ftet8 in der Lage fein, Deutfchland Gejege zu geben, nicht, 
jie von anderen zu empfangen. Meine Herren! Re babe als 
georbneter die Ehre, die Chur⸗ und Hauptftadt Brandenburg zu vertreten, 
weiche dieſer Provinz, der Grundlage und Wiege der preußiſchen Mo⸗ 
narchie, den Namen gegeben hat, und fühle deshalb mich um jo ftärfer 
verpflichtet, mich der Diskuſſion eines Antrag zu widerſetzen, welcher 
tarauf hinausgeht, daß Staatögebäude, welches Jahrhunderte des Ruhmes 
und der Baterlandsliebe errichtet haben, welches von Grund auf mit dem 
Blute unferer Väter gefittet ift, zu untergraben und einflürzen au laſſen. 
Die frankfurter Krone mag jehr glänzend fein, aber das 
Gold, welhes dem Glanze Wahrheit verleiht, ſoll erft durch 
das Einfhmelzen der preußifhen Krone gewonnen werden, 

Fürk Oißmard. 2 
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und ih habe kein Vertrauen, daß der Umguß mit der Form 
diefer Verfaſſung gelingen werde“ 


Preugen und bie deutſchen Kleinſtaaten. 


6. September. (Zum Drei⸗-Königs-Bündniß. — Das ſpe— 
ziftifhe Preußenthbum und die Armee.) 


„Ich will mir weder erlauben, die Geduld der hohen Kanımer zu 
einer ſtaatsrechtlichen Borlejung in Anjpruch zu nehmen, noch de rebus 
ompibus et quibusdam aliis fprechen. Ich will mich zur Sache halten; 
ich will mich auch weder an die gemüthliche Seite der Frage, noch an 
Ihre deutfchen Herzen wenden, fondern lediglich an den fhlichten Preußen⸗ 
Beritand. Dem erften Theil des Gutachtens der Kommilfion ſchließe ich 
mid an; wenn aud) nicht in derfelben Faſſung, fonderi in der des ver⸗ 
lefenen, von mix mit unterzeichneten Amendements, und zwar deshalb, 
meil ich in dem Umitende, daß ich mit dem Berfafjungd-Emtmurfe, welcher 
dem DreilönigssBertrage zum Grunde liegt, uicht volllommen einver- 
ftanden bin, feinen Grund finden Tann, einem Mintfterium meine - Unter- 
ftügung 3% Ha in welchen ich die Repräfentanten gefellfchaftlicher 
und ftaatliher Eivilifation, gegenüber der Demgkratie, auerlenne und ehre. 
Jedoch kann ich dabei den Wunfch nicht unterbrüden, daß es das letztemal 
fein möge, daß die Errungenichaften des preußifchen Schwerdies mit frei= 
gebiger Hand weggegeben werden, um die nimmerjatten Anforderungen 
eined Phantgm$ zu befriedigen, welches unter dem fingirten Namen von 
Zeitgeift oder öffentliher Meinung die Bernunft der Fürſten und der 
Bölker mit feinem Geſchrei betäubt, bis eher fich ver dem Schatten des 
Anderen fürchtet und Ale vergeflen, daß unter der Löwenhaut des Ge⸗ 
jpenftes eig Weſen ſteckt, von zwar lärmender aber wenig furchtbarer 
Natur. Ich verfenne nicht, daß der Inhalt der Berfaffung bedingt war 
durch frühere Verheißungen, deren Heiligkeit mir eben fo —* ſteht, als 
irgend Jemandem. Ich verkenne nicht, daß die Verfaſſung gegeben iſt in 
einem Augenblicke, wo die politiſche Lage Deutſchlands eine andere war 
als heute, und daß die Verfaſſung vielleicht eine andere geworden wäre, 
wenn man damals die Löſung der politiſchen Wirren in derſelben Klarheit, 
wie jett, bätte vorausſehen fünnen. Aber gerade der Umftand, daß die 
Verfaſſung unter ungünftigen Aufpizien gegeben wurde, veranlaßt mich 
umfomehr, fie nur unter der Bedingung anzuerkennen, daß eine Reviſion 
und die Zuſtimmung der preußifchen Kammer vorbehalten bleib. Es 
verfteht fi daher von felbit, daß ich gegen den leuten Theil de Kom⸗ 
miffions⸗ Entwurfs ftimme. Der Antrag en t mit anderen Worten joviel, 
daß wir, die preußiichen Kammern, die Zukunft unfere® Baterlandes un⸗ 
wiederbringluh on den Beſchluß einer Reichſs-Verſammlung binden follen, 
deren Zufammenjegung wir noch nicht kennen; und an die Entſcheidung 
eine zufünftigen Minifteriums, das wir auch noch nicht kennen; denn 
wer bürgt uns dafür, daß dad Minifterium, das jetzt zu unfer Aller 
Freunde an der Spige der Verwaltung fkeht, zu dem vieleicht jehr ent⸗ 
fernten Zeitpunkt, wo dieſe Frage zur Entfcheidung kommen wird, noch 
diefe Stelle behauptet. Wer bürgt uns dafür, daß es bis dahin nicht 
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Mäunern von derjelben Richtung Platz mache, wie jene, welche vor noch 
nicht Langer Zeit unjerem Könige die abgelehnte Krone von Frankfurt ans 
trugen. Ich balte den Antrag ferner für vorzeitig, weil ich die Exiſtenz 
des fogenannten Dreifönig » Bundes noch nicht h weit gefichert erachte, 
um jein Beftehen unferen Befchlüfien zu Grunde zu legen. Ich erinnere 
an die Borbehalte von Sachſen und Hannover, fie find bekannt; Vorbe⸗ 
Balte jo mwejentluher Natır, daß fie den Rüdtritt diefer Mächte unbes 
fireitbar rechtfertigen, fobald e8 nicht gelingt, alle Staaten Deutichlands 
außer Dejterreih zu den Zutritte zu vermögen. Für den Beitritt von 
Baiern und Württemberg it bisher nur geringe Ausſicht, und ich glaube 
nicht, dag durch die jüngften parlamentariichen Berhandlungen in der 
Sade dieje Auafichten erhöht worden find. 
Die Nachtheile fir Preußen, welche der Entwurf felbft in fich trägt, 
Bat der Abgeordnete Camphauſen in feiner Rede in der erften Sammer, 
von der ich verausjeken kann, daß fie Ihnen allen bekannt fein wird, 
m fo Idlagenber Weiſe auseinandergeſetzt, dag ich dem nichts hinzuzufügen 
brauche. Wach jeinen eigenen Worten verliert der König von Hreugen 
feine Initiative, jein Veto in der Geſetzgebung, er kann wider feinen 
Willen genöthigt werden, Gejegen beizuftimmen, die er migbilligt; Preußen 
verzichtet auf Die freie Dispofition tiber fein Heer und feine Finanzen 
und verpflichtet fich, jeine ſämnitlichen Aktiva aller Art einzumerfen im 
den Koufurd der librigen deutfchen Staaten ohne Gewärtigung eines 
Aequipalents. Das Preußifche Miniſterium würde herabfinten zu einer 
Provinzial-Behörde, unter der Leitung eines Reichs⸗Miniſteriums, welches 
wiederum abhängig ift von einem Parlamente, in deſſen Oberhaufe von 
Rechts wegen und im Unterhaujfe mit Hülfe der einheimifchen Demofratie 
die preußiſchen Intereſſen in der Minorität fein würden, die ehrenpolliten 
und wichtigſten Rechte der preußiihen Kammıer würden auf das Reichs⸗ 
Barlament übergehen, und was bietet man uns als Entichädigung für 
jolche Berlufte, bei denen ich nicht weiß, wie Jemand, der dafür ftinmt, 
fein Botum Preußischen Wählern gegeniiber rechtfertigen mil? Dan 
bietet und die mit einer mageren Exekutive bekleidete Reichs - Vorftand- 
ihaft, welche von Sachſen und Hannover, vielleicht auch von den übrigen 
Staaten de3 engeren Bundes, deren Beitritts-Erflärungen nicht beiliegen, 
als eine ofjene Frage betrachtet wird, ein Vorbehalt, aus dem zu ent- 
nehmen iſt, daß die preußische Vorſtandſchaft von der Seite ftarfe Angriffe 
bei der Nevijion erfahren wird. Sollten wir aus diefem Angriffe ſieg⸗ 
reich hervorgehen, fo babe ich jchon angedeutet, in welcher Art die Prä- 
rogativen diejer Borftandichaft abjorbirt werden von den Berechtigungen 
des deutſchen Bundes, Nun it zwar von der anderen Seite behauptet 
worden, daß der Mächtigere, wenn er mit dem Mindermächtigen im 
einen Bund tritt, ſtets im Stande jein würde, jene Macht, auch wenn 
Me Form der Reprälentation e8 ihm nicht vergönnt, geltend zu machen. 
Dies deutet einerſeits auf die Gejellfehaft mit dem Löwen bin, mir 
fällt augenblidlich der juriftiiche Name nicht em.... (Stimme vom 
Plage: Societas leonina.) Societas leonina, ich dankte Ihnen, (Heiterfeit) 
die anderen Staaten noch mehr wünfchen laſſen könnte, diefem Bindnifje 
fern zu bleiben. Andererfeitd bat die jlingfte Geſchichte gelehrt, dag in 
diejer wunderlicyen Zeit der Starke ſchwach ift durch jeine Bedenklichkeit, 
der Schwache ſiark durch jeine Dreiftigkeit. Ich kann nach diefer Seite 
2* 
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hin fein Yequivalent für unfere Opfer finden, ich muß e8 deshalb Lediglich 
fuchen in dem fchönen Bewußtſein, eine uneigenntigige, edelmüthige Politif 
befolgt, den Bedürfniffen einer nationalen Wiedergeburt entſprochen, die 
hiftortiche Aufgabe Preußens gelöft, den bewegenden Prinzipien des vorigen 
Jahres Rechnung getragen zu haben, und wie ſolche Ausdrüde mehr 
lauten, die mehr (don als ſcharf bezeichnend find. Ich bin der Anficht, 
daß die „bewegenden Prinzipien“ des vorigen Jahres viel mehr foctaler 
als nationaler Natur waren; die nationale Bewegung wäre auf wenige, 
aber allerding$ herporragende Männer in engeren Kreiſen befchräntt ge- 
blieben, wenn nicht dadurch der Boden unter unjeren Füßen erjchüttert 
würde, daß das fociale Element in die Bewegung bineingezogen, daß 
durch falfche Vorjpiegelungen die Begehrlichkeit des Befiglofen nach fremdem 
But, der Neid des minder Begüterten gegen den Weichen aufgeftachelt 
würde, und diefe Leidenfchaften nur um jo leichter Boden gewannen, je 
mehr durch eine langjährige, von oben genährte Freigeiſterei die fittlichen 
Elemente des Widerftandes in den Herzen der Menſchen vernichtet waren. 
Sch glaube nicht, daß diefe Uebelftände durch demokratische Konzeſſionen 
oder durch deutſche Einheitöprojekte werden gehoben werden, die Krankheit 
fist tiefer; das aber beftreite ich, daß in dem preußifchen Volk daß Be⸗ 
dürfniß nach nationaler Wiedergeburt nad) dem Muiter der franffurter 
Theorien irgend vorhanden geweſen fei. Es ift hier heute mehrfach die 
Politik Friedrich’8 des Großen erwähnt und dieje ſogar ibentifizirt morden 
mit dem Antrage der Kommilfion. Dies ift eine Sleichftellung, an Die 
ich nicht glaube; Friedrich IL hätte das Gutachten nicht gemacht ; ich glaube 
vielmehr, daß er fi) an die hervorragendſte Eigenthümlichkeit preußifcher 
Nationalität, an das kriegeriſche Element in ihr, gewandt haben würde, 
und nicht ohne Erfolg. Er würde gewußt haben, daß noch heute, mie 
u dem Zeiten unferer Väter, der Ton der Trompete, die zu den Fahnen 
be Landesherrn ruft, feinen Reiz für ein preußifches Ohr nicht verloren 
bat, mag es fih um eine Vertheidigung unferer Grenzen, mag es fich 
um Preußens Ruhm und Größe handeln. Er hätte die Wahl gehabt, 
ih nah dem Bruch mit Frankfurt an den alten Kampfgenofien, an 
Dejterreich, anzufchließen, dort die glänzende Rolle zu übernehmen, welche 
der Kaifer von Rußland gefpielt hat, im Bunde mit Defterreich den ges 
meinſamen Feind, die Revolution, zu vernichten. Oder e3 hätte ihm frei» 
gefanden, mit demjelben Recht, mit dem er Schlefien eroberte, nad Ab⸗ 
ehnung der franffurter Saiferfrone den Deutfhen zu befehlen, welches 
ihre Verfaffung fein folle, auf die Gefahr hin, das Schwert in die Wag⸗ 
jchale zu werfen. Died wäre eine nationale preußifche Politik geweſen. 
Sie hätte Preußen im erften Fall in Gemeinichaft mit DOefterreih, im 
anderen Yal durch fich allein die richtige Stellung gegeben, um Deutjch- 
fand zu der Macht zu helfen, die ihm in Europa gebührt. 

er vorliegende Verfaffungsentwurf aber vernichtet das 
fpezififche Preußenthbum; damit aber vernichtet er den beften 
Pfeiler deutfher Macht. Wer hat denn das, was in Deutichland 
u balten war, ee Es war wahrlich nicht die Frankfurter Ver⸗ 
—— Vielmehr muß ih auch bier dem Königlichen Kommifſar ent- 
gegentreten, wo er fagt, die franffurter Berfammlung habe Vieles von ung 
abgewehrt. Es ift mir nicht daß Mindefte der Art befaunt, ich weiß nur, 
* das 38. preußiſche Regiment am 18. September das von uns abgewehrt 
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bat, was das franffurter Parlament mitfammt dem Borparlament über 
und beraufbeichworen hatte. Was und gehalten hat, war gerade 
das ipezifilche Preußentbum. Es war der Reſt des verfegerten 
Stodpreugentbums, der die Revolution überdauert hatte, 
die preußijhe Armee, der preußiſche Schag, die Yrüdte 
Langjährige intelligenter preußifher Bermaltung und Die 
lebendige Wechſelwirkung, die in Preußen zwifhen König und 
Volk beftebt. Es war die Anhänglichkeit Der preußijchen Be— 
völferung an die angeflammte Dynaftie, e8 waren die alten 
preußiihen Zugenden von Ehre, Treue, Gehorfam und die 
TZapferfeit, welche die Armee, von deren Knodhenbau, dem 
Officier-Corps, ausgehend, bis zu den jüngften Rekruten, 
durchziehen. Dieſe Armee hegt feine dreifarbigen Begeifterungen, in ihr 
werden Sie ebenjo wenig, als in dem übrigen preußiichen Bolte, das Bes 
dürfniß nach einer nationalen Wiedergeburt finden. Sie ift zufrieden mit 
dem Namen Preußen und ftolz auf den Namen Preußen. Dieſe Schaaren, 
fie folgen dem jchwarzweißen Banner, nicht dem dreifarbigen, unter dem 
ſchwarzweißen fterben fie mit Freuden für ihr Vaterland. Das breifarbige 
haben fie feit dem 18. März als eldzeichen ihrer Gegner kennen gelernt. 
Unter ihnen find die Töne des Preußenliedes, des Deſſauer- und des 
Hohenfriedberger-Marjches wohl gekannt und geliebt, aber ich Babe noch 
feinen preußiichen Soldaten fingen hören: „Was it des Deutjchen Vater- 
land?“ Das Boll, aus dem diefe Armee hervorgegangen iſt, deſſen 
wahrfter Repräjentant diefe Armee ift, nach dem ſchoöͤnen und richtigen 
Ausipruch des Präfidenten der erften Kammer, bat fein Bedürfniß, fein 
preußifches Königthum verſchwimmen zu fehen in der fauligen Gährung 
ſüddeutſcher Zuchtlofigkeit. Seine Treue haftet nicht an einem papiernen 
Reichſs-Vorſtand, nit an einem Sechſtel⸗Fürſtenrath, fie haftet an dem 
lebendigen und freien Könige von Preußen, dem Erben feiner Väter. 
Diejes Voll, meine Herren, was es will, das wollen wir auch mit ihm. 
Ale Redner, melde ich gehört habe, wollen es, nur auf verjchiedenem 
Wege. Wir Alle wollen, daß der preußifche Adler feine Fittige 
von der Memel bis zum Donnersberge jhügend und herr» 
hend ausbreite, aber frei wollen wir ihn ſehen, nicht ge- 
jeſſelt dur einen neuen regensburger Reichstag und nit 
geftugt an den Flügeln von jener gleihmadenden Heden- 
iheere aus Frankfurt, von der wir ſehr wohl uns erinnern, 
daß fie erft in Gotha zu einem friedlihen Inftrumente um— 

ejhmiedet wurde, während fie wenige Wochen vorher im 
— als drohende Waffe gegen das Preußenthum und 
gegen die Berordnungen unſeres Königs geſchwungen worden 
if. Preußen find wır und Preußen wollen wir bleiben; id 
weiß, daß ich mit diefen Worten das Belenntnif der preußir 
ihen Armee, daS Belenntniß der Mehrzahl meiner Lands— 
leute ausfprede, und hoffe ih zu Gott, daß wir auch noch 
lange Preußen bleiben werden, wenn dieſes Stüd Papier 
vergefjen jein wird, wie ein dürres Herbftblatt.“ (Lebhaftes 
Bravo!) 
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Die Krone und das Steuerbewilligungsredt. 


24. September. (Konftitutionalismus und preußiiche Verfafjung. — 
Die Berufung auf Belgien und auf England. — Das 
Recht der Krone in Preußen.) 


„Der Artikel 108 enthält den natürlihen Grundſatz, daß jedes 
Geſetz jo lange befteht, biß e8 durch ein nenes aufgehoben ift. Es würde 
diefe Bedeutung auch dann noch behalten, wenn man, nad Antrag des 
Komniiffiond- Gutachtens, den Kopf, der ſich auf die Steuern fpezicll be- 
geht ftreihen wollte. Es würde feitftehen bleiben, daß die Gefege, welche 

te Einnahmen des Staates und, was ich beſonders hervorhebe, feine 
Ausgaben regeln, daß bie Etats, welche einen integrivenden Theil der 
Gefeg- Sammlung bilden, fortbeftehen, bis fie durch eın neues Gele, mit 
Uebereinftimmung ber drei Gewalten, melche bei der Gejeggebung mitwir- 
ten, aufgehoben werden. Der Kommillions- Antrag wünſcht die dahin 
abzuändern, daß jeder der beiden Kammern in jedem Jahre die Gelegen- 
beit werde, die Steuern zu beiwilligen oder zu verweigern, daß jeder Der 
beiden Kammern eine Waffe in die Hand gegeben werde, die, mit Kon⸗ 
fequenz und Entfchloffenheit gehandhabt, fie in den Stand ſetzte, jedaı 
Wideritand der anderen Yaltoren der Gefeßgebung, der ihr entgegengefett 
werden möchte, zu brechen. Es Liegt auf der Hand, dag dbadurd Der 
Schmwerpunft der Gewalt, die ganze Staatsgewalt felbft, von 
der Krone auf die Kammern und deren Majoritäten übergehen 
würde, und daß der Krone nicht viel mehr übrig bleiben würde, 
als fich der Bollziehung der Kammerbefchlüffe zu befleigigen. 

Als Hauptmotiv zur Rechtfertigung diefer außerordentlichen Ummät- 

ung unfere® Staatörechtes, die leicht von nadhhaltigerer Wirkung fein 
Inte, als die jogenannte März - Revolution, ift von Seiten des Kom⸗ 
miſſions⸗ Entminf3 in den Vordergrund geftellt worden, daß die Konje- 

enz eines aufrichtig conſtitutionellen Syſtems diefes fordert. Meine 
Seren! Das Wort „conftitutionell“ ift eines der Stihwörter, 
die in neuefter Zeit da8 Vorrecht haben, an die Stelle jeden 
Grundes ſich einzuftellen. 

„Wo Griinde Pblen, ftellt zur rechten Zeit das Wort fi ein.“ 

Wo es fih um fo durchgretfende Anordnungen handelt, follte man 
dod wohl fragen, ob fie gerecht oder ungerecht, vernünftig oder unver⸗ 
nünftig, für Preußen nützlich oder ſchädlich ſind? Danach fragt aber 
Niemand; man fragt nım, ob fie für conftitutionell gelten. Aber über 
bie Bedeutung diefed Wortes werden fie felten zwei Menfchen einiz finden, 
jeber befchuldigt feinen Gegner des faljchen Conftitutionaligmus, und eine 
autbentifche Interpretation fehlt. Die Meiften Igpeimen anzunehmen, daß 
Beftinmungen, welche in England, Frantreih, Belgien Gültigkeit Haben 
oder gehabt haben, conftitutionell feien, und aus diefem Grunde, welches 
auch die Folgen davon feien, in Preußen eingefithrt werden müffen. „In 
jenen Ländern wohnt den Kammern das Recht der Steuervermweigerung 
bei, es ift alfo conftitutionell, und wir müſſen es auch alfo haben.” Das 
ift die Schlußfolge, welche ich au dem Kommiſſions⸗Entwurf und aus 
dem Vortrage der Redner, welche vor mir gefprochen haben, habe ent- 
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nehmen können. Die Gründe kommen im Gangen alle auf daffelbe her⸗ 
and, daß 3. B. der geehrte Abgeorbniete von Beckerath — ich glanbe, 
diefer war es — dieſen Paragraph als ven weſentlichſten eier conſtitu⸗ 
tionellen Berfaflung darftellt, auf dem die ganze Berfafiung berube. Es 
ſteht damit in einigem Widerfprucd, daß der geehrte Abgeordnete nachher 
jagt, ex halte die Ausübumg diefes Nechts filr Hochnerrath, aud) wenn es 
als rechtmäßig anerkannt fei. Denn ich kann nicht glauben, daR er an⸗ 
nimmt, daß die ganze Berfafiung auf Hochverrath baſirt je. Er fand 
ferner, daß, wenn die Berfaffung diefen Paragraph nicht fallen ließe, fie 
den Namen einer Conftitution nicht verdiene. Ich will ihn nur darauf 
Jam machen, daß das Wort Eonftitution blos der franzöfiiche Aus⸗ 

druck für „Verfafiung“ ift, und e8 wird nur darauf ankommen, ob wir 
franzöſiſch oder deutich über die Sache Iprechen wollen. Diejer Nebner 
dann angeführt, daß, wenn bie Steuervereigerung der Kammern 
nicht beigelegt werde, er befürchte, daß die Kammern gejährli nad 
Machterweiterung fireben würden; ich fage ihm dagegen, unjere Kammer 
ift ſchon im Begriff, dies zu thun, und zwar in diefem Augenblid, Herr 
von Beckerath bat dann geiagt, Daß er wegen Abmefenheit des Steuer- 
verweigerungsrechts in Preußen bisher mit Beihämung auf andere Na» 
tionen geblidt babe. Ich ftimme mit ihm darin nicht überein, ich habe 
mich nie gefchänt, ein Preuße zu fein, und befonder® wenn ich aus fremden 
Yändern heimgekehrt bin, jo babe ich mich immer recht ftolz und mohl 
gerühlt, dag ich ein Preuße war. ch wollte mir nun noch erlauben, auf 
einen Haupt⸗ Unterſchied unſerer preußiichen Verfaſſung mit der und zum 
Minfter vorgeführten belgischen und franzöfiichen anfmerkjam zu machen. 
Bei uns ift verfafjungsmäßig feit Jahrhunderten ein jelbit- 
ftändiges Königthum, ein Königthum, welches zwar im Kaufe 
der Zeit und namentlich der legten Jahre einen beträdtlidhen 
Theil feiner Rechte auf die Bolfsvertretung übertragen hat; 
aber freiwillig und nidht etwa deshalb, weil, mie Herr 
von Dederath fagt, ihm die Widerftandsfähigfeit fehlte. 
Preußen war volllommen fähig, dem Stoß aus Frankreich 
Widerſtand zu leiften, wenn die Regierung des Königs Dieje 
Widerſtandsfähigkeit hätte benugen mollen, es war ſtark 
genug, trogdem, daß feit Jahren von gewifjen Seiten an der 
Autorität der Krone gerüttelt ift, indeni man den Örundjag 
aufgestellt bat, daß Geſetze, die aus der für die Gejeggebung 
vorgefchriebenen Duelle flojfen, unverbindlich feien für bie, 
melde von ihrer Rehtmäßigleit nit überzeugt wären. 
Zrogdem glaube ich, dag die Widerftandsfähigkeit des preußiichen König⸗ 
thums hinreichend groß geweſen wäre, um biejem Stoße zu widerſtehen. 
“über eben dieſes Rönigt um unterjcheidet ſich dadurch von den conflitu- 
tionellen Dynaftieen in England, Frankreich und Belgien, daß dort die 
Stone, wie ein gemeinjames Volks⸗Sprüchwort jagt: glei einem ges 
ihentten &anl u. ſ. w, aus ben blutigen Händen der Revolution übers 
reicht iſt unter denjenigen Bedingungen, wie nun Die evolution für gut 
fand, jenen — aufzulegen. Die unbedingten Nachahmer jenes 
ü mischen Gonftitutionalisinus jind bisher in Deutſchland micht be⸗ 
ſonders glacklich in ihren Berjuchen geweſen. ‘Die Zerrüttung eines jeßen 
deutſchen Staates hielt ziemlich gleichen Schritt mit der Rachgiebigkeit, 
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welche jeine Regierung gegen Anforderungen in diefer Beziehung bewies. 
In Sachſen und Baden hat man vielleiht am aufrichtigften dem frans 
gölihen Conftitutionalismuß gehuldigt, und gerade da war die Haltlofig- 
eit die größte; und nur dasjenige, was und von den altpreußiichen In⸗ 
flitutionen als Erbihaft aus jener berüchtigten Zeit der 33jährigen 
Knechtſchaft übriggeblieben war, hat uns in den Stand gejegt, das Be- 
ftehen der ftaatlihen Geſellſchaft in jenen Ländern aufrecht zu erhalten. 
Was Frankreich jelbft, da Vaterland aller diefer Theorien, anbetrifit, 
jo jollte man glauben, daß fein Beifpiel eben kein befonders verführerifches 
jei, und daß die Franzofen fih jetzt faum zu den glüdlichften Völkern 
der Erde rechnen möchten mit der Art von Glück, welches durch konſti⸗ 
tutionelle Doftrinen bei ihnen begründet worden ift; ich fehe gerade 
in den jegigen Zuftänden von Frankreich feine Aufforderung, 
und das Nejjusgemand der franzöjiihen Staatdlehren auf 
unjeren gejunden Körper zu zieben. 

Belgien bat den Stürmen des vorigen Jahres widerftanden, und 
deshalb Petrachtet man feine Berfafjung als ein Univerjalmittel gegen jedes 
politiiche Uebel. Meine Herren! Rußland hat jenen Stürmen auch wider 
ftanden. Sch ſehe aljo nit ein, warum Sie mit demijelben Rechte fich 
sicht in Robpreifungen der ruſſiſchen Verfaſſung ergehen wollen. Uebrigens 
it die belgifche Berfajjung erft 18 Jahre alt, ein jehr empfehlendes 
Alter für Damen, aber nicht für Conftitutionen, und ich glaube, Sie 
alle legen fein erhebliches Gewicht auf die Lebenserfahrungen eines Mädchens 
von 18 Jahren, ſelbſt dann, wenn es einmal jo glüdlih oder klug ge= 
weſen wäre, die Bewerbungen eines mauvais sujet abzulehnen. England 
regiert fich, obgleihd dem Unterhaufe dag Recht, die Steuern zu ver- 
weigern, beimohnt, .... die Berufungen auf England jind unjer 
Unglüd; geben Sie uns alles Englifhe, was wir nicht haben, 
geben Sie uns engliſche Gottesfurcht und engliſche Adtun 
por dem Bejege, die gefammte englifche Berfajjung, aber u 
die geſammten Berhältniffe des engliſchen Grundbejiges, 
englijhen Reichthum und engliihen Gemeinſinn, beſonders 
aber ein englijches Unterhaus, kurz und gut Alles, was wir 
nicht haben, dann will ih auch fagen, Sie können uns nad 
engliſcher Weije regieren. 

Aber aus dieſer Möglichkeit würde ih no immer feine Ber» 
pilihtung für die preußijhe Krone entnehmen, fi in die macht» 
loje Stellung drängen zu lafjen, welche die engliiche Krone einnimmt, die 
mehr als ein zierlicher Kuppelſchmuck des Staatsgebäudes erjcheint, während 
ih in der unjrigen den tragenden Mittelpfeiler defielben ertenne. Dann 
vergeilen wir nicht, daß England, nachdem es fi die Grundzüge zur 
Eonftitution im Jahre 1688 gegeben hat, mehr ald 100 Jahre unter der 
Vormundſchaft einer allmädtigen, nur aus wenigen Familien beftehenden 
Ariftofratie geftanden hat. Das Yand hat ſich in dem Beitraume an die 
neuen Formen gewöhnen können, und erft am Ende de vorigen Jahr⸗ 
hunderts ift ein reges parlamentarisches Leben in England entftanden; 
die engliihe Reform aber, in der die Macht der Ariftofratie zum Theil 
anz, zum Zheil jcheinbar gebrochen ift, ift jünger, als die belgiſche Ver⸗ 
Ffeng und es ſteht nocd zu erwarten, ob ſich dieje Reform-Eonftitution 
eben jo durch Jahrhunderte bewähren wird, mie die jrühere Herrichait 
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der engifchen Ariftofratie. Es wird häufig auf unjeren politifchen Bildungs- 
mrogeh das Sprühmort angewandt: Wenn wir ſchwimmen lernen 
wollen, müjfen wir ins Waffer gehen; das mag wahr fein, aber ih 
ſehe niht ein, warum Jemand, der ſchwimmen lernen will, gerade 
da bineinjpringen foll, wo das Waffer am tiefften ift, weil ſich 
dort etwa eim bewährter Schwimmer mit Sicherheit bewegt. Uns fehlt 
der ganze Stand, der in England die Politit macht, der Stand der 
wohlhabenden und deshalb konſervativen, von materiellen Intereſſen unab⸗ 
bängigen Gentlemen, deren ganze Erziehung dahin gerichtet ift, daß fie 
engliihe Staat3männer werden, und deren ganzer Lebenszweck ift, an dem 
Gemeinwefen von England ſich zu betheiligen; die Gebildeten bei uns 
find mit weniger Ausnahme fo an den Materialismus des Privatlebens, 
an ihre Häußlichkeit, gebunden, daß es den Meiften jchwer erträglich fein 
wird, fi) an den parlamentarifchen Gejchäften auf die Dauer zu betheilis 
gen, wen diefelben in der anhaltenden Weije betrieben werden follen, wie Dies 
un den legten drei Jahren der Fall gemejen. Sch fürchte deshalb, dag wir 
Gefahr laufen, einen großen Theil der Stellen hier in Zufunft eingenommen 
zu fehen von ſolchen, die zu Haufe nichts zu verlaſſen haben und mit dem 
Zmwede hierher fommen, in irgend einer Beziehung ihre Rage zu verbeifern. 
Es it vorher darauf bingemiefen morden, daß das Wahlgefeg ein 
beſſeres werden müfle, als e3 jet ift, und zwar von einer Seite, wo ich 
dad Zugeftändmiß freudig acceptire. Indefjen geben Sie und das befte Wahl« 
geſetz, jo babe ich doch noch keine fihere Garantie, daß wir den hohen Grab 
der Intelligenz und uneigennüßigen Vaterlandsliebe, der fich in der Majorität 
der jegigen Kammer vereinigt, in einer anderen Kammer wiederfinden werden. 
Ih kann in Der Lotterie der Wahlen, mit Hinblid auf den politifchen Zu⸗ 
ſiand des Baterlandes, feine Bürgfchaften (ie die mich berechtigen, die un- 
engeihränfte Diepojition über Fand und Leute in Preußen in die Hände 
derjenigen Verfammlungen zu legen, welche aus dieſem Sazardipiel her⸗ 
vorgehen mögen. Wir verlangen, wenn Jemand fiber eine Bagatelle zu 
Bericht figen oder in dem Getriebe der Verwaltung mitarbeiten fol, einen 
hoben Grad von Bildung, ftrenge Eramina. Sollen mir dagegen die Ents 
ſcheidung über Die — * Fragen der Politik und der efesgebung in 
letzer Iuſtanz in die Hände von Majoritäten legen, deren Zufammenfegung 
mehr durch den Zufall ala durch die Brauchbarkeit ihrer Mitglieder bedingt 
M? Es liegt und Allen die Erinnerung nahe, wie in einer der wichtigften 
drogen der inneren Politit die Entfcheidung an dem feidenen Faden hing, 
ob ein Abgeordneter der Rational-Berfammlung fein Botum mährend der 
Abſtimmung zum drittenmale ändern würde oder nicht, und aus der vorigen 
Kammer ift Ihnen erinnerlich, wie bedeutende Abftimmungen durch den 
Zufall entichieden wurden, daß ein Kranker aus dem Bette geholt werden 
Ionnte, um jein Botum abzugeben. Bon fohen Mifdren, meine Herren, 
darf Preußens Geſchick nicht in legter Inſtanz abhängig fein. Die Grund» 
lage unferer Berfaſſung bildet die Gleihberehtigung der Krone, 
der erſten und der zweiten Kammer in der Gefeggebung. Aendern 
Sie diefe Gleichberehtigung zum Nahtheil der Krone, ent- 
ziehen Sie die Geſetzgebung über Steuern, über deren Ein- 
nahme und Ausgabe, diejer allgemeinen Regel, fo vernichten 
Sie die Selbftändigeitder Krone zu Gunſten von Majoritäten, 
deren Geltung auf der gewagten Boraußfegung beruht, daß 
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ein jeder einzelne der zulünftigen preußifhen Abgeordneten 
"in der Lage fein werde, fih über alle Fragen der Botitit und 
Gefehgebung ein unabhängiges und unbefangenes Urtheil 
zu bilden, 

Das Kommifliond- Gutachten bofft, daß fein Mißbrauch mit diefem 
Steuerverweigerungd » Hecgt getrieben werde. Ich theile diefe Hoffnung 
auf feine Weiſe. Sch kann mir im Gegentheil eine Zufammenfegung der 
Kammern denken, wo ich den leichtfinnigften Mißbrauch mit Gewißheit 
vorausſehe. E8 bat fich der geehrte Borredner auch deshalb anf das Bei⸗ 
fpiel von fremden Staaten berufen, und and) Andere haben gefagt, e8 fei 
dort von diejer Berechtigung felten oder niemals Gebrauch gemacht worden. 
Das bat feinen natürlichen Grund darin, weil jedes Mintfterium, ohne 
es auf dieſe Ertremität ankommen zu laffen, vorher abtritt, denn das 
Bewußtſein, dag eine Kammer diejes legte Zwangsmittel 
in Händen bat, ift biureihend, die Vertreter der Krone in 
Untermwürfigleit gegen die Gebote der Kammer zu halten. 
Sch begreife nicht, wie diejenigen, die dieſes Syſtem auch bei uns ein- 
führen wollen, trogdem fo häufig von einem ftarlen Königthum fprechen 
können, und welchen Begriff fie danıit verbinden. Es beißt ferner, daß, 
menn die Kammern dazu geneigt wären, mit ihren Rechten Mißbrauch 
u treiben, diefes eben —* bei Bewilligung der Ausgaben als bei den 
Einnahmen möglich fein würde. Ich erlaube mir, darauf zu eriwidern, 
daß die Möglichkeit Eines Mißbrauches nicht dazu berechtigt, einen zweiten 
u erleihtern. Außerdem tjt diefer Fall nach meiner Auffaſſung vom $. 98 

er Berfaflung vollitändig vorgejehen. Nach $. 98 beruhen die Ausgaben 

ebenfalld auf Geſetzen, und wir haben gejegliche Beftimmungen der Etats 
über die Ausgaben, und diefe Geſetze können eben jo gut, wie andere, 
nur durch neue Geſetze geändert werden. Ich würde lebhaft wünjchen, 
daß es dabei bleibt, indem ich befürchte, daß das preußiiche Bolt in 
Zukunft eben jo gut des Schugeß einer fräftigen Krone gegen 
die Kammer bedürfen wird, als umgelehrt. 

Der nerehrte Abgeordnete für NRofenberg bat vorher erwähnt, es 
tomme bei der Abftinmung über diefen Paragraphen darauf an, ob wir 
eine Verfaffung haben wollen oder nit. Es jcheint ihm aljo die Ber- 
fafjung vom 5. Dezember, fobald der $. 108 beibehalten würde, gar feine 
Berfaffung mehr Er jein, was zu der Annahme berechtigen würde, daß 
wir bisher ohne Berfaffung leben. Ich glaube, der verehrte Abgeordnete 
wird bei Ziehung diefer Konfequenz felbit einjehen, daß feine Behauptung 
etwas zu weit ging. Er bat dann die Anſicht geäußert, dag, wenn diejer 
Paragraph beibehalten werden folle, man lieber dem Könige daB Recht 
zugeitehen möge, die Steuern nad) dem Bedürfniß felbft aufzuerlegen. 
So weit in reactionärer Richtung gebt außer ihm wohl Keiner in diefer 
Kammer. Wir alle wollen nur, daß beftehende Steuern nicht 
ohne Bewilligung der Krone abgeschafft werden; aber eben- 
fomwobl, Daß Aenderungen in der Befteuerung nicht ohne Be— 
williguug der Kammern eintreten Dürfen. Eine Aeußerung des 
germ Abgeordneten für Nojenberg bat mich um feinetwillen geſchmerzt. 

r fagt, er könne den ganzen Beſtand des Staates nur auf verfaflungs- 
mäßig geficherte Nechte bafiven, nicht aber auf Pietät gegen ein gefröntes 
Haupt. Ich glaube, wenn auch der $. 108 beibehalten wide, in der ganzen 
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Verfaffung vom 5. Dezember und den übrigen Geſetzen des vorigen Jahres 
bleiben noch papierne Beftimmungen genug, um dem Herren Abgeord- 
neten zu geftatten, fid) vor dem ihm unficer und fchlüpfrig fcheinenden 
Boden der Pietät fern zu halten.“ 


15. Novbr. Die Eivilehe und das chriſtliche Volksbewußlſein. 


„Schon die große Anzahl der Petitionen, die gegen Art. 16 einge 
gangen find, zeigen ums, daß wir zu einem Artikel gelangt find, der un⸗ 
unttelbar und Gdärfer in das praftiiche Reben einfchneidet, al3 die meiften 
Borlagen, welche uns in den lettten Tagen befchäftigt haben, von denen 
em Theil jo allgemeiner Natur mar, daß er von einer Seite ber als 
Bhrafe bezeichnet worden ift, und zwar von einer Seite her, die ich denn 
doch darauf aufmerffan machen möchte, daß gerade die Phrafe den 
fhönften Shmud einer conftitntionellen Berfaffung abgiebt, 
dem Schleier vor dem Bilde von Sais vergleidbar; zer- 
reißen Sie ihn ganz, fo werden Sie den Augen gar Mander 
die in die tieferen Geheimniſſe des Eonftitutionalismng 
noch nicht eingeweiht find, zeigen, daß das Idol, welches 
wir in diefen Räumen verehren, nicht ganz das war, welches 
fte hinter dem Schleier zu finden bofften. Auch den Artikel 11, 
in welchem Sie die vollfländigfte Freiheit des religiöſen Belenntnifjes 
geroährleiftet haben, machen Ste, meines Erachtens, zur Phrafe, wenn 
Eie von den Belennern der chriftlichen und in specie der evangelifchen 
Kirche verlangen, daß fie fich erft den Erforderniffen Ihrer conftitutionellen 
Glaubens⸗ Artitel unterwerfen follen, ehe Sie ihnen geftatten, den Segen 
der Kirche, durch den allein die Gültigteit der Ehe bei uns bedingt wird, 
za empfangen. Ste haben den chriftlichen Religionsgeſellſchaften diejelbe 
conftitutionelle Berechtigung auf Grund des allgemeinen Vereinigungs- 
rechtes verliehen, wie den demofratiichen Klubs, und das ift viel heut zu 
Tage. Site jhmälern diefe Gleichheit aber zum Nachtheil der Religions⸗ 
geleilichaften, wenn Sie die Erlaubniß zu der feierlichen Handlüng, welche 
isher den Bund der Ehe bei und einfegnet und die Gültigkeit deſſelben 
bedingt, abhängig machen von dem gerichtlichen Akt eines Dorffchreiberg, 
in deſſen Hände die Braut in Zukunft ihr Treugelöbniß niederzulegen 
bat. Sie geftatten freilich denjenigen, die fich perjönlich dazu gedrungen 
fühlen, fi noträgtio auch kirchlich trauen zu laflen; Sie. geftatten 
der Kirche, die Schleppenträgerin der fubalternen Büreau- 
Iratie zu werden; Sie geftatten dem Pfarrer, daß verbeirathete Paar 
vor dem Altare erjcheinen zu iaflen, und den verbeiratheten Mann zu 
fragen, ob er feine ihm gefeßlich bereit3 angetraute Frau zur Frau nehmen 
will oder nicht, eine Frage, die er mit „nein“ gefeglich nicht mehr beant- 
worte kann. Sch glaube, daß ſich nicht alle Geiftliche im Lande dazu 
ber wöärden, die bisher heilig gehaltene Ceremonie der kirchlichen 
Zrounng auf dieſe Weiſe zur leeren Förmlichkeit herabzumürdigen. Wollen 
Sie aber diefer Ceremonie den Charakter leerer Förmlichkeit nehmen, fo 
uüflen Sie im Namen der Religiondfreiheit die enangelifche Kirche nöthigen, 
ihr bisheriges Trauungsritual zu ändern. Die Eiwil-Ehe ift in eimer 
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mwefentlich anderen Rage in denjenigen Rändern, wo, wie z. B. in Holland 
oder Schottland, fie fi durch Gewohnheit im Beſitz befindet, oder in denen, 
wo, wie in dem napoleoniichen Frankreich und in dem Zubehör deſſelben, 
welches uns bier als Mufter aufgeftellt worden ift, die Civilehe in Folge 
einer Geſetzgebung eingeführt worden ift, welche in religiöfer Beziehung 
tabula rasa eine völlige Xeere und Zerfahrenheit vorfand, alfo auch fein 
entgegenftehendes Gefühl dabei verlegen konnte. Anders ift e& bei uns. 
Bet uns tritt die Civil⸗Ehe der Iirchlihen Trauung feindfelig und gemifler- 
maßen erobernd in dem Bemußtfein des Volles gegenüber. Indem Gie 
die Civil-Ehe einführen, ordnen Sie an, daß der kirchliche Segen, der 
bisher die Gültigkeit der Ehe allein vollftändig bemirkte, als unnützes 
Zubehör bei Seite gefchoben werden foll; Sie verordnen, daß der Pfarrer 
dem Schreiber, der Altar dem Polizeibürean Plag machen fol. Wie tief 
Sie damit in die religiöfe Anihauung, in die Gefühle des Volles ein- 
reifen, das beftätigen “Ihnen die Petitionen, nicht nur ihrer Anzahl nad), 
ondern aud ihrer Ausdrudsmweife nad. Es find mir heute noch einige 
achtzig Petitionen in sang auf dieſen Gegenſtand zugegangen aus dem 
Kreiſe Grüneberg, aus dem Warthebruch, aus —— und aus dem 
Sternberger Kreiſe. Die Ausdrucksweiſe in dieſen Petitionen iſt eine von 
der Ausdrucksweiſe der Petitionen, die gegen ſonſtige Artikel der Verfaſſung 
gerichtet waren, jehr abweichende. Die Worte des Befremdens, der tiefiten 

ntrüftung, der Erbitterung find das mefentlihe Ingredienz diefer Peti⸗ 
tionen, welche ich mir erlaube auf den Tiſch des Hauſes niederzulegen. 
Ich glaube nicht, daß es Aufgabe der Gefeggebung fein fann, 
das, was dem Bolfe heilig ift, zu ignoriren. Ich glaube im 
Gegentheil, dag, wenn die Gefeggebung das Volk lehren 
und leiten will, es ihre Aufgabe tft, dahin zu wirken, daß 
das Volksleben ſich in allen Jerhältniffen fett aufden Stab 
des Glaubens an die Segnungen der Religion flüge, nicht 
aber diefen Stab da, wo er vorhanden tft, als ein unnützes 
Zubehör von Obrigfeitswegen verwerfe, und fo die Achtung 
por der Kirche und den religiöfen Einrihtungen da, wo fie 
tiefe Wurzeln indem Volksſleben geſchlagen hat, untergrabe, 
und dies in einer Zeit, die und mit blutiger Schrift gelehrt 
bat, daß da, wo e8 den Kreigeiftern, die ich gebildet nennen, 
gelungen ift, ihre Gleihgültigfeit gegen jedes pofitive Be- 
enntniß den großen Maſſen inſoweit mitzutheilen, dag bei 
ihnen von dem Chriftentbum als fhaler Bodenjag nur eine 
zweidenutige Moral: Bhilofophie übrig geblieben ift, dag da 
nur das blanke Bajonett zwiſchen den verbrederifchen Leiden: 
haften und dem friedligen ürger fteht, daß da der Krieg 
Aller gegen Alle keine Fiction ift. Haben Ste dem Menſchen den 
geoffenbarten Unterjchted zwiſchen qut und böfe, den Glauben daran ge 
nommen, fo können Sie ihm zwar bemweifen, daß Raub und Mord durch 
die Gejege, welche die Befigenden zum Schutze ihres Eigenthums und 
ihrer Perfon gemacht haben, mit fchweren Strafen bedroht werden, aber 
Sie werden ihm nimmermehr beweijen, daß irgend eine Handlung an und 
für fich gut oder böfe fei. Ich habe im dieſer Zeit manchen Lichtfreund 
zu der Inden Erfenntnig kommen fehen, daß ein gewiſſer Grad von 
pofitivem Chriftentbum dem gemeinen Manne nöthig fei, wenn er nicht 
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der menſchlichen Geſellſchaft gefährlich werden jol. So lange dieje unflaren 
Belenner der Humanttät3- Religion nicht zu der Weberzeugung gelangt 
imd, daß ihnen felbft dieſer „gewiſſe Grad“ am allernäthig en fei, fo lange 
fann ich mich nicht des traurigen Gedankens ermehren, daß es uns noch 
lange nicht fchlecht genug gegangen if. — — 

As ein wirkliches Bedürfniß kann ich die Civil-Ehe nur bei den Re⸗ 
'ormjaden ancrfennen. Für einen wahren Juden wird die Ehe mit einer 
Chriftin eben ſo gut eine fittliche Unmöglichkeit fein, wie umgelehrt ; wollen 
aber diefenigen Juden, welche nicht mehr Juden find, jondern fich fälfch- 
liherweife Juden nennen, mit denjenigen Chriftinnen, welche ſich fälſchlich 
Chriſtinnen nennen, cioiliter ſich zuſammenthun Lajfen, jo mag man ihnen diefe 
Ausnahme geftatten. Aber wunderbar finde ich es doch, wegen diefer wenigen 
Renegaten einer Bevölkerung von Millionen, die dem Glauben ihrer Väter 
treu geblieben ſind, einen Toldhen unerhörten Zwang auflegen zu wollen. 
Ich lann in der That einen Grund dafür, daß auch felbit viele unter 
und diefer Knechtung im Namen der Freiheit das Wort reden, faum 
anderswo finden, al3 wiederum in der viel gerügten Nachbeterei fremder 
Zuflände. In den conftitutionellen Mufterftaaten, in Frankreich und in 
Belgien, befteht die Civil» Ehe beiläufig neben der Verfaffung; da fünnte 
ſfich vieleicht mancher unter uns wieder ſchämen, ein Preuße zu fein, jo 
lange wir nicht auch die Civil-Ehe haben, denn das Ausländiſche hat 
immer einen gewiß vornehmen Anſtrich ſür und. Es fcheint einmal zur 
Tolftändigfeit des Syſtems zu gehören, defjen höchſte politifche Weisheit 
fh darin dofumentirt, daß die Entſcheidung unjerer Lebensſragen davon 
abhängig gemacht wird, ob von 153 Menſchen, die auß den Zufällen der 
Zahl hervorgegangen find, Einer an einem beftinmten Tage an Rheu⸗ 
matismus leidet oder einen Termin abhalten muß. Es jcheint zur Ver⸗ 
vollſtändigung dieſes Syſtems auch die Eivil-Ehe zu gehören, fie mag 
nun die Gerühle des Vollkes verlegen oder nicht. Man wäre verjucht, 
dieſem Syſteme eine heitere Seite abzugewinnen, wenn es nicht gerade 
unſer Baterland wäre, welches diefen Experimenten franzöfiicher Eharla- 
tanerien unterbreitet wird. Man hat uns im Laufe der Diskuſſion von 
dieſer Stelle geiagt, daß Europa uns für ein Voll von Denkern halte, 
Deine Herren! Das war früher. Die Volksvertretungen der legten zwei 
Jahre haben uns um bieten Ruf gebracht, fie haben dem enttäufchten 
Europa nur Ueberfeger franzöfiiher Makulatur, aber feine Selbftdenfer 
gzeigt. Es kann fein, daß, wenn auch die Civil-Ehe ſich Ihrer Majo- 
ntät erfreut, Died dahin führen wird, daß das Volk aufgellärt wird über 
den Schwindel, defien Beute es iſt; daß ihm die Augen aufgehen, menn 
Um eines feiner uralten chriftlihen Grundrechte nad dem anderen ges 
nommen wird; das Recht von chriftlichen Obrigfeiten regiert zu werden, 
das Net, feinen Kindern in Schulen, deren Beſuch und Unterhaltung 
Zwangäpflicht ſur Be Eltern ift, eine riftliche Erziehung gefichert 
zu willen, das Recht, fi auf die Weife chriftlich zu verehelichen, welche 
kin Glaube von jedem fordert, ohne von conftitutionellen Ceremonien ab» 
bängig zu fein. 
| —1** wir auf dieſem Wege ſo fort, machen wir den 
Art. 11, die Gewährleiſtung eines jeglichen Kultus, inſoweit 
zrr Wahrheit, daß wir auf den Kultus derjenigen demolras 
then Shwärmer, die in den jüngften Berfammlungen ihren 
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hin fein Yequivalent für unfere Opfer finden, ich muß es deshalb Lediglich 
fuchen in dem fchönen Bewußtfein, eine uneigenniigige, edelmüthige Politik 
befolgt, den Bedürfniften einer nationalen Wiedergeburt entfprochen, die 
biftortiche Aufgabe Preußens gelöft, den bewegenden Prinzipien des vorigen 
Jahres Rechnung getragen zu haben, und wie ſolche Ausdrüde mehr 
lauten, die mehr (don als ſcharf bezeichnend find. Ich bin der Anficht, 
daß die „bewegenden Prinzipien“ des vorigen Jahres viel mehr focialer 
als nationaler Natur waren; die nationale Bewegung wäre auf wenige, 
aber allerdings berporragende Männer in engeren Kreiſen befchränft ge« 
blieben, wenn nidht dadurch der Boden unter unferen Füßen erſchüttert 
würde, daß das fociale Element in die Bewegung bineingezogen, daß 
durch Falfche Vorjpiegelungen die Begehrlichkeit des Befiglofen nad) fremdem 
But, der Neid des minder Begüterten gegen den Reichen aufgeftachelt 
würde, und diefe Leidenfchaften nur um jo leichter Boden gewannen, je 
mehr durch eine langjährige, von oben genährte Yreigeifterei die fittlichen 
Elemente des Widerftandes in den Herzen der Menjchen vernichtet waren. 
glaube nicht, Daß dieſe Uebelftände durch demofratifche Konzeifionen 
oder durch deutjche Einheitöprojette werden gehoben werden, die Krankheit 
fügt tiefer; das aber beftreite ich, daß in dem preußiichen Volk da8 Be⸗ 
dürfniß nach nationaler Wiedergeburt nah dem Muſter der franffurter 
Theorien irgend vorhanden geweſen fei. Es ift bier heute mehrfach Die 
Politik Friedrich’8 des Großen erwähnt und dieſe jogar identifizirt worden 
mit dem Antrage der Kommilfion. Dies iſt eine Sleichftellung, an die 
ich nicht glaube; Friedrich II hätte das Gutachten nicht gemacht; ich glaube 
vielmehr, daß er fi) an die herporragendfte Eigenthümlichkeit preußifher 
Nationalität, an das feiegerifche Element in ihr, gewandt haben würde, 
und nit ohne Erfolg. Er würde gewußt haben, daß noch heute, mie 
u den Zeiten unferer Väter, der Ton der Trompete, die zu den Fahnen 
bes Landesherrn ruft, feinen Reiz für ein preußiſches Ohr nicht verloren 
bat, mag es fih um eine Bertheidigung unferer Grenzen, mag es fich 
um Preußens Ruhm und Größe handeln. Er hätte die Wahl gehabt, 
ih nah dem Bruch mit Frankfurt an den alten SKampfgenofien, an 
Defterreich, anzufchließen, dort die glänzende Rolle zu übernehmen, melche 
ber Kaifer von Rußland gejpielt hat, im Bunde mit Defterreich den ges 
meinjamen Feind, die Nenolution, zu vernichten. Oder e3 hätte ihm frei- 
eftanden, mit demjelben echt, mit dem er Schlefien eroberte, nad} Ab⸗ 
ehnung der franffurter Kaijerfrone den Deutſchen zu befehlen, welches 
ihre Verfaffung fein folle, auf die Gefahr hin, das Schwert in die Wags 
ichale zu werfen. Dies wäre eine nationale preußifche Politik geweſen. 
Sie hätte Preußen im erften Fall in Gemeinfchaft mit Defterreih, im 
anderen Yal durch ſich allein die richtige Stellung gegeben, um Deutjch- 
land zu der Macht zu helfen, die ihm in Europa gebührt. 
er vorliegende Berfaffungsentwurf aber vernichtet das 
ſpezifiſche Preußenthum; damit aber vernichtet er den beften 
Pfeiler deutfher Macht, Wer hat denn das, was in Deutfchland 
u halten war, gehalten? Es war wahrlich nicht die franffurter Bers 
— Vielmehr muß ih auch hier dem Königlichen Kommifjar ent» 
gegentreten, wo er jagt, die frankffurter Berfammlung habe Vieles von uns 
abgewehrt. Es ift mir nicht das Dindeite der Art bekaunt, ich werk nur, 
* das 38. preußiſche Regiment am 18. September das von uns abgewehrt 
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bat, was das franffurter Parlament mitfammt dem Borparlament über 
and heraufbeſchworen hatte. Was uns gehalten hat, war gerade 
da8 ipezifijche Preußentbum. Es war der Reft des verfegerten 
Stodpreußenthbums, der die Revolution überdauert hatte, 
die preußifche Armee, der preußifhe Schag, die Früchte 
Langiäh riger intelligenter preußifcher Verwaltung und die 
lebendige Wechſelwirkung, die in Preußen zwifhen König und 
Volk beftebt. Es war die Anhänglichleit der preußiſchen Be- 
pölferung an die angeſtammte Dynaftie, e8 waren die alten 
preußifhen Tugenden von Ehre, Treue, Gehorſam und die 
Tapferkeit, welche die Armee, von deren Knodhenbau, dem 
Officier» Corps, ausgehend, bis zu den jüngiten Rekruten, 
durchziehen. Diefe Armee hegt feine dreifarbigen Begeifterungen, in ihr 
werden Sie ebenjo wenig, ald in dem übrigen preußiichen Volle, da8 Be: 
dürfniß nad) einer nationalen Wiedergeburt finden. Ste ift zufrieden mit 
dem Namen Preußen und ftolz auf den Namen Preußen. Dieſe Schaaren, 
fie folgen dem jchwarzweißen Banner, nicht dem dreifarbigen, unter dem 
ſchwarzweißen fterben fie mit Freuden für ihr Baterland. Das dreifarbige 
haben fie jeit dem 18. März als Feldzeichen ihrer Gegner kennen gelernt. 
Unter ihnen find die Töne des Preußenliedes, des Deſſauer- und des 
Hohenfriedberger- Marjches wohl gelannt und geliebt, aber ich habe noch 
feinen preußijchen Soldaten fingen hören: „Was iſt des Deutjchen Bater- 
fand?” Das Bolt, auß dem diefe Armee hervorgegangen iſt, defien 
wahrfter Repräjentant diefe Armee ift, nah dem fhönen und richtigen 
Ausſpruch des Präfidenten der eriten Kammer, hat fein Bebürfniß, fein 
preußijches Königthum verfhwimmen zu fehen in der fauligen Gährung 
ſüddeutſcher Zuchtlofigfeit. Seine Treue haftet nicht an einem papiernen 
Reichs-Vorſtand, nit an einem Secdjftel- Fürftenrath, fie haftet an dem 
lebendigen und freien Könige von Preußen, dem Erben feiner Väter. 
Diejes Voll, meine Herren, was es will, daß wollen wir aud) mit ihm. 
Ale Redner, melde ich gehört habe, wollen es, nur auf verjchiedenem 
Wege. Wir Alle wollen, daß der preußifche Adler feine Fittige 
von der Memel bi zum Donnersberge ſchützend und berr- 
ſchend außbreite, aber frei wollen wir ihn jehen, nicht ge— 
fejlelt dur einen neuen regensburger Reichstag und nicht 
geftugt an den Flügeln von jener gleihmadhenden Heden- 
iheere aus Frankfurt, von der wir jehr wohl und erinnern, 
daß ſie erfi in Gotha zu einem friedlichen Inftrumente um— 
ejhmiedet wurde, während fie wenige Wochen vorher im 
Frankfurt als drohende Waffe gegen das Preußentbum und 
gegen die Berordnungen unferes Königs gefhmwungen worden 
ft. Breußen find wir und Preußen wollen mir bleiben; id} 
weiß, daß ich mit diefen Worten das Belenntniß der preußie 
ihen Armee, das Belenntniß der Mehrzahl meiner Lands— 
leute ausfprede, und hoffe ih zu Gott, daß wir aud nod) 
lange Preußen bleiben werden, wenn dieſes Stüd Papier 
pergefjen jein wird, wie ein dürres Herbſtblatt.“ (Xebhafte® 
Bravo!) 
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Die Krone und das Steuerbewilligungsrecht. 


24. September. (Konjtitutionalismus und preußiiche Verfafjung. — 
Die Berufung auf Belgien und auf England. — Das 
Recht der Sirone in Preußen.) 


„Der Artikel 108 enthält den natürlichen Grundfag, daß jedes 
Geſetz fo lange befteht, bis es et ein neues aufgehoben iſt. Es würde 
diefe Dedeutung auch dann noch behalten, wenn man, nad) Antrag des 
Kommiſſions⸗Gutachtens, den Kopf, der fi auf die Steuern fpeziell be- 
geht, ftreichen wollte. Es würde feftftehen bleiben, daß die Geſetze, welche 

te Einnahmen des Staates und, mas ich beſonders hervorhebe, feine 
Ausgaben regeln, daß die Etats, welche einen integrirenden Theil der 
Geſetz⸗ Sammlung bilden, fortbeftehen, bis fie durch ein neues Geſetz, mit 
Uebereinftimmung ber drei Gewalten, welche bei der Gejeggebung mitwir- 
fen, aufgehoben werden. Der Kommiffions- Antrag wünſcht dies dahın 
abzuändern, daß jeder der beiden Kammern in jedem ‚Jahre die Gelegen- 
beit werde, die Steuern zu bewilligen oder zu verweigern, daß jeder der 
beiden Kammern eine Waffe in die Hand gegeben werde, die, mit Kon⸗ 
fequenz und Entfchloffenheit gehandhabt, de in den Stand ſetzte, jeden 
Widerftand der anderen Yaltoren der Gejeßgebung, der ihr entgegengefegt 
werden möchte, zu brechen. Es liegt auf der Hand, daß dadurd der 
Schwerpunkt der Gemalt, die ganze Staatsgemwalt jelbft, vou 
der Krone auf die Kammern und deren Majoritäten übergeben 
würde, und dag der Krone nicht viel mehr übrig bleiben würde, 
als fich der Bollziehung der Kammerbefchlüffe zu befleißigen. 

Als Hauptmotiv zur Nechtfertigung diefer außerordentlichen Ummäl- 
ung unſeres Staatsrechtes, die leicht von nachhaltigerer Wirkung jein 
Önnte, als die jogenannte März -Pevolution, ift von Seiten des Kom⸗ 
miſſions⸗ Entwinf3 in den Vordergrund geftellt worden, daß die Konſe⸗ 
quenz eines aufrichtig conftitutionellen Syſtems dieſes fordert. Meine 
Herren! Das Wort „conftitutionell“ ift eines der Stichwörter, 
die in neutefter Zeit das Borrecht haben, an die Stelle jeden 
Grundes ſich einzuftellen. 

„Wo Gründe fehlen, ſtellt zur rechten Zeit das Wort ſich ein.“ 

Wo es ſich um fo durchgreifende Anordnungen handelt, ſollte man 
doch wohl fragen, ob fie gerecht oder ungerecht, vernünftig oder unver⸗ 
nünftig, für Preußen nütlich oder fchäplich find? Dana fragt aber 
Niemand; man fragt nur, ob fie fiir conftitutionell gelten. Aber tiber 
die Bedeutung dieſes Wortes mwerden fie felten zwei Menſchen einiz finden, 
jeder befchuldigt feinen Gegner des falſchen Conſtitutionalismus, und eine 
autbentifche Interpretation fehlt. Die Meiften Igeinen anzunehmen, daß 
Beftinmungen, welche in England, Frankreich, Belgien Gültigkeit haben 
oder nehabt haben, conftitutionell feien, und aus dieſem Grunde, welches 
anch die Folgen davon ſeien, in Preußen eingeführt werden müffen. „In 
jenen Ländern wohnt den Kammern das Recht der Steuervermweigerung 
bei, e8 ift alfo conftitutionell, und wir müflen es auch alfo haben.” Das 
ift die Schlußfolge, welche ich aus dem Kommiſſions⸗Entwurf und auß 
dem Vortrage der Nedner, welche vor mir geſprochen haben, habe ent⸗ 
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nehmen können. Die Gründe kommen im Ganzen alle auf daffelbe her⸗ 
and, daß z. DB. der geehrte Abgeordnete von Beckerath — ich glanbe, 
diefer war es — diejen Paragraph als den weientlichften einer conititu- 
tionellen Berfaflung darftellt, auf dem die ganze Berfafjung beruhe. Es 
fteht damit in emigem Widerſpruch, dag der geehrte Abgeordnete nachher 
tagt, er halte die Husübung diefes Rechts für Hochnerrath, auch wenn es 
als rechtmäßig anerkannt fei. Denn ich kann nicht glauben, daß er an⸗ 
nimmt, daß die ganze Berfafjung auf Hochverrath bafirt je. Er fand 
ferner, daß, wenn die Berfaffung diefen Paragraph nicht fallen ließe, fie 
den Namen einer Conftitation nicht verdiene. Ich will ihn nur darauf 
aufmertjam machen, daß das Wort Conftitution blog der franzöfifche Aus» 
drud für „Verfaffung“ ift, und ed wird nur darauf ankommen, ob wir 
franzöfifh oder deutſch über die Sache fprechen wollen. Diejer Redner 
dat dann angeführt, daß, wenn die Steuerverweigerung der Kammern 
nicht beigelegt werde, er befürchte, daß die Kammern gejährlic nad) 
Machterweiterung fireben würden; ich jage ihm dagegen, unfere Kammer 
iſt ſchon im Begriff, dies zu thun, und zwar in diefem Augenblid. Herr 
von DBederath bat dann gejagt, Daß er wegen Abmefenheit des Steuer- 
verweigerungsrecht3 in Preußen bisher mit Beichämung auf andere Nas 
tionen geblidt habe. Ich ftimme mit ihm darin nicht überein, ich habe 
mich nie gejchämt, ein Preuße zu fein, und befonders wenn ich aus fremden 
Ländern heimgekehrt bin, jo habe ich mic) immer recht ftolz und wohl 
gerählt, daß ic) ein Preuße war. ch wollte mir num noch erlauben, auf 
emen Haupt» Unterſchied unferer preußifchen Verfaſſung mit der uns zum 
Muſter vorgeführten belgifchen und franzöfifchen aufmerkſam zu maden. 
Bei uns ift verfafjungsmäßig feit Jahrhunderten eın jelbit- 
fländiges Königthum, ein Königthum, welches zwar im Kaufe 
der Zeit und namentlich der legten Jahre einen beträchtlichen 
Theil feiner Rechte auf die Volksvertretung übertragen hat; 
aber freiwillig und nicht etwa deshalb, weil, wie Herr 
von Dederath jagt, ihm die Widerftandsfähigfeit fehlte. 
Preußen war volllommen fähig, dem Stoß aus Franfreid 
Biderftand zu leiften, wenn die Hegierung des Königs dieſe 
Biderftandsfähigfeit hätte benugen wollen, es war ſtark 
genug, trogdem, daß feit Jahren von gewijjen Seiten an der 
Autorität der Krone gerüttelt if, indeni man den Grundjag 
aufgeitellt bat, Daß Gejege, die aus der für die Bejeggebung 
vorgeichriebenen Quelle floſſen, unverbindlich feien jür Die, 
mweihe von ihrer Rechtmäßigkeit nicht überzeugt wären. 
Trotzdem glaube ich, daß die Widerftandsfähigkeit des preußiichen König⸗ 
thums binreicgend geoß gewejen wäre, um biejen Stoße zu widerſtehen. 
Aber eben dieſes Königthum untericheidet ſich Dadurch von den conflitu- 
tionellen Dynaftieen in England, Frankreich und Belgien, daß dort die 
Krone, wie ein gemeinjames Volks⸗Sprüchwort jagt: gleich einem ges 
ſchenkten Ganl u. f. w, aus ben blutigen Händen der Yevolution über⸗ 
reicht iſt unter denjenigen Bedingungen, wie num bie Revolution für gut 
fand, jenen Dymaftieen aufzulegen. Die unbedingten Nachahmer jenes 
überrheimiihen Conſtitutionalismus find bisher in Deutſchland nicht be- 
ſonders g in ihren Berjuchen gewejen. Die Zerrüttung eines jeßen 
deutigen Staates hielt ziemlich gleichen Schritt mit der Nachgiebigkeit, 
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weldye feine Regierung gegen Anjorderungen in dieſer Beziehung bewies. 
In Sachſen und Baden hat man vielleiht am aufrichtigflen dem fran- 
zöligen Conſtitutionalismus gehuldigt, und gerade da war die Haltlofig- 
eit die größte, und nur dasjenige, was uns von den altpreußiichen In⸗ 
ſtitutionen al Erbichaft aus jener berüchtigten Zeit der 33jährigen 
Knechtſchaft übriggeblieben war, hat und in den Stand geſetzt, dad Be⸗ 
ſtehen der ſtaatlichen Gejellichaft in jenen Ländern aufrecht zu erhalten. 
Was Frankreich jelbit, da8 Baterland aller diefer Theorien, aubetrifit, 
jo jollte man glauben, daß fein Beijpiel eben kein beſonders verführertfches 
jet, und daß die Franzoſen ſich jegt faum zu den glüdlichften Völkern 
der Erde rechnen möchten mit der Art von Glück, welches durch konſti⸗ 
tutionelle Doftrinen bei ihnen begründet worden if; ich ſehe gerade 
in den jegigen Zuftändenvon Frankreich feine Aufforderung, 
uns das Nefjusgemwand der franzöjiihen Staatslehren auf 
unjeren gejunden Körper zu ziehen. 

Belgien bat den Stürmen des vorigen Jahres mwiderftanden, und 
deshalb betrachtet man jeine Berfaflung als ein Univerjalmittel gegen jedes 
politiiye Uebel. Deine Herren! Rußland bat jenen Stürmen auch wider- 
ftanden. Ich ſehe alfo nicht ein, warum Sie mit demjelben Rechte ſich 
nicht in Robpreifungen der ruſſiſchen Berfafjung ergehen wollen, Uebrigens 
ift die belgijhe Berfajjung erit 18 Jahre alt, ein jehr empfehlendes 
Alter für Damen, aber nicht für Gonftitutionen, und ich glaube, Sie 
alle legen fein erhebliches Gewicht auf die Lebenserfahrungen eines Mädchens 
von 18 Jahren, jelbit dann, wenn es einmal jo glüdlih oder klug ge 
mejen wäre, die Bewerbungen eines mauvais sujet abzulehnen. England 
vegiert fi), obgleidd dem Unterhaufe das Recht, die Steuern zu ver- 
weigern, beiwohnt, .... die Berufungen auf England jind unjer 
Unglüd; geben Sie uns alles Englifhe, was wir nıdt haben, 
geben Sie und engliſche Gottesfurcht und englifhe Achtung 
por dem Gejege, die geſammte englijhe Berfajjung, aber aud) 
die geſammten Berhältniffe des engliiden Grundbejiges, 
englijhen Reichthum und engliſchen Gemeinjinn, bejonderd 
aber ein englijches Unterhaus, kurz und gut Alles, was wir 
nicht haben, dann will ih aud jagen, Sie können uns nad 
englijher Weile regieren. 

Aber aus diefer Miöglichleit würde ih noch immer Feine Ber- 
pflichtung für die preußijhe Krone entnehmen, ſich in die macht⸗ 
loje Stellung drängen zu lafien, welche die engliſche Krone einnimmt, die 
mehr als ein zierliher Kuppelſchmuck des Staatögebäudes erjcheint, während 
ih in der unjrigen den tragenden Mittelpfeiler dejjelben erkenne. Daun 
vergejjen wir nicht, daß England, nachdem es ji) die Grundzüge zur 
Eonftitution im Jahre 1688 gegeben hat, mehr ald 100 Jahre unter der 
VBormundfhaft einer allmäcdhtigen, nur aus wenigen Familien beftehenden 
Aritofratie geftanden bat. Das Yand hat ſich in dem Zeitraume an die 
neuen Formen gewöhnen können, und erft am Ende de8 vorigen Jahr⸗ 
hunderts ift ein reges parlamentarijches Leben in England entitanden; 
die englijche Reform aber, in der die Macht der Ariftokratie zum Theil 

anz, zum Theil ſcheinbar gebrochen ift, ift jünger, als die belgijche Ber- 
—5 und es ſteht noch zu erwarten, ob ſich dieſe Reform⸗Conſtitution 
eben ſo durch Jahrhunderte bewähren wird, wie die frühere Herrſchaft 
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ber englifchen Ariftotratie. Es wird häufig auf unjeren politifchen Bildungs- 
progeB dad Sprühmwort angewandt: Wenn wir ſchwimmen lernen 
wollen, müfjen wir ins Waffer gehen; das mag wahr fein, aber ich 
ſehe nit ein, warum Jemand, der ſchwimmen lernen will, gerade 
dba bineinfpringen foll, wo das Waſſer am tiefften ift, weil fi 
dort etwa ein bewährter Schwimmer mit Sicherheit bewegt. Uns fehlt 
der ganze Stand, der in England die Politik madht, der Stand der 
mohlhabenden und deshalb Fonjervativen, von materiellen Intereſſen unab⸗ 
hängigen Gentlemen, deren ganze Erziehung dahin gerichtet ift, daß fie 
engliiche Staat3männer werden, und deren ganzer Lebenszweck ift, an dem 
Semeinweien von England fi zu betbeiligen; die Gebildeten bei ums 
find mit weniger Ausnahme fo an den Materialismus des Brivatlebens, 
an ihre Häußlichkeit, gebiumden, daß es den Meiſten ſchwer erträglich fein 
wird, fih an den parlamentarifchen Gejchäften auf die Dauer zu betheili- 
‚ wenn diefelben in der anhaltenden Weije betrieben merden follen, mie dies 
in den legten drei Jahren der Fall gemejen. ch fürchte deshalb, dag wir 
Gefahr laufen, einen großen Theil der Stellen hier in Zukunft eingenommen 
fehen von folchen, die zu Haufe nichts zu verlaffen haben und mit dem 
mwede hierher kommen, in irgend einer Beziehung ihre Tage zu verbefiern. 
Es ift vorher darauf hingewiefen worden, daß das Wahlgefeg em 
befieres werden mülfe, als e3 jet ift, und zwar von einer Seite, wo ich 
da3 Zugeftändmiß freudig acceptire. Indeſſen geben Sie uns das befte Wahl« 
et, fo babe ich doch noch feine fichere Garantie, daß wir den hohen Grad 
Intelligenz und uneigennüßigen Vaterlandsliebe, der ſich in der Majorität 
der jegigen Kammer vereinigt, in einer anderen Kammer wiederfinden werden. 
Ich kann in der Lotterie der Wahlen, mit Hinblid auf den politifchen Zu⸗ 
ftand des Baterlandes, keine Bürgfchaften Ieden, die mich berechtigen, die un- 
eingeichränfte Dispofition über Fand und Leute in Preußen in die Hände 
derjenigen Berfammlungen zu legen, welche aus diefem Hazardipiel her⸗ 
vorgehen mögen. Wir verlangen, wenn Jemand über eine Bagatelle zu 
Gericht ſitzen oder in dem Getriebe der VBermaltung mitarbeiten joll, einen 
hohen Brad von Bildung, ftrenge Eramina. Sollen wir dagegen die Ent» 
jcheidung über die — *3 Fragen der Politik und der Geſetzgebung in 
letzter Inſtanz in die Bünde von Majoritäten legen, deren Zufammenjegung 
mehr dur den Zufall al3 durch die Brauchbarkeit ihrer Mitglieder bedingt 
iſt? Es liegt uns Allen die Erinnerung nahe, wie in einer der wichtigften 
Tragen der inneren Politik die Entjcheidung an dem feidenen Faden hing, 
oh ein Abgeordneter der National-Berjammlung fein Votum während der 
Abftimmung zum drittenmale ändern würde oder nicht, und aus der vorigen 
Sammer ift Ihnen erinnerlich, wie bedeutende Abftimmungen durch den 
Zufall entichieden wurden, daß ein Kranker aus dem Bette geholt werden 
fonnte, um fein Botum abzugeben. Bon ſochen Mijören, nıeine Herren, 
darf Preußens Geſchick nicht in legter Inſtanz abhängig jein. Die Grund⸗ 
lage unjerer Berfaffung bildet die Gleihberedhtigung der Krone, 
der erſten und der zweiten Sammer in der Gefeggebung. Yendern 
Sie diefe Blei berehtigung zum Nachtheil der Krone, ent» 
ziehen Sie die Gefeggebung über Steuern, über deren Ein 
nahme und Ausgabe, diefer allgemeinen Regel, fo vernichten 
Sie die Selbftändigeit der Krone zu Öunften von Majoritäten, 
deren Geltung auf der gewagten Borausjegung beruht, daß 
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ein jeder einzelne der zulünftigen preußifchen Abgeordneten 
in der Lage fein werde, ſich über alle Fragen der Botitit und 
Öefeßgebung ein unabhängiges und unbefangenes Urtheil 
u bilden, 
j Das Kommiſſions⸗-Gutachten hofft, daß kein Mißbrauch mit diefen: 
Steuerverweigerungd » Hedgt getrieben werde. Ich theile diefe Hoffnung 
auf feine Weife. ‘Sch kann mir im Gegentheil eine Zufammenjegung der 
Kammern denken, wo ich den leichtſinnigſten Mißbrauch mit Gewißheit 
vorausſehe. Es hat fich der geehrte Vorredner aud) deshalb anf das Bei- 
ſpiel von fremden Staaten berufen, und and Andere haben gefagt, es fei 
dort von diejer Berechtigung felten oder niemals Gebrauch gemacht worden. 
Das bat jeinen natürlichen Grund darin, weil jedes Miniſterium, ohne 
es auf diefe Ertremität anlommen zu laffen, vorher abtritt, denn das 
Bewußtfein, daß eine Kammer diejes legte Zwangsmittel 
in Händen hat, ift hinreichend, die Bertreter der Krone in 
Untermwürfigfeit gegen die Gebote der Kammer zu halten. 
begreife nicht, wie diejenigen, die dieſes Syſtem auch bei und ein- 
führen wollen, trogdem jo häufig von einem ftarfen Königthum ſprechen 
fönnen, und welchen Begriff fie damit verbinden. Es heißt ferner, daß, 
wenn die Kammern dazı geneigt wären, mit ihren Rechten Mißbrauch 
u treiben, dieſes eben —* bei Bewilligung der Ausgaben als bei den 
—* möglich ſein würde. Ich erlaube mir, darauf zu erwidern, 
daß die Möglichkeit Eines Mißbrauches nicht dazu berechtigt, einen zweiten 
u erleichtern. Außerdem iſt dieſer Fall nach meiner Auffaſſung vom $. 98 
er Verfaſſung vollftändig vorgefehen. Nach $. 98 beruhen die Ausgaben 
ebenfalld auf Gejegen, und wir haben gefegliche Beitinmungen der Etats 
über die Ausgaben, und dieſe Geſetze können eben fo gut, wie andere, 
nur durch neue Gefee geändert werden. ch würde lebhaft wünſchen, 
daß es dabei bleibt, indem ich befürchte, daß das preußiiche Bolf in 
Zukunft eben jo gut des Schuges einer fräftigen Krone gegen 
die Kammer bedürfen wird, als umgekehrt. 

Der verehrte Abgeordnete für Nojenberg hat vorher erwähnt, es 
komme bei der Abſtimmung über diefen Paragraphen darauf an, ob wir 
eine Berfaffung haben wollen oder nit. Es jcheint ihm aljo die Ver⸗ 
faflung vom 5. Dezember, jobald der $. 108 beibehalten würde, gar feine 
Berfaflung mehr Er fein, wa3 zu der Annahme berechtigen würde, daß 
wir bisher ohne Verfaſſung leben. Ich glaube, der verehrte Abgeordnete 
wird bei Ziehung dieſer Konfequenz felbit einjehen, daß feine Behauptung 
etwas zu weit ging. Er hat dann die Anſicht geäußert, daß, wenn diefer 
Paragraph beibehalten werden folle, man lieber dem Könige daB Recht 
zugeitehen möge, die Steuern nad dem Bebürfnig felbft aufzuerlegen. 
Sp weit in reactionärer Richtung geht außer ihm wohl Keiner in diefer 
Kammer. Wir alle wollen nur, Daß beftehende Steuern nicht 
ohne Bewilligung der Krone abgejhafft werden; aber ebeu- 
ſowohl, daß Aenderungen in der Befteuerung nicht ohne Be— 
williguug der Kammern eintreten Dürfen. Cine Aeußerung des 
gem Abgeordneten für Roſenberg bat mich um feinetwillen gejchmerzt. 

r jagt, er könne den ganzen Beſtand des Staates nur auf verfaſſungs⸗ 
mäßig geficherte Mechte bafiren, nicht aber auf Pietät gegen ein gekröntes 
Haupt. Ich glaube, wenn auch der $. 108 beibehalten wilcde, in der ganzen 
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Berfaffung vom 5. Dezember und den übrigen Gefegen des vorigen Jahres 
bleiben noch papierne Beftimmungen genug, um dem Herren Abgeord- 
neten zu geftatten, fi) vor dem ihm unficher und ſchlüpfrig fcheinenden 
Boden der Bietät fern zu balten.“ 


15. Novbr. Bie Eivilche und das chriſtliche Bolksbewußtfein. 


„Schon die große Anzahl der Petitionen, die gegen Art. 16 einges 
gangen find, zeigen ung, daß wir zu einem Artikel gelangt find, der un- 
mittelbar und ſchärfer in das praktische Neben einjchneidet, als die meiften 
Borlagen, welche uns in den legten Tagen beichäftigt haben, von denen 
ein Theil fo allgemeiner Natur war, daß er von einer Seite her als 
Bhrafe bezeichnet worden ift, und zwar von einer Seite her, die ich denn 
doch darauf aufmerffam machen möchte, daß gerade die Phrafe den 
Ihönften Shmud einer conftitntionellen Berfaffung abgiebt, 
dem Schleier vor dem Bilde von Sais vergleihbar; zer- 
reißen Sie ihn ganz, fo merden Sie den Augen gar ander, 
die in die tieferen Geheimniſſe des Eonftitutionalismus 
noch nicht eingemeibt find, zeigen, daß das Idol, welches 
wer in dDiefen Räumen verehren, niht ganz das war, weldhes 
fie Binter dem Schleier zu finden hofften. Auch den Artikel 11, 
in meldem Sie die vollftändigfte Freiheit des religibſen Bekenntniſſes 
gemährleiftet haben, machen Ste, meines Erachtens, zur Phraſe, wenn 
Sie von den Belennern der chriſtlichen und in specie der evangelifchen 
Kirche verlangen, daß fie ſich erft den Erfordernifien Ihrer conftituttonellen 
Glanbens⸗ Artilel unterwerfen follen, ehe Sie ihnen geftatten, den Segen 
der Kirche, durch den allein die Gültigkeit der Ehe bei uns bedingt wird, 
zu empfangen. Sie haben den criftlihen Religionsgefellichaften dieſelbe 
confitutionelle Berechtigung auf Grund de3 allgemeinen Bereinigungs- 
rechtes verliehen, wie den demofratiihen Klubs, und das ift viel heut zu 
Zage. Sie ſchmälern diefe Gleichheit aber zum Nachtheil der Religions» 
geiellichaften, wenn Sie die Erlaubniß zu der feierlichen Handling, welche 
bisher den Bund der Ehe bei uns einfegnet und die Gültigkeit defielben 
bedingt, abhängig machen von dem geri tlihen Akt eines Dorffchreiberg, 
in deflen Hände die Braut in Zukunft ihr Treugelöbniß niederzulegen 
bat. Sie geftatten freilich denjenigen, die fich perfönlich dazu gedrungen 
fühlen, fi nachträglich auch kirchlich trauen zu laſſen; Sie. geftatten 
der Kirche, die Schleppenträgerin der fubalternen Büreans 
Eratie zu werden; Sie geftatten dem Pfarrer, das verheirathete Paar 
vor dem Altare ericheinen zu lafien, und dern verheiratheten Dann zu 
fragen, ob er feine ihm geſetzlich bereitö angetraute Frau zur Frau nehmen 
wili nicht, eine Frage, die er mit „nein“ geſetzlich nicht mehr beant⸗ 
worten fan. Ich glaube, daß ſich nicht alle Geiftliche im Lande dazu 
bergeben würden, die bisher heilig gehaltene Ceremonie der kirchlichen 
Zraunng auf diefe Weile zur leeren Formlichkeit herabzumürdigen. Wollen 
Sie aber diefer Seremonie den Charakter leerer Förmlichkeit nehmen, fo 
mäflen Sie im Namen der Religionsfreiheit die enangeliiche Kirche nöthigen, 
ihe bisherige Trauungsritual zu ändern. Die Eivil-Ehe ift in einer 
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weſentlich anderen Lage in denjenigen Rändern, wo, wie z. B. in Holland 
oder Schottland, fie fi durch Gewohnheit im Beſitz befindet, oder in denen, 
wo, wie in dem napoleoniichen Frankreich und in dem Zubehör deſſelben, 
welches uns bier als Muſter aufgeftellt worden ift, die Eivilehe in Folge 
einer Geſetzgebung eingeführt worden ift, welche in religiöjer Beziehung 
tabula rasa eine völlige Xeere und Zerfahrenheit vorfand, aljo auch Fein 
entgegenftehendes Gefühl dabei verlegen konnte. Anders ift e8 bei uns. 
Bet un tritt die Civil⸗Ehe der firhlichen Trauung jeindfelig und gewifler- 
maßen erobernd in dem Bemußtfein des Volles gegenüber. Indem Sie 
die Civil⸗Ehe einführen, ordnen Sie an, daß der firhliche Segen, der 
bisher die Gültigkeit der Ehe allein vollftändig bewirkte, als unnüges 
Zubehör bei Seite gefchoben werden foll; Sie verordnnen, daß der Pfarrer 
dem Schreiber, der Altar dem Polizeibürean Pla machen fol. Wie tief 
Sie damit in die religiöfe Anſchauung, in die Gefühle des Volles ein⸗ 
reifen, das beftätigen Fonen die Petitionen, nicht nur ihrer Anzahl nad), 
ondern auch ihrer Ausdrucksweiſe nah. Es find mir heute noch einige 
achtzig Petitionen in Bezug auf dieſen Gegenftand zugegangen aus dem 
Kreife Grüneberg, aus dem Warthebruch, aus Bacmalt und aus dem 
Sternberger Kreife. Die Ausdrudsweile in diefen Petitionen ift eine von 
der Ausdrudsmeile der Petitionen, die gegen jonftige Artikel der Verfaſſung 
erichtet waren, ſehr abweichende. Die Worte des Befremdens, der tiefiten 
ntrüftung, der Erbitterung jind das mejentliche Ingredienz diefer Peti⸗ 
tionen, welche ich mir erlaube auf den Tiſch des Hauſes niederzulegen. 
Ich glaube nicht, daß es Aufgabe der Gejeggebung fein fann, 
das, was dem Volke heilig ift, zu ignoriren. Ich glaube im 
Gegentheil, daß, wenn bie Sefengebung das Volk lehren 
und leiten will, es ihre Aufgabe ift, dahin zu wirken, daß 
da8 Volksleben fih in allen derhältniffen fett aufden Stab 
des Slaubens an die Segnungen der Religion flüge, nicht 
aber diejen Stab da, wo er vorhanden ift, als ein unnüge3 
Zubehör von Obrigfeitswegen verwerfe, und jo die Achtung 
vor der Kirche und den religiöfen Einrichtungen da, wo fie 
tiefe Wurzeln indem Volksſleben gefhlagen hat, untergrabe, 
und dies in einer Zeit, die uns mit blutiger Schrift gelehrt 
bat, dag da, wo es den freigeiftern, Die ſich gebildet nennen, 
elungen ift, ihre Gleihgültigfeit gegen jedes pofitive Be- 
enntniß den großen Maſſen infomweit mitzutbeilen, daß bei 
ihnen von dem Chriftentbum ala fhaler Bodenjag nur eine 
zmweidentige Moral=-Philofophie übrig geblieben ift, daß da 
nur das blanke Bajonett zwiſchen den verbredherifchen Leiden— 
Ihaften und dem friedlihen Bürger fteht, daß da der Krieg 
Aller gegen Alle keine Fiction if. Haben Sie dem Menſchen den 
geoffenbarten Unterſchied zwiſchen gut und böfe, den Glauben daran ge= 
nommen, jo können Sie ihm zwar bemweijen, daß Raub und Mord durd 
die Geſetze, welche die Befigenden zum Schutze ihres Eigenthums und 
ihrer Berfon gemacht haben, mit ſchweren Strafen bedroht werden, aber 
Sie werden ihm nimmermehr bemweifen, daß ixgend eine Handlung an und 
für fi gut oder böfe fei. Ich habe in diejer Zeit manchen Lichtfreund 
zu der jchnöden Erfenntnig kommen ſehen, daß ein gewiffer Grad von 
pofitivem Chriſtenthum dem gemeinen Manne nöthig fei, wenn er nicht 
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der menſchlichen Geſellſchaft gefährlich werden joll. So lange diefe unflaren 

er der Humanttät3- Religion nicht zu der Weberzeugung gelangt 
fud, daß ihnen ſelbſt dieſer „gewiſſe Grad“ am alernöthig en fei, jo lange 
fonn ich mich nicht des traurigen Gedankens erwehren, daß es und noch 
lange nicht Schlecht genug gegangen if. — — 

As ein wirtliches edürfnig kann ich die Civil-Ehe nur bei den Re= 
'ormjuden anerkennen. Für einen wahren Juden wird die Ehe mit einer 
Ehriftm eben jo gut eine fittliche Unmöglichkeit fein, wie umgefehrt ; wollen 
aber diejenigen Juden, welche nicht mehr Juden find, fondern ſich fälfch» 
licherweiſe Juden nennen, mit denjenigen Chriftinnen, welche fich fälſchlich 
Chriftinnen nennen, civiliter fi) zufammenthun laſſen, fo mag man ihnen diefe 
Ausnahme geftatten. Aber wunderbar finde ich es doch, wegen diefer wenigen 
Renegaten einer Bevölkerung von Millionen, die dem Glauben ihrer Väter 
treu geblieben find, einen "len unerbörten Zwang auflegen zu wollen. 
Ich lann in der That einen Grund dafür, daß auch ſelbſt viele unter 
und dieſer Knechtung im Namen der Freiheit dag Wort reden, kaum 
anderdwo finden, al3 wiederum in ber viel gerügten Nachbeterei fremder 
Zuſtände. In den conftitutionellen Mufterftaaten, in Frankreich und in 
Selgien, befteht die Eivil» Ehe beiläufig neben der Verfaſſung; da könnte 
ſich vielleicht mancher unter uns wieder ſchämen, ein Preuße zu fein, fo 
lange wir nicht auch die Civil-Ehe haben, denn das Ausländilche Hat 
immer einen gewiß vornehmen Anftrich.für und. Es fcheint einmal zur 
Lollfländigfeit des Syſtems zu gehören, defjen höchfte politiiche Weisheit 
fh darin dokumentirt, daß die Enticheidung unjerer Lchensfragen davon 
abhängig gemacht wird, ob von 153 Menſchen, die auß den Zufällen der 
Wahl hervorgegangen find, Einer an einem beftimmten Tage an Rheu⸗ 
matismus leidet oder einen Termin abhalten muß. Es jcheint zur Vers 
voltändigung dieſes Syſtems auch die Civil-Ehe zu gehören, fie mag 
nun die Gefühle des Volles verlegen oder nicht. Man wäre verfucht, 
diefem Syſteme eine heitere Seite abzugewinnen, wenn e3 nicht gerade 
unier Vaterland wäre, welches dieſen Experimenten franzöfiicher Charla⸗ 
tanerien unterbreitet wird. Man hat uns im Laufe der Diskuſſion von 
dieſer Stelle gejagt, daß Europa uns jür ein Volk von Denkern halte. 
Meine Herren! Das war früher. Die Vollsvertretungen der legten zwei 
Jahre haben uns um diejen Auf gebradt, fie haben dem enttäufchten 
Euzope nur Weberfeger franzöfiiher Makulatur, aber feine Selbſtdenker 
gezeigt. Es kann fein, daß, wenn aud die Civil-Ehe fi Ihrer Majo⸗ 
ntät erfreut, Dies dahin fiihren wird, daß das Volk aufgeflärt wird über 
den Schwindef, deflen Beute es ift; daß ihm die Augen aufgehen, wenn 
m eines feiner uralten chriftlihen Grundrechte nad) dem anderen ge- 
nommen wird; dad Recht von chriſtlichen Obrigfeiten regiert zu werden, 
das Recht, feinen Kindern in Schulen, deren Beſuch und Unterhaltung 
Imangspflicht ſur hriftliche Eltern ift, eine hriftliche Erziehung gefichert 
zu mifien, das Recht, fi) auf die Weife hriftlich zu verehelichen, melche 
kın Glaube von jedem fordert, ohne von conftitutionellen Ceremonien ab» 
vg zu jein. 

abren wir auf diefem Wege fo fort, maden mir den 
Art. 11, die Gewährleiftung eines jeglihen Kultus, infoweit 
zur Wahrheit, daß mir auf den Kultus derjenigen demofras 
tiſchen Shwärmer, die in den jüngften Berfammlungen ihren 
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Märtyrer, Robert Blum, auf gleihe Tinte mit dem Heilande 
der Welt ftellen, durch Gensdarmen gegen Störung ſchützen 
laſſen, fo hoffe ih es nod zu erleben, daß das Narreufi 
der Zeit au dem Jelſen der chriſtlichen Kirche fheitert, denu no 
ſteht der Glaube an das geoffenbarte Wort Gottes im Bolfe 
tefter, alö der Glaube an die jeligmahende Kraft irgend 
eines Artikels der Berfaffung. 


28. Dezember. Geburt ded erften Sohnes (Herbert). 


4, Im Erfurter Parlament, 


1850. Loſung der Sraction der Redten. 
„Darum ift unfere Lojung nicht: Bundesftaat um jeden 
Preis, — ſondern Unverfehrheit der Krone um jeden 
Preis.” 
Worte Stahl’ 8 — von Bismarck ald Lofung in das 
Album für Stahl gejchrieben. 


Preußen und die Hnionsuerfallung. 
15. April. (Der preußiſche Geift und die Revolution). 


Nach Abg. Camphaufen: Ich habe mit meinen Freunden diejen An- 
trag aus zwei verichiedenen Motiven geglaubt ftellen zu müſſen. Wenn 
es doch einmal gejchehen fol, daß wir auf den Leib der Deutſchen Ein- 
beit den fadenfcheinigen Rod einer franzöfifchen Konftitution ziehen, fo 
wird das an und für ji) Schwerfällige des Mechanismus einer folchen 
Eonfitution noch erſchwert durch den Zuwachs eines neuen nach Majo⸗ 
rität entfcheidenden und unauflöglichen gejedgebenben Körpers in Geftalt 
eines Fürſtenraths, namentlich, wenn man bedenkt, daß neben den drei, 
durh Majorität entjcheidenden Körpern der Union, ich weiß nicht genau, 
ob 40 oder 50 Kammern, mit vielleicht mehreren taufend Abgeordneten 
m Deutichland in Wirkſamkeit bleiben würden ıc. 

‚ Gelingt e3 und nidht jolde Aenderungen durdzujegen, 
io werden fich die, welche Preußen bier vertreten und namentlich die Preu⸗ 
Siihen Stammlande, wenu fie nach Haufe kommen, in der Lage befinden, 
ihren Wählern fagen zu müſſen: Wir haben eingemilligt, daß unjer 
König in feinem eignen Lande Preußen mediatifirt werde; 
wir haben eingewilligt, daß fein Wille dem Willen derjenigen Kammer 
untergeordnet werde, welche vermöge des bei unfern Nachbarn geltenden 

ihtigen Conſtitutionalismus über die Stimmen im Staotenhaufe und 
Sürftenrathe zu disponiren haben werden. Sie werden ihren Tandsleuten 
jagen müflen, daß im Fürftenrathe nach der augenblidlichen Lage der 
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Stimmen das Großherzogthum Baden, das heißt, deffen Kammern, genau 
fo viel zu fagen haben, wie der König von Preußen, und daß dieſer 
Fürftenrath über Preußen fo gut regiert, als über die übrigen verbündeten 
Länder ıc. 

Sie werden ihren Landsleuten ferner fagen müfjen, daß unfere Nach⸗ 
barn in Zufunft über uns regieren werden, daß in dem Fürftenrath eine 
Million Badener jo jchmer wiegen, wie jechdzehn Millionen Preußen; 
dag ım Staatenhauie 4 Preußen nöthig find, um den Einfluß eines 
Badeners reſp. Naſſauers anfzumiegen; Sie werden ihnen fagen müſſen, 
daß unter den 21 Millionen der Bevölkerung diefes Bundes - Staats 
5 Millionen politifche Privilegirte und 16 Millionen politifch minder Be- 
rechtigte fein werden (Bravo auf der Rechten), und daß diefe 16 Millionen 
die Freuen find, und das zu einer Zeit, wo das Preußifhe Voll 
von der Anſicht beberridt iſt, aß die Anftrengungen die es 
gemacht bat, um ſich felbſt aus dem Elende der Revolution 
aufznraffen, und feinen Nachbarn eine theils materielle theils 
moralifhe Stüge zu gewähren, einen befonderen Anfprud 
anf politifhe Berechtigung gewähren in einem Augenblid, wo 
die Preußiiche Armee es noch nicht vergeflen hat, für welche Handlungen 
ihr diejenigen in der Preußiſchen Kammer ihren Dank votirten, die nicht 

anz ein Kabı früher auf Ausführung des Steinjchen Antrags beftanden 
—* Meine Herren! Es iſt mir ein ſchmerzliches Gefühl geweſen, bier 
Preußen zu ſehen und nicht nur nominelle Preußen, — die dieſer Ver⸗ 
faffung anhängen, die dieſe Verfaſſung mit Wärme vertheidigt haben, es 
iſt mir — und fo würde es Tauſenden und aber Tauſenden meiner Lands⸗ 
leute gewefen fein — ein demithigendes Gefühl gemefen, mir gegenüber die 
Vertreter von Firften, die ich in ihrem Rechtskreiſe ehre, die aber nicht meine 
Landesherren find, mit obrigkeitfiher Gewalt befleidet zu fehen, ein Gefühl, 
deilen Bitterkeit bei Eröffnung diefer Verſammlung dadurch nicht gemindert 
wurde, deß ich die Sitze, auf denen wir tagen, mit Farben ge— 
ſchmückt fah, die nie die Farben des Deutſchen Reiches geweſen 
ſind wohl aber ſeit zwei Jahren die Farben des Aufrubrs und 
der Barrifaden! Farben, die in meinem PBaterlande neben 
dem Demofraten nur der Soldat in trauerndem Gehorſam 
trägt. Wenn Ste dem preußijchen, dein altpreußifchen Geifte, nennen Sie ihn 
ftodpreußiich, wenn Sie wollen, nit mehr Konzeffionen machen, als bis jegt 
in diejer Berfafjung geſchehen ift, dann glaube ich nicht an eine Bermirl- 
lichung derfelben, und wenn Sie fih bemühen, diefe Berfaifung 
dieſe mprenbiißen Beifte aufzuzwängen, fo werden Sieinihm 
einen Bncephalus finden, der den gemohnten Reiter und 
Herrn mit muthiger Freude trägt, den unberufenen Sonntags» 
reiter aber mit fammt feiner Shwarzsroth-goldenen Zäumung 
zuf den Sand ſetzt. (Lauter Beifall auf der Rechten.) Einen Troſt gegen 
dieſe Eventnalitäten finde ich indeſſen in dem feſten Glauben, es wird nicht 
lange Zeit vergehen, jo werden die Parteien zu dieſer Verfafſung ſtehen, 
wie in einer Lafontaine'ſchen Zabel zwei Herzte zu dem Patienten, deſſen 
Leiche fie verlafien: — Der Eine jagt: „er ift todt; ich habe es gleich 
gelast;" ber Andere: „hätte er meinen Rath befolgt, jo würde er noch 
eben.” 


— — „3 habe ein Mißverſtändniß zu berichtigen. Ich ſprach 
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vom preußiichen Geiſte, als ich den Vergleich mit dem abwerfenden Pferde 
machte, von dielem Geifte, den der Herr Abgeordnete fchon in früheren 
Jahren, und namentlich im November 1848 vergebens verjucht hat, zu 
banuen; von diejem Geiſte, vor dem biegen müfjen oder brechen die Geifter 
Derer, welche glaubten, in dem erften Schaumfprigen der März- Wellen 
ein Element zu jehen, in dem fie zu ſchwimmen vorzugsweiſe beäigt 
wären, ‚indem fie jagen zu Fönnen glaubten: „Sei ruhig, freundlich” Ele⸗ 
ment“ — ‚und die, .ald fie fich daran verbrannt hatten, ug juchten 
ımter den Flügeln defielben Adlers, den der. Abgeordnete für Baden hier 
einen todten Bogel genannt bat. 


17. April. Heber das freie Vereinsrecht. 


Die Diskuſſion über die Grundrechte hat außer unſerem Parlament 
die meiſten deutſchen Länder, die uns in den letzten Jahren vorhergegangen 
ſind, ſo vielfach beſchäftigt, daß ich glaube, daß ein Jeder ſeinen Stand⸗ 
punft gewonnen hat. — Indeß gegen das unumſchränkte Vereins— 
recht will ich doch Proteft einlegen, ich habe in diefer Beziehung jpezielle 
Berpflihtungen übernommen. Wenn ich alle dieje Grundrechte als Er- 
oberungen der Revolution auf Koften des allgemeinen Grundrechte des 
friedlicen Bürgers, des Rechtes auf ungeftörten Schug durch die Obrig- 
feit, betrachte, jo ſehe ich gerade in dem Vereinsweſen die gefähr- 
lichſte Waffe der Sciher, die verneinen, gegen jede obrig- 
teitlihe Autorität. Warum ſoll die Obrigfeit fe nicht zerbrechen, 
tobald fie die Macht dazu fühlt? Darf eine Regierung beijpielaweife ein 
Berfahten dulden, wie dasjenige, welches angewandt wird, um die länd- 
liche Beoölferung und namentlid die Schichten, welche politifch urtheilslos 
find, für die Zwede der Demokratie zu gewinnen. Ich glaube, daß 
dies ein Recht ift, das Vereinsrecht, deſſen Mihbraud ent» 
ſchieden den Gebrauch übertrifft; es wird oft gelogt, man jolle 
niht das Kind mit dem Bade ausjchütten: was nicht gemißbraucht werden 
tönne, ſei auch nicht zu gebrauchen, und dergleichen Redensarten mehr; 
diefeg Recht aber wird foviel gemißbraucht, dab ed ganz unbraudbar iſt, 
und ich kann mich gegen die üblen Folgen diejes Rechts nicht mit jenem 
moralijchen Vertrauen waffnen, welches von jener Seite gegen alle Fehler 
der Berfaffung geltend gemacht wird, mit dem unbegrenzten Bertrauen 
anf den Edelmuth der Menſchen, welches ich jo oft an dem verehrten 
Abg. für Erefeld zu bewundern Gelegenheit gehabt habe. Ych glaube, daß 
beſonders das Vereinsrecht im Stande ik dieſes Vertrauen auf das 
Bitterfte zu täufchen. Ich hoffe, daß die Anträge, die in Beſchränkun 
der Bereine am meiteften gehen, Ihre Zuſtimmung finden merden. 98 
boffe das um fo mehr, als ich bier jo viele StaatSmänner jehe, die feit 

März 1848 Gelegenheit gehabt haben, zu probiren, wie e8 fi 
fhranfenlojen Vereinen gegenüber regiert, die gerade in der sBirfjamteit 
der Bereine die einzige atjpudigung dafür finden, daß fie nicht glaubten 
wagen zu dürfen, die Anarchie zu bewältigen, gleich ihren Kacfolgern. 
Ich gebe mich jener Hoffnung hin, da wir nad einer Erfahrung, von 
zwei Jahren jo Manchen unter un® haben dürften, der vor der Revo⸗ 
lution fein Licht jo hell leuchten und fo ſcharf auf die Mißbräuche des 

Fürk Bismard. 3 
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Staatögebäudes, in welchem er eben Dr fallen ließ, daß daſſelbe 
ſchließlich in Brand gerieth, und der fi) überzeugt haben dürfte, ba 
die Tendenz der eietgebung, welche lediglid den Schutz 
des Berſchwörer gegen Sie Obrigkeit im Auge bat, auf die 
Dauer nit haltbar iR; fo wie die Männer des loxftitutio» 
nellen Rütlivon Heppenheim ji übergengt haben werden, da 
die Flamme, welde fie liebten und für wobltbätig wärmen 
gielten, fie jelbft verbrannt haben wärbe, wenn nidt das 
alte Eifen der Reaktion Löfhenb dazwiſchen ging. Ih möchte 
Sie alfo bitten, meine Herren, Alles zu thun, was nad den vorliegenden 
Anträgen, von denen ich bedaure, daß fie nicht noch weiter geben, in 
Ihrer Macht fteht, Damit dieſer Blafebalg der Demotratie nicht 
lan Zanden verbleibe, um die Kohlen unter der Ale an» 
zublajen. 





d. And Olmütz 


1860. Zur Entſcheidung über Krieg und Frieden. 
Rede in der preußiſchen Zweiten Kammer. 
(Krieg und Kriegsziele; — die Ehre Preußens und der 
Armee; — Helfen und Holjtein; — Herr von Radowig 
md die Union, — Oeſterreich eine deutihe Macht; — 
Bund mit der Revolution, — Krieg oder Auflöfung). 


„Wenn die vorliegende Adreſſe den Zwed hat, in ihrem Total» Ein- 
drud die Stiummung des Volles durch das Organ jeiner Bertreter wieder- 
zugeben, fo glaube ich, daß nicht ein einziger der vorliegenden Entwürfe, 
einſchließlich Amendements, dieſen Zwed erreicht. Das preußiſche Volk 
bat fi, wie uns allen bekannt iſt, auf den Auf ſeines Königs einmüthi 
erhoben; es bat fich im vertrauensnollen Gehorfam erhoben, e8 hat Fi 
erhoben, um gleich jeinen Bätern die Schlachten der Könige von Preußen 
zu ſchlagen, ehe e8 wußte, und, meine Herren, merken Sie das wohl, ehe 
es mußte, was in diefen Schlachten erfämpft werben follte, das wußte 
vielleicht Niemand, der zur Landwehr abging; es hat ſich erhoben in treuer 
Anhänglichfeit an feinen König. Ich hatte gehofft, daß ich dieſes Gefühl der 
Eimmüthigleit und des Vertrauens wiederfinden wilrde in den Kreifen der 
Laudesvertreter, in den engeren Sreifen, in denen die Zügel der Regierung 
anßlaufen. Ein kurzer Aufenthalt in Berlin, ein flüchtiger Blick in das 
biefige Treiben hat mir gezeigt, daß ich mich geirrt habe. Der Abdref- 
Entwurf nennt diefe Zeit eine große; ich habe hier nicht® Großes gefunden 
als perjönliche Ehrſucht, nichts Großes als Mißtrauen, nichts Großes 
als Parteihaß. Das find drei Größen, die in meinen Urtheil diefe Zeit 
— Heinlihen ftempeln und dem Vaterlandsfreunde einen trüben 

ick in unfere Zukunft gewähren. Der Mangel an Einigleit in den 
Kreifen, die ich andeutete, wird im dem Adreß- Entwurf Ioder verbedit 
duch große Worte, bei denen fich Jeder das Seine denkt. Bon dem 
Vertrauen, was das Land befeelt, von dem bingebenden Vertrauen, ge⸗ 
gründet auf die Anhänglichkeit an Se. Majeftät den König, gegründet auf 
die Erfahrung, daß das Land! mit dem Miniſterium, welches ihm zwei 
lang vorſteht, gut gefahren ift, habe ich in der Adreſſe und in 

Iren Amendements nichte gejpürt. Ich Hätte dies um jo möthiger ges 
fmden, als es mir Bedurfniß jchien, daß ber Eindrud, den die ein- 
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müthige Erhebung des Landes in Europa gemacht bat, gehoben und ge» 
fräftigt werde durch die Einheit derer, die nicht der Wehrkraft angehören, 
in dem Augenblid, wo uns unfere Nachbarn in Waffen gegenüberftehen, 
wo wir in Waffen nach unferen Örengen eilen, in einem Augenblid, wo 
ein Geift des Vertrauens felbft in ſolchen berrfcht, denen er fonft nicht 
angebracht jchien; in einem Augenblid, mo jede Frage der Adreſſe, welche 
die auswärtige Politif berührt, Krieg oder Frieden in ihrem 
Schooße birgt; und, meine Herren, welchen Krieg? Keinen Feldzug 
einzelner Regimenter nad) Schleswig oder Baden, keine militäriſche Pro- 
menade —* unruhige Provinzen, ſondern einen Krieg im großen 
Maaßſtabe gegen zwei unter den drei großen Kontinental⸗ 
mädhten, während die dritte beuteluftig an unferer Grenze 
rüftet und ſehr wohl weiß, daß im Dom zu Köln das Kleinod 
ji finden ift, welches geeignet wäre, die franzöfifche Nenn» 
ution zu [hließen und die dortigen Machthaber zu befeftigen, 
nämlich die franzöfiiche Kaiferkrone. Ein Krieg, meine Herren, 
der ung nötbigen wird, bei feinem Beginnen einen Theil der entlegeneren 
reußifchen Provinzen preißzugeben, in dem ein großer Theil des preußi⸗ 
Feen Landes fich —* von — Heeren überſchwemmt ſehen, der 
die Schrecken des Krieges in vollem Umfange unfere Provinzen empfinden 
lafien wird. Dennoch würde ich vor diefem Kriege nicht zurüdichreden, 
ja, ih würde dazu rathen, wenn Jemand im Stande wäre, mir die Noth⸗ 
wendigkeit dejlelben nachzumeifen oder mir ein wirdigeß Biel zu zeigen, 
welches Durch ihn erreicht werden joll und ohne den Krieg nicht zu er» 
reichen if. Warum führen große Staaten heutzutage Krieg? Die einzig 
efunde Grundlage eines großen Staates, und dadurch unterfcheidet er 
Hi wejentlich von einem Fleinen Staate, ift der ftaatlihe Egoismus und 
micht die Romantik, und es ift eines großen Staates nicht würdig, für eine 
Sache I ftreiten, die nicht feinem eignen Intereſſe angehört. Zeigen Sie 
mir alfo, meine Herren, ein des Krieges würdiges Biel, und 
ih will Ihnen beiftimmen. Es ift leicht für einen Staatsmann, fei 
e3 in dem Gabinette oder in der Kammer, mit dem populären Winde 
in die Kriegötrompete zu ftoßen und ſich dabei an feinem Kaminfeuer zu 
wärmen oder von diejer Zribline donnernde Reden zu halten und es dem 
Musfetier, der auf dem Schnee verblutet, zu überlaflen, ob fein Syſtem 
Sieg oder Ruhm erwirbt, oder nicht. Es ift nichts leichter als daß, 
aber wehe dem Staatömann, der fih in diefer Zeit nit nad 
einem Grunde zum Kriege umfieht, der aud nah dem Kriege 
noch ftihhaltig iſt. Ich bin der Ueberzeugung, Sie fehen die Fragen, 
die uns jebt befhäftigen, nad einem Jahre ander an, wenn Sie fie 
rüdwärt3 durch eine lange Perſpektive von Schlachtfeldern und Brands 
flätten, Elend und Sammer von 100,000 Leichen ımd 100 Millionen 
Schulden erbliden werden. Werden Sie dann den Muth haben, 
u dem Bauer auf der Brandftätte feines Hofes, zu dem zus 
® mmengefhoffenen Krüppel, zu dem Finderlofen Vater hin— 
zutreten und zu jagen: SM habt viel gelitten, aber freut Euch 
mit uns, bie Uniond-Berfafjung iſt gerettet. Freut Eud mit 
uns, Hafjenpflug if niht mehr Minifter, unfer Bayrhofer 
regiert in Helfen. Haben Sie den Muth, das den Leuten dann zu 
jagen, dann beginnen Sie diefen Krieg 
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Meine Herren! Es bat mir überrafchend fein müffen, gerade den 
Mund derjenigen heute von Soldatenehre, von militärifhen Sympathien 
überfliegen zu jehen, welche während des Befehts am 18. März mit 
ihren Sompalbien, mit ihrem Rathe nicht die Stelle trafen, wo daß 
preußiſche Militär jeine Ehre ſuchte, welche in der Adreß- Debatte des 
—5 Vereinigten Landtages und in der Adreſſe ſelbſt für das wunde 
oldatenherz keinen beſſeren Balſam hatten, als die fühle Phraſe: „Auf 
beiden Seiten ſchlagen Heldenherzen“, auf beiden Seiten, auf Seiten der 
preußiſchen Armee und auch auf Seiten des Theiles des ſogenannten 
Bolkes, der ihr gegenüberftand. Mögen Sie es verfuchen, e8 wird Ihnen 
nicht gelingen, das preußifche Heer, welches am 19. März, den Zorn des 
gereizten Siegers im Herzen, die geladene Waffe in der Hand, lediglich 
dem Befehle feines Kriegsherrn geborchend, unter dem Hohn jener 
Gegner die Rolle des Befiegten übernahm, zu einem PBarlamentsheer zu 
maden; es wird ſtets daB Heer des Königs bleiben und feine Ehre im 
Gehorfam ſuchen. Die preußifche Armee hat, Gott ſei Dan, nicht noth- 
wendig, ihre Tapferfeit zu bemeifen und mie junge Renommiſten auf der 
Univerfität Händel zu ſuchen, um zu zeigen, daß fie fich fchlägt ES wird 
nicht von ung verlangt, daß wir Hefien räumen follen, wenn e8 aber 
verlangt würde, fo würde ich dadurch auch die Ehre der preußijchen 
Armee nicht. verlegt halten; fie würde ſich dadurd jedenfalls nicht ſtärker 
verlegt fühlen, als die Armee irgend einer Großmacht in Europa, die 
doch auch auf Ehre Anſpruch madt. Im Jahre 1840, ich erinnere Sie 
daran, als dag Kriegsgeſchrei ertönte, hat e8 das franzöfifche Heer wohl 
mit jeiner Ehre verträglid, gehalten, daß die eingernfenen Rejerven wieder 
nach Haufe geſchickt wurden, fobald die Regierung ſich fiberzeugt hatte, 
daß ihre Pläne in Europa ftärferen Widerftand finden würden, als mit 
dem zu erreiheuden Vortheil im Berhältnig ftand. Ich erinnere daran, 
Daß im vorigen Jahre die fiegreiche öfterreichifche Armee zweimal vor 
Turin Halt machte, man möchte jagen auf Befehl, jedenfalls ın Folge der 
Drohung einer Kriegserflärung Frankreichs, und Niemand deshalb ges 
wagt bat, Schande auf den ölterreihifchen Soldaten zu werfen. ch er- 
innere Sie daran, daß Rußland im vorigen Jahre auf tractatmäßige 
Zorderungen, auf Anslieferung der polnischen und ungarifchen Flüchtlinge 
verzichtete, nicht weil e3 fich von der Unrechtmäßigteit feiner Forderung 
überzeugte, jondern weil ihm von England und Frankreich mit Krieg ges 
droht wurde. Ich erinnere Sie an die englifche Flotte, die damals ftolz 
durd die Dardanellen fegelte und, fobald England eine ruffifche Kriegs⸗ 
drohung erhielt, fofort unter dem Jubel ruflifcher Matroſen durch die 
Dardanellen zurüdfubr, ohne daß ein englijcher Seemann durch Gehorfam 
gegen die Beehle des Kabinets feine Ehre fiir verlegt hielt. Ich habe 
daB fefte Vertrauen, und ich glaube, die Mehrzahl der Preußen hat es 
mit mir, daß da3 Minifterium, welches im November 1848 die Ehre 
des Baterlandes gewahrt hat, daß der General, auf den die ganze Armee 
unit Achtung fieht, und der an der Spite des Kriegs⸗Miniſteriums fteht, 
au fie za nr Kollegen auch wiſſen, was preußifche Ehre ift, und wie 
e ren fei. 

® Die a Ehre befteht nach meiner Ueberzeugung 
nit darın, da Preußen überall in Deutfhland den Don 
Dnirote fpiele für gekränkte Kammer-Gelebritäten, melde 
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ihre Totale Berfafinng für gefährdet halten. Ich ſuche die 
reußiſche Ehre darin, dag Preußen vor Allem fih von jeder 

Khmodvollen Berbindung mit ber Demokratie entfernt 
halte, daß Preußen in der vorliegenden wie in allen Fragen 
nit zugebe, daß in Deutfhland etwas geſchehe oßne 
Preußens Einwilligung, daß dasjenige, was Preußen und 
Defterreih nad gemeinfhaftlicher unabhängiger Erwägung 
für vernünftig und — richtig halten, durch die beiden 
gleichberech tigten —2B te Deutſchlands gemeinſchaftlich 
ansgefahrt werde. 

an kann fehr darüber ſtreiten, was in dieſen Fällen, namentlich in 
Heffen und im Holſtein, politiſch und vernünftig ſei. Darüber aber, glaube 
th, iſt Die Mehrzahl von uns einig, daß es wunſchenswerth fei, daß in 
Heſſen der Rabulifterei in einem Streite, wo ich fit beibe Theile nicht 
einen Schuß Pulver verbrennen mag, ein Ende gemacht werde, und daß 
ber unglüdliche Krieg in Schleswig-Holftein, in den und die unbefonnene 
und letchtfertige Politik des Jahres 1848 verflochten bat, ebenfalls be= 
feitigt werde. Ich felbft wünſche Dringend und beftehe auf Wah⸗ 
rung der wirklichen Rechte der Schleswig-Holfteiner, eines 
Stammes, der mir durd Triegerifche Tapferkeit die Achtung 
abgewonnuen bat, die ih feinem Beftreben jederzeit verjagen 
mußte, feine vermeintliden oder wahren Rechte gegen den 
Zandesherrn mit revolutionärer Waffengewalt buch uführen. 
IH fage, man faun tiber die Rechtszuſtände in Heffen und Holftein 
Bieles urtbeilen, aber der Meinung des Vorredners Achen kann ich 
mich nicht anfchließen, daß der Zuſtand im Helen der gefeglichfte fei, der 
im teen einem Lande befteben könne. 

jere materiellen Intereſſen, die Integrität unferer Grenzen, Die 
Sicherheit unferer heimischen Verfafſung ift bisher von Niemanden an 
fochten; Eroberungen wollen wir nidt machen. Die Xhronrede Felt 
weilt die Möglichleit von Eroberungen ab. Die Adreſſe Ipriht ihren 
Dank dafür aus. Diefe Frage bleibt alfo für jetzt außer Spiel. Die 
Daupfeage, die Krieg und Frieden bürgt, die Beftaltung Deutjchlands, 
die Regelung der Verhältniſſe zwiſchen Preußen und Deflerreih und ber 
Berhältuifie von Preußen und Deflerreich zu den Heineren Staaten, fell 
in wenigen Tagen der Begenftand der freien Eonferenzen werden, Tann 
alſo jet nicht Segenftand eines Krieges fein. 

Wenn ich dem Minifterium gegenüber einen Wunſch ausſprechen 
wollte, fo wäre e8 der, daß wir nicht eher entwaffnen, als bis 
bie freien Conferenzen ein pofitines Reſultat gegeben haben; 
dann bleibt e3 noch immer Zeit, einen Krieg zu führen, wenn wir ihn 
wirklich mit Ehren nicht vermeiden Minen aber nicht vermeiden wollen. 
Daß aber diefe Kammer, ſei eB nun als ein biplomatifches Eonjeil, oder 
aid ein Hof⸗Kriegsrath von 350 Berfowen, in diefe Berhandlungen ein⸗ 
greife, das, glaube uh, wäre die einzige Möglichkeit, den giä Er⸗ 

dieſer Berhandlungen, den ich nad meinem Wiſſen voransjehe, zu 
verhindern, einen Erfolg, der dasjenige, was wir jahrelang auf verk 
Die erftrebt haben, ohne Schweriftreich in unferen Schoß fallen Laffen 
wür Ä - 


Bir haben beute erlebt, daß den Miniſterium lebhafte Vorwürfe 
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d, es nicht ausgiebiger mit ſeinen Mittheilungen über die 
—ã n —— iſt; wir —ã— hier eine ie Kritik 

erlebt, die fo in das Detail ging, daß man wohl erwarten Tann, daß 
nachſens die Aufftellung unferer Feldwachen von diefer Tribüne herab 
dirigist werden wird. Es iſt als die mindeſte Forderung hingeſtellt worden, 
* den en während der. diplomatifchen Berhandlungen wenigfiens 


Si — 
, wie 
mi der omatifce Berhen n Tennt und * muß, eine 


ſolche Forderung an das Miniflerum ellen lann; wenn hiernach micht 
verſtanden wird, daß fokhen Forderungen in keiner Weiſe nachgegeben 
werden laun, jo will ich. die Sache in einem einfachen nnd gemeinverſtänd⸗ 
lichen Berglei derfielien. Jeder, der einmal einen Pferdehandel gemacht 
bat, wird ſich während deſſelben hüten, einem Dritten, und vielleicht emem 
ſehr geſchwützigen Dritten, mitzutheilen, welches Marimum bes Preifes 

c uihk über en, oder unter welches Minimum er = mit gehen wolle, 
* X* ininmm würde ſoſort das Marximum und ſein Mariımm 
—— ankam des Anderen ſein; ich glaube, dieſer Vergleich macht die 


nichaulich. 
J (ehe mid in dieſer Weife nad) allen Seiten dana um, mo ber 
asus belli Tiegen Tann, welches die Bedingungen fein könnten, bie wir 
ben befiegten Senden fellen wollen, wenn wir fiegreich an den Thoren 
von Wien und Pelersburg fliehen werben. Ich döchte, wwir alle, und na- 
mentlich diejenige Partei, Seren Ratbichläge Preußen bis zum Nopember 
1848 das Unglüd zu befolgen, follten geleant habe n, was es beißt, 
„wit Jeuer ſpielen,“ und daß derjenige, dev einen Brand entzündet bat, 
nicht im Stande if, ihm da, mo daß Feuer, feinem Wunſche nad, Halt 
* fol, mit der Formel irgend eines abgenutzten Paragraphen ein 
biß hierher und micht weiter“ zu gebieten. — — 

Der Träger der Union, der Schöpfer diefer Verfafſung vom 26. Mai, 
Hear von Radowitz, ift aus dem Minifterium getreten, mermer Anffaſſung 
nad) deshalb, weil das Miniſterium das frühere, als verkehrt erfannte 
arten, das Syſtem Radowitz, Hatte fallen laſſen. Ich will den nicht 

Anweſenden hier nicht angreifen, ich wilrbe es aber gern geſehen haben, 
num Herr von Radowitz mins jebt wie wor einem Jahre gegenüber 
Ich Kin & , er bat das Belle von Prenken gewollt und bat Pi 
mr in den Mitteln vergriffen. Ich babe vor Jahr und Tag vom biefer 
jelben Stelle aus meine Me euge gung ußge fprochen, daß die Union an 
fh nicht lebensfähig fei, daß fie mir 18 ehem, als em zwitterhaftes 
vroduli furchtſamer gerefäch und evolution. Ich Habe bis jet 
uch nichts. herausgefunden, was dicte ter im Bolte lebende Ueberzeugung 
gt hätte, und ber Abreß- Entwurf enthält feinen Toleffaleren —* 
in ben Pafins über die Befriedi ung, mit welcher daß Bolt 
de — 5 aufgenonnnen babe. dem Fallenlaffen diefes 
—— heute von dieſer Stelle — dem Miniſteriam der 
{der Suter mit bitteren Worten gemacht worden. Ich 
daran erimmm, daß ſich ſelbſi „Privatleute im dem alle befinden 
* üdlanfegnent gu Werden und fe feüber für Unrecht hielten, 
ſpater aach Dem Umſtaͤnden für Necht — muffen. Ich Nies 
mandem Damit einen Vorwurf, ich Halte es fir männlich 8* offen, ſeinen 
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Irrthum anzuertennen, aber nicht das halte ich für männlidh, dem einen 
Borwurf darüber zu machen, der von feinem Irrthum zurüdgelommen if. 
Ich mil nur darauf noch hinweiien, deß es viel leichter iſt, Privawer⸗ 
hältniſſe konſequent in feiner Hand zu behalten, als Diejenigen, welche 
unter veränderten Umſtänden die Schidfale eined Yandes von 16 Millionen 
berühren und regeln. Ich will auf die Idee der Gültigkeit oder Ungültig⸗ 
feit der Unionsverfaſſung bier nicht zurüdtommen, wir haben das m Er⸗ 
furt binreichend beiprochen, ich habe wie damals die Ueberzengung, daß 
fie rechtsgültig bei uns, Gott fer Dank, nicht befteht, und wenn fie bes 
fände, jo wäre fie. nichts Anderes, als eine Mediatifirung Preußens, 
nicht unter die Yürften, fondern unter die Kammern der Heinen Staaten, 
und ein Krieg, für die Union von Preußen geführt, könnte mich nur leb⸗ 
haft an jenen Engländer erinnern, der ein fiegreiches Gefecht mit einer 
Schildwache bejtand, um ſich in dem Schilderhaufe hängen zu fünnen, ein 
Necht, welches er fih und jedem jreien Briten vindicirte. Sollten wir 
trogdem dahin getrieben werden, für die dee der Union Krie 
zu führen, meine Herren, es würde nicht lange dauern, bar 
en Unionsmännern von fräftigen Fänften die legten Fetzen 
des Unionsmantel8 beruntergeriffen würden, und es würde 
nichts bleiben, als das rothe Unterfutter diefes ſehr leiten 
Kleidungsftides. Am menigften kann ich glauben, daß dic Staatö- 
männer, die im Sommer 1848 der Yreundfchaftöbezeugungen einer Hand 
voll berliner Proletarier ſich nicht erwehren fonnten, ſtark genug fein 
würden, wenn einmal der Brand entzündet ift, im Kampfe mit der Ueber⸗ 
macht die dargebotene Hand der polnifchen, italienifchen, ungarischen und 
deutjhen Demokraten zurüdzumeiien. Es wiirde dann dahin fommen, 
daß ein Staatsmann Necht bebielte, der zur Zeit der aufgelöften Kammer 
an diefer Stelle jaß, und der am 31. Oftober in der bekannten verna⸗ 
elten Sigung den Antrag ftellte, fofort der ungariichen Repolution zu 
* zu eilen, im Namen Deutſchlands, gegen den Erben einer langen 
eihe deutſcher Kaiſer. — 

Es iſt eine ſeltſame Beſcheidenheit, daß man ſich nicht entſchließen 
kann, Oeſterreich für eine deutſche Macht zu halten. Ich kann in nichts 
Anderem den Grund hiervon ſuchen, als daß Oeſterreich das Glück hat, 
fremde Volksſtämme zu beherrſchen, welche in alter Zeit durch deutſche 
Waffen unterworfen wurden. Ich Tann aber daraus nicht fchließen, daß, 
weil Siovafen und Ruthenen unter der Herrſchaft Oeſterreichs ftehen, 
diefe die Nepräfentanten des Staates und die Deutfchen eine bloße bei- 
läufigen Zugabe de3 flaviichen Oeſterreichs jeien; fondern ich erfenne 
in Lefterreih den Repräfentanten und Erben einer alten 
deutſchen Macht, die oft und glorreih das deutihe Schwert 
geführt hat. — 

Ich babe bereit8 vor einem Jahre auf dieſer Stelle dagegen gewarnt, 
dag man Preußen nit in die Rolle drängen jolle, die Turin in Italien 

efpielt bat. Die Pflicht der Nathgeber der Krone ift die, 
Breugen por dem Rathe derer zu [hügen, welde e8 wieder» 
bolt an den Rand des Verderbens gebradt haben. Es ift 
ihre Pflicht, die Krone vor Bundesgenoſſen zu ſichern, welde 
gefährlider find, als der Feind jelbft; das preußiiche Banner 
davor zu ſchützen, daß es nicht, wider Preußens Willen, der 
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Sammelplag werde für diejenigen, die Europa außgeftoßen 
bat, die ich nicht ſchärfer bezeihnen will, weil Niemand von 
ihnen anwefend ift. Gelingt es dem Miniftertum wicht, diefen Krieg 
ber Propaganda, dieſen Prinzipienkrieg von uns fern zu halten, dann, 
meine Herren, bleibt dem Preußen nichts Abrig, als dem Befehle, der 
in m die Reihe der Krieger ruft, zu folgen, wenn auch mit bitterem 
Shmerze und zu ſchmachvollem Untergange, felbft im Stege. Aber es 
möge Jeder, der diefen Krieg hindern konnte und es nicht that, bedenken, 
daß das Blut, welches in folddem Kriege vergofien wird, in jeinem Schuld» 
bude fteht; möge ihn der Fluch jedes ehrlichen Soldaten treffen, der für 
eme Sache ftirbt, die er im Herzen verdammt und verachtet, und möge 
dieſer Fluch fchwer auf feiner Seele laften am Tage des Gerichts. 

Aber, meine Herren, einen ſolchen Prinzipien=Srieg — ich habe 
nicht gehört, daß irgend Jemand nah ihm verlangt — ich geftehe, ich 
habe dieß Wort ſeit lange zum erftenmal in diejer Kammer gehört. Sollte 
Kiemand im Lande einen foldhen Prinzipien⸗Krieg verlangen, als die 
Majorität der Kammer, fo ift die meiner Meinung nad, fein Grund zum 
Kriege mit Defterreich, fondern zum Kriege mit diefer Kammer. Dann 
wäre e8 Pflicht der Käthe der Krone, ſich zu erinnern, daß eine 
Kammer leichter mobil j" maden iſt, als eine Armee und in 
einer Neuwahl da8 Boll zu fragen, ob es die Anfichten feiner 
Bertreter durch Wiederwahl gutheiße. (Lärm) Oder ob es durch 
feine Wahl zeigen will, daß es mit feftem Bertrauen an dem 
Rinifterium hängt, zu dejjen Unterftügung — daran erinnern 
Sie fih, meine Herren — mir faft Alle vor einem Jahre hier- 
ber geſchickt wurden. 





Vom Eintritt in den Sinutsdienft bis zur 
Mebernahme des Minifleriums, 


« 
— — — 


6. Am Bundestage in Frankfurt. 


1851. Mai. Smennung zum Geheimen Legationdratb und 
erften Secretär der Bundestagsgeſandtſchaft. 
Die eriten Eindrüde. 


Aus einem Schreiben an feine Gemahlin vom 18. Mai 


1851: 
Frankfurt, 18./5. 51. 

Frankfurt ift gräßlich langweilig, ich bin fo verwöhnt mit viel Liebe 

um mich, und viel Gefchäften und merke erft, wie undankbar ich gegen fo 
manche Leute in Berlin immer gewejen bin, denn von Dir und Zubehör 
will ich ganz abjehn, aber jelbft das kühlere Maß von landsmannſchaft⸗ 
licher und Borteiguneigung, mad mir in Berlin wurde, ift ein inniges 
tniß zu nennen gegen den biefigen Berfehr, der im Grunde nichts 

als gegenjeitiged mißtrauiſches Ausſpioniren ift; und wenn man nod) etwas 
außzujpftren und jr verbergen hätte! Es find lauter Yappalien, mit denen 
die Leute ſich quälen, und diefe Diplomaten find mir ſchon jegt mit ihrer 
wichtigthuenden Kleinigkeitskrämerei viel lächerlicher, ald der Abgeordnete 
der 2. Kammer im Gefühl feiner Würde. Wenn nicht äußere Ereignifie 
zutxeten, und die können wir fuperflugen Bundestagämenjchen meber leiten 
noch vorberbeftimmen, jo meiß ich jet ganz genau, was wir in 1, 2 ober 
5 Jahren zu Stande gebracht haben werden, und will e8 in 24 Stunden zu 
Stande bringen, wenn die andern nur einen Tag lang wahrheitsliebend und 
vernünftig fern wollen. Ich habe nie baran gegweifelt, daß fie alle mit Wafler 
kochen; aber eine foldye nüchterne einfältige Waſſerſuppe, in der auch nicht 
ein einziges Fettange zu ſpüren iſt, übereafht mich, Schickt den Schulgen X 
oder Hexen v. ?. ardly aus dem Chaufſeehauſe ber, wenn fie gewafchen 
und gelämmt find, fo will ich in der Diplomatie Staat mit ihnen machen. 
In der Kunft, mit vielen Worten garnichts zu togen, mache ich reißende 
Bortfchritte, ſchreibe Berichte von vielen Bogen, die fich nett und rund 
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wie Leitartikel Iefen, und wenn Manteuffel, nachdem er fie gelefen bat, 
jagen lam, was drin flieht, fo kann er mehr wie ich. Jeder von ums 
ftellt fih, als glaubte er vom andern, daß er voller Gedanken und Ent- 
würfe flede, wen er’8 nur ausſprechen wollte, und dabei wiflen wir alle 
zufammen nicht um ein Haar befler, was aus Deutjchland werden wird, 
al3 Dutlen Sommer. Kein Menſch, felbft der böswilligſte Zweifler von 
Demofvat, glaubt e8, was für Charlatauerie und Wichtigthuerei im diefer 
Diplomatie bier ftedt. Doch nun habe ich genug gefchimpft, num will ich 
Die fogen, daß ich mich wohl befinde. Borgeftern war ich in Mainz; 
die M doch reizend. Die Ercurſionen mit der Eifenbahn find 
das bier. Rad) Beideiberg, Baden-Baden, Odenwald, Homburg, 
Soden, Wiesbaden, Bingen, Rüdesheim, Nieberwald, kann man bequem 
m 1 Tag, 5—6 Stunden dableiben nnd Abends wieder hier fein; bis 
jegt babe ich's noch nicht bemugt. Weber Politit und einzelne Perſonen 
kann ıch Dir nicht viel fchreiben, weil die meiften Briefe geöffnet werben. 
Wenn fie Deine Adrefie auf meinen und ‘Deine vr auf Deinen Briefen 
erft kennen, werden fie fih’8 wohl begeben, da ſie nicht Zeit Haben, Fa- 
milienbriefe zu lefen. 


Selbftbetradhtungen. 


Aus einem Schreiben an ſeine Gemahlin vom 3. Juli 
1851: 

Srankfurt, 3. Juli 51. 
Borgeftern babe ich mit vielem Dank Deinen Brief und die Nachricht 
von Ener aller Wohlſein erhalten. Bergiß aber nit, wenn Du mir 
ſchreibſt, daß die Briefe nicht blos von mir, fondern von allerhand Poſt⸗ 
ſpionen gelefen werden, und tobe nicht fo fehr gegen einzelne Perſonen 
darin, denn das wird alles jofort wieder an den Mann gebracht und auf 
meine Rechnung gefchrieben; außerdem thuft Du den Lenten unrecht. Ueber 
meine Ernennung oder Nichternennung weiß ich gar nichts, als was man 
mir bei meiner Abreife fagte, alles andere find Miöglichkeiten und Ver⸗ 
muthungen. Das Sciefe in ber Sache ift bisher nur das Stillichweigen 
auf Seite der Regierung mir gegenüber, indem es billig wäre, mich nach⸗ 
grade wiflen zu laffen, und zwar amtlich, ob ich mit Frau und Kind im 
Monat bier oder in Pommern wohnen werde. Sei vorfichtig in 
Deinen Reben gegen alle dert ohne Ausnahme, nicht bios gegen X., na= 
—8 — Urtheilen über Perſonen, denn Du glaubſt nicht, was man in 
diefer ertebt, wenn man erſt einmal Gegenfland der Beobachtung 
wixd; ſei darauf gefaßt, daß hier oder in Sanzfouci mit Sance aufge 
wärut wird, was Du etwa in den Baflalten, oder in ber Babehütte 
re na daß ich fo ermahnend bin, aber nach Deinem letzten 
muß üb etwas die diplomatiiche Hedenfcheere zur Hand nehmen. 
Wem oralen * ud andere eute 5. —— — —— Können, 
io it einen der Hauptzwecke i iebftähle. Bon 
Se war 3 zu Mittag in Wiesbaden bei ** und babe mit einem 
iſch von Wehmuth und altkluger Weisheit die Stätten früherer Thor⸗ 
heit augeſehn. Möchte es doch Gott gefallen, mit Seinem klaren 
und ftarfen Weine dies Gefäß zu füllen, in dem bamals der Cham⸗ 
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pagner 21jähriger Jugend nutzlos verbraufte und ſchale Neigen zurückließ. 
Bo ımd wie mögen * und Miß ** jest leben, wie viele ind begraben, 
mit denen ich damals fiebelte, becherte und mürfelte, wie hat meine Welt- 
amjchaunng boch in den 14 Jahren feitdem fo viele Verwandlung durch⸗ 
emacht, von denen ich immer die grade gegenwärtige für bie rechte Ge⸗ 
altung hielt, und mie vieles tft mir jegt Flein, was damals groß 
erichien, wie vieles jegt ehrwärdig, was ih Damals verjpottete! 
Wie mandhes Laub mag noh an unjerm innern Menſchen auß- 
grünen, ſchatten, rauſchen und werthlos mwelten, bis wieder 
14 Jahr vorüber find, bi8 1865, wenn wir’8 erleben! Ich be⸗ 
greife nit, wie ein Menfch, der über ſich nachdenkt, und doch 
von Gott nichts weiß oder wiſſen will, fein Leben vor Verach— 
tung und Langeweile tragen fann. ch weiß nit, wie ih daß 
fräher ausgehalten habe; follte ich jest Leben wie damals ohne Gott, ohne 

tch, ohme Kinder — ich wüßte doch in der That nicht, warım ich dies 
Leben nicht ablegen jollte wie ein ſchmutziges Hemde; und doch find Die 
meiften meiner Sefannten fo ımd leben. Wenn ich mich bei dem Ein- 
zelnen frage, was ex für Grund bei fich haben kann meiter zu leben, ſich 
zu mühen und zu ärgern, zu intriguiren und zu jpioniren, ich weiß es 
wahrlich nicht. liche nicht aus dieſem Gefchreibfel, daß ich gerade be- 
ſonders ſchwarz geitimmt bin, im Gegentheil, es ift mir, als wenn man 
an einem jchönen Septembertage da8 gelbmerdende Laub betrachtet; gefund 
und heiter, aber etwas Wehmuth, etwas Heimweh, Sehnjuht na Wald, 
See, Wüfte, Div und Kindern, alles mit Sonnenuntergang und Beethoven 
vermifcht. Statt defien muß ich nun langweilige *® befuchen und endfofe 
Siffern über deutfhe Dampfcorvetten und Kanonenjollen Tefen, die in 
remerhafen fauleh und Geld freflen. Ich möchte gern ein Pferd haben, 
aber allein mag ich nicht reiten, das ift langweilig, und die Geſellfſchaft, 
die hier wmitreitet, iM auch fangmeitig, und uun muß ich zu Rochow und 
zu „erfand — in's — und vs, die mit der Großfüurſtin Olga hier 
ind, — 


18. Auguſt. Ernennung zum-Bunbestagsgefandten. 
1852. Juni. Sendung nad Wien. 
And einem Schreiben an ſeine Gemahlin vom 16. Juni: 


Wien, 16./6. 02. 

'Sg'fallt mer hier gar net, wie Schrenf jagt, obigen es jo nett 
war Anno 47, mit Dir, aber nicht bloß Du fehlt mir, ſondern ich finde 
mich hier überfläffig, und das ift ſchlimmer, als ich Deinem unpelitifchen 
Gemüth verftänblich machen kann. Wenn ih, mie damals, nur gum 
Bergnügen bier wäre, fo könnte ich nicht Magen; alle, die. id bisher 
kennen gelerut babe, find bemerfenswerth liebenswürdig, und die Stadt 
ift zwar heiß ımd enaftraßig, aber doch eine nuögegeidnete Stadt. Im 
Geſchäft dagegen herrſcht große Flauheit; die Leute haben entweder wicht 
das Bedürfniß, fih mit und zu arrangiren, oder fegen es bei uns in 
höherem Grade voraus, als es vorhanden if. Ich fürchte, die Gelegen- 
beit der Verſtändigung geht ungenügt vorüber, das wird bei ung einen 
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böjen Rückſchlag üben, denn man glaubt, einen ſehr verföhnlichen Schritt 
durch —* Sendung geiban au baben, und Fi werden fobald nicht 
wieder einen herjchiden, der fo geneigt ift, fich zu verftändigen und dabei 
fo freie Hand hat wie ih. Verzeih, daß ich Dir Politik jchreibe, aber 
weſſen das Herz voll ift u. ſ. w., ich trodene ganz auf geijtig in dieſem 
Getriebe, und ich fürchte, ich befomme noch einmal Geſchmack daran. 


1858, Neberdruß an den Bundeötagsangelegenbeiten. 
Aus einem Schreiben an Frau von Arnim: 


Sranffurt (ohne Datum). 

Während ich genöthigt bin, in der Sitzung einen gauz unglaublich 
langweiligen Vortrag * hochgeſchätzten Kollegen über die anarchiſchen 
Zuftände in Ober⸗Lippe anzuhören, dachte ich darüber nach, wie ich dieſen 
Moment utilifiren könnte, und als hervorragendftes Bedürfniß meines 
—— ſtellte ſich ein Erguß brüderlicher Gefühle heraus. Es iſt eine 
ehr achtungswerthe, aber wenig unterhaltende Tafelrunde, die mich hier 
an einem grünbehangenen, etwa 20 Fuß im Durchmeſſer haltenden, kreis⸗ 
runden Tiſche, im Parterre des Taxiſchen Palais, mit Ausſicht auf Garten 
umgibt. Der durchſchnittliche Schlag iſt etwa der von N. N. und 3. in 
Berlin, die haben ganz bundestäglichen pli! 

Ich jage ziemlich fleißig, auf Jagden, wo der Einzelne 6 bis 15 Hafen 
und eimige Faſanen fchießt, jeltener einen Rehbock oder Fuchs, und mit 
unter ein Stüd Rothwild in bedeutender Entfernung fieht. Die Zeit 
dazu Habe ih dadurd gewonnen, daß ich jehr viel fauler bin, als im 
vorigen Fahre, weil mein Fleiß in Berlin fein Refultat findet. 

N. N. iſt nicht mehr fo liebenswürdig wie früher, er bört auf alle 

lichen erlogenen Klatjchereien, und läßt ſich immer einreden, ich ftrebte 

feiner Erbfchaft, während ich froh bin, wenn man mich da läßt, mo ih 
bir. Ich gewöhne mich daran, im Gefühle gähnender Unſchuld alle Symptome 
von Kälte zu ertragen und die Stimmung gänzliher Wurſchtigkeit 
im mir vorberrjchend werden zu lafien, nachdem ich den Bund allmählich 
mit Erfolg zum Bewußtſein des durchbohrenden Gefühls feines Nichts 

bringen nicht unerheblich beigetragen zu haben mir fchmeicheln darf. 
Das befannte Lied von Heine: „DO Bund, du Hund, du biſt nicht ges 
iund* u. f. w., wird bald durch einftimmigen Beſchluß zum Nationalliede 
der Deutſchen erhoben werden. 

Um den Orient fiimmert fi bier niemand; mögen die Ruſſen oder 
die Türken in die Zeitungen fegen, was fie wollen, man glaubt hier weder 
an Land⸗ no Seegefechte, und beitreitet die Eriftenz von Sinope, Ka⸗ 
lafat und Scheftetil. 

Endlih hat Darmitadt zu leſen aufgehört, und ich ftürze gerlihet 
in Deime Arme und wünſche Dir ein frohes Felt. Viele Grüße an Oscar. 


Dein treuer Bruder 
v. B. 
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Die dänifhe Frage am Bunde. 


Schreiben ans Reinfelb in Bommern, vom 11. September 1856 
(Adreffat ungenannt.): 


Reinfeld in Pommern, 11. Sept. 1856. 
Im Nov. denfe ich, wird der Bund, mit u Wohlwollen ald Er 
feine Sigungen ben Holfteinern widmen. In diefer Sache werden 

— alle Regienun en einig fein. nel aber wird heimlich ein 
en der Dänen bleiben ımb in feiner Prefle den Mund voll denticher 
Ex brafen haben und Preußen die Schuld aufbfirden, daß nichts geſchieht. 
er Schwerpunkt der Sache liegt „ediid nit in Frankfurt, fondern in 
der Frage, ob die Dänen eines Hüdhaltes an einer oder mehreren ber 
auperbeutfchen Gropmächte fiher find. Sind fe dab, fo werden fie in 

jenem Bundesbeſchluß ein Competenzloch finden. 


1855 —1857. Reiten nah Paris, Dänemark u. |. w. 
1858. 2. April. Die Erneuerung. des Zollverein. 
(Adreffat ungenannt.) 
Frankfurt a. M, 2. April 1858. 
Sch bin mit Ihnen Free eimnerftanden, dag wilere Stellung im 
Bela verpfuſcht iſt; i — — noch weiter, indem ich feſt Aberzeugt 
daß wir den ganzen Zollperein kündigen müſſen, ſobald der Termin 
dazu gekommen ift. Die Gründe diefer Ue BL find zu weitſchichti 
* ſie hier in entwideln, und zu en ul ammenbhängend, um fie einze 
nennen. Wir müſſen kündigen auf ie Gefahr Ein, mit Deflau und 
Sonbershanfen allein zu bleiben. Es ift aber nicht zu wänfcden, daß 
letzteres der Tall werde, oder doch daß es lange dauere. Deshalb müſſen 
wir in der noch (aufenden Periode den anderen Staaten den Zollverein 
angenehm, wenn es fein kann, zum —A— unl Bedürfniß machen, 
* ſie nach der Kündigung den Anſchlu — —— — 
len Ein Theil diefes Syſtems ift, daß man fie Retiorevenüen 

n läßt, als fie jelbft dr Grenzzölle ohne Preußen — mürden ver⸗ 
—** fürmen. Ein anderer heil iſt der, daß man ihnen nicht die Fort⸗ 
dauer eines Bollvereind mit Preußen als ſachlich unmöglich erſcheinen Iäft; 
da8 wird aber, wenn neben ben 28 ngen noch einige 50 ftändifche 
Korperſchaften, geleitet von fehr particulären refien, ein liberum veto 
ansübeıt. —— ie preußiſchen Kammern damit an, fo wird ſchon der 
Gleichheitsſchwindel ber deutichen Regierungen nicht zugeben, daß bie 
übrigen aurüfichen; fie werden fi) auch wichtig machen wollen. 

Ich glaube, dag wir in einem nach 1865 von Preußen umzubildenden 
Bollvereine, um diejen Klippen zu entgehen, für bie Kusübume des flän- 
diſchen Zuftimmungsrechtes in Zollvereinsfachen, den Unionsprojecten von 
1849 eine Einrihtung entnehmen, eine Art Zollparlament einrigten 
müſſen, mit Beftimmung für itio in partes, wenn die Anbern es ver- 
langen. Die Regierungen werden fchwer daran 18 aber wenn wir 
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dreift und confequent wären, könnten wir viel durchſetzen. Die 
m Ye Briefe ausgeſprochene dee, die preußiichen Kammern, vermöge 
der aller deutfchen Steuerzahler durch fle, zur Grundlage heges 
moniſcher Be ebumgen zu machen, ſteht auf demielben Felde. Kammern 
md Prefie könnten das mächtigfte Hilfsmittel unferer auswärtigen Politik 
werden. In dem vorliegenden Yale welches auch das Ergebniß der Ab- 
ſiimmung fein mag, mitte jedenfalls die Zollvereinzpolitit, der Schaben 
dei Bereins für Preußen, bie Nothwendigkeit fir uns, ihn zur kundigen, 
anf daß eingebendfte und fchärffte erörtert werden, damit die Erlkenntniß 
darüber fi Bahn bricht; Ihr Brief jollte als Artikel in der. Kreuzzeitung 
Heben, anflatt Bier auf meinem Tiſch Jr liegen. Kammern und Breife 
wäßten die deutjäe Zollpolitil breit und rückhaltslos aus 
dem preußiſchen Standpunkte discutiren; daun würde fid 
ihuen die ermattete Aufmerkſamkeit Deutjchlands wieder zu» 
enden, und unjer Landtag für Preußen eine Macht in Deutlich» 
land werden. Ich wünſchte den BZollnerein in den Bund nebft Preußens 
Stellung zu beiben in ımjern Kammern dem Secirmefler der Ichärfften 
Fritit untergegen zu fehen; davon kan ber König, feine Miniſier und 
deren Belitit, wenn fe ihr Handwert verfehen, nur Zortheil haben. 
Aber ich mwünfchte doch als Nefultat einer folhen Diskuffion, die Vor⸗ 
lage mit geringer Mojerität angenommen zu jehen. Denn es handelt 
24 im nächflen Augenblick für den Zollverein mehr darum, deutſche Re⸗ 

en an die leifchtäpfe beilelben zu fefieln, als Sympathieen ihrer 
Ünterfbanen zu gewinnen. Die leiteren find machtlos, und in Betreff 
ubt eime Trüftige, fadhverftändige und ehrliebende Debatte daſſelbe, 
bie Zuflilligteit eines Abfinunangsrefultates.. . . 
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Das Miniſterium der „newen Aera.“ 


And einem Schreiben an feine Schwefter Frau v. Arnim: 


Frankfurt, 12. Now. 1868. 

Dein Brief war mir eine nnverhoffte Freude; in der Adreſſe ſah er 
ganz wie einer von Sohama aus, und ich wunderte mich, wie die nach 
der Udermuck gelonumen wäre. Ich bin nicht eher zum Antworten ge» 
! theils Geſchäfte, Erkältung, Jagd, nahmen meine Zeit in 
Iprudh, cheiis wußte ich felbft nicht, was ich Dir über die neue Exfcheinung 
am politiſchen Himmel fchreiben follte, mas ich nicht auch über den 
Someten hätte jagen können. Eine interefjante Erſcheinung, deren Ein- 
fait mie. merwartet, deren Zweck und Beichaffenheit mir noch unbekannt 
R. Doch die Laufbahn des Kometen berechneten unfere Aftronomen 
emlih gem, amd das dürfte ihnen in Betreff des newen politiſchen 
Siebengeſtirneßs ſchwer werden. Johanna tft heut früh mit den Kindern 
eingetroffen, Gott jet Dank gefund, aber nicht heiter. Sie ift nieder- 
xdrit son allen den politiſchen Wengfien, die man ihr in Pommern 
ud Derke eingeflößt bat, und ich bemtihe mich vergebens, ihr die ge» 
bährende Geiterfert einzuflößen. Es iſt der natlirliche Berdruß der Haus» 
van auch uber im ara, wenn es zweifelhaft wird, ob man in einem 
ten mit Mühe und Koſten neu eingerichteten Haufe bleiben wird. Sie 
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kam mit dem Glauben bier an, daß ich den Abichied fofort nehmen 
würde. Ich weiß nicht, ob man ihn mir nicht ungeforbert giebt, oder 
mich fo verjegt, daß ich ihn Anftandes halber nehmen muß. Bevor ic 
a aber freiwillig thue, will ih doc erft abwarten, daß dad Miniſterium 

e zeigt. 

Wenn die Herren die Fühlung der confervativen Partei beibehalten, 
fih aufrihtig um Berftändigung und Frieden im Innern bemühen, fo 
können fie in unfern auswärtigen Berhältniffen einen unzweifelhaften 
Borzug haben, und das ift mir viel wertb; denn wir „waren herunter: 
gelommen und mußten doc, felber nicht wie“. Das fühlte ih hier am 
empfindlicäften. ch denke mir, dag man den Fürſten gerade deshalb an 
die Spige geftellt hat, um eine Garantie gegen eine Parteiregierung und 
gegen Rutſchen nach links zu haben. Irre io mich darin, oder will man 
über mic) lediglih aus Gefälligleit für Stellenjäger disponiren, jo werde 
ih mich unter die Kanonen von Schönhanjen zurüdgiehen und zuſehen, wie 
man in Preußen auf linfe Majoritäten geftüßt regiert, mich auch im 
Serrenpaufe beftreben, meine Schuldigkeit zu thun. Abwechſelung iſt bie 

eele des Lebens, und Hoffentlich werde ich mich um 10 Jahr verjüngt 
fühlen, wenn ich mich wieder in derfelben Gefechtöpofition befinde, wie 
48 - 49. Wenn ih die Rollen des Gentleman und des Diplomaten 
micht mehr mit einander verträglich finde, jo wird mid dad Dergnlgen, 
oder die Laft ein hohes Gehalt mit Anftand zu depenfiren, feine Minute 
in der Wahl beirren. Zu leben babe ich, nad meinen Bedürfnifien, und 
wenn mir Gott Frau und Kinder gejund erhält wie bisher, fo jage ic: 
„vogue la galöre“, in welchem Fahrwaffer e8 auch fein mag. Nach 
30 Jahren wird e8 mir wohl gleichgültig fein, ob ich jetzt Diplomat oder 
Landjunker jpiele, und bisher bat die Ausfiht auf frifhen ehrlichen 
Kampf, ohne durch irgend eine amtliche Feſſel genirt zu fein, gewiſſer⸗ 
maßen in politifchen Schwimmhoſen, faft ebenfoniel Heiz für mid, als 
die Ausfiht auf ein fortgefegtes Regime von Trüffeln, Depeſchen und 
Großkreuzen. Nach Neune ift alles vorbei, jagt der Schaufpieler. Mehr 
als diefe meine perjönlihen Empfindungen kann ih Dir bisher nicht 
melden, das Räthſel fteht auch mir noch ungelöft gegenüber. Eine be 
fondere Freude babe ich einftweilen am Bunde; alle die Herren, die noch 
por ſechs Monaten meine Abberufung ala Erforberuig der beutfchen 
Einheit verlangten, zittern jest bei dem Gedanken mich bier zu vers 
lieren: ** winkt als Schredbild 48er Reminifcenz, und fie find mie ein 
Zaubenfdhlag, der den Marder merkt, fo verängftigt von Demokratrie, 
Barrikaden, Parlament und **. — ** finft mir gerührt in die Arme 
und jagt mit krampfhaftem Händedrud: „wir werben wieder anf ein 
Feld gedrängt werden.“ Der Franzofe natürlich, aber jelbft der Engländer 
fieht uns für Brandflifter an, und der Ruſſe fürchtet, daß der Sailer 
an unferm Beifpiel in feinen Reformplänen irre werden würde. Ich fage 
allen natürlich: „Nur ruhig Blut, die Sache wird fi ſchon machen,“ 
und habe die Genugthuung, daß fie antworten: „Ja wenn Sie bier 
blieben, da hätten wir eine Garantie, aber **c!“ Wenn dem nicht bie 
Ohren in diefen Tagen Frankfurtiſch Hingen, jo hat er kein Trommelfell. 
Er iſt bier in acht Tagen aus einem achtbaren liberal Eonjervativen in 
der Einbildung feiner eventuellen Collegen zu einem brandroth getigerten 
Helfershelfer von Kinkel und d'Eſter degradirt. Der Bamberger Diplomat 
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ſpricht von einer continentalen Affecuranz gegen preußiſche Brandftiftung, 
Dreifaiferbündniß gegen und und neues Olmütz mit teen 
Operationen". Kurz, es fängt an, weniger langweilig in der politifchen 
Welt zu werden. Es fcheint, daß die Anfunft des Kometen in der That 
nicht ohne Borbedeutung war. Lebe herzlich wohl, mein fehr Geliebtes, 
um a Oskar; er fol nur die Ohren nicht hängen laflen, es ift doch 
ales Kal. 


And einem Schreiben an dieſelbe. 


Sranlfurt, 10. Dezember 1858. 


— — — lieber meine Verſetzung oder Entlaffung ift wieder alles 
ſtill; eine Zeit lang ſchien mir Petersburg ziemlich ſicher, und ich hatte 
mich mit dem Gedanken jo vertraut gemacht, daß ich eigentlich Enttänſchung 
* F es Me daß ich bier —* — Es wird hier wohl 
j tes Wetter, politiſches, geben, welches ich recht gerne im Bärenp 
bei Capiar und Elennjagd —8* — Unſer nenes Cabinet wird * 
Anslande noch immer mit Mißtrauen betrachtet, nur Oeſterreich wirft 
ihm mit fchlauer Berechnung den Köder feines Lobes bin, während ** 
unser der Haud dor und marnt; daſſelbe thun gewiß feine Collegen an 
ellen Höfen. Die Kope läßt das Mauſen nicht. Endlich werden bie 
Minifler dach Farbe yeigen müſſen; da8 Schimpfen auf die Kreuzzeitung 
that's auf die Dauer nicht. Sch werde im inter fchwerlich nach Berlin 
tommıen, ſehr ſchön wäre es, went Ihr uns bier befuchen mwolltet, ebe uch 
en der Rewa. „falt geftellt“ werde. — 


— — — — — 


7.. In St. Petersburg. 


1859. Iamuar. Emennung zum Gejandten in Gt. Peterd- 
Burg 
März. Reife nah St. Petersburg. | 
1. April. Unteittsaubtenz beim Kater Alerander. 


. Die Erfahrungen in Frankfırt und ihre Nup- 
‚anwendung. 
“ Schreiben ‚au ben Minifter von Schleinip. 
BE BEE ‘ Betersburg, 12. Mat 1859. 
Aus den acht Jahren meiner Frankfurter Amtsführung habe ich als 
Ergebuß —— rungen die Ueberzeugung mit —* daß die 
dermaligerr Dundeseinrichtungen fir Preußen eine druckende, in kritiſchen 
Zeiten eine lebrusgefahrliche Feſſel bilden, ohne uns dafür dieſelben Aequi⸗ 
valeute zu , welche Oeſterreich, bei einem ungleich größern Maße 
eigener freier Beldegung, aus ihnen zieht. Beide Großmächte werben von 
Gürft 
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den Fürften und Regierungen der kleineren Staaten nicht mit greichem 
Maße gemeſſen; die Auslegung des Zweckes und der Geſetze des Bundes 
modificirt fi nach den Bedürfniffen der öfterreichiichen Politit. Ich darf 
mich Em. ..... Sachkenntniß gegenüber der Beweisführung durch detaillirtes 
Eingehen auf die Geichichte der Bundespolitif ſeit 1850 enthalten, und 
befchränte mich auf Die Nennung der Rubriken von der Wiederberftellung 
bed Bundestages, der deutichen Flottenfrage, der Zollftreitigkeiten, der 
Handeld«, Preß⸗ und Berfafiungsgefeggebung, der Bundesfeftungen Rajtatt 
und Mainz, der Neuenburger und der orientalifchen Grage. Stets haben 
wir uns derfelben compacten Majorität, demjelben Aniprud 
auf Preußens Nahgiebigfeit gegenüber befunden. In der orien- 
taliichen Frage erwies ſich die Schwerkraft Oeſterreichs der unftigen jo 
überlegen, daß ſelbſt die Uebereinftimmung der Wünjche und Neigungen 
der Bundesregierungen mit den Beftrebungen Preußens ihr nur einen 
weichenden Damm entgegenzujegen vermochte. Faſt ausnahmslos Haben 
und damals unjere Bundesgenofien zu verftehen gegeben, oder jelbft offen 
erflärt, daß fie außer Stande wären, und den Bund zu halten, wenn 
Defterreich jeinen eigenen Weg gebe, obſchon e8 unzweifelhaft ift, daß das 
Bundesrecht und die wahren dDeutichen Intereſſen unferer friedlihen Politik 
ur Seite ftänden; dies mar wenigſtens damals die Anficht faft aller 
Gundesfürften. Würden dieje den Bedlrfnifien, oder felbft der Sicherheit 
Preußens jemals in ähnlicher Weije die eigenen Neigungen und Intereſſen 
zum Opfer bringen? Gewiß nicht, denn ihre Anhänglichkeit an Defterreich 
erubt überwiegend auf falſchen Intereſſen, welche beiden das Zuſammen⸗ 
halten gegen Preußen, das Niederhalten jeder Yortentwidelung des Ein- 
fluffes und der Macht Preußens als dauernde Grundlage ihrer gemein- 
Ihaftlichen Politit vorfchreiben. Ausbildung des Bundesverhältnifjeß mit 
Öfterreichiicher Spige ift das natürliche Ziel der Politik der deutjchen 
Hürften und ihrer Minifter; fie kann in ihrem Sinne nur auf Koſten 
Preußens erfolgen und ift nothwendig nur gegen Preußen gerichtet, jo 
lange Preußen ſich nicht auf die nützliche Aufgabe beichränfen will, für 
jeine gleichberechtigten Bundesgenofien die Affecuranz gegen zu weit 
ehendes Uebergewicht Defterreich8 zu leiften, und das Mißverhältniß 
fine Pflichten zu feinen Rechten im Bunde, ergeben in die Wünjche der 
ajorität, mit nie ermlüdender Gefälligkeit zu tragen. Dieſe Tendenz der 
mittelftantlichen Politit_wird mit der Stetigleit der Magnetnadel nad) 
jeder vorübergehenden Schwankung wieder hervortreten, weil fie fein will⸗ 
fürliche8 Produkt einzelner Umftände oder Perfonen darſtellt, fondern ein 
natürliche8 und nothwendiges Ergebniß der Bundesverhältnijfe für die 
Hleineren Staaten bildet. Wir haben fein Deittel, uns mit ihr innerhalb 
der gegebenen Bundesnerträge dauernd und befriedigend abzufinden. 
Geitdem unjere Bundesgenoflen vor neun Jahren unter der Leitun 
Defterreih3 begonnen haben, aus dem bis dahin unbeadhteten Arjena 
der Bundesgrundgejege die PBrincipien ans Tag züch u fördern, welche 
ihrem Syſteme Vorſchub leiſten können, ſeitdem die efiumungen, welche 
nur eine Deutung im Sinne ihrer Stifter haben konnten, fomweit fie von 
dem Einverfländniffe Preußens und Defterreich8 getragen werden, einfeitig 
zur Bevormundung preußiicher Politif auszubeuten verjucht wurden, haben 
wir unausgejeßt dad Drüdende der Rage empfinden müſſen, in welche wir 
dur die Bundesverhältniffe und ihre fchlieliche hiftorifche Entwidelung 


2 


51 
1859. 


verjetzt worden find. Wir mußten uns aber ſagen, daß in ruhigen und 
regelmäßigen Beiten wir das Uebel durch geſchickte Behandlung wohl in feinen 
Solgen —— aber nichts zu ſeiner Heilung zu thun vermochten; 
in gefahrvollen Zeiten, wie es die jetzigen ſind, iſt es = natürlich, daß die 
andere Seite, welche fi im Befig aller Bortheile der Bundeseinrichtungen 
befindet, gern zugibt, daß manches Ungebörige gefchehen ſei, aber im „all 
gemeimen Intereſſe“ den Zeitpunkt für durchaus ungeeignet erklärt, um 
vergangene Dinge und „innere* Streitigkeiten zur Sprache zu bringen. 
dir und aber kehrt eine Gelegenheit, wenn wir die jetige unbenugt laſſen, 
preleicht nicht fobald wieder, und wir find fpäter von neuem auf die 
Refignation beſchränkt, daß ſich in regelmäßigen Zeiten nichts an der 
Sache ändern läßt. 
Seine Königlihe Hoheit der Prinz- Regent haben eine Haltung an⸗ 
genommen, melde den ungetbeilten Beifall aller derer hat, denen ein 
Urtheil über preußifche Politik beimohnen kann und die ſich daſſelbe nicht 
durch Parteileideufchaften getrübt haben. In diefer Haltung ſucht ein 
Zheil unferer Bundesgenofjen durch unbejonnene und fanatiiche Beſtre— 
bungen uns irre zu machen. Wenn die Staatsmänner von Bamberg jo 
leihtfertig bereit And, den erften Anftoß des Kriegsgeſchreis der urtheils- 
bojen und veränderlichen Tagesmeinung zu folgen, fo geſchieht das vielleicht 
nicht ganz ohne tröftende Hintergedanfen an die Neichtigfeit, mit der ein 
Heiner Staat im Fall der Noth die Farbe wechfeln kann. Wenn fie fi 
aber dabei der Bundeseinrichtungen bedienen wollen, um eine Macht wie 
Preußen in3 Feuer zu fchiden; wenn und zugemuthet wird, Gut und 
But jür die politiiche Weisheit und den ZThatendurft von Regierungen 
emzujegen, denen unjer Schutz unentbehrli zum Eriftiren ift; wenn diefe 
Staaten uns den leitenden Impuls geben wollen, und wenn fie als 
Mittel dazu bundesredhtlihe Theorieen in Ausſicht nehmen, mit 
deren Anerkennung alle Autonomie preußifcher Politik auf» 
bören würde — dann dürfte e3 meine Erachtens an der Beit jein, 
und zu erinnern, daß die Führer, welche und zumuthen, ihnen zu folgen, 
onderen Intereſſen dienen als preußifchen, und daß fie die Sache Deutich- 
lands, welche fie im Munde führen, fo verftehen, daß fie nicht zugleich 
die Cache Preußens fein Tann, wenn wir uns nicht aufgeben wollen. 
Ich gehe vielleiht zu weit, wenn ich die Anſicht äußere, daß wir 
jeden rechtmäßigen Anlaß, welchen unfere Bundesgenojjen und bieten, ers 
greifen follten, um zu derjenigen Nevifion unſerer gegenfeitigen Bezie⸗ 
bungen zu gelangen, deren Preußen bedarf, um in geregelten Beziehungen 
zu den kleineren deutſchen Staaten dauernd leben zu können. Ich glaube, 
wir jollten den Handſchuh bereitwillig aufnehmen und fein Unglüd, ſondern 
einen Fortfchritt der Kriſis zur Beflerung darin fehen, wenn eine Majo⸗ 
rität in Frankfurt einen Beichluß faßt, in welchen wir eine Ueberjchreis 
tung der Competenz, eine willfürliche Aenderung des Bundeszwedes, einen 
Druch der Bundesverträge finden. Je ungmeideutiger die Verlegung 
u Zage tritt, defto befjer. Im Oefterreich, rankreic, Nußland 
den wir die Bedingungen nicht leicht wieder jo günftig, um uns eine 
Berbefierung unjerer Yage in Deutfchland zu geftatten, und unfere Bundes- 
genoflen find auf dem beften Wege, uns volllommen gerechten Anlaß dafür 
zu bieten, auch ohne daß wir ihrem Mebermuthe nachhelfen. Sogar die 
Kreugzeitung wird, wie ich auß der Sonntagsnummer erjehe, ftugig bei 
4* 
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dem Gedanken, daß eine Frankfurter Majorität ohne weiteres über die 
preußifhe Armee disponiren könnte. Richt bloß an dieſem Blatte 
babe ich bisher mit Beſorgniß die Wahrnehmung gemacht, welche Allein- 
berrichaft ſich Defterreich in der deutſchen Preſſe Durch das geſchickt an⸗ 
gelegte Netz ſeiner Beeinfluſſung geſchaffen hat, und wie es dieſe Waffe 
zu —** weiß. Ohne —* e wäre die ſogenannte öffentliche Mei⸗ 
nung ſchwerlich zu dieſer Höhe montirt worden; ich ſage die ſogenannte, 
denn das wirkliche Gros der Bevölkerung iſt niemals Pi den Krieg ge 
fiimmt, wenn nicht die thatſächlichen Leiden fchwerer Bebrüdung es ge: 
reizt haben. Es ift jo weit gefommen, das kaum noch unter dem Mantel 
allgemeiner deutjcher Gefinnung ein preußifches Blatt ſich zu preußiichem 
Patriotismus zu bekennen wagt. Die allgemeine Piepmegerei fpielt dabei 
eine große Rolle, nicht minder die Zwanziger, die Oeſterreich zu diejem 
Zwede niemals fehlen. Die meiften Eorzelpondenten ſchreiben für ihren 
Lebensunterhalt, die meiften Blätter haben die Rentabilität zu ihrem 
Hauptzwed, und an einigen unjerer und anderer Blätter vermag ein ers 
fahrener Leſer leicht zu erkennen, ob fie eine Subvention Defterreichs 
wiederum erhalten haben, fie bald erwarten, oder fie durch drohende Winte 
herbeiführen wollen. 

Ich glaube, daß mir einen erheblichen Umfchlag in die Stimmung 
bringen könnten, wenn wir gegen die Meberhebungen unferer deutfchen 
Bundesgenofien die Saite felbftändiger Politif in der Preſſe anfchlügen. 
Bielleiht gefchehen in Frankfurt Dinge, welche und den vollften Anlaß 
dazu bieten. 

In diefen Eventualitäten kann fich die Weisheit unferer militärischen 
Lorfichtämaßregeln noch nad anderen Richtungen bin bethätigen und un= 
jerer Haltung Nahdrud geben. Dann wird da8 preußijche Selbftgefühl 
einen ebenfo lauten und vielleicht folgenreicheren Ton geben, als das 
bundestäglihe. Das Wort „deutſch— für „preußiſch“ möchte ich 
gern erft dann auf unfere Fahne gefchrieben fehen, wenn wir 
enger und zwedmäßtger mit unferen übrigen Landsleuten 
verbunden wären, al8 bisher; e8 verliert von feinem Sauber, 
nenn man es ſchon jegt, in Anwendung auf den bundestäglichen Nexus, 
abnützt. 

Ich fürchte, daß Ew..... mir bei dieſem brieflichen Streifzug in 
das Gebiet meiner früheren Thätigkeit ein ne sutor ultra crepidam im 
Geifte zurufen; aber ih babe auch nicht gemeint, einen amtlichen Vortrag 
u halten, fondern nur das Zeugniß eines Sacverftändigen wider den 

und ablegen wollen. Ich jehe in unferem Bundesverhältniß ein 
Gebrechen Preußens, weldhes wir früher oder fpäter forro et 
igni werden heilen müfjen, wenn wir nicht bei Zeiten in günftiger 
Jahreszeit eine Eur dagegen vornehmen. Wenn heute lediglich der Bund 
aufgehoben würde, ohne daß man etwas anderes an feine Stelle ſetzte, 
fo glaube ih, daß fon auf Grund diefer negativen Errungenjchaft ſich 
bald befjere und natürlichere Beziehungen Preußens zu feinen deutjchen 
Nahbarn ausbilden würden, als die biöherigen. 


Bismard. 
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Reife nah Moskau, — fchwere Erkrankung, der Urjprung 
ded langjährigen rheumatijchen Leidens. 


1860. Weiteres zur Deutſchen Politik. 


Aus zwei Schreiben an einen preußiichen Diplomaten. 


Hohendorf, 3. Februar 1860. 
.... Ich böre immer noch mit Vergnügen und mit einem Anflug 
von Heimweh alle Nachrichten über Frankfurter Zuftände und Perjonen, 
md beim Zeitungslejen befüllt mich oft der Trieb, kampfluſtig in die 
Sigungen zu eilen. “Der Zug mit der Kriegsverfaſſung war vortrefflich, 
nur weiter fo, offen und breit mit unſern Anſprüchen herausgetreten, fie 
find zu berechtigt, um nicht fchlieglih, wenn auch langſam, fi Aner- 
kennung zu verichaffen, und die von des Rheinbunds⸗ und der Bundes» 
acte Gnaden fouveränen Kleinftaaten können ihren Particularigmus auf 
die Dauer gegen den Strom der Zeit nicht halten. Es Tann, mie meine 
Geneſung, Stilftand und Rüdfchritt gelegentlich durchmachen, aber im 
anzen rüdt e8 vorwärts, fobald wir muthig wollen und und unſeres 
ollens nicht mehr ſchämen, fondern im Bunde, in der Prefle, und vor 
allem in unferen Kammern offen darlegen, was wir in Deutſchland vor⸗ 
ftellen wollen, und was der Bund bisher für Preußen gemejen ift: ein 
Alp und eine Schlinge um unjern Hals, mit dem Ende in feindlichen 
— die nur auf Belegenheit zum Zuſchnüren warten... Doch genug 
iti 


Ich hoffe bald reiſefertig zu ſein, bin's vielleicht ſchon; meine Frau 
und die Aerzte drängen mich nach Süden, Heidelberg oder Schweiz; 
ohne nach Beteräburg, um endlich im eigenen Haufe in Ruhe zu 
wobnen.... 


Petersburg, 16. Juni 1860. 

..... Uns geht es vor der Hand ziemlich gut, und mir beſonders 
befſer, als in Deutſchland unberufen! Die Ruhe und Annehmlichkeit des 
häuslichen Lebens thun das ihre. 24 Grad im Schatten, aber immer 
fühle Nächte. Die Gefchäfte gehen, Dank einem fo liebenswürdigen Mi- 
nifter wie Gortſchakoff, ohne derger, fur; cela va bien, pourvu que cela 
dure. Unfere Beziehungen mit hier find ausgezeichnet, was auch die Zei- 
tungen jabeln mögen. 

Die Augsburger & Co. haben noch immer Angft, ich möchte Mis 
nifter werden, und meinen dies durch Schimpfen über mich und meine 
franzöfifch-ruffiichen Gefinnungen zu bintertreiben. Biel Ehre, von den 

inden Preußens gefürchtet zu werden. Uebrigens find meine politifchen 
Liebhabereien im Frühjahr bei Hof und Minifter jo genau gefiebt worden, 
dag man Mar meiß, was daran ift, und wie ich gerade im nationalen 
Aufihwung Abwehr und Kraft zu finden glaubte. Wenn ich einem 
Teufel verfhrieben bin, fo iß es ein teutoniſcher und Fein galli⸗ 
fer... . ’3 Lügenfabrik könnte mich viel wirkſamer auf anderen Gebieten 
angreifen, als auf dem des Bonapartismus, wenn fie an unferem Hofe, 
wie bei den Augsburgern, Eindrud maden will..... 
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Deutihland und Franfreid. 


Aus einem Schreiben aud Peteröburg vom 22. Auguft 
1860: 


Adreffat ungenannt. 


... Der beimifchen Politif bin ich ganz entrüdt, da ich außer 
eitungen faft nur amtliche Nachrichten erhalte, die den Untergrund der 
inge nicht bloßlegen. Nach ihnen haben wir in Teplitz nichts Definitives 

verfprocdhen, jondern unfere Leiftungen für Defterreid) davon abhängig ge⸗ 
macht, daß legteres jein Wohlwollen für uns auf dem Gebiet deutjcher 
Politit zunähft praftifch bewähre; nachdem dies gefchehen, werde es auf 
unfere Dankbarfeit rechnen können. Damit märe ich jehr zufrieden; eine 
Hand wäſcht die andere, und fehen mir die Wiener Geife nur erft 
Ihäumen, jo werden wir gerne die Wäſche erwidern. Indirecte Nach- 
richten, die von andern Höfen hierher gelangen, lauten allerdings anders. 
Wenn fie rihtig find, jo hätten wir zwar feinen fchriftlihen Garantie⸗ 
vertrag gejchloffen, ung aber doch bermöge mündlichen Worte3 gebunden, 
Defterreih unter allen Umftänden dann beizuftehen, wenn e8 von Frank— 
reich in Italien angegriffen werde; jehe Defterreih fi zum Angriff 
genöthigt, fo jei unfere Einwilligung erforderlid, wenn unjer Beiftand 
erwartet werden fol. Die Verſion flingt unverfänglicher, als fie in der 
That fein würde. Hat Defterreich die Sicherheit, daß wir für Venedig 
eintreten werden, fo wird es den Angriff Frankreichs zu provociren 
willen, wie denn fchon jett behauptet wird, daß Oeſterreich jeit Teplig 
in Stalien dreift und herausfordernd auftrete Seit der Garibaldiſchen 
Erpedition geht die Wiener Politik dahin, es in Italien jo jchlimm wie 
möglih werden zu lafjen, damit dann, wenn Napoleon jelbft nöthig 
finden werde, fe gegen die italieniiche Revolution zu wahren, allfeitig 
eingefehritten und der frühere Zuftand annähernd hergeftellt merde. 
Diefe Rechnung mit und auf Napoleon kann fehr trügen; wie es ſcheint, 
bat man jie deshalb ſeit Xeplig aufgegeben und hofft auch gegen 
Napoleon zum Ziel zu gelangen. Die unrubige, gereizte Teidenjchaftlichkeit 
der öfterreichifchen Plat bringt auf beiden Wegen den Frieden in Ge⸗ 
fahr. — Was wird die Kammer zu Teplitz, was zur Armeeorganijation 
fagen! In legterer werden natürlich alle Vernünftigen zur Regierung 
ftehen. Der Eindrud der auswärtigen Politif wird fi) aber erft bes 
rechnen laffen, wenn man genauer weiß, was Xeplig bedeutet. Gin 
wohlunterrihteter, aber ziemlih Bonapartiſtiſcher Eorreipondent ſchreibt 
mir aus Berlin: „Wir find in Teplig mit Wiener Gemüthlichkeit glänzend 
tiber den Löffel barbiert, für nichts, nicht einmal ein Yinfengeridht, ver: 
kauft.“ Gott gebe, daß er irrt! — Ber Gelegenheit von Bonapartiften 
fällt mir ein, daß gelegentliche Andeutungen hierher gelangen, als würde 
pon der Preſſe — Nationalverein, Magdeburger, Oftpreußifche Zeitung 
und dergleihen — ein fyftematijcher Verleumdungsfeldzug gegen meine 
Perſon geführt. Ich ſollte ruſſiſch⸗franzöſiſche augen wegen einer Ab⸗ 
tretung der Rheinlande gegen Arrondirung im Innern offen unterftügt haben, 
ein zweiter Borries fein und dergleichen. ch zahle demjenigen 1000 Frd'or 
baar, der mir nachweiſen fann, daß dergleichen ruſſiſch⸗franzöſiſche Aner⸗ 
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bietungen jemals von irgend jemand zu meiner Kenntniß gebracht ſeien. Sch 
habe in der ganzen Zeit meines dentfhen Aufenthaltes nie etwas 
anderes gerathen, als uns auf die eigene und die im Fall des 
Krieges von und aufzubietende nationale Kraft Deutſchlands zu 
verlajfen. Diefes einfältige Federvieh der deutjchen Preſſe merft gar niet, 
daß es gegen da8 befiere Theil feiner eigenen Beftrebungen arbeitet, 
wenn es mid angreift. Als Duelle bieler Angriffe wird mir der 
Goburger Hof und ein Xiterat bezeichnet, der perjönlihe Rancune gegen 
nich bat. Wenn ich ein öfterreihiicher Staatsmann oder ein deutſcher 
Fürſt und öfterreihifcher Neactionär, wie der Herzog von Meeiningen 
wäre, jo würde unjere Sreuzzeitung mich fo Fi in Schug genommen 
haben, wie letteren; die Lügenhaftigkeit jener Verdächtigungen ift feinem 
unferer politifchen Freunde unbefannt. Da ich aber nur ein alter Partei⸗ 
genoffe bin, der obenein das Unglüd bat, über mande ihm genau be 
fannte Dinge eigene Anfichten zu baben, fo läßt man mid) nad) Herzens» 
luft begeifern, und ich erfahre von der ganzen Sade hauptfächlich durch 
die offictöje Vertheidigung der Elberfelder Zeitung, die man mir ein» 
fendet. Es gebt nichts über Sekerrichter im eigenen Lager, und unter 
Freunden, die lange aus einem Topfe gegefjen haben, ift man ungerechter, 
als gegen Feinde. Mir iſt's recht, man fol fich nicht auf Menfchen 
verlaffen, und ich bin dankbar für jeden Zug, der mich nad innen 
zieht! — 


1861. Die Konjervativen und die deutſche Frage. 


Aud eimem Schreiben aus Stolpmünde vom 18. Sep: 
tember 1861: 


(Adreſſat ungenannt.) 


In Betreff des conjervativen Programms unterfchreibe ich Ihre 
Ausftellungen vollftändig. Die durchgehende negative Faſſung der auf- 
gefellten Säge gan von Haufe aus vermieden werden jollen. Mit der 

loßen matten Defenfive kann eine politifche Partei nicht beftehen; viel 
meniger erobern, Terrain und Anhänger. — Den Schmuz der deutjchen 
Republik behauptet jede Partei zu verabfcheuen, und die für jett praftifch 
zur Frage kommenden Gegner find auch ehrlich bemüht, ihn nicht zu wollen, 
namentlih den Schmuz nit. Eine fo meit über das Bebürfniß de 
Momentes hinausgreifende Redeform fagt entweder gar nicht, oder ver- 
hüllt, was man nicht fagen will. Ich jelbft bin zweifelhaft, ob der Ver⸗ 
fafier des Programms nicht in der That auf dem reinen Würzburger Stand- 
punkte fteht. Wir haben unter unferen beften Sreunden jo viele Doctrinäre, 
melde von Preußen die ganz gleiche Berpflichtung zum Rechtsſchutze in Be⸗ 
treff fremder Fürften und Länder, wie in Betreff der eigenen Unterthanen 
verlangen. Diefes Syftem der Solidarität der confervativen In— 
terefjen aller Ränder ift eine gefährliche Fiction, fo lange nicht 
die vollfte, ehrlichfte Öegenfeitigleit in aller Hereen Länder ob» 
waltet. Iſolirti von Preußen durchgeführt, wird e8 zur Donquiroterie, welche 
umiern König und feine Regierung nur abſchwächt —* die Durchführung der 
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eigenften Aufgabe, den der Krone Preußen von Gott übertragenen Schuß 
Preußens gegen Unrecht von außen oder von innen fommend, zu handhaben. 
Wir kommen dahin, den ganz unhiftorifchen, gott« und rehtlofen Souveränes 
tätsſchwindel der deutſchen Flirften, welche unjer Bundesverhältnif als Piede⸗ 
ftal benugen, von dem herab fie Europäifhe Macht fpielen, zum Schooß- 
find der confervativen Partei Preußens zu machen. Unfere Regierung 
ift ohnehin in Preußen liberal, im Auslande legitimiftifch,; wir ſchützen 
fremde Kronrechte mit mehr Beharrlichkeit als die eigenen, und begeiftern 
uns für die von Napoleon geichaffenen, von Metternich fanctionirten klein⸗ 
ftaatlihen Souveränetäten bis zur Blindheit gegen alle Gefahren, mit 
denen Preußen und Deutichlands Unabhängigkeit für die Zufunft bedroht 
ift, fo lange der Unfinn der jegigen Bundeöverfaffung beſteht, die michts 
it als ein Treib- und Conſervirhaus gefährliher und revolutionärer 
Particularbeftrebungen. Ih hätte gewünſcht, daß in dem Programm 
anftatt des vagen Ausfalles gegen die deutjche Republik offen außgefprochen 
wäre, was wir in Deutſchland geändert und bergeftellt wunſchen, fei e3 
durch Anftrebung rechtlih zu Stande zu bringender Aenderungen der 
Bundesverfaflung, ſei es ut dem Wege fündbarer Affociationen nach Ana- 
[ogie des FZollvereing und des Koburger Militärvertraged. Wir haben 
die doppelte Aufgabe, Zeugniß abzulegen, daß das Beftehende der Bundes» 
verfafjung unfer deal nicht ift, daß wir die nothwendige Aenderung 
aber auf rehtmäßigem Wege offen anftreben, und über das zur Sicher⸗ 
pet und zum Gedeihen aller erforderliche Maß nicht binausgeben wollen. 
ir brauchen eine ftraffere Eonfolidation der deutſchen Wehrkraft fo 
nöthig wie da8 liebe Brot; wir bedürfen einer neuen und bildfamen Ein- 
rihtung auf dem Gebiet des Zollwejens, und einer Anzahl gemeinfamer 
Inftitutionen, um die materiellen Intereſſen gegen die Nachtheile zu ſchützen, 
die auß der unnatürlichen Configuration der deutfchen inneren Landes⸗ 
grenzen erwachſen. Daß wir diefe Dinge ehrlich und ernft fördern wollen, 
darüber follten wir jeden Zweifel heben. — Ich ſehe außerdem nicht ein, 
warum wir vor der Idee einer VolfSvertretung, jeies im Bunde, 
fei e3 in einem Zoll- und Bereinsparlament, jo zimperlid 
zurüdichreden. Eine Inftitution, die in jedem deutichen Staate Legitime 
Geltung bat, die wir Conjervative jelbit in Preußen nicht entbehren 
möchten, können wir doch nicht als revolutionär befämpfen! Auf dem nas 
tionalen Gebiete würden bisher fehr mäßige Eoncefjionen immer noch 
als werthvoll anerlannt werden. Man könnte eine recht conferpative 
Nationalvertretung jchaffen und doch felbft bei den Liberalen Dank dafür 
ernten. 
Der Lärm des Einpadens ftört mich im Schreiben. Für den Fall, 
In Sie noch Gelegenheit haben, mich bei unjeren Freunden redend ein- 
zuführen, lege ich daS Concept bei, welches ich Ihnen vorlas; aber mit 
der Bitte, den Wortlaut vor Deffentlichteit zu bewahren, da ich nicht 
weiß, ob es dem Könige genehm ift, daß dieſer auf feinen Befehl flüchtig 
zu Papier gebrachte Inhalt einer Unterredung mit Sr. Majeftät ruchbar 
wird, nachdem weitere Beſprechungen, wie ich böre, daran gefnüpft 
worden find .... 
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Dftober. Bei der Krönung in Königäberg. 
1862. Januar. Zufunftögedanten. 


Aus einem Schreiben an feine Schweiter aus Peterdburg 
vom 17./5. Januar 1862: 


Du fchreibft in Deinem Letten von indiscreten Reden, die ** in 
Berlin geführt hat. Takt hat er nicht und wird er nie haben, für ab» 
fichtlich feindlich gegen mich halte ich ihn nicht. Es paffixt hier auch nichts, 
was nicht jeder willen könnte. Wollte ich noch Sarriere machen, jo wäre 
es vielleicht gerade gut, wenn recht viel Nachtheiliges von mir gehört 
wirde, dann Fäme ich wenigſtens wieder nad) Franfhurt, oder wenn i 
8 Jahre lang recht faul wäre und anſpruchsvoll, dag Hilft. Für mid i 

es damit zu fpät, ich fahre deshalb fort, hausbaden meine Schuldigfeit 
zu tbun. Ich bin feit meiner Krankheit geiftig fo matt geworden, daß 
mir die Spannkraft für bemegte Berhäftniffe verloren gegangen if. Bor 
drei Jahren hätte ich noch einen brauchbaren Minifter abgegeben, jet 
fomme ich mir in Gedanken daran vor wie ein kranker Kunftreiter. Einige 
Jahre muß ich noch im Dienft bleiben, wenn ich's erlebe. In 3 Jahren 
wid Kniephof padtlos, in 4 Schönhaufen; bi8 dahin weiß ich nicht 
veht, wo ich wohnen follte, wenn ich den Abſchied nähme. Das jetzige 
Revirement der Poſten läßt mich Falt, ich habe eine abergläubijche Furcht, 
emen Wunfch deshalb auszuſprechen und ihn fpäter erfahrungsmäßig zu 
bereuen. Sch würde ohne Kummer und ohne Freude nad Paris, London 
gehen, hierbleiben, wie e8 Gott und Sr. Majeftät gefällt, der Kohl wird 
weder für unfere Politik, noch für mich fetter, wenn das eine oder das 
andere gefchteht. “Sch wäre undankbar gegen Gott und Menfhen, wenn 
ih behaupten wollte, daß es mir hier fchlecht ginge, und für Aenderung 
beftrebt wäre; vor dem Minifterium habe ich geradezu Furcht wie vor 
taltem Bade. Ich gehe Lieber auf jene vacanten Poſten oder nad) Frank⸗ 
furt zurüd, ſelbſt nach Bern, wo ich recht gern lebte. — — 


Ferner vom 7. März: 


PBrinzlihe Briefe ſprachen von ** Nüdtritt und meiner Nachfolge; 
ih glaube nicht, daß es die Abficht ift, würde aber ablehnen, wenn's 
wäre. Abgeſehen von allen politiihen Unzuträglichleiten fühle ich mid 
nicht wohl genug, für jo viel Aufregung und Arbeit. Diefe Rückſicht 
macht mich auch bedenklih, wenn man mir Paris anböte, London iſt 

Wenn Klima und Kindergefundheit nicht wären, jo bliebe ich 
zweifellos am liebiten hier. Bern ift auch eine fire dee von mir; lang» 
weilige Orte mit hübſcher Gegend find für alte Leute entſprechend; nur 
fehlt dort alle Jagd, da ich Klettern nah Gemſen nicht Liebe. 


März. Nach dem Minifterwedjel. 
Mai. Ausfichten auf Berufung ind Minifterium. 
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Aus der Beit zwilchen Petersburg und Paris. 


Schreiben an feine Gemahlin, von Berlin, 17. Mai 1862. 


Unjere Zukunft ift noch ebenfo unflar wie in Petersburg. Berlin 
fteht mehr im Vordergrund; ich thue nichts dazu und nichts dagegen, 
trinfe mir aber einen Rauſch, wenn ich erft meine Beglaubigung nad) 
Paris in der Tafche habe. Bon London ift im Augenblid gar nicht die 
Rede, es Tann fich aber wieder ändern. Heute werhe ich erſt Branden- 
burg ein, fahre dann nad **, bei ** zu ſpeiſen. Aus den Minifterbe- 
Ipredungen komme ich den ganzen Tag nicht 108, und finde die Herren 
nicht viel einiger untereinander, als ihre Vorgänger waren. 


Ernennung zum Gefandten in Paris, 


Schreiben an feine Gemahlin. 
Berlin, 23. Mai 62. 

Aus den Zeitungen haft Du ſchon eriehen, daß ich nach Paris er- 
nannt bin; ich bin jehr froh darüber, aber der Schatten bleibt im 
Hintergrund. Jh war ſchon fo gut wie eingefangen für das Minifterium; 
ich reife, jo ſchnell ich los komme, morgen oder übermorgen nach Paris, 
Aber ich kann unfere „unbeftimmten“ Sachen noch nicht dahin dirigiren, 
denn ich muß gemärtigen, daß man mid in wenig Monaten oder 
Wochen wieder berberuft und hier behält. Ich komme vorher nicht zu 
Dir, weil id erft in Paris Befiß ergreifen will, vielleicht entdeden h 
einen andern Minifterpräfidenten, wenn ich ihnen erft aus den Augen 
bin. Ich gehe aud nicht nad Schönhaufen, alles in Sorge, daß man 
mich noch wieder fefthält. 


Berlin, 25. Mai 62. 


— — — Ich denfe morgen, fpäteften® Dienstag, nah Paris 
aufzubredhen; ob auf lange, dag weiß Gott; vielleiht nur auf Monate 
oder Wochen! Sie find hier alle verſchworen für mein Hierbleiben, und 
ih will recht dankbar fein, wenn ich im Garten an der Seine erft einen 
Ruhepunkt gemonnen, und einen Portier habe, der für einige Tage 
niemand zu mir läßt. Sch weiß noch nicht, ob ich unfere Sacden über: 
haupt nad) Paris ſchicken kann, denn es ift möglich, daß ich jchon wieder 
berberufen werde, ehe fie anfommen. Es ift mehr ein Fluchtverſuch, den 
ih mache, als ein neuer Wohnfig, an den ich ziehe. Ich habe ſehr feft 
auftreten müffen, um nur einftweilen hier aus dem Gafthofswarteleben 
loszukommen. Ich bin zu allem bereit, was Gott fchidt, und Mage nım, 
daß ich von Euch getrennt bin, ohne den Termin des Pol He bes 
rechnen zu können. Habe ich Ausficht, bis zum Winter in Paris zu 
bleiben, fo denke ich, daß Du mir bald folgft, und wir richten ung ein, 
jei e8 auch auf kurze Zeit. Im Laufe des Juni wird es ſich bier ent- 
ſcheiden müffen, ob ich wieder gerfomme, vor Ende des Sommers Land⸗ 
tagsfigung, oder länger und lange genug, um Euch überzufiedeln, in 
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Paris bleibe. Was ich kann, thue ich, damit letzteres gefchieht, und jeden- 
falla möchte ih, daß Du nah P. kommſt, wenn e8 auch für kurze Zeit 
md ohne Einrichtung wäre, damit Du es gefehen haft. 


8. In Baris, 


Neue Ungewißheit. 


Schreiben an feine Gemahlin. 
Paris, 31. Mat 62. 
Mein Bleiben bier ift noch nicht gefichert, ehe das Miniftertum nicht 
für Hohenlohe einen andern Präfidenten bat, und ehe London nicht neu 
beiegt if. Leb wohl, grüße herzlich und fohreibe. 


Paris, 1. Juni 62. 


Heute wurde ih vom Kaiſer empfangen und gab meine Briefe ab; 
er empfing mich freundlich, fieht wohl aus, ift etwas ftärfer geworden, 
aber leineswegs did und gealtert, wie man zu Ffarifiren pflegt. Die 
Karferin ift noch immer eine der ſchönſten rauen, die ich kenne, troß 
Feteräburg; fie bat ſich eher embellixt jeit 5 Jahren. Das Ganze war 
omtih und feterlih, Abholung im Hofwagen mit Ceremonienmeifter, und 
nächſtens werde ich wohl eine Privataudieng haben. Ich jehne mich nad) 
Beihäften, denm ich weiß nicht, was ich anfangen foll, Heut habe ich 
alleın dinirt, die jungen Herren waren aus; den ganzen Abend Regen 
und allein zu Haufe. Zu mem follte ich gehen? mitten im großen Paris 
bin ih einfamer wie Du in Rheinfeld, und fite bier wie eine Ratte im 
müften Jaufe. Mein einzige8 VBergnügen mar, den Koch wegzuſchicken, 
wegen Rechnungsexceß. Du fennft meine Nahfiht in diefem Punkt, 
aber ** mar ein Kind dagegen. Ich efie einftweilen im Cafe. Wie lange 
es dauert, weiß Gott. In 8 bis 10 Tagen erhalte ih wahrſcheinlich 
ane telegraphifche Citation nad) Berlin, und dann ift Spiel und Tanz 
vorbei. Wenn meine Gegner wüßten, welche Wohlthat fie mir perſönlich 
durh ihren Sieg erweilen würden, und wie aufrichtig ich ihn ihnen 
rünjche! ** thäte dann vielleicht aus Bosheit das Seinige, um mid) 
nach Berlin zu bringen. Du kannſt niht mehr Abneigung gegen 
die Wilhelmftraße haben, als ich felbft, und wenn ich nicht 
überzeugt bin, daß es fein muß, fo gebe ich nicht. Den Könıg 
unter Krankheitsvorwänden im Stich zu laffen, halte ich für 
seigheit und Untreue. Soll es nicht fein, fo wird Gott die Suchenden 
hen ni einen ** auftreiben laflen, der ſich zum Topfdeckel hergiebt; 

3 jein, dann voran! wie unſere Kutjcher jagten, wenn fie die 
deme nahmen. Im nächften Sommer wohnen wir dann vermuthlich in 


Chönhaufen. 
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Paris, 14. Juli 1862. 
Heut traf endlich der Courier ein, um deflenwillen ich vorgeftern vor 
8 Tagen eiligft London verließ. Auf mein Urlaubsgefuh babe ich heut 
von 8. die Antwort erhalten, der König könne ſich noch nicht entfchließen, 
ob er mir Urlaub gäbe, weil dadurch die Frage, ob ih das Präfidium 
übernähme, no 6 Wochen in der Schwebe gehalten würde, und ich 
möchte fchreiben, ob ih es für nüglich hielte, in der jegigen Kammer: 
jelfion noch einzutreten und wann? und ob ich nicht vor Antritt meine? 
rlaubs nad) Berlin kommen mollte. Letzteres werde ich nach Möglichkeit 
ablehnen, vorfchlagen, mich bis zum Winter ruhig bier zu laflen und 
dann einftweilen, übermorgen oder Donnerftag, nad) Trouville gehen, 
weftlih von Hapre an der See, und dort den Winter abwarten. Ich 
fann von da in 5 Stunden immer bier jein. 


27. Zuli. Reife nad) Südfranfreidh. Biarip. 
Die Entſcheidung. 
Toulouſe, 12. Sept. 62. 
Mein Urlaub: ift um; ** fchreibt, daß der König den 9. in Carls⸗ 

ruhe ift, nach Deinem Brief erſt den 13. Es würde das Beſte fein, wenn 
ih von bier den Urlaub auf weitere — Wochen nad) Pommern erbitte, 
und in Paris die Antwort, jowie die Rückkehr des Königs nach Berlin 
erwarte, ehe ich reife; denn Gewißheit iſt jeßt nöthig.. ‚oder ih nehme 
Knall und Fall meinen Abfchied. Ich bin in diefer Minute noch nicht 
im Stande, mich zu entichließen; ich will erft etwas fpazieren gehen, dabei 
wird mir wohl einfallen, wie ich es machen muß. 


Mitte September. Zelegraphiihe Berufung nach Berlin. 

Begegnung mit dem Kriegd-Minifter von Roon in 
Magdeburg. 

19. September. Ankunft in Berlm. 

Audienzen beim König. | 
23. September. Berufung in dad Minifterium. 
Allerhöchſte Ordre: 

Nachdem der Prinz Adolph zu Hohenlohe⸗Ingelfingen 
auf fein wiederholtes Geſuch von dem Borfi im Staats⸗ 
minifterium entbunden, habe Ich den Wirflichen Geheimen 
Rath von Bismard-Schönhaufen zum Staatöminifter 
ernannt und ihm den intermiftilhen Vorſitz des 


Staatdöminifteriums übertragen. 
Wilhelm. 


Bon der Hebernahme des Miniſteriums 
bis zum Prager Srieden. 


1862 — 1866. 





Mon der Meberunhme des Minifteriuns bis zum 
Prager Frieden. 
1862 - 1866. 


9. Der Militärlonflitt. 


1862. Der Ausdgangspunft. 


Ein Rüdblid des ftellvertretienden Vorſitzenden bes Staats - Minifteriums, 
Amanz- Miniftere von der Heydt beim Beginn ber Berathung des Militär- 
Erats im Abgeorbnetenhaufe am 11. September 1862, führt den Nachweis, daß 
weber von ber Regierung beabfihtigt, noch von dem Landtage erwartet fei, daß 
die Umgeftaltung des Heeres nur eine temporäre Maßregel jein Tolle, daß viel- 
mehr Einverflänpniß darüber geherrfcht, wie biefelbe im Intereſſe des Landes und 
des Heeres unabweisbar dauernd geboten fei; bie definitive Regelung fet lediglich 
dadurch aufgehalten worden, daß hierzu vom Landtage eine Abänderung bes Ge- 
ſetzes für erforberlich erachtet worben fei. 

Rah Angabe der Gründe, warım bie Wiebervorlegung bes verlangten 
Geſetzes in ber Sommerfeffion unterblieben fei, erklärte der Minifter auf das 
Beitimmtefte, daß die Regierung in der nächſten Winterjelfion eine Geſetzes⸗Vorlage 
über die Wehrpflicht einbringen werbe, und fügte hinzu: bie Regierung glaube 
mit diefer Erklärung die erhobenen Bedenken um jo mehr als befeitigt anjehen 
zu türien, als fie nad) wie vor anerfenne, daß bie zeitige Kormation der Armee, 
infoweit folhe eine dauernde Erhöhung des Etats ober eine anderweitig gejetliche 
Regelung der Dienftverpflichtung erforbere, fo lange als eine definitive nicht be- 
trachtet werden Tünnue, ale dazu nicht die verfaffungsmäßige Auftimmung des 
Landtags ertheilt fein werte, daß mithin durch Die Bewilligung des Etats für 
1862 dem künftigen Beichluffe über die Wehrverfaffung in keiner Weife präjubizirt 
werden folle. Sofern Werth darauf gelegt werben follte, die Ausgaben ebenfo 
wie 1861 in das Ertraordinarium des Etats zu Übertragen, werbe die Staats- 
regiernng dem nicht entgegen fein. 

„Die Staats - Regierung“, fuhr Herr von ber Heybt fort, „ift ſich bewußt, 
daß fie zur Berausgabung ber Koften der Armee - Reorganifation ber nachträglichen 
Zufinmmung bes Landtags ebeufo bedarf, wie zu allen übrigen Ausgaben, welche 
vor gelelicher Feſtſtellung des Etats geleiftet find, und fie glaubt auf dieſe Zu- 

immung um fo mehr mit Sicherheit rechnen zu Dürfen, als nachgewieſen ift, 
daß die fraglichen Ausgaben nicht zu vermeiden waren und im guten Glauben 
geleitet find, daß eine weitere Ermäßigung derſelben nicht thunlich ift und Haß 
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zu ihrer Dedung hinlängliche Mittel in den gejeglich bewilligten Einnahmen 
vorbanden find.” 

„Der Umftand, daß das Geſetz, durch welches die Wehrpflicht allgemein 

eregelt werben ſoll, nicht in ber gegenwärtigen Seffion, fonbern erſt ım ber 
Folgenden, alfo wenige Monate fpäter, vorgelegt werben ſoll, kann e8 nicht recht⸗ 
fertigen, durch Berfagung der nötbigen Mittel eine Situation zu erzeugen, welche 
geeignet ift, bie Orbnung im Staatshaushalte in ber bedenklichſten Weife zu 
fören, die innere Berwaltung des Landes zum Nachtheile ber wichtigften öffent- 
lichen Interefien zu lähmen unb die Regierung dem Auslande gegenüber in eine 
Lage zu bringen, welde ihr auch bie Löſung ber nach biefer Richtung bin ob- 
liegenden Aufgaben erſchwert.“ 

„Die Staats - Regierung erlennt mit der Kommilfion an, daß die Verfafſung 
das Auftandelommen eines Etatsgeſetzes unbedingt vorausſetzt. Wenn aber bie 
Kommiſſion gleihwohl die Ablehnung der Ausgaben für die Reorganifation ber 
Armee empfiehlt und fchon bis an dic Äußerfle Grenze zu geben glaubt, iudem 
fie ſämmtliche zur Eriftenz des Staats nothwendige Ausgaben bewillige und für 
das Heer nur die Summe, welde bis zum Jahre 1860 ausgereicht habe, zuge- 
fiebe, jo kann fie fi Darüber nicht täufchen, daß fie burch diefe Vorſchläge Das 
Zuftandelommen eines Etatsgeſetzes unmöglich macht, weil fie die Thatſache 
gänzlich unberüdfichtigt läßt, daß die Ausgaben für 1862 großentheile bereite 
geleiftet find und in den letten Monaten Erſparniſſe nicht mehr gemacht werben 

nen.” 

„Indem die Staatsregierung die ernfte Erwägung dieſer Erklärung bem 
hoben Haufe empfiehlt und hierdurch wiederholt, dab es ibr fern liegt, bie ver- 
faffungsmäßigen Rechte bes Abgeorbnetenhaufes zu beeinträchtigen, indem fie viel- 
mebr ausdrücklich anerlennt, daß alle Ausgaben der Zuſtimmung bes Lanbtages 
bepürfen unb die Zufiderung erneuert, daß fie in der nächſten Seffion das ge- 
wünichte Gefetz über bie Leiftung ber Wehrpflicht vorlegen wirt, kann fie, in dem 
Bewußtiein, daß fie nach Lage der Berhältniffe im allgemeinen Staateintereffe 
nicht anders, als geichehen, verfahren konnte, ber Beihlußuahme mit ber Be- 
ruhigung entgegenſehen, welche die Ueberzeugung gewiſſenhafter Pflichterfüllung 

währt. Die Staatsregierung iſt ſich bewußt, durch thatſächliches Entgegenkommen 
ihr aufrichtige® Beftreben an den Xag gelegt zu haben, eine Löfung ber obfchwe- 
benden Frage zu erleichtern; fie beharrt auch ferner in diefer Gefinuung, aber 
fie darf auch nicht unterlaffen, der Yandesvertretung die ganze Schwere ber Ber- 
antwortung vor Augen zu ftellen, welche auf einer Berfagung der nad) Tage ber 
Sache durchaus unentbehrlichen und nachweislich vorhandenen Mittel ruhen würde. 


Die Bubget-Kommiffion beantragt die Streihung der Koflen für 
Die Armee-Reorganifation. 

Minifter von der Heydt mahnte dringend, nicht Umftände berbeizuführen, 
„unter denen etwas gefchehen müfle, was nicht ausdrücklich in der Berfaflung 
geſchrieben ſei. 


23. September. Das Abgeordnetenhaus lehnt die ge— 
ſammten Ausgaben der Reorganiſation für 1862 
auch im Extraordinarium ab. 

An demſelben Tage erfolgt die Berufung des 
Herrn von Bismarck. 

Vertagung des Abgeordnetenhauſes bis zum 
29. September. | 
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Aeußerung der officiöfen Stern= Zeitung über bie Bes 
ſchlüſſe des Abgeordnetenhaufes am 25. September: 


„Das Hans ber Abgeorbneten bat, wie feit Wochen vworauszufehen war, 
den Forberungen ber Fortichrittspartei gemäß bie gefammten Ausgaben ber Mi- 
htär-Reorgantjation im Staatshaushaltsetat geftrihen und damit, wenn das 
Botum eine praktifche Bedeutung haben foll, Feines Theile die Desorgani- 
fation ber Armee bejchloffen. Wir behalten uns vor, in den nächſten Tagen 
enaner darzulegen, wie es fich praftifch geftalten würbe, wenn das Botum bes 
bgeordnetenhauſes in Wahrheit zur aueführung gelangen, wenn das Herrenhaus 
an feinem Zheil ben zerftörenden VBeichlüffen beitreten und bie Regierung ihre 
Pflichten für Das Heil und die Ehre des Landes fo weit verlennen könnte, um 
ſelche parlamentariiche Befchlüffe ohne Weiteres zu vollziehen. Doch — das bat 
tie Majorität des Abgeordnetenhauſes auch nicht erwartet, fie hat vielmehr von 
vorn herein gewußt, baß fie ein Botum rein tbeoretifhen Charakters 
abgebe, leider auf einem Gebiet von fo unmittelbar praftiicher Bebeutung, daß 
bloßes Zheoretifiren auf demſelben nur Berwirrung und unbeilvolle Verwicke⸗ 
Inngen anrichten kann. Wenn die Verfaffung vorjchreibt, daß der Staatshaushalt 
in jebem Sabre durch ein Geſetz feftgeftellt werben foll, — fo fcheint es unzu- 
läjfig und den verfaffungsmäßigen Pflichten zuwider, bei ber Mitwirkung zu dieſem 
Siege Beſchlüſſe zu tajlen, deren Unannehbmbarleit und Unaus— 
führbarleit den Beſchließenden ſelbſt ganz Klar bewußt ift.... 
Der Abgeordnete Tweften (der übrigens mit der Mehrheit des Haufes geftimmt 
bat) wies die praktiſche Nichtigkeit der beabſichtigten Beſchlüſſe mit folgenden 
Borten na: „Hält man es faktifch für unthunfih, auf ven Zuſtand von 1859 
jurädzufehren ober will man es eruftlich gar nicht, will man nicht da, was man 
tur das Urtbeil Über den Etat fcheinbar verlangt, dann ftellt man fi auf ben 
Boden eines formalen Principe, welches die realen Berhältniffe mißachtet und 
in ber Bolitif niemals Dauerndes ſchaffen oder erhalten fanı. Man fagtetwas, 
was nit if, man befchließt, was man garnicht ausgeführt haben 
will; es ift Das eine Politik ber Agitation unb Demonftration, — 
melde eine gedeihliche Entwidelung unferer parlamentarifhen 
Zufände unmöglich madt. Statt materielle VBortheile für 1863 zu erreichen, 
ruft man jedenfalls für den Wugenblid große Unvegelmäßigfeiten in dem ganzen 
Etaatöbaushalte hervor. Man ruft aber auch durch einen ſolchen Beſchluß außer- 
balb des Haufes bie Täufchung hervor, als wenn nun das, was geftrihen und 
abgejegt wird, wenn nicht für ben Augenblid, fo doch für die Zukunft wirklich 
eripart werben jollte, und ich glaube, eine ſolche Illufion würde entweder 
Ipäter eine Enttäufhung hervorrufen, welde der Autorität dieſes 
Haujes jhweren Schaden bereiten würde, — oder fie würde 
meiter und weiter zu Schritten treiben, welde einen immer ſchwe⸗ 
teren Bruch unvermeidblid machten.” Im Auſchluß an biefe Worte wies 
der Herr Finanzminifter v. d. Heybt nochmals auf die faktiſche Unmöglichkeit bin, 
daß an dem Budget für 1862 biejenigen Abſetzungen ftattfinden Könnten, welche 
die Kommilfion vorgejchlagen, und bob die Gefahr hervor, daß „Umftänbe ein- 
treten, unter benen irgend etwas geichehen müſſe, was nicht ausbrüdlich in ber 
Berfaflung gejchrieben jet. . .” Denn ungeachtet ber Klaren factiſchen 
tage der Dinge und ungeachtet allerentihiedenen Mahnungen das 
Haus dennoh beſchloſſen hat, was nit ausgeführt werben kann 
und „was man gar nicht ausgeführt haben will“ fo wird Das Haus 
jih ber Mitverantwortligfeit für Die baraus erwachſenden Zuflände 
Angefihts des Landes nicht entihlagen können.“ 


FürR Bimard. 5 
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29. September. Erfte Erklärung des Minifterd von Biß- 
mard im Abgeordnetenhauje bei der Zurüdziehung 
des Etats für 1863: 


„Nachdem das hohe Haus alle in der Reorganifation des Heeres be- 
rubenden Ausgaben aus dem Etat von 1862 abzufegen beſchloſſen hat, 
muß die Königliche Regierung annehmen, daß diejelben Beſchlüſſe fich 
bezüglich des Etats für 1863 unverändert wiederholen werden, wenn 
derfelbe gegenwärtig zur Berathung gelangt. Da die Königliche Regie 
rung ihrerjeit8 ebenfall3 an den Auffaffungen fefthält, welche durch ihre 
Drgane bei Berathung des Budgets für 1862 vertreten worden find, fo 
ftebt zu gemwärtigen, daß die Ergebniffe einer fojortigen Beſchlußnahme 
fiber den Etat von 1863 der zufünftigen Erledigung der ftreitigen Fragen 
nicht förderlich fein, fondern die Schwierigfeiten derjelben erheblich ver- 
mehren werden. Die bisherigen Verhandlungen haben außerdem heraus- 
geftellt, daß eine den Bedürfniſſen des Landes entfprechende Yeftftellung 
des Budgets erft durch die von der Königlichen Regierung für die nächfte 
Sigungs- Periode in Ausſicht genommene Verftändigung über ein ander: 
weites Geſetz hinſichtlich der Verpflichtung zum Kriegsdienſte ermöglicht 
werden fann. — — — Die Königliche Regierung beabfichtigt nicht, den 
Grundfag aufzugeben, daß die Etat in Zukunft zeitig genug vorgelegt 
werden, um ihre Feftftelung vor dem Beginn des Jahres, Me weldes 
fie beftimmt find, möglich zu machen. Sie hält nur in dem gegenwärtigen 
Galle für ihre Pflicht, die Hindernifje der Berftändigung nicht 
höher anjhwellen zu laffen, als fie ohnehin find. Sie wird im Beginne 
der nächſten Situngsperiode den Etat für 1863 in Verbindung mit einem 
die Yebensbedingungen der eingetretenen Heereöreform aufrecht erhaltenden 
GSefeg- Entwurf zur Regelung der allgemeinen Wehrpflicht und demnädft 
rechtzeitig den Etat für 1864 dem hoben Hauje zur verfaſſungsmäßigen 
— vorlegen.“ 


Ende September. Vertrauliche Aeußerungen Bismarcks in 
der Budgetkommiſſion: 


„Der Conſſict werde i fragifh aufgefaßt und von der Prefie 

u tragifch dargeftellt; die Regierung fuche feinen Kampf. Künne die 
— mit Ehren beſeitigt werden, ſo biete die Regierung gern die Hand 
dazu. Die große Selbſtſtändigkeit des Einzelnen mache es in Preußen 
ſchwierig, mit der Verfaſſung zu regieren; in Frankreich ſei das anders: 
da fehle die individuelle Selbſtſtändigkeit. Eine Verfaſſungskriſis ſei keine 
Schande, ſondern eine Ehre. „Wir ſind vielleicht F geßildet, um eine 
Berfalung zu erfragen; wir find zu kritiſch.“ Die öffentliche Meinung 
wechlele; die Preſſe ſei nicht die öffentliche Meinung; man wilje, wie die 
Preſſe entftehe. Es gebe zu viel Rafilinarifhe Exiſtenzen, die ein In⸗ 
tereffe an Ummälzungen haben. — — Die Abgeordneten hätten die Aufs 
gebe, die Stimmung zu leiten, über ihr zu flehen. „Wir haben zu heißes 
ut, wir haben die Vorliebe, eine zu große Rüſtung für uufern 
ſchmalen Seid zu tragen; nur jollten wir fie auch nützen. Nicht auf 
Preußens Liberalismus fieht ‘Deutfchland, fondern auf feine Macht. 
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Beiern, Würtemberg und Baden mögen dem Liberalismus indulgiren; 
darum wird ihnen doch Keiner Preußens Rolle anmeifen. Preußen muß 
feine Kraft zufammenbalten auf den günftigen Augenblid, 
der ſchon einigemal verpaßt if, Preußens Grenzen find 5 einem gefunden 
Staatölörper nicht günſtig. Nicht durch Reden und Majorität3- 
befhlüffe werden die großen Fragen der Beit entjchieden — das ift 
* Fehler von 1848 und 1849 geweſen — ſondern durch Eiſen und 
aut.“ 

gerner: „Diefen Olivenz weig habe ih in Avignon gepflücdt, um 
ihn der Volkspartei als Friedenszeichen anzubieten; ich jehe jedoch, daß 
es noch nicht Zeit dazır ift.“ 


6. und 7. Dftober. Berhandlungen im Abgeordnetenhaufe. 
Antrag der Budgetlommilfion auf eine Refolution: 


1. Die Staatsregierung wirb aufgefordert, den Etat für’ 1863 dem Haufe 
ber Abgeordneten zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme fo jchleunig vor⸗ 
zulegen, daß die Keftftellung befjelben noch vor dem 1. Januar 1863 er- 
folgen kann; 

2. das Abgeordnetenhaus erllärt: es ift verfafjungswidrig, wenn bie 
Staatsregierung eine Ausgabe verfügt, welche durch einen Beſchluß Des 
Haujes der Abgeordneten definitiv und ausdrücklich abgelehnt ift. 


Amendement des Abg. von Binde: 


zu erflären, daß die Staatsregierung, falls fich die Feftftellung des Staats» 
baushalts - Etats für das nächte Fahr nicht noch vor dem 1. Januar 1863 
herbeiführen läßt, zur Aufrechterhaltung verfaffungsmäßiger Zuftände ver⸗ 
pflichtet ift, noch vor Ablauf des Jahres 1862 bie Bewilligung eines vor⸗ 
läufigen ertraorbinären Kredite bei ber Tanbesvertretung zu bean« 
tragen. 


1. Oktober. Erklärung des Minifter- Präfidenten von Bismard 
im Namen des ganzen Staatd- Minijtertumd (formulirt und 
verlejen): 


„Die Refolution Ihrer Kommijfion ift beftimmt, die Antwort zu 
bilden auf unfere Zurüdziehung der YBudgetvorlage für 1863. Wie bie 
Regierung bei legterer erklärt und der Abgeordnete für Stargard geftern 
entwidelt hat, glaubte die Königliche Regierung, indem fie die Verhand- 
lungen über den Etat für 1863 vertagte, in verjöhnliher Weife Die 
fünftige Ausgleihung zu erleichtern. Die Nefolution weit die 
dargebotene Hand zurück, fie beantwortet den Borjchlag zum Waffen- 
ſtilſtand mit einer Herausforderung zu fehleuniger Fortſetzung des Streites. 

ie Regierung nimmt von diefer Thatfache Akt, ohne fich durch dieſelbe 

in ihren Entjchließungen zur Herftellung des Einvernehmen der ver- 

fffunggmäßigen Gewalten beirren zu laflen. Sie wird die von ihr am 

23.0. M. gegebenen Zufagen inne Balten, und befindet fich hinſichts der 

regelmäßigen Vorlage der Etatd in feiner prinzipiellen Meinungsver⸗ 
59% 
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ſchiedenheit mit dem Haufe. Ste bat zuerft in Abmeihung von dem 
12jährigen Uſus den Etat fir 1863 zeitiger vorgelegt, daffelbe fir 1864 
in Aussicht geftellt und für die Zukun zugelagt. Die Streitfrage, welche 
uns beichäftigt, enthält zwei nicht nothbwendig zufammenhängende 
Momente, das der Militatrorganifation und das der Berfaffung s⸗ 
frage über die Kompetenz der verfchiedenen Staatögewalten bei Feſt⸗ 
ftelung des Budgets. Die legtere wurde vor 12 Jahren in und zwiſchen 
beiden Häufern und der Regierung verhandelt, ohne auögetragen zu 
werden. — — — 

Ich glaube, daß die damals nicht erreichte Töfung diefer Prinzipien- 
frage au jegt weder im Wege dialeltiihen Streites und perjönlicher 
Bormürfe gelingen, noch durch die beantragte Refolution gefördert werden 
wird. Rechtsfragen der Art pflegen nit durd Gegenüber- 
ftellung widerftreitender Theorieen, ſondern nur allmälig durch 
die ſtaatsrechtliche Praris erledigt zu werden“ — 

Nachdem in der Kommilfion die Saktung angedeutet worden ift, 
welche die Königliche Regierung annehmen würde, menn fie eine praftifche 
Berftändigung nicht zu erreidgen vermag, verfpricht fie fi für letztere 
feinen Gewinn, wenn fie mit derfelben polemijchen Schärfe, welche die 
geftrigen Vorträge charakterifirte, die Theorie der Theorie, die Inter⸗ 
pretation der Interpretation gegenüberftellen wollte. Dazu wird 
die Zeit kommen, wenn die Ausficht auf eine friedlichere Ausgleichung 
geſchwunden fein jollte. 

Das Amendement des Herrn von Binde wurde uns erft während 
der geftrigen Sigung befannt, und da wir auß demfelben die Hoffnung 
fhöptten, einen Anknüpfungspunkt zur Bermittelung gewinnen zu können, 
jo wünſchte das Minifterium eine Bertagung der Berhandlung, um fich 
über feine Stellung zu den Amendement hlüffig zu machen. Demzufolge 
erlaube ich mir die Erklärung abzugeben, daß die Königlihe Regie— 
rung in der Annahme des Binde’fhen Amendements ein Unter- 
pfand für die entgegenlommende Aufnahme ihrer Bemühungen 
au Berftändigung erbliden und, wenn die Annahme erfolgt, 

orihläge machen wird, melde auf den Antrag eingehen, ohne 
fi deffen Motive enaueignen und ohne die Frage wegen der 
verfaliungsmäßigen Berpflitung zu präjudiziren. Die im Amen- 
dement für 1862 in Ausficht genommenen Schritte würden erit dann 
den erforderlihen Boden finden, wenn erfichtlih wäre, daß ein Geſetz 
ur Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats nicht rechtzeitig zu Stande 
äme,“ 


Antwortrede des Abgeordneten Schulte - Deligid — Schluß: 


„Gerade bie ungeichidtefte Handhabung der Geſchicke unferes Baterlanbes in 
einzelnen Zeitperioven bat ſtets nur dazu gedient, Regierung und Bolt mit 
eher Gewalt aus jchweren Niederlagen wieber auf die rechte Bahn 
zu weilen. . 

Und wie bie Dinge jetzt ftehen, meine Herren, jo mahne ich Sie ganz 
einfah an ein Gele, welches in der phyſiſchen fo gut, wie in ber pofitiichen 
Weit ganz gleihmäßig gilt. Das ift das Gejeg ber Bewegung. Die Dinge 
bleiben nicht auf bemjelben Flecke ſtehen; es ift die Grunpbebingung alles 
Lebens, daß fie in fleter Fort- und Umbildung begriffen find. Unb dann meine 
ih, meine Herren, wenn eben gerade einmal unſre öffentlichen Angelegenheiten 
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sder die Leitung berfelben in einer gewiflen Richtung, bie wir als rückläufſig zu 
bezeichnen haben, bis zu einem äußerft möglichen Punkte angelommen find, wenn 
es nit gut möglich ifl, Jemand an die Spite ber Geſchäfte zu 
Rellen, ber entſchiedener dieſe Richtung vertritt: fo liegt es in bem 
Gejeh ber Bendelihwingung, daß, weil eine weitere Ausweichung nicht mehr 
uch biefer Seite möglih if, die Schwingung nun nad der anbern 
Seite bin erfolgen muß. 

Meine Herren, ich habe bie beften Hoffnungen und ſchiebe fie nicht auf 
gar zu lange hinaus. 

Man hat von der Machtfrage geſprochen; Recht ift Macht, wenn Männer 
va find, die in rechter Weife dafür einfleben. Stehen wir bier feft und fleht 
dat Bolf hinter uns, mit feinem ganzen, tief ſittlichen Ernft, für die Verfafſung 
des Landes, dann hat es keine Noth. „Interpretation gegen Interpretation, 
Theorie gegen Theorie” , rufe ih dann mit bem Herrn Minifterpräfidenten, und 
das, was dann, wenn biefer Eonflict ausgetragen fein wirb, bie unbeftrittene 
Prayis fein wirb in diefem Haufe, wie am Miniftertifche, das wirb ganz geniß 
nicht die Theorie fein, die uns von feiner Seite angelündigt wurde. (Stür- 
mies Bravo!) 


Dad Abgeordnetenhaus nimmt den Reſolu— 
tiond-Antrag der Kommilfion mit 251 gegen 
36 Stimmen an. 


Bas Miniferium Bismark, 


8. Oftober. Ernennung ded Staatd- Minifterd und interimiftifchen 
Borfigenden ded Staatd- Minifterrumd von Bismard- 
Schönhaufen zum Bräfidenten des Staats - Minifterinms 
und zum Minifter der auswärtigen Angelegenheiten (an 
Stelle des Grafen von Bernſtorff). 

10. und 11. Dftober. Budgetverhbandlungen im Herrenhaufe. 


Antrag der Kommiffion: Bor Abgabe eines Botums von Seiten bes 
Herrenbaufes eine Zwifchenverhanblung mit dem Abgeorbnetenhaufe zu er- 
nenter Erwägung ber von dieſem gefaften Bejchläffe eintreten zu Laffen. 

Antrag des Grafen Arnim-Boytenburg: 


a) ben Gejetentwurf, betreffend bie Feſtſtellung bes Staatshaushaltsetats 
für das Jahr 1862, in derjenigen Faflung, in welcher berjelbe aus ben 
Beratbungen des Haufes der Abgeorbnieten hervorgegangen tft, abzulehnen; 

b) denfelben Gefeßentwurf, wie berfelbe von der Königlichen Staatsregierung 
durch Allerhöchſte Ermächtigung vom 25. Mat d. 3. ben beiden Häufern 
des Landtages zur verfaffungsmäßigen Beſchlußnahme vorgelegt ift, an- 
zunehmen. 


70 
1862. 


Erklärung ded Miinifter- Präfidenten von Bismard: 


„Die königliche Staatsregierung hat umter dem 29. v. Monats im 
andern Hauje den Etat für 1863 in der Abficht zuriidgezogen, die zu- 
künftige Berftändigung tiber die gegenwärtige Situation zu erleichtern. 
Diefer Schritt hat bei einem Theile der Landesvertretung eine entgegen- 
kommende Aufnahme nicht gefunden. Die Königliche Staatsregierung bat 
demungeachtet den Verſuch, zu einem Compromiß zu gelangen, erneuert, 
indem jte fich bereit erflärte, auf ein im andern Haufe geftelltes Amendement 
einzugeben, durch deſſen Annahme fichergeftellt worden wäre, daß der 
Landtag noch vor Ablauf diefes Jahres wieder zufammenberufen wurde, 
daß demjelben alfo auh noch in diefem Jahre die Vorlagen gemacht 
wurden, welde die Königliche Staatöregierung in der Erflärung vom 
29. September verheißen hatte und, in Verbindung damit, diejenigen über 
da8 Budget 1862, welche in dem Zert des Amendements in Ausficht 
genommen wurden. E8 wäre außerdem bei Annahme dieſes Amendements, 
vermöge des vorläufigen Credits, für den Anfang des nächften Jahres 
ein Zeitraum gewonnen morden, während beiten der PBrinzipienftreit 
ruhen und eine verfaflunggmäßige unbeftrittene Lage der Sache zur Bei 
legung der Conflicte benugt werden könnte. Diefem Verfahren der 
Königlihen Staatsregierung ift in dem anderen Haufe durh Annahme 
der Ihnen befannten Refolution geantwortet worden. Nach diefer Res 
folution vermag die Königlihe Staatsregierung fi von einer Fortſetzung 
des von ihr verfuchten Bermittelungd- Verfahrens einen Erfolg gegen: 
wärtig nicht zu verſprechen, muß vielmehr von einer Erneuerung der 
Verhandlung nur eine Verſchärfung der prinzipiellen Gegenſätze ges 
mwärtigen, welche die Verftändigung für die Zukunft erſchweren würde. 

ie Regierung wird in einer in unferem bißherigen Ver— 

. faffungsleben neuen Rage, der fie vielleicht entgegengebt, die 

BGefammtintereffen des Staates im Auge behalten, wie in 

jeder anderen. In diefem Sinne erkennt fie es als ihre Pflicht, darauf 

u balten, daß die Berfaffung aud in denjenigen ihrer Bes 

immungen, welde die Rechte der Krone und diejes hoben 
Haufes feftftellen, eine Wahrheit bleibe“. 


Daß Herrenhaus verwirft mit 127 gegen 39 Stimmen 
den Kommilftondantrag, lehnt mit 150 gegen 17 Stimmen 
dad Budget, wie ed vom Abgeordnetenhaufe beichloffen 
worden, ab und ftimmt mit 114 gegen 44 Stimmen dem 
Antrage ded Grafen Arnim zu. 

13. Dftober. Das Abgeordnetenhaus erklärt: „Der Beichluß 
des Herrenhauſes verftößt gegen den klaren Sinn und 
Wortlaut ded Verfaſſungsartikels 62 und ift deshalb null 
und nichtig. Die Staatöregierung kann daher feinerlei 
Rechte aus dieſem Beſchluſſe herleiten.“ 

13. Oftober. Schluß des Landtages. 
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Aus der Rede ded Minifter- Präfidenten von Biömard: 


„Die Regierung Sr. Majeftät des Königs bat zu beflagen, daß die 
Berathungen über den Staatshaushaltsetat für dag Jahr 1862 zu einer 
geesticen Feſtſtellung defielben nicht geführt haben. Sie glaubt Seit dem 

ginn der Seffion ihre Bereitmilligfeit bethätigt zu haben, auf alle An⸗ 
träge der Landesvertretung, welche fie ohne Benadhtheiligung mwefentlicher 
StaatssIntereffen für ausführbar halten durfte, einzugehen. — — 

Dagegen hat die Regierung Sr. Majeftät des Königs den Beichlüffen 
des Haute der Abgeordneten, nach welchen die größtentheil® bereit3 ver- 
wendeten Koften der Reorganijation de3 Heeres und andere unentbehr- 
lihe Ausgaben für das laufende Jahr abgejegt werden follten, nicht beis 
treten können. Sie würde jich einer ſchweren Pflichtverlegung 
ſchuldig machen, wenn fie die auf Grund der früheren Bemilli«- 
ungen der Landesvertretung ausgeführte Umformung der 
Deere3-Berfaffung unter Preißgebung der dafür gebraten be» 
trähtliden Dpfer und mit Beeinträhtigung der Machtſtellung 
Preußens, dem Befchluffe des Haufes gemäß, rüdgängig machen 
wollte. 

Nachdem der Geſetz⸗Entwurf über den Staatshaushaltsetat für dag 
Jahr 1862 im der von dem Abgeordnetenhaufe beſchloſſenen Yeitftellung 
wegen feiner Unzulänglichfeit von dem SHerrenhaufe verworfen worden, 
iindet fi die Hegierung Seiner Majeftät des Königs in der 
Nothwendigkeit, den Staat3haushalt ohne die in der Berfafjung 
vorausgefeßte Unterlage führen zu müſſen. Sie ift fidh der 
Berantwortlichkeit in vollem Maafße bewußt, die für fie aus 
diefem beflagensmwerthen Zuftande erwächſt; fie ift aber ebenjo 
der Pflihten eingedent, melde ihr gegen das Land obliegen, 
und findet Darin die Ermächtigung, bis zur gefegliden Feſt⸗ 
fellung des Etats die Ausgaben zu beftreiten, welde zur Er— 
haltung der beftehenden Staatseinrihtungen und zur Förde— 
rung der Landeswohlfahrt nothwendig find, indem fie Die gu 
verjiht begt, daß diefelben feiner Zeit die nachträgliche Ge— 
nehbmigung erhalten werden. 

Die Regierung Seiner Majeftät des Königs iſt von der Ueberzeugung 
durchdrungen, daß eine gedeihlihe Entwidelung unferer Berfafjungs-Ber- 
ältniffe nur dann erfolgen fann, wenn jede der gejeglichen Gewalten ihre 

gnifje mit derjenigen Selbfeihränkung ausübt, welde durch die 
Adtung der gegenüberftehenben Rechte und durch das verjafjungsmäßige 
Crfordernig der freien Uebereinftimmung der Krone und eines jeden der 
beiden Häufer des Landtages geboten tft. Die Regierung Sr. Majeftät 
zweifelt nicht, daß die Entwidelung unferes Berfafiungslebens ar der 

and der Erfahrung auf diefem Wege fortfchreiten und daß auf dem 

e der gemeinfamen Hingebung für die Macht und Würde der Krone 

und für das oh des Baterlandes auch die jetzt herporgetretenen Gegen» 
füge ihre Ausgleichung finden werden.“ 
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Ende Oktober. Reife nad Paris zur Berabichiedbung am Kaifer- 
lichen Hofe. 

1. Rovember. Abichiedd-Audienz beim Katjer Napoleon in St. 
Cloud. (Erinnerung an Polignac). 

9. Dezember. Bervollftändigung des Minifteriumd Bismard 
durch Berufung des Grafen zu Eulenburg zum Minifter 
des Innern, des Ober Präfidenten von Selchow zum 
Miniſter für Landwirthichaft. 

Dad Miniſterium, wie e8 hiernach von 1862 — 1866 
beitand (dad „Konflikts-Minifterium”), war and 
folgenden Mitgliedern zufammengefeht: 

Minifter- Präfident und Minifter der auswärtigen An- 
gelegenheiten von Bismard-Schönhanjen. 

Finanz Minifter Frh. von Bodelfhwingb. 

Kriegs Minifter von Roon. 

Handel3-Minifter Graf Itzenplitz. 

Kultud- Minifter von Mühler. 

Zuftize Minifter Graf zur Lippe. 

Minifter ded Innern Graf zu Eulenburg. 

Minifter für Landwirtbihaft von Selchow. 


Bir Anfänge der auswärtigen Politik, 


10. Ber Seldjäger nad) Kurheflen. 
1862. Die vorgängigen Beziehungen Preußend zu Kurheſſen. 


11. Mai. General von Willifen in außerorbentliher Miſſion mit einem 
eigenhänbigen Schreiben des Königs an den Kurfürſten wegen 
Sifirung der eingeleiteten landſtändiſchen Wahlen. 

General von Willifen wirb von zwei Minifteriafoorfländen, 
aber niht vom Kurfürften empfangen, und kehrt am 15. Mai 
nah Berlin zurüd. 


18. Mai. Note der preußifchen an bie kurheſſiſche Regierung: 


— — Der General-Adjutant Sr. Majeftät des Königs, General ˖ dieutenant 
von Williſen hat Kaffel verlaffen müffen, ohne daß Sr. K. H. der Kurfürſt Sich 
bewogen gefunden hätte, ihn nochmals zu empfangen und ihm Höchſtſelbſt ge- 
nügende Erflärungen wegen ber Aufnahme zu geben, welche ber Abgelandte 
Er. Majeftät und das Allerhöchfte Schreiben, deſſen Ueberbringer er war, ger 
funden haben. 

Sr. Majeflät haben indeffen erwogen, baß ber offiziell vorbereitete Empfang 
des mit einer rein perfönlichen Senbung beauftragten Generals und bie Gegen- 
wart von zwei Minifterialvorfländen bei vemjelben biefem Berfahren ben Charakter 
eınes Alte aufprägen, für welchen das gefammte Minifterium die Berantwortung 
trägt. Allerhöchftbiefelben wollen daher in der jojortigen Entlafjung ber 
Verantwortlihen Ratbgeber Sr. 8. H. des Kurfürften eine entjprechende 
Genugthuung erbliden. Sollte jedoch eine beftimmte und befriedigende Erklärung 
hierüber dem Unterzeichneten nicht bis zum Dienftag 20. d. M. zugeben, fo bat 
er den Befehl erhalten, bie dpiplomatifhen Beziehungen zur Kurfürft- 
Iihen Regierung abzubreden und Kaſſel zu verlaffen. 


19. Mai. Erwiderung ber kurheſſiſchen Regierung: 

„daß fie fih zu ihrem Bedauern aufer Stande fehe, bie Anficht theilen zu 
Binnen, welche in dem Schreiben über bie Minifterverantwortlichkeit in Beziehung 
anj den Hergang der dem General von Willifen Allerhöchft gewährten Aubienz 
sm Sprache gebracht werben — und daß in Kolge beffen ber Kurfürſt Aller⸗ 
hör fi nicht bewogen finden könne, dem Berlangen bes Königs 
von Preußen zu entipreden.” 
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20. Mai. Abbruch der biplomatifhen Beziehungen. 


Erklärung Preußend: 

„Es handelt fih nicht allein um proviforifhe unb vorläufige Maßregeln, 
fondern um bie befinitive Erledigung ber ganzen Angelegenheit, welche nur durch 
bie wirkliche Herftellung ber Berfaffung von 1831 erfolgen kann. Die 
K. Regierung kann nit umbin, dies ale eine unabweisliche Nothwendigkeit unb 
als die Bebingung zu bezeichnen, von deren Erfüllung die fünftigen Beziehungen 
zwiihen Preußen und Kurbeffen abhängig fein werben.” 


24. Mai. Beihluß des Bundestages: der üfterreichifch - preußifche Antrag auf 
Wiederherſtellung der kurheſſiſchen Berfaffung wird angenommen. 
26. Mai. Das Minifterium reicht dem Kurfürften feine Entlaſſung ein. 
22. Juni. Wiederberftellung ber Berfaffung von 1831. 
Einjegung des Minifteriums Dehn - Kothfelier. 


— — — — — — 


30. Oktober. Eröffnung der Ständeverſammlung. 
Neue Konflikte. 
20. Novbr. Die Miniſter werden vom Kurfürſten entlaſſen, die 
Stände auf unbeſtimmte Zeit vertagt. 


24. November. Preußiſche Note an die kurheſſiſche Re— 
gierung, durch einen Feldjäger überſandt. 


„Da auch in Folge des von meinem Herrn Amtsvorgänger unter 
dem 26. September cr. an Em. Hochwohlgeboren gerichteten Schreibens 
von Sr. Königlichen Hoheit dem Kurfürften Schritte zur Wiederherftellung 
regelmäßiger diplomatifcher Beziehungen mit Preußen noch nicht beliebt 
worden find, fo wähle ich den Weg einer unmittelbaren jchriftlihen Mitthei⸗ 
lung, um da8 Folgende zur Kenntniß der Eurfürftlichen Regierung zu bringen. 

In dem Em. —— e bekannten Erlaſſe an den Königlichen 
Bundestags-Geſandten vom 15. v. M. ſprach die Königliche Regierung 
Wunſch und Hoffnung aus, der Zuſammentritt der damals einbe⸗ 
rufenen kurheſſiſchen Ständeverſammlung, bei Erfüllung aller in der 
kurfürſtlichen Verordnung vom 21. Juni d. J. gemachten Zuſagen und 

emäßigter Haltung des Landtages ſelbſt, zu einer Erledigung des Ver⸗ 
—* Sftreites führen werde. 

ie Königliche Regierung gab hiervon ihren deutichen Bundesge- 
noſſen —8 und es wurde unmittelbar darauf von dem —** 
öſterreichiſchen Kabinet eine der dieſſeitigen ganz entſprechende Aeußerung 
nach Kaſſel gerichtet, von den übrigen deutſchen Regierungen uns aber 
das vollſte Einverſtändniß zu erkennen gegeben. 

Daß unſer wohlmeinender Rath eine gleiche Aufnahme an der entſchei⸗ 
denden Stelle in Kurheſſen nicht gefunden hat, ergeben leider die Thatſachen. 

Von der jetzt vertagten Ständeverſammlung iſt ſichtlich ein großes 
Maß von Bereitilligkeit zur Beendigung des vieljährigen Haders und 
dur Herftellung eines dauernden Friedend an den Tag gelegt, aber nicht 

uch Entgegentommen der furfürftlichen Regierung erwiedert worden. 
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Die vorhandenen Schwierigkeiten find durch Zögern und Hinhalten 
gefteigert, und es befteht die Gefahr unabfehbarer Berlängerung des 
Streites, deſſen Beilegung das in der furfürftlichen Verordnung vom 
21. Juni d. J. gegebene Wort beftimmt erwarten ließ. 

Die Königlie Regierung Tann jedoch zwifchen ihren Provinzen, 
mmitten von Deutfchland, einen Heerd von ia ftet3 erneuernder Auf- 
regung und Unruhe fhon in ihrem eigenen Intereſſe nicht fortbeftehen 

en. 


Deshalb wiederhole ich ergebenft durch das gegenwärtige Schreiben 
die dringende Aufforderung, daß endlich für die Serfielung eined ges 
fiferten und alljeitig anerkannten Rechtszuſtandes in Kurheſſen, wie der 
Bundesbefhluß vom 29. Mai d. 3. denfelben verlangt, da8 Geeignete 
eiheben und in diefem Sinne mit dem Landtage im Geifte wirklicher 
Berföhnlichleit verhandelt werden möge. 

Sollte dieſe Aufforderung fi mider Verhoffen als erfolglos er- 
weifen, fo würde die Königliche Regierung die Abhülfe zwar zumächft 
durch Bermittelung des Deutſchen Bundes ſuchen. Infofern aber auf 
ſolchem Wege ſich eine Nemedur nicht fo vollftändig und fo ſchnell er⸗ 
reihen läßt, als die Königliche Megierung diefelbe verlangen muß, ift e8 
die, auch feit dem Frühjahr dieſes Sabres unverändert gebliebene Abficht 
Cr. Majeſtät des Königs, das dabei von dem Intereſſe Kurheſſens und 
Deutſchlands nicht verichiedene eigene Intereſſe durch eigene Mittel zu 
wahren und bierbei zu beharren, bis, unter Zuziehung der Agnaten 
Sr. Königlichen Hoheit des Kurfürften, dauernde Bürgſchaften gegen die 
Biederfehr ähnlicher Mißſtände als die jegigen gewonnen find.“ 

v. Bismard, 


37. November. Der Kurfürft von Heſſen nimmt die Ent- 
lafjung der Minifter zurüd und beruftdie Stände: 
verjammlung auf den 4. Dezember wieder ein. 


11. Bie erfin Schritte und Erklärungen zur deutfchen 
Sandelspolitik. 


Zur Durchführung des am 2. Auguft 1862 ab- 
geijhloffenen Handeldvertrags mit Franfreid 
gegemüber den Agitationen in Deutjchland. 


Refolution bes Abgeorbnetenhaujes vom 5. Septbr.: 


„Das Haus der Abgeordneten befindet fich in voller Uebereinftiimmung mit 
der von ber Königl. Staatsregierung abgegebenen Erklärung, baf fie auf bem 
Boten der Berträge vom 2. Auguft d. 3. beharre und bemgemäß bie definitive 
Ablehnung diefer von Preußen Namens und im Auftrage bes Zollvereins ver- 
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banbelten Berträge Seitens einzelner Zollvereinsregierungen als den Ausbrud 
des Willens auffafien müffe, den Zollverein mit Preußen nicht fortzufegen, und 
fpricht demgemäß die Erwartung aus: „bie Königliche Staatsregierung werbe, 
infofern einzelne Zollvereinsregierungen in ihrer ablehnenden Haltung verbarren 
follten, diejenigen Maßnahmen treffen, weldye nothwendig find, um bie Reform 
des Zollvereinstarifs auf Grundlage des Tarife B zum Hanbelsvertrage vom 
2. Auguft d. 3. beim Ablauf der gegenwärtigen Zollvereinsverträge durchzuführen.“ 


2. Oftober. Erklärung des Minifter- Präfidenten von Bidmard 
im Herrenhaufe: 


„Es kommt der gegenwärtigen Staatsregierung vorzüglid darauf an, 
u Tonftatiren, daß die gefammte Landesvertretung, wie verichieden auch 
ie einzelnen lieder derjelben in politifcher —*2 — ſein mögen, einig 
iſt, die Regierung in der: Fetftellung der Grundlagen zur Entwidlung 
bes materiellen Wohls zu unterftägen, und daß die Wege, welche in dieſer 
Beziehung die Staatöregierung eingeſchlagen, die gleichmäßige Zuftimmung 
beider Häufer des Landtags finden. Es wird die Wegterung freuen, 
wenn fie den Zollverein noch ferner erhalten kann; fie wird indeß eine 
Erneuerung defielben nur auf Grundlage des Bertrages vom 2. Auguft 
im Auge halten, und denjelben nicht mit denjenigen Zollvereinsregierungen 
wieder aufnehmen, die dem Handelsvertrage ihre Zuſtimmung verweigern. 
Die Regierung ift weit entfernt, die einzelnen Bollvereinsregierungen in 
ihrem freien Willen irgend wie zu beichränfen, es handelt ei aber bier 
nit um eine Machtfrage, fondern um eine Trage des materiellen Wohls, 
und e8 wäre gefährlich, irgend einen Zweifel bei den übrigen Zollvereins⸗ 
regierungen an dem Ernft der gegenwärtigen Regierung und eine Hoffe 
nung auf ihre Nachgiebigkeit beftehen zu lafien, die von ihr in Feiner 
Weile zugeftanden werden Tann. Durch die einftimmigen Boten der Landes⸗ 
bertretung wird aber der Glaube an den Ernft der Regierung geftärft 
werden.“ 


Einftimmige Genehmigung der Borlage, fowie 
obiger Rejolution — im Herrenhaufe. 
12. Oftober. Erklärung an die Württembergiiche Regierung. 


Aus einer Depeihe des Herrn v. Bismarck an den 
Geſandten in Stuttgart: 


— „Rad meiner Üeberzeugung find die in der Sache liegenden 
Gründe gegenfeitig erichöpft, und es bleibt mir, nachdem ich von ber 
würtembergticher Seit8 erfolgten erneuten Berfagung der Zuftimmung 
Kenntniß genommen babe, nur übrig, auch meiner Seitz offen auszu⸗ 
fprechen, dag wir darin den Ausdrud des Willens erbliden, 
ben Zollverein mit uns über die gegenwärtig laufende Ber» 
trags⸗Periode nicht fortzufegen.“ 


(Aehnliche Erflärungen ergingen nad) anderen Seiten.) 
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12. Bie erſten Arußerungen über die deutfche Frage. 
Borgängiges. 


2. Februar. Die identifhen Noten Defterreihe und der Mittelftaaten. 
14. Februar. Antwort Preußens. 


14. Anguſt. Das Project einer Delegirten-Berfammlung am Bunbestage. 


18. Dezember. Verhandlung am Bunde über dad Delegirten- 
Projekt. | 


Erklärung Preußens. 


„Die Königlich Preußiſche Regierung hält an dem Standpuntte feft, 
weldden fie in Betreff der legislatoriihen Initiative der Bundesverſamm⸗ 
lung eingenommen und wiederholt dargelegt hat, nämlidy: daß der Bund 
fi erft mit Stinimeneinbelligkeit (chf gemacht haben müſſe, ehe er eine 
ſolche Initiative feinerfeits ergreifen könne. Ein Mehrheitszwang zur Ergreis 
fung diejer Jnitiative, gegen das Botum einer Minderheit, ift dem Charakter 
des Bundes, dem Geiſte und Wortlaute der Bundesgefege völlig zumider. 

Der Bund würde nah Einfügung eines ſolchen Organis— 
muß ein anderer werden, als er bisher war. Er würde nidt 
nur jeine Competenz auf ein neues, ja auf alle Gebiete der 
Gefeggebung und Bermwaltung ausgedehnt haben, fondern es 
würde jih ihm auch in dem Delegirtenlörper, nad Anſicht der 
Mehrheit, eine Handhabe für die politijhe Entwidelung dar- 
bieten jollen. Es würde der Bundestag nebft den Delegirten den 
Anſpruch machen, die ganze Nation zu umfaffen und darzuftellen, während 
und ungeachtet ein jehr großer, vielleicht der größere in der Minderheit 
repräfentirte Theil noch außerhalb derjelben fände. Sol die fragliche 
Anordnung überhaupt mehr als ein Schein fein, fo ift, wie immer man 
fi) die Modalitäten ihrer Ausführung denken mag, bier die Gefahr 
vorhanden, dag eine große Mehrheit an Volkszahl und ftaat- 
liher Kraft einer Sombination von Stimmen unterliegt, melde 
thbatfählih eine Minderheit an Zahl und an Madt vertritt. 
Schon das gegenwärtige Bundesverhältnig bringt e8 mit fich, daß in 
den Gegenſtänden feiner beſchränkten Competenz ein geringer Theil Deutfch- 
land’3 den Heft binden konnte zum Handeln, wie zum Unterlaffen. Die 
beichräntte Natur der Bundeszmede, insbefondere aber die Rückſicht, welche 
ber Macht der realen Berbältniffe und der Stellung der beiden Groß. 
mächte getragen wurde, bot jedoch ein beilfames Correctiv, fo daß das 
der Bitalität des Bundes und feiner Wirkſamkeit jo ſehr gefährliche 
Gebrechen des Widerfpruchs zwiſchen Stimmreht und Machtgewicht nicht 
verhängnigvoll wurde. — — Daß fih in ein ſolches Mißverhältniß feine 
der beiden Großmächte fligen würde, ift als jelbftverftändfich anzufehen. Die 
Befeitigung, nicht die Vergrößerung des angedeuteten Gebrechens, welches 
m der unrichtigen Vertheilung der Stimmen und der mißbräuchlichen 
Ansübung des Stimmrechtes liegt, wäre zu erftrebeu. Einrichtungen, wie 
die vorgefchlagenen, entjprechen Dagegen ebenfowenig dem Geifte ded bis⸗ 
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— Bundesverhältniſſes, als dem Bedürfniſſe nach einer Reform des⸗ 
elben. Im Sinne des Majoritätsgutachtens würde die befürwortete Dele⸗ 
girtenverfammlung mit berathender Stimme etwa die Grenze deſſen be⸗ 
zeichnen, wa8, auf Bundedgrundlage, dem Drange der deutichen Stämme 
nach engerer ftaatliher Einigung zu bewilligen wäre. Die legteren aber 
werden in dem Bmede der Anträge vom 14 Auguft keine Annäherung 
an die höheren Biele Raatlider Einheit und Stärkung erbliden, 
feinen Fortfchritt der nationalen Bewegung, fondern eine Ab- 
lenfung von derfelben. Die beantragte Snftitution würde mithin 
nit einmal als eine Abſchlagszahlung betrachtet werden. Sie 
entfpriht der Höhe der Anforderungen fo wenig, daß man vorziehen 
würde, nicht durch eine Annahme des Gebotenen dus Geforderte zu ver- 
lieren. Die Regierungen, die Vollsvertretungen, die Bevölkerungen find 
u Opfern bereit, um große nationale Ziele zu verwirklichen. Allein man 
ann darauf gefaßt fein, daß fie, gegenüber einer ungenügenden Löfung, 
welche zugleich weitere Fortentwidelung ausſchließen joll, lieber auf dem 
Doden de Bundestags ftehen bleiben und fich einftweilen bei den daraus 
fliegenden Rechten und Befugnifien genügen lafjen werden. Die Gefahren, 
welche die Mehrheit auf anderen Wegen zu politiiher Einigung erblidt, 
werden auf dem von ihr empfohlenen —8* nicht vermieden. Derſelbe 
läßt die Gegenſtände einer wahren und wejenhaften Reform und die tieferen 
Gründe des Strebens nad einer ſolchen unberüdfidhtigt. Sollte der Ber- 
ſuch gemacht werden, ihn dennoch gegen das Recht und den Willen einer 
Minderheit am Bunde zu verfolgen, jo möchten dadurch Eonflicte erzeugt 
werden, welche jenen vermeintlichen Gefahren an Ernſt nicht nachftehen 
bürften. Der Gejandte kann ſchon jest bei Gelegenheit dieſes Votums 
jein Befremden darüber nicht unterdrüden, daß nad) der Anficht der Mehr: 
jet des Ausſchuſſes über den Widerſpruch einer der beiden deutſchen 

roßmächte in einer Sade, in welcher das Bedürfnik der Stimmenein- 
belligfeit fo wenig zweifelhaft ericheint, als in der vorliegenden, und über 
den präjudiziellen Einwand eben diefer Großmacht wegen der Zuläffigleit 
des Majoritätsverfahrens überhaupt durch formelle Fortfegung des letzteren 
ohne weitere zur Tagesordnung übergegangen werden könnte, als ob 
dieſer Widerjpruh nicht vorhanden wäre. Die Ausichußverhandlungen 
find nit der Ort, um daß politifche Berhalten eines Bundesgliedes 
gegen Beichlüffe, die in der Bundesverjammlung verſucht werden könnten, 
zu erörtern. Doc glaubt der Gefandte den Ausdrud der Beſorgniß 
nicht zurüdhalten zu jollen, daß die Kortfegung des oben voraus- 
gejegten Berfahrend zu einem Punkte führen könne, wo die 
difjentirende Negierung außer Stand gefegt wäre, in einer 
im Widerſpruch mit den Bundesgrundgefegen verfabrenden 
Berfammlung noch das Drgan des Bundes zu erfennen, on 
deffen Shliehung fie fich betheiligt bat.“ 


1863. 22. Ianuar. Weitere Verhandlung und Abftimmung am 
Bundedtage über dad Delegirtenprofect. 
Botum Preußen: 


— — ,‚Riht blos durch die formelle, dem Geifte der Bundesver⸗ 
tretung fremde Behandlungsweiſe, welche dieſe Angelegenheit jeit Erlaß 
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der identiihen Noten vom 2. Februar 1862 erfahren hat, wird die k. Re⸗ 
gierung verhindert, derjelben näher zu treten, fondern aud durch die ma» 
terielle Untauglichleit und Halbheit der Vorſchläge ſelbſt. Ausſchüſſe der 
Randesvertretungen mit fo bejchränften berathenden Befugniffen, wie die 
beantragten, würden nach Anficht der k. Regierung eine practifch ganz bes 
deutungslofe Einrichtung fein, nur geeignet, dem Geſchäftsgange der 
LBindesverhandlungen ein neues Moment der Schwerfälligfeit und Ver⸗ 
ſchleppung zuzuführen. Nur in einer Bertretung, welche nach Maß⸗ 
gabe der Bevölkerung jedes Bundesftaates aus legterer durch 
unmittelbare Wahl Betuorgebt, fann die deutfche Nation da3 
beredtigte Organ ihrer Sinwielung auf die gemeinfamen Ans 
gelegenheiten finden. “innerhalb der beftehenden Bundesverträge und 
nach der bisherigen Praxis würde aber einer jolhen, der Bundesverfamms 
Img beizugebenden Bollövertretung eine practifche Thätigkeit nur auf dem 
Gebiete der Matricularleiftungen an Truppen und Geldbeiträgen zufallen. 
Um ihr einen befriedigenden Wirkungskreis und zugleich eine erhöhte Be- 
deutung für die Einigkeit und Feftigfeit des Bundes zu gewähren, würde 
dem neutralen Organismus durh Abänderung und Erneuerung der 
Bundesverträge die dem jegigen Bundestag fehlende gefeggebende 
Gewalt für das Bundesgebiet beigelegt und deren Umfang in einer der 
Thätigkeit eines deutichen Parlaments würdigen Ausdehnung bemeffen 
werden müſſen. Wenn eine folche, nach der Volkszahl bemeſſene National- 
vertretung mit Rechten audgeftattet würde, welche fie befähigten, der die 
Yımdesregierungen vertretenden Gentralbehörde als Gleichgewicht an die 
Seite zu treten, jo würde die k. Regierung einer fo geftalteten Bundes» 
gewalt ausgedehntere Befugnijie einräumen können, TR die Intereſſen 
Preußens zu gefährden. Es fragt fi nur, ob die Schwierigfeiten über⸗ 
wunden werden fünnen, welche in dem Umſtande beruhen, daß erhebliche 
Theile des Bundesgebieted zu ftaatliher Einheit mit Rändern verbunden 
find, welche nicht zum Bunde oder zu Deutſchland gehören, und deren 
Bewohner nach den Verträgen ſowohl als nach ihrer Nationalität, ihrer 
Sprache und ihrer Neigung ſich zur Betheiligung an einer deutſchen Na⸗ 
tionalvertretung nicht eignen, während ihmen ebenjowenig zugemuthet 
werden fann, ihre Öeleagebung aus den Händen einer ihnen fremden 
——— — empfangen. Dieſes Hinderniß ſteht allen auf die Ge— 
ſammtheit des Bundes berechneten Einrichtungen im Wege, ſobald dieſelben 
eine wirklich eingreifende und fruchtbare Mitwirkung des deutſchen Volkes 
‚ bei den gemeinſamen Angelegenheiten ſich zur Aufgabe ftellen, und das 
Inſtitut der Delegirtenverfammlung würde nur in foweit nicht darunter 
leiden, als es zu einer practifchen Bedeutung überhaupt nicht gelangte. 
Könnten die Schwierigkeiten gelöft werden, jo würden fich die Bedenken 
heben, welche die k. egierung abhalten, für die von ihr erftrebten Re⸗ 
formen das gejanmte Bundesgebiet in Ausficht zu nehmen. So lange 
aber diefe Löſung nicht gefunden wird, läßt fich dem geitellten Ziele nicht 
dadurd näher treten, dag man das vorhandene Neformbedürfnig für die 
Sejammtheit de3 Bundes jcheinbar, jondern nur dadurch, dag man e8 
in engerem Kreiſe wirklich) zu befriedigen fucht. In diefem Sinne hat 
die k. Regierung den Weg freier Vereinbarungen und fündbarer Verträge 
mter den einzelnen Bundesgliedern als Surrogat allgemein umfaflender 
Einrichtungen angedeutet, und gibt die Hoffnung nicht auf, daß der Ueber- 
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eugung von der Nichtigkeit deſſelben auch die Anerkennung ber übrigen 
undesregierungen auf die Dauer nicht fehlen werde.“ 


Ablehnung ded Antrags mit 9 gegen 7 Stimmen. 
Mit Preußen ftimmen dagegen: Baden, Kurheſſen, Lurem- 
burg, Holftein, ſächſiſche Häufer, die XV. und XVII. Eollec- 
ttoftimmen. 


24. Sanuar. Circular⸗Depeſche Bismard8 über die mit Oefſterreich 
gepflogenen Verhandlungen. 


n .. Ich batte zur Herbeiführung befieren Einverftändnifjeß beider 

Öfe die nitiative in der Form von Unterredungen mit dem Grafen 

arolyi ergriffen, in melden ich dem Faiferlichen Selandten Nachftehendes 
zu erwägen gab. 

Nah meiner Ueberzeugung müffen unfere Beziehungen zu 
Defterreih unvermeidlih entweder bejfer oder ſchlechter 
werden. Es ſei der aufrichtige Wunſch der k. Regierung, daß die erſtere 
Alternative eintrete; wenn wir aber das hierzu nöthige Entgegenkommen 
des Taiferlichen Cabinets nachhaltig vermißten, jo jet e8 für und noth- 
wendig, die andere ind Auge zu faffen und uns auf diejelbe vorzubereiten. 
Ich habe den Grafen Karolyi daran erinnert, daß in den Jahrzehnten, 
die den Ereignijfen von 1848 vorhergingen, ein ſtillſchweigendes Ab- 
kommen zwifhen den beiden Großmächten vorwaltete, kraft deſſen 
Defterreih der Unterftügung Preußens in europäiſchen Fragen ficher 
war und uns dagegen in Deutjchland einen durch Defterreichd Oppoſition 
unverfümmerten Einfluß überließ, wie er fich in der Bildung des Zoll- 
vereind. mantfeftirt. Unter diejen Berhältnifien erfreute fi) der deutſche 
Bund eined Grades von Einigkeit im Innern und von Anſehen nad) 
Außen, wie er jeitdem nicht wieder erreicht worden iſt. Ich habe un⸗ 
erörtert gelafjen, durch weſſen Schuld analoge Beziehungen nad der Res 
conftituirung des Bundestags nicht wieder zu Stande gelommen find, 
weil es mir nicht auf Recriminationen für die Vergangendeit, jondern 
auf eine practifche Geftaltung der Gegenwart anfam. In letzterer finden 
wir gerade in den Staaten, mit melden Preußen, der geographiicen 
Lage nah, auf Pflege freundfchaftlicher Beziehungen bejonderen Werth 
legen muß, einen zur Oppofition gegen uns aufftachelnden Einfluß des 
kaiſ. Cabinet3 mit Erfolg geltend gemadt. Ich gab dem Grafen Karolgi 
u erwägen, daß Defterreich auf diefe Weife zum Nachtheile für die Ges 
—— im Bunde die Sympathien der Regierungen jener 
Staaten vielleicht gewinne, ſich aber diejenigen Preußens entfremde. 

Der kaiſerliche Geſandte tröſtete ſich darüber mit der Gewißheit, 
daß in einem für Oeſterreich gefährlichen Kriege beide Großſtaaten ſich 
dennoch unter allen Umſtänden als Bundesgenoſſen wiederfinden würden. 
In dieſer Vorausſetzung liegt meines Erachtens ein gefährlicher Sertpun, 
über welchen vielleicht erſt im enticheivenden Augenblide eine für beide 
Cabinette verhän te Klarheit gewonnen werden würde, und habe 
ich deshalb den Grafen Karolyi dringend gebeten, demjelben nad, Kräften 
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in Wien entgegenzutreten. Ich habe hervorgehoben, daß ſchon im letzten 
italieniſchen Kriege das Bündniß für Oeſterreich nicht in dem Maße 
wirkſam geweſen ſei, wie es hätte der Fall ſein können, wenn beide 
Mächte ſich nicht in den vorhergehenden acht Jahren auf dem Gebiete 
der deutſchen Politik in einer ſchließlich nur für Dritte Vortheil 
bringenden Weiſe bekämpft und das gegenſeitige Vertrauen untergraben 
hätten. Dennoch ſeien damals in dem Umſtande, daß Preußen die Ver⸗ 
legenheiten Oeſterreichs im Jahre 1859 nicht zum eigenen Bortheil aus⸗ 
gebeutet, vielmehr zum Beiftande Oeſterreichs gerüftet habe, die Nachmir- 
en der früheren intimeren Verhältniſſe unverfennbar gewejen. Sollten 
aber letztere fih nicht neu anknüpfen und beleben laflen, fo würde unter 
ähnlichen Berhältniffen ein Bündnig Preußens mit einem Gegner 
Oeſterreichs eben fo wenig ausgeſchloſſen fein, als, im entgegengejegten 
Galle eine treue und jefte Verbindung beider deutjhen Grogmächte gegen 
gemeinfchaftliche Feinde. Ich wenigftend würde mich, wie ich dem Grafen 
arolgi nicht verheblte, unter ähnlichen Umftänden niemals dazu ent⸗ 
ſchließen können, meinem allergnädigften Herrn zur Neutralität zu rathen; 
Defterreih habe die Wahl, feine gegenwärtige antiprenfijche Soritit mit 
dem Stüßpunfte einer mittelftaatlichen Koalition fortzujegen, oder eine 
ehrliche Berbindung mit Preußen zu fuchen. Zu letterer zu gelangen, jet 
mein aufrichtigſter Wunſch. Diefelbe könne aber nur — das Aufgeben 
der uns feindlichen Thätigkeit Oeſterreichs an den deutſchen Höfen ges 
wonnen werden. Graf Karolyi erwiderte mir, daß es für das Kaiſerhaus 
nicht thunlich ſei, feinen traditionellen Einflüffen auf die deutſchen Regie 
tengen zu entlagen. Sch ftellte die Eriitenz einer ſolchen Tradition mit 
dem Hinweis in Abrede, daß Hannover und Hefien jeit Hundert Jahren 
vom Anbeginn des fiebenjährigen Krieges vorwiegend den preußijchen 
Einflüffen gefolgt feien, und daß in der Epoche des Fürften Metternich 
die genannten Staaten au von Wien aus im Intereſſe des Einver- 
Rändnifjes zwiichen Preußen und Oeſterreich ausdrücklich in jene Richtung 
gewiejen worden jeien, daß alfo die vermeintliche Tradition des öjterreichi- 
her Kaijerhanjes erſt jet dem Fürften Schwarzenberg datire, und das 
Syſtem, welchem fie angehöre, ſich bisher der Sonfolidirung des deutſchen 
Bündniffes nicht förderlich erwiefen habe. Ich bob hervor, daß ich bei 
meiner Anlunft in Frankfurt im Jahre 1851, nad eingehenden Be- 
iprechungen mit dem damald auf dem Fohannisberg wohnenden Yürften 
Metternich gehofft habe, Defterreich felbit werde es als die Aufgabe einer 
weiſen Bolitit erfennen, und im deutſchen Bunde eine Stellung zu ſchaffen, 
welche e8 für Preußen der Mühe wertb mache, feine gefammte Kraft für 
emeinjchaftliche Zwede einzujegen. Statt deſſen —* Oeſterreich mit Er⸗ 
—* dahin geſtrebt, uns unſere Stellung im deutſchen Bunde zu verleiden 
und zu erſchweren, und uns thatſächlich auf das Beſtreben V ander⸗ 
weiten Anlehnungen hinzuweiſen. Die ganze Behandlungsweiſe Preußens 
von Seiten des Wiener Cabinets ſcheine auf der Vorausſetzung zu beruhen, 
daß wir mehr als irgend ein anderer Staat auswärtigen Angriffen aus⸗ 
gefegt jeien, gegen welche wir fremder Hilfe bedürfen, und daß wir uns 
deshalb von Seiten der Staaten, von welchen wir folde Hilfe erwarten 
könnten, eine rückſichtsloſe Behandlung gefallen lafien müßten. Die Aufs 
gabe einer preußifchen Regierung, welcher die Intereſſen des königlichen 
Hauje3 und des eigenen Landes am Herzen liegen, werde es daher fein, 
Türk Bismard. 6 
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das Irrthümliche jener VBorausfegung durch die That nachzumeiien, wenn 
man ihren Worten und Wünfchen keine Beachtung fchente. 

„Unjere Unzufriedenheit mit der Lage der Dinge im deut— 
hen Bunde erhielt in den leuten Monaten neue Nahrung dur die 
Entfhlofienheit, mit welcher die mit Dejterreich näher verbundenen deut⸗ 
ſchen Regierungen in der Delegirtenfrage angriffsweile gegen Preußen 
vorgingen. Bor 1848 jei es unerbört geweſen, daß man am Bunde 
Fragen von irgend welcher Erheblichkeit eingebracht habe, ohne ſich des 
Einverftändniffes beider Großmächte vorher zu verfichern. Selbft da, mo 
man auf den Widerfprucy minder mächtiger Staaten geftoßen jei, wie in 
der Angelegenheit der ſüddeutſchen Bundesfeitungen, habe man es vor» 
gezogen, Zwede von diefer Wichtigkeit und Dringlichkeit viele Jahre hin⸗ 
durch unerfüllt zu laſſen, anftatt den Widerjprechenden mit dem Berjucd 
der Majorijirung entgegenzutreten. Heut zu Tage werde dagegen der 
Widerſpruch Preußen® nicht nur gegen einen Antrag, jondern gegen die 
Verfaſſungsmäßigkeit deſſelben ald ein der Beachtung unwerther Zwiſchen⸗ 
fall behandelt, durch welchen man ſich im entſchloſſenen Vorgehen auf der 
gewählten Bahn nicht beirren laſſe. Ich habe den Grafen Karolyi gebeten, 
den Inhalt der vorſtehend angedeuteten Unterredung mit möglichſter Ge⸗ 
nauigkeit, wenn auch auf vertraulichem Wege, zur Kenntniß des Grafen 
Rechberg zn bringen, indem ich die Ueberzeugung ausſprach, daß die 
Schäden unſerer gegenſeitigen Beziehungen nur durch rückhaltloſe Offen⸗ 
heit zu heilen verſucht werden könnten. 

„Die zweite Unterredung jand am 13. Dec. v. J., einige Tage nach 
der erſten, ſtatt. Ich ſuchte den Grafen Karolyi auf, um den Ernſt der 
Lage der Dinge am Bunde ſeiner Beachtung zu empfehlen, und verhehlte 
ihm nicht, daß das weitere Vorſchreiten der Majorität auf einer von ung 
für verfaflungswidrig erfannten Bahn uns in eine unannehmbare Stellung 
bringe, daß wir in den Confequenzen deilelben den Bruch des Bundes 
vorausjähen, dag Herr v. Ujedom über dieje unfere Auffaſſung dem Frei⸗ 
berrn v. Kübel und Freiherrn v. d. Pfordten keinen Zweifel gelajien, auf 
feine Andeutungen aber Antworten erhalten habe, die auf fein Verlangen 
nah Ausgleihung jchließen ließen, indem Freiherr v. d. Pfordten auf be⸗ 
fchleunigte Abgabe unjeres Minoritätsvotums dränge. Ich bemerkte hier- 
gegen, daß unter folchen Umftänden dad Gefühl der eigenen Würde uns 
nicht geftatte, dem an der anderen Seite herbeigeführten Conflict ferner 
auszuweichen, und daß ich deshalb den kön. Bundestagsgejandten tele» 
graphiich zur Abgabe ſeines Minoritätsvotums veranlaßt habe. ch ftellte 
m Ausfiht, dag wir die Leberjhreitung der Competenz durch 
Majoritätsbeichlüfje als einen Bruch der Bundesverträge aufs 
Tajjen und dem entjprehend verfahren würden, indem diefjeits 
der föniglihe Bundestagsgejandte ohne Subftitution abberufen 
werden würde, und deutete die praftiichen Conſequenzen an, weldye fidy 
aus einer ſolchen Situation in verhältnigmäßig kurzer Zeit ergeben müßten, 
indem wir natürlich die Wirkſamkeit einer VBerfammlung, an welcher wır 
und aus redhtlihen Gründen nicht mehr betheiligten, in Bezug auf den 
ganzen Gejchäftstreis des Bundes nicht weiter für zuläjjig aner- 
fennen könnten? Wir würden aljo auch die preußiſchen Garniſonen in 
den Bundesfeftungen nicht mehr den Beichlüjien der Bundesverjammlung 
unterftellen können. Unwahr ift, daß ich für diejen Fall von der Zurüd- 
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zebung diefer Garniſonen gefprochen haben It Ich babe im Gegentheil 
auf die Eonflicte aufmerkjan gemacht, welche das Berbleiben derjelben nad 
fih ziehen könne, nachdem ihre Befehlöhaber der Autorität der Bundes- 
verjanmlung die Anerkennung zu verfagen haben würden. 

n.. . Wenige Tage darauf erhielt ich die vertrauliche Mittheilung, 
daß der öfterreichtiiche Gefandte in Petersburg über Berlin auf feinen 
Boften Anzüdtehren und die fchwebende Streitfrage mit mir befprechen 
werde. Als derjelbe (Graf Thun) hier eintraf, habe ich mich nicht ab» 
halten laffen, feine mir zum Zwed einer Berftändigung gemachten Er- 
Öffnungen im der entgegenfommenditen Weile aufzunehmen. In Yolge 
berfelben erklärte ich mich bereit, auf verjchiedene zwiſchen ung werabredete 
Auswege zur Beilegung der Frankfurter Schwierigkeiten einzugehen und 
möbejondere auf den Vorſchlag: die Abftimmung über die — 
anträge in der Delegirtenfrage zu theilen und nachdem fie über Punkt 1 
erfolgt und der Mangel der zur Durchführung der Sache nöthigen 
Stimmeneinhelligteit conftatirt wäre, die ganze Angelegenheit als eine zur 
weitern Berhandlung am Bunde noch nicht reife an die einzelnen Bundes⸗ 
regierungen zur Berftändigung unter einander zu verweilen. Graf Thun 
Ihlug mir darauf vor, eine Zuſammenkunft smichen dem Grafen Nechberg 
md mir Behufs weiterer Beiprehung der Frage zu veranftalten. Ich er« 
Härte mich hierzu geneigt, erhielt indeflen in den folgenden Tagen durch 
Graf Karolyi vertrauliche Mittheilungen, nach welchen Graf Rechberg vor 
unferer Zuſammenkunft die Erklärung meines Einverftändnifjes mit Bundes- 
teformvorjchlägen ermartete, für welche meines Erachtens längere und ein- 
ebendere Borverhandlungen erforderlich gewefen wären. Da hierzu die 
Seit bis zum 22. zu kurz war, jo glaubte ih auf die vorgejchlagene 
Zufammenkunft nur in dem Falle eingehen zu können, daß von vorgängigen 
bindenden Berabredungen Abſtand genommen werde. Ich fügte hinzu, daß 
es mir vor der Hand nur darauf anzulommen jcheine, zu verhüten, daß 
die Berfländigung durch die in Frankfurt zu erwartenden Vorgänge ers 
ſchwert werde, und daß ich bei meinem Eingehen auf Graf Thuns Bor- 
ſchläge diefes Ziel hauptjählich im Auge gehabt habe, defien Erreichung 
durch die Hereinziehung prinzipieller ragen von ausgedehnter Tragweite 
infiweilen nur beeinträchtigt werden würde. ‘Da Graf Nechberg hierauf 
erflären ließ, daß Defterreich auf weitere Verfolgung des Antrags in Be- 
treff der Delegirtenverfammlung nicht ohne geficherte® Wequivalent ver- 
zihten könne, jo ift die Zuſammenkunft bisher unterblieben. Von anderer 
Seite ift der k. Regierung inzwiſchen der Vermittlungsvorſchlag gemacht 
worden, fie möge threrfeit3 die Depeſche des Grafen Bernftorff vom 
20. Dec. 1861 zurüdziehen, wenn andererjeit3 auf die Durchführung der 
Anträge wegen der ‘Delegirten verzichtet wilrde. Ich Tann diefe beiden 
Fragen indeifen nicht auf gleiche Linie ftelen. Die Depeche des Grafen 
Bernftorff begnügt fi) damit, die Anficht der k. Regierung darüber aus⸗ 

prehen, in welcher Weile eine Reform der deutſchen Verhältnifje in 
ngriff zu nehmen fei; es war diefe Aeußerung durch eine Anregung 
des k. fähhfifchen Cabinets hervorgerufen worden, und die k. Megierung 
bat mit diefer Note an die freien Entjchliegungen der übrigen Bundes» 
tegierungen appellirt, ohne auf diejelben in irgend einem Wege drängend 
anmirten zu wollen. So lange wir ung jagen mußten, daß die Ueber- 
Kugung von der Nichtigkeit unferer Vorfchläge bei den übrigen Regie- 
6* 
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rungen noch nicht Binreichenden Anklang gefunden hatte, um einen Erfolg 
in Ausfiht nehmen zu können, haben wir die Frage ruhen lafien, und 
erft nachdem wir durch das Verfahren der Dtajorität in der Delegirten» 
Angelegenheit zu einer Ausſprache propocirt worden waren, bat der 
f. Dun eatugkgefandte den Auftrag erhalten, in feiner Abſtimmung die 
Anfichten der I. Regierung von neuem zu entwideln. Die Anträge wegen 
der Delegirtenverfammlung dagegen find nicht mit derfelben Rückſichts⸗ 
nahme auf die Unabhängigkeit der Regierungen von entgegenftehenber 
Anficht in's Leben getreten, fondern es iſt verjucht worden, fie den aus⸗ 
drüdlich widerfprecyenden Regierungen auf dem Wege neuer und dem 
Inhalt der Bundesverträge Gewalt anthuender Interpretationen leßterer, 
aufzudrängen. Einem ſolchen Berfahren gegenüber fann Preußen 
im Bemußtfein feines guten Rehtes Tediglih denjenigen 
Bundesregierungen, welde die Einigkeit im Innern des 
Bundes durd be agarelfines Berfahren in Frage ftellen, 
die Sorge für die Beilegung oder die Verantwortung für 
Ar des von ihnen heraufbeſchwornen Eonflictes über: 
ajjen.“ 


28. Februar. Deftreihd Antwort. 


Graf Rechberg an Graf Karolpi. 

„... Eine Regierung, deren Handlungsweije von einer anderen in einem 
an britte Höfe gerichteten und bann ber Deffentlichleit übergebenen Documente 
fo direct zum Gegenſtande der Erörterung gemacht wird, wie uns bies in jenem 
Berliner Schriftftüde wiberfährt, wird, wenn fie fih im Nechte fühlt, ber ver- 
zeiblichen Verſuchung unterliegen, von den nicht genau oder nicht vollfländig ent- 
hüllten Vorgängen auch den letzten Schleier hinwegzuziehen. Demungeadhtet ver- 
zichten wir auf biefes Mittel ber Abwehr. .... Die Auseinanberjegung bes 
preußifhen Cabinettes, die uns beichäftigt, bietet uns eine doppelte Seite ber 
Betrachtuug dar. Sie enthält erftens ein unverkennbar aufrichtiges ugniß für 
die politifhen Gefinnungen ihres Bertaffere; fie enthält zweitens eine beichönigende 
Darftellung bes Thatbeftandes ber vielbeiprochenen Vorgänge, eine Darftellung, 
bie fid) großentheils zur Anklage gegen uns, zur Befchwerbe Über das, mas man 
in Berlin unfere Nüdfichtslofigleit nennt, geftaltet. Unfere Rückſichtsloſigkeit! 
Wenn unfer erhabener Monarch eine Stellung nicht opfert, bie, aus ber Geſchichte 
ber Jahrhunderte hervorgegangen, geheilt durch die Verträge, feiner Krone von 
Rechts wegen gebührt, und der Macht und Größe feines Haufes entipricht, fo 
verletzt Oefterreih eine Rüdficht, die e8 dem verbündeten Preußen ſchuldig if! 
Wenn ber Taiferlihe Hof der Bolitit Preußens nicht zur Befriedigung von An- 
iprüchen verhilft, die auf keinem Nechtötitel beruhen, bie vielmehr die Rechte mit⸗ 
verbündeter Staaten offen antaften, und die man in unklaren Umriffen andeutet, 
ohne für fie eine beftimmte Formel zu finden, ober eine deutlich erfennbare 
Grenze zu ziehen, fo fett Defterreih abermals die Rüdfichten aus ben Augen, 
bie der andern deutſchen Großmacht gebühren! Und ber Regierung Preußens 
war es vorbehalten, jogar unſer wohlgemeintes Beſtreben, bem Verlangen ber 
deutihen Nation nach freifinniger Entwidlung der Bunbesverfaffung, jo viel an 
uns iſt, Genüge zu thun, unter ben Geſichtspunkt einer gegenüber Freuen ver» 
übten ARüdfichtslofigleit zu fielen! Was ift ferner damit gemeint, daß wir in 
Hannover und Kaffel Preußens Interefien nicht durch unjern Einfluß kreuzen 
folen? Berlangt man von uns, daß wir bort Geſandte unterhalten, um in 
Fragen, wo ber Standpunkt der beiden deutſchen Mächte verſchieden ift, nicht für 
uns, fonbern für Breußen zu arbeiten? Beklagen wir uns über Preußens Einfluß 
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in Korlerube? ... Wenn man uns von Berlin aus die Alternative 
Reilt, entweder uns aus Deutfhland zurüdzuzieben, den Schwer- 
punkt unferer Monarchie — wie ber preußiſche Minifter meinte — nad 
Dfen an verlegen, ober im nächſten europäifhen Eonflicte Preußen 
auf ber Seite unferer Gegner zu finden, fo wirb bie öffentliche Meinung 
Deutſchlands Über ſolche Gefinnung urtheilen, die Ereigniffe werben fie richten, 
wenn fie je zur That werden follte. Uns aber kommt es zu, den Vorwand, ben 
man fih in Berlin zurechtlegen zu wollen fcheint, rechtzeitig als einen ſolchen zu 
kennzeichnen . . .” 





18. Der Verfaſſungskouflikt. 


1863. Die erite Konfliftöfelfion. (14. Januar bis 27. Mai 
1863). 
14. Januar. Eröffnung des Landtags. 
Aud der Rede ded Minifter- Präfidenten von Biömard: 


Die Regierung Seiner Majeftät begrüßt Sie mit dem lebhaften 
Wunſche, dag e8 in diefer Sigungd- Periode des Landtages gelingen 
möge, über die im vorigen Jahre ungelöft gebliebenen Fragen eine dauernde 
Berftändigung herbeizuführen. Es wird diefeß Ziel erreicht werden, wenn 
in der ufaflung der Stellung der Landesvertretung unfere Berfaflung 
als die gegebene Örundlage feftgehalten wird, und wenn die gejegebenden 
Gewalten unter gegenfeitiger Achtung ihrer verfafjungsmäßigen Rechte in 
ber Förderung der Macht und Wohlfahrt des Baterlandes ihre gemein- 
fame Aufgabe finden, 

Unter den Gegenftänden, melde Site befchäftigen werden, tritt bie 
deſtſt ung des Staatshaushalts-Etats in den Vordergrund. 

Die Lage der Finanzen darf als eine durchaus befriedigende bes 
zeichnet werden. — 

In Ermangelung eines gefeglich feftgeftellten Staat3haushalts- Etats 
für da8 Jahr 1862 hat die niglice Regierung in erhöhten Maße ihr 
Augenmerk darauf gerichtet, die Verwaltung mit Sparſamkeit zu führen; 
fie Dat jedoch nicht unterlaffen dürfen, alle Diejenigen Ausgaben zu beftreiten, 
welche zur ordnungsmäßigen Yortführung der Bermaltung, jo wie zur 
Erhaltung und Förderung der beftehenden Staat8-Einrichtungen und der 
Landeswohlfahrt nothwendig gemejen find. Sobald der Rechnungs Ahr 
ſchluß gefertigt ift, wird die Regierung eine Vorlage über die Staats» 
Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen yahreß einbringen und die 
nachträgliche Genehmigung beider Häufer de Landtages zu den geleifteten 
Ausgaben beantragen. — — 

Die Regierung Seiner Majeftät wird in Erfüllung der gegebenen 
Bufiherung Ihnen einen Gefeß- Entwurf zur Abänderung und Ergänzung 
des Geſetzes Über die Berpflihtung zum Kriegsdienſte vom 3. September 
1814 vorlegen. Sie giebt fi) der Eoffnun in, daß die Reorganiſation 
bes Heeres zu deren Aufrechthaltung die Regierung Seiner Dlajeftät fid 
im Intereſſe der Machtitellung Preußens einmitbhig verpflichtet erachtet, 
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auch durch die gejegliche Feftitellung der zu ihrer Durchführung erforder- 
lichen Ausgaben nunmehr ihren vollftändigen Abfchluß gewinnen werde, — 

Die Beziehungen der Regierungen Seiner Majeftät zu den auswärtigen 
Mächten find im Allgemeinen befriedigende. 

Den nachhaltigen Bemühungen der Königlihen Regierung ift «8 
gelungen, die von ıhr in Heflen vertretene Politit ſowohl bei der Kur⸗ 
fürftlihen als bei den anderen deutjchen Regierungen zur Geltung zu 
bringen und fo dem benachbarten Kurftaate Ausfichten auf eine geordnete 
Entwidelung feines Berfafiungslebend zu gewähren, melde auch durch 
die neueften aus Kafſel gemeldeten Vorgänge nur vorübergehend getrübt 
werden können. 

In Berfolg der von einer Anzahl deutfcher Bundesregierungen an 
das Königliche Rabinet gerichteten identifchen Noten vom Monat Februar 
p. 3. find von denfelben Regierungen in der Bundes» Berfammlung Ans 
träge geftellt worden, welche weniger durch ihren Inhalt, als durch die 
auf fie angewandte Auslegung der Bundesverträge eine prinzipielle Be⸗ 
deutung für Die Stellung Preußens zum Bundestage erlangt haben. “Die 
Königlihe Regierung ift auch ihrerfeitö von der Ueberzeugung durchdrungen, 
dag die Bundesverträge in der Geftalt, wie fie 1815 gefchloffen wurden, 
den veränderten Zeitverhältniffen nicht entiprehen. Bor Allem aber ift 
fie fih der Pflicht gemwillenhafter Beobachtung beitehender Verträge bewußt 
und entichlofjen, die volle Gegenfeitigeit in Erfüllung diefer Pflicht, als 
dorbedingung des Fortbeftandes folder Verträge, zu behandeln. 

Die Regierung Seiner Majeftät wird in der Theilnahme an Ihren 
Verathungen von dem erniten Beftreben geleitet werden, das einmüthige 
Zujammenwirfen mit den beiden Häuſern des Landtages zu ereichen, welches 
ald eine weſentliche Bedingung für die lebensvolle Entwidelung aller ſtaat⸗ 
Iıhen Berhältmiffe betrachtet werden muß. Ein fegensreicher Erfolg der 
gemeinichaftlichen Thätigkeit wird von der allfeitigen Hingebung für das Wohl 
des Pandes und die Ehre der Krone erwartet werden dürfen. 


Der Präfident Grabow fagt bei der Eröffnung der Sigungen 
des Abgeordneten» Haufes: 


„... Vor brei Monaten verliefen wir dieſe Räume mit dem vom ganzen 
Lande getheilten Wunſch, daß es gelingen möge, den ohne unſer Verſchulden 
ausaebrochenen Werfaffungsconflict zu dien. Im Hinblid auf die gl. Worte: 
„Zwiſchen uns ſei Wahrheit!” muß jedoch mit tiefftem Bedauern unummwunden 
ausgeiprochden werben, daß jener Conflict in den verflofjenen drei 
Monaten immer größere Dimenfionen angenommen und ben 
Ausbau unferes verfajfungsmäßigen Redtsftaates gefährdet hat. 
Vis zu den Stufen bes Thrones ift Das Haus der Abgeordneten, vie alleinige, 
aus allgemeinen Wahlen hervorgegangene wahre Vertretung des preußiichen 
Volkes, verdächtigt, verleumbet, geihmäht worden. Im Intereffe des Dienftes 
fat beamtete Abgeordnete zur Diepofition geftellt und verſetzt worben, melde, 
gerren ihrem Verfaſſungseide, die unftreitig dem Abgeordnetenhauſe verfaflungs- 
mißig zuftebenden Rechte gelibt und gewabrt haben. Die geieglich aufgehobenen 
Condritenliſten find im Bermaltungswege über das politiiche Verbalten ber 
Beamten, insbeſondere der unabhängigen Richter, wieder eingeführt worben. 
Der Artilel 99 der Verfaſſung ift verlegt, und, durch das von ihr ge⸗ 
betene Minifterverantwortlichleitsgejeg nicht geſchützt, ſtehen wir einer bubgetlojen 
Regierung gegemüber. Doch das Land ift in dieſem immer ſchärfer 
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beroortretenden Conflicte feinen gewählten Bertretern zu ihrer 
vollen Befriedigung zur Seite getreten. . .” 


Bemerfungen ded Staatdanzeigerd. 


Während die Königliche Staatsregierung bei ber geftern erfolgten Eröffe 
nung des Landtages demjelben vor Allen ben Wunſch dauernder Verſtändigung 
und einmütbigen Zuſammenwirkeus entgegengcbradht hat, ift von dem einft- 
weiligen Bräfidenten des Abgeorbnetenbaufes Herrn Grabow ber erfle Augen- 
blick der wieder eröffneten Sigungen als geeignet erachtet worben, ein jdharfes 
und verlegendes Urtheil Über das Verhalteu ver Regierung auszujpreden uub 
auf provozirente Weife die Kämpfe wieder anzuregen, welche die jüngfte Seifion 
zu einer fo unerquicklichen und unfruchtbaren gemacht haben. 

Abgefehen von ber Frage, ob ber Bräfident des Abgeordnetenhauſes zu 
dergleichen perfönfichen Manifeftationen überhaupt berufen ift, muß es befremden, 
baß Herr Grabow fi dazu zu einem Zeitpunkte veranlaßt gefunden bat, im 
welchem er das Präftdium noch nicht einmal auf Grund der neuen Konftitutrung 
des Haufes führte. 

Der Staatsregierung war keinerlei Benachrichtigung über das Stattfinden 
der Situng zugegangen. Hätte fie vermutben können, dab die erfte Zulammen« 
funft der Abgeordneten andere als die gewöhnlichen formellen Gefchäfte zum 
Gegeuftande haben würde, jo würden ihre Vertreter es ſicherlich nicht untertofen 
haben, in ber Eitung zu erfcheinen und fofort Verwahrung gegen jenes Auf- 
treten des Präfidenten einzulegen. 

Indem wir uns verfihert haften dürfen, daß Alle, welchen ernftllih an 
einer Verſtändigung gelegen ıft, tie bezüglichen Aeußerungen beflagen, glauben 
wir zugleihd tie Zuverficht ausſprechen zu Fünmen, daß bie Staatsregierung ſich 
dadurch in dem von ihr in der Eröffnungsrede kundgegebenen Beftreben ihrerſeits 
nicht irre machen laffen wird. 


27.— 29. Januar. Adreßdebatte im Abgeordnetenhaufe. 


Rede Bismardd über dad Budgetrecht und den Ver⸗ 
faſſungskonflikt. — 

(Verfaſſungswidrige Anſprüche des Abgeordnetenhauſes. — 
Gleichgewicht Der geſetzgebenden Gewalten. — Kompromiß- 
politik. — Die Schuld des Abgeordnetenhauſes am Kon— 
flikt. — Die Lücke in der Verfaſſung. — Keine verfaſſungs⸗ 
widrigen Abſichten der Regierung. — Das preußiſche König- 
thum). 


Der von Ihrer Kommiſſion Ihnen vorgelegte Entwurf hat das un⸗ 
ſtreitbare Verdienſt, Klarheit in unſere gegenſeitigen Beziehungen zu bringen. 
Es iſt noch kein volles Jahr her, wenn ich nicht irre, war es bei den 
letzten Wahlen, da wurde die Behauptung, daß in Preußen das Parlament 
mit der Krone um die Herrſchaft dieſes Landes ſtreite, mit Entſchieden⸗ 
heit zurückgewieſen; nachdem Sie die Adreſſe, wie ſie vorliegt, werden 
angenommen haben, wird dieſe Zurückweiſung nicht mehr möglich ſein. 

In dieſer Adreſſe werden dem Hauſe der Abgeordneten Rechte vin⸗ 
dicirt, welche das Haus enweder gar nicht, oder doch nicht allein beſitzt. 
Wenn Sie, meine Herren, das Recht hätten, durch Ihren alleinigen Be⸗ 
ſchluß das Budget in ſeiner Hauptſumme und in ſeinen Einzelheiten end⸗ 
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gie feftzuftellen, wenn fie das Recht hätten, von Sr. Majeftät dem 
önige die Entlafjung derjenigen Miniſter, welche Ihr Vertrauen nicht 
haben, zu fordern, wenn fie das Recht hätten, durch Ihre Beſchlüſſe 
über den Staatöhaushalts-Etat den Beſtand und die Organifation der 
Armee feftzuftellen, wenn Sie das Recht hätten, wie Sie es verfaffunge- 
mäßig nicht haben, in der Adrefje aber beanfpruchen, die Beziehungen der 
Ereutingewalt, der Staatsregierung zu ihren Beamten maßgebend zu 
ontroliten, dann wären Sie in der —* im Beſitze der vollen Regie⸗ 
nugegewalt in diefem Lande. Auf der Bafts diefer Anfprüche beruht 
Ihre Adreife, wenn fie überhaupt eine Bafis hat. Ich glaube daher, die 
praftiiche Bedeutung derfelben mit kurzen Worten dahin bezeichnen zu 
innen: „Durch diefe Adreſſe werden dem königlichen Saufe 
der Hohenzollern feine verfaffjungsmäßigen Regierungs— 
rehte abgefordert, um fie der Majorität diefes Saufes zu 
übertragen.“ 

Sie Heiden dieſe Forderung in die Form ein, daß Sie die Ver⸗ 
iaflung für verlegt erklären, infoweit die Serone und da8 Herrenhaus fich 
Ihrem Willen nicht fügen; Sie richten den Vorwurf der Verfaſſungs⸗ 
verlegung gegen das Miniſterium, nicht gegen die Krone, deren Treue 
gegen die Berfaflung Sie ganz außer allen Zmeifel ftellen. Gegen diefe 
Sheidung habe ıch mich ſchon in den Ausſchuß⸗Sitzungen verwahrt. Sie 
willen fo gut wie Jedermann im Preußen, daß das Miniſterium im 
Ramen und auf Befehl Sr. Majeftät des Königs in Preußen handelt 
und namentlich diejenigen Regierungs⸗Acte, in melden Sie eine Ber- 
joflungöverlegung erbliden wollen, ın diefem Sinne vollzogen hat. Sie 
wiſſen, daß ein premßijches Miniſterium in diefer Beziehung anders da- 
fteht, al8 ein englijches. Ein englifches Minifterium, mag es fich nennen 
wie es will, ift ein parlamentarifches, ein Miniſterium der Majorität des 
Parlaments; wir aber find Minijter Sr. Majeftät des Königs. 
3h weile die Trennung der Minifter von der Krone, mie fie in der 
Adreſſe angenommen wird, feineswegs zurüd, um die Autorität der Krone 
zu einem Echilde zu machen, durch welchen das Minifterium fich dedt. 
Bir bedürfen dieſer Dedung nicht, wir ftehen feit auf dem Boden un⸗ 
kered guten Rechtes. Ih weiſe diefe Trennung um deßhalb zu» 
rüd, weil durch fie die Thatſache verdedt wird, das Sie de 
ım Kampfe mit der Krone um die Herrfhaft dieſes Yandes 
befinden, und niht im Kampfe mit dem Miniſterium. 

Sie finden die Berfaffungsverlegung in specie bei Art. 99. Art. 99 
lautet, wenn ich mich der Worte erinnere: Alle Einnahnen und Auss 
gaben des Staates müſſen für jedes Jahr im Voraus veranjchlagt und 
anf den Staatshaußhalts- Etat gebracht werden. Wenn darauf folgte, 
legterer wird jährlich durch da8 Haus der Abgeordneten feitgeftellt, dann 
bätten Sie in Ihren Beichwerden in der Adreffe volllommen Recht, dann 
wäre die Berfaflung verlegt. Es folgt aber im Tert des Art. 99: Letz⸗ 
terer, der Staatshaushalts- Etat, wird jährlih durch ein Geſetz feſt⸗ 
gell. Wie nun ein Gefeg zu Stande kommt, fagt Art. 62 mit uns 
widerlegliher Klarheit. Er jagt, daß zum Buftandelommen eines jeden 
Geſetzes, alſo auch des Budgeigeſetzes, die Uebereinftimmung der Krone 
und der beiden Kammern erforderlich if. Daß das Herrenhaus beredi« 
tigt ifl, ein von der zweiten Kammer bejchlofiene® und ihm nicht con⸗ 
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venivende® Budget zu vermerfen, ift außerdem noch in dem Artikel ber- 
porgeboben. 

Jedes dieſer drei concurrirenden Mechte ift in der Theorie unbegrenzt 
und das eine fo ſtark wie das andere. Wenn eine Bereinbarung zwifchen 
den drei Gewalten nicht ftattfindet, fo fehlt e& in der Berfaflung an jeg- 
licher Beftimmung darüber, welche von ihnen nachgeben müffen. In früheren 
Discuſſionen ift man freilich tiber diefe Schwierigkeit mit Leichtigkeit bin- 
weggegangen,; e8 wurde nach Analogie von andern Rändern, deren Ber- 
faflung und Gefege aber in Preußen nicht publicirt find und feine Gültig- 
feit haben, angenommen, die Schwierigkeit fei einfach dadurch zu erledigen, 
daß die beiden andern Factoren ſich dem Abgeordnnetenhaufe gen, daß, 
wenn zwiſchen der Krone und dem Abgeordnetenhauje eine Berftändigung 
über das Budget nicht zu erreichen ift, die Krone fi dem Abgeordneten- 
hauſe nicht nur felbft unterwirft und die Deinifter, die das Vertrauen des 
Abgeordnietenhaufes nicht haben, entläßt, fondern auch das Herrenhaus, 
wenn es mit den Abgeordneten nicht übereinftimmt, durch maflenhafte 
Ernennnngen zwingt, fih auf das Niveau des Abgeordnetenhaufes zu 
jegen. Auf dieſe Weije würde allerdings die fouveräne Alleinherr- 
haft des Abgeordnetenhaufes bergeftellt werden; aber eine ſolche 
Alleinherrſchaft ift nicht verfaffungsmäßiges Recht in Preußen. 

Die Verfaſſung hält das Gleichgewicht der drei geſetzgebenden 
Gewalten in allen Fragen, auch in der Budget⸗-Geſetzgebung, durchaus 
feſt; keine dieſer Gewalten kann die andere zum Nachgeben zwingen; die 
Verfaſſung verweiſt daher auf den Weg der Compromiſſe zur 
Verſtändigung. Ein konſtitutionell erfahrener Staatsmann hat gelost, 
daß das ganze Berfafjungsleben jederzeit eine Reihe von Com— 
promiffen jei. 

Wird der Compromiß dadurch vereitelt, daß eine der betbeiligten 
Gewalten ihre eigene Anficht mit doctrinärem Abfolutismus durchführen 
will, jo wird die Reihe der Compromiſſe unterbrodhen und an ihre Stelle 
treten Conflicte, und Gonflicte, da das Staatsleben nicht fill zu ftehen 
vermag, werden zu Machtfragen. Wer die Macht in Händen hat, 
gebt dann in jeinem Sinne vor, meil das Staatsleben auch nicht 
einen Augenblid ftillftehen Tann. 

Sie merden jagen, daß nad diefer Theorie die Krone in ver Lage 
wäre, wegen jeder unbedeutenden Meinungsverichiedenheit das Zuftande- 
fommen des Budgets zu verhindern. In der Theorie iſt dies allerdings 
unbeitreitbar, ebenfo wie e8 der Theorie unbeftreitbar ift, daß die Ab- 

eordneten das ganze Budget verweigern, um dadurch die Entlaffung der 
Armee oder die Auflöfung aller Regierungscollegien herbeizuführen; in 
der Praris gejchieht das nit. Ein folder Mißbrauch des unbeftreitbaren 
theoretiſchen Rechts der Krone ift in dieſen 14 Jahren nicht vorgelommen. 

Durch weifen Schuld in dem jegigen Fall das Zuftande- 
kommen des Compromifjes unterblieben tft, darüber werden wir und 
ſchwerlich verftändigen. Ich erinnere mich indefien daran, daß nach der Aufr 
Löfung des Ihnen vorhergehenden Abgeordnetenhaufes die Krone Ihnen frei- 
willig mit erheblichen Conceffionen entgegengefommen ift; es wurde dab 
Budget um mehrere Millionen reducirt, e8 wurde der Steuerzujchlag von 
25 Procent freiwillig fallen gelaffen. Es wurde auf Ihren Wunſch in Betreff 
der Specialifirung der Etats Rückſicht genommen, deren Durchführung 
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für die Regierung nicht ohne Schwierigkeit ift. Ihre Antwort auf diefe 
Verſuche der Berftändigung beftand darin, dag Sie im September den 
Veſchluß faßten, bei dem ich nicht anftehe, Ihnen den Bormurf des Miß⸗ 
brauchs der Gewalt, den Ste in dem Tenor der Adrefje auf und geworfen 
haben, vollftändig zurückzugeben. Sie benugten Ihr Zuſtimmungsrecht bei 
der Sefiftellung des Budgets dahin, einen Beſchluß zu fallen, deſſen Aus⸗ 
führung völlig unmögli war, wenn man Preußen nicht wehrlo8 machen 
molte, wenn man nicht die bisher aufgewendeten Koften für die Reorga⸗ 
mfatton als weggeworfen betrachten wollte, ich meiß nicht, wie viele Mil- 
konen, um im nächiten Jahre mit demjelben wieder von Neuem anzu» 
fangen. Sie verlangten von Sr. Majeftät dem Könige, falls Sie über- 
baupt die Ausführung Ihres Beſchluſſes verlangten — und daß Sie einen 
Beſchluß gefaßt hätten, deſſen Ausführung Sie nit wollten, Tann ich von 
emer Berfammlung, wie diefe, nicht voraußfegen — Sie verlangten aljo 
die Entlafiung der Hälfte der Infanterie, eined Dritteld der Eavallerie, 
119 Bataillone — ich weiß nicht, wie viele Regimenter. In feiner Ge- 
jummtheit war der Beichluß deshalb nicht ausführbar, weil er fich auf 
die Vergangenheit zurüdbezog. Wie gejagt, ich will auf Necriminationen 
ın Betreff der Dergangenheit nicht weiter eingehen, als ed die Geſchichts⸗ 
erzäblımg erfordert. Auf diefen radicalen Beichluß, durch den Sie in die 
Sadgafie gerathen find, aus welcher Sie jett einen Ihren Wünjchen ent⸗ 
imehenden Ausweg ſchwerlich finden werden, auf diejen radicalen Beſchluß 
lam Ihnen die Regierung mit dem Anerbieten der Verftändigung entgegen, 
ındem fie ſich bereit erklärte, auf die Deodalitäten des von dem Freiheren 
von Binde geftellten Ameridement3 einzugehen. Hätte dieſer Schritt bei 
Ihnen das erwartete Entgegenltommen —* — (Unruhe links.) Ich 
erinnere mi, Daß Sie dieſelben Zeichen des Mißfallens, die ich heute 
mehrere Male vernommen habe, gaben in dem Momente, wo ich die Motive 
des von Binde’fchen Amendements ablehnte, über Motive flimmt 
man aber Doch nicht ab. Ich habe vielen beichließenden Derjommlungen 
beigemohnt, habe aber nie gehört, daß man über Motive abftimmt. Man 
finmt über Anträge ab; die Gründe der Annahme, ob wir aus Verſöhn⸗ 
lhleit, und Sie aus doctrinären Gründen beiftimmen, find gleichgültig. 
Das Abgeordnetenhaus hätte meines Uragtens dieje Brüde 
onnehmen follen. Sie hätte dazu geführt, den Streit wegen des Bud⸗ 
getd von 1862 im vorigen Jahre noch erledigen zu können und das Budget 
von 1863, deſſen Wiederporlage von dem Abgeordneten von Binde in jeinem 
Amendement in Ausficht genommen war, im vorigen Jahr wieder in An⸗ 
Bi zn nehmen. Es wäre dadurch eine der ſchwerſten Gravamina er: 
igt worden, allein Sie antworteten auf unferen Verftändigungsverjuc) 
mt emer Reſolution, die uns alle Hoffnung, zur Verfländigung zu ges 
langen, abfchnitt. 
_, Bir Ichloffen die Sigung in der Hoffnung, daß Sie in verfühnlicherer 
Stimmung wieberlehren würden, als Sie uns verlafien. Sie erwarten 
Rahgiebigkeit von der Krone, wir erwarten fie von Ihnen. Die Reihe, 
teifionen zu machen, ift nach der Weberzeugung der Regierung an 
Smen, und ohne daß Sie ſolche machen, werden wir aus dem Conflict 
ſchwerlich herauskommen. Das Herrenhaus verwarf, und nad) der Anficht 
der Königlichen Regierung mit vollem Rechte, als unzulänglid, für das 
Orhürfui des Staates, das von Ahnen votirte Budgeigeſetz. Der Fall, 
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daß fein Budget zu Stande kam, lag thatſächlich vor; feine Möglichkeit 
wurde beftritten. Die Thatfache widerlegte die Behauptung der Unmög- 
lichkeit, der Fall, der hier eingetreten iſt, kann fich unbedenklich wieder- 
bolen. Wenn die Beftimmung der Berfaflung über die Gleichberechtigung 
der Krone und des Herrenhaujes bei Zuftimmung zu jedem Geſetze, alſo 
auch zu dem Budgetgefege — wenn diefe Beitimmung nicht ganz illujo- 
riſch fein fol, jo kann ſich der Yal wiederholen. 

Daß hier eine Füde in der Berfaffung ift, ift gar feine 
neue Erfindung. Ich babe felbft damals den Berhandlungen wegen 
der Reviſion der Berfaffung beigewohnt, und wir haben und mehrere 
Tage in jehr eingehender Weife mit diefer Möglichkeit befchäftigt, Die jet 
nah 14 Jahren zum erften Male zur Wirklichkeit geworden if. Daß 
es eine Unmöglichkeit fei, ift damals Niemandem eingefallen, man Hat fich 
nur über die Vorkehrungsmaßregeln, die für einen ſolchen Ball getroffen 
werden follten, nicht einigen können. 

Ih muß nad dem Gefagten die Behauptungen, daß wir verfafjunge- 
widrig gehandelt haben, ja daß wir die Derfafung verlegt bätten, auf 
das Beltimmtefte und mit voller Heberzeugung zurlidweiien, und ich wieder- 
bole, was ih in der Commiſſion fagte: Wir, meine Herren, nehmen un⸗ 
jern Eid und das Gelöbnig auf die Verfaſſung ebenjo ernithaft wıe Sie 
den Ihrigen. Lernen wir doch Ueberzeugungstreue an den Gegnern 
ahten und feien wir nicht jo freigebig mit dem Vorwurfe des Berfafjungs- 
bruches, mit dem Vorwurfe des Eidbruches, welchen jener inpolpirt. 

Ueber dad, was Rechten jei, wenn fein Budget zu Stande kommt, 
find Theorien aufgeftellt, auf deren Würdigung ich mich bier nicht ein⸗ 
lafien will. Die Einen jagen, es befteht eo ipso dag vorjährige Budget 
fort, wenn fein neue? zu Stande kommt, die Andern fagen, vermöge des 
horror vacui, der dem Geſetze innewohnt, fülle fich die Lücke überall, wo 
das neue Hecht nicht dedt, nach altem Rechte wieder aus, in derjelben 
Art, wie man auf die Joachimica zurüdgeht, mo das Landrecht nicht 
ausreicht, oder auf coutumes und alte Königliche Ordonnanzen, wo der 
Code nicht zutrifft, jo daß alfo bei uns die Machtvollkommenheit des ab⸗ 
foluten Regiment mieder einzutreten habe, wo das Staatshaushaltsgeſetz 
fehlt. Ich will diefe Theorie nicht weiter verfolgen; es reicht für mid) 
die Nothwendigfeit Hin, daß der Staat eriftire; und daß er 
nicht in pejjimiftiichen Anichauungen e8 darauf anfommen läßt, was da⸗ 
raus wird, wenn man Die Raflen ſchließt. Es ift die Nothwendigkeit 
allein maßgebend, dieſer Nothwendigkeit haben wir Rechnung getragen, 
und Sie jelbft werden nicht verlangen, daß wir die Zinfen und die 
Beamtengehälter hätten fiftiren jollen. 

Daß der damit eingetretene Zuftand verfafjungsmwidrig fer, beitreite 
ih nad wie vor auf das Allerbeftimniefte. Ich muß auch glauben, Daß 
diefe Anficht von feinem der Taufenden von Beamten, melde die Ver- 
faffung beſchworen haben, getheilt wird. Keiner der Beamten hat der 
Regierung feine Mitwirkung verweigert, feiner hat erklärt, fein Gehalt 
vom 1. Januar nicht empfangen zu wollen. Ich will daraus gar keinen 
Vorwurf machen, ich ziehe nur den Schluß daraus, daß die Ueberzeugun 
wir hätten verfaffungswidrig gehandelt, nicht jo unumſtößlich daftest: font 
hätte unter den Tauſenden von Beamten doch Einer Gemijjendregungen 
empfunden und feine Mitwirtung unter dieſer Regierung verweigert. 
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Angerdem ıft der Zuftand, in welchem wir uns befinden, keinenfalls ver- 
tefjungdwidriger, als der Zuftand, der 14 Jahre lang jedesmal in den 
erften vier oder ſechs Monaten obmaltete, in denen mir ohne Budget 
waren. 

Sie ſagen, die jetzige Situation ſei verſchärft dadurch, daß gewiſſe 
Theile des Budgets von Ihnen ausdrücklich abgelehnt wären. Verzeihen 
Sie mir die Bemerkung, daß Ihre Beſchlüſſe an ſich, ſo lange ſie allein 
ſiehen, gar keine Rechtskraft haben; Sie können durch Ihre alleinigen 
Beſchlüſſe uns weder zu irgend einer Ausgabe autoriſiren, noch eine ges 
jegliche Grenze ziehen, bis zu welder, für den Fall, daß kein Budget⸗ 
geſetz befteht, die Staatsbedürfniſſe befriedigt werden könnten. Es ift 
immer nothwendig, daß die Zuftimmung des Herrenhaufes und die Sanftion 
der Krone hinzutreten, um eine gefegliche Beftimmung aus Ihrem Votum 
zu madhen. So lange dies nicht der Fall ift, befteht eben das Gefek 
nicht, und die Regierung ift durch Ihr Votum allein zu nichts ermächtigt. 
Auf die gegenseitigen Vorwürfe und Necrininationen will ich mich nicht 
anlajien, aber ich glaube, Sie werden aus meinen Worten unfere fefte 
Ueberzengung gewinnen, daß wir und nicht im Widerſpruch mit der Ver: 
tellung befinden, und darans den feften Entſchluß der Regierung ent- 
nehmen, dem Andrängen der Ermeiterung Ihrer Machtbefugnig über das 
Maß hinaus, weldes die Verfaffung bewilligt, feft und energifch, fo lange 
vir dad Bertrauen Sr. Majeftät befigen, entgegen zu treten. 

Bas die Berfafjung Ihnen an Rechten zubilligt, foll 
Ihnen unverfürzt zulommen; was Sie darüber hinaus ver- 
langen, das werden wir ablehnen und Yhren Forderungen 
agenüber die Nehte der Krone mit Ausdauer wahrnehmen. 

2 ıft ein eigenthümliches Bufanmentreffen, daß die Berathung diejes 
Manifeſtes, welches unferm Königlichen Heren überreicht werden —* ge⸗ 
rade zuſammenfällt mit dem heutigen Geburtstage des jüngſten muth- 
mafligen Thronerben. In diefem Aufammentreffen, meine Herren, fehen 
wir eine verdoppelte Aufforderung, jeft für die Rechte des König- 
thums, feft für die Rechte der Nachfolger Sr. Majeftät einzu- 
Reben. Das preußiihe Königthum hat feine Miſſion nod 
niht erfüllt, es ift noch nicht reif dazu, einen rein ornamen= 
talen Shmud Ihres Berfaffungsgebäudes zu bilden, noch nit 
reif, als ein todter Mafchinentheil dem Mechanismus des par 
lamentarifchen Regiments eingefügt zu werden. 


Bie Stellung des Abgeordnetenhaufes zu den Erklärungen 
Bismarcks. 


Aus einer Rede des Abg. Dr. Gneiſt: 


„Der Couflikt bat durch die vorgeſtrige Erklärnng des Herrn Miniſter⸗ 
prãſideuten Dimenfionen angenommen, die er vor drei Tagen noch nicht hatte. 

Und dieſe Dimenfionen, dies offene Manifeft des Abfolutismus, find vor 
gan; Deutſchland biefem Haufe ins Geficht geſprochen. — — 

Die Geſchichte wirb enticheiben, ob jemals ein treueres, jemals ein loyaleres, 
‚mals ein Töniglicher erzogenes und gefinntes, ob jemals ein der Perjon feines 
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Landesherrn und feinem Charakter tief vertrauendes Volt, unter allen Vorzeichen 
einer glüdlichen, gerechten und einer weifen Regierung, ob je ein Volk in dieſer 
Lage durch ein unglüdfeliges Mißverſtändniß unverjchulbeter um feine Ruhe und 
um fein Glüd gelommen if. 

Wir haben nur zu beantworten nach unferem Gewiflen, was wir heute zu 
thun und zu laffen haben, und das Fünnen am ficherften Diejenigen von uns, die 
bier ſtehen heute im fünften Jahre, bie wir der neuen Aera gefolgt find von 
ihrem Entftehen bis zu ihrer heutigen Krifis, die wir das ungfüdjelige Mißver⸗ 
Kändniß unter unfern Augen haben keimen unb wachen ſehen, bis zu feiner 
beutigen Reife. 

Meine Herren! Wir haben alle Mittel der Gebuld, der Nachgiebigkeit, der 
gewifienhaften, der ehrerbietigen Borftellung erſchöpft, um eine militärijche Re- 

ierungsweife zu überzeugen, daß es nicht blos militärische Dinge, ſondern Ber- 

Faffungefragen ber beiligften Art find, die auf Gottes Erdboden je einer Regierung 
vorliegen. Wir find Schritt fir Schritt ruhig und fehr vorfihtig in biefen 
Eonflilt gegangen. Es ift nit wahr, daß wir bie verjöhnende Hand zurüd- 
geftoßen — * die Hand iſt vielmehr von Jahr zu Jahr ſchroffer und verletzender 
auf uns gefallen. Unſer Gewiſſen, meine Herren, iſt heute ſo ruhig, wie vor 
5 Jahren. Wir wiſſen ſehr klar und ſehr beſonnen, auch auf dieſer Seite bes 
Hauſes (nach rechts deutend), wir wiſſen, was wir thun und was wir unter- 
laſſen und werden die Folgen davon auf uns nehmen. Thuen die Herren 
Miniſter nach ihrer Weiſe das Ihrige! (Stürmiſches Bravo!) 


Aus der Rede des Abg. Grafen von Schwerin, — über Macht 
und Recht: 


„Meine Herren! Es war meine Abſicht und ich habe dieſe Abſicht auch jetzt 
nicht aufgegeben, gegen den Erlaß einer Adreſſe überhaupt das Wort zu 
nehmen. 


Zu meinem tiefen Bedauern muß ich aber, ehe ich dazu übergehe, auch 
meinerſeits ausdrücklich Verwahrung einlegen gegen die Worte, die wir hier aus 
dem Munde des Herrn Miniſter-Präſidenten gehört haben. (Bravo!) 

Der Herr Miniſter⸗Präſident, ich bedauere ſehr, daß er ſich nicht mebr auf 
ſeinem Platze befindet, hat uns erinnert, daß heut der Geburtstag des Erben der 
Preußiſchen Krone ſei und daran die Erklärung getnäpft, daß das Minifterium 
mit allen Mitteln und aus allen Kräften beftrebt fein werbe, die echte ber 
Krone aufrecht zu erhalten. Ich ziweifle daran nicht, daß bies bie Abficht ift, 
meine Herren, aber ich glaube, man follte auch uns zutrauen, daß wir dieſe 
Rechte zu wahren entfchloffen find, deshalb aber eben erfläre ich hier, daß ich den 
Sat, in- dem bie Rede des Herrn Dinifter- Präfidenten kulminirte: „Macht 
gebt vor Recht, ſprecht Ihr, was Ihr wollt, wir haben die Macht und alio 
werden wir unjere Theorie durchführen”, nicht für einen Sat balte, der bie 
Dynaſtie in Preußen auf die Dauer fügen kann (Stürmtfches, mehrfach wieder⸗ 
boltes Bravo auf allen Seiten bes Haufes.), daß dies nicht ein Sat ift, auf ber 
die Sröße unferer Dynaftie, die Größe unfere® Landes beruht, daß vielmehr ber 
Sat, auf dem die Größe unſeres Landes und die Verehrung, die das Preußiſche 
Regentenhaus bisher im Inland wie im Ausland genießt und fort und fort 
enießen wird, daß biefer Sat vielmehr umgelehrt lautet: Hecht gebt vor 

acht. (Stürmifches Bravo.) 

Justitis fundamentum regnorum, das ift ber Wahlipruch der Preußischen 
Könige und er wird es fort und fort bleiben unb weil er es bleibt, fo wird das 
Breusifce Königshaus, daß Preufifche Land auch diefe Krifis ganz ficher über- 
dauern und glänzen, wenn lange nicht mehr über bie Theorien gefprocdhen wird, 
über die man noch heute flreitet.” (Bravo!) - 
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Erwiderung Bismarcks. 


Ich babe Leider den Anfang der Rede des Herrn PVorredners, der 
joeben die Tribüne verläßt, nicht mitangehört. Erft durch Mittheilung 
meine® Herrn Collegen vernehme ich, daß ein Mifverftändniß meiner 
Worte flattgefunden hat (Widerfpruch.), welches den Herrn Redner zu 
einer warmıen und Ihres Beifalls ficheren Erwiderung Beranlaffung gegeben 
hat. Wie mir gejagt ift, bat der Herr Redner mich dahin verftanden, 
als hätte ich geäußert: Macht gehe vor Recht! 

Ich erinnere mich einer ſolchen Aeußerung in der That nicht (Leb⸗ 
bafter Widerfprucdy.), und troß der ungläubigen Weußerung, mit der Sie 
meine Rectification aufnehmen, appellire ich doch an Ihr eigenes Gedächtniß, 
und wenn e8 jo ficher ift, wie mein eigenes, jo wird es Ihnen jagen, 
daß ich einfach Folgendes äußerte: Ich habe zu einem Compromiß ge 
taten, weil in Ermangelung eines Compromiſſes fih Conflicte einftellen 
müren, Bonflicte aber zur Machtfrage werden, und daß, da das Staats⸗ 
leben nicht einen Augenblid ftille ftehen Tann, derjenige, der im Beſitz 
et fi) befindet, daher genöthigt iſt, fie zu brauchen. (Große Un⸗ 


e.) 
Ich habe das nicht als einen Vortheil bezeichnet; ich mache auf die 
mparteiiiche Beurtheilung von Sheet Seite feinen Anſpruch (Hört! Hört! 
Imf3.); ich will nur zu Protocol rectificiren, was mißverftanden ift.“ 


Bie Stellung des Abgeordnetenhaufes zur auswärtigen 
Bolitik Bismarcks. 


Aus der Rede des Abg. Schulte (Delitzſch). 


„Es iſt geftern und beute mit berebten Worten ausgeführt worden, daß in 
Emden innere Zerwürfnifie nothwendig die Kraft der Aktion nach Außen hin 

men. 

Die große Aktion bes Herren Minifterpräfidenten, die uns mit fo vieler 
Empbafe feiner Zeit angellindigt wurde, mußte ſchon daran fcheitern, fie ſcheitert 
ab noch an etwas Anderem, fie fcheitert an dem Widerſtand berjenigen ein- 
zelnen Partei im Lande, auf die er und das jetige Minifterium überhaupt fich 
Hüst, ber feubalen. Deine Herren, dieſe Partei, ich muß es gefteben, ift darin 
pohtifher und ficher viel conjequenter als ber Herr Minifterpräfibent felbft, wenn 
er meint, feine innere Politik laſſe fih mit der großen Action 
rereinigen. 

Man follte uns mit Heffen und mit ben neueftlen Erfolgen beim Bunbes- 
tg verfgonen, meine Herren. Ich jchreibe dieſe jogenannten Erfolge keineswegs 
emer beionberen Rückſicht der Übrigen Staaten gegen unſere Regierung zu. 
Meine Herren! Ob die Energie des Preußifchen Felbjägers ober ber General 
v. Ehmerling die Dinge in Kurbeffen zur Entſcheidung brachten, das wird une 
vorläufig noch ein Geheimniß bleiben, wielleicht ein durchſichtiges, jedenfalls wiſſen 
wir Nichts mit Beftimmtheit. Wenn es wirklich wahr ift, daß unfer Dinifterium 
ven Kurheſſen einen Dienft gethan, ihren Verfaflungsconflict zu Ende geführt 
bat, fo können gerade wir dies unmöglich mit befonberem Danke anerleunen, 
venn uns hat es ben Berfafjungsconflict gebracht! — Weiter... Das Delegirten- 
project war eigentlich fchon gefallen, ehe es zur Abftimmung im Bunbestage 
tom, e8 war gefallen in der öffentlichen Meinung und feine ber Regierungen, 
die es protegirten, fonnte fich im Entfernteften der Einbildung bingeben, daß ihre 
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Kammern e8 genehmigen würben, deren Genehmigung es doch hätte uuterbreitet 
werden müſſen. Daß dieſe Dinge ſämmtlich fi unter den Aufpicien Oeſterreichs 
entwidelt haben, weiß ein Jeder. In Bezug auf Oefterreich habe ich eine Be- 
merlung zu maden. Der Herr Vorredner bat Recht, id muß ihm beipflichten, 
und babe bei Gelegenheit, nicht bier, fondern anbermwärts in Deutichland, Sffent- 
ih zu erklären gebabt, daß die Echwierigleiten, in denen ſich Defterreich befindet, 
ganz erheblich größer find, als die Schwierigleiten unferer Lage. Aber Eins 
jollte man da bedenken, wodurch Oefterreih in biefem Augenblid gegen une in 
Bortheil fommt, und uns die Sympatbien abgeminnt in Deutichland. Während 
Defterreih in der vollen Hingabe an das conftitutionelle Princip die ungeheuren 
Schwierigleiten feines Staatsweſens wenigſtens einleitend und augenblidiich zu 
beihmören wußte, lenkte man in Preußen, ohne jede Beranlaffung und obne alle 
Roth, von dem conftituttonellen Princip in das abjolute zurüd unb bereitete ſich 
baburch künſtlich Verlegenheiten und untergrub bie Stellung unfere® Vaterlandes 
in dem Augenblide, ale Defterreich das rechte Mittel erfannte, bie feine zu be- 
feftigen. Fragen Sie aber weiter nicht blos nach den Cabinetten; fragen Sie im 
Deutihen Boll, meine Herren, — ich weiß zwar, das ift ein jo unberechtigter 
Fultor in den Augen ver Herren Minifter, daß fie ihn natürlich gar wicht 
beachten. Indefjen, meine Herren, wenn die Stunde ber Entideibung kommt, 
dann wird man fih Seitens der alsdann an der Spitte Preußens befindlichen 
Regierung doh um ihn zu kümmern haben, und wirb es auch thun. 

Wie es jet bamit fteht, welchen Erfolg er etwa jetst in Deutſchland haben 
möchte, ba könnte ſich die Regierung leicht Durch eine Probe Überzeugen. Gewiß 
gebt der große Drang nach Einigung fo lebhajt und ungeſchwächt wie je burdh 
alle Deutihen Herzen. „Centralgemalt und Parlament” iſt noch jet bie Loſung 
im ganzen Deutihen Volle. Preußen batte unter dem Minifterium Bernftorff 
diefe Loſung auf feine Fahnen gejchrieben; wir haben nicht gehört, daß fie bis 
dato germedhfeft fei. Aber, meine Serren, wenn das jetzige Minifterium den 
Auf erfchallen ließe, — e8 wird es nicht thun, es befindet ſich gar 
nicht in der Möglichkeit dazu, ich gebe nur die hypothetiſche An— 
nabme bier (Heiterkeit) — wenn es ibn erihallen ließe, fo würde 
fih bei dem von ibm berufenen Deutfhen Barlament Niemand 
einfinden! (Bravo! Große Heiterkeit.) 


Aus der Rebe des Abg. von Sybel. 


„Ih glaube, dag für Millionen in unferem Vaterlande die bevorftehenben 
Feierlichkeiten (50 jährige Gedächtniß ber Freiheitsfriege) das Anfchen und ben 
Eindrud eines Trauerfefles machen. Es würbe in ber Natur der Dinge liegen, 
wenn wir die Gräber Scharnborft'8 und Gneifenau’s mit Blumen milden, 
aber ihre Bilvfäulen mit Flor verhüllten. 

Dahin, meine Herren, find wir unter ber Herrichaft biefer quasi conftitu- 
tionellen Regierung gelommen. Die Kleinobien unferer Bergangenbeit 
werden uns unter den Händen verfälſcht und der Blid unferer 
Zufunft wird uns von Grund aus verbüftert. Im ber Gegenwart ſetzt 
fich dieſe Herrichaft fort unter ſtets wadjenden Hemmungen, Reibungen und Ber- 
legungen; fie kann feinen Tag leben, ohne einen Rechtsbruch auf den andern 
zu ſetzen. 

Eine Preußiſche Regierung, bie ben geſchichtlichen Aufgaben ihres Staates 
im neunzehnten Jahrhundert gewachſen fein fol, fie, meine Herren, muß es 
verfieben, allen realen VBebürfniffen und Wünſchen des Preußiſchen Volles zu 
genügen unb zu gleicher Zeit mit Initiative und vorausjchauender Energie die 
Wünſche des Volles durch Auffteden großer und tbealer Ziele um ihr 
eigened Banner zu verfammeln. Ich weiß wohl, meine Herren, man foll folche 
Anforderungen nicht zum unmittelbaren Mafftab von einzelnen Regierungen und 
Minifterien machen, denn es giebt keinen Sterblidden, der ſolche Yorberungen 
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veltändig erfüllte. Aber, meine Herren, das können wir erwarten, das 
innen wir begehren, baf nicht gerade das Gegentheil von folden 
Tendenzen unfere Regierung erfülle. Wenn im Sabre 1805 eine 
Discuffion wie bie unfrige bier in Berlin ftattgefunden hätte, ohne Zweifel, 
meine Herren, hätten Haugwitz, Lombarb und Genoffen uns Damals wie heute 
Er. Majelät dem Könige ale Revolutionaire, als unpatriotiihe Leute denuncirt. 
Das if gewiß, aber möglich ift es wenigftens, daß durch eine foldhe Discuffion 
Jena verhütet worden waͤre. 

Heute iſt die Lage Europa's eine andere als vor ſechszig Jahren. Die 
Gejahr iſt nicht jo maſſiv, jo concentrirt und fo erkennbar wie damals. Aber fie 
yulfirt durch alle Adern des Welttheils, und wenn Sie mir das Bild geftatten 
wollen, die ganze Beripherie des Continents ift überladen mit elektriſcher Erplofions- 
haft Und, meine Herren, ein ſolcher Augenblid, wo ftärler als jemals bas 
Bedürfniß von Begeifterung, Eintradht und Hingabe an uns herantritt, einen 
ſelhen Augenblid, wo flärler, als jemals — ich wieberhole die Worte des alten, 
te gewiß ſchwarz⸗ mweißen Liedes: Nicht Roffe und Reiſige ſchützen die fteile 
Sche, wo Fürſten fteben, fonbern bie Liebe bes freien Dlannes, bie Liebe bes 
Vaterlandes machen den Fürftentbron zum unerjchütterlichen Felſen im fturmge- 
deitichten Meere — einen ſolchen Augenblid erwählt man, nm durch einen Streit 
über zwei» ober dreijährige Dienftzeit das Vaterland in feinen Fundamenten zu 
erihüttern, und einen Berg von gegenfeitiger Verkennung und Borurtheilen 
zwiſchen dem rechtichaffenfien Könige und dem Ioyalften Volke aufzutbürmen. 
(Stüruiiches, wieberholtes Bravo.).... 


Aus der Rede de Abg. von Carlowitz: 


„Ih bin der Meinung, daß, was diefes Minifterium auf dem 
Gebiete ber auswärtigen Politik au unternehmen möge, jede 
jeiner Unternehmungen von vorn herein mit Unfruchtbarkeit 
werte geihlagen fein. (Sehr wahr!) 

Meine Herren! Das Preußiſche Minifterium, das bie Hebel 
keiner Macht jo verfennt, daß es ihm gleichgültig zu fein fcheint, 
eb es in eine Action eintritt mit einem im Inneren zufriedenen 
nn? daher opferfreupigen Volke, oder umgelehrt, ein Preußiſches 
Rinifterium, das, indem es in die Action eintritt, nur die neu- 
geſhaffenen Bataillone zählt und nicht Die Herzen des Volkes, 
eia jeldes wirb niemals Zriumpbe anf bem Felde ber ausmwär- 
tigen Bolitik feiern. (Sehr wahr!) Das fcheint mir eben ber weſentliche 
Unterſchied zwiſchen Preußen und anderen Staaten zu fein; das Heine Preußen, 
ben nad geographiichem Umfange, ift nur’ ſtark durch fein gebilbetes, politifch 
grreittes, befounenes und von Baterlandsliebe getragenes Boll, und nur mit 
dieiem Bolle laſſen fich dauernde Erfolge erzielen, niemals ohne bafjelde. Wenn 
er jegt eintreten wollten in alle die ungelöften ragen der ‚Neuzeit, welche 
Samert würben wir erhalten? Zunächſt in Kurheffen? Ich weiß nicht, welche 
Antwort der Felbjäger, ver borthin gefendet mar, nach Haufe zuriidgebracht bat; 
das weiß ich aber, daß, wenn der Kurfürft von Heffen nichts weiter gelagt hätte, 
a3: Ihr Preußen, kehrt body erfi wor Eurer eigenen Thür”, er das wahrfte 
Vert geiprocden hätte, was jemals über feine Lippen gelommen if. Dann in 
Zeutihland? Wollten wir die Deutiche Frage jegt in die Hanb nehmen, ja, 
mane Herren, die Deutihen Regierungen würben uns fehr bald antworten: 
„Breugen, Du haft Dich nie zu einer höheren Idee zu verfleigen gewußt, als zu 
ter eines engeren Bundes im Bunde. Nun wohl, wir wollen zugeben, Du 
et zu dieſer Idee eine Berechtigung, wir wollen unferen Wiberjpruch zurüd- 
nehmen; fiehe aber zu, wieweit Du es jett mit ber Ausführung biejer Idee 
ring, dedenle wohl, die Sympathieen der Deutichen Regierungen, Du haft fie 
mu wenig Ausnahmen nie gehabt. 


Furh Bismard, 7 
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Die Eympathieen des Deutichen Volles, durch die Du groß und ſtark 
warft, Du haft fie verſcherzt. Kein Deuticher Volksſtamm wird fich in dem Augen- 
biid Preußen anfhließen wollen, in bem er durch ben Anſchluß für fein eigenes 
gutes Verfaſſungsrecht beforgt fein muß. Deine Politik, würde man uns ſagen. 
ift lahm gelegt, und felbft der Eieg, den wir neuerdings bem Delegirten- Project 
gegenüber erfochten haben, unb zu dem ich dem Herrn Minifter- Präfibenten 
Glück wünſche, felbit Diefer Sieg keffert unfere Tage nicht. — Ich babe mid 
früher zu ter Anſicht befannt und den Rath gegeben, es ſei das Beſte für 
Preußen, aus dem Bundestage auszufcheiden, und fo den Bundestag zu fprengen. 
Meine Herren, biefen Rath erneuere ich heute nicht. Es fteht in der Bibel ge- 
ihricben: „Alles bat feine Zeit" — auch das Ausfceiden aus dem Bunbestage 
bat jeine Zeit. Wenn wir jett aus demſelben austräten, — jetzt, geſchwächt 
durch innere Zerwürfniſſe, jegt, mit bem Mißtrauen Deutſchlands 
oder doch des Deutſchen Volkes behaftet, dann, ftehen wir ijolirt, 
ohne irgend einen fhöpferifhen Gedanken. Ein Deutſches Parlament 
einzuberufen, dazn fehlte uns der Muth. In einem aber dennoch etiwa einbe- 
rufenen Deutſchen Parlamente die Stimme für bie Preußiſche Hegemonie zu ge» 
winnen, dazu fehlt es uns im Innern an einem liberalen, verfaffungsgetreuen 
und daher in Deutichland Bertrauen erwedenden Regimente. Und fo bejürdte 
ih allerdings, e8 werte uns nichts übrig bleiben, als uns in einen 
Schmollwintel zurüdzuzieben und von diefem aus mißmutbig zu— 
zufehen, wie das Übrige Deutſchland fih unter der Würzburger 
und DOefterreihs Führung neu conftituirt und güänftigen Falls uns 
eine Hintertbilre offen läßt, durch die wir unter Bedingungen 
wieder eintreten könnten — eine Hinterthär, die freilih dem 
kaudiniſchen Bajje jo ähnlich [eben würde, wieein Eibemanderen. 
Rein, meine Herren, alle diefe Fragen laffen fih von unferer Partei jet nicht 
in die Hand nehmen. Wenu es im eigenen Haufe brennt, dann löfcht man 
nicht bet dem Nachbar; aber man darf bem Nachbar zurufen: „Freund, ich würde 
Dir beifen, wenn ich nicht Durch eigene Noth gehindert wäre.” Aljo, meine 
Herren, laffen Sie ung die Löſung diefer Frage einer ſchönern 
Zeit vorbehalten, der Zeit, wo Breußens guter Genius, ber ung 
ja noch niemals dauernd verlaffen bat, ſich uns von Neuem ent 
hüllt, aber zunächſt nicht mit Blut und Eifen und niht mit Donner 
und Blik, fondern im friedbliden Sonnenſcheine eines verfajfungs- 
treuen, auf Freiheit und Recht gegrünbeten Regiments.“ 


Die Herabfekung Preußens vor dem Auslande, 


Aeußerung Bismarcks. 


„Meine Herren! Für das Beftreben, das eigene Vaterland vor dem 
Auslande als erniedrigt darzuftellen, weil die eigne Partei nicht am Ruder 
ift, für dieſes Beftreben tiberlafje ich die Verantwortung denen, die fi 
in diefem Sinne ausgeſprochen haben, in diefem Haufe und außerhalb 
befielben ; ich verliere darüber kein Wort, ich berufe mich auf die That- 
fahhen, die Jedermann vorliegen. Ich will mich nur nach zwei Geiten 
beruhigend ausſprechen, einmal da8 Haus der Abgeordneten Port zu be: 
ruhigen über das Gewicht des Nüdjchlages, den der innere Conflict auf 
unfere Leiftungsfähigkeit nach Außen hin ausübt; Sie überfchäßen daſſelbe, 
meine Herren; — zweitens nad Außen bin, um darüber zu beruhigen, 
als ob eben diefer innere Conflict uns veranlajjen künnte, „in Ausſicht 
auf äußere Verwicklungen ein Mittel zur Ausgleichung des inneren Ber: 
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würfniſſes zu finden.“ Das Mittel wäre fchlimmer, als das Uebel felbft, 
und ih habe ſchon bei früheren Gelegenheiten eine folcye Politik, die mir 
sch damals Schuld gegeben wurde, als eine frivole bezeichnet. Wir em⸗ 
vinden ein Bedürfnig der Art in feiner Weife. 


Bir glauben die innere Frage mit Ihnen oder mit Ihren Nach» 
tolgern erledigen zn können, ohne daß da8 Anfehen Preußens nach außen 
hin darunter leidet. Sollte aber auch, fo lange mir noch den Vorzug 
haben, Sie, und nicht ihre Nachfolger, und gegenüber zu fehen, die Noth- 
mendigkeit eintreten, die Ehre und Unabhängigteit des Yandes nad) Außen 
hm zu wahren, fo würden felbft Sie, meine Herren, gar nicht 
im Stande fein, und diejenigen Mittel der Abwehr gegen 
das Ausland zu vermeigern, in deren Mangel Sie eıne 
Sänägung der auswärtigen Bolitilder Regierung erbliden 
vollen.“ 


Adrefje des Abgeordnetenhaufes mit 255 gegen 
68 Stimmen angenommen. 


Der Schluß lautet: 


Alergnädigfter König und Herr. 


Em. Königlihe Majeftät haben noch jüngft zu erklären gerubt, daß Niemand 
a Allerhechſt Ihrem Willen zweifeln dürſe, die beſchworene Verfaflung aufrecht 
:@ balten und zu fohügen. In ber That wagt Niemand, einen ſolchen Zweifel 
w begen. Aber — geitatten Ew. Majeftät es offen auszufpreden — die Ver- 
fung ift durch die Minifter ſchon jetzt verletzt. Der Art. 99 ift feine 
Sorrkeit mehr. Das ſchwere Uebel einer budgetloſen Regierung ift Über das Land 
glemmen. Und die neue Seffion hat begonnen, ohne daß durch ein thatfächliches 
Entzegenlommen ber Regierung auch nur die Ausficht eröffnet wäre, e8 werbe 
gingen, die geregelte Handhabung der Finanzen zurüdzuführen und bie Heeres- 
tendtungen wieber auf gefeßlihe Grundlagen zu ftüten. 

Das Ausland fieht mit Staunen einen Conflict ſich verlängern, welcher bie 
dttung vor dem Preußiſchen Namen mit jevem Tage tiefer berlihrt, welcher bie 
<imme der Regierung im Rathe der Völker ihrer beften Kräfte zu berauben 
tmbt. Es weiß wohl, baf Pflicht und Gewiffen die Preußiſche Vollsvertretung 
engen, das Hecht, welches die Berfaffung ihr verleiht, ohne Uebergriff, aber 
ab ohne Abbruch nach allen Seiten hin wahrzunehmen und daß die Ausflcht 
m ãußere Verwickelungen kein Mittel zur Ausgleihung unferes inneren Ser: 
Sürruiffes iſt. Es weiß, daß Preußen feinen Einfluß in Deutichland und damit 
Inne Stärke nur dann wieder gewinnen fann, wenn es zunächſt bei fich ver- 
fangemäßige Orbnung berftellt und wenn e8 fobann das Deutjche Volk und 
tefien Bertreter zur Mitwirkung an ber ftaatligen Einigung bes großen Bater- 
mie anfruft. 

Inmitten biefer Bedrängniß läßt das Preußifche Boll, welches in vielen 
Crlabren erprobt if, welches in Treue und Ausdauer von feinem andern über- 
eonen wird, nicht von der Hoffnung, daß Em. Majeftät Weisheit die ehrliche 
Chmme feiner geſetzlichen Vertreter unterjcheiden werde von bem Rathe derer, 
Seide in dem Kampf der Parteien ihre an ſich ohmmächtigen Veftrebungen durch 
tm erbabenen Namen Ew. Majeftät zu beden und zu ftüten ſich bemühen. 

‚ Königliche Majeſtät! Unfere Stellung als Vertreter bes Landes legt uns 
Se gebieteriſche Pflicht auf, feierlich zu erflären, daß ber innere Frieden und bie 
Kt nad Außen dem Lanbe nur burch bie Rückkehr zu verfaffungsmäßigen Zu- 
Yinden wiedergegeben werben Tönnen. 

7* 
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3. Februar. Antwort ded Königs auf die Adreife: 


Sch habe die Adrefie, welche da8 Haus der Abgeordneten unter dem 
29. v. M. an Mich zu richten beſchloſſen hat, empfangen. Ihr Inhalt 
jowohl, als der Weg, auf welchem dieſelbe Mir zugegangen ift, Lafien 
Mich glauben, daß es dem Haufe darum zu thun ıft, Meine perfönlice 
Anſchauung und Willensmeinung kennen zu lernen. Deshalb richte ch, 
ohne Vermittlung Meiner Minifter, Mein Königliches Wort an das Haus 
ber Abgeordneten. 

Die Adreſſe bekundet einen tiefgreifenden Gegenjag in der Stellung 
des Haufe zu keiner Regierung. Es wird die Anfchuldigung gegen 
Meine Minifter erhoben, day fie na) dem Schluß der legten Sitzungs- 
Periode des Tandtages verfaffungswidrig die Verwaltung ohne gefegligen 
Etat fortgeführt, daß fie auch ſolche Ausgaben, welche durch Befchlüfie 
des Haufes ausdrüdlih abgelehnt worden Bien, verfügt und fi) dadurd 
einer Berlegung des Art. 99 der Berfaflungs-Urkunde ſchuldig gemadt 
hätten. Zwar bat da8 Haus der Abgeordneten mit Hecht jeden Zweifel 
an Meinem ernften und gewiffenstreuen Willen, die Verfaffung des Landes 
aufrecht zu erhalten, ausgeſchloſſen; daffelbe hat aber Anordnungen Meiner 
Regierung, welche mit Meiner Genehmigung getroffen worden, als That- 
—5*— zur Begründung der Beſchwerde über Verfaſſungs-Verletzung an- 

tt. 
’ Ich würde jene Anordnungen nicht zugelaflen haben, wenn Ich darin 
eine Berfaffungs=PVerlegung hätte erfennen können, und muß die gegen 
Meine Regierung erhobene Beihuldigung als unbegründet aus voller 
Meberzeugung zurüdmeijen. 

Bas Haus der Abgeordneten hatte von feinem verfaffungsmäßigen 
Rechte der Mitwirkung bei Feſtſtellung des Staatshaushalts in einer 
Weile Gebrauch gemacht, daß es Meiner Regierung, wie diejelbe dies 
ohne Rückhalt wiederholt ausgejprochen hatte, unmöglich war, den unaus—⸗ 
führbaren Beichlüffen des Haufes ihre Zuftinnmung zu ertheilen. Sein 
gleichfalls verfaffungsmäßiges Recht ausübend, hatte da8 Herrenhaus 
den vom Haufe der Abgeordneten bis zur Unausführbarfeit abgeänderten 
Staatshaushalts - Etat für da8 Jahr 1862 abgelehnt. 

Da nun die Feſtſetzung dieſes Etat nad) der Vorſchrift der Ber: 
faſſung für die vorjährige Sigungs= Periode des Landtages unmöglich 

eiworden war, und da die Berfaffung für einen ſolchen Hal feine Be: 
—— enthält, jo iſt es unverſtändlich, wenn das Haus der Ab⸗ 
eordneten eine Verfaſſungs⸗Verletzung darin erkennen will, daß Meine 
Regierung die Verwaltung ohne geſetzlich feftgeitellten Etat fortgeführt 
bat. Ich muß es vielmehr als eine Leberjchreitung der verfajlungsmäßigen 
Befugniſſe des Haufes der Abgeordneten bezeichnen, wenn das Haus 
feine einfeitigen Befchlüffe über Bewilligung oder PVermweigerung von 
Staat3- Ausgaben als definitiv maßgebend für Meine Regierung betrachten 
will. Die Adreffe bezeichnet das Recht der Ausgabe- Bewilligung als das 
oberfte Recht der Volksvertretung. Auch Ich erkenne dies Hecht an und 
werde ed achteri und wahren, fo weit e8 in der Berfafiung feine Begrün: 
dung findet. Ich aber muß das Haus darauf aufmerkſam machen, daß 
nah der Verfaſſung die Mitglieder beider Häufer des Landtags das 
Bolf vertreten und der Staatshaushalts» Etat nur durch Geſetz, nämlid 
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durch einen von Mir genehmigten, übereinftimmenden Befchluß beider 
Häufer des Landtags der Monarchie feftgeftellt werden Tann. War eine 
jede Uebereinftimmung nicht zu erreichen, fo war es die Pflicht der Re⸗ 
gerung, bis zur Herbeiführung derfelben die Dermaltung ohne Störung 
tortzuführen. Sie hätte unverantwortlich gehandelt, hätte fie dies nicht gethan. 

Denn die Adrefie aber ausführt, „daß die neue Seſſion begonnen 
babe, ohne daR Meine Regierung dur thatfächliches Entgegenfommen 
auch nur die Ausficht eröffnet habe, zu einer geregelten Handhabung der 
Finanzen zurückzukehren und die Heeres-Einrichtungen auf gejeßliche 
Grundlagen zu ftüßen,“ jo muß Mich das im höchften Grade befremden. 
Denn es ift dabei gänzlih mit Stillſchweigen übergangen, daß in der 
Eröffiumgsrede des allgemeinen Landtags der Monarchie die Vorlage 
des Budget3 pro 1863 und 1864, die Vorlage einer Ergänzung zum Geſetze 
vom 3. September 1814 über pie Derpflichtung zum Kriegsdienſt anges 
fündigt worden und außerdem behufs nachträglicher Genehmigung durch 
dag Baus der Abgeordneten die Vorlegung der Rechnungen über Ein- 
nahmen umd Ausgaben pro 1862 zugefagt worden ift, welche zu dem von 
Meinem Finanz» Minifter angegebenen Zeitpunft erfolgen wird. Wie kann 
das Hand der Abgeordneten ſich danady der Einfiht verfchließen, daß 
Meine Regierung es fich dringend angelegen fein läßt, die Finanzver- 
* zes Staates jo bald als möglich wieder auf eine geſetzliche Baſis 
zu ftellen 

Wenn in Beranlafjung des eingetretenen Konflikts von mehreren 
ſtändiſchen Korporationen und aus der Mitte der Bewohner vieler Kreife 
des Landes Mir zahlreiche Adrefien überreicht worden find, in denen die 
Unterzeichner Dir ihre perjönliche Ergebenheit und ihre Sujlimmung zu 
den Anordnungen Meiner Regierung ausgedrückt haben, jo hat e8 Deich 
unangenehm berührt, bdiejelben in der Adreſſe des Haufes der Abgeord» 
neten als eine Kleine, der Nation jeit lange entfremdete Dlinderheit be- 
zeichnet zu jehen. Ich habe diefe Kundgebungen aus allen Ständen und 
Hoffen Meiner getreuen Unterthanen mit Befriedigung empfangen und 
muß den Borwurf, daß die Theilnehmer in Treue und Hingebung für 
ihr preußiiches Vaterland gegen Andere zurüdftehen, als ungerechtfertigt 
um jo mehr zurüdweifen, al3 dem Haufe der Abgeordneten nicht unbe: 
lannt geblieben fein kann, was Ich auf jene Adreſſen geantwortet und 
me Jh Meinen Dank perſönlich außgeiprochen babe. 

Das Haus der Abgeordneten hat ferner eine Beſchwerde über Miß⸗ 
hrauh der Regierungsgewalt vorgetragen und zur Begründung derfelben 
auf die Mafregeln Meiner Regierung gegen einzelne Beamte und Land⸗ 
wehrmänner und gegen die Prefle Bezug genommen. Da hierbei jedoch), 
me auch nicht behauptet worden, die gejeglichen Befugnifie der Behörden 
m Ausübung der Disziplin nicht überfchritten worden find, und da über 
die vorgefommenen Ausjchreitungen der Preſſe lediglich Unfere Gerichte 
h, lennen haben, jo war der Landes-Bertretung feine hinreichende 

anlafjung gegeben, ſich mit den berührten Vorgängen zu bejchäftigen 
und fie zum Gegenftand ihrer Befchwerde zu machen. 

Das Haus der Abgeordneten wird die in der Berfafjung den ver- 
ſchiedenen Gewalten gefegten Schranken anzuerkennen Haben; denn nur 
auf diefer Grundlage ift eine Verftändigung binfichtlich derjenigen Ge⸗ 

e möglih, auf welchen ein Zuſammenwirken Meiner Regierung mit 
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der Landes» Bertretung erforderlich if. Ich beflage tief den Wiberftreit 
der Anfichten, der in Betreff der Feſtſetzung des Staatöhaushalts » Etats 
fih entwidelt hat. Es kann aber eine Bereinbarung über den 
Etat niht dur Preißgebung der verfaffungsmäßigen Redte 
der Krone und des Herrenhauies erwirft, es kann nicht, der 
Berfafjung entgegen, das Recht der Bewilligung und Ber: 
weigerung der StaatSausgaben ausſchließlich auf das Hans 
der Abgeordneten übertragen werden. Es iſt Meine landesherr⸗ 
Ihe Pflicht, die auf Deich vererbten und verfaffungsmäßigen Machtbe: 
fugnifle der Krone ungejchmälert zu bewahren, weil Ich darın eine noth—⸗ 
wendige Bedingung für die Erhaltung des inneren Friedens, für die 
Wohlfahrt des Landes und für das Unfehen Preußens in feiner euro 
päifchen Stellung erkenne. 

Nachdem Ich feit einem Fahre durch verminderte Anforderungen an 
die Leitungen des Volkes, von nahezu vier Millionen, ſowie durch bereit- 
willige8 Eingehen auf die ausführbaren Wünſche der Vertretung defjelben 
bewiejen habe, daß e8 Mir wahrhaft darum zu thun ift, eine Ausgleichung 
des Widerfpruch8 herbeizuführen, den Meine Regierungs-Maßregeln im 
Großen wie im Kleinen gefunden haben, erwarte Ich, daß das Haus ber 
Abgeordneten diefe Beweiſe des Entgegenkommens nicht ferner unbeachtet 
laſſen wird, und fordere daffelbe nunmehr auf, ſeinerſeits Meinen landes⸗ 
väterlichen Abfichten fein Entgegentlommen in einer Art zu bemeifen, daß 
das Werk der Berftändigung ermöglicht wird, weldes Meinem 
Herzen ein Bedürfnig ıft, Meinem Herzen, deſſen einzige: 
Berlangen darauf gerichtet ift, das Wohl des preußiiden 
Volkes zu fördern und dem Lande die Stellung zu erhalten, 
die eine glorreihe Geſchichte dur treues Zufammengehen 
von König und Volk demfelben angewiejen hat. 


Berlin, den 3. Februar 1863, 3) Wilhelm. 
Ohne Gegenzeihmn;.) 


14. Ber Auſſtand in Polen und die Preußiſche Hebereinkunfl 
mit Rußland. 


22. Sanuar. Ausbruch der Inſurrection in Warſchau. Die pr 
viſoriſche Nationalregierung ruft die polniihe Nation zu 
den Waffen. 

Mieroslawski zum Dictator ernannt. 

1. Februar. Erlab an die Bevölkerung ded Großherzog: 
thums Poſen von dem Ober-Präfidenten und dem 
Militär: Gouverneur: 


„Der in dem Königreich Polen ausgebrochene bewaffnete Anfftand 
gegen die geſetzliche Gewalt hat das Nachbarland zu einem Schauplatze 
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blutiger Ereigniſſe gemacht, welche durch die von den Aufftändifchen ver- 
übten Sreuelthaten Abſcheu einflößen; aber auch mit Sicherheit voraus⸗ 
jeben lafjien, daß das frevelhafte Unternehmen zum Verderben derjenigen 
gen wird, melde ſich in fanatifher Berirrung daran Betheitigt 
aben. 

Bewohner der Provinz Bofen! Wir dürfen und dem beruhtgenden Ber- 
trauen bingeben, daß der öffentliche Frieden in feinem Punkte der Provinz 
eine Störung erleiden wird. Bürgſchaft dafür find ung der Sinn für es 
jeglichfeit, welcher die weit überwiegende Mehrzahl der Bewohner erfüllt, 
tie Wachſamkeit der öffentlichen Organe, welche berufen find, jedem etwa 
keabjihtigten Friedensbruche zuvorzukommen, und das volle Bewußtſein 
der und obliegenden Pflicht, ſowie der Macht, welche des Königs Majeftät 
in unjere Hände gelegt hat, und die wir nöthigenfall3 zum Schuß der 
Ruhe und Ordnung mit allem Nahdrud zu gebrauchen wiſſen würden. 
Aber wir können die Beforgniß von und nicht fern halten, daß man ver- 
ishen möchte, einzelne Bewohner diefer Provinz zu einer Betheiligung 
an jener aufrührerischen Bewegung im Nachbarlande anzuregen, eine Bes 
tteiligung die, wenn auch nur mittelbar duch öffentlihe Kundgebung 
oder durch irgend welche Unterftügung und Beförderung bethätigt, bei 
der offenktundigen Tendenz des Aufitandes, al ein Unternehmen gegen 
das Landesgeſetz anzujehen fein würde und die ſchwere Strafe des Hoch— 
derraths nach ſich ziehen könnte. 

Wir halten es daher für unſere Pflicht, vor jeder Theilnahme an 
dieſem Aufſtande, welcher Art ſie auch ſei, wohlmeinend und ernſt hiermit 
zu warnen, damit wir der traurigen Pflicht überhoben bleiben,” gegen 
Kinder des eignen Landes die volle Schärfe des Gejeges in Anmendung 
bringen zu lafjen.“ 


1. Februar. Sendung ded General-Adjutanten von Alvendleben 
und des Slügeladjutanten von Rauch nad) Peteröburg und 
Warſchau VBehufs genauer Information über die in- 
Iurrectionellen Vorgänge und BVerftändigung über etwaige 
gemeinjchaftlihe Schritte gegen die Auödehnung derjelben. 

3. Februar. Zufammenziehung von vier Armeecorpd an der rulji- 
ihen Grenze. | 

8. Februar. Bereinbarung einer Gonvention mit Rußland 
zu gemeinfamem Handeln gegenüber der polniichen In— 
furrection. 

14. Febmar. Diplomatiſche Erörterungen über die Kon- 
vention. 

Meldung des engliihen Botichafters in Berlin Lord Buchanan 


an ben englijchen Miniſter des Auswärtigen Lord Ruſſell. 


„Ich babe die Ehre, Em. Lorbichaft, zu melden, daß General Alvensleben, 
der jet in Warſchau ift, eine militäriiche Konvention mit ber preußiſchen Re 
gierung abgeichloffen hat, nach welder die beiden Regierungen fich gegenfeitig 
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Erleichterungen gewähren wollen, um bie injurrectionellen Bewegungen zu unter- 
brüden, welche kürzlich in Polen ausgebrochen und in ben polnif Provinzen 
Preußens zu erwarten find. So weit ich mich babe unterrichten Tönnen, iſt wer- 
einbart, daß bie beiberfeitigen Höchftlommandirenden fi von den Bewegungen 
ihrer Truppen unterrichten follen, und daß bie Truppen ber einen Regierung, 
falls fie fih vor den SInfurgenten auf das Gebiet ber anderen zurüdzieben 
müffen, ihre Waffen bebalten follen und bie Grenze wieder überjchreiten können, 
fobald fie es können, und daß bie Zruppen ber einen Regierung bie Injurgenten 
auch auf das Gebiet ber anderen verfolgen fünnen. — — Die preufiihe Re- 
gierung nimmt ferner in Ausficht, im alle ber Nothwendigleit der ruffiichen 

egierung militäriichen Beiftanb zu gewähren; aber ich höre, daß noch keine Ber- 
pflihtung über die Art ober Ausdehnung dieſes Beiftands eingegangen worben 
if. — — — Bis jett find in Poſen keine Unruhen von Bedeutung vorge» 
fommen, und man glaubt, daß bie Führer ber Infurrection auch keine Bewegung 
in Poſen und in Galizien bervorrufen wollen, bis im Königreih Polen 
erfi einige erheblihe Erfolge errungen find. Im ber Gegend von 
Thorn, wo bie Polen weniger bisciplinirt zu jein ſcheinen, fiub jedoch einige 
Unordnungen vorgelommen.” 


Aus einer Depeiche des franzöftichen Minifters des Auswärtigen 
Drouin be Lhuys an den Botichhafter Baron von Talleyranbd 
in Berlin vom 17. Februar: 


— „Graf Col hat mir ebenfo wie Herr von Budberg gejagt, daß ber 
Zwed der Konvention ſei, ben Handelsverlehr zu fihern und die Plünpderung 
der Zolllaffe zu verhindern. Die Truppen jeder ber beiden Mächte 
follen zu dieſem Zmwed bie Grenze überfchreiten pürfen und joweit 
nötbig die bewaffneten Banden verfolgen. Einem Gerücht zufolge hätte 
man fich auch verabrebet, daß die preußiichen Eijenbahnen die Verflärkungen an 
Truppen von ben Oftfeeprovinzen nach Polen befördern follen. Aber die Mit- 
theilungen bes Grafen Colt geftatten mir nicht, bies für begründet zu balten. 
Unter dem Borwande einer Zollmaßregel leuchtet ber politiiche Character ber 
Konvention nur zu deutlich hervor. Der Character ergiebt fi daraus, baf bie 
Grenze den beiberfeitigen Zruppen geöffnet ift, — innerhalb eines nur vag ve⸗ 
gränzten Gebietes ſoll eine wahre militäriiche Kooperation Preußens eintreten. — 
Das Vorhandenſein eines fchriftlichen Ablommens darüber ift an und für fich 
eine Thatſache von unbeftreitbarer Wichtigkeit, und ich habe dem preußiſchen Bot- 
ihafter meine Bedenken über einen jo übereilten Beſchluß nicht vorenthalten. — — 
Welches können die Folgen der Webereinlunft fein? nur bie Er- 
regung ber Gemüther und die Herbeiführung ernfter Gefahren, während bisher 
gar feine Schwierigleiten vorhanden waren. Der größte Uebelftand ift aber, daß 
durch den gefaßten Beichluß die polnifhe Frage jelbft erft angeregt wird. — 
Preußen erwedt feinerfeits von Neuem bie Idee einer Gemeinſchaft unter ben 
verihiedenen Zweigen des alten Polens, — es fcheint biejelben berauszuforbern, 
ihre Einigung ber der Regierungen entgegenzufegen, mit einem Worte eine 
wahrbaft nationale Injurrection zu verfuden. — Dadurch wirb eine 
Situation geichaffen, welche eine Duelle der jchwerften Berwidelungen unter ben 
Kegierungen werben kann. 


Aus einer Depeihe Lord Buchanans an Lord Rufſell vom 
21. Februar: 

— — „Herr von Bismard fagte mir, daß die Zahl ber an ber Grenze 
verfanmmelten Truppen im boben State übertrieben werbe: General von Werber 
babe höchſtens 12,000 Mann im Norden und 8000 Mann an ber Schiefiichen 
Grenze, eine fehr geringe geht für die ihm obliegenbe Aufgabe. Die preußiſchen 
Kommandirenden hätten Orbre, nicht über einen Tagesmarſch hinaus 
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auf ruffifhem Boden zu operiren unb die ruffiiden Zruppen follten bie 
Grenze mur bei tbätlihen Konflicten mit bewaffneten Banden überfchreiten 
bürfen. Er erflärte ferner, daß der Hauptvortheil für Preußen darin beftebe, 
daß fih nicht bewaffnete Banden an der Grenze zum Einfall in 
Breußen bilden lönnten. — — Er fügte hinzu, daß Grenzitriche von 
mehreren Meilen kaum mit einem Bataillon bejettt wärben, und daß nur im 
Regierungsbezirt Gumbinnen eine Brigade zum Schu, ber in ben bortigen Ge⸗ 
ftäten vorhandenen 1000 Pferde aufgeftellt wäre.“ 


21. Februar. Borſchlag Frantreihs an England wegen einer ge- 
meinfamen Note an Preußen. 


Aus einer Depeihe Lord Buhanans an Lord Auffell vom 
27. Februar: 


„Herr von Bismard erffärte: die zwiſchen ihm und Fürft Gortichaloff ver- 
einbarte Konvention, über welde die NRatification noch nicht ausgewechſelt jet, 
babe etwa folgenben Inhalt: Da im Köntigreih Polen Unruhen ausgebrochen 
find, welche Eigenthum und die Sicherheit in ben preußiſchen Grenzprovinzen 
bedrohen könnten, fo ſei zwiſchen den beiden Regierungen verabredet, daß bie 
Truppen jeder berjelben ermäcdigt werben follen, auf militärifche Requifition ber 
andern Seite, die Grenze zu lberfchreiten und nöthigen Falls die Infurgenten 
auf dem anderfeitigen Gebiet zu verfolgen. Es jet ferner beftimmt, daß jebe ber 
beiden Regierungen jeder Zeit von dem Abkommen zurüdtreten könne. weithin 
fonne von einer binbenben Berpflichtung nicht die Rede fein.” 


März England lehnt den Vorſchlag Frankreichs zu einer ge- 
meinjfamen Note ab. 
Aus einer Depeihe des franzdfifhen Minifters an bie 
Kaiſerlichen Agenten vom 1. März: 


„... Die Regierung Ihrer britannifhen Majeftät ift dem Schritte, den zu 
tbun wir geneigt waren, nicht beigetreten. Defterreich feinerjeits fühlte fich, 
während e8 unſere Anfchauung theilte, nicht veranlaßt, eine Konvention, für 
welche e8 Anfangs blos die Softvarität abgelehnt batte, officiell zu tabeln. Bei 
io dewandten Umſtänden hat die faiferliche Regierung einem Borichlage, welcher 
eine Uebereinftimmung vorausjette, feine Folge mehr zu geben. Wir haben jeboch 
Gründe zu der Hoffnung, daß die durch die Unterzeichnung ber Petersburger 
Konvention bervorgerufene Wirkung nicht ganz verloren fein wird, und baß bie 
beiden contrahirenvden Höfe die Einmüthigleit der durch dieſes Abkommen ver- 
anlaßten Bemerkungen berüdfidtigen werben.“ 


Aus einer Depeihe Lorb Ruffells an Lorb Buhanan vom 
2. März: 

Die preußifch-ruffiiche Konvention babe große Unzufriedenheit in England 
erregt — Preußen ergreife damit ohne jeben Grund Partei in bem Kriege gegen 
Polen, da nicht bekannt geworben fei, daß in den polniſchen Provinzen Preußens 
ngend eine Unrube berrihe. Es fei nur zu wahrjcheinlich, daß die Konvention 
die polnifchen Unterthanen Preußens aufregen und jo den Aufftand weiter aus- 
bebnen werde. — — Die engliihe Regierung müſſe nach alljeitiger Erwägung 
bei der Ueberzeugung fteben bleiben, daß es fih um eine ungerechtfertigte Inter⸗ 
vention handele — ber Geſandte ſolle Abſchrift der Konvention erbitten. Es jet 
möglich, daß die Regierungen von Rußland und Preußen, Angefihts der übeln 
— der Konvention ſuchen, dieſelbe geheim zu halten oder ihrer Geltung ein 

zu jegen. — 
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Kammern e8 genehmigen würben, deren Genehmigung es boch hätte unterbreitet 
werden müffen. Daß diefe Dinge ſämmtlich fi unter den Aufpicien Oeſterreichs 
entwidelt haben, weiß ein Jeder. In Bezug auf DOefterreich babe ich eine Be- 
merlung zu machen. Der Herr Borrebner bat Redt, ich muß ihm beipflichten, 
und babe bei Gelegenheit, nicht bier, jondern anderwärts in Deutſchland, öffent⸗ 
lich zu erflären gebabt, daß die Schwierigkeiten, in denen fich Defterreich befindet, 
ganz erheblich geöber find, als die Schwierigkeiten unferer Lage. Aber Eins 
jollte man da bebenten, wodurch Oeſterreich in biefem Augenblid gegen uns in 
Bortheil fommt, und uns die Sympatbien abgewinnt in Deutichland. Während 
Defterreih in der vollen Hingabe an das conftitutionelle Princip die ungebeuren 
Schwierigleiten feines Staatsweiens wenigftens einleitenb unb augenblicklich zu 
beſchwören wußte, lenkte man in Preußen, ohne jede Beranlaflung und obne alle 
Noth, von dem conftitutionellen Princip in das abfolute zurück und bereitete fi 
dadurch fünftlih Verlegenbeiten und untergrub die Stellung unfere® Baterlanbes 
in dem Augenblide, als Oefterreich das rechte Mittel erfannte, bie feine zu be- 
feftigen. ragen Sie aber weiter nicht blos nach den Gabinetten; fragen Sie im 
Deutichen Boll, meine Herren, — ich weiß zwar, das ift ein fo unberechtigter 
Faktor in ben Augen ver Herren Minifter, daß fie ihn matürlih gar nicht 
beachten. Indeſſen, meine Herren, wenn bie Stunde der Enticheibung kommt, 
dann wird man fih Seitens der alsdann an der Spite Preußens befindlichen 
Regierung doch um ihn zu kümmern haben, und wird es auch thun. 

Wie es jett damit ftebt, welchen Erfolg er etwa jetst in Deutichland haben 
möchte, da könnte fih Die Regierung leicht durch eine Probe Überzeugen. Gewiß 
geht der große Drang nach Einigung fo lebhaft und ungeſchwächt wie je durch 
alle Deutihen Herzen. „Centralgemwalt und Parlament” ift noch jeßt die Loſung 
im ganzen Deutihen Volle. Preußen batte unter dem Minifterium Bernſtorff 
diefe Lojung auf feine Fahnen gejchrieben, wir haben nicht gehört, daß fie bis 
Dato geivedhfeit fei. Aber, meine Serren, wenn das jegige Minifterium ben 
Auf erihaflen ließe, — es wird es nicht thun, es befindet ſich gar 
nicht in der Möglichkeit dazu, ich gebe nur die bypotbetifche An- 
nabme bier (Heiterkeit) — wenn e8 ihn erfhallen ließe, fo würde 
fih bei dem von ibm berufenen Deutfhen Barlament Niemand 
einjinden! (Bravo! Große Heiterkeit.) 


Aus der Rebe Des Abg. von Sybel. 


„Ich glaube, daß für Millionen in unjerem Vaterlande die bevorftehenden 
Feierlichkeiten (5Ojährige Gedächtniß der Freiheitskriege) das Anfehen und ben 
Eindrud eines Trauerfeftes machen. Es würde in der Natur der Dinge licgen, 
wenn wir die Gräber Scharnhorft'8 und Gneifenau’s mit Blumen ſchmückten, 
aber ihre Bilpfäulen mit Flor verhüllten. 

Dabin, meine Herren, find wir unter der Herrſchaft diefer quasi conftitu- 
tionellen Regierung gelommen. Die Kleinobien unferer Bergangenbeit 
werden uns unter den Händen verfälſcht und der Blid unferer 
Zukunft wird uns von Grund aus verbüftert. In ber Gegenwart jet 
fich dieſe Herrſchaft fort unter ſtets wachſenden Hemmungen, Reibungen unb Ber- 
— ſie kann keinen Tag leben, ohne einen Rechtsbruch auf den andern 
zu ſetzen. 

Eine Preußiſche Regierung, die ben geſchichtlichen Aufgaben ihres Staates 
im neunzehnten Jahrhundert gewachlen fein fol, fie, meine Herren, muß es 
verftehen, allen realen Bebürfniffen und Wünfchen des Preußiichen Volles zu 

enügen und zu gleicher Zeit mit Initiative und vorausfchauender Energie Die 

ünjſche bes Volles durch Auffteden großer und idealer Ziele um ihr 
eigenes Banner zu verfammeln. Ich weiß wohl, meine Herren, man ſoll ſolche 
Anſorderungen nicht zum unmittelbaren Maßſtab von einzelnen Regierungen und 
Miniſterien machen, denn es giebt keinen Sterblichen, der ſolche Forderungen 
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vellſtändig erfüllte. Aber, meine Herren, das können wir erwarten, das 
kenunen wir begehren, daß nicht gerade das Gegentheil von ſolchen 
Tendenzen unſere Regierung erfülle. Wenn im Jahre 1805 eine 
Discufſion wie die unſrige bier in Berlin ſtattgefunden hätte, ohne Zweifel, 
meine Herren, bätten Haugwitz, Lombard und enoffen uns damals wie heute 
Er. Majeſtät dem Könige als Revolutionaire, als unpatriotiiche Leute benuncirt. 
Das iſt gewiß, aber möglich ift es wenigftens, Daß durch eine ſolche Discuſſion 
Jena verhütet worden wäre. 

Heute ift die Lage Europa’s eine andere als vor ſechszig Jahren. Die 
Geiahr iR nicht fo maffiv, fo concentrirt und fo erfennbar wie damals. Aber fie 
julfirt durch alle Adern des Welttbeils, und wenn Sie mir das Bild geftatten 
wollen, die ganze Peripherie bes Continents ift überladen mit eleftriicher Erplofions- 
haft. Und, meine Herren, ein folcher Augenblid, wo ftärler als jemals das 
Bedürfniß von Begeifterung, Eintracht und Hingabe an uns berantritt, einen 
isihen Yugenblid, wo flärfer, als jemals — ich wieberhole die Worte bes alten, 
doch gewiß jchwarz- weißen Liebes: Nicht Roſſe und Reiſige ſchützen die fteile 
Höhe, wo Fürften ſtehen, ſondern bie Liebe des freien Mannes, die Liebe bes 
Bıterlandes machen den Fürftenthron zum unerfchütterlihen Felfen im fturmge- 
reıtihten Meere — einen ſolchen Augenblid erwählt man, nm burd einen Streit 
über zwei» ober breijährige Dienftzeit das Baterland in feinen Fundamenten zu 
erihüttern, unb einen Berg von gegenfeitiger Berlennung und Borurtbeilen 
zwiſchen dem rechtichaffenftien Könige und dem Ioyalften Volle aufzuthürmen. 
Stũrmiſches, wieberboltes Bravo.) .... 


Aus der Rede des Abg. von Carlowitz: 


„Ich bin der Meinung, daß, was dieſes Miniſterium auf dem 
Gebiete der auswärtigen Politik auch unternehmen möge, jede 
leıner Unternehmungen von vorn herein mit Unfrudtbarkfeit 
werde gefhlagen fein. (Sehr wahr!) 

Meine Herren! Das Preußiſche Minifterium, das bie Hebel 
jeiner Macht fo vertennt, baß es ihm gleichgültig zu fein ſcheint, 
ob es in eine Action eintritt mit einem im Inneren zufriedenen 
an? daher opferfreudigen Bolle, oder umgelehrt, ein Preußiſches 
Miniſterium, das, indem es in die Action eintritt, nur die neu— 
geihaifenen Bataillone zählt und nicht die Herzen bes Bolles, 
ein jolhes wird niemals Triumphe anf dem Felde der auswär⸗ 
tigen Politik feiern. (Sehr wahr!) Das ſcheint mir eben ber wejentliche 
Unterſchied zwiſchen Preußen und anderen Staaten zu fein; das Meine Preußen, 
Lin nah geographiſchem Umfange, ift nur’ ftart durch fein gebildetes, politifch 
gereiites, bejonnenes und von Vaterlandsliebe getragenes Voll, und nur mit 
dieiem Volle Laffen fi dauernde Erfolge erzielen, niemals ohne bafjelbe. Wenn 
wır jetzt eintreten wollten in alle die ungelöften Fragen ber .Reuzeit, welche 
Antwort würden wir erhalten? Zunächſt in Kurbeflen? Ich weiß nicht, welche 
Antwort der Felbjäger, der borthin geſendet war, nach Haufe zuriidgebracht bat; 
tas weiß ih aber, baß, wenn ber Kurfürft von Heffen nichts weiter gejagt hätte, 
else: Ihr Preußen, tebrt doch erft vor Eurer eigenen Thür”, er das wahrfte 
Bort geiprochen hätte, mas jemals über feine Lippen gekommen if. Dann in 
Deutichland? Wollten wir die Deutſche Frage jetzt in die Hand nehmen, ja, 
mane Herren, die Deutſchen Regierungen würden uns ſehr bald antworten: 
„Vuußen, Du haſt Dich nie zu einer höheren Idee zu verſteigen gewußt, als zu 
der eine® engeren Bundes im Bunde. Nun wohl, wir wollen zugeben, Du 
banteft zu dieſer Idee eine Berechtigung, wir wollen unferen Widerjpruch zurüd- 
nebmen; fiebe aber zu, wieweit Du es jegt mit ber Ausführung biefer Idee 
eruugit; bedenle wohl, die Sympathieen der Deutjchen Regierungen, Du haft fie 
mi wenig Ausnahmen nie gehabt. 

Fürk Bismard. 7 
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Die Sympathieen des Deutfhen Bolles, durch die Du groß und ſtark 
warft, Du haſt fie verjcherzt. Kein Deuter Vollsſtamm wird fidh in dem Augen- 
blid Preußen anfhließen wollen, in bem er durch den Anfchluß für fein eigenes 
utes Berfaffungsreht bejorgt fein muß. Deine Politif, würde man uns jagen, 
ıft lahm gelegt, und felbit der Cieg, den wir neuerdings dem Delegirten- Project 
gegenüber erfochten haben, und zu bem ih dem Herrn Minifter- Präfitenten 
Glück wünfde, ſelbſt dieſer Sieg befjert unjere Lage nicht. — Ich habe mid 
früher zu ter Anſicht befannt und den Rath gegeben, es fei das Beſte für 
Breußen, aus dem Bundestage auszufheiden, und fo ben Bundestag zu fprengen. 
Meine Herren, tiefen Rath erneuere ich heute nicht. Es fteht in der Bibel ge- 
ſchrieben: „Alles bat feine Zeit" — auch das Ausfcheiden aus bem Bunbdestage 
bat jeine Zeit. Wenn wir jett aus bemjelben austräten, — jet, geſchwächt 
durch innere Zerwürfniſſe, jegt, mit bem Mißtrauen Deutſchlands 
oder doch des Deutſchen Volkes behaftet, dann, fteben wir ifolirt, 
ohne irgend einen ſchöpferiſchen Gedanken. Ein Deutiches Parlament 
einzuberufen, dazu fehlte uns der Muth. In einem aber dennoch etwa einbe- 
rufenen Deutſchen Parlamente die Stimme für bie Preußifche Hegemonie zu ge 
winnen, dazu fehlt es ums im Innern an einem liberalen, verfaſſungsgetreuen 
und daher in Deutichland Vertrauen erwedenden Regimente. Und fo bejürdte 
ih allerdings, e8 werte uns nihts übrig bleiben, als uns in einen 
Schmollwinkel zurüdzuzieben und von diefem aus mißmutbig zu- 
zujeben, wie das Übrige Deutſchland fih unter der Würzburger 
und Defterreihs Führung neu conftituirt und günftigen Falls uns 
eine Hinterthüre offen läßt, durch die wir unter Bedingungen 
wieder eintreten könnten — eine Hinterthür, die freilih dem 
faudinifhen Paſſe fo ähnlich fehen würde, wieein Eidemanbderen. 
Nein, meine Herren, alle diefe Fragen Taffen fi von unferer Partei jetzt nicht 
in die Hand nehmen. Wenn es im eigenen Haufe brennt, dann Töfcht man 
nicht bei dem Nachbar; aber man darf bem Nachbar zurufen: „Freund, ich wüide 
Dir helfen, wenn ich nicht Durch eigene Noth gehindert wäre.” Aljo, meine 
Herren, lajjen Sie ung die Löſung diefer Frage einer ſchönern 
Zeit vorbehalten, der Zeit, wo Preußens guter Genius, Der uns 
ja noch niemals dauernd verlafjen bat, fih uns von Neuem ent 
hüllt, aber zunächſt nicht mit Blut und Eifen und nit mit Donner 
und Blitz, ſondern im friedlichen Sonnenfheine eines verfajjungs- 
treuen, auf Freibeit und Recht gegründeten Regiments.” 


Die Herabfekung Preußens vor dem Auslande. 


Heußerung Bismarcks. 


„Meine Herren! Für das Beftreben, das eigene Vaterland vor dem 
Auslande als erniedrigt darzuftellen, weil die eigne Partei nicht am Ruder 
ift, flir dieſes Beſtreben tiberlaffe ich die Verantwortung denen, die ſich 
in diefem Sinne ausgefprochen haben, in diefem Haufe und außerhalb 
defielben ; ich verliere darüber fein Wort, ich berufe mich auf die That⸗ 
fachen, die Jedermann vorliegen. Sch will mich nur nach zwei Seiten 
beruhigend ausſprechen, einmal das Haus der Abgeordneten Port zu be 
ruhigen über das Gewicht des Niüdjchlages, den der innere Conflict auf 
unfere Leiftungsfähigfeit nad) Außen bin ausübt; Sie überfchäten daſſelbe, 
meine Herren; — zweiten? nad Außen hin, um darüber zu beruhigen, 
als ob eben diefer innere Conflict und veranlafien könnte, „in Aush 
auf äußere Berwidlungen ein Mittel zur Ausgleihung des inneren Ber: 
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würnifieß zu finden.“ Das Mittel wäre fchlimmer, als das Uebel felbft, 
md ich habe ſchon bei früheren Gelegenheiten eine foldye Politik, die mir 
auch damals Schuld gegeben wurde, als eine frivole bezeichnet. Wir em⸗ 
piinden ein Bedürfnig der Art in feiner Weife. 


. Bir glauben die innere Frage mit Ihnen oder mit Ihren Nach—⸗ 
tolgern erledigen zn können, ohne daß da8 Anfehen Preußens nach außen 
bin darumter leidet. Sollte aber au, fo lange mir noch den Vorzug 
haben, Sie, und nicht ihre Nachfolger, und gegenüber zu fehen, die Noth- 
mendigfeit eintreten, die Ehre und Unabbängigteit des Yandes nach Außen 
bin zu wahren, fo würden felbft Sie, meine Herren, gar nit 
im Stande fein, uns diejenigen Mittel der Abwehr gegen 
das Ausland zu verweigern, in deren Mangel Sie eıne 
Sanädung der außmärtigen Politik der Regierung erbliden 
wollen.“ 


Adreſſe ded Abgeordnnetenhaufes mit 255 gegen 
683 Stimmen angenommen. 


Der Schluß lautet: 


Allergnätigfter König und Herr. 


Ew. Königliche Majeftät haben noch jüngft zu erklären geruht, daß Niemand 
au Allerhöchſt Ihrem Willen zweifeln dürfe, die beſchworene Verfaffung aufrecht 
w belten und zu hüten. In ber That wagt Niemand, einen ſolchen Zweifel 
u begen. Aber — geftatten Ew. Majeftät es offen auszuſprechen — die Ber- 
'aflung ift durch die Minifter [don jetzt verlett. Der Art. 99 ift feine 
Vabrbeit mebr. Das ſchwere Uebel einer bubgetlofen Regierung ift über das Land 
gelommen. Und Die neue Seifion hat begonnen, ohne daß durch ein tbatfächliches 
Entgegenkommen der Regierung auch nur die Ausficht eröffnet wäre, es werde 
gelingen, bie geregelte Handhabung ber Finanzen zurüdzuführen und die Heeres- 
antchtungen wieder auf gefeßliche Grundlagen zu ftüßen. 

Das Ausland ſieht mit Staunen einen Eonflict fi verlängern, welcher bie 
Adtung vor dem Preußifchen Namen mit jedem Tage tiefer berührt, welcher bie 
Stimme der Regierung im Rathe der Völker ihrer beften Kräfte zu berauben 
dtobt. Es weiß wohl, daß Pflicht und Gewiffen die Preußiiche Volksvertretung 
zwingen, Das Recht, welches die Berfafjung ihr verleiht, ohne Uebergriff, aber 
ab ohne Abbruch nah allen Seiten hin wahrzunehmen und daß die Ausficht 
mi äußere Berwidelungen fein Mittel zur Ausgleihung unferes inneren Zer—⸗ 
würniffes if. Es weiß, daß Preußen feinen Einfluß in Deutjhland und bamit 
ſeine Stärke nur dann wieber gewinnen kann, wenn e8 znmächft bei fich ver- 
affungsmäßige Ordnung berftellt und wenn es ſodann das Deutiche Volk und 
deſſen Bertreter zur Mitwirkung an ber ſtaatlichen Einigung bes großen Bater⸗ 
landes aufruft. 

Inmitten biefer Bebrängniß läßt das Preußiſche Voll, meldes in vielen 
Geiahren erprobt ift, welches in Treue und Ausdauer von keinem ander übers 
wofen wird, nicht von der Hoffnung, daß Ew. Majeftät Weisheit bie ehrliche 
Stimme feiner gefeßlichen Bertreter unterfcheiben werbe von dem Rathe berer, 
welbe in dem Kampf der Parteien ihre an ſich ohnmächtigen Beftrebungen durch 
ven erbabenen Namen Ew. Majeftät zu deden und zu ftiltten fich bemühen. 

Königliche Majeftät! Unſere Stellung als Bertreter des Landes legt uns 
die gebieterifche Pflicht auf, feierlich zu erflären, daß ber innere Frieden und bie 
Krait nach Außen dem Lande nur durch die Rückkehr zu verfafjungsmäßigen Zu- 
Binten wiedergegeben werben fünnen. 

7* 
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3. Februar. Antwort ded Königs auf die Adreffe: 


Ich habe die Adrefje, welche dag Haus der Abgeordneten unter dem 
29.0. M. an Mich zu richten bejchloflen hat, empfangen. Ihr Inhalt 
fomohl, als der Weg, auf welchem diefelbe Dir zugegangen ift, laſſen 
Mich glauben, daß ed dem Haufe darum zu thun ıft, Meine perfönliche 
Anſchauung und Willensmeinung kennen zu lernen. Deshalb richte Ich, 
ohne Bermittlung Meiner Minifter, Mein Königlihes Wort an da8 Haus 
der Abgeordneten. 

Die Adreſſe befimdet einen tiefgreifenden Gegenjag in der Stellung 
des Haufe® zu Meiner Regierung. Es wird die Anjchuldigung gegen 
Meine Miniſter erhoben, daB fie nah dem Schluß der legten Sitzungs- 
Periode des Landtages verfaflungswidrig die Verwaltung ohne gefeglihen 
Etat fortgeführt, daß fie auch ſolche Ausgaben, welche durch Beichlüfie 
des Haufes ausdrüdlich abgelehnt worden Bien, verfügt und ſich dadurch 
einer Berlegung des Art. 99 der Berfaffungs-Urkunde ſchuldig gemacht 
hätten. Zwar bat das Haus der Abgeordneten mit Hecht jeden Zweifel 
an Meinem ernften und gewiffenstreuen Willen, die Verfafjung des Yandes 
aufrecht zu erhalten, ausgeſchloſſen; daflelbe hat aber Anordnungen Meiner 
Regierung, welche mit Meiner Genehmigung getroffen worden, als That- 
en zur Begründung der Beſchwerde über Verfaſſungs-Verletzung an» 

eführt. 
Ich würde jene Anordnungen nicht zugelaſſen haben, wenn Ich darin 
eine Verfaſſungs-Verletzung — erkennen können, und muß die gegen 
Meine Regierung erhobene Beſchuldigung als unbegründet aus voller 
Ueberzeugung zurüdweijen. 

a3 Haus der Abgeordneten hatte von feinem verfaflungsmäßigen 
Rechte der Mitwirkung bei Feftftellung des Staatshaushalts in einer 
Weile Gebraud) gemadt, daß es Meiner Regierung, wie diefelbe Dies 
ohne Rückhalt wiederholt ausgeſprochen hatte, unmöglidh war, den unaus- 
führbaren Beihlüffen des Hauſes ihre Zuftimmung zu ertbeilen. Sein 
gleichfalls verfaflungsmäßiges Necht ausübend, hatte da8 Herrenhaus 
den vom Haufe der Abgeordneten bis zur Unausführbarkeit abgeänderten 
Staatshaushalts - Etat für das Jahr 1862 abgelehnt. 

Da nun die Feitfegung dieſes Etats nach der Vorfchrift der Ber- 
faflung für die vorjährige Sikungs» Periode des Landtages unmöglich 
emorden war, und da die Berfaffung für einen folchen Hall feine Be⸗ 
Fimmungen enthält, jo ift e8 unverftändlih, wenn da8 Haus der Ab- 
eordneten eine Verfafjungs»Berlegung darin erkennen will, daß Meine 
Regierung die Verwaltung ohne gejetlich feitgeftellten Etat fortgeführt 
bat. Ich muß es vielmehr als eine Ueberjchreitung der verfafjungsmäßigen 
Befugniffe des Haufe der Abgeordneten bezeichnen, wenn das Haus 
jene einfeitigen Befhlüffe über Bewilligung oder Verweigerung von 
Staatd- Ausgaben als definitiv maßgebend für Meine Regierung betrachten 
will. Die Adreſſe bezeichnet das Recht der Ausgabe» Bewilligung als das 
oberfte Recht der Volksvertretung. Auch Ich erienne dies Recht an umd 
werde ed achteri und wahren, fo weit es in der Berfaflung feine Begrün- 
dung findet. Ich aber muß das Haus darauf aufmerkjam machen, daß 
nach der Berfaflung die Mitglieder beider Häufer des Landtags das 
Volk vertreten und der Staatshaushalts» Etat nur durch Geſetz, nämlich 
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darh einen von Mir genehmigten, übereinftimmenden Beſchluß beider 
Hänfer des Landtags der Monarchie feftgeftellt werden kann. War eine 
ſolche Uebereinftimmung nicht zu erreichen, fo war e8 die Pflicht der Re⸗ 
gerung, bis zur Herbeiführung derſelben bie Dermaltung ohne Störung 
fortzuführen. &ie bätte unverantwortlich gehandelt, hätte fie dies nicht gethan. 

Wenn die Adrefie aber ausführt, „daß die neue Seſſion begonnen 
habe, ohne daß Meine Regierung durch thatfächliches Entgegenlommen 
auch nur die Ausſicht eröffnet habe, zu einer geregelten Handhabung der 
Finanzen zurüdzufebren umd die Heeres-Einrichtungen auf gefegliche 
Grundlagen zu ſtützen,“ fo muß Mich das im höchſten Grade befremden. 
Denn e8 ift dabei gänzlich mit Stillſchweigen übergangen, daß in der 
Eröffnungsrede des allgemeinen Landtags der Monarchie die Vorlage 
des Budgets pro 1863 und 1864, die Vorlage einer Ergänzung zum Gefege 
vom 3. September 1814 über vie Dep ichtung zum Kriegsdienſt anges 
fündigt worden und außerdem behufs nachträglicher Genehmigung durch 
das Haus der Abgeordneten die Borlegung der Rechnungen über Ein- 
nahmen und Auagaben pro 1862 zugejagt worden ift, welche zu dem von 
Meinem Finanz - Minifter angegebenen Zeitpunkt erfolgen wird. Wie kann 
da3 Hand der Abgeordneten fi danach der Einſicht verjchließen, daß 
Meine Regierung es fich dringend angelegen fein läßt, die Finanzver⸗ 
* des Staates ſo bald als möglich wieder auf eine geſetzliche Baſis 
zu ſtellen 

Denn in Beranlaffung des eingetretenen Konflikts von mehreren 
Rändifchen Korporationen und aus der Mitte der Bewohner vieler Kreife 
des Landes Mir zahlreiche Adrefjen überreicht worden find, in denen die 
Unterzeichner Mir ihre perfünliche Ergebenheit und ihre Zuftimmung zu 
den Anordnungen Meiner Regierung außgedrüdt haben, jo hat es Mich 
angenehm berührt, diejelben in der Adreſſe des Haufes der Abgeord⸗ 
neten als eine Meine, der Nation feit lange entfremdete Minderheit be- 
zeichnet zu ſehen. Ich habe dieſe Kundgebungen aus allen Ständen und 
Aaſſen Meiner getreuen Unterthanen mit Befriedigung empfangen und 
muß den Bormurf, daß die Theilnehmer in Treue und Hingebung für 
ihr preußiiches Vaterland gegen Andere zurüdftehen, als ungerechtfertigt 
um jo mehr zurüdmeifen, als dem Hauſe der Abgeordneten nicht unbe- 
lannt geblieben fein kann, was Ich auf jene Adrefien geantwortet und 
wie Meinen Dank perſönlich ausgeſprochen habe. 

Das Haus der Abgeordneten hat ferner eine Beſchwerde über Miß- 
brauch der Regierungsgewalt vorgetragen und zur Begrlinbung derfelben 
auf die Maßregeln Meiner Regierung gegen einzelne Beamte und Rande 
nehrmänner und gegen die Prefle Bezug genommen. Da bierbei jedoch), 
wie auch nicht behauptet worden, die gejeglichen Befugniſſe der Behörden 
in Ausübung der Disziplin nicht überläritten worden find, und da liber 
die vorgelommenen Ausfchreitungen der Preffe lediglich Unfere Gerichte 
b erfennen haben, jo war der Nandes- Vertretung Feine hinreichende 

anlafjung gegeben, fich mit den berührten Vorgängen zu beſchäftigen 
und fie zum Gegenftand ihrer Beſchwerde zu machen. 

Das Haus der Abgeordneten wird die in der Berfafjung den ver- 
ſchiedenen Gewalten gefegten Schranken anzuertennen Haben; denn nur 
auf diefer Grundlage ift eine Berftändigung hinſichtlich derjenigen Ge⸗ 
biete möglich, auf melden ein Zuſammenwirken Meiner Regierung mit 
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der Landes» Bertretung erforderlich ift. Ich beflage tief den Widerftreit 
der Anfichten, der in Betreff der Feſtſetzung des Staat3haushalts » Etats 
fih entwidelt hat. Es Tann aber eine Bereinbarung über den 
Etat niht durch Preisgebung der verfaſſungsmäßigen Redte 
der Krone und des Herrenhauies ermwirft, es fann nicht, der 
Berfaffung entgegen, da8 Recht der Bewilligung und Ber- 
weigerung der Staat8ausgaben ausſchließlich auf das Haus 
der Abgeordneten übertragen werden. Es ift Meine landesherr- 
fihe Pflicht, die auf Mich vererbten und verfafjunggmäßigen Machtbe⸗ 
fugnifje der Krone ungefchmälert zu bewahren, weil darin eine noth⸗ 
wendige Bedingung für die Erhaltung des inneren Friedens, für bie 
Wohlfahrt des Landes und für das Anjehen Preußens in feiner euro- 
päifchen Stellung erfenne. 

Nachdem Ich feit einem Fahre durch verminderte Anforderungen an 
die Leiftungen des Volkes, von nahezu vier Millionen, ſowie durch bereit: 
willige8 Eingehen auf die ausführbaren Wünfche der Vertretung defjelben 
bewiejen habe, daß es Mir wahrhaft darum zu thun ift, eine Ausgleichung 
des Widerfpruch herbeizuführen, den Deine Regierungs-Maßregeln im 
Großen wie im Kleinen gefunden haben, erwarte Ich, daß das Haus der 
Abgeordneten diefe Beweiſe des Entgegenkommens nicht ferner unbeadtet 
laſſen wird, und fordere dafjelbe nunmehr auf, feinerfeit Meinen landes⸗ 
väterlichen Abfichten fein Entgegentommen in einer Art zu bemeifen, daß 
das Werk der Berftändigung ermöglicht wird, welches Meinem 
Deren ein Bedürfnig iſt, Meinem Herzen, deffen einziges 
Berlangen darauf gerichtet if, da8 Wohl des preußijden 
Bolfes zu fördern und dem Lande die Stellung zu erhalten, 
die eine glorreihe Gefhichte durch treues Zufammengehen 
von König und Volk demfelben angemwiejen bat. 

Berlin, den 3. Februar 1863, (93) Wilhelm. 

Ohne Gegenzeichnung.) 


14. Ber Auſſtand in Polen und die Preußifche Hebereinkunft 
mit Rußland, 


22. Sanuar. Ausbruch der Inſurrection in Warſchau. Die pro 
viſoriſche Nationalregierung ruft die polniſche Nation zu 
den Waffen. 

Mieroslawski zum Dictator ernannt. 

1. Februar. Erlaß an die Bevölkerung ded Großherzog: 
thums Pojen von dem Ober Präfidenten und dem 
Milttär- Gouverneur: 


„Der in dem Königreich Polen ausgebrochene bewaffnete Aufftand 
gegen die gefegliche Gewalt hat das Nachbarland zu einem Schauplakt 
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bintiger Ereigniffe gemacht, welche durch die von den Aufftändifchen ver⸗ 

übten Greuelthaten Abſcheu einflößen; aber auch mit Sicherheit voraus⸗ 

jehen laffen, daß das frevelhafte Unternehmen zum Berderben derjenigen 

uöihlagen wird, welche fich in fanatifher Verirrung daran betbeifigt 
en. 


Bewohner der Provinz Pofen! Wir dürfen ung dem beruhigenden Ber- 
trauen bingeben, daß der öffentliche Frieden in feinem Punkte der Provinz 
ane Störung erleiden wird. Bürgſchaft dafür find und der Sinn für Ges 
(atiheit, welcher die weit überwiegende Mehrzahl der Bewohner erfüllt, 
die Wachſamkeit der öffentlichen Organe, welche berufen find, jedem etwa 
keabfihtigten Friedensbruche zuvorzufommen, und das volle Bewußtſein 
der und obliegenden Pflicht, fowie der Macht, welche des Königs Majeftät 
in unjere Hände gelegt hat, und die wir nöthigenfall3 zum Schuß der 
Kahe und Ordnung mit allem Nachdruck zu gebrauchen willen würden. 
Aber wir können die Beforgnig von ung nicht fern halten, daß man ver⸗ 
tuhen möchte, einzelne Bewohner diefer Provinz zu einer Betheiligung 
an jener aufrührerifchen Bewegung im Nacdybarlande anzuregen, eine Bes 
tbeiligung die, wenn auch nur mittelbar duch öffentliche Kundgebung 
oder durch irgend welche Unterftügung und Beförderung bethätigt, bei 
der offenkundigen Tendenz des Aufitandes, als cin Unternehmen gegen 
das Tandesgefeg anzufehen fein würde und die ſchwere Strafe des Hoc: 
verraths nach fich ziehen könnte. 

Wir halten e8 daher für unfere Pflicht, vor jeder Theilnahme an 
diefem Aufitande, welcher Art fie auch fei, wohlmeinend und ernft hiermit 
zu warnen, damit wir der traurigen Pflicht überhoben bleiben, gegen 
Kinder des eignen Landes die volle Schärfe des Geſetzes in Anwendung 
Eringen zu laffen.“ 


1. Februar. Sendung ded General-Adjutanten von Alvendleben 
und des Flügeladjutanten von Rauch nach Peteröburg und 
Warſchau Behufs genauer Information über die in- 
furrectionellen Vorgänge und PVerftändigung über etwaige 
gemeinjchaftlihe Schritte gegen die Auddehnung derjelben. 

3. Februar. Zufammenziehung von vier Armeecorpd an der rulji- 
ſchen Grenze. | 

8. Februar. Vereinbarung einer Convention mit Rußland 
zu gemeinſamem Handeln gegenüber der polnischen In— 
jurrection. 

14. Februar. Diplomatildhe Erörterungen über die Kon- 
vention. 

Meldung des engliihen Botichafters in Berlin Tord Buchanan 


an ben englijchen Minifter des Auswärtigen Lord Ruſſell. 


Ich habe die Ehre, Ew. Lordſchaft, zu melden, daß General Alvensleben, 
ver jest in Warſchau iſt, eine militärifche Konvention mit der preußifchen Re- 
gierung abgefchloffen hat, nach welcher die beiden Regierungen ſich gegenfeitig 
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Erleichterungen gewähren wollen, um bie infurrectionellen Bewegungen zu unter 
brüden, welche fürzlih in Polen ausgebroden und in den polnischen Provinzen 
Preußens zu erwarten find. So weit ich mich babe unterrichten können, ift ver⸗ 
einbart, daß die beiberfeitigen Höchſtlommandirenden fih von den Bewegungen 
ihrer Truppen unterrichten follen, und daß die Truppen ber einen Regierung, 
falls fie fi vor den Infurgenten auf das Gebiet ber anderen zurückziehen 
müffen, ihre Waffen behalten follen unb bie Grenze wieder überfchreiten können, 
fobald fie e8 können, und daß bie Truppen der einen Regierung die Infurgenten 
auch auf Das Gebiet der anderen verfolgen fünnen. — — Die preußiſche Re- 
terung nimmt ferner in Ausficht, im alle der Nothwendigkeit ber ruffiicen 
egierung militärtfchen Beiſtand zu gewähren; aber ich höre, daß noch keine Ber- 
pflihtung über bie Art ober Außbehnung diejes Beiſtands eingegangen worden 
if. — — — Bis jebt find in Pofen feine Unruhen von Bedeutung vorge- 
fommen, und man glaubt, daß die Führer der Infurrection auch feine Bewegung 
in Pofen und in Öatizien hervorrufen wollen, bis im Königreih Polen 
erft einige erbeblihe Erfolge errungen find. In ber Gegend von 
Thorn, wo bie Polen weniger bisciplinirt zu fein feinen, find jedoch einige 
Unordnungen vorgelommen.” 


Aus einer Depeiche des franzöfiihen Minifters des Auswärtigen 
Drouin de Lhuys an den Botihafter Baron von Talleyrand 
in Berlin vom 17. Februar: 


— „Graf Sol bat mir ebenfo wie Herr von Budberg gefagt, daß ber 
med der Konvention fei, den Hanpdelsverlehr zu fihern und die Plünperung 
der Zollkaſſe zu verhindern. Die Truppen jeder der beiden Mädte 
jollen zu diefem Zwed bie Grenze überſchreiten dürfen und joweit 
nöthig die bewaffneten Banden verfolgen. Einem Gerlicht zufolge bätte 
man fi) auch verabrebet, daß bie preußiſchen Eiſenbahnen die Verſtärkungen an 
Zıuppen von ben Oftfeeprovinzen nach Polen befördern follen. Aber die Mit- 
tbeilungen bes Grafen Golt geftatten mir nicht, dies für begründet zu balten. 
Unter dem Borwande einer Zollmaßregel leuchtet der politiihe Character der 
Konvention nur zu beutlich hervor. Der Character ergiebt fi daraus, daß bie 
Grenze ben beiberfeitigen Truppen geöffnet ift, — innerhalb eines nur vag be 
gränzten Gebietes foll eine wahre militäriihe Kooperation Preußens eintreten. — 
Das VBorbandenfein eines fchriftlichen Ablommens darüber ift an unb für fi 
eine Thatſache von unbeftreitbarer Wichtigkeit, und ich habe dem preußiſchen Bot- 
fhafter meine Bedenken über einen jo übereilten Beichluß nicht vorenthalten. — — 
Welches können bie Kolgen der Uebereinkunft fein? nur bie Er 
regung ber Gemütber und bie Herbeiführung erufter Gefahren, während bisher 
gar feine Schwierigkeiten vorhanden waren. Der größte Uebelſtand ift aber, daß 
durch den gefaßten Beſchluß die polnifhe Frage jelbft erft angeregt wird. — 
Preußen erwedt feinerjeits von Neuem die Idee einer Gemeinichaft unter ben 
verſchiedenen Zweigen des alten Polens, — es jcheint dieſelben herauszufordern, 
ihre Einigung der der Regierungen entgegenzujegen, mit einem Worte eine 
wahrhaft nationale Infurrection zu verfuhen. — Dadurch wird eine 
Situation gefchaffen, welche eine Duelle der fchwerften Berwidelungen unter ben 
Regierungen werben kann. 


Aus einer Depeihe Lord Buchanans an Lorb Wuffell vom 
21. Febrnar: 

— — „Herr von Bismard fagte mir, baß die Zahl der an ber Grenze 
verjammelten Truppen im boben abe übertrieben werde: General von Werber 
babe höchſtens 12,000 Mann im Norden und 8000 Mann an der Schlefiichen 
Grenze, eine ſehr geringe geht für bie ibm obliegende Aufgabe. Die preußiſchen 
Kommandirenden hätten Orbre, nicht Über einen Tagesmarſch hinaus 
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auf ruffifhem Boden zu operiren und die ruſſtſchen Truppen follten bie 
Grenze nur bei thätlihen Konflicten mit bewafineten Banden iülberfchreiten 
dürfen. Er erflärte ferner, daß ber Hauptvortheil für Preußen barin beftebe, 
daß fih nicht bewaffnete Banden an ber Grenze zum Einfall in 
Breußen bilden lönnten. — — Er fügte hinzu, daß Grenzſtriche von 
mehreren Meilen kaum mit einem Bataillon befegt wilrben, und daß nur im 
Regierungsbezirt Gumbinnen eine Brigade zum Schuß, der in ben dortigen Ge⸗ 
Räten vorhandenen 1000 Pferde aufgeftellt wäre.“ 


21. Februar. Vorſchlag Frankreichs an England wegen einer ge- 
meinfamen Note an Preußen. 


Aus einer Depefhe Lord Buhanans an Lord NRuffell vom 
27. Sebruar: 


„Herr von Bismard erklärte: die zwilchen ihm und Fürſt Gortichaloff ver- 
einbarte Konvention, über welche die Ratiflcation noch nicht ausgewechſelt ſei, 
babe etwa folgenden Inhalt: Da im Königreih Polen Unruhen ausgebrochen 
find, welche Eigenthum unb bie Sicherheit in den preußifchen Grenzprovinzen 
bedrohen könnten, fo fei zwifchen den beiben Regierungen verabrebet, daß bie 
Truppen jeder derjelben ermächigt werben ſollen, auf militärifche Requifition ber 
andern Seite, die Grenze zu llberjchreiten und nöthigen Falls die Infurgenten 
auf dem anderjeitigen Gebiet zu verfolgen. Es fei ferner beflimmt, daß jede ber 
beiden Regierungen jeber Zeit von dem Ablommen zurüdtreten könne. weithin 
ffune von einer bindenden Verpflichtung nicht Die Rede jein.” 


März. England lehnt den Vorſchlag Frankreichs zu einer ge- 
meinfamen Note ab. 


Aus einer Depeihe bes franzöſiſchen Minifters an die 
Koiferlihen Agenten vom 1. März: 


„... Die Regierung Ihrer britanniſchen Majeſtät ift dem Schritte, den zu 
tbun wir geneigt waren, nicht beigetreten. Oeſterreich jeinerfeits fühlte fich, 
während es unjere Anſchauung theilte, nicht veranlaßt, eine Konvention, für 
welche es Anfangs blos die Solidarität abgelehnt hatte, oificiell zu tabeln. Bei 
io bewanbten Umſtänden hat die Faiferliche Regierung einem Borjchlage, welcher 
eine lebereinftimmung vorausjette, feine Folge mehr zu geben. Wir haben jedoch 
Gründe zu der Hoffnung, daß die durch die Unterzeichnung der Petersburger 
Konvention bervorgerufene Wirkung nicht ganz verloren fein wird, und daß Die 
beiden contrahirenden Höfe die Einmütbigleit der durch biejes Abkommen ver- 
anlaßten Bemerkungen berüdfichtigen werden.” 


Aus einer Depefhe Lord Ruſſells an Lord Buchanan vom 
2. März: 


Die preußifch-ruffiihe Konvention babe große Unzufriedenheit in England 
erregt — Preußen ergreife damit ohne jeben Grund Bartei in dem Kriege gegen 
Bolen, da nicht befannt geworben ſei, daß in den polniihen Provinzen Preußens 
gend eine Unruhe herrſche. Es fei nur zu wabhrſcheinlich, daß die Konvention 
die polniihen Unterthbanen Preußens aufregen und fo den Auffland weiter aus- 
behnen werde. — — Die englifche Regierung müſſe nach allieitiger Erwägung 
bei der Meberzeugung fteben bleiben, daß es fih um eine ungeredhtfertigte Inter» 
vertion handele — ber Gefandte jolle Abfchrift der Konvention erbitten. Es jei 
möglih, daß die Regierungen von Rußland und Preußen, Angefichte der übeln 
Fe 7 ber Konvention ſuchen, dieſelbe geheim zu halten ober ihrer Geltung ein 

zu jeken. — 


106 
1863. 


4. März. Ruffell an die Vertreter bei den Mächten, welche den Wiener Ber- 
trag unterzeichnet haben: 


Aufforderung zu gemeinjamen Schritten in Petersburg Be 
bufs Wieberberftellung einer nationalen Bertretung und Verwaltung in Polen. 


Aus einer Depeiche Lord Buhanans an Lord ARuffell, vom 5. Mär; 
— lUnterredbung mit Herrn von Bismard: 


— Die Maßregeln der ruffiihen Regierung gegen Polen können nicht 
als Krieg bezeichnet werben, — e8 ſei daher auch nicht richtig zu behaupten, daß 
Preußen in einem Kriege zwiſchen Rußland und Polen Partei ergriffen habe. — — 
Uebrigen® feien gewiſſe Einſchränkungen und Definitionen für die militärifchen Be- 
hörden noch Gegenſtand ber Verhandlungen geweien, ale es ſich entſchied, daß 
es nicht nöthig werden würde, daß die Truppen ber einen von 
beiden Mächten die Grenze überſchritten, und daß daher Snftruc- 
tion bierüber nicht zu geben ſeien. — Man könne daher die Kon- 
vention als einen todten Buchſtaben betrachten, dba Inftructionen zu 
ihrer Ausführung nicht gegeben feien. — Der engliichen Regierung eine Abfchrift 
der Konvention zu geben, liege unter den erwähnten Berbältniffen fein Anlap 
vor. — 


14. März. Lord Buchanan an Lord Ruſſell. 
Unterredung mit Bismard über bie Aufforderung Ruſſells zu ge- 
meinfamen Schritten: 


.... Die Gefahren der Nachbarſchaft eines unabhängigen Polens müſſen 
Preußen davon abhalten, Rußland Dazu zu drängen, Mafßregeln für bie Wieber- 
berftelung der polnifhen Nationalität zu ergreifen, was Preußen ichließlich zu 
einer Vermehrung feiner Armee um 100,000 Dann nöthigen würde. Uebrigens 
würde die von England vorgeichlagene Konceffion ben Bolen nicht genügen, 
vielmehr nur eine Ermutbhigung zu weiteren Forderungen und zu dem Streben 
jein, bie polnifchen Provinzen von Rußland, Preußen und Oefterreich loszureißen. 
Die englifche Regierung könne daher nicht erwarten, daß Preußen ſich ihrem 
Schritte anjchliehe. 


4. April. Buchauan an Auffel — Unterredung mit Bismard: 


— Auf den Ausbrud der VBerwunberung, daß, während Defterreich ſich ge- 
neigt zeige, mit England und Frankreich zufammen zu wirken, Preußen fich als 
Berbündeter Rußlands in ber Unterbrüdung der Polen zeige, — unb daß es doch 
für Preußen beffer fcheine, etwas won den Sympathien Europa's, die fi Oeſter⸗ 
reich zumwenben, auch für fih zu erwerben, — ermwiberte Herr von Bismard, es 
fei für Preußen nicht möglich, von feiner feit zwei Jahren befolgten Politik ab- 
zugeben, und, nachdem es in biejer Zeit Rußland vor ben unvermeiblichen 
Folgen der Ermunterung nationaler Beftrebungen in Polen gewarnt habe, jetzt 
es aufzufordern, ben Üofen die für biefelben beantragte Autonomie zu ge- 
währen. — 


Die weitere europäiſche Entwidelung der pol: 
niſchen Stage. Scheitern der Intervention. 
10. April. Gemeinfamer Schritt Frankreiche, Englands und Oeſter⸗ 
reih8 in Peterdburg zu Gunften Polens. 


17. April. Mittheilungen an alle Mächte. 
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26./7. April. Abmweifung Seitend Rußland. 

17./18. Juni. Zweiter gemeinjamer Schritt. 

13. Zuli. Ablehnung Seitend Rußlands. 

3. Auguft. Dritter gemeinfamer Schritt. 

7. September. Rußlands Antwort erflärt die Disfuffion für ges 
Ichloffen. 

20. Dftober. England richtet noch eine lebte Depeiche nad) Peters⸗ 
burg. (Sranfreih und Deftreih nicht mehr.) 


15. Bie polnifche Srage im Abgeordnetenhaufe. 


16. Februar. Snterpellation des Abg. Kantad 
„ob das Königliche Staats- Minifterium den amtlichen Er⸗ 
lab vom 1. Februar 1863 feinem Inhalte und feiner Form 
nach billige.” 

16. Februar. Antwort des Herrn von Bißmard Namens ded 
Staats-Miniſteriums. 


„Die Königliche Regierung beantwortet die Interpellation durch ein» 
fahe Berneinung der ertten und Bejahung der zweiten geftellten Frage. 
Sie billigt den Erlaß von 1. d. M. nad Inhalt und Form; fie benugt 
aber die Gelegenheit, um fich über ihre Stellung zu dem in Polen aus- 
gebrochenen Aufitand öffentlich zu erklären. Der letztere bat in erheb- 
Iihen Xheilen des Königreichs, und beſonders in ſolchen, welche längs 
der Preußiſchen Grenze belegen find, eine Entwidlung erlangt, deren Be- 
deutung über die Sandesgrenzen hinausreicht. “Der unbeftrittene Zweck 
der Bewegung iſt die Herftellung eines unabhängigen Polnifchen Reiches 
in emer dem früheren Beftande defjelben fich nad Möglichkeit annähernden 
Ausdehnung. Auch) wenn diefer Zwed die Begehrlichleit nach Preußijchen 
Landestbeilen nicht nothwendig in fich fchlöffe, fo wäre die Königliche Re- 
—* doch ebenſo berechtigt wie verpflichtet, erwägen, inwieweit der 

Mi zum Umfturz der verfafjungsmäßigen Verhältniſſe des Nachbar- 
ſtaats auf die dieffeitigen Staats» Intereflen zurüdwirte, und was dem⸗ 
nach zur Wahrung der letzteren gefchehen muß, und wenn eine folche 
Erwägung zweifellos zu der Ueberzeugung führt, daß die Verwirklichung 
der von der Bolnischen Infurrection erftrebten Zwede nicht den Terri— 
torialbeftand, fo doch jedenfalls die Intereſſen und die Sicherheit des 
Preußiſchen Staatd in hohem Grade gefährben würde, fo fteht doch auch) 
die Pflicht der Regierung feft, jener Bewegung entgegenzutreten, ohne 





108 
1863. 


abzuwarten, daß fie vielleicht erftarte und dann mit größeren Opfern ihr 
Andringen abgewehrt werden mülffe. 

Die Königliche Regierung muß darauf gefaßt fein, daß der Polniſche 
Aufftand, obwohl vielleicht fr jeßt nur gegen die dortige Regierung ge 
richtet, auch, ohne ſchließlich die Oberhand zu erhalten, * während 
ſeiner Dauer die dieſſeitigen Stants- Interefien in eine Mitleidenschaft 
Biden würde, deren Nachtheile um fo fühlbarer werden müfjen, je länger 

er Ausnahmezuftand des Nachbarlandes fortbefteht. 

Es liegen ung über die Beitrebungen, auch auf Preußifchem Gebiete 
den Aufftand jo weit vorzubereiten, tab er im günftigen Yugenblide ins 
Leben gerufen werden könnte, amtliche Anzeigen vor. 

Allerdings hält fih die Königliche Regierung der Treue und des 
gejeglihen Sinnes der großen Mehrzahl auch unter den Bolnifchen Unter: 
tbanen Sr. Majeftät des Königs * verſichert. Aber auch im König⸗ 
reiche Polen bat der Aufftand von der bürgerlichen und bäuerlichen Bes 
völferung nur in feltenen Fällen eine freiwillige Unterftägung gefunden. 
Um den Kern fremder Emiflaire und ausügefehrter Emigranten bat fid, 
unter Mitwirkung eine® Theils der Geiftlichkeit, der Heine Adel mit 
feinem zahlreichen Gefolge von Dienern und Arbeitern gejchaart, und 
diefe Elemente waren ſtark genug, um ausgedehnte Landftriche einer 
Anarchie preiszugeben, in welcher deben und Eigenthum der Bevölkerung 
jener Yandestheile preißgeftellt find und ruhige Bewohner durch Drohungen 
gezwungen waren, der —— zu dienen. 

Wenn auch ähnliche Zuſtände in dieſem Umfange bei ung nicht leicht 
herbeigeführt werden fünnen, jo liegt doc der Regierung bie Pflicht ob, 
die Königlichen Unterthanen gegen die Gefahren, welchen jte Durch Gewalt 
oder Verführung ausgeſetzt werden können, rechtzeitig zu ſchützen. 

Diefer Pflicht in dem nötbigen Umfange nachzukommen, ift die König» 
liche Regierung beftrebt und zugleich entichloffen, überall, wo fie die öffent- 
fs Sicherheit dennoch gefährdet fieht, behufs Sicherftellung derjelben 
fofort zu einer durchgreifenden Anwendung aller ihr zu Gebote ftehenden 
Mittel zu ſchreiten.“ 


18. Februar. Interpellation ded Abg. von Carlowitz 


„ob ein Vertrag mit Rußland zu Unterdrüdung des 
polniihen Aufſtandes abgejchloffen worden, eventuell, was 
der Inhalt defjelben fer," — „die Snterpellation ift dadurch 
motivirt, daß der Minifterpräfident zu der geftrigen Be 
bauptung ded Abg. Kantad rüdjichtlid einer Convention ge 
ſchwiegen habe.“ 

Herr von Bißmard lehnt die Beantwortung ab, 
dad Haus geht jedoch in eine Beiprechung ein, 
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Aus der Rede ded Abg. von Carlowitz. 
(Ueber die Stellung Preußens zu Rußland.) 


Fafſen Sie die Auffifche Politit ins Auge, fo muß ich vor allen Dingen 
jagen, daß jede gefunde Preußiſche Politik, ſowie bie jedes Staates, deſſen 
Intereffen richtig auf biefem Felde vertreten find, einem foldhen Nachbar gegen- 
über fih zu fragen hat: was baben wir von dieſem Nachbar zu be- 
fürdten und was haben wir von ihm zu hoffen? Ich, meine Herren, 
babe nie zum Denen gehört, welche Rußland für ein Schredbild anſehen, mit 
welchem man allenfalls politiihe Kinder zu Bette fcheucht. Ich bin der Meinung 
geweien, daß Rußland zur Zeit noch nicht bie intenfiven Kräfte befigt, noch nicht 
den wirklichen inneren Gehalt hat, um große auswärtige Action erfolgreich und 
gefährlich für une zu betreiben. Ich bin flolz genug gerelen, zu fagen: Preußen, 
mit jeiner Regierung einig, ift flark genug, einem Ruſſiſchen Angriffe unbedingt 
zu wiberfleben. Aber, meine Herren, die Ruſſiſche Politik ift eine ſehr 
meitfichtige, und dadurch unterfheibet fie fich leider von der Preußi- 
ſchen. Die Ruffen arbeiten nicht für heut und morgen allein, fie arbeiten auch nicht 
für das nächfte Jahr, fie arbeiten für die Zukunft, für eine ferne Zukunft, und wenn 
fie au manchmal ihre eignen Kräfte überſchätzt haben, fo behalten fie bie Ziele, bie 
fie verfolgen, doch Menfchenalter hindurch feft im Auge. „Ich will alfo in dieſer Be- 
ztehung die Ruffiiche Politik in keiner Weife tabeln, im Gegentbeil, ich möchte fie an- 
ertennen. Run aber, meine Herren, ift bie Ruffiiche Politit Preußen gegenüber, wie 
mir ſcheint, jeit 60 Fahren eine vollftänbig are und durchſichtige; fie ift durch 
hiſtoriſche Thatſachen jo befegt, daß kaum noch ein Zweifel darüber obwalten kann. 

Ein Breußen, meine Herren, von 14 bis höchftens 18 Millionen Einwohnern 
und angemefjener Militairmacht, ein Preußen, welches noch dazu im Wejentlichen 
feine Bolitit abhängig gemacht hat von ber Ruſſiſchen, ein Preußen, welches 
Kußland jeden Freundfchaftsbienft erwiefen bat ohne Entgelt und fi Alles von 
Rußland bat gefallen laffen, — meine Herren, ein ſolches Preußen ift ja 
effenbar eine anßerordentlih bequeme Schutzmauer für Rußland; 
Rußland kann fih gar nichts Bejferes wünſchen. Dagegen, meine 
Herren, ein Breußen, weldes ſich zur wirllihen Großmadt geftal- 
tete, -ein Preußen, welches felbfiftändige Politif in Folge der Er- 
Aarlung treiben müßte, bas ift niemals das Ziel der Ruffifhen 
Bolitit gewefen, und ich ſetze hinzu, es kann niemals das Ziel ber 
Kuſſiſchen Bolitit fein; es müßte denn fein, daß die Ruffiihe Politik 
zwiſchen zwei Uebeln, zwiſchen bem Oeſterreichiſchen 72 Millionen - Reich ober 
wilden dem 32 Millionen. PBreußifch- Deutichen Reiche wählen müßte Dann 
wire die Möglichkeit gegeben, daß e8 das kleinere Uebel vorzöge. 

Ich habe mich vergeblich beftxebt, einen Schlüffel zu dem jetigen Verhalten 
Preußens in ber Polniſch- Ruffiihen Frage zu finden. Es wiberftrebt meinem 
Gefühl, einen Aufihluß etwa in der Aufmärmung ber alten Solidarität ber con- 
jervativen Interefjen zu ſuchen. Eben fo ungern möchte ich dem Miniflerium 
zur Laſt legen, daß es vielleicht eine auswärtige Berwidelung ſucht, um 
die innere Berwidelung zu bejeitigen. 

Der Herr Minifter- Präfident hat uns bier vor Kurzem gefagt, daß, wenn 
Preußen in einen Krieg verwidelt würde, entweder wir felbft oder unfre unmittel- 
baren Nachfolger uns body dem nicht würben entziehen können, bie dazu noth⸗ 
wendigen Gelder zu bewilligen. Dem gegenüber, meine Herren, muß ich meine 
Ueberzengung dahin ausiprechen, daß, wenn bie Preußiſche Regierung ſich 
übereilt, und, ich möchte jagen, muthwillig unter den ungänftigften 
Umfänden in auswärtige Berwidelungen einläßt und eine aggreſſive 
Bolitit betreibt, ih das Vertrauen zum ganzen Haufe bier, jeden- 
falle zufeiner großen Majorität habe, daß es in Uebereinſtimmung 
mit bem ganzen Rande zu einer folhen Politik dieſem Minifterium 
sub nit einen Thaler bewilligen wird.“ 
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Antwort des Herrn von Bismard. 


„Es ift ſehr leicht Die Regierung anzugreifen, wenn man ihr eine Anzahl 
von Abfihten unterlegt und an diefe Eonjecturen und Betrachtungen knüpft, 
ohne fich vorher En vergewiſſern, ob die Regierung dieje Abfichten auch hat. 

Der Herr Borrebner bat die Politik der Regierung eine furzfid- 
tige genannt im DVergleih mit der Rußlands. Nun, ich laſſe mich gern 
von der reiferen Erfahrung und tieferen Sachkunde des Herrn Vorredners 
belehren und werde, wenn er mir eine vertrauliche, weniger durch die 
Deffentlichkeit geftörte Beſprechung gönnen will, mid) dem nicht entziehen. 
Im Uebrigen will ih mit ihm über dag Maß derjenigen Epitbeta, die 
wir uns bier auf kurze Entfernung gegenfeitig beilegen, nicht rechten, möchte 
aber doch darauf aufmerfjam madhen, daß auch für Schmähungen 
gegen die eigne Regierung vor der Deffentlichleit und vor dem 

uslande gemifje Grenzen fih empfehlen. | 

Ich erlaube mir demnächſt einige thatſächliche Berichtigungen. Der 
Herr Vorredner bat gejagt, wir hätten die Hälfte der Armee mobil ge- 
macht; wir haben gar , nichts mobil gemacht, Tein einziger Truppentheil 
befindet fih auf mobilem Fuße; die Reſerven einiger Corps find einge 
zogen, mur für die Infanterie. Die Truppentheile, welche auf diefe Weiſe 
um Schuß der Grenze dißponibel gemacht find, geben eine erhebliche 

efagung von Feitungen und andern Plägen, die nicht entblößt werden 
fönnen, ab, und ich weiß faum, ob das Bedürfniß des Schußes einer, mit 
den Krümmungen, wenn ich nicht irre, gegen 300 geographifche Meilen 
betragenden Orenzlinie, durch die mäßigen Aufjtellungen gededt fein wird, 
welhe wir unter diefen Verhältniſſen haben machen fünnen. Ich möchte 
wohl, wir hätten verjuchen können, den entgegengejegten Weg einzujchlagen, 
daß wir nämlih garnichts gethan Dätten, und ich hätte dann 
die Declamationen hören mögen gegen die Kurzfichtigfeit der 
Negierung, gegen den Mangel an Borfiht im Schuß Preußi- 
{her Unterthanen. 

Wie groß das Maß der zu diefem Schutze nöthigen Streitkräfte iſt, 
darın fann man fich täufchen, man kann es nicht vorher bejtimmen; die 
Truppen brauchen in jenen von Eijenbahnen entblößten Theilen von Hintere 
pommern und Oftpreußen durcchjchnittlih 14 Tage, um biß an die Örenze 
zu gelangen. 

Welchen Umfang innerhalb diefer 14 Tage die Polniſche Infurrection 
nehmen konnte und nehmen Tann, das kann jet, das konnte namentlich 
vor 8—14 Tagen Niemand beurtheilen, und wir glauben beffer zu 
thun, wenn wir einige Hunderttaufend Thaler in dieſer Rich— 
tung ausgeben, als wenn wir es daraufanlommenlaffen, daß 
einige Hundert oder Taufend Preußifher Einwohner in die— 
jelbe Lage — ob auch nur vorübergehend — gerathen, in welder 
anlage ein großer Theil der Ruſſiſchen Untertbanen fid 

efindet. 

Es kann mir nicht beilommen, mich von diefer Stelle hier auf eine 
alademifche Discuffion über auswärtige Bolitit im Allgemeinen einzulafjen, 
und in meiner Eigenjchaft als auswärtiger Minifter Sympathien oder 
Antipathien für irgend eines der auswärtigen Cabinette auszuſprechen. 
Die Herren werden felbft ermeſſen, daß ich auf dieſes Gebiet, namentlich 
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retrofpectiv, dem Herrn Borredner nicht folgen kann. Nur das will id 
bemerken, das e3 in diefer ganzen Sache ung nicht auf Ruffifhe Po— 
litik und aud nit auf unfer Berhältnig zu Rußland ankommt, fondern 
lediglich auf das Verhältniß Preußens gegen die Polnifche Inſur— 
rection und auf den Schuß Preußiſcher Unterthbanen gegen die 
Nachtheile, die aus diefer Polnischen Infurrection für diejelben hervorgehen 
fönnen. Daß Rußland keine Preußiſche Politik treibt, weiß ich, weiß Feder. 
Es hat auch feinen Beruf dazu; im Gegentheil hat e3 die Verpflichtung, 
Ruſſiche Politit zu treiben. Ob ein unabhängiges Polen, welches 
iih an der Stelle von Rußland in Barfchau etabliren möchte, 
Breußifche Politik treiben würde, ob e8 ein leidenfchaftlicher Bun- 
desgenoſſe Preußens gegen auswärtige Mächte fein würde, ob es fich be- 
mühen würde, Poſen und Danzig in Preußiihen Händen zu bemahren, 
meine Herren, das fiberlafje ih Ihrer eignen Erwägung zu ermejjen. 
Noch eine Thatjache will ich berichtigen. Der Herr Vorredner hat anges 
deutet, ald ob von irgend einer ausmärtigen Macht Drohungen 
oder Rathſchläge über unfer Verhalten gegen die Polnische Inſurrec— 
tun und zugegangen wären. Wir haben deren weder erhalten nod 
erwarten wir ſie. 


26. Februar. Antrag der Abgeordneten von Hoverbed und 
von Garlowip: 


Das Haus der Abgeorbneten wolle beichließen, folgende Erklärung 
abzugeben: 

„Das Intereffe Preußens erfordert, baß bie Königliche Etaats- 
Regierung, dem im Königreich Polen ausgebrochenen Aufftande gegeit- 
über, ſich lediglich auf die zum Schutz der Preußiſchen Landesgrenze 
erforderlichen Maßregeln beſchränke, jede darüber hinausgehende Ein» 
miſchung vermeide, und Bewaffneten nicht geſtatte, das Preußiſche 
Gebiet ohne gleichzeitige Entwaffnung zu betreten.“ 


Aus der Rede des Abg. von Sybel. 


— — „Wenn unſere Poſition in der Polniſchen Sache eine ſo einfache und 
ie reine ift, jo meinen wir uns mit doppeltem Nachdrucke gegen eine 
Bolitif verwahren zu müſſen, welde ohne ven Schatten eines thatfächlichen 
Antafies, ohne irgend eine fachliche Nüthigung, ja nach Allem, was wir bisher 
wiſſen, jelbft ohne eine jenjeitige Aufforderung, alle Vortheile dieſer 
Stellung hinwegwirft. Es ift hierbei ganz gleichgültig, daß in dieſem 
Augenklide der Aufftand in Polen feiner Ueberwältigung nahe und demnach 
uniere Ruſſiſche Convention für dieſen Augenblid vielleicht praktiſch unerbeblich 
benen könnte. Bei den Zuftänben in Ruſſiſch-Polen meine Herren, kann jeber 
Tag nene Convulfionen bringen, und vor Allem, was unferen Staat betrifft, 
Europa gegenüber wirkt bas linheil der einmal gefchloflenen Eonvention unauf- 
kaltiam fort. Auch jet alfo, meine Herren, haben wir ben bringenbflen Grund 
um Proteft gegen eine Politik, welche angeblich zur Wahrung unjerer Intereffen, 
und zum Schuße unfrer Grenzen 500 Meilen Deutiher Erde dem Lärmen 
und Leiden eines barbariſch geführten Krieges eröffnet, welche uns aus freien 
Stüden mit der Mitfhuld an einer coloffalen, von ganz Europa mit 
httliher Empörung betradteten Menſchenjagd belaftet, welche felbft 
inieren Staat in alle Gefahren Ruflands hineinbrängt, welche eine in ben 
Pelniichen Wäldern glimmende Inſurrection ohne Noth zur Europäilhen Frage 
umidafft, und, da bas einmal geichehen, bann nad) ber Natur der Berbältniffe die 
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Wucht diefer Europäifhen Frage zum größeren Theil von ben 
Schultern Rußlands binweg- und auf unfere eigenen Schultern 
binüberwälzt, eine Politik, welche inmitten eines, an fich wieber zweckloſen, 
immer aber bitteren Haders gegen Oeſterreich, dieſer Macht felbft die Brüden zur 
Annäherung an die Weſtmächte fchlägt, eine Politik, welche alle dieſe maßloien 
Opfer auch obne die Spur einer Ausſicht auf eine anderweitige Entjchäbigung 
bringt, eine Politit, welche, um dieſes Bild eines fanatifchen Kreuzzuges gegen 
ben angeblihen Drachen ber Revolutionen völlig zu zeichnen, zwar in unjerem 
eigenen Lande wegen angeblihen Geldmangels unferen eigenen Veteranen der 
Freiheitsfriege die Broden kümmerlich zumißt, welche aber in dieſer conjervativen 
Sache die Gelbmittel unjeres Staates zu bunberttaufenden bahin giebt, ohne bie 
verfammelte Zanbesvertretung einer Anfrage, ja aub nur einer Anzeige zu 
würbigen, welde damit wieder fi das Zeugniß ausftellt, daß bie 
Eſſenz ihres Wejens die Nichtachtung bes Rechtes ift, daß fie weber 
im Innern noch nad Außen handeln, weber ruhen nody wirken, ja 
ih möchte fagen, weder leben noch flerben kann, ohne die Geſetze 
dieſes Landes zu verlegen!” | 


26. Zebruar. Rede des Herrn von Bidmard. — Conflift 
mit dem PicesPräfidenten Behrend über die Stel: 
lung der Minifter im Haufe. 


„Ich geftatte mir zunächft einen kurzen Nüdblid auf die Behandlung, 
welche die Polniſche Frage in diefem Saure gefunden hat. Es war nichts 
Ueberrafchended, daß die Herren Abgeordneten Bolnifher Nationalität, 
welche unter Ihnen figen, diefen äußeren Anlaß benugten, um den anti⸗ 
preußijchen Tendenzen, welche von ihnen in diefem Haufe wiederholt ver. 
treten find, einen neuen Ausdrud zu geben. 

Befremdlicher war e8, daß die Interpellation der Polnischen Fraction 
von Deutichen Abgeordneten mit unterzeichnet war. Die Neigung fid 
für fremde Nationalitäten und HationalsBefrebun en zu be: 
geiftern, auch dann, wenn diefelben nur auf Koften De eignen 

aterlandes verwirklicht werden können, tft eine politifche 
Kranfheitsform, deren geographifche Verbreitung ſich auf 
Deutfhland leider beihränft. 

Auf die Interpellation der Herren KRantad und v. Chlapowsli und 
ihrer Deutichen Genofjen folgte diejenige der Herren Abgeordneten Schulze 
und v. Carlowig. Durch diefelbe wurde die Königliche Regierung aufge 
fordert, über eine jehwierige und brennende Europätiche Frage die ſchwe⸗ 
benden Verhandlungen des ausmärtigen Amtes von diefer Stelle her der 
Europäiſchen Deffentlichkeit Preis zu geben. Die Königliche Regierung 
fand es durch die Staats-Intereſſen vorgefchrieben, die Beantwortung 
diefer Interpellationen abzulehnen. In jedem andern mir befannten Par- 
lamente würde auch die firengfte Oppofition, die unzufriedenfte mit der 
beftehenden Regierung, von der Berfolgung der Snterpellation von dem 
Augenblid an Abftand genommen haben, und ich Inlipfe daran den Wunſch: 
„Geben Sie uns ein engliiches Unterhaus und dann fordern Sie Eng 
liſche Inſtitutionen.“ (Auf: Oberhaugß!) 

Das Oberhaus ift weniger wichtig. (Große Heiterkeit.) 

Pos Unterhaus wie das Englifche würde unſer Oberhaus entbehrlich 
machen. 
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Das BarteisInterefie ift mit dem Staats⸗Intereſſe nicht zuſammen⸗ 
gefallen; es forderte die Discuffion. Im diefer Discuffion traten nun die 
Deutihen Redner ſchon unverbüllter mit ihrer Sympathie für die Pol« 
niſche Sache bervor. Der Abgeordnete Waldel, bei Beſprechung bder- 
jenigen BorkehrungSmaßregeln, melde von Sr. Majeftät binfichtlich der 
Grenzen getroffen worden find, verglich die Einftellung der Preußifchen 
Reſerven mit dem Verkauf der Heffiihen Landeskinder nah Nord - Amerika. 
Ter Abgeordnete v. Unruh deutete unter Ihrem Beifall, Ihrem Iebhaften 
Leitall an, daß, wenn aus den Vorkehrungen, welche die Regierung zur 
Sicherung unferer Grenzen und unferer Intereſſen getroffen hat, aus- 
wärtige Berwidlungen entftehen follten, Sie die Mittel zur Landesver⸗ 
teidigung dem Könige verweigern würden. Heißt da8 nit dem 
Auslande aurufen: „Kommt ber, der Augenblid ift günftig, 
Preußen..... “ (Unterbrehung und Widerfprud.) -« 

Kım, es freut mid, daß Sie noch ein Gefühl der Entrüftung 
äußern. ... (Unterbredung; Ruf: Zur Ordnung!) 

Vice» Präfident Behrend: Zunähft habe Ih Sie um Ruhe zu 
bitten; ehe ich irgend einen Schritt unternehmen fann, wird doch das 
Haus wohl anhören, was ich zu fagen habe. Der Herr Minifter  Prä- 
fient hat erklärt, er freue fidh über den Ausdrud der Entrüftung, den 
das Haus Fundgegeben habe. Ob der Herr Miniſter-Präſident irgend 
eine Freude über Das, was das Haus zu thun gedenft oder gethan hat, 
bier äußern will, ift feine Sache. Einen Drdnungsruf über diefe Aeuße- 
Dong alte ih nicht für gerechtfertigt. Der Herr ‘Minifter - Präfident hat 
03 Wort. 

Minifter- Bräfident v. Bismard: Ich will bier die Frage, in wie 
mat ein Ordnungsruf für das Staats-Minifterium über: 
baupt zu rechtfertigen ift, nihterörtern. Aber follte diejelbe 
mieder in Anregung kommen, fo behalte ich mir vor, die 
Sache zu erörtern. — Diefe Drohung, Preußen wehrlos zu 
madhen, ſprach derjelbe Abgeordnete v. Unruh aus, defjen 
Keen mit der Steuerverweigerung von 1848... (Unter- 
rechung. 

Boe » Praſident Behrend: Nun muß ich doch den Herrn Minifter: 
Fräfidenten darauf aufmerkſam machen, daß diefe legte Anführung mit 
der gegenwärtigen Frage in keiner Verbindung fteht. Weldhe Stellung 
ter Abgeordnete v. Unruh in früherer Zeit in den parlamentarifhen Ber: 
bandlungen eingenommen bat, fteht mit der gegenwärtigen Frage nicht im 
Ioderften Zufammenhang. Der Herr Minifter- Präfident hat das Wort. 

Minifter » Präfident v. Bismard: Ich erlaube mir, dem Herrn 
Fräfidenten zu bemerken, daß ich ihm das Recht zur disciplinariſchen 
Unterbrehung meiner Aeußerungen nidht einräumen fann. 
5b habe nicht die Ehre, Mitglied diefer Verfammlung zu fein; ich habe 
Ihre Gefchäftd » Ordnung nicht gemacht, ich habe Ihren Herrn Präfidenten 
nicht mitgewählt; ich unterliege nicht dem disciplinarijchen Ein- 
flug der Kammer. Die Disciplinargemwalt des Herrn Präfi- 
dienten bat an diefen Schranken ihre Grenzen. ch habe zum 
Lorgefegten nur Se. Majeftät den König, und ich wüßte nicht, welche 
Geſetzes⸗ oder Berfaflungsbeftimmung mich der Disciplin des Herrn Prä- 
fidenten dieſes Haufes unterftellte .... (Unterbrechung) 

gürß Vismarck. 


114 
1863. 


Bices Präfident Behrend: ch bitte um Ruhe, und dem Herrn Mi- 
nifter» Bräfidenten da8 Wort zu laflen. 

Minifter» Präfident v. Bismard (fortfahrend): Ich nehme nicht 
das Wort nad) Ihrer Geſchäfts-Ordnung, jondern kraft der von Sr. Ma: 
jeftät mir verliehenen Autorität. Auf Grund des Paragraphen der Ber: 
faflung, welcher vorfchreibt, daß die Minifter zu jeder Reit, wenn fie es 
verlangen, das Wort erhalten und gehört werden müſſen. (Unterbrechung.) 

Sie haben nicht das Necht, mich zu unterbreden..... 

Bices Bräfident Behrend: Ich muß den Herrn Minifter - Präfi- 
denten troß dieſer feiner legten Aeußerung dennoch unterbrechen. Ich habe 
dem Herrn Minifter = Präfidenten das Wort nicht entzogen, und nach der 
Berfaflung nicht entziehen können; der Präjident dieſes Haufes übt 
in diefem Saale feine Disciplinargewalt aus, fo weit dieſe 
vier Wände reihen; fie endet niht am Miniftertifche. (Leb- 
haftes, anhaltendes Bravo!) 

Diefe Disciplinargewalt mo es nöthig ift auszuüben bin ich bereit, 
und werde es ſtets thun; fie geftattet den Herrn Mintfter- Präfidenten 
zu unterbrechen, wenn auch nicht ihm das Wort zu entziehen. 

Minifter- Präfident v. Bismard: Ich muß diefe Anficht als eine 
irrthümliche bezeichnen, welche von der Königlihen Staats - Regierung 
nicht getheilt wird. 

Alfo ich fagte: 

Derfjelbe Abgeordnete von Unruh, welcher im Jahre 1848 feinen 
Namen unauslöfhlih mit der Steuerverweigerung verknüpft hat. (Stür- 
mifhe Bewegung in der Berfammlung: „das ift unwürdig — vertagen!“ 
Andauernder Ruf der Glode des Präfidenten.) 

Bices Präfident Behrend: Meine Herren, ich werde, wenn dieſe 
Störungen der Ordnung nicht aufhören, mich veranlaßt jehen, die Sigung 
dieſes Hauſes zu vertagen. Ich habe dieſe Gewalt auf Grund des 8. 61. 
der Geſchäfts-Ordnung, und ich werde troß des Widerfpruch8 des Herrn 
Minifter8 von diefer Beftinnmung der Gefchäfts- Ordnung Gebraud 
machen, wenn der Herr Minifter- Präfident Yeußerungen, über die ic 
gefagt habe, daß fie in die Discuffion nicht gehören, wiederholte. Ich 
werde abwarten, ob der Herr Mlinifter - Präfident die Yeußerungen, die 
er gethan hat, noch einmal thut; follte dies gejchehen, fo werde ich die 
Sigung vertagen. 

Minifter » Präfident v. Bismard: Ich kann den Herrn Präfidenten 
nicht an der Vertagung hindern. Ich ba fein Bedürfniß, meine Herren, 
eine zweimalige Yeußerung zu wiederholen und glaube, Sie haben 
mich verftanden. (Große Bewegung, Ruf nach Bertagung und Widers 
ſpruch a) 

Bices Präfident Behrend: Ich bitte um Ruhe meine Herren. 

Ich bitte den Herrn Minifter- Bräfidenten fortzufahren. 

Minifter- Präfident v. Bismard: Diefe Drohung Preußen, dem 
Auslande gegenüber, wehrlos zu ftellen, ift zum Glüd eine ohnmächtige, 
aber e8 drängt fich dabei die Bemerkung auf, daß die Tendenzen, die 
Worte, die Namen von 1848 wieder in dem Bordergrumd 
der Bühne erfheinen. Die Europäifche Revolution ift ſolidariſch ın 
allen Yändern; es ift natürlich, daß eine Bewegung in Polen, welche nad) 
vorliegenden Bemeifen unter Mazzinis Mitwirkung vorbereitet ift, und 
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welche nach befannten Thatſachen unter Mieroslawskis Mitwirkung aus⸗ 
geführt wird, daß dieſelbe von den revolutionairen Elementen aller Yander 
ihre Unterftügung findet. Unter diefen Umftänden, meine Herren, fchlägt 
man Ihnen vor, durch Annahme des heutigen Antrages Ihre Sympathie 
für die Polnifche Inſurrection zu befunden; ich habe feinen Beruf die 
Abfiht der Herren Antragfteller zu Tritifiren. Die thatfächliche Wirkung 
der Amahme des Antrages wird aber zweifello8 in der ganzen Welt 
diejenige feim, daß die Annehmer defjelben bis zu einem gemiffen Grade 
Portei ergreifen Tür die Polnische Infurrection. Sie empfehlen der Re⸗ 
gerung, wenn Sie anderd die Nejolution im Lichte einer Empfehlung 
anffaſſen wollen, die Begünftigung feiner der beiden Parteien. Daß die 
Regierung die Inſurgenten nicht begünftigen würde, fonnte das Abgeord- 
netenhaud von vornherein voraußfehen; e8 bleibt aljo nur übrig, daß Sie 
die Inſurrection vor der Benadhtheiligung, die fie durch das Verhalten 
der Regierung erleiden könnte, jchligen mollen. 

Sıe jagen, das Intereſſe Preußen? fordere es; ich halte diefe 
Anfiht für unrichtig, für unrichtig in dem Maße, wie es zweifellos ift, 
daß die Nachbarfchaft des Kaijer Alerander für Preußen eine erfreulichere 
it, wie die Mieroslamstis und eines propagandiftifchen Polens; ich halte 
es für unrichtig in dem Maße, wie e8 zweifellos ift, daß unfer gefammter 
Handeläftand wie unfer gefammtes Staats» Antereife dabei weſentlich im- 
plicirt it, daß der Bolnifge Aufftand eine möglidhft furze 
Dauer habe und bald einem geordneten, redhtmäßigen Zu- 
ande Blau made. Die Sympathien nach menfchlichen Gefühlen 
Innen jein, wo fie wollen, die Preußifchen Intereſſen aber, meine Herren, 
nad den politifchen Nothmendigkeiten, nach der geichichtlihen Entwidelung, 
die Preußen gehabt, können nicht in dem Nager ber Snfurgenten gefucht werden. 

Ich hatte gehofft, daß der Berichterftatter den Antrag näher politifch 
motiviren würde. Ich war in diefer Hoffnung beftärkt, als ich in dem 
Berichte las, daß von der Eriftenz oder Nichteriftenz einer Convention 
völig abftrahirt werden folle. Nichtsdeftomeniger fand ich heim Weiter: 
lejen, daß die Convention, dieſe Seefchlange der Europäifchen 
preſſe, das Hauptmaterial zur Unterftügung des Berichts liefert. Durch 
emen fünftlihen Indizienbeweis, gejtüßt auf Zeitungslügen und Telegramme 
über außländiiche parlamentariihe Verhandlungen wird die Behauptung 
mmterftügt, daß ein 500 Duadratmeilen enthaltender Gürtel dem Greuel 
der Auffiichen Kriegführung preisgegeben wäre. Auf diejem „Gürtel“ 
beruht im Wefentlichen die Argumentation, und ich fege voraus, daß der 
ſonſt im Argumenticen fo fehr bewanderte Herr Berichterftatter weitere 
Gründe nicht hat auffinden können, fonft würde er fie dem Berichte ein- 
verleiht haben. Fällt diefer Gürtel hinweg, fo fteht uns der Antrag in 
ſeiner Nadtheit als unmotivirte Behauptung in dem Berichte gegenüber. 
tun, meine Herren, dieſe ganze Gürtel-Idee ift ein Phantaſie— 
gebilde, ift eine vollftändig müßige Erfindung. 

Die Verabredungen, welche wir zum Schutze unferer nachbarlichen 
dutereſſen getroffen haben, fihern Preußen vollftändig gegen jede Gefahr 
eines ſolchen Gürtelkriegs. Nach diefen VBerabredungen, vor» wie nachher, 
bleibt jedes Meberjchreiten der Grenze, fei e8 durch Muffiiche, fei es durch 
naiide Truppen, von unferer Einwilligung vollfommen ab- 
ängig, 

8» 
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Eine ſolche Ueberſchreitung hat bisher nicht flattgefunden, 
und wird muthmaßlich nicht ftattfinden, weil die Inſurrection 
einen minder glüdlichen Berlauf genommen bat, als von manden Eeiten 
vielleicht gehofft, von manchen befürchtet worden if. Einftweilen jedod 
haben dieſe Berabredungen und unfere fonftigen Anftalten die glüdliche 
Folge gehabt, daß das Yeben und dad Eigenthum der Bewohner unierer 
Grenzdiftriete gejhügt worden tft, und namentlich auch, daß die Polnifche 
Inſurrection ihre urfprünglic unmittelbar an der Preußifchen Grenze 
errichteten Standlager weiter in das Land hinein verlegt hat. 

Für dieſe Erfolge find wir in gewiffem Maße den Webertreibungen 
Dank jchuldig, die von diejer Stelle (nach der Tribiine deutend) und von 
der Preſſe über den Inhalt der Convention verbreitet worden find. 

Diefe Uebertreibungen tragen aber auch die Schuld von dem üblen 
Eindrud, den die Convention, foweit er vorhanden ift, im Auslande 
gemacht hat. Hätten wir Verabredungen bis zu derjenigen Uebertreibung 
abgeſchloſſen, welche hier in Ihren Verhandlungen als Wahrheit zu Grunde 
gelegt ift, jo würden mande Empfindlichfeiten, von denen die Zeitungen 
—*2 von denen mir aber amtlich nicht? bekannt geworden iſt, ganz 
unzweifelhaft berechtigt fein. Es giebt kaum eine abfichtlihe Entftellung, 
faum eine Verdrehuug, die in diefer Sache von der Prefie nicht geübt 
worden wäre, zum großen Theil in der ohne Zweifel patriotijchen Abſicht, 
das Ausland auf die Abmege der Regierung aufmerkfam zu machen, umd 
dafjelbe zu avertiren, daß. e8 Grund hätte, der Preußifchen Regierung in 
irgend einer Weiſe zu zürnen. 

Dieje Entftellungen, meine Herren, haben zum größten Theil das 
Material zu drei aufregenden Verhandlungen geliefert, durch welche Sie 
Ihre und unfere Zeit in Anſpruch genommen haben. Diefe Berhandlungen, 
nah dem, was Thatſache ift, abgejehen von allen Behauptungen und 
Üebertreibungen, kann ih Ihnen im Wejentlihen als ein Luftgefecht 
bezeihnen. Einen jachliden Erfolg werden fie nad) feiner Cette bin 
baben, nicht einmal nad) derjenigen, die Regierung in Berlegenheit zu 
jegen. Wenn Eie die linbequemlichkeit abrechnen wollen, daß wir unfere 
Zeit bier zur Abmehr von Angriffen, die auf fingirten Thatfachen beruhen, 
verbrauchen müſſen, anftatt fie andermeit beffer zu verwenden. 

Ich glaube, wenn diefe ganze Debatte, — einen fonftigen Zmwed kann 
ih nicht einjehen, — das Ziel gehabt hat, der Königlichen Regierung 
Berlegenheiten zu bereiten, und fie in ihrer Stellung, in ihren Anfichten 
zu erjhüttern, jo bat fie auch darin ihren Zweck verfehlt. 

Wir fühlen uns ftarf in der Ueberzeugung, die Piliht 
erfüllt zu haben, die uns durd die Wahrung der Intereſſen 
bes Landes auferlegt war, und diefe Ueberzeugung wird da» 
durch nicht geſchwächt werden, wenn Sie und durd die An: 
nahme Ihres Antrages in die Rage verfegen, vor dem Lande 
Act davon zu nehmen, daß Sie Partei ergreifen für die Pol: 
nifhe Inſurrection. 


28. Februar. Aus der Rebe des Abg. Tweften. 


„Meine Herren! Herr von Gottberg hat zuerft das Thema angefchlagen, daß 
eine Volksvertretung gendthigt fei, aus patriotiihen Gründen ihre Regierung zu 
unterſtützen in denjenigen Maßregeln, welche fie dem Auslande gegenüber zu er- 
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greifen für gut befinde. Der Herr Minifter- Präfibent bat in feiner braftiichen 
Reile dieſes Thema näher ausgeführt, und bat fofort allen denen, welde eine 
Reolution des von Ihrer Commiffion vorgeichlagenen Inhalts annehmen würden, 
weiche dieſelbe eingebracht, unterftiitt haben oder annehmen werben, erflärt, fie 
machten fi) einer Barteinahme für bie Polnische Revolution ſchuldig, die ſolidariſch 
ii mit der Europäilhen Revolution, fie machten ſich auch eines Einvernehmene 
mt dem Auslande gegen ben eigenen Staat ſchuldig. Bon andern Ausführungen 
bat er noch hinzugefügt, fie enthielten gerabezu eine Einlabung bes Auslandes 
‚um bewaffneten Angriff auf den Staat. Gegen biefe Vorwürfe von Hochverrath 
ever Landesverrath, glaube ich, ift e8 nicht nöthig viel zu jagen; es ift der alte 
Runfgriff, welden man gebraudt, um jede unbequeme Oppofition 
ani dem Gebiete der auswärtigen Angelegenheiten zum Schweigen 
in bringen oder zu verleumben, als wenn fie fih mit bem Aus— 
lande verfhwöre gegen den eignen Staat (Bravo!) 

Es ift ohne Zweifel traurig, wenn man anerlennen muß, daß bie Angriffe, 
ve in überwältigender Art von dem Auslande ber ertönen, und gegen das Bor- 
geben ber eignen Regierung gerichtet werben, bis zu einem hoben Grabe gerecht⸗ 
jetigt find, wenn man das Schuldbig ausſprechen muß über bie 
eigene Regierung in ihren Maßregeln, melde bas eigene Land in 
jenem Berbälimiffe zum Auslande betreffen. Aber wir find in einer unglüdlichen 
tage unb wir Fönnen nicht umhin, das bei jeber Gelegenheit wieder und wieber 
zu conſtatiren, daß die Ehre der augenblidlihen Regierung nicht 
mehr die Ehre des Staates und bes Landes if. (Sehr wahr! 
türmiihes Bravo linke.) 

Ih weiß allerdings, meine Herren, man macht nicht mit Unrecht jebes 
Bo jür die Maßnahmen feiner Regierung verantwortlich; es ift aud ein ganz 
nötiger Grundfag, „ein Bolt, welches fich feine beffere Regierung verichaffen 
Inn, verdient auch keine beffere Regierung als es fie hat“; es muß vor Mit- 
md Nachwelt den Schaden tragen, den ibm feine Regierung zufügt. Aber wenn 
mir die Ueberzeugung baben, daß bie Königliche Staats⸗Regierung ſich auf einem 
geiahrlichen, auf einem unbeilvollen Wege befindet, daß fte einen Weg einfchlägt, 
welchet den Haß ber Europätichen Böller gegen uns berausforbert, dann haben 
wir nicht blos das Hecht, ſondern die dringendſte Pflicht, Einſpruch zu 
erheben, dann haben wir die Pflicht vor aller Welt zu conftatiren, daß die 
Babn der augenblidlihen Regierungsgewalt nit Die Bahn des 
Sreußifhen Volkes ift. 

Der Herr Minifter des Innern hat angedeutet, Die Convention, von welcher 
bier die Rebe geweſen, jei vielleicht noch nicht fertig (e8 ſtimmt das ungefähr zu 
dem, was in ben legten Tagen gerlichtweiie verlautet), fie ſei noch nicht ratificirt. 
Bern diefe Andeutung einen Wink enthalten follte, als molle bie Königliche 
Staats-Regierung einen Rückzug antreten, fo würde mich das freuen; ich fürchte 
aber, wenn ein Rüdzug angetreten wird, fo gefchieht es mehr in Rüdficht auf 
tas Ausland, als auf die Stimme bes eignen Volles. — — 

. Der Herr Minifter-Präfident bat jebt den Inhalt der Convention, wie er 
tisber mitgetheilt worden ift, für eine Seefchlange, für eine müßige Erfindung 
der Preſſe erklärt. Ich glaube, der Herr Minifter-Präfivent wird fih ba zunächft 
an feinen Botjchafter in London halten müffen. Man kann nicht annehmen, daß 
en Englifher Miniſter des Auswärtigen in ben Mittheilungen, welche er bem 
danſe der Lords gegeben hat, gelogen habe. Lord Auffell bat nun aber aus» 
drücklich erliärt, daß der Auffifche und der Breußifche Botichafter ihm Mittheilung 
gemacht haben über eine Verabrebung zwiichen den beiberfeitigen Regierungen, 
wonach es den Ruſſiſchen Truppen geitattet fei, Infurgenten über bie Preußiſche 
Orenze fo weit zu verfolgen, bis fie einer Preußiſchen Truppenmacht begegnen, 
die ſtark genug, um die Infurgenten zu entwaffnen, und umgelehrt. 

.. Beine Herren, in der Preffe und in den Regierungen ber außerdeutichen 
Rächte Haben fich Alle übereinflimmenn erhoben gegen den Schritt unjerer Re⸗ 
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gierung. Nicht von Demokraten ober Literaten, fondern in ber Verſammlung ber 
vornehmften und ſtaatsmänniſchſten Ariftofratie der Welt find über die Schritte 
der Preußifchen Regierung Worte gefallen, welche unſere Breffe nicht wieberzu- 
geben wagt (Hört!); e8 werben Noten angekündigt, welche ber Ausführung ber 
Convention entgegentreten. Ich glaube, daß ich nicht eben geneigt bin, Geſpenſter 
zu ſehen, wenigftens feine große Furcht vor ihnen babe. Ich glaube nicht au bie 
Wirklichkeit von Franzöſiſchen tten» Demonftrationen und Obfervationscorpe, 
no weniger an einen Krieg, der aus biefer Beranlaffung entfteben Fönnte. 
Aber bei den geipannten Berhältniffen der Europäiſchen Staaten, bei ben Ber- 
widelungen, in welche die Wirren des Orients Über fur; ober lang die Europäiſchen 
Staaten führen könnten, Fönnen wir uns nicht verbeblen, daß es eine dringende 
Gefahr if, wenn Preußen durch feine Politik verfeindet wirb mit ben Weſt⸗ 
mächten unb bingebrängt zu einem ausfchließlihen Bündniß mit Rußland, wie 
ich das als die Folge der Schritte der Königliden Staats- Regierung be 

trachten muß. 

Das Gerücht fagt, die Convention fei geichloffen worben ohne Zuthun bes 
Herrn Minifter- Präfidenten. Das war ohne Zweifel falſch und unrichtig; aber 
das hält man wohl ziemlich allgemein für richtig, daß der Gedanke, bie Ein- 
leitung dazu, nicht von dem Minifter-Präfidenten ausging. Meine Herren, wenn 
nah dem Gerüchte die Verhandlungen über Fragen von ber höchſten Tragweite 
und ben compftcirteften politiſchen Verhältniſſen lediglich durch Offtziere geführt 
worden find, und, wenn wir Abreden getroffen jehen, mit völliger Rückſichts⸗ 
loſigkeit gegen alle fonftigen rechtlichen und politischen Rüdfichten, bie bei dieſen 
Schritten zur Erwägung kommen mußten, dann, glaube ich in der That, find 
wir nicht mehr in der Zeit, Daß wir uns einer militairifhen Dictatur, 
einer Adjutanten-Regierung nähern, in welder die verantwortlichen 
Minifter nur noch die laufenden Gejchäfte zu beforgen haben, fondern wir find 
ſchon mitten darin. 

Man möchte in der That fragen: It das die allein regierungsjähige 
Bartei? Mir fcheint, nur eine chaotifche Verwirrung in ben einflußreichern Kreilen 
fann es erflärlih machen, daß die Sachen fo verlaufen find, wie wir e8 nad 
den vorliegenden Thatfahen annehmen müſſen. Einzig und allein bie vetrograte 
Partei, welche die Tendenzpolitit der heiligen Allianz fortjetst, welche aus Rückſicht 
auf die innere Politif ein Anlehnen an Rußland wünfcht, kann mit gänzlicher 
Verkennung aller fonftigen Rüdfichten und Intereffen des Preußiſchen Staates 
uns in eine Politik treiben, welche uns auf Gnade ober Ungnade an Rußland 
feffelt. Ich möchte in der That wifjen, was wir je von Rußland zu 
erwarten hätten. Wären auch allgemeine Allianzen ohne beſtimmte vorliegende, 
concrete, gemeinfame Interefien weniger uufruchtbar, weniger unzuverläffig, als 
fie fih nad der Erfahrung von Jahrhunderten zu allen Zeiten bewährt haben, 
jo Hätten wir doch von Rukland nicht8 zu hoffen. Schwach, wie es aufer- 
balb jeiner Grenzen ift, wird es uns nicht viel nüßen können, 
weder zur Bertheidigung gegen auswärtige Angriffe, nod zur 
Erweiterung unferer Macht, wenn es dies auch wollte. Aber id 
glaube, e8 wird das niemals wollen. Rußland hat uns in Deutfchland 
niedergehalten, Rußland ift ums entgegengetreten tu dem Zwifte mit Dänemarl 
und in dem Zwiſte mit Defterreich, e8 bat das augenſcheinlichſte Interefje daran, 
——A ſchwach und zerriſſen zu erhalten, um ſeinen eigenen 
Einfluß in Europa zu wahren und zu verſtärken. 

Es wird uns niemals behülflich ſein wollen; es liegt in der 
Natur der Dinge, gegen welche Rußland niemals handeln wird. Alle Vortheile 
des Bundes werden auf ſeiner Seite ſein. In Petersburg, da wird man 
niemals dankbar ſein, oder noch weniger fich dankbar beweiſen für Preußiſche 
Hülfe, aber man wird doch die Convention richtig gewürdigt haben. Abgeſehen 
von der augenblidiihen, materiellen Unterſtützung, die dur irgend eine birecte 
oder indirecte Hülfsleiftung erfolgen Fönute, wird Preußen, an Rußland gebunden, 
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amer allen Umſtänden eine herrliche Bormaner fein gegen jeden Angriff von 
Beften ber, und ein ſehr werthvoller Berbündeter für bie etwaigen Pläne, welche 
Aukland im Oriente abermals in einen Europäiſchen Krieg verwideln könnten. 
Ganz abgefehen aber davon zeigt fih ſchon jetzt, Daß Preußeneintreffliher 
Ableiter für die Europäiſche Entrüftung ift, die fich ſonſt mit Recht 
eder Unrecht in vollen Strömen über bie Ruſſiſche Unterbrüdung der Polen er- 
gießen würde. Jetzt aber vergißt man bie Gewaltmaßregeln, weiche ben Aufruhr 
beroorgerufen,, jet wergiebt man bie harten Maßregeln, mit welden man ihn 
kelämpft, jet verzeibt man ber Nothwenbigleit, welche Rußland für feine Selbft- 
erbaltung und bie Notbwenbigfeit, feinen Befigftand aufrecht zu erhalten, anführen 
lann, und ergießt dagegen in vollen Strömen den Zorn Über Preußen, welches 
fih ohne Noth, freiwillig zum Helfershelfer einer fremden Gewaltherrichaft macht. 
Meine Herren! das erfte Erwachen des politiſchen Inftinktes in Preußen, 
wie in ganz Deutfchland nach den Kämpfen von 1813—1815 erhob ſich gegen 
das Ruſſiſche Uebergewicht, welches mit einem Regierungs⸗Syſtem, das bort ge⸗ 
rechtfertigt war, Das dort ben Berhältniffen entſprach, dem aber das übrige 
Europa feit langer Zeit mehr und mehr entwuchs, der ganzen Europäiſchen 
Reaction zum Rückhalt diente, überall den Aufihwung und die Entwidelung ber 
Täler heumte. Im ganzen Lande proteftirt man jegt einmütbig 
gegen die Remimniscenzen der heiligen Allianz. Wie gegen die 
ınnere Bolitik dieſer Regierung, meine Herren, lafjen Sie uns 
laut unb einmüthig proteftiren gegen eine auswärtige Politil, 
welde unjern Staat zu verderben droht.“ (Stürmifches Bravo.) 


Erwiderung des Herrn von Bidmard, 


„Der Herr Vorredner ift wiederholt auf die Verhandlungen des Eng- 
lichen Barlaments und die darüber hierher gelangten Nachrichten zurück⸗ 
gefommen. Er hat die Zeitungsberichte darüber als authentiſch betrachtet 
md nöthigt mich zu der Erklärung, daß wenn die Aeußerungen Lord 
Rufſells in den Zeitungen richtig enthalten find, fie nicht genau die That- 
iahen wiedergeben. Wir haben feine Stipulation mit Rukland weder 
abgeihloffen, noch befteht eine, welche den Aeußerungen Lord Ruſſells in 
dem Engliichen Parlament entſpräche. Demungeadhtet muß ich den mir 
verfönlih ala ehrenwerth bekannten Engliihen Staatsmann gegen den 
barten eventuellen Borwurf, den der Herr Vorredner gegen ihn vorbradhte, 
auf dad Beflimmtefte in Schuß nehmen. Lord Ruſſell jelbft fagt in feinen 
Aeußerungen, daß er den Wortlaut der Verabredungen — oder Stipu⸗ 
lstionen, wie er fie nannte — nicht kenne. Ich bin zweifelhaft — aus 
dem Kopf wenigftend weiß ich es nicht —, ob der Königliche Botfchafter 
in England danıald mit diefem Wortlaut hat befannt fein können. Auf 
den Wortlaut aber, meine Herren, fommt in foldhen Sachen Alles an, 
fe pflegen vorfichtig gefaßt zu fein. 

kann daraus nur von Neuem die Xehre entwideln, daß es nicht 
vorfihtig iſt, über Dinge zu ſprechen, die man nicht fennt, und ich. glaube, 
Sie Alle, auch die Herren Vorredner nicht ausgenommen, werden zu 
derfelben Weberzeugung kommen, wenn der genaue Inhalt unferer Ver⸗ 
abredung einmal öffentlich befannt werden wird. Er ift nicht der Art, 
daß wir genöthigt wären, irgend etwas urücdgunehmen, was wir gethan 
en, nicht der Art, daß der von dem Herrn VBorredner und angejonnene 
zug weder aus Nüdficht auf die Wiinjche der Yandesvertretung, noch 
and Rädficht auf den Eindrud im Auslande erforderlich wäre. Yür die 
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eingebenden Bemühungen des Herrn Borredners juriftifd 
nahzumweijen, daß der Interventionsfall bereitß norläge 
und daß andere ſchwere Berlegungen gegen auswärtige Res 
gierungen durch unfere Handhabung der beftehenden Cartell— 
verträge vorliegen, ihm dafür zu danken, da8 muß ich den 
fremden Regierungen überlaffen, die etwa nah Bormänden 
der Art ſuchen.“ 


Aeußerung ded Herrn von Bidmard über die Mit— 
theilung von diplomatiſchen Vorgängen. 


(Nach der Rede des Abg. von Hoverbed.) 


„Der Herr Abgeordnete bat fich wiederholt darüber beflagt, daß die 
Regierung Über den Inhalt defien, was er Convention nennt, nicht mit- 
theilender gewejen fei. Meine Herren, die ganze Richtung dieſer Ver⸗ 
genblungen bat und allerdings zu Mittheilungen nicht aufmuntern fünnen. 

enn wir Ihnen Mittheilungen gemadt haben, fo find dieſelben als 
Material zu Angriffen auf uns benugt worden im Wege einer Kritik, 
die ich eine ausfchlieglich fachliche und mohlmollende nicht nennen Tann. 
Sobald Sie und die Ueberzeugung gewähren, daß Sie diejenigen fad- 
lihen Mittheilungen, die wir Ihnen über amtliche, ſchwebende und wid: 
tige Dinge machen, benugen wollen, um in gemeinfchaftlicden Verhand⸗ 
lungen die Intereſſen des Landes im Auge zu behalten, fo werden wir 
freigebiger mit ſolchen Mittheilungen fein.“ 


Aus ber Rebe des Abg. Simjon. 


„Mir fcheint, e8 ſoll uns auch bei dieſer Gelegenheit deutlich gemacht werben, 
was ich, ich glaube im October bes vorigen Jahres, von biefer Stelle aus als 
eine Unmöglichkeit bezeichnet babe, daß man in Preußen allerdings anders regie 
ren fünne, als auf dem Grund ber treu eingehaltenen Berfaffung. 

Meine Herren! Ich bfeibe auch allen den Vorgängen gegenüber, bie uns 
jeit dem October vorigen Iahres bekümmern, dieſer Behauptung treu. Ich ver- 
ftebe aber freilich unter „regieren“ etwas jehr Pofttines. Regieren beißt meines 
Ermefiens: Die Geifter führen, — es heißt nit: nothdürftigerweiſe 
fih in der Regierungsfphäre erhalten. 

Ich verlange nicht, meine Herren, — denn das Verlangen wäre ein über 
mäßige8 — Daß eine Regierung alte neit den kühnen ing bes Genies 
einzuhalten im Stande fein foll. Mehr gerechtfertigt wäre fchon bie mil- 
bere Forderung, daß fte ben ruhigen, fiheren Gang des Talents unb ber Er- 
fahrung zu geben verflände. Aber in jedem falle, meine Herren, wirb bie 
Bewunderung dafür, daß Iemand nicht fällt, bie Bewunderung, bie man 
ja jedem Seiltänzer würde zuwenden müffen, eine Bewunderung fein, 
nach der niht Sedermanne Gaumen und Appetit fände. 

Ich, meine Herren, bellage aus ber Tiefe meines Herzens (ich fage eines 
vaterlänbifhen Herzens), daß man bie fcheinbare, augenblidliche Möglichkeit, die 
ſcheinbare Leichtigkeit, ven Staat nicht gerade zufammenbrechen zu ſehen, um ben 
Preis, wie ich fürchte, einer inneren Anftäiung erfauft, bie auf bie 
Dauer jede geſunde Staats-Leitung und vielleicht etwas in Gefahr 
bringt, was uns noch höher ftebt als Die Möglichkeit einer gejunden 
Staats-Leitung für diefen oder jenen Zeitpunkt.“ 
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Erwiderung ded Herrn von Bidmard. 


„Deine Herren! Es ift nicht meine Abficht, mich über das Maß 
einzelner, von dem Borredner gebrauchter ftarfer Ausdrüde auszuſprechen. 
Derfelbe hat das Minifterium mit Don QDuirote, fpäter mit Seiltänzern 
verglichen. Sch fühle keinen Beruf, mich über Fragen des guten 
Geſchmacks und der Schidlihfeit bier in eine Erörterung 
einzulaffen; e3 wird fid) zur Erledigung derjelben ein minder perfönlicher 
Weg finden: Ich will mich rein auf das Sachliche befchränfen, und habe 
nur deshalb das Wort ergriffen. — — — 

Der Herr DBorredner bat mir wiederholt den ſchon von andern 
Rednern gemachten Vorwurf auögeiprochen, daß die Königliche Regierung 
gegen fremde Regierungen über diplomatifche Verhandlungen mittheilender 
wäre als gegen die eigene Bolfövertretung. Aber, meine Herren, worin 
befteht daS ganze Weſen der Diplomatie und diplomatiicher Verhand⸗ 
lungen? Es befteht in Mittheilungen der Regierungen unter einander. 

Sie haben uns geftern vorgeworfen, daß wir und mit großer Ueber: 
lung über etwas mit Rußland verftändigt hätten, ohne uns der Anficht 
anderer Babinette darüber zu vergewilfern. Wenn nun durch Heußerungen 
anderer Babinette zu Zage tritt, daß der Vorwurf unbegründet ift, daß 
gerade Berhandlungen über den Gegenftand mit andern abinetten 
ihweben, ebenſo gut wie mit Rußland, jo fagen Sie, die Regierung hätte 
Unrecht gehandelt, indem fie gegen jremde Regierungen mittheilender wäre 
al3 gegen die eigene Yandeövertretung. Daraus folgt, daß wir nur dann 
Ihre Silligung ätten, wenn wir alle beabfichtigten diplomatifchen Ver⸗ 
bandlungen vorher auf der Tribline öffentlich verfündigen und Sie fragen: 
Sollen wir fie einleiten oder nicht? Ich glaube, daß in diefem Vorwurf 
von nenem eine Beftätigung der Anficht Liegt, die ich ausſprach, als ich 
heute zum erften Male das Wort nahm, daß wir eine unparteiifche 
und fahlihe Beurtheilung unferes Verhaltens von Ihnen 
aiht erwarten dürfen.“ 


31. März. Aus der Schlufrede des Referenten von Sybel. 


„Sähe ih mir gegenüber am Minifter-Tifh einen Mann, der 
bereite Zeugniß gegeben hätte von weitblidender Einfiht und 
einem Herzen für die Gerechtigkeit, jo würde ich weiter fragen, 
eh jeine Convention auch an die Berträge von 1815 erinnert, 
andasdortverbriefte Recht der Polen, unteribrereigenenfelbft- 
Bändigen Berfafjung zu leben, an das dort verbriefte Redt 
Preußens und Europas, daß in Warſchau nicht der Czar von Ruß— 
land, ſondern der König von Polen herrſche. (Bravo in ber Pol⸗ 
nüchen Fractien.) 

Aber freifih, wir find in dem Falle, uns bier ſolche Fragen eriparen zu 
innen. Welch ein Anlaß war bei ber jo plötzlich auftauchenden Verwickelung 
für unjere Regierung, welch ein Anlaß war für eine pofitive, fruchtbare, jchöpfe- 
rüche Bofttit eröffnet! Wenn unfer Minifterium diefe Polniſche Sade 
felbR in die Hand nahm mit dem rebliden Willen, endlich diefen Stachel 
me der Ferſe Europas berauszuziehen, endlich dieſe alte Europäiſche Wunde 
kbließen zu helfen, welde Stellung hätte es bamit im eigenen Rande und in 
Curopa eingenommen! 

Une, ber Heinften ber Europäiſchen Großmächte, trug bier ber Weltlauf 
ae ſolche Aufgabe entgegen, groß und dankbar, wie feine andere, und Preußen 
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bat biefe Aufgabe wie mit Füßen von fih weggeftoßen. Die von 
unferm Minifterium Tangerjehnte große Action bot fi ihm bier von jelbft bar. 
Aber, meine Herren, wen Gott verderben will, ven verblendet er! 
Unfere Minifter ſehen nicht, wie ihnen bier die Zuſtimmung der Böller und das 
Einverſtändniß der mädtigften Europäifchen Regierungen, wie ihnen eine Auf 
gabe weltgejchichtlicder Berfühnung und weltgeichichtlichen Ruhmes entgegenftrömte. 
Meine Herren, wo das Herz nicht mitredet, it aud der —* nicht 
in dem Beſitz ſeiner Kraft. Das Herz unſeres Miniſteriums 
aber, meine Herren, das ſcheint leider nur an Bildern der Un— 
freiheit und Unterdrückung zu hängen, und jo ſchrumpft beun 
auch ihre Staatd- und Kriegstunft wie ihr Verfaffungsleben zu 
ber Glorie der polizeilihen Chicane zufammen. (Bravo! Sehr 
wahr!) — — — 

— — Es ift wahr, wir thun Alles, um unfere Regierung zu keiner ver- 
kehrten Action gelangen zu laſſen, und ich will mit voller Offenheit binzujegen, 
wir würden Alles tbun, aud um fie von auswärtigen Actionen 
abzubalten, welche felbft unter Umſtänden vielleihtzwedmäßige 
Ziele ins Auge nehmen. Wir thun das und ich weiß, daß bie unendlide 
Mehrheit unferes Volkes das begehrt und billigt und gutheißt, ſodaß auch für 
die Zukunft ein Jeder, ber fih troß dieſes Willens der Nation an einer folden 
Action betheiligen möchte, breimal über fein Intereffe nachzudenken Urjache bitte. 
Wir thun fo aus einem Auferft einfachen Grunde — wahrhaftig nicht, meine 
Herren, weil wir etwa eine politifhe Furcht vor auswärtigen Lorbeeren unjerer 
Minifter hätten; wir würben folche Lorbeeren mit Freude als äußere Ehren unferes 
Staates begrüßen und fir unfer Inneres feinen Schaden davon erwarten, benn 
wir wiffen, daß unjer Volk nicht des Stoffes if, um Recht und Gefet und Freiheit 
gegen ein Rorbeergericht zu verhandeln. 

Wir thun fo nad der gerade entgegengefehten Ueberzeugung, 
daß diefes Minifterium an feiner Stelle Torbeer ernten wird, em: 
Ueberzeugung, die uns gerade burch die Konvention und die daran gefnüpften 
Berhanblungen bis zur höchften und fonnenbellften Deutlichleit gebiehen if. Wir 
zieben in unferer Lage einen befheibenen und jelbft demüthigen 
grieben einer traurigen Niederlage, jelbft in einem geredten 

riege vor; und weil wir von ber Wahrheit durchdrungen jind, 
Daß unter diejen Führern die Niederlage überall Die unver: 
meiblihe Folge fein wird, fo wird unfer Wort lets: Gewehr bei 
Fuß! lauten, fo lange die Krone dieſe Minifter behält. Wunder 
fih Niemand, meine Herren, daß auch bie beften Patrioten bei bem Rufe: Frei- 
willige vor, zurüdbleiben, fo lange notorijh unfähige und unglüdlide 
Befehlshaber an ber Spige fteben. Wundere ſich Niemand, daß fid 
feine freiwillige Matrofen melden, wenn zur Erpebition ein notorifc jee: 
untüdhtiges Schiff gewählt wird. 

Meine Herren, unſer Staat ift das einft fo ſtolze Kriegsichiff, deſſen ſcharfer 
Kiel mit Braufen die Wellen der Jahrhunderte durchſchnitt, deſſen Seiten, oft 
vom Sturme wund gepeitfcht, mit dem Eifenpanzer Preufiicher Vollskraft gefeftigt 
waren, und welches jett, mit thöricht Überbhöhten Maften, des beften 
Theiles feines Eifens und feiner Dampflraft beraubt, mit 
Herrn von Roon im Mafdhinenraum und Herrn von Bismard 
am Steuer in ben gährenben Dcean der Europäifhen Händel 
ſich hinauswagen foll. Dafür mag ſtimmen werwill, ih vermag 
e8 nicht, und ich hoffe, Sie alle werden es nicht vermögen. Bir 
wollen unfer Land feinem Könige, und unfern König feinem 
Lande erretten, — und besbalb werden wir heute und morgen 
und immerbar unfere Stimmen gegen die falſchen Rathſchläge 
ber jetigen Ratbgeber ber Krone erheben, fhonungslos und 
rüdfihtslos! (Lebhaftes Bravo!) 
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Wahrhaftig, meine Herren, es ift feine freude, fo vom eigenen Staate und 
von der eigenen Regierung zu reden. Es ift ein bitterer Schmerz, und ich barf 
wohl fagen, man wirb mir glauben, baß es mir ein bitterer Schmerz ift, denn 
von mir weiß e8 Mancher, daß ich die befte, ehrenvollſte, wirkungsreichſte Stellung 
nur um deshalb verlaflen babe, weil ich bort nicht mehr von Preußens Ehre 
reben follte! Aber wenn wir beute biefen Schmerz empfinden, und kein Mittel 
baben, ihn zu wermeiben, fo haben wir wenigftens den einen Troſt, meine Herren: 
wir wiſſen, daß bie Gluth dieſes Schmerzes in unferm Volke alle 
faufen und trägen Stoffe verzehren, daß er unfere Gedanken 
snfbellen, unjeren Rechtsſinn kräftigen und unfere Julunft be- 
gründen wirb. So ſchwer wie wir den äußeren Unfegen unjerer Zuftänbe 
empfinden, ich Bitte Gott dennoch, daß er ihm nicht vor der Zeit ablürze, bis 
diefe innere Reinigung und Läuterung fih vollftändig vollzogen 
bat. Unter allen vorübergebenben Leiden bes Tages ift es ein bleibenber und 
ewiger Gewinn, ben ein Voll Durch den ftetigen allgegenwärtigen Kampf für das 
Recht davon trägt. Wer Tag für Zag gezwungen ift, meine Herren, alle feine 
Anftrengungen, all fein Dichten und Trachten auf Die Wahrung ber Gerechtigteit 
u wenden, ben hebt ein folder Verkehr mit dem Urgquell jegliches Guten über 
das Niedrige und Gemeine, über Selbftfucht und anarchiſches Gelüfte unmwider- 
Reblih empor. Wir fehen fchon heute, meine Herren, wie aller alter Barteihaber 
fh Th, wie %,, unferes Volles um das leuchtende Banner des Gejetzes gejchaart, 
ten Tag neue Disciplin und Ordnung, praftifche Kiugbeit und Standhaftigkeit, 
gegenieitiges Bertrauen und anerkennende Gerechtigkeit lernen. Und jett auf 
der tieften Stufe unferer Erniederung, jegt Dürfen wir es froh 
ausiprehen, wir fennen und Üben bie Kräfte, auf Deren vollen» 
teter Wirkung Preußen bereinft feine Zukunft wieder aufer- 
bauen wird. (debbaftes Bravo!) 


16. Bie erfle Wiederanregung der Schleswig - Holfteinfchen 
Frage. 


30. März. Erlaß der däniſchen Regierung in Betreff der 
Stellung Holſteins zur dänishen Monarchie. 


„Als Wir in Unſerer Allerhöchften Belfanntmachung vom 28. Januar 1852 
he Abfiht ausſprachen, die verfchiedenen Theile Unferer Monarchie durch eine 
gemeinichaftlicbe Verfaſſung zu einem wohlgeordneten Ganzen zu vereinen, waren 
Dir uns volllommen bewußt, was denn auch aus ben vorausgehenden Verhand⸗ 
lungen Binlänglich hervorgeht, daß eine foldhe gemeinschaftliche Verfaffung nur 
unter der Bedingung möglich jet, daß Unfere Souveränetät in unjeren beiden 
tentihen Herzogthümern nicht weiter, als durch bie beftehenden, von uns auge⸗ 
zommenen Bundesgeſetze begrenzt und beichränft und daß die Bevöllerung dieſer 
Herzogthümer fich ber neuen Staatsorbnung aufrichtig anfchließen würde. Diefe 
Borausfegungen find nicht in Erfillung gegangen. Die beutiche Bundesver⸗ 
ſammlung bat fi in bie inneren Berfafjungsangelegenheiten Unjerer Monarchie 
erngemifcht und Forderungen aufgeftellt, welche weber in den Bunbesgejeten eine 
Berehtigung finden, noch mit der Unabhängigkeit Unferer Krone und den Rechten 
Unierer zum Bunbe nicht gehörenden Lande vereinbar find, und die boffteinifchen 
vrovimgialſtände haben nicht nur jeden Vorſchlag zu einer Uebereinkunft er 
iondern fi ſelbſt im Principe gegen eine jede auf eine gemeinfhaftlihe Re⸗ 
Fräientation gebaute Geſanmtverfafſung erklärt. Ein folder Zuſtand innerer 
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Zerwürfnifſe, welcher ſchon ein Decennium hindurch die Entwickelung Unſeres 
Reichs gelaͤhmt hat, darf nicht fortdauern. Nach ben unbefriedigenden Ergebniſſen 
ber letzten holſteiniſchen Ständeverſammlung müſſen Wir es daher jetzt Für 
Unſere Regentenpflicht halten, über die verfaſſungsmäßige Stellung des Herzog⸗ 
thums Holſtein in der Monarchie Beſtimmungen zu treffen, welche, ſoweit dies 
möglich iſt, den Forderungen des deutſchen Bundes entſprechen. Wir haben uns 
dabei auf das dringend Nothwendige beſchränkt, um die weitere Ausbiſldung und 
enbdgiltige Ordnung ber freien Mitwirkung Unjeres Volks und beffen verfaffungs⸗ 
mäßigen Bertretern worzubehalten. Wir haben baher allergnäbigft beichloffen und 
befeblen hiemit wie folgt: „... Art. 2. Das Herzogthbum Holftein fol aud 
in Zulunft an ben im vorläufigen Normalbubget von 28. Februar 1856 für 
eine zweijährige Finanzperiode aufgeführten, für bie Monarchie gemeinihaftlichen 
Ausgaben Theil nehmen... . Die über die Aujähe bes Normalbudgets hinaus 
nöthigen Zuſchüſſe jollen für Holftein den holſteiniſchen Ständen zur Bewilligung 
vorgelegt werben. Art. 5. Die gefeßgebende Gewalt in allen gemeinſchaftlichen 
Angelegenheiten fol für Unfer Herzogthum Hofftein von Uns und den bolfteinifchen 
Ständen im Berein ausgeübt werden. Wenn ein ſolches Gejek von Une mit 
Genehmigung ber Stände für Holftein erlaffen wird, ohne daß ein gleidhlautendes 
Geſetz gleichzeitig in den übrigen Landestheilen eingeführt werben faun, follen 
bie in Folge beffen nothwendigen Beranftaltungen getroffen werben, injofern das 
Geſetz ein Verhältniß betrifft, worin eine verſchiedene Gefetsgebung mit der Auf» 
rechthaltung der bisherigen Gemeinſchaft unvereinbar ift.“ 


15./17. April. Webereinftimmender Proteft Preußend und Oefter- 
reichs gegen den däniſchen Erlaß. 


Der Unterzeichnete iſt beauftragt, dem Herrn Miniſter Hall zu 
erklären, daß ſeine Allerhöchſte Regierung dem deutſchen Bunde die Beur- 
theilung der durch die Erlaffe (vom 30 März) getroffenen Maßregeln 
vorbehält und fir denſelben ebenfo wie für ſich felbft alle auf die Ber: 
einbarungen von 1852 oder auf irgend welchen anderen Örundlagen be- 
ruhenden Rechte und Anſprüche bundesrehtliher oder völferrechtlicher 
Natur, wie hiermit gefchieht, ausdrücklich mahrt. 


15. April. Belondere Depeiche ded Herrn von Bidmard an den 
Gejandten von Balan. 


Die Königliche Regierung bat fi ſchon im Jahre 1850 nicht ver⸗ 
—* können, daß fie durch ihre Empfehlung der Vorſchläge und Ver⸗ 
prehungen Seiner Majeftät des Königs von Dänemark zur Annahme 
des Bundes eine ernfte VBerantwortlichleit gegen den leteren übernommen 
babe, und daß fie felbft Vorwürfen nicht entgehen werde, wenn das da⸗ 
mals ausgeſprochene Vertrauen auf eine mirklich befriedigende Löſung ſich 
als eine Illuſion erweilen ſollte. Im Gefühle diefer Berantwortiichfeit 
bat fie, auch nachdem ihr Mandat an den Bund zurädgegeben und Die 
anze Angelegenheit wieder in des legteren Hände gelegt war, es für ihre 

flicht gehalten, im Lauf des feitdem verfloffenen Decenniums, mit allen 
ihr im Wege freundichaftlihen Rathes und erufter Mahnung zu Gebote 
ftehenden Mitteln auf die wirkliche Ausführung jener Vorſchläge und die 
Erfüllung jener Berheißungen binzuwirten. Sie bat namentlich im ver- 
angenen Jahre durch die in Gemeinfchaft mit dem Wiener Cabinet ge» 
hrten Berhandlungen noch den Verſuch gemacht, die königlich däniſche 
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Regierung zu einer Anerfennung der Rechte des Deutfchen Bundes auf 
der Bafig der Vereinbarungen von 1851/52 zu bewegen. Die Antwort 
auf diefe, von der größten Mäßigung eingegebenen Bemühungen ift in 
der Bekanntmachung vom 30. März d. J. enthalten. _ 

Denn die königlich däniſche Negierung bis dahin die 1851 und 1852 
von ihr gegebenen Berjicherungen nur unerfüllt gelafjen hatte, jo hat fie nun- 
mehr durch dieſen Erlaß denjelben direct zuwider gehandelt und fich in weſent⸗ 
chen Punkten ausdrüdlich von ihnen losgefagt. “Der in dem Eingange der 
Verordnung gemachte Berfuh, die Schuld der Nichtausführung auf den 
Deutichen Bund und die holfteinifchen Stände zu werfen, ift in fi felbft zu 
nichtig und bereit3 zu oft und zu gründlich widerlegt, ald daß es jetzt noch 
etwad Anderes bedürfte, als einer einfachen Abmeifung deſſelben. Wir 
werden ed dem Bunde überlaffen fünnen, auf die Geduld hinzuweiſen, mit 
welher er nun zehn Jahre lang auf die Ausführung gewartet hat. Aber 
wir fönnen nicht umbin, der königlich däniichen Regierung ſchon jetzt und 
in unſerem eigenen Namen zu erklären, daß wir die Bedingungen, 
unter welchen wir im Frühjahr 1852 in die Zurückgabe der 
Regierungsgemalt in die Hände des König-Herzogs willigten 
und im Sommer dejfelben Jahres die Sanction des Bundes 
dafür beantragten, Durch das jegige Vorgehen der königlich dä— 
niihen Regierung verlegt finden, und Daß wir derjelben weder 
und no dem Bunde gegenüber das Recht zugeſtehen können, 
von den Berpflidtungen, melde fie uert Preußen und 
Oeferreich und jodann dem Bunde gegenüber, ausdrüdlid 
übernommen hatte, und welche bereit3 vor Jahren von der 
töniglih großbrittanifhen Regierung als eine Ehrenſchuld 
bezeihnet worden jind, einjeitig zurüdzutreten. In diefem 
Zinne haben wir unfere Rechtsverwahrung durch die von Em. Ercellenz 
übergebene Note eingelegt und miederholen diejelbe noch befonders im 
unierem eigenen Namen. Wir können ed nur auf's Xieffte bedauern, 
menn durch die neuen, den Tendenzen einer belannten, auf die vollftändige 
Incorporation Schleswigs hinarbeitenden Partei entiprechenden Map- 
regeln da8 ganze Ergebniß der Verhandlungen von 1851/52 wieder in 
Stage geftellt erfcheint, und wenn dadurch felbft die legten Vermittelungs⸗ 
verjuhe einer befreundeten und unparteiiſchen Macht, mie die königlich 
Fyotritianiſche Regierung ſich erwieſen hat, direct entgegengetreten iſt. 

ber wir müſſen die Schuld der möglicherweiſe daran ſich 
knüpfenden Bermwidelungen lediglich der königlich däniſchen 
Regierung zufchieben, melde es vorgezogen bat, ftatt der auch von 
anderen Seiten unterftügten Rathſchläge diefer Macht, den Eingebungen 
emer Partei zu folgen, welche unter dem Vorwande fpeciell dänifcher In 
tereiin das jo wünſchenswerthe und fo natlirliche gute Einvernehmen 
zwiſchen Dänemark und Deutſchland zu ftören beflifjien geweſen ift. 


von Bismard. 


17. April. Snterpellation des Abg. Tweften im Abgeordnetenhaufe. 
„ob die Königlihe Staatd- Regierung in ben Erlaffen der 
Däniichen Regierung vom 30. März d. 3. eine Verlegung 
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der in den Berhandlungen der Sabre 1851 und 1852 
gegebenen Zuficherungen erkennt und ob ſich die Königliche 
Staats-Regierung ihrerjeit3 noch ferner an die im Dielen 
Berhandlungen und in Folge derjelben übernommenen 
Berpflichtungen gebunden erachtet?“ 


Aus der Rede des Abg. T weiten. 


„Die Dänen würben ſchwerlich in biefem Augenblide ben flagranten Ber- 
tragsbruch gewagt haben, dasjenige Proviſorium, gegen welches die Deutſchen 
Mächte von jeher als vertragswidrig proteſtirt haben, in ein definitivum zu ver⸗ 
wandeln, wenn fie nicht glaubten, daß Preußen außer Staube fei, jetzt jeine 
eigenen Rechte aus ben Berbaublungen ber Sabre 1851 und 1852 unb Die 
Rechte der Herzogthümer geltend zu machen. Die Dänen wijjenallertings, 
daß unter den gegenwärtigen Umſtänden eine Preußiſche Regierung, 
welhe mit dem eigenen Lande im bärteften Widerſpruch ſteht, 
welche eine kaum neunenswertbe Partei in ber Vertretung bes eigenen Bolfes 
hinter fih bat, daß eine Regierung, welche in Folge der inneren Zuſtände auch 
im übrigen Deutihland vollftändig ohne Einfluß unb ohne jeve 
Möglichkeit ift, eine Fräftige Initiative zır ergreifen, daß eine Regierung, welche 
baneben Preußen auch nah Außen bin gänzlich ijolirt bat, weldhe durch 
ihre Politik in der Bolnifchen Angelegenheit den Preußiſchen Staat in bie äußerfte 
Spannung zu den Weftmächten gebracht hat, daß die völlig außer Stand 
ift, einen Krieg mit Dänemark zu führen; und wenn bie Preußiſche 
Regierung unter ben jetzigen Umftänden dazn geneigt fein follte, jo werden 
wir einer ſolchen Neigung entfchieden entgegentreten müſſen, meine ich, 
weil wir die jesigen Znftände nicht als ſolche betrachten können, umter 
denen unter irgend welchen Umſtänden ein glüdliches Reſultat des Krieges 
und eine glüdliche definitive Löſung dieſes Streites zu erwarten wäre. 

Bielleiht, meine Herren, denken die Dänen auch, daß bie jett regierenbe 
Partei nicht eben geneigt wäre, gegen Dänemark einzufchreiten, fie können fich 
dafür auf die Vergangenheit der Kriegsjahre berufen. Der Herr Minifter- 
Präſident bezeichnet im Jahre 1849 den Krieg mit Dänemark als „ein höchſt 
ungerechtes, frinole8 und verberbliches Unternehmen, zur Unterflügung einer ganz 
unmotiwirten Rebellion.” 


Antwort Bismarcks. 


Bevor ih zu Beantwortung der Interpellation übergehe, erlaube 
ih mir, auf einen Theil der Aeußerungen des Herrn Vorredners einige 
Morte zu erwidern. 

Ich bedaure, daß derjelbe feiner im Uebrigen fo gründlichen und 
fachliden Entwidelung einige Momente beigemifcht hat, welche faft darauf 
berechnet jchienen, die Wirkung feiner Auseinanderſetzung außerhalb diefer 
Wände abzufhmwäcen. Der Herr Vorredner, denke ich, erwartet von mir, 
Daß ich die Sache der Deutſchen Herzogthiimer Dänemark gegenüber in 
meiner amtlichen Eigenfchaft vertreten Sole, Ich kann kaum glauben, daß 
er mir dieſe Aufgabe dadurch hat erleichtern wollen, daß er Bruchſtücke 
einer Rede las, die ich vor 14 Jahren in dieſen Räumen gehalten habe. 
Es wird mich dies aber nicht abhalten, in meiner Eigenſchaft als Mi— 
niſter des Auswärtigen ausſchließlich die Intereſſen dieſes Landes zu ver⸗ 
treten, wie ſie ſich Ya entwidelt haben, und nicht perfünliche An⸗ 
fihten, die ich vor 14 Fahren etwa ausgeſprochen habe. 
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Der Herr Vorredner hat ferner Dänemark darüber zu beruhigen 
gejuht, daß es einen Krieg in diefem Augenblide von Preußen unter 
ımjeren nach innen und außen gerelitteten Berbältniffen nicht zu erwarten 
babe. Meine Herren, zum Glüd ift man im Außlande nicht ebenfo leicht« 
gläubig, und ich Tann Sie verfidern nnd das Ausland verfidern, 
wenn wir es für nöthig finden Krieg zu führen, jo werden wir ihn 
führen mit oder ohne Spr Gutheißen. (Senjation). 

Auf die Interpellation antwortete ich Folgendes: 

(left). „Die Königliche Regierung bejaht die erſte der beiden in der 
Interpellation geftellten Fragen. 

Die Königlich Däniſche Regierung hatte bisher die von ihr 1851 
und 1852 gegebenen Berficherungen unerfüllt gelaffen; durch den Erlaß 
vom 30. März aber hat fie denjelben direct zumider gehandelt und fich 
m mejentlichen Punkten ausdrüdlih von ihnen losgeſagt. Was in Folge 
diejer Veränderung der Sachlage zu thuu fei, darüber wird die König— 
liche Regierung ihre Entſchließungen in Gemeinfchaft mit ihren Deutfchen 
Bundesgenoſſen fafien, bei welchen fie ficher ift, der vollften Bereitwillig- 
teit zu gemeinfamer Wahrung der Rechte Deutfchlands zu begegnen. 

Inzwiſchen haben Preußen und DOefterreih in der Thatſache, daß 
der Deutjche Bund durch fie in den Verhandlungen, aus welchen die Ber 
abredungen von 1852 herporgingen, vertreten wurde, den Anlaß gefunden, 
fh über dasjenige zu verftändigen, was ihnen bis zur Beſchlußnahme des 
Bundes zu thun obliege. 

Sie find daber von dem Grundſatze ausgegangen, daß die Wahrung 
Deutichen Rechtes in Holftein-Tauenburg und in Betreff Schleswigs eine 
nationale Ehrenpflicht bilde, zu deren Erfüllung der Bund in feiner Ge⸗ 
ſammtheit berechtigt und berufen fei, und daß es fich empfehle, dieſe 
Solidarität Deutihlands in allen Stadien der Verhandlung zum Aus- 
druck zu bringen. Dies jchließt indeffen nicht aus, daß, —** und 
Deſterreich aus dem Verhältniſſe ihrer Vertretung in den Jahren 1851 
bis 1862 den Beruf herleiten, für die Rechte des Bundes, ohne den 
Veſchlüſſen deſſelben vorzugreifen, in Kopenhagen ihre vorläufige Ver—⸗ 
wahrung gegen das Verfahren Dänemarks einzulegen. 

Wie beide Mächte, ſeitdem die Bereiwilligkeit Dänemarks zur Er- 
fülung feiner 1852 gegebenen Verſprechungen zweifelhaft geworden, ſich 
Kuömäßig haben angelegen fein lafien, die berechtigten Forderungen 

eutſchlands zur Geltung zu bringen, fo haben fie fi auch gegenwärtig 
über gemeinfchaftlih in Kopenhagen zu thuende Schritte verftändigt umd 
hie bereits ins Werk gejegt. Diefe Schritte find außerdem von gefonderten 
Kundgebungen beider Cabinette begleitet, deren Inhalt, nach dem eigen» 
thämlichen Berhältniffe eines jeden von ihnen, zu der Entftehung der Ver⸗ 
abredungen von 1851 biß 1852 bemeflen und geeignet ift, den Eindrud 
der vollen UWebereinftimmung zu verftärfen, in melder beide Deutſchen 
Mähte und mit ihnen vorausfichtlich die Gefammtheit deg Bundes dem 
Lorgehen Dänemarks entgegentreten.“ 


Aus der Erwibderung des Abg. Dr. Löwe. 


Wenn wir biefe Politil beflagen, die den Schwerpunkt unferes Staates 
acht mehr in Deutfchland findet, die Stüße nicht mehr im Baterlande, fonbern 
in feiner öftfihen Berbindung fucht, wenn wir dieſe Ruſſiſche Allianzpolitit be- 
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Hagen, fo begreifen wir zugleich vollftändig, daß das Minifterium eine folche reine 
Cabinetspolitik nicht mit unferer Wehrverfaffung von 1813, nicht mit einer Armee 
von 1813 ausführen könnte, dazu müßte es eine reorganifirte Armee haben, eine 
große ftehende Armee, mit der Kabinetspolitif getrieben werben kann, und zwar 
Kabinetspolitit gegen die nationale Bolitif. Wenn wir in dieſem Augenblide 
von tem Herrn Minifter gebört haben, daß er den Krieg führen würde ohne 
unfer Gutheißen, aljo ohne die Bewilligung, die nothwendig ift für einen großen 
Krieg, in dem wir vielleicht in Elend und Schande geftürzt werben follen, io 
müſſen wir mohl bedenken, daß dieſe Cabinetspolitik erft möglich geworden ift, 
wenn man nicht erft bei der Laudwehr anzuflopfen braucht, um dieſen Kabinets- 
frieg zu führen. Wir haben noch nicht foniel Rechte in unferm Berfaffungsieben 
erlangt, daß wir verhindern Finnen, daß unfer Vaterland nicht in einen unge: 
rechten, unglüdlicden Krieg geftürzt werde, und doch follen wir in diefem Augen- 
blicke das einzige indirecte Veto ſchon aufgeben, das die Nation feit bem Jahre 
1813 in großen Kriege» und Friedensfragen dur die Yandwehrverfaffung in 
Händen hatte? Nein, meine Herren, gewiß nicht! Um unſre inneren Verhält— 
niffe find wir nicht in der Tage, jetzt beftimmte Anträge zu ftellen, es ift wahr, 
aber wir müſſen und an unjere eigenen Pflichten erinnern, wir müſſen bem 
Herrn Minifter no einmal deutlich jagen, wie wir zu der Kriegäfrage fteben. 

Ich behaupte aber, daß bie Pflicht diefes Haufes dann dahin geht, dieſem 
Minifterium nicht blos megen feiner verwerflichen Grundſätze, nicht blos wegen 
feiner Tendenz die Mittel zu verjagen, fondern beſonders deshalb, weil biejes 
Minifterium einen fo außerorbentlihden Mangel an flaatsmän- 
nifher Geſchicklichkeit und Einſicht, an Kenntniß ber wirklichen 
Berbältniffe des Staats, befouders aber der wirlliden Madt- 
mittel Diefes Staats gezeigt hat, daß wir ihm keine neuen Mittet, 
fo weit wir es verhiudern können, in bie Hände geben bürjen, 
weil wir bie Mittel, bie wir ibm in die Hände geben, als ver- 
wüftet betrachten. In biefem Sinne verwahren wir und gegen biefe Er: 
HMärung des Herrn Minifter- Bräfidenten, welche die parlamentarische Sitte noch 
hindert, näher zu qualificiren, daß man einen Krieg führen wird ohne die Zu- 
ſtimmung der Bollsvertretung. Beginnen Tann man ihn, aber dieſe Männer 
werden niemals die Gejhide der Nation inHänden haben, wenn 
bie Nation mit ihrem Blute dafür eiuftehen muß; danu ift der 
Augenblid gelommen, wo fie dieſe Site, die fie im Rathe ber 
Nation immer freiwillig räumen, fobald große Angelegenheiten 
verbandelt werden, auf immer räumen werben. 


9. Zuli. Der deutihe Bund fordert die dänische Regierung auf, 
der Bekanntmachung vom 30. März feine Folge zu geben, 
widrigenfalls er ſich gemöthigt jehen würde, zur Aufredt- 
baltung der verlegten Rechte, was die Herzogthümer Hol- 
jtein und Lauenburg betrifft, dad bereitö durch ven Bundes: 
beihluß vom 12. Auguft 1858 eingeleitete Executionsver⸗ 
fahren wieder aufzunehmen, in Betreff des Herzogthums 
Schleswig aber alle geeigneten Mittel zur Geltendmachung 
der ihm durch ein völferrechtliches Ablommen erworbenen 
echte in Anwendung zu bringen. 
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27. Auguft. Der däniſche Gejandte erflärt, daß feine Regierung 
ih miht im Stande befinde, die Proclamation vom 
30. März zurüdzunehmen, dagegen fei fie bereit, „jede 
wünfchendwerthbe Auskunft über alle Diöpofitionen diejer 
Proclamation zu geben” und alle Vorſchläge, welde ihr 
in Beziehung auf die Herzogthümer Holftein und Lauenburg 
gemacht würden, in „ernjte Erwägung“ zu ziehen. 


3. September. Gircularbepefche des däniſchen Minifters Hall. 


„... Die Selbftfändigleit, welche Deutichland für Holftein mit einer Heftig- 
kit geforbert hatte, welche in umgelehrtem Berhältniffe zu ber Geſetzlichkeit der 
Forderung ſtand, ift von der Regierung bes Königs eingeräumt worden. Nach 
unjerer Auslegung der Belanntmachung vom 30. Min und, wie man bald zu 
jeben belommen wird, nach unferer Zeife fie auszuführen, wird Holftein von 
jept ab bazu gelangen, bie ganze freiheit zu genießen, die ber Bund wünſchen 
lann. Aber die Regierung iſt auf dem Wege der Berjühnung noch weiter ge 
gangen. Sie bat fidy bereit erklärt, fih mit dem Bundestage auf Verhandlungen 
enzulaffen, wenn diefe VBerfammlung nach einer etwas genaueren Unterſuchung 
der Belanutmahung, als die, welche fie berfelben bisher hat zu Theil werden 
lafſen, zu dem Reſultate kommen follte, daß noch einige Punkte zurüdftehen 
jelten, in denen die Bekanntmachung nicht hinreichend die holfteinifchen Inter- 
een wahrgenommen bat. Unter biejen Umftänben flieht man leicht ein, daß 
jede Befegung von Holftein, zu welder ber Bund follte ſchreiten 
wollen, felbft jedes Vorwandes entbehbren würde, um noch als 
bundesmäßige Handlung betrachtet werben zu können. Ihr Gegen- 
Rand würde fein, nicht Holftein eine jelbftfländige und unabhängige Stellung zu 
Kafien, fondern ben König zu zwingen, Forderungen einer ganz anderen Art 
mt Hinfiht auf Theile der Monarchie zu bewilligen, die, wie man auch fonft 
über die Competenz des Bundes mit Hinficht auf das Bundesgebiet urtheilen 
mag, außerhalb feines gejetslichen Umfreijes liegen. Wenn die Armeen Deutich- 
lants über die Eider gingen, würbe jeber ben internationalen Charalter eines 
ſelchen Schrittes anerkennen. Aber kann man einen einzigen Augenblid daran 
zweifeln, daß ber Bund einen durchaus gleichen Mißbrauch der Macht begeht, 
wenn er ſich in Beſitz von Holftein fett, mit ber notoriihen Abſicht, auf bie 
Einnahmen dieſes Landes Beichlag zu legen und jonach bie übrigen Theile ber 
Monarchie zu zwingen, allein die Laſt der Staatsſchuld und die anderen Aus- 
guben zu tragen, von denen ein Theil mit Recht Holftein obliegt? Dieje neuen 
Leſten, zu benen bie bedeutenden Ausgaben kommen, welche durch die Furcht 
nothwendig gemacht werben, daß die beutfchen Truppen von einem Tag auf ben 
anderen einen Einfall in Schleswig und in Jütland machen dürften, würde bald 
Danemark erbrüden und uns fchließlich zwingen, uns zu unterwerfen. Allen 
Eophismen der Welt wird es nicht gelingen, ben wahren Charakter einer 
fegenannten Erecution zu verbergen, bie unter folhen Umftänben und in folder 
Abſicht geſchieht; und ber einfachfte Menfchenverftand wirb begreifen, daß wir un 
menals ruhig in bie Stellung finden fönnen, bie man uns bereiten will, und 
Ne ſchlimmer als Krieg fein wirbe, Unjer Entfhluß war deßwegen lange 
gejaßt, und ich habe allen Grund, zu glauben, daß wir nicht auf unfere 
eigenen Häülfsmittel befhräntt fein werden, in einem Kampfe, 
ın welchem es nicht bloß das Schidfal Dänemarks, ſondern aud 
tie heiligſten Interefien des ganzen Nordens gilt... .“ 


ir Biomarck. 9 
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29. September. Engliſche Mahnung an den deutichen Bund. 


Aus der Depeſche Ruffells an den engliſchen Gejanbten in Frankfurt: 

„... 3. Maj. ift durch den Tractat von London vom 8. Mai 1852 verbunden, 
die Integrität und Unabhängigleit Dänemarks zu achten. Der Kaifer von Defler- 
reich und ber König von Breußen haben dieſelbe Berbinblichleit übernommen. 
J. Maj. würde nicht mit Gleichgültigkeit eine militärische Occupation Holfteins 
ieben, welche nur unter Bedingungen aufhören könnte, welche weſentlich bie 
Conftitution der ganzen däniſchen Monarchie berühren. I. Maj. Regierung würbe 
dieſe militärifche Occupation nicht als eine rechtmäßige Ausübung der Macht 
des deutſchen Bundes anerkennen, noch zulaffen, daß fie mit dem Namen einer 
eigentlichen Bunbeserecution belegt werben könnte. I. Maj. Regierung würde bei 
der Ausführung eines folhen Schritte gegen Dänemark und das europäiice 
Intereſſe nicht gleichgültig fein. I. Mai. Regierung erjucht daher bie beutide 
Bundesverfammlung ſehr ernftlih einzuhalten, und die Streitfrage zwiſchen 
Deutihland und Dänemark der Bermittlung anderer Mächte zu unterwerfen, 
welche ber Streit nicht berührt, die aber bei der Erhaltung bes Friedens von 
Europa und der Unabhängigkeit Dänemarks tief interejfirt find.“ 


1. Oftober. Bundestagsbeſchluß wegen Erecution gegen 
Dänemark. 


„I. Die k. dänifche berzoglich holftein-Tauenburgifche Regierung hat 
ihre bundesmäßigen Verpflichtungen bezüglih der Verfafjungsverhältnifie 
der Herzogthümer Holftein und Yauenburg nicht erfüllt, und insbeſondere 
den: Bundesbefchluffe vom 9. Juli d. J. durch ihre Erllärung vom 27. Auguft 
d. %. nicht Folge geleiftet; e8 ift daher nunmehr das geeignete Erecutions- 
verfahren zu — um die Ausführung der Bundesbeſchlüſſe vom 
11. Februar und 12. Auguft 1858, vom 8. I 1860, vom 7. Februar 
1861 und 9. Juli 1863, ſoweit dieſelbe nicht bereits ſtattgefunden hat, 
in den genannten beiden Herzogthümern herbeizuführen. II. Der Auftrag 
ur Vollziehung ift an die kaiſerliche öfterreichifche, die k. preußifche, die 
N ſächſiſche und die k. hannoverifche Regierung zu ertheilen, und zwar find 
1) die höchſten Regierungen von Sachſen und Hannover zu erfuchen, 
je einen Sivilcommiffär zu ernennen, welche eintretenden Falles nad) 
der ihnen dieferhalb von der Bundesverfammlung zu ertbeilenden In⸗ 
fteuftion das Erecutionsverfahren zu leiten und demzufolge, biß zur voll» 
ftändigen Erreihung des ad 1 bezeichneten Erecutionszwedes, im Auftrage 
des deutſchen Bundes die Verwaltung der Gerzogthiimer Holftein und 
Lauenburg anftatt und im Namen des Königd- Herzogs, unbefchadet der 
nur zeitweije filtirten echte deflelben, zu führen Gaben würden und 2) 
diefelben böchften Regierungen zu veranlafien, den Civilcommifjären eine 
TIruppenabtheilung von etma 6000 Mann, in zwilchen ihnen zu 
verabredender Zufammenfegung, beizugeben, zugleich aber auch die höchſten 
Regierungen von Deiterreid und Breußen zu erfuchen, in Gemein: 
jnaft mit denen von Königreich Sachſen und Hannover zur jofortigen 

nterftüguug der gedadhten Zruppenabtheilung tm Falle thatjäd: 
lichen Widerftandes gegen die Erecutionsvollitredung überlegene Streit: 
fräfte bereit zu halten. III. Bon diefem Beſchluſſe ift der königlich⸗ 
berzoglihen Regierung die Aufforderung zur olgeleiftung und Anzeige 
Darüber binnen 3 Wochen zu richten.“ 
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14. Dftober. Wiederholte Abmahnung Seitens Englande. 


„+... Wollen Sie dem Präfidenten der Bunbesverfammlung vorftellen, daß 
3. Maj. Regierung Grund babe zu glauben, es werbe die Antwort, welche 
Dänemark der Bunbesverfammlung geben wird, jeine Vereitwilligfeit zeigen, das 
Patent vom 30. März im Sinne des Bunbesbeichluffes vom März 1860 zu mobi- 
ficiren, b. 5. baffelbe proviforifch zu machen, bis bie beftnitine Stellung Holfteins 
mit Deutfchland vereinbart ift. Auf diefe Weife werben die bolfteinifchen Stänbe 
ibre conflitutionellen Privilegien als durch das Eönigliche Patent anerlannt beibe- 
beiten. Aber wenn dies geicheben, dann hofft Dänemark Aufihub ber Bundes⸗ 
erecution zu erlangen. Sie wollen dem Präfibenten der Bundesverſammlung 
vorſtellen, daß eine Bunbeserecution ſelbſt in ber Vorausſetzung, daß fie genau 
auf Holſtein bejchräntt bliebe, nicht erfolgen könnte, ohne bie ſchon beftehenben 
Schwierigkeiten zu vergrößern. Es ift jehr wahrſcheinlich, daß bie däniſche Re⸗ 
gering "hierauf mit Repreſſalien und einer dem beutichen Handel ſehr nach⸗ 
tbeifigen Blokade erwiedern würde. Aber ſolche Maßregeln würden in Deutfchland 
joriel Erbitterung hervorrufen, wie die Bunbeserecution in Dänemarl. — 
3 Maj. Regierung läßt die Anſprüche des Bundes in Holftein und Lauenburg 
völlig gelten, ift aber der Anficht, daß, wenn bie Forberungen der Bunbesver- 
jammlung auf bie deutſchen Herzogthümer ſich beichräntten, diejelben ohne Bundes⸗ 
erecution und ohne fi den mit der Ergreifung einer folhen äußerften Maßregel 
verbimbenen Gefahren auszuſetzen, befriebigt werben fünnten.” 


22. Dftober. Die Bundesverfammlung beſchließt die engliichen 
Depeſchen ablehnend zu beantworten, da die Erecution in 
Holftein= Lauenburg eine innere deutfche Frage Jet. 

15. November. Tod ded Königs von Dänemark. (. |päter.) 


17. Weitere Entwickelung des inneren Konflikts. 


9. Mai. Berhandlungen über die Militärfrage. 
Die Nothwendigfeit der Neorganijation. 


Aus der Erflärung bes Kriegs - Minifters von Roon: 


„Die Üeberzeugung, welche die Regierung bei ihren Reorganifationsplänen 
leitet, ıft eine fehr tiefe und jeher wohlerwogene. Die Regierung ift ſich dabei 
dewußt, daß es fih um die heiligften Interefjen des Vaterlandes handelt. Des- 
balb bat die Regierung im Jahre 1860 den erften Entwurf eingebracht; deswegen 
bat fie ihn feftgehalten, mit ber ihr vorgeworfenen Zähigfeit und Konſequenz — 
von der man bier gejagt hat: baß fie einer befferen Sache würdig wäre. ‘Meine 
Herren, eine beſſere Sache giebt es nidt! 

Benn die Reorganifation der Armee die Schlagfertigleit bes preußiichen 
Volles nach der Ueberzeugung ber Regierung für alle Zeiten fichert, jo ift Damit 
ewas beabfichtigt, was unfer Aller wejentlichfte und wichtigfte Intereffen auf das 
Alertieffte und Innigſte berührt, und ich kann mich nicht enthalten, zu bemerken, 
taf, wenn die Regierung durch die Beichlüffe der anderen Faltoren der Geſetz⸗ 
gebung an der Ausführung dieſes wichtigften Werkes, welches feit dem Frieden 
beakfichtigt worden, gebinvert wird, auf Sie die Verantwortung fällt, auf Sie, 
meine Herren (nach links gewendet), die Verantwortung und nicht allein die Ber- 
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antwortung vor ben Zeitgenofien, ſondern auch vor ben Nachkommen. Weine 
Herren! Wenn die Ketten ber Frembberrichaft im Lande raffeln, dann wirb man 
gewahr werben, was man verihmäht und aurldgewiefen bat. 

Der Zwed jeber Armee ift doch — in kurzen Worten — Bertheibigung 
des Baterlandes nah außen. Diefer Aufgabe muß bie Armee gewachſen jein. 
Wenn fie es if, dann erfüllt fie ihre Beftimmung; wenn fie aber dieſer Aufgabe 
nicht gewachien ift, meine Herren, dann fort mit ihr! dann find Ihre 153,000 Mann 
auch noch viel zu viel. Warum wollen Sie bieje dann unterhalten? Wenn Sie 
aber für bie Löſung der Aufgabe eine ftärlere Armee für nothwendig balten 
müſſen, fo glaube ich, ift es eines jeden Baterlanbsfreunbes Pflicht, dafür zu 
forgen, daß eine foldhe eriftirt, und biefer Verpflichtung hat fich bie Regierung 
nit entziehen zn dürfen geglaubt. Ich bin aber der Meinung, daß das Land, 
daß unfrer edles, ftolges Bolt zu einer ſolchen Berzichtleiftung auf Wehrfähigkeit 
uud Selbftfländigfeit nicht entfchloffen ift. Ich bin der Meinung, daß unſer Boll 
weit entfernt davon ift, die Armee abzufchaffen, ober auch nur in einem Maße 
zu verringern, baß fie ihrer Aufgabe nicht gewachſen wäre. Daran denkbkt das 
Land nicht; unfer Bolt weiß jehr gut, daß feine ruhmvolle Geſchichte Eins ift 
mit ber Gefchichte feiner glorreihen Armee, und diefes Bewußtjein hat fidh be 
währt und lebendig erhalten bis in bie legten Jahrzehnte.“ 


11. Mai. Konflikt des Kriegd- Minifterd mit dem Bice- Präft- 
denten von Bodum: Dolffs. 


Erklärung des Staatd-Minifjteriums. 


„sn der heutigen Sigung hat der mitunterzeichnete Kriegsminiſter ſich 
genöthigt gefehen, perfünlich verlegende Aeußerungen einzelner Mitglieder 
des Haufe der Abgeordneten, nachdem diefe von dem Präfidium nicht 
geritgt worden waren, feinerjeit3 zurüdzumeifen. Er ift dabei vom Präfis 
dentenftuhl aus unterbrochen worden; feine Bitte, ihn nicht zu unter 
brechen, und feine Berufung auf das verfaffungdmäßige Recht der Miniſter 
haben fein Gehör gefunden; es iſt ihm jogar vom Präfidentenftuhle aus 
Schweigen geboten worden. Die Sigung wurde demnächſt vertagt. Das 
Staats » Minifterium glaubt, das Berfahren des Präfidiums feiner prin- 
ipiellen Bedeutung wegen zum Gegenftand einer Erörterung machen zu 
den. Nah Art. 60 der Berfafjungs Urkunde müfjen die —** auf 
ihr Verlangen zu jeder Zeit gehört werden, jede Kammer kann die Gegen⸗ 
wart der Miniſter verlangen. Nach den Artikeln 78 und 84 regelt jede 
Kammer ihren Gejhäftsgang und ihre Disziplin durch eine Geſchäfts⸗ 
ordnung und können die Deitglieder der Sammer für ihre ausgejprochenen 
Meinungen nur innerhalb der Kammer auf den Grund der Gejchäfts- 
ordnung zur Rechenſchaft gezogen werden. Diefe Beftimmungen der Ber 
faflungs=» Urkunde, und fie find die einzig maßgebenden, unterwerfen nur 
die Häufer des Landtages der durch ihre Gejchäftsordnung geregelten 
Disziplin, ftellen die ftrenge Handhabung derfelben aber auch in Ausſicht, 
indem fie in Hinblid auf diefe die Anwendung der allgemeinen Straige: 
fege gegen etwaige ungejegliche Aeußerungen der Abgeordneten ausfchliegen. 
Den Diniftern fteht da8 gleiche Privilegium nicht zur Seite, dagegen find 
fie auch der Disziplin des Haufes durch keine Beitimmung unterworfen. 
Mit dieſen verfaflungsmäßig feitgeftellten Grundjägen fteht das heute 
vom Präfidentenftuhl aus beobachtete Verfahren im Widerfprud. Das 
Präfidium bat unter Berufung auf die ihm angeblich zuitehenden Dis⸗ 


133 
1863. 


änfiner- Befugmifie einen DMinifter unterbrochen und ihm Schweigen auf- 
erlegt. 


Wenn der Art. 60 der Berfafiung den Kammern das Recht beilegt, 
die Gegenwart der Miniſter zu verlangen, fo ift daS Korrelat der daraus 
fi) ergebenden Verpflichtungen der Miniſter deren Anſpruch auf Gewäh⸗ 
rung des ihnen zuftebenden Rechts, zu jeder Zeit gehört zu werden. “Dies 
Rec wird aber illuſoriſch gemacht, wenn das Präfidium die ãA 
in Anſpruch nimmt, nach eigenem Ermeſſen den Umfang und das Maß 
der Redefreiheit der Miniſter zu beſchränken. So lange dieſer dem heu⸗ 
KH Verfahren des Präfidiums zu Grunde liegende Anfpruch aufrecht 
erhalten wird, glaubt das StaatSminifterium der ihm nur unter Boraud- 
fegung der vollen Gewährung feiner Rechte auferlegten Verpflichtung, in 
den Kammern auf Verlangen gegenwärtig zu fein, ohne Preisgebung der 
den Räthen der Krone —— gebührenden Stellung, nicht nach⸗ 
kommen zu können. Das Staatsminiſterium muß ſich vielmehr 
der Theilnahme an den Berathungen des Abgeordnetenhauſes 
fo lange enthalten, big ihm dur das Präfidium die hierdurch 
erbetene Erklärung zugeht. daß eine Wiederholung des heu— 
tigen, der geſetzlichen Begründung entbehrenden Verfahrens 
age ein Mitglied des StaatSminifteriumd nicht in Ausficht 

eht.“ (Folgen die Unterfchriften des gefammten Staatsminifteriums.) 


15. Mai. Beſchlüſſe ded Abgeordnetenhaufes. 


. Daß der Präſident jeden Rebner, alfo auch bie Minifter unterbrechen kann, 

. daß durch eine ſolche Unterbrehung das verfaffungsmäßige Recht der Mi- 

nifter, jederzeit gehört zu werben, nicht beeinträchtigt wird, 

. daß es hingegen verfafjungswibrig ift, wenn bie Minifter ihre Gegenwart 
im Haufe willfürlih von VBorbebingungen abhängig machen, 

. daß demnach das Haus fich nicht veranlaft findet, auf das im Schreiben 
des Staatsminifteriums vom 11. Mat ausgefprochene Verlangen einzugeben. 


[0 u 37 BE 5 0 


16. Mai. Weitere Erklärung ded Staatd-Minifteriumd zur Aufs 
rechterhaltung der Erklärung vom 11. Mai. 


Das Abgeordnetenhaus bleibt bei feinen Beihlüffen vom 

15. Mai ſtehen und beichließt, eine Adreffe an die Krone 

zu richten, um feine allgemeinen Beſchwerden über das 
Minifterium vorzubringen. 

20, Mai. Allerhoöchſte Botihaft an dad Abgeordnetenhaus. 


— — „Bir fönnen e8 der Würde Unferer Regierung nicht fir ent« 
iprehend erachten, daß Unfere Minifter als Vertreter der Krone den Ber- 
bandlungen des Hauſes, unter Verzichtleiftung auf die ihnen rechtlich 
suftehende und verfafſungsmäßig verbriefte felbftftändige Stellung gegenüber 
dem Haufe der Abgeordneten und dem Präfidium deflelben betwohnen. 

ir können daher das Haus der Abgeordneten nur ermahnen, einer 
Lage der Dinge, unter welcher die wefentlichften Intereffen des Landes 
leiden, ein Ende zu machen, indem das Haus der Abgeordneten Unferen 
Miniftern die von denfelben verlangte Anerkennung ihrer verfaſſungs⸗ 
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mäßigen Rechte gewährt und dadurd das fernere gejchäftlihe Zufammen- 
wirfen ermöglicht, ohne welches ein Ergebniß der Verhandlungen bes 
Landtages ſich nicht in Ausficht nehmen läßt.“ — — 


22. Mai. Adreſſe ded Abgeordnetenhaufes an Se. Majeftät 
den König. 


I. „Ew. Majeſtät Allerhöchfte Botichaft vom 20. d. Mte. if vom Haufe 

der Abgeordneten ehrfurchtsvoll entgegengenommen worben. 
ir lönnen Daraus nur entnehmen, bat Ew. Majeftät die Verhandlungen 

des Haufes nicht wahrheitsgetreu vorgetragen worben find. Unfer Präfibent 
bat in der Sikung vom 11. d. Mts. nicht ven Anfpruch erhoben, die Minifter 
Em. Majeftät feiner Disciplinargewalt zu unterwerfen. Er bat nit unter Be⸗ 
rufung auf feine Diseiplinargewalt den Miniftern Schweigen gehoten, fonbern 
nur Gebrauch gemacht von bem ſtets und ohne Widerſpruch der Minifter gelibten 
Recht, das Wort jederzeit felbft zu ergreifen und zu dem Zwecke Schweigen zu 
verlangen. In Uebereinflimmung bamit bat das Haus der Abgeordnieten am 
15. d. Mis. den Beſchluß gefaßt: 

daß der Präfident vermöge des ihm allein zuſtehenden Rechts, bie 

Verhandlungen zu leiten und bie Ordnung im Haufe aufrecht zu er: 

balten, jeden Rebner, auch die Miniſter und beren Stellvertreter, 

unterbredden kann. 

Das Haus hat biernah von den Miniftern feine Verzichtleiftung auf ibre 
verfaffungsmäßige felbftändige Stellung gefordert; e8 bat ſich fireng auf den vor⸗ 
liegenden Fall beichränkt, und zur Vermeidung eines weder dadurch, noch Durch 
die Zeitumftände gebotenen Streites jede Beihlußfaffung über das Recht zum 
Ordnungsruf, zur Entziehung des Wortes und zu einer fogenannten Disciplinar- 
gemalt jorgfältig vermieden. Dagegen haben die Minifter Em. Majeflät mwiber 
den Wortlaut ber Berfaffung, welcher jebem ber beiden Häufer das Recht zu: 
ſpricht, die Gegenwart der Miniſter zu verlangen, ihr Erjcheinen abhängig ge- 
macht von der unmögliden Bedingung ber Zurücknahme einer Behauptung, 
welche bei dieſem Hergang weder von bem Präfidium, noch von dem Haufe aus- 
geſprochen war. 

I. Das Haus der Abgeordneten ftanb bei Empfang ber Allerhöchften 
Botihaft in Begriff, Ew. Majeflät mit feiner Vorftellung gegen dies Verfahren 
feine allgemeinen Beichwerben über die Minifter der Krone offen und ehrerbietig 
darzulegen. 

es find mehr als drei Donate vergangen feit unferer ehrfurchtsvollen 
Abreffe vom 29. Januar d.%., ohne daß bie Nüdkehr zu verfaffungsmärigen 
zunanen erfolgt, ohne daß eine Bürgichaft für diefe Rüdkehr gewonnen wäre. 

ie Minifter Ew. Majeftät fahren vielmehr fort, verfafjungswidrige Grund- 
füße offen auszufprehen und zu betbätigen. — — 

Nicht genug damit, haben fie ihre Mitwirkung dazu verweigert, das in ber 
Berfaffung verheißene Ausführungsgeſetz über die Berantwortlichkeit der Minifter 
mit der Tanbesvertretung zu vereinbaren; ja fie haben keinen Anftand genommen, 
vor verfammeltem Haufe zu erklären, daß fie ihre Verantwortlichleit dem Spruche 
bes von der Verfafjung dazu berufenen Gerichtshofes nicht unterwerfen können. 

III. Inzwiſchen bat das Haus der Abgeordneten pflichtmäßig Diejenigen 
Verhandlungen fortgefettt, welche den Lande feine vollsthümliche Wehrverfafſung 
erhalten, dem Heere bie gefetlihe Grundlage fihern, bie Ordnung des Staats- 
haushaltes herftellen, dem Lande fein verfaffungsmäßiges Recht und feinen inneren 
Frieden wiedergeben follten. Die Minifter ver Krone find es, welche durch das 
Abbrechen der perfönlihen Verhandlung mit bem Haufe, biefen Zweck ber 
Seſſion vereiteln. Ä 

IV. Dem innern Zerwürfniß bat fich ſtets wachſend bie äußere Gefahr 
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zugeiellt. Unter Ew. Majeflät Regierung war Preußens äußere Tage günftiger 
geteorben, als ſeit langer Zeit. Die Hoffnungen auf Wieberherftellung ber Macht 
and Einheit Deutichlands hatten fi von Neuem belebt. 

Die gegenwärtigen Minifter Ew. Majeftät haben biefe Erwartungen ge- 
täufcht. Durch ihre Politik nah Außen, durch ihr verfaffungswidriges Verfahren 
im Innern haben fie das Vertrauen der Bölfer und der Regierungen 
verſcherzt. Preußen ſteht faft allein in Deutichland, ja in Europa. 

Das Haus der Abgeorbneten hat feine Stimme zu wieberholten Malen 
erhoben, um bie Minifter Ew. Majeftät aufzuhalten auf den gefährlichen Wegen, 
weiche fie in der auswärtigen Politik betreten haben. Sein Rath ift zurüdge- 
wiefen worden. Die Minifter haben erklärt, fie würben, wenn fie es für nöthig 
hielten, Krieg führen mit ober ohne Gutheißen ber Tanbesvertretung. 


Allergnäbigfter König und Herr! 


V. Das Haus der Abgeordneten naht dem Throne in einem Augenblid, 
in welchem es leider nicht mehr zweifeln kann, daß Ew. Majeftät die Abfichten 
des Haufes und die Wünſche des Landes nicht der Wahrheit getreu vorgetragen 
werden. Es erfüllt noch einmal feine Gewiffenspflicht, indem e8 vor Em. Majeftät 
in tieffler Ehrfurcht erllärt: Das Haus der Abgeordneten bat fein 
Mittel der Berfländigung mehr mit diefem Minifterium; es Ichnt 
jeine Ritwirlung zu der gegenwärtigen PBolitif der Regierung ab. 
Iede weitere Verhandlung befeftigt uns nur in der Leberzeugung, 
deß zwifhen den Rathgebern der Krone und dem Lande eine Kluft 
beftebt, welche nicht anders, als durch einen Wechſel der Berjonen, 
and mehr noch, durch einen Wechſel des Syſtems ausgefüllt 
werden wird. 

VI. Königlihe Majefät! Das Land verlangt vor Allem die volle Achtung 
feines verjaflungsmäßigen Rechts. 

Seit dem Beſtehen der Berfafjung find die Rechte und Intereffen ber 
Krone von der Bollävertretung ſtets gewifjenhaft geehrt, ift ben Miniftern bie 
Anerlennung und Ausübung ihrer verfafjungsmäßigen Rechte nie beftritten worben. 
Aber die wichtigſten Rechte der Vollsvertretung find mißachtet und verlekt. Ver⸗ 
sehlih barrt das Land ber in der Verfaſſung verheißenen Gefeke. 

Möge Em. Königliche Majeftät diefem Zuftande, ber für Staat und König- 
thum ſchwere Gefahren birgt, eine Schranke jeßen. Möge fo, wie in ben ruhm⸗ 
teihtten Tagen unferer Bergangenbeit, Ew. Diajeftät den Glanz des Königlien 
Hanſes, die Macht und Sicherheit der Regierung in bem gegenfeitigen Banbe 
des Vertrauens und ber Treue zwiſchen Fürft und Boll fuhen und finden. 

Kur in biefer Einigfeit find wir ſtark. Getroft können wir dann — aber 
auch nur dann — einem jeden Angriffe entgegenfehen, er komme, woher er wolle.“ 


25. Mai. Allerhöchſte Botſchaft auf die Adreffe. 


—8 habe die Adreſſe des Hauſes der Abgeordneten vom 22. d. Mts. 
erhalten. 
Wenn die Erwiderung auf Meine Botſchaft vom 20. d. Monats 
nur der bereits zur Berathung geſtellten Adreſſe einleitend hinzugefügt 
worden iſt, ſo ſteht dies Verfahren mit den früher und jetzt wiederholten 
Beriherum en ehrfurchtsvoller Gefinnungen gegen Mich nicht im Einklange. 
ine Betbäti ung diefer Gefinnungen kann Ich auch in der vom Hauſe 
ausgeſprochenen Vorausſetzung nicht finden, daß Mir die Übfichten des 
Hauſes und die Wünſche deö Landes nicht der Wahrheit getreu vorges 
tragen wären. Das Übgeordnetenhaus follte e8 willen, daß Mir die 
tage des Landes wohl bekannt ift, daß Preußens Könige in und mit 
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ihrem Volk leben und daß fie ein flares Auge und ein warmes Herz für 
die wahren Bedürfniffe des Landes haben. 

Auch tiber die Vorgänge in der Sigung vom 11. d. Monats war 
Ich genau und mwahrheitögetreu unterrichtet. Es hätte deshalb der Ein- 
reihung des ftenographifchen Berichtes fiber diejelbe nicht bedurft. 

Die Thatfache ſteht feit, dag das Präfidium einen Meiner Miniſter 
nit nur unterbroden und ihm Schweigen geboten, fondern ihm and 
duch Vertagung der Sigung das mwiederertheilte Wort ſofort entzogen 
bat. Diefem Acte konnte keine andere Deutung gegeben werden, als daß 
ed fih um eine Anwendung der Disciplinargewalt des Präſidiums ges 
handelt habe. | 

In feinen Rüdäußerungen auf die Schreiben des Staatsminifterrums 
vom 11. und 16. d. Monats hat dad Haus der Abgeordneten e8 vermieden, 
fih über den gnanptpunft auszuſprechen. Auch die Adreſſe verfucht, ihn 
zu umgeben. nn e8 in derteiben jedoch heißt: 

„Das Haus bat von den Miniſtern Feine Verzichtleiftung auf ihre ver: 
fafjungsmäßige jelbftändige Stellung gefordert,“ 
fo fehe Ich hierin neben dem Anerkenntniß, daß die Vertreter der Krone — 
wie jelbftverftändfih — der Dieciplinargemalt des Präfidiums überhaupt 
nicht unterworfen find, in&befondere die Zuficherung, daß auch das Haus 
einen unberechtigten Anfpruch in diefer Beziehung nicht ferner erhebt. 

Hätte das Haus eine folche Aeußerung rechtzeitig gethan, fo würde 
e8 feine Beranlaffung zu der grundlofen Beſchuldigung gefunden haben, 
dag Meine Minifter dur) das Abbrechen der perjönliden Berhandlumg 
mit dem Haufe die Erfüllung des Zmedes dieſer Seffion vereitelt hätten. 

Darnach würde Ich Meine Miinifter haben veranlafien können, die 
Verhandlungen mit dem Haufe wieder aufzunehmen und von Neuem zu 
verfuchen, ob und inwieweit diefelben einem befriedigenden Abfchluffe ent- 

egengeführt werden fonnten. Allein da8 Haushatinjeiner Adrefie 
Ar: jede Hoffnung auf irgend ein erfpriegliches Reſultat 
der fortgejegten Verhandlungen abgefhnitten. 

Die Adreſſe beflagt, daß in den legten drei Monaten die Rückkehr 
zu verfaſſungsmäßigen Zuftänden nicht erfolgt jei. Meine Minifter haben 
e8 an den zur Erzielung eines gejeglich geordneten Staat3haushalts er- 
forderlihen Vorlagen nicht fehlen laſſen. Sie tragen nicht die Berant- 
mortung dafür, daß die Befchlußnahme über diefelben bisher nicht erfolgt 
ift, vielmehr hat das Haus Zeit und Kräfte auf Berathungen und Die 
euffionen verwendet, deren Tendenz und Form fehon feit längerer Zeit 
Zweifel an einem die Randesintereflen fördernden Reſultat der Verbands 
lungen erweden mußten. 

Die Behauptung, daß Meine Minifter verfaffungsmwidrige 
Grundſätze ausgeſprochen und bethätigt haben, ſowie daß die wid- 
tigften Rechte der Volksvertretung mißachtet und verlegt morden jeien, 
entbehrt jeder thatſächlichen Begründung. Es wäre Sache des 
Hauſes geweſen, den Nachweis diefer Behauptung wenigſtens zu verfuchen 
und die vermeintlich mißachteten Vorfchriften der Berraffungsurkunde zu 
bezeichnen. In diefer Hinfiht wird jedoch nicht? weiter angeführt, als 
dog Meine Minifter ihre Mitwirkung zur Vereinbarung eines Geſetzes 
über die Minifterverantwortlichkeit für jeßt abgelehnt haben. Ebenſowenig 
wie den frühern Miniſtern kann aber den gegenwärtigen eine Berfafjungs- 
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verfegung aus dem Grunde zum Bormurfe gemacht werden, daß fie eine 
weitere Bertagung diefer Geſetzgebung, fiir welche ein beftimmter Zeit⸗ 
a nicht vorgefchrieben ift, den Intereſſen des Landes für entiprechend 
ten. 


Die Haltung, welche die Miehrheit des Haufes beobachtet hat, jo oft 
die Beziehungen Preußens zum Auslande in den Kreis einer 
Erörterungen gezogen worden find, hat Mich mit tiefem Leidwefen erfüllt. 
Man bat die auswärtige Politit Meiner Regierung aus dem jchroffften 
Standpunkt des inneren Parteiinterefies beurtheilt, und einzelne Mit⸗ 
glieder des Hanfes haben fich fomweit vergefien, mit Verweigerung der 
Mittel felbft zu einem gerechten Kriege zu drohen. Diefer Haltung ent» 
iprehen die Behauptungen der Adreſſe über die ausmärtigen Berhältnifie 
Preußens und die daran geknüpften Anſchuldigungen gegen Deine Regie- 
rung. Der Wirklichkeit entjprechen fie nicht. Die Stellung Preußens ift 
nicht ifolirter, als die anderer Europäiſcher Staaten; ebenfowenig aber, 
mie die übrigen Mächte, kann Preußen fi unter den gegebenen Berhält- 
mfien der Nothwendigkeit entziehen, den gegenwärtigen Beſtand jeiner 
Wehrkraft ungeſchwächt aufrecht zu erhalten. 

Wenngleich Ich nicht gefonnen bin, patriotifchen Beirath, auch in 
Fragen der auswärtigen Bolitit, von der Hand zu meilen, fo kann ein 
folder do nur dann von Werth fein, wenn er Hi auf volle Kenntniß 
aller einjchlagenden Verhältniſſe und Verhandlungen ftügt. Wird tiber 
Nichtbefolgung diefes Rathes aber Beſchwerde erhoben, fo liegt darin ein 
wnberedhtigter Verſuch des Hauſes, den Kreiß feiner verfafjungsmäßigen 
Befugniß zu erieitern. 

Unter allen Umftänden ift und bleibt es ausſchließlich Mein dur 
Art 48 der Verfaſſungsurkunde verbrieftes Königliches Hecht, über Krieg 
und Frieden zu befinden. 

In diejer, wie in jeder andern Beziehung ift e8 Meine Pflicht, den 
auf Gefetz und Berfafiung beruhenden Umfang Königlicher Gewalt unges 
ihmälert zu wahren, und das Land vor den Öefahren zu behüten, welche 
eine Berlegung des Schwerpunktes unferes gefammten öffentlichen Rechts» 
beftandes in ihrem Gefolge haben würden. Mit allem Ernft muß Ich 
dem Beſtreben des Haufes der Abgeordneten entgegentreten, fein ver⸗ 
taflungsmäßiges Recht der Theilnahme an der Gejeggebung als ein Mittel 
an Beihränfung der verfafjungsmäßigen Freiheit Königlicher Entſchlie⸗ 
Bungen zu benugen. Ein ſolches Beftreben giebt fidh darin fund, daß das 
Haus der Abgeordneten feine Mitwirkung zu der gegenwärtigen Politik 
Meiner Regierung ablehnt, und einen Wechſel in den Perjonen Meiner 
Rathgeber und Meines Negierungsfgftems verlangt. Dem Art. 45. der 
Berfafjungsurkunde entgegen, wonach der König die Minifter ernennt und 
entläßt, will das Haus Mic nöthigen, Mich mit Miniſtern zu umgeben, 
welche ihm genehm find; es will dadurch eine verfaffungswidrige Allein- 
berrihaft des Abgeordnetenhauſes anbahnen. Dies Berlangen weile Ich 
zurüd. Meine Mintfter befigen Mein Bertrauen, ihre amt- 
ttihen Handlungen find mit Meiner Billigung gefhehen, und 
Ih weiß es ihnen Dank, daß fie fi angelegen jein laſſen, 
dem verjaffungswidrigen Streben des Abgeordnetenhaufes 
nah Mahtermeiterung entgegenzutreten. 

Unter der Mitwirkung, welche das Haus Meiner Regierung zu vers 
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weigern erllärt, Tann Ich nur diejenige verftehen, zu welcher das Haus 
verfaffungsmäßig berufen ift, da eine andere weder von ihm beanfprudt 
werden kann, noch von Meiner Negierung verlangt worden ift. 

Angeſichts einer ſolchen Weigerung, welche überdies durch den Ge⸗ 
anmtinhalt und die Sprache der Adreſſe, fowie durch das Verhalten 
des Haujes während der verfloffenen vier Monate in ihrer Bedeutung 
Har geftellt wird, läßt eine fernere Dauer der gegenwärtigen Seflion 
feine Refultate erwarten; fie würde den Intereſſen des Landes weder 
feiner Lage, noch jeinen auswärtigen Beziehungen nach entiprechen. 

Auch Ih Suche, wie Meine Borfahren, den Glanz, die Madt 
und die Sicherheit Meiner Regierung in dem gegenjeitigen Bande 
des Bertrauend und der Treue zwiſchen Für und Fott. Mit 
des Allmädtigen Hülfe wird e8 Mir gelingen, die fträflichen 
Berfuhe zu vereiteln, welche auf Lockerung diefes Bandes ge- 
rihtet find. In meinem Herzen fteht das Vertrauen auf die 
treue Anbhänglichleit des Preußiſchen Volkes an fein Königs: 
haus zu jeft, als daß es durch den Inhalt der Adrefje des Ab: 
geordnetenhaufes erjhüttert werden follte.“ 


Berlin, den 26. Mai 1863. Wilhelm. 


27. Mai. Schluß der Seſſion. 
Aus der Nede des Minifter- Präfidenten v. Bismarck. 


Die Regierung Seiner Majeftät batte bei der Eröffnung dieſer 
GSitungsperiode den Wunſch und das Beftreben fund gegeben, ein ein 
müthiges Zuſammenwirken mit den beiden Häufern des Yandtages her: 
zuftellen. ‘Die beftehende Berfaffung und die gemeinfame Hingebung für 
das Wohl des Landes und die Ehre der Krone war als die Grundlage 
bezeichnet worden, auf welcher dieſes Ziel zu erreichen fein werde. 
Nah dem Ergebniß der Thätigkeit des Landtages in den verfloffenen 
Die Monaten ift diefer Wunſch jedoch im Wefentlichen unerfüllt ge: 
lieben. — — 

Das Haus der Abgeordneten ift ſchon durch die Kundgebungen, von 
welchen der Beginn jeiner Arbeiten begleitet war, in&bejondere aber durd) 
die an des Königs Majeſtät gerichtete Adrefie vom 29. Januar d. %. in 
einen fchroffen Gegenfag zu der Regierung getreten, und obgleid an das: 
jelbe durch den Adlerhöchften Erlaß vom 3. Februar d. %. die ernfte Auf 
forderung ergangen war, jomwohl durch Anerkennung der in der Ber 
faffung den verjchiedenen Gemalten gejegten Schranken, als durch bereit: 
willige8 Eingehen auf die Iandespäterlichen Abfihten Seiner Majeftät 
des Königs das Werk der Berftändigung zu ermöglichen, jo ift Doch dad 
Haus in feiner diefer Verftändigung wideritrebenden Haltung verblieben ; 
namentlich” hat dafjelbe durch weit greifende Verhandlungen über bie 
auswärtige Bolitit die Wirkjamkeit der Regierung Seiner Majeftät zu 
lähmen geſucht und dadurch die Aufregung in den an Polen grengenden 
Provinzen weſentlich gefteigert. Das Haus der Abgeordneten bat nicht 
Bedenten getragen, den Entſtellungen und Angriffen der Gegner der 
Preußiſchen Regierung Ausdrud zu geben und Beſorgniſſe wegen äußerer 
Gefahren und friegerifcher Verwickelungen zu erregen, zu denen die Be 
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whungen der Regierung Seiner Majeftät zu den auswärtigen Mächten 
Kine gründete Beranlaflung ‚geben. Schließlih bat das Hau in der 
Adreſſe vom 22. d. Mts. der Regierung die ihm verfaſſungsmäßig oblie- 
gende Mitwirkung überhaupt zu verfagen erflärt; hiermit ıft der Schluß 
feiner Berathungen unvermeidlich geboten. 

Die Regierung Seiner Majeftät fann ed nur tief beflagen, daß 
die Erledigung der dem Landtage vorgelegten Zinanzgefege, und na- 
mentlih die zeitige Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats für das 
Jahr 1863 auf dieſe Weiſe vereitelt worden iſt, und behält ſich die Ent⸗ 
ſchließdung über die Wege vor, auf melden dieſelben zum Abſchluß zu 
bringen fein werden. 

Die Regierung Seiner Majeftät erkennt den vollen Ernſt ihrer 
Aufgabe und die Größe der Schwierigkeiten, welche ihr entgegentreten ; 
fie —* ſich aber ſtark in dem Bewußtſein, daß es die ——— der 
wichtigſten Güter des Vaterlandes gilt, nnd wird daher auch das 
Vertranen feſthalten, daß eine beſonnene Würdigung dieſer Intereſſen 
ihliegih zu einer dauernden Verſtändigung mit der Landesvertretung 
führen und eine gedeihliche Entwidelung unſeres Verſaſſungslebens er- 
möglichen werde. 


Nach dem Schluß der Seffion. 


1. Zuli. Preßverordnung. 


Aus dem Bericht des Staats - Miniftertums an Se. Majeftät den 
König: 

„Das Staatsminiftertum bält e8 unter den gegenwärtigen Berhältniffen für 
tie Dringende und unerläßlihe Aufgabe der Staatsregierung, ibrerjeits auf jebe 
Brite dahin zu wirken, daß bie leivenfhaftlihe und unnatürliche Aufregung, 
welche in den legten Jahren in Folge des Parteitreibens die Gemüther ergriffen 
dat, einer rubigeren und unbefangeneren Stimmung weiche. Hierzu fcheint vor 
Allem erforderlich, daß der aufregenden und verwirrenden Einwirkung der Tages⸗ 
prefie räftig und wirkfam entgegen getreten werbe. 

Die Erfahrung der jüngften Zeit bat von Neuem Überzeugend bargethan, 
daß bie durch das Preßgefeh vom 12. Mai 1851 lediglich in die Hand ber Ge- 
übte gelegte Einwirkung bierzu nicht ausreicht. 

Je mehr die Staatsregierung fih gendthigt ſah, dem unberecdtigten und 
überriebenen Erwartungen und Forderungen der Barteien Widerftandb zır leiften, 
tete leidenſchaftlicher und rückhaltloſer migbraudte ein Theil der Prefle die der⸗ 
‘ten gewährte Freiheit zur beftigften und ſelbſt gebäffigften Oppofition gegen bie 
Regierung Ew. Königlihen Majeflät und zur Untergrabung aller Grundlagen 
eines geordneten Staatsweſens, ſowie der Religion und ber Sittlichleit. An der 
Neltagenswertben Berirrung ber Gemüther, welcher bie jetige Lage ber Staate- 
verbältmiffe zuzufchreiben ift, trägt unzweifelhaft die völlig ungezügelte Einwirkung 
der Breffe einen großen Theil der Schuld. 

Die poſitive Gegenwirkung gegen bie Einflüffe derſelben vermittelft der kon⸗ 
ſerdativen Breffe kann ſchon deshalb den wünfchenswerthen Erfolg nur theilweiſe 
baden, weil die meiften ber oppofttionellen Organe durch eine langjährige Ge- 
wöhnung des Bublilums und durch die inbuftrielle Seite der betreffenden Unter⸗ 
nehmungen eine Verbreitung befizen, welche nicht Teicht zu befämpfen ift. 
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Die Einwirkung der Juſtizbehörden aber auf Grund bes Preßgeſetzes vom 
12. Mai 1851 und des Strafgefeßbuces hat fih als unzureichend erwielen, um 
die Ausjchreitungen der Prefſe erfolgreich zu hindern. Der Kampf wirb feitens 
ber Letzteren zum Theil auf eine Weife geführt, bei welcher die Remebur durd 
bie Rechtspflege faum möglich if. Die gehäfftgften Angriffe und Infinuationen 
gegen die Staatsregierung, ja gegen die Krone felbft, werben mit Vorbedacht fe 
gefaßt, daß fie zwar für Jedermann leicht verftändlich, auch für Die große Mafle 
bes Volles zugänglich und von verberblichfter Wirkung find, ohne jedoch jeberzeit 
ben Thatbefland einer firafbaren Handlung, wie ihn der Richter feiner Recht⸗ 
fpredung zu Grunde legen muß, nachweisbar barzuftellen. Oft auch bieten ganze 
Artikel Für fih nit die Handhabe zur gerichtlichen Verfolgung, während bob 
ber Zuſammenhang derſelben mit ber gejammten fonftigen Haltung bes Blattes 
die Mare Ueberzeugung von ber verwerflichen und flaatögefährlichen Abſicht ge- 
währt. Es eriftirt eine Anzahl gerade in den unteren Schichten ber Bevölkerung 
viel gelefener Blätter, welche auf ſolche Weife täglich bie verberblichften Auffaffungen 
und Darftellungen verbreiten und augenfällig einen vergiftenden Einfluß auf die 
öffentlihe Stimmung und auf die Sittlichleit des Volles Üben. 

Gegen dieſe gefährliche Einwirkung der Prefie kann eine Remedur nur ein- 
treten, wenn neben ber gerichtlichen Verfolgung einzelner ftraffälliger Kundgebungen 
ein Blatt auch wegen feiner Gejammtbaltung zur Rechenſchaft gezogen werben 
kann, wenn ber Staatsregierung bie Möglichkeit gegeben wirb, der ſichtlich und 
fortdauernd verberbliden Saltın eines Blattes ein Ziel zu jeßen. — — 

Als Kriterien einer ſolchen Sartung find ausdrücklich dieſelben Ausfchreitungen 
angenommen, welche nad) dem Strafgejetsbuch ein gerichtliches Einfchreiten be 
gründen, nur eben mit dem Unterjchiede, daß letzteres auf die einzelnen Aeuße⸗ 
rungen gerichtet ift, in welchen ein beftimmter firafbarer Thatbeſtand vorliegt, 
während bei dem adminiftrativen Verfahren das Vorhandenfein ber Ausſchreitung 
nad ten im Strafgejegbud erwähnten Richtungen aus der Geſammthaltung des 
Blattes, und zwar aus feiner dauernden Gefammthaltung während einer 
längeren Zeit, entnommen werben fol. — 

Das Staatsminifterium verkennt nicht bie Bedeutung ber in Rebe ſtehenden 
Verordnung gegenüber ben bisherigen Beftimmungen über die gefetzliche Regelung 
der Preßfreibeit. 

Daffelbe ift aber zugleich überzeugt, Daß die Staatsregierung zur Ergreifung 
derartiger Mafregeln behufs Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit nicht 
blos dur Artilel 27 und 63 der Berfafjungsurfunde vom 31. Januar 185% 
unzweifelbaft berechtigt ift, fonbern daß burch die Einführung der beabjichtigten 
Berordnung auch der freien Meinungsänßerung, welche bie Berfaffung gemähr- 
leiſten will, in Wahrheit fein Eintrag gefchieht. 

Indem den verwerflihen Ausjchreitungen einer zügellofen Preſſe Einbalt 
getban wird, wird die Preffreiheit jelbft auf den Boden der Sittlichfeit und ber 
Selbftahtung zurüdgeführt werden, auf welchem allein fie gedeihen und fib 
dauernd befeftigen fann.“ 


Der Regierung Sinn und Streben. 
(Aus der Provinzial» Correspondenz vom 15. Juli): 


Ein liberaler Schriftfieller, welcher bie neueften Schritte ber Regierung, 
bejonbers bie Preßverorbnung ſehr lebhaft und ſcharf belämpft*), geſtebt dabei 
boh zu: man birfe von dem aufrichtigen Glauben ausgehen, daß es ber Re 
gierung „ber heiligfte Ernft um das Wohl des Landes, des Königshaufes und 
bes Volles fei”, — daß Preußens Ehre, Glück und Größe, und die Hingabe an 
dies Ziel auch auf Seiten der Minifter maßgebend ſei. Es könne feine frage 
fein, daß auch die über bie Preffe verhängten Maßregeln nicht etwa aus bed- 


*) In den „Preußiſchen Jahrblichern“, 
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petiihem Gelüft, jondern aus Wohlmeinuug für den Thron und das Land 
bersorgegangen, — daß der böchfte Gefichtspunft dabei ber einer pflichtmäßigen 
Sürlorge, einer BZurüdführung ber aufgeregten und verirrten Gemüther zur 
OÄrdnung, Gefeglichkeit und Mäßigung fei. 

Gewiß bat der liberale Gegner ber Regierung mit dieſem Zugeſtändniß 
zur Gerechtigkeit geübt, und es wäre ein wahrer Segen für Lanb und Bolt 
und tie befte Vorbereitung für bie von allen Freunden des Baterlandes erjehnte 
Verſtändigung, wenn man nur auf allen Seiten bamit beginnen wollte, un ben 
enften und redlichen Willen ber Regierung für Preußens Ehre, Süd und 
Größe zu glauben, ihr nicht „despotiſche Gelüfte” unterzulegen, wo fie nur eine 
Mlihrmäßige Fürſorge für die Beruhigung der aufgeregten Gemüther übt. 

Die Regierung bat es ja bei Berkünbigung der Preßverordnung ganz Mar 
und beſtimmt ausgeſprochen: fie halte es für ıhre dringende und unerläßliche 
Anigabe, zunähft dahin zu wirken, daß bie leivenfchaftlihe und unnatürliche 
Anfregung, welche in ven legten Jahren in folge bes Parteitreibens die Ge- 
mũtber ergriffen habe, einer ruhigeren und unbefangeneren Stimmung weiche, 
damit fo ber Boden für eine friedliche Ausgleichung bes traurigen Zwieſpalts 
wieber gewonnen werde, ber unjere flaatlihe Entwidelung ftört und hemmt. 

Die Regierung ift eben feft überzeugt, daß biefer Zwieſpalt nicht hätte 
m entfieben brauchen, wenn das Berftändniß für des Königs Streben und Ab- 
fichten nicht allmälig durch die Verirrungen und bie Leidenfchaften des Partei- 
meens verbunfelt worben wäre. 

In Preußen ift e8 etwas Unerbörtes und völlig Unnatürliches, daß es zu 
einem ſolchen Zwieſpalt bat kommen können. Bei uns befteht kein Gegenſatz 
zwiſchen Königthum und Volksfreiheit, zwiſchen Armee und Bürgerthum, zwiſchen 
ver Autorität des Königlichen Regiments und wahrhaftem Fortſchritt; — Preußens 
Kẽnige ſelbſt haben den Fortſchritt auf allen Gebieten des öffentlichen Rechte 
and der offentlihen Wohlfahrt ftets auf alle Weife gepflegt unb geförbert. 

Desbalb wird es gewiß nur einer Zeit der Berubigung, nur einer Be» 
mibtigumg jener unnatürlichen Aufregung bedürfen, um den altbemwäbrten Geift 
te Traie, um die alte Einheit zwiſchen Fürſt und Volk wieder kräftig hervor⸗ 
treten zu faflen, um zur vollen Berftändigung zwiichen ber Regierung und ber 
Yandesvertretung und Damit zu einer neuen ſegensreichen Entwidelung unjeres 
Seriofiungsiebens zurückzukehren. 

Das ıft der Sinn und die Abficht der neueften Maßnahmen, befonters ber 
dreßestorenung; die Regierung will damit eine Politit der Beruhigung und ber 
Verſöbnung Üben, nicht eine Politit der Leibenfchaft oder despotifcher Gelüſte. 
Aub die Strenge, welche fie fih augenblidiich auferlegt bat, will fie ficherlich 
zur in dent Geifte einer heilfamen Zucht des Geſetzes, nicht im Geifte der Rache 
eter der Vergeltung üben. 

Einer unbefangenen Beurtheilung wirb e8 mehr und mehr Kar werden, 
daß es in Wahrheit nicht beabfichtigt ift, der freien Meinungsäußerung Eintrag 
in tbun, fondern nur den Ausjchreitungen einer zügellofen aufreizenden Preffe 
zu wehren und damit „bie Preßfreiheit jelbft auf ben Boden der Sittlichkeit und 
ter Selbſtachtung zurüdzuführen, auf welchem allein fie gedeihen und ſich dauernd 
keieftigen kann.“ 

Wenn es der Regierung gelingt, Ruhe in die Gemüther zurüdzuführen 
and ven Kampf der Barteileivenjchaften endlich wieder zu beichwichtigen, jo wirb 
befientfih der Erfolg ſchon in Kurzem zeigen, daß fie mit ber Wieberberftellung 
ven Ordnung, Gejeglichkeit und Mäßigung zugleich auch Die weitere Entwidelung 
der verfaffungsmäßigen Freiheiten ermöglicht und neu gefichert hat. 





18. Frankfurter Fürſtentag. 


— — 


1863. Juni — Juli. Reife Bismarcks mit dem Könige nad) 
Karlsbad und Gaſtein. 


Brief Bismarcks aus Gaſtein an ſeine Frau vom 28. Juli. 


— „Wie dieſer Tag vor 16 Jahren Sonnenſchein in mein wüſtes 
Junggejellenleben brachte, jo hat er heut auch dieſes Thal damit erfreut, 
und ıh habe e8 auf einem reizenden Morgenfpaziergang zum erften Mal in 
feiner ganzen Schönheit gefehen. Moritz mürde jagen, daß e3 eine rielige 
Schüſſel mit Grünkohl ift, fchmal und tief, die Ränder mit meißen Fall: 
eiern rundum beſetzt. Steile Wände, einige taufend Fuß hoch, mit Tannen» 
und Wiefengrün und eingeftreuten Sennhütten bis an die Schneegreng 
bededt, und dad Ganze von einem Kranze weißer Spigen und Bänder 
umzogen, die der Schnee während der 5 Degentage reichlich bepudert hat 
und deren untere Grenze die Sonne nun allmählig höher rüdt. Dutzende 
von filbernen Fäden durchziehen da® Grün von oben, Waflerbäche, die 
fi berabftürzen in eiliger Haft, als kämen fie zu jpät zu dem großen 
Tall, den fie mit der Ache zufammen dicht vor meinem Hauſe bilden. 
Die Ache ift ein Strom mit etwas mehr Waſſer, als die Stolpe bei 
Strellin, und vollführt einen rafenden Balger durch ganz Gaftein, indem 
N einige hundert Fuß in verfjchiedenen Abjägen zwifchen Felſen berab- 
pringt. 

Bei diefem Wetter läßt fich leben bier, nur möchte ich gar nicht? zu 
thbun haben, immer an den Höhen umherfchlendern, mich auf jonnige 
Bänke fegen, rauchen und die zadigen Schneefpigen durch das Glas an- 
ſehen. Geſellſchaft ift wenig bier, ich lebe nur mit der Umgebung des 
Königs in Verkehr, mit der mid Mittag und Thee täglih zufammen- 
führen; die übrige Zeit reicht zum Arbeiten, Schlafen, Baden, Gehen 
faum bin. Den alten ** babe ich geftern Abend beſucht; zugleich mit 
dem SKaifer, der am 2. erwartet wird, fommt N. N. und wird mir vor 
Magen, daß das Lügen der Fluch diefer Welt fei.“ 


2. Auguft. Der Kaiſer von Defterreih in Gaftein. 
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3. Auguft. Abreile des Kaiſers. 
Nach der Abreife: Heberreichung eines Einladungsſchreibens 
des Kaiſers zum Fürſtenkongreß in Frankfurt durd 
einen Flügeladjutanten. 


Aus der öfterreichiihen Denkſchrift über die Noth— 
wendigfeit einer Neform der deutichen Bundesverfaſſung: 


J. „Se unfiherer fih die Lage Europas geftaltet hat, deſto unabweislicher 
mitt an die deutſchen Fürften die Aufgabe heran, Angefichts ber inneren und 
ingeren Gefahren, welche Deutſchland bebrohen, fich rechtzeitig einer haltbaren 
Stellung zu verfihern. Eine ſolche Stellung kann unter den Berhältniffen, bie 
rd in den letzten Jahren ausgebildet haben, augenfcheinlich nicht mehr einfach 
aus die beſtehende Bundesverfaſſung gegründet werben. Seit lange find die Bundes- 
verträge von 1815 und 1820 in ihren Fundamenten erjchüttert. Eine Reihe 
wiammenwirkenber Thatfachen bat das Gebäude dieſer Verträge allmählich immer 
tiefer untergraben. Der Boden ber Bunbesverträge ſchwankt unter den Füßen 
deffen, ber fih auf ihn ftellt, ver Bau ber vertragsmäßigen Ordnung der Dinge 
in Dentihland zeigt Überall Riffe und Spalten, und der bloße Wunfch, daß bie 
merihen Bände ben nädften Sturm noch aushalten mögen, fann ihnen die dazu 
nöthige Feftigkeit nimmermehr zurückgeben. Weder Defterreich, noch Preußen, noch 
tie übrigen beutichen Staaten können ſich mit irgenb einem Grabe von Vertrauen 
auf den Bund in feinem jetigen Zuſtand ſtützen. Je deutlicher fie dies erkennen, 
Seite weniger bürfen fie an der vollen Berechtigung bes Verlangens nach einer 
—— durch welche das Bundesprincip mit nener Lebenskraft erfüllt würde, 
zweifeln. 

„Was Defterreich betrifft, fo ift es fich Über diefen Punkt vollkommen Mar 
geworden. Die faijerliche Regierung ift mit feftem Willen, wenn auch mit jener 
euerſten Borficht, Die ihren Grundſaätzen und Traditionen entjpricht, an die Frage 
ter Ausbildung ber Bunbesverfaffung und befonders an die fchwierige Aufgabe, 
bie gejeßgebenbe Gewalt des Bundes zu organifiren, herangetreten. Sie bat ben 
ielgenreihen Schritt, bie Vertretungen der Einzelftanten zur Theilnahme an ben 
Bundesangelegenheiten zu berufen, zunächft nur in ber Form einer vorüber» 
gebenden Maßregel, eines erft durch bie Erfahrung zu bewährenden Verſuchs in 
Torihlag gebracht. Erft die Ablehnung ihres Antrags auf eine Delegirtenver- 
‘ammlung ad hoc hat fie genöthigt, um fo entichiebener ihre Mitwirkung zu 
einer organiſchen Reform in Ausficht zu ftellen. Seitdem ift Oeſterreichs 
Sort für ein ernftes Streben nach diefem Ziele verpfändet, und ter Kaifer fühlt 
Ab gedrängt, dieſes Verſprechen einzuldfen. Der Kaiſer hat dem eigenen Reiche 
zeitgemäße Inflitutionen verliehen. Er erkennt volllommen an, daß auch bie 
deutiche Ration in ihrer Gefammtheit mit Recht eine Neugeftaltung ihrer politiichen 
Serfaffung erwartet, und Er hält es als Fürft des Bundes für Pflicht, Seinen 
Mitfürſten offen darzulegen, was Er in dieſer Beziehung für möglich hält und 
rür Seinen THeil zu gewähren bereit ift. 

I. „Oeſterreichs Reorganifationsvorfchläge können nur auf dem mit voller 
arbeit und Entfchiedenheit fefigehaltenen Köderativprincip beruhen. 
»Nanches bat fi in Europa feit 1815 verändert, aber heute wie damals 
Beet die durch Die Auflöfung bes deutſchen Reiches zur Nothwendigkeit gewordene, 
darch die europäifchen Berträge janctionirte Beitimmung, daß bie deutſchen 
Staaten unabhängig und burd ein Föderativband vereinigt fein werben, bie 
einzig mögliche Grundlage fir die politifhe Verfaſſung Deutſchlands bar. 
Renarchiſche Staaten, zwei Großmächte unter ihnen, bilden den beutichen Staaten⸗ 
tream. Einrichtungen, wie eine einheitliche Spite oder ein aus birecten Volks⸗ 
wablen hervorgehendes Parlament, paffen nicht für dieſen Verein, fie wiberftreben 
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feiner Natur, und wer fie verlangt, will nur dem Namen nah ben Bunt, oder 
Das, was man den Bunbesflaat genannt bat, in Wahrheit will er das allmählice 
Erlöihen der Lebenskraft ber Einzelftaaten, er will einen Zuftand bes Uebergangs 
zu einer fünftigen Uniflcation, er will die Spaltung Deutſchlands, ohne welde 
dieſer Uebergang ſich nicht vollziehen kann. Solche Einrichtungen wird Oeſterreich 
nicht vorfchlagen. 

„Die Grundlinien für ihren Reformplan find fomit bereit® gezeichnet. 
Sie wird die Errichtung eine® Bundespirectoriumes und bie periodiſche 
Einberufung einer Berfammlung von Abgeordneten der Ber: 
tretungstörper der Einzelftaaten in Vorſchlag bringen. Nicht verfennent, 
daß es ſtarker Gegengewichte bedarf, um gegenüber dieſer leteren Einrichtung 
das monarchiſche Brincip und bie berechtigte Seibfländigfeit der Einzelftaaten 
gegen mögliche Uebergriffe ficher zu flellen, neigt fie ſich zugleich zu dem Gedanten, 
daß die befte Garantie diefer Art und ein werthvolles Deittel zur Wuhrung ber 
fürftlichen Rechte und der hohen Stellung der deutſchen Dynaftien in periodiichen 
perjönlichen Vereinigungen der Souveräne Deutſchlands gefunden werben könnte. 
Auf den Vorſchlag der Errichtung eines Bundesgerihtes endlich wird fie 
unter angemefjenen Modificationen gleichfalls zurückkommen. Dies find in den 
wejentlichften Umriffen die Abfichten bes Kaifers in Bezug auf die Grundlagen 
einer beilfamen Löſung dieſer ernften Frage. 

III. „Ohne Preußens bunbesfreundlihe Mitwirkung giebt es für bie 
Aufgabe der Reorganiſation des Bundes Teinen befinitiven Abichluß. Die preußi- 
fen Bundeslande umfaffen ein Drittheil der deutſchen Bevölkerung, fie erftreden 
fi von den Öftlihen zu den weftlihen Grenzen Deutichlands, die Bundes» 
verträge geben Preußen ein Recht des Wiberjpruchs gegen jebe tiefer greifenve 
Neuerung. Preußens Wille kann daher die Reform der Geſammtwverfaſſung 
Dentſchlands factiſch und rechtlich hindern. Um für die reine Negation in Deutich- 
land das Selb zu behaupten, bedarf es nicht einmal ber Größe und einflußreichen 
Stellung der preußifchen Monarchie, jelbft mindermächtige Staaten vermögen durch 
ihre bloße Enthaltung die fehnlichften Wünſche, die lauterften Beftrebungen ihrer 
Bundesgenoffen zu vereiteln. Preußens Veto hat jebenfalls biefe verneinenbe 
« Kraft. Wird e8 eingelegt, jo kann ſich ber Bund in feiner Gefammtheit nicht aus 
feinem gegenwärtigen tiefen Berfalle erheben. Aber die Dinge find in Deutſch⸗ 
land jo weit gebieben, daß ein abjoluter Stillftand der Reformbewegung nicht 
mehr möglich iſt, und die Regierungen, welche dies erfennen, werben fich zuletzt 
gezwungen ſehen, bie Hand an ein Werk der Noth zu legen, inbem fie fich zur 
partiellen Ausführung ber beabfidhtigten Bundesreform im Bereiche ber eigenen 
Staaten entſchließen, und zu biefem Zwecke unter Wahrung bes Bundesverhält⸗ 
nifjes ihrem freien Bündnißrechte die möglichft ausgebehnte Anwendung geben. 

„Kann Preußen einer Eventualität entgegenzufehen wünſchen, bie eine je 
gänzliche Entfremdung von feinen beutfhen Bunbesgenoffen in fich ſchließen würde? 
Die Zukunft Deutjchlands ift in ei gefährliches Dunkel gebüllt, durch Erinne- 
rungen an bie Vergangenheit hut der Kaifer Sich daher nicht abhalten laſſen 
wollen, Seine Anfihten über die Mittel, den Blick in dieſe Zukunft aufzubellen, 
vertrauensvol Seinem erhabenen Verbündeten von Preußen mitzutheilen. Er 
zählt auf Die Weisheit und die Gefinnungsgröße des Königs, dem unmöglich ent: 
gehen kann, wie ganz anders geachtet und gefichert Deutfchland feinen Platz unter 
ben Völfern einnehmen, in wie hohem Grade fein Einfluß und feine Machtftellung 
ſich fteigern würden, wenn die Verfaflung bes Bundes in erneuter unb den Au- 
forderungen der Zeit entfprechender Geftalt aus einer gemeinfamen Beratbung 
und einem einmüthigen Bejchluffe aller deutichen Fürften hervorginge. Welche 
Erfahrungen auch die Folgezeit uns vorbehalten möge, dem Kuifer wird es ftetd 
zur Beruhigung gereidhen, gegenüber bem Könige ausgeiprochen zu haben, daß es 
beute von Preußens Entſchließungen abhänge, den deutſchen Bunt 
wieder auf die Höhe feiner für die Nation und ihre Fürften wire 
für Europa's Frieden fo unendlich wichtigen Beſtimmung zu heben.” 
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4. Auguft. Ablehnung der Einladung zum Fürftenfongreh. 
Schreiben des Königs an den Kaifer von Defterreich. 


Durdlaudtigfter, Großmächtigſter Fürft, 
bejonder8 lieber Bruder und Yreund! 

Es gereiht Mir zu lebhafter Genugthuung, aus Eurer Majeſtät 
Chreiben vom 31. Juli zu erjehen, wie Eure Majeftät mit Mir in 
der Anerlennung des Bedürfnifjes einer den Zeitumftänden entjprechenden 
Reorganifation der deutfchen Bundesverfafjung übereinftimmen, und bin 
Ich gern bereit zu gemeinfamen Berathungen über eine Aufgabe, melche 
Mir jederzeit am Herzen gelegen hat, und die in der Mannigfaltigkeit der 
Wege, auf welchen ihre Söhung bisher verjucht worden ift, ebenfo die Wich⸗ 
tigfeit wie die Schwierigkeit der letteren erfennen läßt. Einer in die Inte⸗ 
treffen Meines Bolfed und der geſammten deutjchen Nation fo tief eingrets 
ienden Frage gegenüber find es zunächft zwei Erwägungen, welchen Ich im 
Suterefje der Sache jelbft Meine Entfchliegungen unterordne. 

Einmal kommt es darauf an, zu verhüten, daß das beftehende Maß 
der Einigung vor jeder Gefährdung durch das Streben nach einem feiteren 
Bande bewahrt werde. 

In diefer Beziehung entnehme Ich aus Eurer Majeftät Abficht, die 
meientlihen Grundlagen der Bundesverfallung zu erhalten, die Bürgichaft, 
tag das Gute, joweit e8 vorhanden, dem Streben nad) Befjerem nicht ohne 
Eicherheit des Erfolges geopfert werden wird. 

Meine zweite Erwägung ift die, daß die Erreichung des für die Zus 
tunft geitedten Zieles durch die Wahl des Weges weſentlich beeinträchtigt 
oder gefördert werden wird. Unfere Arbeiten würden, Meiner Anficht 
nad, dadurch nicht erleichtert werden, dag Wir fie mit einer Zuſammenkunft 
der Souperäne beginnen. Es erſcheint Mir unerläßlich, daß einem jo bes 
deutfamen Schritte, wenn er den gewollten Erfolg haben ſoll, eingehende 
Lorarbeiten und Konferenzen Unferer Minifter vorausgehen, über deren 
— ſchließlich von Gen Souveränen die Entfcheidung zu treffen 
en wird. 

Aus diefem Grunde glaube Ih Mir die Annahme der Einladung 
Eurer Majeftät zum 16. d. M. verfagen und Eurer Majeftät vorfchlagen 
gu folen, daß wir die Fragen, tiber welche von den Somveränen ſämmtlicher 

undesftaaten zur befchließen fein wird, zunächſt in Minifterials Konferenzen 
der Bertreter der 17 Stimmen des engeren Rathes der Bundesverfamm- 
lung berathen und feftftellen laſſen. 

Mit der Wahl Frankfurts als Ort einer folden Verfammlung bin 
IH einverftanden, und indem Ich Mich aufrichtig freuen werde, mit Eurer 
Mojeftät gemeinfame Hand an ein Wert zu legen, mit deflen Gelingen die 
Zutunft Deutſchlands fo innig verfnüpft iſt, ergreife Ich ac. 


Baftein, den 4. Auguft 1863. (ge3.) Wilhelm. 


13. Auguft. Depeſche Bismarcks an den Geſandten in Wien. 
Mittbeilung der öfterreichiichen Denkſchrift: 
mer. Diefes Actenftüd erhält ſowohl durch feinen Inhalt wie durch 
die Art der Mittheilung eine fo weit greifende Bedeutung, daß es nicht. 
Hürk Dismard, 10 
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allein Gegenftand der ernfteften Erwägung werden muß, jondern auch das 
Bedürfnig fernerer Aufllärung für und dringend hervorruft. Was uns 
in demifelben ganz bejonders bat überrafchen müflen, ift nämlich die Art, 
wie die Vorſchläge zu einer organifchen Reform der Bundesverjaflung 
durh Anſchauungen motivirt werden, melde die Grundlage des 
Bundesverbands felbft in Frage ftellen. Wir konnten nicht darauf 
efaßt fein, die Bundesverträge, deren gewiſſenhafter Durchführung wir 
beit faft einem halben Jahrhundert, durch materielle Reiftungen und durch 
den Berzicht auf eine freiere Bewegung unferer eigenen Politik, jo erheb⸗ 
lihe Opfer zu bringen fortfahren, von der faiferlichen Regierung als 
eine werthlofe und hinfällige Inſtitution bezeichnet zu fehen. Das Bros 
memoria enthält in diefer Beziehung Deductionen, welche zu der Auffaſſung 
führen, als jehe Defterreich daß bisherige Bundesverhältniß, deflen Zus 
fand als ein „fchlechthin chaotifcyer“ bezeichnet wird, ſchon als gelöft 
an... Gelingt e3 aber nicht, andermeite Eincihtungen berzuftellen, melde 
den Gegenſatz der Particular» und der Gejammtinterefien Deutfchlands 
angemeſſener als bisher vermitteln, fo wird die Erfchitterung des Ber- 
trauend auf die Bundeöverträge da8 einzige Ergebniß der Eröffnungen 
bleiben, welche die kaiſerliche Regierung ihren Bundesgenofien gemadt 
bat. Jedenfalls entnehmen wir für jest aus derjelben das Recht und 
die Pflicht, Klarheit darüber zu verlangen: ob Defterreich und die Staaten, 
welche auf die motivirte Einladung des kaiſerlichen Hof an dem Congreß 
in Frankfurt theilnehmen, die vertraggmäßigen Bundespflichten rüdhaltlos 
anerfennen oder nicht. Es ift einleuchtend, daß die Entſcheidung hierüber 
von dem melentlichften Einfluß auf die maßgebenden Grundlagen unjerer 
Sefammtpolitit fein muß.“ 


Der thatſächliche Hergang in Betreff der Einladung. 
14. Auguft. Depeiche Bismarcks an den Gejandten in Wien. 


— — „Nahdem der Kaijer Franz Joſeph am 2. d. M. bier einge 
troffen war, nahm Se. Majeftät bei einem am 3. ftattfindenden Beſuche 
bei unſerem Allergnädigften Herrn Gelegenheit zur Beſprechung der 
deutſchen Bundesverhältniffe unter Borlage des Em. Ercellenz mit dem Erlaß 
vom 13. überfandten Promemoria. Zu demfelben gab Se. Majeftät der 
Kaiſer die mündlichen Seläuterungen, daß zunächſt ein Fürſtenkongreß 

bh am 16.d. M. in Frankfurt a, M. verfammele, daß an der Spige des 
undes ein Direktorium von fünf Fürften ftehen, daß der Bundestag 
fortfahren folle, die laufenden Gejchäfte zu verhandeln, daß aber aus 
ſämmtlichen Souveränen des Bundes ein zeitweife zufammentretendes 
Oberhaus, und aus Delegirten der Landtage der einzelnen Staaten ein 
mit berathenden Attributionen verfehenes Unterhaus gebildet werden folle. 

Bei diefer und zwei an demfelben Tage nachfolgenden Unterredungen 
ſprach Se. Majeftät der König die entgegenftehenden Bedenken in dem 
Sinne des anliegenden Promemoria aus und erflärte ſchließlich bei dem 
Abſchied beider Monariien, dag ein Fürftenkongreg mit Nugen für die 
ganze Angelegenheit der nothwendigen gefchäftlichen Vorbereitungen wegen 
feinenfall® vor dem 1. Oktober eingeleitet werden könne. 

Nah dem Inhalt diefer Unterredungen war e8 für Se. Majeftät 
den König überrafhend, kurz nach der Abſchiednahme von Se. Majeltät 
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dem Kaiſer am 3. Auguft Abends durch einen Kaiferlichen Flügeladjutanten 
die offizielle, vom 31. Juli datirte Kaiferliche Einladung zum 16. c. nad) 
Frankfurt zu erhalten. 

Das Einlodungsfchreiben ift Ew. Excellenz bekannt; ebenie die darauf 
am 4.d. M. von unferm Allergnädigften Herrn an Se. Majeftät den 
Laiſer erlaffene amtliche Antwort. 

Um dem Kaijerlihen Kabinet Gelegenheit zu geben, feine Entſchlie⸗ 
gungen mit Kenntniß der biesfeitigen zu treffen, richtete Se. Majeftät 
noch am 4. ein Telegramm an Se. Majeftät den Kaijer, in welchem die 
Ablehnung der Einladung zum 16. beftimmt ausgeſprochen wurde. Deſſen⸗ 
ungeachtet find die öfterreichifhen Einladungen an demfelben Tage, und 
ohne die diesfeitige Antwort auf das Kaiferlihe Schreiben abzuwarten, 
mter dem Datum des 31. Juli erlaflen worden. 

Am 7. d. M. wurde durch einen Kaiferlichen Flügeladjutanten Sr. 
Najeſtät dem Könige eine erneute Einladung unter Verfügung des abs 
hriftlih anliegenden Promemoria überbradht. Diefelbe enthielt mit Ruck⸗ 
fiht darauf, daß Sr. Majeftät des Könige Badekur, wenn fie regelmäßig 
beendet werden jolle, Allerhöchftdemjelben nicht geftatte, am 16. in Frank⸗ 
ft anweſend zu fein, den eventuellen Vorjchlag, einen der Königlichen 
Bringen in Vollmacht zu dem Kongreß zu entjenden. Se. Majeftät der 
König lehnte wiederholt in einem eigenhändigen Schreiben vom 7. c. ſo⸗ 
mohl das eigene Erjcheinen als die Entjendung eines Königlichen Prinzen ab. 

Hierauf bejchräntt fich der in der Sade ftattgehabte Schriftwechjel.“ 


Abreile von Saftein nah Baden-Baden. 
(„Sh Tann wegen der Frankfurter Windbeuteleien nicht 
vom König fort." Brief aud Gaftein vom 12. Auguft.) 
11. Auguft. Eröffnung des Fürjtentagd durch den Sailer 
von Oeſterreich. 


Kollectiveinladung der Fürften an den König von Preußen, 
durch den König von Sachſen nad) Baden überbradt. 


20. Auguft. Ablehnung der Kollectiveinladung. 


Schreiben ded Königs an den Kaiſer von Defterreich: 


‚ .nSo ungern Ich aud der wiederholten, in Ihren Formen für Dich 
ſo ehrenvollen Einladung Mich verfage, fo ift doch Meine Ueberzeugung 
and heut noch die, welche Meine Erklärung vom Aten geleitet bat, und - 
beharre ch bei derfelben um fo mehr, als dc auch jetzt noch feine amt⸗ 
liche Mittheilung der der Berathung zu Grunde gelegten Anträge erhalten 
babe, dasjenige aber, was auf anderen Wegen zu Meiner Kenntniß ges 
langt iſt, Mich nur in der Abficht beftärft, Meine Entichliegungen erft 
dann feftzuftellen, wenn durch gejchäftsmäßige Bearbeitung der Angelegen« 
beit von Seiten Meiner Wide die zu erörternden Abänderungen der 
sverfaſſung, in ihrem Verhältniſſe zu der berechtigten Machtſtellun 
Preußens, zu den berechtigten Intereſſen der Nation, eingehend geprü 
vn werden, Ich bin e8 Meinem Lande und der Sache Deutichlands 
ichuldig, vor einer ſolchen Prüfung der einfchlägigen ragen, keine Mic 
10* 
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bindenden —— gegen Meine Bundesgenoſſen abzugeben; ohne 
ſoche aber würde Meine Theilnahme an den Berathungen nicht ausführ⸗ 
ar fein. 

Diefe Erwägung wird mich nicht abhalten, jede Mittheilung, welche 
Meine Bundesgenofien an Mid) werden gelangen laffen, mit der Bereit 
willigfeit und Sorgfalt in Erwägung zu ziehen, welche Ich der Entiwide: 
Iung der gemeinfamen vaterländifchen Intereſſen jederzeit gewidmet habe. 
Eure Majeftät und Unfere in Frankfurt verfammelten erhabenen Bundes: 
genofjen bitte ch, dem angelegentlichften Ausdruck bundestreuer Freund: 
Ichaft zu empfangen.“ 


21. Auguft. Depeihe Bismarcks an den preußiſchen Bundes—⸗ 
tagögefandten. 


.... „Die in der preußifchen Monarchie jederzeit befolgten Grund: 
fäße bedingen, daß nur nach forgfältiger und von Sr. Majettät gefetzlich 
vorgefchriebener Erwägung an competenter Stelle Entichließungen gefaßt 
werden, welche die Intereſſen des Staates betreffen. Bon diefer Regel 
abzumweichen, wollen des Königs Majeftät fih am allermenigften in einem 
Fall entjchließen, wo es fih um die widhtigften und folgenjchwerften Ent- 
jcheidungen handelt, zu welchen ein Monarch im Intereſſe feiner Staaten 
berufen fein fann.... Em. Exc. werden jeinergeit ans dem f. Miniſterium 
von Berlin aus die eingehendere Entwidelung der Anficht der k. Regierung 
über die diezjeitigen und über die vorliegenden öfterreihiichen Reformplane 
erhalten. Für jetzt erfläre ich nur: daß die legteren, unferer Anſicht nad, 
weder der berehtigten Stellung der preußifhen Monardie nod 
den berechtigten &ntereffen des deutſchen Volks entipreden. 
Preußen würde der Stellung, die feine Macht und feine Geſchichte ihm 
in dem europäiſchen Staatenverein geichaffen haben, entfagen, und Gefahr 
laufen die Kräfte des Landes Zwecken dienftbar zu machen, welche den In: 
tereflen des Landes fremd find, und für deren Beitimmung ung dasjenige 
Maß von Einfluß und Controle fehlen würde, auf welches wir einen 
gerechten Anfpruch haben.“ 


22.— 31. Auguft. Verhandlungen ded Fürſtenkongreſſes. 
1. September. Schlußfigung des Kongreſſes. Feſtſtellung der 
Reformalte. 
Zweited Kollectivfchreiben der Fürften an den 
König von Preußen. 


„Angefihts bes Schreibens, mittelft beffen Ew. Majeftät unter bem 
20. Auguft die Einladung haben beantworten wollen, welde Wir, bie in Franl- 
furt a. M. verfammelten beutfchen Fürften und Vertreter ber freien Stäbte, an 
Em. Deajeftät zu richten uns gedrungen gefühlt haben, Können Wir, nach Beendigung 
Unferer Berathungen Uns nit trennen, ohne Ew. Majeſtät nochmals Unſer 
innigfte® Bebauern barüber auszubrüden, daß Wir Allerhöchſtihre perfönliche 
Mitwirltung zu dem unternommenen großen Werk entbehren mußten. Gerne 
ihöpfen Wir jeboh aus Em. Maj. Verfiherung, daß Allerhöchſtdieſelben jede 
Mittheilung, die Ihre Bunbesgenofien an Sie würben gelangen laffen, mit ber 
von Em. Maj. jederzeit der Entwidelung der gemeinjamen vaterländtfchen Inter- 
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effen gewibmeten Bereitwilligkeit und Sorgfalt in Erwägung ziehen würben, bie 
für Uns Alle fo koſtbare Hoffnuug auf eine endliche allgemeine Verſtändigung. 
Aus unfern Berathungen ift der dem gegenwärtigen Schreiben beigefügte Ent- 
wurf einer Reformacte bes beutichen Bundes bervorgegangen. Bon beuticher 
Eintracht und opferwilliger Gefinnung ſämmtlich bejeelt, find Wir unter Uns 
über denfelben volllommen einig geworben unb werben es als ein hohes Glück 
für Uns Alle und für linfere Völler betrachten, wenn nunmehr in ber Bruft 
Em. Maj. Unferes mächtigen und wohlgefinnten Bunbesgenofien, Entichließungen 
reifen werben, durch welche Deutichland, Dank dem Einverftänpniffe jeiner 
Fürften, auf der bundesgeſetzlichen Grundlage an das Ziel einer heilfamen Re⸗ 
iorm feiner Berfaffung gelangen wird. Auch bei diefem abermaligen wichtigen 
Antoffe erneuern Wir den Ausdrud der bunbesfreunblichen Gefinnungen, von 
welchen Wir für Ew. Maj. beieelt find.” 


15. September. Bericht ded Staatd- Minifteriumd an. Se. Majeftät 
den König über die Frankfurter Reform= Afte, 


„Eurer Dajeftät Allerböchften Befehlen entiprechend, beehrt fich das Staats⸗ 
Kiniftierium Über die von der Kaiferlich öſterreichiſchen Regierung angeregte 
Bundesreformfrage in Nachftehendem allerunterthänigft zu berichten. 

Die erfte Anregung zu einer dem nationalen Bebärfniß entfprechenden 
Ausbiftung ber Bundesverfaffung ift von Preußen ausgegangen, ehe bie Er- 
eiguiffe von 1848 bereinbraden. Die ernten Erfahrungen, die darauf gefolgt 
md, haben weder in den Regenten noch in dem Volle Preußens das Beftreben 
vermindert, bem berechtigten Verlangen nad Berbefferung der beftehenden Ein- 
richtungen Befriedigung zu verichaffen; aber fie haben die Schwierigfeiten richtiger 
erlennen laſſen und beilfame Lehren gegeben, Die zur Vorſicht mahnen milffen 
in einer großen Sache. Sie haben aud gezeigt, daß es nicht "wohlgethan ift, 
das vorhandene Maß des Guten zu unterfhäten und das Vertrauen auf be- 
febende Inftitutionen zu untergraben, ja dieſe felbft zu erjchüttern, ehe das 
Beffere mit Sicherheit in Ausficht fteht. 

Diefe Erwägungen ließen es Eurer Majeftät als geboten erfcheinen, in 
Zeiten, welche jebem Xheilnehmer bes Bundes ben Werth der äußeren unb 
mneren Sicherheit, die ihm berjelbe bisher gewährte, bejonders anjchaulich machen, 
die wänfchenswerthen Reformen nur mit jorgfältiger Schonung bes vorhandenen 
Maßes von Einigkeit und von Vertrauen auf die Bürgichaften der beftehenben 
Zundeöverträge anzuftreben. Wir haben aus ben uns von bem Minifter ber 
auswärtigen Angelegenheiten vorgelegten Aktenſtücken erjehen, daß dieſelbe Vor⸗ 
Abt von anderer Seite nicht beobachtet, die Aenderung der Bunbesverfaffung 
xielmehr aus Gründen verlangt worden ift, deren Darlegung das Vertrauen auf 
ten Werth und ben Beftand der Bunbesverträge ſchwer erjhlittern und Zweifel 
en denfelben hervorrufen mußte, welche noch heut ber Wiberlegung harren. 

Um fo dringender wäre zu wünſchen geweſen, daß die Einleitung von Ber- 
handlungen zur Verbefferung und Befeſtigung der fo geloderten Beziehungen auf 
Degen erfolgt wäre, melche einen befriedigenden Abſchluß mit möglichfter Sicherheit 
m Ansfiht ftellten. Unter denjelben lag ohne Zmeifel Der Verſuch einer Ber- 
Käntigung Preußens und Defterreihs Über die Grundzüge der zu 
machenden Borfchläge am nächſten, und konnte das Kaijerlich öſterreichiſche 
Kabinet einer bundesfreundlichen Aufnahme berjelben von Seiten Eurer Dajeftät 
gewiß fein. Etatt deſſen iſt von Defterreich einfeitig die demnächſt in Frankfurt 
vorgelegte Reformakte ausgearbeitet und über ven Inhalt berjelben Eurer Majeftät 
om 3. Auguft d. 3. fo unvollflänbige Mittheifung gemacht worben, daß ſich barauf 
em Urtbeil Über die Tragweite ber Vorſchläge nicht begründen ließ. Nur bie 
Beabfichtigte Form der Verhandlung war Mar und gab Eurer Majeflät zuerfl zu 
den gereäten Bedenken Anlaß, welche Alferhöchftviefelben gegen das Beginnen 
des burch einen ſchleunig zu berufenden Fürſtenkongreß, in dem Schreiben 
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vom 4. Auguſt d. I. an Ge. Majeflät ben Kaiſer von Oeſterreich, ausge 
ſprochen haben. 

Nicht wenige Tage einer unvorbereiteten Beſprechung und 
nit der edelfte perfönlihe Wille der Fürften konnte ein Werl 
zum Abſchluß bringen, deſſen Schwierigletten nicht allein in den 
verfhiedenen perjönlihen Anfihten, ſondern in Berbältniifen 
Tiegen, welde tief im Weſen der deutſchen Nation wurzeln unb 
Jahrhanderte hindurch in wechſelnden Kormen ſich immer von 
Neuem geltend gemadt haben. 

Nichtsdeſtoweniger haben Eure Majeftät Ihre Bereitwilligfeit ausgeſprochen, 
im Intereffe eines jo großen Werkes auch auf einen ohne Preußens Mitwirkung 
vorbereiteten Berſuch deſſelben einzugeben, und nur ben Aufichnb ber vorge- 
ſchlagenen Fürftenverfammlung bis zum 1. Olftober d. I. verlangt, ein Aufichub, 
welder neben weſentlichen, außerhalb ber Sache liegenden Hinderniffen ber Ve⸗ 
tbeiligung Eurer Majeftät durch die für einen Kongreß zahlreicher Souveraine 
nothwenbigen geichäftlichen Borbereitungen bebingt war. Wenn ungeachtet biefes 
Entgegenfommens Eurer Majeftät und nachdem Allerhöchſtdero wohlbegründete 
Weigerung, am 16. Auguft d. 3. in Frankfurt zu erfcheinen, dem Kaiferlic 
öfterreihiihen Kabinette befannt war, Die Einladung zu dieſem Tage dennoch 
unter einem ber erften Mittbeilung an Eure Majeſtät vorhergehenden Datum an 
alle Genoſſen des Bundes erlafien wurde, fo können wir uns bes Eindrucks nidt 
erwehren, als ob dem Kaiferlich öſterreichiſchen Kabinette von Haufe aus nicht bie 
Betbeifigung Preußens an dem gemeinfamen Werke, fonbern die Berwirkiichung 
bes Separat-Bündniffes als Ziel vorgefchwebt habe, welches fchon in ber erften 
an Eure Majefät gelangten Mittheilung vom 3. Auguft für den Fall in Aus» 
fit genommen wurde, baß Preußen fih ben Anträgen Oeſterreichs nicht an- 
ſchließen werbe. . 

Die legteren find auch bis zum beutigen Tage nicht amtlich zur Kenntniß 
der Königlichen Regierung gelangt; bagegen ift Eurer Majeftät durch das von 
einem Theile der ın Frankfurt a. M. verfammelt geiweienen Fürſten und ben 
Bertretern ber freien Städte an Allerhöchftbiejelben gerichtete Schreiben vom 
1. September d. 3. das von ben hoben und böchften Unterzeichnern dieſes 
Schreibens bebingungsweife angenommene Ergebniß der Frankfurter Verhandlungen 
mitgetbeilt worben. 

Diefe Mittbeilung haben Eure Majeſtät Ihrem Staatsminifterium über- 
geben, in Ausführung ber in Allerhöchſtdero Antwort - Schreiben an die Theil- 
nehmer bes Fürftentages d. d. Baden den 20. Auguft ausgeſprochenen Abficht, 
Allerhöchſtdero Entſchließungen erft dann fefftellen zu wollen, wenn, durch ge- 
ſchäftsmäßige Bearbeitung ber Angelegenheit von Seiten Ihrer Räthe, bie zu 
erwartenden Abänberungen ber Bunbesverfaffung in ihrem Verbältniffe zu der 
berechtigten Machtſtellung Preußens und zu ben berechtigten Intereſſen ber 
Nation eingehend, geprüft fein würden. Als Ergebnif dieſer Prüfung haben ſich 
die gewidtigftien Bedenken herausgeftellt, welche den Entwurf für Eure 
Majeftät weder ale König von Preußen noch als deutſcher Fürft annehmbar er- 
ſcheinen Iaffen, wenn nicht Veränderungen mit ihm vorgenommen werben, welde, 
feine Grundlagen ſelbſt berührend, feinen ganzen Charakter weſentlich verändern. 
Wie der Entwurf vorliegt, kann unſer alleruntertbänigfter Antrag nur dahin 
geben, baß es Eurer Majeſtät gefallen möge, bemfelben die Allerböcfte Zu⸗ 
flimmung zu verfagen. 

Die verbältnigmäßige Schwäche bes Bundes, im Vergleich zu ber ber 
beutichen Nation innewohnenden Geſammtkraft, beruht in der Schwierigleit, 
die Bundes-Centralgewalt fo zufammenzufegen und mit folden 
Attributionen zu verfeben, daß fie fräftig und wirkſam ſei, 
zugleich aber bie berechtigte Unabhängigkeit der einzelnen Staaten 
bone unb erbalte, und ber Bebentung der einzelnen Bundesglieder nad 
Maßgabe ihrer eigenthümlichen und jelbfifländigen Machtverhältniffe Rechnung 
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trage. Dieſe Schwierigkeit wurzelt in einer tanfenbjährigen Geſchichte bes Landes 
aud läßt fih bei dem beften Willen aller Betheiligten weder jchnell, noch voll- 
Ränbig überwinden. Sie fteigert fi) nothwenbig in dem Maße, ale bem Bunde 
Me Aufgabe geftellt wirb, nicht nur, feinem urſprünglichen Zwecke entſprechend, 
die Sicherheit ſeiner Theilnehmer und des Bundesgebiets zu gewährleiſten, ſon⸗ 
bern auch in ber äußeren wie in ber inneren Politik die Zwecke eines einheitlichen 
Staatsweſens zu erfüllen. | 

Dis in die letzten Decennien ift e8 beshalb mit Sorgfalt vermieden worben, 
bie Haltbarleit des Bunbes durch eine Erweiterung feines urfprünglichen Zweckes 
auf die Probe zu fielen. Dan fagte fih mit Necht, daß das Einverfländniß ber 
mäßtigften Mitglieder über die Zielpunfte der gemeinfamen Beftrebungen bie 
unentbehrliche Grundlage jeber wirffamen Altion bes Bundes bilde. Und dieſe 
Gemeinfamfeit ift um fo jchwerer herzuftellen und feſtzuhalten, als weber Preußen 
noch Defterreich der Freiheit vollfländig entjagen Tonnen, ihre Stellung zu den 
Öragen europäifcher Bolitit nach ben Interefien ber Gefammtheit ihrer Mon⸗ 
archieen zu regeln. 

Der vorliegende Entwurf löſt diefe Schwierigkeit durch den einfachen 
Mechanismus einer Mebrheits-Abfimmung im Schooße bes Direl- 
torinms und durd eine Erweiterung des Bundeszwedes bis zu Dem 
Maße, daß die Politik jeder diefer beiden Mädte in der durch das 
Centralorgan des Bundes zu beffimmenden Gefammtpolitil des 
Letzteren aufzugeben babe. Im ber Theorie ift biefe Löſung eine leichte, in 
ber Praxis ift ihre Durchführung unmöglich und trägt den Keim ber Bor- 
ausjegung in ſich, daß das neue Bunbesverhältniß in vergleihungsweife kürzerer 
Zeit als das alte, um uns der Worte des Kaiferlich öfterreichiihen Promemoria 
zu bedienen, den Eindrud von „Reften einer wanlend gewordenen Rechtsordnung 
maden werbe, welcher der bloße Wunfch, daß die morihen Wände den nächften 
ara noch aushalten mögen, die nöthige Feſtigkeit nimmermehr zurüdgeben 

ante.“ 

Um einer beflagenswerthen Eventwalität vorzubeugen, ericheint e8 uns un⸗ 
elägüich, daß ter Bund durch eigene Aktion in bie Beziehungen ber europäifchen 
Bolitit nur mit tem Einverſtändniſſe der beiden Großmächte eingreife 
und daß jeder der Tebteren ein Veto mindeſtens gegen Kriegserffärungen, fo 
lange nicht das Bundesgebiet angegriffen ift, zuſtehe. 

Diefes Veto ift für die Sicherheit Deutichlands ſelbſt unentbehrlich. Obne 
daſſelbe würde je nach den Umfländen die eine oder bie andere der beiden Groß⸗ 
mãchte in bie Lage kommen, ſich der anderen, durch eine Majorität weniger 
Stimmen verſtärkten — ja, felbft mit ber anderen zufammen, ſich der Majorität 
biefer Stimmen unterwerfen zu follen — und doch der Natur der Dinge nadh, 
mb ihrer eigenen Eriftenz halber, fich nicht unterwerfen zu können. Dan kann 
fh einen ſolchen Zuſtand auf die Dauer nicht als möglich denken. Es können 
Inftitutionen weder haltbar fein noch jemals werben, welche, das Unmögliche von 
Preußen ober von Defterreich fordernd — nämlich, fi fremden Intereſſen 
tienfibar zu machen — den Keim ber Spaltung unverlennbar in fi tragen. 
Kit auf der gegwungenen, ober geforderten und doch nicht zuer- 
jwingenden Unterorbnung ber einen Macht unter die andere, fon- 
bern auf ihrer Einigkeit beruht die Kraft und die Sicherheit 
Deutfhlands. Jeder Verſuch, eine große politifhe Maßregel gegen ben Willen 
der einen oder ber anberen burchzufegen, wirb nur fofort die Macht der realen 
Berhältniffe und Gegenfäge zur Wirkfamleit hervorrufen. 

Es wäre eine verhängnißvolle Selbfttäufhung, wenn Preußen 
id zu Bunften einer fheinbaren Einheit Beihränltungen feiner 
Selbſtbeſtimmung im Voraus auflegen wollte, welde es im ge- 
gebenen Kalle thatſächlich zu ertragen nicht im Stande wäre. 

Der Anfprisch jeder der beiden Großmächte auf ein derartiges Veto ift um 
fo weniger ein unbilliger zu nennen, als die Berechtigung, eine Kriegserklärung 
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zu hindern, verfaffungsmäßig jeber Minorität beimohnt, welde , der Stimmen 
auch nur um 1 Überfteigt, (Art. 40 d. W. Sch. 4.) ein ſolches Drittheil aber, ſo⸗ 
bald ihm keine ber beiben Großmächte angehört, niemals eine Benälferung reprä- 
fentiren kann, welche ber der preußilchen oder ber öſterreichiſchen Bundesländer 
gleihläme. Die vier Königreiche, Baben und beide Heſſen bilden zuſammen das 
an Volkszahl ſtärkſte Drittbeil der Plenarftimmen, welches ſich ohne Betheiligung 
einer der Großmächte fombiniren läßt; fie haben zufammen 12,916,000 Ein- 
wohner und 25 Stimmen im Plenum, aljo 3 über !,. Es befiehen 23 Stimmen 
int Blenum, welche zufammen nur 2,400,000 Einwohner ihrer Staaten vertreten, 
und jeder Kriegserllärung ihr gemeinſames Veto entgegenjegen Können. Um wie 
viel mehr bat Preußen, mit einer Bevöllerung von 14, Millionen im Bunde, 
auf daſſelbe Recht Anſpruch. 

r nicht 6108 da, wo e8 auf Verhütung von Unternehmungen anlommt, 
durch welche bie eftigfeit bes gemeinſamen Bandes in Frage geftellt werben 
fann, fonbern auch in Betreſſ der Betheiligung an ber regelmäßigen Xhätigfeit 
des Bundes erfcheint e8 nothwendig, daß die Formen der Bunbesverfaffung ber 
Ausdrud der wirklichen Verhältniſſe und Thatſachen feien. 

Preußen ift als deutſche Macht nicht nur Defterreih ebenbür- 
tig, fonbern e8 bat innerhalb des Bundes die größere Bollezahl. 
Die formelle Gleichftelung Preußens und Defterreiche id baber ion zu ver- 
ſchiedenen Epochen Gegenftanb der Verhaudlung geweſen, und bei Gründung ber 
proviforifhen Bundes» Central» Kommilfion, in Folge ber Uebereintunft vom 
30. September 1849, haben beide deutſche Großmächte in völlig gleicher Stellung 
bie Ausübung ber Centralgewalt für den beutihen Bund, Namens ſämmtlicher 
Bundes Regierungen, übernonmen. Auf ben Gebiete, in welchem bisher die 
Kompetenz des Bundes fich bewegte, ſteht der Borfig dem Kaiſerlich öfterreichifchen 
Hofe vertragsmäßig in Form ber geichäftlichen Feitung ber Bundesverfammlung 
zu. Bei neu zu fchaffenden Inftitutionen aber, auf dem Gebiete umfaffenper Er- 
weiterungen ber Attribute und Befugniffe tes Bundes, und für Organe, welche 
den Bund weientlich nach Außen zu vertreten beſtimmt find, kann Preußen eine 
bevorzugte Stellung Oeſterreichs nicht zulaffen, ſondern erhebt den Anſpruch 
auf eine volllommene Gleichheit. 

Daß es fih in dem Reform» Entwurfe, ungeachtet ber Bezeihnung bes 
Vorfites als einer nur formalen Leitung der Gefchäfte, nicht um eine uumelent- 
liche Aeußerlichleit handelt, wird um fo mehr einleuchten, wenn man fi) erinnert, 
daß felbft unter den alten Verhältniſſen Preußen ſich gegen cine ungerechtiertigte 
Ausdehnung der Bedeutung des Präfidialvechtd bat verwahren müffen*), welde 
daffelbe zu einem weſentlich politiihen Vorrecht Defterreihs und zu dem dharat- 
teriftiihen Ausdrud der deutſchen Einheit ſtempeln mollte. i 

Nach folder Erfahrung würde die Preußiſche Regierung nicht der Verſtän⸗ 
digung ein erlaubtes Opfer — und zwar ein Opfer an Deflerreih, nicht an 
Deutihland — bringen, ſondern ein Unvecht am eigenen Lande begeben, wein 
fie bei erweiterter Kompetenz bes Bundes und bei erhöhter Bedeutung ber bem 
Präſidium vorbehaltenen diplomatifchen Beziehungen nad Außen, auf den Anfprud 
ber Gleichſtelluug verzichtete. 

Anden wır Eurer Majeftät die Parität Preußens mit Oefterreih unb bie 
Beilegung eines Beto in ben oben bezeichneten Grenzen als unſeres allerunter- 
thänigften Dafürbaltens nothwendige Vorbebingungen ber Zuſtimmung zu einer 
Erweiterung des Bunbeszwedes und ber Kompetenz ber Bunbes » Central -Be- 
hörde bezeichnen, verfennen wir nicht, daß bamit die Aufgabe einer Vermittlung 
ber bdivergirenden dynaftiihen Intereſſen Behufs Erleichterung der einheitlichen 
Altion des Bundes nicht gelöft wird. Den Streit berjelben: durch die Majoritäts- 
Abftimmungen der im Direktorium vertretenen Regierungen kurzer Hanb zu ent: 


*) Conf. D des Grafen Rechberg an ben Kaiſerlich i anbten in Dreßben 
vom 5. nem — und Klage 7 und Haar ir a —— ſtorff au den 
Frhrn. von Werther vom 2. Februar 1862. 
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iheiben, ſcheint ums weber gerecht noch politifch annehmbar. Das Element, welches 
berufen iR, die Sonder⸗Intereſſen ber einzelnen Staaten im Intereffe ber Ge⸗ 
jammtbeit Deutſchlands zur Einheit zu vermitteln, wirb wefentlih nur in ber 
Bertretung ber beutihen Nation gefunden werben Binnen. Um die Snftitution 
der leßteren in biefem Sinne zu einer fruchtbringenden zn machen, wirb es noth⸗ 
wendig jein, fie mit entiprechenberen Attributionen auszuftatten, als dies nach dem 
Frankfurter Entwurf der Fall fein fol, und ihre Zuſammenſetzung fo zu regeln, 
daß die Bebeutung eines jeben Bundeslandes ben feiner Wichtigkeit angemeflenen 
Ansdrad darin finde. 

Die ausgedehnten Befugnifie, welde in ber Reformalte dem 
aus wenigen und ungleiden Stimmen zuſammengeſetzten Direlto- 
sinm, mit unb ohne Beirath bes Bundesrathes, gegeben werben; 
bie anvolllommene unb ben wirklichen Berbältniffen nit entipre- 
Geude Bildung der an Stelle einer National-Bertretung vorge» 
ſchlagenen „Berfjammlung von Bunde8-Abgeorbnneten,“ welche durch 
ibren Urfprumg auf die Bertretung von Bartilular-Interefjen, nicht 
von beutfjen Intereffen bingewiefen ift, und bie auf einen kleinen 
Kreis verbältnißmäßig untergeorbneter Gegenſtände beſchränkte und 
tennoh vage und unbeflimmte Befugniß auch dieſer Berfamm- 
lung — lafjen jede Bürgſchaft Dafür vermiffen, daß in ber beab- 
ihtigten neuen Organifation bes Bundes die wahren Bebürfnifje 
and Intereffen der deutſchen Nation und nicht partikulariſtiſche 
Betrebungen zur Geltung flommen werben. 

Diefe Bürgihaft fann Eurer Majeftät Staats-Minifterium 
zur in einer wahren, aus birelter Vetheiligung der ganzen Nation hervor» 
schenden Rational» Bertretung finden. Nur eine ſolche Vertretung wirb 
tür Breußen die Sicherheit gewähren, baf es nichts zu opfern bat, 
was niht dem ganzen Deutſchland zu Gute fomme. Kein noch jo 
fünflih ausgebadhter Organismus von Bundesbehörden fann das 
Spiel und Wiederfpiel dynaſtiſcher und partilulariftifher Inter- 
eſſen ausfchließen, weldes fein Gegengewicht und fein Korreftiv in 
der Hational-Bertretung finden muß. Ineiner Berfammlung, die 
eus dem ganzen Deutihland nah bem Maafftab ver Bevölkerung 
tar direfte Wahlen hervorgeht, wird der Schwerpunft, fo wenig 
wie außer Deutihland, fo auch nie in einen einzelnen, von dem 
Ganzen jih innerlich loslöſenden Theil fallen; barum fann Preußen 
mit Bertrauen in fie eintreten. Die Intereffen und Bedürfniſſe 
des preußifhen Bolkes finb wefentlih und ungertrennlihibdentifch mit 
denen bes beutfhen Volles; wo dies Element zu feiner wahren Be- 
Sentang und Geltung kommt, wird Preußen niemals befürdten 
dürfen, in eine feinen eigenen Intereffen wiberftrebende Politik 
dineingezogen zu werben; — eine Befürchtung, die bDoppeltgeredt- 
tertigt ift, wenn neben einem Organismus, in welhem der Schwer- 
sunft außerhalb Preußens fällt, die wiberftrebenben partilula- 
riſtiſhen Efemente prinzipiell in Die Bildung der VBollsvertretung 
bineingebradt werben. 

Bir haben uns erlaubt, in Vorſtehendem nur bie wejentlichflen Mängel 
dervorzuheben, ohne beren Befeitigung, unferes allerunterthänigften Dafürhaltens, 
ne Bundesreform ber vorgeichlagenen Art für Preußen nicht annehmbar if. 
Auch halten wir eine Kritik ber Einzelnheiten bes vorliegenden Entwurfs für 
unfruchtbar, jo lange eine Berftänbigung über jene Hauptpunfte nicht erreicht iſt. 
Kir fielen deshalb Eurer Majeftät allerunterthänigft anheim, über bie Ießteren 
nacht mit Allerhöchftdero Bundesgenoffen in Verhandlung zu treten und, fobalb 
Eure Majeflät der Geneigtheit begegnen, auf bie vorſtehend angebeuteten Grund⸗ 
lagen einzugeben, die Kaiferlich Bfterreichiiche Regierung zu erſuchen, in Gemein» 
Saft mit Eurer Majeflät Regierung Minifterial» Konferenzen zu anbermeiter 
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Feſtſtellung eines denmächſt den beutichen Fürften und freien Stäbten zur Geneh⸗ 
migung vorzulegenden Reformplanes zu berufen. Bon dem Beſchluſſe ber deutſchen 
Souveraine wird es alsdann abhängen, ob fie über dasjenige, was fie ber Nation 
darzubieten beabfichtigen, die Aeußerung ber Letzteren ſelbſt durch das Organ ge 
wählter Bertreter vernehmen, ober ohne deren Mitwirkung die verfafjungsmäßige 
Einwiligung ber Landtage jedes einzelnen Staates herbeizuführen verfucen 
woueu. 

Kür Eurer Majeftät Regierung wirb der nahe bevorftehende Zu- 
fammentritt bes Landtages bie Gelegenheit barbieten, Die Auffaſſung 
der preußifhen Landesvertretung in Betreff des Inhalts ber vor- 
Viegenden Reformalte und der von der Köntgliden Regierung ber- 
felben gegenüber vertretenen Grundſätze kennen zu lernen, unb wie 
wir nicht zweifeln, werben die Kundgebungen ber preußiichen Landesvertretung 
ſchon jetzt mit Beftimmtbeit erlennen laſſen, baß nur folhe Aenberungen 
Der beftebenden Bundesverträge auf ihre demnächſtige verfaffungs- 
mäßige Zuſtimmung zu rehnen haben, vermöge deren bie Würde 
und die Madtftellung Preußens und bie Intereifen ber gefammten 
deutihen Nation in gleihem Maße ihre Berüdfihtigung finden. 

Das preußifche Volk bildet einen fo mweientlichen Beſtandtheil des beutichen 
und iſt in feinen Bebürfniffen und Intereffen, wie in feinen Wünſchen und Ge 
finnungen, mit ber Geſammtheit der beutihen Nation jo innig verwachlen, daß 
bie Stimme bes preußifchen Landtags zugleich bie bisher fehlenden Anhaltspunfte 
für die Beurtbeilung ber Aufnahme der beabfidtigten Inftitutionen von Eeiten 
des deutſchen Volles gewähren wird.” 

Berlin, den 15. September 1863. 

Das Staats-Minifterium. 


(Die Unterfchriften Bismards und ſämmtlicher Minifter). 


19. Bie deutfche Frage und der innere Konflikt. 


Hoffnung auf Löſung des Konflikte, 
2. September. Auflöjung des Abgeordnetenhaufes. 
Aus dem Bericht ded Staatd - Minifteriumd an den König. 


„Nachdem Em. Majeftät die Sigungen des Landtags am 27. Mai 
d. J. zu fohließen geruht hatten, weil die Majorität des Haufe der 
Abgeordneten der Wegierung Ew. Majeftät ihre Mitwirkung verfagte, 
baben wir Em. Majeität in dem Berichte vom 15. Juni d. J. unſere 
Ueberzeugung dahin allerunterthänigft außgejprochen, daß nichts deſtoweniger 
der Verſuch, in diefem Jahre die Sefezliche Feſtſtellung des Staatshaus⸗ 
halts⸗Etats herbeizuführen, durch erneute ‚Derjanblungen mit der Rande 
vertretung zu wiederholen und deshalb die Einberufung der letzteren jo 
geitg zu bewirfen fei, daß die Möglichkeit der Beſchlußnahme vor Ablauf 

e8 Jahres gegeben wäre. 

Wir konnten uns gleichzeitig nicht verbehlen, daß weitere Verhand⸗ 
ungen mit dem gegenwärtigen Übgeordnetenhaufe fir die VBerftändigung 
über die fchwebenden Streitfragen feine Ausficht boten. Die Stellung, 
welche die Mehrheit des Haufes zu Em. Majeftät und zu Allerhöchftdero 
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Regierung eingenommen, und die Forderung, mit welchen diejelbe in die 
aflungsmäßigen Rechte der Krone einzugreifen verſucht hatte, ſchloſſen 
jede Soffmung auf ferneres Zuſammenwirken und auf ein befriedigendes 
Ergebniß defjelben aus. Wir erlaubten uns deshalb unſere Anſicht dahin 
ehrfurchtsvoll darzulegen, daß der Wiedereröffnung des Landtages eine 
Auflöfung des Haufes der Abgeordneten nothwendig vorhergehen müſſe. 
Ew. Majeftät gerubten vor Ihrer Abreife in der Ronfeilfigung vom 
16. Juni das Allerhöchſte Einverftändnig mit bieler Auffaflung auszu⸗ 
ſprechen und Sich die definitiwe Beſchlußnahme über den Zeitpunkt der 
Auflöfmg big nad Allerhöchſtdero Rückkehr nach Berlin vorzubehalten. 
Die Lage der Dinge in Em. Majeftät Staaten bat —5* keine 
Veranlaſſung zu einer Aenderung unſerer damals von Ew. Majeſtät gut⸗ 
geißenen nträge geboten; dagegen find auf dem Gebiete der deutjchen 
undesperfaflung Beftrebungen zu Tage getreten, deren unverkennbare 
Abfiht es ift, dem preußiſchen Staate diejenige Machtſtellung in Deutfch- 
land und in Europa zu verfümmern, welche das wohlerworbene Erbtbeil 
der ruhmvollen Gefchichte unferer Bäter bildet und melche das preußilche 
Bolt fi nicht ftreitig machen zu laſſen jederzeit entjchloffen geweſen ift. 
Unter diefen Umſtänden wird e3 für Em. Majeftät Unterthanen zus 
gleich ein Bedürfniß fein, bei den benorftehenden Neuwahlen der That⸗ 
che Außdrud zu geben, daß feine politifche Meinungsverſchiedenheit in 
unierem Lande tief genug greift, um, gegenüber einem Berfuche zur Bes 
einträchtigung der Unabhängigkeit und der Würde Preußens, die Einigs 
teit des Volkes in fi und die unverbrüchlihe Treue zu gefährden, mit 
welcher dafjelbe feinem angeftammten Herrſcherhauſe anhängt. 
Die Vorgänge der jüngften Tage haben uns daher in den im Juni 
d. I. Em. Majeſtät allerunterthänigft unterbreiteten Anträgen nur be⸗ 
Rärten können, und da die Durchführung der Neumahlen einen Zeitraum 
von faft zwei Monaten erfordern dürfte, jo werden die von Ew. Majeftät 
in der Konfeilfigung vom 16. Juni gebilligten Maßregeln nunmehr un» 
gejäumt ausgeführt werden müſſen, damit dem einzuberufenden Landtage 
die Möglichkeit bleibe, noch in diefem Jahre die Berathung des Staats⸗ 
haushalis⸗Etats zu bewirken. 
Wir tragen daher allerunterthänigſt darauf an: 
die im Entwurfe ehrfurchtsvoll beigefügte Verordnung wegen 
Sufläfung des Hauſes der Abgeordneten Allergnädigft vollziehen 
zu wollen.“ 


Berlin, den 2. September 1863. 


16. September. Aufruf au die Wähler. 
„An alle Batrioten.” (Provinzial Correipondenz.) 


Das Werl des Friedens und ber Berftänbigung um Innern zu fördern, 
und Preußens Stellung als Großmacht zu fihern, — das foll bie Aufgabe bes 
Einftigen Abgeorbnetenhaufes, tas muß daher das Ziel und der leitende Gebante 
aller patriotiichen Wähler fein. 

Den inneren Frieden wieberberzuftellen, wer jollte dazu nicht gern bie 
Hand bieten, — wer erfehnt nicht mit dem Könige, daß der traurige Zwift, 
welder feit fo langer Zeit eine erfprießliche Entwidelung unferes Verfaflungs- 
lebent hemmte, endlich befeitigt werde! 
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So mögen denn alle wahrbaften PBatrioten, bie Gemäßigten und Be 
fonnenen aller Parteien, fich jett vereinigen, um jene Hoffnungen erfüllen zu 
helfen. Laßt uns bie Stichworte des Parteilampfes, laßt uns die gegenfeitigen 
Anſchuldigungen vergeffen und in patriotifcher Einmütbigfeit nur daran geventen, 
baß wir Preußen find und daß alle die Guter, welche unfer Baterlanb in einer 
Geſchichte ohne gleihen zu Ruhm und Größe erhoben haben, durch bie innige 
Gemeinschaft eines bochherzigen Fürftenhaufes und eines treuen Bolles er 
rungen find. 

Das dringendfte Bebürfniß ift bie Beſeitigung des VBerfaflungsftreits. 

Die Regierung des Königs hat fo eben von Neuem gezeigt, daß es ibr 
mit der Beobachtung ber Berfaffung beiliger Ernft iſt. Die Auflöfung bes 
Abgeordnetenhauſes ift vor Allem erfolgt, um bem außergewöhnlichen Zuſtande 
unferer Finanzverwaltung womöglich noch in dieſem Jahre durch verfaſſungs⸗ 
mäßige Feſtſtellung des Etats ein Ende zu machen. 

So laßt uns nun auch unfererfeitg Männer wählen, welchen es gleichfalls 
voller Ernft ift, auf dem Boden unferer Berfaffung bie Rechte bes preußiſchen 
Königthums eben jo wie die des Volkes zu achten und zu wahren, und fich mit 
ber Regierung Über die Handhabung des Staatshaushaltes im Sinne und Geiſte 
ber preußifchen Berfaflung nöthigen Falls durch ergänzende Beflimmumgen zu 
verfländigen und zu einigen, auf daß einerfeits bie ungeftörte Fortführung der 
Staatsverwaltung im Intereffe des Landes unter allen Umſtänden gefichert, 
anbererfeits das volle Recht ber Landesvertretung in Betreff ver Befchlußnahme 
über neue Ausgaben gewährleiftet werbe. 

Mebr als je aber werben alle Patrioten gerade jett erkennen, wie jehr es 
darauf ankommt, das hochwichtige Werk unjeres Könige und Herrn, die neue 
Heeres - Organijation, endlich zu vollem geſetzlichen Abſchluß zu bringen. Ueber 
die Zwedmäßigleit, ja Über bie Nothwendigkeit terfelben zur Erhöhung der 
preußifhen Wehrkraft befteht ja in ber Hauptiache kein Zweifel in ber Mehrheit 
bes preußiichen Bolles. Außer einer unpreußiſchen Partei, welche fih nicht ent- 
blödet, unummunben auszufpreden, daß „Preußen der Großmachtskitzel ausge- 
trieben werben” müſſe, und welche in folder unwürdigen Auffaffung Das preußiſche 
Heer, den Stolz und Ruhm des Baterlandes, zu zerftören bedacht ift, — außer 
biefer unpatriotifhen Bartei haben bie Liberalen ebenfo wie bie Konjervativen, 
ja nicht minder Die ernfteften Männer der Fortichrittspartei die Aufredhterbaltung 
unb Durhführung der Heeresreform in ihren weſentlichen Grundlagen als ein 
Bedürfniß des Staates und als eine Wohlthat für die Einzelnen erkannt. Die 
jegigen Zeitverhältniffe aber müſſen vollends jeden guten Preußen daran mahnen, 
daß e8 gilt, unſere Wehrverfaffung rajch auf fefter gejetzlicher Grundlage zu fihern. 
Ueber diejenigen Punkte, über welche bisher noch Zwieſpalt war, wird tie Ber 
ſtändigung ficherlich erfolgen, wenn bei ber Rantesvertretung nur ber ernfte 
te aarpanben ift, das Königliche Werk feinem Weien nach dauernd durchführen 
zu helfen. 

So mögen benn alle Batrioten bahin wirken, daß Abgeorbnnete gewählt 
werben, welche die Frage der Reorganifation des Heeres nach den Anforderungen 
ber preußifhen Ehre und Machtftellung durch wahrhaftes Entgegenlommen zu 
löſen entjchloffen find. 

Bereits ift wieder det Ruf ergangen: die bisherigen bemofratifchen Ab⸗ 
georbneten einfach wieber zu wählen. Mögen alle Baterlanbefreunde bedenlen, 
daß eine folhe Wieberwahl bie jchroffe Zurückweiſung aller Verſtändigung wärt, 
ba die frühere Diehrheit in bie Rechte der Krone fo vielfach eingegriffen, die 
Ehrerbietung gegen die Krone und deren Minifter bei Seite geſetzt und ſchließlich 
ausbrädiich erklärt bat, daß ihr keine Berfänbigung mit der Regierung möglich ſei. 

Alle, denen e8 Ernft ift mit Preußens Königthum und Berfaffung, müflen 
fih vereinigen, um in Gemeinjchaft mit ber Krone den feften Boden für bie 
Entwidelung unb den Ausbau berfelben im Sinne beutiher Freiheit und wahr 
bafter Selbfiverwaltung wieder zu gewinnen unb zu fihern, — und zu bem 


157 
1863. 


Erde Abgeorbnnete zu wählen, denen bie Wieberherftellung bes inneren Friebens 
as Tas dringendſte Bedürfniß unb bie oberfte Pflicht ericheint. 

Benn Preußen in folder Gemeinichaft zwiſchen König und Bolf nen 
efarkı, dann werden bie Berjuche, fein Anſehen und feine Stellung in Deutſch⸗ 
iond zu ſchmälern, vollends zu Schanden werden, — man wirb fi nirgends 
darüber täufchen, daß die Verjüngung und nationale Kräftigung Deutſchlands, 
über deren Bebürfniß Preußens Fürſt und Volk jeder Zeit einig waren, nimmer- 
mehr ohne Preußen, gefchweige denn gegen Preußen durchzuführen ift, fondern 
eur duch ein aufrichtige® und wahrbaftiges Zuſammengehen beiber beutichen 
Eroßmächte uud unter williger Anerkennung des nationalen Berufes und ber 
rabmvoll erworbenen Machtſtellung Preußens. 


8. Oktober. Allerhöchſter Erlaß an die Dorfgemeinde Steingrund. 


Aus der Eingabe vom 3. d. Mts. habe Ich die treue Gefinnung 
erieben, von welcher die Gemeinde Steingrund bejeelt ift, und will des⸗ 
halb die an Mich gerichtete Anfrage gern beantworten. 

Wenn die Gemeinde bei den ablen Mir ihre Treue befunden will, 
jo kann dies nur durch die Wahl folder Männer geſchehen, welche den 
ieſten Willen haben, Deine Minifter in der Durchführung der ihnen von 
Mr übertragenen Aufgaben zu unterftügen. Ein feindliche Berhalten 
gegen Meine Regierung läßt fi) mit der Treue gegen Meine Perjon nicht 
vereinigen; denn Meine Minifter find duch Mein Vertrauen in ihre 
Stellungen berufen nnd haben Mich in der Erfüllung Meiner großen 
und erniten Pflichten zu unterftüßen. 

Das Werk, deſſen Durhführung Ih ihnen vor Allem aufgetragen 
habe, ift die Feftftellung der Heereßeinrichtungen, welche Ich für die Sicher- 
heit des Vaterlandes als nothwendig und in der Erleichterung des Dienftes 
für die älteren Wehrmänner ald nützlich und gerecht erfannt habe. Ich 
würde die Pflichten gegen Mein Volk verlegen, wenn Ich dieſes Ziel 
nicht mit voller Entſchiedenheit erftrebte. Sobald daffelbe erreicht ift, wird 
der Friede im Lande fih neu und dauernd begründen und die Ausfüh- 
rıng Meiner Abfichten für die weitere gedeihliche Entwidelung der Gejeg- 
gbung auf dem Boden der Berfaflung geficyert fein. 

Bob dahin die Beftrebungen Meiner Miniſter in Uebereinftimmung 
mit Meiner eigenen Willendmeinung gerichtet find, darauf kann die Ger 
meinde kraft Deiner Verſicherung vertrauen. 


Baden-Baden, den 8. Oftober 1863. (gez.) Wilhelm. 


77. Oktober. Der 91. Palm. Aus einem Brief Biömardd an 
jeine Frau: 
„Died (eine Abſchrift des 91. Pjalm)*) befomme ich heute 
Morgen zwei Mal von verjchiedenen Richtungen.” 
) ‚Wer unter dem Schirm bes Höchſten ſitzet“ ac. ꝛc. 
28. Dftober. Die Wahlen zum Landtage fallen wenig anders ald 
die früheren aus. 


20, Die Laudtagsſeſſiun 1865—64. 


1863. 9. November. Thronrede des Königs. 


Der Landtag der Monarchie ift in feiner Iekten Sigungsperiode vor 
Beendigung der Berathungen über den Staatshaushalts -Etat gefchloffen 
und demnähft das Haus der Abgeordneten aufgelöft worden, weil em 
befriedigende Ergebniß weiterer Verhandlungen nach den an Mich gerich⸗ 
teten Erklärungen nicht mehr erwartet werden konnte. 

E83 iſt mein dringender Wunſch, daß den zwifhen Meiner 
Regierung und einem Theile der Kandesvertretung entftan- 
denen Zerwäürfniffen ein Ende gemaht werde. Meine König- 
liche Pflicht gebietet Mir, die Macht und die Nechte Meiner Krone nicht 
minder mie die verfaflungsmäßigen Befugnifie der Landesvertretung hoch 
zu halten und zu fchügen. 

Ueber den Umfang und die Örenzen des an fi unbeftrit- 
tenen Rechts der Yandespertretung zur Mitwirkung bei der ge 
jeglichen Yeftftellung des Staatshaushalts-Etats haben fi) entgegenge- 
jegte Auffafiungen geltend gemacht. Um zur Ausgleichung derfelben zu 
gelangen, wird Ihnen eine Vorlage gemacht werden, melde beftimmt iſt, 
die Befugniffe der Regierung für den Fall, daß der Staatshaushalts - 
Etat nicht zur gejeglichen Feitftellung gelangt, zu regeln und der Befürch⸗ 
tung entgegenzutreten, daß Meine Regierung in ſolchem Falle eine ımbe> 
ſchränkte Verfügung über die Staatsfonds ohne Rüdfiht auf das Recht 
der Landesvertretung in Anſpruch zu nehmen beabfichtige. 

babe aber nicht allein für die innere Wohlfahrt, fondern auch 
für die äußere Sicherheit des Staates Sorge zu tragen und muß 
in beiden Beziehungen auf Ihre Mitwirkung rechnen können. 

Die neue Formation des Heeres ift auß dem unabweislichen 
Bedüurfniß hervorgegangen, mit der gefteigerten Wehrkraft der Nachbar 
länder gleihen Schritt zu halten und den wirtbfchaftlichen Intereſſen ber 
eigenen Bevöllerung durch gerechtere Bertheilung der gejeglichen Wehr⸗ 
pfliht Rechnung zu tragen. Das Heer ift auch nad) der Neorganijation, 
wie Ich dies ſchon im Jahre 1860 an diefer Stelle ausgeſprochen, das 
preußifche Bolt ın Waffen, und zwar in größerer Wahrheit, wie zuvor; 
denn während die veritärkte Organifation der Linie eine Erleichterumg 
der älteren Landwehrklaſſen möglich macht, ift die Geſammtſtärke der 
Landwehr unverändert geblieben. Diefe Tormation hat fi in den ver. 
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floffenen Jahren auf Grund der Bewilligungen des Landtages während 
der Sigungsperioden von 1860 und 1861 zu einer dauernden Staats- 
Einrichtung ausgebildet, deren Beftand ohne bedenkliche Gefährdung der 
wihtigften Intereſſen des Landes nicht mehr in Frage geftellt werden 
kann. Die Erkenntniß diefer Gefahr legt Mir die Pflicht auf, Deine 
nad der Berfafiung erforderlihe Zuſtimmung nur einem folden Staat?» 
baushalts »Etat zu ertheilen, durch welchen die Erhaltung der beftehenden 
Heeredeinrichtungen ficher geftellt wird. Um den gefeglichen Abſchluß 
dieſer Angelegenheit endlich herbeizuführen, wird Ihnen der umgearbeitete 
—— eines Geſetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt vorge⸗ 
egt werden. — — 

Die Verhandlungen über die Fortſetzung des Zollvereins find zwi⸗ 
ihen den Vereins⸗Regierungen eröffnet worden. 

Meine Regierung, fefthaltend an der Handelspolitif, welche fie in 
vollem Einklange mit der Landesvertretung befolgt, ıft in dieſe Verbands 
lungen mit dem ernften Beftreben eingetreten, das Band, welches die 
materiellen Intereſſen des größten Theils von Deutichland umfchliekt, 
unter Aufrechthaltung des mit Fraukreich gefchloffenen Bertrages von 
Neuem zu befeftigen und demnächſt, fobald der Zollverein in feinem Fort⸗ 
keſtand gefichert fein wird, feine Beziehungen zu dem öfterreichifchem Kaiſer⸗ 
Kante zu regeln. 

Um der von der Tagespreffe in gefahrbrohender ale geförderten 
Aufregung im Lande entgegenzuwirken, bat eine propiforifche Berordnung 
gegen derartige Auzfchreitungen auf Grund des Art. 63 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde erlaffen werden müſſen. Diefe Verordnung wird mit einem Ge⸗ 
ſetz⸗, Entwurfe wegen Abänderung einiger Beitimmungen des Preßgefetes 
und des Straigejegbuches Ihnen zur verfaffunggmäßigen Beſchlußnahme 
torgelegt werden. 

Die anf Wiederherftellung des früheren Königreichs Polen gerichteten 
aufftändiihen Bewegungen haben die Ruhe unferer Grenzprovinzen be- 
droht. Wir dürfen ung Glüd wünſchen, daß die von Mir angeordnete 
Zruppen» Aufftellung und das Fräftige Auftreten Meiner Behörden Preußen 
vor ernfteren Nachtheilen bebütet haben. 

Der deutiche Bund hat bejchlofien, im Wege der Erecution diejenigen 
bimdesrechtlichen Forderungen zur Geltung zu bringen, welden die Re⸗ 
girung Seiner Majeftät des Königs von Dänemark in Betreff der Her- 
zogthümer Holftein und Rauenburg bisher nicht genügt hat oder big 
zum Eintritt der Erecution nicht genügen wird. Im Tall eines den Exe⸗ 
cutions⸗ Truppen überlegenen Widerftandes ift die Mitwirkung Poihe 
iher und öſterreichiſcher Streitkräfte in Ausficht genommen. Sollte diejer 
dal eintreten und die Bermendung außerordentliher Mittel erheijchen, fo 
wrd Meine Regierung dem Landtage deshalb die erforderlichen Vorlagen 


Bon dem bisherigen Berlauf der Verhandlungen über die von der 
Laijerlich oherreichiſcen Regierung angeregte Bundedreform wird Meine 
Regierung dem Yandtage Mittheilungen zugehen lafien. ch babe die 
Wängel der beftehenden Bundesverfaflung niemal® verfannt, aber zu 
ihrer Umgeftaltung weder den gegenwärtigen —** noch die eingeſchlagenen 
Bege für richtig gewählt halten können. Tief werde Ich es bedauern, 
wenn die von Mir gegen Meine Bundesgenoſſen ausgeſprochene Befürch⸗ 
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1863. 9. November. Thronrede des Königs. 


Der Landtag der Monardie ift in feiner letzten Sigungsperiode vor 
Beendigung der Berathungen über den Staatshaushalts Etat gefchloffen 
und demnächſt das Haus der Abgeordneten aufgelöft worden, weil eim 
befriedigende8 Ergebniß weiterer Verhandlungen nach den an Mich gerich- 
teten Erklärungen nicht mehr erwartet werden konnte. 

E83 ift mein dringender Wunfdh, daß den zwifhen Meiner 
Regierung und einem Theile der Nandesvertretung entftan= 
denen Zerwürfniffen ein Ende gemaht werde. Meine König- 
liche Pflicht gebietet Mir, die Macht und die Rechte Meiner Krone nicht 
minder wie die verfafjungsmäßigen Befugniffe der Tandesvertretung hoch 
zu balten und zu ſchützen. 

Ueber den Umfang und die Örenzen des an fi unbeftrit- 
tenen Rechts der Tandespvertretung zur Mitwirkung bei der ge 
jeglichen Yeitftellung des Stoatöhanshalts- Etats haben ſich entgegenge« 
fegte Auffaflungen geltend gemadt. Un zur Ausgleichung derfelben zu 
gelangen, wird Ihnen eine Vorlage gemadt werden, welche beſtimmt a 
die Befugniffe der Regierung für den Yall, daß der StaatShaushalts - 
Etat nicht zur gejeglichen Feitftellung gelangt, zu regeln und der Befürch⸗ 
tung entgegenzutreten, daß Meine Regierung in ſolchem Falle eine unbes 
ſchränkte Verfügung über die Staatsfonds ohne Rüdfiht auf das Recht 
der Zandespertretung in Anſpruch zu nehmen beabfichtige. 

Ich babe aber nicht allein für die innere Wohlfahrt, fondern aud 
für die äußere Sicherheit de3 Staates Sorge zu tragen und muß 
in beiden Beziehungen auf Ihre Mitwirkung rechnen können, 

Die neue Formation des Heeres ift auß dem unabweislicdhen 
Bedurfniß hervorgegangen, wit der gefteigerten Wehrkraft der Nachbar⸗ 
länder gleihen Schritt zu halten und den wirthichaftlichen Intereſſen der 
eigenen Bevölkerung durch gerechtere Bertheilung der gefetlichen Wehr: 
pflicht Rechnung zu tragen. Das Heer ift aud nach der Reorganifation, 
wie Sch dies ſchon im Jahre 1860 an diefer Stelle ausgeſprochen, das 
preußifche Bolt ın Waffen, und zwar in größerer Wahrheit, wie zuvor; 
denn während die veritärkte Organifation der Linie eine Erleichterung 
der älteren Landwehrklaſſen möglich madt, ift die Geſammtſtärke der 
Landwehr unverändert geblieben. Diefe Yormation hat fich in den ver- 
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floffenen Jahren auf Grund der Bewilligungen des Landtages während 
der SigungSperioden von 1860 und 1861 zu einer dauernden Staats⸗ 
Eimichtung ausgebildet, deren Beftand ohne bedentliche Gefährdung der 
wihtigften Intereſſen des Landes nicht mehr in Frage geftellt werden 
taın. Die Erkenntniß diefer Gefahr legt Mir die Pfliht auf, Meine 
noch der Berfafiung erforderliche Zuſtimmung nur einem ſolchen Staats» 
baushalts - Etat zu ertheilen, Durch melden die Erhaltung der beftehenden 
Heereseinrichtungen ficher geftellt wird. Um den gefeglihen Abſchluß 
diejer Angelegenheit endlich herbeizuführen, wird Ihnen der umgearbeitete 
—— eines Geſetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt vorge⸗ 
egt werden. — — 

Die Verhandlungen über die Fortſetzung des Zollvereins ſind zwi⸗ 
ſchen den Vereins⸗Regierungen eröffnet worden. 

Meine Regierung, feſthaltend an der Handelspolitik, welche ſie in 
vollem Einklange mit der Landesvertretung befolgt, iſt in dieſe Verhand⸗ 
ungen mit dem ernſten Beſtreben eingetreten, das Band, welches die 
materiellen Intereſſen des größten Theils von Deutichland umjchliekt, 
unter Aufrehthaltung des mit Fraukreich gejchloffenen Vertrages von 
Neuem zu befeitigen und demnächft, fobald der Zollverein in feinem Fort⸗ 
keſtand gefichert fein wird, feine Beziehungen zu dem öſterreichiſchem Kaiſer⸗ 
Kate zu regeln. 

Um der von der Tagespreſſe in gefahrdrohender Weife geförderten 
Aufregung im Lande entgegenzuwirken, hat eine proviforifhe Berordnung 
gegen derartige Ausfchreitungen auf Grund des Art. 63 der Berfaflungs- 
Urkunde —* werden müſſen. Dieſe Verordnung wird mit einem Ge⸗ 
ſetze Entwurfe wegen Abänderung einiger Beſtimmungen des Preßgeſetzes 
und des Strafgeſetzbuches Ihnen zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme 
rorgelegt werden. 

Die auf Wiederherſtellung des früheren Königreichs Polen gerichteten 
auffiändiſchen Bewegungen haben die Ruhe unſerer Grenzprovinzen be⸗ 
droht. Wir dürfen uns Glück wünſchen, daß die von Mir angeordnete 
Truppen⸗Aufſtellung und das kräftige Auftreten Meiner Behörden Preußen 
tor ernſteren Nachtheilen behütet haben. 

Der deutſche Bund hat beſchloſſen, im Wege der Execution diejenigen 
bundesrechtlichen Forderungen zur Geltung zu bringen, welchen die Yes 
Ferung Seiner Majeftät des Königs von Dänemark in Betreff der Her: 
zogthümer Holftein und Rauenburg bisher nicht genügt hat oder biß 
zum Eintritt der Erecution nicht genügen wird. Im Tat eined den Exe⸗ 
cıtond= Zruppen überlegenen Widerftandes ift die Mitwirkung preußi⸗ 
her und öfterreichiicher Streitkräfte in Ausficht genommen. Sollte diefer 
sel eintreten und die Verwendung außerordentlicher Mittel erheifchen, fo 
end Meine Regierung dem Landtage deshalb die erforderlichen Borlagen 


‚Bon dem bisherigen Verlauf der Verhandlungen über die von der 
Keiſerlich öfterreichiichen Regierung angeregte Bundesreform wird Meine 
Regierung dem Landtage Mittheilungen zugehen laflen. Ich babe die 
angel der beftehenden Bunbeöverfaflung niemals verkannt, aber zu 
sgrer Umgeftaltung weder ben gegenwärtigen Moment noch die eingefchlagenen 
Wege für richtig gewählt halten können. Tief werde Ich es bedauern, 
zeun die Don Dir gegen Meine Bundesgenoſſen ausgejprochene Befürch⸗ 
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vom 4. Auguft d. I. an Ge. Majeflät den Kaifer von Oeſterreich, ausge» 
ſprochen haben. 

Nicht wenige Tage einer unvorbereiteten Beſprechung und 
nit ber ebelfte perfänlihe Wille der Fürſten konnte ein Wert 
zum Abſchluß bringen, beffen Schwierigleiten nit allein in den 
verfhiedbenen perſönlichen Anſichten, jonbern in Berbältniffen 
Tiegen, welde tief im Wejen ber deutſchen Nation wurzeln unb 
Sahrhunderte hindurch in wechſelnden Formen fih immer von 
Neuem geltend gemadt haben. 

Nichtsdeſtoweniger haben Eure Majeflät Ihre Bereitwilligfeit ausgeſprochen, 
im Intereffe eines fo großen Werkes auch auf einen ohne Preußens Diitwirtung 
vorbereiteten Verſuch beffelben einzugehen, unb nur ben Aufichub ber vorge- 
ſchlagenen Fürſtenverſammlung bie zum 1. Oktober d. I. verlangt, ein Aufichub, 
welcher neben weientlihen, außerhalb ber Sache liegenden Hinberniffen der Be⸗ 
theiligung Eurer Majeftät durch bie für einen Kongreß zahlreicher Souveraine 
nothwendigen geſchäftlichen Vorbereitungen bebingt mar. Wenn ungeachtet biefes 
Entgegenkommens Eurer Majeſtät und nachdem Allerhöchſtdero wohlbegründete 
Weigerung, am 16. Auguſt d. J. in Frankfurt zu erſcheinen, dem Kaiſerlich 
öfterreichiihen Kabinette bekannt war, bie Einladung zu dieſem Zoge dennoch 
unter einem ber erften Mittbeilung an Eure Majeftät vorhergehenden Datum au 
alle Senoffen bes Bundes erlafien wurbe, fo können wir uns bes Eindrucks nicht 
erwehren, ale ob dem Katferlich öſterreichiſchen Kabinette von Haufe aus nicht bie 
Betheiligung Preußens an dem gemeinfamen Werke, fonbern die Verwirklichung 
des Separat-Bündniffes als Ziel vorgejchwebt habe, welches ſchon in der erften 
an Eure Majeftät gelangten Mittheilung vom 3. Auguft für ben Kal in Aus⸗ 
fiht genommen wurbe, baß Preußen fi ben Anträgen Oeſterreichs nit an- 
ſchließen merbe. . 

Die letzteren find auch bis zum heutigen Tage nicht amtlich zur Kenntniß 
ber Königlihen Regierung gelangt; bagegen ift Eurer Majeſtät durch das von 
einem Theile der in Frankfurt a. M. verfammelt gewejenen Fürften unb ven 
Bertretern der freien Stäbte an Allerhöchftbiefelben gerichtete Schreiben vom 
1. September d. 3. das von ben hohen und hödften Unterzeichnern dieſes 
Schreibens bebingungsweife angenommene Ergebniß der Brankfurter Berhanblungen 
mitgetheilt worben. 

Diefe Mittheilung haben Eure Majeflät Ihrem Staatsminifterium über⸗ 
geben, in Ausführung ber in Allerhöchſtdero Antwort - Schreiben an die Theil- 
nehmer des Yürftentages d. d. Baden den 20. Auguft ausgeſprochenen Abficht, 
Allerhoöchſtdero Entſchließungen erft dann feftftellen zu wollen, wenn, durch ge- 
chäftsmäßige Bearbeitung der Angelegenheit von Seiten Ihrer Räthe, bie zu 
erwartenden Abänberungen der Bundesverfaſſung In ihrem Berhältniffe zu ver 
berechtigten Machtſtellung Preußens und zu ben berechtigten Intereffen der 
Nation eingehend, geprüft fein würden. Als Ergebniß diefer Prüfung haben fich 
die gewichtigſten Bedenken berausgeftellt, welde den Entwurf für Eure 
Majeftät weber als König von Preußen noch als deutſcher Fürft annehmbar er- 
fheinen laſſen, wenn nicht Veränderungen mit ihm vorgenommen werben, welche, 
feine Grundlagen felbft berühren, feinen ganzen Charakter weientlich verändern. 
Wie der Entwurf vorliegt, kann unfer allerunterthänigfter Antrag nur dahin 
geben, daß es Eurer Majeftät gefallen möge, bemfelben die Allerhöchfte Zu⸗ 
ſtimmung zu verfagen. 

Die verbältnigmäßige Schwähe des Bunbes, im Bergleih zu ber ber 
beutihen Nation innewohnenden Geſammtkraft, beruht in der Schwierigkeit, 
die Bundes-Eentralgewalt fo zufammenzufegen und mit folchen 
Attributionen zu verfehen, baß fie Lräftig und wirkſam fei, 
zugleich aber bie berechtigte Unabhängigkeit ber einzelnen Staaten 
fhone und erhalte, und ber Bedeutung ber einzelnen Bunbesglieber na 
Maßgabe ihrer eigenthämlihen und jelbftflänbigen Machtverhältnifie Rechnung 
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trage. Diefe Schwierigleit wurzelt in einer taufendbjährigen Geſchichte des Landes 
und läßt fi) bei dem beften Willen aller Betheiligten weber fchnell, noch voll- 
Ränbig überwinden. Sie fteigert ſich nothwendig in dem Maße, als dem Bunde 
tie Aufgabe geftellt wird, nicht nur, feinem urſprünglichen Zwecke entiprechenb, 
bie Sicherheit feiner Theilnehmer und des Bundesgebiets zu gewährleiften, fon- 
bern auch in der äußeren wie in der inneren Politik bie Zwede eines einheitlichen 
Staatsweien® zu erfüllen. 

Bis in die letzten Decennien ift es deshalb mit Sorgfalt vermieben worden, 
bie Haltbarkeit des Bundes durch eine Erweiterung feines urſprünglichen Zweckes 
auf die Brobe zu fielen. Man fagte fi mit Recht, daß das Einverſtändniß ber 
mächtigen Mitglieder über die Zielpunkte ber gemeinfjamen Beftrebungen bie 
unentbebrfihe Grundlage jeder wirffamen Aktion bes Bundes bilde. Und biefe 
Gemeinfamfeit ift um fo fchwerer berzuftellen und feftzubalten, als weder Preußen 
noch Oeſterreich der Freiheit vollfländig entfagen fünnen, ihre Stellung zu ben 
Fragen enropäiicher Bolitit nad den Intereffen der Gejammtheit ihrer Mon- 
archieen zu regeln. 

Der vorliegende Entwurf löſt dieſe Schwierigkeit dur ben einfachen 
Mebanismus einer Mehrheits-Abſtimmung im Schooße bes Direl- 
torinms unb Durch eine Erweiterung des Bundeszwedes bis zu dem 
Raße, daß die Politik jeder diefer beiden Mächte in der durch das 
Sentralorgan des Bundes zu beflimmenden Gefammtpolitif bes 
Leyteren aufzugeben habe. In ber Theorie ift biefe Löſung eine leichte, in 
der Praxis ift ihre Durchführung unmöglich und trägt ben Keim der Vor⸗ 
ausjegung in fich, daß das neue Bundesverhältniß in vergleihungsweife kürzerer 
Zeit als das alte, um uns der Worte des Kaiferlich öfterreichifhen Promemoria 
zu bedienen, den Einbrud von „Reſten einer wankend geworbenen Rechtsorbnung 
machen werbe, welcher ber bloße Wunfch, daß bie morjchen Wände ben nächften 
— noch aushalten mögen, die nöthige Feſtigkeit nimmermehr zurückgeben 

nnte.“ 

Um einer beffagenswerthen Eventualität vorzubeugen, erſcheint es uns un- 
erlaßlich, daß ter Bund durch eigene Aktion in die Beziehungen ber europäifchen 
Folitil nur mit tem Einverftändnifie der beiden Großmächte eingreife 
und daß jeber der Letzteren ein Veto mindeſtens gegen Kriegserklärungen, fo 
lange nicht das Bundesgebiet angegriffen ift, zuſtehe. 

Dieſes Veto ift für die Sicherheit Deutſchlands ſelbſt unentbehrlih. Ohne 
daffelbe würde je nach den Umfländen bie eine oder bie andere der beiden Groß- 
mähte in die Lage kommen, fich der anderen, durch eine Majorität weniger 
Stimmen verflärkten — ja, ſelbſt mit der anderen zuſammen, fi der Majorität 
diefer Stimmen unterwerfen zu follen — und doch der Natur ber Dinge nad, 
und ihrer eigenen Eriftenz halber, fich nicht unterwerfen zu können. Man kann 
fi einen ſolchen Zufland auf die Dauer nicht als möglich denken. Es können 
Infitutionen weder haltbar fein noch jemals werben, welche, das Unmögliche von 
Preußen oder von Defterreich fordernd — nämlich, fih fremden Intereſſen 
dienfibar zn machen — ben Keim der Spaltung unverlennbar in ſich tragen. 
Nicht anf der gezgwungenen, ober geforderten und doch nidt zuer- 
jwingenden Unterorbnung ber einen Macht unter bie andere, ſon— 
dern auf ihrer Einigkeit beruht die Kraft und die Sicherheit 
Deutihlande. Jeder Verfuch, eine große politifche Maßregel gegen ben Willen 
der einen ober ber anderen burdhzufegen, wird nur fofort Die Macht der realen 
Berhältniffe und Gegenfäte zur Wirkfamleit hervorrufen. 

Es wäre eine verbängnißpolle Se tänfgung, wenn Preußen 
ſich zu Gunften einer fheinbaren Einheit Bejhräntungen feiner 
Selbſtbeſtimmung im Boraus auflegen wollte, welde es im ge- 
gebenen Kalle tbatfählich zu ertragen nicht im Stanbe wäre. 

Der Anfpruch jeder der beiden Großmächte auf ein derartiges Veto ift um 
fo weniger ein unbilliger zu nennen, als die Berechtigung, eine Kriegserllärung 
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zu binbern, verfafjungsmäßig jeder Minorität beimohnt, weldhe ', ber Stimmen 
auch uur um 1 überfteigt, (Art. 40 d. W. Sch. A.) ein ſolches Drittheil aber, ſo⸗ 
bald ihm feine ber beiden Großmächte angehört, niemals eine Bevöllerung reprä- 
fentiren Tann, welche ber der preußiichen oder ber öſterreichiſchen Bundesländer 
gleihläme. Die vier Königreiche, Baden und beide Heflen bilden zufammen das 
an Volkszahl ſtärkſte Drittbeil der Plenarftimmen, welches ſich ohne Betbeiligung 
einer der Großmächte kombiniren läßt; fie haben zufammen 12,916,000 Ein- 
wohner und 25 Stimmen im Plenum, aljo 3 über !,. Es beſtehen 23 Stimmen 
im Plenum, welde zufammen nur 2,400,000 Einwohner ihrer Staaten vertreten, 
und jeder Kriegserflärung ihr gemeinfames Veto entgegenfeen Können. Um wie 
viel mehr hat Preußen, mit einer Bevölkerung von 14, Millionen im Bunde, 
auf daſſelbe Recht Anſpruch. 

Über nicht blos da, wo e8 auf Verhütung von Unternehmungen ankommt, 
durch melde bie feftigfeit des gemeinfamen Bandes in frage gefellt werden 
kann, fondern auch in Betreff ber Betheiligung an ber regelmäßigen Thätigleit 
bes Bundes erjcheint e8 nothwenbig, daß die Formen der Bundesverfaſſung ber 
Ausdrud der wirklichen Verhältniffe und Thatſachen feien. 

Breußen ift als deutſche Macht nicht nur Defterreih ebenbür- 
tig, fondern es bat innerhalb des Bundes bie größere Volkszahl. 
Die formelle Gleichftellung Preußens und Oeſterreichs ift daher ſchon zu ver 
ſchiedenen Epochen Gegenftand der Verhandlung geweien, unb bei Gründung ber 
proviforifhen Bundes - Central» Kommilfion, in Folge der Uebereintunft vom 
30. September 1849, haben beide deutſche Großmächte in völlig gleicher Stellung 
bie Ausübung der Gentralgewalt für den deutihen Bund, Namens ſämmtlicher 
Bundes - Regierungen, übernommen. Auf bem Gebiete, in welchem bieber bie 
Kompetenz bes Bundes fich bewegte, fteht der Vorſitz dem Kaiſerlich öfterreichiichen 
Hofe vertragsmäßig in Form der gejhäftlichen Leitung der Bundesverſammlung 
zu. Bei neu zu jchaffenden Inftitutionen aber, auf dem Gebiete umfaflender Er⸗ 
meiterungen ber Attribute und Befugniſſe tes Bundes, und für Organe, melde 
den Bund wejentliih nach Außen zu vertreten beftimmt find, kann Preußen eine 
bevorzugte Stellung Defterreihs nicht zulaffen, ſondern erhebt den Auſpruch 
auf eine volllommene Sleichheit. 

Daß es fih in dem Reform» Entwurfe, ungeachtet der Bezeichnung bes 
Vorſitzes al8 einer nur formalen Leitung der Geichäfte, nicht um eine ummelent- 
liche Aeußerlichleit handelt, wird um fo mehr einleuchten, wenn man fi) erinnert, 
daß felbft unter den alten Verhältniſſen Preußen fich gegen eine ungerechtfertigte 
Ausdehnung der Bedeutung des Präfidialvechts hat verwahren müffen*), welche 
baffelbe zu einem weſentlich politiihden Vorrecht Defterreihe und zu dem daral- 
teriftiihen Ausdruck der deutſchen Einheit ſtempeln wollte. 

Nach folder Erfahrung würte die Preußiſche Regierung nicht der Verſtän⸗ 
digung ein erlaubtes Opfer — und zwar ein Opfer an Oeſterreich, nicht an 
Deutihland — bringen, fondern ein Unrecht am eigenen Lande begeben, weit 
h bei erweiterter Kompetenz des Bundes und bei erhöhter Bedeutung ber bem 

räſidium vorbehaltenen biplomatifchen Veziehungen nad Außen, auf ben Anfprud 
ber Gleichftelluug verzichtete. 

Indem wir Eurer Majeftät die Parität Preußens mit Oefterreich und bie 
Beilegung eines Veto in ben oben bezeichneten Grenzen ala unferes allerunter- 
thänigften Dafürbaltens nothwendige Vorbedingungen ber Zuftimmung zu einer 
Erweiterung des Bunbeszwedes und der Kompetenz der Bundes» Central-Ber 
hörde bezeichnen, verlennen wir uicht, Daß damit die Aufgabe einer Vermittlung 
ber bivergirenden Dynaftifchen Intereſſen Behufs Erleichterung der einheitlichen 
Aktion bes Bundes nicht gelöft wird. Den Streit derſelben durch bie Majoritäts- 
Abftimmungen der im Direltorium vertretenen Regierungen kurzer Hanb zu ent 


*) Conf. Lepefe des Grafen Rechberg an ben Kaiſerlich öfterreichifchen Gefanbten in Dresten 
5. November 1861 und Anla ; und eg n den 
—* von Werther vom 3. Bebruat 18007 u Dei des Grafen von Beruſtorff an 
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igeiben, fcheint uns weber gerecht noch politifch annehmbar. Das Element, welches 
berufen ift, die Sonber- Interefjen der einzelnen Staaten im Interefie der &e- 
kmmtbeit Deutſchlands zur Einheit zu vermitteln, wirb wefentlih nur in ber 
Pertretung ber beutihen Ration gefunden werben Finnen. Um die Inftitution 
der letzteren in biefem Sinne zu einer fruchtbringenben zu machen, wirb es noth⸗ 
wendig fein, fie mit entiprechenberen Attributionen auszuftatten, als bies nach dem 
Frankfurter Entwurf ber Fall fein fol, und ihre Zufammenfegung fo zu regeln, 
daß die Bebentung eines jeden Bundeslandes den feiner Wichtigkeit angemefjenen 
Ausdrud darin finde. 

Die ausgedehnten Befugniffe, welde in ber Reformalte dem 
and wenigen unb ungleihen Stimmen zufammengefetten Direlto- 
riam, mit und ohne Beirath des Bundesrathes, gegeben werben; 
tie unnolflommene und den wirklihen Berhältniffen nicht entfpre- 
Gende Bildung der an Stelle einer National-Bertretung borge- 
Idlagenen „Berfammlung von Bundes⸗,Abgeordneten,“ welche burd 
ihren Urfprung auf die Bertretung von Bartilular-Intereffen, nit 
ton deutſchen Sntereffen bingewiejen ift, und bie auf einen kleinen 
Kreis verhältnißmäßig untergeorbnneter Gegenftände beſchränkte und 
tennoh vage und unbeflimmte Befugniß auch biefer Berfamm- 
lung — laſſen jebe Bürgſchaft dafür vermiffen, daß in ber beab- 
jihtigten neuen Organifation des Bundes die wahren Bebürfniffe 
and Intereffen ber deutſchen Nation und nicht partilulariftifche 
Lefrebungen zur Geltung fommen werben. 

Diefe Bürgihaft kann Eurer Majeflät Staats-Minifterium 
ar in einer wahren, ans birelter Betheiligung ber ganzen Nation hervor: 
scheuden Rational» Bertretung finden. Nur eine ſolche Vertretung wird 
ür Breußen bie Sicherheit gewähren, daß es nichts zu opfern bat, 
was nicht dem ganzen Deutſchland zn Gute fomme. Kein noch jo 
füinflid ausgebadter Organismus von Bundesbehörden fann das 
Epiel und Wiederfpiel dynaſtiſcher und partilulariftifher Inter- 
lien ausfhließen, weldhes fein Gegengewicht und fein Korreltiv in 
der Rational-Bertretung finden muß. Ineiner Berfammlung, die 
aus dem ganzen Deutihland nah dem Maafftab der Bevölkerung 
tarh direlte Wahlen hervorgeht, wirb der Schwerpuntt, jo wenig 
wie außer Deutichland, fo auf nie in einen einzeluen, von dem 
Ganzen fih innerlich loslöſenden Theil fallen; darum fann Preußen 
mit Bertranen in fie eintreten. Die Interejjen und Bebürfniffe 
des preußiſchen Bolles find wefentlih und ungertrennlihidentifch mit 
denen bes deutſchen Bolles; wo dies Element zu feiner wahren Be- 
dentung und Geltung lommt, wird Preußen niemals befürdten 
dürfen, in eine feinen eigenen Intereſſen widerſtrebende Politik 
dineingegogen zu werben; — eine Beflirhtung, Die boppeltgeredt- 
iertigt iſ, wenn neben einem Organismus, in welhem ber Schwer» 
puntt außerbalb Preußens fällt, die wiberftrebenden partikula— 
titiiden Elemente prinzipiell in bie Bildung ber Volksvertretung 
dineingebracht werben. 

Bir haben uns erlaubt, in Vorſtehendem nur die mejentlichften Mängel 
bervorzußeben, ohne beren Befeitigung, unferes allerunterthänigften Dafürhaltens, 
ane Bnndesreform ber vorgefchlagenen Art für Preußen nicht annehmbar ift. 
Anh halten wir eine Kritik der Einzelnheiten bes vorliegenden Entwinfs für 
unfrachtbar, jo lange eine Berftänbigung Über jene Hauptpunfte nicht erreicht ift. 
Vir ſtellen deshalb Eurer Majeftät allerunterthänigft anheim, ilber bie Iekteren 
junähft mit Allerhöchſtdero Bundesgenoffen in Verhandlung zu treten und, ſobald 
Eure Majeflät der Geneigtheit begegnen, auf die vorſtehend angebeuteten Grund- 

einzugehen, bie Kaiſerlich Biterreichifche Regierung zu erſuchen, in Gemein» 

ft mit Eurer Majeftät Regierung Minifterial- Konferenzen zu anberweiter 


154 
1863. 


Keftftellung eines bemnäcdhft ben beutfchen Fürſten unb freien Stäbten zur Geneh- 
migung vorzulegenden Reformplanes zu berufen. Bon dem Beichluffe der beutichen 
Souveraine wirb e8 alsdann abhängen, ob fie Über dasjenige, was fie ber Ration 
barzubieten beabſichtigen, die Aeußerung ber Letzteren ſelbſt durch das Organ ge- 
wählter Vertreter vernehmen, ober ohne beren Mitwirkung die verfaffungsmäßige 
Einwiligung ber Landtage jebes einzelnen Staates herbeizuführen verfucen 
wouen. 

Für Eurer Majeflät Regierung wirb ber nahe bevorſtehende Zu- 
jammentritt bes Landtages bie Gelegenheit barbieten, bie Auffaffung 
der preußifhen Landesvertretung in Betreff bes Inhalte der vor- 
liegenden Reformalte und ber von ber Königlihen Regierung ber- 
felben gegenüber vertretenen Grundſätze kennen zu lernen, unb wie 
wir nicht zweifeln, werden bie Runbgebungen ber preußifchen Landesvertretung 
ſchon jetst mit Beſtimmtheit erfennen laſſen, daß nur folde Aenberungen 
ber beftebenden Bunbesverträge auf ihre demnächſtige verfaffunge- 
mäßige Zuſtimmung zu rechnen haben, vermöge beren die Würbe 
and die Madtflellung Preußens und die Interefjen ber gefammten 
beutfhen Nation iu — Maße ihre Berückſichtigung finden. 

Das preußiſche Volk bildet einen fo weſentlichen Beſtandtheil bes deutſchen 
und ift in feinen Bebürfniffen und Intereffen, wie in feinen Wünfchen uub @&k- 
finnungen, mit ber Geſammtheit der beutfhen Nation jo innig verwachſen, daß 
die Stimme bes preußifchen Landtags zugleich Die bisher fehlenden Anhaltspunkte 
für die Beurtheilung der Aufnahme ber beabficstigten Inftitutinnen von Seiten 
des deutſchen Bolles gewähren wird.” 

Berlin, ben 15. September 18683. 

Das Stants-Minifterium. 


(Die Unterfchriften Bismarcks und ſämmtlicher Minifter). 
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19. Bie deutſche Frage und der innere Konflikt. 


Hoffnung auf Löfung des Konflikte, 
2. September. Auflöjung des Abgeordnetenhauſes. 
Aus dem Bericht ded Staatd » Minilteriumd an den Köniz. 


„Nachdem Em. Majeftät die Sigungen des Landtags am 27. Mat 
d. J. zu Schließen gerubt hatten, weil die Majorität des Hauſes der 
Abgeordneten der Regierung Em. Majeftät ihre Mitwirkung verjagte, 
haben wir Ew. Majeltät in dem Berichte vom 15. Juni d. %. unfert 
Ueberzeugung dabin allerunterthänigft außgejprochen, daß nichtödeftoweniger 
der Verſuch, in diefem Jahre die gefekliche Feſtſtellung des Staatshaus⸗ 
halts⸗Etats herbeizuführen, durch erneute Verhandlungen mit der Landes⸗ 
pertretung zu wiederholen und deshalb die Einberufung der letzteren fo 
zeitig zu bewirken fei, daß die Möglichkeit der Beſchlußnahme vor Ablauf 
des Jahres gegeben wäre. 

Wir konnten uns gleichzeitig nicht —* daß weitere Verhand⸗ 
lungen mit dem gegenwärtigen Abgeordnetenhauſe für die Verſtändigung 
über die fchwebenden Streitfragen feine Ausſicht boten. Die Stellung, 
welche die Mehrheit des Haufes zu Em. Majeftät und zu Allerhöchftdero 
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Wa eingenommen, und die Yorderung, mit welchen diefelbe in die 


aſſungsmäßigen Rechte der Krone einzugreifen verfucht hatte, fchloffen 
jede Hoffnung auf fernere® Zuſammenwirken und auf ein befriedigendes 
Grgebniß deflelben aus. Wir erlaubten und deshalb unjere Anficht dahin 
tsvoll darzulegen, daß der Wiedereröffnung des Landtages eine 
Auflöfung des Haufes der Abgeordneten nothwendig vorhergehen müſſe. 
Em. Majeftät gerubten vor Ihrer Abreife in der Konteilfigung vom 
16. Juni das Allerhöchfte Einverftändnig mit diefer Auffaflung auszu⸗ 
ipreden und Sich die definitive Beſchlußnahme über den Zeitpunkt der 
Auflöfung bi8 nach Allerhöhftdero Rückkehr nah Berlin vporzubehalten. 
Die Lage der Dinge in Em. Majeltät Staaten hat Fitbem feine 
—— zu einer Aenderung unſerer damals von Ew. Majeſtät gut⸗ 
geheibenen nträge geboten; dagegen find auf dem Gebiete der deutſchen 
undesperfaffung Beftrebungen zu Tage getreten, deren unverlennbare 
Abfiht es ift, dem preußiſchen Staate bieienige Machtſtellung in Deutfch- 
land und in Europa zu verfümmern, welche das wohleriorbene Erbtbeil 
der ruhmvollen Geſchichte unferer Väter bildet und welche das preußifche 
Bolt fih nicht flreitig machen zu laſſen jederzeit entfchloflen gemefen ift. 
Unter diefen Umftänden wird es für Ew. Majeftät Unterthanen zus 
leih ein Bedürfniß fein, bei den bevorflehenden Neuwahlen der That« 
—* Ausdruck zu geben, daß keine politiſche Meinungsverſchiedenheit in 
unſerem Lande tief genug greift, um, gegenüber einem Verſuche zur Bes 
einträchtigung der Unabhängigleit und der Würde Preußens, die Einigs 
teit des Volkes in ſich und die unverbrüdliche Treue zu gefährden, mit 
welcher daffelbe feinem angeftammten Herricherhaufe anhängt. 
Die Vorgänge der jüngften Tage haben uns daher in den im Juni 
d. 3. Em. Majeſtät allerunterthänigft unterbreiteten Anträgen nur bes 
flärten können, und da die Durchführung der Neumahlen einen Zeitraum 
von faft zwei Monaten erfordern dürfte, jo werden die von Ew. Majeftät 
in der Konfeilfigung vom 16. Juni gebilligten Mafßregeln nunmehr un⸗ 
geläumt ausgeführt werden müſſen, damit dem einzuberufenden Landtage 
die Möglichkeit bleibe, noch in diefem Jahre die Berathung des Staats⸗ 
haushalis⸗Etats zu bewirken. 
Bir tragen daher allerunterthänigft darauf an: 
die im Entwurfe ehrfurchtsvoll beigefügte Verordnung wegen 
Auflöfung des Hauſes der Abgeordneten Allergnädigft bollzieben 
zu wollen.“ | 


Berlin, den 2. September 1863. 


16. September. Aufruf au die Wähler. 
„An alle Batrioten.” (Brovinzial- Correjpondenz.) 


Das Werk des Friedens und ber Berftänbigung im Innern zu fördern, 
und Preußens Stellung ale Großmacht zu fihern, — das joll bie Aufgabe bes 
Euftigen Abgeordnetenhauſes, das muß daher das Ziel und der leitende Gedanke 
aler patriotiſchen Wähler fein. 

Den inneren Frieden wieberherzuftellen, wer follte dazu nicht gern bie 
Sand bieten, — wer erfehnt nicht mit dem Könige, daß der traurige Zwift, 
welcher jeit jo Tanger Zeit eine erfprießliche Entwidelung unferes Berfaffungs- 
lebent hemmte, endlich befeitigt werde! 
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So mögen denn alle wahrbaften Patrioten, bie Gemäßigten und Be 
ionnenen aller Parteien, ſich jet vereinigen, um jene Hoffnungen erfüllen zu 
beifen. Laßt uns bie Stichworte bes Parteilampfes, laßt uns bie gegenfeitigen 
Anſchuldigungen vergeflen und in patriotiſcher Einmüthigleit nur daran gebenten, 
daß wir Preußen find und daß alle die Güter, welche unjer Baterland in einer 
Geſchichte ohne gleihen zu Ruhm und Größe erhoben haben, durch bie innige 
Gemeinihaft eines hochherzigen Fürftenhaufes und eines treuen Vollkes er⸗ 
rungen find. 

Das dringendbfie Bebürfniß ift bie Bejeitigung des Verfaffungsftreite. 

Die Regierung bes Königs hat fo eben von Neuem gezeigt, baß es ibr 
mit der Beobachtung ber Berfaffung beiliger Ernft if. Die Auflöſung bes 
Abgeordnetenhauſes ift vor Allem erfolgt, um bem außergewöhnlichen Zuſtande 
unferer Finanzverwaltung womöglich noch in diefem Jahre durch verfaffungs- 
mäßige Feſtſtellung des Etats ein Ende zu machen. 

So laßt und nun auch unfererjeits Männer wählen, welchen es gleichfalls 
voller Ernft ift, auf dem Boden unferer Berfaffung bie Rechte bes preußiſchen 
Königthums eben fo wie die bes Volles zu achten und zu wahren, unb fidh mit 
ber Regierung über die Handhabung des Staatshaushaltes im Sinne und Geiſte 
ber preußiihen Verfaſſung nöthigen Falls durch ergänzende VBeflimmungen zu 
verfländigen und zu einigen, auf baß einerfeits die ungeftörte Fortführung ber 
Staatsverwaltung im Intereſſe bes Landes unter allen Umſtänden gefichert, 
anbererjeits das volle Recht der Landesvertretung in Betreff der Beichlußnahme 
über neue Ausgaben gemwährleiftet werde. 

Mehr als je aber werben alle Patrioten gerabe jeßt erkennen, wie fehr es 
darauf ankommt, das hochwichtige Werk unferes Königs und Herrn, bie neue 
Heeres - Organifation, endlich zu vollem gejetlihen Abſchluß zu bringen. Ueber 
bie Zweckmäßigkeit, ja über die Nothwendigkeit berjelben zur Erhöhung ber 
preußifchen Wehrkraft befteht ja in der Hauptiache kein Zweifel in der Mehrheit 
des preußifchen Volkes. Außer einer unpreußifchen Partei, welche fich nicht ent- 
blödet, unummwunben auszufprehen, daß „Preußen ber Großmachtskitzel ausge 
trieben werben“ müſſe, und welche in folder unwärbigen Auffaffung das preußiſche 
Heer, ben Stolz und Ruhm des Vaterlandes, zu zerſtören bebacht ift, — außer 
biefer unpatriotiihen Partei haben die Liberalen ebenjo wie bie Konfervativen, 
ja nicht minder bie ernfteften Männer der Fortichrittspartei bie Aufrechterbaltung 
und Durchführung der Heeresreform in ihren weientlihen Grundlagen als ein 
Bedürfniß des Staates und als eine Wohlthat für die Einzelnen erfannt. Die 
jeigen Zeitverhältniffe aber müſſen vollenbs jeden guten Preußen daran mahnen, 
daß e8 gilt, unfere Wehrverfaffung rajch auf fefter gefetlicher Grundlage zu fichern. 
Ueber diejenigen Punkte, über welche bisher noch Zwieſpalt war, wirb bie Ber- 
ſtändigung ficherlih erfolgen, wenn bei ber Landesvertretung nur ber ernfte 
he narpanben ift, das Königliche Werk feinem Weſen nad dauernd Durchführen 
zu beifen. 

So mögen denn alle Batrioten dahin wirken, daß Abgeordnete gewählt 
werben, welche die Frage der Reorganifation des Heeres nach den Anforderungen 
ber preufifchen Ehre und Machtſtellung durch wahrhaftes Entgegenlommen zu 
löſen entichloffen find. 

Bereits ift wieder det Auf ergangen: die bisherigen demokratiſchen Ab⸗ 
georbneten einfach wieder zu wählen. Mögen alle Baterlanbsfreunde bebenten, 
daß eine ſolche Wieberwahl bie fchroffe Zurückweiſung aller Berftändigung wäre, 
ba bie frühere Mehrheit in die Rechte der Krone jo vielfach eingegriffen, bie 
Ehrerbietung gegen bie Krone und beren Minifter bei Seite gefegt und ſchließlich 
ausdrücklich erklärt hat, daß ihr feine Berflänbigung mit der Regierung möglich jet. 

Alle, denen es Ernft ift mit Preußens Königthum und Verfaffung, müffen 
fih vereinigen, um in Gemeinſchaft mit der Krone den feften Boden für bie 
Entwidelung und den Ausbau berjelben im Sinne beuticher Freiheit und wahr 
hafter Selbftverwaltung wieder zu gewinnen und zu fihern, — unb zu bem 
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Ende Abgeordnete zu wählen, denen bie Wieberherfiellung des inneren Friedens 
ale das dringendſte Bedürfniß und die oberfte Pflicht erfcheint. 

Benn Prengen in folder Gemeinihaft zwilhen König und Boll neu 
etarkt, dann werben bie Berjuche, fein Anſehen unb feine Stellung in Deutſch⸗ 
land zu ſchmälern, vollends zu Schanden werben, — man wirb ſich nirgenbs 
tarüber täufchen, daß die Berjüngung und nationale Kräftigung Deutfchlands, 
über deren Bebärfniß Preußens Fürſt und Voll jeder Zeit einig waren, nimmer- 
mehr ohne Preußen, gefchweige denn gegen Preußen burcchzuführen ift, ſondern 
au durch ein aufrichtiges und wahrhaftiges Zuſammengehen beiber beutfchen 
Eroßmächte und unter williger Anerlennung bes nationalen Berufes und ber 
ruhmeoll erworbenen Machtftellung Preußens. 


3. Dftober. Allerhöchfter Erlaß an die Dorfgemeinde Steingrund. 


Aus der Eingabe vom 3. d. Mts. Habe Ich die treue Gefinnung 
eriehen, von welcher die Gemeinde Steingrund bejeelt ift, und mill des» 
halb die an Mich gerichtete Anfrage gern beantworten. 

Wenn die Gemeinde bei den Wahlen Mir ihre Treue befunden will, 
io lann dies nur durch die Wahl folder Männer gefchehen, welche den 
teften Willen haben, Meine Miniſter in der Durchführung der ihnen von 
Mir übertragenen Aufgaben zu unterftügen. Ein feindliche Verhalten 
gegen Meine Regierung läßt fi mit der Treue gegen Meine Berfon nicht 
rereinigen; denn Meine Minifter find durch Mein Bertrauen in ihre 
Stellungen berufen nnd haben Mich in der Erfüllung Meiner großen 
und ernften Pflichten zu unterftügen. 

Das Werk, defien Durdführung Ich ihnen vor Allem aufgetragen 
babe, ift die Feftftellung der Heereseinrichtungen, melche Sch für die Sicher« 
keit des Baterlandes als nothwendig und in der Erleichterung des Dienftes 
für die älteren Wehrmänner alß nüglih und gerecht erfannt habe. ch 
würde die Pflichten gegen Mein Volk verlegen, wenn Ich dieſes Ziel 
richt mit voller Entjchiedenheit erftrebte. Sobald daſſelbe erreicht ift, wird 
ter Friede im Lande fi neu und dauernd begründen und die Ausfüh—⸗ 
rung Meiner Abfichten für die weitere gedeihliche Entwidelung der Geſetz⸗ 
gebung auf dem Boden der Berfafjung geficyert fein. 

Daß dahin die Beitrebungen Meiner Minifter in Uebereinftimmung 
mit Meiner eigenen Willensmeinung gerichtet find, darauf kann die Ges 
mernde fraft Meiner Verſicherung vertrauen. 


Baden-Baden, den 8. Dftober 1863. (ge3.) Wilhelm. 


27. Oktober. Der 91. Palm. Aus einem Brief Biömardd an 
feine Frau: 
„Dies (eine Abjchrift des 91. Pjalm)*) befomme ich heute 
Morgen zwei Mal von verjchiedenen Richtungen.” 
” ‚Ber unter dem Schirm bes Höchſten ſitzet“ ac. ꝛc. 
28. DOftober. Die Wahlen zum Landtage fallen wenig anderd als 
die früheren aus. 











20, Die Landtagsfellion 1865—64. 


1863. 9. November. Thronrede des Königß. 


Der Landtag der Monarchie ift in feiner legten Sigungsperiode por 
Beendigung der Berathungen über den Staatshaushalts Etat gefchloffen 
und demnähft das Haus der Abgeordneten aufgelöft worden, weil ein 
befriedigende Ergebniß weiterer Verhandlungen nad den an Mich geridh- 
teten Erklärungen nicht mehr erwartet werden Tonnte. 

Es ift mein dringender Wunſch, daß den zwifhen Meiner 
Hegierung und einem Theile der Randesvertretung entftan- 
denen Zermürfniffen ein Ende gemaht werde. Meine König⸗ 
liche Pflicht gebietet Mir, die Macht und die Rechte Meiner Krone nicht 
minder wie die verfaffungsmäßigen Befugniffe der Landesvertretung hoch 
zu balten und zu ſchützen. 

Ueber den Umfang und die Grenzen des an fi unbeftrit- 
tenen Rechts der Landesvertretung zur Mitwirkung bei der ge⸗ 
feglihen Yeftftellung des Staatshaushalts- Etats haben fi entgegenge- 
ſetzte Auffafjungen geltend gemadt. Um zur Ausgleichung berfelben zu 
gelangen, wird Ihnen eine Vorlage gemacht werden, welche beftimmt iſt, 
die Befugniffe der Regierung für den Fall, daß der Staat$haußhalts - 
Etat nicht zur gefeglichen Feſtſtellung gelangt, zu regeln und der Befürch- 
tung entgegenzutreten, daß Meine Regierung in folhem Yalle eine unbe⸗ 
ſchränkte Verfügung über die Staatsfonds ohne Rüdficht auf das Hecht 
der Landesvertretung in Anfpruch zu nehmen beabfichtige. 

Ich babe aber nicht allein für die innere Wohlfahrt, fondern auch 
für die äußere Sicherheit des Staates Sorge zu tragen und muß 
in beiden Beziehungen auf Ihre Mitwirfung rechnen können. 

Die neue Formation des Heeres ift auß dem unabweislichen 
Bedürfniß hervorgegangen, mit der gefteigerten Wehrkraft der Nachbar⸗ 
länder gleihen Schritt zu halten und den wirtbichaftlichen Intereſſen der 
eigenen Benölferung durch gerechtere Bertheilung der gefeglichen Wehr- 
pfliht Rechnung zu tragen. Das Heer ift auch nad ber Reorganijation, 
wie Ich dies fchon im Jahre 1860 an diefer Stelle ausgeſprochen, das 
preußifhe Bolt ın Waffen, und zwar in größerer Wahrheit, wie zuvor; 
denn während die verjtärkte Organijation der Linie eine Erleichterung 
der älteren Landwehrklaſſen möglich macht, ift die Geſammtſtärke der 
Landwehr unverändert geblieben. Dieſe Formation hat fi) in den ver- 


159 
1868. 


foffenen Jahren auf Grund der Bewilligungen des Landtages während 
der SigungSperioben von 1860 und 1861 zu einer dauernden Staats⸗ 
Einrichtung ausgebildet, deren Beftand ohne bedenkliche Gefährdung der 
wihtigften Intereſſen des Landes nicht mehr in Frage geftellt werben 
tonn. Die Erkenntniß diejer Gefahr legt Mir die Fi t auf, Meine 
nah der Berfaffung erforderliche Zuftimmung nur einem joldden Staats» 
baushalts » Etat zu ertheilen, durch welchen die Erhaltung der beftehenden 
Heereseinrichtungen ficher geftellt wird. Um den gefeglihen Abſchluß 
diejer Angelegenheit endlich herbeizuführen, wird Ihnen der umgearbeitete 
Kata, eine Geſetzes über die Verpflichtung zum SKriegsdienft vorge- 
egt werden. — — 

Die Berhandlungen über die Fortfegung des Zollvereins find zwi⸗ 
ihen den Bereing= Regierungen eröffnet worden. 

Meine Regierung, fefthaltend an der Handelspolitit, welche fie in 
vollem Einflange mit der Landesvertretung befolgt, ıft in diefe Verband» 
lungen mit dem ernften Beftreben eingetreten, das Band, weldes die 
materiellen Intereſſen des größten Theils von Deutjchland umſchließt, 
unter Aufrechthaltung des mit Fraukreich gefchloffenen Bertrages von 
Keuem zu befeftigen und demnädft, fobald der Zollverein in feinem Fort» 
beftand gefichert fein wird, feine Beziehungen zu dem öfterreichiichem Kaiſer⸗ 
Raate zu regeln. 

Um der von der Tagespreſſe in gefahrdrohender Weile geförderten 
Aufregung im Lande entgegenzumwirken, hat eine prouiforifhe Verordnung 
gegen derartige Ausfchreitungen auf Grund des Art, 63 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde erlaffen werden müſſen. Dieſe Verordnung wird mit einem Ge⸗ 
eg: Entwurfe wegen Abänderung einiger Beſtimmungen des Preßgeſetzes 
und des Strafgejegbuches Ihnen zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme 
vorgelegt werden. 

Die auf Wiederherftellung des früheren Königreih® Polen gerichteten 
aufttändifchen Bewegungen haben die Ruhe unjerer Grenzprovinzen be- 
droht. Wir dürfen und Glüd wünſchen, daß die von Mir angeordnete 
Zruppen» Aufftellung und das fräftige Auftreten Meiner Behörden Preußen 
vor ernfteren Nachtbeilen behütet haben. 

Der deutfche Bund hat beſchloſſen, im Wege der Erecution diejenigen 
bandesrehtlichen Yorderungen zur Geltung zu bringen, welchen die Yte- 
gterung Seiner Majeftät des Königs von Dänemark in Betreff der Her- 
zogthümer Holftein und Lauenburg bisher nicht genügt hat oder big 
zum Eintritt der Execution nicht genügen wird. Im Fall eines den Exe⸗ 
cutions⸗ Truppen überlegenen Widerftandes ift die Mitwirfung preußis 
iher und öfterreichifcher Streitkräfte in Ausficht genommen. Sollte diejer 
Hal eintreten und die Verwendung außerordentlicher Mittel erheifchen, fo 
wird Meine Regierung dem Landtage deshalb die erforderlichen Vorlagen 


Bon dem biöherigen Berlauf der Verhandlungen über die von der 
Laijerlich öfterreichiichen Regierung angeregte Bundesreform wird Meine 
Regierung dem Landtage Mittheilungen zugehen laſſen. Ich babe die 
Vängel der beftehenden Bundeverfaflung. niemals verfannt, aber zu 
ihrer Umgeftaltung weder den gegenwärtigen Moment noch die eingefchlagenen 
Bege für richtig gewählt halten Können. . Tief werde Ich ed bedauern, 
Denn die non Dir gegen Meine Bundesgenoſſen ausgeſprochene Befürd- 
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tung ſich bemahrbheiten follte, daß die Schwächung des Vertrauens, defien 
die Bundes» Einrihtungen zur Erfüllung ihrer Zwecke bedürfen, umd die 
Unterſchätzuug der Vortheile, welche fie den Mitgliedern des Bundes in 
der gegenwärtigen Lage Europa's gewähren, das alleinige Ergebniß von 
Neformverfuchen fein würden, melde ohne Bürgfchaft des Gelingens 
unternommen wurden. Dieje Bürgfchaft aber Tann nur ſolchen Reformen 
beimohnen, weldhe, in gerechter Bertbeilung des Einfluſſes nach dem 
Berhältniffe der Macht und der Leiftungen, dem Preußiichen Staate die 
ihm in Deutichland gebührende Stellung fihern. Dies gute Hecht Preu- 
end und mit ihm bie Macht und die Sicherheit Deutjchlands zu wahren, 
ehe Ich als Meine heilige Pflicht an. 

Meine Herren! Wir ftehen in einer bewegten Zeit, vielleicht an 
der Schwelle einer bewegteren Zukunft. Um fo dringender richte Jh an 
Sie die Aufforderung, an die Löſung unferer inneren Fragen 
mit dem ernften Willen der Berftändigung beranzutreten. — Das Ziel 
kann aber nur dann erreicht werden, wenn die für die preußiiche Mon⸗ 
archie unentbehrlihe Macht des Königlichen Regiments ungejchwächt er- 
—5 — wird und Ich von Ihnen bei Ausübung —* verfafſungsmäßigen 

echte in der Erfüllung Meiner landesherrlichen Pflichten unterſtützt 
werde. 

Gemeinſam haben wir für die Ehre und das Wohl des Baterlandes⸗ 
zu wirkten. Dieſer Aufgabe find Meine Beftrebungen unmwandelbar und 
ausfchlieglich gewidmet, und in unerfchüttertem Vertrauen auf die Treue 
Meines Volles hoffe Sch diejelbe fo zu löſen, wie Ich es vor Gott ver 
antworten kann. 


18. November. Genehmigung der Preßverordnung im Herren: 


hauſe. 

19. November. Ablehnung der Preßverordnung im Abgeord— 
netenhauſe. 

20. November. Aufhebung der Preßverordnung durch Allerhoͤchſte 
Verordnung. 


19. November. Adreßdebatte im Herrenhaufe. 
Erklärung Bismardd in Betreff des Polniſchen Auf- 
ſtandes. 
(Gegen den Grafen Bninski.) 

„Der Herr Borrebner hat verfucht, den Beweis zu führen, oder doch 

die Behauptung aufgeftellt, daß ſich die Bolnifche Bewegung ausſchließlich 
egen Rußland und nicht gegen die Defterreichifchen und Preußiſchen 
Wrovinzen, welche ehemals dem Königreih Polen angehört und gegen 
die Breußifche Herrfchaft in den umfrigen richtet. ch darf nicht daran 
weifeln, daß der Herr Vorredner felbit ernftli an das glaubt, was er 
* Unſere eigene Anſicht kann ſich aber nur durch die Fyatfarben. die 
por unferen Augen liegen, leiten laſſen. ft es wahrjcheinlich, daß der 
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Zuzug, zu dem Tauſende von Leuten in jugendlichem Alter bei und ver- 
leitet find, der Tauſende von jungen Menſchen auf die Schlachtbank für 
an verfehltes Unternehmen gefiefert bat, daß diefer Zuzug mit allen 
Mitteln der Verführung und mit großer Aufopferung organifirt und in's 
Bert gefegt worden fei, nur aus nachbarlicher Gefälligteit, blos um die 
Polen, welche jenfeit8 der Ruſſiſchen Grenze wohnen, ın den Genuß der 
Einrichtungen & fegen, die da8 Endziel der Erhebung fein würden? Iſt 
es nicht mit Sicherheit anzunehmen, daß folhe große Opfer nur einem 
Intereſſe gebracht werden, bei dem man ſelbſt betheiligt ift? Und daß 
die Segnungen der Inſtitutionen, deren fich Bolen durch die revolutionäre 
Regierung erfreut, auch auf unfere Provinzen ausgedehnt worden mären, 
tobald man die Macht dazu gehabt hätte? Ich glaube, diefer Zuzug an 
und für fich fpricht als Tchatfache ausreichend gegen die Anficht des Herrn 
Borrednerd. Fernere Beweiſe, welche in den Händen der Gerichte find, 
und welche ein Berfahren veranlaßt haben, dem einige Mitglieder des 
Preußiſchen Landtages ſich durch die Abmefenheit im Auslande entzogen 

‚ dieſe Deweife können nad) der augenblidlichen Rage der gerichtlichen 
Unterfuhung Ihnen nicht vor Augen gelegt werden, wir müflen abwarten, 
welde Anhaltspunkte durch diejelben dem Herrn Vorredner für feine Aufe 
faflung, welche für die Regierung durch fie gegeben werden wird. Daß 
die Bewegung nicht in höherem afe, als es geſchehen ift, offen den 
Königlihen Truppen entgegengetreten, ift vielleicht mehr der Stärke der 
legteren, ald dem guten Willen ihrer Gegner oder der Abweſenheit aller 
derjenigen verbrecherifchen Tendenzen zuzufchreiben, die im Slönigreich 
Polen ſich geltend gemacht haben. 

Aber *— dann, wenn der Herr Vorredner darin Recht hätte, daß 
bisher unfere Provinzen nicht in Gefahr gewefen wären, in dieſe Be- 
megung hineingezogen zu werden, fei e8 nun ohne auswärtige Verwicke⸗ 
lungen, ſei e8 auf Grund folher — fo haben wir an und für fich das 
politiſche, ja ich darf fagen das fociale und das fittliche Interefie, daß 
nn Bewegung in Rußland und im Königreihe Bolen nit zum Siege 
gelange. 

Schon eine regelmäßige Polnifhe Regierung mit dem 
Streben nad Ermeiterung ihrer Herrichaft bis zu den Örenzen 
des früheren Polniſchen Landes, al8 Nachbarin Preußens, 
wäre an ji ſchon eine wejentlihe Gefahr für die Preußiſche 
Monardie, eine Gefahr, welche einen erheblichen Theil unferer 
Truppen abforbiren und an anderen Stellen unverwendbar 
machen würde. 

Aber eine Bewegung, deren Leiter die unerhörteften Ver⸗ 
breden als regelmäßige politifche Mittel in ihren Eoder auf- 
genommen haben, weiche der Sittlichkeit bis zur Apotheofe 
des Meuchelmordes den Rüden gedreht bat — eine folde Be- 
wegung, eine ſolche Bartei in feinem uns benachbarten Lande 

ar Herrfchaft gelangen zu laffen, daran bat die Preußiſche 
egierung dag ebbafteite Sntereffe. 

Die Königlihe Staats⸗Regierung hält fich für berechtigt, jenen 
Dank, welhen das Herrenhaus beabfichtigt, ihr auszuſprechen, nicht nur 
im Ramen der 700,000 Deutfchen Bewohner des Großherzogthums Pojen 
entgegen zu nehmen, fondern auch im Namen der zahlreichen, polnijch 
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redenden Preußen, welche als treue Unterthbanen ihrem Könige anhängen, 
welche tüchtige Eoldaten feinem Heere fielen, welche die Segnumgen der 
Ordnung, die die Preußiiche Verwaltung iiber das Land gebracht hat, 
wohl di Ihäten willen und melde, in den höheren Ständen vielleiht in 
der Minderheit, namentlich aber im anjäffigen Bauernftande, die große 
Mehrheit der Benölferung bilden — gegenüber einer verwirrten und 
duch gemißbrauchte Einflülfe der Gutsbeſitzer aufgeregten Minorität. 
Auch den Dank diejer polnisch redenden Preußen glaubt die Staats -We- 
gierung dur den Schuß, den fie gegen den Einbrud der Unorbmmg 
gewährt bat, erworben zu haben.“ 


Der Kynflift und die Minifter der neuen Aera. 
(Gegen ben Abg. v. Bernuth.) 


Ich habe nur das Wort ergreifen wollen, um der Commiſſion des 
Herrenhaufes den Dank der Königlichen Regierung auszuſprechen für die 
würdige und verjöhnliche Form, in welcher He dem Haufe vorſchlägt, ber 
Regierung feine Unterftügung zu gewähren. Ich richte diefen Dank auch 
an die Herren von der Dlinderheit, für die Form und die Grenzen, in 
denen Sie ihren Widerſpruch der Stellung eine großen parlamentarifchen 
Körper3 würdig an den Tag gelegt haben. 

Bon einem der Herren Gegner hat mich überrafcht, dag er einer 
Adreffe, welche berechnet ift, die jegige Regierung zu ftügen, feine Mit» 
wirtung verfagt. Es war dies ein Mitglied, welches dem dem unfrigen 
vorhergehenden Cabinette angehört. Wenn irgend Jemand die Ber- 
pflidtung bat, uns zu unterftügen bei Löfung desjenigen Kno— 
tens, den jene Herren mit mehr Leichtigkeit als Geſchick ſchürzten, 
fo glaube id, ſind es die Mitglieder der vorigen Regierung. 


21. Kongreßvorfhlag Srankreide und Scheitern deſſelben. 


5. November. Einladungsſchreiben des Kaiſers Napoleon an 
die Souveräne der Großſtaaten. 


„Angefichts der Ereigniffe, welche täglich auftauchen und fich drängen, halte 
ih es für unumgänglidh, meine vollen Gedanken den Souveränen auszufprecen, 
denen das Scidial der Völker anvertraut if. 

„Jedesmal wenn ſtarke Stöße die Grundlagen ber Staaten erfchüttert unb 
deren Grenzen verändert haben, griff man zu feierlihen Transactionen, um bie 
neuen Elemente zu verbinden und bie vollendeten Umgeftaltungen zu fichten und 
zu beiligen. Dies war der Gegenſtand des Weſtfäliſchen Friedens im 17. Jahr⸗ 
bunbert und der Wiener Verhandlungen 1815. 

„Auf diefer letzteren Grundlage ruht augenblidlich das politifche Gebäude 
Europas. Und dennoch, Sie wifjen es, bricht dafſelbe von allen Seiten zufammen. 

„Wenn man die Lage der verichiebenen Bälker aufmerkſam betrachtet, jo if 
es unmögli, zu verfennen, daß faft auf allen Punkten die Wiener Verträge 
zerftört, verändert, sergeflen und bebroht find. Daraus folgen Pflichten ohne 
Regel, Rechte ohne Titel und Forderungen ohne Zügel, — eine um fo furdt- 
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barere Gefahr, als die burch die Eivilifation herbeigeflihrten Vervollkommnungen, 
weldhe die Böller unter fi) durch die Solidarität ihrer materiellen Intereſſen 
derbunden haben, den Krieg nur noch zerflörender machen würden. 

„Es ift dies ein Öegenftanb ernften Nachdenkens. Warten wir es nicht 
ab, einen Ausweg einzufchlagen, bis plöglice, unwiderſtehliche Ereigniffe unfer 
Urtpei trüben unb uns wider Willen in entgegengejettte Richtungen treiben 
würden. 

„Ich will Ihnen deshalb, um Die gegenwärtige Lage zu regeln, unb bie 
Zukunft zu fihern, einen Kongreß vorichlagen. . 

„Auf den Thron gerufen durch bie Vorfehung und den Willen des fran⸗ 
zöfiſchen Bolkes, doch erzogen in der Schule des Unglüds, ift es mir vielleicht 
weniger ald irgend einem Anbern geftattet, bie Rechte der Souveräne ober bie 
kereibtigten Anſprüche der Völker zu verfennen. Auch bin ich bereit, ohne ein 
ertgefahtes Syſtem, in den internationalen Congreß den Geift der Mäßigung und 
Gerehtigleit zu bringen, das gewöhnliche Erbtheil derjenigen, welche fo viel ver- 
ihiebene Prüfungen durchgemacht haben. 

„Wenn ih die Initiative für eine ſolche Eröffnung ergreife, fo gefchieht es 
richt ans Gitelfeit; aber, ba ich derjenige Souverän bin, dem man am meiften 
ehrgeizige Bläne zutraut, jo liegt e8 mir am Herzen, durch dieſen freien und ehr- 
lichen Schritt den Beweis zu führen, daß e® mein einziges Ziel ift, ohne Zögern 
zur Herftellung des Friedens in Europa zu fommen. Wird mein Vorſchlag an⸗ 
genommen, fo bitte ih Sie, Paris zum Berfammlungsort zu wählen. 

„Hals die mit Frankreich alliirten und befreundeten Fürſten e8 angemeffen 
finden follten, durch ihre perfünliche Gegenwart die Bebeutung ber Berathungen 
zu erhöhen, fo werbe ich ftolz darauf fein, ihnen meine herzliche Gaſtfreundſchaft 
n bieten. 

„Europa wird vielleicht einiges Gewicht darauf legen, daß die Hauptftabt, 
von welcher jo oft das Signal zu Erſchütterungen gegeben worden ift, zum Sit 
der Eonferenzen werbe, welche beftimmt find, die Grundlage für eine allgemeine 
Pecification feftzuftellen. . ...” 


18. November. Preußens Antwort auf die Kongrekeimladung. 
Schreiben des Königs. Wilhelm an den Kaiſer Napoleon. 


„Em. Majeftät konnten, als Sie da8 Schreiben an mid richteten, 
welches Ihr Botſchafter mir am 13. November überreicht hat, überzeugt 
fein, daß die hochherzigen Gefinnungen, von denen daſſelbe eingegeben it, 
bet mir die herzliche Zuftimmung finden würden, welche ein ‘sürft, dem 
das Wohl feines Volles am Herzen liegt, dem hohen Ziel nicht verfagen 
lann, da3 Em. Majeftät bei der Aufforderung der europäifchen Mächte zu 
einem allgemeinen Congreß im Auge haben. Die Verträge von 1815- 
baben im Kaufe eines halben Jahrhunderts nothiwendiger Weife Aenderungen 
erfahren müfjen, wie fie der unmiderftehlihe Einfluß der Zeit und der 
Ereigniffe in allen menichlichen Einrichtungen hervorbringt. Jene Verträge 
bilden trogdem noch jeßt die Grundlage, auf welcher daS politifche Ge⸗ 
Binde Europas ruht. Es wird daher eine mürdige Aufgabe für die ver- 
einten Kräfte aller Regierungen, welchen die Aufrechthaltung der Ordnung 
und des Zriedend am Herzen liegt, fein, diefe Grundlage zu befeftigen, 
Dejenigen Theile zu ergänzen, welche bejeitigi find oder aufgegeben werden 
mäjen, und diejenigen Beitimmungen, welche mißachtet oder bedroht find, 
mi nenen Bürgfchaften zu umgeben. Diejem Werfe werde ich mich von 
ganzem Herzen anfchliegen, mit der vollfommenen Freiheit, mid) dabei 
nur von meiner Fürſorge flir die allgemeinen Intereſſen Europas leiten zu 
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lafien, indem Preußen, welches niemals aus dem Bereiche der Verträge 
peranßgeizeten ift, fein directes Intereſſe bat, einen Congreß zu ver» 
angen oder zu verhindern. Diefe Lage geftattet meiner Regierung, ihre 
unparteiifhe und unbefangene Mitwirlung der Aufgabe zu widmen, 
unter den zur Xheilnahme berufenen Mächten eine vorgängige Weber 
einftimmung über die Grundlage des Eongrefjes herbeizuführen und d 
porfichtige Verhandlungen die Schwierigkeiten zu bejeitigen, welche Keime 
des Zwieſpalts in da8 der Berfühnung und dem Frieden gewidmete Werl 
u bringen geeignet wären. Zu diefem Zwecke will meine Negierung gern 
bie Vorſchläge zur vorbereitenden Berftändigung entgegennehmen. 

Ich danke Ew. Majeſtät für die mir angebotene Gaftfreundfchaft und 
alte mich verfidert, daß ich in Paris wiederum die herzliche Aufnahme 
nden würde, die mir die Erinnerung an meinen Aufenthalt in Com⸗ 
idgne fo werth macht; doch wird e8 Sache unferer vereinigten Miniſter 

—* durch ihre Erörterungen die Vorſchläge für den Congreß zu Hären 
und zu unferer Sanftion vorzubereiten 2c.” 


25. November. England lehnt den Kongreßvorihlag ab. 
Verſtimmung zwiſchen Frankreich und England. 


22, Yeue Wendung der Schleswig - Holſteinſchen 
Frage, 


1863. 15. November. Ableben bed Königs Friedrich VII. von 
Dänemark. Erlöfchen des Mannsſtammes der Königlichen 
Linie ded Didenburgifchen Haufes. 

Prinz Chriftian von Glücksburg ald Chriftian IX. in 
Kopenhagen zum König für die dänische Geſammtmonarchie, 
mit Einſchluß der Herzogthümer Schleöwig: Holftein und 
Lauenburg audgerufen. 

16. November. Herzog Ehriftian von Schleöwig- Holftein-Sonbder- 
burg » Auguftenburg verzichtet zu Gunften jeined Sohnes 
Friedrih auf alle Erbanfprüde an Schleöwig= Holftein. 

16. November. Proclamation des Prinzen Friedrich von Schled- 
wig =» Holftein= Sonderburg -Auguftenburg. 


„Schleswiger! Holfteiner! Der letzte Fürſt ber däniſchen Tinte Eures 
Regentenbanfes iſt babingegangen. Kraft ber alten Erbfolgeorbnung unferes 
kandes und bes oldenburgiichen Haufes, kraft ber Ordnungen, welche bie ſchleswig⸗ 
holſteiniſche Lanbesverfammlung in dem Staatsgrunbgefege ausdrücklich beftätigt 

‚ koft der von meinem Bater zu meinen Gunften ausgeftellten Berzichts- 
urunde, erkläre Ich hiedurch als erfigeborner Prinz ber nächſten Linie bes 
olbenburgifchen Haufes, daß Ich bie Hegierung ber Herzogthümer Schleswig- 
Holſtein antrete und damit bie Rechte und Pflichten übernehme, welche die Bor- 
fefung Meinem Haufe und zunächſt Mir überwieſen hat. — Ich weiß, daß biefe 
—5 in ſchwerer Zeit an Mich herantreten, Ich weiß, daß zur Durchführung * 
und eures Rechtes Mir zunächft feine andere Macht zu Gebote fteht, als 
die Gerechtigkeit unferer Sache, bie Heiligleit alter und neuer Eide und eure 
leberzengung von ber Feſtigkeit des Bandes, welches Mein Geſchick unb das 
Eure vereint. — Ihr habt bis jet Ungerechtigkeit ebenſo mannhaft getragen als 
ie mannhaft gekämpft hattet, Ungeredtigkeit abzuwehren. Kür das Joch, bas 
Man end) auflegte, gab bis jet ein unbeftrittenes Recht den Borwanb, denn ber 
Lenig von Dänemark war zugleich emer Herzog. Bon jet an wäre bie Herrichaft 
eines Könige von Dänemark Über euch eine Ufurpation und rechtloſe Gewaltthat. 
unfere gemeinfame Aufgabe ift e8, biefer Herrichaft ein Ende zu machen. 
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— 3% kann euch jetzt nicht aufrufen, Gewalt mit Gewalt zu begegnen. Euer 
Land ift von fremden Truppen beſetzt, ihr habt feine Waffen. Mir liegt deshalb 
vor allen ob, die Regierungen des Bunbes um Schug meines Regierungsrechtes 
und eurer nationalen Rechte anzugeben. Der beutihe Bund ift niemals ber 
Iegitimen Erbfolge entgegengetreten. — Die Orbnung, auf welder bie Regierun 
Deutſchlands beruhen, ift biefelbe, auf ber meine Rechte begründet find. Und 
die Regierungen Europas werben ber durch die Erfahrung beflätigten Wahrheit 
nicht wiberfteben, daß ein baltbarer gtand da nicht dauern kann, wo eine 
willkürliche — einem Volle gegen feine geheiligten Wünſche, gegen 
feine von Gott geſetzte Nationalität und gegen fein uraltes Recht aufgebrängt 
werben foll. — vonen burger Euer fchönes Land, Gegengabe für ein Land, deſſen 
Namen ic dur Meine Geburt trage, unterliegt berjelben Erbfolge, foweit nicht 
Rechte anderer Glieder meines Haufes unb ältere unb begründete Rechte beuticher 
Regentenhäufer daran baften. Ich gebe Euch das Beripreden, baß Ich euer 
nationales Recht als Mein eigenes betrachte, und, foweit Ich berufen bin, eure 
Rechte und Freiheiten beihügen werbe. — Schleswig-Holfteiner! Bon der Ueber⸗ 
zeugung durchdrungen, daß Mein Recht eure Rettung ift, gelobe Ich, für Mid 
und Mein Haus zu euch zu ftehen, wie Ich in der Schlacht zu euch geſtanden, 
Mich nicht zu trennen von Euch und unferem Rechte. Und fo gelobe und fchwöre 
Ich gemäß dem Staatsgrundgeiege, die Berfaffung und bie Geſetze ber Herzog- 
tbümer Schleswig.» Holflein zu beobachten, und bie Rechte des Volkes aufrecht zu 
halten. So wahr Mir Gott heife und fein heiliged Wort.” 


16. November. (Bundedtag.) Der Gejandte Badend von Mohl 
zeigt der Bundesverſammlung den egierungdantritt des 
Herzogs Friedrich von Schleöwig- Holitein an, mit dem 
Beifügen, der Herzog erachte es „für eine, wie er fih 
Ichmeichle, überflüſſige Maßregel, wenn er hiermit eine 
feierlihe Rechtöverwahrung gegen jede etwaige Beftreitung 
feiner Regentenrechte, jo wie gegen jede mit dem vollen 
Genuſſe derjelben nicht zu vereinigende Handlung verbinde." 

Bewegung in Deutichland zu Gunften ded Prinzen von 
Auguftenburg. 

19. November. Herzog Ernft von Coburg-Gotha der erfte, der 
den Erbprinzen von Auguftenburg ald Herzog von Schles⸗ 
wig=Holftein anerfennt. Herzog Friedrich nimmt feinen Sig 
vorläufig in Gotha und bildet ein Minifterium. 

21. November. Der däniiche Gefandte zeigt die Thronbefteigung 
Chriftian IX. an, der badiſche Gefandte legt jeine Boll- 
macht für Friedrich VIIL vor; verſchiedene Regierungen 
ftellen Anträge in der ſchleswig-holſteiniſchen Frage. An 
zeige, Vollmacht, Anträge werden dem bolfteiniichen Aus⸗ 
ſchuß überwieſen. 

Die Mehrzahl der Beamten in Holſtein verweigert den 
von ihnen geforderten Huldigungseid für Chriftian IX. 
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Zahlreiche Volksverſammlungen ſprechen ſich in energiſchen 
Reſolutionen für die Rechte der Herzogthümer aus. Ueberall 
werden Comité's eingeſetzt und Geldſammlungen veranſtaltet, 
bie und da auch die Organiſation von Freiwilligen vor- 
bereitet. 

24. Rovember. Der Ausſchuß des National» Bereind tritt in Berlin 
zujammen, jendet eine Deputation an Herzog Friedrich nad) 
Gotha und erläßt einen Aufruf für Schleswig-Holſtein an 
dad deutſche Volk. 

27. November. Das in Kiel verſammelte Plenum der ſchleswig⸗ 
bolfteiniichen Ritterſchaft beichließt mit allen gegen eine 
Stimme eine Eingabe an den Bund gegen die Anſprüche 
Chriftiand IX. und für die legitimen Rechte des Herzogs 
Friedrih, — und um den Bund aufzufordern, die Rechte 
des Landes zu jchüpen. 


— — — — — 


Am Bunde; Semeinfhaft Preußens und Eeſterreichs. 


28. November. Sachſen beantragt: „Die Nichtzulaffung eines 
dänischen Geſandten und Anordnungen, damit dad für 
Holftein beftimmte Erefutiondcorpd mit der den Umjtänden 
entiprechenden Verſtärkung in Holftein und Lauenburg ein- 
rüde, um diefe Bundesländer bis zu dem Zeit- 
punfte befegt zu halten, wo der Bund ſich in ber 
Lage ſehen wird, fie dem von ihm als rechtmäßig aner- 
fannten Nachfolger in gedachten Herzogthümern zu eigener 
Berwaltung zu übergeben.” 

Defterreih und Preußen geben bei der Umfrage 
eine gemeinſchaftliche Erklärung zu Protokoll: 

„Die Stellung der Kaiſerlich Oeſterreichiſchen und der Königlich 
Breußifen Regierung iſt durch ben Vertrag ‚bedingt, melden beide in 
Gemeinfhaft mit den Regierungen von Frankreich, Großbrittanien, Ruß» 
Ind und Schweden 1852 in London mit der Krone Dänemark abge 
Men haben, nachdem die VBorbedingungen deffelben durch Verhandlungen 


emark im Laufe der Jahre 1851/52 feftgeftellt worden waren. 
Beide Regierungen faflen die Geſammtheit diefer Berabredungen als ein 
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untrennbares Ganzes auf, welches durch den Londoner Bertrag feinen 
Abſchluß erhalten hat. Nachdem der Fall, welchen diefer Bertrag im 
Ange batte, nunmehr eingetreten ift, find beide Regierungen zur —* 
führung des Vertrages bereit, wenn die Krone Dänemark ihrerſeits die 
vorgängigen Verabredungen ausführt, deren Verwirklichung eine Voraus⸗ 
ſetzung der Unterzeichnung des Londoner Vertrages durch Preußen und 
Oeſterreich bildete. Die Succeſſion in Lauenburg fteht dem König Chriſtian 
von Dänemark nad Anficht beider Regierungen auch dann zu, wenn der 
Londoner Vertrag hinfällig wird, nachdem der nächſtberechtigte Erbe 
weiland König Friedrichs, der Prinz Friedrih von Hefjen, feine Rechte 
auf König Chriſtian übertragen hat. Die Zulaflung des vom Slönige 
von Dänemark für Lauenburg ernannten Gefandten ın dem Maße, wie 
die Vertreter der einzelnen Beftandtheile ftimmberechtigter Curien zur 
Theilnahme an den Situngen berechtigt find, erfcheint daher nicht an⸗ 
fehtbar. Für Einräumung des auf der Geſammtcurie Holftein und Lauen⸗ 
burg ruhenden Stimmrechts aber vermögen beide Regierungen nur dann 
zu votiren, wenn der König Ehriftian diejenigen Zufagen erfüllt, im Ver⸗ 
trauen auf welche beide Mächte den Londoner Vertrag, welcher ihnen 
gegenüber den Succeffionstitel des Königs in SHolftein bildet, ange- 
nommen haben.“ 


Die Bundeverfammlung bejchließt: die Führımg der 
Holſtein⸗Lauenburgiſchen Stimme zur Zeit zu ſuſpendiren. 


3m preußiſchen Abgeordnetenhaufe. 
Antrag der Abgeordneten Stavenhagen und Birdom: 


In Erwägung 

1. daß der Erbprinz von Schleswig - Holftein - Sonberburg - Auguftenburg Kraft 
eine® unzweifelhaften Erbfolgerechts feinen Anſpruch auf die Regierung ber 
Herzogthümer erhoben hat; 

2. baß weber ber Deutiche Bund, noch die Stänbe ber Herzogthlimer Schleswig 
unb Holflein, noch bie Agnaten bes Haufes Oldenburg den Beftimmungen 
bes Lonboner Vertrags vom 8. Mai 1852 beigetreten find; 

3. daß Dänemark durch eine Reihe vertragswibriger Da bregeln, durch vielfache 
Bebritdung ber Deutihen Bevölkerung und Sprade in Schleswig, durch das 
Patent vom 30. März d. I. und endlich durch die Vollgiehung ber neuen 
Berfaffung für Dänemarl-Schleswig, die Vereinbarungen von 1851 und 1859 
und Damit die Bedingungen felbft gebrochen hat, unter welchen die Dentfchen 
Großmächte dem Lonboner Bertrage beigetreten find, daß daher bie Be- 
fimmungen biefes Vertrags für die Deutſchen Großmächte jebe Verbindlichkeit 
verloren haben; 

4. daß bei dieſer Sachlage die Anweſenheit Dänifcher Truppen in bem Bunbes- 
lande Holftein eine Verlegung bes Bundesgebiets bilbet, 

erllärt Da Haus der Abgeorbneten: 
bie Ehre und das Intereſſe Deutfhlands verlangen es, daß 
fämmtlide Deutſche Staaten die Rechte der Herzogthbümer 
ſchützen, den Erbprinzen von Schledwi eigen Gonberburg- uguften- 
burg als Herzog von Schleswig-Holftein anerkennen, und ibm in 
ber Geltenbmadhung feiner Rechte wirkſamen Beiftand leiften. 
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1. Dezember. Berathung ded Antrages im Abgeordnetenhaufe. 


Erfläarung Biömardd Namend ded Staats— 
Miniſteriums: 


Unſere Stellung zu der däniſchen Frage iſt durch eine Vergangen⸗ 
beit bedingt, von der wir uns nicht willkürlich löſen können, und welche 
und Pflichten gegen die Herzogthümer, gegen Deutfhland und gegen bie 
amopäifchen Mächte auferlegt. Die Aufgabe unjerer Politik wird es jein, 
diejen Berbindlichleiten fo zu entjprechen, wie es unjere oberfte politijche 
Ffliht, die Sorge für die Ehre und die Sicherheit unjeres eigenen Vater⸗ 
landes gebietet. 

Bür Preußens Stellung iu Sade ift zunächſt der Londoner Ver⸗ 
trag von 1852 maßgebend. Die Unter zeinng defielben mag beflagt 
werden; aber fie ift erfolgt, und es ijt ein Gebot der Ehre wie der Klug⸗ 
heit, an unferer Bertragstreue feinen Zweifel haften zu lafien. 

Indem wir aber diefes Gebot für uns jelbft anerkennen, beftehen 
wir ebenfo auf feiner Geltung für Dänemark. 

Der Londoner Vertrag Bildete den Abſchluß einer Reihe von Unter- 
bandlungen, welde 1851 und 1852 zwiſchen Deutihland und Dänemark 
epflogen worden waren. Die aus denjelben bervorgegangenen Zufagen 
Dänemarls und der Vertrag, melden Preußen und Defterreid auf 
Grund derfelben in London vollzogen haben, bedingen fich gegenfeitig, fo 
dag fie mit einander ftehben oder fallen. Die Aufrehthaltung diejer 
Stipulationen iſt einftweilen insbefondere für Schleswig von wejentlicher 
Bedeutung. Sie giebt uns das Recht, in diefem Herzogthum die Erfüllung 
vertraggmäßiger Zufagen von Dänemark zu fordern. Fallen aber mit dem 
Londoner Bertrage die Berabredungen von 1851/52, jo fehlen uns in 
Betreff Schleswigs ſolche vertraggmäßige Rechte, welchen die Anerkennung 
der enropärfchen Großmächte aut Geite ftände. Die Losſagung von den 
Berträgen von 1852 würde aljo der Stellung Schleswigd und den deut- 
ihen Forderungen in Betreff derfelben die 1852 nefchaffene vertragamäs 
Bige Örundlage entziehen und die alljeitige Anerkennung einer andern von 
neuen Berhandlungen oder von dem Ausgang eined europätichen Krieges 
obhängig machen. 

amit aber die Verträge für ung biefen Werth und ihre Geltung 
behalten, ift e8 nothwendig, daß fie von däniſcher Seite gewiſſenhaft aus⸗ 
geführt werden. Daß dies bisher nicht gefchehen ift, dar ic als alljeitig 
unbezweifelt anfehen und halte mich der Aufzählung der Einzelnheiten 
bier überhoben. 

Die Entſcheidung über die Frage, ob und wann wir durch Nicht⸗ 
efüllung der dänifchen Verpflichtungen in den Fall gelest find, und von 
dem Londoner Bertrag loszuſagen, muß die Regierung fich vorbe⸗ 
halten; fie kann diefelbe weder dem deutſchen Bunde überlajfen, 
nod fie bier zum Gegenftande von Erklärungen maden. Bir 
haben mit der Öfterreichifchen Segierung Berabredungen getroffen, welche 
eine übereinftimmende Haltung beider Mächte in Betreff des Londoner 
vertrags und feiner Konfequenzen einftweilen ficherftelen. Diefelben 
gehen von der Annahme aus, daß in Lauenburg der König Ehriftian aud) 
ohne den Londoner Bertrag fucceffionsberechtigt fein würde, nachdem der 
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nächte Erbe, der Prinz Friedrich von Heſſen, zu feinen Gunſten entjagt 
bat. In Betreff Holfteins dagegen beruht für uns der Succejfionstitel 
auf dem Londoner Vertrag, und ift die Verwirklichung defielben von der 
Erfüllung der Vorverträge abhängig, welche mit dem Londoner Bertrag 
in folidarifhem Zufammenhang ftehen. Daß Letzteres der Fall fei, ift 
durch das Zeugniß des fompetenteften aller Zeugen, des Herrn Bluhme, 
welcher 1851 und 1852 dänifcher Minifter der auswärtigen Angelegen: 
heiten war, im dänifchen Reichsrath bekräftigt worden. f dieſer Auf- 
faffung beruht unfere durch die Zeitungen bereit8 befannte Abftimmung 
in der Bundestagsfigung vom 28. November. 

Wir fehen, jo lange wir den Londoner Bertrag nicht als 
hinfällig betrachten, in König Chriftian den Erben des Rechts und 
des Unrechts feiner Vorgänger. Demzufolge betehen die Beweggründe 
fort, durch welche der Erelutionsbeihluß vom 1. Oktober hervorgerufen 
wurde, während durch Die Umftände eine bejchleunigte Ausführung deffelben 
geboten erjcheint. 

Zu diefem Behuf haben wir in Gemeinfchaft mit Oeſterreich die er- 
forderlihen Anträge zur fofortigen Vollziehung der Exekution geſtellt. 

Wie auch die Entfcheidung hierüber in Frankfurt ausfallen möge, 
unter allen Umftänden wird Preußen nah Maßgabe feiner Stellung 
als europäiihe Macht und als Bundesglied für das deutſche Recht in 
den Herzogthümern und für fein eigenes Anſehen im Rathe der Groß» 
mächte mit bejonnener Feſtigkeit einftehen. 

In Erfüllung diefer Aufgabe rechnet die Wegierung auf die bereit- 
willige Unterftügung des Landes und feiner Bertreter. Zum Behuf unferer 
bundesbeichlugmäßigen Mitwirkung bei der Erelution wird fie die erforder: 
lichen militairifchen Vorkehrungen zu treffen haben, und wegen Befchaffung 
der dazu nöthigen Geldmittel dem Landtage zu verfaflungsmäßiger Be: 
ſchlußnahme eine Vorlage machen. 


1. und 2. Dezember. Aus den Berhandlungen des Ab: 
geordnetenhaufes mit Bezug auf die Erklärung der 
Regierung. 

Aus der Rebe bes Abg. von Sybel: 


Meine Herren! Ich geftehe, ber bicherige Berlauf unferer Debatte hat mir 
ben Eindrud gemadt, bag wir unter ber Regierung, bie wir nun feit zwei 
Jahren auf und haben, — daß wir unter biefer Regierung krank, tief tranl 
in unferm Staate geworben find. 

Wenn unjere Herren Minifter von ihrem Parteiſtandpunkte aus vielleicht 
mit einiger Schabenfreube auf eine foldhe Debatte ſehen, fo boffe ih, daß in 
ihnen auch noch der patriotiiche Gedanke der Sorge möglich ift: wenn eine folde 
chaotiſche Verwirrung der Anfichten bei dem erften Herandrohen eines Krieges in 
diefer erften Verſammlung bes Landes u ift, welch eine Verwirrung dann 
bei der Eruption eines ſchweren Krieges felbft entftehen würbe, der Sorge, wit 
dringend endlich bie Umkehr erforbert wird, damit unfer Staat wieber 
gefunde, damit wir im Stande feien, zn einem feften, entfchloffenen, einmüthigen 
und beshalb erfolgreichen Kriege auf dem Schauplage zu erfcheinen. — — — 

Meine Herren, ih bin fo tief durchdrungen wie einer von Ihnen, 
bag wir einen großen Krieg, ber uns vielleicht aus biejer Frage 
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ermahjen wird, nicht fiegreih und glorreih zu Ende führen, ohne 
eine burhgebenbe Heilung unferer inneren Zerwäürfniffe. 

Ber unb was ift denn dieſer Herzog von Auguftenburg? 

Er iR der lebendige Ausbrud des Hechts und ber Zufammengehörigkeit ber 
Serzogtbümer! (Bravo!) 

Einem tüchtigen Deutſchen Bollsftamme erfcheint fein Name heute als ber 
Zräger alles defien, was das Leben lebenswertb macht, als ber Zräger von 
freiheit unb Nationalität. (Sehr gut!) 

Er if ſtark in feiner Ohnmacht, weil bie Welt weiß, daß jein Volt ihn 
begehrt, daß fein Titel zwiihen Eibe und Königsau einftimmig ausgerufen 
werten würbe, fobald, jei e8 eine ſtändiſche Verſammlung, ſei es bas allgemeine 
Stimmrecht, über ihn zu enticheiben hätte; er ift ſtark, fo lange e8 fo ſteht, und 
wirb verfinten in ber Stunde, wo dies Verhältniß aufbört, wo bas Voll mit 
anderen Augen auf ihn zu bliden beginnt. So lange es fo fteht, wird er un⸗ 
ãberwindlich fein, jo ficher bie Freiheit eines einmüthigen unb entichloffenen 
Velles unüberwinblich ift. (Lebhaftes Bravo!) 

Meine Herren! Soviel ich weiß, rechnet das Schleswig - Holfteiniche Bolt 
;u jenen Rechten — unb biefe Rechte, bat er gejagt, will auch er reſpectirt 
wien — in erfter Linie als das Loftbarfte jeinen Anſpruch auf bie männliche 
Ertiolge in feinem Fürftenftamm: Es will nit Preußiſch werben! Das 
erlaube ih mir bier mit voller Kenntniß ber Sade auszufpreden. 
& will Deutih bleiben (lebhaftes Bravo!), und es begleitet Preußen fo lange 
mt jeinen wärmften und dankbarften Sympathien, als Preußen fih auf bem 
Vege einer Deutichen Politit bewegt. 

Bon diefer Seite ber braucht uns feine Bejorgniß abzuhalten; im Gegen- 
tteil, fo weit ich ſehe, treibt uns die bringenbfte Pflicht, unfere Stimme für das 
ten Minierium verworfene Programm zu erheben, es treibt uns bie Pflicht, 
end wicht durch Schweigen und Zurüdhalten zu Mitſchuldigen eines von uns 
gemigbiffigten Syſtemes zu machen. Deutſchland weiß e8, wie ich vorher ſchon 
\egte, daß wir feine materielle Macht haben, daß es nicht in unſerer Hand liegt, 
tach unſere Bota irgend eine Aenberung in ber actuellen Regierungspolitif, in 
dem actuellen Regierungsperfonal heroorzubringen; dennoch aber, meine Herren, 
kun ih gerade diefer Sache gegenüber von dem Glauben nicht laffen, daß die 
aegenwärtigen Berhältnifje nicht dauern Tonnen, daß der Staat 
Preußen nit im Stande ift, auf Die Dauer eine folde PBofition zu 
tehbaupten und zwiſchen Elbe und Eiber auf bie Dauer den 
ara bee minifterielle Programm angekündigten Selbfimorb zu 
vollenden. 


Aus ber Rebe bes Abg. Virchow: 


— — Die ganze Europätfche Tage würbe ficherer fein, wenn bie Regierung 
Ah dem correcten Verfahren angeſchloffen hätte, welches von einer Reihe Deutfcher 
Rütel» und Kleinflaaten am Deutichen Bunde vorgefchlagen wurbe und welches 
ein durch bie Preſſion Preußens und Defterreihs zur Schäbigung unferer 
Snterefien befeitigt worben if. 

Kur zwei Mächte könnten möglicherweife Neigung haben, Einfprud zu 
tun. Das ift eben Defterreih und Rußland. Und weshalb, meine Herren? 
Zmnihft deshalb, weil Rußland und Defterreih dadurch Preußen nieberhalten, 
veil fie Breußen klein machen, weil fie unfere Mactftellung im 
Rerden Europas untergraben würden. Der Herr Minifterpräfident ſteht 
ülerdings feit alter Zeit in dem Ruf, daß er wenigftens das Ruſſiſche Bünbnif 
mmer vertbeibigt habe unb daß er gerabe darin das Heil unferer Zukunft fehe. 
& wirb von ihm erzählt, und wir bürfen es wohl bis auf Wiberfegung glauben, 
deß er es gerabe gewefen ift, ber ben älteren Herzog von Auguftenburg dahiu 
geraht habe, daß er enblich bie fogenannte Verzichtsurkunde ausflellte, eine 
Beritsurkinbe, weiche gewiß nicht im Preußiſchen Jutereſſe war, ſondern weiche 
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et, im Dänifhen und ſodann unb zwar fehr bald im Ruſſiſchen In⸗ 
tereffe lag. 

Wenn unfer Herr Minifterpräfibent es alfo fo fehr im Intereſſe Preußens 
hält unb hielt, die Ruſſiſche Succeffion in ben Herzogthlimern zu beichleunigen, 
ben einzigen großen Hafen, ben Deutichland im Norben bat, in Ruſſiſche Hänte 
zu geben, mitten in unfer Land hinein an einer Stelle, wo e8 am wenigften ver- 
theibigt ift, wo es am meiften verwunbbar ift, einen foldhen fremben Keil zu 
ſchieben, — dann, meine Herren, werben wir allerdings auch jetst nicht erwarten 
können, daß er wenigftens irgend eine anbere Richtung ber Politik einfchlage, 
eine Polttil, welche gegen Rußland gerichtet ift, welche zum Zweck bat, bie Auffiiche 
Suceeifion abzuhalten, eine Bolitit, welche zum Zweck bat, biefes Deutſche Land 
bei Deutfchland zu erhalten, vielen großen Hafen für Deutichlanb zu retten, bieie 
Baſis zur Vertheidigung für unfere Heere zu fichern. 

Aber, meine Herren, ich habe die Meinung, daß Se. Majeftät der König 
vielleicht nicht fo fehr won ber Haltbarkeit diefer Ruſſiſchen Baſis unferer Boliti 
überzeugt iſt, daß Se. Majeflät ber König eben nur durch Seine gegenwärtigen 
Ratbgeber in eine ſolche unglückſelige Richtung hineingepreßt worben ift, weil alle 
nationalen Regungen Ihm vielleicht unbelannt geblieben find, weil feine Mög: 
Iichkeit ift, zu Seinem Obr zu fommen, um die Wünſche bes Volles in vegel- 
mäßiger Weife babin zu bringen, al® nur noch burch dieſes Haus. 

Die Erregung, welche gegenwärtig durch Deutichland geht, ift nur ein 
Zeichen des tiefen Bebürfniffes, welches das Deutiche Bolt fühlt, Überhaupt zu 
einem anberen Zuſtande bed Deutihen Staatswejens zu kommen (Sehr wahr!); 
ed ift das nur ein Symptom von bem allgemeinen Gefühl, daß es fo auf bie 
Dauer nicht gehen könne (Bravo!), und, meine Herren, ſeitdem alle Deutichen 
Fürſten unter dem Präfibium des Kaifers von Defterreich dieſes Bedürfniß an- 
erkannt haben, werben Sie e8 jet durch ein nachträgliches Bündniß mit dem- 
felben Defterreih nicht mehr verfchleiern können. Sie werben biefer Bewegung 
nicht mehr Einhalt thun können, aber ſchneiden Sie biefem Bebürfni bie legi- 
timen Wege ab, hindern Sie es, noch auf eine Erfüllung zu hoffen, wo fie regel» 
mäßig erwartet werben follte, meine Herren, — ich babe nicht die Aufgabe, bier 
das rothe Gejpenft zu malen, aber bas müſſen Sie fi) doch jagen: wenn eine 
große Nation, deren Anfprud auf eine Neugeftaltung ihres Staatsweſens von 
ihren Fürften offen proklamirt worben ift, wenn bie immer wieber zuridge: 
mworfen wird in ihrem Streben, wenn in dem Augenblid, wo ihr gejagt wirt: 
„ed muß jegt neu gefchaffen werben,“ wo ſämmtliche Kürften anerkannt haben, 
daß die äußerfle Gefahr vorhanden fei, wieder Alles niedergeichlagen wird und 
Nichts weiter übrig bleibt als bie beiben Deutichen Großmächte, weiche ſich gegen- 
feitig hemmen und nichts weiter zu thun haben, als ſich gegenfeitig nicht auf- 
fommen zu laffen, dann meine Herren, Können Sie die nationale Bewegung 
nicht austragen. 

Die Schleswig » Holfteinfche Bewegung, bie durch Deutichland geht, ift nur 
ein Synptom dieſes Bebürfniffes der Einigung, und dieſes Bebürfniß verlangt 
vor allen Dingen, daß Deutihland feine Machtftellung nach Außen bin zeige. 
Mögen nun die Deutfhen Fürften die Prinzipien ber Legitimität 
opfern aus Gründen ber Europäiſchen Zwedmäßigleit, mögen 
Sie Deutſche Fürſtengeſchlechter in die Berbannung führen, weil 
e8 ben Dänen gefällt, mögen fie ein Deutjhes Land nah dem 
andern bingeben, weil ſich bie Kürften gegenfeitig verlaffen, Ct De 
fie geflatten, daß biejes feine Dänemark uns eine unferer fhönften 
Provinzen wegnimmt, meine Herren, die Rache des Volkes für 
diefen Berrath wirb nicht fehlen! 

Solde Dinge verzeichnet bie Weltgefhichte nicht blos auf 
ihren Blättern, meine Herren, bie werben mit blutigen Buchſtaben 
den ber Völker gefhrieben, das werben fie niemals ver. 
gefien 
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Unb das, meine Herren, St. Majeflät vorzuführen unb ihn daran zu 
erinnern, daß bier jedes Recht, was bisher noch Deutfchland gekannt hat, in 
Frage ſteht, ihn daran zu erinnern, daß bier an die Grunblage des ganzen 
Tentihen Baues gegriffen wirb, das ift unfere Pflicht in biefer fchweren Stunbe. 

Und wenn dann Se. Majeftät diefem Minifterium mehr Vertrauen fchenkt 
it und, meine Herren, dann werben wir allerdings als Abgeordnete nur jagen 
Ennen: wir haben unfere Pflicht gethan; aber ich glaube, es ift ein ſchönes Ge⸗ 
rübl, wenn Die Laubesvertretung ihrer Regierung fagen kann; wir haben unjere 
BRicht gethan. 


Annahme ded Antraged mit großer Mehrheit. 


Die Rechte der Herzogthbümer und die Erb- 
folgefrage. 


Schluß eines Artikels der „Provinzial » Eorresponbenz“ vom 
2. Dezember. 


— „Zu bemerlen ift, daß feiner ber Unterzeichner des Protofolles Die ge- 
angfte Berpflichtung übernommen hat, für die Untheilbarkeit des däniſchen Reiches 
emzuſtehen, fonbern nur ben Prinzen Ehriftian feiner Zeit ale Monarchen vom 
Kinigreihe Dänemark ſowohl, als von den Herzogthümern anzuerlennen. Sobann 
Ser — und dies ift das Wichtigfte — war auch jene Anerlennung nur im 
gulammenbhange mit ganz beftimmten Borausfegungen zugefagt. Dänemark hatte 
kh nämlich vorher gegen bie beutichen Mächte, Preußen unb Oefterreich, auf das 
kefimmtefte verpflichtet, mweber Schleswig in das bänifhe Reich einzuverleiben, 
sch die Rechte Holfteins und Lauenburgs zu fchmälern. Diefe Berpflichtungen 
ind von Dänemark nicht allein nicht erfüllt, fonberu anf das gröblichfte verletzt 
korten, zulegt noch durch bei jetzt regierenden König mittelft der Beflätigung 
te: neuen Reichsverfaſſung. Damit ift, wenn biefe Reichsverfaffung wirklich zur 
Ausführung kommen follte, dem „Londoner Brotololle” feine noth- 
mendige und von ibm ungertrennlihde Borausfetung entzogen.“ 


>. Dezember. Schriftwechſel zwilchen dem Prinzen von Auguften- 
burg und dem Kaijer Napoleon. 


‚ „Gire! Nachdem ic von der Regierung ber Herzogthümer Schleswig - Hol- 
kan Befig genommen, wie mir als rechtmäßigem Erben bie Pflicht oblag, wage 
ı& der hohen Gerechtigkeit Ew. Majeftät einige Bemerkungen in Bezug auf bie 
zn unterbreiten, die ich für mein Haus unb vielmehr noch für mein Land 
m Anfpruch nehme. — Eine firenge unb unparteiliche Prüfung — ohne jebe 
Soreingenommenbeit barf ich vor Allem von dem hohen Gerechtigfeitsfinn er- 
wen, den Ew. Majeftät fo oft unb in fo hochherziger Weiſe bewährt haben. 
— — In der Sache ber Herzogtbümer fieht das pofitive und hiftorifche Recht 
a vefler Webereinftimmung mit ben Wünſchen ver Bevölkerung, mit bem geheiligten 
Intereffe der Rationalität. Niemals waren Ew. Majeflät gleichgültig gegen bie 
Etrammen unterbrüdter Bölfer; ganz Europa ift deß Zeuge. — — Ganz Deutich- 
Imb iR in Aufregung: e8 bebarf nur eines Blickes auf die beutfchen Länder 
com Rhein bis zum baltischen Ocean, um fich zu überzeugen, daß die Ruhe nicht 
diederlehren wird, fo fange die Herzogthüümer nicht der Fremdherrſchaft entriffen 
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und ihrem rechtmäßigen Herrſcher zurüdgegeben fein werben. Jede andere Ent- 
ſcheidung würbe in ben Augen von 40 Millionen Deutſcher nur eine vorüber- 
gehende Beltung haben. — — Indem ich Ihre Gerechtigkeit anrufe, darf ich über- 
gengt fein, Ew. Majeftät eine Gelegenheit zu bieten, eines der eben Werke zu 
vollbringen, für welches Europa ihnen dankbar ifl.” — — — 


Antwort des Kaifers vom 10. Dezember 1863: 


— — „Ich kenne nichts Ehrenvolleres, als ber Vertreter einer Sache zu fein, 
bie fih auf bie Unabhängigkeit und Nationalität eines Volles fügt, und Sie 
fönnen deshalb auf meine Sympathie rechnen. — Wenn ich für die Unabhängig- 
feit Italiens gelämpft, wenn id meine Stimme für bie polnifche Nationalität 
erhoben habe, jo kann ich für Deutfchland nicht andere Gefinnungen begen. Aber 
die Großmächte find durch den Londoner Vertrag gebunden und ihre Vereinigung 
allein Eönnte die Schwierigkeit löfen. Ich bebaure deshalb, daß England meinen 
Kongreßvorſchlag abgelehnt bat. Es ift zu beffagen, baf ber beutiche Bund über 
bie Rechte der Herzogthümer nicht befragt worben ift — aber ich beffage anbrer- 
feits, daß ber Bund in Holftein interveniren zu möüffen geglaubt bat, ebe bie 
Erbfrage entfchieden ift, denn bie Intervention, welche jehr ſchwere Berwidelungen 
herbeiführen kann, wird Die Frage nicht zur Entſcheidung bringen, und jollte 
Dänemark durch die benachbarten Mächte Zwang angethan werben, fo würde 
fih bie öffentliche Meinung in Frankreich zu feinen Gunften wenden. — Id 
muß daher wünjchen, daß Ihre Rechte von dem deutſchen Bunde geprüft und 
bie ventiheibung jodann ben Unterzeichnern bes Londoner Brototofls vorgelegt 
werde.” — — — 


5. Dezember. Identiſche Note Oeſterreichs und Preußens 
an die deutſchen Regierungen. 


„Es handelt ſich am Bundestage jetzt um die ſchleunige that» 
fählide Ausführung der am 1. Oktober beſchloßenen Ere: 
tutiongmaßregeln. Vefterreih und Preußen erfennen dieje als noth- 
wendig im Intereſſe der Sicherheit und der Rechte Deutfchlands an, und 
find bereit, dazu auf der einmal angenommenen Bafiß mitzuwirken, auf 
welcher fie, ohne Präjudiz für die anderen am Bundestag fchwebenden 
ragen und ohne dem Ausland eine Berechtigung zum Einfpruch darzu- 
bieten, durchgeführt werden können. Eine Anzahl deutfcher Regierungen 
aber will die Erecution ausdrüdlich und formell in eine Occupation des 
Landes auf Grund der flreitigen Succeffionsfrage verwandelt wiſſen, und 
diefe Verſchiedenheit der Yufaffungen bat zu unjerem Bedauern biäher 
die Erftattung des längft erwarteten Ausſchußberichts verhindert, und 
droht in der Bundesverfammlung felbft zu einer Uneinigkeit zu führen, 
welche die ganze Maßregel felbft unmöglich machen würde. Das Verhalten 
der beiden deutjchen Großmächte zu den eine Occupation fordernden An- 
trägen ift gleihmäßig durch das Intereſſe Deutſchlands und durch ihre 
europäifche Stellung bedingt. Sie können nicht, unter dem Namen irgend: 
welcher Occupation oder Intervention mit den Waffen in der Hand gegen 
den Londoner Vertrag auftreten, fo lange fie defien Gültigkeit anerkennen. 
Ueber die Bedingungen, an welche fich dies Anerfenntnie Inüpft, baben 
fie fi im ihrem Botum in der legten Bundestagsſitzung außgefprochen. 
Sie müfjen darnad die ernfteften Bedenken dagegen geltend machen, daß 
Deutichland und fie felbft ohne dringende Nothwendigkeit der Eventualität 
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anes Kriegs ausgeſetzt werden, defien Dimenſionen unberechenbar find, 
deſſen Folgen und Gefahren aber vorzugsweiſe auf die beiden deutſchen 
Großmächte zurüdfallen würden. 
Die deutfchen Bundesgenoffen können überzeugt fein, daß Oeſter⸗ 
reih und Preußen, nachdem fie fich fiber dieſe Frage voll» 
tändig geeinigt haben, in derjelben die Rechte und Interefjen 
Teutihlands mit dem Nahdrud wahren werden, welder nad 
der Gefammtlage Europas anwendbar ift. Wenn die beiden 
Mächte bierfitr das Bertrauen ihrer Bundesgenofien in Anſpruch nehmen, 
io müfjen fie zugleich auch darauf aufmerflam maden, daß der Bund 
ielbft, wenn er feine Stellung in Europa wahren will, die legtere in eu- 
ropäifchen Fragen auh vom europäiſchen und politifchen Gefichtspunfte 
afaflen muß. Ste müfjen die deutjchen Negierungen bitten, ernftlich zu 
mögen, welche Gefahren für den Bund felbft fih an ein über- 
eilte8 nud einer einfeitigen Tendenz folgendes Berfahren 
Inäpfen können. Es kann dem Anſehen deſſelben nicht förderlich fein, - 
wenn die beiden Großmächte in einer Frage, in welcher fie einig und be- 
lanntlich durch europäifche Verträge gebunden find, überſtimmt merben. 
Roh bedenklicher aber wäre es, wenn der Bund den Eindrud machte, 
fir Europa ftatt der Bürgichaften des Friedens und der Ordnung, welde 
man von ihm erwartet, Gefahren und Elemente der Uneinigkeit zu fchaffen. 
Trfterreich und Preußen verlangen von ihren Bundesgenoffen nicht ein 
Serzihtleiften auf ihre eigenen Auffaflungen in der Succeffionsfrage. Es 
Hecht nichts im Wege, daß fie diefelben bei der Abftimmung am Bunde 
nah ausdrücklich wahren. Aber es ift dringend zu wünſchen, daß fie durch 
dieſelben, im Hinblid auf die obigen Erwägungen, fich nicht hindern laſſen, 
der einfachen Ausführung der einmal beihloffenen Erecutiongmaßregeln 
Iulliumen, und ſich jo den beiden Großmächten anzufchliegen. Ein da- 
rüber zu faffender Beſchluß bedarf feiner weiteren ausführlichen Motivi⸗ 
mg, ſondern eventuell unter Vorbehalt der Erbfolgefrage nur des ein- 
then Hinweiſes auf das volllommen Ungenügende der biöher an den 
Dund gelangten Erflärungen. Indem die Tail. (k. preuß.) Regierung hienach 
an die... Regierung das Erſuchen richtet, daß ihr Bundestagsgejandter 
imftruimt werden möge, dem öfterreichiich= preußifchen Antrage auf jofortige 
Ausführung der einfachen Erekution zuzuftimmen, darf fie die Hoffnung 
ausſprechen, daß die ... den obigen Erwägungen fich nicht verichließen, 
und die volle Berantwortlichleit für die ernften und unab- 
weislihen Folgen eines weiter getriebenen Diſſenſes in der 
Bundeöverjanmmlung fih vergegenwärtigen werde.“ 


5. Dezember. Sendung ded Lord Wodehouje von Xondon nad) 
Kopenhagen. 

1. Dezember. Die Bundes⸗Verſammlung beichließt mit 8 gegen 
7 Stimmen auf den Antrag von Defterreich und Preußen 
„in Erwägung 1) daß die binnen drei Wochen erforderte 
Solgeleiftung und Anzeige (Dänemarks) nicht erfolgt ift; 
2) dab durch die Ausführung der ind Auge gefahten Maß—⸗ 


176 
1863. 


regeln den vom deutſchen Bunde innerhalb feiner Competenz 
zu faffenden Entichliegungen über die von mehreren Ne 
gierungen geftellten Anträge in der holſteiniſchen Erb» 
folgefrage nicht prajudizirt wird; 3) daß Gefahr im 
Derzuge ald vorhanden erachtet werden muß, — bie im 
Beihluffe vom 1. Dftober vorgefehene Aufforderung 
zum fofortigen Bollzug der beſchloſſenen Map: 
regeln nunmehr an die Regierungen von Delter: 
reich, Preußen, Sachſen und Hannover zu richten.“ 





9. Dezember. Die preußifche Regierung fordert ein Anlehen von 
12 Millionen Thaler zur Beftreitung der außerordentlichen 
militärifchen Maßregeln. 

Das Vorgehen mit der Bundeserecution. 
Aus der „PBrovinzial- Eorrespondenz“ vom 9. Dezember. 


„Wenn auf bem Wege ber Bunbeserecution vorgegangen wird, jo fann Nie- 
mand in Europa bas afute Hecht Deutſchlands beftreiten; ſchon jetzt zeigt ſich, daß 
vielmehr gerade die Mächte, welche ſonſt am eifrigſten auf Seiten Dänemarls 
fteben, fi bemühen, bafjelbe zum Nachgeben zu nötbigen. Bleibt der König von 
Dänemark aber bei feinem Unrechte fiehen, auch wenn Holflein von beutichen 
Truppen beſetzt ift, jo werben bie beutfchen Mächte e8 immer in ber Hand baben, 
weitere Forberungen zu flellen und nöthigen Falls das Londoner Protokoll für 
rt au erklären, weil ber König feinerjeits bie Bedingungen beffelben nicht er- 
füllt babe. 

Diefe Anfhauungen Preußens nnb Defterreiche haben benn auch in ber 
deutſchen Bundesverfammlung jchließfich die Oberhand gewonnen, und man bat 
beſchloſſen, fürerft auf bem Wege ber Execution vorzugehen, bie Frage der Erb- 
folge aber weiterer Entſcheidung vorzubehalten. 

Hannover und Sadjen find dazu beftimmt, zuerft in Holftein einzurüden, 
um bie ſchwer bebrüdten Holfteiner in ihrem guten Recht zu ſchützen unb gegen 
däniſche Wilflürberrfchaft zu wahren. Als Rejervetruppen werben 25,000 Breufen 
und 15,000 Oefterreiher an die Elbe rücken. Zunächſt finb bei uns zwei Diri- 
fionen friegsbereit gemacht, d. b. die Referven find einberufen (nicht bie Yand- 
wehrmänner, wie e8 ohne bie Reorganifation ber Armee fofort nöthig wäre). 
Der ritterliche Prinz Friebrih Karl (Neffe des Könige) if dazu beftimmt, ein- 
tretenden Kalle die Truppen zu führen. 

Die Regierung wird von ben Häufern bes Landtags bie nöthigen Gelder 
verlangen, um ihre Gftichten für Deutſchland erfüllen zu innen. Hoffentlich wird 
fih bie Begeifterung ber Fortſchrittspartei für die Holfteinifche Sache jetzt be- 
währen, wenn auch die Regierung zur Erfüllung der Forderungen deutſchen Rechts 
nicht gerabe benfelben Weg geht, welchen bie Männer jener Partei für den rid- 
tigften halten. Jeder, bem es wirklich um beutiche und preußiiche Ehre zu thun 
ift, muß jett alle Barteirüdfichten bei Seite fegen unb ber Führung bes Königs 
rüdhaltlos folgen. 

Niemand kann wiffen, wie weit der ernfle Gang führt, ben 
die braven preußiichen Truppen fo eben beginnen follen; das aber weiß Jeder, 
daß unferem Könige als einem echten Hohenzollern Preußens und Deutſchlandé 
Ruhm und Größe wahrhaft am Herzen liegen.” 
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18. Dezember. Berhandlungen im Abgeordnetenhaufe. 
Die Kommiſſion hat ftatt der Bewilligung der Anleihe 
vorgeichlagen, eine Adreſſe an Se. M. den König folgenden 
Inhalts zu richten: 


n +». Das Haus der Abgeorbneten bat bereits in eingehender Berbanblung 
die ſchleswig⸗ holfteinifche Frage erörtert und die Richtung der Politik, welche 
einzuhalten Deutichlands Ehre und Intereffe nach unferer Ueberzeugung gebieten, 
in feinem Beichluffe vom 2. Dec. bezeichnet... . Preußen und Deutichland find 
demnach verpflichtet, das Erbrecht Frie drichs VIII. anzuerlennen, die Zufammen- 
gebörigkeit und Unabhängigkeit der Herzogthümer berzuftellen, und das beutjche 
Bundesgebiet von ber Anweſenheit däniſcher Truppen zu befreien. Diefer Ber- 
pflichtung fehleunig und wirkſam nachzukommen, hat fein anderer deutſcher Staat 
dringendere Aufforderung, als ber preußifche. Auf dem Boden ber Herzogthlimer 
bat unfer tapferes Heer feine erſten Siege jeit den Befreiungslriegen erfochten, 
und damit feine Waffenehre für den enblihen Triumph ber von ihm rubmreich 
aber erfolglo® vertheidigten Sache eingeſetzt. Die Unterbrüdung der Hergogthünter 
jeit 1851 war bie erfle und notbwendige Folge der unbeilvollen Uebereinkunft 
von Olmüß, deren verberblihe Rückwirkung auf Preußens innere Zuftänbe und 
beutfhe Machtftelung, von jebem patriotifhen Herzen bitter empfunden, erft mit 
ter Befreiung ber Herzogthümer wieder getilgt fein wird. Mit tiefem Leidweſen 
fiebt deshalb das Haus der Abgeorbneten die königliche Staatsregierung in 
einer Richtung wirken, welche nicht bie Bejeitigung, ſondern bie Herftellung und 
Kräftigung der Vereinbarungen von 1851/52 zur Folge zu haben droht.... Sie 
haben von Anfang an feine andere europäifche Bedeutung, als die ſchwere Ge- 
jährdung gerabe der preußiſchen Staatsintereffen gehabt, fo daß jebe preußifche 
Thätigfeit zu ihren Gunften ein Act der Selbftzerftörung genannt werben muf.... 
Das Haus der Abg. wendet fih an Ew. Maj., um die fchwere Schuld von fi 
abzuwenden, daß e3 nicht Alles verfucht habe, um eine Bolitil zu ändern, welche 
bag Land auf lange Zeit zu ſchädigen droht. Denn nah bem 
Syſtem bes Minifterinms müffen wir fürdten, daß in feinen 
Hinden bie begehrten Mittel nicht im Intereffe ber Herzogthümer 
und Deutſchlands, niht zum Nuten der Krone und des Landes 
verwendet werden dürften... Darum bitten wir Ew. Maj. ehr- 
fürchtsvoll und Dringend, von bem Londoner Bertrag zurückzutreten, 
den Erbprinzgen von Schleswig-Holftein- Auguftenburg als Herzog 
von Schleswig-Holftein anerlennen, unb babin wirken zu wollen, 
daß der deutſche Bund ihm in der Befipergreifung und Befreiung 
feiner Erblande wirkſamen Beiftand leifte. Das Haus ber Abgeorbneten 
bat feinen wärmeren Wunſch, als einer Politik, welche, getragen von bem Vertrauen 
der Ration und ansgeführt mit rüdhaltlofer Hingebung an bie nationale Sache, 
diefe babe Aufgabe ſich zum Ziele fette, alle Mittel freubig zur Verfügung zu ftellen.“ 


Rede Bismarcks: 


Ich habe mich über den Zweck der Anleihe bereits in der Kom⸗ 
miſſion ausgeſprochen, und der Regierungs⸗Kommiſſar bat in der letzten 
Sitzung hier meine Anſichten im Weſentlichen reſumirt. Die Auskunft, 
die damit gegeben iſt, iſt die, welche wir nach der jetzigen Lage der Sache 
geben können, und ich glaube, meine Doreen, daß Sie felbft fich darliber 
auch nicht täufchen, daß irgend eine Regierung, und auch die Liberalite, 
im gegenwärtigen Augenblide darüber nicht mehr fagen kann. Gie finden 
diefe Erklärungen unzureichend und richten deshalb, über die Köpfe der 
Miniſter hinweg, eine Frage an Se. Majeftät, um ausführlichere Er⸗ 
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klärungen zu erlangen. Ich glaube, meine Herren, daß Sie die Filtion, 
daß der König Feine Kenntniß von der politiichen Tage habe, daß er 
davon übel unterrichtet fei, und daß er durch Sie beſſer unterrichtet werden 
müſſe — daß Sie ebenfogut wie ich das im erzen als eine Fiktion an- 
fehen, und daß wir daher in der Adrefie die Vorbereitung zur Ablehnung 
unferer Anleihevorlage und die Motivirung dieſer Ablehnung vor den 
Wählern und dem Volke zu fehen haben. Um zur Ablehnung zu gelangen, 
fhieben Sie uns eine Golitit unter, die wir eben nit treiben. 
Ich babe ſchon in der Commiſſion bemerkt, wenn wir dieſe Politik trieben, 
jo wäre e8 unfere Aufgabe gewefen, von Haufe auß uns feft auf den 
Standpunkt des Londoner Traktats zu fielen und zu fagen: „Vertrag 
ift Bertrag, wir halten daran feit“, und und feine Brüde offen zu laflen, 
um von ihm je wieder loszufommen. Meine Herren! Wenn wir dieje 
Politik trieben, fo könnte es uns ja nur willfommen jein, 
wenn Sie die Anleihe ablehnten und wir daraus die Folgerung 
zögen, daß wegen Mangels an Mitteln die eingezogenen Soldaten wieder 
nah Haufe zu jchiden feien, daß aljo nichts gejchehen Fünne und wir dem 
Bunde anzeigen müßten, Preußen ift nicht in der Tage, feine Bundes: 
pflihten zu erfüllen. Das würde eigentlich die konſeqente Folge eines 
ſolchen ablehnenden Bejchlufies im Sinne der Politik fein, die Sie und 
unterfchieben. 

nfere Politk ift eine andere, fie rubt auf dem von Ihnen 
im Adreß-Entwurfe citirten Ausfprud Sr. Majeftät, daß kein 
Buß breit deutfcher Erde verloren gehen folle und daß ebenſo 
fein Titel deutfhen Rechtes geopfert werden jolle. Der Weg, den 
wir zu diefem Behufe gehen, ſcheint Ihnen nicht der richtige zu jein. 
Diefen De richtig zu mählen und ihn tiberhaupt zu mählen, ıft aber 
Sache der Executive, fomeit es in menjchlichen Dingen überhaupt möglid 
iſt, Katie, in die Zukunft zu fehen, Tann dieß eben nur die Regierung, 
weil die Regierung nach Lage der Gefchäfte mit diefen Dingen vertrauter 
jein muß als Sie. Eine Verfammlung von 350 Mitgliedern kann heut 
zu Tage die Politif einer Großmacht nicht in letter Inſtanz dirigiren 
wollen, indem fie der Negierung ein Programm vorjchreibt, welches in 
allen Stadien der ferneren Entwidelung der Sache befolgt werden jolle 
— das ift nicht möglich! Aber durch die Bewilligung der verlangten 
Anleihe, indem Sie der Regierung auf dem Wege folgen, den fie Ihnen 
offen dargelegt, auf dem der Bundes-Erecution und der defenfiven Bor- 
bereitungen gegen die Berwidelungen, die daraus entftehen können — 
jelbft wenn Sie der Regierung auf diefem Wege folgen, fo fchließen Sie 
ja damit den Uebergang zu dem Programme, welches Sie felbft in dem 
Petitum der Adreſſe fchlieglih ala Ihr eignes aufftellen, in feiner Weile 
ab. Gelingt e8 Ihnen daher, meine Herren, das Minifterium zu über 
zeugen oder zu befeitigen, fo ift in jedem Momente der Uebergang dazu 
möglich; die Dinge liegen fo, daß wir jeden Tag, wenn wir den Krieg 
wollen oder wollen zu müflen glauben, den Krieg haben können. Der 
Krieg hebt bekanntlich alle Verträge auf, und Sie fünnen, wenn Gie 
eine Staatöregierung haben, die Sie vollftändig beherrfchen, das Pro- 
gramm des Fünftigen Friedens dann vorfchreiben, fo wie Verträge über 
dad Erbrecht der Verfaſſung, und Alles, was Ste mit dem Bajonet 
durchzuſetzen im Stande fein werden, erreihen. Tiefe Chance gebt 
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und in feiner Weife verloren, wenn Sie einftweilen die geforderte 
Anleihe bewilligen; wenn die neueften Nachrichten, über die ich allerdings 
noch feine amtliche Beftätigung befige, richtig find, fo werden wir ſehr 
ihnell in der Lage fein, von Ihnen einen größeren Kredit zu 
verlangen, und fchneller als wir daten, dahin fommen, bei 
dem Bunde eine weiter ausgedehnte Kriegsbereitjchaft be» 
antragen müffen. 

Die vorliegende Frage hat ihre zwei Seiten, die füderale und die 
internationale. Der Kredit, den wir jett von Ihnen fordern, betrifft die 
füderale Seite der Frage, die bundesrechtliche, daneben gebt aber die inter- 
nationale. 

Der Herr Referent hat und vorgeworfen, daß wir Schleöwig nicht 
genannt hätten. Schleswig ift bei dieler Seite der Frage nicht betheiligt; 
wenn die Trage wegen Schleswigs in den Vordergrund tritt, dann wird 
der Moment vielleicht gefommen fein, mo wir 50 bis 100 Millionen von 
Ihnen zu fordern haben, wie ich auch bereits in der Kommilfion ange⸗ 
deutet habe. Diefer jegige mäßige Kredit betrifft nur die füderale Seite der 

e 


örage. | 

Ich habe Ihnen angedeutet, daß wir die Zeit, wo vielleicht kriegeriſche 
Verwiclungen eintreten werden, nicht vorausfehen können, und hinzugefügt, 
dag wir in der Lage, Krieg zu führen, jehr bald fein können, daß wir 
in jeder Minute dahin gelangen können, wir brauden nur die 
Saiten etwas ftraffer anzırziehen. Schon allein die ftreitigen Punkte 
der holfteinifchen, aljo der Bundes⸗Grenze, geben das Material an die 
Hand, jeden Tag zu einem Kriege zu gelangen. 

Beforgen Sie alfo nit, daß diefe Chance Ihnen entgeht, 
wenn Sie die Anleihe bewilligen. Wollen Ste aber Preußen hindern, 
die ihm bundesvertragsmäßig obliegende Pflicht zu erfüllen dadurch, daß 
Sie ihm die Mittel dazu verweigern, wollen Sie uns zwingen, die 
nothwendigſten Vertheidigungsmaßregeln zu unterlaflen, die nothwen⸗ 
digften Maßregeln zum Schuge unjeres Seehandel®, und zum Schuge 
mierer Schifffahrt, wollen Sie e8 dahin bringen, daß wir bei 
ansbrehendem Kriege dem Eleinen Dänemark gegenüber in der 
Rolle des Minderftarken erfcheinen, und der dänifhen Land— 
armee eine numerijche Uebermacht verfchaffen, indem Sie un 
die Mittel verweigern, unjere Armee rechtzeitig zu flärfen, dann 
laden Sie eine There Berantwortung vor dem Lande, wie 
and vor Ihren eignen Wählern auf jid. 


Die Adreffe wird mit 207 gegen 107 Stimmen an= 
genommen. 
21. Dezember. Bei den Berhandlungen des Herrenhaujeß 
über eine Adreſſe an den König. 
Neber Dilettantismus in der auswärtigen Politik. 
Nede Bis marcks gegen den Abg. Tellfampf. 


. Die Auffafjungen des Herrn Vorredners über die europäiſche Po⸗ 
litil erinnern mich an diejenigen eines Bewohners der Ebene, welcher zum 
12* 
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erften Dale eine Degree madt. Wenn er einen Gipfel vor fich fieht, 
jo ſcheint ihm nichts leichter, als ihn au erfteigen. Er glaubt nicht einmal 
eines Führers zu bedürfen; denn der Berg liegt unmittelbar vor ihm und 
der Weg dorthin ift anjcheinend ohne Hindermiß. Macht er ſich nun auf 
den Weg, fo itößt er bald auf Schluchten und Abhänge, über welche die 
befte Rede nicht hinweghilft. 

Der Herr BVorredner beruhigte uns auf politiihem Gebiete über 
ſolche Hinderniffe mit Worten, wie: Es ift befannt, daß Rußland augen» 
blicklich nichtS leiften kann; es ift micht erfichtlich, wie Defterreich hindernd 
anftreten follte; England weiß wohl, daß fein Intereſſe ihm Frieden em⸗ 
pfiehlt; Frankreich endlich wird nicht gegen fein Prinzip der Nationali- 
täten handeln. Wenn wir dieſen Berfiherungen nun Glauben ſchenken 
und den Ueberblid des Herrn Redners über die europätiche Politik höher 
anſchlagen wollten, als unfer eigene® amtliches Urtheil, und wenn wir 
dann im Vertrauen auf folche Berficherungen Preußen in eine tfolirte und 
ſchließlich vielleicht in eine demithigende Lage brächten, könnten wir uns 
dann damit entfchuldigen, daß wir fagten: Ja, wir haben die Gefahr 
wohl vorausgefehen,; aber im Vertrauen auf den Herrn Redner haben 
wir gehandelt, indem wir dachten, er würde es befier willen. Wenn dies 
unmöglich ift, Tann dann von uns verlangt werden, daß wir den Aus» 
führungen des Herrn Redners daB Gewicht beilegen, welches er jelbft 
ihnen beigelegt zu deoen wünſcht? Wir verlangen bei uns für jede amt 
liche Funktion, z. B. für die Juſtiz, ja für den Dienft de Unteroffiziers 
und jeden Anderen, Prüfungen, praftifche Borbildung, ſchwere Eramina, 
aber die hohe Bolitit — die kann “Jeder treiben, zu der fühlt fich ‘Jeder 
berufen, und es iſt nichtS leichter, als auf diefem, jeder Konjunktur of- 
fenen Felde mit einiger Sicherheit im Auftreten alles Mögliche mit großer 
Sceinbarkeit zu behaupten: um einen falichen Gedanken mit Erfolg zu 
widerlegen, muß man befanntlic ein ganzes Buch jchreiben, und den, der 
den Ausſpruch gethan hat, überzeugt man doch nicht. Es ift ein gefähr- 
Iiher Irrthum, aber heute weit verbreitet, daß in der Politik dasjenige, 
was fein Berftand der Serländigen ſieht, dem politischen Dilettanten 
durch naive Intuition offenbar wird. 


Adrejfe des Herrenhaujeß. 


„... Die Succeifionsfrage (in Schleswig - Holftein) wirb vom deutſchen 
Bunde zur Zeit als eine offene betrachtet. In ber Berfaflungsfrage aber fchreitet 
der Bund dur feinen Beſchluß vom 7. December db. 3., dem Bertragsbrud 
Dänemarks gegenüber, nach zehnjährigen Berbandlungen zur That. Diele Maß⸗ 
regel fol und barf der Frage: wer nunmehr ber rechtmäßige Herricher ber Her- 
zogtbilmer jei? in keiner Weife präjubiziren. Niemand aber kann beftreiten, 
bag, wenn es fih um Löſung jener Frage, und, falls Preußens Intereffe dies 
rechtfertigt, um Durchführung berielben mit der Gewalt der Waffen banbelt, 
Preußens Stellung günftiger ſei, wenn Holftein von deutſchen Truppen, als 
wenn es von bänifhen Truppen bejett if... . Das Herrenhaus gebt von 
dem Grunbfate aus, daß, jo wenig ber Tanbesvertretung bas Recht beftritten 
werben kann, auch in ben Fragen der äußeren Politik ihre Wünſche und An- 
fihten der Krone gegenüber auszufprechen, dies nicht dahin führen barf, viele 
Wünfhe und Anfichten böber zu flellen als bie Pflicht: ber Krone die ver 
faflungsmäßige Mitwirlung der zu jenem Zwecke nöthigen Mittel zu gewähren. 
Das Herrenhaus ift fih aber auch bewußt, baß jenem Rechte ber Landesver⸗ 
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tretung: ihre Wünfche und Anfihten in Fragen der äußeren Politik auszufprechen, 
und denſelben innerhalb ihrer Eompetenz Geltung zu verfchaffen, das ältere Recht 
ber preußiſchen Könige, welches der Artikel 48 ber Berfaffung aufs Neue beflätigt, 
gegenüberfleht: in ragen ber äußern Bolitit, melde in ber Regel bie Frage 
über Krieg oder Yrieben in ihrem Schooße tragen, ſelbſtändig und endgültig zu 
entſcheiden. Auch das Herrenhaus würbe mit Freuden einen beutichen Fürften 
ale Herriher jener beutfchen Länder begrüßen. Auch wir würben, wenn Ew. Maj. 
nah Prüfung des Rechts und ber europäifchen Berbältniffe es im Intereſſe 
Preußens flir gerechtfertigt erachten follten, jenem Wunſche des beutichen Volles 
durch Die preußischen Waffen Nachprud zu geben, freubig bie hiezu nöthigen 
Kittel gewähren. Aber dies kann kein Grund fein, bie nöthigen Mittel zu ver- 
fügen. ..... Aus allen biefen Gründen fühlt das Herrenhaus fi gebrungen: 
Eurer 1. Maj. ehrerbietigft zu erklären, daß es bie unbedingte Genehmigung bes 
Gefegentwurfes über den Gelbbebarf für bie militärifchen Maßregeln in Folge 
der zwifchen Deutſchland und Dänemark ſchwebenden Streitfragen ſeinerſeits als 
eine unabmweisliche Pflicht erkennt, daß es aber, auch wenn wider Berboffen ber- 
felbe die Genehmigung des andern Haufes nicht finden follte, von ber Zuverficht 
erfüllt if, daß bie Opferbereitfchaft bes preußiſchen Volkes, wo es fi um bie 
Ehre und Pflicht Preußens, wie um ben Schub eines beutichen Bundeslandes 
gegen Bergewaltigung Seitens Dänemarks hanbelt, nöthigenfalls ohne ein Geſetz 
jene Mittel gewähren werbe.” 


27. Dezember. Allerhöchfte Ablehnung der Adreſſe des Abgeord- 
netenhauſes. 


Ich habe den Inhalt der Adreſſe, welche das Haus der Abgeord⸗ 
neten in Betreff der däniſchen Angelegenheit an Mich gerichtet hat, mit 
der Sorgfalt erwogen, welche Ich bereitwillig den Bünfcen und Anfichten 
des Hauſes zumende. 

Wenn an die Spitze dieſer Adreſſe der Satz geſtellt worden iſt, daß 
das Haus der Abgeordneten bereits die Richtung bezeichnet habe, welche 
einzuhalten Deutſchlands Ehre und Intereſſen gebieten, jo will Ich ars 
nehmen, daß damit der Dir nad) der Berfaflung und den Gejegen bes 
Landes zuftehenden Entjcheidung über die Beziehungen der Monarchie zum 
Anslande nicht hat vorgegriffen werden follen. 

Mit diefem Meinem Rechte ift die Königliche Pflicht untrennbar 
terbunden, die Ehre und die Intereſſen Preußens dem Auslande gegen 
über zu vertreten und zu ſchützen, und Ich weiß, daß Ich Mich in der 
Ausübung diefer Pflicht auf die bewährte Hingebung Meines Volkes fügen 
lann; Ich weiß aber auch, daß Ich die Frage, wann Ich diejes Volk zum 
Kampfe aufzurufen und Gut und Blut von feiner Opferbereitfchaft zu 
tordern babe, mit landesväterlicher Sorgfalt erwägen muß. 

Ich würde e8 mit der Germiffenbaftigteit in Erfüllung Deines Kö⸗ 
niglihen Berufs nicht vereinbar finden, wenn Ich den höchſten Aufgaben, 
welche Recht und BVerfaflung dem Könige ftellen, nicht Meine volle und 
leitende Thätigleit widmen wollte. Das Haus der Abgeordneten Tann 
daher überzeugt fein, daß die Richtung, in welcher Meine Regierung die 
uswärtige Politit bisher geführt hat, das Ergebnig Meiner reiflich ers 
wogenen Entſchließungen if Ich habe die legteren gefaßt mit Rückſicht 
auf die von Preußen gefchlofienen Verträge, auf die Selammtia e Europa’8 
md auf unfere Stellung in derfelben, aber zugleich mit dem fehen Willen, 
daB deutiche Recht in den Herzogthüimern zu wahren und für die berech⸗ 
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tigten Ziele, welde Preußen zu erftreben hat, erforderlichen Falls mit 
den Waffen in der Hand einzuftehen. In welcher Form und zu weldem 
Beitpunfte jedes einzelne zur Erreichung diefer Ziele führende Mittel zur 
Anwendung zu bringen fein wird, darüber kann die Mir verfaſſungsmäßig 
uftehende Entſcheidung nur von Mir Selbft getroffen werden. Bei der- 
—* werde Ich Mich von dem unwandelbaren Entſchluſſe leiten laſſen, 
die Sache der Herzogthümer fo zu führen, wie es Preußens und Deutſch⸗ 
lands würdig ift, gleichzeitig aber den Verträgen die Achtung zu bewahren, 
welde das Böllerredht ordert. Das Haus der Abgeordneten kann nicht 
von Mir erwarten, daß Ich willführlih und ohne Beachtung der inter- 
nationalen Beziehungen Preußens von den 1852 gefchlofjenen europätfchen 
Berträgen zurüdtrete. Die Succeffiondfrage wird durch den deutſchen 
Bund unter Meiner Mitwirkung geprüft werden, und dem Ergebniß diefer 
Prüfung kann Ich nicht vorgreifen. Bevor daffelbe feftfteht, handelt es 
fih um die Beichaffung der Mittel für die vom deutichen Bunde bes 
ſchloſſenen Ereautiondmaßregeln und für die im Gefolge derjelben etwa 
nöthig werdenden Beeteibigumgdanftalten. 

Die Vollziehung des Bundesbefchluffes ift eine dem Staate rechtlich 
und vertragsmäßig obliegende Pflicht, und die Gefahren, welche fih aus 
derjelben leicht und ſchnell entwideln fünnen, dürfen das Land nicht uns 
vorbereitet treffen. Unter diefen Umftänden Tann das Haus die ſchwere 
Berantwortlichkeit nicht auf fich nehmen mollen, diefe ganz unentbehrlichen 
Mittel zu verfagen, oder ihre Bewilligung an Bedingungen zu knüpfen, 
welche in die zweifellofen Rechte Meiner Krone eingreifen. würde e8 
nicht verftehen, wenn dafjelbe Haus, welches Meine Regierung fo lebhaft 
ur Action drängt, in dem Augenblide und auf dem Felde, mo diefe 
Hetion eintreten Tann und muß, die Mittel zu derjelben verfagte. ch 
würde e8 um fo weniger verftehen, als Meine Gefinnung und Mein 
Wort dafür bürgen, daß die Mittel, welche Ich zum Schute des Rechts 
und der Ehre des Landes fordere, auch diefem Zwecke entiprechend werden 
verwandt werden. jeder Zweifel daran widerfpricht dem Vertrauen, welches 
dad preußifche Volk in das Wort feiner Könige zu jegen gewohnt ifl. 

Ich muß das Haus, unter mahnender Hinweiſung auf den Ernit des 
Momented und auf die Wichtigkeit der Entjcheidung Hr die Zukunft des 
Baterlandes, zu vertrauenspoller Berathung der Vorlage vom 8. d. Mte. 
und, im Hinblid auf die unaufhaltjame Entwidelung der Thatſachen, zu 
befchleunigter Bewilligung der für die Erfüllung der Bundespflihten und 
für die Sicherſtellung der Landesvertheidigung unabweislich nothwendigen 
Anleihe auffordern.“ 


23. Biplomatifche Berhandlungen über die Schleswig - 
Solfteinfche Frage. 
12. Dezember. Zur Stellung Englands in der Schleswig⸗ 
Holiteinifchen Angelegenheit. 


Lord Wobehoufe berichtet an Lord Ruſſell über eine Beſprechung 
mit Herrn v. Bismard, welcher ihm erklärte, daß bie bänifche Berfaffung vor 
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tem 1. Jannar als nicht anwendbar auf Schleswig erflärt fein müßte, fonft hielten 
fih Die deutſchen Mächte an den Londoner Bertrag nicht mehr gebunden. — 
Rahdem in jener Beziehung Maßregeln ergriffen feien, erwarteten die Mächte 
weitere Erklärungen von Dänemark, in welcher Weije e8 die Verpflichtungen von 
1851/52 zu erfüllen gedenke. 


17. Dezember. Lord Ruſſell an ben englifchen Botichafter in Berlin. 


Die englifhe Regierung babe mit Erftaunen die Erklärungen von Berlin 
über den Londoner Traktat vernommen. Die Unterzeichner hätten fich nicht blos 
gegen Dänemarl, ſondern ebenjo gegen die übrigen Mächte gebunden. Eine Nicht 
erfüllung feitens Dänemarks könne ein Grund zur Beſchwerde fein, aber nicht 
ein Grund für die deutſchen Mächte, fich einfeitig von dem Bertrage loszuſagen. 
Eine jolhe Behandlung gemeinfamer Zraltate jei nicht zuläffig. Die engliſche 
Regierung betrachte eine Losſagung von dem Bertrage als unverträglich mit bem 
guten Glauben unter den Mächten. 


21. Dezember. Der englifche Botſchafter in Berlin an Lorb Ruffell. 


— Herr v. Bismard gab die englifche Auffaffung über die Verbindlichkeit 
des Bertrages nicht zu. Die Berpflichtungen feien nur Dänemark gegenüber ein- 
gegangen. Defterreih und Preußen würden offenbar die Macht haben, Dänemart 
den Krieg zu erflären, wenn es feine Verpflichtungen nicht erfülle, — der Krieg 
aber würde alle Verträge, mithin auch deu Londoner Vertrag zwiſchen Dänemart 
und den deutichen Mächten vernichten. 


19. Dezember. Dänemarks Antwort auf die Anfündigung der 
Bundederecution. 


Depeiche des Minifterd Hall: 


„Der Beichluß der beutihen Bundesverfammlung vom 7. d. M. entbehrt 
hen ans dem Grund aller Verbindlichkeit für die kgl. Regierung, weil berfelbe 
gefaßt worben iſt, nachdem ber DBevollmädtigte Sr. Maj. des Könige aus ber 
Bunbesverfammlung widerrechtlich ausgejchloffen worden war. Inſofern ber ge- 
dachte Beſchluß ſich demnächſt auf den frühern Bundesbeſchluß vom 1. Oct. beruft, 
vermag bie kgl. Regierung darin umfoweniger einen gültigen Grund bes jet be- 
Ihloffenen jogenannten Erecutionsverfahrens anzuerkennen, als bie förmliche Auf- 
bebung der in bem legterwähnten Beſchluß beanftanbeten k. Belanntmadhung vom 
H. März d. 9. fpäter erfolgt ift, als die von ber k. großbritannifchen Regierung 
angebotene Bermittlung zur Schlichtung der zwifhen Dänemark und dem Bund 
obſchwebenden Differenzen von ber k. Regierung in der Situng vom 29. Oct. 
angenommen worden iſt, als dieſelbe endlich in derjelben Sitzung fich bereit erflärt 
bat, „„in jedem Punkt, in welchem die für bie Bundeslande verlangte Selb- 
fändigleit und Gleichberechtigung nicht ſchon als binlänglich gefichert angeſehen 
werben möchte, dem Bund entgegenzulommen.”“ Wenn nun aber auch das Suc- 
ceſfionsrecht Sr. Maj. des Königs und bie Gültigkeit des Londoner Bertrags vom 
8. Mai 1852 von ber Bundesverfammlung in Frage geftellt worben ift, fo tritt 
der eigenthümliche Charakter der jogenaunten Bundesereeution nur um fo beut- 
fiter hervor, als eben vom Standpunkt des beutichen Bundes aus die Anerlennung 
S. M. des Königs als Herzog von Holftein und Lauenburg durch den Bund jeber 
Forderung in Bezug auf die dem Herzogthum Holftein von Sr. Maj. ale Herzog 
von Holſtein zu gebenbe verfaffungsmäßige Stellung jelbftverftänbli” wenigftens 
hätte vorausgehen müffen. Schließlich muß noch bemerkt werben, baß bie an bie 

terung ergangene Aufforderung ben Beflimmungen der Erecutionsorbnun 
vom 3. Auguft 1820 (Art. 10) in der wichtigen Beziehung nicht entipricht, bob 
der fol. Regierung feine Möglichkeit gelaſſen worben ift, durch Grfüllung be- 
fimmter Korderungen die Erecution zu bejeitigen, bie vielmehr als das einzige 
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Object bes Beſchluſſes bingeftellt wird. Unter biefen Umfländen werben Se. Maj., 
mein allergnäbigfter König, in der befchloffenen fogenannten Erecution ein in dem 
Bunbesrecht begränbetes Verfahren nicht anertennen können, fondern müſſen 
fih vielmehr bagegen Ihre allerböchften fouveränen und dynaſtiſchen Rechte au 6 - 
drücklich reſerviren. Wie Se. Maj. dem Unterzeichneten demzufolge befohlen 
haben, gegen ben angekündigten unzweifelhaften Uebergriff hiermit feierlihft 
zu protefliren, fo behalten Diefelben Sich auch alle bie ferneren Beſchlüfſe 
. welche Dieſelben mit Ihren Rechten und Intereſſen vereinbar erachten 
möchten.” 


24. Dezember. Cimrüden der Bundeötruppen in Altona. Abzug 
der Dänen. 
24. Dezember. Engliſche Erklärung. 
Lord Ruſſell an den englifhen Botfchafter in Berlin. 

— — Die engliige Regierung könne burdhaus nicht in Ausficht fellen, 
baß fie, Falls die Bunbestruppen ihre Operationen nicht auf Holftein beſchränkten, 
fondern unter irgend einem Vorwande in Schleewig einrlidten, ihre Neutralität 
zwifden Deutichland und Dänemark bewahren könne. Aber fie fet von ber 
Schwierigleit der weiteren Schritte volllommen burchbrungen, und würde aus 
biefem Grunde, Balls der Vorſchlag zu einer Conferenz ber Vertragsmächte an 
irgenb einem Orte gemacht würde, ihrerſeits gern bazu bereit fein, und nichts 
entgegenftellen, wenneHerr von Bismard einen ſolchen Vorſchlag an Frankreich 
machen wolle. 


28. Dezember. Weiterer Antrag Defterreih8 und Preu— 
Bend am Bunde: Schledwig in Pfand zu nehmen. 


„Hohe Bundesverſammlung wolle an die k. däniſche Negierung die 
Aufforderung richten, da8 Grundgefeg vom 18. Nov. d. J. bezüglid) des 
Herzogthums Söptemig nicht in Vollzug zu fegen, fondern dasſelbe definitiv 
wieder aufzuheben, und fie wolle mit diefem Verlangen die Erklärung ver- 
binden, dab im Yalle der Weigerung der deutfche Bund, im Gefühle feines 
Nechts und feiner Würde, die erforderlihen Maßregeln ergreifen müßte, 
um fih durch eine militärifhe Befegung des Herzogthums 
Schleswig ein Pfand für die Erfüllung feiner geredten For- 
derung zu verfhaffen An der Wirkung des bereitS gelegentlich des 
Bundesbeichluffes vom 7. Dec. ausgeſprochenen Vorbehalts einer rechtlichen 
Prüfung der Erbfolgefrage würde felbftverftändlich dur die Annahme 
des vorftehenden Antrags nichts geändert werden.” 


30. Dezember. Daß biöherige und das weitere Vorgehen 
Preußend und Oeſterreichs. 


Aus der „PBrovinzial- Corresponbenz.” 


„Preußen und Defterreich find foeben noch einen zweiten. wichtigen Schritt 
weiter egangen ; fie haben beim Buube auch die Belegung von Schleswig bean- 
tragt, falle Dänemark nicht unverzüglich das Recht in Schleswig wieber berftelft. 

Durch ben bisherigen Verlauf der Ereigniffe ift das Berfahren unferer 
Regierung in ber däniſchen Angelegenheit glänzend gerechtfertigt worben. Während 
das Borgeben, wie e8 die Demokraten und die von ihnen beberrichten Heineren 
deutſchen Regierungen verlangten, fofort die Einmifhung der fremden Mächte 
veranlaßt hätte, konnte bie nach Preußens und Oefierreichs Willen vollzogene 
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Dundeserecution auf Grund bes Maren und unbeftreitbaren Rechtes bes beutichen 
Bundes ohne Weiteres ausgeführt werben; ber Erfolg aber if, daß ganz Holftein 
ben jest von bänifchen Truppen unb von ber baniihen Gewaltherrichaft be- 
heit, daß ferner der dänische Stolz und Trotz gebeugt und gebrochen iſt. Es 
lann feinem Zweifel mehr unterliegen, daß bie Rechte und Freibeiten ber Herzog 
ıhämer jett zur vollen und dauernden Anerkennung gebracht werben; bie Frage 
ter Erbfolge aber kann jett, nachdem das ftreitige Land der bänifchen Macht 
thetſächlich entzogen ift, um fo freier unb unbefangener erörtert und gelöft 
werden. Daß dies zugleich mit Beſonnenheit und Umficht gefchehen muß, um 
ht einen enropäifchen Brand zu entzlinden, das ift ſchon jetzt aus ber Haltung 
Englands und Frankreichs zu erfehen. Glücklicherweiſe halten Preußen und Oefter- 
nid gemeinfam bie Entwidelung der Sade in ftarler Hand: ihrem ebenfo 
käftigen, wie befonnenen Vorgehen find bie bisherigen überaus günftigen Erfolge 
zu danken; fie werben gewiß auch weiter bafür forgen, daß die Sache der Herzog- 
ttümer, welche niemals jo gut geſtanden, wie jet, nicht Durch das Treiben ber 
zreointionären Partei Echaben erleibe.” 


Engliihe Mahnung und Warnung; Konferenz» 
vorſchlag. 
31. Dezember. Depeſche Lord Ruſſells an den engliſchen Ge⸗ 
landten beim deutihen Bunde. 


„Die Ereigniffe, welche eingetreten find feit dem Tode des vorigen Königs 
son Dänemark, haben die Regierung I. Maj. mit ernfter Beſorgniß erfüllt. 
Zuerſt hatten die Dinge einen günftigen Anfchein. Der Nachfolger Friedrichs VII. 
zurde allgemein anerkannt ebenfowohl in Holftein, Lauenburg und Schleswig, 
als in dem Königreich Dänemark. Einige der Richter und Profefforen in Holftein 
rerweigerten allerdings den Hulbigungseid, aber Ruhe und Gehorfam behielten 
m allgemeinen die Oberhand. Diefer innern Zuftimmung folgte die Anerkennung 
ven Seiten Frankreichs, Großbritanniens, Rußlands und Schmwebene, In Deutich- 
md aber war ein fehr verſchiedener Geift vorherrfhend. Einige der Souveräne 
ra Staaten, welche dem Bertrag von London beigetreten find, zeigten fich ale 
te erften, welche die Anfprüche des Prinzen von Auguftenburg auf die Erbfolge 
in den Herzogthümern Holftein und Schleswig unterftüßten. Die zwei deutſchen 
Großmachte Defterreih und Preußen gingen auf gemäßigtere Weife vor. Die 
Rehtsanfprüde Chriftians IX. auf die Regierungsnachfolge in die Lande Fried⸗ 
richs VII. gemäß den Borausbeftimmungen des Londoner Tractats wieſen fie 
Ruhr geradezu von ber Band, aber fie machten die Anerkennung feines Rechts⸗ 
niet davon abhängig, daß ber König die Verpflichtungen erfülle, welche fein Vor⸗ 
ange in ben Jahren 1851 bis 1852 übernommen hatte. J. M. Regierung 
Isınte feiner von ben ebengebachten Anfichten beipflihten. Sie konnte keine An- 
Yrühe des Prinzen von Auguftenburg zulaffen, die im Widerſpruch ftünben mit 
ten von J. Maj. in Folge des Londoner Tractats von 1852 eingegangenen Ver⸗ 
Kindfileiten. Site ift der Anficht, daß der König von Dänemark verbunden ift, 
" Berpflihtungen von 1851 zu erfüllen, aber fie hält nicht dafür, daß Das Hecht 
wi tie Krone irgenbwie abhängig fei won ber Erfüllung dieſer Verpflichtungen. 
Indem daher I. M. Regierung bereitwilligft die Erbfolge Chriftians IX. an- 
rannte, drang fie im Verein mit Frankreich und Rußland auf die Ausführung 
ler Berinblichleiten feiner Krone gegenüber Deutſchland. Sie konnte die Ge- 
wigtbeit bes Königs biefer Verpflichtungen foweit thunlich nachzulommen nicht in 
Zweifel fegen. Er ift von Geburt ein beutfcher Prinz, und feine natürliche Nei- 
sang, feine deutſchen Unterthanen mit gleicher Hulb zu behandeln, wie feine dä⸗ 
men, konnte nicht in Frage geftellt werben. Welchen Grund zu Klagen auch 
mer die Barteifichleit der Dänifchen Beamten bes verftorbenen Königs gegeben 

fen mögen, fo glaubt man doch, daß biefe Urfachen aller Wahrjcheinlichkeit 
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nad in Folge ber gleigmäßigen Behandlung unb bes unparteiifchen Vorgehent 
bes neuen Souveräns, befeitigt werben wärben. lUnglüdlicherweife erhoben ſich 
zwei Hinberniffe gegen eine Vereinbarung, wie fie bie Freunde bes Friedens ge⸗ 
wünſcht haben möchten. Das eine war die Eonftitution von Dänemark» Schleswig, 
angenommen im verfioffenen November von dem Reichsrath zu Kopenhagen; das 
andere, bie Haltung Deutihlande. Die neue Eonftitution Dänemarks jcheint 
I. Maj. Regierung auf eine Incorporation Schleswigs binanszulaufen, und als 
ſolche mit den Verpflichtungen ber Krone Dänemarks im Widerſpruch zu fteben. 
In der That, die Bertbeibigung ber dänifhen Minifter ift in diefem Punkt ſehr 
unbefriedigend. Aber bie von Hrn. Hall binfichtlich des andern Punktes vorge- 
bradten Gründe, nämlich die gegenwärtige Haltung Deutichlande, find fehr ge- 
widtig. Seine Gründe können ungefähr wie folgt, bargelegt werben: Dänemart 
bat das k. Patent vom vergangenen März für Holftein zurüdgenommen. Es bat 
friedlich fih der Bundeserecution unterworfen, obgleich es fie nicht im Bundes 
recht begründet betrachtet. Nun verlangt man von ihm bie Zurücknahme der 
fürzlih eingeführten Berfaffung für Dänemark und Schleswig. Aber melde 
Sicherheit bietet man ihm, daß dies das letzte, ihm abverlangte Zugeſtändniß 
fein wird ? Schon werben eine neue en für Schleswig umb eine gemein- 
jame, für die Monarchie al8 Gründe vorgeihütt, aus welchen künftig neue An: 
ſprüche und weitere Forderungen berzuleiten find. Wann endlich wird Dänemark 
Nube hoffen können vor diefen unaufbörlihden Anforderungen? Wenn feine Un- 
abhäugigkeit bewahrt bleiben foll, jo wäre e8 beffer, daß es jet Widerſtand 
leiftete, als daß es durch ftete, aber nutzloſe Zugeſtändniſſe fich jchwächen ließe. 
Dbgleih nad dem Erachten I. Maj. Regierung Hr. Hall einen fallen Stand⸗ 
punkt einnimmt, jo findet fie doch in den im allgemeinen von ihm entwidelten 
Gründen viele Wahrheit. Dänemark bat ein Recht, die Gränzen ber Aniprüde 
Deutichlands zu erfahren, und in bie Möglichkeit verjett zu werben, biejen langen 
und ermübenden Streit feinem Ende entgegenzuführen. Mag nun Dänemart 
während elf Jahren feinen Berbindlichleiten fich entzogen haben, mag Deutſchland 
dieſe Zeit hindurch Dänemark mit begründeten und unausführbaren Anforde 
rungen gequält haben, fo ift es jekt Zeit, daß biefem Streit ein Ziel gejebt 
werde. Die Mächte, welche den Londoner Tractat unterzeichnet haben, ſind es, 
nebft dem deutſchen Bund, welde am erſten bazu berufen find, bie Beftimmungen 
und Bedingungen eines endgültigen Uebereinkommens feftzuftellen. Ihre Maj. 
Regierung verlangt daher im Intereffe bes Friedens: 

„I Daß eine Eonferenz der Mächte, welde das Lonboner Protololl 
unterzeichnet haben, im Verein mit einem Abgeordneten des dentſchen Bundes in 
Paris oder London tagen möge, zur Berbanblung der Steitigfeiten zwiſchen 
Deutichland und Dänemark; 

„2. daß, bis dieſe Eonferenz ihre Arbeiten beendigt babe, ber status quo 
aufrecht erhalten bleiben folle. 

„Da8 glaubt 3. Maj. Regierung fich berechtigt, um bes Friedens von 
Europa willen zu verlangen. Ste hat fein anderes Intereffe in Beziehung auf 
Dänemark als das, welches einer ver alten unb unabhängigen Monardien 
Europa's gebührt. Aber fie hat ein Intereffe daran, daß Europa ber Friede er 
halten werde. Sie erfucht daher auf das bringendfte, die Souveräne und ibre 
Cabinette in Betracht zu ziehen: wie ſchwierig e8 fein würbe, die Streitigfeiten 
zu ſchlichten, wenn fie einmal dem blutigen Schiedsgericht des Krieges anheim 

efallen wären. Wer kann e8 vorausbeftimmen, welche Ausdehnung ein folder 
rieg nehmen, welche Gelüfte er weden mag, welche Gegenden von feiner Ber- 
wüfung beimgefucht werben würden? Es iſt an fih von verhältnikmäßig ge- 
ringer Behentung, ob ein Prinz aus dem Haufe Glücksburg oder ein Prinz aus 
dem Haufe Auguftenburg in Holftein ober in Schleswig regiere. Unter jedem 
ber beiden Fürften können bie Yreibeiten und Privilegien feiner Unterthanen 
gleichmäßig gefihert fein. Aber von großer Bebeutung ift es, baß bie Zreut 
ben Verträgen bewahrt werde, daß man Recht und Bei achte, und baß bie 
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Kriegeflammen ſich nicht über Europa verbreiten, aus Anlaß von Fragen, welche 
ein ruhiges und zeitiges Walten ber Gerechtigkeit und Vernunft einer frieblichen 
fung entgegenführen bürfte.“ 


31. Dezember. Depeſche Lord Ruf jelld an den engliihen Bot⸗ 
ſchafter in Berlin. 


Die englifhe Regierung könne nicht zugeben, daß ber Krieg Preußen von 
ten Berpflichtungen gegen ben Vertrag von 1852 befreie: fie könne nicht glauben, 
tab Preußen fih zu einem Eroberungsfriege gegen Dänemark berbeilafien werbe. 
Beun die deutſche Rationalität in Holen und zum Theil in Schleswig ein 
Erund zur Zertrümmerung Dänemarks wäre, fo könnte baffelbe wegen ber pol- 
ziden Rationalität im Großherzogthum Pofen Preußen gegenüber der Fall fein. 
Rur durch Feſthalten an den Berträgen könne Preußen die Sympathie und Zu- 
kuınmung ber übrigen Mächte erlangen, durch ein entgegengefettes Berhalten 
mürde es bie allgemeine Berurtbeilung aller Unbefangenen auf fich ziehen. Nur 
auf jenem Wege könne ein europäifdher Krieg vermieden werben. 


1864. 4. Januar. Bis marcks Cmviderung. 


4. Januar. Der englifhe Botſchafter in Berlin an Lorb Ruſſell. 


Er habe die Depeſche vom 31. Dec. Hrn. von Bismard vorgelefen und 
af jein Erſuchen ihm Abfchrift gelaffen. Die einzige Bemerkung, die er machte, 
bezog fih anf bie etwaige Forderung bes status quo während der vorgefchlagenen 
Serhandlungen. Er fagte, eine foldhe Bebingung würde er nicht annehmen, da 
fh dus nationale Gefühl nicht beruhigen würde, wenn nicht entweder die dä⸗ 
wide Berfaſſung aufgegeben oder Schleswig ber Geltung berfelben burch eine 
dentihe Occupation entzogen jet. 


— — — — — 


1863. 31. Dezember. Proclamation des Erbprinzen von 
Auguſtenburg beim Eintritt in Holſtein. 


„... Eurem Rufe babe ich mich nicht entziehen wollen. Ich erfülle eine 
unabweisfiche Pflicht, wenn ich nicht länger zögere, die Sorgen dieſer ernften Zeit 
amt Euch zu tragen. VBerwidelungen, welche vor meinem Kegierungsantritte ent» 
Ronden, haben ben beutihen Bund veranlaft, zur Wahrung der Landesrechte 
gegen die bis dahin in Holftein factifch beflehende Gewalt einzufchreiten; Com⸗ 
mifjüre des Bundes haben bie Verwaltung des Landes übernommen. Die Bunbes- 
guten, von Anfang an nicht gegen meine Regierung gerichtet, ift jet gegen- 
ſtandslos geworben. Ich babe nie einen Zweifel darüber gelaffen, daß ich tie 
Rechte des Landes in ihrem ganzen Umfange anerlenne und zur Geltung bringen 
U. Ich Halte mich überzeugt, daß auch der beutfche Bund die Gründe, welche 
in zur Anordnung commiffarifcher Verwaltung bewogen, für befeitigt erfennen 
und. Ich habe die begründete Zuverficht, daß der gegenwärtige Zwiſchenzuſtand 
zar von kurzer Dauer jein wird, und hege die Erwartung, daß meine getreuen 
Umertbanen bie vom Bunde angeorbnete vorläufige Verwaltung achten und Eon- 
fxte vermeiben werben. Schleswig - Holfteiner! Sc brauche Euch nicht zu jagen, 
wie ih Euch die Liebe und Treue, welche Ihr mir entgegenbringt, danke. Sr 
Kcht mit einer Einmüthigleit und Entichloffenheit zu mir, welche der Welt be- 
zeiien werben, daß mein Souveränetätsrecht in Eurer freien Ueberzeugung, Eurer 
Bırerlandsfiebe und Eurem unbeugjamen Willen eine ſichere Stüge findet. Danket 
zu mir dem allmächtigen Gott, der uns bis hierher geführt hat. Er wirb uns 
dann auch weiter führen.” 
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1864. 6. Januar. Dänemark ruft die Vermittelung Frankreichs 
und der übrigen Unterzeichner ded Londoner Vertrags an. 


7. Januar. Franzöſiſche Depeſche an die deutjhen Mittel 
und Kleinftaaten. 


„Die engliſche Regierung hat am 31. Dec. an bie Regierung bes Kaiſers 
eine Mittheilung gelangen laffen, in welcher fie ven Zufammentritt einer Con⸗ 
ferenz, entweder zu Baris ober zu London, vorſchlägt, die zur Berathung über 
bie Angelegenheiten ber Herzogthümer berufen fein würbe. Sie würbe aus ben 
Vertretern ber Mächte beftehen, welche den Vertrag von 1852 unterzeichnet haben, 
zu benen ein Bevollmächtigter des Deutſchen Bundes hinzuträte. Als die Regie- 
rung bes Kaifers das erfte Dial über biefen Gegenftanb fonbirt wurbe, mußte 
fie, um jede Verwechslung zu befeitigen, ben wefentlichen Unterſchied bentlich hin⸗ 
ftellen, welcher zwiſchen einer Eonferenz ftattfindet, die eine fpecielle Frage bis- 
eutirt, und zwiſchen bem allgemeinen ober engeren Congreß, beffen Idee vom 
Katfer ausgegangen war. Ein Congreß, ber bie verfchiebenartigften Intereffen zu 
regeln hatte, bot Elemente der Transaction, die, wenn bie Beratbung auf ein 
ifolirtes Intereffe beſchränkt bleibt, nothwendig fehlen werden. Indem er ſich durch 
dieſe Erwägung leiten ließ, und ba er überbies eine Verhandlung nicht mehr 
unter ſeine Auſpieien nehmen wollte, von ber er mehrere ber Mächte, die 
Idee eines Eongrefjes zugeſtimmt haben, hätte ausfchließen müſſen, bat er nidt 
umbin gelount, den Borfchlag, die Eonferenz in Paris zufammentreten 
zu lafjen, abzulehnen. 

„Aber die Regierung des Kaifers hat darıım nicht weniger den Wunſch, 
bie Anftrengungen zu unterftügen, welche verjucht werben möchten, ums ſchwereren 
Berwidlungen vorzubeugen. Die Erhaltung des Friedens war ber Zielpunt 
meine® erbabenen Herrn, als er die Souveräne zu einer Verfländigung unter 
einander einlud, um das politifche Syſtem Europa's weiter zu befeftigen. Der 
Zwed Sr. Mai. ift derſelbe geblieben, und obwohl er fortdauernd überzeugt bleikt, 
daß nur ein einziger Weg mit Sicherheit dahin führen kann, jo hat er doch keine 
unbebingten Einwendungen gegen bie Kombination, welche von ber engliiden 
Regierung angedeutet wurde. Bleihwohl würben einige vorläufige Aufflärungen 
für ihn nothwendig fein, und diefelben find von ben Mächten erbeten worden. 

„Die Londoner Konferenz (von 1852) bat, wie ber gegenwärtige Zuftand 
ber Dinge e8 zum Ueberfluffe beweift, nur ein ohnmächtiges Werk zu Stande 
gebradht. Ihre Beſchlüſſe werben heute durch die Mehrzahl der fecunbären Staaten 
Deutſchlands beftritten, fogar durch einige von denen, welche ihnen zugeſtimmt 
hatten. Wenn man heute wieber zufammentritt, jo wilrde e8 wefentlich fein, ſich 
auf Bebingungen zu ftellen, welche geeignet find, die Hoffnungen eines befriei- 

enderen Reſultats zu geben. An erfter Stelle ifi es von Wichtigkeit, bie Con: 

ferem nit dadurch in Confliet mit dem Bundestag zu feßen, dab 
man bie Bevollmächtigten einlübde, über Fragen zu beratbichlagen, welche that- 
ſächlich ſchon entſchieden fein dürften; und bie Regierung bes Kaiſers bat fi an 
die Mächte gewandt, um zu erfahren, ob fie geneigt wären, zum Ausgangspımfı 
den actuellen Statusquo in Holftein und in Schleswig zu nehmen, das heißt die 
ſchwebenden Fragen vorzubehalten. 

„Zu gleicher Zeit lebhaft mit einem Punkte beſchäftigt, ber ein großes Ju: 
tereſſe für Deutjchland zu haben ſcheint, ift der Kaifer mit der engliſchen Regie. 
rung der Meinung, daß die Theilnahme des deutichen Bundes an ben Berhant- 
lungen, welche eintreten Fönnten, von großem Nuten fein würbe. Es ift bedauer- 
lich, daß Deutſchland nicht directen Antheil an ben Arrangements genommen bat, 
welche 1852 zur Herftellung einer neuen Suceffionsorbuung in Dänemark getroffen 
wurden. Aber man muß fih fragen, ob ber Bundestag ſich dafür entjcpeiden 
würde, auf dieſe Gedankenreihe einzugehen. 
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„sm Schooße eines allgemeinen ober engeren Kongrefies, ber noch über 
andere Fragen als bie ber Herzogthümer biscutirte, würde ber beutiche Bund, 
we ich glaube, fein Bedenken getragen haben, feine Sache einem europäifchen 
Inbanal zu unterbreiten. Einer der Vortheile biefes VBerjöhnungsplanes war 
ten ber, der Empfindlichkeit und ben Intereffen eines Jeden gerechte Rüdficht 
; Theil werden zu laſſen. Da aber der Bundestag bei mehreren früberen Ge⸗ 
kegenheiten alle bie Zumutbungen abgelehnt bat, weldye dahin zielten, daß bie 
Unterzeichner des Londoner Tractats feine Differenz mit Dänemark in die Hand 
sübmen, jo muß ber Kaifer, ehe er feinerfeitd ben Vorſchlag bes engliſchen Ca— 
binets annimmt, fich zuvor darüber Har fein, ob die Anjhauungsweife ver 
deutſchen Staaten in dieſer Hinficht fih geändert bat. 


11. Januar. Oeſterreich umd Preußen erneuern dringend den 
Antrag auf Pfandnahme von Schledwig. 
12. Januar. Ablehnung ded Antrages in der Bundeöverfanunlung. 
Selbſtſtändiges Vorgehen Defterreihs und 
Preußens. 
Erklärung am Bunde: 


„Angeſichts der eben erfolgten Ablehnung ihres gemeinfamen An⸗ 
tages müflen die allerh. Regierungen von Defterreih und Preußen lebhaft 
bedauern, daß die gehoffte Berftändigung über die von ihnen zur unver« 
deilten Sicherung der Rechte des deutjchen Bundes in Deyug auf Schleswig 
wergeichlagenen Maßregeln nicht erzielt worden ift. Unter jolchen Um⸗ 
inden glauben die beiden Hegierungen in der ihnen, durch ihre Da⸗ 
zrijchenkunft bei Herbeiführung der jene Rechte feftftellenden Stipulationen 
eon 1851/52 erwachjenen befonderen Stellung, jomie wegen der großen 
Dringlihleit der Sache, fich der Pflicht nicht entziehen zu dürfen, die 
Seitendmahung jener Rechte in ihre eigenen Hände zu nehmen und 
ihterſeits zur Ausführung der in ihrem SHauptantrage vom 28. v. M. 
1 J. bezeichneten Maßregeln zu fchreiten. Durch Abgabe vorftehender 
erklärung fommen die Sefandten dem Auftrage ihrer allerh. Re- 
jerumgen nach.“ 


Diplomatijhe Berhbandlungen mit England umd 
Dänemark. 


16. Januar. Gemeinjchaftlihe Aufforderung Preußens und Defter- 
reih8 an die dänifche Regierung, die Verfaſſung vom 

18. November 1863 wieder aufzuheben und da= 

durch wenigftend den status quo als die nothwendige Vor⸗ 
bedingung jeder weiteren Verhandlung wieder berzuftellen. 

«Sollte die dänische Regierung diefer Aufforderung nicht entſprechen, 
'o würden die beiden Mächte fich genöthigt jehen, die ihnen zu Gebote 
feenden Mittel zur Herftellung des status quo und Sicherung des Her- 
pghums Schleswig gegen die widerrechtliche Vereinigung mit dem König- 
ah Dänemark in Anwendung zu bringen. — Die Gejandten find ans 
zewieſen, Falls die Erklärung, daß die Aufhebung der Ver— 
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fafjung erfolgt fei, ihnen nicht im Kaufe des 18. Januar zugeht, 
Ropendagen zu verlaffen.“ 


17. Januar. Nocdmalige dringende Mahnung Ruffelld nad 
Berlin und Wien, nicht durch kriegeriſches Vorgehen un- 
überwindlihe Schwierigkeiten zu jchaffen, — und deshalb 
ihre Truppen nicht die Eider überfchreiten zu ıajlen. 

18. Januar. Lord Ruffell an den Botichafter in Berlin (und 
Wien). 

— er möge in den entſchiedenſten Ausbrüden Herrn v. VBismard und wo⸗ 
möglih den König auf bie Äußerfte Ungerechtigkeit und Gefabr aufmerkſam machen, 
fich durch bie — Schleswigs materielle Bürgſchaften verſchaffen zu wollen. 
Ein ſolches Verhalten würde verhängnißvoll für den Frieden ſein; denn der 
Krieg einmal begonnen, werbe ſich nicht auf bie erſten Grenzen beſchränken lafſen, — 


wie e8 fi 1853 bei ber ruffiihen Belegung der Donaufürſtenthümer gezeigt, 
welche zum Krim - Krieg geführt haben. — — — 


18. Sanuar. Antwort Dänemarks. Abweilung der Korderung. 


— ber König von Dänemark inne der Sommation fchon beshalb feine 
Folge geben, mweil der geftellte Termin es ihm nicht möglich mache, bie Borberei- 
tungen zu einer Berfaffungsänderung in legaler Weije zu treffen. — Er müjle 
baber jede Verantwortung für bie weiteren Folgen bes Vorgehens ber Mächte ven 
fi) abweiſen. — 


19. Sanuar. Circular-Depeſche Bismarcks an die deutichen 
Regierungen. 


Die (nicht wörtlich vorliegende Depeſche) hebt zuerft hervor, daß 
der Entfhluß, Schleswig zu occupiren, keineswegs im Gegenſatz zu irgend 
einem pofitiven Bundesbefchluß ftehe, da der Beſchluß vom 14. rein negativ 
jei. Diefer Beſchluß könne daher nur die Folge haben, daß bie beiden 
Großmächte bei ihrer Action nicht al8 Beauftragte des Bundes bandeln 
und daher feinen Grund abgeben, diejer Action Hinderniffe oder Schwie⸗ 
rigfeiten bei dem Durchmarſch durch Holftein in den Weg zu legen. Es 
feine überhaupt die Weigerung. fih der Action Preußens und Oeſter⸗ 
reich3 anzufchließen, auf emem Mißverfländniß zu beruhen. Ganz unge 
rechtjertigt fei der Vorwurf, daß Preußen beabfichtige, den Zuftänden in 
Schleswig und Holftein eine längere Dauer zu fichern, wie fi) denn auch 
an diefen Irrthum der Glaube Inüpfe, daß entweder bloß die Yortdauer 
diefer Zuflände möglich jet oder der Erbprinz von Auguftenburg zum 
Herzog eingefegt werden müſſe. Ohne die lettere Frage erörtern zu 
wollen, fei doch darauf aufmerkjam zu machen, daß die preußifche Regie: 
rung NRüdfiht auf die Verträge und die internationalen Beziehungen 
nehmen müfje. Ueberdies habe der Bund in der Erbfolgefrage noch Feine 
Entſcheidung getroffen, und es fei zu wünſchen, daß die Prüfung mit 
größter Gründlichleit vor fich gehen möge. Auch ſei wohl zu ermägen, 
daß, wenn die Erbfolgefrage nur für Holftein ohne Schleswig entſchieden 
werde, die ganze Sache der Herzogthümer in eine nadhtheilige Lage ge 
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rotben würde. Man dürfe nicht vergefien, daß der Bund feinen Erobe⸗ 
rungätrieg gegen Dänemark führen könne und daß deshalb die Ordnung 
der Berhältniffe mit der größten Vorſicht in die Hand zu nehmen fei. 
Bas die zufünftige Ordnung betrifft, jo wird zunächſt conitatirt, daß die 
ron Dänemark 1851/52 gemachten Berjprechungen die Hechte der Herzog- 
thömer in feiner Weiſe gefichert hätten, daß eine Yortdauer der in Folge 
defien eingetretenen Zuftände unmöglich jei und Deutfchland darauf dringen 
müfle, daß ftatt derjelben eine volllommene Sicherftellung der Rechte der 
Herzogthümer und der deutichen Bewohner derjelben eintrete. Es werden 
dam die Kombinationen beiprochen, um diefe Sicherftellung herbeizuführen. 
Eine derfelben gehe dahin, daß die Frage nur mit Aufhebung der Bus 
jommengehörigkeit der Herzogthümer zu löfen fei. Einer ſolchen Löſun 
ta für den Fall, daß die Gründung einer neuen Dynaftie nicht angänglid 
zire, jedenfall3 die Herftellung einer neuen Perſonalunion zwifchen den 
Krzogthümern und Dänemark vorzuziehen, zngleih mit der Erhebung 
Rendsburgs zur Bundesfeſtung und andermeitigen nöthigen Garantien. 
Eine jolde Stellung der Herzogthümer werde allerdings die Zuftimmumg 
der andern europäitihen Mächte erlangen müſſen, wie e8 denn audy für 
die herzogthümer ſelbſt wunſchenswerth fi daß ihre Stellung die Sanction 
Europa 8 erlange. ebenfalls fei das von den beiden deutſchen Groß⸗ 
wöhten Erzielte, nämlich entweder Aufhebung der Novemberverfafiung 
ver Occupation Schleswigs, eine beſſere Grundlage für Verhandlungen, 
13 das Verweilen in Holftein und die Nicht» Occupation Schleswigs. 
Wan dürfe fih alfo der Hoffnung bingeben, daß die deutſchen Regie⸗ 
tungen der Politil der beiden Örokmädte zuflimmen würden. 


20. Januar. Die ſächſiſchen Bundedtruppen räumen Kiel 
und foncentriren ji im weltlichen Theile Holiteind, um 
den öfterreichijch= preußischen Truppen den Durchmarſch nad) 
Schleswig zu ermöglichen. 

22. Januar. Die Bundedverfammlung genehmigt die Ber- 
einigung der biöherigen öjterreichiidhen und preußiſchen Re— 
fervetruppen in Holſtein mit der öſterreichiſch-preußiſchen 
Armee gegen Dänemark und ertheilt den Bundedcomiljären 
in Holftein neue Snftruftionen: 


„Denn bie hohe Bunbesverjammlung zur Zeit nicht für angemefien er- 
shter bat, zu Maßnahmen in Bezug auf das Herzogthum Schleewig zu fchreiten, 
ie kaun fie ſich doch im Hinblid auf Art. XLVI der Wiener Schlußacte nicht 
Naanlaßt fehen, denjenigen Entichließungen entgegenzutreten, welche bie böchften 
Kegerungen von Defterreich und Preußen in ihrer Eigenſchaft als europäiſche 

in Bezug auf das nicht zum Bunde gehörige Herzogtum Schleswig faffen 
x müffen glauben, vorausgefett, daß fie den Rechten bes Bundes und dem Voll⸗ 
nie der Bunbesbeihlüffe und Anorbnungen beffelben in Bezug auf bie Herzog- 
ttümer Holflein und Lauenburg in feiner Weife zu nahe treten. Diefe Boraus- 
‘zung findet in ber Erflärung ber beiden höchſten Regierungen vom 19. d. M. 
xt Anerkennung und bie Garantie ihrer Einhaltung bei der nicht zu vermei⸗ 
«ten Betretung Holfteins durch bie nah Schleswig beitimmten üfterreichiichen 
ut preußifchen Truppen. Es wirb baher bei dem Durchmarſch der genannten 


192 
1864. 


Truppen weber bie in Ihren Händen ruhende Regierungsgewalt noch bie biehe- 
rige rechtliche und thatſächliche Stellung des Commanbdivenden Generallieutenante 
v. Sale und der ihm untergebenen Bunbestruppen irgend eine Beeinträchtigung 
ober Hemmung erleiden. enfo ift es ſelbſtverſtändlich, daß eine bleibende 
Beſetzung bolfteinifher Gebiete ben Bundbestruppen allein vor- 
behalten bleibt.” 


24. Weitere Bebatte über Scleswig- Holſtein 
im Abgeordnetenhaufe. 


Sanuar. Sn der Anleihbecommijjion erflärt Hr. v. Bi8mard 
wiederholt, daß die Vereinbarungen von 1851/52 Preußen 
allein dad Recht geben, ſich um Schleöwig zu bekümmern 
und daß der Schuß für die Deutichen Schleswigs davon 
abbange, daß Preußen diefe Vereinbarungen aufrecht er- 
balte. Er beitreitet die Competenz des deutichen Bundes; 
politifhe Fragen jeien Machtfragen; Preußen 
fönne ſich nicht majorifiren lafjen, etwa durd 
eine Majorität, die ein paar Millionen reprö- 
entire; die dentſchen Grofmächte feien das Glashans, 
das den dentihen Bund vor eunropäiſchem Zugwind 
ſchütze. — — 

Die völlige Losjagung Preußend vom Londoner Pre: 
tofoll fet eine Frage der Opportunität, der Bund habe 
feine Gompetenz, über die Succejfiondfrage zu enticheiden: 
„Wir haben zu Ihnen nad) wie vor das Vertrauen, dab 
Sie und diejenigen Mittel, welche wir jo nothwendig be 
dürfen, auf verfafjungdmäßigem Wege zugänglid, machen 
werden, fonjt müfjen wir fie nehmen, wo wir fie be 
kommen.“ 

Die Kommiſſion beſchließt die Ablehnung der Anleihe. 


21.— 22. Januar. Schleswig-Holſteinſche Debatte im 
Abgeordnetenhaufe. 
Schluß der Rebe des Berichterfiatters Abgeorbn. Amann. 

— — Welche Abſicht die Preußiſche Regierung verfolgt, daß fie ben Au 
trag vom 28. Dezember v. I. in Gemeinſchaft mit Defterreich ſelbſtſtändig auf 
führen will, daß fie fih über das Recht bes Bundes unb über die Schranlen 
ihres eigenen Rechtes rückſichtslos hinwegſetzt, — nun, meine Herren, das muß 
einem Jeden Har fein, dem nicht ber diplomatiſche Wind, ber uns in angeblichen, 
aber nicht angegebenen Preußiſchen Interefien und in Kriegsgefahren vorgemadt 
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9, völlig die Augen gefchloffen hat. Es foll dem vermutheten Vorgehen ber 
übrigen Deutſchen Regierungen ein Damm gefett, es foll der thatſächliche Erfolg, 
weihen bie Bundes - Erecution in Holftein bisher gehabt bat, für Schleswig von 
sernberein ausgefchloffen, es joll Schleswig gegen die Deutſchen Zruppen und 
eegen die Anfprüche feines legitim:n Herrſchers geihüßt, es follen bie Her- 
zegthümer ſicher für Dänemark Unfbewahrt werben. 

Um biefes erhabene Ziel zu erreichen, ſetzt fich Die Preußiſche Regierung 
euch in biefer Frage wieder in offenen Konflikt mit dem eigenen Boll, mit ber 
Mehrzahl der Deutichen Regierungen und der ganzen Dentichen Nation. 

Daß die Preußiſche Politik jet durch die perſönlichen Anti» 
ratbien nud Die Bartei-Intereffen des Herrn v.Bismard beftimmt 
»ird, denen. nur der Name ber Preußifchen Intereffen als deckender und ver- 
tüllender Mantel umgebängt wirb, denen Bertragstreue nur als ein für dieſen ein- 
einen Fall ufurpirtes Argument vorgeichoben wird, das ift das Nefultat, zu dem 
ne das bisherige Auftreten des Herrn Minifter » Präfidenten mit Nothwendigkeit 
rübren muß. Mag ber ganze Plan veffelben tief und böchft genial angelegt, ma 
tas legte Ziel deſſelben ein gewaltiges fein, für uns ſteht vorläufig feft, bat 
Ser v. Bismard dem Deutſch⸗patriotiſchen Streben der Mittelftaaten entgegen- 
arbeitet, daß er fich einer jeden Mafregel wiberiett, bie im Sinne unferes Be⸗ 
ihluffee vom 2. Dezember in Angriff genommen werben fännte, und unfere 
Iniiht von feiner Gefinnung ſowohl, wie von feiner Befähigung 
giekt uns feinen Anhalt, der weiteren Entwidelung einer Aftion 
mit Zuverfiht entgegen zu feben, bie wir in ibren bisherigen 
Shritten als verberblich erlennen müſſen. 

Der Herr Minifter » Präfident wirb freilih mit vornehmem lächeln auf un- 
iere Ratfonnements herabbliden, er wirb bie Achſel zuden über die 352 Laien, 
die fich anmaßen wollen, die Bolitit Preußens in die richtige Bahn zu lenken; 
ie fange e8 ihm inbeffen nicht gelungen fein wird, die Oftroyirung eines Wahl- 
zejetzes burchzufeßen, welches nur Diplomaten aus feiner Schufe zuläßt, wird das 
voll nur Bertreter herjenden, welche in ihrer Majorität das Recht und bie Ehre 
um Maßſtabe ihres Urtheil® machen, und fo lange uns verfaffungsmäßig bie 
Beingniß zufteht, eine Unterflügung ber Regierungspolitit zu gewähren ober zu 
veriagen, werben wir unferm Botum das Recht, die Ehre und das Intereſſe 
Freußens und Deutſchlands zu Grunde legen, wie wir es verftehen. 

Daß die Königliche Staatsregierung, indem fie dieſe rein Deutiche Sache 
eld eine Europäifche behandelt, die Ein miſchung des Auslandes berbeiführt, 
daß fie die angebrohte Bergewaltigung des gerechten Wiberftandes ber übrigen 
Deutjchen Staaten und bamit den Bürgerfrieg berausfordert, — das find 
Algen, die fhon in dem Ihnen vorliegenden gebrudten Berichte als vorausficht- 
L& bevorſtehende bezeichnet und motivirt find. 

Steben wir aber wirklich an ber Schwelle von Ereigniflen, die das Trau⸗ 
itgfte, die das Schmählichſte in ſich ſchließen, was einem Staate, 
wis einer Nation begegnen kann, ſoll durch Die Bismardidhe Po- 
til die Deutfhe Großmadht Preußen zum Feinde Deutfhlande 
gemadt werben, ſoll die BPreußifche, die tapfere Preußifhe Armee 
dazu verwendet werben, um gegen ihre Deutihen Brüder zu fäm- 
rien, die Deutjhes Recht zu ſchützen ausgezogen find, um Schles— 
wig und Holftein gebunden an Dänemark wieder zu Überliefern 
—foll ein Deutfher Bundesfrieg entbrennen in einer $rage, über 
te ganz Deutihland einig ift, blos weil Preußen das Schidfal 
bat, von Herrn v.Bismard regiertzu werben: dann, meine Herren, 
muß aud bie legte Rüdfiht [hwinden, die wir gegen dieſes Mini- 
Herinm zu nehmen etwa verpflichtet wären. Dann mag Deutſchland 
wiiien, daß'wir in biefer Frage zu ihm und nicht zu unferm Mini- 
Kerium Reben, daß das Breufifhe Volk mit ber Politik biejes Mi- 
aferiums nichts gemein hat, und baß wir alle uns zuftänbigen 
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Mittel anwenden werben, um biefer Politik, biefer verwerfliden 
Politik, entgegenzutreten, fie zu vereiteln. 

Meine Serren! Daß fih ein Defterreichifher Minifter gegen bie Abſage 
vom Londoner Protololl fträubt, das ift verſtändlich. Defterreich hat ja im Jahre 
1850 jelbft das Syſtem geichaffen, das in dieſem Vertrage gipfeltz; es hat bie 
Herzogthümer entwaffnet und den Dänen überliefert. Wie alfo Defterreich bazu 
fommen follte, fein eigenes Werk zu zerftören, das Werl, das es mit Grund als 
einen ausgezeichneten Triumph feiner Politik bezeichnet, das ift Teicht einzuſehen. 
Nicht verftänblich aber ift e8, wie Preußen ihm gegenwärtig babei helfen foll, 
eben die Macht, Über bie damals Defterreich jenen Triumph bavongetragen bat, 
Breußen von dem ber Minifter Fürft Schwarzenberg im Jahre 1850 fagte: „Il 
faut avilir la Prusse pour la detruire“, Preußen, beffen Exrniebrigung das 
letzte Ziel Defterreich8 bei ber Unterbrüdung Holfteins und Heſſens war, damit 
ja kein Deutſcher Stamm vergefje, welches Schidjal feiner harte, wenn er von 
Preußen Schub erwarte. Bon dem Deutfhen Bunde und im Namen Deuticen 
Rechtes darf fi natürlich Preußen nicht majorifiren Taffen, aber im Defterreidi- 
ſchen Dienfte und für Defterreihifche Zwecke die Preußifche Politik zu leiten, 
das ift Neupreußiſcher Stoß. 

Meine Herren! Uns Anderen ſcheint es rühmlicher, wenn Breußen 
nichts thut, ale wenn es Verbrechen begeht. Es fcheint uns im Interefie 
Preußens mehr zu liegen, wenn Bayern bie Interefien Preußens und Deutic- 
lands fördert, als wenu das Preußifche Minifterium fie zerftört. Wir wifien 
ja fhon längft, daß dieſes Minifterium mit jebem Schritte, gleid- 
viel ob in der inneren oder äußeren Politik, ein Stüd Preußiſches 
Land zertritt, wir wiffen längft, daß Preußen in den Händen dieſes 
Minifteriums entweder zur Ohnmacht oder zum Selbftmorb ver- 
urtheilt if. Meine Herren! Unfere Wahl kann bei diejer Ueber— 
zeugung nicht zweifelhaft fein; wir ziehen bie Ohnmacht dem Selbf- 
morb vor. 

Sagen wir uns deshalb von jeder Gemeinjhaft mit der Pr- 
litik dieſes Miniſterlums los; verwahren wir uns vor jedemfeiner 
Schritte, und geben wir biefer Berwahrung unb Losfagung bie 
erfte praltifche Folge burd die Verwerfung der Anleibe-Vorlage: 


Nede Bismarcks: 


barf mohl annehmen, meine Herren, daß Ihre Ueberzeugungen 
Hinſichts des Anleihe» Gefeges, ſowie Hinfichts der Refolution hinreichend 
feftftehen, um durch Aeußerungen, welche von diefer Stelle an Cie ge 
richtet werden, nicht erjchüttert werden zu können, und da ich fein De 
dürfniß habe, mehr oder weniger ſpitze Reden über die Begriffe von Nedt 
und Ehre und das feit einem Jahre nunmehr durd alle Tonarten variirte 
Thema „fort mit diefem Miniſterium“ zu mechjeln und dadurch die Sache 
weder zu beflern noch zu verfchlechtern, fo befchränfe ich mich an dieſer 
Stelle auf einige Bervollftändigungen und Berichtigungen des Ihnen vor- 
liegenden Materials. Ihre Kommiffion bat einen Theil der Yeußerungen, 
die ih in Ihrem Schooß gethan, bier veröffentliht und dadurd die Vor⸗ 
fiht, die mir an einer Stelle des Bericht vorgeworfen wird, und ver 
möge deren ich Bedenken getragen habe, die geheimften Gedanken des 
Kabinets vor einer fo zahlreich bejuchten Verſammlung fund zu geben, 
vollitändig gerechtfertigt. Ich hätte wohl gewünjcht, daß die Mittheilungen 
etwas mehr im Zufammenhang gehalten worden wären ; fie würden dadurd) 
verftändlicher werben. Indeſſen ſchon das, was Sie gegeben haben, iiber: 
hebt mich in manchen Beziehungen hier einer Yeußerung. Ich erlaube 
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mir nur bier zwei Monita gegen den Inhalt des von mir bei der Zeit- 
Rellung nicht eingefehenen Protokolls in Bezug auf Stellen, die ich nicht 
als genau anerkennen fann. Die eine lautet: 
„Im Augenblide des Rücktrittes vom Londoner Protokoll könne 
Dänemark ohne Weiteres Schleswig inkorporiren.“ 

Ich glaube gejagt zu haben, „werde Dänemark ...“, über die Bes 
rehtigung dazu glaube ich nig nicht geäußert zu haben. Wenn ich mich 
richtig entſinne, waren meine Worte: „es wird dies der erſte Schritt, der 
erſte Gegenzug ſein, den Dänemark thut.“ 

Dann, was das Wort betrifft, daß der Bund ſeine Prüfung ſo 
langſam u. ſ. w. vornehmen möge, ſo glaube ich, werden die anweſenden 
herren ſich erinnern, daß dieſes Wort mir durch einen gefälligen Souffleur 
fuppeditirt wurde und ich darauf erwiederte: ich hätte auch dagegen nichts 
zu erinnern, e8 war aber erft nicht mein eigenes Wort, ich habe nur ges 
winiht, daß die Prüfung bedächtig geſchehe, wenn bedächtig und fchnell 
ugleich um fo beſſer. Dann ift die leßte Aeußerung, die ih im Schooße 
* Kommiſſion gethan habe, nicht vollſtändig genau wiedergegeben; es 
wird gejagt, ich hätte geäußert, 

„daß das Mißtrauen in einer ſolchen Frage zwifchen ihm und 
dem Haufe der Abgeordneten fein gegenfeitiges fein — Es 
ſei ſein Wunſch, mit den von dem Hauſe legal bewilligten 
Mitteln in die Sache einzutreten. Würden dieſe aber ver— 
weigert, ſo werde er ſie nehmen, wo er ſie finde.“ 

Ich habe den Gedanken in dieſer Schroffheit nicht aus geſprochen, ich 
habe glogt: „wir haben zu Ihnen nad wie vor dag Vertrauen, 
daß Sie und diefe Mittel, die wir nothwendig bedürfen, fo 
nothwendig bedürfen, daß wir fie nehmen müfjen, wo wir fie 
lommmen, auf verfaffungsmäßigem Wege gänzlich zuftellen 
nerden.* 

Der Gedanke ift derjelbe, aber er ift vorfichtiger und nicht mit der 
ndten Schroffheit ausgedrückt, wie er fich hier findet. 

Der Referent bat vorher von den traurigen Konfequenzen gefprochen, 
zu melhen die weitere Entwidelung der Sachlage geführt hat; damit Sie 
eben, wie gern ich bereit bin, alle diefe Aufſchlüſſe zu geben, welche der 
Stand der Verhandlungen geftattet, fo erlaube ich mir, nicht in Form 
der Niederlegung eines Aktenftüdes, jondern in Form einer mündlichen 
Nittheilung, den Inhalt einer an die Deutfhen Regierungen vorgeftern 
gerihteten Depefche zu verlefen. — (Hier folgt der Inhalt obiger Depefche 
vom 19, Januar, dann fährt Bismard fort): 

3 babe in Bezug auf die in dem Kommiffions- Berichte und in 
dieſer Depefche angeregte Frage, melde Rechtstitel zur Einmifhung in 
Schleswig reip. zur Regelung der Erbfolge dem Bunde zu Gebote ftehen, 
das Atenftüd mitgebraht, auf welches in dem Kommilfions- Berichte 
Üezug genommen iR und worin fi die Worte finden, daß die beiden 
—* — alle öffentlichen Rechtsverhältniſſe mit einander gemein 
haben Es iſt dies eine von dem Freiherrn v. Pechlin an die Deutſche 
dundesverſammlung gerichtete Note, durch welche der Schriftwechſel, ber 
damals durch Vertreter der Holfteinfhen Stände am Bunde angeregt 
worden, ſich abſchloß im der Weiſe, daß man die eigentliche Entſcheidung 

tage vertagte. Der Sag, in welchem fich diefe Worte befinden, 
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lautet in feinem Zuſammenhange wie folgt und er bildet, joviel ich biäher 
babe erjehen künnen, die einzige Bafis, die der Kommifjions= Bericht uns 
zu Gebote ftellt, fobald wir die bisher von Europa anerlannte vertrags- 
mäßige Grundlage fallen laſſen: 
„Bon anderer Seite haben Se. Majeftät 
— nämlich der König von Dänemark — 
ebenfowenig daran gedacht, irgend eine Veränderung in den 
Berhältnifien herbeizuführen, welche das Herzogthum Holſtein 
mit dem Herzogthum Schleswig verbinden. Bielmehr findet die 
Fortdauer diefer Verbindung im offenen Briefe — 
— ein Altenftüd, welches wir nicht gern citiren, wenigſtens wir nicht jo 
gern wie dies von Ihrer Seite gefhieht — 
mit den nämlichen Worten ihre Anerfennung, welche deshalb 
im Allgemeinen Gefege vom 28. Mai 1831 gebraudt find. 


Alfo diefe Worte waren mit der Theorie des offenen Briefes voll- 
fommen verträglid — 
Gie befteht ihrem Wefen nad darin, daß beide Herzogthlimer, 
bi8 auf Holſteins Eigenschaft als VBundesftaat, und die ab» 
gelbnberte Ständenerfjammlung neben dem Sozialnerus der 
chleswig⸗Holſteinſchen — bei gemeinſamer oder gleich⸗ 
artiger Geſetzgebung und Verwaltung, ſoweit Verfaſſungs⸗Eigen⸗ 
thümlichkeiten eines jeden der beiden Herzogthümer hiervon keine 
Ausnahme begründen (mie ſolche auch durch den $. 4 des All: 
emeinen Geſetzes vorgefehen find) alle öffentlichen Rechtsver⸗ 
Däftnife mit einander gemein haben. 


Es it, aus diefen Worten allein, ſchon nur mit einiger Schwierigfeit 
ein Einmiſchungsrecht des Bundes in die Berhältniffe Schleswigd auf 
Grund des Konneres mit Holftein, für den Bund zu folgern. Nod) 
fchwieriger würde es fein, dieſes Recht der Einmifhung bei den Euro: 
päifchen Mächten zur Anerlennung zu bringen, daß aber, wie verfudt 
worden ift, das Agnaten⸗-Erbrecht in Schleswig» Holjtein auf dieſen Zitel 
der Bufammengehörigteit beider Herzogthlimer gegründet werden follte, 
wenn es nicht an fih aus dem Schleswigſchen Landrecht hervorgeht, was 
ich unentfchieden laſſe, daß e3 darauf begründet werden follte, das iſt 
mein? Erachtens ein angreifbared® Argument. Es ſtützt fich darauf, daß 
beide Herzogthümer nicht von einander getrennt werden dürfen, jo daß 
der Erbe von Holftein Schleswig mitbelommt; fie werden nicht vertennen, 
da8 Argument läßt fih aud umkehren zu Gunften des Erben von Schles⸗ 
wig, jobald diefer ein anderer wie der in Holftein fein würde. 


Aus der Rede des Abg. Virchow. 


‚Denn man fi fragt, was benn eigentlich ber Kern ber Bewegung ift, 
was eigentlich das treibende Motiv in der ganzen Sache war, nun, meine Herren, 
es ift doch nichte Anderes, und das werben auch diejenigen von Ihnen zugefteben 
müſſen, bie in ber ganzen Sache nichts anderes als eine revolutionäre Be— 
wegung ſehen, — al ber Drang nach Deuticher Einheit, ver Drang, nad außen 
bin zu zeigen, daß wir wirklich eine Ration find, daß wir unferen eigenen Boden 
vertheibigen können gegen fremde Angriffe, baß wir im Stanbe find, uns wirflid 
als eine felbfländige Nation unter ben Übrigen Europäiſchen Nationen zu zeigen. 
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Sie werben jede Bewegung, die etwa noch ben Gedanken einer Preußiſchen Spike 
m fi trug, gründlich aufheben — unb dann, meine Herren, ſprechen Sie von 
Preußiſchen Intereffen! das halten Sie im Intereffe unferes Staates! Darauf 
lann ich nur erwibern: das liegt nur im Interefie einer ganz Heinen Partei, 
bie felber nicht weiß, was fie will. 

Meine Herren! Wenn der Herr Minifter - Präfident in biefer Weife vorgeht, 
daun zeigt er allerbings, daß fein Widerftand gegen biefe Partei gebrochen if. 
Denn ich glanbe allerdings hier ausſprechen zu können, daß, als er in fein 
Amt eintrat, er es gethan bat mit der ehrlihen Abficht, ſich nicht 
einfach Ihrer Bartei in bie Arme zu werfen; ba hatte er noch gewiſſe 
Borftellungen von perjönlicher Selbftändigfeit und Unabhängigkeit; da wollte er 
uch eine gewiſſe Politit machen, die aus feiner Ueberzeugung kam; da hatte er 
noch bie Erinnerung von Frankfurt und Petersburg, wo er gejeben hatte, daß 
Breufen und Oefterreich nicht unmittelbar zufammengehen können. Aber, meine 
Herren, mit jedem Tage, den er länger auf feinem Minifterftubl 
jigt, mit jedem Tage verfällt er mehr in den Bann Ihrer Partei, 
er wirb immer mehr gendtbigt fo zu jpredhen, wie die Kreuzzeitung ſpricht — 
denn in der That, was Anderes bat er denn Doch noch hinter fih, als Ihre 
Leute (nad ber konjervativen Fraktion gewendet)? Er hat fi alſo allmälig ſelbſt 
verleugnet. Er ift nicht mehr der Mann, wie er bier eingetreten ift mit bem 
Gefühl, er werte burch eine energie äußere Politik etwas ausrichten. Nein, 
meine Herren, er ift jegt bem Böſen verfallen und er wird von ihm 
nicht wieder loskommen. (Große andauernde SHeiterfeit.) 

Ih fage alfo, wenn e8 Ihnen gelingt, diefe Deutiche Revolution — wie 
Sie e& nennen, nämlich die Partei, welche wünſcht, an die Spite Deutſchlands 
Preußen zu bringen — wenn Sie diefe Deutihe Revolution niebergeworfen 
baben, dann werben Sie auch dahin gelommen fein, Preußen in ben Zuſtand zu 
verießen, in welden ber Fürft Schwarzenberg Preußen wünſchte; dann wirb 
e8 erniedrigt fein, dann wirb es eben nicht weiter daran denken Tönnen, 
vorwärts zu fommen. Wenn der Herr Minifter - Präfident vielleiht dann noch 
deran denkt, eine Feine Annerton von Lauenburg auf irgend eine Weile zu 
Etande zu bringen und bie geehrte Partei (zu ben Konfervativen) vielleicht durch 
einige würdige Yeubale aus dieſem Urfite bes Deutſchen Feudalismus zu ver- 
Rürten, jo wırb das, glaube ich, nicht dazu beitragen, Preußen in feinen eigenen 
Augen, in den Augen Deutichlands und Europas wieder zu heben. 


Meine Herren! Sie ſprechen immer von der Großmacht Preußen. Ich 
muß fagen, ich bebauere, daß dieſes Sprechen von ber Großmacht allmälig eine 
Art krankhaften Zuftand angenommen bat. Nun meine Herren, was machen Sie 
tenn mit dieſer Großmachtſtellung? Sagt man Ihnen: Macht body einmal große 
Bofitil, geht Doch einmal energifh vor! — dann fagen Sie: Ia, das koͤnnte 
Europaiſche Vermwidelungen geben, da müffen wir zu Haufe bleiben; aber wenn 
bie Meinen deutſchen Staaten etwa auf dem Deutſchen Bunbestage einen Beſchluß 
faflen wollten, ber im Sinne der Majorität ber Deutihen Nation wäre, dann, 
meine Herren, dann fagt Preußen: Wir als Großmacht find nicht in ber Lage, 
uns diefem Beſchluſſe zu unterwerfen, wir werben uns nicht majorifiren laffen 
von den Kleinen, — aber von den Großen natürlich! 


IH meine, Sie könnten uns mit ber Grofßmadt-Angelegen- 
beit zu Haufe bleiben. Wenn PBrenfen einmal gezeigt haben wirb 
gegen Großmächte, daß es eine Großmacht ift, dann meine Herren, 
ſprechen Sie wieder davon; fo lange Preußen aber nur gegen Meine und Mittel- 
Baaten als Großmacht ſpricht, jo lange, denke ich, wollen wir biefe Angelegenheit 
bei und ſchweigen laffen. 

Auch in der heutigen Erklärung, hat ber Herr Dlinifter- Präfldent uns be- 
ſonders daranf hingewieſen, daß Schleswig eine Europätiche Frage fei, bie fich 
aur international ordnen laſſe, und ich vente, er hat uns ſchon in ber Perſpektive 
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den Kongreß angebeutet — wenigſtens babe ich das nicht anders verftehen Kiımen, 
als daß er dorthin gehen wolle, nachdem mit einem großen Embarras von Truppen 
Schleswig bejekt iſt. 

Wenn eine Schladht geliefert ift, in der fo und fo viel Preußi— 
ſches Blut vergoffen if, dann wird er hingehen auf ben Europäi- 
hen Kongreß, bann wird er fragen: Run Örofmädte, was werbet 
ibr denn Über Schleswig anorbnen? Dann haben Sie vielleicht irgend 
einem kühnen Heerführer bie Gelegenheit geboten, eine Schlacht zu liefern, Sie 
haben vielleicht der Armee irgend einen Sieg gegönnt, und die Armee lanı 
dann wieder aus Schleswig abziehen, wie fie dereinft abgezogen 
if. Sie werden vielleiht dann gerabe das Gegenthbeil von dem 
mit Europa feftftellen, wofür bie Armee glaubt ausgezogen zu fein. 

Meine Herren! Alle viejenigen, bie etwa noch in Bezug auf Preußiice 
Snterefien Bedenken tragen, möchte ich bitten, die Gefchichte des Wiener Kon- 
greffes zu lefen, um bie Gefahren fi Mar zu machen, bie Preußen auf einem 
neue Europäiſchen Kongreffe laufen würde. Preußen würbe immer ber Lette 
fein, ber etwas befommt; es müßte immer baranf rechnen, baß feine AInterefien 
am meiften gefchädigt werben, und wenn Preußen es ift, welches jetst ein Deutiches 
Land auf einen Europäifhen Kongreß hinweift, dann können wir fchon ſicher 
fein, daß diefes Deutſche Land bem Feinde Überliefert werden wirt. 
(Sehr wahr! Links.) 

Auch aus den heutigen Erklärungen bes Herrn Minifter- Präfidenten kann 
man, glaube ich, feinen anderen Schluß ziehen, als daß die Preufifche Regierung 
noch gegenwärtig an dem Lonboner Bertrage feftbält. Daß das nur im Inter 
effe Rußlands ausſchlagen kann, das ift hier fchon wiederholt auseinander gefekt 
worben; ich will darauf heute nicht weiter zurüdkommen. 

Ich meine, e8 liegt ganz auf ber Hand, daß biefer Vertrag und feine Auf- 
rechterhaltung nur im Interejfe Rußlands fein fann und baf nur ein 
Staatsmann, der diefen Interejfen verpfligtet if, im Stande 
ift, eine ſolche Politik aufrecht zu erhalten. 

Wenn die Königliche Staats - Regierung auch noch nach ihrer heutigen Er- 
Märung uns die Kenntniß ihrer Politik verfchräntt, wenn fie auf alle möglichen 
Alternativen binweift, bie eintreten Könnten, dann muß ich wenigftens erklären: 
in einem alle, wo, wie bie Regierung jelbft jagt, Europäifche Berwidelungen 
vorliegen, da follte man nur vorgehen auf Grund ganz unzmweifelbafter Rechts⸗ 
titel, und leineswegs mit folhen Alternativen, wie fie die Regierung aufftellt, 
durch welche fie bald die Eriftenz bes Londoner Vertrags, bald die Eriftenz ber 
Berabrebungen von 1851 und 1852, bald, glaube ich, den Frieden von 1850 in 
Frage ftellt ober anerfennt, wo fie nichts Sicheres mehr bat, als den Vorbehalt 
ihrer Ipäteren befiebigen Entſcheidungen. Einer folden Politik nachzugeben, das 
würde einer Lanbesvertretung unwürdig fein. Es mwürbe fi nicht paffen für bie 
Vertreter eines Volkes, welches immer geneigt geweſen ift, für wirklich national 
Zwecke bie größten Opfer zu bringen, die überhaupt von einem Wolle verlangt 
werben innen, von einem Volke, welches gegenwärtig reif unb mündig geworben 
if, um feine Mittel nit nutzlos vergeuben zu laffen im Jutereſſe 
der Tyrannei! 


Antwort Bismarcks. Politik und Parter. 


Ich glaube, der Herr Vorredner wird mich nicht eineß ganz us 
geregten orwurfs zeihen, wenn ich behaupte, daß er in fällen, mo die 

eußerungen der Hedner, die vor ihm gefprocdhen haben, fich in ihrer ur 
fprünglichen Geftalt nicht für den Zmed eignen, ihnen mitunter Präparatt 
fubftituiet, an denen ſich die Kritif mit mehr Wis und Behagen üben läßt. 
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Ih mill mich getreu meiner vorher ausgeſprochenen Abfiht nur auf that» 
file Berichtigungen befchränfen und dazu einzelne Aeußerungen re= 
eviren. 

Der Herr Vorredner hat mich dahin verftanden oder dahin verftehen 
wollen, daß ich bier in meiner Yeußerung, oder ich weiß nicht, ob in der 
verlefenen Biege — die Abmadhung von 1852 als unmöglich bezeichnet 
hätte, und daß ich mich — wenn ich mich bei der Ränge der Zeit, die 
jeitdem verfloffen ift, noch genau feiner Worte erinnere — bierzu dur) 
die Redner des Haufes hätte üiberreden lafien. ch habe vorhin die Zus 
fände, wie fie von 1852 bis zum vorigen Jahre in Dänemark beftanden 
baben, als unmöglih und ihre Wiederkehr als unzuläffig bezeichnet. 
Sollten die Stipulationen, die während diefer Zuftände unerfüllt geblieben 
waren, unausfübrbar befunden werden, jo wäre es zunächſt Dänemarks Sache, 
da3 geltend zu machen, vorzufchlagen, was fich dem jubftituiren ließe, und 
dazu die Einwilligung der anderen Kontrahenten zu erlangen. Der Herr 
Vorredner hat ferner geäußert, er wüßte nicht, wie die VBerabredungen von 
1852 noch dazu dienen jollten, eine Inkorporation zu verhüten, da dieje In⸗ 
torporation Schleswigs bereits erfolgt wäre. Es ift das volllommen richtig; 
wohl aber können dieje Berabredungen von 1852 als eine Europätfch aner- 
kannte Baſis dienen, um gegen dieſe Inkorporation einzufchreiten, und e3 if 
jo wenig Meinungsverjchiedenheit zwiſchen der Königlichen Regierung un 
dem Herren Vorredner, daß mir im Gegentheil, weil wir die Inkorporation 
als vollzogen betrachten, einfchreiten wollen, um fie außer Kraft zu fegen. 

Was ferner meine Schlußäußerung in der Kommiſſion betrifft über 
rerfaſſungsmäßige und nichtverfaffungsmäßige Wege, fo hat mir der Herr 
Borredner das Deugnıf eines fehr guten Gehörs gegeben; ich glaube da= 
neben auch ein ſehr gutes Gedächtniß zu befigen und mich der Worte, 
die ich geäußert habe, fehr genau zu erinnern. Sie fünnen auch einen 
anderen Sinn nicht gehabt haben, als den, den ich ihnen vorher lieh. 
Es ift mir fern geweſen, meine Yeußerungen ändern zu wollen, die ich 
damald gethan habe. ch erinnere nur daran, daß ich meine Wünſche 
in Bezug auf Ihre Befchlüffe in Verbindung mit dem Vertrauen ausſprach, 
weldes ich zu Ihnen zu haben erklärte, und das Vertrauen nur dahin 
gerichtet fein könnte, Sie würden uns eben die Mittel verfaffungsmäßi 
zugänglich machen und fie bewilligen. Es iſt das nicht fehr wefentli 
ur Sade, aber ich halte doch darauf, daß ich nicht hingeftellt werde wie 

and, der irrthüimlich oder abfihtlih etwas mit den Thatſachen nicht 
Uebereinftimmendes geäußert habe. 

Der Herr Borredner, wenn ich ihm in derfelben bunten Reihenfolge, 
die er beobachtet hat, folgen darf, fam daraus auf den Umftand, daß ich 
meine politifche Stellung feit meinem Eintritt in da8 Minifterium weſentlich 
geändert, daß ich fie, um mich trivial außzudrüden, nad rechts hinüber: 

erüdt habe. Wenn das in dem Sinne zuträfe, und wenn ich bei feiner 
uffaſſung des „Böfen,“ dem ich verfallen wäre, ftehen bleibe, jo glaube 
ih, ihm meine Gedanken von feinem Standpunkte aus mundrecht zu machen, 
wenn ich fage, ich habe nad) dem Sage gehandelt: flectere si nequeo 
superos, Acheronta movebo. Ich habe, als ich herfam, allerdings 
die Hoffnung gebegt, daß ich noch bei anderen als bei mir die 
Reigung finden Lönnte, den PBarteiftandpunft unter Umftänden 
dem allgemeinen paterländifhen Intereſſe zu opfern. Ich will 
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nicht näher herporheben, um Niemand zu verlegen, in wieweit und bei 
wem ich mich darin getäufcht habe; getäufcht aber habe ih mid und 
natürlih wirft das auf meine politifhe Stellung und Be- 
ziehungen ein. 

Der Herr Vorredner fam dann auf die Frage eines Kongreſſes und 
jchien dabei vorauszufegen, daß wir, die wir am Bunde uns nicht wollen 
majorifiren laffen, ung im Kongreß majorifiren zu lafjen bereit wären. 
Ich bemerke dabei vom zünftigen Standpuntte aus, daß auf Kongrefien 
nicht majorifirt zu werden pflegt, fondern fie haben die Einftimmigteit 
der Erfcienenen zum Ergebniß oder gar keins. Wie der Herr Vorredner 
darin eine Ungeheuerlichkett erjehen faun, daß nad) einem etwaigen Kriege, 
defien Möglichkeit ja doch nicht geleugnet werden kann, ein Kongreß folgen 
follte, das ift mir unbegreiflich —* Es iſt das faſt die Regel, daß 
nah einem Kriege Kongreſſe folgen, wo man ſich über die Friedens⸗ 
bedingungen verftändigt. Diefe Bedingungen hängen wefentlich davon ab, 
wer Sieger im Kriege gewejen if. Wenn man die Kriege nicht verewigen 
will, fo muß man doch zu einer Verftändigung kommen. 

Der Herr Vorredner hat ferner von Ruffiihen Anſprüchen geſprochen. 
Ich habe nicht genau verftanden, ob auf die Däniſche Monarchie oder einzelne 
Theile der Herzogthlimer; auf die Däniſche Monardie, glaube ih, daß 
Auffifche Antprüche weder erhoben werden können, noch nad) dem dortigen 
Erbrecht erhoben find; was dagegen die Anfprüce auf die Herzogthümer 
betrifft, fo babe ich feinen Beruf, mid) über ihre Anerfennung Auösulptecen 
oder diefe Frage irgendivie zu präjudicıren. Wenn jedoch der Herr Bor 
redner fie ſchlechthin als eine Lüge bezeichnet, fo muß ich ihm erwidern, 
daß diefe Lüge von ziemlich vielen Leuten geglaubt wird bis zu dieſem 
Augenbiid. 

Der Herr Vorredner hat uns dann vorgeworfen, warum wir nidit 
an eine Skandinaviſche Union gedacht hätten, warum wir dort nicht einen 
Bundesgenofjen gefucht hätten, und hat demnächſt die Befigfrage der Herzog: 
thümer aus dem Bedürfnißftandpunft für Dänemark erörtert. Wir find 
nie zur Erwägung diefer Bedürinißfrage gelangt, denn ich kann dem 
Herren Vorredner verfichern, daß der Gedante an eine Skandinaviſche 
Union in Echweden vielleiht bei einer gewiſſen Anzahl von Profeſſoren 
und anderen Gelehrten fehr lebendig fein mag, daß aber die Schwedifche 
Regierung ihm bisher nicht geneigt ift, und ich glaube, Niemand, der 
ihr die Fropofition machen wollte, fih Dänemark zu anneftiren, würde 
an ihr einen Bundesgenoffen finden, der bereit wäre, für diefen Zweck 
erhebliche Opfer an Geld und Menfchen zu bringen. 


Diefe Anſchauung fann vieleiht in den Intereſſen einzelner Parteien 
begründet fein, fie kann auch den Grund haben, daß eine Schwebilde 
Politik nicht wünſcht, die Vortheile der faft infularen Tage der jetigen 
eigentlihen Skandinaviſchen Yalbiniel dadurh zu verlieren, daß fie 
fontinentale Befigungen als Angriffs-Objekte für andere Mächte ers 
wirbt. Kurz und gut, ih will nur die Thatfache feftftellen, daß dieſe 
Chance nicht jo bereit am Wege liegt, wie der Herr Vorrebner es anzu 
nehmen jchien. 
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Weitere Aeußerung Bismarcks auf eine Rede ded Abs 
geordneten Schultze⸗Delitzſch. 


(Deutſche und Preußiſche Politif; die Ueber— 
griffe ded Abgeordnetenhauſes; der Preußiſche 
Bolfögeijt und die Monardie; der rocher de 
bronce.) 


Der Herr Borredner hat ung vorgeworfen, und das Miniſterium 
jenem Bedürfniß nad) mit den Aeußerungen anderer Redner dahin iden- 
tfizirt: wir wollten von Deutjchland nichts willen. Es muß ein eigen- 
tbimliher Zauber in diefem Worte Deutſch liegen. Man fieht, daß 
Jeder dad Wort für fi zu gewinnen jucht, und Jeder das „Deutfch“ 
nennt, was ihm nüßt, was feinem Parteiftandpunfte Vortheil bringt, und 
damit nach Bedürfniß wechſelt. So kommt es, dad man in manchen 
Zeiten es Deutſch nennt, gegen den Bund fich aufzulehnen, in anderen 
Zeiten, da3 für Deutſch gilt, für den fortfchrittlih gewordenen Bund 
Partei zu nehmen. So kann e8 leicht gefchehen, daß uns vorgeworfen 
wird, daß wir von Deutfchland nicht? willen wollen aus Privatinterefien. 
3b kann diefen Vorwurf Ihnen mit vollem Rechte zurüdgeben. Sie 
mollen von Preußen nichts willen, weil es Ihrem Parteiſtandpunkte, 
Ihrem Barteiinterefje nicht fonvenirt, weil e8 Ihnen konvenirt, Preußen 
entweder nicht oder als Domaine des Nationalvereins befteben zu laſſen. 


Der Herr Borredner hat ferner einen Geſichtspunkt aufgeftellt, der 
mr und jedem aufmerkſamen Leſer der Gejchichte der letten 15 Jahre 
volftändig neu fein muß, er bat gejagt, daß die Meinen Staaten, aljo 
auch ein neu zu fchaffender Mittelftaat, zur Erhaltung in diefer Selbft- 
fändigkeit fih an Preußen anlehnen. Die Geſchichte. der letzten 15 Jahre 
iehrt das Gegentheil, die Hleineren Staaten, ausgehend von der Bregenzer 
Koalition, haben ſich an Defterreich angelehnt und haben vielleicht aus 
geographiichen, vielleicht aus Gründen, die fie der Preußifchen Politik 
entnahmen, weil fie im Jahre 1849 ihre Selbitftändigkeit mehr durch 
Preußen, als durch Defterreih gefährdet gefehen, um diefe Selbſtſtän⸗ 
digket zu ſchützen, fich an Defterreich angelehnt. Gegen diefe durch bie 
natürlihe Beſorgniß der Kleinftaaten für ihre Eouveränetät hervorges 
brachte Stellung haben wir 12 Jahre lang am Bunde zu kämpfen gehabt, 
ih habe lange genug an diefen Kämpfen perfönlid Theil genommen, um 
die nachtheiligen Wirkungen derfelben für Preußen nad) Gebühr würdigen 
zu fönnen. Wenn der Betr Borredner eine Politik, die zur Löſung diejer 
Koalition führt, die dazu führt, die Deutſche — nicht Einheit, Yondern 
— Einigkeit auf die einzige mögliche Baſis, auf die Einigkeit der beiden 
Großmächte zu ftellen, wenn er das mit der Gefcichte der Faudinifchen 
Päfle vergleicht, fo ift das eben eine rhetorifche Floskel, bei deren Wider- 
legung ich mich nicht weiter aufhalten kann. Gerade die Regierungen, 
meine Herren, die wir in dem alle waren, zu ftügen — find demnächſt 
als unſere ſchärfſten Gegner aufgetreten, und wenn Sie fidy einen neuen 
Schleswig. Holfteinifchen Staat denten, jo würde der uns wenig helfen 
föunen, aber auf unfere Unterftügung würde er fehr angewieſen fein, er 
würde neben fich ein verftümmteltes, gereiztes, Dänifches Land haben, 
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vielleicht felbftftändig, vielleicht angelehnt an Schweden, welches ſich zu 
Deutfchland und zu diefem neuen fouverainen Staat etwa in derſelben 
Stellung befinden würde, in der ein wiederhergeftellted Polen fich Preußen 
egenüber befinden würde, es würde auf das Bedürfniß angemiefen fein, 
Feinen Nahbar — und alfo hier Deutjchland — in jeder Verlegenheit 
anzugreifen, um wieder zu dem zu kommen, was e8 ald das GSeinige er: 
achtet. Es ift meiner Meinung nach unfere Aufgabe, mit den flandina-« 
pifhen Staaten in friedlihen und freundnachbarlichen Berhältniffen zu 
leben; wie dieſe Aufgabe zu erreichen fei, ob fie überhaupt zu erreichen 
fei oder ob nit, ob man fih mit dem guten Willen befcheiden müfle, 
das hängt von der Zukunft ab. 

Die Rede des Herrn Antragfteller8 und die Folgerungen, die er aus 
der Tage der Sache gezogen hat, nöthigen mich doch in die Diskuffion 
weiter zurüdzugreifen, als es meine Abficht war, felbit auf die Gefahr 
bin, dan fih dadurch Ihre Diskuffion wieder eröffnen follte Wir können 
nad diefer Rede wohl mit Sicherheit annehmen — wir find gewohnt, 
den ven ald Nepräfentanten der Majorität zu betrachten — daß Sie 
die Anleihe ablehnen, die Refolution annehmen werden, und daß ich mid) 
in dem Bertrauen, das ich wiederholt auf Sie gefegt und ausgeſprochen 
babe, vollftändig getäufcht habe. 

Das Hauptmotio, weshalb Sie fie ablehnen werden, ift der Mangel 
an Vertrauen zu dem jegigen Minifterium, darin fonzentrirt fich Alles, 
das ift der Brennpunkt Ihrer ganzen Argumentation. Ich babe mid 
deshalb gefragt: Was müßten wir — mas müßte ein Preußiſches 
Miniftertum tbun, um Ihr Bertrauen zu erwerben? Es vu 
ſich von der Preußifhen Berfafiung losfagen, es müßte jid 
von Breußens Traditionen, von Breußens Geſchichte, von 
Preußiſchem Volksgefühl vollftändig losſagen, es müßte jid 
von der Berfaffung loßfagen, indem e8 die Hand dazu böte, 
die Alleinherrſchaft dieſes Haufes in Preußen berzuftellen, 
indem e8 die Hand dazu bietet, der Fortdauer der Auflehnung 
der Krone gegen die Herrſchaft diefes Haufes den Boden zu 
entziehen, dur Verweigerung feiner Kontrafignatur. 

Ste haben fih in dem vorliegenden Bericht, meine Herren, mit 
einer Deutlichfeit darüber ausgeſprochen, daß ich glaube, Sie werden heute 
nicht mehr in der Lage jein, einer Aeußerung gegenüber, die ich etwa vor 
einem Jahre an dieſer Stelle gethban babe, nämlich, daß es ſich hier 
um einen Kampf handelt über die Herrſchaft Preußens zwiſchen 
dem Haufe der Hohenzollern und dem Haufe der Abgeord- 
neten, — eine Aeußerung, die damals mit einem Rufe de Staunens, 
der mißbilligenden Kritik empfangen wurde — ich glaube, Sie werden 
—* dieſen Ausdruck, dieſe Mißbilligung nicht mehr ausſprechen können, 
ondern ſich offen zu Ihren Thaten bekennen. 

gehe, um meine Behauptungen zu belegen, einige Stellen Ihres 
Berichtes durch, da ich wohl le darf, dag Sie mit der Annahme 
des Antrages auch den Bericht Ihrer Kommilfion ſich aneignen werden. 
Nah der Verfaſſung fteht Sr. Majeftät dem Könige daS Recht über 
Krieg und Frieden zu, fleht Sr. Majeftät dem Könige das Recht zu, 
feine Minifter zu mählen, jowie die ganze Erelutivgewalt zu. Wie fafen 
Sie diefe Beftimmungen nun auf? Sie fagen auf ©. 5., es liege Ihnen 
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die Beforgniß nahe, daß die Richtung ber Regierung ben in der Refolution 
pom 2. Dezember ausgeſprochenen Intentionen des Abgeordnetenhaufes zu⸗ 
widerlaufen könne. Da3 darf alfo nah Ihrer Meinung nicht fein, das 
darf fi die Krone nicht erlauben, daß fie eigne Intentionen hat in Bes 
zug auf auswärtige Politik, die den Ihrigen zumiderlaufen. 

Seite 6. verlangen Sie — ich citire Alles wörtlich aus dem Bericht, 
wie es hier ſteht — Seite 6. verlangen Sie, daß die Negierung des 
Kömigs nicht blos den Willen habe, das Recht und die Ehre des Landes 
zu ſchützen, jondern aud die Maßregeln, welche im gegebenen Falle zur 
Yöjung diefer Aufgabe erforderlich find, der Erwägung des Abgeordneten- 
baufe3 entſprechend auswähle. Hier trifft alfo der Eingriff in die Erekutive 
nicht nur Ihre Gefammtrichtung, fondern auch die Details, in den einzelnen 
Maßregeln. Sie fegen fi ein, meine Herren, als den diplomatiſchen 
Hof» Krieggrath, von deſſen Zuftimmung die Altion der Krone abhängt, 
defien Genehmigung die Regierung felbft für die einzelnen Maßregeln in 
jedem gegebenen Falle nothwendig bedarf, wenn fie andefn will. 

Seite 7. machen Sie das Recht der Krone über Krieg und Frieden 
in dürren Worten von Ihrem Votum abhängig; die Argumentation, wie 
Cie dazu kommen, kann Jeder felbft nachlefen. 

Seite 8. ſprechen Sie den Entſchluß aus, die Regierung zur Altion 
g, pereniafien. Das überfchreitet an fich Ihren verfafjungsmäßigen Beruf. 

er Sie fügen ausdrüdlich nad Ihrem Ermeſſen hinzu: zu einer Aktion 
nicht nach dem Ermeflen der Erefutivgewalt, fondern ausdrücklich zu 
eıner von Ihnen beftinmten Aktion, deren Biele far von Ihnen vorge 
ihrieben werden. Nun, wenn es irgend einen Anfpruch giebt, der Krone die 
ihr verfaffungsmäßig zuftehenden —* der Exekutive aus den Händen zu 
winden, ſo er in dieſen Worten ſo klar ausgeſprochen, wie es irgend ſein 
lann. Sie verlangen dieſe Aktion im wohlverſtandenen Intereſſe Preußens, 
Deutſchlands und der Herzogthümer — ich ſchalte in Parentheſe ein, wie 
wir doch ſo weit gekommen ſind, daß Niemand mehr ehrlich zu ſagen 
wagt, er handle im Preußiſchen Intereſſe, er handle als Preuße; man 
getraut ſich kaum auf dieſer Seite das Wort „Preußiſch“ auszuſprechen, 
ohne ſofort die Erläuterung dazu zu geben, „natürlich im Sinne des 
Fr Intereffes, dex Rechte Deutjchlands, der Rechte der Herzog- 

er 4 


Lestere dürfen nicht fehlen, ein offenes Belenntniß zu Preus 
ßiſhem Intereſſe, zu Preußiſcher Nationalität ift auf Ihrer 
Seite niht zu finden. Alſo „im mwohlverftandenen Intereſſe!“ Wohls 
terftanden ift natürlich nur dasjenige Intereſſe, welches Sie ala ſolches 
derſtehen. Sie entſcheiden alfo auch hier wieder über die Richtung, die 
die Krone innerhalb des ihr verfaffunggmäßig reſervirten Gebietes ein- 
Idlagen foll, 

Sie fordern auf ©. 15., daß der König auf ihr Geheiß einen Er⸗ 
oberungskrieg führe, um Schleswig für den Öerzog von Auguftenburg zu 

innen. Hit einem Worte, meine Herren, wenn man ihr Ber- 
trauen erwerben foll, fo muß man fih Ihnen in einer Weife 
bingeben, wie es für die Minifter des Königs von Preußen 
ht möglich if. Wir würden dann nit Königliche Minifter, 
wir würden Barlaments-Minifter, wir würden Ihre Minifter 
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fein, und dazu, das boffe ih zu Gott, werden wir nidt 
fommen. 


Ob die Minifter das Vertrauen des Königs haben, ift Ihnen vol 


fländig gleihgültig. Der König würde danach eine Perfönlichkeit fein, 
die weniger Einfluß auf die Geſchäfte Preußens hätte, als, ich will nicht 


fagen, jedes einzelne Mitglied dieſes Haufes, aber etwa jeder Yractiond- 
führer, mit dem man fapituliren muß, wenn man ihn gewinnen will; 
aber über die Rechte des Königs könnte man ftets einfach zur Tages⸗ 
Drdnung übergehen. Und doch neben Alle dem find die Beitimmungen 


in der Berfaffung vollftändig Har, daß der König über Krieg und Frieden 
* beftimmt, daß der König die Minifter wählt. 


Der Herr Borredner will die Vermittelung zwifchen feinem und 


meinem Standpunfte dadurd herbeiführen, daß eine indirekte, eine fonftis 


tutionelle Nöthigung ftattfinde. Ex bat das ganze Syftem, wie das Kom 
miffionsgutachhten entmwidelt, und wie er e8 eumirt, als eine indirekte 
Nöthigung betrachtet, fommt dabei aber zu dem, wie mir jcheint, ganz 
logiſchen Schluß, die mir in den Mund gelegte Aeußerung, „man würde | 


das Geld nehmen, mo man es finde,“ aud für eine jolche konftitutionelle 
Nöthigung, für eine Eonftitutionelle Konfequenz zu halten. 
Meine Herren! So Eonftitutionell, wie ihr Berhalten ift, wäre dieſe 


Theorie au, und da hätten wir uns gegenjeitig nicht3 vorzuwerfen. Jh 


babe gejagt, Sie widerſprechen dur Ihr Verhalten nicht nur der Ber 
faffung, jondern auch den Traditionen und der Geſchichte, Sie wider: 
fprehen dem Volksgeiſt Preußens. Der Volksgeiſt Preußens 


ift Dur und durch monardifch, Gott fei Dank! und dabei wird es 
auch trotz Ihrer Aufklärung, die ic Verwirrung der Begriffe nenne, 
bleiben. Sie widerfprehen den ruhmvollen Traditionen unjrer 


Bergangenheit, indem Sie die Stellung, die Großmadts- 


ellung Preußens, welche durch ſchwere Opfer an Gut und 
[ut des Bolfes erfämpft wurde, desavouiren und damit der 


glorreigen Bergangenbeit des Landes, indem Sie in einer 
ahtfrage zwiihen der Demofratie und den kleinen Staaten 
auf der einen und dem Preußifhen Thron auf der andern 
Seite, für die erftgenannte Seite Bartei nehmen. Indem Sie 
auf diefe Weife dahin ftreben, Preußen unter eine Bundesmajorität zu 


mebdiatifiren, thun Sie, was Sie uns toto die vorwerfen. Sie fegen 


den Barteiftandpunft über die Intereſſen des Landes; Sie 
fagen: „Preußen mag beftehben, wie wir e8 wollen, oder wenn nidt, fo 
mag es zu Grunde gehen. Sie fühlen — und gerade dieje Refolution 
beweift e8 mir mehr alö jedes Andere, fie fühlen und denken nicht, wie 
dag Preußifche Boll. Deshalb nur konnten Sie gewiffe Borausfegungen 
über die Stimmung des Preußifchen Heeres ausfprechen, die e3 in —* 
oder jenem Falle mit nach Hauſe bringen würde. Das zeigt, wie Sie 
dem eigentlichen Volke fern ſtehen, und wie Sie ſich eingelebt haben in 
Koterien der Ihnen Gleichgeſinnten, wie Sie durch eine von Ihnen ab⸗ 
hängige Preſſe ſich täuſchen laſſen über den wahren Sachverhalt. Sie 
kommen mir vor, wie Archimedes mit feinem Zirkel, der es nicht merkte, 
daß die Stadt erobert war. 

Meine Herren! Fühlte daB Preußiſche Boll, wie Sie, jo 
müßte man einfach jagen, der Preufifhe Staat habe fid 


205 
1864. 


überlebt und die Zeit fei gelommen, wo er anderen bifto- 
rifhen Gebilden Play zu mahen habe. So weit find wir aber 
noch wicht. Ich erinnere Sie an eine Anekdote, die in früheren Zeiten 
bet der Grundfteuerverhandlung in diefen Näumen häufig citirt murde. 
Es ift das Schreiben König Friedrich Wilhelms I. an ein Mitglied der 
Oftpreußifchen Stände bei Einführung der Grundfteuer; er fagt darin, 
wenn ich mich der Worte richtig erinnere: 

„Was ich ruinire, das ift das nie pozwalam der Junker; Ich 

etablire die souverainet6 comme un rocher de bronce.” 


Meine Herren! Der rocher de bronce fteht noch heute 
feft; er bildet das Fundament der Preußifhen Geſchichte, 
des Breußifhen Ruhms, der Preußiſchen Großmacht und des 
verfoffungsmäßigen Königthums. Dieje ehernen Felfen 
werden Ste nit zu erfhättern vermögen durd Ihren Nas 
tionalnerein, durch Ihre Refolution und dur Ihr liberum 
Veto! 


Weitere Aeußerung Bismarcks, — nad) einer Rede 
des Strafen von Schwerin. 


Die Aeußerungen des Herrn Vorrednerd nöthigen mid) zu einigen 
Erwiderungen und Berichtigungen. 

Derfelbe hat verfchiedene Behauptungen aufgeftellt, die ich meinerfeitg 
gar nicht beftritten habe und andere beftritten, die ich nicht aufgeftellt habe. 

Wenn er zuvörderft davon ausging, daß er ein guter Preuße fei und ihm 
dies Zeugniß von Niemand verweigert werden würde, jo ſtimme id) damit 
volftändig fiberein; ich gehe noch meiter, ich halte ihn in feinem Herzen 
jogar für einen monarchiſchen Preußen, (Bewegung und Heiterkeit.) aber 
man kann doch von ihm feinem Könige gegenüber jagen, wa Göthe vom 
Dr. Zauft dem Könige der Könige gegenliber gejagt werden läßt: „fürs 
wahr er dient Euch auf bejondere — 2* deshalb glaube ich auch, daß 
es mit der Partei, die der Herr Abgeordnete vertritt, ein Ende nehmen 
wird und zum Xheil jchon genommen bat, wie mit dem Dr. Fauſt, im 
erſien Theil nämlıh; ob dem erften Theil auch noch der zweite heil 
nad) Analogie des Fauſt folgen werde, muß die Zukunft lehren. Gewiß 
it, daß die Zahl diefer „guten Preußen“ fih von Tag zu Tag ver: 
minder. Wo ift die Majorität geblieben, an deren Spige ſich der Herr 
Redner felbft als Miniſter befand? Ich habe ſchon früher gejagt, wäre 
die Bartei ftärfer, als fie es leider iſt, fo ließe fich mit ihr rechten 

en. 


. Zu den Behauptungen, die der Herr Redner beftritten, ohne daß id) 
ne aufgeftellt hatte, gehört diejenige, daß Preußen von “Deutfchland ges 
ihieden werden müſſe. ‘Deine Herren! Das ift ja ſchon geographiſch un« 
möglich, ein Blick auf die Karte lehrt das ſchon. Es fragt fi in Deulfdy- 
land nur, wer foll führen? — oder wie der Herr Vorredner fich aus⸗ 
gehrüdt hat, „wer fol im Andern aufgehen?" Wenn aber die beiden 

oßmächte einig find, wie in diefem Fall, fo glaube ich, daß, jo lange 
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die jetige politifche Geftaltung in Deutfchland befteht, ihnen dieſe Füh- 
rung unfreitig gebührt. Es handelt fih nur darum, Har zu ftellen, ni 
und wer ift „Deutichland“ — und was denkt man fich unter Deutfchen 
Sntereflen? Diefe Frage kann in Betreff der politiihen Intereſſen jo 
vielfach beantwortet werden, wie es in dem Arndtſchen Piede in Bezug 
auf die geographilchen Berhältniffe gejchieht. Ich bin ferner mit dem 
Herrn Redner darin ganz einig, daß wir und nit an einem Abgrımde 
befinden, wenn die Verfaſſung beobachtet wird, fobald fie eben nur all» 
feitig beobachtet wird, fobald fie auch von der anderen Seite beobachtet 
wird, jobald man nicht danach trachtet, ihr eine Auslegung zu geben, die 
fie, ihrem Haren Sinne nad, nicht bat, und die mit der Preußifchen, 
bei uns publizirten Verfaſſung nicht vereinbar ift, und daß diefes von 
Fhnen nicht gejchieht, das ift es, was ich vorhin behauptet habe. In 
Bezug auf die geftern von mir aus einer Depefche gemachte Mittheilung 
bemerkte ih, daß ich darin nicht ein Programm aufgeftellt, durch melde: 
die Erbfrage abfolut präjudizirt worden wäre; ich habe gefagt, wenn die 
Löfung bertefben, welche von der Bundesmajorität erftrebt wird, fich nicht 
als möglich erweift, fo fei e8 nothmendig, eine andere Löſung ing Auge 
zu faflen, jedenfall® aber den zwölf Jahre lang beftehenden Zuftand 
nicht wieder auflommen zu laſſen. 

Der Herr Borredner hat aus einem Worte, welches ich in der Kom⸗ 
miffion gejagt habe, gefolgert, daß die Mittel und Klein-Staaten es 
fih gefagt jein lafjen würden, daß es feine Deutichen Intereſſen gäbe 
und daß fie in Folge deſſen nur ihre eigenen zu Rathe ziehen würden 
und daß dieje eigenen Intereſſen fie auch zur Anlehnung an das Ausland 
beftimmen könnten. Meine Herren! enn der legte Fall einträte, jo 
werden wir auch vielleicht wieder erleben, was wir fchon erlebt haben; 
jeder Staat folgt jchlieglich feinen Intereſſen. Gehen Sie auf die Ge- 
Ihichte zurüd, jo werden Sie finden, daß mein Wort volltommen richtig 
ift, jo unmilllommen ed Ihrem Ohr auch Elingen mag; e8 gilt von allen 
Regierungen, was einer ihrer Souveräne mir einft felbft fagte: „Kommt 
e8 zum Aeußerſten, fo ift mir das Hemd näher als der Rod.“ Nur 
glaube Ich in der That nicht, daß die dauernden Interefien diefe Staaten 
nöthigen, fi) an dag Ausland anzulehnen, fondern daß ihnen ihre daus 
ernden Intereſſen empfehlen, ſich an die beiden Deutfchen Großmädte an: 
zufchliegen. Ich kann nur wünſchen, daß fie dieſes Intereſſe deutlicher 
und flarer erkennen, als es neulich in einer fchriftlichen Aeußerung eines 
fürftliden Mitgliedes der Fortſchrittspartei in einem nad Wien 
gerichteten Briefe gejchehen ift. 

Ich muß dem Herrn VBorredner ferner darin wiberfprechen, als hätte ich 
behauptet, daß das Recht allein bei den Bajonetten Liege. Sch habe nur 
behauptet, dag Recht ließe fih in Europäiſchen Streitigkeiten, wo ein 
fompetenter Gerichtshof nicht befteht, nur duch die Bajonette geltend 
machen. Wenn ich mich vecht erinnere, fo Tnüpften fi meine Worte 
darag, daß der abmwejende Referent dem gleichfalls abweſenden Pernice 
vormwarf, daß feine Anfichten Winkelauffafjungen feien, und ich bemerfte 
darauf, daß bei dem Mangel eines ®erichtshofes in Europa Winfelan 
fihten, wenn e8 ihnen gelinge, die Mehrheit der Bajonette zu gewinnen, 
die Eigenjchaft hätten, daß fie mitunter ſiegreich blieben. 
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Der Herr Vorredner bat ferner ald Motiv unferer Handlungsmweife 
die Sucht vor der Demokratie und Furcht vor dem Auslande der Re⸗ 
sierung ımtergefhoben. Ich glaube, der Herr Redner kennt mich lange 
genug, um zu wiflen, daß ih Furcht vor der Demokratie nicht 
inne. Hätte ich diefe, jo ftände ich nicht an diefem Plage oder 
würde das Spiel verloren geben. (Große Bewegung. Aufe: „Ein 
Spiel! Ein Spiel!*) — Ich [affe mih auf Worte nicht ein; rechten Sie 
mt über Ausdrüde, rechten Sie über die Sahe! — Ich fürdte 
diefen Gegner nicht, ich hoffe ficher ihn zu befiegen; ich glaube, 
das ah, daß es fo fommen werde, iſt Ihnen nicht mehr 
ganz fern. 


Was Dagegen die Furcht vor dem Ausland betrifft, fo beftreite 
ich die Richtigkeit des Ausdrudes. Man kann Borfiht Furcht, man 
taın Muth Zeichtfertigfeit nennen. Der Muth nimmt meines 
Erachtens diefen Charakter an, wenn man einer Regierung, die für das 
Schickſal eines großen Landes verantwortlich ift, zumuthet, wie mir daß 
in der Kommiſſion von Seiten des Herrn Referenten gejchehen ift, auch 
gegen die erdrüdendfte Uebermacht, die fi) von Haufe aus berausftellt, 
Preußen zu den Waffen greifen zu lafien. Meine Herren! Das kann eine 
Regierung nicht, das kann der Einzelne, der entfchloffen ift, feine Perfon 
deranzufegen. Eine Regierug bat niht das Net, das Land, 
deffen Schidfal ihm anvertraut ifl, gegen eine von Haufe aus 
erdrüdende Uebermacht ohne Noth ins Feld zu führen, womit 
ich keineswegs gejagt haben will, daß in dem jegt vorliegenden 
Falle uns eine Tolde erdrüdende Uebermacht gegenüberjtände, 
sh halte überhaupt nodh heute wie in der Kommijfion die 
Bolitit der freien Hand, des Gewahrtfeins jedes Standpunkts 
Ihnen gegenüber aufredt. 


22. Zanuar. Ablehnung der Anleihe mit 275 gegen 
51 Stimmen. 


Annahme einer Rejolution nad) dem Antrage von 
Schultze-Delitzſch. 


„In Erwägung, daß Preußen gemeinſam mit Oeſterreich am Bunde erklärt, 
68 werbe fidh dem Bundesbeſchlufſe vom 14. d. widerſetzen, die Schleswig - Hol- 
teinfhe Sache in die eigene Hand nehmen und bie Bejegung Schleswigs als 
enrspäiihe Großmacht ausführen; in Erwägung, daß Preußen bamit von Deutfch- 
fand abfällt und feine Großmadtftellung mißbraucht; in Erwägung, daß' dieſe 
preußiſch⸗ öfterreichifche Politik ein anderes Ergebniß haben kann, ale 
die Herzogthümer abermals Dänemark zu Überliefern; in Erwägung, 
daß die angebrohte Vergewaltigung ben wohlberehtigten Widerftand ber 
übrigen dentfhen Staaten und bamit den Bürgerkrieg in Deutid- 
land herausfordert, — erllärt das Haus ber Abgeorbneten, daß 
ee mit allen ibm zu Gebote ſtehenden geſetzlichen Mitteln biejer 
Bolitit entgegentreten werbe.“ 
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25. Ber Ausgang der SLandtagsfeffion. 


11.— 13. Sanuar. Berhandlungen über dad Militär: 
budget. 
Die Kommilfion hat die Streihung der Koften für die 
Reorganijation vorgefchlagen. 
Aus der Rebe bes Kriegs -Minifters von Roon. 


Meine Herren! Ich glaube nicht einen Gemeinplat auszufprechen, wenn 
ih bei diefer Gelegenheit fage: Die Selbfterhaltung ift oberfted Natur⸗ 
gefeg für bie Individuen, in Bezug auf den Staat aber eine fittliche Pflicht, eine 
fittlihe Pflicht für Alle, die um des Staates willen zu wirlen berufen find. Die 
Ausführung von Beſchlüſſen, welche dieſer Pflicht entgegenlaufen, ift nach meiner 
Meinung daber vollffäntig unausführbar. Sie machen der Regierung ben 
Borwurf, daß fle Die Reorganifation aufrecht erhalte, ungeachtet Ihrer Beſchlüſſe. 
Sie fordern Gehorfam für dieſelben in einem Augenblide, wo nicht bios bie 
Segnungen diefer neuen Heeres-Reorganijation zum erften Male 
in größerem Maßftabe zur Geltung fommen, ſondern aud in einem 
Augenblide, wo für Preußen bie Entwidelung großartiger Nili— 
tairfräfte eine Nothbwendigleit geworben ift; in einem Augenblide, 
wo Sie von ber Regierung Schritte verlangen, die das Vaterland 
mit allen großen militeirifhen Mächten Europas in ernfte Kon- 
flilte zu verwideln drohen. — Sie wollen, ober Sie ſcheinen zu wollen, 
Daß die Regierung rüdgängig made, was durch bie fogenannte Reorganifation 
gefördert if. Der Bericht kommt mehrfach auf biefen Punkt zurüd. 

Es beißt auf ©. 4: es feien die Koften ausdrücklich abgelehnt worben, 
dennoch fei die Reorganifation ferner aufrecht erhalten. Wenn darin der Wunſch 
ausgebrüdt wird, daß die Reorganijation rüdgängig gemacht werben fol, wie id 
nicht zweifle, fo bin ich zu ber Frage berechtigt: Wenn bie Regierung foldem 
Beichluffe Folge gäbe, würden Sie damit übereinftimmen? Ich bin ber Anfidt, 
wenn die Regierung e8 thäte, jo würde fie des jchwerften Vergehens gegen die 
Sicherheit des Landes fi) ſchuldig machen. Sie wiffen dies recht gut, ebenfogut 
wie die Regierung, aber Sie dringen darauf durch ihre VBeichlüffe, meinen, 
daß die Ihnen mißliebige Regierung dadurch geftürzt werben müſſe; Sie ſtellen 
die Regierung vor die Alternative: entweder fein Budget ober 
Ruin der Armee. Sie ſelbſt Finnen gar nicht wünfdhen, daß Ihren Be 
ſchlüſſen dieſe letztere Folge gegeben werbe, denn fein Patriot kann es münden. 
Meine Herren! Ich ſpreche jett ein Wort gelaffen aus, das vielleicht Manden 
unter Ihnen verletst, dennoch erkläre ich, daß ich es nicht unenageiprodhen laſſen 
kann, . denn es iſt die Wahrheit, und es iſt gut, daß bie volle Wahrheit ausge 
ſprochen werde: Sie treiben Tendenzpolitik mit einem ſolchen de: 
ginnen. Sie wollen das Minifterium flürzen, und faffen Beſchlüſſe, welde 
die Sicherheit des Landes gefährden; Sie treiben Tendenzpolitik, aber nicht blos 
in der Beziehung, daß es fih für Sie dabei um ben Sturz des Miniſteriums 
handelt, fondern auch in der Beziehung, daß Sie der Regierung bie äußert 
Politik vorſchreiben wollen, welche die Regierung zu verfolgen hat, wenn fie fid 
Ihrer Unterftüung erfreuen fol. In beiden Beziehungen, meine Herren, beob- 
fihtigen Sie etwas, was bie Berfaffung verlegt. 

Nah der Verfaffung gebührt Sr. Majeftät dem Könige bie Wahl jener 
Räthe. Sie wünſchen die jetigen Räthe Sr. Majeftät entfernt zu fehen und 
Perfonen Ihrer Wahl an ihre Stelle treten zu lafſen. 

Meine Herren! Diefe Tendenz ift nach meiner Meinung für bie Ber 





209 
1864. 


jaffung eine bedrohliche; ebenfo jene andere, wenn Sie Ihre Semiligung ab⸗ 
bängig machen von derjenigen Politik nach außen, welche ber Majorität dieſes 
Hanſes als die zweckmäßigere erſcheint. Ich überlafſe es einem anderen Munde, 
gelegentlich darzuthun, wie auch ſchon geſchehen iſt, daß ſich das Haus nicht voll⸗ 
Rändig zur Sache informirt findet, mithin auch dergleichen Beſchlüſſe nach meiner 
Auffaffung gar nicht mit Grund zu faflen in ber ge ift. 

Es fommt aber noch eins hinzu. — Dieſes Mal Geabfintigen Sie, 
wenn Sieden Kommiffions-Beihlüffen Folge geben, das Militair- 
budget zu verſtümmeln, noch bevor Sie fih formell fhlüffig gemacht 
baden über Das vorgelegte jogenannte Reorganifationsgefet. Sie 
taffen aljo auch bie letzte Rüdficht außer Augen, bie bisher noch in diefer frage 
beobachtet worden if. Im Jahre 1862 fagten Sie, Sie würben bewilligen, wenn 
Ihnen ein Reorganifationsgefeg vorgelegt worden wäre. 

Es war bamals vielfältig davon bie Rebe, warum ein ſolches Geſetz da⸗ 
mals nicht vorgelegt worden. Set räth Ihre Kommilfion, das Budget zu ver- 
werfen, obgleih Ihnen ein Reorganifationsgefet vorgelegt worben ift, und bevor 
Sie es geprüft und berathen haben. Das ift ein nicht unbemerkenswerther 
Fortſchritt anf Ihrer Bahn. Sie wollen Beſchlüſſe faffen, deren Sefoigung Sie 
für verwerflich erachten müffen, und fordern dazu auf, noch bevor Sie bie Motive 
zu biefen Beſchlüſſen ganz in fi aufgenommen haben können. — Sie finb babei 
mealih wiederum in Ihrem formalen Rechte; die Regierung kann Sie beshalb 
zigt daran hindern. Aber indem ich gegen ein ſolches Verfahren Proteſt ein- 
ige vor dem Lande, erfläre ih, Sie darin in feiner Weife ftören zu wollen. 
Deshalb will ih mich auf die Erklärung beſchränken, biermit ein für allemal 
gegen die aus einem ſolchen Streben bervorgegangenen Abfegungen Widerſpruch 
zu erheben und auf bie Belämpfung der einzelnen Anträge prinzipiell zu ver- 
vichten. Ich glaube, es wirb damit Ihrem Wunfche, biefe Angelegenheit fchnell 
je erlebigen, entgegengelonmen. Wollen Sie nun Ihr hohes Spiel, im Ber- 
tranen anf ben Gewinu, den Ihnen, nah Ihrer Meinung, die Zulunft ver- 
beißt, fortſetzen, wohlan, jo fegen Sie diejes gefährliche Spiel fort! 


Ablehnung der geſammten Koften der Armee-Reor- 
ganifatton im Ordinarium und Criraordinarium. 


24. Januar. Dad Herrenhaud verwirft da8 Budget, wie daffelbe 
vom Abgeordnetenhaufe bejchloffen ift, nimmt dagegen die 
urfprüngliche Vorlage der Regierung an. 


25. Januar. Annahme von Rejolutionen im Abgeordnetenhauſe. 


Das Haus der Abgeorbneten wolle beichließen, zu erflären: 
1. Der von bem Herrenbaufe in feiner Siyung vom 23. Januar d. I. ge- 
faßte Beichiuß, 
burch welchen baffelbe nach Ablehnung bes von dem Haufe ber Ab- 
geordneten beichloffenen Staatehaushalts - Etats - Gejehes für das Jahr 
1864 den bem Herrenhauſe verfaffungemäßig nicht vorliegenden Bud⸗ 
get- Entwurf ber Königlichen Staats- Regierung im Ganzen ange- 
nommen bat, 
verößt gegen Art.62 der Berfaffung unb ift deshalb null und mitte 
2. „Das Herrenhaus bat durch dieſen Beſchluß das wichtigfte Hecht des Ab⸗ 
rdnetenbaufes verlett, und gieichpeitig durch die Ablehnung des von dem 
eordnnetenhaufe beichloffenen GStaatshaushalts - Etats der Königlichen 
Staats - Regierung bie verfaflungsmäßige Befugniß entzogen, die darin be- 
willigten Ausgaben im Betrage von 137,971,941 Rtbir. zu leiften.“ 
3. „Die Königlihe Staats-Regierung macht fi eines offenen 
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Berfaffungsprudes fhulbig, wenn biefelbe fortfährt, ohne 
Zufimmung beiber Häufer des Landtages Über bie Mittel des 
Staates eigenmädhtig zu verfügen.“ 


25. Sanuar. Berathung der Militär-Novelle. 
Schluß ber Rebe des Abg. Dr. Gneifl. 


— Meine Herren! Ih babe unter Franzöſiſchen Legitimiften und anberen 
wunderlichen Kompfilationen die PBartei-Leidenihaft und bie Verlogenheit ber 
Barteien kennen gelernt, aber einen fo tiefen Zuftanb ber Entfittfihung, daß eine 
Kaffe der Bevöllerung ober eine Partei, ohne zu errötben, dem Lande hinwerfen 
fann, die Erhaltung feiner 50 Iahre alten Heeres -BVBerfaffung heiße „das Land 
webhrlos machen”, — das babe ich nirgenb gefunden, das find leider Ausbrüde 
einer tiefen, blinden, unbeilbaren Leidenfchaft. (Bravo!) 

Die taktifhen Dispofltionen haben uns allerdings dahin geführt, daß wir 
nit mehr vor einem lonflitutionellen Kampf, fonbern daf wir vor einer Ent 
ſcheidungsſchlacht fteben (Sehr wahr!), daß bie fittlihen Wurzeln, auf denen bie 
Monardie — im Deutihen Volke fefter wie in jebem anderen Lande — ruht, 
untergraben werben, daß wir einem Vernichtungskampf entgegengehen. 

Aber, meine Herren, wenn menfchliche Einficht nicht mehr ei ob ein Rückzu 
noch möglich if, fo kann ich doch fo viel fagen: wenn der Rückzug noch möglich 
wäre — ih weiß e8 nicht — fo wäre das wahrhaftig feine Nieberluge der Mo: 
narchie. Diefer Rüdzug wäre ber höchſte Sieg, den die Monarchie erringen kann, 
bie höchſte Bethätigung befien, was das hiſtoriſche Eigenthum unferes großen Rd» 
nigshauſes ift, die Achtung ber Hohenzollern vor bem gegebenen Recht, vor ihren 
eigenen Geſetzen. (Lebhaftes Bravo.) 

Eine Monardie, die fih vor dem Recht zurückzieht, die nicht untreuen, 
fondern treuen Rathgebern im Rechte folgt, — diefe Monarchie ift in Europa 
ſtets die fliegende Monarchie gewejen, nicht bie gebemütbigte. — Es wäre ein 
Sieg bes Söäten, was in dem Deutihen Fürftenthum lebt, über blinde Lei- 
benjhaft und Über verbrederifhe Ratbichläge. 

Nun, meine Herren, ein folder Ausgang liegt in Gottes Hand, nicht mehr 
in unferer Thätigfeit. Denn was auf dem Wege des Rechtes und ber Ber- 
faffung gelöehen ann, — ich glaube, meine Herren, bamit finb wir am Ende. 

Aber ich erinnere noch an einen Vorgang. Wie tief die Monarchie in ihrer 
Ehre und Würbe am Gejet haftet, das hat ein Emporfimmling auf dem Throne 
einft anerlannt. Es ift jet ein halbes Jahrhundert als Napoleon I. in einem 
Deutſchen Landestheile Übereilte Befehle gegeben hatte, im Wiberfpruch gegen bie 
Geſetze. Ein Deutſcher Mann war e8 damals, der dem leidenſchaftlichen Impe⸗ 
rator, al® er mit der Militair - Erecution drohte, da® Wort entgegenwarf: „Votre 
Majeste va fusiller la loi.“ Der Kaifer ift vor dem kühnen Wort zurüdge- 
fhredt. Nun, meine Herren, wir find bie zu bemfelben Wort: Votre Majest6 
va fusiller la loil 


Ablehnung der Militär- Novelle. 


Schlußwort des Präfidenten Grabow. 


„Der feit Jahren, burd bie ohne Gefeh einfeitig durchgeführte 
Reorganifation bes Heeres und die verfaflungswidrig unter- 
laſſene Feſtſtellung des Staatshaushalts-Etats beraufbefchworene 
Kampf währt, troß breimaliger Neuwahl des Abgeorbnetenhaufes, fort und ninmmt 
dadurch immer weitere Dimenfionen an, daß durch bie heutige Schliefuug ber 
Seifion aufs Reue die definitive Feftftellung bes Staatshaushalt- Etats pro 1864, 
gegen den Wortlaut und gegen ben Geift der Verfaffung, vereitelt wirb. 

A —* gelungen iſt es, das Heeresweſen Preußens in ben Berfaffunge-Gtaat 
nzureiben. 
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Der budgetloſe Zuſtand danert fort und hebt pas verfaffungs- 
mäßige Bubdgetreht des Haufes der Abgeorbneten gänzlich auf. 
Der bringenb gebotene Ausbau der Berfaffung burch das Minifterverantwortlich- 
leits⸗Geſetz, durch die Gemeinde», Kreis⸗ und Provinzial» Ordnung, das Un⸗ 
terrichts⸗Geſetz, die Gewerbe - Orbnnung ifl volänbig fiftirt. 

Die Tiberala Grundſätze des Jahres 1858 find verlaffen! 

Die Machtfrage verbrängt in unferm engern unb weitern 
Saterlande die Königligen Worte: 

gDie ar muß mwiffen, daß Preußen überall das Recht zu fchliken 
ereit iſt!“ 

Mit ihr ift die Reaktion wieber aufgetreten. Sie fett ben Abſo⸗ 
Intismus zum Erben des Scheinkonfitutionalismus ein. 

Mitten in diefen ungelöften, ſchweren, inneren Konflilt treten bie tiefer- 
ſhütterten, äußeren Berbältniffe hinein. Die für Preußen feit 1858 in 
Dentſchland gewonnenen, moralifgen Eroberungen find verloren. 

Deutihlande Einheit, welde, durch Löfung ber Schleswig - Holflein- 
ſchen Frage im Deutfchen Interefie, enblich gefichert wäre, wirb burch die bun- 
beswidrigen Sonderbunds⸗Beſtrebungen feiner Großmächte, fchwerer denn je, 
wieder in Frage geftellt. 

Die Reaktivirung ber heiligen Allianz mit allen ihren Ge— 
fahren erfdeint am Europäiſchen Horizonte — 

Dies ift die verhängnißvolle Lage unferes engeren und weitern Baterlanbes. 

Und wer ift in ihr ber rocher de bronce? Nicht die äußere Macht, fon- 
dern bie freie Liebe des verfafjungstreuen Volles zu feinem, ihm vertrauenden, 
angeftammten, verfaffungsmäßigen Könige! Sie allein vermag das finrmumbräute 
Staarefchiff unter der Flagge der Einheit zwilchen Fürſt und Volk in ben fihern 
Hafen der beihworenen Berfafjung zu führen und bie verfaffungwibrigen Hand⸗ 
haben einer felbftfüchtigen Reaktion zu überwinden. 

Sie weiß, daß die befchworene Berfaffung das unbefiegbare Banner ift, 
um welches fi) das Deutſche Vollk flets ſchaaren und welches Daffelbe gegen jebe 
verfafjungswidrige Oftroyirung mit allen verfaffungs- und gejegmäßigen Mitteln 
vertheibigen wird.“ 

Nach dem Hoc auf Se. Majeftät dem König und nah dem Dank an das 
Haus, fügt der Präfibent hinzu: 

Und fo fchließe ich denn biefe Sitzung mit dem Rufe: 

„Hoch Preußens, von uns, feinen Bertretern, beilig gehal⸗ 
tene Berfaffung, hoch das verfafjungsgetreule Preußiſche Volk!“ 


Schluß des Landtages. 
Rede des Miniſter-Präſidenten von Bis marck. 


„Bei der Eröffnung der Sitzungsperiode wurde von des Königs Maj. 
der dringende Wunich fund gegeben, die zwifchen Allerh. Ihrer Regierung 
md einem Theile der Yandesvertretung entftandenen Zerwürfniſſe auß« 
geglihen zu fehen. Diefer Wunſch ift nicht in Erfüllung & angen, ob» 
wohl die Aegierung Sr. Maj. e8 an entgegenlommenden ritten nicht 
bat fehlen taffen. 

a3 Haus der Abgeordneten hat an demfelben Standpunkte feftge- 
belten, welcher zur Auflöfung des legten Haufes vor Ahnen führte. * 
angeblicher Vertheidigung verfaſſungsmäßiger Rechte hat es eine Reihe 
von Beſchlufſen gefaßt, welche den unverkennbaren Stempel des Stre⸗ 
dens an ſich tragen, feine Rechte ohne Rüdficht auf die Gleich» 
berehtigung der übrigen Staatögewalten und ohne Rüdfiht 
auf das Wohl und die Intereffen des Landes auszuüben. 

14* 
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Durch Ablehnung des Gefegentwurfes behufs Ergänzung des Artikel 99 
der Verfaſſungs⸗ Urkunde bat das Abgeordnetenhaus den Verſuch zurüd- 
gewiejen, der Wiederkehr eines budgetlofen Zuftandes ohne Beeinträchti⸗ 
gung der Rechte der Krone, wie der Landesvertretung vorzubeugen. 

Daffelbe Haus hat den Staatshaushalt-Etat für das Yahr 
1863, wenngleich ihm zur verfaflungsmäßigen Prüfung und Beſchluß⸗ 
faflung über denfelben bis zum Ablaufe des verfloffenen Jahres noch eine 
ausreichende Zeit zu Gebote ftand, gar nicht in Berathung gezogen; da⸗ 
gegen bat e8 in dem Etat für das eben begonnene Jahr nicht bloß 
mehrere für die Bedürfniffe der Verwaltung unentbehrlich Di8pofitiond- 
fonds geftrichen, fondern e8 hat auch in Bezug auf den Militär-Etat 
diejenigen Bejchlüfje des früheren Haufes erneuert, mit deren Ausführung 
das preußifche Heer der Schwächung und Zerrüttung Preis ge- 
geben fein würde. Es bat diefe Bejchlüffe gefaßt ohne Vorberathung 
des Gefegentwurfes über die Berpflihtung zum Kriegsdienfte, defien Vor 
legung das frühere Haus zur Borbedingung feiner Berathung des Mi- 
litär-Etat8 gemacht hatte. 

Durch dieje Beſchlußnahmen ift da8 Herrenhaus von Neuem ver 
anlaßt worden, in Ausübung feines verfafiungsmäßigen Rechtes, den 
ganzen Staatshaushalts-Etat für das Yahr 1864, wie er auß den Be 
rathungen des Abgeordnetenhaufes hervorgegangen war, zu verwerfen.... 

Zur Ausführung der vom deutichen Bunde befchlofienen Erecution 
in Holftein und zur Dahrung der Madtftellung und Ehre 
Preußens in der weiteren Entwidlung diefes Streites, bedurfte und 
bedarf die Regierung Sr. Majeftät außerordentliher Mittel fiir die Mi- 
Itär- und Mlarine- Verwaltung. Während dad Herrenhaus in einer 
Abrefie an des Könige Maj. feine vertrauensvolle Bereitwilligkeit zur 
Unterftägung der Krone in diefer ernften Frage ausgeſprochen bat, ift 
von dem Haufe der Abgeordneten die erforderte Genehmigun Au einer 
Anleihe verjagt, und jogar die Bewilligung besjenigen Ö dbedarfs 
verweigert worden, welchen —5 als Mitglied des deutſchen Bundes, 
beizutragen unzweifelhaft verpflichtet iſt. Indem das Haus dieſen Beſchluß 
faßte, * es um ſo entſchiedener mit der vertrauensvollen Geſinnung in 
Widerfpruch getreten, von welcher das preußiſche Volk für feine Könige 
jederzeit bejeelt war, als des Königs Maj. in der Allerh. Antwort 
vom 27.0. M. auf die Adreffe des Haufe feine Gejinnung und fein 
königliches Wort als Bürgihaft dafür bingeftellt bat, daß 
die beantragten Geldmittel zum Schuge des. Rechts und der 
Ehre des Landes verwandt werden würden. 

Der feindfelige Charakter diefer Beſchlüſſe, in welchen fich das Be 
ftreben ausdrüdt, die auswärtige Politik der Regierung einem verfaſſungs⸗ 
widrigen Zwange zu unterwerfen, ift durch Nefolutionen erhöht worden, 
durch mweldye die Mehrheit des Haufes der Abgeordneten, in der von ihr 
willfitrlich aufgeftellten Borausfegung kriegeriſcher Verwicklungen zwifchen 
Preußen und anderen deutſchen Staaten, im Voraus gegen daS preuf. 
Baterland Bartei nimmt. 

Ein folches Auftreten des Hauſes der Abgeordneten kann auf bie 
Beieftigung und Entwidlung unferer Verfaflungszuftände nur verberblic 

inwirken, und es muß einftmeilen auf die Hoffnung einer Verftändigung 
nerzichtet werden. Die Regierung Sr. Maj. wird fi) aberäunter allen 
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Umftänden für verpflichtet halten müfjen, mit ganzer Kraft und in voller 
Ausübung der königlichen Rechte fiir die Erhaltung des Staats und für 
das Wohl und die Ehre Preußens einzuftehen. Sie hält an der Ueber⸗ 
zeugung feft, daß fie hierbei in der patriotifchen Gefinnung des Landes 
eine ausreichende und machjende Unterftügung finden merbe.“ 


26. Bor dem Ausbruche des däniſchen Krieges. 


20. Sanuar. Note Englands an Preußen, um eine auödrüdliche 
Erklärung über die Anerkennung der Integrität 
der däniſchen Monarchie zu verlangen. 


22. Januar. Herr von Bismarck erwidert, Preußen werde jein 
Verhalten davon abhängig machen, ob Dänemark der beab» 
fihtigten Decupation Schleswigs Widerftand leifte oder nicht. 

24. Sanuar. England und zugleih Frankreich verlangen Auf- 
ſchub der militäriichen Maßregeln. 


Herr von Bismarck erwidert, daß ed unmöglich, ſei, 
die mit Defterreich verabredeten militärischen Maßregeln zu 
filtiren. — Wolle England in der Occupation Schleswigs 
ein Abgehen von dem Londoner Tractat erkennen, jo würde 
ed für Defterreih und Preußen nicht mehr möglich fein, 
im Gegenfag zu den Wuͤnſchen Deutichlands an dem Vers 
trage feitzubalten. 

24. Zanuar. Lord Ruſſell fchlägt Frankreich nochmald eine 
Verſtändigung und eventuelled Zufammenwirfen der Vers 
tragamädhte vor, um „Dänemark in feinem Wider: 
ftande gegen eine Zerftüdelung wenn nöthig ma— 
terielle Unterftügung zu gewähren.“ 

28. Januar. Katjer Napoleon lehnt die materielle Unterftügung 
Dänemarks ab. 


Aud einer Depefche des Minifterd Drouyn de Lhuys 
an den franzöfiichen Botichafter in London. 


„Der Kaifer erkennt bie Wichtigkeit des Lonboner Vertrags an, infofern 
derſelbe bezweckt, das Gleichgewicht und den Frieden Europas zu bewahren. Wäh- 
end das franzöſiſche Gouvernement biefem Zwecke bes Vertrages feinen vollen 
Beifel zollt, muß es bennoch anerkennen, baf die Umftände eine Aende- 
tung desſelben nöthig machen können. Der Kaifer iſt ſtets geneigt geweien, 
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große Nüdficht auf Die Gefühle und Beftrebungen ber Rationalitäten 
zu nehmen. Man kann unmöglich verlennen, daß bie nationalen Gefühle und 
Beftrebungen Dentihlands auf eine engere Bereinigung mit ben Deutſchen Schles⸗ 
wig « Holfleins gerichtet find. Dem Katjer würbe jedes Mittel wiberfireben, wo⸗ 
durch er die VBerpflihtung Übernähme, mit den Waffen bie Wünfche Deutichlanbs 
zu belämpfen. Es wäre verbältnigmäßig leicht für England, einen ſolchen Krieg 
zu führen, ber fih auf Operationen zur See beichränfen würde, auf Blolade 
unb Begnahme von Schiffen. Schleewig unb Englanb liegen fern von einander. 
Aber ber Boden Deutichlands und Frankreichs berühren fih, unb ein 
Krieg zwiſchen Deutihlandb und Frankreich wäre ber unheilvollſte 
und gemwagtefte, den das Kaiferreih unternehmen könnte. Neben 
diefen Erwägungen Tann ber Kaiſer nicht umhin, fi zu erinnern, daß er in 
Europa zu einem Gegenſtande des Mißtrauens und bes Verdachtes in Bezug 
auf feine angeblichen Vergrößerungsprojecte nach dem Rhein hin gemacht worben 
. Ein Krieg, an den Grenzen des Rheins begonnen, würbe biejen grundloſen 
unb ungerechtfertigten Anjchulbigungen eine nod größere Kraft verleiben. Aus 
biefen nden faun bie Regierung bes Kaifers feine Verpflichtung in Betreff 
Dänemarks Übernehmen. Wenn fpäter das Gleichgewicht ernftlich bedroht würde, 
fo dirfte der Kaifer geneigt fein, neue Mafregeln im Intereffe Frankreichs und 
Europa’s zu ergreifen. Für den Augenblid aber will ber Kailer feiner Regierung 
die volle Freiheit des Handelns bewahren.“ 


26. Januar. England macht den Vertragdmächten einen neuen 
Bermittelungövorjchlag, nach weldhem Dänemark fi ver 
pflichten fol, fofort den Reichötag zu berufen, um die Ber 
faffung, ſoweit fie Schleöwig betreffe, aufzuheben, — 
Deiterreih und Preußen dagegen von dem Weberjchreiten 
der Eider Abftand nehmen, bis der Erfolg ded non Däne 
mark zugefagten Schritte zu überjeben ſei. 

30. Januar. Preußens Stellung zum Londoner Vertrage. 


Depeſche Bismarcks an den Gejandten in London. 


„... In meiner Depeiche vom 24. d8. Mts. babe ich fchon wieber- 
holt, daß es uns völlig unmöglich ift, den Londoner Vertrag aufredt 
zu erhalten und zugleich die ihm vorhergegangenen und innerlich mit ihm 
ufammenhängenden Bereinbarungen offen verlegen zu laflen. Dadurch, 
aß Dänemart zwölf Jahre lang feine Berbindlichkeiten unerfüllt gelafien 
und fie zulett Durch die Verfaſſung vom 18. November endgültig und 
förmlich gebrochen bat, haben wir das Recht erlangt, ung vom Londoner 
Bertrag loszufagen. Wir fragten uns, ob wir von diefem Rechte Ge⸗ 
brauch machen oder e8 noch einmal verſuchen follten, Dänemark zur Er 
füllung feiner Berbindlichkeiten zu bewegen; nur der aufrichtige Wunfd, 
unfere Beziehungen zu den Mitunterzeichnern de8 Londoner Vertrags 
nicht zu trüben, hat und vermocht, die Iegtere Alternative zu wählen und 
ut zu bemeifen, daß wir dem genannten Bertrage treu bleiben. Die 
egierung Ihrer britiihen Majeftät wird uns nicht die Anerkennung 
verlagen können, daß wir und bemüht haben, die uns durch den Londoner 
Vertrag auferlegten Berpflihtungen aufs Gemiflenhaftefte zu erfüllen. 
Aber wenn wir an allen Beftinmungen von 1851 — 1852 fefthalten, ſo 
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find wir e8 uns felbft und den Intereſſen Deutjchlands, die wir in den 
— zu beſchützen haben, ſchuldig, die Periode der bloßen 
predungen, die fo ganz unwirkſam geblieben find, nicht weiter in 
die Länge ziehen zu Lafjen, jondern Sorge zu tragen, daß Verflichtungen, 
or ndenfein und bindende Kraft Niemand abläugnet, erfüllt 
werden. Wir können und hiervon nicht abjchreden laſſen durch den 
Iegten und durch J. brit. M. Regierung gemachten Vorſchlag, Dänemark 
ane Friſt von 6 Wochen zu gönnen, damit e8 die Novemberverfaffung 
in verfaffungsmäßiger Werfe, d. 5. durch Anwendung diejer vertragd« 
widrigen Berfaffung felbft, aufzuheben fuche. ... Nachdem die bänife e 
Regierung ſich aus eigenem Antriebe eine Stellung bereitet hat, die auch 
von den nichtdeutſchen Großmächten als —— betrachtet wird, 
jo kann man es, denken wir, nur als gerecht anſehen, daß Dänemark, 
wenn es die ſelbſtgeſchaffenen Schwierigkeiten nicht hinwegräumen kann, 
ung geſtatte, die vertragswidrigen Folgen desſelben duch unſere Beſetzung 
des Herzogthums Schleswig zu beſeitigen. 
Sollte Dänemark dieſer Beſetzung mit Waffengewalt ent—⸗ 
gegen treten, ſo werden militäriſche Öperationen ftattfinden 
mäffen, deren Folgen auf die weitere Entmidelung ber deutſch— 
däniſchen Beziehungen einen um fo bedenklicheren Einfluß üben 
dürften, als die zwifchen den beiden Ländern beftehbenden 
Berträge dann aufhören würden, in Kraft zu fein. Erft von 
jenem Augenblide an würde die Integrität der dänifchen 
Monarchie eine Frage werden, die eine Löſung heifcht... .* 


Erklärung Defterreih8 und Preußend an England 
in Bezug auf dad Prinzip der Integrität ber däniſchen 
Monarchie. 


„Die kgl. (kaiſ.) Regierung bat, indem fie die Rechte, zu deren Gel⸗ 
tendmachung gegen Dänemark fie in Gemeinfchaft mit Defterreich (Preußen) 
i die Stipulationen von 1851 — 1852 bafirt, durch eben diejen 
At das Brincip der Integrität der dänifhen Monadie ans 
erlannt, wie dasfelbe durch das Abkommen von 1851 — 1852 feſtgeſetzt 
iſt Indem die kgl. (faif.) Regierung zur Decupation Schleswigs fchreitet, 
Mt fie nicht gefonnen, diefes Princip zu verlaffen. Wenn fie je 
do in Folge von Berwidelungen, die durch das Beharren der däniichen 
Regierung bei ihrer Weigerung, ihre Berjprehungen von 1852 zu er 
fülen, herbeigeführt werden fünnten, oder in Folge der bewaffneten Inter⸗ 
vention anderer ‘Mächte fich ger öthigt fehen jollte, Combinationen zu 
eutjagen, die nicht länger ein Ergebniß liefern würden, das im Berhältn 
zu den Opfern fände, welche die Ereigniffe den deutſchen Mächten auf- 
erlegen möchten, jo Könnten keine definitiven Arrangements ohne 
Nitwirlung der Mächte, die den Londoner Vertrag unter- 
jtihneten, getroffen werden. “Die britijche Regierung würde die kgl. 
al.) Regierung dann bereit finden, mit ihr zu einer Berftändigung 
F die endgiltige Löfung der däniſch-deutſchen Frage zu 
gelangen. 
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1. $ebruar. Lord Rufjell an den engliihen Geſandten in 
Kopenhagen. 


Die englifhe Regierung habe mit tiefem Bedauern bie Er- 
folglofigfeit aller ihrer Bemühungen erfannt, von Oeſterreich und 
Breußen einen Berzug ihrer militärifhen Operationen, unb bie 
Zufimmung zu einer protolollarifhen Vereinbarung zuerlangen. 





Droteft der deutfhen Fortſchrittspartei. 


Ende Januar. Der 36. Ausſchuß der Abgeordnetenverfammlung 
vom 12. December tritt in Frankfurt zufammen und be 
Ichließt eine Anſprache an dad deutiche Volk zu richten: 


„Zwei Mächte, die den Anſpruch verwirft haben, bie Grof- 
mächte Deutſchlands zu beißen, find in offener Wiberfegung begriffen 
gegen bas Recht des Bundes, ber Bundesſtaaten und ber Nation. Eigen⸗ 
mächtig haben fie ihre Truppen in das Bundesland Holftein gefendet. Gewalt⸗ 
nötig find fie über die Grenzen eines felbfiflindigen Staates borgebrungen, 
obne Bunbesgenehmigung verfolgen fte ihren Weg, unter dem Borwand, bie Er- 
ker? en gertrãge von 1851— 52 zu erzwingen, die im Namen bes Bundes 
geſchloſſen find. 

„Und dieſer Rechtsbruch wirb vollbracht, nicht etwa in ungemeffenem Eifer 
für eine gute Sache, fondern im Dienfte der verwerflichſten Politik; bie 
Berträge, ein Dedmantel früherer Schmach, nichtig von Anbeginn, Überdies von 
Dänemark vielfach gebrochen, find durch ben Tod Friedrich VII. und durch das 
Aufleben der Auguftenburgifhen Erbfolge inhaltslos geworden. 12 Jahre lang 
fieß man fie mit Füßeu treten. Seht, wo ihr Vollzug der Sache ber Herzog 
thuümer tödtli wäre, feht man Heere in Bewegung, um biefen Bollzug zu er 
zwingen. Preußen und Oeſterreich, inbem fie von dem däniſchen König bie Auf 
führung der Verträge fordern, welche fein Vorfahr als Herzog von Schlenuig- 
Holſtein geichloflen Bat, erfennen aud ihn in dieſer Eigenſchaft an, ftellen ſich auf 
den rechtloſen Boden bes Londoner Protokolle, ergreifen Partei für bie 
Feinde der Herzogthümer und Deutſchlands. 

„Eine Anzahl deutſcher Regierungen bat gegen ben gewaltſamen Bruch ber 
Bundesordnung Proteft erhoben. Das Boll und die Herzogthümer, bie game 
enträftete Nation fließt fi ihrem Protefte an. Wenn die 500 Abgeordneten 
heute abermals verfammelt wären, nicht die Stimme eines Einzigen würde fid 
ausichließen von dieſem Protefte, von vielem Verdammungsurtheil. Mit bem 
uadten Protefte aber ift nichts getban. Die Regierungen, bie bas Be⸗ 
wußtfein ihrer Pflicht und ihres Rechtes gewahrt haben, müſſen banbeln und 
helfen. Ste müſſen handeln, wenn nicht der Glaube an bie oft gerühmte 
Bedeutung ber Mittelftaaten bis an bie Wurzel vertilgt, die monarchifche Staats⸗ 
orbnung in ihrer Grundlage erſchüttert, das Bolt unaufbaltfam früher oder 
fpäter auf die Bahn der Selbfihilfe gebrängt werben foll. So fed und rüdfiht® 
108 das Verfahren ber Gegner, fo fühn und energifh muß das ihrige fein. Auf 
ihrer Seite ſteht das gute Recht, ſteht der Wille der Nation. Sie kämpfen um 
die höchſten Preife, um bie Freiheit von öfterreichifcher und preußifcher Knecht⸗ 
haft, um bie Rettung ihres Dafeine. Die Gegner, umringt von innern und 
äußern Feinden, pochen mehr auf den Schein als auf ben Beſitz ihrer Ueber⸗ 
mat; fe find nur ſtark, wenn das Übrige Deutſchland rath⸗ und muthloe 
N t. Ä 
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„Biel zu lange fchon wartet Deutichland auf ben erften Schritt, auf bie 
Anerlennung bes Herzogs, ben das eigene Boll einmüthig mit lauter Stimme 
anerfannt bat. Keine Ausflucht, keine Formfrage dürfte in einem Augenblid von 
io verhängnißnoller Bedeutung dieſen Ausſpruch ber Regierungen, für fich ober 
am Bunde länger aufhalten. Mit Scham und Erbitterung fiebt das 
denut{he Boll die Truppen Defterreihs und Preußens vorbringen, 
fieht wie die Behörden einer freien Stabt die ſchnödeſte Mißhandlung demüthig 
hinnehmen unb wie bie böchfte Behörde bes Bundes ſich vor vollenbeter That⸗ 
fahre beugt, deren Vollendung zu hindern bie heiligfte Pflicht war. 

„Keine Regierung wird fernerhin Anſpruch haben auf bie Achtung unb das 
Bertrauen bes Volles, die nicht der Sache ber Herzogthümer d.h. ber Sache 
Dentihlande ihre ganze Wehrkraft ohne Rüdhalt zur Verfügung ftellt. 

„Dies ift das Begehren, das wir auszufprechen haben nicht aus eigener Willlür, 
jondern, wir wiffen es, im Namen ber Nation, ein ernftes und großes Begehren, 
nicht aus leichtfertiger Laune entiprungen, fonbern bie Frucht der tiefen Ueber- 
yagung, daß für Deutihland bie Stunde gelommen if, wo nur ber 
Entihluß, ebrenvoll Alles zumwagen, Die Gefahr abwendet, ſchmach⸗ 
voll Alle zu verlieren. Das deutjche Volt ift erfüllt von biefer Ueberzeu- 
gang; iR e8 auch erfüllt von der Thatkraft? Entichloffen ift es feinerjeits bereit, 
nicht nur zu proteftiren, jondern auch zu handeln? Alle Landesvertretungen, alle 
Gemeinden und Genofjenjchaften ruft die gleiche Pflicht; fie ruft jeben einzelnen 
Mann in jedem beutfchen Land, fie ruft mit lautefter Stimme die Bevöllerungen 
jener mächtigſten Staaten, die man verdammen will, das Werkzeug jenes Ber- 
rathe® zu fein, die Werkzeuge Preußens und Defterreichs im Dienfte der unwür⸗ 
tigften Bohtil. Sollen euere Söhne ihr Blut vergiefen? Soll die Steuer und 
Echuldenlaſt, bie euch bebrädt, von neuem anjchwellen? Nicht mit unferem 
Gut und Blut foll bie Schande der Nation eingetaufht werden. 
Dentſche in allen Ländern! duldet es nicht, daß ber bife Willen 
des Einen und die Shwädhe des Andern namenloſes Unheil über 
Deutfhland bringt! Laßt nicht ab, die guten Regierungen zu ftüten, bie 
ſowachen zu fpornen, die fchlechten jchonungslos zu befämpfen. Weift die klein⸗ 
Banden Einflüfterungen von euch, es jei doch Alles vergeblich; ihr habt noch 
ziht Alles gethban. Wir ſprechen nicht von gewaltfamem Umfturz als einzigem 
Rettungsmittel, dem letten und Außerften, zu welchem ein Volk nur greifen darf, 
wenn es alle gefetslichen Mittel bis auf bie Neige erichöpft bat. Hanbelt in der 
Ansühung eures gejetlihen Hechtes, ftatt vevolutionär zu fprechen. Macht bie 
Boltif, das Gefhäft eurer Mufeftunden, zur täglichen Berufsarbeit, verbreitet 
die Bewegung Über Stabt und Land, Über alle Klaſſen der Gejellicaft, erneuert 
taſtlos euere Korberung, beftürmt bie jaumfeligen Fürften, erbrüdt mit euren 
Anlagen die pflichtvergeffenen DMinifter. Die fchlecdhtgefinnten Regierungen fuchen 
das Gelb zur Ausführung ihrer Pläne, verweigern ihren ftanbhaften Landesvertre⸗ 
— was fie begehren. Laſſet keinen Zweifel darüber, daß eine Anleihe zu 
olhem Zwede niemals bie Anerkennung bes Landes erhalten unb den Helfer 
helſern bei ſolchen Geſchäften ftatt Kapital und Zins, die ein foldhes Geſchäft 
machen, bie öffentliche Beradytung zu Theil werde. Steuert von eurem Reichthum 
amd eurer Armuth zur Unterftüßung der Herzogthümer. Gebt ihnen, wenn bie 
Kit gelommen ift, Waffen und Männer, welche fie bebürfen. Laßt euch nicht 
autmuthigen burch das erſte Mißlingen, wicht irre führen durch biplomatilche 
Vinlelzüge, nicht einichläfern durch den zögernden Verlauf ber Dinge. Dieſes 
ſiad die Pflichten, die uns das Vaterland auferlegt. Thue Jeder das Seine 
mannhaft unb bebarrlich!” 


27. Der düniſche Krieg, 


1864. 1. Februar. Uebergang über die Eiber. 

3. Februar. Milfunde. 

6. Februar. Mebergang über die Schlei. Die Dänen räumen dad 
Dannewerf. 


Aus der „Provinzial-Correspondenz.“ 


3. Februar. Der Beginn des Krieges. 


„Wir haben eine denkwürdige Woche burchlebt: ber Krieg, welchen Deutſch⸗ 
lands Langmuth und Preußens dringende Mahnungen an Dänemark nidt zu 
verbüten im Stande waren, ift zum Ausbruch gelommen. Niemand vermag ju 
ahnen, weldhe Dauer und weldhe Ausdehnung berfelbe finden wirb. 

Breußen geht mit dem Bewußtfein vorwärts, für eine Sache zu kämpfen, 
deren Gerechtigkeit Niemand zu beftreiten wagt, und erft nachbem alle Anftren- 
gungen, ben Frieden zu erhalten, vergeblich geweſen find. 

Mit Freude folgt unfer braves Heer dem Ruf feines geliebten Kriegsherrn 
und mit Bertrauen darf baffelbe auf bie tapfern, ritterlichen Führer blicken, welde 
ber König ihnen gesehen. Mit ftolzer Hoffnung und inniger Theilnahme folgen 
die Hergen ber Benölferung ben Brüdern im Heere und fortan giebt es mur 
einen Wunfch für alle guten Preußen, — ben Wunſch, daß Gott unferen Waffen 
und unferer guten Sade Sieg verleihe. 

Die erftien Nachrichten vom Kriegsſchauplatze, bie Kunde von dem rafcen 
mutbigen Borgeben und von einigen erften Erfolgen unferer Truppen haben be⸗ 
reits alle Herzen erhoben, unb unter bem Einbrud ber gemeinfanten freude 
tritt aller fonflige Zwiſt und Hader zurüd: nur bag Gefühl für die Ehre und 
den Ruhm Preußens erfüllt alle Gemüther. 

Gott wolle fih weiter an uns und an unfern Brlidern in Schleswig 
berhäligen und mit dem Siege unferem theuern Baterlande ben Frieden wie 

geben.“ 


10. Zebruar. Nah der Räumung der Dannewerke. 


„Seit acht Tagen find die Gedanken unb Herzen aller Preußen, ja aller 
Deutihen in vollſter Sinmüthigleit nur auf einen Punkt gerichtet, auf das ruhm⸗ 
See unb flegreige Vorgehen ber preußiſchen und öſterreichiſchen Truppen in 

wig. | 
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Mit ungeahnter Schnelligkeit find dort in einer Woche Erfolge erreicht 
worben, welche man fich erſt nach einem längeren Felbzuge und nad großen 
Opfern veripredden konnte. — — 

Schon jet find die Erfolge des kurzen Felbzugs fo entfcheibend, baß bie 
Räumung von ganz Schleswig Seitens der Dänen unzweifelhaft iſt. 

Es wirb jett barauf anlommen, bie Erfolge bes raſchen und Träftigen 
friegeriichen Vorgehens auch bei ben bevorftehenben weiteren Verhandlungen bazu 
zu ‚ nm bie Selbſtſtändigkeit und Freiheit der deutfchen 
Herzogtbämer für alle Zukunft gegen den bänifhen Uebermuth 
ſicher zu flellen. 

Wir glauben, daß das deutſche Bol! dem weiteren Streben ber beiden 
dentſchen Großmächte, welche fo energifh mit der That eingetreten find, volles 
Satranen auch dahin ſchenken könne, daß fie Die Früchte der blutigen That 
fi$ nit werden rauben ober verfümmern laffen.“ 


1. Februar. Einzug der Oefterreicher und Preußen in Flensburg. 
Der däniſche Krieg und feine Ziele. 
„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 17. Februar. 


„Unfere braven Truppen haben im Berein mit dem trefflichen öfterreichtichen 
Gere in rafchem, kühnem und tobesmutbigem Vorbringen bereits ben größten 
Theil von Schleöwig erobert: fie fteben jetzt vor dem letzten Bollwerk der Dänen 
in Shleswig, vor den Düppeler Schanzen. 

Bevor dieſe feſte Stellung und bie Injel Allen den Dänen entriffen und 
das ganze Schleswig in.ben Händen ber Deutichen ift, bürfen die Waffen nicht 
ruben, darf an fein Stillfieben oder Unterhbanbeln gebacht werden, — dieſe Ge- 
wißbeit if jo eben noch ben Englänbern ertbeilt worden, bie uns aus Freund» 
ſchaft für die Dänen zumuthen wollten, daß wir mitten im Siegeslauf inne halten 
and die Keinbe im Beſitze der Inſel Alfen laſſen follten. 

Benn aber in Kurzem, wie wir hoffen, ganz Schleswig in der Gewalt ber 
Srengen und Defterreicher ift, — was foll dann weiter geſchehen? Wozu foll 
ter Sieg deutſcher Waffen benußt werben? — Weider Erfolg foll durch 
das vergoffene Blut unferer deutfhen Brüder jchließlih errungen werben? 

Es iſt gewiß fehr natürlich, daß dieſe Frage alle Gemüther beichäftigt; denn 
jo groß bie Freude und ber Stolz über die raſchen Siege in Schleswig find, fo 
wärde body um fo größere Trauer unb gerechter Unmuth alle Herzen erfüllen, 
wenn jo große Anftrengungen und Opfer nicht zu einem hoben und Iohnenben 
Ziele führen follten. 

Dennoch iſt es ein thörichte8 Verlangen, wenn mande Zeitungen bie 
Regierung täglich drängen, fie möge fon jet Mar und beftimmt ausſprechen, 
* ihr —* und ihr Ziel für die ſchließliche Erledigung der ganzen 

rage ſei. 

Darüber kann und darf die Regierung ſich mitten im Laufe des Krieges 
noch gar nicht unbebingt erflären: nur das Eine muß für fie feſtſtehen und daran 
kält fie ganz gewiß feſt, nachdem fie einmal zum Kriege für bie Herzogthlimer 
geſchriten I, — nämlih bas Hödfte für die Herzogthbümer und für 
Dentihlanb Durch dieſen Krieg zu erreichen, 

Der König bat fo eben einer Deputation aus Holftein von Nenem bie 
Berfigerung gegeben, daß es fein fefter Wille fei, die Herzogthümer gegen 
jede Rückehr däniſcher Gewaltherrſchaft zu hüten und bie Ber- 
enigung von Saleemig und Holftein für alle Zulunft ſicher zu 
kellen. Dies find in ber That die beiden großen Ziele, nad benen bie Her- 
zegthümer und mit ihnen alle deutſche Herzen feit 18 Jahren ringen. 

. In welder Weife biefe Aufgaben am günftigften und ficherften zu löſen 
kin werben, unter welde Herrjchaft namentlich bie, Herzogthlimer bei Er⸗ 
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füllung ihrer geredhten Forderungen zu ftellen fein werben, das finb Kragen, 
deren ſchließliche Erledigung theils von dem weiteren Verlauf des Krieges, theils 
von dem Gange der europätfchen Verhandlungen abhängt. Gerabe hierbei wird 
es unzweifelhaft gelten, das Höchſte für bie Freiheit ber Sergogthümer und beren 
Zufammengebdrigleit mit Deutichlanb ins Auge zu faſſen, — aber eben barum 
kann biefes Ziel nicht im voraus leichthin und ohne Sicherheit bes Gelingen 
aufgeftellt und verfünbet werden. Das allein ſteht für jetzt feR, daß 
Preußen und Deflerreih Durch den Krieg, zu weldem fie burdh den 
Bertragsbrud feitens Dänemark getrieben worben, jeber früher 
übernommenen Berpflidhtung gegen die Dänen auch ibrerjeits 
ledig find und bei den weiteren Verhandlungen einzig unb allein 
die Rechte und Wünſche der Herzogthümer und ihre eigene Stellung 
zu ben europäifhen Mächten zu berüdfidhtigen haben. | 
Das preußifhe und das deutſche Bolt fönnen das zuverfidt- 
lihe Bertrauen zu König Wilhelm begen, baß er bag Schwert 
nit wieber aus den Händen legen wird, bis feine von ihm be- 
zeichneten Ziele vollftändig und wahrhaftig erreicht find, — bab 
unjere Zruppen nidht eher wieder aus Schleswig geben werben, 
bis ein felbftftändiges persoatäum Scleswig-Holftein in enger Verbindung 
mit Deutfchlaud und mit Dauernder Gewähr diefer deutſchen Gemeinſchaft 
bergeftellt fein wirb.” | 


24. Februar. Der inmere Streit in Deutſchland. 
„Provinzials Korrespondenz”. 


„Während unfere Waffen gegen die Dänen ftegreid vorwärts gern unb bie 
beiben verbünbeten Regierungen Preußens und Oeſterreichs vollen Ernſt maden, 
deutſches Recht und beutiches Weſen in ben befreiten Hergogthümern wieder zur 
@eiltung zu bringen, während die Bewohner von ganz Schleswig unjere Truppen 
als Befreier von dem daniſchen Joche mit Jubel begrüßen und das preußiſche 
Bolf in feiner großen Mehrheit fich jener raſchen und rühmlichen Erfolge au 
rihtig freut, — fteht die fogenannte beutfche Fortfchrittspartei ſchmollend und 
rollend zur Seite, fucht dem Volle bie patriotifche Freude zu verfümmern, und 
chilt und ſchmäht noch immer unfere Regierung, als ob biejelbe es mit der Be⸗ 
freiung ber Herzogthümer nicht reblich meine. 

Das hätte nun freilich nicht viel auf fi; denn die Thaten ber beiden 
beutfhen Großmächte ſprechen fo laut unb deutlich, daß jene Mäleleien dagegen 
wie im Winde verhallen und nirgends einen Eindruck machen würden, — wenn 
nit bebauerliher Weife auch ein Theil ber beutichen Regierungen ſich ber 
Bolitit Preußens und Oefterreiche entgegengeftellt hätte. 

Der Streit begann befanntlih damit, daß nach dem Tode bes vorigen 
Königs von Dänemark Defterreich und Preußen es für das Beſte und Dringendſte 
bielten, nunmehr die ſchon Tängft feitens des deutſchen Bundes angebrohte Ere- 
cution gegen Holftein fofort auszuführen, während andere Regierungen es für 
beffer erklärten, Holftein bis zur Entſcheidung ber freitigen Erbfolge gleichſam alt 
berrenlofes Land gerabezu in Beſitz zu nehmen. In der Sache lam Beides zu⸗ 
nächſt auf daffelbe hinaus: die Deutichen rückten eben in Holftein ein und nahmen 
bie Regierung bes Landes einftweilen in bie Hand. Der wichtige Unterfchieb war 
nur, daß gegen das Einrüden auf Grund der Erecution, zu welcher ber beutide 
Bund ein ganz zweifellojes Hecht hatte, weber Dänemark noch irgend eine Macht 
etwas einwenden konnte, wogegen bie Occupation oder Befignahme von vorn 
berein bazu geführt hätte, daB Dänemark bie Hülfe Englands, Fraukreichs und 
Rußlands angerufen hätte, welche gewiß mit Freuden bereit gewejen wären, fid 
alsbald in den Streit zu milden. 

Wenn man nun zu jener Zeit vielleicht mit Recht barliber fireiten mochte, 
welcher Weg der richtigere und befiere ei, fo müßten doch jegt, nachdem 
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thatſächlich das Borfhreiten ber beutfhen Mächte zuerfiin Holftein, 
dann in Schleswig fo rafh und Über alles Erwarten — und 
eriolgreich geweſen ift, alle dentſchen Patrioten bie früheren Mei- 
aungsverfhiebenbeiten fallen laſſen und einmüthig zufammen- 
teben, um Durch ſolche Einigkeit die möglichſt beiten und erſprieß— 
libſten Früchte aus biefen Waffenerfolgen für die Herzogtbümer 
und für Deutfhland zu gewinnen. 

Nachdem die Erecution in Holftein zur Ausführung gelommen, Dänemarf 
aber zur Sühnung. feines Unrechts noch nicht gebracht war, haben bie beutichen 
Großmãchte in kraͤftiger Entſchliefung und mit energifcher That ganz Schleswig 
verläufig in Befid genommen, unb mit ber ge deutſchen Rechts 
dajelbſt bereits wirkſam begonnen. Zugleich haben fie ihre Ehre dafür eingeſetzt, 
te gewonnene Stellung nicht aufzugeben, es fei denn, daß zuvor die volle poli- 
ide Selbſtſtändigkeit und bie innige Verbindung ber deutſchen Herzogthümer 
Schleewig und Holftein gegen eine Biebertehr däniſcher Gewaltthat eben jo that- 
ſachlich, wie rechtlich ganz fichergeftellt jet. | 

Es fann feinem Zweifel nnterliegen, daß dieſes Ziel jett 
raſch und ſicher erreiht werden lfann und muß, wenn ganz Deutſch— 
lond einmüthig dafür einfteht. Niemand in Europa kann es wagen, bie 
von den Großmächten erreichten Vortheile nnd vorläufigen Erfolge wieder in 
Frage zu ſtellen und den Uebermuth Dänemarks neu zu ermutbigen, wenn nicht 
ea bie Haltung von Dentichland felbft dazu auffordert. Steht jet ganz Deutſch⸗ 
end zufammen, um beflimmte Forberungen für bie Herzogthümer einmüthig 
ducchzuſezen, fo kann es nicht fehlen, baß ber berechtigte Wille Deutſchlands 
endlich zur Geltung komme. Abgeſehen von ber jhleswig-holfteinfhen 
Sache ſelbſt würde Damit das Sehnen aller Batrioten fih endlich 
erfüllen, daß Deutſchland in einheitliher Kraft feine gebüh- 
sende Stellung in ben enropäifhen Berbältniffen geltend made. 

Wenn dagegen bie Mittelftaaten, getrieben und geftüßt durch bie bemo- 
kratiſche Agitation, fi” weiter in offenen Gegenſatz gegen die beutichen Grof- 
möhte feßen, wenn zugleich unfere Sortichrittspreffe laut verfünbet, daß bas 
deutiche Bolt ganz Anderes wolle und erftrebe, als Preußen und Defterreich, 
mem ber Wahnwitz ber BVollsverführer fich fo weit verirt, zu verlangen, baf 
tie ühfiihen und bannoverfhen Truppen im Rüden unferer fiegreihen Heere 
u Ehleswig eine zweifelbafte ober gar feinbliche Stellung nehmen ſollen, — 
dan freilich können Deutſchlands Widerſacher in Europa fi wohl ermuthigt 
fuden, den beutichen Waffen in Schleswig die gewonnenen Erfolge zu verküm⸗ 
mm und wo möglid wieber zu entwinben: flatt bes gehofften einheitlichen 
Anfſchwungs würde dann für Deutichland aus ber neuen Spaltung und Ber- 
Ihtterang mır neue Schmach erwachien. 

Doch wir hoffen, daß diefe neue Prüfung uns erjpart bleibe. Die beiden 
deutihen Bormächte, welche um Deutfchlands willen die Sache Schleswigs in 
Ihre kräftige Hand genommen, werben ficherlich auch ihren ganzen bunbesfreunb- 
Shen Einfluß anf die deutſchen Regierungen anwenben, um bie fo wänfchens- 
vertbe Einigkeit wieberherzuftellen. Die deutſchen Fürſten und Staatsmänner, 
wide bisher abweichend von den Großmächten nur eine ganz beftunmte Löfung 
ter Ihleswig » holſteinſchen Frage unbedingt und ausfchließlih in® Auge gefaßt 
haben werben e8 doch als eine Pflicht erfennen müffen, wenn es nicht in ihrer 
Baht ſteht, gerade nur biefe fung burchyufegen, im Verein mit Preußen und 
Lefterreich jedenfalls dahin zu wirten, daß unter allen Umftänden die Selbſt⸗ 
Bindigkeit und Gemeinſchaft der Herzogthümer nnd beren inniger Verband mit 
Leutihlanb anerkannt und gefichert werbe.“ 


Engliſche Waffenftillftandsg- und Konferenz» 
por |chläge. 
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10. Februar. England macht Waffenſtill ſtandsvorſchläge. 
11. Februar. Hülfsgefund Dänemarks an England, Frankreich, Rußland. 
13. Februar. Herr v. Bismard fagt dem engli B , von Waffen⸗ 
ſtillſtand könne nach Anficht ber an aee nicht bie de 
jetn, jo lange däniſche Truppen auf der Infel Affen fteben. 


Die Stellung Rußlands. 


16. Februar. Der ruſſiſche Bicelanzler Fürſt Gortſchakoff giebt dem engliſchen 
Botichafter mit Bezug auf das Hülfsgefuh Dänemarks ausweichende 
Erklärungen. 

Das Kaiferlihe Kabinet verzweifele nicht, die Sache Ichlieklih zu 
einer friedlichen Loöͤſung zu bringen. Bon materieller Hülfe willer 
nichts wiffen, Davon ftehe auch nichts ausbrüdfich in ber Depeide 
Moraliihen Beiftand zur Wieberherftellung des Friedens wolle Ruf- 
land im meiteften Maße gewähren. Die Vermuthungen über bie ge 
beimen Pläne und Abfichten der deutſchen Mächte vermöge er micht zu 
prüfen: er bezmweifele, daß Oefterreih und Preußen felbft ben jpäteren 
Lauf ganz genau im voraus wiffen. Bei biefer Unklarheit jei der 
einzig richtige Weg: eine Konferenz. Inzwiſchen müſſe man alle 

ürforge dahin richten, das Band, weldes die Kabinette von 
ien und Berlin noch an die Berträge binde, nidt zu 
zerreißen: daffelbe jei in Wien ziemlich feft, in Berlin 
fofer. Dan müffe an beiden Stellen dahin wirken, baß es bis ur 
Konferenz vorhalte. | 

19. Februar. England lehnt das Hälfsgefuh Dänemarks ab,da 
e8 nur in Gemeinschaft mit Frankreich und Rußland handeln wolle. — — 
Uebrigens hätten Deflerreih und Preußen erklärt, baß fie die Jute⸗ 
grität der däniſchen Monardie nicht antaften wollen. 


24. Februar. Herr von Bismarck erflärt dem englifchen Bot 
ſchafter die Bereitwilligfeit Preußens zur Beidhidung einer 
Konferenz aber ohne Waffenftillftand. 

26. Februar. Dänemark bittet um Auffchub der Konferenz, 
da die Stimmung des dänischen Volles ed vorläufig ber 
Regierung unmöglidy made, auf Unterhandlungen einzugehen. 

28. Februar. Frankreich lehnt die Konferenz ab. 

7. März. Einrüden der öfterreihifch=preußifchen Truppen in 
Jütland. 

7. März. Oeſterreich und Preußen notifiziren den übrigen 
Bertragämächten den Einmarſch in Jütland und gleichzeitig 
ihre Bereitwilligkeit zu Konferenzen mit Waffen: 
ftillitand. 

Die... . Regierung hatte gehofft, daß das däniſche Gonvernement 


verföhnlichere GBefinnungen an den Tag legen. werde. In diefem Fall 
würden die beiden deutichen Broßmächte fich beeilt haben, ihre militäriſche 


223 
1864, 


Aion zu unterbreden und auf Verhandlungen einzugehen. Wir muſſen 
jedoch mit Bedauern feftftellen, daß .unfere Erwartung getäufcht wurde. 
Die Haltung des Kopenhagener Hofs, feine Weigerung, an den 
von England vorgefchlagenen Conferenzen theilzunehmen, legt ung die 
Pliht auf, in den Zmangsmaßregeln zu bebarren, zu denen wir unfere 
genäht genommen. Wichtige Rrategifne Erwägungen baben die 

ähtigung begründet, welche dem Obercommandanten der öfterreichiich- 
preußiſchen Truppen gegeben wurde, in Jütland einzurüden, um die 
Stellung feiner Truppen zu fichern und die in Yridericia zufammen- 
gezogenen Dänen im Schach zu halten, indem er fie verhindert, die Flanken 
ver Armee zu bedrohen, oder alle ihre Kräfte der Vertheidigung der 
Düppeler Linie zu mweihen. Die beiden Mächte haben um fo weniger ge 
zögert, diefe ſtrategiſche Bewegung zu erlauben, da fie berechtigt waren, 
Repreffalien gegen die Anordnung der däniſchen Regierung zu ergreifen, 
welhe die Wegnahme der auf dem Meer befindlichen Schiffe, nicht allein 
der friegführenden, fondern auch anderer Staaten des deutichen Bundes 
befiehlt. Die hiermit den militairiihen Operationen gegebene Ausdehnung 
ändert übrigens nicht? an den früheren Erflärungen der... Regierung 
bezüglich ihrer Stellung zu dem gegenwärtigen Zerwürfniß. Um noch mehr 
zu beweifen, daß ihre verjühnlichen Gefinnungen aufrichtig find, und daß 
ihre Abfichten ſich nicht geändert haben, erklärt fi die... Regierung 
bereit, mit Dänemark einen Waffenftillftand abzufchließen, fei es nun 
anf der Baſis der gegenfeitigen Räumung der Stellungen zu Düppel und 
auf Alfen durch die dänifchen Truppen und der öfterreichifch- preußischen 
Armee in Fütland oder des militärifhen uti-possidetis. In einem mie 
m dem andern Fall ftellt aber die... Regierung die Bedingung in den 
Baffenftiliftand die Einftellung der Yeindfeligkeiten auf dem Meer mitein- 
zuichließen, die von beiden Seiten gemachten Prifen herauszugeben und 
da3 über die in den Häfen befindlichen Schiffe verhängte Embargo aufs 

ben. Ebenjo erflärt fi die... Negierung bereit, mit den betheiligten 

öchten in Konferenz über die Mittel zu treten, die geeignet 
wären, den Frieden wiederberzuftellen.“ 


12. März. Am Bundedtage ftelt Bayern den Antrag auf Ans 
erfennung ded Prinzen von Auguftenburg ald Herzog von 
Holftein und auf Zulaffung ſeines Bevollmädtigten zur 
Führung der Stimme für Holitein. Defterreih und Preuben 
erflären fi dagegen und beantragen Verweiſung ded An- 
traged an den Ausſchuß. Lebtered wird mit 9 gegen 
7 Stimmen abgelehnt; der Antrag Bayerns bleibt, ohne 
Beitimmung einer Abſtimmunggfriſt, beftehen. 

17, März. Dänemark! Erflärung auf Annahme der vorge 
Ihlagenen Konferenz, aber auf Grundlage ded Londoner 
Vertrages. 
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Depeſche an ben däniſchen Gefanbten in Lonbon: 


„. . Indem bie Knigl. Regierung die Eonferenz annimmt, gebt fie von 
ber Borausjeung aus, daß die Unterbandlungen von 1851 bis 1852 in ungmei- 
beutiger Weife die Orundlage der Verhandlungen bilben werben unb gibt fi ber 
Hoffnung bin, daß, indem fie ihren Beitritt von dieſer Bebingung abhängig macht, 
ihre Anfiten zu feinem Einwand Anlaß geben werben... Kür uns und für ben 
Erfolg eventueller Unterbandlungen ift e8 unbedingt unerläßlich, daß jeber Plan 
eines Ablommens, ber mittelbar oder unmittelbar irgenb welchen Einfluß von 
Seite bes deutſchen Bundestags auf Gebiete, die nicht zum deutſchen Bunde gehören, 
in fi zu begreifen fcheinen könnte, von vornherein befeitigt wird... .“ 


19. März. Preußen und Oefterreich lehnen die Forberungen 
Dänemarks, die Vereinbarungen von 1851/52 zur Grund 
lage der Konferenz zu machen, ab. 


Depeiche des englifhen Gejandten in Berlin: 


„Ich batte heute früh mit Hrn. v. Bismard wieberholt eine Unterrebung. 
Se. Ercelleny begann fie mit der Bemerkung, daß er die Befehle des Königs 
über die Angelegenheit entgegengenommen babe, daß e8 nach Anfiht Sr. Maje- 
fät und ber Regierung für Preußen unmöglich fei, an einer Konferenz auf der 
Grundlage von 1851 — 52 theilzunehmen, und baf bie öfterreichiiche Regierung, 
der ein dabin lautender Vorfchlag gemacht worden fei, fofort nach Berlin tele 
graphirt habe, daß fie dieſen Vorſchlag für unzuläffig halte. Er fogte: Däne- 
mar? habe fi) 12 Jahre lang geweigert, die Verpflichtungen von 1851 — 52 zu 
erfüllen, unter dem Borgeben, daß e® unmöglid ſei, und jet, wo 3. Maj. Re- 
gierung eine freie Konferenz vorfchlage und Defterreih unb Preußen bereit ſeien, 
biefelbe zu beſchicken, erhebe die bänifche Regierung den Anſpruch, die Bebin- 
gungen für ben Zufammentritt der Conferenz vorzufchreiben, und fchlage als 
Grundlage für ihre Berathungen Abmachungen vor, auf Orund beren eine Schlichtung 
ber Zwiſtigleiten zwiſchen Deutſchland und Dänemark herbeizuführen fi) 12 Jahre lang 
als unmöglich erwieien habe. Ich antwortete: ber Borichlag Dänemarks fei nichtt- 
deſtoweniger eine logiſche delse ber von Preußen und Oeſterreich am 31. Januar 
abgegebenen Erklärungen über den Zmed ihres Einmarſches in Schleswig. Sie 
hätten damals geiagt: fie ſtänden im Begriff, in das Herzogthum einzuräden, 
um den Abmadhungen von 1851 — 52 Geltung zu verihaffen, und da Dänemart 
finde, daß es bem von ihnen zu biefem Zweck ausgeübten Drud nicht länger 
wiberfteben könne, fo erlläre es fich jetzt bereit, mit ihnen an einer Konferenz 
theilzunehmen, um einen Vergleih auf ®runblage jenes Ablommens zu Stande 
u bringen. Hr.v. Bismard bemerkte: bie däniſche Regierung müſſe doch ein- 
—* daß die Abmachungen von 1851 —52 durch den Krieg Binfällig geworden 
ſeien, und dürfe nicht erwarten, im Jahr 1864 dieſelben Friedensbedingungen zu 
erlangen, die ihr bei Beendigung des Kriegs von 1848 bewilligt worden ſeien. 
Ich ie daß es mir nicht um irgendwelche beftimmte Friedensbebingungen 
zu thun jei.“ Ku 


20. März. Frankreich will für den Kal eined wirklichen Zu 
ftandelommend der Conferenz, den Vorſchlag machen, den 
„Wunſch der Bevölferungen” einer neuen Loͤſung der deutſch⸗ 
däniichen Streitfrage zu Grunde zu legen. 

Depeſche Drouyn be l'Huys an den franz. Botfchafter in London: 


„... Angefichts dieſer Verſchiedenheit ber Auffafjungen, welche unüber⸗ 
ſteigliche Hindernifſe zu ſchaffen droht, ſcheint es mir unerläßlich, die durch den 
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gegenwärtigen Krieg berührten Interefien zu prüfen, ohne fich ausſchließlich von 
tem Buchſtaben des Bertrags beflimmen zu laflen. 

„Der Gegenftanb und ber wirkliche Charakter biefes Streites iſt offenbar 
Ne Rivalität der Vollsflämme, welche die däniſche Monardhie bilden. Es tritt 
bei jedem berjelben fein Nationalgefihl an ben Tag, befien Stärke nit in 
Zweifel gezogen werben kann. Was kann deshalb natürlicher erfcheinen, als daß 
man, in Ermangelung einer allgemein anerlannten Regel, ben Wunſch ber 
Benöllerungen zur Grundlage nimmt? Diejes Mittel, welches mit ben 
wahrhaften Intereſſen beider Theile übereinflimmt, fcheint uns am geeigneten, 
en billiges und die Gewähr der Dauer bietenbes Abkommen herbeizuführen. 
Indem wir die Anwendung eines Grundprinzips unferes dffent- 
lien Rechtes verlangen, und indem wir fowohl für Dänemark als für 
Tentihland den Vortheil diefes Principe in Anſpruch nehmen, glauben wir bie 
gerechteſte und leichtefte Löſung diefer Frage vorzufchlagen, weldhe in ganz Europa 
eine fo lebhafte Unruhe hervorruft.“ 


21. März. England will die von Dänemark geftellte Bedingung 
für die Betheiligung an der Konferenz nicht als eine ab» 
ſolute, jondern nur ald eine von Dänemark zunächjft neben 
möglichen anderen vorgejchlagene betrachten. 


21. Marz. Aus ber däniſchen Thronrede zum Schluß des 
Reichstages: 

„Noch ſtehen wir allein! Wir wiſſen nicht, wie lange Europa ein müßiger 
Zuſchaner der Gewaltthat, die man gegen Uns und Unfer Bolt übt, fein will. 
Bir wiederholen dem Reichstag Unfere Zufage. Wir find willig, alles zu thun, 
am einen Frieben zn erreichen, mit weldem dem Vaterlande gedient fein kann; 
aber das mäffen Unfere Feinde wiffen, daß bie Zeit noch fehr fern liegt, wo Wir 
oter Unfer Bolt dazu genöthigt werden könnten, Uns einem für Dänemark de- 
mäüthigenden Frieden zu unterwerfen. Eures Königs letztes Wort an Euch unb 
die, welche Euch gewählt haben, jei Ausdauer! @ott fe mit Euch!“ 


Defterreih und Preußen nehmen den engliſchen Bor- 
ſchlag einer Konferenz ohne Waffenftillftand und 
obne beftimmte Baſis an. 

23. März. England fündigt Konferenzen an, ald deren Bafis 
Ichlechthin anzunehmen: dag Mittel gejuht werden, 
um dem Norden Europa's die Seguungen des 
Friedens wiederzugeben. 

29. März. Preußiſche Depeſche über die Konferenzen. 

Herr v. Bismarck an die Vertreter bei den Deutichen 
Höfen: 

nut "orgefhlanene Be Taler Def, in eihfiger Hrvigung Der Ber, 
—F — 5 Wir ſowohl als das Wiener Cabinet hatten derſelben 


eſtimmteſte erklären müſſen, daß wir dieſen Vorſchlag Dänemarks 
weder als Baſis noch als Ausgangspunkt einer Conferenz annehmen 
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könnten, ohne in Widerfpruch mit uns felbft zu gerathen. In der That 
baben wir fofort bei Eintreten der kriegeriſchen Maßnahmen, und wieder: 
bolt in dem Verlaufe derjelben, die au Em... . befannte Erklärung 
abgegeben, dag wir jene Verabredungen nunmehr als hinfällig betrachteten, 
und daß, nach den Opfern, welche das Widerftreben Dänemarks uns aufs 
erlegt, auf diefelben nicht mehr zurüdgegangen werden könne. Durch eine 
einfache und vollftändige Erfüllung feiner Trüberen Verpflichtungen hätte 
Dänemark die nothwendig gewordenen Schritte abwenden können, und es 
bätte dann vielleicht nur einer Berftändigung über die Bürgfchaften be- 
durft, welde wir auch in diefem Falle, nach der Erfahrung der ver 
gangenen zwölf Jahre, für die zukünftige Erfüllung zu fordern bevedtigt 
gewejen wären. Set hat Dänemark felbft auf daS Unzweideutigſte dar- 
ethban, daß e8 nur duch Zwang und Anwendung von Gewalt zu ber 
rfüllung von Pflichten würde angehalten werden können, die es thats 
fählih fortwährend verlegt hatte. Wir können e8 weder mit den 
Pflihten gegen das eigne Land, noch mit denen gegen Deutſch⸗ 
land vereinbar eradten, einen Zuftand berzuftellen, der fid 
als unbaltbar erwiefen bat, und deffen Aufrechterhaltung uns jeden 
Augenblid von Neuem in die Lage verjegen könnte, diefelben nnd ſchwerere 
Opfer zu bringen, ohne für diefelben irgend eine Compenfation zu erhalten. 
Es liegt im Intereffe des europäifhen Friedens ſelbſt, an die 
Stelle eines folden unbaltbaren Zuftandes, an welden mir 
uns früber gebunden erachten mußten, von welhem aber Däne- 
mark ſelbſt uns jest entbunden hat, einenanderen, haltbaren 
und naturgemäßen zu jegen, welder die Bürgſchaften jeines 
Beſtehens in jich felber trage. Die Mittel und Wege zu einem folden 
politifden Syftem zu finden, und dadurch einen dauerhaften Frieden zu 
begründen, fann allein die Aufgabe der von England vorgefchlagenen 
Eonferenz fein, und nur zu diefem Zweck und mit diefer Abficht künnen 
wir diefelbe annehmen. Deutſche Bund befindet fi in diefer Be 
ziehung in derfelben Lage, wie wir und Defterreih. Zwar hat derjelbe 
an den auf dem internationalen Rechte in Betreff Schleswigs bafirten Map- 
regeln der beiden Mächte bis jett noch nicht theilgenommen; aber ſchon 
die bloße Durchführung feiner bundesrechtlihen Kompetenz in Betreff 
ln bat ihm Opfer auferlegt und er kann jeden Augenblid in den 
al kommen, auch feine internationalen Anſprüche auf dem Wege des 
Zwanges geltend machen zu müffen. Auch in feinem Intereſſe liegt es 
daher, die Gefahren zu entfernen, welche aus einer Yortdauer der bis⸗ 
berigen Zuftände immer von Neuem entfpringen müflen, und nicht minder 
entipricht es feinem Intereſſe, daß die neu zu gründenden Verhält⸗ 
niffe und die dafür zu gewinnenden Bürgjchaften eine völfer- 
rehtlihe Sanction erhalten, wie fie dur die vorgefchlagene 
Conferenz bezwedt wird.“ 


28. März. Rejolutionen des 36. Ausſchuſſes ald Grundlage 
für Beichlüffe der demokratiſchen Verfammlungen. 


„1) Die Herzogthümer Schleswig - HSolftein haben das Recht, eng mit ein- 
ander verbunden, von Dänemark vollftändig getrennt unter ihrem eigenen 
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Fürſten zu leben. 2) Jede Enticheibung, bie wider ben Willen des Volls über 
i ichſal getroffen wird, jede Uebereinkunft mit fremden Mächten, 
die das Recht der Herzogthümer preisgibt, iſt null und nichtig, iſt 
eine rechtloſe Gewaltthat und zugleich ein Verrath an den Inter» 
eſſen und der Ehre Deutſchlands. Der nächſte Moment wird fie 
jerreißen und vernichten. 3) Noch immer fehlt uns eine georbnete Ber- 
ber Nation, ein dentſches Parlament! Deshalb erhebt das Boll un- 
mitte feine Stimme. Wir laffen nicht ab, bie nationalen Forberungen be- 
harrlich auszufprechen, die Inhaber ver Gewalt zu mahnen und zu warnen. Ber- 
ballt jede Mahnung erfolglos, jo mögen bie Shuldigen bemverbienten 
Geihid anheim fallen.“ 


I. März. „Null und nichtig.” 
Aus der „Prowinzial- Eorrespondenz.” 


„sn ganz Deutichlanb haben am Oftermontage demokratiſche Berfammlungen 
Hattgefunden,, in welchen die Thaten ver beiden deutihen Großſtaaten in Bezug 
af Schleswig - Holftein im voraus für „null und nichtig” erklärt worden find. 

Die Worte „null und nichtig” haben in unferem öffentlichen Leben jeit 
Jahr und Tag eine tranrige Berühmtheit erlangt, indem die Fortfchrittspartet 
gewiſſe ihr nicht angenehme Dinge, bie fie thatfächlich nicht zu befeitigen und zu 
überwinden im Stande war, furzweg durch bie Erflärung aus der Welt zu fchaffen 
inhte, dieſe Dinge feien eben null und nichtig. Unterbeß aber geben die That- 
ken, von welchen jene Partei nichts wiffen will, ungeftört ihren Gang und es 
eweiſt fih, dag nur bie Thaten und Beichlüffe der Demokratie „null und nichtig“ 
fud, während Die Regierung ihre Aufgaben für das Wohl bes Landes ruhig, ge: 
wiſſenhaft und erfolgreich erfülft. 

Dreas ganze preußifche unb deutſche Vaterland freut fich der ruhmvollen und, 
io Gott will, heilbringenden Thaten unferer Truppen in Schleswig: nur bie 
umerbeflerfihen Barteimänner fiten im Schmollwintel und behaupten, daß doch 
bei der ganzen Kriegführnng Alles „null und nichtig” fei. 

„Kud unb nichtig” ift nach dem Urtheil des „richtigen” Fortſchrittsmannes 
die reorganifirte Armee, burch welche es möglich war, in überraſchend kurzer Zeit 
hiegsfertig in Schleswig zu ſtehen, — „null und nichtig” die Hälfte der Regi⸗ 
menter, weiche Breußens Kriegsruhm vor Düppel und Fridericia kräftig erneuern. 
Die neuen Regimenter von Cinie unb Garde können im Verein mit den älteren 
durch ihre Tapferkeit wohl ben Dänen zu fchaffen machen, — aber für den Fort⸗ 
rittsmenn find fie „null und nichtig”, weil die Reorganifation, burch welche 
fe ins Leben gerufen find, ſich ber Sgufimmung von Waldeck und Genofjen nidt 
zu erfrenen bat. Dies wird jeboch die braven Truppen nicht hindern, im rühm⸗ 
lichen Wetteifer mit den alten Regimentern den Fahnen, bie ihnen ber Kriegs- 
kere vor wenigen Jahren verliehen, Ehre zu maden. . 

„Null und nichtig“ find aber ferner die Gelder, durch welche die Truppen 
unterhalten werben. Mit Freuben hört das preußiiche Volt, daß bie Einrichtungen 
für die Berforgung und Verpflegung unferer Truppen auf ganz mufterhafte Weije 
georbnet find: won allen Seiteit werben Zeugniffe laut für die Vortrefflichkeit 
eler getroffenen Beranftaltungen. Freilich hat ſich die Regierung in Bezug auf 
te Gelbmittel dabei helfen möffen, wie fie eben konnte; denn das Abgeordneten» 
baus hat ja für Den Krieg, obgleich es denfelben für unvermeidlich hielt, dennoch 
die Mittel nicht bewilligt, weil ber König fih nicht ohne Weiteres dem Willen 
der Fortfchrittspartei in Bezug auf bie letzten Ziele bes Krieges fügen wollte. 
Der Minifter » Präfident von Bismard fagte deshalb: die Regierung werbe unter 
iekhen Umflänben bie Mittel zu ber nothwenbigen Kriegführung nehmen müflen, 
© fie dieſelben finde. Glücklicher Weile ift Preußens Yinanzverwaltung aud in 
der ſogenannten bubgetlofen Zeit jo vorforglih und iparfam, baß bie Regierung 
nicht fo ohne Weiteres in wirkliche Gelbverlegenheit gerathen kann. Gerabe in 
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den letzten Jahren fcheint fo vortrefflich gewirthichaftet zu fein, daß zunächt 
wohl an Gelb fein Mangel war. Freilih wäre es gut, wenn biefes Gelb 
zu anberen wichtigen Zweden, zu wünſchenswerthen Berbefferungen auf manden 
Gebieten der Verwaltung verwendet werden könnte, und deshalb hatte Die Regie- 
rung für ben jetigen Krieg von vornherein bie Bewilligung befonberer Mittel 
beantragt. Da dies aber abgelehnt worben, fo wirtbfchaftet bie Regierung fürerfl, 
fo gut fie eben kann, aus ven vorhandenen Ueberſchüſſen. — Nun fonımen aber 
die Fortſchrittsmänner und fagen: es gebe feine Lieberichüffe, weil es gar feinen 
(vom Abgeordnetenhauſe genehmigten) Staatshaushalt gebe. Tägfich beweiien 
fie in ihren Zeitungen, daß die Regierung gar fein Gelb haben könne. Die Re- 
ierung aber gebt guten Bewußtſeins und freubigen Muthes ihren Weg; bie 
Truppen befinden fich bei der Verpflegung aus ben „null und nichtigen” Kaſſen 
ſehr wohl, und obgleich auch die Munition aus folden „null und nichtigen” Gel- 
dern beichafft if, fo treffen doch die Schüffe aus unferen Zünbnabelgewehren und 
gezogenen Geſchützen darum nicht um ein Haar fchledhter. 

Ehen fo wird es hoffentlich auch mit den fchließlichen Erfolgen der Krieg 
führung gehen. Während bie Heere Preußens und Defterreichs mit kräftiger That 
für die gekränkten Rechte Schleswigs und Holfteins eintreten, erbreiften ſich bie 
Schwäter, beim Glaje Bier die Thaten der Grofmächte zum voraus für „null 
und nichtig” und als eine „machtloſe Gewaltthat“ zu erklären. Wohl verfuct 
bier unb da eine vereinzelte Stimme aus ber Fortichrittspartei, das Thörichte 
und Widerfinnige folden Beginnens zu belämpfen: die Worte der Vernunft und 
der Befonnenheit verballen in dem Taumel der Parteileidenſchaft. 

Doch die Macht der That iſt eben gewaltiger, ale das Wortgepränge ver- 
wirrter PBarteirebner. 

Dem Abgeorbnetenhaufe hat Nichts fo ſehr geſchadet, als daß es fort unt 
fort Thaten der Regierung für „null und nichtig“ erklärte, die es Doch im Ernſte 
weber befeitigen konnte noch wollte, daß e8 dagegen ſeinerſeits Beichlüffe fahte, 
he benen e8 felber wußte, daß fie in Wirklichleit „null und nichtig“ bleiben 
mußten. 

Ebenfo wird die Sortfchrittspartei gegen die Macht der Thatfadhen ver 

eblich ankämpfen: ſchon jett geftehen ſelbſt die liberalen Blätter offen ein, daß 
* das deutſche Volk von dieſem Treiben mit Worten und Reſolutionen ab— 
wende, weil es daſſelbe als völlig eitel, als wahrhaft „null und nichtig“ erfeunt. 

Das Vorgehen der Großmächte aber wird ebenſo, wie es thatkräftig if, 
anver ig, auch von gejegnetem Erfolge fein für die Sache der Herzogthümer und 
für die Macht und Ehre Deutichlande.” 


18. April. Erflürmung der Büppeler Schanzen. 


Der Sieg und feine Folgen. 
Aus der „Provinzial» Eorresponbenz.” 


„Der 18. April, ein Tag der Ehren und unvergänglicien Rubmes fir 
Preußen, bat mit Recht Überall die Zuverſicht erhöht, daß ber Zweck, für welden 
unfere braven Krieger hinaugegogen find, bie Befreiung unferer beutfchen Brüder 
in Schleswig und Holftein vom bäniihen Joche, warhaftig und vollſtändig erreicht 
werbeu muß. 

(Rah einem Rüdblid auf die bisherige Entwidelung ber Sache heißt es 
Dann weiter:) 

Die Dänen haben uns burch übermüthigen Trotz von der Pfanbnahm 
zum offenen Kriege geführt, in einem befchwerlichen Winterfelbzuge haben bie 
alliirten Armeen alle Mühjeligleiten und Laften bes Krieges zu tragen gehalt, 
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unb das nunmehr vor Miffunbe, Oeverſee unb zuletzt vor Düppel ver offene 
tbenere Blut fchreit zum Himmel, daß der Tyrannei und ber Tücke ber Dänen 
m beutihen Gmuen ein für alle Dal ein Ende gemacht werbe. 

Die Sieger von Düppel werben den Boben, auf welchen fo viele ihrer 
Kameraden ihr Herzblut für die freiheit der Herzogthlimer vergofien haben, nicht 
wieder verlaffen, bevor fie ihn für immer befreit und mit Deutichlanb vereinigt 


en. 

König Wilhelm, der Befreier Schleswige vom bäntichen Joche, im Bunde 
mit dem Kaifer Kranz Joſeph, bat ben Herzogthümern perſönlich die Bürgichaft 
gegeben, daß er ihre heilige Sache zu einem guten Ende führen wolle. Mögen 
die Schleswig » Holfteiner, möge ganz Deutſchland vertrauen, baß bie „heilige 
Sache“ in guten Händen ift!“ 


Erfies Hervortreien des Annerionsgedankens. 


Mat. Adreſſe in den Herzogthümern verbreitet: 


„... Ew. 1. Mai. Feinde find unfere Feinde! Sie find unferes Landes 
ſchenungs loſe, rückſichtsloſe Ausfauger und Unterbrüder geweien. .. . Wir wagen 
es, in biefem feierlichen Augenblid ausjufprechen, was die Bruſt vieler Tauſende 
bewegt und bie laute Freude unfere® Herzens noch mit einem Wöllchen bangen 
Schweigens verfchleiert: der Sieg ber Preußen würde fih in unſer Aller ent- 
ſchlichſtes Unglück, in den vollflänbigften Ruin unferer Samilien verwandeln, er 
würde Taufende von uns auf immer von bem Boben ihres Geburtslanves ver- 
bannen, wenn Ew. Maj. nach dem, was fich jett unter uns zugetragen, Ihre 
Whügende Hand von uns abzögen und un® unter irgend einer Form wiederum 
dem bänifchen Regimente überließen. Königliche Majeſtät! Ein gemeinfames 
Band des Schuges und Trutzes gegen Dänemark und jeden andern äußern Yeind 
umfhlinge unjer Land bis zur Königsau mit Preußen! Schleswigs Söhne find 
dereit, ihre Seetüchtigleit anf der preußiſch⸗ beutfchen Kriegemarine zu bewähren 
mb mit Preußen und Deutihland gegen ganz Europa einzufiehen für bes 
preußiſch⸗ Deutfchen Reiches Grenze an ber Königeau und für der Herzogthümer 
Selbſtregierungsrecht und innere provinziale und locale Freiheit und Selbftän- 
digkeit. Die Integrität bes preufifch - beutfchen Reiches deutſcher Nation bie zur 
Koͤniggan und bie innere Selbſtändigkeit der Herzogthümer, das jei unfer, jet 
Preußens und ganz Deutſchlands oberſtes Priucip, Feldgeſchrei unb Loſung! 
Möge der Bott der Heerſchaaren und Schlachten, der auch der Gott bes Völker⸗ 
gtäds und der Wohlfahrt des Einzelnen if, Ew. Majeflät Herz lenken, daß es 
ın Mefer für unfere, für Preußen und Deutfchlands Zukunft vielleicht auf Jahr- 
hunderte entſcheidenden Zeit, unbefümmert um ber Engländer, Rufen, Franzoſen 
Dreinreden, ſich entſchließe und handle, wie Ew. Majeſtät großer Ahnherr, wie 
nit Sricbrich ſolcher Lage und Aufgabe gegenüber fih entſchloſſen und gehandelt 

würde.“ 


11. Mai. Adreſſe des Grafen von Arnim-Boipenburg 
und Genofien an den König von Preußen. 


.— — „Zwei Säge ergeben fih Har und unwiberleglich für Jeben, ber 
enbuiß bat für preußifche Ehre und für das Schidfal deutſcher Stammes- 
genofien. 

„Einmal: Wenn dur den hartnädigen Trotz des Gegners bie verbün⸗ 
beten Armeen ber deutfchen Großmächte gerechte Forderungen mit blutigen Opfern 
elimpfen mußten, wenn Prenfien Taujenbe feiner Lanbesfinder am großen Tage 
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der Entiheibung auf dem Kampfplate biuten ſah unb betrauert, fo muß fir 
folden Preis ein würbiger Lohn gewonnen werben. 

Zweitens: Wenn bie bänifche Regierung fchon vor dieſem Kampfe eiu un- 
erträgliches Joch anf die Schultern der deutfchen Herzogthümer legte, fo bat ihr 
Berfahren währen bes Kampfes fie vollends unfähig gemacht, ferner über die 
felben zu berrihen. Die nationale Erbitterung, welche fie bort zwifchen ber beut- 
{hen und däniſchen Benöflerung geſchürt und zur höchſten Höhe gefeigert bat, 
macht eine friedliche und erträglihe Eriftenz ber erfleren unter bänifcher Herr- 
haft unmöglich. 

Wir halten die Trennung bes beutichen Schleswige und Holfteins von 
Dänemark, und ihre Vereinigung zu einem Ganzen, — ſei e8 unter einem ei 
genen Landesherrn und dem wirkſamen Schube eines mächtigen beutfchen Staates, 
jet e8 als ein Theil dieſes legteren, — für die einzige Löſung, welche bie Opfer 
lohnt, bie wir gebracht, welche Dauer des Friedens und Wohlbefindens für die 
Beteiligten veripricht. — Allergnäbigfter König und Herr! Das preußiiche Bolt, 
bef find wir gewiß, wirb keine Opfer ſcheuen, um Eure Königliche Majeflät in 
ben Stand zu feten, dieſe Löjung mit aller Kraft zu verfolgen. Wir betrachten 
es als eine heilige Pflicht gegen das Baterland, wie gegen unfere gefallenen 
Brüder: einzuftehen dafür, daß ihr Blut nicht umfonft gefloflen iſt, — daß & 
eine Frucht trage, für welche Preußen in allen ferneren Aelten feiner beipdenmöä- 
tbigen Opfer in Dankbarkeit gebenten kann.“ 


23. Mai. Antwort Sr. M. des Könige. 


„sh habe gern die Adreffe entgegengenonmmen, in welder Sie 
Mir Zeugniß geben von der Bereitwilligkeit des Preußiſchen Volls, 
Mich bei einer Löſung der fchleswig -holfteinifchen Frage zu unters 
ftügen, die für den Preis des Mir theuren Blutes ', vieler 
Landeskinder einen würdigen Lohn gewähre. Dieſen Lohn werden 
wir in der Erreichung der Ziele finden, für welche Ich im Bunde 
mit dem Kaiſer von Oeſterreich die Waffen ergriffen habe. In 
Gemeinſchaft mit Meinem erhabenen Verbündeten werde Ich, ſo⸗ 
weit Gott es in Unſere Macht geſtellt hat, dafür Sorge tragen, 
daß Unſern Landsleuten in den Herzogthümern volle Sicherheit 
gegen bie Wiederkehr ber Bedrückung durch däniſche Herrſchaft ge 
währt werde, und dag Wir wirkſame und dauernde Bürgfchaften 
gegen die Gefahren fernerer Störungen des Friedens an der deut 
ſchen Nordgrenze gewinnen. 

Für dieſes Ziel haben die verbüindeten Mächte auf dem 
Schlachtfelde gelämpft, und auf der Konferenz eritreben Wir es 
gegenwärtig mit der vollftändigen Yreiheit der Entſchließung, 
welher Wir durch das Verhalten Dänemarks und durch die Er- 
eignifje berechtigt find. Welche Form Wir der Löfung unferer 
Aufgabe zu geben gedenken, darüber werden Sie, während die 
Ber anblungen fhweben, feine Aeußerung von Mir erwarten. 
Aber, wie Sie die Gemwißheit haben müſſen, daß Ich Preußen? 
Ehre unter allen Berhältnijfen wahren werde, fo wollen Sie aud 
mit Dir an dem Vertrauen fefthalten, daß die Opfer, welche Wir 
der deutfchen Sache gebracht haben, auch für die Intereſſen unſeres 
engeren Baterlandes fruchtbringend fein werden. 

Diefes Bertrauen wird in Mir dur die Worte gekräftigt, 
welche Sie an Mich gerichtet haben, und für welche Ich Ihnen 
von Herzen danke, indem ch denfelben einen neuen Beweis der 
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warmen und einmütbigen Hingebung entnehme, auf welde Ich 
bei dem preußiſchen Volle ın allen Fällen rechnen darf, wo es 
fih um die Größe und die Wohlfahrt des gemeinfamen Vaters 
lande3 handelt.“ 


Sosfagung Preußens von dem Londoner Bertrage. 


15. Mai. Depeſche Bismarcks an den preußiichen Gefandten 
in 2ondon. 


„Da in den bevorflehenden Situngen der Conferenz vorausfichtlich 
die Frage über die Stellung der beiden deutfchen Mächte zu dem Londoner 
Bertrage von 1852 zur Erörterung kommen wird, finde ich mich darüber 
zu folgenden Bemerkungen veranlaßt: Bis zum Tode bed Könige 
Gnedrid VII. konnten die deutjchen Mächte erwarten, daß die Krone 
Tänemarf den gegen fie übernommenen Verpflichtungen nachfommen, und 
daß dadurch und durch eine, bis dahin immer unterbliebene Vorlage des 
Ihronfolgegefeges an die Stände ber Derzogthlmer die im Londoner 
Troctat in's Auge gefaßte Thronfolge- Ordnung zu vollem rechtlichen Be: 
ftande gelangen würde, ehe der vorgefehene Yall der —— 
wirllich einträte. Mit dem Tode des Königs wurde dieſe Erwartung 
nicht allein hinfällig, ſondern der Nachfolger deſſelben auf dem däniſchen 
Zhron befundete durch den Act vom 18. November ſofort die Abſicht, 
jenen Berflihtungen nicht nachzufommen. Die königliche Regierung bat 
darauf jofort auf die Connexität diefer Verpflichtungen mit der beabfichtigten 
Zhronfolge- Ordnung aufmerffam gemacht — worüber ich unter Anderem 
zur auf meinen Erlaß vom 23. November vor. J. zu verweilen brauche 
— und wiederholt erflärt, daß fie fi hiernach für Pr a erachten 
mäfle, den Tractat von 1852 als nicht mehr bindend für fie anzufehen. 
Bam fie nicht fogleih ihren Rücktritt von demfelben ausſpreche, fo 
thue fie dies nur aus Nüdfiht auf die übrigen Mächte und tn 
der Hoffnung, daß eine Nachgiebigkeit Dänemarts, durch Zurlidnahme 
des offnen Bruchs jeiner Verpflichtungen, die Vorbedingungen noch 
meder berftellen und die Möglichkeit der Erhaltung des Friedens dar⸗ 
bieten könne. 

ESelbſt als dieſe — getäuſcht war, als mit dem 1. Januar 
die vertragswidrige Conſtitution für Schleswig nicht allein nicht zurück⸗ 
Saunen, fondern in’8 Leben getreten war, haben die beiden deutſchen 
öhte noch feinen unmittelbaren Gebrauh von ihrem echte machen 
wollen. Sie haben noch in dem Augenblide, wo Dänemark fie zu 
inegeriichen Maßregeln genöthigt —— durch die Depeſche vom 31. Januar 
ds. J. erklärt, daß fie nicht beab ichigen, das Princip der Integrität der 
diniihen Monarchie anzufechten. Aber fie haben gleichzeitig außdrüdlich 
ört, daß ein ferneres Beharren Dänemarks auf dem eingeichlagenen 
Bege fie zu Opfern nöthigen würde, welche es ihnen zur Pflicht machen 
könnten, die Combinationen von 1852 aufzugeben, und über eine andermweite 
nung eine Berftändigung mit den Unterzeichnern des Londoner Trac⸗ 
ti8 zu fuchen. Diefer Fall ift vollitändig eingetreten. Die dänijche 
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Regierung bat ihr VBeharren auf der Weigerung bis auf's 
getrieben und den bewaffneten Widerftand bis zulegt fortgejegt. 

„Nah allen diefen Sorgängen kann die Regierung ſich in 
keiner Weiſe mehr an die Verpflichtungen gebunden erachten, 
welche ſie am 8. Mai 1852 unter anderen Vorausſetzungen ein» 

egangen war. Diejer Vertrag ift von ihr mit Dänemark und nicht mit 
den anderen Mächten abgefchloffen, und nur zwifchen Kopenhagen und Berlin 
find die Natificationen ausgewechſelt, nicht zwiſchen Berlin und London 
oder St. Petersburg. Selbſt wenn, was wir nicht zugeben, der Londoner 
Bertrag zwiſchen und und den Neutralen Verpflichtungen zu fchaffen bes 
fiimmt geweſen wäre, jo würden jolde mit dem Bertrage ſelbſt hinfällig 
fein, fobald letzterer e8 wegen Nichterfüllung feiner Vorbedingungen würde. 
Die königliche Regierung erachtet fi) danach, in Webereinitimmung mit 
der Erklärung vom 31. Sannar, als volllommen frei von allen Ber: 
pflihtungen, die aus dem Londoner Tractate von 1852 gefolgert 
werden könnten und beredtigt, jede anderweite Combination, 
ganz unabhängig von diefem Zractat, zu erörtern. 

„Daß die Löfung einer Frage, deren europäifche Tragweite die königl. 
Negierung niemals vorkannt hat, in Gemeinfchaft mit den übrigen Groß» 
mächten verfucht werde, folgt aus der Natur der politifchen Beziehungen, 
und die königliche Regierung bat in dem Schlußſatz der Erklärung vom 
31. Januar nur diefes natürliche Verhältniß anerfannt. Durch die Ans 
nahme der englifhen Einladung zur Conferenz bat fie auch ‚durd bie 
That ihre Bereitwilligkeit gezeigt, die Mittel dazu gemeinfam aufzuſuchen 
und zu berathen; und die8 und nichts Anderes Tann die Aufgabe der 
Conferenz jein.“ 


Zur Annexion Schledwig-Holfteind an Preußen. 
16. Mat. Brief Bismarcks (an einen Ungenannten). 


„Ich begreife Ihre Bedenken gegen die Adreſſe, die aber dennoch, 
meiner Unfiht nach, gegenwärtig mit nützlichem Drude in die diploma 
tiſche Rage eingreift. e kann mich darin allerdingd täufchen; denn je 
länger ia in der Politil arbeite, defto geringer wird mein ©laube an 
menjchliches Rechnen, und wenn Sie ein inneres Widerftreben fühlen, 
jo rede ich um fo weniger zu, als ich gerne mit gutem Gewiſſen möchte 
behaupten können, daß es feine von der Regierung gemachte Stimmung 
ift, die fi darin wiederfpiegelt. Die augenblidliche Rage ift aber fo ge 
artet, daß es mir zweddienlich fcheint, gegen das Dänenthum 
auf der Konferenz alle Hunde Ioszulaflen, welche bellen wollen 
(nergeihen Sie diefen Jägervergleih); das geſammte Geläut der Meute 
wirft dahin zufammen, daß die Unterwerfung der Herzogthümer 
unter Dänemark den Ausländern unmöglie, erfheint und daß 
legtere genöthigt werden, Programme ın Betracht zu ziehen, 
welcde die prentifche Negierung ihnen nicht bringen fann. 
rechne in der legteren Beziehung zu diejen Ausländern auch die Holfteiner 
jelbft, nebft dem Auguftenburger und allen ewig Ungedeelten bis zur 
Königsau. Die Herzogthümer haben ſich bisher an die Rolle des 
burtStagslindes in der deutjchen Familie und an den Gedanken gemöhnt, 
daß wir uns auf dem Altare ihrer Particularintereffen willig zu opfern 


233 
1864. ’ 


and für jeden einzelnen Deutſchen im Norden von Schleswig die Eriftenz 
Preußend einzufegen haben. Diefem Schwindel namentlih wird die 
Mreffe entgegen wirken; einen fo ftarfen Effect, daß er uns Berlegenbeit 
bereitet, befürchte ich nicht. Würde bei uns die Nation jo ftarf von 
preußifhem Ehrgeiz erfaßt, daß die Regierung nicht mehr belebend, 
jondern mäßigend fich dazu zu ftellen hätte, fo würde ich diefen Zuftand 
durchaus nicht beklagen. 

Sie jehen daraus, wie ich nach Menſchenwitz die Sache auffalfe; im 
übrigen fleigert fi bei mir das Gefühl des Dankes für Gottes bishe⸗ 
rigen Beiftand zu dem Bertrauen, daß der HErr auch unfere Irr— 
thämer zu unferem Beften zu wenden weiß; das erfahre ich 
täglich zu heilfamer Demüthigung. — Zur Beleuchtung der Situa- 
tion bemerfe ich noch ſchließlich, daß mir die preußifhe Annerion 
nıht der oberfte und nothwendige Zwed ift, wohl aber daß an— 
genehmfte Refultat.“ 


Bie Fondoner Gonferenzen und der Waffenſtillſtand. 


20. April. England verfucht die Conferenz zu eröffnen, ohne die 
Ankunft des Vertreters des deutihen Bunded abzuwarten. 
Deiterreihh und Preußen nehmen feinen Theil daran und 
zwingen die Conferenz, fi auf den 25. zu vertagen. 

9. Mai. Bereinbarung eined Waffenftillitands auf folgenden 
Grundlagen: 

Die Zeindfeligkeiten zu Waſſer und zu Lande follen vom 
12. Mai auf vier Wochen ruhn, — 

Gleichzeitig hebt Dänemark die Blokade auf, — 

Preußen und Defterreich verpflichten ſich, während des 
Waffenftillftandes in den bejegten Theilen Jütlands den 
Berfehr und den regelmäßigen Lauf der Verwaltung nicht 
zu bindern und Feine Steuern zu erheben 2c. zc. 

‚Die kriegführenden Theile behalten ihre militärifche Stel- 
lungen zu Land und zu Meer und wollen diejelbe während 
des MWaffenftillftandes nicht verstärken, ꝛc. 

12. Mai. Preußen und Defterreich erklären, vor Eintritt in 
die weiteren Berathungen, daß fie das Gebiet der Erörterung 
für völlig frei von jeder Beſchraͤnkung erachten, welche aus 
den vor dem Kriege beitandenen Verpflichtungen zwilchen 
ihren Regierungen und Dänemark hergeleitet werden könne. — 
Indem fie für fi) volle Freiheit der Discuffion und das 
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Recht in Anſpruch nehmen, die Vorſchläge zu machen, welde 
fie für die Sicherung einer feiten und dauerhaften Friedens⸗ 
ftiftung für geeignet halten, wollen fie feine andere Kom- 
bination, welche zu demfelben Ziel führen kann, ausſchließen. 
15. Mai. (Preußiſche Depeſche wegen Lodfagung vom Londoner 
Bertrage, — ſ. oben). 

17. Mai. — — Preußen und Defterreich Iprechen ſich näher 
Darüber aus, was fie unter einer feften und dauernden 
Sriebensftiftung verftehen: nämlidy ein Frieden, welcher den 
Herzogthümern abfolute Bürgſchaften gegen die 
Wiederkehr fremder Unterdrüdung gewährt, und 
welcher durch die Befeitigung jedes Anlafjes zum Streite 
zur Revolution und zum Krieg Deutfhland die Sicher: 
heit im Norden wiebdergiebt, deren ed bedarf, um nicht 
immer wieder in ähnliche Kriſen wie die jepige zu ver 
fallen. Diefe Bürgfchaften jeien nurzu finden, in 
der vollftändigen Unabhängigkeit der durch gemeinſame 
Anftitutionen eng vereinigten Herzogthümer. 

Die dänifhen Bevollmächtigten erklären dieſen Bor: 
Ihlag für abfolut unannehmbar und lehnen es ab, 
ibn auch nur ad referendum zu nehmen. 


28. Mai. Defterreih und Preupen erklären: „Nachdem bie 
Borjchläge in der vorigen Sitzung von den Dänifchen als 
abfolut unzuläffig erflärt worden, ſelbſt für den Fall, dab 
der deutiche Bund die Erbfolgeredhte ded Königs von Däne 
mark anerkennt, find die Bevollmaͤchtigten ber beutfchen 
Mächte angewieſen, in Webereinftimmung mit dem Bevoll- 
mädhtigten des deutſchen Bundes die vollftändige Trennung 
der Herzogthümer Schleswig und Holitein von Dänemark 
und ihre Bereinigung zu einem Staate unter der Son: 
veränität des Erbprinzen von Schleswig-Holftein-Sonder: 
burg-Anguftenburg zu verlangen, welcher nicht bloß in den 
Augen Deutſchlands die größten Erbfolgerechte geltend zu 
maden hat und deſſen Anerkennung Seitend des beutichen 
Bundes gefichert ift, jondern welcher auch unzweifelhaft die 
Stimme der ungeheueren Mehrheit der Bevöllerung auf 
fich vereinigt. | 
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England jchlägt, indem es feinerjeitd den Londoner 
Vertrag fallen läßt, eine Theilung Schleswig und 
zwar mit der Schlei ald Gränze vor. 

Die deutihen Bevollmächtigten erklären, dab ihre Fe 
gierungen fidh der ernften Erwägung diejed Bermittelunge- 
vorſchlages nicht entziehen werden, daß aber die beantragte 
Grenzlinie nicht annehmbar ericheine, weil bet derjelben die 
Gründe der Erregung und Agitation nicht Dauernd befeitigt 
werben würden. 

Der däniſche Bevollmädtigte weiſt den deutihen Vor⸗ 
Ihlag entichieden zurüd, — aud den englijchen vermag er 
zunächft auch im Prinzip nicht zuzugefteben, will ihn aber 
zur Kenntniß feiner Regierung bringen. 


2. Zum. Dänemark erklärt den Vorfhlag Englands im 
Prinzip und ald äußerſte Conceſſion anzunehmen, aber nur 
mit einer Grenzlinie, welche alle militäriichen und Handels⸗ 
intereffen Dänemarks fichert. 

Auh Rußland läßt den Londoner Vertrag fallen, und 
erflärt mit Bezug auf die weitere Erwägung der Grbbe- 
rechtigten jeine Anſprüche auf Holftein an Oldenburg ab- 
treten zu wollen. 

Preußen Ichlägt zur weiteren BVerftändigung eine Ber: 
längerung des Waffenftilljtands vor. 


6. Zum. Die Berlängerung ded Waffenftillitands auf 
14 Tage wird beichloffen. Preußen willigt in dieſe kurze 
Friſt mur mit der außdrüdlichen Erklärung, eine Verlängerung 
nah Ablauf derjelben nur zugeftehen zu wollen, wenn 
bis dahin eine Verftändigung geſichert erſcheint. 

18. Juni. England jchlägt vor, die Feſtſetzung der Theilungs- 
linie einem Schiedärichter zu übertragen. 

22. Juni. Defterreih .und Preußen nehmen den engliichen 
Vorſchlag mit einigen Modificationen an, Dänemark lehnt 
ihn unbedingt ab. 


2%. Juni. Die Londoner EConferenz geht ohne erreichtes 
Reſultat auseinander. 
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Bei der Wiederaufnahme der Feindſeligkeiten. 
23. Juni. Preußiſche Depeſche (und gleichlautend eine öfter: 
reichiſche) an die Höfe von London, Parid, Peteröburg 

und Stodholm. 


„Als die Regierung des Königs (Kaifers) Theil an den Conferenzen 
in London nahm, war fie von dem eifrigen Verlangen befeelt, durch einen 


dauernden und feiten Yrieden dem blutigen Conflict ein Biel & fegen, 


welcher zwilchen den beiden deutjchen Großmächten einerfeit8 und Dänemark 
andererfeitg ausgebrochen war. Feſt entjchlofien, Deutjchland die gerechte 
Genugthuung zu verfchaffen, welche feine Ehre und feine Intereiien zu 
fordern das Recht hatten, fuchten wir doch zu gleicher Zeit eine für das 
Gleichgewicht des europätfhen Nordens ungefährlihe Löfung Wir 
hielten feft daran, daß das Blut unferer braven Soldaten nicht vergebens 
geflofjen fein dürfe; aber wir wollten zu gleicher Zeit den Kampf nicht 
verlängern über den Punkt hinaus, den wir von Anfang an feſt⸗ 

eftellt hatten. Unfere Haltung in den Conferenzen ift immer dieſen 

ügen gemäß geweſen. Wir würden geneigt geweſen fein, eine Com⸗ 
bination anzunehmen, melde den Herzogthümern eine bejondere politifche 
Eriftenz fihernd, doh ein dynaſtiſches Band zwifchen ihnen und dem 
eigentlihen Dänemark hätte beftehen lafien. ‘Da ein Arrangement dieler 


Urt weder bei der dänilchen Regierung, noch bei den neutralen Mächten 


Anklang fand, fo mußten wir nad einer andern Baſis fuchen. 


ALS wir darauf verlangten, daß die Herzogthilmer zu einem unab- 


hängigen Staate unter einem befonderen Souverän erhoben würden, 


waren wir geneigt, Dänemark einen Theil Schleswigs abzutreten, obwohl 


die Vereinigung de ganzen Herzogthums mit Holftein mit ftetS gleichem 
Eifer durch diefe Lande felbit, ſowie durch ganz Deutſchland angeftrebt 


wurde. Wir wärden eine veale und wichtige Eonceffion gemacht haben, 


indem wir zuließen, daß ein Theil Schleswigs in Dänemark incorporirt 
wurde, da es gerade diefe Incorporationdverfuche find, die gegen über: 
nommene Berbindlichleiten gemadt, den Streit zwiſchen Deuttchland und 
Dänemark vergiftet und den gegenwärtigen Streit hervorgerufen haben. 
ALS endlich die Unmöglichkeit ſich zeigte, über eine gerechte Demarcationd 
linie einig zu werden, und als England vorfehlug, die guten Dienfte einer 
befreundeten Macht in Anfpruch zu nehmen, haben wir erflärt, daß wir 
diefen — um ſo mehr annähmen, als derſelbe den Beſtimmungen 
des Pariſer Vertrages xmöß fi. Es waren die dänifchen Benoll 
mächtigten, welde in der Situng vom 22. v. Mts. durch eine kategoriſche 
Zurüdweifung diefen legten Verſuch zur Berföhnung zum Scheitern 
brachten; e8 waren ebenjo die däniſchen Benollmädtigten, welche in der. 
jelben Sigung ſich weigerten, auf die Verlängerung des Waffenftillftandes 
einzugeben, welche die Bevollmächtigten Preußens und Oeſterreichs ver: 
angten. 

Wir müſſen diefe Thatfachen feierlich feftftellen; denn fie beweiſen, 
daß, wenn die Tondoner Conferenzen nicht zum gewünſchten Reſultate ge 
führt haben, daran Lediglich das openpagener binet die Schuld trägt. 

Wenn da8 Friedenswerk unterbrochen und die Wiederaufnahme der 
Veindfeligleiten nahe bevorftehend ift, fo kann eine Verantwortlichkeit 
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daffie nicht auf die deutfchen Mächte fallen. Die Verantwortlichkeit 
loftet ganz und gar auf Dänemark, welches das legte Vermittlungs- 
anerbieten abgelehnt und jede Verlängerung des Waffenftillftandes ver 
weigert hat. Unfere Bevollmädtigten find beauftragt, eine Erklärung in 
diejem Sinne bei Eröffnung der Sigung am 25. abzugeben... ." 


22.u. 23. Juni. Zuſammenknuft ded Königs von Preußen, 
begleitet von Herrn v. Bismarck mit dem Kaiſer von 
Defterreich begleitet von dem Minifter v. Rechberg in 
Karlsbad. 

Punktationen über die nächſten Zielpunkte des gemein- 
ſamen weitern Vorgehens und über die Art und Weiſe des 
neuen Feldzuges in Schleswig und Jütland. 


Ber weitere Krieg und Sriedensſchluß. 


29. Juni. Der Uebergang nach Alfen. 
8. Suli. Miniſterwechſel in Dänemarf. 
12. Juli. Dänemark bittet um Frieden. 


Depeihe des dänischen Minifterd Bluhme an die Ge- 
fandten in Wien und Berlin. 


„Da der König, mein allergnädigfter Herr, beichloffen bat, Mittel und 
e zu fuden, um eine Ausgleichung der beftehbenben betrübenben Differenzen 
izuführen, und zu gleicher Zeit fih mit neuen Rathgebern umgeben bat, fo 
hegt es dem Unterzeichneten ob, obne Zaubern bei den Regierungen Sr. Maj. 
des Königs von Preußen und Sr. Maj. des Kaiſers von Oeſterreich bie nöthigen 
Edritte zn thun, um biefen Zweck zu erreihen. Indem ber Unterzeichnete hier⸗ 
durch dieſe Pflicht erfüllt, gibt er fich ber Ueberzeugung bin, daß ber König, fein 
Herr, nicht vergebens in das hochherzige Wohlwollen unb den erhabenen Gerech⸗ 
ileitsfinn Er. Mai. des Königs von Preußen (Kaifers von Defterreich) unbe- 
dingtes Vertrauen geſetzt bat, und glaubt daher einfach ſich darauf befchränten 
zu Sinnen, bie wohlwollende Vermittlung Sr. Exc. des Hrn. v. Bismard- Schön- 
Bauen (Rechberg) in Anfpruch zu nehmen, damit die Vorbereitungen zum Ab- 
Huf eines Waffenſtillſftands und zur Einleitung der Friedensunterhandlungen 
durh einen gegenfeitigen ohne Berzögerung erlaffenen Befehl zur Einftellung 
der Feinbfeligleiten, jomohl zu Land als zu Wafler, getroffen werben können.“ 


15. Juli. Einftweilige Waffenruhe bis Ende Sul. 
Welches jind annehmbare Friedendbedingungen? 
Aus der „PBrovinzials Eorresponbenz” vom 20. Juli. 


— — „Keine anderen, al8 bie gänzliche Abtretung ber brei Herzog: 
thümer Schleswig, Solftein und Lanenburg Seitens der Krone Däne- 
marls. Jede andere Löfung der Frage ift feit dem Wiederaus- 
drud ber Feinpjeligleiten unmöglich geworben. 
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Die fogenannte Berfonal- Union, d. h. die Berbinbung ber er 
nit Dänemark durch bie Perfon bes Herrichers, aber mit fonft ganz je nbigen 
Staatseinridhtungen, ift feit dem Augenblicke befeitigt, wo Preußen das Londoner 
Prototoll von 1852 als zerriffen erflärte. Die Errichtung eines eigenen ſchles⸗ 
wig -bolfteinifhen Staats unter befonberer Herrichaft war feitbem auch auf ber 
Konferenz in London als eine Nothwendigkeit anerlannt. 

Um biefes Ziel möglicher Weife ohne neues Blutvergießen zu erreichen, 
batten Preußen und Oefterreih fih in Lonbon auf Unterbanblungen über eine 
Brenzlinie in Schleswig eingelaffen, durch welche ein Theil Eihlesmige, in 
welchem ſich eine überwiegend däniſche Bevölkerung befindet, von der Abtretung 
ausgejchloffen werben follte. Dabei war vorausgejettt, daß bie Ueberlaffung dieſes 
Theils von Schleswig an Dänemark zugleich als Ausgleichung für die nothwen- 
dige Abtrnn des deutſchen Herzogthums Lauenburg gelten ſollte, en Ber⸗ 
bleiben bei Dänemark nicht möglich ſchien. Als äußerte Zugeflänbniß in Be- 
treff jener & enzſcheide wollte fih Preußen zu einer Linie von Apenrade nad) 

onbern verfteben. 

Bon allen folden Sugehändnifien aber fann jegt nit mehr 
bie Rebe fein; dieſelben follten ja nur eben bewilligt werben, um nemen 
Kampf und neue Opfer zu erjparen. Dänemark bat dies nicht gewollt, durch fein 
Berihulben ift von Neuem theures Blut gefloffen, Preußen und Oeſterreich haben 
neue große Vortheile errungen und die däniſche Monardjie in ihren Grund- 
veften erſchüttert. Wenn fie jegt mitten im Siegeslauf die Hand zum Frieden 
bieten, fo kann e8 nur gefchehen, indem fie diejenige Gorberung unverlürt auf 
recht erhalten, welche fie in ber Hauptfache fchon in London geftellt hatten und 
ohne deren Bewilligung eine wirkliche, volle und bauernde Löfung ber ſchwebenden 
Frage nit möglih if. Ganz Schleswig-Holftein unb mit ihnen das 
deutfhe Lauenburg müffen endlich und ein für alle Mal der bö- 
nifhen Herrſchaft entzogen werden: nur fo können Friebe und 
Freundſchaft mit Dänemark wiederbergeftellt werben und Dauer 
haben. | 

Man darf zuverfichtlich annehmen, daß Preußen fchon, inbem es fi zur 
vorläufigen Waffenrube bereit erklärte, biefe Forderung als die einzig mögliche 
Grundlage für Friebensverbandblungen bezeichnet haben wird, und baß bie 
Waffenruhe am 31d. M. nit um einen Tag verlängert werben 
bürfte, wenn bieje Grundlage bes Friedens bis dahin nmidt 
Seitens Dänemarfs angenommen ifl. An dem vollen Einverſtänduiß 
een mit Preußen auch in biefer Beziehung ift nicht im @eringften zu 
zweifeln. 

Was bie weiteren Bedingungen des Friedensichluffes betrifft, fo werben 
die Verhandlungen und der Abſchluß nur zwiſchen den beutfchen Großmächten 
und Dänemark flattfinden. Preußen und Oeſterreich, welche allein die deutſche 
Sache gegen Dänemark geführt haben, werben fie auch Dänemark gegenüber allein 
zum Austrag bringen. Zu Händen Preußens und Defterreihs müſſen 
bie Herzogthümer von Dänemark abgetreten werben, vorbehaltlid 
ber weiteren Erledigung ben Erbberedhtigten und dem deutſchen Bunbe gegenüber. 

Keiner ber Erbberedtigten ſteht Dänemark ale Kriegführenper und 
als Sieger gegenüber, feiner bat Überdies ungmweifelhafte Anfprüde, 
zumal auf die Geſammtheit ver Herzogtbümer. Ebenſowenig hat ber 
deutſche Bund etwa als kriegführende Macht Dänemark gegenüber einen Anſpruch 
auf Ueberlafiung ber Herzogthümer errungen. Auch eine Enticheibung über bie 
Erbfolge in ganz Schleswig - Holftein fteht dem Bunde nicht zu; feine Berechti 
gung erftredt fi einzig und allein auf die Anerkennung bes kunftigen Herrigers 
bon Solfein; nicht zugleich auf Schleswig, ba bieje® bisher nicht deutſches Bun 

Sland war. 
Der Bund bat jet den Herzog von Auguftenburg eben fo wie ben Groß⸗ 
berzog von Oldenburg aufgefordert, ihre Erbaniprüche näher zu begrünben. Das 
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ſchließlichen Gefammtenticheibung bebeutenb ins Gewicht fallen, aber baflelbe kann 
xiht allein entfcheibend fein. 

Breußen und Defterreih, deren Obhut bie befreiten Heryog- 
thümer zunächſt zu überlaffen find, werden alsdann die weitere 
schtlihe und politifhe Entfheibung über biefelben im Einver- 
nehmen mit bem beutfhen Bunde in bie Wege zu leiten haben.” 


26. Juli. Beginn der vorläufigen Friedensverhandlungen. 
1. Auguſt. Friedenspräliminarien und dreimonatlicher Waffen⸗ 
ftillftand: 

Der König von Dänemark verzichtet auf alle 
feine Rechte an die Herzogthümer Schleswig, 
Holftein und Lauenburg zu Öunften des Königs 
von Preußen und des Kaiferd von Defterreidh 
und verpflichtet ſich die Berfügnng, welde die— 
jelben über die Herzogthümer treffen werden, an= 
zuerfennen. — 


Schriftwechſel zwifhen Preußen und England 
über den Frieden mit Dänemarf. 


9. Auguft. Depeſche Bis marcks an den Botſchafter in London. 


— — „Ew. Ereellenz wollen Ford Ruffell die Hoffnung aus» 
twäden, daß die englifihe Negierung die Mäßigung und Verſöhnlichkeit 
anerlennen werde, welche die deutichen Mächte bemährt haben. — Während 
mr genäthigt waren, auf die gänzliche Abtretung der drei Herzogthlimer 
zu befteben als eine unerläßliche Forderung, ohne welche weder —** 
tionale Gefühl befriedigt noch die Opfer gerechtfertigt fein würden, zu 
melden die Hartnädigfeit der dänifchen Regierung uns genötigt bat, — 
ind wir in jeder anderen Beziehung fo entgegenlommend wie möglich ge 
weſen. Wir haben auch jet noch nur die Forderungen Ieftgehalten, „die 
mr auf der Londoner Conferenz aufgeftellt, nachdem die Dänen felbft 
Perfonalunion fir unzuläffig erflärt Batten. Daß jet nicht mehr blog 
don der Abtretung eines Theils von Schleswig die Rede fein konnte, 
ft von Dänemark felbft nicht bezweifelt worden. Ueber unjere frühere 
derderung aber find wir nicht hinausgegangen. Wir haben feinen Theil 

igreichs Dänemark felbft gefordert, obwohl wir eine große Provinz 
deſſelben nöllig in unferer Hand hatten. — — Wir mollten die alte, 
ige däniihe Monardie nicht zertbeilen, wir mollten ihr Teine 
unbeilbaren Wunden jchlagen. Bon der dänifchen Wegierung und dem 
deäniſchen Volle hängt es jetzt ab, ob die natürlichen und friedlichen Be⸗ 
Ichmmgen mit dem füdlihen Nachbar wieder angelnüpft und zu einer 
le des Segen file beide Seiten werden follen x. ı. — Ä 
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20. Auguft. Antwort Lord Ruſſells, — Depeihe an den 
Geſchäftsträger in Berlin. 


— — „Die Regierung Ihrer Majeftät wlürbe ein gänzliches Stillſchweigen 
lieber geliehen haben, als den Verſuch, bie Friebensbebingungen zu rechtfertigen. 
— — Die englifhe Regierung bat den Angriff Oeſterreichs und Preußens gegen 
Dänemark von vorn herein für ungerecht gehalten, — und beflagt tief, bat der 
Erfolg ber Kriegführung dazu benutt werben folle, eine Theilung Dänemarks 
berbeizuführen, welche der Vertrag von 1852 verhüten follte. Wenn auf die Be- 
frtedigung nationaler Gefühle Bezug genommen wird, fo muß bie Regierung 
Ihrer Majeſtät darauf Bezug nehmen, daß 2 bis 300,000 däniſche Untertbanen 
einem beutichen Staate Üiberwiefen werben follen, unb es ift zu beforgen, daß den 
früheren Klagen ber beutfchen Untertbanen Dänemarks jett bie Klagen ber dä- 
nifhen Untertbanen eines deutſchen Fürſten folgen werben. Die Regierung batte 
gehofft, daß wenigftens der nörblidde Diftriet Schleewigs bei Dänemark belafen 
würde. — — — — 

Bon Biligleit und Mäßigung kann nad Lage ber Sache nicht bie Rebe 
fein. — Die Regierung Ihrer Majeftät blickt mit Sorge auf das Geſchid ber 
Herzogthlimer. Sie wünſcht die Forderungen ber Bevöllerung bei ber Wahl bes 
fünftigen Herrſchers berüdfichtigt und freie Tonftitutionelle Einrichtungen für die 
Herzogthümer bemilligt zu fehen. Nur auf biefem Wege kann fie hoffen, bie 
Ruhe Europas wie das Wohl der Herzogthümer gefichert zu ſehen.“ 


25. Auguft. Depeſche Bismarcks an den Geichäftsträger in London. 


„Ew. p. p. überfende ich anliegend Abjchrift einer von dem Königl. 
Rule Gefchäftsträger ın Berlin mitgetheilten Depeche des 
rafen Ruſſell vom 20. d. Mts., welche die Auffaffung des engliſchen 

Eabinet8 über die Friedens» Präliminarien ausſpricht. 
Es würde zu nichts führen, ihren Inhalt dem legteren gegenüber zu 
discutiren. Sch will nur bemerten, daß wir da8 Borhandenfein von 
Nechten des Königs Chriftian IX an und für 1 niemals in Zweifel 
ezogen haben und daß die Abtretung von ſolchen ohne irgend ein 
— ** von und gefordert werden konnte; ferner, daß wir bie darin 
ausgedrückte Beſorgniß, als könnten nun in Betreff der dänifchen Ratio 
nalität und Sprode in Rorvfejledmig ähnliche Mißverhältnifie, nur im 
umgetehrten Sinne, wie früher in Betreff der deutfchen, entftehen, als 
jedes ndes entbehrend abweiſen müſſen; endlich, daß auch das eng- 
Liihe Cabinet e8 wohl faum für möglih erachtet haben fann, 
dag wir nah den zwifchen liegenden Ereigniffen, die im Kauf 
ber Eonferenzen gemadten Gonceffionen in Betreff einer 
Theilung Schleswigs noch feithalten und auf etwas Anderes, 
als unfere Forderung vom 28. Mai, die gänzlide Trennung 
der Herzogthümer enthaltend, zurüdtommen könnten. 
Üebrigen3 erfehen wir auß der Depefche nicht ohne Benugthuung, 
daß die k. großbritanifche Regierung jetzt die Wünfche der Bevölkerung der 
erzogthumer felbft mehr zu beachten geneigt ift, als fie dies auf ber 
nferenz zu fein * und daß wenigſtens in dieſem Punkte eine 
Annäherung der Auffaſſungen beider Cabinette conſtatirt werden kann. 
auß w. p. p. wollen Sich gelegentlich im Sinne vorſtehender Bemerkungen 
ern. * 
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Zurüdziehbung der Bundestruppen aus Holftein. 


29. November. Preußen verlangt von Sahjen und Hannover, 
ihre Bunded-Crecutiond-Truppen aus Holftein und Lauen- 
burg zurüdzuziehen. 

— — Durch den am 16. November dur Auswechſelung der Rati⸗ 
heafionen rechtskräftig gewordenen Friedensvertrag mit Dänemark fet die 
Grecution gegenftandslos geworden. Preußen ftelle fich bei der For⸗ 
krung der Zurüdziehung der Truppen zunähft auf den bundesrecdht- 
lichen Standpunlt. Auß dem riedensvertrage aber ftehen ihm auch 
Anſprüche zu, die e8 berechtigen, das Erſuchen aud) im eigenen Namen 
zu ftellen. Dur die Ceſſion des Königs von Dänemark fei das Recht 
nd der vorläufige Befisftand defielben auf Preußen und Defterreich über- 
gegangen. Diefer vorläufige Befigftand könne, fo lange die An- 
imüche anderer Prätendenten nicht zur Unerfennung gelangt feien, weder 
am Bunde, noch von einer anderen Regierung angefochten werden. Die 
beiden Mächte allein ſeien daher zur Verwaltung und militäriſchen Be⸗ 
ſetung berechtigt. 


Hannover iſt zur Räumung bereit, Sachſen lehnt die 
Forderung ab und ruft die Beurlaubten zu den Fahnen. 


29. November. Außerordentliche Sitzung der Bundesver— 
ſammlung. 


Oeſterreich und Preußen legen den Friedensvertrag vor. 


Sachſen beantragt eine Beſchlußnahme des Bundes, ob 
die Execution erledigt ſei. 


1. Dezember. Oeſterreich und Preußen legen den gemeinſchaft⸗ 
lichen Antrag vor, die Execution als erledigt zu er— 
flären und Sachſen und Hannover zur ſchleunigen Ab- 
berufung der Komilfion und Erecutiondtruppen aufzufordern. 

Defterreih erflärt, dab auf Grund des Friedensver⸗ 
trages über eine den Bundesrechten und Bundesintereſſen 
entiprechende Löjung Verhandlungen mit Preußen ſtatt⸗ 
fänden, von denen ein günftiged Ergebniß zu hoffen fei. 

Preußen fügt hinzu: durd den Friedensvertrag ſei Die 
Möglichkeit gegeben, durch Verhandlungen der beiden Mächte 
unter einander und mit den SPrätendenten die definitive 
Loͤſung der ftreitigen Frage herbeizuführen; Preußen müſſe 
es aber ablehnen, der desfalls eingeleiteten Verhandlung 


Folge zu geben, jo lange nicht der unberechtigten Dauer 
FarR Biemard 16 
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der Erecution ein Ziel geſetzt ſei. Es müſſe die ſchleunige 
Erledigung des Antraged beanjpruchen. 

Ein Antrag Bayerns, die Sache erft zur Berathung 
der Ausſchüſſe zu verweilen, erhält nicht die Mehrheit, 
vielmehr wird beichloflen, über den Antrag Oefterreichs und 
Preußens demnähft abzuftimmen. 

5. Dezember. Die Bundeöverfammlung nimmt den öfter 
reihiich=preußiichen Antrag mit 9 gegen 6 Stimmen, 
(Bayern, Württemberg, Sachſen, Heflen - Darmitadt, 
fächſiſche Herzogthümer, Naffau und Braunfchweig) an. 


5. Dezember. Der Oberbefehlshaber der verbündeten (öfter 


reichiich= preußischen) Armee in den Herzogthümern Fündigt 
dad Aufhören der Bundeserecution an. Die oberfte Ber: 
waltung der drei Herzogthümer gebt auf die ernannte 
Civilkommiſſion über. 
6. Dezember. Sachſen ruft feine Truppen zurüd. 
Warnung an Bayern und Sadfen. 


13. Dezember. Depeche des Hrn. v. Bismard. 


„ . ... Der Bund hat nur genau die Rechte, welche die Berträge 
ihm beilegen, und wir kennen feinen Artikel der legtern, nach welhen 
der Bund ein Land, defien Erbfolge ftreitig ift, zu fequeftriven oder zube» 


jegen babe. Wäre dieſe Berichiedenheit der Auffafjung nur rein theore: 
tiiher Natur, jo könnten wir uns damit begnügen, unfere Anſicht con» 
ftatirt zu haben. Wir dürfen aber nicht verhehlen, daß wir in berjelben 
eine große practifche Gefahr erbliden, auf welche aufmerffan zu maden 
wir für unfere Pflicht erachten müſſen. Es liegt in dem Verſuch, an die 
Stelle der Erecution die Occupation und Sequeftration der Herzogthümer 
zu fegen und der Bundesverfammlung die Bejegung und Bermaltung 
derfelben bis zu dem Augenblid der definitiven Entſcheidung über ihre 
Zufunft zu vindiciren, eine Tendenz zur Ausdehnung der Comp: 
tenz der Bundesperfammlung, melde in den Verträgen keinen 
Boden findet, und wir daher als gefährlich für das Beſtehen de3 
Bundes felbft ii bezeichnen nicht umbin Lönnen. Der Beftand des 
Bundes tft auf der Achtung aller Bundesglieder vor den ſehr vorſichtig 
gegogenen Grenzen diefer Competenz begründet; jeder Verſuch willkürlicher 

rweiterung derjelben berührt und erſchüttert die Grundlagen des Bundes 
jelbft. Ein Regiment von Majoritäten, welches an die Stelle jener Ad 
tung ein Princip des eigenen Beliebens fegen würde und den Anfprud 
maden wollte, auf unfere Bolitit über die Beftimmungen der Bunde’ 
perträge hinaus leitend einzuwirken, könnte von uns nicht ertragen werden. 
Wir ind nur desjenigen Bundes Mitglieder, deſſen Grundgejege fi ın 
ben Bundesverträgen niedergelegt finden; das Maß der Befugnifle, welde 
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der Geſammtheit dem einzelnen Mitgliede gegenüber beimohnen, ift durch 
diefe Berträge bemeflen, und die Ueberjchreitung der damit gegebenen 
Eompetenz fällt mit dem Bruch des Bundes zufammen. Jede Regie 
rung, weldhe Werth auf die Bortheile und die Sicherheit legt, die ihr 
da3 Fortbeſtehen des Bundes gewährt, jollte daher vor Competenz⸗Ueber⸗ 
ihreitungen, durch welche das gemeinfame Band zerriffen werden Tann, 
iorgfältig auf der Huth fein. Wir find nicht gewillt, unſere politifche 
Selbfländigleit über da8 Maß unjerer nachmweisbaren Bundespflichten 
hinaus beeinträchtigen zu laffen; der Verfuch dazu aber würde zur That⸗ 
jahe geworden fein, wenn den 6 Stimmen der Minorität vom 5. d. M. 
noch 2 andere hinzugetreten wären. Wir würden dann in den Fall ges 
fommen fein, dem zu Unrecht gefaßten Bejchluffe gegenüber, von der uns 
aus der Verlegung der ‚Berträge erwachſenden Freiheit des Handels zur 
Bahrung unferer Rechte den vollen Gebrauch zu machen. Wir können 
um wünſchen, daß der Königlichen Regierung über diejen unfern Entſchluß 
für ähnliche Fälle kein Zweifel bleibe, und darum habe ich es nicht für 
überflüflig erachtet, auch nachdem der augenblidliche Fall durch die Ab⸗ 
timmung vom 5. d. DM. entichieden ift, auf die dabei in Frage geftellten 
Prinapien zurüdzulommen.“ 


Der Sciede mit Dänemark und Siegesfeier. 


30. Oktober. Der Stiedendvertrag von Wien. 


Art. 1. Es fol in Zukunft und für beftändig Friede und Freundſchaft 
widen Ihren Majeftäten dem Kaiſer von Defterreich und dem König von Preußen 
anerjeits und dem König von Dänemark andererfeits, fowie zwiſchen beren Erben 
m NRahfolgern und beren gegenjeitigen Staaten unb Untertbanen berrichen. 

Art. 2. Alle zwifchen den hoben vertragichließenden Theilen vor dem Kriege 
segeihloffenen Verträge und Uebereinkünfte werben, infoferne dieſelben nicht durch 
den Inhalt des gegenwärtigen Vertrags abgefchafft oder abgeänbert werben, hiemit 
nenerdings -in Kraft gejekt. 

Art. 3. Se. Maj. der König von Dänemark verzidtet auf alle 
reine Rechte auf die Herzogtbümer Schleswig, Solftein unb 
Sauenburg zu Bunften Ihrer Majeftäten bes Katjers von Defter- 
teih und des Königs von Preußen, und verpflidtet ji, bie Ber- 
gungen, welche Ihre genannten Majefläten hinſichtlich dieſer 
Yerzogtbümer treffen werden, anzuertennen. 

Art.4. Die Abtretung des Herzogtbums Schleswig begreift 
in jih alle zu dieſem Herzogthum gehörigen Infeln, Fowie dae 
uf dem Feſtland gelegene Territorium. — Um bie Abgrenzung zu 
dereinjachen und den Unzulömmfichkeiten ein Ende zu maden, welche aus ber 
age ber in ſchleswigiſchem Gebiet enclavisten jütlänbifchen Gebietstheile ent- 
'fagen, tritt Se. Maj. der König von Dänemark an Ihre Majeftäten ven Kaifer 
von Oeſterreich und ben König von Preußen jene jütlänbifchen Befigungen ab, 
welde im Süden der füblichen Gränzlinie des Diftricts Ripe gelegen find, als: 
die jütlänbifche Landesftrede Mögeltondern, bie Injel Amrum, die jütländiichen 
Eheite der Inſeln Foehr, Sylt und Romoe n. |. w. Dagegen willigen Ihre 
Rojefäten der Kaifer von Defterreich und ber König von Preußen ein, daß ein 
“ivalenter Theil von Schleswig, ber außer der Infel Arroe ſolche Gebietstheile 
degreift, welche dazu bienen, ben Zuſammenhang bes obenerwähnten Diftricte 

16* 
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Ripe mit dem übrigen Jütland berzuftellen, und die Gränzlinie zwifchen Fütlent 
und Schleswig auf ber Seite von Kolding zu verbeffeen, vom Herzogthum 
Schleswig losgetrennt und dem Königreihd Dänemark einverleibt werbe. 

Art.5. Im Folge diefer neuen Abgränzung werben von einer und ber 
anbern Seite alle gemifchten Anſprüche und Rechte ſowohl weltlicher als geif- 
fiher Art, welche bisher in ben Enclaven, auf ven Infeln und in den gemilchten 
Kirchfpielen befanden haben, als erlofchen erklärt. In Folge deſſen fol die neue 
fouveräne Macht in jebem ber durch bie neue Gränze getrennten Gebiete ibre 
bießfälligen Rechte in vollem Umfange genießen. 

Art.6. Eine aus Vertretern der hohen vertragichließenden Theile zuſammen 
ejetste internationale Commiſſion fol beauftragt werden, unmittelbar nad bem 
Austaufch ber Xatificationen des gegenwärtigen Vertrags, an Ort und Stelle 
bie neue Sränzlinie, ben Beſtimmungen bes vorftehenvden Artikels gemäß, ber 
zuftellen. 

Art. 8. Um eine billige Bertbeilung ber Staatsfhulb ber däniſchen Me 
narchie im Berhältniffe zu der bezüglihen Volkszahl bes Königreich und der 
Herzogthlimer zu erzielen, um zu gleicher Zeit den unüberfteiglichen Schwierig- 
feiten vorzubeugen, welche eine betaillirte Tiquibation ber gegenfeitigen Rechte 
und Anſprüche barbieten würde, haben bie hoben vertragichließenben Theile die 
Quote der Staatsfchulb der Monarchie, welche ben Gerzogthümern zur Laft fallen 
foll, auf bie runde Summe von neun und zwanzig Millionen (dänifcher) Thaler 
feftgeftellt. 

ß Art. 9. Jener Theil der Staatsſchuld der däniſchen Monarchie, welchen in 
Gemäßheit bes vorhergehenden Artikels bie Herzogthümer zu tragen haben, ſoll 
unter Garantie Ihrer Majeftäten bes Kaifers von DOefterreih und bes Könige 
von Preußen, ale Schulb ber brei obenbenannten Herzogthümer an das König⸗ 
reih Dänemarl, innerhalb eines Jahres, oder wo möglich früher, von ber befini 
tiven Drganifirung ber Herzogthümer an gerechnet, beglichen werben. 


Art. 12. Die Regierungen von Defterreih und Preußen werben fih von 


ben Herzogthümern die Kriegstoften zurüderftatten laſſen. 

Art. 17. Die neue Regierung ber Herzogthiimer tritt in alle Rechte und 
Berbinblichleiten ein, die aus Verträgen entipringen, welche burch bie Verwaltung 
Sr. Maj. des Könige von Dänemark in Bezug auf Gegenflände bes öffentlichen 
Interefie, die insbefonbere die cedirten Lande betreffen, in regelmäßiger Weiſe 
abgeichloffen worden find. Es iſt jedoch hiebei ſelbſtverſtändlich, baß alle Ber- 
pflichtungen, welche ſich aus ſolchen Verträgen ergeben, die von ber däniſchen 
Regierung in Bezug auf ben Krieg und bie Bunbeserecution eingegangen worden 
find, in ber vorhergehenden Beftimmung nicht inbegriffen wurben. Die neu 
Negierung in ben Herzogthümern wird jebes durch Sndivibnen ober moraliſche 
Perſonen bafelbft erworbene Recht achten. In einem Streitfalle werben Über derlti 
Angelegenheiten bie Gerichte zu erlennen haben. 

Art. 18. Die aus den abgetretenen Landen gebürtigen Untertbanen, welde 
ber bänifhen Armee ober Marine angehören, werben das Recht haben, fofort vom 
Militairbienft beurlaubt zu werben und nah Haufe zurüdzulehren. Es iſt jebod 
dabei ſelbſtverſtändlich, daß biejenigen unter ihnen, welde im Dienſt Er. Viai. 
des Könige von Dänemark verbleiben, deßhalb weder ihrer Perſon noch ihrem 
Eigenthume nach bie mindefte Beläftigung erfahren follen. Diefelben Rechte un? 
Bürgichaften find von ber einen unb andern Seite den aus Dänemark ober ben 
Herzogthümern herſtammenden Civilbeamten zugefichert, welche bie Abſicht bezeugen 
werben, bie amtliche Stellung zu verlafien, welche fie im bänifchen Dienft oter 


in jenem ber Gerzogthümer nnehmen oder bie vorziehen follten, in biefen Br 
n. 


dienſtungen zu verb 

Art. 19. Jenen Unterthanen, welche auf den durch ben gegenwärtigen Ber- 
trag abgetretenen Gebieten ihren Wohnſitz haben, foll vom Tag ab, an weldem 
die Ratificationen ausgewechjelt werben, während der Dauer von ſechs Jahren, 


und gegen eine an bie competente Behörbe im vornhinein abzugebenbe Erklärung, 
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tie volle und unbefchränfte Befugniß zuftehen, ihre beweglichen Güter zollfrei in 
Ne Staaten Sr. Maj. bes Königs von Dänemark auszuführen und fich felbft mit 
ihren Familien dahin zurückznziehen, für welchen Fall ihnen bie Eigenſchaft dä⸗ 
nijcher Unterthanen aufrechterhalten bleibt. Es ſteht ihnen frei, ihre in ben abge⸗ 
tetenen @ebieten gelegenen unbeweglichen Güter zu behalten. Derjelben Befugniß 
erfrenen fich auch wechielfeitig die bänifchen Unterthanen und jene Inbivibuen, 
welhe von ben abgetretenen Gebieten berftammen und ſich in den Staaten Sr. 
Maj. des Königs von Dänemark angeftebelt haben. Jene Unterthanen, welche ber 
ggenwärtigen Beſtimmungen theilhaftig werben wollen, dürfen auf Grundlage 
ihrer freien Wahl von keiner Seite weder an ihrer Perfon noch in ihren in ben 
keiberfeitigen Staaten gelegenen Befittungen beunruhigt werben. 

Art. 21. Der Handel und die Schifffahrt Dänemarls und ber abgetretenen 
Herzogthümer wird gegenfeitig in ben beiden Länbern bie Rechte und Vorrechte 
ver meiſtbegünſtigten Nation genießen, bis biefer Gegenſtand durch befonbere Ver⸗ 
träge geregelt werben wird. Die Durchfuhrzollbefreiungen und Erleichterungen, 
die kraft des Art. 2 des Vertragg vom 14. März 1857 ben auf ben Strafen 
und Canälen, welche die Norbfee mit ber Oftfee verkinden, oder verbinden werben, 
raffienden Waaren zugeftanden worden find, werben auf bie das Königreich und 
he Herzogthümer, auf was für immer einem Weg, burchziehenden Waaren An- 
wendung finden. 

Art. 22. Die Räumung Jütlands von den verbünbeten Truppen wirb in 
möglichſt kurzer Frift, ſpäteſtens aber innerhalb dreier Wochen nad ber Aus⸗ 
wehslung der Ratificationen bes gegenwärtigen Vertrags bewerkitelligt werben. 
die befonderen Beſtimmungen, welche auf diefe Räumung Bezug haben, find in 
einem Protokoll feftgeftellt, welches einen Anhang des gegenwärtigen Vertrags bildet. 

Art. 23. Um mit allen ihren Kräften zur Beruhigung der Gemütber bei- 
ütragen, erflären und verſprechen die vertragichließenben Mächte: baf kein an⸗ 
Gel der letzten Ereigniſſe compromittirtes Individuum, welcher Claſſe und 
welchem Stande es immer angehöre, wegen ſeines Verhaltens oder feiner poli⸗ 
ben Anſichten verfolgt, beunruhigt ober in ſeiner Perſon ober ſeinem Eigenthum 
deanſtandet werben wird. 

Ein Protokoll von demſelben Tage beſtimmt die Räumung Jütlands von 
ee der alliirten Truppen binnen längftens drei Wochen und deren nähere Mo- 
afttäten. 

Ein zweites Protololl ebenfalls vom gleichen Tage beftimmt, daß „Se. Maj. 
ser König von Dänemark unmittelbar nad Auswechslung der Ratificationen des 
oben bejagten Vertrags Proclamationen an bie Bendllerungen der abgetretenen 
Lande richten wird, um ihnen bie Veränberung anzuzeigen, bie in ihrer Stellung 
Rattgefunden hat und fie ihres Eides ber Treue zu entheben. 


T. und 17. Dezember. Siegedeinzug in Berlin. 


7. Dezember. Anſprache ded Könige an die Decorirten vor der 
Statue Friedrich's ded Großen: 


„E83 ift ein erhebender Augenblid für Mich, in welchem Ich einen 
Theil Meiner Armee, die Ih zum Kriege aufbieten mußte, mit Ruhm 
und Ehren gekrönt, in die Heimath zurüdfehren und in Meine Reſidenz 
einziehen ſehe. Alle haben mit Hingebung und heldenmüthiger Tapferkeit 
gefochten; Biele fehe Ich hier um Mich verfammelt, die Sch auszeichnen 
bonnte als Anerkenntniß hervorragender Thaten. Uns zur Seite Fa 
die Truppen Meines hohen Alliirten, des Kaiſers von Defterreih, in 
Tapferleit gewetteifert. Den blutigen Kämpfen ift ftet8 der Sieg gefolgt, 
md ein ehrenvoller Friede it der Lohn jo großer Anftrengungen. Der 
Vorſehung, die Ihr in mancher entjcheidenden Stunde angerufen, gebührt 
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unfer Dank, daß fie unfer gerechte® Unternehmen fichtlich gefegnet hat. 
Eud allen aber wiederhole und erneuere Jh Meinen Königlichen Dant, 
ben Ich in den umvergeklichen Stunden bei Düppel ausfprach und den 
heute daß Baterland vereint mit Mir Euch darbringt, daß Ihr Preußens 
Ruhm, Anfehen und Macht erhöht und befeftigt habt. Wenn der König 
Euch wieder ruft, fo erinnert Euch des Spruchs, den Ihr Alle tragt, 
und vererbt ihn auf Kind und Kindeskinder: Mit Gott für König und 
aterland!“ 


7. Dezember. Armeebefehl ded Königs. 


„Der glorreiche Krieg gegen Dänemark ift beendigt. Ein ebrenvoller 
Friede ift ihm gefolgt. Seit faft einem halben Jahrhundert haben mit 
furzer, aber ehrenvoller Unterbrechung Preußens Waffen gerubt. Ahr, 
Soldaten Meines Heeres, die Ihr bevorzugt mwaret, die Thaten des legten 
Krieges zu vollbringen, habt den preußiichen Waffenruhm ernmeuet. Die 
Tage von Düppel und Alfen find durch Euren Heldenmuth auf ewige 
Zeiten in der Sriegdgefchichte verzeichnet. Meine neu begründete Flotte 
bat fi) den Landtruppen würdigſt angeſchloſſen und zählte in ihrem Erft- 
fampfe nicht die Zahl der feindlichen Schiffe. Vereint mit den tapferen 
Truppen Meines erhabenen Berbündeten, des Kaiſers von Defterreic 
Majeftät, habt Ihr den Yeind überall beftegt. Der Segen der Bor: 
fehung bat auf Euch geruht, weil Ihr gotteflirchtig, pflichtgetreu, ge 
borfam und tapfer waret. Aber auch die anderen Theile Deines Heeres 
haben fih Meine Zufriedenheit erworben. Bedeutende Streitkräfte des⸗ 
felben haben in fehwerem Dienft die öftlichen Grenzen des Staates gegen 
den andringenden Aufruhr gefchligt; die übrigen Abtheilungen haben durd 
unverdroffene Hebung den Huf unferer Sriegöbereitichaft aufrecht erhalten. 
Somit bat fi die neue Drganifation, welche ch der Armee gegeben 
babe, glänzend bewährt. In Stolz und Freude blide Ich auf keine 
ruhmreiche gefammte Kriegsmacht. In Meinem, in des Baterlandes 
Namen ſpreche Ih Euch Allen Meine Anerlennung, ‘Deinen Königlichen 
Dank aus. Gott malte ferner gnädig über Preußen! 

Wilhelm.“ 


28. Bie Erneuerung des deutſchen Bollvereins. 


Ueberſicht über die Verhandlungen. 
Aus der „Provinzial Korrespondenz.“ 
Am 25. Mai. 


„Der beutiche Zollverein, eine ber ſegensreichſten Schöpfungen König 
Friedrid Wilhelms III., geht feiner Neugeftaltung entgegen. Der gegenmoärtige 
Bertragszeitraum läuft nun mit bem Sabre 1 ab, unb es banbelt fich jetzi 
darum, feſtzuſtellen, ob von 1866 ab alle bisherigen Glieder des Zollvereins auf 
fernere 12 Jahre bei bemfelben verbleiben wollen. 

Preußen bat nun im Namen und im Auftrage bes Zollvereins am 
2. Auguft 1862 einen Hanbelsvertrag mit Frankreich abgefchieffen, welcher für 
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ben Gewerbebetrieb und den Handel Deutſchlands von allergrößeftem Vortheile 
und für das weitere Gedeihen des Zollvereins fchlechterbings unentbehrlich if. 

Mehrere Staaten aber haben hinterher gegen jenen Handelsvertrag allerlei 
Ausftelımgen gemacht und fich jchließlich gemweigert, bemfelben ihre Zuftimmung 
zu ertbeilen. Sie verlangen, baß ber Zollverein vor Allem in eine enge Ber- 
Mnbung mit Defterreich trete, und daß ber Vertrag mit Frankreich nur infoweit 
in Geltung komme, als bies mit jener Vorbedingung vereinbar ſei. Preußen 
jedoch, —2* ohnedies Frankreich gegenüber an den Vertrag rechtlich gebunden 
ft, kann denſelben nicht aufgeben, ohne dem Gewerbe und Verkehr des eigenen 
Landes den allergrößeſten Schaden zuzufügen; weit leichter würde dem Zollverein 
in feiner bieherigen Zuſammenſetzung zu entſagen, als jener Vertrag aufzugeben 
fein, welcher Preußen und Deutſchland mit dem allgemeinen Weltinarkte in bie 
lekhaftefte Berbindung bringt. So fehr auch von Seiten Preußens eine engere 
Handelsverbindung mit Defterreih gewünſcht wird, fo kann und wirb biefelbe 
oh nicht mit Aufopferung ber Vortheile bes franzöſiſchen Vertrages erfauft, 
vielmehr ſoll mit Defterreich erft näher verhandelt werben, wenn ber Beſtand des 
—— im Zuſammenhange mit dem franzöſiſchen Handelsvertrage neu feſt⸗ 
geſtellt iſt. 

Nachdem nun mit den Gegnern bes Handelsvertrages lange vergeblich hin 
und ber berathen war, Iub unfere Regierung ſämmtliche Mitglieder des Zoll⸗ 
wreins zu einer Konferenz nad Berlin ein, bamit man bier endlich darüber ins 
Kare komme, welche Regierungen den Hanbelsvertrag anzunehmen und alſo im 
Zellvereine zu bleiben gebenten und melde nicht. 

Die Konferenz trat am 5. Dezember v. J. zum erften Male zufammen und 
itre Berathbungen gaben anfangs Grund zur Hoffnung auf eine jchließliche 
Einigung. Als aber bie Verfanmlung nach dem Ofterfefte d. I. wieder eröffnet 
werden jollte, verfuchte bie bayeriiche Regierung durch wiederholte Ausflüchte und 
Verzögerungen bie Verhandlungen gänzlih ins Stoden zu bringen, bis bie 
rreußiſche Regierung, um jeder ferneren Berichleppung vorzubeugen, die Wieber- 
erefinung der Konferenz beftimmt auf ben 2. d. M. feſtſetzte. 

Ber dem Zufammentritt der Berfammlung an dem genannten Tage fehlten 
zun bie Abgeſandten von Bayern, Württemberg, Naffau, Darmftadbt und 
Sannover und find feitbem auch nicht wieder erichienen. Dieſe Staaten fcheinen 
demnach entjchloffen zu fein, an einen Sollvereine, welchem ber Handelsvertrag 
zu Grunde liegt, nicht theilzunehmen. 

Die preußiſche Regierung hat demzufolge mit denjenigen dentſchen Staaten, 
welche ſich dem Handesvertrage geneigt gezeigt haben, unmittelbare Verhandlungen 
angeknüpft, um mit ihnen bie Bedingungen feſtzuſetzen, unter welchen fie dem 
Einftigen SZollvereine angehören wollen. Diefe Berhandlungen find mit bem 
Köngreiche Sachſen und mit Baden bereits zu einem befriedigenden Abichluffe 
gebieben, mit mehreren anderen Staaten fieht biefer Abfchluß nahe bevor. Für 
bie andern beutjchen Regierungen bleibt der nachträgliche Beitritt offer gehalten. 

Inzwiſchen ſcheint die bayerifhe Regierung zu verſuchen, in Verbindung 
mit Defterreih, einen bejonderen Zollverein zu Stande zu bringen. Infofern 
tus den SImtereffen der betreffenden veutichen Länder entiprädhe, wäre bagegen 
nicht das Mindeſte zu erinnern. So viel ift aber gewiß, daß wenigftens in 
Rbeinbayern, ganz befonber® aber in ben anbern bei der berliner Konferenz nicht 
mehr vertretenen Ländern, die Bevölkerungen ben Beitritt zum Sandelövertrage 
zod das Verbfeiben im bisherigen Zollverbande laut und einftimmig wünfcen. 
Deshalb darf man die Hoffnung nicht aufgeben, baß bei ben wiberftrebenben 
Regierungen eine reiflihe Erwägung ber Wohlfahrt ihrer eigenen Länder ſchließlich 
übr die politifchen Gefichtspunfte und Neigungen fiegen und ber Zollverein auf 
ſeinen neuen Grundlagen, zugleich aber in feinem bisherigen Umfange werbe er⸗ 
balten bleiben. Preußen bat für diefen Zwed bisher große Mühe, Anftrengungen 
und Opfer nicht geicheut und ſtets gegen die Zollvereinsgenoffen alle denkbaren 
Aüdfichten auf das gewiffenhaftefte walten laffen; das Wohl bes eigenen Landes 
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geht aber am Ende allem Anbern vor, und bei allen Einfichtigen befteht kein 
Zweifel darüber, daß ber von unferer Regierung in der Zoll- und Hanbelsfrage 
von Anfang an eingefchlagene und unerichütterlih feftgehaltene Weg zu einem 
für Preußen wie für Geſammtdeutſchland erwünſchten Ziele führen werbe.” 


Am 13. Juli. 


„Die Ausdauer und Feftigleit der preußiſchen Politik bat einen neuen Er- 
folg errungen, ter für das Gebeihen bes Hanbel® und der Imbuftrie Deutih- 
lands von der höchſten Bedeutung iſt. Nachdem bereits am 28. Juni Preußen, 
Sadien, Baden, Kurbefien, die Thüringiſchen Staaten, Braunfchweig und die 
freie Stabt Frankfurt fi Über die Yortbauer des Zollvereins auf nd des 
preußifch-Franzöfifchen Handelsvertrags geeinigt hatten, find foeben auch Hannover 
und Oldenburg dem neuen Zollbünbnig beigetreten. 

Damit ıft die Bewegung, welde von Süddeutſchland, namentlich von 
Bayern aus gegen den Zollverein und ven franzöfifhen Hanbelsvertrag angeregt 
worben, im Wefentlichen vereitelt. Die Gegner Preußens hofften auf Sieg, in 
ber Borausfegung, daß Preußen, durch die Einfchnitte, welche Kurbeffen und 
Hannover in fein Gebiet machten, ohne ben Zutritt biefer beiden Staaten den 
franzöflihen Hanbelsvertrag nicht auszuführen wagen und fi) baber, um nur 
ben alten Zollverein zu erhalten, zur Einigung mit Defterreich entſchließen würbe. 
Die preußifche Regierung aber ging unbelümmert vorwärts; auf ben feit dem 
Mat wieder eröffneten Konferenzen fah fie einen feften und zuverläffigen Kern 
von Bereinögenoffen um fih verfammelt und war entidhloffen, mit biejen ben 
Berein neu zu begründen, in ber feften Zuverficht, baß bie Übrigen Staaten, 
durch ihr eigenes Intereſſe getrieben, ſpäter binzutreten würben. 

Zuaft am 11. Mai ſchloß Sachſen mit Preußen ab, und bie andern im 
Berlin vertretenen Wegierungen zeigten fi) bald gewillt, biefem Beiſpiel zu 
folgen. Diefe Feſtigleit trug ihre Früchte. Nach kurzer Zeit fand fih auch 
Kurheſſen ein, obgleich es fi) an ben mittlerweile in München eröffneten Gegen- 
verhandlungen betbeiligt hatte. Durch den Zutritt Kurheffens war bie Zuverfidt 
auf den Zufammenbang zwijchen ber öftlihen und weftlihen Hälfte bes preußi- 
ihen Staats hergeftellt und bamit die weitere Abrundung bes neuen Vereine 
möglich gemacht. Bor etwa acht Tagen eröffnete denn auch Hannover bie Unter 
banblungen über feinen Beitritt, ber jett, wie gefagt, zugleich mit Dlbenkurg 
erfolgt ift. Beiden Staaten ift, wie früher, ein fogenanntes Präcipuum (d. E. 
ein Zuſchlag von den Zolleinnahmen), jedoch nur ungefähr halb fo groß wie das 
bisher genoffene, zugefichert. 

Der Zollverein ift fomit neu fonftituirt; feinen noch zögernden ehemaligen 
Mitgliedern bleibt der Beitritt bis zum erften Oktober offen. Später fommente 
fönnen gewifler VBortheile ber anbern Dlitglieber erft burch befondere Bereinbarung 
tbeilhaftig werden. Es unterliegt faum einem Zweifel, baß früher ober fpäter 
auch Bayern und feine bisherigen Genoffen, gebrängt durch ihr eigenes wohlver- 
ftandenes Intereſſe, ſich dem neu befeftigten Bollverein, welchem durch den An 
ſchluß an ———— ein großes Handelsgebiet neu eröffnet wird, wieder zuwenden 
werden. Nachdem ber Verein aber auf feinen neuen Grundlagen wieder feſt ge⸗ 
ſichert iſt, wird Preußen ſicherlich gern die Hand dazu bieten, auch mit Oeſterreich 
in eine möglichſt enge und erſprießliche Handelsverbindung zu treten.“ 


Am 28. September. 

„Die preußiſche Handelspolitik hat einen weiteren großen Sieg errungen: die 
Staaten, welche bisher den Wiederbeitritt zum Zollverein verweigert hatten, find 
bereit8 zu bemfelben zurüdgelehrt ober fteben im Begriff, es zu thun. 

Der 1. Oltober war als ber lettte Termin zum Beitritt beſtimmt worden; 
doch fchien e8 bis vor Kurzem, ale würben Bayern, Württemberg, Nafſau und 
Darmftabt in ihrem Wiberftanb gegen bie preußifche Politik verbarren und es 
darauf anlommen laſſen, baf jener Termin zum Wiederanſchluß ungenupt 
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voräbergehe. Diejelben hatten fi) untereinander, fo wie Defterreich gegenüber, 
verbindlich gemacht, bem Zollverein (auf feinen durch den Hanbelsvertrag mit 
Sronkreih veränderten Grundlagen) nicht früher wieber beizutreten, als bis eine 
engere Zolleinigung mit Oeſterreich iu beffimmte Ausſicht genommen unb bierzu 
eine ln des Bertrags mit Frankreich in einem ber widhtigften Punkte be- 
wirkt ſchien. 

Die preußiſche Regierung hielt dieſem Berlangen gegenüber unerſchütterlich 
an der von vorn herein eingenommenen Stellung feft: ber Hanbdelövertrag mit 

rukteich war und blieb ihr die erfle und unabänderliche Bedingung ber 
ieveranfrihtung des Zollvereins. Gleichzeitig aber bewährte fie Oeſterreich 
gegenüber bie wolle bunbesfreunbliche Bereitwilligkeit, in fofortige Verhandlungen 
wegen Gewährung jebes mit jenen Grundlagen und VBorbedingungen irgenb ver- 
träglihen Entgegenlommens einzutreten. Die gegenwärtig in Prag ftattfindenden 
vorläufigen Berathungen zwilchen einem preußifchen unb einem öſterreichiſchen 
Kemmifjarius feinen dabin zu führen, daß, wenn auch bei den von Defterreich 
ieither feftgehaltenen Grunbjägen ber Handelspolitik eine wirkliche Zolleinigung 
sch in eine ungewiffe Zukunft geftellt bleiben muß, doch mannigfache fehr er- 
hebliche Erleichterungen des gegenjeitigen Verkehrs zwiichen Defterreich und dem 
Zellverein ſchon in nahe Ausficht genommen werben Finnen. 

Inzwiſchen hatte jedoch die preußiſche Regierung bafür geforgt, daß in ben 
noch wiberftrebenden Zollvereins⸗Regierungen nicht etwa die Täufhung auflommen 
Ennte, als ob durch jenes Entgegenlommen gegen Defterreich irgend eine 
Ienderung in ber Stellung und in dem Berbalten zu ben Mitgliebern des Zoll» 
vereind eingetreten fer: wielmehr wurbe der erwähnte Termin zum Wiebereintritt 
äiniah aufrecht erhalten, die Stellung fonftiger Bedingungen aber ausgefchloffen. 

Ye näher nun jener Termin beranrüdte, defto bejorgter wurbe bie Be- 
rölkerung der ſüddeutſchen Länder, daß möglicher Weife ihre Verbindung mit dem 
Zellverein, welcher ihr Handel einen großen Aufſchwung verdankte, aufhören 
Eunte, unb immer bringender trat da8 Berlangen an bie Regierungen heran, 
die Berbanblungen mit Preußen noch zur rechten Zeit wieder aufzunehmen. So 
ichwer es den Staatsmännern, namentlich in Bayern und Württemberg, werben 
mochte, ihren bisher jo bartnädig bebaupteten Widerſpruch aufzugeben, jo konnten 
fe doch, wie es fcheint, die Verantwortung des wirklichen Bruchs mit dem Zoll- 
verein ihren eigenen Ländern gegenüber nicht auf fi nehmen, — und fo mußten 
fe fih denn entichließen, durch die bis zum 1. Oktober noch offen gehaltene Thür 
zum Sollverein, wo möglich in der zwölften Stunde, wieder einzugehen. 

Es erwies ſich hierbei, baf Preußens offenes Entgegenfommen gegen 
Icerreih innerhalb der Grenzen bes Möglichen dazu beitrug, jenen Staaten 
vie Rückkehr zu erleiätern. Obwohl die Verhandlungen in Prag der Natur der 
Sache nach ſofortige Ergebniffe für eine engere Verbindung Oefterreih8 mit bem 
Zollverein, wie gefagt, nicht haben konnten, fo wurbe boch ſchon die Thatfache 
vi, daß Preußen fich mit Defterreih in Verhandlungen geſetzt hatte, zunächſt 
von der Regierung in Darmſtadt als ein willlommener Anlaß benutt, ben bis⸗ 
kerigen Widerftand aufzugeben und die Zulaffung zu ben fo eben beginnenden 
neuen Zollvereins - Berathungen in Berlin zu beantragen. Durch diefen Schritt 
Darmſtadts wurde auch die Regierung von Naſſau ſchwankend und zum Rüdtritt 
in den Zollverein bereit. So wären denn Bayern und Württemberg in ihrem 
Biderſtreben allein übrig geblieben. Die Regierung in Württemberg gerieth 
iherjeit8 durch Die unmittelbar drohende Gefahr des Draußenbleibens aus dent 
Zellverein in eine folde Verwirrung, daß ein Theil der Minifter zurüdtrat; das 
une Minifterium aber feste ſich alsbald mit Bayern und Naffau in Ber- 
bindung, um ben unvermeiblichen Wiebereintritt in ben Zollverein gemeinfam zu 
bewerlfielligen. 

So haben denn fo eben in München neue Berathungen ber Regierungen 
von Bayern, Württemberg und Naffau ftattgefunben, welche fehr bald dazu ge- 
führt zu haben feheinen, daß biefelben ihren zwei Jahre lang fortgefegten Wider⸗ 
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fiand gegen die preußtjche Politit aufzugeben und in ben Zollverein, wie derſelbe 
auf Grund des franzöftichen Hanbelsvertrages fich geftalten muß, wieber einzu⸗ 
treten entichloffen find. 

Wenn fih biefe Erwartung beftätigt, jo wird ber Sieg ber preußiſchen 
Hanbelspolitit ein vollftänbiger fein, unb die von mander Seite jüngft fund: 
gegebene Beſorgniß, daß die angelnüpften Verhandlungen mit Defterreih ein Auf- 
geben der bisherigen Stellung zur Folge haben Fönnten, werben buch den er⸗ 
freufihftien Erfolg in entgegengeſetzter Richtung widerlegt fein. Auch hierin wirt 
ſich zeigen, daß bie freundſchaftlichen und Ioyalen Beziehungen zwiſchen Preußen 
und Defterreich dazu beitragen, bie beiberfeitige naturgemäße Stellung in Dentſch⸗ 
fand zu Mären und zu erleichtern. 

Wenn dann die Hanbelspolitit Preußens auf ihren nothwenbigen und un- 
erläßfichen Grundlagen von Neuem beftätigt und gefichert ift, kann unfere Re 
gierung um fo unbefangener dazu mitwirken, die bunbesfreunblichen Beziehungen 
zu Defterreih auch in biefer Richtung möglich fruchtbringend zu geftalten. 

Das preußische Volk aber wirb gewiß der Regierung Dank wiffen, welche 
das wichtige Werk der Wiederaufrichtung des Zollvereins mit ſolcher Energie und 
Umſicht glüdfich hinausgeführt hat.” 


12. Dftober. Bertrag über den Beitritt von Bayern, Württem- 
berg, Hellen- Darmftadt und Naffau zu den Zollvereind- 
verträgen vom 28. Juni und 11. Juli. 


1. Dezember. Beginn der Verhandlungen mit Frankreich wegen 
der Modification des Handelövertraged. 

14. Dezember. Abſchluß ded Protocolld mit Frankreich über bie 
Modification de8 Handelvertrages. 


1865. 14. Sanuar. Aus der Thronrede bei der Eröffnung 
ded Landtags. 


— — Es ift Meiner Regierung gelungen, die Hinderniffe, welche 
die Fortdauer des deutfchen Zollvereind nach Ablauf der Vertragsperiode 
Ir gefährden drohten, zu befeitigen. Die mit der Regierung Seiner 

ajeftät des Kaiſers der Frangofen abgefchlofjenen Verträge haben die 
Zuftimmung der ſämmtlichen Vereinsregierungen erhalten, und die Zoll 
vereinsverträge find mit einigen, duch die Erfahrung geredhtfertigten 
Abänderungen erneuert worden. Diefe Verträge, ſowie ein nachträglid 
mit Frankreich getroffenes Abkommen in Betreff der von umferen dt 
verbündeten geltend gemachten Wünfche, werden Behufs Ihrer Zur 
fiimmung vorgelegt werden. Die in Yolge jener Berträge in Gemein 
fhaft mit den Regierungen von Bayern und Sachſen eingeleiteten 
Berhandlungen mit Defterreih zur Er eicpterung und Beförderung der 
beiderfeitigen Berlehröbeziehungen Iafien ein baldige8 Ergebniß ge 


wärtigen. 

Das Merk, welches dur die Verträge mit Frankreich im Auguft 
1862 eingeleitet und deſſen Durchführung feitdem von Meiner Beier 
mie von der Sr. Majeftät des Kaiſers der Franzoſen mit gleicher Beharr⸗ 
Lichleit gefördert wurde, nähert ſich fomit einem Abſchluſſe, melder 
in weiten Gebieten dem Handel eine freiere Bewegung geftatten ımd 
den freundfchaftlihen Beziehungen benachbarter Nationen durch die Ge 


251 
1364. 


meinfamleit der Entwidelung ihrer Wohlfahrt eine neue Bürgſchaft ver- 
leihen wird. 

Zwei Jahre außwärtiger Politik. 

„Provinzial» Eorresponbenz“ vom 19. Oktober. 


„aus Herr von Bismard das Miniflerium ber auswärtigen Angelegen- 
beiten übernahm, da wurbe vielfach verkündet, derjelbe wolle die inneren Streit« 
fragen dadurch befeitigen, daß er Preußen in einen auswärtigen Krieg verwidele. 
Nan ſchrieb ihm zu ſolchem Zwecke vie abentenerlichften Pläne zu. 

Bei dem Allen lag das eine Richtige zu Grunde, daß der Minifter mit 
tem feſten Entſchluſſe in's Amt trat, das Anfeben der preußiſchen Krone auch 
nah außen zu dem alten Slanze zu erheben. An biefen Entichluß durfte fich 
natürlich auch Die Goffnung fnüpfen, daß eine Träftige und erfolgreiche Politik 
20h außen bazu helfen müßte, ben Patriotismus bes preußifchen Bolles und 
dadurch mit der Zeit aud bie Eintracht im Innern zu flärlen und zu beleben. 

Gern war e8 bem Haren, praftifhen Sinn bes Minifters, nach Gelegen- 
beiten zu Kriegsthaten zu fuchen und viefelben gleichſam bei den Haaren berbei- 
mieben, — wohl aber lag es ihm vom erften Augenblide am Herzen, ben na⸗ 
turgemäßen Einfluß Preußens Überall mit erhöhter Kraft zur Geltung zu bringen 
u in Deutfchland wie in Europa das Bewußtjein zu ermeden, baß Preußen in 
ten deutſchen wie in ben europäifchen Dingen bie ihm gebührende Machtſtellung 
m vollſten Maße wieder in Anſpruch nehme. 

Ein Borjpiel gewiffermaßen zu ber einflußreichen Wirkſamkeit bes Minifte- 
rumms VBismard war bie ebenfo raſche, wie nachdrückliche Erledigung bes alten 
Etreites mit Kurheſſen. Eine ber trübften Erinnerungen für bie preußiiche Po⸗ 
inf war es feit 1850, daß biefelbe ihre damaligen Abfichten für die Beilegun 
tet Berfaffungsftreites in Kurbeffen nicht hatte durchſetzen können, fondern —* 
die Lage der politiſchen Verhältniſſe genöthigt geweſen war, in Betreff Kurheſſens 
cdenſo wie in Betreff Schleswig⸗Holſteins ſich zu einem Abkommen mit Oeſter⸗ 
reich zu verſtehen. Kurheſſen und Schleswig-Holſtein waren ſeitdem als ewig 
wabnende Vorwürfe gegen die preußiſche Regierung immer wieder aufgefriſcht 
nd ausgebeutet worben. Der Energie bes Herrn von Bismard war ed vor- 
bebalten, zuvörderſt in Kurbeffen Das preußiſche Anſehen wieder geltend zu machen. 
Preußens Ratbichläge zur Beilegung ber immer wieberlehrenden Wirren waren 
rüdfiht8lo® abgewiejen worden. Da fchidte Herr von Bismard ftatt eines Ge⸗ 
'andten den berlihmt gewordenen Feldjäger nad Kaffel, um in einer Depeche 
Freußens Forderungen kurz und bündig fund zu thun; brei Tage darauf waren 
dieſe Forderungen erfüllt und damit bem langjährigen Streit ein befriebigenbes 
Ende gemacht. 

Bald fellte die Entichloffenheit des Minifters ſich in Angelegenheiten von 
steperer Wichtigleit bewähren. Als ber Aufftand in Polen entbrannte, fchlof 
Frenßen ein Abkommen mit Rußland, welches barauf berechnet mar, bie preu- 
fd polnifhen Grenzlande vor jeber Hineinziehung in die Wirren der Revolu⸗ 
tten zu wahren. Die milttäriichen Anorbnungen, welche dazu mit Rußland ver» 
eubart wurden, erregten ben beftigften Widerſpruch der Yortichrittspartei: bie 
getroffenen Maßregeln wurben als unuöthig und als eine Laſt für Die eigene Be⸗ 
völferung erflärt, — zugleich wurde behauptet, daß ein Krieg aller Übrigen Mächte 
u Gunften Bolens bevorftehe und das größte Unheil für Preußen bringen werbe. 
England, Frankreich und Defterreich harten fich allerdings vereinigt, um gemein« 
Waftlich füͤr die Sache Polens aufzutreten; auch verjuchten diefelben Alles, um 
Irrußen zu fi) hinüber zu ziehen. Die preußifche Regierung aber behauptete ihre 
Erelung dem Auslanbe gegenüber eben fo feft wie gegen bie Angriffe und Schmä⸗ 
sangen im Innern, — und ber Verlauf der Dinge hat ihr Verhalten glänzend 
gerchtiertigt. Alle Veftrebungen ber übrigen Mächte find thatenlos und erfolglos 
m Wihte geworben unb baden nur dazu gedient, bie Polen durch trügertiche 
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Hoffnungen immer tiefer ins Verderben zu flürzen. Die preußifche Pohtit iſt 
dagegen ſchließlich als bie einzig richtige, als bie einzig erfolgreiche, als die einzig _ 
ehrliche und wohlmeinende erfannt worden. Das mutbige Feſthalten an ber- 
felben gegenüber den Drohungen ber gefammten europäiſchen Revolutionspartei 
und ber vereinten Politit der Großmächte hat nicht wenig dazu beigetragen, bie 
Achtung vor dem Willen und den Entſchlüſſen Preußens in Europa zu flürken. 

Als kurz darauf der Kaifer von Oeſterreich den Verſuch machte, ohne vor- 
berige Berfländigung mit Preußen bie Fürſten Deutichlandbs zu einer Aenderung 
der beutfchen Bunbesverfuffung zu vereinigen, ba fcheiterte das übereilte Unter: 
nehmen an Preußens feftem unb ruhigem Wiberftand. Der König wie tie 
Theilnahbme an bem ohne fein Wiffen eingeleiteten Werke zurüd. Unter den in 
Frankfurt verfammelten Fürften aber wurbe bald das Bewußtſein lebenbig, dak 
al ihr Rathen und Tbun vergeblich fei, wenn fle nicht Preußens Regierung für 
ihren Plan gewinnen könnten, und fie entſandten ben ehrwürbigen König von 
Sachſen an unjeren König, um biefen wo möglich noch zur Theilnahme an dem 
Kongreß zu bewegen. Die preußifhe Regierung erflärte jedoch die Pläne Oeſter⸗ 
reih8 fiir unvereinbar mit ber berechtigten Stefhung Prenfens, wie mit ben 
wirklichen Interefien und Wünfchen bes deutſchen Volle, und verharrte bei ihrer 
Weigerung. Die Folge war, daß das mit fo großen Hoffnungen und mit lo 
bfendendem Glanz unternommene Werk fraftlos in ſich felbft zerfiel. Es trat von 
Neuem Har an's Licht, daß ohne Preußen und vollends gegen Preußen Nichts für 
Deutſchland durchgeführt werben kann. 

So hatte fih die Selbftftändigfeit ber preußifchen Politik in ber polnischen 
und in ber beutichen Sache zunächft in der Kraft bes Widerſtandes bewährt; doch 
es kam bie Zeit, wo fie zu eigenen folgenreihen Thaten ſchreiten follte. 

Der dänische Krieg wird in feiner Führung und in feinem Erfolge einft 
mals als eine ver ruhmvollfien Thaten Preußens baftehen; wenn erſt der Etreit 
der Parteien, welcher jettt ben reinen Genuß bes herrlihen Erfolgs vertünmert, 
verflungen fein wird, dann wirb die unbefangene Geſchichte ficherlich bie Tbat- 
fraft und zugleich die politiſche Kiugheit rühmend anertennen, welche dieſen Er- 
folg ermöglicht haben. Durch die gänzliche Befreiung der drei Herzogthümer 
Schleswig, Holftein und Fauenburg von jeder Verbindung mit Dänemark ift einer 
der heißeſten Wünfche bes deutſchen Volkes, ein Wunfch, ber feit 18 Jahren tie 
Herzen ber Patrioten bewegte und oft zu fieberhafter Ungeduld und Leidenſchaft 
erregte, weit über die kühnſten Erwartungen hinaus erfüllt worben. Zwar fageı 
bie Gegner der Regierung: das Minifterium felbft habe jo Großes nicht von An 
fang an gewollt, fonbern erft durch den Lauf ber Ereigniffe fei daſſelbe zu feld 
durchgreifenber Politit gebracht worden. Dies ift nun durchaus irrig; aber wenn 
es felbft fo wäre, müßte man nicht auch dann anerkennen, daß die Regierung 
das Glüd der eigenen Thaten und die Gunft ber Umſtände fo trefflich zu be 
nutzen verftand, um fchließlih ben nationalen Wünſchen volle Befriebigung zu 
verichaffen? Müßte nicht vor fo überraſchend glänzenden Erfolgen aller Strit 
mit leidigem Wenn und Aber verfiummen unb nur bie patriotiihe Freude zum 
Ausdrud kommen, baf es Preußen im Berein mit Defterreich gelungen ift, für 
Deutichland einen Zuwachs an Land, Macht und Einfluß zu gewinnen, mie es 
feit Iabrhunderten nicht geſchehen war? 

Während aber Preußen dieſes große Werk in Gemeinſchaft mit Oefterreib 
vollbrachte, wußte Die Regierung doch auch dem Bunbesgenofien gegenüber ıbre 
Freiheit und Selbſtſtändigkeit jo vollkommen zu wahren, daß fie in derſelben Zeit 
eine ſchwierige Aufgabe preußiſcher Hanbelspolitit im Gegenſatz gegen die Beſtre⸗ 
bungen Oeſierreichs flegreich durchführte. Der Hanbelvertrag mit Frankreid, 
welchen die Handelswelt und bie Gewerbtreibenden in Preußen und Deutſchland 
als einen höchſt erfreulichen Fortſchritt begrüften, war vor dem Eintritt dee Ri- 
niftertums Bismarck abgeſchloſſen worben; dieſem aber fiel die große Aufgabe zu, 
ben neuen Bertrag womöglich unter Aufrechterhaltung bes alten Zollvereins in 
feiner bisherigen Ausdehnuug und gegen den Wiberftand ber zu Defterreih hin- 


253 
1864. 


zeigenben jübbeutfhen Regierungen zur Geltung und Durchführung zu bringen. 
Riemand wird verfennen, welch großes Geſchick und welche Feftigleit hierzu ge- 
hörte, zumal ba ber preußifchen Regierung fo viel daran liegen mußte, für die 
Durchführung der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Sache, fo wie für eine weitere heiljame 
Enmeidelung ber beutichen Angelegenheiten, bie jo glüdlich angebahnte innige Ger 
meinſchaft mit Defterreich aufrecht zu erhalten. Dank ber ſtarken Hand, welche 
vie preußiſche Politik leitet, ift auch biefes fchwierige Werl in vollfiem Maße ge- 
Inngen: das aufridtige Einverſtändniß aber, welches zwifchen Preußen unb Defter- 
rei ungeachtet jener Schwierigfeiten gewahrt ift, wird nunmehr aud die Wege 
finden Taffen, eine immer größere Annäherung in ben Hanbelöbeziehungen vor- 
bereiten. 

Die zwei Jahre ausmwärtiger Bolitil, deren wefentlichfte Erfolge hier nur furz 
engebeutet werben konnten, laſſen ſich dahin zufammenfaflen, daß von Allem, 
vas Breußen unternommen bat, Nichts mißlungen, — was aber 
gegen Preußen unternommen worden, Alles mißlungen ifl. Diele 
Eriolge haben bazu geführt, daß Preußen im Rathe der Fürſten und Staaten jetzt 
wieder höher ſteht, als jemals jeit ben Zeiten Friedrichs des Großen unb ber Be- 
freinngskriege. Wenn der Regierung der Dank dafür Seitens ber Parteien in Preußen 
jefbt noch vielfach verfümmert und geſchmälert wird, fo ſtimmt doch das Ausland 
in der Anerkennung bes großen Aufihwungs der preußifchen Politik überein. 

Auch für unfere inneren Verbältniffe aber kann biefer — nicht 
ehne gute Früchte bleiben. Der Regierung liegt es fern, den Sieg unſerer Waffen, 
wie die Gegner vorgeben, dazu benutzen zu wollen, um die innere Freiheit zu 
ſchmälern; wohl aber darf ſie hoffen, daß die Befriedigung und Erhebung, welche 
ter patriotiſche Sinn bes Volles in jenen Erfolgen Anbet, fih aud darin be- 
mäbren werde, ihr die Schwierigkeiten löſen zu helfen, welche ſeit Yahren bie 
Enmidelung unferes Verfaſſungslebens und dadurch ben inneren Frieden und 
den friihen Aufſchwung des Vollsgeiſtes lähmen. 

Wir feiern von Neuem den 18. Oftober, einen Erinnerungstag deutſcher 
Wiedergeburt; wir dürfen ihn diesmal gehobenen Herzens feiern, denn fo eben 
ehilt in Wien wieberum ein Werk deutichen Waffenruhms und beutfcher Be⸗ 
freiung feine Beflätigung. Möchte die Erinnerung an bie frühere patriotiſche 
Einmütbigleit und Die Freunde Über die neuen nationalen Erfolge alle preußijchen 
Herzen in dem Willen vereinigen, bem leidigen Parteiftreit zu entfagen und it 
rechter ln zwiſchen Fürſt und Boll das gemeine VBefte bes Vaterlandes für- 
tern au helfen.“ 


— — — — — 


29. Zur weiteren Regelung der Schleswig -Holſteinſchen Frage. 
Juli. Dad Verhalten bed Prinzen von Auguftenburg. 


„Provinzial- Eorrespondenz” vom 8. Juli. 


„Der Prinz Friedrih von Auguftenburg ift bei einem Beſuche in Berlin 
1-3 Juni von Gr. Majeftät dem Könige, wie auch von unferem Kron prinzen 
wiederholt empfangen worben und bat eine längere Beſprechung mit bem Präft- 
denten des Staats - Minifteriums, Herrn von Bismarkd, gehabt. 

Nachdem in Folge ber Aufhebung bes Tonboner Vertrages bie verjchiedenen 
Erbanſprüche an die Herzogthlimer, namentlich aud die bes Auguftenburgifchen 
Hauſes in näheren Betracht gelommen find, mußte es für den Prinzen felbft, fo 
wie für die preußiſche Hegierung von Erheblichleit fein, ſich Über die Geſichts⸗ 
runfte, unter welchen bie Förderung feiner Sache mit den Interefien Deutichlands 
und Preußens zufammenträfe, vorläufig zu verftändigen. 

Es ſcheint jebodh, daß ber Prinz für bie Rothwendigkeiteines 
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folden Einverſtändniſſes nidht fo zugänglich if, wie es nad ber 
Lage der Dinge wohl erwartet werben burfte. 

Schon jeit dem Beginn ber jeßigen Berwidelung war in bem Berbalten 
bes Prinzen zu beflagen, daß er, um jein vermeintlich allein maßgebendes Recht 
zur Geltung zu bringen, jede andere Rüdficht, fowohl Preußen und Oeſterreich, 
wie aud Deutichland gegenüber bei Seite jette. Als die deutſchen Großmächte 
bei ihrem Borgeben gegen Dänemark zuvörberft die unbeftreitbaren Forberungen 
Deutſchlands, nicht auch ſofort bie beftrittene Erbfrage in den Vordergrund ftellten, 
ba gab fi) ber Prinz gänzlich derjenigen Bartei bin, welche ber Politik Preußens 
und Oeſterreichs Schritt für Schritt bie ſchlimmſten Berbächtigungen und bie 

ößten Schwierigkeiten entgegenjetzte; ja er verirrte fi) fo weit, daß er in ber 
Frage, welche das deutſche Nationalintereffe fo tief berührt, bie Hülfe eines aus» 
wärtigen Fürſten anrief. 

Wenn man zu feiner Entihuldigung annehmen mochte, daß ihn bahin nur 
ber Zweifel an ber Hülfe ber beutihen Mächte für feine Sache geführt hatte, ſo 
müßte doch jet, wo Preußen und Oeſterreich fich feinen Anfprücden mehr zuge 
wandt haben, jein deutſcher Sinn fih um fo mehr darin bewähren, daß er auch 
ben Hoffnungen, welche Deutihland an bie innige Verbindung mit ben Herzog- 
thümern Inüpft, von vornherein die vollftändigfte Erfüllung in Ausficht flellte. 

Das Intereſſe Deutſchlands findet nicht ſchon darin feine Befriedigung, daß der 
deutihe Bund einen Zuwachs an Land erhalte unb daß die Zahl der beutichen 
Fürſten fih noch um einen vermebre, fonbern nur barin, Daß das neue Fürften- 
thum aud dazu beitrage, Die Bebingungen beutfher Macht und beut- 
[hen Anſehens nah außen zu fördern. Deutihlands Entwidelung würde 
auf das Schwerfte beeinträchtigt werbeu, wenn dem gegenüber bie Kleinftaaterei 
mit allen ihren engberzigen Gefihtspunften eine neue Stütze erhalten jollte. 

Deutihland und vor Allem Preußen, weldhes mit Defterreid 
fein Theuerftes, das Herzblut feiner Söhne, an die Befreiung 
Schleswig-Holfteins gefegt hat, muß verlangen, baß dort an ber 
dbeutfhen Nordgrenze zwiſchen der Of- und ber Nordſee nidt 
etwa blos ein ſchwächliches Herzogthum erftehe, fondern zugleid 
eine wahre Nordmark zu Shukß und Trug für Deutihlandb zu Lande 
und zur See, im engen Zufammenbhange mit den deutſchen uud 
preußiſchen Wehreinrihtungen und zumal im Hinblid auf bie 
nothbwendige Entwidelung ber deutſchen Seemadt. 

Der Bring von Anguftenburg fheint bie Berechtigung biefer Forderungen 
fürerft nicht genügend erfannt und gewürbigt zu haben: er ift, wie man verficert, 
jeder ausbrüdtihen Erklärung darüber ausgewichen. Wir wollen hoffen, baß bies 
nur ein Anzeichen vorläufiger Unklarheit und Unficherheit in Bezug auf feine po- 
litiſche Stellung ift. | 

Die preußifhe Regierung aber wirb jebenfalls weiter mit lid 
zu Ratbe geben müffen, inwieweit fie für die Anjprüde bet 
Prinzen ferner mit eintreten kann, obne die wejentlichften deut- 
hen und preußifhen Aufgaben zu verleten, deren Wahrung für 
fie jeder anderen Rückſicht vorangeht.“ 


Zuli. Die Erbanjprüde und die [onftigen Momente 
der Entſcheidung. 


„Preußen und Defterreich haben fi), nachdem jeder Gedanke an eine künftige 
Berbinbung der Herzogthlimer mit Dänemark aufgegeben war, zunächſt bahin er 
Härt, daß fie für die Einfekung bes Prinzen von Auguftenburg wirken wollen, 
Balls ſich defien Erbanfprüce bei näherer Prüfung bewähren. 

Inzwiſchen hat einer der anderen Erbberechtigten, ber Großherzog von Olden⸗ 
burg, feine Anfprüde beim beutfchen Bunde als ſolche geltend gemacht, welche 
beuen des Prinzen von Auguftenburg vorangeben. 
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ebenfalls werben die Oldenburgſchen Anſprüche gegenüber benen des 
Herzogs von Auguftenburg ernft und forgfältig zu prüfen fein. Weber bie einen, 
neh die anderen bürften fi übrigens, zumal für bie Herrſchaft in ganz 
Ehletwig-Helftein, als fo zweifellos herausftellen, daß bei ber ſchließlichen Ent⸗ 
ſcheidung nicht noch andere Erwägungen und Rüdfichten in Betracht kommen 
müßten. Breußen namentlich wird, wenn bie Rechtefrage vollends zweifelhaft ift, 
vor Allem die wirlliden Intereſſen Deutihlanbs und des eigenen 
Staates bei feiner Entſchließung über die Erbfolge zu Rathe zu ziehen haben. 

Der Prinz von Auguftenburg ſcheint bemüht, den bedenklichen Einbrud, 
melden feine Anweſenheit in Berlin binterlaffen hat, fo viel ale möglich zu ver- 
riihen. Seine Freunde und Vertheidiger gingen in foldher Abficht fo weit, 
Het, was von feinem Auftreten gefagt worben, al® unbegründet zu bezeichnen. 
dem gegenüber ift aber jett völlig glaubwürdig mitgetheilt, daß der Prinz fogar 
Me unbegreifliche Aeußerung getban: „Für ihn und für feine Sache wäre 
es beffer gewejen, wenn Preußen fih gar nicht in die fchleswig- 
bolfeinfche Angelegenheit gemiſcht hätte.” Diefe nicht zu bezmeifelnden 
Borte belunden allerdings eine merkwürdige Auffaffung Seitens bes Prinzen 
mb find nicht geeignet, große Erwartungen von feiner etwaigen künftigen 
Etelung als Landesherr zu erregen. 

In den Herzogthümern ſelbſt macht ſich Übrigens täglich entfchiebener und 
lanter die Meberzeugung geltend, dag Schlesmwig-Holftein bei aller Selbftftänbigkeit 
sch fein Heil nur im innigen Anjchluffe an Preußen zu fuchen bat.“ 


25. Juli. Rejolutionen der Delegirtenverfammlung der Schles⸗ 
wig= Holfteinjchen Vereine in Rendsburg. 
Anträge des Ausfchufjes: 


— — Nachdem die letten glorreihen Waffenthaten ber beutihen Groß- 
mähte die nöllige Niederlage Dänemarks zur vollendeten Thatfache gemacht haben, 
'piht die Delegirtenverfammlung ber ſchleswig⸗ bolfteinfchen Vereine das drin⸗ 
gende Verlangen ber Bevölkerung aus, daß durch ſchleunigſte definitive Con- 
titnirung des jhleswig-bolfteinihen Staats unter feinem redt- 
mäßigen Fürften Herzog Friedrich VIII. den mit ben fchwerften Nach» 
Selen verbundenen proviſoriſchen Zuftänden in kürzefter Friſt ein Ende gemacht 
werte. Im unjerem Gewiffen gebunden durch das Herzog Friedrich VIII. gelei- 
kete Geldbniß der Treue, weiſen wir mit Enträftung den Verſuch eines deutichen 
dürſten zurüd gegen unſern unb bes ganzen deutſchen Volks Willen und gegen 
unfere Rechtsüberzeugung fi) uns als Landesherrn aufzudrängen. 

[Durhbrungen von ber Ueberzeugung, baß nur eine enge Verbindung mit 
bem preußifchen Staat bie deutiche Zukunft unferes Landes für alle Zeiten ſichert, 
erlären wir, daß wir eine Gemeinfamleit der diplomatiſchen, militä- 
tiiden und maritimen Einrichtungen mit Freuden begrüßen würden, 
tab wir aber an ber von unferm Herzog beihworenen Berfafjung mit berfelben 
Zrene fefthalten wie an ibm ſelber.]“ 


Annahme der Reiolutionen, ohne den lebten (einges 
klammerten Sap), — Statt deffelben: 


DDa nicht bie Delegirtenverſammlung ber ſchleswig⸗ holſteinſchen Vereine, 
iendern einzig und allein Herzog Friedrich in Verbindung mit der Landesvertre⸗ 
mag competent ift, das Aequivalent zu beftimmen, welches Oefterreich und Preußen 
für die dem Lande gebrachten großen Opfer gebührt, jo wirb bie ſchleunige Ein- 
ſetzuug unſeres Herzogs in bie Regierung Schleswig, Holfteins das fidherfte Mittel 
kn, die Rechte unjeres Landes mit den Intereffen jener Mächte in vollen Ein- 
Mang zu bringen, indem Fürſt und Boll ihre Verpflichtung anerkennen, Opfer 
dringen zu mäffen.“ 
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8. Auguft. Erklärung einer Verfammlung der Prälaten und 
Nitterichaft für den engen Anſchluß an Preußen. 
... Während Prälaten und Nitterihaft ber Herzogthümer Schleswig- 


Holſtein ſich der Ueberzeugung hingeben, daß die Erbfolgefrage dem Recht des 


Landes entſprechend erledigt werden wird, glauben fie ſich, den Mächten gegen 


über, welche bei ber Regelung der ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Verhältniſſe ihres 


Baterlands das Hauptgewicht in die Wagſchaale legen werben, über zwei Punkte 
ausſprechen zu müſſen, beren Feftftellung ihnen für das Wohl des Baterlants 
von großer Bedeutung ericheint. Der erſte derfelben betrifft eine ohne weitern 
Aufſchub fofort berbeizuführende Wieberberftellung einer gemeinfamen 


einheitlihen Regierung für beide Herzogtblimer Die Bereinigug 


derjelben wird geboten durch das uralte anerlannte Recht, Die uralte Gewohnteit 
unb Liebe des Zuſammenſeins, endlich durch den großen Nuten, ben fie ſteis ge- 
bracht. Prälaten und Ritterfchaft find zu feft davon überzeugt, daß bie Ber- 
einigung beider Länder Hauptbedingung ihres Wohls und Gedeihens if, um 
nicht den lebhaften Wunfch auszuſprechen, daß biefelbe bald, ja fobald die Um: 


fände ſolches irgend geftatten, möchte ins Leben gerufen werben. Der zweite 


Punkt, deſſen Prälaten und Ritterfchaft zu erwähnen fi erlauben, berührt in 
anberer, aber ebenfalls ſehr wejentlider Weile das Wohl ihres Baterlands. 
Prälaten und Ritterfhaft glauben ausſprechen zu müflen, daß ihrer Anſicht zu- 
folge ein enger Anfhluß des Staats Schleswig-Holftein an einen 
mädtigen deutſchen Staat im bödften Grade ben Intereffen und zugleid 
den Wünfcen des Landes gemäß ift, und find der Anficht, daß ohne eine ſolche 
Anlehnung an eine kräftige Stüge Schleswig⸗-Holſtein ſchweren und gefahrvollen 
Berroidlungen entgegengeben Tönnte; fie wünfchen biefen Anfchluß um fo mehr, 
als fie überzeugt And, daß derſelbe auch den Intereffen bes gemeinjamen beutichen 
Baterlands entipriht. Diefen zu dienen werben bie befreiten Herzogthümer flet? 
freudig bereit fein. Prälaten und Nitterfchaft werben deßhalb die Herbeiführung 
einer Gemeinfamleit der biplomatifhen, militärifhen unb mari- 
timen Berhältniffe ihres Baterlanbes mit dem preußiſchen Staat 
als ein für alle Theile heilverfprehenbes Ereigniß begrüßen.“ 


23. Ditober. Die Lauenburgiſche Ritter- und Landſchaft 
erklärt fih für den Anihluß an Preußen und beichlieht 
„den Wunſch audzufpredhen, daß unter Wahrung ber 
Selbitändigfeit ded Landed ald eines eigenen deuten 
Herzogthums und unter Gewährleiftung feiner an: 
deöverfajlung das Herzogthum an Preußen kommen 
möge, falls eine Einigung über die Anjchlußmobalitäten, 
worüber Unterhbandlungen an betreffender Stelle angefnüpft 
werben jollen, herbeigeführt wird.” Cine Deputation fell 
den Wunfh nach Berlin überbringen und über die Be 
dingungen reſp. Modalitäten unterhandeln. 


31. Oktober. General-Verſammlung ded National» Bereins 
zu Eijenad). 
Beichlüffe: 


I. In der beutfhen Frage: „Der Nationalverein, burchbrungen von 
ber gleihmäßigen Nothwendigkeit eines beutfchen Parlaments und einer einheit⸗ 
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lichen Gentralgewalt, bält feſt an feinem Beichluffe vom 6. Oct. 1862, burdh 
melden bie Reichsverfaffung fammt Wahlgeſetz und Grundrechten als ber Rechts: 
boden der Ration anerkannt wurbe. Ueber die Träger der Centralgewalt 
bat bie im Parlament vertretene gefammte Nation zu entfheiten. 
Dieſer höchſten Entſcheidung haben ſich alle Parteien, Stämme, und Staaten zu 
mterwerfen. So lange bie freibeitsfeinblihe und undeutfhe Rich— 
tang ber Regierungen in den Einzelftaaten, namentlihin Preußen, 
fertdanert, if Die Durchführung der Reihsverfafjung unmöglich. 
Ohne das höchſte Ziel der nationalen Bewegung auch nur einen Moment aus 
ben Angen zu verlieren, ift es baber eine dringende Aufgabe des Vereins und 
Die Pflicht der Bereinsgenoffen, die freibeitliche Entwidiung in den Einzelftaaten 
mit thatfräftiger Benutzung aller verfafjungemäßigen Mittel zu erfämpfen und 
Ne in ben particulariftiihen Tendenzen ber Regierungen und ber Gejetsgehung 
in den Einzelftaaten begründeten Hinbernifje einer nationalen Entwidlung weg- 
wränmen. Hier ift das Feld, auf welchem die gerheinfame Arbeit an dem großen 
rationalen Werk angegriffen werden muß und mit fiherer Ausficht auf Erfolg 
turdgeführt werben kann.” 

I. In der ſchleswig-holſteiniſchen Frage: „Der Nationalverein 
erllärt es für die Pflicht des beutichen Volles, zu wachen liber das Selbftbeftim- 
mungsrecht der durch deutſche Tapferkeit befreiten Herzogtblimer. Nur die In— 
tereſſen Deutſchlands dürfen es beſchränken. Es ift daher bie Aufgabe der Ver⸗ 
ensgenofien, den Herzogthümern in dem Kampfe gegen jede Vergewaltigung zur 
Seite zu fleben und mitzumwirten, daß endlich ihnen das bisher mißachtete Recht 
jurüdgegeben werde durch Einberufung der Landesverfammlung auf Grund bes 
Etoatögrunbgefees vom 15. Sept. 1848 und die Anerlennung und Einfegung 
tes vom Lande berufenen Herzogs Friedrih VIII. Der Nationalverein ver- 
wirft auf das entjhiebenfte Die Annerion ber Herzogtbümer an 
vreußen als eine ſchwere Gefährdung berbundesftastlihen Eini- 
gungber Ration. Die deutihen Intereffen, bie Vertheidigung deutſcher Küften, 
tzutiher Handel und deutſche Induſtrie verlangen Dagegen bie Kinverleibung 
Schleswigs in ben deutichen Bund, den Eintritt Schleswig - Holfleins in den Zoll⸗ 
terein, und fo lange eine deutſche Flotte nicht vorhanden ift, den maritimen An» 
idinuß der Herzogthümer an Preußen. Die unbeutiche und freiheitsfeindliche Hal- 
tung des Miniſteriums Bismard darf Die unverzügliche Vermertbung der maritimen 
Kräfte der Herzogtblimer für das Gejammtvaterland nicht verhindern. Die vom 
Aneihuß eingeleitete Vereinigung mit den Patrioten anderer politifchen Gefinmun 
sur Rettung der nationalen und politifhen Unabhängigleit der Herzogtbümer t 
bie zur volllänbigen Durchführung bes ganzen Rechtes derſelben fortzufegen.” 


13. November. Rundfchreiben ded 36er Ausſchuſſes an 
ſämmtliche Schleöwig- Holfteinijhe Vereine in Folge ded 
Miener Friedens. 


— — „... Der hohe Gewinn, welcher in der nunmehr befiegelten That⸗ 
Ihe der Befreiung Schleswig - Holfteins von ber Fremdherrſchaft liegt, ift von 
une ſchon früher jattjam gewürbigt mworben. Aber bei aller Genugthuung über 
tiefes Ergebniß dürfen wir Die Augen nicht verſchließen gegen ba® tief verlegenbe 
Serfahren, gegen bie Eigenmacht und bie gänzliche Mißachtung bes nationalen 
Kehts und der Selbſtbeſtimmung bes Volles, womit die beiden Großmächte wie 
Bisher, fo auch bei Abſchluß dieſes Friedensvertrages zu Werte gegangen find, 
Nah dem Inhalt desſelben zu urtheilen, wäre der Krieg mit Dänemark nichts 
Anteree geweien als ein Eroberungstrieg, beffen Ausgang zu der Abtretung 
treier, bißher ber dänischen Krone gehöriger Provinzen an Oeſterreich und Preußen 
geführt bat. Indem ber König von Dänemark feinen angebliden Rechten auf 
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dieſe Provinzen entfagt, wirb dadurch der Londoner Bertrag mittelbar als rechts⸗ 
giltig anerkannt. 

Nur das Recht der Gewalt ift es, welches jeine Geltung aufbebt, und 
das Recht der Gewalt kann fie eben jo gut wieberberftellen. Die Eigenſchaft ver 
beiden Großmächte⸗ als Glieder des deutſchen Bundes, die Rechte des Bundes 
auf Holftein und Lauenburg, die alten werbrieften Rechte Schleswig - Holfteine, 
das Recht eines deutſchen Fürſten zur Thronfolge in den Herzogthlimern, Alles 
dieß ift in dem ganzen langen Altenſtück nicht mit einer Silbe angedeutet. Mir 
gleiher Aüdfichtstofigkeit wird Das Selkftbeftimmungsrecht des fchleswig - bolftein- 
ſchen Landes und Volles, fein echt, Über die Friedensabmachungen gehört zu 
werben, in dem Bertrag bei Seite geichoben. 

Ein ſolches Verfahren, welches die Willfür und Vergewaltigung 
Dänemarks nur befeitigt zu baben fheint, um bie Willkür und 
Gewalt unferer Großmädte au die Stelle zu feten, darf ein ehr— 
liebendes Volt nimmermehr mit Stillfhmweigen hinnehmen. 

Bor allem gilt es, auf die unverzügliche Einberufung der ſchles— 
wig-bolfteinfhen Landesverfammlung zu dringen, deren Zuffimmung 
zu dem Friedensvertrag eingeholt werben muß, fell berfelbe nicht mit dem Malel 
der Nichtigkeit behaftet fein. Weiterhin haben wir gegen bie in Art. 3 des Ber- 
trags enthaltene Anerkennung eines däniſchen Rechts auf Schleswig - Holftein und 
die etwaigen Folgerungen daraus für jest und alle Zufunft Berwahrung ein- 
zulegen. Da der König von Dänemark ein Recht auf die Herzog: 
thümer nicht beſeſſen bat, jo fonnte er ein foldes auch nicht auf 
Defterreih und Preußen übertragen. Weber aus biefem noch aus irgent 
‚einem anderen Titel fann die Nation ein Verfügungsrecht der beiden Mächte über 
Schleswig - Holftein und jeine Zukunft anerkennen; jede ohne den Willen de 
Landes zu treffende Anordnung in defien flaatsrechtlichen Angelegenheiten wird 
fie als ungiltig und unverbindlich betrachten. Sie muß vielmehr, nachdem 
jeder Vorwand zur ferneren Hinhaltung des inneren Abjchluffes jett vollends 
entfallen ift, mit verftärktem Nachdruck darauf beftehen, daß das nationale 
Brogramm zur fofortigen und unverfürzten Durchführung komme, ohne jede 
Einmifhung Dritter und lediglih nah Maßgabe des Rechté und 
ber Selbftbeftimmung bes [hleswig-holfteinfhen Volkes. Wir fin 
überzeugt, daß die geehrten Comités und Vereine mit diefer unferer Auffafjung ſich 
in vollem Einverftändniß befinden und im Sinne berjeiben ihre Wirkſamkeit für 
die Sache Schleswig-Holfteins unermüdlich fortjegen werben. Nur der ſtandhaften 
Ausdauer ift der endliche Sieg bejchieden, nur fie wirb die Politik, welde durch 
berechnete Berfchleppung das beutihe Boll zu ermüden hofft, zuverläſſig zu 
Schanden maden.“ 


22. Dezember. Adreſſe des Freiherrn von Scheel-Pleſſen und 
Genofjen an die Monarchen Preußens und Defterreiche. 


— — „Sollte die unparteitiche rechtliche Unterfuchung der Erbanſprüche 
zu dem Ergebniß führen, daß ein beftimmter Fürſt ein unbeflreitbares Recht aut 
Die Erbfolge in beiden Herzogthümern und allen Theilen berjelben hat, Io 
bürfen wir von ber Gerechtigkeitsliebe Eurer Majeftäten erwarten, daß Allerhoͤchſt⸗ 
biefelben dieſem Fürſten die Regierung der Herzogthämer übertragen werben. 
Anſprüche auf Theile können fein Recht auf Das untheilbare Ganze begründen. 
Sole Anſprüche werben gegen die Rüdficht auf die Wohlfahrt der Lande zurüd⸗ 
treten müffen. Dieſe erfordert möglichfte Sicherung durch genügende Machtver 
bältnifje, welche Eure Majeftäten den Herzogthümern nicht werben vorenthalten 
wollen. Sie kann ihnen aber nach unferer innigften Ueberzeugung nicht befier 
gewährt werben, als durch den engften Anſchluß an eine der beutfchen Groß⸗ 
mädte, und zwar an bie preußifche Monarchie ale bie nächftbelegene derſelben. 
Dabei gehen wir mit voller Zuverſicht von ber Erwartung aus, daß ben Herzog⸗ 


259 
1864, 


ttümern unter allen Umſtänden eine ven Eigenthlimlichleiten berjelben ent- 
jprechende Selbfiftänbigfeit in Beziehung auf bie inneren Angelegenheiten werbe 
erhalten werden. Wir bitten Eure Majefläten, Sich bei Allerhöchftbero Ent- 
ihließungen zum Wohle ber Herzogthlimer von biefen Gefichtspuntten leiten und 
eintretenden alles eine Vorlage an die vereinigte Stänbeverfammilung ber 
Serzogthümer Serleswig. Holfein gelangen zu laſſen. Eure Moajeftäten werben 
dann dem Friebenswerle die Krone auflegen und Sich die in ihrem einheitlichen 
Daſein auf die Dauer geficherten Herzogthümer zu ewigem Dante verpflichten.” 


1865. 11. Sanuar. Antwort Bismarcks Namens ded Königs. 


Ich erfülle eine angenehme Pflicht, indem ich im Allerhöchſten Auf- 
trage Sie benachrichtige, daß Se. Majeftät die Adreſſe gern entgegenge- 
nommen bat. — Indem Allerhöchftderjelbe überzeugt ift, daß die darin 
mögedrüdten Wunſche aus einem wahren Patriotismus hervorgegangen 
ind, erfennt Se. Majeftät mit Befriedigung darin den Ausdruck eines 
richtigen Verſtändniſſes der Verhältniſſe, einer ernften und vedlichen 
Achtung vor dem Recht und einer eingehenden Würdigung der Bedürf- 
niſſe der Herzogthümer, welche, die Nordmarken Deutſchlands bildend und 
durh eine lange und ehrenvolle Geſchichte zu reicher Blüthe entwidelt, 
ebenſo fehr aut einen vollen und ausreichenden Schug nach außen, wie 
af eine Beachtung ihrer inneren Eigenthümlichkeiten Anſpruch haben. 
3a ollen diefen Beziehungen ift es das Beitreben des Königs, den Herzog- 
tbimern eine ihrer Wohlfahrt, wie dem Recht entiprechende Stellung zu 
ſchern, und indem Ihre Adreffe Ihn in der Gewißheit beftärkt, daß 
Se. Majeftät dabei auf ein vertrauensvolle Entgegentommen im Lande 
thnen darf, kann der König mit um fo größerer Auverflcht das Gelingen 
dieſes Beftrebens erwarten, ala Allerhöchſtderſelbe Sih mit Seinem 
hoben Verbündeten und gegenwärtigen Mitinhaber der höchſten Gewalt in 
vn Herzothümern in der warmen und herzlichen Theilnahme für diefelben 

gegnet.“ 
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30. Zum Beginn der Landtagsfellion 1869. 


1865. 14. Sanuar. Aus der Thronrede ded König. 


„Ein ereignißreiches Fahr liegt hinter ung. In demfelben ift eg Mir 
gelungen, im Bunde mit Sr. Majeftät dem Kaiſer von Defterreich eine 
brenichuld Deutfchlands, deren Mahnungen wiederholt und umter tiefer 
Erregung des nationalen Gefühls an das gefammte Vaterland herange 
treten waren, durch die fiegreiche Tapferkeit der vereinten Heere ver: 


mittelft eines ehrenvollen Friedens einzuldfen. Gehoben durch die Ge 


nugthuung, mit welcher unfer Volk auf diefen Preußens würdigen Erfolg 
zurüdblidt, wenden wir unfere Dergen in Demuth zu Gott, durch defien 
Segen es mir vergönnt if, Meiner Krieggmacht im Namen des Baterlandes 
fir Thaten zu danken, die ſich der ruhmreichen Kriegsgefchichte Preußen! 
ebenbürtig anreiben. 

Nach einer halbhundertjährigen, nur durch ehrenvolle Kriegszüge 
von fürzerer Dauer unterbrochenen riedensperiode haben ſich die Aus- 
bildung und Mannszuht Meines Heeres, die Zweckmäßigkeit feiner Ber- 
faflung und feiner Ausrüſtung in dem vorjährigen durch Ungunft der 
Witterung und durch den tapferen Widerftand des Feindes denkwürdigen 
Kriege glänzend bewährt. Es ift der jegigen Drganifation des Heeres zu 
verdanken, daß der Krieg geführt werden fonnte, ohne die Erwerbs⸗ umd 
Familienverhältniffe der Bevölkerung durch Anfbietung der Landwehr zu 
beeinträchtigen. Nach ſolchen Erfahrungen iſt e8 um fo mehr Meine 
Iandesberrliche Pflicht, die beftehenden Einrichtungen aufrecht zu erhalten 
und auf der gegebenen Grundlage zu höherer Vollkommenheit auszubilden. 
Ich darf erwarten, daß beide Häufer des Landtaged Mich in ber 
Erfüllung diefer Pflicht durch ihre verfaflungsmäßige Mitwirkung unter 
ſtützen werden. 

Beſondere Pflege erfordert die Entwickelung der Marine. Sie 
hat im Kriege durch ihre Leiſtungen ſich einen gerechten Anſpruch auf 
Anerkennung erworben und ihre hohe Bedeutung für das Land bar- 
gethan. Soll Preußen der ihm durch feine Lage und 'politifche Stel: 

ng zugewiefenen Aufgabe genügen, fo muß für eine entipredende 
Ausbildung der Seemacht Sorge getragen und dürfen bedeutende Opfer 
für dieſelbe nicht geſcheut werden. In dieſer Ueberzeugung wird Ihnen 

Meine Regierung einen Plan zur Erweiterung der Flotte vorlegen. 
Die Aufftellung der Truppen an der polnifhen Grenze hat nad 


261 

1863. 

dem Erlöichen der Infurrection im Nachbarlande wieder aufgehoben werden 
fönnen Durch die gemäßigte, aber fefte Haltung ‘Deiner Negierung 
wurde Preußen gegen Uebergriffe des Aufitandes ficher geftellt, während 
gegen einzelne Zheilnehmer an Beftrebungen, welche die Losreißung eines 
Theiles der Monarchie zum Endziele hatten, von den zuftändigen Gerichten 
auf Strafe erkannt worden ift. 

Daß Die günftige Yinanzlage des Staates es geftatiet bat, den 
däniſchen Krieg ohne Anleihe durchzuführen, muß eine große Genugthuung 
gewähren. Es ift dies mit Hülfe einer fparjamen und umtictigen 
Berwaltung, vornehmlich durch die beträchtlichen Ueberſthüſſe der Staats⸗ 
annahmen in den beiden legten “Jahren, möglich geworden. Ueber die 
durch den Krieg vetanlapten Koften und Die zu ihrer BBeftreitung 
verwendeten Geldmittel wird Ihnen nah dem Finalabihluß für das 
verflofjene Fahr meine Regierung vollftändige Vorlagen machen. — — 

Ich babe der Thaten Deines Kriegsheeres nicht gedenken fünnen, 
ohne darin die gleiche freudige und herzliche Anerkennung für das öfter- 
reichiſche Heer mit einzubegreifen. Wie die Krieger beider Heere in Waffen- 
brüderichaft den Lorbeer getheilt haben, jo hat die beiden Höfe den ein» 
getretenen Berwidelungen gegenüber ein enges Bündniß verfnüpft, welches 
jene jefte und dauernde Grundlage in Meinen und Meines erhabenen 
Berbündeten deutjchen Gefinnungen fand. In dieien Gejinnungen und in 
der Zreue gegen die Verträge liegt die Bürgſchaft für die Erhaltung des 
Bandes, welches die deutichen Staaten umjchlingt und ihnen den Schuß 
des Bundes fichert. 

Der Friede, mit Dänemark bat Deutichland jeine beitrittenen 
Rordmarten und diejen die Möglichleit der lebendigen Berheiligung an 
unjerem nationalen Leben zurüdgegeben. Es wird die Aufgabe Meiner 
Politik jein, dieſe Errungenihaft durch Einrichtungen ſicher zu ftellen, 
weiche und die Ehrenpflicht des Schuges jener Grenzen erleichtern und 
die Herzogthümer in den Stand jegen, ihre reichen Kräfte für die Ent- 
widelung der Land» und Seemacht wie der materiellen Intereſſen des ges 
meinjamen Baterlandes wirkſam zu verwertben. Unter Aufrechthaltung 
diejer berechtigten Forderungen werde Ich die Erfüllung derjelben mit 
allen begründeten Anſprüchen, jo des Landes wie der Yürften, in Ein- 
flang zu bringen ſuchen. Ich habe daher, um einen ficheren Anhalt für 
Deine Beurtheilung der ftreitigen Rechtsfragen zu gewinnen, die Syn⸗ 
dict Meiner Krone, ihrem Derufe entiprechend, zu einem Rechtsgutachten 
aufgefordert. Meine rechtliche Ueberzeugung und die Pflichten gegen 
Kein Sand werden Miich leiten bei den Beitreben, Mich mit Meinem 
hoben Berbündeten zu verjtändigen, mit welchem Sch inzwiichen den 
Beig und die Sorge für eine geordnete Verwaltung der Herzog» 
thümer theile. 

Es gereicht Mir zur lebhaften Befriedigung, daß die kriegeriſchen 
Berwidelungen auf den engften Kreis beſchränkt geblieben und die nahe⸗ 
begenden Gefahren, welche daraus für den europätihen Yrieden hervor⸗ 
geben konnten, abgewendet worden find. Die Wiederherftellung der 
diplomatiſchen Verbindung mit Dänemark ijt eingeleitet und es werden fich, 
wie Ich feſt vertraue, die freundlichen und gegenjeitig fördernden Ver⸗ 
hältniſſe ausbilden, welche jo jehr dem natürlichen Intereſſe beider Yänder 
entiprecyen. Meine Beziehungen zu allen übrigen Mächten find in feiner 
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fi geftört worden und fahren fort, die glüdlichften und erfreulichften 
zu fein. 

Meine Herren! Es ift Mein dringender Wunfch, daß der Gegenſatz, 
weldyer in den legten Jahren zwifchen Dleiner Regierung und dem Haufe 
der Abgeordneten obgewaltet hat, feine Ausgleihung finde Die be 
deutungsoollen Ereigniffe der jüngften Vergangenheit werden dazır beige: 
getragen haben, die Meinungen tiber da8 Bedürfniß der verbefierten * 

aniſation des Heeres, die ſich in einem ſiegreich geführten Kriege bewährt 

* aufzuklären. Die Rechte, welche der Landesvertretung durch die Ber- 
aſſungs⸗Urkunde eingeräumt worden find, bin Ich auch ferner zu achten 
und zu wahren entichloffen. Soll aber Preußen feine Selbftftändigkeit 
und die ihm unter den europäifchen Staaten gedührende Machtftellung 
behaupten, fo muß feine Regierung eine fefte und ſtarke fein, und kann 
fie das Einverftändniß mit der Landesvertretung nicht anders als unter 
Aufrehthaltung der Heereseinrichtungen erftreben, welche die Wehrhaftig- 
feit und damit die Sicherheit des Baterlandes verbürgen. 

Der Wohlfahrt Preußens und feiner Ehre ift Mein ganzes Streben, 
Mein Leben gewidmet. Mit dem gleichen Ziel vor Augen, werden Sie, 
wie ich nicht zmweifle, den Weg zur vollen Verftändigung mit Meiner 
Negierung zu * wiſſen, und werden Ihre Arbeiten dem Vaterlande 
zum Segen gereichen.“ 


Der Weg zur Verſtändigung und zum inneren 
Frieden. 


Aus den Amtsblättern. 


„Es iſt mein dringender Wunſch, daß der Gegenſatz, welcher in den 
letzten Jahren zwiſchen Meiner Regierung und dem Hauſe der Abgeord⸗ 
neten obgewaltet hat, ſeine Ausgleichung finde.“ 

So hat der König bei Eröffnung bes Landtags vom Throne herab ge 
ſprochen; er ſchloß dann mit ber dringenden Mahnung, daß die Abgeorbneten in 
gleichem Streben für die Wohlfahrt und die Ehre des Yandes den Weg zur vollen 
Berftändigung finden möchten. 

Den Weg zur vollen Berftänbigung zu finden, — das ift die Aufgabe der 
neu beginnenden Lanbtagsfigung, wenn diefelbe dem Lande Segen bringen ſoll. 

Der König bat fi jedoch nicht darauf beſchränkt, dieſe Aufgabe bios zu 
bezeichnen, — onbern er bat zugleich in Kürze angebeutet, wie der Weg zum 
Frieden wohl zu finden fein möchte. 

„Die bebeutungsvollen Ereignifle der jüngften Bergangenbeit, fagte er, 
werben dazu beigetragen haben, bie Meinungen über das Bedürfniß ber 
verbefjerten Organifation des Heeres, die fi in einem fiegreich geführten 
Kriege bewährt bat, aufzuklären. 

ie Rechte, welche der Landesvertretung durch bie Verfafſungsurkunde 
eingeräumt worben find, bin Ich auch ferner zu achten unb zu wahren 
entichloffen. 

Soll aber Preußen feine Selbſtſtändigkeit unb bie ihm unter ben 
europäifchen Staaten gebührende Diachtftellung behaupten, fo muß feine 
Regierung eine fefte und ftarfe fein, und kann fie das Einverflänbniß mit 
der Lanbesvertretung nicht anders als unter Aufrechthaltung ber Heeres 
einrihtungen erftreben, welche bie Wehrhaftigkeit und bamit bie Sicherheit 
des Baterlandes verbürgen.“ 

Nicht anders ale unter Aufrechterhaltung der verbefierten Heereseinrichtungen 
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tum alſo das Einverfländniß erfolgen, — davon muß Jeder ausgehen, ber ben 
Weg zum Frieden wirklich finden will. Jeder Verſuch zur Verſtändigung, welcher 
bie neue Organifation bes Heeres erihüttern wollte, müßte unfehlbar fcheitern, 
weil die Regierung nad) ihrer tiefften Ueberzeugung biefe Einrichtungen nicht auf- 
seen faun, ohne bie Wehrhaftigleit und bie Sicherheit des Vaterlandes preis- 
ingeben. 

Die Hoffnung des Königs aber, daß der Weg bes Friedens fich wirklich 
werde finden laſſen, beruht anf zwei Gründen: erftens auf ber tbatfächlihen Be⸗ 
wihrung ber neuen Heereseinrichtungen, zweitens auf dem guten Gewiflen ber 
Regierung in Betreff der Achtung und Wahrung der verfaffungsmäßigen Rechte 
tes Landtages. 

Der innere Zwift, deſſen Ausgleichung zu erftreben ift, betrifft ja eben 
;meterlei: zuerſt und bis zum Sabre 1862 handelte es fih nur um die neue 
Einrichtung des Heeres, welche das Abgeorbnetenhaus zwar im Jahre 1861 vor- 
länfig genehmigt hatte, zu welcher e8 aber feine feite Zuftimmung noch verfagte, 
teils ans Bedenken gegen bie Jwedmäßigfeit, theils wegen bes Zweiiels, ob das 
‘end die Koften ber neuen Einrichtungen würde tragen können; — dann aber, 
als das Abgeorbnetenhaus im Jahre 1862 unerwartet die gefammten Koften für 
die neuen Regimenter ſtrich, die Regierung jedoch bie neuen Einrichtungen un» 
moͤglich aufgeben konnte, fonbern dieſelben auch ohne die dauernde Bewilligung 
tes Abgeordnetenhauſes aufrecht erhalten mußte, da entſtand hieraus ber weitere 
wm neue Streit wegen ber angeblich verletten Rechte der Tandesvertretung. Drei 
Jahre hindurch Dauert num ber zmiefache Widerſpruch, und je länger er währte, 
tefto jchwieriger wurde es, ben Weg zur Löfung zu finden; denn die Einen 
meinten, erſt müſſe der Streit um bie Berfaffung gelöft fein, eher dürfe man für 
tie neue Heereseinrichtung nichts bewilligen, während von der anderen Seite Darauf 
biugewiefen wurbe, daß es zuerft darauf ankomme, bie Militairfrage zu Iöfen, 
tan werbe ſich die Staatshaushalts- und VBerfaffungsfrage von jelbit erledigen. 

Jetzt hat nun die Hand Gottes gewifjermaßen ben Weg gezeigt, auf welchem 
der Friede in Preußen wieberzugewinnen ifl. Nach den wunderbar herrlichen 
Zbaten und Erfolgen des Heeres in feiner jetigen Geftalt und Einrichtung iſt 
5 vollends zur Unmöglichleit geworden, von Neuem an bemijelben zu rütteln; 
tie Freude Des ganzen preußifchen Volkes Über dieſes jein Heer hat bie Herzen 
für die endliche Föfung des langen Zwiftes bereitet. 

„Es ift der jeßigen Organifation des Heeres zu verbanlen, jagt ber König, 
daß der Krieg geführt werben konnte, ohne bie Erwerbs. und Familien⸗ 
verhältniffe der Bevöllerung durch Aufbietung der Landwehr zu beeinträch- 
tigen. Nach folhen Erfahrungen ift es um jo mehr Meine Iandesherrliche 
Pflicht, die beftebenden Einrichtungen aufrecht zu erhalten und auf ber 
gegebenen Grundlage zu höherer Volllommenheit auszubilden. Ich darf 
erwarten, baß beide Häufer Des Landtages Mich in der Erfüllung dieſer 
Bricht durch ihre verfafjungsmäßige Mitwirkung unterftügen werben.“ 

As Erfüllung einer Pflicht bat der König vom erften Augenblide, wo er 
bie Leitung der Regierungsgeichäfte übernahm, die neue Einrichtung des Heeres 
betradhtet: als eine ernſte landesherrliche Pflicht für Die Wehrhaftigkeit des Landes, 
istwie für die Erleichterung ber älteren Landwehrmänner. 

Ein Theil der Abgeordneten bat gewiß gleichfalls eine Pflicht zu erfüllen 
gemeint, wenn fie bie Mittel zu ben neuen Einrichtungen verfagten, jo lange fie 
an ten Borzligen derſelben zweifelten oder die Finanzen des Staates nidt für 
ausreichend hielten, ven erheblichen Mehraufwand zu tragen. 

Jetzt aber find die Borzlige der Reorganifation bes Heeres durch bie That 
erwieſen: denn während der däniſche Krieg etwa mit dem jechften Theil der Armee 
unter beifpiellos rajcher Zurüſtung und Aufftellung geführt werden konnte, ohne 
bie älteren Jahrgänge ber Landwehr heranzuziehen, ftand bie übrige Armee eben⸗ 
ialls obne Aufgebot der Landwehr in adptunggebietenber Stärke jeden Augenblid 
bereit, etwaige Angriffe anderer Mächte zurüdzumweifen. Diefem Umſtande ift es 
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gewiß nächſt dem Bündniß mit Oeſterreich vorzugsweife mit zu banken, daß jete 
Einmifhung frember Mächte unterblieb. 

Während ſich fo bie Vortrefflichleit ber jegigen Heereseinrichtung glänzend 
bewährt hat, ift ferner auch tie Beſorgniß wegen bes Geldpunktes inzwiſchen 
völlig widerlegt. Ungeachtet ber thatlächlichen Durchführung der neuen Einid- 
tungen feit nunmehr vier Jahren bat fi ber blühende Zuftand unferer Finanzen 
nicht blos erhalten, ſondern noch gefteigert. Ein koflipieliger Krieg konnte ge⸗ 
führt werten, ohne außerordentliche Mittel dazu aufzunehmen, und nah Been⸗ 
digung beffeiben kann bie Regierung anlündigen, daß die Mittel vorhanden find, 
nicht allein das völlige Gleichgewicht der Einnahmen und Ausgaben auch ſchon 
in dem Voranſchlag wieberberzuftellen, ſondern auch beträchtlihe Summen zur 
Befriedigung neuer Bedürfniſſe in allen Zweigen der Verwaltung zu bewilligeu. 

Sp find tenn bie beiden Grünte, welche zuerft gegen bie Reorganijation 
zu fprechen ſchienen, jet burch unmiberlegliche Thatſachen entkräitet. 

Wenn aber ferner bie Beſorgniß laut geworben ift, daß die Regierung auch 
in Zukunft neue erhebliche VBermehrungen bes Heeres ohne Mitwirkung ber Lau⸗ 
besvertretung ins Werk ſetzen mwerbe, jo wird Die Regierung gewiß gern bie Hand 
dazu bieten, ſolch unbegründete Beforgniß au beruhigen. 

Gelingt es auf dieſe Weife, die Einwände in der Militairfrage zu befeitigen 
und bie endliche Feſtſtellung berjelben durch bie verfaffungsmäßige Mitwirkung 
der Fantesvertretung zu erreichen, fo wird dann weiter auch die Berfaffungsiruge 
ohne Echwierigfeit thatſächlich erledigt werben. 

Die: Rechte, welche der Landesvertretung durch Die Verfaſſungsurkunde ein- 
geräumt worben find, ift der König, wie in ber Thronrede von Neuem feierlich 
ausgeſprochen ift, auch ferner zu achten und zu wahren entichloffen. 

„Auch ferner“ darf der König mit rubigem Gewiſſen fagen, benn wenn 
dieſe Rechte, in Bezug auf ven Staatshaushbalt, in den letten Jahren theiltwerie 
nicht zur vollen Wirkſamkeit gelangt find, fo zeigt doch ei unbefangener Bid 
auf die Entwidelung der Staatshaushaltsfrage, daß es nicht durch bie Schuld 
ber Regierung fo gelummen ift, daß die Regierung in ihrer pflichtmäßigen Für- 
forge für die Wohlfahrt des Landes nicht anders handelu konnte, als fie gehantelt 
bat, und daß dieſelbe, obwohl fie ohne gefetzlich feftgeftellten Staatshaushalt die 
Geſchäfte weiter führen mußte, doch auch hierbei (ahgefehen von ber Mifitairfragt, 
wo es eben nicht möglich war) bie Beichlüffe des Landtages in Betreff aller neuen 
Ausgaben fireng beobachtet hat. 

Nur notbgebrungen und nur fcheinbar find die echte, welche ver Landes⸗ 
vertretung durch die Berfaflung wirklih eingeräumt find, vorübergehend zum 
Stillſtand gekommen Will das Abgeordnetenhaus dieſe feine wirtlihen Redie 
wieber zur vollen Wirkſamkeit bringen, fo wirb e8 den Weg zur Verftäntigung 
und zum inneren Frieden betreten, auf welchen vie Thronrede bingewiejen hat. 

Danı werben bie Arbeiten ber neuen Sigung, wie ter König hofft, dem 
Baterlande zum Segen gereichen. 


Ber Berfaffungskonflikt und der Greif der Berfaffung. 


24. Januar. Nede Bis marcks bei der Adreßdebatte des Herren 
hauſes. — (Der Geilt ded Verfaſſungslebens; — Das 
Buͤndniß mit Oeſterreich.) 

Ich babe den Herren Antragſtellern und den Rednern, welche die 
Adrefle vertreten haben, meinen Dank für die wohlmollende Beurtheilung 
h er welche die Thätigfeit der Königlichen Regierung bei ihnen ge 
unden bat. 
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Ih erlaube mir in Uebereinftimmung mit derjenigen Auffaflung, 
welche die Majorität des Haufes von dem inneren Konflikt hat, einige 
Züge hinzuzufügen, welche zwar nicht8 Neues fagen, aber den Entjtellungen 
gegenüber, durch welche fie verdunkelt werden, nicht oft genug wiederholt 
werden können. 

Die Bajis des fonftitutionellen Lebensprozeſſes ift überall 
der Kompromiß. Auf dieſe Bafis weiſt die preußifche Berfaffun 
um fo nothwendiger hin, als fie, von vielen anderen abweichend, * 
u Bezug auf das Budget die Uebereinſtimmung der drei Factoren der 
Seieggebung verlangt. Dieſelben find in Betreff des Budgets zwar nicht 
abjolut gleich, aber gleich abjolut berechtigte Gemalten, die neben 
emander geftellt find. Keiner von ihnen legt die Berfaffung die Vers 
pflihtung auf, ſich den beiden anderen oder einer der beiden anderen 
anterzuordnen. Eben jo wenig legt die Berfaflung einer der drei Gewalten 
da3 Recht bei, ein sic volo, sic jubeo zu jprechen, dem die anderen fich zu 
beugen hätten. 

Das leichte Auskunftsmittel, den Konflikt zwilchen beiden Körper⸗ 
ihaften des Landtages dadurch zu bejeitigen, daß die Regierung bie 
Berpflihtung übernimmt, jedesmal, wo da8 Herrenhaus mit dem Ab» 
geordnetenbauje nicht übereinjtimmt, das Herrenhaus durch Ernennung 
von Mitgliedern im Uebereinftimmung mit dem Abgeordnetenhaufe zu 
bringen, halte ich für verfaffungswidrig, weil es den Geifte der Ver⸗ 
taflung widerfprigt. Es führt zu dem Ein» Kammerfyiten, welches 
prinzipiell ein Dberhaus verlangt, deſſen Nichtübereinftimmung mit dent 
Unterhanje gar nicht gedacht werden kann. Es untergräbt vollitändig das 
Injtitut eines Herrenhaufes, einer Erſten Kammer, eines Oberhauſes, 
mie man ed nennen mag, welches gerade der Träger einer Politik fein 
iol, die nicht den Tagedmeinungen mit Leichtigkeit folgt, fondern den 
Requlator und Ballaft im Landtagsjchiffe abgiebt. Dafjelbe Erperiment, 
welhes ein Miniſterium machen könnte, um ein widerfprechendes Herren- 
taus durch Ernennung von Mitgliedern in Uebereinftimmung mit einem 
hberalen Abgeordnetenhauje zu jegen, dafjelbe Experiment müßte dein» 
nähft wiederum von einen: fonjervativen Minifterium einen fonfervativen 
Abgeordnnetenhaufe zu Liebe gemacht werden — und die Möglichkeit if 
doh nicht ausgeſchloſſen, dag wir einmal ein fonjervatives Abgeordnetens 
haus haben können — und menn wir dann eine liberale Majorität in 
dem Herrenhaufe hätten, jo müßte man dafjelbe wieder im entgegenge- 
jegten Sinne vervollftändigen, wodurd die Zahl der Mitglieder bald eine 
übermäßige werden und das Herrenhaus nur ein Schatten des Abgeord⸗ 
netenhaujes fein würde, was dem eilt der Verfaſſung widerſpricht. 

Die Berfajlung weiſt — ich wiederhole es — auf den Weg des 
Kompromijjes in ſolchem Zwieſpalt mit Nothwendigfeit bin. Dieſer 
eg wurde verlaflen durch den Beichluß, welchen dad Abgeordnetenhaus 
am 22. September 1862 faßte, ein Befchluß, deifen Ausführung ſchlechthin 
unmögli war. 

Ih will nicht alle Schritte vertreten, welde die damalige Regierung 
m Jahre 1860 im diefer Angelegenheit gethan hat; nur fo viel ift gewiß, 
dag, als die jegige Negierung eintrat, fie den Streit in einer jolchen 
Sage vorfand, daß fie gütlich denjelben nur jchlichten konnte, indem fie 
einen unmöglichen Beſchlüß ausführte, nicht blos deshalb unmöglich), weil 
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das Budget von 1862, das im feinem wefentlichen Beſtandtheile ver- 
morfen murde, bereit8 verbraucht war, fondern auch deshalb unmöglih, 
weil er der Regierung zumuthete, die Armee aufzulöfen. 

Diefe Unmöglichkeit dauert auch jetzt noch —* wie die Thronrede 
hervorgehoben hat. 

Beſonders dankbar bin ich den Herren Antragftellern für die 
ihonende Weife, mit melder fie die auswärtige Politik berührt 
baben. Jeder praftiiche Geſchäftsmann kennt die Bedenken, welche den 
Beröffentlihungen tiber jchwebende Verhandlungen entgegenftehen, Ber: 
öffentlichungen, welche entweder das eigene Ziel voreilig und ohne Zu- 
flimmung des anderen Theils feftlegen oder ein falfches Licht auf dieſes 
Ziel in den Augen der anderen verhandelnden Macht werfen. Die Herren 
wollen ſich verfüchert balten, daß in den fehwebenden Verhandlungen die 
dieffeitigen Intereſſen mit Feſtigkeit vertreten werden, und darf ich die 
Gewißheit auöfpreiben, dag preußifches Blut nicht umfonft geflofien fein 
wird. Bon der liberalen Seite ift und bei der Kritik der ausmärtigen 
Politit der Vorwurf gemacht worden — wird uns auch in dem anderen 
Haufe gemacht werden — daß wir die zulünftige Geftaltung der Herzog: 
thümer und dadurch erſchwert haben, daß wir mit Defterreich gegangen find. 

Sch glaube, meine Herren, daß die Nützlichkeit dieſes Bündniſſes 
während der vergangenen Phaſe von der Zukunft in ein belleres Licht 
geftellt werden wird, als die bisherigen Ereigniffe, fo weit fie zu Tage 
liegen, es getban haben und als ich felbft in dieſem Augenblide im 
Stande bin, es zu thun. 

Einftweilen erlaube ich mir, zu bemerken, daß, wenn wir den Weg, 
den wir gegangen find, nicht gehen wollten, und fein anderer regel: 
mäßiger Weg blieb, al3 der des Bundesfrieged Es ift derfefbe 
auch mit mehr oder weniger Variationen in Bezug auf die Art, wie er 
einzuleiten jei, empfohlen und in der That vergeblich verfucht worden. 

Nun liegt e8 auf der Hand, daß bei einem Bundeskrieg Defterreid 
nicht blos als einfacher Bundesgenoffe, fondern als Präfidialmadt mit: 
gewirkt haben würde, und daß neben Defterreich, und viel entjcheidender, 
die Majorität de Bundestages nicht blos auf die Kriegführung, fondern 
namentlih auf die fchliegliche Geftaltung der Herzogthümer eingewirlt 
haben wiirde. 

Daß wir von diejer Majorität eine wohlmollendere Berüdfichtigung 
der preußiichen Intereſſen zu erwarten gehabt hätten, als von dem be 
freundeten uns verbündeten Defterreich, das, glaube ich, werden felbft die 
— die uns dieſen Vorwurf machen, nicht behaupten. Ich glaube, 
e machen ihre Vorwürfe uns in der Art, daß fie die Konſequenz der⸗ 
jelben nicht bis ans Ende ziehen, und daß fie nicht fehen, was bie 
den Nefultate geweſen wären, wenn wir ihren Borfchlägen ge: 
olgt wären. 

Der Gedanke, daß der Krieg, den wir geführt haben, unter Zus 
rüdweifung der öfterreichiihen Alltanz tfolirt von Preußen zu führen ge⸗ 
weſen fei, führt uns auf das Feld der Konjelturalpolitit, das ich, 
im Hinblid auf meine amtliche Stellung, zu betreten mir verfagen muß. 

Nur fo viel ift gewiß, daß wir zu einem joldhen Kriege ohne Defter: 
reich die Zuftimmung der deutjchen Bundesregierungen nicht erlangt haben 
würden, daß wir uns aljo außerhalb der preußifchen Armee nur hätten 
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anf Elemente ftügen können, die entweder im Widerfpruch oder jedenfalls 
ohne Bewilligung ihrer Regierung fih uns angefchloffen hätten; regel» 
mäßige Truppen wären e3 nicht geweſen. enn ich mich auf diefe 
wenigen Andeutungen in Bezug auf ein Thema, welches alle Gemüther 
in diefem Augenblide weſentlich intereffirt, beichränfe, jo wollen Sie 
darin nicht einen Mangel an Bertrauen zu Ihrer Uebereinftimmmng mit 
der Regierung ſehen, fondern die Beobachtung der nothwendigen Rückſicht, 
melde die Oeffentlichkeit mir auferlegt. 


24. Januar. Der Berfaffungsfonflift und die Militär: 
frage. 


Aus der Rede ded Minifterd ded Innern Grafen zu 
Eulenburg bei der Adreßdebatte ded Abgeordnetenhaufes. 


— — „Ich bitte, meine Herren, vergegenwärtigen Sie ſich einen Augen- 
sid ben Segenftanb der Militairfrage. Denken Sie fih einen Monarchen, ber 
durh und durch Soldat, die Bebeutung feines Heeres für fih und fein Bater- 
land in tieffter Tiefe erfaßt bat, deſſen Srachdenten und Sehnen e8 von frühefter 
—5 an geweſen iſt, dieſem Inſtitute eine Einrichtung zu geben, welche deſſen 
Köberige Kraft und Sicherheit gewährleiſtet und es einer Ausbildung entgegen- 
führt, die e8 auf der Stufe einer erften Armee Europa’s erhält; denken Sie ſich 
een Monarchen, der endlich diefes Mittel gefunden zu haben glaubt, der, unter 
vrläufiger Genehmigung ber Fandesvertretung, proviſoriſch dieſen Zuſtand ber- 
baführt, und der benjelben für fo wichtig, feine Durchführung fr jo notbwentig 
bit, dag er felbft die Gefahr nicht ſcheut, das Land einem bubgetlofen Zuftand 
ergegenzufübren. 

Denken Sie fih einen barauf folgenden Krieg, einen fiegreich geführten 
Krieg, einen Krieg, ben das Heer mitgemacht hat unter ber Herrſchaft dieſer 
rganijation, und bie fehr natürlich fi daran knüpfenden Schlußfolgerungen, 
daß man vielleicht auch ohne dieſelbe hätte fiegreich fein können, daß man aber 
act fo fiher, fo energifh, nicht, wenn ich fagen darf, jo elegant gefiegt hätte, 
als unter den Formen, welche in diefem Kriege ihre Bewährung und Berechti⸗ 
zung gefunden und bethätigt haben. Denken Sie fich daneben, daß bie Gefahren, 
zede man an einen budgetiofen Zuftanb geknüpft glaubte, fich nicht als vor- 
benden erwiefen haben. 

Und einem folhen Monarchen mutben Sie zu, von biefem feinem Werke, 
m deſſen Gunſten alle Thatfachen jprechen, zurüdzutreten und zu fagen: „Ich 
and meine Regierung wollen die Berftändigung auf dem Punkte und in ber 
Beiſe fuchen, daß ih einen Theil besjenigen Werkes zerftöre, welches Preußen 
groß gemacht hat!“ Das ift unmöglich, meine Herren, ganz unmöglid. 

Bever ber jesige Monarch Preufens, nod irgend ein König Preußens, fo 
lange wir leben, wird von den Prinzipien Diefer Armee» Reorganifation und von 
den gefelichen Beftimmungen, von denen er glaubt, daß fie nothwendige Korre- 
te derſelben find, auch nur ein Tippelchen bingeben, unb die Könige Preußens 
werten länger beftehen, als bie breijährig gewählten Kammern. 

Reine Herren, wenn Sie mir zugeben, daß ich aufrichtig und wahr, und 
we es nor Aller Augen liegt, fpreche, jo daß Sie ſich jelbft ber Heberzengung 
nicht verjhließen Finnen, daß die Regierung in biefem Punkte nicht zum Nach- 
geben bewogen werben kaun, dann, denke ich, thun Sie am beften, wenn Sie bie 
Viliteirfrage nicht zum Probirftein der Bubgetfrage machen; denn barin liegt bie 
Frage. Sie haben gelämpft für und wiber die Zweckmäßigkeit dieſer Organifation, 
Mr eine Türzere oder längere Dienftzeit; aber alle diefe Kragen könnten für 
kie fo wichtig nicht fein, daß Sie mit befonberer Hartnädigkeit baran hängen, 
zeun Sie nicht zugleich glaubten, baf mit ber Vertheidigung biefer Fragen bie 
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Bertbeibigung des von Ihnen in Aufpruch genommenen Bubgetrechtes zujam- 


meuhinge. 

teine Herren! Geben Sie die Idee, Ihr Bubge reiht au ber Militair⸗ 
frage zu probiren, auf; juhen Sie irgend ein anderes Thema, irgend einen an- 
deren Punkt, woran Sie glauben, Ihr Recht geltend machen zu müſſen! Ic 
laube aber, Sie werben keinen finden, denn Sie werben die Regierung bereit 
Auden, ba, wo nicht tbatfächliche Zuftände e8 unmöglich machen, die Auslegung 
der geletlihen Paragraphen anzunehmen, auf der Sie befteben. 

Laffeu Sie dies Factum fi aus unferen Augen entziehen, aus ber Bel 
verfchwinben, dann wird e8 uns als eine Lehre dienen für künftige Zeiten, und 
dann wird ber ganze Kampf, ven wir feit zwei Jahren fämpfen, und ber, wenn 
Sie in diefem Punkte uicht nachgeben, unabjehbar fortgelämpft wirb, Doch zum 
Heile des Baterlanbes dienen und mehr zur Entwidelung bes Verfaffungsiebens, 
als Sie glauben. 

Meine Herren! Ueberlaffen Sie die Bethätigung diejes Patriotismus nicht 
Ihren Nachfolgern, legen Sie jo ſchnell als möglich Hand ans Werk, um Preußen 
einig zu machen und dadurch jo groß und ſtark, als e8 verdient.“ 


31. Berhandlungen über die Errichtung eines felbAfländigen 
Schleswig - Holſteinſchen Staatswefene. 


Allgemeine Ueberſicht über die Verhandlungen. 

Aus der Denkſchrift, den Krieg gegen Däne— 
mark betreffend, dem Abgeordnetenhauſe vorgelegt am 
9. Mai 1865. 


Am 30. October 1864 wurde der Wiener Friede unterzeichnet. Indem 
die beiden deutſchen Mächte laut dieſes Vertrags nur Jütland zurüdgaben, 
verblieben ihnen eo ipso die Herzogthümer kraft Rechtes der Eroberung; 
denn wo die Wiederherjtellung des durch den Krieg veränderten Bejigitandet 
nicht ausgeſprochen ift, verbleibt e8 bei dem Neuen. Außerdem cedirte ım 
Urtifel III. der König von Dänemark alle feine Rechte auf die drei Herzog: 
thümer Ihren Majeftäten dem Könige von Preußen und dem Kaiſer von 
Defterreich. 

Bei dem Bemühen beider Mächte, eine definitive Ordnung der Dinge 
herbeizuführen, hatte die Staats⸗Regierung zunächſt die Zwecke feſt im 
Auge zu behalten, die fie mit den Waffen und in den Londoner Ber 
bandlungen verfolgt hatte: Befeftigung des Friedens durch einen gerechten 
und haltbaren Zuftand, dauernden Schug der Herzogthlimer gegen eine 
Wiederfehr fremder Bedrüdung und Sicherung Deutichlands im jeinen 
Nordmarten. Die Regierung hatte aber zweitens die Pflicht, das Preußiſche 
Interefle zu wahren in feinem ganzen Umfange, foweit e8 mit dem 
deutichen zufammenjällt, und fojern es durch die individuellen Verhältmiſſe 
des Preußiſchen Staates und durch unjere Eigenjchaft als Friegführender 
Theil beftimmt wird. Die Gerechtigkeit gegen alle Prätendenten und gegen 
Preußen, welches Blut und Schäge geopfert hatte, gebot eine gründliche 
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Prüfung der Auguftenburgifchen, der oldenburgifchen und der brandenburgi- 
ihen Erbrechte. 

Die Aufgabe ift noch ungelöft. Das Proviforium dauert fort, mit 
ihm die Occupation, dadurch entfteht ein meiterer Koftenaufmand für das 
Yond, und für die Regierung die Verflichtung, dem Yandtage die Gründe 
darzulegen, welche eine definitive Regelung bisher verhindert haben. 

Eine rein Legiftifche Entjcheidung ift unmöglich, jede denkbare Löſung 
m darin befteben, die Nechtöfrage und das politiihe Bedürfniß auszu« 
gtahen. Denn jeder der in dem älteren Recht beruhenden Anſprüche er- 
ftredt fi) nach der Rechtsanficht, welche die Königliche Regierung ſich bisher 
kat bilden können, nur auf Stüde, die Ceſſion Ehriftians IX. geht auf das 
Ganze, aber berechtigt Defterreich und Preußen zu gleichen Antheilen, und 
doch Hände eine Zerftüdelung oder Trennung der Lande fo jehr im Wider: 
ipruch mit ihren eigenen und den deutjchen Intereſſen, und mit den Wun⸗ 
iben und Bedürfnifien der Bevölferung, daß fie als unmöglich bezeichnet 
erden darf. 

Aus diefen Borausfegungen, über welche die beiden Mächte einver- 
Handen, 309 die Kaiſerlich öfterreichiiche Regierung den Schluß, daß feine 
andere, als eine politiiche Löfung möglich fer, und ſchlug in diefem Sinne 
mterm 12. November vorigen Jahres vor, die aus Artikel III. des Wiener 
sriedend erworbenen Rechte weiter an den Erbprinzen von Auguftenburg 
zr eren, vorbehaltlich einer AufträgalsInftanz für den Großherzog von 
Ifdenburg. 

Die Rönigliche Regierung ift dieſem Vorſchlage prinzipiell in fomeit 
nıht entgegengetreten, als fie in ihrer Antwort vom 13. December erklärte, 
dep fie weder die Auguftenburger, noch die Didenburger Kandidatur aus⸗ 
ihließe; aber fie müfle darauf halten, dag die Entſcheidung für den einen 
Kewerber nicht dem anderen und feinen Freunden in und außer Deutjch- 
and den Eindrud der Willfürlichleit made. Sie würde ſich, fobald fie 
me Ehädigung der Preußiihen Intereſſen zu befürchten hätte, der Ver⸗ 
rilichtung nicht entziehen Fünnen, auch die Prüfung der Brandenburgifchen 
Anfprüche zu verlangen, denn, während Defterreih auf dieſen Befig, der 
geographiſchen Berhältniffe wegen, feinen Werth lege, feien die gefammten 
ſtaatlichen und wirtbichaftlichen Intereflen Preußens an der künftigen Ge⸗ 
Raltıng der Herzogthümer mejentlich betheiligt, ſchulde die Preußiiche Re— 
gierung es dem eigenen Lande, Vürgfchaften daflir zu gewinnen, daß die 
Leiriedigung und Achtung diefer Intereſſen nicht von dem zweifelhaften 
guten Willen des Landesherrn, von der Stimmung der Stände, von dem 
Zpiel der Parteien abhängig bleibe. Solche Bürgichaften würden darin 
zu finden fein, daß die Mrilitair- Organifation der Herzogthümer in ein 
tes Berhältmiß zu der Preußiichen gejeßt, die maritimen Wehrkräſte für 
die Breußiiche Dlarine nugbar gemacht, die natürliche, dem Vortheile beider 
Theile zufagende Entwidelung von Schifffahrt und Handel gegen kuünſtliche 
Hemmungen geſchützt werde. ‘Die Regierung habe die erforderlichen Schritte 
gethan, um eine gründlichere wiſſenſchaftliche Prüfung der Rechtsfrage und 
u die anderen bezeichneten Punkte ein beftimmteres Programm vor 
zobereiten. 

Am 21. December erfolgte eine Rüdäußerung von Wien. Das Kaiſer⸗ 
liche Cabinet erflärte fich bereit, die Frage durch Verftändigung mit Preußen 
abzufchliegen, allein der Gefanmtheit des Bundes ftehe es zu, darüber zu 
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wachen, daß der politiihe Zuftand eines Bundeslandes den Grundgeſetzen 
des Bundes entiprehe, und daß nicht in dem Verein der Souperaine 
Deutichlands ein unfelbftftändiges Mitglied eingeführt werde. Was die 
vorgejchlagene Cejſion betreffe, fo jet diefelbe nur als eine Verfügung 
über die aus Artikel III. erworbenen Rechte, nicht als eine Entjcheidung 
der Nechtöfrage gemeint, wobei allerdings zu erwägen fein werde, ob das 
Verfügungsrecht Chriſtians IX. fih nur auf ſolche Yandestheile beziehe, 
die dem Könige, abgejehen von dem Xhronfolgegefege, angefallen jem 
würden, oder nicht vielmehr auf das Ganze erftrede. 

Die diefleitige Ermiderung vom 26. Januar diefes Jahres empfiehlt 
die angeregte Frage nach der Dispofitiond-Befugnig Chriftians IX. einer 
forgfältigen Unterfuhung. Die Staat3-Negierung erwarte auch darüber 
das Gutachten ihrer Kronjuriften und würde e8 dankbar erfennen, wem 
die öfterreichifche Regierung auf analoge, in ihren Snftitutionen gegebene 
Weiſe die fachverftändige Prüfung aufnehmen wollte. Die Brandenburger 
Anſprüche zu erwähnen habe Preußen fi nur da berufen gefunden, mo 
es fich um die rechtliche Seite der Frage gehandelt, nicht in London, wo 
e3 darauf angekommen jei, die Tostrennung der Herzogthlimer ohne Ber: 
rößerung der Kriegsgefahr durch eine politifche Transaction zu erreichen. 
Die Königliche Regierung wünſche zunächſt klar geftellt zu fehen, wie weit 
da8 Recht des Erbprinzen von Auguftenburg reiche, wie groß darüber 
hinaus aljo das Geſchenk fein würde, welches fie gemeinjchaftlich mit 
Defterreih ihm zu machen hätte, wenn fie feiner Einfegung zuitimme. 

Am 22. Februar war die Königliche Regierung in der Lage, dem 
Wiener Cabinet die Grundfäge mittheilen zu fönnen, von welchen fie bei 
den Berhandlungen mit Oeſterreich über die felbftftändige Conftituirung 
Schleswig -Holfteind auszugehen beabfichtigte, und bei deren Annahme 
fie legtere mit den Preußifchen Intereſſen für vereinbar halten würde. 

Die betreffende Depeiche ift diefer Denkſchrift beigefügt. 

Die Erilärung darüber erfolgte in einer Depeche des Grafen v. Mens- 
dorff vom 5. März. Die Kaiferliche Regierung hielt dafür, daß ein unter 
folhen Bedingungen eingefeger Fürft nicht als gleichberechtigtes und ſtimm⸗ 
fähiges Mitglied in den Kreis der Souveräne des deutichen Bundes einge 
un werden fünne. Die Bedingungen gingen nur auf den individuellen 
Gewinn Preußens, mährend Defterreich und der Bund Anfpruch auf das 
hätten, was die Herzogthümer an Wehrlraft zu Lande und zu See leiſten 
tönnten. Die Kaiſerliche Regierung jet bereit zu bewilligen, daß Rendsburg 
ur Bundesfeftung ergaben werde, daß Preußen den Kieler Hafen für 
Feine Marine, eine Canalverbindung zmwijchen beiden leeren und den 
Eintritt des neuen Staate8 in den Breuifcen Bollverein verlange. In⸗ 
befien fei, jo lange die Frage der Souverainetät in der Schmebe bleibe, 
für Detailverhandlungen kein Boden. Defterreich lehne das mitgetheilte 
Programm ab und jchliege eine Phaje der Verhandlungen, in der definitive 
Vereinbarungen überhaupt nicht möglich. 

Die Königliche Regierung glaubt zu wiflen, daß der Gang, den fie 

enommen, und die Richtung der öffentlichen Meinung des Landes parallel 
—* Ein enger Anſchluß der Herzogthümer an Preußen wird allſeitig 
efordert und erwartet, die wirtlice inverleibung lebhaft gemünfdt. 
Die Königliche Regierung ift der Ueberzeugung, daß die legtere Löfung 
an fi) die zwedmäßigfte wäre, nicht nur für Preußen, fondern auch für 
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Deutihland und die Herzogthümer felbit; aber fie verfennt nicht, daR fie 
für Preußen mit großen finanziellen Opfern in Betreff der Kriegskoſten 
md der Staatsjchulden verbunden fein würde, und fie hält diefelbe nicht 
m dem Maße durch das Staatdintereffe für geboten, daß ihre Durd- 
jührung unter allen Umftänden und ohne Rüdficht auf die Erhaltung des 
Friedens erftrebt werden müſſe. Dagegen glaubt fie an denjenigen Bes 
dingmgen unter allen Umftänden fejthalten zu follen, zu deren Auf—⸗ 
kelung Preußen aus der Pflicht zum militäriihen Schuge der Herzog⸗ 
!hümer wie des eigenen Yandes und zur Entwidelung der deutſchen 
Lehrkraft zur See die Berechtigung ſchöpft. So lange, bis die auf 
dieſem Gebiete für Preußen nothmwendigen Einrichtungen zweifellos ficher- 
geitellt find, muß das Proviforium und mit ihm die Occupation fortdauern 
und die Regierung ijt der Zujtimmung des Randes gewiß, wenn fie ihren 
Teig in den Herzogthlimern bis dahin aufredht erhält. Sie wartet die 
Trürung umd Klärung der Rechtsfrage ab, fie ift zu Verftändigungen be- 
tet, welche, diefe Frage mit dem politifchen Bedürfniß verjühnend, dem 
Jatereſfſe Preußens, der Herzogthlimer und Deutjchlands genügen, und 
ed in den Wünfchen und Ueberzeugungen der Bevölferung der Herzog- 
wümer, fobald e3 ihr gelungen jein wird, diefelben durch eine geeignete 
dertretung zum Ausdrud zu bringen, ein mejentliche® Moment für ihre 
agene Entſchließung finden. 


22. Februar. Die Februarbedingungen. 
Depeſche Bismards an den Preußiſchen Gejandten 
Freiherrn von Werther in Wien. 


Eurer Ercellenz bin ich nunmehr in der Lage, in näherer Yormuli« 
ng die Bedingungen anzugeben, unter welchen wir die Bildung eines 
neuen Staates Schlesmwig-Holftein nicht als eine Gefahr für die Interefien 
breußens und Deutjchlands anfehen dürften, und deren geficherte Verbür⸗ 
gung das Röniglige Staatöminifterium daher berechtigen würde, Seiner 
Nojeftät dem Könige die Uebertragung Seiner durch den Friedensfhluß 
tom 30. October erworbenen oder Fonft Ihm zuftehenden Rechte auf einen 
Anderen vorzuschlagen. 

Sie finden diefelben in der Anlage zufammengeftellt. 

ur Begründung und Erläuterung füge ich Bolgendes binzu: 

8 Breußen bei der Conftituirung des neuen Staates an denjelben 
die Forderung eines feften und unauflöslihen Bündniffes ftellen muß, 
it jelbftverftändlich; es Tann fich nicht einen eventuellen Gegner jelbft 
ihaften wollen. Eben fo fehr und noch mehr bedarf der neue Staat ſelbſt 
eines ſolchen Bündniſſes zu feiner eigenen Sicherheit, welche zugleich Die 
Siherung Deutſchlands gegen Norden in fich begreift. Die allgemeinen 
Serhältniffe find in- diefer Beziehung fo Mar, daß es hier feiner weiteren 
Ausführung bedarf. 

Die Herzogthitmer bilden einerfeit8 vermöge ihrer geographiichen Tage 
und der politiichen Berhältniffe einen fehr erponirten Angriffe: und Ber 
Sedigungspunkt für das gefammte Norddeutichland umd für Preußen inde 
bejondere; andererjeit3 würden fie in einer ifolirten militairiſchen Stellung 
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nicht im Stande fein, fich felbft zu jchügen. Preußen wird daher immer 
ihren Schug und ihre Vertheidigung übernehmen müſſen, und menn e3 jo 
weitgehende Berpflichtungen und die dafür erforderlichen Opfer auf ſich 
nehmen joll, jo muß e8 auch die Mittel erhalten, diefe Verpflichtungen in 
wirffamer Weiſe jederzeit erfüllen zu können. 

Daß die Herzogthümer nicht im Stande find, dem erften, mit nad: 
haltiger Kraft geführten Stoße einer fremden Macht zu widerſtehen, 
haben die Erfahrungen zu Anfang des Jahres 1848 und 1850 gezeigt. 
In ähnliher Weife wird für Schleemwig- Holftein, wenn es nur auf feine 
eigenen Kräfte angemwiefen ift, immer die Gefahr beftehen, daß das 
Herzogthum Schleswig im erften Aulauf verloren gehe. Die Folge davon 
würde fein, daß der Feind dort fofort eine fefte und fehr gefährliche 
Dperationdbafi8 gemönne, und daß Preußen genöthigt wäre, das Land 
mit großen Opfern wieder zu erobern, wie die im Jahre 1848, namentlich 
aber im vorigen Jahre gejchehen ift. Dieſer Gefahr, der wir uns nicht 
ausjegen dürfen, kann nur vorgebeugt werden, wenn die in Schledmig 
vorhandenen Streitkräfte und militäriichen Einrichtungen in einem organt- 
[hen Zufammenhang mit den Preußiichen fih befinden; wenn dieſes 
Herzogthum, in militärifcher Beziehung, einen integrirenden Theil unieres 
eigenen Vertheidigungsſyſtems bildet und wir daher in der Lage ſind, 
einem erjten Angriff ſchon dort nachhaltig zu mwiderftehen und ein Feitjegen 
des Feindes daſelbſt zu verhindern. 

Der deutihe Bund kann feinen Schug nicht auf da8 Herzogthum 
Schleswig ausdehnen, melches nicht zu ihm gehört. Auch bier können 
wir und auf die Erfahrung berufen, melche gezeigt hat, wie der Ehup 
des Bundes auf Holftein nur in fo meit Anmendung fand, als er auf 
al und Oeſterreichs Reſerven geftügt war, an der Eider aber gam 
aufbörte. 

Bon der Sicherheit Schleswigs hängt die Sicherheit Holſteins ab. 

Legteres ift Bundesland, und der neue Eouverän muß in den Etand 
gefegt werden, feine Verpflichtungen gegen den Bund in militärifcher mie 
in jeder anderen Hinficht zu erfüllen. 

Holftein aber eine andere Militair-Drganifation zu geben al? 
Schleswig, würde zu einer neuen Schwächung des ftaatlichen Anfammen- 
hanges führen und das Einfchreiten Preußens in SKriegszeiten Lähmen. 

Es muß alfo ein Modus gefunden werden, um dem neuen Staat eine 
einheitliche Militair-Organiſation und zugleich die unumgängliche Berbin- 
dung mit dem Preußiſchen Militairſyſtem zu geben. 

In Betreff des Bundeslandes Holftein bietet hierzu der Artikel VIII 
der Grundzüge der Bundes» Kriegs = Berfaffung das Mittel dar. Derſelbe 
lautet: 

„Bei der Organifation der Kriegsmacht des Bundes ift auf die 
„auß bejonderen Berhältnijien der einzelnen Staaten hervorge⸗ 
„henden Intereſſen derfelben in fomeit Rüdficht zu nehmen, als es 
„mit den allgemeinen Zwecken vereinbar anerkannt wird.“ 

Der allgemeine Zmed ift die Wehrbaftigkeit im Kriege. Dieſe er- 
fordert, daß die holfteinfhe Wehrkraft bento wie die ſchleswigſche m 
organifchen Zufammenhang mit der Preußifchen gefeßt und ihre Ausbil: 
Dung in derjelben Tüchtigkeit und Vollzähligkeit wie die der Preußiſchen 
Armee fichergeftellt werde. Um nicht ohne Noth eine Aenderung der Bunde? 
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Kriege» Berfaffung zu beantragen, find wir bemüht, die erftrebten Garan- 
seen in Uebereinftimmung mit derjelben in’8 Leben zu führen. 

Art. 5 der Bundes-Kriegs-Verfaſſung beftimmt: 

„Kein Bundesftaat, deſſen Contingent ein oder mehrere Armeecorps 
„für ſich allein bildet, darf Contingente anderer Bundesftaaten mit 
„den jeinigen in eine Abtheilung vereinigen.“ 

Das holſteinſche Bundescontingent fol daher nicht mit dem Preußi- 
igen Bundescontingent in eine Abtheilung verbunden werden, jondern 
iortfahren, einen Theil des 10. Bundes⸗Armeecorps zu bilden. 

Für die Krieggmarine ‚der beiden Herzogthümer wird diefelbe orga- 
ziihe Berfchmelzung mit der Preußiichen beabfichtigt. Da feine Marine des 
keutihen Bundes eriftirt und die Streitfräfte Holfteins zur See für eine 
ſelche aljo vertragsmäßig nicht in Anfprud) genommen find, fo findet auf 
diefem Gebiete Feine Berührung mit der Bundes-Kriegs-Verfaſſung ftatt. 
Die Bildung einer felbftftändigen Marine Schlesmwig-Holjteind würde nad) 
den Kräften diefes Staates ſchwer zu verwirklichen und unzulänglich bleiben, 
um die Kräfte, welche die Herzogthümer auf diefem Gebiete darbieten, für 
Deutſchlands Wehrfraft zur See thätig zu maden. 

Das jind die Grundjäge, welche und bei der Entwerfung der anlie- 
genden Yormulirung geleitet haben, vollftändige Wehrhaftmachung und Ver⸗ 
tbedigung des neuen Staates und Erfüllung der Pflichten Golfteing gegen 
den deutſchen Bund. 

Ich erwähne nur flüchtig der in dem Entwurf ebenfalld außgejprochenen 
Zeritorial » Abtretungen. Sie find nad dem bdringendften Bedürfniß 
tür die Befeftigungen des Landes und die Erforderniffe der Preußiichen 
Marine möglichft eng abgemefjen und enthalten feinen erheblichen Gebiets» 
zuwachs für Preußen. Sie können nicht einmal als ein Yequivalent für 
tie von Prengen durch die Anlegung und Unterhaltung der erforderlichen 
Bejeſtigungen, welche mejentlic der Sicherheit der Herzogthümer felbft zu 
Gute kommen, zu übernehmenden Laften angefehen werden, fondern nur 
als die mothwendige Borbedingung für die wirkſame Vertheidigung des 
Landes; fie find daher von Seiten des neuen Staates weniger ein Opfer, 
als eine in feinem eigenen Intereſſe liegende Zweckmäßigkeits-Maßregel. 

Die Berechtigung zu ſolcher Abtretung ift für Holftein ebenfo wie für 
Schleswig außer Zweifel, da nach Art. 6 der Wiener Schlufacte die Ab⸗ 
tretung der auf einem Bundesgebiet haftenden Souverainetätsrechte zu 
Gunften eines Mitverbiindeten nicht einmal der befonderen Zuftimmung 
des Bundes bedarf. Selbftverftändlich tritt Preußen, infofern dadurd Die 
matrionlarmäßige Stellung Holfteind berührt werden follte, in die betreffen- 
dien Verpflichtungen ein. \ 

Für die übrigen, außerhalb der milttairifchen Verhältniſſe liegenden 
Bedin ungen babe ich nur wenige Bemerkungen zu machen. 

ie Bildung eines neuen iſolirten Zollgebietes zwilchen Nord⸗Deutſch⸗ 
land und dem ſtandinaviſchen Norden würde unnatürlich fein, auf alle 
materiellen Intereſſen lähmend einwirken und die biöherigen Verkehrsbe⸗ 
Hehungen Preußens zu Dänemark und Schweden mwefentlich verſchlechtern. 

Die innere Selbftftändigkeit des neuen Staates und feiner Verwal⸗ 
tung bleibt unbefchräntt. Nur fo weit die Einrichtungen für die Aushe⸗ 
bung des Militair u. f. w. daber in Betracht kommen, werden die inneren 
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Berhältniife den Preußiſchen Einrichtungen angepaßt und den Preußtichen 
Militair- Behörden die erforderlide Mitwirkung gefichert. 

Außerdem muß die Königlihe Regierung hi in zwei Punkten einen 
beftimmenden Einfluß vorbehalten. 

Der eine betrifft den Nord» Oftjee-Canal, über welchen, da er die 
BVerbindungslinie für die Preußijche Marine in der Nord« und Oftfee bildet, 
Preußen ein Oberauffichtörecht nach den in dem Entwurf entwidelten Grund: 
fägen in Anfprucd) nimmt. 

Der zweite bezieht fi auf das Poft- und Telegraphenweſen in den 
Herzogthümern. 

Die Gefammtheit diefer Yorderungen, wie fie in der Anlage ent: 
widelt find, ftehen auch für Holftein mit den Bundes-Berträgen laut Art. 6 
der Wiener Schlußacte nicht in Widerſpruch. 


Ohne eine vorgängige und bindende Regelung der Verhältnifie zu | 
Preußen nah diefen Grundfägen würden wir ın der Bildung eined neuen 


Staates — wie ich im Eingang bereit angedeutet — eine pofitive Gefahr 
für Preußen erkennen. Wir müſſen wenigftens in diefer Beziehung fidher- 


geftellt fein, wenn wir auf die von einem großen Theil des Preußiſchen 


Volkes gehegten weitergehenden Wünſche und auf die Vortheile verzichten 


follen, welche der Mitbefig der Herzogthümer für und enthält, ja welde 
in demfelben fiir beide Mächte und dadurch für Deutichland liegen. Sollen 
die Herzogthlimer aus dem jett Über ihnen waltenden Schu Preußen: 


und Oeſterreichs entlaflen werden, fo müflen fie in eine Lage gebradıt 
werden, welche diefen Schuß für fich felbft, für Deutfchland und für uns 
erjegt. Nur unter dieſer Vorausfegung können wir au größeren Bor: 
theilen, zu welchen uns die gebrachten 8 


pfer berechtigen würden, entſagen 


und Rechte aufgeben, welche wir nach allen völferrechtlihen Grundjägen 


durch den Krieg erworben haben, und welche dadurch, daß wir fie mit 


Defterreich theilen, nicht minder werthvoll für uns find. 


Ehe daher diefe Berhältniffe nicht vollftändig und in bindender Were 


geregelt find, können wir zu feiner Veränderung des status quo und na- 
mentlih zu feiner Einfegung eines der Prätendenten als Regenten eine? 
neuen jelbitftändigen Staates unfere Einwilligung geben. 

Unter der Borausfegung der geeigneten Bürgfchaften für die Erfüllung 
diefer Bedingungen wird die Berlon des eventuell einzufegenden Soure- 
rain Segentand weiterer Verftändigung mit dem Kaijerlichen Hofe fein. 


Es würde den Gefinnungen Seiner Majeftät des Königs, unferes Aller 
gnädigften Herrn, nicht entiprechen, hierüber eine Entfcheidung zu trefien, 
ehe er die auf gründlicher Prüfung beruhende Anſicht Seiner juriftiihen 


äthe, der Kronfyndici, welche Er zu einem Gutachten über die Rechts⸗ 
frage aufgefordert hat, gehört haben wird. Die materiellen Bedingungen 
bleiben aber diefelben, wie diefe Entfcheidung auch ausfallen möge, indem 
die Lebensbedingungen des eventuellen Staates und feine Beziehungen zu 
Preußen von der Serfon feines Negenten unabhängig find. Sie beruhen 
auf der Natur der Dinge und auf den Pflichten, welche Preußen zu über- 
nehmen haben wird. 

Es ift daher auch jelbftverftändlih, daß die gegenwärtige Beſetzung 
der Herzogthümer fortdauert, bis die neuen Einrichtungen in allen wejent- 
lihen Stüden ausgeführt worden find, da wir die Erfüllung unferer Forde⸗ 
rungen nicht von der Willfür oder von zufälligen Hinderniffen, auf melde 
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fie nachträglich ftoßen könnten, abhängig machen können. Eine jpätere Nicht 
efüllung würde ale unfere Rechte, welche wir nur unter diejer Bedingung 
und mit dem beftimmten Vorbehalt des Rüdfalles aufgeben können, wieder 
ins Leben treten laffen. 


Em. Ercellenz erjuche ich ergebenft, unfere Borfchläge dem Herrn 
Grafen Mensdorff vorzulegen, und ermächtige Sie auch, demjelben den 
gegenwärtigen Erlaß vollſtändig mitzutbetlen. 


Sollten unfere Vorſchläge auf Schwierigkeiten ftoßen, jo müſſen wir 
uns weitere Entſchließung vorbehalten.“ 


5. März. Ablehnung der Februarbedingungen ald Ganzeß 
Seitens Oeſterreichs. 


Ein unter dieſen Bedingungen eingefetster Fürft ſei nicht ein gleichberech- 
igtes und ftimmfühiges Mitglied des deutichen Bundes. Die Bedingungen gingen 
uur auf einen individuellen Gewinn, während Defterreih und der Bund An- 
tm auf Das hätten, was bie Dergogthülimer an Wehrkraft zu Land und zur 
See leiſten lönnten. Die öſterreichiſche Regierung fei bereit, zu bewilligen, daß 
Kendeburg zur Bunbesfeftung erhoben werde, daß Preußen den Kieler Hafen 
für jeine Marine, eine Sanalverbindung zwiichen beiden Meeren und ben Eins 
init des neuen Staates in ben preußiichen Zollverein erlange. So lange aber 
die Eouneränetätsfrage in ber Schwebe bleibe, fei für Detailverbanblungen kein 
Toten. Defterreich lehne das mitgetheilte Promemoria ab und jchließe eine Bhafe 
ter Berbanblungen, in ber eine definitive Vereinbarung Überhaupt nicht möglich 
deine. 


24. März. Verlegung der preußiſchen Flottenſtation nad) 
Kiel durch Allerhöchſte Ordre. 


. März. Verſtändigung zwiſchen dem engeren Ausſchuſſe der 
Schleswig-Holſteinſchen Vereine und den preußi— 
ſchen Abgeordneten zu folgender Erklärung: 


1) Unantaftbar iſt das Recht ber Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein, ſich zu 
conſtituiren als ſelbſtändiger und untheilbarer Staat mit dem Erbrecht des Mannes⸗ 
ſammes, alſo unter Herzog Friedrich VIII als Landesherrn, und mit dem Rechte, 
ale inneren Angelegenheiten unabhängig zu ordnen, gleich jedem andern deutſchen 
Bundesflaat. 2) Eine rechtsbeſtändige Verfügung über das Schickſſal der Herzog⸗ 
tbumer ift nur möglich unter Zufimmung bes ſchleswig⸗holſteinſchen Volks oder 
ner nach dem Staatsgrundgeſetz von 1848 berufenen Vertretung. Das mit 
dem Interefje wie mit dem Rechte des Landes unverträglihe Proviſorium muß 
ichleunigſt ein Ende nehmen. 3) Die Rechtsiphäre ber Herzogtbilmer ift begrenzt 
darch das Wohl und das Intereffe Deutſchlands; daher verwahren ſich die Mit- 
glieder Des engeren Ausichuffes auf das Entichiedenfte gegen die Anfchuldigung 
anee vermeintlichen Bartilularismus: fie find vielmehr überzeugt, daß Herzog 
mb Yanbesvnertretung bereit jein werben, an Deutichland, und weil biejes zur 
Zen in feinem Rorden einen anbermeiten binlänglich mächtigen Repräjentanten 
einer Interefjen nicht bat, an Preußen bie zur Sicherheit Deutichlands und zur 
Förderung feines materiellen Gejammtwohls erforderlihen Zugeſtändniſſe zu 
machen. Als ſolchergeſtalt im Intereffe Deutſchlands nützliche und mit Preußen 
u vereinbarende Einrichtungen bezeichnen fie: 1a) Die gleichartige Formirung, 
Ausbilduug und Bewaffnung bes fchleswig - holfteinfchen Heeres mit der preußt- 
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fhen Armee, etwa auch unter Vorbehalt einer wirkſamen Inſpection Seitene 
Preußens; 1b) die Verfügung Preußens über bie militäriiden Kräfte Schleewig- 
Holfteine im Kriegsfalle; 1c) die Anlegung ber zur Sicherung ber beutichen 
Grenzen etwa nöthigen Feftungen, befeftigten Kriegshäfen zc. in ——— 
ſtein durch Preußen. 2) Berfügung Preußens über die feedienftpflichtige Mann 
ihaft der Herzogthümer nad ben bisherigen gejetzlihen Beflimmungen und Lei 
ftung eines verbältnigmäßigen Selbbeitnge Seitens der Herzogthümer zur Un- 
terhaltung ber preuß. Marine bis zur Gründung einer deutſchen Flotte. 3) Ein 
tritt Schleswigs in den beutihen Bund und ber Herzogthlümer in ben Zollverein, 
fo wie Einräumung der in Bezug auf Anlage und Benutung eines Norboftier- 
canals erforderlichen Rechte an Preußen. Dagegen erachtet der engere Ausichuf 
als durchaus unverträglich mit der Serlbftänbigfeit der Herzogtbümer: 1) Ablei- 


ftung des Fahneneids an den König von Preußen; 2) Aushebung ber Mann- 


ſchaften für das Landheer Seitens Preußens unb einfeitige Uebertragung ber 
preuß. Armeeorganifation, Militärgefeßgebung und Gerichtsbarkeit auf Schleswig. 
Holftein ohne Mitwirkung der ſchleswig⸗- bolfteinichen Staatsgemalten, 3) Ber- 
waltung bes Zoll», Poſt⸗ und Telegraphenweſens durch andere als bie eigenen 
Landesbehörden. Der engere Ausihuß erflärt ſchließlich, daß die Bevölkerung 
Schleswig - Holfteins jeder Vergewaltigung den zäheften Widerſtand ent 
gegenjeten wird und im Kampfe gegen jolde von dem Rechts- unt 
Ehrgefühl der gefammten dbeutfhen Nation Shug und Beihilfe 
erwartet.“ 


27. März. Vorgänge am Bunde. 


Bayern, Sachſen und Hefjen-Darmftadt ftellen den Antrag: 


„Hohe Bundesverſammlung wolle unter Vorbehalt weiterer Beichlußfaffung | 
bie vertrauensvolle Erwartung ausſprechen, es werbe ben höchſten Regierungen 


von Defterreih und Preußen gefallen, dem Erbprinzen von Schleswig - Holftem - 
Sonderburg » Auguftenburg das Herzogthbum Holflein in eigene Berwaltung uun- 
mehr zu übergeben, bezüglich der wegen bes Herzogthums Lauenburg aber unter 


ihnen getroffenen Bereinbarungen der Bunbesverfammlung Eröffnung zugeben 


zu laſſen.“ 


Defterreich trägt darauf an, den Antrag am 6. April 


zur Abitimmung zu bringen. Preußen verlangt dagegen 
die Ueberweilung defjelben an den Ausſchuß: 


„Der vorliegende Antrag involvirt eine Beſchlußnahme der Bundes- 
verfammlung über diejenige Stellung, welche die hohe Berfammlung zu 
der flreitigen und am Bunde jelbit noch gar nicht zur mirflichen Ber. 
handlung gelommenen Erbfolgefrage annehmen jol. Der Antrag behandelt 
dabei das Erbrecht des Erbprinzen von Auguftenburg als ein nadae: 
wiefene®, während die k. Negierung im Einverftändnig mit andern 
Bunbdesregierungen es entfchieden beftreitet, daß ein ſolcher Nachweis be- 
reits geführt fer. Hiernach ſcheint die Faſſung eines derartigen Beſchluſſes 
ohne vorgängige gründliche Prüfung im Ausfhuß als übereilt, enthält 
einen Mangel an Rüdficht für die Anfprüche deuticher Bundesfürften und 
muß der Sache felbft infofern ſchaden, als fie einer im allfeitigen Intereſſe 
winfchenswertben Verftändigung den Raum verfagt.“ 


Der Antrag Defterreih8 wird mit 9 Stimmen zum 
Beſchluß erhoben, derjenige Preußens bleibt mit 6 Stimmen 
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in der Minderheit (Preußen, Hannover, Kurhefjen, Medlen- 
burg, 15. und 17. Eurie). 
Erflärung Preußens: 


„Der Gefandte muß in dem fo eben gefaßten Beichluß mit Be⸗ 
dauern eine Weberftürzung erfennen, welcher der Sache nicht förderlich 
kn wird. Zugleich ıft er fchon jett zu erflären beauftragt, daß bie 
L Regierung, da fie die Anſprüche des Erbprinzen von Auguftenburg als 
nahgewiefen nicht erachten kann, ihr Votum gegen den vorliegenden An⸗ 
nag abgeben wird, und daß fie fih im Voraus gegen einen bejchluß- 
mägigen Ausſpruch der Bundesverjammlung über beftrittene Fragen ver⸗ 
wahrt. Die kgl. Regierung darf vielmehr von der Bundesverfammlung 
md von jeder deutfchen Regierung ingbejondere erwarten und verlangen, 
daß: bevor bei einem Bundesbejchluß eine Formulirung der Anfichten 
teftgeftelt wird, diefelben eine Prüfung nicht nur der Auguftenburgifchen, 
iondern aller concurrirenden Anſprüche vornehmen merden, namentlidy der 
Seitens des Großherzogs von Oldenburg erhobenen und derjenigen 
Rechte, welche Preußen jelbft fomohl aus der Ceſſion des Königs 
Ehriftian IX. als aus den alten Anſprüchen des brandenburgiichen Haufes 
berzuleiten bat. Wenn die kgl. Regierung diefe eigenen echte bisher 
nicht zur Sprache gebracht hat, jo gehe e8 in der Hoffnung, die bes 
rehtigten Intereſſen Preußens auf den Wege der Perftändigung ficher- 
Rellen zu können. Wie num aber diefe Hoffnung mit Annahme des vor= 
liegenden Antrages jchmindet, fo beabfichtigt die Tal. Regierung, die 
Geltendmachung der Preußen zuftehenden Anſprüche nicht länger zu ver- 
sagen. Die rechtliche Begründung derielben behält fich der Gejandte vor, 
sat aber ſchon jet Namens feiner Allerhöchften Regierung die Erwartung 
auszuſprechen, daß hohe Bundesverjammlung für alle erhobenen Anfprüche 
am reitliche Prüfung und gleichmäßige Formale Behandlung eintreten 
.afen werde.” 


31. März Der Erbprinz von Auguftenburg und die 
Bebruarbedingungen. 


I 


Schreiben ded Prinzen an feinen Bevollmädtigten von 
Ahlefeldt. 


„Der Ihnen durch die Geneigtheit des preußiſchen Hrn. Miniſterpräfidenten 
am 20.5. M. gewährten Kenntnißnahme ber von ber preuß. Regierung an Oeſter⸗ 
wich geftellten Forderung ift der Antrag Bayerns, Sachſens und Heffen- Darm- 
Rabts unmittelbar gefolgt. 

„Der Hr. Minifterpräfident bat freilih, als er Ihnen die Mittheilung ber 
reußiihen Forderungen in Ausficht ftellte, nicht zugleich den Wunſch ausgefprochen, 
au Ihnen nunmehr tu definitive Verhandlungen über das Berhältniß, welches 
when den Herzogthümern und Preußen begründet werben fol, zu treten, in⸗ 
deſſen liegt mir daran gerade unter ben jegigen Umflänben aufs neue feftzuftellen, 
daß meinerfeits feine Schwierigleiten obwalten, um über bie obfchwebenben Fragen 
eine endliche Verſtändigung im Intereffe Deutihlands und der Herzogthlimer ber- 
beignführen. Der jett ſchwebende Antrag am Bunde legt mir biefen Wunſch 
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nabe. Denn obwohl ich benfelben in feiner Weife beeinflußt babe, fo wäre ı# 
doch möglih, daß fih in Berlin bie Anficht bilde, als ob ich auf dieſen Antrag 
rechnete, um, wenn berfelbe zum Beſchluß erhoben werben jollte, den Wünſchen 
Preußens entgegenzutreten. Sie willen zu gut, daß ich von jeher, und ſchon u 
einer Zeit, als Breufen noch an dem Tondoner Vertrag fefthielt, der Ueberzeugung 
eweien bin, daß eine glüdfiche Beilegung ber ſchleswig- holſteinſchen Angelegen- 
beit nur mit dem guten Willen der königlich preußiichen Regterung erfolgen fann, 
unb daß ich biefer Ueberzeugung Ausbrud gegeben habe. — Somohl Se. Mai. 
ber König als ber Hr. Minifterpräftdent haben es im früheren Verlauf biefer An- 
gelegenbeit wieberholt anerkannt, daß ich e8 mweber an Entgegenkommen, neh an 
Bereitwilligkeit habe fehlen laffen, um zu der glüdfihen Löſung beizutragen, von 


welcher bie Zukunft der ſchwer geprüften Herzogthümer und vielleicht der riet 


Deutſchlands abhängt. Und jo wünſche ich auch jett, und nod bevor eine Ent- 


ſcheidung über den am Bunde geftellten Antrag erfolgt ift, dem Hrn. Minifter 


präſidenten biefelbe Bereitwilligfeit zu erkennen zu geben, unb erſuche ich Sie 
baber, dies in fürmlicher und unzmeibeutiger Weife zu thun. 


— — „Eollte der Sr. Minifterpräfident Darauf Werth legen, die Borihläge, | 
welche von Preußen jest an der kaiſerl. öfterr. Regierung gerichtet worden find, 


zum Ausgangspunkt ber Erörterung zu nehm:n, fo würden Sie ihrerjeits hieraui 
einzugeben haben. Für biefen Fall will ich nicht unterlaffen, Ihnen mitzutbeilen, 
wie ich die Vorſchläge auffafle. 


„Ih muß mich hiebei in erfter Linie von dem Wunſch leiten laffen, daß 


ein Berhältniß zwifchen Preußen und ben Herzogthümern gefchaffen werbe, welches 
im beiberjeitigen Intereſſe liegt, und bei welchem beide Theile fich wohl befinten. 
Denn nur ein folches Berhältniß würde Ausfiht auf dauerhaften Beſtand und 
auf günſtige Entwidlung baben. Ich muß mir alfo bie Frage vorlegen: inmie- 
weit das Land, wenn fpäter die Frage an uns herantritt, bie zugeflanbenen 


Leiftungen an Preußen bereitwillig übernehmen wirb, oder wie weit es biejelbeu 
wenigſtens ohne Gefährdung feiner ftaatlihen Eriftenz würbe acceptiren lönnen. 


Bon diefem Gefichtspunkt ausgehend, bin ich der Anficht, Daß bie unter Bundes 


feftung, Xerritorialabtretungen, Norboftfeecanal und Zutritt zum Zollverein, 


aufgeftellten Forderungen keinen Bedenken unterliegen. Ueber einzelne Neben- 


punkte würbe, bevor ein erſchöpfendes Urtheil darüber möglich if, noch eine nähere 
Aufflärung wünſchenswerth fein. Ich bemerkte in biefer Hinficht vorläufig mur, _ 


daß z. B. in Betreff der Territorialverhältuiffe Rendsburgs eine mit ben ge 
ſchichtlichen und rechtlichen Berhältniffen der Stadt, fowie mit ber früher ven 
—— ſelbſt vertretenen Auffaſſung im Widerſpruch ſtehende Anſicht acceptirt zu 
ſein ſcheint. 

„Wenn ferner verlangt wird, daß der Staat Schleswig. Holftein zunächft 
dem Zollverein, zugleih aber für immer dem preußifhen „Zolliyftem“ beitrete, 
fo ift mir dabei die VBebeutung des Wortes „Zollſyſtem“ nicht ganz Mar. 

„Die unter Verlkehrsweſen, aufgeftellten Forderungen verfolgen offenbar 
ben Zweck, die möglichfte Erleichterung des BVerlehrs herbeizuführen, fo dat be 
ftaatlihen Grenzen demſelben in keiner Weile ein Hemmmiß werben, ferner bie 
möglichfte Conformität der Betriebsverhältniffe zu bewirken. Ich follte meinen, 
daß bies ohne die völlige Verſchmelzung zu erreichen ift, und daß ſich in dieſem 
relativ weniger wichtigen Punkt ohne große Schwierigkeiten ein für beibe Theile 
äufriebenftellendes Arrangement wirb treffen lafſen. 

„Der Schwerpunkt der ganzen Angelegenheit liegt offenbar in ben in 
Bezug auf Bündniß, Heer und Flotte gemachten Borjchlägen. Ich bin voll. 
kommen bamit einverftanden, daß ein unauflösliihes Schutz⸗ und Truß- 
büudniß zwiſchen Preußen und Schleswig-Holſtein die Bafis der künftigen 
militärifchen Beziehungen beider Länder zu einander wirb bilden müffen. Hierbei 
werben die Verhältniffe im Einzelnen nach dem Gefichtspunft geregelt werden 
miüffen, daß es darauf aufommt, bie preußiiche Wehrkraft durch bie ſchleswig 
holſteinſche zu verftärken, unb alle Hemmniffe zu befeitigen, welche einer einheit- 
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lichen milttäriihen Action in ben Weg treten Bunten. Was für dieſen Zweck 
rethwendig ift, wird bereitwillig vom Lande zugeftanben werben. Was aber dar- 
über binausgehend geforbert wird, würde! dem Land als ein briüdenbes 
Vechãltniß ericheinen. 

„Was nun zunächſt die Geftaltuug des Heerweſens betrifft, fo würde 
6 ter Meinung fein, daß ein nah Analogie der coburgſchen Conven— 
tion zu begründendes Berhältniß dem angegebenenen Zweck volllommen genügen 
nie. Auch würde, wenn bie Forberungen ſich auf dieſes Maß beichränten, 
eine Einigung aller Betheiligten gewiß viel leichter zu erreichen fein. Nicht allein, 
ta tei rreich ohne Zweifel der Hauptgrund des Widerſpruchs in den das 
Heerneſen betreffenden Sorberungen liegt, auch bie Bewöllerung ber Herzogthümer 
würde für eine bis auf das Maß ber aufgeftellten Forderungen ausgedehnte Ber- 
ihmelsung nicht zu gewinnen fein. Vor Allen find e8 drei Punkte, mit wel- 
den das Land fih nit zu verfühnen vermag, nämlid der Sr. Mai. 
sm König von Preußen zu leiftende Fahneneid der Soldaten, die Berle- 
sung der Truppen außerhalb des Landes in Friedenszeiten und bie 
Kihterißenz Des Begriffs einer ſchleswig-holſteinſchen Armee, an welde 
ſich noch aus dem letzten Krieg die theuerften Erinnerungen fnitpfen. Dadurch, 
tag man bas Princip ber coburgſchen Convention zu Grunde legt, wären felbft- 
verſtändlich etwaige durch die bejonderen Verhältniffe motivirte Abweichungen nicht 
ansgeichloffen. 

„Segen den bie Marine betreffenden Theil der preußischen Vorſchläge finde 
ih durdaus nichts einzuwenden. Jeder Einfichtige begreift, daß die wirkliche 
Serihmielzung der maritimen Kräfte Preußens und Schleswig - Holfteins noth- 
wendig iſt. Die etwa gegen ein preußijches Aushebungsrecht ſich erhebenden Ein- 
wendungen würden, wie ich glaube, leicht zu vermeiden fein. Das Aushebungs- 
weſen ftebt bier unter befouderen Beamten. In jedem Aushebungspiftrilt fungirt 
an Ausbebungschef, der die Lageregifter führt, die jährliche Aushebung leitet 
und dem bei der Aushebung Dificiere der einzelnen Waffen beigeorbuet werben. 
Bean diefen Aushebungschers auch ferner unter Beiordnung preußifcher Marine» 
efficiere die Aushebung des für bie preußifhe Marine beftimmten Contingents 
ẽberlaſſen bliebe, jo würde ohne Verlegung der Form Preußen alle erforderliche 
zuterielle Gewähr erhalten. Kerner laſſen e8 die biefigen ſeemänniſchen Ge- 
zehnheiten und Verhältniſſe für beide Theile wünſchenswerth erjcheinen, daß 
tie preußiſche Marine-Recrutirungsgejeggebung erft nad) und nach eingeführt wird. 

„Schließlih darf ich nicht unterlaffen, auch auf die finanzielle Seite der 
Frage wenigſtens kurz binzudeuten, und ich erfuche Sie auf die hiebei in Be— 
tzaht kommenden Gefichtepuntte, wo fich die Gelegenheit dazu bietet, die Auf- 
merfiumleit des Herrn Minifterpräfidenten binzulenten. Ich darf dabei von der 
Sorausfegung ausgehen, daß es nicht die Abficht fein kann, den künftigen fchles- 
wig⸗ bolſteinſchen Staat auf eine finanziell unhaltbare Bafis zu ftellen, ober bie 
esuebin ſchwierigen finanziellen Berhältniffe der Herzogthümer durch die an 
Draußen zu gewährenden Einräumungen ˖ noch mehr zu erſchweren. Sch glaube 
daber auf die Zuſtimmung bes Herrn Minifterpräfidenten rechnen zu bürfen, 
zenn ih, jowohl in Betreff des Zollvereins als des Verkehrsweſens, den Grunb- 
8 ald geltend aunehme, daß die Herzogthiimer dadurch nicht gerabezu finan⸗ 
elle Einbußen erleiden dürfen, daß daher ihr Eintritt in den Zollverein 
aıht ohne ein Präcipuum ftattfinden kann. Und ebenjo wird e8 doch wohl 
feinem Zweifel unterliegen, baß, wenn Preußen aus dem Krieg eine Verſtärkung 
ner militäriſchen Macht und felbft eine Auspehnung feines Gebietes gewinnt, 
tie den Hergogthümern zur Laft fallenden Kriegskoften fi in dem Maße ver- 
mindern werben, als jener Gewinn anzujchlagen ift. 

Wenn ih die Ueberzeugung ausgefprochen babe, daß die Bevölkerung ber 
verzogthümer einem auf Oruublage der obigen Bemerkungen getroffenen Arran- 
atment zuſtimmen werbe, fo betrachte ich es babei als eine jelbftverftänbliche Vor⸗ 
austegung, daß zugleich bie ganze Angelegenheit befinitiv geregelt und aljo na⸗ 
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wachen, daß der politiiche Zuftand eines Bundeslandes den Grundgeſetzen 
des Bundes entjpreche, und daß nicht in dem Perein der Souveraim 
Deutſchlands ein unfelbftftändiges Mitglied eingeführt merde. Was die 
vorgefchlagene Ceſſion betreffe, fo ſei diefelbe nur als eine Verfügung 
über die aus Xrtifel III. erworbenen Rechte, nicht al8 eine Entjcheidung 
der Nechtöfrage gemeint, wobei allerdings zu erwägen jein werde, ob das 
Verfügungsrecht Chriftians IX. fih nur auf ſolche Landestheile beziehe, 
die dem Könige, abgejehen von dem Thronfolgegefege, angefallen jein 
würden, oder nicht vielmehr auf das Ganze erftrede. 

Die diefjeitige Ermwiderung vom 26. Januar dieſes Jahres empfiehlt 
die angeregte Trage nach der Dispofitiond-Befugnig Chriſtians IX. einer 
forgfältigen Unterfuhung. Die Staats» Regierung erwarte auch darüber 
dad Gutachten ihrer Kronjuriften und würde e8 dankbar erkennen, wem 
die öfterreichifche Regierung auf analoge, in ihren Inſtitutionen gegebene 
Weiſe die fachverfländige Prüfung aufnehmen wollte. Die Brandenburger 
Aniprüche zu erwähnen habe Preußen fi nur da berufen gefunden, wo 
es fich um die rechtliche Seite der Frage gehandelt, nicht in London, wo 
e3 darauf angelommen jei, die Tostrennung der Herzogthiimer ohne Bers 
rößerung der Kriegsgefahr durch eine politifche Transaction zu erreichen. 

ie Königliche Regierung wünſche zunächft Har geftellt zu fehen, wie weit 
das Necht des Erbprinzen von Auguftenburg reiche, wie groß darüber 
binaus aljo das Geſchenk fein würde, welches fe gemeinſchaftlich mit 
Defterreih ihm zu machen hätte, wenn fie feiner Einſetzung zuftimme. 

m 22. Februar war die Königliche Regierung in der Lage, dem 
Wiener Cabinet die Grundjäge mittheilen zu können, von welchen fie bei 
den Berhandlungen mit Oeſterreich über die felbftftändige Eonftituirung 
Schleswig -Holfteind auszugehen beabfichtigte, und bei deren Annahme 
fie legtere mit den Preußifchen Intereſſen für vereinbar halten würde. 

Die betreffende Depefche ift diefer Dentichrift beigefügt. 

Die Erilärung darüber erfolgte in einer Depejche des Grafen v. Mens⸗ 
borff vom 5. März. Die Kaiferlihe Regierung hielt dafür, daß ein unter 
ſolchen Bedingungen eingefeger Fürſt nicht als gleichberechtigtes und ſtimm⸗ 
fähiges Mitglied in den Kreis der Souveräne des deutſchen Bundes einge 
—* werden könne. Die Bedingungen gingen nur auf den individuellen 
Gewinn Preußens, während Oeſterreich und der Bund Anſpruch auf das 
hätten, was die Herzogthümer an Wehrkraft zu Lande und zu See leiſten 
könnten. Die Kaiſerliche Regierung ſei bereit zu bewilligen, daß Rendsburg 
ur Bundesfeſtung erdoben werde, daß Preußen den Kieler Hafen für 
Feine Marine, eine Canalverbindung zmifchen beiden Meeren und den 
Eintritt des neuen Staates in den Breußifhen Bollverein verlange. In⸗ 
defien fei, fo lange die Trage der Souverainetät in der Schwebe bleibe, 
für Detailverhandlungen kein Boden. Defterreich lehne das mitgetheilte 
Programm ab und jchließe eine Phaſe der Verhandlungen, in der definitive 
Vereinbarungen überhaupt nicht möglich. 

Die Königliche Regierung glaubt au wiſſen, daß der Gang, den fie 
enommen, und die Richtung der Öffentlichen Meinung des Landes parallel 
aufen. Ein enger Anſchluß der Herzogthümer an Preußen wird alljeitig 
efordert und ermartet, die wirkliche inverleibung lebhaft gemünjdt. 

ie Königliche Regierung ift der Ueberzeugung, daß die letztere Löſung 
an fich die zwedmäßigfte wäre, nicht nur für Breußen, fondern auch für 


271 
1863. 


Dertihland und die Herzogthümer felbft; aber fie verkennt nicht, daß fie 
fir Preußen mit großen finanziellen Opfern in Betreff der Kriegskoſten 
ud der Staatsſchulden verbunden fein würde, und fie hält diefelbe nicht 
dem Maße durch das Staatöintereffe für geboten, daß ihre Durch⸗ 
tihrung unter allen Umftänden und ohne Rüdfiht auf die Erhaltung des 
Friedens erftrebt werden müſſe. Dagegen glaubt fie an denjenigen Bes 
dingungen unter allen Umftänden feithalten zu follen, zu deren Auf- 
kelung Preußen aus der Pflicht zum militärtihen Schuge der Herzog- 
thümer wie de3 eigenen Landes und zur Entwidelung der beutfchen 
Wehrkraft zur See die Berechtigung ſchöpft. So lange, bis die auf 
dieſem Gebiete für Preußen nothwendigen Einrichtungen zweifellos ficher- 
geftellt find, muß das Proviforium und mit ihm die Occupation fortdauern 
nad die Regierung ijt der Zujtimmung des Landes gewiß, wenn fie ihren 
Befig in den Herzogthlimern bis dahin aufrecht erhält. Ste wartet die 
Prürung und Klärung der Rechtsfrage ab, fie iſt zu Verftändigungen be= 
reit, weldye, dieje Frage mit dem politifchen Bedüurfniß verfühnend, dem 
Intereſſe Preußens, der Herzogthlimer und Deutſchlands genügen, und 
wird in den Wünfchen und Ueberzeugungen der Bevölkerung der Herzog- 
tbümer, jobald es ihr gelungen jein wird, diefelben durch eine geeignete 
Vertretung zum Ausdrud zu bringen, ein weſentliches Moment für ihre 
agene Entſchließung finden. 


22, Februar. Die Februarbedingungen. 
Depeihe Bismarcks an den Preußiſchen Gejandten 
Freiherrn von Werther in Wien. 


Eurer Ercellenz bin ih nunmehr in der Yage, in näherer Formuli⸗ 
rung die Bedingungen anzugeben, unter welchen mir die Bildung eines 
neuen Staates Schleswig-Holftein nicht als eine Gefahr für die Intereſſen 
Freußens und Deutichlands anfehen dürften, und deren geficherte Berbür- 
gung da3 Königliche Staatsminifterium daher berechtigen würde, Seiner 
Mageftät dem Pönige die Uebertragung Seiner durch den Friedensſchluß 
vom 30. October erworbenen oder Fonft Ihm zuftehenden Rechte auf einen 
Anderen vorzujchlagen. 

Sie finden diefelben in der Anlage zufammengeftellt. 

Zur Begründung und Erläuterung füge ich Yolgendes Hinzu: 

Daß Preußen bei der Conftituirung des neuen Staates an denjelben 
die Forderung eines feften und unauflöslihen Bündniſſes ftellen muß, 
M felbfiverftändlich,; es kann ſich nicht einen eventuellen Gegner felbit 
Ihaffen wollen. Eben fo ſehr und noch mehr bedarf der neue Staat felbit 
eines ſolchen Biindniffes zu feiner eigenen Sicherheit, welche zugleich die 
Sicherung Deutichlands gegen Norden in fich begreift. Die allgemeinen 
Berhälmiffe find in- dieſer Besiehung fo Har, daß es hier feiner meiteren 
Ansrährung bedarf. 

Die Herzogthilmer bilden einerfeitS vermöge ihrer geographiſchen Lage 
und der politiichen Verhältniffe einen fehr erponirten Angriffs: und Ber 
theidigungspunkt für das gejammte Norddeutichland und für Preußen ind» 
bejondere; andererfeit3 würden fie in einer ifolirten militairiſchen Stellung 
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nicht im Stande fein, fich ſelbſt zu fchligen. Preußen wird daher immer 
ihren Schuß und ihre Vertheidigung übernehmen müflen, und wenn e3 fo 
weitgehende Verpflichtungen und die dafür erforderlichen Opfer auf ſich 
nehmen joll, jo muß e8 auch die Mittel erhalten, dieſe Verpflichtungen in 
wirfjamer Weiſe jederzeit erflillen zu können. 

Daß die Herzogthlimer nicht ım Stande find, dem erften, mit nad: 
haltiger Kraft geführten Etoße einer fremden Macht zu widerfteben, 
haben die Erfahrungen zu Anfang des Jahres 1848 und 1850 gezeigt. 
In ähnlicher Weife wird für Schleswig» Holftein, wenn es nur auf jene 
eigenen Kräfte angemwiefen ift, immer die Gefahr beftehen, daß das 
Herzogthum Schleswig im erften Anlauf verloren gehe. Die Folge davon 
würde jein, daß der Yeind dort fofort eine fefte und ſehr gefährlide 
Operationsbaſis gemönne, und daß Preußen genöthigt wäre, Dad Land 
mit großen Opfern wieder zu erobern, wie die ım Jahre 1848, namentlid 
aber im vorigen Jahre gejchehen if. Diefer Gefahr, der mir uns nicht 
ausjegen dürfen, kann nur vorgebeugt werden, wenn die in Schledwig 
vorhandenen Streitkräfte und militärifchen Einrichtungen in einem organt: 
ſchen Zufammenhang mit den Preußiſchen ſich befinden; wenn dieſes 
Herzogthum, in militärifcher Bezichung einen integrirenden Theil unſeres 
eigenen Vertheidigungsſyſtems bildet und wir daher in der Lage ſind, 
einem erſten Angriff ſchon dort nachhaltig zu widerſtehen und ein Feſtjetzen 
des Feindes daſelbſt zu verhindern. 

Der deutihe Bund kann feinen Schuß nicht auf das Herzogthum 
Schleswig ausdehnen, welches nicht zu ihm gehört. Auch bier Tönnen 
wir und auf die Erfahrung berufen, melde gezeigt hat, wie der Schuh 
des Bundes auf Holftein nur in jo weit Anwendung fand, als er auf 
Auen und Defterreih8 Reſerven geftügt war, an der Eider aber gan; 
aufhörte. 

Von der Sicherheit Schleswigs hängt die Sicherheit Holſteins ab. 

Letzteres iſt Bundesland, und der neue Souverän muß in den Stand 
geſetzt werden, ſeine Verpflichtungen gegen den Bund in militäriſcher wie 
in jeder anderen Hinſicht zu erfüllen. 

Holſtein aber eine andere Militair-Organiſation zu geben al? 
Sclesmig, würde zu einer neuen Schwächung des ftaatlichen Zufammen- 
hanges führen und das Einfchreiten Preußens in Kriegszeiten lähmen. 

Es muß alfo ein Modus gefunden werden, um dem neuen Staat eine 
einheitliche Miilitair- Drganifation und zugleich die unumgängliche Berbin: 
dung mit den: Prenßifchen Militairfgftem zu geben. 

In Betreff des Bundeslandes Holftein bietet hierzu der Artikel VII. 
der Grundzüge der Bundes » Kriegs = Berfaffung dag Mittel dar. Derjelbe 
lautet: 

„Bei der Organifation der Kriegsmacht des Bundes ift auf die 
„auß befonderen Verhältniſſen der einzelnen Staaten bervorge: 
„benden Intereſſen derjelben in ſoweit Rüdficht zu nehmen, als es 
„mit den allgemeinen Zmeden vereinbar anerlannt wird.“ 

Der allgemeine Zweck ift die Wehrhaftigfeit im Kriege. Dieſe er: 
fordert, daß die bolfteiniche Wehrfraft Ibento wie die ſchleswigſche ın 
organischen Zufammenhang mit der Prenfifchen gejegt und ihre Ausbil: 
dung in derjelben Tüchtigfeit und Vollzähligkeit wie die der Preußiſchen 
Armee fichergeftellt werde. Um nicht ohne —* eine Aenderung der Bundes⸗ 
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Kriegs⸗Berfaſſung zu beantragen, find wir bemüht, die exrftrebten Garan- 
tieen in Uebereinftimmung mit derjelben in’8 Leben zu führen. 

Art. 5 der Bundes-Kriegs-Verfafſſung beftimmt: 

„Kein Bundesftaat, deſſen Contingent ein oder mehrere Armeecorp3 
„für ſich allein bildet, darf Eontingente anderer Bundesftaaten mit 
„dem feinigen in eine Abtheilung vereinigen.“ 

Das holſteinſche Bundescontingent fol daher nicht mit dem Preußi- 
iden Bımdescontingent in eine Abtheilung verbumden werden, fondern 
iortfahren, einen Theil des 10. BundessArmeecorps zu bilden. 

Für die Krieggmarine ‚der beiden Herzogthlimer wird dieſelbe orga- 
miſche Berjchmelzung mit der Preußiichen beabfichtigt. Da keine Marine des 
deutihen Bundes eriftirt und die Streitkräfte Holfteins zur See für eine 
jelche alſo vertragsmäßig nicht in Anſpruch genommen find, jo findet auf 
dieiem Gebiete feine Berührung mit der Bundes⸗Kriegs⸗Verfaſſung ftatt. 
Die Bildung einer felbftftändigen Marine Schleswig-Holfteind mwitrde nach 
den Kräften diefes Staates ſchwer zu verwirklichen und unzulänglich bleiben, 
um die Kräfte, welche die Herzogthiimer auf diefem Gebiete darbieten, für 
Deutſchlands Wehrkraft zur See thätig zu machen. 

Das find die Grundjäge, meldhe und bei der Entwerfung der anlie- 
genden Formulirung geleitet haben, vollftändige Wehrhaftmachung und Vers 
thaidigung des neuen Staates und Erfüllung der Pflichten Solfleing gegen 
ten deutichen Bund. 

Ich erwähne nur flüchtig der in dem Entwurf ebenfalls ausgeſprochenen 
Zerritorial» Abtretungen. Sie find nad dem bdringendften Bedirfniß 
fir die Befeftigungen des Landes und die Erforderniſſe der Preußifchen 
Narine möglihft eng abgemefjen und enthalten keinen erheblichen Gebiet3- 
zuwachs für Preußen. &ir fünnen nicht einmal als ein Aequivalent für 
die von Preußen durch die Anlegung und Unterhaltung der erforderlichen 
Veieftigungen, welche wejentlich der Sicherheit der Herzogthümer felbft zu 
Gute tommen, zu übernehmenden Laften angefehen werden, fondern nur 
als die mothwendige VBorbedingung für die wirkſame Vertheidigung des 
Landes; fie find daher von Seiten des neuen Staated weniger ein Opfer, 
ald eine in feinem eigenen Intereſſe liegende Zweckmäßigkeits⸗Maßregel. 

Die Berechtigung zu folcher Abtretung ift für Holftein ebenſo wie für 
Schleswig außer Zweifel, da nach Art. 6 der Wiener Schlußacte die Ab⸗ 
tretimg der auf einem Bundesgebiet haftenden Souverainetätsrechte zu 
Gunften eines Mitverbündeten nicht einmal der befonderen Zuftimmung 
de Bundes bedarf. Selbftverftändlich tritt Preußen, infofern dadurch die 
matricnlarmäßige Stellung Holfteins berührt werden jollte, in die betreffen- 
den Berpflichtungen ein. s 

Für die übrigen, außerhalb der militairischen Verhältnifje liegenden 
Seringungen habe ich nur wenige Bemerkungen zu machen. 

Die Bildung eines neuen ifolirten Zollgebietes zwiſchen Nord» Deutjch- 
land und dem ſtandinaviſchen Norden würde unnatürlich fein, auf alle 
materiellen Intereſſen lähmend einwirken und die bisherigen Verkehrsbe⸗ 
zehungen Preußens zu Dänemark und Schweden weſentlich verjchlechtern. 

Die innere Selbftftändigleit des neuen Staates und feiner Verwal⸗ 
tung bleibt unbefchräntt. Nur fo weit bie Einrichtungen für die Aushe⸗ 
bmg des Militairs u. |. w. daber in Betracht fommen, werden die inneren 

Für Bimard. 18 
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Berhältniife den Preußiſchen Einrichtungen angepaßt und den Preußiſchen 
Militair Behörden die erforderlihe Mitwirkung gefichert. 

Außerdem muß die Königlihe Regierung —* in zwei Punkbkten einen 
beftimmenden Einfluß vorbehalten. 

Der eine betrifft den Nord» Oftfee-Canal, über welchen, da er die 
Berbindungslinie für die Preußiiche Marine in der Nord⸗ und Oftfee bildet, 
Preußen ein Oberauffihtärecht nach den in dem Entwurf entmwidelten Grund⸗ 
fägen in Anſpruch nimmt. 

Der zweite bezieht fi) auf das Poſt- und Telegraphenweſen in den 
Herzogthümern. 

Die Geſammtheit dieſer Forderungen, wie fie in der Anlage ent: 
midelt find, ftehen auch für Holftein mit den Bundes-Berträgen laut Art. 6 
der Wiener Schlußacte nicht in Widerſpruch. 

Ohne eine vorgängige und bindende Regelung der Berhältnifie zu 
Preußen nad diefen Grundfägen würden mir ın der Bildung eines neuen 
Staated — wie ih) im Eingang bereit8 angedeutet — eine pofitive Gefah: 
für Preußen erkennen. Wir müſſen mwenigftend in diefer Beziehung ſicher⸗ 
geftellt fein, wenn wir auf die von einem großen Theil des Preußifchen 
Volkes gehegten weitergehenden Wünſche und auf die Vortheile verzichten 
folen, welche der Mitbefig der Herzogtbümer für und enthält, ja welde 
in demfelben für beide Mächte und dadurd für Deutfchland liegen. Sollen 
die Herzogthlimer aus dem jest über ihnen mwaltenden Schug Preußens 
und Oeſterreichs entlaffen werden, fo müſſen fie in eine Lage gebradt 
werden, melde diefen Schuß für fich felbft, für Deutfchland und für uns 
erjegt. Nur unter diefer Borausfegung können wir auch größeren Bor: 
theilen, zu welchen uns die gebraditen Opfer berechtigen würden, entjagen 
und Rechte aufgeben, welche mir nach allen völferrechtlihen Grundjägen 
dur den Krieg erworben haben, und melde dadurd, daß mir fie mit 
Defterreich theilen, nicht minder werthvoll für uns find. 

Ehe daher dieſe Berhältniffe nicht vollftändig und in bindender Weiie 
geregelt find, können wir zu feiner Veränderung des status quo und na 
mentlih zu feiner Einfegung eines der Prätendenten als Negenten eines 
neuen jelbitfländigen Staates unfere Einmilligung geben. 

Unter der Vorausſetzung der geeigneten Bürgfchaften für die Erfüllung 
diefer Bedingungen wird die Berlon des eventuell einzufegenden Soune- 
rain? Segenftand weiterer Berftändigung mit dem Kaiferlichen Hofe fein. 
Es mürde den Gelinnungen Seiner Majeftät des Königs, unferes Aller 
gnädigiten Herrn, nicht entiprechen, hierüber eine Entfcheidung zu treffen, 
Er er die auf gründlicher Prüfung beruhende Anficht Seiner juriftiichen 

ätbe, der Kronſyndici, welche Er zu einem Gutachten über die Rechts⸗ 
frage aufgefordert hat, gehört haben wird. Die materiellen Bedingungen 
bleiben aber diefelben, wie diefe Entfcheidung auch ausfallen möge, indem 
die Yebensbedingungen des eventuellen Staates und feine Beziehungen zu 
Preußen von der Perfon feines Negenten unabhängig find. Sie beruhen 
auf der Natur der Dinge und auf den Pflichten, welche Preußen zu über- 
nehmen haben wird. 

Es iſt daher auch felbftverftändlih, daß die gegenwärtige Belegung 
der Herzogthlimer fortdauert, biß die neuen Einrichtungen in allen weſent⸗ 
lihen Stüden ausgeführt worden find, da wir die Erfüllung unjerer Forde⸗ 
rungen nicht von der Willkür oder von zufälligen Hindernifien, auf melde 
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fie nachträglich ftoßen könnten, abhängig machen können. Eine jpätere Nicht- 
erfüllung würde alle unfere Rechte, welche wir nur unter diejer Bedingung 
und mit dem beftimmten Vorbehalt des Nüdfalles aufgeben können, wieder 
ins Leben treten laflen. 


Em. Ercellenz erfuche ich ergebenft, unfere Vorfchläge dem Herrn 
Grafen Mensdorff vorzulegen, und ermächtige Sie auch, demjelben den 
gegenwärtigen Erlaß voltiändig mitzutbeilen. 


Sollten unjere Vorſchläge auf Schwierigkeiten ftoßen, fo müſſen wir 
uns weitere Entjchliegung vorbehalten.“ 


5. März. Ablehnung der Februarbedingungen ald Ganzed 
Seitend Deiterreiche. 


Ein unter diefen Bedingungen eingejegter Fürſt fei nicht ein gleichberedh- 
tigtes und ſtimmfähiges Mitglied des beutihen Bundes. Die Bedingungen gingen 
nur auf einen individuellen Gewinn, während Deflerreih und der Bund An- 
itrah auf Das bätten, was bie Herzogthümer an Wehrkraft zu Land und zur 
Ser leiſten Pnnten. Die öfterreihiiche Regierung fei bereit, zu bewilligen, daß 
Rendsburg zur Bunbesfeftung erhoben werde, daß Preußen ben Kieler Hafen 
für jeine Marine, eine Canalverbindung zwiichen beiden Meeren und den Ein- 
tritt bes neuen Staates in ben preußifchen Zollverein erlange. So lange aber 
die Souveränetätsfrage in der Schwebe bleibe, ſei für Detailwerhanblungen fein 
Boden. Oeſterreich lehne das mitgetheilte Promemoria ab und fhließe eine Phafe 
ver Berhbanblungen, in ber eine definitive Vereinbarung überhaupt nicht möglich 
keine. 


24. März. Verlegung der preußiſchen Flottenftation nad) 
Kiel durch Allerhöchſte Ordre. 


26. März. Verſtändigung zwiſchen dem engeren Ausſchuſſe der 
Schleswig-Holſteinſchen Vereine und den preußi— 
ſchen Abgeordneten zu folgender Erklärung: 


1) Unantaſtbar iſt das Recht der Herzogthümer Schleswig⸗-Holſtein, ſich zu 
conſtituiren als ſelbſtändiger und untheilbarer Staat mit dem Erbrecht des Mannes⸗ 
Nommes, alſo unter Herzog Friedrich VIII als Landesherrn, und mit dem Rechte, 
alle inneren Angelegenheiten unabhängig zu orbnen, gleich jedem andern deutſchen 
Bunbesftaat. 2) Eine vechtsbeftändige Verfügung Über das Schidjal der Herzog» 
tbümer ift nur möglich unter Zuftimmung bes jchleswig-holfteinichen Volks oder 
iemer nad dem Staatögrundgefeg von 1848 berufenen Vertretung. Das mit 
dem Interefie wie mit dem Rechte des Landes unverträgliche Proviforium muß 
khleunigk ein Ende nehmen. 3) Die Rechtsiphäre der Herzogthilmer ift begrenzt 
turh das Wohl und das Intereffe Deutſchlands; daher verwahren ſich die Mit- 
glieder bes engeren Ausfchuffes auf das Entſchiedenſte gegen die Anfchuldigung 
eines vermeintlichen Partikularismus: fie find vielmehr überzeugt, Daß Herzog 
und Landesvertretung bereit fein werben, ar Deutichland, und weil dieſes zur 
Zt in feinem Norden einen anderweiten hinlänglich mächtigen Repräjentanten 
fıner Interefien nicht hat, an Preußen bie zur Sicherheit Deutſchlands und zur 
Förderung feines materiellen Geſammtwohls erforberlihen Zugefländniffe zu 
machen. Als folchergeftalt im Intereffe Deutſchlands nütliche und mit Preußen 
;u vereinbarende Einrihtungen bezeichnen fie: 1a) Die gleichartige Formirung, 
Ausbildung und Bewaffnung des jchleswig - holfteinfchen Heeres mit ber preußi⸗ 

18* 
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ſchen Armee, etwa auch unter Vorbehalt einer wirkfamen Inſpection Seitens 
Preußens; 1b) die Verfügung Preußens über bie militärischen Kräfte Schleswig. 
Holfleins im Kriegsfalle; 1c) die Anlegung der zur Sicherung ber beutichen 
Grenzen etwa nöthigen Feflungen, befeftigten Kriegshäfen 2. in Schleswig - Hol- 
fein durch Preußen. 2) Verfügung Preußens über die feedienftpflichtige Dem. 
ihaft ber Herzogthümer nad den bisherigen gejelihen Beſtimmungen und fe. 
fung eines verbältnigmäßigen ©elbbeitrags Seitens der Herzogthümer zum Un 
terhaltung der preuß. Marine bis zur Gründung einer deutſchen Flotte. 3) Ein- 


tritt Schleswigs in den beutihen Bund und ber Herzogthümer in den Zollverein, 


fo wie Einräumung der in Bezug auf Anlage und Benutzung eines Norboflier- 
canals erforderliden Rechte an Preußen. Dagegen erachtet der engere Ausſchuß 


als durchaus unverträglich mit der Selbftändigleit der Herzogthümer: 1) Ale» 


fung des Fahneneids an ben König von Preufen; 2) Aushebung ber Mann- 
haften für das Landheer Seitens Preußens und einjeitige Uebertragung ber 


preuß. Armeeorganijation, Milttärgejegebung und Gerichtebarkeit auf Schleswig 
Holftein ohne Mitwirkung der ſchleswig⸗- holſteinſchen Staatsgewalten; 3) Ber- 


waltung des Zoll», Poſt⸗ und Telegraphenweſens durch andere als bie eigenen 
Landesbehörden. Der engere Ausſchuß erklärt ſchließlich, daß bie Bevöllerung 
Schleswig - Holfleins jeder Vergewaltigung ven zäbeften Widerſtand ent- 
gegenjegen wird und im Kampfe gegen folde von bem Rechts- und 
Ehrgefühl der gefammten deutſchen Nation Shug und Beihilfe 
erwartet.” 


27. März. Borgänge am Bunde. 
Bayern, Sachſen und Hefjen-Darmftadt ftellen den Antrag: 


„Hohe Bundesverfammlung wolle unter Vorbehalt weiterer Beſchlußfaffung 
die vertrauensoolle Erwartung ausſprechen, e8 werde ben höchften Regierungen 
von Defterreih und Preußen gefallen, dem Erbprinzen won Schleswig » Holftern - 
Sonberburg - Auguftenburg das Herzogthum Holftein in eigene Verwaltung nun 


mehr zu übergeben, bezüglich der wegen bes Herzogthums Lauenburg aber unter 
ihnen getroffenen Bereinbarungen der Bunbesverfammlung Eröffnung zugeben 


zu laſſen.“ 


Deiterreich trägt darauf an, den Antrag am 6. April 
zur Abftimmung zu bringen. Preußen verlangt dagegen 
die Weberweilung deijelben an den Ausſchuß: 


„Der vorliegende Antrag involvirt eine Beichlugnahme der Bundes: 
verfammlung über diejenige Stellung, welche die hohe Verfammlung zu 
der ftreitigen und am Bunde felbft noch gar nicht zur wirklichen —* 
handlung gekommenen Erbfolgefrage annehmen ſoll. Der Antrag behandelt 
dabei das Erbrecht des Erbprinzen von Auguſtenburg als ein nachge⸗ 
wieſenes, während die FE. Regierung im Einverſtändniß mit andern 
Bundesre ierungen es entſchieden beſtreitet, daß ein ſolcher Nachweis be⸗ 
reits geführt ſei. Hiernach ſcheint die Faſſung eines derartigen Beſchlufſes 
ohne vorgängige gründliche Prüfung im Ausſchuß als übereilt, enthält 
einen Mangel an Rückſicht für die Anſprüche deutſcher Bundesfürſten und 
muß der Sache ſelbſt inſofern ſchaden, als ſie einer im allſeitigen Intereſſe 
wünſchenswerthen Verſtändigung den Raum verſagt.“ 


Der Antrag Oeſterreichs wird mit 9 Stimmen zum 
Beſchluß erhoben, derjenige Preußens bleibt mit 6 Stimmen 
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in der Minderheit (Preußen, Hannover, Kurheſſen, Medlen- 
burg, 15. und 17. Eurie). 
Erklärung Preußens: 


„Der Sefandte muß in dem fo eben gefaßten Beſchluß mit Be⸗ 
dauern eine Weberftürzung erfennen, welder der Sache nicht förderlich 
im wird. Zugleich ıft er ſchon jegt zu erklären beauftragt, daß bie 
L. Regierung, da fie die Anfprüche des Erbprinzen von Yuguftenburg als 
nachgewieſen nicht erachten Fann, ihr Votum gegen den vorliegenden An- 
trag abgeben wird, und daß fie fi im Voraus gegen einen beichluß- 
mäßigen Ausſpruch der Bundesverjammlung über beftrittene ragen ver» 
wahrt. Die kgl. Regierung darf vielmehr von der Bundesverfammlung 
md von jeder deutfchen Regierung insbeſondere erwarten und verlangen, 
daß: bevor bei einem Bundesbeſchluß eine Formulirung der Anfichten 
fetgeftellt wird, diefelben eine Prüfung nicht nur der Auguftenburgiichen, 
jondern aller concımrrirenden Anſprüche vornehmen werden, namentlid) der 
Seitens des Großherzogg von Oldenburg erhobenen und derjenigen 
Rechte, welche Preußen felbft ſowohl aus der Ceſſion des Königs 
Chriftian IX. als aus den alten Anjprüchen des brandenburgifchen Haufes 
berzuleiten hat. Wenn die gl. Regierung diefe eigenen Rechte biöher 
nicht zur Sprache gebracht hat, fo gefchah es in der Hoffnung, die be 
rehtigten Intereſſen Preußens auf den Wege der Verſtändigung ficher- 
Rellen zur können. Wie nun aber diefe Hoffnung mit Annahme des vor» 
liegenden Antrages jchwindet, fo beabfichtigt die Fol. Negierung, die 
Geltendmachung der Preußen zuftehenden Aniprüce nicht länger zu vers 
tagen. Die rechtliche Begründung derjelben behält fi) der Gejandte vor, 
hat aber jchon jet Namens feiner Allerhöchſten Regierung die Erwartung 
außzufprechen, daß hohe Bundesverſammlung für alle erhobenen Anfprüche 
u veitliche Prüfung und gleichmäßige Formale Behandlung eintreten 
ıaflen werde.“ 


31. März. Der GErbprinz von Auguftenburg und die 
Sebruarbedingungen. 


I 


Schreiben ded Prinzen an jeinen Bevollmädtigten von 
Ahlefeldt. 


„Der Ihnen durch die Geneigtheit des preußiſchen Hrn. Miniſterpräſidenten 
m 20. d. M. gewährten Kenntnißnahme der von ber preuß. Regierung an Oefter- 
ah gefleflten Forderung ift der Antrag Bayerns, Sachſens unb Helfen - Darm- 
Rats unmittelbar gefolgt. 

„Der Hr. Minifterpräfident bat freilich, als er Ihnen die Mittheilung ber 
teeugiihen Forderungen in Ausficht ftellte, nicht zugleich den Wunſch ausgejprochen, 
wu Ihnen nunmehr in definitive Berhanblungen über das Verhältniß, welches 
wiichen den Herzogthümern und Preußen begründet werben fol, zu treten, in⸗ 
befien Tiegt mir daran gerade unter den jegigen Umftänben aufs neue feftzuftellen, 
tab meinerjeits feine Schwierigkeiten obwalten, um über die obſchwebenden Fragen 
eine endliche Berfländigung im Intereffe Deutſchlands und der Herzogthümer ber- 
beznführen. Der jetzt fchwebenbe Antrag am Bunbe legt mir biefen Wunſch 
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nabe. Denn obwohl ich benfelben in keiner Weife beeinflußt babe, fo wäre es 
doch möglich, daß fih in Berlin die Anficht bilde, als ob ich auf dieſen Antrag 
rechnete, um, wenn berjelbe zum Beſchluß erhoben werben follte, ven Wünſchen 
Preußens entgegenzutreten. Sie wifjen zu gut, daß ich von jeher, und ſchon zu 
einer Zeit, ald Preußen noch an dem Tondoner Vertrag feftbielt, der Ueberzeugung 
eweſen bin, daß eine glüdliche Beilegung ber jchleswig holſteinſchen Angelegen- 
Beit nur mit dem guten Willen der königlich preußifhen Regierung erfolgen kann, 
und baß ich dieſer Ueberzeugung Ausbrud gegeben habe. — Sowohl Se. Mai. 
ber König als der Hr. Minifterpräfident haben es im früheren Verlauf diefer An- 
gelegenheit wieberholt anerkannt, daß ich e8 weber an Entgegenlommen, noch an 
Bereitwilligfeit habe fehlen laſſen, um zu der glücklichen Löſung beizutragen, von 
welcher die Zukunft der ſchwer geprüften Herzogthümer und vielleicht der Friede 
Deutſchlands abhängt. Und jo wünſche ich auch jetzt, und noch bevor eine Ent⸗ 
fheibung über den am Bunde geftellten Antrag erfolgt ift, dem Hrn. Minifter- 
präfidenten biefelbe Bereitwilligleit zu erkennen zu geben, und erfuche ic Sie 
daher, dies in fürmlicher und unzmeibeutiger Weiſe zu thun. 

— — „Sollte der Hr. Minifterpräfident darauf Werth legen, die Borihläge, 
welche von Preußen jegt an ber kaiſerl. öfterr. Regierung gerichtet worden find, 
zum Ausgangspunkt der Erörterung zu nehmen, fo würden Sie ihrerfeits hierauf 
einzugeben haben. Für dieſen Fall will ich nicht unterlaffen, Ihnen mitzutheilen, 
wie ich die Vorſchläge auffafle. 

„Ih muß mich biebei in erfter Linie von dem Wunſch leiten Iaffen, daß 
ein Berhältniß zwifchen Preußen und ben Herzogthümern geſchaffen werbe, welches 
im beibderjeitigen Intereſſe liegt, und bei welchem beide Theile ſich wohl befinden. 
Denn nur ein ſolches Verhältniß würde Ausſicht auf dauerhaften Beſtand und 
auf günftige Entwidlung haben. Ich muß mir aljo die Frage vorlegen: inwie⸗ 
weit das Yand, wenn fpäter die Trage an uns herantritt, bie zugeftantenen 
Leiftungen an Preußen bereitwillig übernehmen wird, oder wie weit es bieielben 
wenigftens ohne Gefährdung feiner ftaatlichen Eriftenz würde acceptiren können. 
Bon diefem Geſichtspunkt ausgehend, bin ich der Anſicht, daß Die unter Bundes 
feftung, Territorialabtretungen, Norboftfeecanal und Zutritt zum Zollverein, 
aufgeftellten orberungen keinen Bedenken unterliegen. Ueber einzeine Neben. 
punkte würbe, bevor ein erichöpfendes Urtheil darüber möglich ift, noch eine näbere 
Aufklärung wünfchenswerth fein. Ich bemerke in dieſer Hinficht vorläufig nur, 
daß 3. B. in Betreff der Zerritorialverhältniffe Rendsburgs eine mit deu ge 
ſchichtlichen und rechtlichen Berhältniffen der Stabt, ſowie mit der früber ven 
Fan hen jeibft vertretenen Auffaffung im Widerſpruch ſtehende Anficht acceptirt zu 
ein ſcheint. 

„Wenn ferner verlangt wird, daß der Staat Schleswig - Holſtein zunächſt 
dem Zollverein, zugleich aber für immer dem preußifchen "Sollfofiem“ beitrete, 
fo ift mir dabei die Bedeutung des Wortes „Zollſyſtem“ nicht ganz Har. 

„Die unter Verkehrsweſen, aufgeftellten Forderungen verfolgen offenbar 
den Zwed, die möglichfte Erleichterung des Verkehrs herbeizuführen, fo daß bie 
ftaatlihen Grenzen demfelben in keiner Weiſe ein Hemmniß werden, ferner die 
möglihfte Conformität der Betriebsverhältnifie zu bewirken. Ich follte meinen, 
daß dies ohne die völlige Verſchmelzung zu erreichen ift, und daß fich in dieſem 
relativ weniger widtigen Punkt ohne große Schwierigkeiten ein für beide Theile 
zufriedenftellendes Arrangement wird treffen Taflen. 

„Der Schwerpunkt der ganzen Angelegenheit liegt offenbar in ben in 
Bezug auf Bündniß, Heer und Flotte gemachten Vorſchlägen. Ich bin voll 
fommen damit einverftanden, daß ein unauflösfihee Schutz- unb Trup- 
bündniß zwiſchen Preußen und Cchleswig - Holftein die Bafis der künftigen 
militärischen Beziehungen beider Länder zu einander wird bilden müffen. Hierbei 
werben die Verhältniffe im Einzelnen nad dem Gefichtspunft geregelt werten 
müffen, daß es darauf aulommt, die preußiſche Wehrkraft durch die fchleswig- 
holſteinſche zu verflärken, unb alle Hemmniffe zu befeitigen, welche einer einhet- 
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lichen milittärtfchen Action in den Weg treten könnten. Was für biefen Zwed 
rothwendig ift, wirb bereitwillig vom Lande zugeftanben werben. Was aber dar- 
über binausgehendb gefordert wird, würde! dem Land als ein brüdenbes 
Verbältniß ericheinen. 

„Bas nun zunähft bie Öeftaltung des Heerwejens betrifft, jo würde 
h der Meinung fein, daß ein nah Analogie der coburgfhen Conven— 
tion zu begründendes Berhältniß dem angegebenenen Zwed volllommen genügen 
wäre. Auch mwürbe, wenn die Forderungen fi auf diefes Maß beichränten, 
eine Einigung aller Betheiligten gewiß viel leichter zu erreichen fein. Nicht allein, 
tab kei Defterreich ohne Zweifel der Hauptgrund bes Wiberfpruchs in ben das 
Heertefen betreffenden Forderungen liegt, auch die Benölferung der Herzogthlimer 
würde jür eine bis auf das Muß der aufgeftellten Forderungen ausgebehnte Ver- 
ihmel;ung nicht zu gewinnen jein. Bor Allem find es drei Punkte, mit wel- 
den das Land ſich nicht zu verjöhnen vermag, nämlih der Sr. Mai. 
m König von Preußen zu leiftende Fahne neid der Soldaten, die Verle- 
gung der Truppen außerhalb des Landes in Friedenszeiten und bie 
Kihtefitenz des Begriffs einer ſchleswig-holſteinſchen Armee, an melde 
üb noch aus Dem legten Krieg die theuerften Erinnerungen knüpfen. Daburch, 
daß man das Princip der coburgſchen Convention zu Grunde legt, wären felbft- 
xttandiih etwaige durch die befonderen Verhältniffe motivirte Abweichungen nicht 
eusgeihlofien. 

„Segen ben die Marine betreffenden Theil der preußiihen Vorſchläge finde 
ib durchaus nichts einzuwenden. Jeder Einfichtige begreift, baß die wirkliche 
Verſchmelzung der maritimen Kräfte Preußens und Schleswig - Holfteins noth⸗ 
wendig if. Die etwa gegen ein preußiſches Aushebungsrecht ſich erhebenden Ein» 
vendungen würden, wie ich glaube, leicht zu vermeiden fein. Das Aushebungs- 
weien lebt hier unter bejouberen Beamten. In jedem Aushebungsdiftrilt fungirt 
an Aushebungschef, der die Tageregifter führt, die jährliche Aushebung leitet 
und dem bei der Aushebung Officiere der einzelnen Waffen beigeordiiet werben. 
Bean diejen Aushebungscheis auch ferner unter Beiordnung preußifher Marine- 
riñciere die Aushebung des für die preußifche Marine beftimmten Contingents 
ükerlaflfen bliebe, jo würde ohne Verlegung der Form Preußen alle erforderliche 
miterielle Gewähr erhalten. Ferner laſſen es die biefigen jeemännifchen Ge⸗ 
zehnbeiten und Verhältniſſe für beide Theile wünſchenswerth erfcheinen, daß 
tie preußifche Marine-Recrutirungsgejeggebung erft nach und nad) eingeführt wird. 

„Schließlich darf ich nicht unterlaffen, auch auf die finanzielle Seite der 
Frage wenigftend kurz binzudeuten, und ich erſuche Sie auf bie hiebei in Be- 
tracht kommenden Gefihtspunkte, mo fich die Gelegenheit dazu bietet, die Auf- 
merfjamleit des Herrn Minifterpräfidenten binzulenfen. Ich darf dabei von der 
Sorausfegung ausgehen, baß es nicht die Abficht fein kann, den künftigen fchles- 
wig⸗ holſteinſchen Staat auf eine finanziell unhaltbare Baſis zu ftellen, ober bie 
tdnehin ſchwierigen finanziellen Verbältniffe der Herzogthümer durch die an 
treußen zu gewährenden Einräumungen noch mehr zu erſchweren. Ich glaube 
taber auf die Zuftimmung des Herrn Minifterpräfidenten rechnen zu bürfen, 
zem ich, fowohl in Betreff des Zollvereins als des Verkehrsweſens, den Grund» 
ſat als geftenb annehme, daß die Herzogthümer dadurch nicht geradezu finan- 
elle Einbußen erleiden dürfen, daß daher ihr Eintritt in ben Zollverein 
richt ahne ein Bräcipuum ftattfinden kann. Und ebenfo wird e8 doch wohl 
keinem Zweifel unterliegen, daß, wenn Preußen aus dem Krieg eine Verftärkung 
ner militärifchen Macht und felbit eine Ausdehnung feines Gebietes gewinnt, 
tie den Herzogthümern zur Laft fallenden Kriegsloften fih in dem Maße ver- 
mindern werben, als jener Gewinn anzufchlagen ift. 

„Wenn ich die Ueberzeugung ausgeſprochen habe, baß bie Bevölkerung ber 
detzogthümer einem auf ®rundlage der obigen Bemerhingen getroffenen Arran- 
gament zuflimmen werbe, jo betrachte ich es babei als eine ſelbſtverſtändliche Vor⸗ 
ausjetzung, daß zugleih die ganze Angelegenheit definitiv geregelt und aljo ua⸗ 
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mentlih auch die Erbfolgefrage dur meine Regierungsübernahme erlebigt merke. 
Denn keiner Landesvertretung wird eine Zuftimmung zu folchen Bedingungen 
zugemutbet werben können, wenn Damit doch nur eine neue Phafe bes Provik- 
riums eingeleitet werben follte. Wenn endlich die preußiiche Regierung für die 
Sicherftellung ihrer Interefien in den Herzogthümern befonbere Garantier un 
Anſpruch nehmen will, fo zweifle ich nicht, daß ſich diefelben werben finden Ioffen, 
da ich mit voller Aufrictigleit die zur Erledigung ber Angelegenheit führende 
Einigung mit Preußen durchzuführen bereit bin.“ 


LI. 
Aeußerung der „Provinzials Correöpondenz.“ 


Die Freunde des Erbprinzen von YAuguftenburg haben in letter Zeit viel 
Aufhebens von einer angeblichen Denkſchrift gemacht, in welcher derſelbe, wie fie 
behaupteten, feine Bereitwilligfeit zur Annahme der wejentlichften von Preußen 
geftellten Forderungen in Betreff des künftigen ſchleswig-holſteinſchen Staate- 
weſens bereits vor einiger Zeit erflärt haben jollte. Namentlich hieß es, daß der⸗ 
jelbe fih in Betreff der Forderungen für die Marine, ferner in Betreff ber 
militairiſchen Verbindung der Herzogtbümer mit Preußen, enblid in Bezug auf 
den Anfchluß an ven Zollverein durchaus zuftiimmend geäußert habe. Die Ber: 
theidiger des Prinzen rühmten fein „Entgegenlommen” und fanben es befremdlich, 
daß die preußifche Regierung biefes Entgegenkommen nicht anerkenne und erwidere. 

Gegenwärtig ift nun jene vermeintliche Denfihrift in ihrem Wortlaut in 
die DOeffentlichleit gelangt und Angeſichts derſelben wird ſchwerlich noch irgend 
Jemand die Behauptung wagen, daß in bderfelben eine Annahme ber preußiſchen 
Forderungen in ihren wejentlihen und unerläßligen Punkten enthalten fei. 

Das Schriftftüd ift ein Echreiben des Prinzen an feinen vertrauten Agenten, 
Herrn von Ahlefeld, in welchem er demſelben Behufs „Verhandlung“ mit dem 
preußifhen Minifter feine Auffaffungen in Betreff ber preußifchen Forderungen 
mittbeilt. Schon in der Art und Weife, in welcher der Prinz von feinen „Ber- 
bandlungen” mit Preußen fpridt, tritt von vorn herein eine vollftändige Berfen- 
nung feines beredhtigten Standpunktes hervor. Dies ift nicht minder in bem 
Inhalt feiner vermeintlihen Anerbietungen der Ball. In keinem einzigen Punkte, 
vor Allem nit in militairtfcher Beziehung, erkennt der Prinz bie Berechtigung 
und die Notbwendigkeit ber preußifchen Bedingungen unumwunden und rüdbalt- 
los an. An Stelle der wirklichen Bereinigung der Wehrkraft der Herzogthümer 
mit bem preußifchen Heere will er nur von einer Militair- Convention wiſſen, 
wie Preußen fie mit anderen deutſchen Staaten abgeicdhloffen bat, wie fie aber 
mit Bezug auf die naturgemäßen Verpflichtungen Preußens zum Schutze ber 
Herzogthlimer in dieſem Kalle nicht im Mindeften anwendbar ift. 

Abgefeben aber von der Erörterung ber einzelnen preußifchen Forberungen 
entzieht ſih ber Prinz der Vorbedingung jedes etwaigen Ueberein- 
fommens, der Bedingung, daß Alles, was Preußen im eigenen 
und in Deutfhlands Interefje fordern zu müffen glaubt, vor ber 
Erledigung der Frage Über die fünftige Herrſchaft vollfändig 
geſichert ſei. Für ben Prinzen ift feine Einfegung das Erfte, alles Andere 
jol dagegen erft der weiteren Verſtändigung mit der fchleswig » holfteinjchen 
Lanbesvertretung unterliegen: für Preußen dagegen find bie nationalen Forte 
rungen das Erſte und nur auf Grund ber abfoluten Sicherſtellung berjelben 
fann über die weitere Organifation der Herzogthümer verhandelt werben. 

Die Öffentliche Meinung in Deutichland, welche die Freunde des Erbprinzen 
von Auguftenburg durch die Veröffentlihung ber „Denkſchrift“ irrezuführen ge 
bofft haben mögen, hat bie Unmöglichkeit von Verhandlungen auf folder Grunt- 
lage ohne Weiteres erkannt. Ein bedeutendes liberales Blatt fügt dem Abhrud 
bes Auguftenburgifchen Schreibens hinzu: man müſſe fagen, baß es Teichter jet, 
einen Aal beim Schwanz zu faflen, als den Auguftenburger bei feinem Worte. 
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Er Finnte eigentlich ohne Weiteres Alles bewilligen, da bie Borausfegung immer 
ie, baß die ſchleswig⸗ holſteinſche Landesvertretung in ihrer hohen Weisheit Alles 
in genehmigen geruben werbe. Eine Militair- Eonvention heute gefchloffen, um 
morgen gekündigt zu werden! Und dafiir Entfhäbdigungen an Schleswig-Holftein 
u. .w. Die Berliner haben bie Rebensart: „So [hießen die Preußen nit.“ 

So das rheinifhe Blatt und ähnlich urtbeilen faft alle übrigen Stimmen. 

Die Freunde des Prinzen von Auguftenburg aber können ihm und feiner 
Sache nicht beffer und nicht anders dienen, als wenn fie ihn dringend mahnen, 
ih über das Maß feines Rechts und feiner Hoffnungen feinen 
Zinfhungen hinzugeben. 

Die Zeit ift längſt vorüber, in welder das vermeintliche Auguftenburgifche 
Ebtecht ohne Prüfung und ohne Widerfpruh als allein maßgebend für bie 
Yung der Schleswig. Holfteinfhen Frage betrachtet wurde. Inzwiſchen fcheint 
te mbige und unbefangene Prüfung der Rechtsfrage immer entfchiebener dahin 
a führen, Daß Auguftenburgifhe Anfprüde überhaupt nur in Bezug 
anf einen Theil der Herzogtbümer beftanden haben, daß aber 
vollends von irgenb einem Erbrecht des Prinzen Friedrich zur Zeit 
aiht mehr die Rede fein fann, — baf dagegen das Befitredt de 
iegigen Königs von Dänemark an Schleswig-Holftein, ‚mithin bie 
Abtretung der Herzogthbümer an Preußen und DOefterreich die ein- 
ige rehtlihe Grundlage der weiteren Entſcheidungen bilde. 

Je mehr diefe Auffaffung zur Geltung gelangt, deſto weniger kann das 
Anitreten des Prinzen von Auguftenburg gerechtfertigt erjcheinen. Die Uebertra- 
zung der Regierung in den Herzogthbümern auf ihn würde danach lediglich ale 
an Geſchenk Preußens und Oeſterreichs, nicht als Die Erfüllung rechtlicher An⸗ 
iprühe zu betrachten fein. Wie follte e8 dem Prinzen bei ſolcher Lage der Dinge 
geftattet fein, feinerfeits Die Bedingungen fir eine ſolche Schenkung feftzuftellen ? 

Wenn er überhaupt die Möglichkeit offen halten will, bei der jchließlichen 
Entiheibung irgend welche Berüdfichtigung zu finden, fo wird er vor Allem gut 
tıran thun, ſich ebe es zu ſpät wird, offen und ritdhaltlos denjenigen 
Bedingungen und Anforderungen zu fügen, welde Preußen als 
tie unerläßliche Vorausſetzung jeder Löjung der Schleswig-Hol- 
Reinihen Frage verkündet hat. 

Der Prinz unb feine Freunde ſcheinen durch augenblidlihe Stimmungen 
und Reigungen ber öfterreichifchen Regierung und mehr noch burd die Aeuße⸗ 
rungen der öfterreichifchen Blätter von Neuen irre geleitet zu fein. Die nächſte 
zeit wird ihnen, fowie allen Betheiligten bie erneuerte Gewißheit 
geten, daß Preußen an den Forderungen, die es nad reiflider 
Erwägung des nationalen Intereffes aufgeftellt und in ber Depeſche 
vom 22. Februar d. J. verkündet hat, unbebingt und in allen Be- 
jiedungen fefthält und eine Erledigung der Schleswig-Holfteinihen 
Angelegenheit ohne vorgängige abfolute Anerkennung und Side- 
tung diefer Bedingungen nit zugeben wird. 


Die Biele und die Erfolge in der Scleswig-Bolfeinfchen Sadıe. 


Aus der „Brovinzial« Korrespondenz.” 


„So oft im Berlauf der Schleswig » Holfteinjhen Angelegenheit ein Augen- 
hd eintritt, wo es vorübergehend ſcheint, als fei das gute Verhältniß zwiſchen 
Preußen und Deflerreich geftört, fo oft erheben die demokratiſchen Gegner ber 
Regierung mit neuer Zuwerficht ihre Stimme und behaupten: nun zeige es ſich, 
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wie unrecht die Regierung durch ihre Verbindung mit Defterreich gehanbelt habe, 
wie durch diefe Verbindung alle die Früchte für Preußen verloren geben, welde 
aus dem glücklich geführten Kriege hätten gewonnen werben können, wenn Preußen 
ihn nicht im Bunde mit Oefterreih, fondern nah dem Rath und Willen ber 
Fortſchrittspartei im Bunde mit den Übrigen beutfchen Staaten geführt bätte. 

Nun wiffen freilich jene Leute fehr gut, daß ber Krieg ben glänzenden und 
ungeftörten Verlauf gar nicht gehabt hätte, wenn wir ihn nicht gemeinſchaftlich 
mit Oefterreich geführt hätten, und zwar beshalb, weil bie fremden Mächte vor- 
zugsweife durch die Gemeinſchaft Preußens und Oeſterreichs von jeber Einmiſchung 
fern gehalten wurben. 

Aber ift denn ferner die Behauptung wahr, daß durch dieſe Bunbesge- 
noſſenſchaft jetzt die Erfolge des Sieges bedroht feien, welde wir auf auberem 
Wege für Preußen erreicht hätten, — ift e8 wahr, was bemofratifche Stimmen 
Tag für Tag verfünden, daß durch Oeſterreichs Mitbefig von Schleswig Holftein 
Preußens gerechte Forderungen vereitelt werben? 

Kein, — das abjolute Gegentheil geht aus ben Thatjachen Mar hervor. 

In Wahrheit fteht e8 fo, daß vou ben Forderungen, welche Preußen in 
feinem und in Deutichlande Interefie jetzt ſtellt und ohne deren Erfilllung in 
einer oder der anderen Form bie Löſung ber Schleswig « Holfteinfhen Frage gar 
niht mehr möglih ift, daß von dieſen Forderungen überhaupt gar feine Rede 
wäre, wenn umfere Regierung im vorigen Jahre nah dem Wunſch und Willen 
ber Fortichrittspartei und des Abgeordnetenhauſes gehandelt hätte. 

Was follte denn, wenu ed nad der Kortfchrittspartei und nad den Be- 
ihlüffen des Abgeorbnietenhaujes gegangen wäre, für Schlesmig.- Holftein errungen 
werben ? 

Auf jener Seite wollte man, baß vor Allem und fchon vor der Befreiung 
Schleswig · Holſteins der Erbprinz von Auguſtenburg als rechtmäßiger, ſouverainer 
und völlig ſelbſtſtändiger Herrſcher dort anerkannt und eingeſetzt würde. Bon 
irgend welchen Bedingungen, von Rechten und Forderungen Preußens und Deutſch 
lands war dabei nicht im Mindeſten die Rede. 

Nun denn: nachdem Preußen jetzt im Bunde mit Oeſterreich die Befreiung 
nicht blos von Schleswig- Holftein, ſondern auch von Lauenburg ſo vollſtändig 
durchgeſetzt hat, wie es vor Jahr und Tag kaum Jemand zu hoffen wagte, — 
was bliebe num noch zu thun, um bie vorjährigen höchſten und kühnſten Wünjce 
der Fortſchrittsleute zu erfüllen? 

Dffenbar nichts Anderes, als einfah den Prinzen von Auguftenburg al 
Herzog von Schleswig> Holftein einzujegen. 

Wenn die preußifche Regierung fi) an dieſem Ziele der angeblichen deut 
ihen PBatrioten genügen laffen wollte, wenn fie mit Beifeitfegung aller red 
lihen Bedenken und ohne Rüdficht auf das Intereffe Preußens und ganz Deutic 
lands die Erfolge des Krieges auf jenen kümmerlichen Ausgang berabbrüden 
laffen wollte, — danı brauchte fie, nur beute ober morgen, ober wenn es ibr 
beliebte, ihre Zuftimmung zu einer ſolchen Löjung zu geben und bie Hoffnungen 
ber Fortſchrittsleute würden dann vermuthlich ſehr leicht erfüllt. 

Preußen aber hat die glorreihe Befreiungsthat und die Opfer, welche unier 
Staat und Volk für dieſelbe gebracht hat, nicht fo gering angeichlagen, um als 
Frucht derſelben die Gründung eines neuen ſchwächlichen Kleinftaats an Deutſch 
lands Nordmarken hinzunehmen, — die Regierung bat vielmehr von dem Augen- 
blide an, wo fie die Befreiung der Herzogthümer zu ihrer Aufgabe machte, and 
als ihre Pflicht anerkannt, dafür zu forgen, daß die befreiten Herzogthümer in 
einer möglichft innigen Verbindung mit Preußen eine dauernde Gewähr ihre: 
Freiheit und eine Entwidelung ihrer Kräfte in der Gemeinſchaft deutichen Lebens 
und zur Förderung deutſcher Macht finden mögen. 

Die in folder Abficht geftellten Borbedingungen jeder künftigen Geftaltung 
ber Hergogthümer find Gegenftand der Verhandlung mit Oeſterreich, und ber 
fefte Entſchluß Preußens, ohne die Erfüllung derfelben keine Töfung der ſchwe⸗ 
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kendenden Frage zuzulaffen, fo wie bie bisherigen, trotz mancher unvermeiblichen 
VSiberſprüche doch unerſchütterten, freundſchaftlichen Beziehungen zu Oeſterreich 
geben die Gewähr, daß ben nationalen Forderungen Preußens bie endliche Be⸗ 
friedigung in einer oder ber andern Form zu Theil werden wird. 

Diefe Zuverſicht wirb auch dadurch gehoben, daß die Berechtigung und die 
Rothwenbigkeit jener Korderungen fowohl im preußiſchen und im deutſchen Volle, 
wie auh in den Herzogthümern felbft von Tage zu Tage alljeitiger auch unter 
denjenigen erkannt wird, welche früher von nichts Anderem, als blos von dem 
Rechte des Erbprinzen von Auguftenburg hören wollten. 

Als durch ben Tod des legten Könige von Dänemark der Kampf um 
Schleswig - Holflein von Neuem entbrannte, da war ja für die Holfteiner und 
fir bie meiften ihrer Freunde in Deutjchland das Erbrecht des Auguftenburgers 
smnähft das Banner und Feldgejchrei, unter welchem fie die Beireiung vom dä⸗ 
niſchen Joche zu erreichen hofften, und in folcher Hoffnung haben viele in den 
Herzogthümern dem vermeintlich erbberechtigten Herzoge im Voraus ihre Aner- 
mung gewidmet. Nachdem inzwifchen Preußen nnd Defterreich allein bie Be- 
feinngsthat vollbracht haben, ift durch den ungeahnten und gewaltigen Gang 
ver Ereigniffe auch die Stellung der Bevölferung zur Sache allmälig verändert 
werben. Auch Diejenigen, weldhe an dem Recht und der Anerkennung des Auguften- 
burgers feſthalten, erlennen bo, daß die Anjprüche deſſelben nicht mehr allein 
entiheidend fein können für bie weitere Geftaltung der Schleswig - Holfteinichen 
Berbältniffe, Daß vielmehr vor Allem die Sicherheit und das Wohl der Herzog- 
thümer und Das mächtige Intereffe ganz Deutichlands an ihrer Geftaltung und 
Entwidelung den Ausichlag bei der ſchließlichen Entſcheidung geben müffen. 

En gebt denn unter den Schleswig - Holfteinern und unter ihren aufrich« 
ngften Freunden immer entſchiedener und mächtiger eine Wanbelung zu Gunften 
derjenigen Forderungen vor, welche Preußen eben als bie Vorbedingungen jeder 
rejung bingeftellt hat. Hervorragende Männer, deren Namen in den Herzog- 
ıbümern und in Deutichland die größte Geltung haben und bie vor Jahr und 
Tag lediglich die jofortige Einjegung bes Auguſtenburgers verlangten, treten jet 
mt der größten Entſchiedenheit für Die vorgängige Erfüllung jener Forderungen 
an, von welchen damals nicht bie Rede war, bie aber unfere Regierung in Folge 
des im Bunde mit Oefterreich fiegreich und glücklich burchgeflihrten Kampfes auf- 
gehellt hat unb im bunbesfreundlichen Einvernehmen mit Defterreich zu verwirk⸗ 
lichen beffen darf. 

Bie kann man bei folder Lage ver Sache behaupten: der Weg, den unjere 
Regierung gegangen fei, habe uns um die Erfolge des Sieges gebracht? Dasjenige, 
zus die Gegner ber Regierung vor Jahr und Tag als das höchſte Ziel hin- 
Relten und für welches allein fie die Mittel bes Landes bewilligen wollten, 
würde jeßt ber niebrigfie und ein geradezu undenktbarer Aus— 
gung fein. 

Jeder Punkt dagegen, den unfere Regierung von ihren jetigen 
Serderungen durchſetzt, ift ein Erfolg über jenes Ziel binaus, 
Reldes die FKortjhrittspartei für das höchſte gehalten hatte, und 
nelhes auf dem von ihr empfohlenen Wege zu erreihen geweſen 
ware.“ 


17. April. Preußen regt die Einberufung der Schles— 
wigeHoljteinihen Stände an. 
Depeihe Bis marcks an den Gejandten in Wien. 


„... Bir erfennen jattjam, daß in der Regelung von Berbältnifien 
welde die Lebensbedingungen des neuen Staats jo weſentlich berühren, 
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die Stimme der Bevölkerung felbft inihren gefeglihen Organen 
einen Anſpruch darauf hat, gehört zu werden, und wir glauben, 
daß, wenn wir einerfeit3 gemifle Huntte als für uns unerläßlich hinftellen 
müſſen, die Ausführung derfelben im einzelnen und die dem Lande jelbit 
bequemfte und vortheilhaftefte Modulirung am leichteften und ficherften 
durch die Mitwirkung der Vertreter des Randes wird vorbereitet werden. 
Es wird dabei, anftatt der politifchen, wejentlich die practifche Seite und 
dad wahre Bedürfniß in den Vordergrund der Erörterung treten, und 
wir find überzeugt, daß gerade dadurch manches Borurtheil gegen unſere 
Auffaflung und unfere Abfichten in den Herzogtbümern, in Deutſchland 
und vielleicht bei Defterreich jelbft fchwinden werde. In einer vorke 
gehenden Berjtändigung mit den Bertretern der jchlesmig-holjteinichen 
evölferung, „wenn fie auch lediglich einen berathenden Character trägt, 
würden wir zugleih die Bürgſchaft für die wirkliche Ausführung von 
Berabredungen Peben, deren Inhalt, foweit er die inneren Verhältniſſe 
berührt und der Zuftimmung der Legislative in den Herzogthüimern be 
darf, nachher dann ohne Zweifel dur Acte der Geſetzgebung wärde 
fanctionirt werden. Es würde uns daher al8 ein höchft förderlicher Schritt 
zur Beſchleunigung einer definitiven Löſung ericheinen, wenn die Stände 
der beiden Herzogthümer Holftein und Schleswig berufen und 
zu einer Berfammlung vereinigt würden, welcher die Gelegenheit 
gegeben würde, über die Zufunft des Yandes fich auszuſprechen und jid 
zunächft unter einander über bie, im einzelnen wohl außeinander gehenden, 
ım ganzen und großen aber faum zweifelhaften Wünſche und Anſichten 
8 verſtändigen, welche die Bevölkerung ſelbſt in Betreff der engeren 
eziehungen zu Preußen in einzelnen Stüden und der inneren Selb 
ftändigfeit im Uebrigen begt. * dem Ergebniß dieſer Erörterungen 
und der Stimmung, die ſich in dieſer Verſammlung kund gäbe, würden 
wir erkennen können, ob wir auf dem von Wien her angedeuteten 
Weg einer directen Verſtändigung mit dem neuen Staat zu 
einem für uns annehmbaren Ziel gelangen können. Wenn auf 
dieſe Weile durch das Land ſelbſt ſowohl, als durch den eventuellen 
künftigen Landesherrn und annehmbare Bedingungen entgegengebracht 
würden, ſo würden auch unſere Verhandlungen mit Wien dadurch wieder 
in Fluß kommen, und wir glauben, daß es dadurch auch der kaiſerlichen 
Regierung ſelbſt erleichtert werden könnte, den durch die geographiſche 
Lage und die Natur der Verhältniſſe gegebenen Intereſſen Preußens 
Rechnung zu tragen, ohne ihre eigene Stellung aufzugeben. Wir wünſchen 
daher, ung mit dem kaiſerlichen Cabinet über die Berufung eines jchled- 
wig⸗ holſteinſchen Landtags und eine Verhandlung mit demjelben in Be 
* der Zukunft des Landes zu verſtändigen. Es entſteht alsdann aller⸗ 
dings ſofort die Frage: was für eine Verſammlung als die geſetzmäßige 
Vertretung und der wirkliche Ausdrud des Landes würde anzuſehen fein. 
Daß die im gegenwärtigen Augenblid vorhandenen Ab- 
georbneten nah dem inzwiſchen eingetretenen Wechſel der 
andesherrfhaft niht mehr als wirklich zur Bertretung be 
rufen gelten können, ſcheint uns faum zweifelhaft. Aucd wird 
dem Lande daran gelegen jein, daß e3 diejenigen, welche es als jeine 
Vertreter in die Derfammlung ſchickt, mit ausdrücklicher Rücſicht 
auf die ihnen geftellte Aufgabe wählen fünne Nach weldem 
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Bahlgefeg aber foll eine neue Berfammlung berufen werden? Nach dem 
von 1854 oder dem von 18487 Yür eriteres läßt fich jagen, daß e8 bis 
jent factifch im Giltigkeit befteht, und für letzteres, daß es ſchon auf der 
Beremigung der beiden Herzogthümer zu einem Staat beruht, und daß 
menigftend der eine der Prätendenten an die Berfafiung von 1848 ge- 
bunden ift und nur auf dieſem Wege verfafjungsmäßige und ihn felbft 
bindende Berpflichtungen wird übernehmen zu Tünnen glauben. E8 wird 
dabei nicht die Einführung der Berfaffung von 1848, fondern nur die 
einmalige Berufung der Stände nad) dem damaligen Wahlgejeg zu einem 
beitimmten Zwed vorausgefegt; diefer Zwed iſt aber nur der, den Inter⸗ 
eſſen, Wünſchen und Rechtsauffafjungen des Landes einen geordneten und 
regelmäßigen Ausdrud zu gewähren, und es fteht zu erwägen, in welcher 
von den beiden Formen dieſer Ausdrud am ficherften und mit der größten 
Autorität für das Land felbft erkanut werden dürfe.“ 


29. April. Defterreich geht auf den Vorſchlag Preußens ein, 
und trägt darauf an, zunächſt die Stände ber beiden Her- 
zogthümer nad) dem Wahlgeſetz von 1854 zu berufen, um 
ſich mit denfelben über die Anwendung ded Wahlgeſetzes 
von 1848 zu verjtändigen. 


32. Bie Schleswig-Holftinfche Srage im Abgeordnetenhaufe. 


Aus der Denkſchrift zur Vorlage über die Kriegs— 
koſten. 


— „Bei dem Bemühen, ein edefinitive Ordnung herbeizuführen, hatte 
die Staats-Regierung zunächſt die Zwecke feft im Auge zu behalten, die fie 
nt den Waffen und in den Rondoner Verhandlungen verfolgt hatte: Be⸗ 
feſtigung des Friedens durch einen geredhten und baltbaren Zu: 
tand, dauernden Schuß der Herzogthümer gegen eine Wieder- 
tehr fremder Bedrüdung und Sicherung Deutſchlands in feinen 
Nordmarken. Die Negierung hatte aber zmeitend die Pflicht, das 
preußiſche Interefje zu wahren in feinem ganzen Umfange, foweit e3 
mit dem deutjchen zufanmnenfällt, und fofern e8 durch die individuellen 
Terhältnifie des preußifchen Staates und durch unfere Eigenſchaft als 
Inegführender Theil beflimmt wird. Die Gerechtigkeit gegen alle Präten- 
denten und gegen Preußen, welches Blut und Schäße geopfert hatte, gebot 
ame gründliche Prüfung der auguftenburgifchen, der oldenburgijchen und der 
"renbenburegtfchen Erbrechte. 

Die ufgate iſt noch ungelöſt. Das Proviſorium dauert fort, 
mit ihm die Okkupation, dadurch entſteht ein weiterer Koſtenaufwand 
für das Land, und für die Regierung die Verpflichtung, dem Landtage 
u Grunde darzulegen, welche eine definitive Negelung bisher verhin- 
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Eine rein legiſtiſche Entſcheidung ift unmöglich, jede denfbare Löfung 
muß darin beftehen, die Nechtsfrage und das politifhe Bedürfnig auszu⸗ 
gleihen. Denn jeder der in dem älteren Recht beruhenden Aniprüce 
erftredt fi) nach der Rechtsanficht, melde die Königliche Regierung fid 
bisher bat bilden können, nır auf Stüde, die Ceſſion Chriſtians IX. geht 
auf da8 Ganze, aber berechtigt Defterreihh und Preußen zu gleichen —* 
theilen, und doch ſtände eine Zerſtückelung oder Trennung der Lande ſo 
ſehr im Widerſpruch mit ihren eigenen und den deutſchen Gntereffen, und 
mit den Wunſchen und Bedürfniſſen der. Bevölkerung, daß fie als un- 
möglich bezeichnet werden darf. 

Aus diefen Borausfegungen, tiber welche die beiden Mächte einver- 
ftanden, zog die Kaiferlih öfterreichiiche Regierung den Schluß, daf 
feine andere, als eine politifche Löſung möglich fei, und fchlug in diefem 
Sinne unterm 12. November vorigen Kahred vor, die auß Artikel III. des 
Wiener Friedens erworbenen Rechte weiter an den Erbprinzen von Aus 
guftenburg zu cediren, vorbehaltlic, einer Aufträgal- Fnftanz für den Groß⸗ 
herzeg von ——— 

Die Königliche Regierung iſt dieſem Vorſchlage principiell in ſoweit 
nicht entgegengetreten, als fie in ihrer Antwort vom 13. Dezember erklärte, 
daß fie weder die Auguftenburger, noch die Oldenburger Kandidatur au 
ſchließe; aber fie müſſe darauf halten, daß die Entjcheidung für den emen 
Bewerber nicht dem anderen und feinen Freunden in und außer Deutſch⸗ 
land den Eindrud der Willfürlichleit mache. Sie würde ſich, fobald fie 
eine Schädigung der preußifhen Intereſſen zn befürchten hätte, der Ver⸗ 
pflichtung nicht entziehen fönnen, auch die Prüfung der Brandenburgijcen 
Anſprüche zu verlangen, denn, während Defterreich auf diefen Befig, der 
geographiichen Berhältnifie wegen, feinen Werth lege, feien die gejammten 
jtaatlihen und mirthichaftlichen Intereſſen Preußens an der künftigen Ge 
ftaltung der Herzogthümer weſentlich betheiligt, ſchulde die preußiiche Re 
gerung e8 dem eigenen Lande, Bürgjchaften dafür zu gewinnen, daß die 
2 ehvien gung und Achtung diefer Interefien nicht von dem zweifelhaften 
guten Willen des Tandesherrn, von der Stimmung der Stände, von dem 
Spiel der Parteien abhängig bleibe. Sole Bürgichaften würden barın 
u finden fein, daß die Militair Organiſation der Herzogthümer in ein 
tefte8 Verhältniß zu der preußifchen gefeßt, die maritımen Wehrkräfte für 
die preußiiche Marine nugbar gemacht, die natürliche, dem Vortheile beider 
Theile zuſagende Entwidelung von Schifffahrt und Handel gegen fünftlide 
Hemmungen geſchützt werde. “Die Regierung habe die erforderlichen Schritt 
getban, um eine gründlichere wiffenfhaftfiche Prüfung der Rechtsfrage und 
über die anderen bezeichneten Punkte ein beftimmtere8 Programım vorzu 

ereiten. 

Am 21. Dezember erfolgte eine Rüdäußerung von Wien. Das Katjer- 
liche Kabinet erflärte fich bereit die Frage durch Verſtändigung mit Preußen 
abzufchliegen, allein der Gefammtheit des Bundes ftehe e8 zu, darüber zu 
wachen, daß der politiiche Zuftand eines Bundeslandes den Grundgejegen 
des Bundes entipreche, und daß nicht in den Verein der Souveräne Deutid- 
lands ein unfelbftftändiges Mitglied eingeführt werde. Was die vorge 
ſchlagene Ceſſion betreffe, fo fei diejelbe nur als eine Verfügung über die aus 
Artilel III. erworbenen Rechte, nicht als eine Entſcheidung der Rechtsfrage 
gemeint, wobei allerdings zu erwägen jein werde, ob das Verfügungsrecht 
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Chriftians IX. fi) nur auf foldhe Yandestheile beziehe, die dem Könige, 
abgejehen von den Thronfolgegejege, angefallen fein witrden, oder nicht 
vielmehr auf das Ganze erftrede. 

Die diefjeitige Erwiederung vom 26. Januar dieſes Jahres empfiehlt 
die angeregte Frage nach der Dispofitiong -Befugnig Chriftians IX. einer 
torgrältigen Unterfuchung. Die Staats-Regierung erwarte auch darüber 
dad Gutachten ihrer Kronjuriften und würde e3 dankbar erkennen, wenn 
die öfterreichiiche Negierung auf analoge, in ihren Inſtitutionen gegebene 
Weiſe die jachverftändige Prüfung aufnehmen wollte. Die Brandenburger 
Anſprüche zu ermähnen babe Preußen fih nur da berufen gefunden, wo 
& fi um die rechtliche Seite der Frage gehandelt, nicht in London, mo 
8 darauf angekommen fei, die Losſtrennung der Herzogthiimer ohne Ber- 
größerung der Kriegögefahr durch eine politifche Transaktion zu erreichen. 
Die Königliche Regierung wünſche zunächſt Har geftellt zu ſehen, mie weit 
da3 Recht des Erbprinzen von Auguftenburg reiche, wie groß darüber 
hinans alfo das Geſchenk fein würde, welches fie gemeinjchaftlich mit 
Tefterreih ihm zu machen hätte, wenn fie feiner Einfegung zuftimme. 

Am 22. Februar war die Königlihe Regierung in der Lage, dem 
Wiener Kabinet die Grundfäge mittheilen zu können, von welchen fie bei 
den Berhandlungen mit Defterreich über die jelbftftändige Konftituirung 
Schleswig» Holfteind auszugehen beabfichtigte, und bei deren Annahme fie . 
legtere mit den preußifchen Intereſſen für vereinbar halten würde. 

Die betreffende Depeſche ift diefer Denkſchrift beigefügt. 

Die Erklärung darliber erfolgte in einer Depeche des Grafen 
d. Mensdorff vom 5. März, Die Kaiferlihe Regierung hielt dafür, 
dak ein unter folhen Bedingungen eingefegter Fürſt nicht als gleich— 
berechtigtes und ftimmfähiges Mitglied in den Kreis der Souveraine des 
deutihen Bundes eingeführt werden könne. Die Bedingungen gingen nur 
auf den individuellen Gewinn Preußend, mährend Oeſterreich und der 
und Anſpruch auf das hätten, was die Dergogihämer an Wehrkraft zu 
Yande und zu See leiten könnten. Die Kaiſerliche Regierung jei bereit, 
zu bewilligen, daß Rendsburg zur Bundesfeftung erhoben merde, daß 
Preußen den Kieler Hafen Hr jeine Marine, eine Kanalverbindung 
zeiihen beiden leeren und den Eintritt des neuen Staates in den 
preußiihen Zollverein verlange. Indeſſen ſei, fo lange die Frage der 
Souverainetät in der Schmwebe bleibe, jür “Detailverhandlungen kein 
Boden. Defterreich lehne das mitgetheilte Programm ab und fchließe eine 
Phaſe der Verhandlungen, in der definitive Vereinbarungen überhaupt 
nicht möglich, 

Die Königliche Regierung glaubt zu wiſſen, daß der Gang, den fie 
genommen, und die Richtung der öffentlichen Dleinung des Yandes parallel 
lanfen. Ein enger Anſchluß der Herzogthlimer an Preußen wird alljeitig 
gefordert und erwartet, die wirkliche Einverleibung lebhaft gewünſcht. 
Die Königliche Regierung ift der Ueberzeugung, daß die leßtere Löſung 
an ji die zwedmäßigfte wäre, nicht nur für Breußen, ſondern auch für 
Dentſchland und die Herzogthümer felbft; aber fie verfennt nicht, daß fie 
tür Preußen mit großen finanziellen Opfern in Betreff der Srieostoften 
und der Staatsfchulden verbunden jein würde, und fie hält diefelbe nicht 
in dem Maße durch das Staatdinterefje für geboten, daß ihre Durd- 
rübrung unter allen Umftänden und ohne Nüdfiht auf die Erhaltung 
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des Friedens erftrebt werden müſſe. Dagegen glaubt fie am denjenigen 
Bedingungen unter allen Umftänden feithalten zu follen, zu deren Auf- 
ftelung Preußen aus der Pflicht zum militärischen Schuge der Herzog: 
thümer wie des eigenen Landes und zur Entwidlung der deutſchen 
Wehrkraft zur See die Berechtigung (eöpft. Se lange, bis die af 
diefem Gebiete für Preußen nothwendigen Einrichtungen zweifellos ficher: 
geftellt find, muß das Proviforium und mit ihm die Okkupation fort: 
dauern und die Negierung ift der Zuftimmung des Landes gewiß, menn 
fie ihren Befig in den Öerzogthüimern bi8 dahin aufrecht erhält. Cie 
wartet die Prüfung und Klärung der Rechtsfrage ab, fie ift zu Ber: 
ftändigungen bereit, welche, diefe Frage mit dem politifchen Bedürfniß 
verföhnend, dem Intereſſe Preußens, der Herzogthlimer und Deutjchlands 
genügen, und wird in den Wünjchen und Ueberzeugungen der Bevölkerung 
er Herzogthümer, jobald es ihr gelungen fein wird, diefelben durch eine 
eeignete Bertretung zum Ausdruck zu bringen, ein wejentliches Moment 
* ihre eigene Entſchließung finden.“ 


1. Juni. Die Schleswig-Holſteinſche Frage und Die 
Marine. 


Rede Bismarcks bei Berathung der Marinevorlage. 

(Die Fortichrittöpartei und die Marine; — die ſchles⸗ 
wig=boljteinihe Frage und die Erfolge der Regierung; — 
Forderungen des Ahgeorbnetenhaufe in Bezug auf das 
Budgetrecht und die Verfaſſung überhaupt.) 


Ich bin nicht im Stande, auf alle Gebiete, die der Herr Vorredner“ 
betreten bat, hier einzugehen. Nach dem Gefammteindrud feiner Rede 
und der der Herren VBorredner, die feine politifchen Freunde find, kann 
ih nur bedauern, daß bei jo vielen vorhandenen Punkten des Eimer: 
ftändnifjes doc eine Verftändigung über die außmärtige Politik zwiſchen 
ung ftet® mißlingt. Ich bin fait dazu gedrängt, einen gumtih äußerlichen 
Grund dafür aufzuflellen: es ift die unbefriedigte Neugierde. 

Könnten wir uns rechtzeitig Mar im Voraus über alle Pläne der 
Zukunft Ihnen gegenüber nußiprechen, ich glaube, Sie würden mehr davon 
billigen, als Sie bisher zu thun fich getrauten. Ließen fich Ihnen die 
Gründe, die zur Abjchliegung der rufjilchen Konvention ung beftimmt 
haben, vollftändig klar legen, ohne Berlegung der außmärtigen Be 
tehungen, ich glaube, die Meiſten von Ihnen würden fie billigen. Id 
ann nur erwähnen, daß die Konvention und in der ganzen däniſchen 
Frage nichts geſchadet hat, und daß es zweifelhaft iſt, ob ohne dieſen 
Vorgang das Verhältniß Rußlands zu uns für alle vergangenen und 
ulünftigen Phaſen dieſer Frage fo freundſchaftlich ſein würde, wie es in 

irklichkeit iſt. 

Hätten wir Ihnen vor ein und einem halben Jahre hier offen dar⸗ 
legen können, welchen Zielen wir zuſtreben, ich glaube, meine Herren, 
Sie würden ſo viel nicht dagegen eingewendet haben. Sie ſind der 
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Meinung, wir hätten unfere Ziele und unfere Beftrebungen, vom Strome 
getrieben, geändert. Es giebt Protokolle anderer, eben jo amt- 
liher Sigungen wie diefe, aus denen Ihnen in Zufunft be- 
mweisbar fein wird, daß wir feit dem Dezember 1863 unfere 
Ziele nit gemechfelt haben. 

Könnten wir auch jegt Ihnen die Wahrjcheinlichkeiten, die wir haben, 
unjere Bolitif in den Herzogthümern durchzuführen, die Wege, auf denen 
wir dies zu erreichen gedenken, mit derjenigen Klarheit auseinanderjegen, 
mt der ich Sr. Majeftät dem Könige gegenüber im Stande bin, fie zu 
entwideln; ich glaube, Sie würden in der Heftigfeit Ihrer Oppofition 
gegen dad, was mir treiben, einigermaßen nachlaſſen. 

Aber wenn Sie in die Tehnit der diplomatifchen Geſchäfte einge- 
weihter wären, Sie würden und nicht einmal dadurd drängen, daß Gie 
Aeußerungen außfprechen, durch welche Sie das Minifterium in die Vers 
legenheit jegen, entweder dur Stillfchweigen die Richtigkeit anjcheinend 
zuzugeben oder im Widerlegen Meinungen zu äußern, die aus politijchen 
Gründen beſſer unausgefprochen bleiben. 

Der Herr Borredner hat unferer Politif den Vorwurf gemacht, fie 
rede zu viel, fie ziele zu lange, fie handle zu wenig und fchieße zu fpät. 
Ich bin durch dieſen orimur! in der That überrajcht worden; ich glaubte, 
er würde und den Vorwurf machen, wir redeten zu wenig über das, was 
wir thun wollten, und ein Gefühl der Kränkung merde dadurch hervor« 
gerufen, daß Sie nicht in jedem Augenblid überzeugt werden können, 
wohin die beabfichtigte Politik geht und welche Mittel fie anmendet. 

Es hat mohl feine Frage die öffentliche Meinung in Deutfchland in 
den legten zwanzig Jahren fo einftinmig intereffirt, wie gerade die Flotten⸗ 
frage. Wir haben gejehen, daß die Vereine, die Preſſe, die Landtage, 
ihren Sympathieen Ausdrud gaben, diefe Sympathieen haben fich in 
Sammlung von verhältnigmäßig recht bedeutenden Beträgen bethätigt. 
Ten Regierungen, der konfervativen Partei wurden Vorwürfe „gemadt 
über die Langſamkeit und über die Kargheit, mit der in dieſer Richtung 
vorgegangen wurde; es waren beſonders die liberalen Parteien, die dabeı 
thätig waren. 

ee glaubten deshalb, Ihnen eine rechte Freude mit diefer Vorlage 
zu maden. 

Das Yntereffe daran, da3 muß ich aus den Aeußerungen des Herrn 
Vorredners abnehmen, ift aber einigermaßen abgeftumpft. Er ift der 
Meinung, daß Preußen zu ſchwach fer, um diefe Laſt zu tragen, daß fie 
nur ertragen werden könne, wenn man andere deutjche Staaten in Mit⸗ 
tdenfchait zieht. So lange, bis uns dies gelungen wäre, ſchien er nicht 
mir den deutfchen Handel der anderen Staaten, jondern auch den preu⸗ 
Giihen Handel in der verhältnigmäßigen Schuglofigteit belaffen zu wollen, 
in der er fich jest befindet. Wenn die Regierung das wollte, es wäre 
lihter — ich meine das linterlaffen des Schuges — als nad) der Her- 
ſtellung einer preußifchen Flotte zu ftreben. 

Sehr ſchwierig aber ift eg, ein freiwillige Abkommen mit Jemanden 
zu treffen, das ihm Laften zumuthet, wenn man diefen Jemand nicht 
zwingen, ihm feine Gewalt anthun darf. Letztere wird von der Politik 
der Berten, die und gegenüberftehen, auf das Schärffte verdammt. Wir 
jollen aljo nur gutmüthige Ueberredung anwenden, die gemeinfamen In⸗ 
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tereffen außeinanderjegen, damit die Leute zahlen und mehr leiften, als 
fie bisher thun. 

Es fteht dem entgegen, daß im gemeinen in Deutfchland parti- 
kulare Intereſſen ftärker find, al8 der Gemeinfinn. Der Sag ift in 
mehreren Formen bier jchon ausgeiprochen. Es fteht dem entgegen, daß 
im Allgemeinen die Exiſteuz anf der Bafis der Phäaken bequemer 
ift, al8 anf der Bafid der Spartaner. Man läßt ſich gern fjchüger, 
aber zahlt nicht gern, und am allerwenigiten giebt man das geringfügigite 
Hoheitsrecht zum Beſten der allgemeinen Intereſſen auf. 


Sch glaube, der Herr Borredner ftellte und da eine Zumuthung, 
wenn mir auf richtigem anche dieje Ziele erreichen follen, die felbit das 
geſchickteſte und gejcheidtefte Minifterium, wie e8 feinem Ideale vorſchwebt, 
und wie er jelbit es ohne Zweifel leiten würde, nicht zu verwirklichen im 
Stande jein würde, ohne Gewalt anzumenden. 

Ih hatte nicht geglaubt, daß der maritime Ehrgeiz der preußiſchen 
Iiberalen ‘Partei inſoweit reduzirt jet, wie ich e3 aus dem Munde des 
Herren Borredners gehört habe, und daß wir in dem Maße der Unter: 
ftügung der übrigen deutſchen Staaten bedürften, um nur mit ihrer 

ülfe unfern eigenen Handel ſchützen zu fünnen. Ich jah daher mit einiger 

pannung dem Berichte entgegen, den und die Kommijfion eines Haufes, 
in welchem die Tendenzen der deutjchen Fortjchrittöpartei überwiegen, er- 
ftatten wiirde. Sch glaubte, wir würden nicht genug gefordert haben, Sie 
würden dag Bedürfniß haben, noch beftinmter und jchneller die maritimen 
Unternehmungen zu fürdern; ich war nicht darauf gefaßt, in dem Bericht 
Ihrer Kommiſſion eine indirekte Apologie Hannibal Fifchers zu finden, der 
die deutfche Flotte unter den Hammer brachte. Auch dieje deutfche Flotte 
cheiterte daran, daß in den deutfchen Gebieten, ebenjo in den höheren 
regierenden Kreifen, wie in den niederen, die Parteileidenfchaft mächtige 
war als der Gemeinfinn. Ich hoffe, daß der unfrigen nicht daſſelbe be⸗ 
ichieden fein wird. 

Ih war einigermaßen überraſcht ferner darüber, daß dem Gebiet: 
der Technik ein jo großer Raum in dem Berichte angewiefen war. Ich 
zweifle nicht daran, daß es viele unter Ihnen giebt, die vom Seeweſen 
mehr verftehen als ich, und mehr zur See gemejen find, als ich; die 
Mehrzahl unter Ihnen, meine Herren, iſt es aber nicht, und doc muß 
ih jagen, ich würde mich nicht getrauen, über technifche Details der 
Marine ein Urtheil zu fällen, welches meine Abftimmung motiviren, welches 
mir Motive zur Berwerfung einer Marinevorlage geben könnte. Ich kann 
mich deshalb auch mit der Biderlegung diefes Theiles Ihrer Einwendungen 
nicht bejchäftigen. 

Näher liegen mir Ihre Zmeifel, ob e8 mir gelingen wird, Kiel 
zu erwerben. 

Wir befigen in dem Herzogthümern mehr, ald Kiel; wir befigen die 
volle Souverainetät in den Herzogthümern in Gemeinfchaft mit Defterreid, 
und ich wüßte nicht, wer ung Diejes Pfand, das dem von und erftrebten 
Objekt an Werth fo viel überlegen ift, nehmen könnte anders als durch 
einen für Preußen unglüdlichen Krieg. Faflen wir aber diefe Eventualität 
ind Auge, jo können wir jeden in unferem Befig befindlichen Hafen eben 
jo gut verlieren. Unjer Befig ıft ein gemeinfamer — das ift mahr — 
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mit Defterreich. Nichtsdeftomweniger tft er ein Befig, für deffen Aufgebung 
wir berechtigt fein würden, unjere Bedingungen zu ftellen. 

Eine diefer Bedingungen, und zwar eine der ganz unerläßlichen, ohne 
deren Erfüllung wir diefen Befig nicht aufgeben wollen, ift das fünftige 
alleinige Eigenthum des fieler Hafens für Preußen. Etwas 
Anderes bat, jo viel ich weiß, der Herr Kriegs⸗Miniſter bei der Vor⸗ 
lage, von der die Rede mar, auch nicht gejagt. Er hat von dem Stand- 
punkte aus geſprochen, auf weldyem die Föniafiche Staat3-Regierung noch 
deute ſteht. Die Ehre Preußens ift nah der Erklärung des Herrn 
Friegsminifters nicht weiter engagirt, als fie vollftändig von uns gededt 
werden wird. 

Die Bedingungen, welche wir zu ftellen beabfichtigen, find jo ges 
mäßigt, daß wir mohl die Yoftaung hegen dürfen, fie auf friedlichem 
Dege verwirklicht zu fehen. Die Bedingungen find bekannt. Wir fordern 
nichts als die Möglichkeit, Deutfhland zur See wehrhaft zu 
mahen in dem Umfange, in dem uns dies mit den Mitteln der Herzog- 
thümer erlaubt jein wird, und gegen die Wahrjcheinlichkeit, Düppel in 
mt gar zu langer Zeit noch einmal belagern und ftürmen zu müfjen, 
diejenige Garantie zu geminnen, die die Hülföquellen der Herzogthümer 
geben können. 

AngefihtS der Rechte, die fi in unjeren Händen und in denen 
Scherreih8 befinden, und die unantaftbar find, jo lange nicht einem der 
perren Prätendenten es gelingt, zu umjerer Ueberzeugung ein befjeres 
Recht, als das auf uns übergegangene des Königs Chriſtian IX. von 
Tänemart, nachzumeifen, Angefichts der Rechte, welche in voller Sou⸗ 
wränetät von ung und Defterreich bejeflen werden, ſehe ich nicht ein, 
mie uns die fchlieglihe Erfüllung unjerer Bedingungen entgehen follte, 
vodald wir nur nicht die Geduld verlieren, jondern ruhig abwarten, ob 
ih Jemand findet, der e8 unternimmt, Düppel zu belagern, 
nenn die Preußen darin find. 

Ste haben uns darauf verwiefen, wir follten uns über die Erfüllung 
dıeier Bedingungen mit den Herzogthlimern verjtändigen. Schon der Herr 
Lorredner an meiner Seite hat gejagt, daß es nicht Mar fei, wer „die 
Herzogthümer“ jeien, wer jie vertritt; fie feten nicht konftituirt. 

_ verzog von Schleswig-Holjtein und Lauenburg find 
St. Majeftät der König und Se. Majeität der Kaijer von 
Teiterreich auf Grund der Berechtigung, die ich mir erlaubt habe an- 
zuführen. Die Landesherren beabfichtigen, die Stände ihrer Herzogthiimer 
dermächſt zu berufen, um mit ihnen zu unterhandeln. Wir wollen fie 
mcht vergewaltigen, aber auch und nicht vergemaltigen laffen; wir wollen 
mt ihnen unterhandeln. Kommen wir und Defterreihd mit ihnen zu 
medliher Verftändigung in der Sache, jo wird dies ein allerjeit3 und 
ad für Breußen erwünſchtes Ergebnig fein; gelingt e8 nicht, fo werden 
ne Beichlüffe, keine Proflamationen der Stände, fein einſeitiges Vor⸗ 
ghen im Stande fein, Preußen aus den Herzogthümern herauszumaßregeln. 
. Zweifeln Sie dennodh an der Möglichkeit, unjere Abfichten zu ver- 
milichen, jo habe ich ſchon in der Kommiſſion ein Auskunftsmittel 
enproblen; limitiren Sie die Anleihe dahin, daß die erforderlichen Be⸗ 
age mr daun zahlbar find, wenn wir wirklich Kiel befigen, und jagen 
ze: „Kein Kiel, kein Geld!” 
19* 
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Ih glaube, daß Sie andern Miniſtern, als denen, die jebt bie 
Ehre haben, fi des Vertrauens Sr. Majeſtät des Königs zn erfreuen, 
eine ſolche Bedingung nicht abfchlagen würden. 

Sie zmeifeln an unferer Befähigung ımd an unferem Beruf, Staatd- 
geſchäfte zu treiben. Ich bin nicht unbeicheiden genug, daß mir nicht 
jelbft mitunter ſolche Zweifel beifämen; ich bin überzeugt, daß jeder der 

erren, die dieſe Phraſe unterfchrieben haben, die Sache an meiner Stelle 
eſſer gemacht haben wiirde; aber den Beweis davon haben Sie noch 
nicht gegeben. Die Fälle, wo Sie glauben, diplomatifche Erfolge gewonnen 
u haben, und auf welche Sie ſich an einer anderen Stelle des Berichtes 
erufen, paflen nicht. 

Sie jchreiben e3 der liberalen Strömung, dem Einfluß dieſes Haufe: 
zu, daß der Zollverein rechtzeitig wieder hergeftellt jet. Ich erinnere Sie 
an die Thatfache, daß der erfte Staat, der aus der Goalition unferer 
Gegner ausſchied, der die Brefche legte, vermöge deren die Stellung ber 
übrigen unbaltbar wurde, der beide Yandestheile Preußens ‘verbindet, fo 
daß er eine Barriere zwifchen den Nordfeeftaaten und den Binnenftaaten 
Ichafft, daß dies Kucheffen war. Nun glaube ich wohl, meine Herren, 
daß Sie einen großen Einfluß auf manche Regierungen Deutſchlands 
ausüben mögen, aber auf Kurheſſen nicht. 

Ih komme dabei zurüd darauf, daß der Herr Borredner uns 
empfahl, mir hätten die Zollvereinskriſis ftärfer ausnützen follen, um 
politifche Vortheile zu Gunſten einer bundesftaatlichen Bereinigung daraus 
zu gewinnen, wenn auch nur die Anfänge davon. Ich habe diefelbe Idee 
gehabt bei der vorigen Zollvereinskrifig vor 12 Jahren. Ich war damals 
noch neu in den Geſchäften. Wenn man längere Zeil darin geweſen if, 
dann überzeugt man fih, daß das Bedürfniß der Rekonſtituirung des 
Bollvereind nicht ftark genug ift, um dafür eine Souveränetätöperminderung 
den Yürften annehmbar zu machen. Die Möglichkeit, einen Drud ın 
diejer Richtung zu üben, hätte nur dann vorgelegen, wenn wir im Hinblid 
auf das jegige Syſtem der Zollverträge die Sicherheit gehabt hätten, 
dag Franfreih mit den außerhalb des Bollvereins bleibenden Staaten 
einen SHandelövertrag auf der Baſis des mit uns gejchloffenen nidt 
abichliegen würde. Die Sicherheit hatten wir nicht. Schloß Frankreich 
ſolche Verträge mit ihnen, jo war dadurch, vermöge der freien Verlehrs⸗ 


wege, welche jegt Mitteleuropa zu Einem Handelögebiete verbinden, eine 


größere Leichtigkeit gegeben, einen gejonderten Zollverein neben Preußen 
berzuftellen. 


Ein anderer politifcher Erfolg dieſes Haufes, den der Kommiſſions- 
bericht demjelben zujpricht, hat mich och mehr überraiht. Sie find der 


Meinung, „auch in der ſchleswigſchen Frage habe die Regierung, mas fie 
erreicht, nur der Richtung des öffentlichen Geiftes und der Zuftimmung 
ded Landtages für die Loslöſung der Herzogthümer zu danken.“ Ich 
fonftatire, daß Sie ung damit die Tendenz, die Herzogthümer loszulöſen, 


zuerlennen; von Ihrer an 8 u eh, maß vie Regierung Fun | 
ie mit der Bermweiger 


hätte, iſt mir nichts erinnerlid). 
der Anleihe, die wir damals von Ihnen verlangten, Düppe 
erobert und Aljen? Dann, meine Herren, habe ich auch die Hoffnung, 
daß aus Ihrer Verweigerung der jetigen Anleihe auch eine preußiſche 
Flotte hervorgehen werde. 
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Bir hätten vielleiht, wenn Sie und mit der Entfchloffenheit beige- 
fanden hätten, die ich von Ihrem preußilchen Patriotismus, fobald Sie 
die Richtung erkannten, in der wir gingen, erwartete, vielleicht mehr er- 
reiht; es iſt möglich. Aber Sie haben Ihren Beiftand verweigert. 
Jedenfalls ıft das, was damals Ihr Ideal war, jest für die 
preußifhe Regierung das Minimum des Erreihbaren Bir 
können das, was Ste vor 1, Jahren als Höchſtes erftrebten, 
in jeder Biertelftunde ind Werft jegen: einen unabhängigen 
(hleswig-holfteinfden Staat fogar mit einigen mäßigen, und 
aber nicht genügenden Bortheilen für Preußen — e8 bedarf 
nur einer in einer Biertelftunde aufzujegenden Erflärung 
der Königlihen Regierung, und der Staat wäre geihaffen. 

Aus den Refolutionen und aus eimer anderen Stelle des Berichtes 
entnehme ich noch andere und vielleicht die hauptſächlichſten Motive, 
worum Ste glauben, diefe Anleihe ablehnen zu müſſen, Motive, die nur 
mjofern ewas Tröftliches haben, als ich erjehe, dag Sie Scheu tragen, 
ne offen andzufprechen. Ich ziehe daraus den Schluß, daß Ihr Vertrauen 
zur Macht diefer Gründe doch nicht jo ſtark ift, wie es vielleicht fonft 
war. Es ift in einem Paflus des Berichtes gejagt: Brächten wir die 
Frage der Herzogthümer hinmieder in Berbindung mit unjeren inneren 
Zuftänden, namentlich” mit unſerem YBudgetftreit, jo werde es außjehen, 
ala wollten wir jene Frage nur als einen Hafen zur Wiedergeminnung 
unjeres BudgetrechtS benugen. Ya, meine Herren, es würde nicht nur fo 
ausſehen, fondern es fieht wirklich jo aus. 

Was verftehen Sie unter Ihrem Budgetreht? Die Yrage 
miffen wir uns far machen. Ich will dazu beitragen, fo viel ich kann, 
indem ich Ihnen meine Auffafiung davon entwidele. 

Sie verlangen eine Aenderung mehrerer Artikel der Berfaflung. 

Denn das YBudgetrecht fo verwirklicht werden fol, wie Sie es vers 
tehen, jo müßte der Artikel 62 der Berfaffung geändert werden in feinem 
Baflus, der da lautet: „Die Uebereinftimmung des Königs und beider 
Kammern ift zu jedem Geſetz erforderlih.* Es müßte von diejer allge- 
memen Beitimmung das jährlich zu Stande zu bringende Bud etgefet 
ausdrüdlich ausgenommen fein, es müßte gefagt werden: „Die Entſcheidung 
über das Budgetgefeg ſteht allein bei dem Haufe der Abgeordneten. 
Seine Entſcheidung ift maßgebend. Die beiden anderen Faktoren müſſen 
ih ihr fügen, fobald die Entjcheidung feftiteht.“ 

Nach dem jonftigen Ausdrud der Befchwerden, melde Sie gegen bie 
Regierung haben, glaube ich, daß die Verfaffung mit diefer Aenderung 
alein Ihnen nicht genügen wird. Es ift ein anderer Artifel, ich glaube 
Artikel 65, worin ed heißt: „Dem Könige fteht die vollziehende Gewalt 
in; er ernennt und entläßt die Minifter.“ Hier würden Sie des Zujages 
dürfen: „Die vollziehende Gewalt fteht ihm zu; er darf fie aber nicht 
im Widerſpruch mit den Wünjchen und Anfichten des Haufes der Abs 
geordneten ausüben; er darf fih auch nur folde Minifter halten, die dag 
dertrauen des Abgeordnetenhaufes haben. Befigen fie dies nicht, jo kann 
ihnen dad Bertrauen des Königs nichts nuten. Er muß fie entlaflen.” 

glaube, Sie wiirden auch mit diejer Berfaffungsänderung noch 
nıht auslommen. Es exiſtirt ein anderer Artikel, ich glaube 84, in dem 
gejagt ift, die richterlichen Behörden find unabhängig und feiner anderen 
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Autorität unterworfen. Es müßte, um Ihnen zu genügen, eine Ber 
vollftändigung Hinzugejegt werden: „Sie unterliegen der Cenſur und der 
Kritit des Haufes der Abgeordneten.“ 

Meine Herren, es find vielleicht noch mehrere Aenderungen in der 
Berfaffung, die Sie erftreben. Sie können Ihre Ziele mit der preußiichen 
Berfaffung, wie fie in ihren Artikeln vor uns liegt, nicht erreichen. 

Sie verfuchen diefe Aenderungen dadurch zu erzwingen, daß Sie zu 
Bmeden, deren Nüslichfeit Sie an und für fich nicht beftreiten können — 
ih will nicht an die Bankfrage erinnern, ich will in die Details überhaupt 
nicht eingehen — Ihre Mitwirkung verfagen, die Staatsmafchine, fo viel 
an Ihnen liegt, zum Stillitand bringen, ja in Sachen der auswärtigen 
Politit — ih kann nicht umhin, e8 zu fagen — da8 Gemeinweſen 
fhädigen, jo weit Sie es innerhalb Ihrer Befugnifje vermögen durch 
Bermeigerung Ihrer Mitwirkung. 

Das Alles, um eine le auf die Krone auszuüben, daß fie ihre 
Minifter entlaffe, daß fie Ihre Auffaflung des Budgetrechts annehme. 
Meine Herren, Sie kommen dadurch genau in die Lage der falſchen 
Mutter im Urtheil Salomonis, die lieber will, daß das 
Kind zu Grunde gehe, als dag damit anders als nad ihrem 
Willen geſchehe. 

Wie Site fih mit Ihren Wählern darüber abfinden, das ift Ihre Sad; 
ich glaube, daß das fo ſchwer nicht ift, dad Gemähltwerden. Wenn man 
beripregien tann, jo fann man aucd gewählt werden. In allen 
Schichten unferer Bevölkerung liegt eine gewiſſe Trägheit zur Erfüllung der 
Pflichten, ohne deren Erfüllung ein großer Staat eben nicht beftehen Tann; 
in allen Schichten dient man nicht gern jo lange als man muß; kann 
man ſich dem entziehen, giebt es Behörden, die ein Auge dabei zudrüden, 
fo juht man es loszuwerden. Gejchmuggelt wird in faſt allen Ständen, 
befonder8 nom meiblihen Theil der Bevöllerung; ich fehließe daraus, daß 
Steuern niht aus Patriotismus, fondern aus Zwang gezahlt werben. 
Die meilten Wähler werden fi ſelbſt kaum ein Urtheil darüber bei 
legen, ob eine Armee mit cinem Dienftjahre weniger beftehen kann oder 
nit, ob der Staat mit etwas weniger oder mehr Steuern auskommen 
fann oder nicht; jedenfall® aber würden fie e8 gern ſehen, wenn dad 
möglich wäre. 

Stellt ihnen das als Wahlkandidat ein gebildeter, ihnen an Einfidt 
überlegener Herr vor, und gar ein Königliher Beamter, der ihnen jagt: 
man täufcht Euch abſcheulich darüber, es ift eine vortreffliche Armee mit 
zweijähriger Dienftzeit mögli, der Staat könnte mit fehr viel weniger 
Steuern beitehen, Ihr ſeid überbürdet, fo leuchtet das den Leuten em, 
fie jagen, der Herr ſpricht gut, unfere Wahlftimme koftet und nichts, 
wir wollen e8 damit verſuchen. Schafft er, was er jagt, fo ift e8 gut, 
kann er e3 nicht anjchaffen, fo wird er wieder kommen und fagen, & 
ift noch nicht gelungen, aber zweijährige Dienftzeit müßt Ihr haben. 

Das Vertrauen der Bevölkerung zur Weisheit des Königs iſt groß 
genug, daß fie ſich jagen, jollte dad Yand dabei zu Grunde gehen, odtr 
wirflih in Schaden kommen, jo wird es ja der König nicht leiden. Die 
Leute unterfchägen eben die Bedeutung der Verfaſſung in folge der früheren 
Traditionen. | 

Ih bin übezeugt, daß ihr in die Weisheit des Königs geſetztes Ber 
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trauen fie nicht täuschen wird; aber ich kann doch nicht leugnen, daß es 
mir einen peinlichen Eindrud macht, wenn ich fehe, daß Angeſichts einer 
großen nationalen Frage, die feit zwanzig Jahren die öffentlihe Meinung 
beihäftigt: hat, diejenige Verfammlung, die in Europa für die Kon⸗ 
zentration der Intelligenz und des Partriotismus in Preußen gilt, zu 
Irmer anderen Haltung als zu der einer impotenten Negation ſich er- 
beben kann. 

Es ift dies, meine Herren, nit die Waffe, mit der Sie dem 
Königthum da8 Scepter aus der Hand winden werden. Es ift 
auh nit dag Mittel, durch das e8 Ihnen gelingen wird, 
anferen Tonftitutionellen Einrihtungen diejenige Feſtigkeit und 
weitere Ausbildung zu geben, deren fie bedürfen. 


2. Zumi. Aeußerungen des Berichterftatterd Abg. Dr. Virchow. 


Bas wir von ber Regierung verlangen, ift Klarheit und Beftimmtbeit ber 
volitik. Diefe Klarheit und Beftimmtheit, meine Herren, ann man allerbings 
euch nachträglich aus der feiten Führung bes Staatsruders erfehen, welde in 
einer befiimmten Hand ftattgefunden hat, und wenn es dem Herrn Minifter- 
vräfidenten wirklich gelingen lönnte, das Fand und dieſes Haus zu Überzeugen, 
daß feine Hand dieſes Steuer feſt nach einem beflimmten Ziele mit Bewußtſein 
geleitet hat, dann werde ich mich in ber That vor ihm beugen. Ich babe mit 
tem ernfthafteften Bemühen zu ermitteln gelucht: war feine Politik eine überlegte 
oder bemußte, oder war fie eine nach Einfällen des Augenblids, nah Epiſoden 
immerfort wechfelnde, mehr oder weniger alſo von äußern Einflüffen und von 
tiefen unb jenen Perjönlichleiten beftiimmte? und da muß ich dem Herrn Mi- 
nifter» Bräfidenten bei aller Hochachtung vor feinen Talenten und mit der Bitte, 
daß er das, was ih fage, nicht im irgend einer Weije als einen perjönlichen 
Vorwurf anſehen möge, doch erflären, bat ih aus dem Stubium ber Dokumente 
tie Ueberzengung gewonnen habe, daß jelten in einer großen Krifis ein 
leitender Staatsmann ſolche Sprünge gemacht bat, wie er, und 
daß, wenn es ihm gelungen ift, burd die Krifis hindurch ein gewiß 
großes und anerlennenswertbes Refultat zu erreichen, ih nicht im 
Stande bin, e8 als fein Berdienft anzuerlennen, ſondern daß id 
e3 für einen Zufall halte. 

Diefe Schwankungen und Wandelungen erflären fih leicht. So wie bie 
äußeren Berhältniffe etmas andere wurben, fo machte auch die Staats » Hegierung 
ibre nenen Schwenkungen. Das Staatejhiff ging nicht durch alle diefe Wande⸗ 
Inugen geraden Weges hindurch, fonbern wie der Wind verſchieden blies, 
ging auch das Schiff nad verſchiedener Richtung. 

Run hatten aber die Dänen fonderbarer Weife die Hartnädigkeit, allen 
rieſen verſchiedenen Wandelungen gegenüber auf ihrem unglüdjeligen Gedanken 
m befieben, Schleswig zu unterwerfen. Unb biefe Hartnädigleit hat es denn 
tabin gebracht, daß der Krieg immer wieder von Neuem aufgenommen werben 
mußte, unb daß man endlich dahin kam, bie gaben Erfolge zu erlangen. 

Meine Herren! Ich babe bei früherer Gelegenheit ſchon gejagt: alle Ehre 
für bie Armee für Alles, was fie gebulbet und geleiftet hat, aber daß Sie (zur 
Rinifterbant deutend) bie Abficht gehabt haben, den Krieg zu tragen bie nad 
Dürpel und Alfen und noch weiter, als Sie ihn begannen, Davon werben Sie 
einen Anbern überzeugen. „Credat Judaeus Apella.“ Sie haben in jebem 
Stadium Halt machen wollen; in jedem Stabium waren Sie zufrieden zuerft 
ut etwas Geringem, dann mit etwas mehr und wieder mit etwas mehr, und 
immer mebr. Es wuchs Ihr Appetit mit dem Eſſen und es war ganz natürlich, 
daß Sie am Ende fo großen Appetit belfamen, baf Sie das ganze Land ver- 
freien wollten. 
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Meine Herren! Ich bin nicht ber Meinung, daß Sie mit bem Gedanken 
ber Annerion ausgezogen find, ficherlich nicht! am wenigfien bin ich der Ueber⸗ 
jeugung, daß das eine von Sr. Majeftät dem Könige ſanktionirte Politik ge⸗ 
weſen ift; und doch werben Sie nicht ableugnen koͤnnen, daß es Stadien gegeben 
bat, wo Ihre Politik geradezu anneriftiih war. Wenn fie jet micht mehr 
anneriftifch ift, fo werben Sie uns nicht einveben wollen, daß das etwa baven 
berfäme, daß Sie zu feiner Zeit anneriftiich geweien wäre. Es ift Doch ganz 
fiher, daß zu einer gewiffen Zeit Sie die Annerion vollzogen haben würden, 
F Sie nicht das ſonderbare GOlück gehabt hätten, den condominus mitzu- 
nehmen. 

Aber Sie werden Alles preiſen als Verdienſt Ihrer Politik; in jedem 
Stadium vergeſſen Sie die Fehler und rühmen eben das Gute. Wir, meine 
Herren, ſehen in jedem Stadium den Fehler und zwar den Fehler eines 
feſten Programmes, ver ſich durch die Zeit bes Oeſterreichiſchen Bündnifſes 
hindurchzieht, der zu keiner Zeit ganz aufgehört bat. Ich will dieſe Dinge nicht 
weiter diskutiren. Ob Sie durch das Defterreihiihe Bündniß Europäiſche Kem⸗ 
plifationen vermieden haben, das ift ein Gegenftand, der fpäter zur Berbant!ung 
fommen kann. Hier liegt mir nur Daran, zu zeigen, welche Wechiel, welche 
Schwanfungen, welche Unficherbeit die Preußiſche Botktit gehabt bat und wie 
wenig Sie Vertrauen verlangen können, wenn wir auf Die Stadien zurüdtliden, 
wo Sie bald dieſe bald jene Zuficherung gemacht haben. Gegenwärtig können 
wir nit umbin zu fagen: wir haben nicht blos allgemeines Miftrauen 
gegen dieſes budgetloſe Minifterium, fondern ein fpezielles Mißtrauen. 
Diefe Berfonen halten wir nach ihren Leiftungen nicht für bered- 
tigt, Bertrauen in Anſpruch zu nehmen. 


2. Juni. Emiderung Bismarcks. 


Es liegt nicht in meiner Abficht, auf die Sache von Neuem einzu: 
eben. Aber der Herr Referent hat einen großen Theil feiner langen 
Rebe der Kritik meines perfönlichen Verfahrens gewidmet. Ich will ihm 
auf dieſes Gebiet nicht im jeiner ganzen Breite folgen. Ich bin der 
Anerkennung in jehr geringem Make bedürftig und gegen Kritik 
ziemlih unempfindlih. Nehmen Sie immerhin an, daß Alles, 
was gefhehen ift, rein zufällig gefhah, daß die Preupiide 
Regierung daran vollftändig unjhuldig ift, dag wir der Spiel- 
ball fremder Intriguen und äußerer Einflüffe gemejen find, 
deren Wellenſchlag ung zu unjerer eigenen Ueberraſchung an 
der Küfte von Kiel and Yand geworfen hat. Nehmen Sie da3 
immerhin an, mir genügt es, daß wir da find, und ob Sie uns dabei ein 
Berdienft zujchreiben oder nicht, das ift mir vollftändig gleichgültig. 

Die Kritit des Herrn Borrednerd über den Weite unferes Ber: 


fahrens Eritifire ich lediglich mit einer einzigen Phraje, die er felbit ge 


braucht hat. Er hat und vorgeworfen, wir hätten, je nachdem der Wind 

ewechielt hätte, auch das Steuerruder gedreht. Nun frage ih, was 
* man denn, wenn man zu Schiffe fährt, Andres thun, als 
das Ruder nach dem Winde drehen, wenn man nicht etwa ſelbſt 
Wind machen will. Das überlaſſen wir Anderen. 

Ich habe das Wort aber nicht deshalb ergriffen, ſondern um einen 
Ausfall gegen meine Perſon von ganz ſpezifiſchem Charakter zu beantworten. 
Der Referent bemerft, wenn ich den Bericht wirklich gelefen gäte, jo 
wiſſe er nicht, was er von meiner Wahrheitsliebe denken folle. Der Her 
Referent hat lange genug in der Welt gelebt, um zu willen, daß er ſich 
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damit der techniſchen und ſpecialen SBenbung gegen mich bedient hat, vermöge 
deren man einen Streit auf das rein perſönliche Gebiet zu werfen pflegt, um 
denjenigen, gegen den man den Zweifel an feiner Wahrheitsliebe gerichtet hat, 
zu zwingen, daß er fich perfünliche Genugthuung fordert. Ich frage Sie, 
meine Herren, wohin ſoll man mit diefem Tone kommen? wollen Sie den 
politiihen Streit zwifchen uns auf dem Wege der Horatier und Ku— 
riatier erledigen? 

Es ließe fich davon reden, wenn e8 Ihnen erwünſcht if. 

Benn das aber nicht, meine Herren, was bleibt mir dann Anderes 
äbrig, als gegen einen folchen ftarten Ausdruck meinerjeit3 einen noch 
tärlern wieder zu gebraudhen? Es ift dies, da wir Sie nicht verflagen 
innen, der einzige Weg, auf dem wir ung Genugthuung verjchaffen können, 
ich wünſchte aber nicht, daß Sie und in die Nothwendigfeit verjegen, ihn 
zu betreten. Und wie weift der Herr Berichterjtatter mir den ‘Mangel 
an Wahrheit nah? Wenn ich mid) nach der langen Rede recht erinnere, 
io warf er mir als nicht übereinftimmend mit dem Berichte diejenige 
meiner Aeußerungen vor, durch die ich die liberale Partei bejchuldigte, 
ihre Spmpathien für die Flotte hätten fich vermindert. Um zu beweiten, 
daß dies unrichtig war, lieft er mir alle die jchönen Worte vor, die Die 
Kommiffion in dem Berichte für die Flotte gemacht hat, während dod) 
der Schluß lautet, Geld geben Sie nit. Ja, meine Herren, wenn 
orte Geld wären, dann hätten wir der Freigebigkeit, mit der Sie die 
Regierung behandeln, nur unjere dankbare Bewunderung zu zollen. 


13. Juni. Die Stellung des Abgeordnetenhaufes zur Schles⸗ 
wig- Holjteinfchen frage nnd das Vorgehen der Re⸗ 
gterung. 

Rede Bismarcks bei der Berathung der Kriegskoſten⸗ 
Vorlage. (Nah dem Abg. Walded.) 

(Die früheren Beihlüffe ded Abgeordnetenhaujed in der 
Schleswig- Holfteinihen Frage; — die biöherigen Erfolge 
der Regierung; — die Pflicht zur Unterftügung derjelben; 
— weitere Beltrebungen und Ausſichten; — die Frage 
der Annerion.) 

Wenm ih mir den Inhalt Ihres Berichts vergegenwärtige, jo werde 
ich zweifelhaft, ob meine Erinnerung von den Verhandlungen, die vor 
anderthalb Jahren bier über die Bewilligung einer Anleihe ftattfanden, 
ganz genau war. Ich hatte von diefen Verhandlungen den Eindrud be» 
alten, daß das Haus der Abgeordneten damals bereit gewejen fein würde, 
die Koſten des däniſchen Krieges in Geſtalt der Anleihe zu bewilligen, 
3 die Königliche Staatsregierung ſich diejenigen Ziele der auswärtigen 
Politit, welche daS Abgeordnetenhaus ihr ftellte, aneignete. Diefe Ziele 
md in zwei Altenftüden der damaligen Verhandlungen, die zugleich die 
Reimung des gefammten Haufes ausfprechen, näher bezeichnet, ohne daß 
ni * hätte, ſie aus den zum Theil längeren hervorragenden Reden 
zuzieben, 
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Es find in der Nefolution, melde Sie bei Ablehnung der Anleihe 
faßten, negativ einige diefer Ziele der preußischen Politik dahin bezeichnet: 
„daß dieler Dang in der preußiich-öfterreichiichen Politik fein andere 
Ergebniß haben Tann als das: die Herzogthümer zum zmeiten Mal an 
Dänemark zu überliefern,” — diefe Befürchtung ift nicht eingetroffen, — 
„daß die Königliche Staatsregierung, indem fie diefe rein deutſche Sache 
als eine europäifche behandelt, die Einmiſchung des Auslandes Berbei- 
teht,“ — auch died bat fich nicht bemahrheitet; — „daß die angebrohte 

ergewaltigung den berechtigten Widerftand der Übrigen deutjchen Staaten 
und damit den Bürgerkrieg in Deutfchland herausfordert.“ 

Das waren die Befürchtungen, die das Haus hegte, die Klippen, 
deren Vermeidung der Regierung empfohlen murde, die Klippen, welde 
von ihr vermieden find. | 

Pofitiv bezeichnete das Haus feine Ziele in einer an Seine Majeſtät 
den König gerichteten Adreffe mit den Worten: „Preußen und Deutjchland 
find berechtigt und damit auch verpflichtet, das Erbredht Friedrichs VII. 
anzuerkennen, das deutſche Bundesgebiet von der Anweſenheit dämiicer 
Zruppen zu befreien und die Zufammengebörigfeit und Unabhängigtet 
der Herzogthümer herzuftellen.“ 

Meine Herren, dies Programm ift von der Königlichen Staatär- 
ierung entweder erfüllt oder feine Erfüllung, fo meit fie rüdftändig if, 
r meit fie die Einjegung Herzogs Friedrich VIII. betrifft, fteht in unferer 
Gewalt. Ich habe das neulich Schon hervorgehoben: Wir find zur 
Ausführung auch diefes Theils Ihres Programms vollftändig 
jeden Tag im Stande, jobald uns da8 Erbrecht des Herzogs von 
Auguftenburg nachgemiejen fein würde, maß es nicht ift, oder fobald mir 
die Sicherheit hätten, daß die im Interefje Preußens und des. gefammten 
Deutjchlands an die Herzogthümer zu ftellenden Forderungen durd den 
Herzog audgeführt werden würden, 

Ungeadhtet diefer Uebereinftimmung der erreichten Reſultate mit den 
von Ihnen damals aufgeftellten Zielen lehnen Sie die Koften des Kriege? 
auch jetzt wiederholt ab. Sie motiviren diefe Ablehnung dur eine 
retrofpeftive Beurtheilung theild des Verfahrens der Regierung, theils der 
Motive, welche Sie veranlaßten, die Anleihe vor anderthalb Fahren zu 
verweigern. 

Sie werfen dabei dem Berfahren der Regierung vor, daß die Ziele, 
welche die Regierung verfolgt babe, fich nicht immer gleich geblieben wären, 
ſondern gewechjelt hätten. Es ift fchon von einem Forredner der Rechten 
außeinandergefegt morden, daß weniger die Ziele, als die Mittel zur 
Berfolgung der Ziele mwechfelten. 

Es wird als unfer jetziges Ziel bezeichnet die völlige Trennung der 
Herzogthlimer von Dänemark, welche durch den Frieden vom 30. Oktober 
1864 definitiv erreicht ift, und ein enger Anfchluß derfelben an Preußen 
in militairifcher und maritimer Beziehung. Daneben ſei ausdrüdlidy geiagt 
in unjerer Borlage, daß anfänglich nur der Entſchluß maßgebend geweſen 
jei, „zu Öunften der deutjchen Sache das Aeußerſte zu erlangen, mas 
nach der politifhen Gefammtlage erreichbar fchien,* und ich glaube, beide: 
widerfpricht fich nicht. Das, mas mir jegt erftreben und zum Theil 
erreiht haben, mag eben dieſes Aeußerſte jein. Ein Drittes, „die in 
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London abgegebene Erklärung, zur Herftellung eines gerechten und halt⸗ 
baren Zuftandes in Schleswig »Holftein durch Bürafchaiten gegen Wieder» 
kehr däniſcher Unterdrüdung den Herzogthümern den Frieden in Wahrheit 
zu fihern® — nun, auch mit diefer Bezeichnung ſtimmt das, was wir 
jegt al3 umfer Ziel binftellen, vollftändig überein. Die „Bitrgfchaften 
gegen Wiederkehr däniſcher Unterdrüdung“ beftehen in gewiſſen Bedin- 
gımgen, die wir ftellen, die zunächſt nur dagegen uns ſchützen follen, daß 
wir nicht in kürzeſter Zeit vielleicht genöthigt find, einen koſtſpieligen Feld⸗ 
zug zur nochmaligen Befreiung der Herzogthümer zu führen. 

Der Kommiffionsbericht hebt ferner ald Motiv der damaligen Ab» 
lehmng der Anleihe hervor, es habe dem Haufe das dazu nöthige Ver⸗ 
trauen zu den Perjonen gefehlt, welche die Politik leiten. Meine Herren, 
ich glaube, Cie würden dieſes Bertrauen gehabt haben, wenn Sie fidh 
deutlich vergegenmwärtigt hätten, daß diefe derfon, weldhe die auswärtige 
Eoliti! des preußiichen Staates leitet, Seine Majeftät der König. ift, 
iowohl verfaſſungsmäßig als auch thatjählih. Die Minifter führen die 
Volitik des preußiſchen Staates nad) den beftimmten, genauen und fpeziellen 
Anveifungen Seiner Majeftät des Königs. Hätten Sie ſich dies Har 
gemacht, * ſage ich, würden Sie das Vertrauen gehabt haben, und dieſes 
Sertrauen würde Sie nicht getäuſcht haben. Denn die Reſultate, die 
Sie wünſchen, find erreicht, nur niht auf den Wegen, die 
Sie eingeſchlagen zu ſehen wünjchten. Das ift der Haupworwurf, 
den ich im dieſer retrojpeftiven Kritif und gemacht finde. 

Sie jagen, auch auf Ihrem Wege hätte einer Störung des euro- 
räjdhen Friedens im Großen vorgebeugt werden können; es hätte ihr 
vorgebeugt werden fünnen, auch wenn wir, ftatt mit Defterreich, mit dem 
deutſchen Bunde gegangen wären, Das ift möglich; aber es erſchien 
ter Königlichen Staatöregierung nicht in dem Grade wahrſcheinlich, wie 
die Vermeidung des Krieges auf dem Wege, den wir gingen. „Jedenfalls 
babe ich den Erfolg anzuführen, daß er auf unferm Wege vermieden 
worden ift. 

Eie werfen diefem Wege ferner vor, daß er und einen Mitbefiger 
cegeben in Echleswig=-Holftein. Aber der von Ihnen empfohlene hätte uns 
32 Mitbefiger gegeben und an der Spitze diefer 32 denfelben, den wir jeßt 
haben, umd zwar nicht mit derjelben Gleichberechtigung, fondern mit der 
Ueberlegenheit der Präfidialmaht und als Führer der Bundesmajorität 
gegen Preußen; der ganze Schwerpunft läge nicht zwifchen Berlin und Wien 
md Kiel, jondern er läge in Frankfurt, und die Herzogthlimer befänden 
ſich wahrjcheinlich in diefem Augenblid unter der Verwaltung der Herren von 
Kömerig und Niepert. 

Es ift von einem Vorredner ausgeführt morden, daß wir eine 
Gelegenheit verfäumt hätten, ung an die Spike der mittleren und 
tlemeren Staaten Deutichlands zu ftelleu. Wenn der Herr Referent, 
geh mir, acht Jahre hindurch deutſcher Bundestagsgefandter in Frank⸗ 
turt gemejen wäre, fo wiirde er diefe Möglichkeit nicht ala eine fo leicht 
erreichbare Hingeftellt haben. Er würde, gleich mir, überzeugt fein, daß die 
Rojorität der Mittels und Kleinſtaaten fich nicht freiwillig und bereitwillig 
aner preußiichen Führung, einer preußifchen Altion untergeordnet haben 
würde, ohne fie zu geniren und zu hemmen, ohne Preußen in der Ziehung 
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der Konſequenzen aus Ddiefer Aktion zu beeinträchtigen. Das Berbältnif 
wäre das umgelehrte von dem angedeuteten geweſen; Preußen hätte unter der 
Leitung der Bundesmajorität und der Bundesbeſchlüfſe fich an diefem ganzen 
Feldzug betbeiligt. 

Wenn mir der Inhalt des Berichtes diefe wenigen Aeußerungen ab: 
genöthigt bat, fo halte ich es doch für umfruchtbar, über die Vergangenheit 
weiter zu fonjekturiren und zu Eritifiren. 

Die Frage, über die ich hier einen Ausſpruch des Haufes noch mehr al3 
über die finanzielle erwartet hätte, ift die politifche, Die Frage der Gegen: 
wart und der Zukunft. Dieſe Frage num, diejenige, die feit 20 Jahren in 
dem Bordergrunde des deutichen politifchen Intereſſes geftanden hat, dieſe 
Trage harrt gegenwärtig der Löſung. 

Sie, meine Herren, find durd die Vorlage der Regierung in die Lage 
gefetst, fih zu äußern; Sie haben die Gelegenheit zu |prechen — ich möchte 
lagen, Sie find en demeure gejegt, zu reden. Das Rand hat ein 
Recht, zu erfahren, was die Meinung feiner Yandesvertretung 
über die Sache fei. Sie haben Gelegenheit zu fprechen; diplomatiice 
Bedenken ftehen Ihnen nicht im Wege, und Sie haben ſich auch ſonſt bet 
anderen Gelegenheiten nicht viel daran gelehrt. 

Wenn Sie nun dennoch bei diefer dringenden Aufforderung zu reden 
darüber fehmeigen, jo jteht e8 mir nicht zu, Ihre Motive darüber meiner 
Kritif zu unterziehen. Wenn ich die Stimmung des ganzen Haufed nad) 
den Heußerungen des Abgeordneten Walde beurtheilen —* fo müßte 
ich annehmen, daß Sie entweder fürchten, mit der öffentlichen Meinung in 
MWiderfpruch zu treten, wenn Sie fich äußern, wie es Ihnen ums Herz if, 
oder daß, wenn Sie mit diefer öffentlichen Meinung nicht in Widerjprud 
treten, Sie eine Regierung ſtärken, die Sie nicht mögen, die Ihrer Partei 
nicht angehört. Ich Tann mir nicht denken, daß das die Meinung ber 
Mehrzahl unter Ihnen if. Denn Sie können fich darüber nicht täufchen, 
daß Sie, auf dem Gebiete der auswärtigen Bolitit am allerwenigften, daß 
Ste die vom Könige eingefegte Regierung von der Bolitit Preußens ım 
Auslande nicht zu trennen vermögen; Ste haben weder die Macht noch 
das Recht dazu. | 

Es giebt thatſächlich Feine andere preußiiche Politit als diejenige, 
welche die vom Könige eingefegte Negierung betreibt. Bekämpfen Sie 
diefe Politik, fo bekämpfen Sie die Politif Ihres eigenen 
Baterlandes im Bunde mit dem dem Baterlande gegenüber: 
ftehenden Auslande. Sch wiederhole e3, daß ich diefe Meinung mict 
als die bemußte Anjicht der Majorität dieſes Haufes vorausfege. Ich 
würde die Aeußerung nicht gethban haben, wenn ich nicht zu derjelben 
durch die des Herrn Vorrednerd berechtigt wäre. 

Der Herr Vorredner fagt außdrüdlih: mas gehen uns die Ber 
legenheiten der preußifchen Regierung an? Was follen wir fie ſtärken 
etwa durch irgend ein Botum? Was follen wir uns hergeben, diplomatiid 
außgenugt zu werden von dieſer Regierung, die unjer Budgetrecht ver: 
tennt? Kurz, wenn Sie diefem Rathe des Herrn Vorredners folgen, iv 
benugen Sie Ihre Berechtigung, Anleihen zu verweigern, um auf anderen 
Gebieten Konzeifionen von der Regierung zu erprefien. — Ich glaukk, 
es ift fein Zweifel, daß dies die Meinung des Vorrednerd war, — daß 
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& nicht die Anficht Aller unter Ihnen ift, beweift der Antrag des Herrn 
Abgeordneten Michaelis und feiner Genoffen*). 

Ich habe gegen den Inhalt diefes Antrages fo viel nicht einzus 
wenden, obgleich ich ihn prägifer gemünfcht hätte; ihn trifft der Vorwurf 
mdt augreihender Klarheit nicht ganz mit Unrecht. 

Wir haben unfer Programm vollftändig und Klar in der Depefche 
com 22. Februar c. vorgelegt, und ich glaube, meine Herren, wenn Sie 
nicht wirflich in der Weiſe, wie es einer der Herren Vorredner angedeutet 
bat, auf dem Gebiete der auswärtigen Politit abdiziren wollen, fo hat 
de Königlihde Staatöregierung das Recht, einen Ausfprud 
von Ihnen darüber zu erwarten: wollen Sie für diefes Pro- 
gramm der Regierung einftehen, wollen Sie die Regierun 
unterftügen, wollen Sie, daß die Regierung auf dem dur 
diefed Programm bezeihneten Wege vorgehe auf jede Gefahr 
bin, oder wünfchen Sie das Programm abgeändert, wünjdhen 
<ie e8 abgemindert, wünſchen Ste es verftärtt? Darüber ift die 
Regierung, ıft das Land im Rechte, einen Ausfprucd von Ihnen zu ver 
langen! 

Ich bedenfe noch mit einem Worte das andere von dem Herrn 
Abgeordneten Wagener und feinen Genofjen geftellte Amendement**). 
Vir hatten in der Vorlage uns fchon darüber ausgeſprochen, daß, wenn 
mm die Frage der Zweckmäßigkeit entjcheidend wäre, dieſes Programm 
‘ehr viel für fich Hätte, namentlih im Intereſſe der Herzogthümer felbft. 

Ich halte e3 für die Herzogthümer allerding3 außer— 
ordentlih viel vortbeilhafter, Mitglied der großen preußi— 
hen Genoffenfhaft zu werden, als einen neuen Fleinftaat 
mit fat unerfhwinglidhen Laſten zu errichten. Aber wenn diefes 
Programm, diefer Antrag verwirklicht werden follte, fo würden eben auch 
dieſe ſelben Laſten auf den preußifchen Staatsihag libernonmen merden 
müſſen. Wir würden nicht die Herzogthümer in den preußifchen Staats- 
verband unter irgend einer Form aufnehmen können und ihnen dennoch 
de preußifchen Kriegskoſten abverlangen, oder fie die öſterreichiſchen Kriegs⸗ 
teften bezahlen laſſen, oder fie auch nur in der Ungleichheit der Schulden 
beftehen laſſen, melche doppelt fo viel auf einen Kopf in Schleswig -Hol- 
Rein austragen, mie in Preußen. Wir würden fie mit allen preußifchen 
Staats bürgern gleichftellen müſſen. Die Regierung kann fih für bie 
Uchernahme fo bedeutender Laſten nicht ausſprechen, wenn fie die Abneigung 
der Landesvertretung fieht, diejelben zır fibernehmen. 

Eine Politik in der Richtung könnte von der Regierung nur dann 
mit Ernft erwogen werden, wenn fe gewiß wäre, daß die Landesvertretung 
kereitwillig die Taften übernehmen mürde, mit denen fie verbunden wäre. 


Der Antrag Michaelis befagte: „Tas Intereffe Preußens und Deutſchlands fordert, daß 
‘x einitioe Regelung ter Berbältmiife Schleewig - Holfteins fdhleunigft herbeigeführt werde, daß 
204 eine flaatliche Komftituirung der Eibberzogtblimer nur unter ſolchen Maßgapen ftattfinde, melde 
ce: unlösliche Nerbintung zwiſchen benfclben und Preußen feftftellen, die den Schuß der Nordgrenzen 
<emijhlande und tie Entwidlung einer Achtung gebietenden Marine unter der dem Berhältniß ber 
tereijcitigen Sräfte entiprahenden Mitwirkung der Elbherzegthümer in Preußens Hände legt und 
Dun Bieiemn Zwede nöthigen territorialen , Anangielen und militärifhen Vorbedingungen gemähr- 


) Der Autrag Wagener ging bahin: 
„2 ẽtwartung —— daß die Königliche Staatsregierung anſtreben werde, nöthigenfalls 
un “bfinzung etwa berechtigter Erbprätententen bie Gibberzogthitmer der preufifden Monarchie 








| 
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abzujehen, zu welden Komplilationen eine jolde 
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Wir können nicht eine folche Politif anfangen und nachher an der Kippe 
einer Geldverweigerung, wie fie der Herr Abgeordnete Dr. Walde mit 
vollitändiger Sicherheit in Ausficht geftellt hat, fcheitern. 
Jedenfalls aber hat der Gedanke der Annerion, wie man fie land- 
läufig nennt, auch dann, wenn er nicht zur Ausführung fommt, jein Gutes 
ehabt. Die Bereitwilligfeit des Erbprinzen von Auguftenburg und der 
evölferung der Herzogthümer, ſolche Bedingungen, wie Preußen fie glaubt 
fordern zu müffen, zu bemilligen, war meiner Erfahrung nach nicht und 
bisher niemals in dem Maße vorhanden, wie der Herr Neferent fie 
glaubte jchildern zu können. 


Ich erinnere mich namentlich, daß ich im vorigen Sommer die Ehre 
batte, mit dem Erbprinzen von Auguftenburg perjönli zu fpredyen, und 
Se. Durchlaucht von den mäßigften und billigften Bedingungen jo weit 
entfernt war, daß er, als ich fie entmwidelte, mir antwortete: „Warım 
find Ste denn überhaupt nad) den Herzogthümern gelommen; wir haben 
Sie nicht gerufen; die Sache wäre ohne Preußen vielleicht beſſer für mid 
ausgefallen.“ Dieje Abneigung zur Bemilligung folder Bedingungen, die 
der Bevölkerung Lajten, namentlich in der Heeresfolge, auferlegen können, 
fehe ih nicht an als da8 Produkt irgend einer Gereiztheit über gemijie 
Zeitungsartifel oder über die Politif der Königlihen Staatsregierung 
im Allgemeinen, fondern als den natürlichen Ausflug jener bequemen, 
allen Leiftungen abgeneigten Zrägheit, die auch der Herr Referent al3 
das Erbtheil Heinftaatliher Verhältnifje bezeichnete, und die ich mir neulich 
al8 das Staatsprinzip „auf der Baſis der Phäaken jtehend“ zu bezeichnen 
erlaubte, die eſſen und trinken und geſchützt fein wollen. 

Diefe Abneigung, irgend welche Laften zu übernehmen, war im 
höchſten Grade vorhanden, fie hat jich vermindert in demjelben Make, 
in dem die dee der Aunexion auftauchte; lediglih unter dem Drude 
diefer Idee und unter der Furcht vor Gemaltthat iſt fie geſchwunden. 
Man bat fi) unferen Wünſchen angenähert, man tjt aber noch nicht jo 
weit gefommen, daß man darauf abjchliegen fünnte, 

Daß mit der Weigerung, Preußen billige, ja im Sn: 
terefje Deutſchlands fogar ganz nothwendige Zugeftändnilie 
zu machen, die Idee der Annerion immer wieder auftaudt und 
an Ausjiht gewinnt, liegt in der Natur der Dinge. Denn 
weigert man uns die billigen Bedingungen, die wir fordern, 
hindert man dadurch den Abſchluß, jo if allerdings Ihmer 

eigerung 
auf die Dauer und bei geänderten europäijhen Berhältnijien 
führen fann. 


Aus der Erwiberung bes Abgeorbneten Dr. Walbed. 


Nach den Grundiägen, die der Herr Minifter - Präfident ung fo oft vor- 
geführt bat, ift die auswärtige Politik gar nicht unjer Beruf. Der Herr Ri- 
nifter fängt Krieg an, ohne uns zu fragen, ſchließt Frieden, ohne uns zu fragen, 
und nachdem er vielleicht in eine biplomatiihe Berlegenheit gefommen ift, ſo 
wünſcht er, daß wir nun irgend einen günftigen Ausipruch thun jollen für bie 
Zufunftspolitil. 

Die Bergangenheitspolitit wird ihn nicht kümmern, das glaube ich, bas 
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kann man {bon aus dem Ganzen abnehmen, und im Grunde, meine Herren, 
Ian ich ihm darin nicht fo fehr Unrecht geben. 

Was vergangen if, ift vergangen, lafjen wir den Strom bes Meeres dar⸗ 
über hinfließen. ie wiffen, wir waren ja nicht alle berjielben Meinung im 
verigen Jahre über Das, was gerabe, und wie es zu erringen fei. Das Refuttat 
7 allerdings errungen worben, bie Herzogthümer find von Dänemark getrennt 
zerden, das müſſen wir zugeben, und ich jehe gar nicht ein, was es nützen 
lennte, bier bie diplomatifhen Noten unb die diplomatiſchen Verhandlungen 
eier aufzuwärmen und zu jagen: das und das ift recht geweien, das und das 
serlehrt. 

Das führt zu keinem Ziele, in dieſe Dinge wollen wir uns gar nicht 
miſchen; von der Zulunftspolitit wäre allein die Rede. Nun frage ich mid, wie 
kenmen wir bazu, Zukunftspolitik zu treiben, während das ganze 
Terrain, auf dem ein Abgeordnetenhaus Politik treibt, beftritteun 
dird. Betrachten Sie doch die ganze Tage, in der wir uns befinden, betrachten 
Zie doch Die Lage, in der diefe Preußiſche Nation fich befindet, gegenüber einem 
Riniſterium, das ihre Rechte in jeder Hinficht verfennt. Diefem Minifteriun 
zegenüber jollen wir gewiſſe Grundſätze, gewiſſe Zielpunkte der Politit ausſprechen, 
einer Politik, die uus in ein vollſtändiges Myſterium gehüllt iſt. Wir können 
bt wiffen, wie man etwa- in diplomatiſchen Verhandlungen oder ſonſt dieſe 
asre Ausſprüche benugen könnte, in welche Berlegenheiten ber Staat dadurch 
somidelt werben könnte, während wir bod ter Anfiht find, Daß eine ganz 
sntere Regierung, als die gegenwärtige, ba fein müßte, um eine 
suswärtige Politik von einem großen liberalen, eigentlih Preu- 
siiden Geſichtspunkte zu treiben, daß eine Regierung, die folhe große 
Ziele anftrebt, au ihrer würbig fein müſſe. Es muß das, was fie 
‘a, Deutichland zu erobernden Stämmen bringen will, Gutes und Richtiges 
m. IR es dies nicht, jo können wir uns bie Bergrößerung gefallen 
lzſien: — warum nit? — aber daß wir dazu belfen follen, fann 
tein Renjh von uns verlangen. Nun, meine Herren, bieje Frage 
:taud pefuniär gefährlich und liegt Dod feineswegs jo, daß man 
:& troß dieſes, wie ih auerkeune, zu erftrebenden Zieles noch 
ineinbegeben follte in Europäiſche Berwidelungen, die zu einem 
:tlgemeinen Kriege führen könnten. 


Aus ber Rede des Abgeordneten Dunder. 


Peine Herren! Dean kann von bebeutenden Fähigkeiten fein, man kann 
:iinzende Rednergabe befigen, man kann inſtruirt jein in ben Geſchäfien und 
der Geichichte Des Landes, man kann große biplomatifche Gewandtheit befiten, 
mau lann auch in jchwierigen Fällen Energie an den Tag legen — meine 
derreu, ein Staatsmann im modernen Siunme ift man barum nod 
stht Zu einem Staatsmann im modernen Sinne, da gehört die Macht der 
&eseifterung, welde die Gemüther leitet, welche jelbft eine wiberwillige Volks⸗ 
verrretung ſich unterthänig macht, jo daß fie gezwungen ift, biefer Regierung zu 
rien, dieſer Leitung zu gehorchen. 

Meine Herren! Wenn Sie von Staatsbildung ſprechen im heutigen Zeitalter, 
d seht fie unter jolchen Staatsmänuern vor ſich. Ich weiſe Sie einfach hin auf 
alien! Wie haben fi) denn dort nach einen an fich ganz unglinftigen Frieden, dem 
"ca Zürid, der für Italien nur das jämmerliche Berhältniß eines Deutihen Bundes⸗ 
gutes ſchaffen wollte, über das Napoleon feine Hand als Proteltor halten wollte, 
— 16 jage, wie haben fich unter den Einwirkungen, unter den Folgen einer weiſen 
Stautslenfung Seitens eines Mannes wie Cavour, wie haben ji da bie Dinge 
naht? Gerade aus dem ungünſtigen Frieden hat fich der glänzenbfte Zuftand für 
stalien entwidelt, weil diefer Staatsmann e8 verftanden hatte, nicht nur in Die Seele 
des eigenen Vollsſtammes, jondern auch der benachbarten Boltsftämme den Keim ber 
Legeiſternug zu werfen, ber es möglich machte, Daß im gegebenen Momente aus diejer 
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Begeifterung auch bie Geftaltungefraft hervorging, Die ben neuen Staat ſchuf. Unt, 
meine Herren, ehe fi nicht unjere Staatsmänner ähnliche Eigenfchaften anſchaffen. 
eher werben wir in Deutſchland nicht vorwärts kommen. Deine Herren! Ca it 
im Dunfel der Zufunft, und ich will nicht prophezeihen, ob Deutſchland den 
Bundesftaate oder dem Einheitäftaate zuftrebt. Ich bleibe bei der Anſicht, daß 
es jeiner ganzen Milfton nach mehr für den Bundesſtaat beftimmt if. Aber ia 
dem, wie ihm wolle, weder Bundesftaat noch Einheitsftaat werden 
je Männer fhaffen, denen bie Eigenfchaft fehlt, Die ich zuerfi be- 
zeihnet habe. Sie, meine Herren, haben jo oft und vorgeworfen, wir jeen 
ganz trefflihe Muſikanten, aber Eins fehlte uns: Das Vertrauen Seiner Majlüt 
des Königs, um wirklich im Staate eine Einwirkung üben zu können. Meine 
Herren, wir haben gr nicht den großen Ehrgeiz in dem Sinne wie es ber Hert 
Abgeordnete fagte, Gejchichte machen zu wollen; wir wollen nur, Daß obneuns 
feine Geſchichte gemacht wird, das heißt, wir wollen nur, daß ohne bie freie Zu: 
ſtimmung des Volles, Die Geſchicke des Baterlandes nicht geleitet werben, und, 
meine Herren, wenn uns jenes Vertrauen fehlt, jo fehlt eben dieſen Min 
nern das Bertrauen des Volles, es fehlt ihnen die Madt, in 
bie Gemütber der Nation jene vorwärts treibenden Gedanken 
zu werfen, die diefen Staat zu dem gemadt haben, wat er 
beute if! | 

Die heutige Periode wird vielleicht ungefähr fo in der Geſchichte werzeichnet 
fteben: Ja, e8 war eine Zeit der Zerfehung, bie Miffion des Miniſter 
Präfidenten war wohl vorzugsweiſe, die Inbaltbarleitder Deut- 
hen Verhältniſſe in dem glänzendſten und ſchneidendſten fidt: 
zu zeigen. Aber ih glaube nicht, daß die fünftige Geſchidte 
ibn, den heutigen Minifter-Präfidenten, unter die wahrbajıen. 
Gründer und Förderer des Preufifhen Staates in ber fert-. 
fhreitenden Entwidelung feiner wirklichen biftorifhen Miſſien 
einzeihnen wird. Dazu geben ihm jene Eigenjhaften ab, welde 
ih mir vorhin zu fhildern erlaubt babe. 





Aus der Rede des Abgeorbneten Dr. Löwe. 


Ih habe eben geſagt, daß ea mir ſehr Teid getban bat, daß ber Sem 
Minifter - Bräfident für die ausmärtige Bolitit Die Autorität des Königs als die 
enticheibende gegen und angezogen bat, wie es eben ber Herr Kriegs - Mine 
in militärifhen Saden zu thun gewohnt ift. Sch habe beſonders beklagt, daß & 
geſchehen ift, nachdem bier eben eine Kritik dieſer auswärtigen Politik vollzegen 
war, ja jogar, nachdem gerade von ber Unterftügung dieſer Politik gewiffe Mängel 
inbireft zugeftanden waren, ich habe es beflagt, daß er es gerade da augemeijen 
gefunden bat, den Namen des Königs als Schuß vor ſich binzuftellen. 

Wenn alfo ein Vertrauen beanfprucht wirb, jo wird e8 immer beaniprudt 
von den Miniftern, die die Gefchäfte jetzt führen, und nicht für den Kömig jelkit 
für dieſe Politik. | 

Was nun dies Vertrauen anbetrifft, jo kann ih mir denken, daß ea Per⸗ 
fonen giebt, die da fagen: im Hintergrunde liegen Ziele, die mir zufagen. Dieſe 
Ziele will ich erreicht jehen und es ift mir gleichgültig, wie biefe Ziele erlangt 
werden. Ich überlaffe denjenigen, bie die Sache betreiben, die Verantwortlichkeit 
dafür. Ich, meine Herren, kann mich dem nicht anfchließen, felbft Die Boraur- 
ſetzung zugeftanden. Ich muß fagen, daß man doch immer die Mittel zum Zwed 
berechnen muß, und wenn ih nun jehe, was biefes Miniſterium, welches ſich 
bes Bertrauend bes Königs in einem ausgezeichneten Maaße erfreut, für bas ber 
König in der That mehr getban und mehr eingefeht hat, als irgend ein König. 
foweit ich denken kann, jemals für ein vorlibergehendes Miniſterium eingejegt bat, 
daß dieſes Minifterium bis jett noch kein großes Refultat in der äußeren und 
inneren Politit hat zu Stande bringen können, ja, baß felbft die innere Frage, 
die dem König jo ſehr am Herzen liegt, heut noch troß diefer Königlihen Unter- 
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Kügung immer noch nicht abgeichloffen if. Da alſo dieſes Minifterium noch 
Rihte zu Stande gebracht hat... . fo behaupte ich, daß bie Schwierigfeiten, 
ie der Herr Minifter- Präfident fich durch feine innere Politik wie burd feine 
isgere Politik geſchaffen bat, jo groß find, daß mit benjelben Mitteln baffelbe 
Ziel von einem andern Minifter leichter und beffer erlangt werben könnte. Sch 
glenbe, daß für bie Befriedigung der legitimen Forberungen unferes Staates 
Koburd, daß gerade dieſes Minifterium bie Gefchäfte führt, ganz abgefehen von 
tem Bertranen, was wir in tiefer fpeziellen Frage zu ihm haben, dieſe Schwie⸗ 
ngleiten größer find, als fie für irgend ein anderes Minifterium fein wilrben. 

Benn dann ber Herr Minifter- Präfident zu uns fagt, es wäre Sache 
eniere® Patriotisnus, jedes Parteibedenken, jedes Bedenken gegen bie innere Po⸗ 
kml, jedes Bedenken wegen der Erhaltung unſerer verfafjungsmäßigen Rechte, 
an? überhaupt jedes weitere Bedenken bei Seite zu ſetzen unb im gemeinfamen 
vatriotismus auch dieſem Minifterium, bas uns diefe Bedenken einflößt, unfer 
Tertrauen zu gewähren, damit wir bie Schleswig - Holfteinfhe Sache zu Ende 
dringen, dann muß ich erflären, es find nicht diefe Bedenken allein, fondern es 
R das Intereffe an dem guten Gelingen in ber Sache felbft, das uns den Wunſch 
zen muß, Daß andere Hände, die nicht bas getban haben, was dieſes 
Kiniftlerium in ber innern wie in der äußern Politik getban bat, daß 
andere Hänbe dieſes Geſchäft zu Ende führen. 

Wenn es fi um einen Alt bes Patriotismus handelt, fo ift es nicht an 
ung, die wir beftimmte Pflichten gegen das Land zu erfüllen haben, benen bie 
Aufrechterhaltung ber Berfaffung vor allen Dingen obliegt; es ift nicht an uns, 
m auch noch das Opfer unjerer Ueberzeugungen, ja unferer Pflichterfüllung 
a Eringen, fondern es ift an dem Patriotismus ber Minifter, dieſe 
Shwierigleiten burch fich jelbft aus dem Wege zu räumen. 


Schlußäußerung Bismarcks. 


Der Herr Referent hat in Betreff der von mir heut— angezogenen 
Unterredung mit dem Erbprinzen von Auguſtenburg einige Ans 
Rutungen gemadt, die von den meinigen abmwichen, oder doch darüber 
binauögingen. Ich erwidere darauf, daß Seine Durchlaucht nicht in der 
Lage war, mit mir über die Theilung oder Abgrenzung von Schlesmig 
zı verhandeln, weil daß von dem Herrn Erbpringen nicht abhing. Es 
war daß allerdings in der Zeit, wo mir noch nicht mit Beitimmtbeit 
vorandjehen konnten, daß wir ganz Schleswig belommen würden. Mit 
Rückficht auf diefe Unklarheit der Verhältniffe ftellte der Herr Erbprinz 
für den Fall, daß wir das ganze befämen, weiter gehende Zuficherungen 
in Ausfiht, als für den Fall, daß wir von Schleswig etwas in Däne- 
mar Händen zurücklaſſen müßten. Im beiden Fällen aber, wiederhole 
ih, waren die Zuſicherungen völlig unzulänglich und blieben hinter dem 
jurüd, was uns jeßt fogar von Defterreich gemährt werden würde. 
Wenn der Herr Referent im Anſchluß an eine Yeußerung des Herrn 
Abgeordneten Löwe angedeutet hat, das Miniftertum beabjichtige, für 
öchler, die es in der Politik begangen habe, die Verantwortung auf 
Seine Majeftät den König abzumälzen, fo begreife ich nicht, welche meiner 
Jeußerungen zu diefem Migverftändnig Anlaß gegeben haben könnte. 
Tie Thatfache, dap Se. Majeftät der König die Politit Preußens, mie 
es ſein verfaflungsmäßiges Necht ift, felbft betreibt, meine Herren, die 
afırt! Soll ich Ihnen denn darüber die Unmahrbeit fagen? Ich halte 
Sr. Majeftät dem Könige Vortrag und Se. Majeftät befehlen auf den 
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Vortrag, was gefchehen fol. Würde etwas befohlen werden, was ich 
nad meiner Ueberzeugung mit dem wahren Wohl des Landes unverträglid 
fände, fo würde ich meinen Abjchied nehmen. Mein Verweilen auf 
meinem Poften zeigt Ihnen alfo, daß ich allerdings die von Sr. Majeftät 
dem Konige befohlene Politit dem Wohl des Landes für zuträglich halte 
und derſelben mit Bereitwilligfeit diene; aber die Thatſache bleibt immer 
befteben, daß die Könige von Preußen ihre Politik nach felbfteigenem 
Willen betreiben, und ie freue mich, daß dem fo ift! 

Über nicht für unjere Fehler habe ich die Verantwortung ablehnen 
wollen, fondern ich habe das Berdienft einer tapferen und konſe— 
auenten Politik — ich würde nicht fo ruhmredig davon fprechen, wenn 
es meine eigene Bolitit wäre — dieſes Verdienſt und Ihr Ber: 
trauen habe ih Sr. Majeftät dem Könige vindiziren mollen. 
Ob daß heißt, unfere Fehler auf die Krone abmwälzen, ſich hinter den 
Thron fteden, um damit die eigene Verantwortung zu deden, das überlaffe 
ih Ihnen jelbft zu beurtheilen. Wenn Fehler gemacht werden und id 
fie mitmadhe, dann erwarten Sie, daß ich ſage: quand möme, und doch 
dafür einftehel Sollte e8 aber einmal dazu fommen, die Folgen tolder 
Fehler zu tragen, jo kann ich dem Herrn Abgeordneten Löwe verfichern, 
daß er mih auch im [hlimmften Falle vor dem Throne finden 
wird; ob ih dann ihn davor finden werde, ift mir zweifelhaft. 


Schlußwort des Berichterſtatters Tweſten. 


— Ich halte es im Intereſſe Preußens, daß das Abgeordnetenhaus eine fette 
Anfiht in diefer Sache ausſpreche, unbelümmert um die augenblidliche Popula- 
rität, allein in ber Rüdficht, daß wir dasjenige ausiprechen, was im Intereſſe 
bes Breußifhen Staates liegt, was den Preußiihen Staatszweden entſpricht, — 
unbefümmert um bie Perfonen der Königlihen Staats - Regierung ! 

Nur als einen ſolchen Ausſpruch faffe ich den Antrag ber Herren Midarlıe 
und Genofien auf, — als eine folhe Kundgebung im Intereffe des Preußiihen 
Staates; und wer immer dieſe Konftituirung der Herzogthümer im Sinne bieiet 
Antrages für das Intereffe des Preußiſchen Staates hält, ber, meine ich, meine 
Herren, bat auch Feine Beranlaffung, jet gegen biefen Antrag zu flimmen. Denn 
allerdings, es kommt ja nicht blos auf das fachlich Richtige an, es kommt and 
darauf an, 0b es opportun erjcheint, in einem gegebenen Augenblid das Richtige 
auszuſprechen. Ich meine aber, das Haus hat Beranlafiung, nad 
langem Schweigen einen Ausjprud in diefer Sache zu thun, und 
in diefer Ueberzeugung empfehle ih Ihnen — nicht beredtigt e? 
im Namen ber Kommiſſion zu tbun — aber für meine Berjon bit 
Annahme des Antrage®. 


(Bei der Abftimmnng bleiben jämmtliche Anträge ın 
der Minderheit, — dad Haus hat fih daher über 
irgend eine Anſicht zur Schleswig: Holfteinjden 
Angelegenheit nicht geeinigt.) 
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33. Weitere Konflikte und Schluß der Seſſion. 


Die Militärfrage und der Staatskonflikt. 


Dei der Berathung des Vorberichts über dad Mili— 
tärbudget. 


20.— 23. März. Aus den Reden ded Kriegäminijterd v. Roon. 


— — Meine Herren, Madıt giebt Macht, ſowie Vermögen Vermögen er- 
zeugt. Ber feine Macht wachen ſehen will, muß nicht dem Glauben Raum 
isfien, daß fie auf ſchwachen Beinen ftehe, daß fie hinfällig jei, fo wie ber Kauf- 
aan jein Bermögen nicht bene kfältigen fann, wenn man nit baran glaubt, 
am deſſen Kredit es ſchwach flieht. acht beruht eben auf Anſehen und Aner⸗ 
!mnung, namentlich Anerkennung ibrer ſoliden Grundlage. Preußen ift befanntlich 
ter kleinſte und ſchwächſte unter den europäiſchen Großftaaten; meine Herren, 
zimmiden Sie, daß es nm beswillen auch die kleinlichſten und ſchwächlichſten 
Nachtanſprüche machen fol? Ich bin überzeugt, barauf nur eine einftimmige 
Antwort, ein kurzes und beftimmtes „Nein“ zu bören, und zwar nicht blos in 
dieſem Haufe, ſondern im ganzen Lande. 

Benn wir die Natur unjere® Baterlandes, Die Natur der Kriegstheater, auf 
Senen unjere vaterländifchen Heere möglicherweife kämpfen könnten, in Betracht 
üchen, fo wirb dadurch ein mwefentlicher Sattor bezeichnet, der das Probult, d. i. 
die Stärfe unferer Armee mitbefimmt. Wir haben bie längften, zum Areal un- 
verbältnigmäßig langen Grenzen; nirgends, ober faft nirgends, bat die Natur 
ewas zu ihrer Bertheidigung gethban; das Land ift zerrifjen in zwei verichiebene 
Silten; es grenzt mit übermächtigen Nachbarn im Often, im Weften, im Süden; 
überall in dieſen Berhältniffen legt die Mahnung, daß man nichts verfäumen 
dinfe, um auch bem feinbfeligen Nachbar mit der Ausficht auf Erfolg entgegen- 
treten zu Finnen. — — 

Kun wird aber die Stärke des Kriegsheeres, welches ins Feld rückt, wejentlich 
Kitımmt durch die Stärke des Friedensheeres. Das Friedensheer ift eben nad) 
unlerer Wehrverfafiung bie große Waffenjchule der ganzen Nation, und das Geſetz 
sen 1814 fagt in biejer Beziehung: „das ſtehende Heer ift bie Hauptbildungs⸗ 
'Aule der ganzen Nation für den Krieg.” Diele Hauptbildungsichule muß das 
Heer aber auch bleiben, auch bei gewachſener Bevölkerung. Das war einer ber 
Fauptgebanfen, der ber jogenannten Heorganijation zum Grunde liegt. 

Um bie ganze Nation wehrhaft zu maden, bebürfen wir eben eines aus⸗ 
reichenden ſtehenden Heeres, einer ausreihenben Bilbungsichule, um 60— 70,000 
Behrpflichtige in jedem Jahre in biefe Schule zu rufen und dadurch in einer ge- 
ifien Reibe von Jahren die Stärlke zu fchaffen, beren wir bedürfen, um bem 
Feinde fiegreih auf dem Schlachtfelde begegnen zu können. . 

Benn nun die Nothwendigkeit der Vervielfältigung unferer Waffenfchule 
eine größere Zahl von Kadres bedingt, wenn jeber einzelne Kadre eine gewiffe 
Rirmalfiärke haben muß, um wirkſam zu fein, — wo liegen ba die Motive zur 
Terringerung bes Friedensheeres? wo liegt da die Möglichkeit zu einer Verrin⸗ 
zernng der Ausgaben? Meine Herren, eine tüchtige Armee muß Preußen haben, 
zem es feine Rolle in der Welt fpielen fol, wenn ben patriotifchen Gefühlen, 
tem Preußiſchen Selbftbemußtjein ein Genüge geſchehen joll; eine tüchtige Armee, 
nicht ein bioßes Objekt feinblicher Ueberlegenheit, fonbern eine Armee, bie im 
Etande ift, des Landes Ehre und Wohlfahrt zu fchüßen. 

Wenn das meine eigene innige, wenn das bie eberzeugung ber Regierung 
#, jo fan fie nicht zurldtreten von Anforderungen und Anſprüchen, die fie an 
he Opferfähigleit des Landes machen muß; fie wirb bafür einſtehen mit ihrer 
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ganzen Berantwortlichkeit, fie kann dafür einftehen mit dem feiten Vertrauen im 
Herzen, daß fie nur das Rechte verlangt, Daß fle nur ein Minimum verlangt. 
Die geſetzliche Anordnung: „das ſtehende Heer iſt ſtets bereit, ine Feld zu rüden,“ 
und „bie Landwehr bient zur Unterftiigung bes ftebenden Heeres im In- und 
Auslande,“ — diefe Beſtimmungen bes Geſetzes vom Jahre 1814 follen und 
werden aufrecht erhalten. Das ift vecht eigentlich ber Sinn der Reorganiſation, 
die Sie in ſolchem Maße perhorresziren. Cine angemeflene Berflärfung des 
ftebenden Heeres zur Löjung feiner Aufgabe, im Frieden als Waffenſchule für bie 
ganze Nation für den Krieg, im Kriege als einziger Borlämpfer für das hinter 
ihm ftehende gerüftete Boll, — das ift bie Aufgabe, welche Die Preußiſche Kriegs⸗ 
verfaffung zu loͤſen bat, und die die Regierung mit ber neuen Einrichtung bee 
Heeres zu loͤſen denkt. 

Berweigern Sie die erwähnte Berfärfung, fo maden Sie 
Preußens trefflihe Wehrverfaffung zu einem loſen Buchſtaben, 
fo zerfiören Sie die Grundlagen unferer jegigen und künftigen 
Macht; fo nehmen Sie Preußen die Möglichkeit, als ſtarker Hort, 
als Schirmberr Deutihlands feine Aufgabe zu löſen. Dann bleikt 
nur, wenn Preußen auf folche Weife nicht blos in die Unmöglichkeit geſetzt wirt, 
feine Europäifhe unb jeine Deutſche Aufgabe zu löſen, dann bleibt aller- 
dings nur eine jihere Ausſicht, das ift Die Ausfiht auf Das Ente. 

Meine Herren, bleibt dieſe Sache noch ferner in der bisherigen Unvoll⸗ 
enbetheit, wäre bie Regierung gendthigt, das, was fie geichaffen, aus den bier laut 
geltend gemachten Rüdfichten wieder zu ruiniren: dann bleibt wirklich nichts 
übrig — denken Sie es fih einmal durch — als die Ausſicht auf das Ende. 
Wenn Preußen die Reorganifation abjchafft in diefem Augenblid, um dem tbeo- 
retiih ganz wohl begründeten Verlangen nah dem Budgetrecht zu entfprecen, 
jo frage ih, ob das unfer Anjehen und unfere Macht in Europa ftählt, ſtärkt 
und vermehrt. Ich halte es für ganz unmöglich, daß irgend Jemand dieſe Meinung 
haben kann. Das ift alfo Die Ueberzeugung, die mid, tief durchdringt; Sie be 
greifen aber, bafß ber Trieb der Selbfterhbaltung für Staaten, wie für 
Individuen nicht blos ein ftarfer, jondern auch ein gerechtfertigter ift. 


— — Der Konflilt ift gewachſen, bie Kluft ift ermweitert und vertieft 
worden. Nachdem uriprünglich gewiſſermaßen nur über eine technifche Frage 
Meinungsverjchiedenheiten waren, hat das Abgeorbnetenhaus feit den Nenwablen 
von 1862 neue Urſachen hervorgeſucht, um den Konflikt eben zu ftabififiren, und 
das ift der Grund, warum ich die Bemerkung überhaupt made. Das, was das 
Abgeorbnetenhaus heute befchäftigt, Die Frage über Die Anträge des Borbericts, 
beweift am beften, daß ber Klimar, biejer verberbliche Klimax, möglicherweife bie 
ins Unendliche gefleigert und fortgejegt werden wirb; er beweift, daß der Ann 
des Hebels, mit dem bie Kortichrittspartet ober ihre Führer ben geſetzlichen Kechts⸗ 
zuftand, ben verfaffungsmäßigen Rechtszuſtand im Lande zu verändern tradten, 
immer länger wird. Ich fürchte, meine Herren, noch fo lang, bis er bricht. Wenn 
es dahin kommen follte, daß die Anträge angenommen würben, fo bat die Re 
gierung offenbar darin ein Zeichen, und zwar ein nicht zu verfennenbes, ein ſebr 
bebeutungsvolles Zeichen, wohin bie Majorität dieſes Haufes zielt, unb Das ift eben 
nichts Anderes, als Machterweiterung für das Haus, Verringerung ber ver 
foffungsmäßigen Rechte des Königs unb feiner Regierung. — — 

Die Regierung kennt ſehr wohl und ſchätzt fehr wohl die Vebeutung der 
Partei» Organifation, deren fich die Majorität diefes Haufes erfreut. Die Re 
gierung weiß fo viel von biefen Einrichtungen, um zu ermeflen, taß bei der 
gegenwärtigen Lage ber Gefeßgebung ber Kampf gegen dieſe Partei» Organifation 
nur zweifelhafte Ausſicht Darbietet. 

Ob das Geſetz nicht Mittel finden wird, um flörenb in biefe Partei⸗Orga- 
nifation einzugreifen, das wirb die Kolge lehren. 

Die Frage ift jedenfalls berechtigt: „Soll die Regierung nach einem neuen 
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Rezept ſuchen, um ben Wahlen denjenigen Charakter zu geben, welcher ven In⸗ 
tereffen bes Landes nach ihrer innigften Uebergeugung mehr entipricht, als ber 
bisherige Ausbrud diefer Wahlen?” 

ein, meine Herren, das bat die Regierung eben nicht gewollt unb will 
ed auch heute nicht; vielmehr hat fie gemeint, es fet ihre Pflicht, Ihnen noch 
anmal ans Herz zu legen, daß eine Verſtändigung, eine Ausgleichung Über biefen 
leidigen Konflikt herbeigeführt werbe, wozu ich, nach den Erfahrungen in biejem 
Same, allerdings wenig Hoffnung habe. Allein die Regierung bat es verfucht 
und geglaubt, e8 noch einmal verjuchen zu müſſen, unb barauf bie ablehnende 
Antwort durch den Vorbericht befommen. 

Unter diefen Umfländen ftehen wir allerdings in einer fehr bedenklichen 
Alternative: Sie fpielen le tout pour le tout. Sie verfuchen es, wie weit mit 
den erweiterten Anſprüchen zu gelangen, verfuhen es, welche Konzeifionen bie 
Regierung, tm Hinblid auf die Bebentung bes beftehenben Konflikts, etwa machen 
fante unb machen würde. 

Die Regierung will fih an die Verfafſung halten; bie Regierung hat fogar 
Maber noch niemals ein Wort geſprochen, daß fie den berechtigten Boftulaten ber 
Serfaffung nicht Rechnung tragen wollte. Das waren Vorausfegungen, die man 
ung imputirte. Die Regierung fieht bis zu dieſem Augenblid in der entichte- 
tenften Intention, den Abfichten Seiner Majeftät gemäß, den verfaffungsmäßigen 
Zuſtand zu retabliren, foweit er alterirt ift. 

Dazn müſſen Sie die Hand bieten, aber nicht Vorſchläge machen, welde 
za dem geraden Gegentheil führen. Meine Herren! Wenn Sie das verjchmähen, 
ie fteht allerdings die Frage auf einem ganz anderen Boben. Es handelt fich 
tum nit mehr um eine Rechtsfrage, fondern es handelt fih um eine 
Eritenzfrage. Wählen Sie! 


Aus einer Rede des Abgeorbneten Dr. Virchow. 


Der Herr Kriegs - Minifter bat im feiner erften Rebe, bie er bier gehalten 

tat, ausgejagt, Die gegenwärtige Regierung koönne uicht zurüdtreten, ohne einzu- 
geieben, daß fie gegenwärtig etwas Unverantwortliches thue. Ja, meine Herren, 
ib weiß nicht, ob fie jemals in die Lage kommen wird, in einem Augenblid zu- 
rüdzutreten, wo fie beweilen kann, baß fie etwas Verantwortliches thut; ih muß 
jagen, wann fie auch zurüdtreten wirb, ob heute, ob morgen, ob über ein Jahr, 
fe wirb immer mit der Ueberzeugung zurädtreten müffen, daß fie 
etwas Unverantwortliches gethban hat, und zwar, meine Herren, Das 
Unperantwortliche, daß fie um bie perjönlichen Ueberzeugungen eines Technikers 
gegen die fonftituirten Gewalten bes Landes, gegen die beftehenben Gejehe bes 
Yandes durchzuführen, fich nicht geicheut hat, nicht bloß das Verfaſſungsleben zu 
unterbrechen, wie die bubgetlofe Regierung es thut, ſondern daß fie ſich jogar ſchon 
mit dem Gedanken vertraut macht, einen gewaltfamen Bruch eintreten zu lafien. 
Reine Herren, wir werben uns durch Drohungen nie jchreden laſſen, wir 
werden es abwarten, ob die Regierung einen folhen Bruch berbeiführt. Der 
Bruch würde gewiß noch ein beträchtliches Stüd unverantwortlider Handlungen 
zı dem binzufügen, was bie Herren jchon gegenwärtig gethan haben. 
Meine Herren! Wenn id Sie baran erinnere, daß es in ber Geichichte auch 
eine Nem eſis giebt, fo werden Sie mir zutrauen, daß ich e8 nicht thue in einem 
miſtiſchen Sinne. Sie, die Sie Ihre VBerantwortlichleit an einer andern Stelle, 
m Theil wenigftens erft im Himmel ſuchen, Sie, meine Herren, follten ſich auch 
ten muflifchen Gedanken ber Nemefis wohl in der Erinnerung halten. Aber ich 
tann Ste nur darauf binweifen, daß in dem Herzen bes Volles ein Prozeß fort- 
lanſender Entwidiung ftattfindet, der es mit Nothwendigkeit mit fi) bringt, Daß 
endlich die Sünden geſühnt werben, welche eine frühere Zeit begangen hat. 

Und, meine Herren! irgend eine Form der Sühnung wird ge- 
ſchehen müſſen, wenn Sie zu einem Bruce treiben. Es wird ein 
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Geſchlecht fommen, welches von Ihnen nicht bloß diejenigen Rechte 
zurüdforbert, die Sie ibm gegenwärtig in fteäflidem Uebermutb 
ftreitig maden, ſondern es wird ein Geflecht fommen, das un- 
zweifelhaft höhere Sarantieen, andere Bürgfhaften verfallungs: 
mäßigen Tebens von Ihnen fordern wird. 

Wie Sie vor dem kommenden Geflecht beftehen werben mit Ihren Tbeo 
rien von ben Prärogativen, das werden wir ruhigen Gewiffens abwarten; jeien 
Sie überzeugt, daß wir uns nicht fchreden laffen werben durch bie Drohungen 
des Bruces, daß wir feit bleiben werden wie in unferm Herzen, jo aud auf 
unfern Pofen und daß Sie zu allen Zeiten uns wieberfinben werben, wo e3 
fih darum handelt, das verfaffungsmäßige Hecht des Landes zu vertheibigen ! 


Aus einer Rebe bes Abgeorbneten Dr. Simfon. 


— — „Ich weiß nicht, in Folge welcher Gedankenverbindung ich bier, wenn 
Sie es mir geftatten, das Berlangen empfinde, mein Bebauern darüber auszu⸗ 
brüden, daß bie Sateswig. Holfteinfche Frage, bis dahin von Seiten bes Hauſes, 
mit Beſcheidenheit und Mäßigung unangerührt gelafien, bei biefer Gelegenbeit 
mit in Das Spiel gezogen ift; unzweifelhaft in ber beften Abſicht nur von einem 
Kamen, ber jehr dazu geeignet war, an bie fchönen Erfolge in ben Elb⸗Herzog 
thümern zu erinnern; aber doch mit einem leijen Anklang, ber denn auch ven 
anderer Seite zu meinem Schreden erwibert iſt, mit einem Anklang von 
Annerion. Ich will bei dieſer Gelegenheit, um damit mein Gewiffen zu ſalviren, 
da ich nicht weiß, ob ich noch einmal dazu kommen werde, das Wort in dieſer 
Frage zu nehmen, bemerken, das ift eine Politik, Die ih aus ber Tiere 
meiner Seele verabicheue. 

Ber ohne oder wider ben Willen der verfaffungsmäßigen Vertreter bei 
Schleswig - Holfteinihen Volles es unter die Preußiſche ober irgend eine andere 
Gewalt beugen will, ver verfündigt fih an dem Genius unferer Nation. 

Es iſt mir ganz gleih, ob dabei ein Tiberales, ober ein reaftionairee 
Breußen durch feine jemeilige Regierung vertreten wirb: ob bie Trauben, wie 
das verehrte Mitglied für Saarbrüd fagte, ſüß ober fauer find; es find nad 
meinen Gebanfen überhaupt gar keine Trauben; es find Giftbeeren, zu bern 
Verſchluckung man uns dabei verflihren möchte. 


Den Grundirrthum, meine Herren, in dem bie Regierung uns gegenüber 
ftebt, finde ich in einer faft unglaublichen Ueberfhätung — nicht ihrer Einſicht, 
fonbern ihrer Aufgabe! Die Herren nehmen an — ich will einmal zugeben, mit 
voller Wahrheit, — fie haben in Anfehung ber Militair + Reorganifation wirklid 
den Stein ber Weiſen gefunden. Sie wiffen von mir, daß ih vom erften Augen 
biid an und heute nod, trotz allebem und alledem auf dem Boben ſtehe, die 
Grundzüge biefer Militair- Organifation für durchaus richtig und beilfam zu 
halten, und es tief zu beffagen, daß ihre verfaffungsmäßige Durchführung nıct 
längft gelungen if. Aber, meine Herren, gefetst, der Stein der Weifen, von dem 
ih vebe, wäre in ber That gefunden, fo macht bie Regierung nur daraus ben 
Schluß: ergo habe fie auch die Aufgabe, diefen Stein der Weifen nun auch fofort, 
wenn ich fo fagen darf, und unbedingt ins Leben zu rufen, unb darauf antworte 
ih: daran ift nicht zu denken. Ihr ſeid dabei durch die Verfafſung am bie Zu- 
ſtimmung des Haufes gebunden, und wenn beffen Penetration nicht jo weit reicht, 
um einzufehen, wie mufterhaft Eure Gedanken find, jo habt Ihr demmngeachtet 
rechtlich nicht die Macht und darım unter feinen Umſtänden die Bilicht, gegen 
den Willen mitberechtigter Faktoren auch die befte Welt tus Leben zu rufen. — — 

Meine Herren, das ift nicht der Weg, zum Frieden, zum Ziele zu konmen, 
und wenn der Herr Kriegs- Minifter gefagt hat, ein Hebel könne am Ende ſo 
weit verlängert werben, daß er bricht, jo fage ich ihm: ich habe auch in meinem 
Leben noch feinen Krug länger zum Waſſer gehen fehen, ale bis er gebrochen war! 
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5. Mai. Bei der Beratbung des Militärgejeges. 
Aeußerung bes Berichterftatterd Dr. Gneiſt. 


Der Herr Kriegs-Minifter ift nicht blos ein politiiher Mann, fonbern 
der Herr Kriegs - Minifter ift auch ein religidfer Dann, und darum wird er mir 
glauben, wa® ich fage: bieje Reorganifation — mit dem Kainszeiden 
des Eidbruches an der Stirn, — die reorganifirte Armee auf dem 
Boden des Verfaſſungsbruches, meine Herren, wäre doch ſicher 
eine Ärmee, die nun und nimmermehr eine dauernde Inftitution 
dieſes Landes werben lann, fo lange eine göttliche Gerechtigkeit 
über biefem Lande waltet! 

Meine Herren! Was ich Ihnen wiederhole, das ift die rehtlihe Wahr- 
beit, bie fittliche Wahrheit, die religidfe Wahrheit, die Sie fich ſelbſt jagen 
müßten, wenn das religidfe Belenntniß unter uns eine Wahrbeit iſt. 


Erwiderung bes Kriegs» Minifters von Roon. 


Ich habe nicht bie Abficht, den Referenten zu widerlegen, jo weit ih kann; 
ih babe nicht Die Abficht, Über die Materie zu fprechen. Wenn aber ber Herr 
Referent fi erlaubt bat, gegen mich perfönlich zu werben in einer Weife, bie 
wohl bisher in ber parlamentarifchen Gefchichte aller Völker unerhört ift, fo bin 
ih genöthigt, ſchon jetzt meine perjönliche Auffafjung über dieſe ganz unmotiwirten 
verſonlichkeiten auszuſprechen. 

Der Herr nannte mich einen politiſchen Mann, und darin hat er vielleicht 
Unrecht gehabt. 

Er bat mich auch einen religiöſen Mann genannt. Ich könnte ihm dafür 
danken; denn es iſt allerbings feit längerer Zeit mein VBeftreben, diefen Namen 
zu verdienen. Wenn er nun aber baran bie Frage Inüpft: „Wie kann dieſer 
rehgiöfe Mann fi zu einem Werke befennen, welches bas „Rainszeichen bes 
Eidbtuches an ber Stirn trägt?” — wenn er das gejagt hat in Bezug auf 
mih, den religidöfen Maun, jo muß ich mich allerdings wundern, baß er nicht 
deswegen von dem Herrn Präfidenten zur Ordnung verwiefen ift. 

Da bas nicht geſchah, fo bin ich meinerjeits in ber unangenehmen Lage, 
ihm zu erflären, daß feine Aeußerung jebenfalle an der Stirn trägt den Stempel 
ter Ueberbebung und der Unverfhämtbeit. 


Schluß der Sandtagsfeffion. 


8. Juni. Erneute Abſetzung der Koften für die Armee-Reor— 
ganijation. 


Erklaͤrung des Kriegs⸗Miniſters von Roon Namens 
des Staats-Miniſteriums vor der Abſtimmung. 


Wenn ich den Abſtimmungen gegenüber, die ftattgefunden haben, 
bisher ſtumm geblieben bin, jo, glaube ih, wird Niemand dadurch in 
Verwunderung geſetzt fein. Es konnte nicht die Abficht der Königlichen 
egierung fein, aus Anlaß diefer Verhandlungen von Neuem die ſoge⸗ 
nannte Militairfrage zu diskutiren. „Der Worte“, glaube ich, „find 
genug gewechſelt.“ Die ablehnenden Anträge der Kommilfion in Bezug 
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Bir können nicht eine folche Politil anfangen und nachher an der Kippe 
einer Geldvermeigerung, wie fie der Herr Abgeordnete Dr. Walded mit 
vollitändiger Siderbeit in Ausficht geftellt hat, fcheitern. 
Jedenfalls aber hat der Gedanke der Annerion, wie man fie land- 

Laufig nennt, auch) dann, wenn er nicht zur Ausführung fommt, fein Gutes 
ehabt. Die Bereitwilligleit de8 Erbprinzen von Auguſtenburg und der 

pölferung der Herzogthlimer, ſolche Bedingungen, wie Preußen fie glaubt 
fordern zu müfjen, zu bemilligen, war meiner Erfahrung nad nicht und 
bisher niemald in dem Maße vorhanden, wie der Herr Referent jie 
glaubte ſchildern zu Fünnen. 


Ich erinnere mich namentlih, daß ich im vorigen Sommer die Ehre: 
batte, mit dem Erbprinzen von Auguftenburg perjönlih zu ſprechen, und 
Se. Durdlaudt von den mäßigften und billigften Bedingungen jo meit 
entfernt war, daß er, als ich fie entwidelte, mir antwortete: „Warum 
find Sie denn überhaupt nach den Herzogthümern gelommen; wir haben 
Sie nicht gerufen; die Sache wäre ohne Preußen vielleicht beſſer für mic 
ausgefallen.“ Dieje Abneigung zur Bemilligung folcher Bedingungen, die 
der Bevölkerung Laiten, namentlich in der Heeresfolge, auferlegen künnen, 
ſehe ich nicht an als das Produkt irgend einer Gereiztheit über gewiſſe 
Zeitungsartifel oder über die Politif der Königlichen Staatäregierung 
im Allgemeinen, fondern als den natürlichen Ausflug jener bequemen, 
allen Leiftungen abgeneigten Trägheit, die auch der Herr Referent ald 
das Erbtheil Heinftaatlicher Verhältniſſe bezeichnete, und die ich mir neulid 
als das Staatsprinzip „auf der Bafis der Phäaken ſtehend“ zu bezeichnen 
erlaubte, die eſſen und trinken und gejchügt fein wollen. 

Diefe Abneigung, irgend welche Yaften zu übernehmen, war im 
höchften Grade vorhanden, fie hat jich vermindert in demjelben Make, 
in dem die dee der Annexion auftauchte; lediglich unter dem Drude 
diefer dee und unter der Furcht vor Gemaltthat iſt fie geſchwunden. 
Man bat fih unferen Wünſchen angenähert, man ift aber noch nicht jo 
weit gefommen, daß man darauf abjchließen könnte, 

Daß mit der Weigerung, Preußen billige, ja im In- 
tereffe Deutihlands ſogar ganz nothwendige Zugeftändnijje 
zu maden, die dee der Unnerion immer wieder auftaudt und 
an Ausjiht gewinnt, liegt in der Natur der Dinge Denn 
weigert man uns die billigen Bedingungen, Die wir fordern, 
hindert man dadurch den Abſchluß, Jo ift allerdings ſchwer 
abzujehen, zu welden Komplifationen eine jolde Weigerung 
auf die Dauer und bei geänderten europäifhen Berhältnijjen 
führen fann. 


Aus der Erwiderung des Abgeordneten Dr. Walded. 


Nach den Grundjägen, Die der Herr Minifter - Präfident uns fo oft vor 
geführt hat, ift die auswärtige Bolitif gar nicht unfer Beruf. Der Herr Mi- 
nifter fängt Krieg an, ohne uns zu fragen, fließt Frieden, ohne uns zu fragen, 
und nachdem er vielleicht in eine biplomatiiche Verlegenheit gelommen it, ſo 
wünſcht er, daß wir nun irgend einen günftigen Ausſpruch thun ſollen für bie 
Zukunftspolitik. 

Die Vergangenheitspolitik wird ihn nicht kümmern, das glaube ich, das 
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lann man ſchon aus dem Ganzen abnehmen, und im Grunde, meine Herren, 
‘ann ih ihm darin nicht jo jehr Unrecht geben. 

Was vergangen ift, ift vergangen, Iafjen wir den Strom bes Meeres dar- 
user hinfließen. Site wiffen, wir waren ja nicht alle berjelben Meinung im 
vorigen Jahre Über das, was gerade, und wie es zu erringen fei. Das Kefuttat 
rt allerdings errungen worden, bie Herzogthümer find von Dänemark getrennt 
zarten, das müſſen wir zugeben, und ich jebe gar nicht ein, was e8 nützen 
unte, bier bie diplomatiſchen Noten und die biplomatifhen Verhandlungen 
Abe aufzuwärmen und zu jagen: das und das ift recht geweien, das und Das 
‚erfehrt. 

Das führt zu feinem Ziele, in dieſe Dinge wollen wir uns gar nicht 
miden; von ber Zukunftspolitik wäre allein bie Rede. Nun frage ich mich, wie 
.cmnmen wir dazu, Zulunftspolitil zu treiben, während das ganze 
Zerrain, auf dem ein Abgeorbnetenhaus Politik treibt, beftritteu 
dird. Betrachten Sie doch die ganze Yage, in der wir uns befinden, betrachten 
Zie doch die Rage, in der diefe Preußiiche Nation fich befindet, gegenüber einem 
Riniſterinm, Das ihre Rechte in jeder Hinficht verlennt. Dieſem Minifteriun 
segenüber follen wir gewifle Grundſätze, gewille Zielpunkte der Politik ausſprechen, 
emer Bolt, Die uns in ein vollſtändiges Myſterium gebült if. Wir können 
„bt willen, wie man etwa in biplomatiihen Verhandlungen oder ſonſt biefe 
zziere Ausſprüche benutzen könnte, in welche Verlegenheiten der Staat dadurch 
xrmidelt werben könnte, während wir doch ter Anficht find, daß eine ganz 
sıtere Regierung, als die gegenwärtige, da fein müßte, um eine 
zuswärtige Bolitil von einem großen liberalen, eigentlih Preu— 
ııhen Geſichtspunkte zu treiben, daß eine Regierung, die ſolche große 
jiele anftrebt, auch ihrer würdig fein müffe. Es muß bas, was fie 
den, Teutihlanb zu erobernden Stämmen bringen will, Gutes und Richtiges 
cn. IR e3 Dies nicht, jo können wir uns Die Vergrößerung gefallen 
len; — warum nit? — aber daß wir dazu helfen follen, kann 
lein Renijh von uns verlangen. Run, meine Herren, biefe Frage 
Taud pefuniär gefährlich und liegt Doch keineswegs fo, daß man 
‘so trog dieſes, wie ih anerfenue, zu erfitebenden Zieles noch 
‚meinbegeben jollte in Europaifhe Berwidelungen, die zu einem 
igemeinen Kriege führen könnten. 


Aus der Rede des Abgeordneten Dunder. 


Meine Herren! Man kann von bedeutenden Fähigkeiten fein, mau fann 
zlnzenbe Rednergabe befigen, mau kann inſtruirt jein in ten Geſchäften und 
zer Geihichte des Yandes, man kann große biplomatiiche Gewandtheit befiten, 
zen kann auch in jchwierigen Fällen Energie an den Tag legen — meine 
ae, ein Staatsmann im modernen Siune ift mau darum nod 
richt. Zu einem Staatsmanı im modernen Sinne, ba gehört die Macht der 
Legaifterung, welche die Gemüther leitet, welche jelbft eine wiberwillige Bolls- 
streng ſich unterthänig macht, jo daß fie gezwungen ift, biejer Regierung zu 
'igen, dieſer Leitung zu gehorchen. 

Meine Herren! Wenn Sie von Staatsbildung ſprechen im heutigen Zeitalter, 
2 zebt fie unter ſolchen Staatsmännern vor fi. Ich weife Sie einfach hin auf 
Stalin! Wie haben fich denn dort nach einem au fich ganz ungünſtigen Frieden, dem 
su Züri, der für Italien sur das jämmerliche Verhältniß eines Deutihen Bundes» 
tes ſchaffen wollte, über das Napoleon feine Hand als Protektor halten wollte, 
1% füge, wie haben fich unter den Einwirkungen, unter ven Yolgen einer weiſen 
autlenkung Seitens eines Mannes wie Cavour, wie haben fi da bie Dinge 
macht? Gerade aus dem ungünftigen Frieden hat fich der glänzendfte Zuftand für 
Falien entwidelt, weil dieſer Staatsmann es verftanden hatte, nicht nur in die Seele 
‘es eigenen Bollsftanımes, jondern auch der benachbarten Bolleftämme den Keim ber 
bezeiſernug zu werjen, der e8 möglich machte, Daß im gegebenen Momente aus diejer 
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Begeifterung auch die Geftaltungsfraft hervorging, die den neuen Staat ſchuf. Unt, 
meine Herren, ehe fidh nicht unfere Staatsmäanner ähnliche Eigenichaften anſchaffen. 
eher werben wir in Deutjchland nicht vorwärts fommen. Meine Herren! Ce it 
im Dunkel der Zukunft, und ih will nicht prophezeiben, ob Deutichland bem 
Bundesftante oder dem Einheitsſtaate zuftrebt. Ich bleibe bei der Anficht, daß 
es feiner ganzen Milfion nah mehr für den Bunbesflaat beſtimmt if. Aber ie 
dem, wie ihm wolle, weder Bundesftaat noch Einheitsftaat werten 
je Männer fhaffen, denen die Eigenfhaft fehlt, Die ich zuerſt te- 
jeichnet babe. Sie, meine Herren, haben fo oft und vorgeworfen, wir ſeien 
ganz treffliche Mufilanten, aber Eins fehlte uns: das Vertrauen Seiner Maier 
des Könige, um wirklich im Staate eine Einwirkung üben zu können. Meine 
Herren, wir haben da nicht den großen Ehrgeiz in bem Sinne wie es der Han 
Abgeordnete fagte, Geſchichte machen zu wollen; wir wollen nur, daß obne un? 
feine Gejchichte gemacht wird, das beißt, wir wollen nur, daß ohne Die freie Zu 
fiimmung des Volles, Die Geſchicke des Baterlandes nicht geleitet werben, umt, 
meine Herren, wenn uns jenes Vertrauen fehlt, fo fehlt eben dieſen Män— 
nern das Bertrauen des Volles, es fehlt ihnen die Madt, ia 
die Gemüther der Nation jene vorwärts treibenden Gebdanlen 
zu werfen, die diefen Staat zu dem gemadt baben, was cr 
beute if! 

Die heutige Periode wirb vielleicht ungefähr fo in ber Geſchichte werzeichnet 
fieben: Ia, e8 war eine Zeit der Zerjegung, bie Miſſion des Minifter- 
Präſidenten war wohl vorzugsweiſe, die Unhaltbarkeit der Deut: 
ſchen Verhältniſſe in dem glänzendſten und ſchneidendſten Lichte 
zu zeigen. Aber ih glaube nicht, daß die künftige Geſchidte 
ibn, den heutigen Minifter-PBräfidenten, unter die wahrbeiten 
Gründer und Förderer des Preußiſchen Staates in ber fert- 
fhreitenden Entwidelung feiner wirklichen hiſtoriſchen Mijiien 
einzeihnen wird. Dazu geben ihm jene Eigenſchaften ab, welde 
ih mir vorhin zu fhildern erlaubt habe. 


Aus ber Rede des Abgeordneten Dr. Löwe. 


Ich babe eben geſagt, daß es mir fehr Teid getban hat, Daß ber Her 
Minifter »- Präfident für bie auswärtige Bolitif die Autorität bed Königs ale m: 
entſcheidende gegen uns angezogen bat, wie c8 eben ber Herr Kriegs. Minifte 
in militärifhen Saden zu tbun gewohnt ift. Ich habe beſonders beflagt, daß ee 
geſchehen ift, nachdem bier eben eine Kritik Diefer auswärtigen Politik vollzogen 
war, ja fogar, nachdem gerade von ber Unterftübung dieſer Politik gewiſſe Mängel 
indireft zugeftanden waren, ich babe es beklagt, bar er es gerade ba angemenen 
gefunden bat, den Namen des Königs als Schuß vor ſich hinzuftellen. 

Wenn alfo ein Vertrauen beanfprucht wird, fo wird es immer beaniprudt 
von den Miniftern, die die Gejchäfte jetst fiihren, und nicht für den König ieltit 
für diefe Politik. 

Was nun bies Vertrauen anbetrifft, jo kann id mir venfen, daf es Ver— 
fonen giebt, die da jagen: im Hintergrunde liegen Ziele, die mir zufagen. Zieie 
Ziele will ich erreicht fehen und es ift mir gleichgültig, wie Diele Ziele erlangt 
werben. Ich überlaffe denjenigen, bie die Sache betreiben, die Berantwertlidtat 
dafür. Ich, meine Herren, kann mich dem nicht anichließen, ſelbſt bie Boraus- 
fegung zugeftanden. Ich muß jagen, daß man doch immer bie Mittel zum Zwed 
berechnen muß, unb wenn ich nun ſehe, was dieſes Miniftertum, welcher fd 
bes Vertrauens bes Königs in einem ausgezeichneten Maafe erfreut, für bas ter 
König in der That mehr getban und mehr eingejegt bat, al® irgend ein König. 
foweit ich denken kann, jemals für ein vorübergehendes Miniſterium eingefept bat. 
Daß biefes Minifterium bis jet noch Fein großes Refultat in ber äußeren unt 
inneren Bolitit hat zu Stande bringen können, ja, baß jelbft die innere Frage, 
die dem König fo jehr am Herzen liegt, heut noch troß dieſer Königlichen Unter 


305 
1865. 


Mutung immer noch nicht abgeichloffen if. _ Da alſo biefes Minifterium noch 
Nichts zu Stande gebracht hat .... fo behaupte ih, Daß bie Schwierigfeiten, 
bie der Herr Minifter- Präfident fih durch feine innere Politik wie durch feine 
ingere Politik gejchaffen bat, jo groß find, daß mit benfelben Mitteln bafjelbe 
Ziel von einem andern Minifter leichter und beffer erlangt werben könnte. Sch 
glaube, daß für die Befriedigung der Tegitimen Forderungen unferes Staates 
dadurch, Daß gerade dieſes Minifterium bie Gefchäfte führt, ganz abgefehen von 
dem Bertrauen, was wir in dieſer fpeziellen Frage zu ihm haben, dieſe Schwie- 
nizteiten größer find, als fie für irgend ein anberes Miniflerium fein würben. 

Benn dann ber Herr Minifter- Präfident zu uns fagt, es wäre Sache 
zniered Patriotismus, jebes Parteibedenfen, jebes Bedenken gegen bie innere Po⸗ 
ſitil, jedes Bedenken wegen ber Erhaltung unferer verfaffungsmäßigen Rechte, 
ant überhaupt jedes weitere Bedenken bei Seite zu feßen und im gemeinjamen 
Ppatriotismus auch diefem Minifterium, das uns diefe Bedenken einflößt, unſer 
Vertranen zu gemähren, damit wir bie Schleswig - Holfteinfhe Sache zu Ende 
regen, dann muß ich erflären, e8 find nicht dieſe Bedenken allein, fonbern es 
in das Intereffe an dem guten Gelingen in der Sache felbft, das ung den Wunſch 
geben muß, Daß andere Hände, die nicht pas getban haben, was biefes 
Rinifterium in ber innern wie in der kußern Politik getban bat, daß 
andere Hände bieles Geſchäft zu Enbe führen. 

Wenn e8 fi um einen Alt des Patriotismus handelt, fo ift e8 nicht an 
urs, die wir beftimmte Pflichten gegen das Land zu erfüllen haben, denen bie 
Anfrechterhaltung der Berfaffung vor allen Dingen obliegt; es ift nicht an ung, 
num auch noch das Opfer unferer Ueberzeugungen, ja unferer Bflichterfüllung 
zu bringen, ſondern es ift an dem Patriotismus der Minifter, dieſe 
Schwierigkeiten durch fi jelbft aus dem Wege zu räumen. 


Schlußäußerung Bismarcks. 


Der Herr Referent hat in Betreff der von mir heute angezogenen 
Unterredung mit dem Erbprinzen von Auguftenburg einige Ans 
fentungen gemacht, die von den meinigen abmichen, oder doch darüber 
binaußgingen. Ich erwidere darauf, dag Seine Durchlaucht nicht in der 
tage war, mit mir über die Theilung oder Abgrenzung von Schleswig 
zu verhandeln, weil daß von dem Herrn Erbpringen nicht abhing. Es 
war das allerdings in der Zeit, wo wir noch micht mit Beitimmtheit 
voraußjehen konnten, daß wir ganz Schleswig befonmen würden. Mit 
Kudfiht auf diefe Unklarheit der Verhältniffe ftellte der Herr Erbprinz 
für den Fall, daß wir das ganze befämen, meiter gehende Zuficherungen 
in Ausfiht, als für den Fall, daß mir von Schleswig etwas in Däner 
marls Händen zurüdtaffen müßten. In beiden Fällen aber, miederhole 
ich, waren die Zuficherungen völlig unzulänglic und blieben hinter dem 
zurück, was uns jeßt fogar von Defterreich gewährt werden würde. 
Wenn der Herr Referent im Anſchluß an eine Aeußerung des Herrn 
Abgeordneten Löwe angedeutet hat, das Minifterium beabjichtige, für 
öchler, die es in der Politit begangen habe, die Verantwortung auf 
Seine Majeftät den König abzumälzen, fo begreife ich nicht, welche meiner 
Leußerungen zu dieſem Mipverftändnig Anlap gegeben haben Fünnte. 
Die Thatfache, daß Se. Majeftät der König die Politit Preußens, wie 
& jein verfafiungsmäßiges Recht ift, felbft betreibt, meine Herren, Die 
art! Soll ich Ihnen denn darüber die Unmahrheit fagen? ‘ch halte 
Cr. Majeftät dem Könige Vortrag und Se. Majeftät befehlen auf den 
Fürk Biämard. 20 
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Vortrag, was geſchehen fol. Würde etwas befohlen werden, was id 
nach meiner Ueberzeugung mit dem wahren Wohl des Landes unverträglih 
fände, fo würde ich meinen Abſchied nehmen. Mein Berweilen auf 
meinem Poften zeigt Ihnen alfo, daß ich allerdings die von Sr. Majeftät 
bem Könige befohlene Bolitif dem Wohl des Landes für zurräglich halte 
und derfelben mit Bereitwilligfeit diene; aber die Thatſache bleibt immer 
befteben, daß die Könige von Preußen ihre Politit nad felbfteigenem 
Willen betreiben, und id freue mich, daß dem fo iſt! 

Aber nicht für unfere Fehler habe ich die Verantwortung ablehnen 
wollen, fondern ih habe das Berdienft einer tapferen und konſe— 
auenten Politit — ich würde nicht fo ruhmredig davon fprechen, wenn 
es meine eigene Bolitit wäre — dieſes Verdienſt und Ihr Ber: 
trauen habe ih Sr. Majeftät dem Könige vindiziren wollen 
Ob das beißt, unfere Fehler auf die Krone abwälzen, fich hinter den 
Thron fteden, um damit die eigene Verantwortung zu deden, das überlafle 
ich Ihnen felbft zu beurtheilen. Wenn Fehler gemacht werden und ich 
fie mitmache, dann erwarten Sie, daß ich fage: quand möme, und dod 
dafür einftehe! Sollte e8 aber einmal dazu fommen, die Folgen tolder 
Fehler zu tragen, jo fann ich dem Herrn Abgeordneten Löwe verfichern, 
daß er mih auch im fhlimmften Falle vor dem Throne finden. 
wird; ob ich dann ihn davor finden werde, ift mir zweifelhaft. 


Schlußwort des Berichterſtatters Tweſten. 


— Ich halte es im Intereſſe Preußens, daß das Abgeordnetenhaus eine feſte 
Anficht in dieſer Sache ausſpreche, unbekümmert um bie augenblickliche Popula⸗ 
rität, allein in ber Rückſicht, daß wir dasjenige ausſprechen, was im Interefſfe 
des Preußiſchen Staates liegt, was den Preußiſchen Staatszwecken entſpricht, — 
unbekümmert um bie Perſonen der Königlichen Staats⸗Regierung! 


Nur als einen ſolchen Ausſpruch faſſe ich den Antrag der Herren Michaelis 
und Genoffen auf, — als eine folde Kuntgebung im Intereffe bes Preußiſchen 
Staates; und wer immer biefe Konftituirung der Herzogtbümer im Sinne bieied 
Antrages für Das Interefle des Preußiſchen Staates hält, der, meine ich, meine 
Herren, hat aud feine Beranlaffung, jett gegen dieſen Antrag zu flimmen. Denn 
allerdings, e8 kommt ja nicht blos auf das fachlich Richtige an, es kommt aud 
darauf an, ob es opportun erjcheint, in einem gegebenen Augenblid bas Richtige 
auszufprehen. Ih meine aber, das Haus hat Beranlaffung, nah 
langem Schweigen einen Ausjprud in diefer Sadhe zu thun, und 
in diefer Ueberzeugung empfehle ih Ihnen — nicht beredtigt et 
im Namen der Kommiffion zu thun — aber für meine Berfon bie 
Annahme des Antrages. 


(Bei der Abjtimmnng bleiben jammtliche Anträge in 
der Minderheit, — da8 Haus bat fih daher über 
irgend eine Anfiht zur Schleswig-Holſteinſchen 
Angelegenheit nicht geeinigt.) 
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33. Weitere Konflikte und Schluß der Seſſion. 


Die Militärfrage und der Staatskonflikt. 


Dei der Berathung des Vorberichts über das Mili— 
tärbudget. | 


20.— 23. März. Aus den Reben ded Kriegäminiiterd v. Roon. 


— — Meine Serien, Macht giebt Macht, fowie Bermögen Vermögen er- 
zeugt. Wer feine Macht wachſen ſehen will, muß nit dem Glauben Raum 
leſſen, daß fie auf ſchwachen Beinen ſtehe, daß fie hinfällig fei, jo wie der Kauf. 
mann fein Vermögen nicht vwervielfältigen kann, wenn man nicht baran glaubt, 
um deſſen Krebit es ſchwach ſteht. Macıt beruht eben auf Anſehen unb Aner- 
fennung, namentlich Anerkennung ihrer ſoliden Grundlage. Preußen ift befanntlich 
ber fleinfte und ſchwächſte unter den europäifchen Großflaaten; meine Herzen, 
zünfgen Sie, daß es um beswillen auch die Heinlichfien und ſchwächlichſten 
Rachtanſprüche machen fol? Ich bin überzeugt, Darauf nur eine einftimmige 
Antwort, ein kurzes und beftimmtes „Nein“ zu bören, und zwar nicht blos in 
dieſem Haufe, fondern im ganzen Lande. 

Benn wir die Natur unferes Baterlandes, die Natur der Kriegstbeater, auf 
ven unfere vaterländifchen Heere möglichermweife kämpfen Tönnten, in Betracht 
üeben, fo wirb baburch ein wejentlicher Sattor bezeichnet, der das Produkt, d. i. 
fie Stärke unferer Armee mitbeftimmt. Wir haben die längften, zum Areal un- 
rerhãltnißmäßig langen Grenzen; nirgends, ober faft nirgends, bat bie Natur 
ewas zu ihrer Bertheidigung gethan; das Land ift zerriffen in zwei verſchiedene 
Sültten; e8 grenzt mit übermächtigen Nachbarn im Often, im Weften, im Süben; 
Ekerall in biefen Berhältniffen fegt die Mahnung, daß man nichts verfäumen 
tirke, um and bem feindfeligen Nachbar mit der Ausficht auf Erfolg entgegen- 
zeten zu foͤnnen. — — 

Run wird aber die Stärke des Kriegsheeres, welches ins Feld rückt, weſentlich 
denimmt durch bie Stärke bes Friedensheeres. Das Friedensheer ift eben nach 
unferer Wehrverfafiung die große Waffenfchule der ganzen Nation, und das Geſetz 
von 1814 fagt in dieſer Beziehung: „das ſtehende Heer ift bie Hauptbilbungs- 
ichule ber ganzen Nation für den Krieg.” Dieje Hauptbildungsſchule muß das 
Herr aber auch bleiben, auch bei gewachſener Bevölkerung. Das war einer ber 
Denpigebanfen, der ber fogenannten Reorganijation zum Grunde liegt. 

m bie ganze Nation wehrhaft zu machen, bebürfen wir eben eines aus- 
reuhenben ſtehenden Heeres, einer ausreichenden Bilbungsichule, um 60— 70,000 
Behrpflichtige in jebem Jahre in dieſe Schule zu rufen und dadurch in einer ge- 
wiſſen Reibe von Jahren bie Stärke zu fchaffen, beren wir bevürfen, um dem 
Sende fiegreich auf dem Schlachtfelde begegnen zu können. . 

Benn nun die Nothwendigleit der Vervielfältigung unjerer Waffenfchule 
me größere Zahl von Kadres bebingt, wenn jeber einzelne Kabre eine gewifie 
Rinimalftärke haben muß, um wirkſam zu fein, — wo liegen ba bie Motive zur 
Terringerung bes Friedensheeres? wo liegt da bie Möglichkeit zu einer Verrin⸗ 
mung der Ausgaben? Meine Herren, eine tüchtige Armee muß Preußen haben, 
wenn es feine Rolle in der Welt fpielen fol, wenn ben patriotifhden Gefühlen, 
tem Preußiſchen Selbfibemußtjein ein Genüge geſchehen joll; eine tüchtige Armee, 
ct ein bloßes Objekt feindlicher Ueberlegenheit, jonbern eine Armee, bie im 
Stande iſt, des Landes Ehre und Wohlfahrt zu fügen. 

Benn das meine eigene innige, wenn das die Meberzeugung ber Regierung 
#, fo kann fie nicht zuriidtreten von Anforderungen und Anſprüchen, die fie an 
tie Opferfähigleit des Landes machen muß; fie wirb bafür eiuftehen mit ihrer 
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ganzen Verantwortlichkeit, fte kann dafür einftehen mit dem fehlen Bertrauen im 
Herzen, daß fle nur das Rechte verlangt, daß fie nur ein Minimum verlangt. 
Die gefelihe Anordnung: „Das ſtehende Heer ift ſtets bereit, ins Feld zu rüden,“ 
und „die Landwehr dient zur Unterftiikung des ftebenden Heeres im In⸗ und 
Auslande,“ — dieſe Beftimmungen des Geſetzes vom Jahre 1814 follen und 
werben aufrecht erhalten. Das ift recht eigentlich der Sinn ber Reorganiſatien, 
die Sie in ſolchem Maße perhorresziren. Eine angemefjene Verſtärkung bes 
fiebenden Heeres zur Löfung feiner Aufgabe, im Frieden als Waffenjchule für Die 
ganze Nation für den Krieg, im Kriege als einziger Vorkämpfer für das hinter 
ihm ftebende gerüftete Boll, — das ift bie Aufgabe, welche die Preußifche Kriege- 
verfaffung zu Wien bat, und bie die Regierung mit der neuen Einrichtung des 
Heeres zu löſen denkt. 

Berweigern Sie die erwähnte Berflärfung, fo maden Sie 
Breußens trefflihe Wehrverfaffung zu einem lojen Budftaben, 
fo zerfiören Sie die Grundlagen unferer jegigen und künftigen 
Macht; jo nehmen Sie Preußen die Möglichkeit, als ſtarker Hort, 


als Schirmherr Deutfhlanbs feine Aufgabe zu 18ſen. Dann bleikt 


nur, wenn Preußen auf ſolche Weiſe nicht blos in die Unmöglichkeit gejegt wird, 
feine Europäiſche und feine Deutihe Aufgabe zu löſen, dann bleibt aller- 


dings nur eine fihere Ausſicht, das if bie Ausficht auf das Ende 


Meine Herren, bleibt dieſe Sache noch ferner in der bisherigen Unvoll⸗ 
enbetheit, wäre bie Regierung gendthigt, das, was fie geichaffen, aus den bier laut 
geltend gemachten NRüdfichten wieder zu ruiniren: dann bleibt wirklich nichts 
übrig — denken Sie es fih einmal durch — als bie Ausfiht auf das Enbe. 
Wenn Preußen die Reorganifation abſchafft in diefem Augenblid, um bem tbeo- 
vetifch ganz wohl begründeten Verlangen nad dem Budgetrecht zu entfprecden, 
fo frage ih, ob das unfer Anfehen und unfere Macht in Europa ſtählt, färkt 
und vermehrt. Ich halte e8 für ganz unmöglich, baf irgend Jemand diefe Meinung 
haben kann. Das ift alfo die Ueberzeugung, bie mich tief durchdringt; Sie be 
greifen aber, daß der Trieb der Selbfterhaltung für Stuaten, mie für 
Individuen nicht blos ein ftarker, jondern auch ein gerechtfertigter if. 


— — Der Konflilt if gewachſen, die Kluft ift erweitert und vertieit 
worden. Nachdem uripränglich gemiffermaßen nur über eine technifche Frage 


Meinungsverichiebenheiten waren, bat das Abgeorbnietenhaus feit den Neumablen 


von 1862 neue Urſachen hervorgeſucht, um den Konflikt eben zu flabilifiren, und 
bas ift der Grund, warum ih die Bemerkung überhaupt made. Das, was bas 
Abgeorbnetenhaus heute beichäftigt, die Frage Über die Anträge bes Borberichts, 
beweift am beften, daß ber Klimar, diefer verberbliche Klimar, möglicherweile bit 
ins Unendliche gefteigert und fortgefegt werden wirb; er beweift, daß ber Arm 
bes Hebels, mit dem die Yortichrittspartet oder ihre Führer den geießfichen Rechte⸗ 
zuftand, den verfaffungsmäßigen Rechtszuftand im Lande zu verändern trachten, 
immer länger wird. ch fürchte, meine Herren, noch jo lang, bis er bricht. Wenn 
es dahin kommen follte, daß bie Anträge angenommen — fo bat die Re 
gierung offenbar darin ein Zeichen, und zwar ein nicht zu verfennenbes, ein jebr 
bebeutungsvolles Zeichen, wohin bie Majorität dieſes Haufes zielt, und das ift eben 
nichts Anderes, als Machterweiterung für das Haus, Verringerung ber ver- 
fafjungsmäßigen Rechte des Königs und feiner Regierung. — — 

Die Regierung kennt ſehr wohl und ſchätzt ſehr wohl die Vebentung ber 
Partei - Organijation, deren fi bie Majorttät dieſes Hauſes erfreut. Die Re 
gterung weiß fo viel von dieſen Einrichtungen, um zu ermeflen, taß bei ber 
gegenwärtigen Lage ber Geſetzgebung der Kampf gegen dieſe Partei - Organifation 
nur zweifelbafte Ausficht barbietet. 

Ob das Gefet nicht Mittel finden wird, um flörend in dieſe Partei - Orga 
nifation einzugreifen, das wirb bie Folge lehren. | 

Die Frage ift jedenfalls berechtigt: „Soll die Regierung nad) einem neuen 





309 
1865. 


Rezept fuchen, um ben Wahlen denjenigen Charakter zu geben, welder ben In⸗ 
terefien des Landes nach ihrer innigften Weberzeugung mehr entjpricht, als ber 
bisherige Ausbrud diefer Wahlen?“ 

ein, meine Herren, das hat die Regierung eben nicht gewollt und will 
ed auch heute nicht; vielmehr hat fie gemeint, es fei ihre Pflicht, Ihnen noch 
einmal ans Herz zu legen, baß eine VBerflänbigung, eine Ausgleichung über diejen 
leidigen Konflikt herbeigeführt werde, wozu ich, nad) den Erfahrungen in dieſem 
Haufe, allerdings wenig Hoffnung babe. Allein die Regierung bat e8 verfucht 
und geglaubt, e8 noch einmal verſuchen zu müſſen, und barauf bie ablehnenbe 
Antwort durch den Borberidht befommen. 

Unter dieſen Umftänden ftehen wir allerdings in einer fehr bedenklichen 
Aternative: Sie ſpielen le tout pour le tout. Sie verſuchen es, wie weit mit 
den erweiterten Anfiprüchen zu gelangen, verfuchen es, welche Konzeffionen bie 
Regierung, im Hinblid auf bie Bedeutung bes beftehenven Konflikts, etwa machen 
Kunte und machen würbe. 

Die Regierung will fih an die Verfaffung halten; die Regierung bat ſogar 
Möher noch niemals ein Wort geſprochen, daß fie ben berechtigten Poſtulaten ber 
Verjafſung nicht Rechnung tragen wollte. Das waren Vorausjegungen, bie man 
ung imputirte. Die Regierung ſteht bis zu dieſem Augenblid in ber entidie- 
venften Intention, den Abfichten Seiner Majeftät gemäß, den verfaflungsmäßigen 
Zuſtand zu retabliren, foweit er alterirt ift. 

Dazu müfſen Sie die Hand bieten, aber nicht Vorſchläge machen, welde 
zu dem geraden Gegentheil führen. Meine Herren! Wenn Sie das verfhmäheı, 
ie ſteht allerdings die Frage auf einem ganz anderen Boden. Es handelt fich 
dann niht mehr um eine Rechtsfrage, fonbern es handelt fih um eine 
eritenzfrage. Wählen Sie! 


Aus einer Rede des Abgeordneten Dr. Virchow. 


Der Herr Kriegs - Minifter bat in feiner erfien Rede, die er hier gehalten 
bat, ausgefagt, Die gegenwärtige Regierung könne wicht zurücktreten, ohne einzu» 
gefeben, daß fie gegenwärtig etwas Unveräntwortliches thue. Ja, meine Herren, 
ich weiß nicht, ob fie jemals in die Rage kommen wird, in einem Augenblid zu- 
rädzutreten, wo fie beweilen kann, daß fie etwas Berantwortliches thut; ich muß 
jagen, wann fie auch zurücktreten wird, ob heute, ob morgen, ob über ein Jahr, 
fe wirb immer mit der Ueberzeugung zurüdtreten müſſen, daß fie 
etwas Unverantwortlidhes getban hat, und zwar, meine Herren, das 
Unerentwortliche, daß fie um bie perfönlichen Ueberzeugungen eines Technilere 
gegen die konſtituirten Gewalten bes Landes, gegen die beftehenben Geſetze bes 
Yandes durchzuführen, fich micht geicheut hat, nicht bloß das Berfaffungsieben zu 
unterbrechen, wie bie bubgetlofe Regierung es thut, fondern baß fie ſich jogar ſchon 
mit dem Gedanken vertraut macht, einen gewaltfamen Bruch eintreten zu laflen. 
Beine Herren, wir werben uns burd Drohungen nie jchreden laflen, wir 
werden e8 abwarten, ob bie Regierung einen folhen Bruch berbeiführt. Der 
Bruch würde gewiß noch ein beträchtliches Stüd unverantwortliher Hanblungen 
ja dem hinzufügen, was bie Herren fchon gegenwärtig gethan haben. 

Meine Herren! Wenn ich Sie daran erinnere, daß es in ber Geichichte auch 
eme Remefis giebt, jo werben Sie mir zutrauen, daß ich e8 nicht thue in einem 
milden Sinne. Sie, die Sie Ihre Berantwortlichleit an einer andern Stelle, 
zum Theil wenigftens erft im Himmel fuchen, Sie, meine Herren, follten ſich auch 
ten myſtiſchen Gedanken der Nemefis wohl in ber Erinnerung halten. Aber ih 
taun Sie nur darauf hinweiſen, daß in dem Herzen bes Volles ein Prozeß fort- 
Imiender Entwidiung ftattfindet, der es mit Nothwendigkeit mit fich bringt, daß 
endlich die Sünden gefühnt werben, weldhe eine frühere Zeit begangen bat. 
Und, meine Herren! irgend eine Form der Sühnung wird ge- 
heben müfien, wenn Sie zu einem Brude treiben. Es wird ein 
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Geſchlecht fommen, weldhes von Ihnen nicht bloß Diejenigen Nedte 
zurädforbert, bie Sie ihm gegenwärtig in ſträflichem Uebermutb 
firettig maden, ſondern es wirb ein Geſchlecht lommen, das un- 
zweifelhaft höhere GSarantieen, andere Bürgfhaften verfaflungs- 
mäßigen Lebens von Ihnen fordern wird. 

Wie Sie vor dem kommenden Geichlecht beftehen werben mit Ihren Xbeo- 
rien von ben Prärogativen, das werben wir rubigen Gewiffens abwarten; feien 
Sie überzeugt, bag wir uns nicht fchreden laffen werben durch die Drohungen 
des Bruces, daß wir feft bleiben werben wie in unferm Herzen, jo aud aut 
unferm Poflen und daß Sie zu allen Zeiten uns wieberfinben werben, we es 
fih darum hanbelt, das verfaffungsmäßige Hecht des Landes zu vertheidigen! 


Aus einer Rebe bes Abgeorbneten Dr. Simfon. 


— — „Ich weiß nit, in Folge welcher Gedankenverbindung ich bier, wenn 
Sie es mir geftatten, das Beriangen empfinde, mein Bebauern darüber andzu⸗ 
drüden, daß bie Sätesweig. Dolfe nice Frage, bis dahin von Seiten bes Hauſes, 
mit Beſcheidenheit und Mäßigung unangerührt gelaflen, bei biefer Gelegenheit 
mit in das Spiel gezogen iſt; unzweifelhaft in ber beften Abficht nur von einem 
Namen, der fehr dazu geeignet war, an bie ſchönen Erfolge in den Elb⸗Herzog 
thümern zu erinnern; aber doch mit einem leifen Anklang, der denn auch von 
anberer Seite zu meinem Schreden erwibert ift, mit einem Anllang von 
Annerion. Ich will bei diefer Gelegenheit, um bamit mein Gewiffen zu faloiren, 
ba ich nicht weiß, ob ich noch einmal dazu kommen werbe, das Wort in bieler 
Frage zu nehmen, bemerken, das ift eine Politik, bie ich aus ber Tieie 
meiner Seele verabſcheue. 

Wer ohne ober wider den Willen ber verfaffungsmäßigen Vertreter des 
Schleswig - Holfteinihen Bolles es unter bie Preußiſche ober irgend eine andere 
Gewalt beugen will, ver verfündigt fih an dem Genius unferer Nation. 


Es iſt mir ganz glei, ob dabei ein Tiberales, ober ein reaftionatres 
Preußen durch feine jeweilige Regierung vertreten wird: ob die Trauben, wie 
das verehrte Mitglied für Saarbrüd fagte, ſüß ober fauer find; es find nad 
meinen Gedanken überhaupt gar keine Trauben; e8 find Giftbeeren, zu beren 
Berihludung man uns dabei verführen möchte. 


Den Srunbirrthun, meine Herren, in dem die Regierung uns gegenüber 
ſteht, finde ich in einer faft unglaublichen Ueberſchätzung — nicht ihrer Cinfidt, 
fondern ihrer Aufgabe! Die Herren nehmen an — id will einmal zugeben, mit 
voller Wahrheit, — fie haben in Anſehung ber Militair - Reorganijation wirklich 
ben Stein ber Weiſen gefunden. Sie wiflen von mir, daß ich vom erften Augen- 
blick an und heute noch, trotz alledem und alledem auf dem Boden flebe, die 
Grundzüge dieſer Militair- Organtfation für durchaus richtig und heilfam zu 
halten, und es tief zu beklagen, daß ihre verfaffungsmäßige Durchführung nicht 
längft gelungen ifl. Aber, meine Herren, gejegt, der Stein ber Weiſen, von bem 
ih rede, wäre in ber That gefunden, fo macht die Regierung nur daraus ben 
Schluß: ergo habe fie auch die Aufgabe, biefen Stein ber Weiſen num auch fofort, 
wenn ich fo jagen darf, und unbedingt ins Leben zu rufen, unb barauf antworte 
ih: daran ift nicht zu denken. Ihr feib dabei durch die Verfaffung an bie Zu⸗ 
fimmung des Haufes gebunden, und wenn beflen Penetration nicht jo weit reidt, 
um einzufehen, wie mufterhaft Eure Gedanken find, fo habt Ihr demungeachtet 
rechtlich nicht die Macht und darum unter feinen Umftänden die Pflicht, gegen 
den Willen mitberechtigter Faltoren auch bie befte Welt ins Leben zu rufen. — — 

Meine Herren, das ift nicht der Weg, zum Frieden, zum Ziele zu kommen, 
und wenn ber Herr Kriegs» Minifter gefagt hat, ein Hebel könne am Ende ſo 
weit verlängert werben, baf er bricht, fo fage ich ihm: ich babe auch in meinem 
Leben noch feinen Krug länger zum Waffer gehen feben, als bis er gebrochen war! 
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5. Mat. Bei der Berathung des Militärgefeges. 
Aeußerung des Berichterftattere Dr. Gneiſt. 


Der Herr Kriegs- Minifter ift nicht blos ein politiiher Mann, ſondern 
der Herr Kriegs - Minifter ift auch ein religidfer Mann, und barum wird er mir 
glauben, wa8 ich fage: dieſe Keorganifation — mit dem Kainszeiden 
bes Eidbruches an der Stirn, — die reorganifirte Armee auf dem 
Boden des Berfaffungsbrudes, meine Herren, wäre bo fidher 
eine Armee, die nun und nimmermehr eine bauernbe Inftitution 
diefes Landes werben kann, fo lange eine göttlihe Gerechtigkeit 
über biefem Lande waltet! 

Meine Herren! Was ich Ihnen wieberhole, das ift die rechtliche Wahr- 
beit, bie fittliche Wahrheit, die religiöſe Wahrheit, die Sie fich ſelbſt fagen 
müßten, wenn bas veligidje Belenntniß unter uns eine Wahrheit ift. 


Erwiderung bes Kriegs» Minifters von Roon. 


Ih habe nicht bie Abficht, ven Referenten zu widerlegen, fo weit ich kann; 
ih babe nicht die Abficht, Über die Materie zu fprechen. Wenn aber der Herr 
Referent fi erlaubt bat, gegen mich perfönfich zu werben in einer Weife, bie 
wohl bisher in der parlamentarifhen Geſchichte aller Völker unerhört ift, fo bin 
h genöthigt, fchon jet meine perjönliche Auffaffung Über diefe ganz unmotivirten 
verſenlichkeiten auszujprechen. 

Der Herr nannte mich einen politifchen Mann, und barin bat er vielleicht 
Unteht gehabt. 

Er Hat mich auch einen religiöfen Dann genannt. Ich könnte ihm dafür 
danken; benn es ift allerdings jeit längerer Zeit mein VBeftreben, biefen Namen 
w verdienen. Wenn er nun aber daran bie Frage knüpft: „Wie kann biejer 
religidfe Mann fih zu einem Werke befennen, welches das „Kainszeihen bes 
Eidbruches an der Stirn trägt?“ — wenn er das gejagt hat in Bezug auf 
mih, den religiöſen Mann, jo muß ich mich allerbings wundern, baß er nit 
deswegen von dem Herren Präfidenten zur Ordnung verwieſen ift. 

Da das nicht geſchah, fo Bin ich meinerjeits in ber unangenehmen Lage, 
ihm zu erffären, daß feine Aeußerung jebenfalls an ber Stirn trägt den Stempel 
ter Ueberhbebung und der Unverfhämtbeit. 


Schluß der Sandtagsfeffion. 


8. Juni. Erneute Abjegung der Koften für die Armee-Reor- 
ganijation. 


Erklärung ded Kriegd-Minifterd von Roon Namend 
ded Staatd- Minifteriumd vor der Abftimmung. 


Wenn ich den Abftimmungen gegenüber, die ftattgefunden haben, 
bisher ftumm geblieben bin, io, glaube ih, wird Niemand dadurch in 
Verwunderung gejegt fein. Es konnte nicht die Abficht der Königlichen 
Regierung fein, aus Anlaß diefer Verhandlungen von Neuem die foge- 
nannte — zu diskutiren. „Der Worte“, glaube ich, „ſind 
genug gewechſelt.“ Die ablehnenden Anträge der Kommiſſion in Bezug 





312 
1865. 
auf das Budget find nur die Wiederholungen der lediglich anders formu⸗ 
Iirten Ablehnungen in Bezug auf die Diilitairfrage. ‘Der Zufammenhang 
beider wird ja von Niemand beftritten werden. Illuſionen binfihtlih des 
Reſultats der bier heute ftattfindenden Verhandlungen find dabei ganz 


unmöglich. 

ann indeß auch die Regierung dieſes Reſultat durch ihren Ein- 
ſpruch nicht ändern, jo muß fie dennody vor dem Lande auf das Unzwei⸗ 
deutigfte ausfprechen, 

en aß die vorausfichtlihen Beſchlüſſe diefes Haufes, außge- 
ührt 


das Tiefſte zerrütten würden; 


zweitens, daß damit, wie überhaupt, zumal aber im gegen- 


erfteng den Beitand und den Drganismus der Armee auf 


wärtigen Augenblid, die wefentlihften Interefjen des 


Thrones und des Baterlandes preißgegeben werden 
würden. Denn die Desorganifation der neuerlid mit 
neuen Siegesehren gefhmüdten Armee ift gleihbeden- 


tend mit der politiijhen Degradation Preußens und 


mit der Berzichtleiftung auf feine politifde Miffion; 

drittens, daß die Königlihe Staaßregierung ſich in der 
Unmöglichkeit befindet, den beantragten Berftümme: 
lungen des Militair-Budget8, die gleiäbedeuten mit 
der Berftümmelung der Armee find, zuzuftimmen. 

Wenn Niemand im Haufe fich zu der Abficht bekennen dürfte, durch 
maßgebende Bejchlüffe dad Gewicht des preußiſchen Namens zu verringern, 
die Landesvertheidigung zu fchädigen, die politiiche Unabhängigkeit und 
damit zugleich die erworbenen Güter und dad materielle Wohljein unferes 
Volkes zu gefährden, jo ift der Schluß folgerichtig, daß Sie den von 
Ihrer Kommiffion beantragten Bejchlüffen die eben erwähnten ſchweren 
Nachtheile nicht beimeſſen. Wäre diefer immerhin verderbliche Irrthum 
das alleinige Motiv für Ihre Abftimmung, fo würde der aus oft ent- 
widelten fachlihen Gründen erhobene Widerfpruch des Kriegsminiſters, 
noch mehr aber die Stimme des erften und erfahrenften Soldaten der 
Armee — die Stimme ihres erhabenen Oberbefehlähabers, der die bean- 
ftandeten Einrihtungen ausdrüdlich für fein eigenftes Werl erklärt hat — 
gebührend berüdfichtigt worden fein. 

Fehlt aber Ihren Beſchlüſſen diefe Rückſichtnahme, fegen Sie diele 
vielmehr in Widerfpruh mit Allem, mas Erfahrung und Sachkunde an 
die Hand giebt, gefährden und jchädigen Ste dadurch fogar die thenerften 
Intereſſen des Vaterlandes, fo ift der meitere Schluß unvermeidlich, daß 
— wie es auch von hervorragenden Mitgliedern der fogenannten Fort⸗ 
ſchrittspartei laut und offen eingeitanden worden — 5 ablehnendes 
Verhalten durch andere, nicht ſachliche Beweggründe, durch Beweggründe 
Kin rd, welche, der Parteitaktik entnommen, Parteizielen foͤrderlich 
ſein ſollen. 

Schützen Sie finanzielle Bedenken vor, wie das in der That ge⸗ 
ſchehen iſt, ſo iſt ja dargethan aus ſtatiſtiſchem Material in, wie ich 

laube, überzeugender Weiſe, daß die Reorganiſation der Armee dem mit 
ottes Hütte erblühten Lande und jedem Einzelnen verhältnigmäßig 
weniger foftet, als beifpielsweife die Armee von 1820 dem durch Feindes⸗ 
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drud ausgeſogenen und erfchöpften Lande; daß Preußens Armee abjolut 
und relativ erheblich weniger Toftet, als die irgend einer andern euro⸗ 
yäfhen Großmacht. | 

Betonen Sie aber die fogenannten volkswirthſchaftlichen Nachtbeile 
der verftärkten Armee, fo iſt ebenfo unwiderleglich eriwiefen, daß dieſe 
derſtärkung im Bergleih mit der des Yahres 1858 nur ein Mehr von 
10 Köpfen auf die Duadratmeile, d. h. auf durchfchnittlich je 3900 Staats⸗ 
einwohner, beträgt, daß fie im Vergleich mit den Jahren nach dem Pa⸗ 
riier Frieden aber nur 2% auf das Tauſend der Bevölkerung hinter der 
damaligen relativen Heeresſtärke zurücdhleibt; daß auch biete damalige 
verhäftuigmäßig höhere Armeeſtärke den volkswirthſchaftlichen Aufſchwung 
des Landes defienungeachtet nicht verhindert hat. Behaupten Sie endlich), 
die jegige Heeresformation fei mit den Landesgefegen unvereinbar, fo ift 
einerſeits dafür der Beweis nicht erbracht, andererſeits fegen Sie fid 
dadurch in Widerjpruch mit dem Botum des Abgeordnetenhaufes vom 
31. Mat 1861, durch welches ausdrücklich anerkannt wurde, daß die ge= 
ihehene Berwendung des außerordentlihen Kredits, bewilligt ur einft- 
weiligen Aufrechterhaltung und Vervollſtändigung derjenigen Maßnahmen, 
weihe für die fernere Kriegsbereitſchaft und erhöhte Streitbarleit des 
Heered erforderlich und auf den bisherigen gefeglihen Grundlagen thunlich 
ieten, den Geſetzen nicht mwiderfpreche. 

Diefe Anerkennung bezieht fich aber direkt auf die Gefeglichleit der 
fontroverfen Neuformation des Heeres; denn eben zu diefer — und zu 
nichts Anderm — hatte gene Bermwendung ftattgefunden. 

Drängt fi nach allem diefem der Regierung die Ueberzeugung auf, 
daß die geltend gemachten technifchen, finanziellen, volkswirthſchaftlichen 
und gefeglichen Bedenken nur die Vorwände bilden für politiiche Beſtre⸗ 
bungen, denen die Regierung mit allen verfügbaren Mitteln und Kräften 
entgegenzutreten nicht nur das Hecht, fondern auch die unabweisbare 
Pflicht Hat, jo darf die Negierung auch nicht anftehen, diefen Sachverhalt 
u tonftatiren und dem Abgeordnetenhaufe die Berantwortlid- 
eit für alle gemeinfhädliden Folgen, die aus einem die 
lebensfräftige Eriftenz der Armee weſentlich beeinträdti- 
—5 unausführbaren Votum erwachſen, lediglich zuzu— 
weiſen. 

Zum Schluß, meine Herren, konſtatire ih, daß ich dieſe Erklärung 
größtentheils abgelefen habe, wie ich fie mir, in Uebereinftimmung mit 
meinen Herren Kollegen, formulirt babe. 


14. Juni. Die Redefreiheit der Landtags-Mitglieder. 
Borläufige Aeußerung Bismarcks im Herrenhaufe. 


Ich will mir nur wenige Worte über die Stellung des Miniſte⸗ 
riums zur Frage erlauben. 

Die Königlihe Regierung if der Anfiht, daß ein Privilegium zu 
beleidigen und zu verleumden in Preußen nicht beftehen follte, oder doch 
nur fo lange geduldet werden könnte, als das Sittengejeg fich ftarf genug 
erweift, um die Ausübung eines ſolchen Privilegiums zu hindern. 

Eie hat den Eindrud, daß diefe Prämifle nicht mehr zutrifft und 
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daß fie deshalb der Frage: Beſteht ein ſolches Privilegium oder nicht, 
näber treten muß. 

Wenn ed beftände und benugt wird, jo brauche ich das nicht nach⸗ 
Hera es der Gerechtigkeit, der Vernunft, der Wurde des Landes 
widerfpricht. 

Ich gebe gern zu, daß die Berfuche, erfahrungsmäßig zu ermitteln, 
ob die Gerichte das Beftehen eines folchen Privilegiums anerkennen, 
bisher nicht erjchöpfend genug ausgefallen find. 

Nach dem vom Herrn von Waldaw geftellten Amendement wird die 
gefegliche Exiftenz des Uebelſtandes bezweifelt und der Regierung anheim⸗ 

egeben, die Frage, ob die Gerichte die Berfafjung fo auslegen, das volle 
traflofigfeit befteht für Injurien und Verbrechen, welche durch das Wort 
auf der Sribüne begangen werden können, genauer und fücherer als bisher 
zu ergunden 
ie Königliche Regierung ift bereit, biefen Weg zu betreten; jollte 
fih dabei herausftellen, daß dennoch nach den Erfenntniffen Köntglicher 
Gerichte das angebeutete privilegium odiosum beftehe, jo wird die Regie: 
rung beftrebt fein, dem auf gejegmäßigem Wege entgegen zu treten, jeine 
Abſchaffung anzubahnen, und Hofft fie alsdann ber diefen Bemühungen 
auf die Unterftügung dieſes Hauſes. 


17. Suni. Schluß der Selfion. 
Nede des Minifter- Präfidenten von Bismarck. 


In der abgelaufenen Sigungsperiode verdankt das Land dem Zu: 
fammenwirten des Landtages mit der Negierung die Erneuerung des 
deutjchen Zollvereins, den Abſchluß der Zollverträge mit Frankreich umd 
Defterreih, mit England und Belgien, das neue Verggefeß, die Reguli- 
rung der fchlefiichen Zehntverfaffung, die beffere Berforgung der Militair- 
‚invaliden, die Eifenbahnanlagen an der Jade, in der Eifer und in Thüs 
ringen, jo wie eine Anzahl anderer nüglicher und heilſamer Geſetze. 

Aber zu vollen und durchgreifenden Refultaten hätte das Zuſammen⸗ 
wirken der Volksvertretung mit der Negierung nur dann führen können, 
wenn, audy den politiihen Meinungslämpfen gegenüber, dag Wohl deö 
Baterlandes oberftes Geſetz und höchſte Richtichnur für alle Parteien ge 
blieben wäre. Sp ift es nicht gemefen. Die deutlich außgefprodene 
Abfiht der Mehrheit des Abgeordnetenhaufes, den gegen: 
wärtigen Rathgebern der Krone Schwierigleiten zu bereiten, 
bat zur Berwerfung der Wegeordnung, des Bankgeſetzes, der Eijenbahn- 
anlagen in Oftpreußen uud dadurd zur Schädigung des materiellen 
Wohls de3 Landes geführt. 

Durch die Bermerfung des Militairgejeges bat die unter der 
Mitwirkung früherer Yandtage in das Leben gerufene und durch die kriege: 
rifchen Ereigniffe des vorigen Jahres bewährte neue SHeeregeiurichtung, 
unter Gefährdung der äußeren Sicherheit des Landes, auf's Neue in 
Trage geftellt werden follen. Das Haus der Abgeordneten verfagt der 
Regierung die Mittel zur Herftellung einer den gegenwärtigen Berhält- 
nifien und Bebürfnifien entiprechenden Kriegsflotte; es verfagt ihr 
den von ihm verlangten Beiftand zur Gewinnung der Früchte der mit jo 
vielem, theuren Blute errungenen Siege des verlloffenen Jahres. a, es 
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bat ſich von den glänzenden Thaten und Erfolgen der Armee 
[oögefagt, indem es, wie früher die geforderte Anleihe, fo jet bie 
nachträgliche Genehmigung der veraußgabten Kriegskoſten verweigert hat. 

Das Staatshaußhaltsgefeg, deſſen Buflandefommen nad Art. 
62 ımd 99 der Berfaflungd-Urkunde von dem Zufammenmwirten aller bei 
der Beießgebung betbeiligten Faktoren erwartet wird, ift auch in dieſem 
Jahre an der Weigerung des Abgeordnetenhaufes, die zur Auf: 
rechthaltung des Heerweſens unerläßlichen Mittel zu bewilligen, gefcheitert. 

Das Abgeordnetenhaus hat Forderungen verweigert, 
melde die Staats⸗Regierung ftellen mußte; e8 bat Beſchlüſſe 
gefaßt, welche die Regierung nicht ausfüßten fann. Statt 
mit der erfehnten Berftändigung fließt die Sitzung aber- 
mals unter dem Eindrud gegenfeitiger Entfremdung der zum 
Zuſammenwirken berufenen Kräfte. 

Sr. Majeſtät Regierung hat nur ein Ziel im Auge: die Wahrung 
der Rechte und der Ehre des Königs und des Landes, fo wie fie ver- 
brieft find, fo wie fie neben einander beftehen können und müflen. ‘Dem 
Sande ift nicht gedient, wenn feine gewählten Vertreter die Hand nad 
Rechten ausftreden, die ihre geſetzliche Stellung im Berfafiungsleben ihnen 
verfagt. Nur wenn fie diefe Stellung dazu benugen, mitzuarbeiten an 
dem von unſeren Fürften begonnenen und bißher durchgeführten Werte, 
Preußen, unter ftarfen Königen, groß und glüdlich zu machen, nur dann 
Pa fie da8 Mandat erfüllen, welche des Königs Unterthanen in ihre 

de legen. 

Die Re terung Seiner Majeftät ift beftrebt, das in gleichem Sinne 
ihr ertbeilte Mandat ihres —— Herrn nach Kräften auszuführen. 
Sie wird unbeirrt durch feindſeligen und maßloſen Widerſtand in Rede 
und Schrift, ſtark im Bewußtſein ihres guten Rechts und guten Willens, den 
geordneten Gang der öffentlichen Angelegenheiten aufrecht erhalten und 
die Intereſſen des Landes nach Außen wie nach Innen kräftigſt vertreten. 
Sie lebt der Zuverſicht, daß der Weg, den ſie bisher inne gehalten, ein 
erechter und heilfamer geweſen iſt, und daß der Tag nicht mehr fern 
Im kann, an welchem die Nation, wie bereits durch Zaufende aus 
freier Bewegung fund gemordener Stimmen gejcheben, jo auch durch den 
Mund ihrer geordneten Vertreter ihrem Königlichen Herren Dank und An- 
erlennung außfprechen werde. Ä 

Dem Herrenhaufe habe ich im Namen Seiner Majeftät Allerhöchft- 
defien Dank für die auch in diefer Seffion bewiejene Treue und Hin- 
gebung zu jagen. 








34. Die Uebereinkunft von Gafein, 


— Ú — — 


1865. 21. Juni. Bismarck mit dem König nach Karlsbad. 


11. Juli. Eine Depeſche Bismarcks an Oeſterreich aus Karls⸗ 
bad ſchildert die Lage der Herzogthümer und erhebt lebhafte 
Anklagen gegen die dortige Preſſe, Vereine, Beamte, Uni⸗ 
verſitaf. Bei Verweigerung öſterreichiſcher Mithilfe zur 
Beſeitigung ſolcher Zuſtände werde ein einſeitiges Vorgehen 
Preußens ſich nicht umgehen laſſen. 

Defterreich ſpricht die Beſorgniß aus, daß die in Aus— 
fiht genommenen einjeitigen Maßregeln die eingeleitete 
Verſtändigung vereiteln würden und erklärt eine gewiſſen⸗ 
bafte Handhabung der Gejege in Schleöwig = Holftein gegen 
jeden Uebergriff als ſelbſtverſtändlich. 


21. Zuli. Kabinetskonſeil in Regendburg auf der Durd- 
reiſe des Könige nah Gaſtein, unter Theilnahme der Ge 
landten in Paris und Wien. 


Bemerkungen der „Provinzial» Korrespondenz.” 


— — — Die neueren Berbandlungen mit Defterreich haben zum lebhaften 
Bebauern unferer Regierung Grundlagen für eine enbliche Verftändigung über 
die Löfung ber Hergogthümerfrage noch nicht ergeben. 

Inzwiſchen haben bie Verhältniffe in Schleswig. Holftein durch bas von 
ber Lanbesregierung gebuldete Auftreten bes Erbprinzen von Auguftenburg und 
feiner Partei mehr und mehr eine Entwidelung genommen, welche weder nnt ben 
unzweifelbaften Hohbeitsrechten Preußens und Defterreihs auf Grund bes Wiener 
Friedens, noch mit den zu Recht beſtehenden gejetzlichen Borjchriften in ben Her- 
zogthümern felbft vereinbar ift. 

Die preußiſche Regierung hält e8 baber für nothwendig, daß vor allen 
Dingen und vor jeder weiteren Erwägung über bie fünftige Röfung ber redt- 
* un geietfiche Zuftand in ben Herzogthümern in jeber Beziehung wieher 

geftellt werbe. 

Man darf annehmen, bafj bie weiteren Mittel und Wege dazu im Rathe 
bes Königs zu Regensburg feftgeftellt fein werben. 
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23. Zuli. Unterredung Bismarcks mit dem bayerſchen Minijter 
v.d. Pfordten in Salzburg. 


Ueber das Refultat biefer Zufammenktunft wurde aus anjcheinend authen- 
tiden Quellen fpäter folgende Enthüllung gemadt: „Hr. v. Bismard eröffnete 
die Unterredung mit der Erklärung, daß feiner feften Ueberzeugung nad) ber 
Krieg zwiſchen Preußen und Defterreih jehr wahrjcheinlih und unmittelbar be- 
rorſtehend ſei, und er halte es demnach durch das dringendſte Interefje der 
Nittelftaaten geboten, jetzt ſchon für eine ſolche Eventualität ihrerſeits Stellung 
‚u nehmen. Es handle fi, bemerkte er weiter, wie er die Sache auffaffe, um 
en Duell zwifchen Defterreih und Preußen allein, und es werde eine verbältniß- 
mäßig geringe Intereffenfumme in Mitleidenſchaft gezogen werben, wenn das 
übrige Deutſchland den paffiven Zuſchauer dieſes Duelle abgebe. Das könne es 
mt voller Beruhigung: Preußen babe niemals daran gebacdht, und denke auch 
ach jeßt nicht Daran, fein Machtgebiet Über die Mainlinie hinaus zu erftreden. 
Yange werbe übrigens die Enticheibung nicht auf ſich warten laffen. Oeſterreich 
ji weder gerüftet, noch habe es die Mittel, fi) zu rüften. Ein einziger Stoß, eine 
hauptſchlacht — und Preußen werde in ber Tage fein, die Bebin- 
gungen zu bictiren.... Hr. v. d. Pforbten machte auf biefe Auslaffungen bin 
den Einwurf, daß ihm die Achtung ber Neutralität denn doch nicht unter allen Um» 
Händen gefichert ericheine, und daß beifpielsweife Preußen fich leicht veranlaft finden 
fiımte, jene eine Hauptſchlacht auf ſächſiſchem Boden zu fchlagen. Hr.v. Bismard 
arflärte jofort, daß eine Localifirung bes Krieges, und zwar durch einen Stoß von 
Shlefien ber, nicht blos beichlofien, fondern auch möglich ſei, nicht blos nad) 
feinem Urtheil, dem Urtheil eines bloßen Laien, ſondern nad) bem bereit® einge- 
genen und auf reiflichfteer Erwägung beruhenden Gutachten der competentefteu 
militärijſchen Autoritäten. Den Mittelftnaten fei zudem in ber Broclamirung ihrer 
bewaffneten Neutralität noch ein Mittel mehr zur Sicherung jener Localiſtrung 
gegeben. Bayern aber jpeciell werbe wohl zu erwägen haben, daß es ber natür⸗ 
ide Erbe der Stellung Defterreihs in Süpbeutichland fei. Hr. v. d. Pforbten 
erllärte: zur Zeit nicht in der Lage zu fein, Namens feiner Regierung auf ben 
Inhalt der jenjeitigen Eröffnungen weiter einzugeben unb lehnte e8 auch ab, feine 
Privatanficht Darüber zu äußern.“ ' 


25. Zuli. Die Angelegenheit ded Nedacteurd May. 


Der Redacteur der Schleswig-Holfteinfchen Zeitung und Mit 
glied des engeren Ausjchuffes der ſchleswig-holſteinſchen Ber- 
eine, May, ein geborner Preuße, mird in Altona von preu⸗ 
ßiſchem Militär in feiner Wohnung gewaltfam aufgehoben und 
auf die Feſtung ‚Nenböburg abgeführt. 

Die Landesregierung und die Communalbehörden von Altona 
proteftiren gegen dieſen Schritt. 

Der öfterreihhiiche Civilcommiſſär Herr von Halbhuber, erhebt 
feinerfeit8 Proteſt. 


21. Juli. Antrag Bayerns, Sachſens und Hellen- Darmitadts 
am Bunde: 


„Hohe Bundesverſammlung wolle beichfießen: 1) an bie höchſten Regie- 
tungen von Oeſterreich und Preußen bie Anfrage zu richten, welche Schritte fie 
gethan haben ober zu thun beabfichtigen, um eine definitive Löſung ber bezüglich 
der Elbherzogthümer noch ſchwebenden Fragen herbeizuführen; ob dieſelben ins- 
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befonbere gefonnen find, eine aus freien Wahlen hervorgehende allgemeine Ber- 
tretung bes Herzogthums Holftein in Gemeinſchaft mit einer gleichen 
bes Herzogthums feswig zur Mitwirkung bei jener Löfung zu berufen, und 
für welchen Zeitpunkt diefe Einberufung, deren Beichleunigung fi aus den au- 
geführten Gründen als in bobem Grabe wünſchenswerth barftellt, in Ausficht 
genommen werben kann; 2) an biefelben höchſten Regierungen das Anſuchen zu 
ftellen, baß fie auf die Aufnahme bes Herzogthums Schleswig in den deutſchen 
Bund hinwirken.“ 


Der Antrag wird an den Holjteinfchen Ausſchuß gewieſen. 


Anfang Auguft. Sendung ded Grafen Blome, öſterreichiſchen 
Gejandten in Münden, nad) Gaftein Behufs Verhandlumgen 
über die Schleöwig= Holfteinihe Frage. 


Bergeblihe Berhandlungen. 


6. Auguft. Dringende Anträge Preußens in Wien zur 
Enſcheidung über die Schleöwig » Holfteinjche Angelegenheit. 


14. Auguft. Webereinfunft von Gaftein. 


„Ihre Majeftäten der König von Preußen und der Kaifer von Oefter- 
reich haben Sich überzeugt, daß das bisher beftandene Condominium in den 
von Dänemark dur) den Friedensvertrag vom 30. October 1864 abgetre: 
tenen Ländern zu Unzulömmlichkeiten führt, welche gleichzeitig das gute 
Einvernehmen zwilchen Ihren Regierungen und die Intereſſen der Herzog: 
thümer gefährden. Ihre Majeftäten find deshalb zu dem Entfchluffe gelangt, 
die Ihnen aus dem Artikel III. des erwähnten Tractats zufließenden Rechte 
fortan nicht mehr gemeinfam auszuüben, fondern bis auf weitere Vereinba⸗ 
rung die Ausübung derfelben geographiſch zu theilen. 

Zu diejem Zmede haben: 

Se. Majeftät der König von Preußen Allerhöchſt Ihren Präfi 
denten des Staats. Miniteriumg und Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten Dtto von Bismard-Schönhaufen, Ritter des 
Schwarzen Adlerordens, Großfreuz des St. Stephan- Ordens ıc.; 

Se. Majeftät der Kaijer von Defterreih Allerhöchſt Ihren 
Wirklihen Kämmerer, außerordentlihen Gejandten und bevoll- 

mächtigten Minifter am Königlich baierifchen Hofe Guftav Grafen 
pon Blome, Ehrenritter des jouveränen Sohanniters Orden ıc.; 
u Ihren Bevollmächtigten ernannt, welche, nach Auswechſelung ihrer in ge: 
Öriger Form befundenen Bollmadıten, über die nachfolgenden Artikel über 
eingelommen find. 

Artikel 1: Die Ausübung der von den hohen vertragfchließenden 
Theilen durch den Art. III. des Wiener Friedenstraftates vom 30, October 
1864 gemeinfam erworbenen Rechte wird, unbejchadet der Fortdauer diejer 
Rechte beider Mächte an der Gefammtheit beider Herzogthiimer, im Bezug 
auf das Herzogthum Schlesmig auf Seine Majeftät den König von 
Preußen, in Bezug auf da8 Herzogthum Holftein auf Seine Majeftät 
den Kaijer von Defterreich übergeben. 

Artitel 2: Die hohen Kontrahenten wollen am Bunde die Herſtel⸗ 
lung einer deutfhen Flotte in Antrag bringen, und fir dieſelbe 
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den Kieler Hafen als Bundeshafen beftimmen. Bis zur Ausführung 
der desfallfigen Bundesbefchlüfie benugen die Kriegsſchiffe beider Drächte 
tiefen Hafen, und wird das Kommando und die Walzer über denfelben 
von Preußen ausgeübt. Preußen ift berechtigt, — zur Vertheidi⸗ 
gung der Einfahrt Friedrichſsort gegenüber die nöthigen Befeſtigungen an⸗ 
zulegen, als auch auf dem holfteinjchen Ufer der Bucht die dem Zwecke 
des Kriegshafens entiprechenden Dtarine» Etablifjements® einzurichten. 
Diefe Befeftigungen und Etabliffements ftehen gleichfall8 unter Preußiſchem 
Kommando, und die zu ihrer Beſatzung und Bewachung erforderlichen 
Preugiihen Marinetruppen und Mannſchaften können in Kiel und Um⸗ 
gegend einquartirt werden. 

Artikel 3: Die hoben contrahirenden Theile werden in Frankfurt be= 
sntragen, Rendsburg zur deutfhen Bundesfeftung zu erheben. 

Bis zur bundesgemäßen Regelung ber Befagungsperhältniffe diefer 
Feſtung wird deren Garnifon aus Königl. Preußiihen und Kaiſerl. öfter: 
reichiſchen Truppen beftehen, mit jährlih am 1. Juli alternirendem Kom⸗ 
mando. 

Artikel 4: Während der Dauer der durch Art. 1 der gegenwärtigen 
Uebereinkunft verabredeten Theilung wird die Königl. Preußiſche Regie⸗ 
rung zwei Militairftraßen durch Holftein, die eine von Lübeck auf Kiel, 
die andere von Hamburg auf Rendsburg behalten. 

Die näheren Beftimmungen über die Etappenpläge der Truppen, 
io wie über den Transport und Unterhalt der Truppen werden eheſtens 
durh eine befondere Convention geregelt werden. Bis dies gefchehen, 
gen die für die Preußifchen Etappenftraßen durch Hannover beitehenden 

ſtimmungen. 

Artikel 5: Die Königl. Preußiſche Regierung behält die Verfügung 
über einen Telegraphendraht zur Verbindung mit Kiel und Rendsburg, 
und da8 Recht, Preußiiche Poftwagen nit ihren eigenen Beamten auf 
beiden Linien durch daß Herzogthum Holftein gehen zu laſſen. 

Infoweit der Bau einer directen Eiſenbahn von Lübeck über Kiel 
zur fchleswigfchen Grenze noch nicht gefichert ift, wird die Conceſſion dazu 
auf Berlangen Preußens für das holfteinfche Gebiet unter den üblichen 
Bedingungen ertheilt werden, ohne daß ein Anſpruch auf Hoheitsrechte in 
—* der Bahn von Preußen gemacht werden wird. 

Artikel 6: Es iſt die —— Abſicht der hohen Contrahenten, 
daß die Herzogthlimer dem Zollverein beitreten werden. Bis zum Ein- 
tritt in den Zollverein, reſp. bis zu anderweiter Verabredung, befteht daS 
bisherige, beide Derzogthümer umfaffende Zollſyſtem unter gleicher Theilun 
der Revenüen deflelben fort. In dem Yale, daß es der Königlich 
Breußifhen Regierung angezeigt erjcheint, noch während der ‘Dauer ber 
m Art. 1. der gegenwärtigen Uebereinkunft verabredeten Theilung Unter- 
handlungen behufs des Beitritt8 der Herzogthlimer zum Zollvereine zu 
eröffnen, ift Se. Majeftät der Kaifer von Oefterreich bereit, einen Ver⸗ 
reter des Herzogthums Holftein zur Theilnahme an ſolchen Verhandlungen 
zu bevollmaͤchtigen. 

Artikel 7: Preußen iſt berechtigt, den anzulegenden Nord⸗Oſtſee⸗ 
Canal, je nah dem Ergebniß der von der Königlichen Regierung eins 
Junen techniſchen Ermittelungen, durch das holſteinſche Gebiet zu führen. 
In ſo weit dies der Fall ſein wird, ſoll Preußen das Recht aufleben, die 
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Richtung und die Dimenfionen des Canals zu beflimmen, die zum Anlage 
erforderlichen Grundftüde im Wege der Erpropriation, gegen Erſatz des 
Werthes, zu erwerben, den Bau zu leiten, die Aufficht über den Canal 
und deffen Inſtandhaltung zu führen, und das Zuſtimmungsrecht zu alla 
denjelben betreffenden reglementarijchen  eltimmungen zu üben. 

Artikel 9: Seine Majeftät der Kaifer von Vefterreich überläßt die 
im mehrerwähnten Wiener riedensvertrage erworbenen Rechte auf das 
en Lauenburg Seiner Majeſtät dem Könige von 

reußen, wogegen die Königlich Preußifche Regierung fich verpflichtet, 
der Kaiferlich öjterreichifchen Regierung die Sunme von zwei Millionen 
und fünfhunderttaufend däntfchen Thalern zu entrichten, in Berlin 
zahlbar in Preußifchem Silbergelde vier Wochen nad Beftätigung gegen- 
wärtiger Uebereintunft durch Fre Majefläten den König von Preußen 
und den Kaifer von Defterreich. 

Artikel 10: Die Ausführung der vorftehend verabredeten Theilung 
des Sondominiums wird baldmöglichft nach Genehmigung diefes Abkommens 
durch Ihre Meajeftäten den König von Preußen und den Kaiſer von 
Defterreich beginnen und jpäteften® bis zum 15. September beendet fein. 

Das bis jetzt beftehende gemeinichaftliche Ober» Kommando wird 
nach vollendeter Räumung Soffteins duch die Königlich Preußifchen, 
Schleswigs durch die Kaiferlich öfterreichifhen Truppen, fpäteftens am 
15. September, aufgelöft werben. 

So geſchehen: Gaftein, den 14. Auguft Eintaufend Achthundert 
Fünf und Sechszig. 

(L. S.) gez. v. Bismarck. 
(L. 8.) gez. Blome. 


19.— 21. Auguft. Zufammenfunft des Königd mit dem Kaiſer 
von Defterreich, ded Herm v. Bismarck mit dem Grafen 
Mensdorff in Salzburg und Iſchl. 


Die nächſten Wirkungen des Bafleiner Bertrages. 


24. Auguft. Borlegung des Safteiner Vertrages am Bunde. 
Gemeinfame Erflärung Defterreihd und Preußens. 


„Die hohen Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen und Groß⸗ 
be gibum Heflen haben in der Sigung vom 27. Juli d. J. in einem 
deshalb geftellten Antrage den Wunfch außgefprochen, daß die Regierungen 
von Defterreih und Preußen über die Schritte, welche fie zur SHerbei: 
führung einer definitiven Löſung der bezüglich, der Elbherzogthümer noch 
ſchwebenden Fragen gethan oder zu thun beabfichtigten, eine Mittheilung an 
den Bund gelangen laflen möchten, und haben dabei zugleich andermeiten 
Wünfhen Ausdrud gegeben, welche auf diefe Angelegenheit Bezug haben. 

Die Regierungen von Defterreich und Preußen baben inzwiſchen es 
für die nächſte Aufgabe erachten müſſen, die Schwierigkeiten zu beſeitigen, 
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melde fih aus der bißherigen nicht awedentiprechenden Form der Aus⸗ 
übung der durch den Art. III. des FBiener iedens vom 30. October 
1864 erworbenen Rechte ergeben hatten, um dadurch Raum für bie 
weiteren Verhandlungen über eine definitive Löſung zu gewinnen. Es 
gereicht den beiden Regierungen zur Befriedigung, gober Bundesverfammlung 
nunmehr mittheilen zu können, daß e8 ihren Bemühungen gelungen ift, 
über eine jene Schwierigfeiten befeitigende Organifation der Verwaltung 
der Herzogthümer fich zu verftändigen, und die Gefandten find beauftragt, 
bober undesverfammlung von dem in diefer Beziehung am 14, Auguſt 
d. 3. verabredeten und am 20. defjelben Monats von den beiden Monarchen 
genehmigten Uebereinkommen durch die Ueberreichung der anliegenden 
glaubigten Abjchriften deſſelben Mittheilung zu maden. Hohe Bundes- 
verjammlung wird hieraus die Ueberzeugung gewinnen, daß die Regierungen 
von Defterreich und, Preußen ernftlih bemüht find, die Frage der Elb⸗ 
herzogthümer einer definitiven Löſung zuzuführen und die derfelben noch 
entgegenftehenden Schwierigkeiten zu befeitigen. Die einzelnen in dem 
Antrage der hohen Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen und 
Großherzogthum Heilen erwähnten Punkte find gegenmärtig Gegenftand 
der meiteren Verhandlung zwijchen Defterreih und Preußen. Die beiden 
Regierungen hegen die Zuverfiht, daß diefe Verhandlungen zu einem 
allſeiig befriedigenden Ergebniß führen werden, und erfuchen die hohe 
Dundesperfammlung, diefem Ergebniß mit Vertrauen entgegenzufehen, 
indem fie jich meitere Mittheilungen vorbehalten.“ 

Der preußifche Gefandte fügt diefer Erklärung noch die Bemerkung 
bei, daß feine allerhöchſte Regierung nicht verfehlen werde, hoher Bundes⸗ 
verjammlung über den bevorftehenden Pegierungsantritt Se. Maj. des 
Königs in Fnuenburg und die Vertretung dieſes Herzogthums am Bunde 
jener Zeit geeignete Anzeige zu machen. 


31. Auguft. Vorläufige Beichlüffe am Bunde. 


Der holſteinſche Ausſchuß beſchließt mit 5 (Defterreich, 
Preußen, Hannover, Württemberg und Medlenburg) gegen 
2 Stimmen (Bayern und Sachſen) über den von Bayern, 
Sachſen und Helien=- Darmitadt eingebrachten Antrag vom 
27. Zuli bezüglih Schleöwig- Holitein vorerft feinen An- 
trag zu bringen, fondern die angefündigten weiteren Mit- 
theilungen Defterreih8 nnd Preußens zu gemwärtigen. 

Die Bundedverfammlung bejchließt hierauf mit 13 gegen 
3 Stimmen (Bayern, Sachſen und Heflen-Darmitadt) bi8 
zum 26. October Ferien zu machen. 


29. Auguft. Frankreichs Stellung zum Gafteiner Vertrag. 


Circularbepeihe Droupn de l'Huys: 
„... Die Blätter haben uns den Tert der Convention von Gaſtein gebracht. 
3 beabfichtige nicht, die Stipulationen berjelben im Einzelnen zu prüfen; ba- 
gegen iſt es nicht ohne Intereffe nachzuforichen, welches bie Motive find, bie in 
dieſen Unterhanblungen die beiven beutfchen Großmächte geleitet haben. Waren 
Fark Blämard. 21 
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fie gemeint, das alte Recht ber Verträge zu beflätigen? Offenbar nicht: bie Wiener 
Berträge hatten bie Eriftenzbebingungen der bänifhen Monarchie geregelt. Dice 
Bedingungen find über ben Haufen geworfen. Der Londoner Bertrag war ein 
neues Pfand der Sorge Europa’s für die Dauer ber Integrität dieſer Mouardie: 
er ift zerriffen burch zwei Mächte, die ihn unterzeichnet hatten. Oder haben fih 
Defterreich unb Preußen verftändigt zum Schube eines mißachteten Exbfolgeredts? 
Statt dem meiftberedhtigten Prätendenten das ftreitige Erbe zu überantworten, 
haben fie es unter fich getheilt. Befragen fie vielleicht da3 Intereffe Deutichlands? 
Ihre Verbündeten haben ja bie Abmadungen von Gaftein erft aus den Zeitungen 
erfahren. Deutihland verlangte nach einem untheilbaren Staat Schleswig - Hol- 
ftein, getrennt von Dänemark und unter einem eigenen Fürften, für ben es Partei 
genommen hatte. Diejer populäre Candidat ift heute bei Seite geſetzt und tie 
Herzogthümer, ftatt vereinigt vielmehr auseinandergeriffen, werben verichiebenen 
Herrn unterfiellt. Iſt es das Intereffe der Herzogthümer ſelbſt, das bie beiten 
Mächte fihern wollten? Die unauflöglihe Bereinigung derjelben war ja, wie ge: 
fagt wurde, bie wefentlihe Bebingung ihrer Profperität. Hat die Zheilung 
wenigftens den Zweck, zwei rivalifirende Nationen auseinander zu halten und 
dem inneren Haber ein Ende zu machen, inbeni jeder berjelben ein gefonbertes 
Feld der Eriftenz angewieſen wird? Auch bas ift nicht ber Fall, denn wir jeben, 
daß bie Scheipungelinie ohne alle Nüdficht auf die Nationalitäten Deutſche und 
Dänen untereinander gemifeht läßt. Wollte man allein ben Wünfchen ber Be- 
völferungen entfpreden? Sie wurden gar nicht gefragt und es ift nicht einmal 
die Rebe davon, die Stände von Echleswig - Holftein einzuberufen. Auf welchem 
Brincipe beruht denn die öſterreichiſch-preußiſche Combination? Wir bedauern, 
in derjeiben feine anbere Örunblage zu finden als bie Gewalt, feine 
anbere Rechtfertigung, als die gegenfeitige Convenienz ber beiten 
Theilungsmädte. Es ift das eine Praris, der das heutige Europa entwäbnt 
war und für welche man nur in ben traurigften Zeiten ber Gefchichte Präcedenz 
fälle findet. Gewaltthat und Eroberung verderben ben Rechtsſinn und das Ge- 
wiffen ber Völler. An die Stelle ber Grundſätze geſetzt, welche das Leben ter 
modernen Staaten regeln, find fie ein Element ber Unorbnung und ber Auflöjung 
und nur geeignet, bie alte Orbnung der Dinge umzuftürzen, ohne eine neue 
Ordnung feft zu begründen. Das find bie Betrachtungen, welche die Ereignifle, 
deren Schauplat gegenwärtig Deutichland ift, ber Regierung des Kaiſers einflößen. 
Indem ih Ihnen diefe Eindrücke mittheile, ift es nicht meine Abficht, Sie aui 
zufordern, bießfällige Bemerkungen an ten Hof, bei dem Sie beglaubigt find, zu 
richten, fondern lediglich Ihnen die Sprache anzubeuten, die Sie beobachten mögen, 
wenn ſich eine Gelegenheit darbieten follte, Ihre Anficht kund zu geben.” 


23. September. Eine weitere Erflärung Frankreichs in Berlin fagt, daß tie 
in der Circularbepefche vom 29. Auguft ausgeiprochenen Anfichten der 
franzöfiigen Regierung durchaus feinen mehr bindenben Charakter 
hätten, als bie Convention felbft, Durch welche dieſelben hervorgerufen 
worden feien; das Zuileriencabinet nehme gerne Act von den Er- 
klärungen der preußifchen Regierung, daß die Convention nu 
den Character eines Proviſoriums babe. 


14. September. Englands Stellung zum Gafteiner Vertrag. 
Cireularbepeiche Lord Ruſſells: | 


„. .. Als die Regierung Ihrer Majeftät die erfte Mittheilung von ben zu 
Bien unterzeichneten Sriebenspräliminarien erhielt, habe ich in Wien unb Berlin 
bie Anfihten unjerer Regierung über biefe Präliminarien zur Kenntniß gebradt. 
Die ee Convention bat nur bazu gedient, das Bebauern, welches Ihrer 
Majeſtät Regierung zu jener Zeit ausbrüdte, noch zu erhöhen. Die Verträge 
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von 1815 haben dem König von Dänemark als Herzog von Holftein einen Sig 
im dentſchen Bundestag verliehen. Der Vertrag von 1852 hat das Erbfolgerecht 
für den däniſchen Gejammtftaat anerkannt, weldyes ber verftorbene König ber 
Berfon des gegenwärtigen Königs zuerkannt hatte. Trotz der in ben Depeſchen 
von 31. Januar 1864 gegebenen Berficherungen ift biefer Vertrag von Defterreich 
und Preußen, zweien ber Mächte, bie ibn unterzeichnet hatten, vollſtändig bei 
Eeite gefetzt worden. Man hatte das Hecht, zu erwarten, daß nach einer foldyen 
Aufbebung der Berträge man zum mindeften an ihrer Statt- die VBollsftimmung 
Deutihlanbs, bie Wünſche ber Bewohner ber Hergogthümer und bie in ben 
Eisungen der Londoner Konferenz von Defterreih und Preußen fo ausprüdlich 
tsrmufırte Anficht ber Mehrheit des Bundestages anerkannt haben würde. Auf 
dieſe Weije hätten auch nach Umftoß einer Rechtsorbnung andere aus ber Zu⸗ 
kimmung ber Bewohner abgeleitete Rechtstitel an bie Stelle geſetzt werben können, 
und dieſe mit Achtung aufgenommenen Rechtstitel hätten Ausfichten auf Dauer 
gehabt. Aber alle Rechte, alte ſowohl wie neue, gleichviel ob fie ſich 
auf eine feierliche Uebereinkunft zwifhen Herrihern oder auf den 
Haren Ausbrud des Volkswillens fügen mochten, find burd die 
Uebereintunft von Gaſtein mißachtet worben, und bie Autorität 
ter Gewalt ift die einzige Macht, welhe man zu Rath gezogen und 
anerfannt bat. Gewalttbat und Eroberung, bas find bie einzigen Grundfäge, 
auf welche bie in ben Beſitz ſich theilenden Mächte ihre Uebereinkunft gegründet 
baden. Die Regierung Ihrer Majeftät beklagt lebhaft die auf ſolche Weife kund⸗ 
gegebene Mißachtung des öffentlichen Rechts und des berechtigten Anſpruchs, welchen 
an Soft erheben kann, wo es fih um fein Geſchick handelt. Dieſe Inftruction 
ermãchtigt Sie nicht, dem Hof, bei weldem Sie accrebitirt find, Bemerkungen 
über diefen Gegenftanb zu machen, fonbern bat bloß den Zwed, Sie wifjen 
ja laffen, in weldem Sinn Sie zu ſprechen haben, wenn bie Ge- 
legenbeit fich bietet. 


— — — — — 


35. Seſihergreifung von Sauenburg. 


13. September. Das Königliche Beſitzergreifungs-Patent. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
thun biermit Jedermann fund und zu willen: 

Nachdem Se. Majeftät der König Ehriftian IX. von Dänemarf 
in dem zu Wien am 30. Oktober 1864 abgeſchloſſenen Friedens» 
traftat Seine Rechte an das SHerzogthum Lauenburg an Uns und 
Se. Majeftät den Kaifer von Oeſterreich gemeinſchaftlich abgetreten: 
und nachdem Se. Majeftät der Kaifer Franz Joſeph I. von Defter- 
reih Seinen Antheil an diefen Nechten durch die am 14. Auguft d. J. 
zu Saftein verabredete und am 20. defjelben Monats zu Salzburg 
zwifhen Uns abgefchloffene Vereinbarung Uns überlaffen bat: fo 
nehmen Wir, in Erfüllung des von der lauenburgifchen Landesver⸗ 
tretung ausgefprochenen Wunfches, dieſes Herzogthum in Sraft des 
gegenwärtigen Patents mit allen Rechten der Landeshoheit und Ober- 
berrlichkeit in Beſitz, fügen Unferen Titeln den eines Herzogs von 
Yauenbing bei, und mollen, daß das Herzogthum Tauenburg in 
Unjerem Königlihen Haufe nach den für die Erbfolge in der Krone 
Preußens beftehenden Grundfägen vererben fol. Wir entbieten allen 
Einwohnern des Herzogthums Unferen landesväterlichen Gruß, umd 
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gebieten ihnen, Uns fortan als ihren rechtmäßigen Landesherrn an- 
zuerfennen, Uns und Unferen Nachfolgern den Eid der Treue zu leiften 
und Unſeren Gejegen und Anordnungen nachzuleben, wogegen Wir 
fie Unſeres Iandesherrlihen Schutzes verfichern und verfprechen, daß 
Wir fie gerecht regieren, das Land und feine Bewohner bei ihren 
wohlerworbenen Rechten ſchützen und Unfere landesväterliche Fürforge 
auf die Wohlfahrt derjelben richten mollen. 

Zu Unferm Minifter für Lauenburg haben Wir Unferen 
Minifterpräfidenten und Miniſter der ausmärtigen Angelegenheiten, 
von Bismard-Schönhaufen, ernannt und demjelben befohlen, die 
Hegierung nad) Maßgabe der im Herzogthum beftehenden Geſetze und 
Sandesordnungen zu führen, wollen auch alle Beamte des Herzog. 
thums, nachdem Uns diejelben den Eid der Treue geleiftet haben 
werden, in ihren Anftellungen beftätigen und belafien. 

Wir beauftragen Unteren Staatsminifter Grafen von Arnim⸗ 
Boygenburg, von dem Herzogthum Lauenburg bern in Unferem 
Namen und Auftrag Belig zu ergreifen, die oberften Behörden des 
Landes in Eid und Bflicht für Uns zu nehmen und ihnen den Auftrag 
ur Vereidigung der librigen Beamten zu ertheilen, indem Wir die Erb: 
Bufdigun des Landes bis zu dem Zeitpunkte vorbehalten, mo es Uns 
möglich fein wird, diefelbe in eigener Perfon entgegen zu nehmen. 

So geſchehen Berlin, den 13. September 1865. 

Wilhelm Rex. 
von Bismard.” 


15. September. Feierliche VBefigergreifung durch den Staats— 
Minifter Grafen von Arnim-Boytzenburg. 


16. September. Erhebung des Minifter- Präfidenten von Bis: 
mard-Schönhaufen in den Grafenftand. | 


26. September. Die Erbhuldigung in Lauenburg. 
Aud dem amtlichen Bericht. 


Gleich nach erfolgter Beſitzergreifung wanbte ſich bie Ritter- und Lanbidait 
mit der Bitte an ben König, daß Derſelbe bald auch perfünfich die Hulbigung des 
Landes entgegen nehmen möge. Se. Majeftät bat dieſem Geſuche bufbreich gewillfahtt. 

Am 25. September begab fih Se. Majeftät zur Erbhuldigung nad dem 
Herzogthum Lauenburg. | 

An ber Grenze bes Landes, in Büchen, wurbe ber König von einer De 
putation ber Stände empfangen, beren Führer folgende berzlide Worte un 
Se. Majeſtät richtete: 

„Majeſtät! Willfommen im Lande Lauenburg! Lauenburg ſehnt fd 
nad einem Herriher: es wünſchte längſt in ven ruhigen Hafen einu 
laufen. Die Rauenburger finb biebere treue Untertbanen, bie im guten 
und böſen Tagen zu ihrem Herricher halten. Wir danken Gott unb freuen 
uns, daß ein deutſcher Fürft unfer Herricher ift. Wir danken Gott und freuen 
uns, baß ber König von Preußen unfer Herzog ifl, denn Preußen 
ift ber Hort Deutſchlands; feine geregelte Macht ſchützt unfer bentihee 
Recht und beutfches Wefen bis weit Über bie eigenen Grenzen binant. 
Wir banken Gott und freuen uns, daß König Wilhelm unſer allergnäbigfter 
Herzog und Herr fein wil. Wir haben Ew. Majeftät Königewort, und 
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gerecht nach Landesfitte und Landesrecht regieren zu wollen; das genligt 
uns; wir halten es heilig, wir vertrauen feft darauf. Majeftät, jo danken 
wir Gott und jo freuen wir und. Wir bitten aber auch den Iebenbigen 
Gott, er wolle gnäbigft Ew. Königliche Majeftät ſchirmen und ſegnen das 
ganze Königliche Baus: er wolle Preußen, von einem eblen Volle bewohnt, 
ſegnen unb das nunmehr feft mit ihm durch den Landesvater verbundene 
Lanenburg. Preußens Glück ift Lauenburgs Glück, Preußens Wehe Lauen- 
burge Wehe. So ſegne Gott Ew. Majeftät beim Eintritt in Lauenburg. 
Se. Majeftät König Wilhelm I. von Preußen lebe hoch! 2c.“ 


Se. Majeflät der König erwiberte darauf Folgendes: 


„Ich freue mich, nachdem ungewöhnliche Berhältniffe uns zu⸗ 
fommengeführt, mich zum erſten Male in Ihrer Deitte zu befinden, 
md zwar früher, als ıch e8 erwarten konnte, ſeitdem Ihre Vertreter 
mir den Wunſch danach außgefprochen hatten. ch komme mit vollem 
Bertrauen Ihnen entgegen und freue mich der Worte, auß denen ich 
vernommen, daR aud Sie Vertrauen in mich und meine Regierung 
jegen! Das verjpriht Glüd für die Zukunft, und es ift mir eine 
ute Borbedeutung, daß die Vereinigung Ihres fchönen Landes mit 
Breußen in dafjelbe Jahr fällt, wo vier Provinzen mir gedankt, daß 
die Berheißungen, welche meine glorreihen Vorfahren ihnen zur Zeit 
ihrer Bereinigung mit unferem, jegt gemeinfchaftlichen Baterlande ges 
geben, fo vollftändig erfüllt worden find. Die Blüthe, Wohlhabenheit 
und Zufriedenheit bdiefer Provingen läßt mich mit um ſo größerer 
Zuverſicht zu Ihnen kommen, als ich Ihnen den beſten Willen für 
Ihr Wohl entgegentrage. Möge dies auch eine gute Vorbedeutung 
für Sie ſein.“ 


Die feierliche Erbhuldigung fand am 26. September in der St. Petri⸗ 
finde zu Ratzeburg ſtatt. 

Se. Majeſtät der König und Se. Königliche Hoheit der Kronprinz, begleitet 
ton dem Miniſter für Lauenburg, Grafen Bismarck, und zahlreichem glänzenden 
Gefolge, wurden am Eingange der Kirche unter dem Geläute aller Glocken von 
dem erften Geiftlichen bes Landes, dem Superintendenten Brömel empfangen und 
zu dem gegenüber bem Altar errichteten Throne geführt. Neben dem Throne 
tchts nahm der Kronprinz, links ber Graf Bismard Platz, weiterhin auf beiden 
Seiten die Ritter- und Landſchaft, die Generäle, hohen Beamten und Würben- 
träger. 

Der Gefang des Liebes: „Allein Gott in ber Höh' jei Ehr,“ Ieitete bie 
Seierlichleit ein, worauf ber Superintenbent die Feftrebe über den Tert 1. Petri 
2, 13—16 hielt: „Seid untertban aller menjchlihen Orbnung, um bes Herrn 
willen, e8 jei dem Könige, al8 dem Oberften, ober den Hauptleuten als ben Ge⸗ 
Yanbten von ihm zur Vergeltung über die Uebelthäter und zum Lobe ber Frommen.“ 

Nah dem Gejang zweier Verſe bes Liedes: „Komm heil’ger Geift“ nahm 
ver Minifter für Lauenburg, Graf Bismard, Namens Sr. Majeftät des Königs 
die Erbhuldigung ber Ritter- und Landſchaft entgegen. Die Eibesformel, welche 
ber Miniſter verlas, Iautete wie folgt: 


„Ihr ſollt ſchwören zu Gott dem Allmächtigen und Allwifienden 
einen leiblichen Eid und thun eine rechte Erbhuldigung dem Aller: 
durchlauchtigſten Großmädhtigften Fürften und Herrn, Seren Wilhelm, 

Önige von Preußen und Herzoge von Lauenburg, Eurem Aller» 
gnädigiten Herzoge ald Eurem rechtmäßigen Landesherrn und Erb» 
berzoge und dem gejammten Königlichen Haufe in der beftinmten 
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Succeffiond- Ordnung zu allen Zeiten treu, gehorfam, gemärtig und 
unterthänig zu fein, Höchfidero Beſtes nad Bermögen zu fördern, 
Schaden und Nachtheil aber abzumenden, und Euch überhaupt fo zu 
verhalten, wie es treuen Unterthanen gegen ihren rechtmäßigen Landes⸗ 
berrn überall eignet und gebübret.“ 


Nachdem der Minifter die anweſenden Mitglieder der Nitter- und Lanbichaft 
gefragt, ob fie gefonnen wären, bieje „rechte Erbhulbigung“ zu thun, trat zuerſt 
der Erblanpmarihall von Bülow vor den Thron und leiftete wit erhobene 
Stimme und zum Schwur ausgeftredten Fingern, nach Berlefung bes vollflänbigen 
Titels der Könige von Preußen, in feinem Namen und Namens bes lauenburgi- 
jhen Landes den Eid, worauf alle einzelnen zur Eibesleiftung Berufenen nad 
einander ebenfallg vor ben Thron traten und bie verpflihtende Enbformel bes 
Eides fo lange wiederholten, bis Alle perfönfich geſchworen hatten. Se. Majeſtät 
der König nahm dieſe Hulbigung auf dem Thron ftebend an. 

Mit dem Schlufßverfe bes Liebes: „Komm heil'ger Geiſt“, mit Gebet und 
Segen endete Die Feier. 


Dktober. Allmälige Wandelung der öffentlihen Meinung. 


Aus der „Provinzial- Eorrespondenz.“ („Was ſich bie Demokratie 
erzählt.“) 

„Wenn ein Unternehmen verunglückt, dann kommt es wohl vor, daß ſich die 
Theilnehmer unter einander die Schuld des Mißlingens zuſchieben und bei den 
gegenſeitigen Anklagen die Schwächen der gemeinſamen Sache, welche fie bis dahin 
vorſichtig verbargen, offen aufdecken. 

So geht es jetzt in der Fortſchrittspartei in Folge des ſogenannten Ab⸗ 
geordnetentages in Frankfurt; derſelbe hat einen ſo kläglichen Verlauf genommen, 
daß die bisherigen Parteigenoſſen jetzt auf einander losfahren, um ſich gegenſeitig 
für das Mißlingen verantwortlich zu machen. 

In der Leidenſchaft des häuslichen Streites kommt denn manches Geſtändniß 
in die Oeffentlichkeit, durch welches offenbar wird, wie die Fortſchrittsleute ſelbſt 
im Grunde ihres Herzens über die Lage und die Hoffnungen ihrer Partei denken. 

Der Zwieſpalt iſt darüber entſtanden, daß eine Verſammlung demokratiſchet 
Abgeordneten in Berlin beſchloß, nicht zum Abgeordnetentag zu geben. Der Ber- 
liner Eorrefpondent einer bemofratiihen Zeitung am Rhein (Elberfelder Zeitung) 
meldete dies mit ausführlicher Angabe der Gründe. 

„Wir find der feierlihen Proteſte nun nachgerade fattge- 
worden, fagte er, und etwas Anderes darf man von der Frankfurter 
Berfammlung nicht erwarten. In dem liberafen Preußen baben fi in 
Bezug auf Schleswig - Holftein feit dem Frankjurter Ubgeorbnetentag von 
1863 bie VBerhältniffe pofitio geändert. Cine Begeifterung für ben ver 
meintlich „rechtmäßigen Herzog Friedrich” giebt es in Preußen nicht mehr. 
„Ich glaube, fagte der Eorreiponbent, es giebt im Abgeorbnetenhaufe nur 
wenige Mitglieder, die noch heute einem derartigen Beſchluß (tie ber ba 
malige) ihre Stimme geben würben.“ 


Diefe Abfertigung von Seiten früherer eifriger Vertheibiger bes Abgeord- 
netentages unb ber Auguftenburgifchen Partei war allerdings ſehr empfinblid. 
Die „Eiberfelder Zeitung” felber nahm ben Fehdehandſchuh mit großem Gifer 
auf. Sie rähte den Frankfurter Ausihuß, indem fie ſich ihrerfeits ſchonungslos 
über das Verhalten bes preußifchen Abgeorbnetenhaujes äußerte. 

Die Zeitung verlangte zu wiffen, wer denn bie „Inhaber negativer Tapfer- 
feit und Weisheit“ feien, die jenen Beſchluß gefaßt. 

„auf feinen Fall, fagte fie, waren e8 bie Führer der liberalen Partei; beun 
es giebt feine ſolche Führer. Trägheit und Feigheit mögen freilich gar fehr em- 
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piehlen, fi) bem fo bequemen Berliner Beſchluß anzufchließen. Was geſchehen 
wäre, wenn Preußen in Frankfurt ſchwach oder gar nicht vertreten wäre, kann 
man leicht worausfehen. Die öffentlihe Meinung in Europa würde fich vollends 
aa die Borftellung gewöhnen, daß Preußens politiiher NRepräfentant nach außen 
Niemand fonft als Herr von Bismard if.“ 

„Die ſchon eingeleitete Abdankung der preußiſchen Liberalen von 
aller Betbeiligung, ja allem Sinn und Berflänbniß für die aus- 
wärtige Bolitil würbe als vollzogen und damit zugleich ihre Unfähigkeit auch 
für einen ihnen felbft entfpringenden Erfolg im Innern als befiegelt gelten. — 
Die Nation ift nicht Tüftern nach neuen Beweiſen von Schwäche, Unfähigkeit 
und Zerfahrenheit, ſondern nah Zeichen won Ermannung.“ 


Nicht glimpflicher wurben bie preußifchen Abgeordneten von einem anberen 
rbeiniſchen Fortichrittsblatt behanbelt. 

Die „Rheinische Zeitung” verlangte dringend, daß die Preußen fi an ber 
verſammlung in Frankfurt betbeiligten. Sie ließ fi), wie folgt, vernehmen: 

„Bil man bie troftlofe Zerfahrenheit in ber beutichen Nationalpartei, welche 
erade durch die Schleswig: Holfteiniche Sache herbeigeführt wurbe, einfach ale 
Thatſache hinnehmen? — Das Abgeordnetenhaus ift in feiner letzten Seifton 
mühſam genug nur zu einem rein verneinenben Beſchluſſe gelangt. In ben 
Streitigfeiten über die Sebruarforberungen hat e8 feine Stellung zu nehmen ver- 
tut, jo oft au die Mahnung an es herantrat. — — 

„Man weiß aber au, daß es nicht der Mangel an Einficht war, ber ber 
Entigiebenheit ber Mebrheit Abbruch that, fonbern daß fih vielmehr innerhalb 
ver Mehrheit eine Spaltung kundgab, bie von ben bedenklichſten Folgen für ihr 
ierneres Zufammenbalten werben konnte.” 

Die Mehrheit müffe fi vor Allem über die Stimmung in Deutſchland 
suterrihten unb Danach forfchen, wie es komme, daß bie Öffentliche Meinung 
nichts mehr gelte. 

„Eine öffentliche Meinung, die in fich zerfahren ift, daß fie kaum noch ben 
Romen verbient, ift allerbings feiner Beachtung werty. — — Die Ohnmacht 
in vorhanden, unb es hilft nichts, fie künſtlich verhehlen zu wollen.” 


Der größte Theil der gemäßigt liberalen Breffe ſprach fich gegen die Bethei- 
haung ber preußifchen Abgeordneten aus. Die Gründe aber, welche bagegen ange» 
'übrt wurden, Mangen auch nicht gerabe fhmeicdhelhaft für das Abgeorbnnetenhaus. 

Ein großes Norddeutſches Blatt (die „Wejer- Zeitung”) erklärte es für eine 
unerlaßliche Anftanbepflicht und für ein Gebot der Klugheit, daß die preußifchen 
Ageorbueten von der Berfammlung in Frankfurt, die nur im Auguftenburgifchen 
Intereſſe berufen werde, fern blieben. 

„Die Fehler des Abgeorbnetenhaufes treten mit immer größerer Deutlichleit 
bervor, rächen fich immer fchwerer. Die Stellung der Mehrheit wird eine immer 
baltloſere, ſowohi dem Minifterium Bismard, als dem Volle gegenüber. Eine 
Zätung wird nicht mübe, bie Führerloſigkeit der Mehrheit als die Duelle alles 
Ucels zu bezeichnen. Die Sache ift richtig, aber bas ift ein fehr höflicher Aus- 
trud für eine recht bäßliche Sache. Der Mangel an Führern bat feinen Grund 
tod recht eigentlich in dem Mangel an politifchen Talenten. Die vollſtändige 
Plan und Kopflofigleit, welde die Partei in ber Schleswig- 
dolſteinſchhen Frage an ben Tag gelegt bat, bat fie dahin geführt, 
. fie febt. Ohne eigenen Willen, ohne eigene Anſichten ſteht 
18 da,“ 


Mehrere preußiſche Abgeordnete hatten fich über die Gründe, aus welchen 
ft von dem Abgeorbnetentage fern blieben, öffentlich ausgeſprochen. Einer ber- 
elben (ber Abgeorbnete Tweſten) äußerte dabei: „er könne es nicht angemefjen 
Anden, wenn eine große Verſammiung ber Mitglieder deutfcher Landesvertretungen 
nat um die fi) vollendenden Thatfachen mit ohnmächtigen Refolutionen 

eiten.” 
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Darauf antwortet ein Berliner demokratiſches Blatt (bie Reform“): 


„Aber was ift benn Anderes feit brei Jahren das Schickſal bes preußi- 
fen Abgeorbnnetenhaufes gewefen, was ift denn in ber nächſten Seifton 
vorausfihtlih Anderes feine Aufgabe?” 

Daſſelbe Blatt fagt: 

„Schweigen ift das Einzige, über das ein Theil ber Führer fih zu 
einigen vermochte. — — Eine tiefe Entmuthigung ift e8, die aus bielem 
Schweigen ſpricht, die aus dem ftolzen, heftigen, übermütbigen Tone jener 
Schreiben herausklingt. Eine tiefe Entmuthigung — deshalb ift in ihnen 
aud fo viel von Muth bie Rebe. Wie heftig auch die Bewegungen ihrer 
Feder find, fie täufchen uns nicht über die Müdigkeit ihrer Hand.“ 


Der Abgeordnete Tweften hatte in feinem Schreiben ferner behauptet: 
feine Partei habe bei Befürwortung ber Anfprüche des Erbprinzen von Auguften- 
burg „eine Unterorbnung unter Preußen in militairifcher unb maritimer Bezie⸗ 
bung vorausgeſetzt.“ 

Darauf erwibert bie „Reform:“ 

„Aber dieſe Vorausſetzung iſt erft fehr fpät bintennach gehinkt. Ein 
volles Jahr fpäter erft, als auf Düppel und Alien bereits ber Frieden zu 
Wien gefolgt war, als Preußen feine befaunten Forberungen auiftellte, — 
da erft ift jene Unterordnung zur Sprade gelommen.” 

„Aber jeibft jene Vorausſetzungen, welchen Werth haben fie bern jetzt 
noh? Die preußifchen Bebruarforberungen gingen bereits über fie hinauf, 
und beute wieberum, wie weit fiegen jene Korberun en binter dem Ziele 
a vs die Bismardiche Politik ziemlich unverhüllt fich jetzt aufge- 
ſteckt bat!“ | 

„Zu al dieſer Entwidelung haben bie Führer der Wortfchrittepartei 
geſchwiegen.“ 

Nachdem nun der Abgeordnetentag, trotz der Abſage faſt aller Preußen, 
dennoch ſtattgefunden, iſt faſt die geſammte preußiſche Preſſe von der Ohnmacht 
der dort gefaßten Beſchlüſſe völlig durchdrungen. | 

Ein entſchieden demokratiſches Blatt in Schlefien (die „Breslauer Zeitung“) 
beginnt einen Aufjag über den Abgeorbnetentag mit den verächtlichen Worten: 

„Lohnt's der Mühe, über die Frankfurter Verſammlung einen ganzen 
Artikel aufzumwenden? 

Die Reberei und Rejolutionsfafferei — beißt es fpäter — bewegt in 
ganz Deutſchland auch nicht ein dürres Blättchen. 

Es find große Worte gefallen, die ohne Folgen bfeiben werben und 
höchſtens den Zerfall des Abgeorbnetenhaufes herbeiführen.“ 


Die Zeitung meint, das wäre anders gelommen, wenn bie preußifchen Ab⸗ 
georbneten bingegangen wären. Doch: 


„Der Fehler ift nicht wieder gut zu machen. Aber eine Lehre wird 
wenigſtens unfer Abgeordnetenhaus aus den —ã Borgängen ziehen: 
es muß die blos verneinende Stellung verlaſſen und ein feſtes ramm 
in ber ſchleswig⸗ holſteinſchen Frage aufſtellen.“ 


Die „Elberfelder Zeitung“, welche ſich, wie erwähnt, ſehr entſchieden für 
die Frankfurter Verſammlung ausgeſprochen hatte, ſchildert jetzt das Auftreten 
gewiſſer Redner in Frankfurt in folgendem Bilde: 

„Die Phraſendrechsler, welche in ber Regel noch nicht wiffen, was 
fie ſagen werben, wenn fie dröhnenden Schrittes bie geliebte Rebnerbühne 
befteigen, beren ganzes Abjeben ift, aus einem urtbeilsiofen Publikum 
möglich viele Bravos berauszuloden, und welche an bie Gallerie appelliren, 
ma he es einmal mit einer Zuhörerichaft von benfenden Männern zu 
tbun haben.” — — — 
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Das rheiniſche Blatt beflagt nach dem Ausgange bes Frankfurter Tages 
aufs Reue, baß bie prenfifche liberale Partei „leine Führer im wahren Sinne 
des Wortes“ babe. 


„Nachdem das Abgeorbnetenhaus leider gezeigt bat, baß es im ber 
Unfertigleit feiner herrſchenden Partei, was bie nationale Tagesfrage be- 
mifft, überhaupt Feiner Meinung und feines Willens fähig ift, ifl es etwas 
u viel verlangt, daß die beutichen Liberalen ihre Führung dem preußi- 
hen Abgeordnetenhauſe überlaffen jollen.” 

m man vertrauensvoll folgen fol, won bem muß man doch vor 
Allem wiffen, wohin er eigentlich marſchirt.“ 


Es wäre überflüſſig, dieſen Selbfibelenntniffen ein Wort hinzuzufügen.“ 


Der NationalsBerein und die preußifche Politik. 
„Sin preufifches Wort.” 
Aus einem Artikel der „Provinzial » Korrespondenz”, 


„— — Der Rationalverein will einen beutichen Bundesſtaat mit Preußen 
ar ber Spike, aber nur auf ber Grundlage einer rein demobkratiſchen beutichen 
Reicheverfaſſung. Wenn Preußen auf diefe Bedingung hin die fogenannte Führung 
Deutihlande übernehmen wollte, fo müßte e8 zumwörberft Die Grundlagen feiner 
zauzen bisherigen Machtftellung, vor Allem fein kräftiges Königthum und alle 
die Einrichtungen, auf welchen bie glorreihe Entwidelung unferes Landes beruht, 
unter den Willen eines deutſchen Neicheparlaments beugen, in welchem aller 
Read und alle Eiferfucht gegen Preußen ſich mit den revolutionairen Leidenſchaften 
in ganz Deutichland vereinigen würben, um der fogenannten „preußifchen Spitze“ 
jede wirkliche „Führung“ unmöglich zu machen. Die Ibee des Nationalvereins kann 
zur in Erfüllung gehen, wenn das preußiiche Königthum ſich der demokratischen 
Scllsfonverainetät unterwirft. Preußen müßte erft aufhören, Preußen zu fein. 

Jenem Ziele aber entſpricht auch die Art und Weife, wie der National- 
terein Preußen jeder Zeit behandelt hat. Wäre es demſelben Eruft bamit, Preußen 
an die Spitze Deutſchlands zu bringen, jo könnte fein Beftreben nicht darauf 
gerigtet fein, Preußen fort und fort durch Schmähung und Verleumbung herab- 
zuzieben, wie e8 in Wahrheit geichieht. Seit Jahren find alle Schritte ber preu- 
fiſthen Politik in ben Beichlüffen bes Nationalvereins auf die gehäffigfte Weife 
mißdeutet, gefchmäht und verläftert worden. Davon giebt jeder Blid auf bie 
Kundgebungen bes Nationalvereins Zeugniß. In einem von bem Ausichuß bes 
Lereins erlaffenen Rundſchreiben hieß es fogar: „Wenn Diejenigen, die jekt an 
der Spite des preußiichen Staates am Ruin der preußifchen Staatsmadht arbeiten, 
vollends nach der Leitung Deutfchlands greifen wollten, fo würden fie in der erften 
Reihe der Kämpfer gegen eine folche Vermeſſenheit dem Nationalverein begegnen.” 

Das iſt bie Art, wie der Nationalverein jeine Liebe zu Preußen feit Jabren ſtets 
aufs Rene bekundet, Die Art, wie er Breufen zur Führung Deutſchlands empfohlen bat. 

Es wäre benn doch eine gar zu große Demuth und zugleich eine feltfame 
derirruug, wenn die preußtfche Regierung ihre Hoffnungen auf ſolche Gunft und 
Freundſchaft ſetzen wollte. 

Glüchlicher Weiſe haben bie Hoffnungen Preußens andere und 
beſſere Grundlagen, unb gerabe bie jetige Regierung bat dieſelben neu belebt, 
indem fie auf den rechten Grund derſelben, auf bie Schwerkraft des eigenen Staates 
and auf die Wiederbelebung bes Bewußtfeins derfelben, zurüdgegangen if. 

„Preußen beginnt ſich wieberzufinden“, fo lautete ber Eingang einer treff- 

a Schrift, weile vor Jahr und Tag mit kräftigen, einbringlichen Worten 
auf die bebentfame Wendung ber gefammten preufiichen Politik Hinwies*). Die- 





) Ein preußiſches Wort (Beriin 1864), 
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jelbe bob als bie brei bochwichtigen Anzeichen biefer Wenbung: bie Darlegung 
einer unerfchütterten egierungegewalt, bie Bewährung der Armee und bie 
Thatkraft der preußiihen Politik nah außen — hervor. An bas Gefühl ber be 
wiefenen Thatkraft, an bie Ueberzeugung von ber eigenen Macht Inüpfe fi in 
allen Schichten bes Staates das erwachende Bewußtſein, daß nur burd bie 
wirflihe Kräftigung des eigenen Staates zur Berfolgung derjenigen Ziele ge- 
f&ritten werben bürfe, mit denen unter bem dunkeln Namen „beutfchnationaler 
Aufgaben” fo viel Mißbrauch getrieben werde. Die Erinnerung werbe im preu- 
Bifhen Volke wieder lebendig, daß ſchon fein großer Friebrid an bie Stelle bes 
beutfhen Heichs - Sammeljuriums biefen preußiſchen Staat beuticher Nation zu 
fegen begonnen habe. Dieſes wieder lebendiger werbende preufiiche Bemußtjein 
bezeichne einen entidheidenden Wendepunkt für Preußens und für Deutſchlande 
Zukunft. Statt einer Dionbfcheinpolitil, welche auf die Erwerbung bloßer „Sym- 
pathieen“ ein großes Deutichland zu grünben vermeinte, in Wahrheit aber nur 
ein verweſendes Preußen fchaffen könnte, — ſei das wirkliche Machtgewicht Pren- 
ßens geltend zu machen und bie beutihen Staaten barauf hinzuweiſen, baß fie 
unfere Sympathien zu erwerben haben. Wenn Breußen nicht mehr Untreue an 
fih ſelbſt übe, dann würden auch die Männer bes fogenannten beutichen Fort⸗ 
ſchritts in und außerhalb unferer Grenzen Preußen nicht mehr zu verleugnen 
wagen. 

Diefes „preußiihe Wort“ bat im Laufe bes letzten Jahres bereis vielface 
Beflätigung und Erfüllung gefunden, und das preufifche Boll in allen feinen 
Schichten hat immer mehr das Vertrauen gewonnen, baß die Regierung ben 
Billen und vie Kraft befigt, bad Schwergewicht Preußens für feine eigene unb 
für Deutfhlands Machtentwidelung erfolgreich geltend zu machen.“ 


September. Graf Bismarck in Parid und Biarip. 


Aus den Briefen vom Sabre 1865. 


Carlsbad, 12. Juli 65. 

„— — Ich ſchäme mid, daß ih Dir zu Deinem Geburtstage nicht 
efchrieben habe; aber es ift foviel Müſſen in meinem Leben, dp ic 
—* um Wollen komme. Das Tretrad geht Tag für Tag ſeinen Weg, 
und ich komme mir vor wie der müde Gaul darauf, der es unter ſich 
fortfchiebt, ohne von der Stelle zu gelangen. Einen um den andern Tag 
tommt ein Yeldjäger, einen um den andern geht einer, dazwiſchen zu 
fägliche von Wien, Münden, Rom; die Bapierlaft mehrt fich, die —* 
Ne „periprengt, und ich muß von diefem Centrum aus an jeden einzeln 

reiben.“ 


Abends ſpät, den 13. 
„Den ganzen Tag über habe ich gefchrieben, dictirt, gelefen, den 
Berg berunter und wieder erftiegen wegen Bortrag beim König. Run 
fchließt der Courierfad und ich den riet Der König geht den 19. von 
ier, in 5 Tagen nah Gaftein, wo der Kaifer hinkommen will. Keine 
ub bei Tag und Naht. Mit dem Frieden fieht es faul auß: in 
Gaſtein muß es fich entfcheiden.“ | 
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Gaſtein, 4. Auguft 65. 
Ich fange an die Tage zu zählen, die ich in diefer Nebellammer 
ahzufiken Habe. Wie die Sonne außfiehbt, davon haben wir nur nod 
danfle Erinnerumgen aus einer befleren Vergangenheit. Wie Leute ohne 
Geſchafte es bier aushalten, verftehe ih nicht. Mir bleibt mit Baden, 
Arbeiten, Diner, Bortrag und Thee bei Sr. Majeftät kaum Zeit, mir bie 
Scheußlichleiten der Situation klar zu machen.“ 
Gaftein, 14. Auguft 65. 
Ich habe einige Tage lang nicht Muße gefunden, um Dir Nachricht 
zu geben. Graf Blome in wieder bier, und wir arbeiten eifrig an Er⸗ 
haltung des Friedens und Verklebung der Riffe im Bau. Mit der Ges 
inndheit gebt es gut, und fühle ich mich viel Träftiger. Wir reifen am 19., 
alſo Sonnabend, nad) Salzburg; dort wird wohl der Kaifer feinen 
deiuh machen, und 1 bis 2 Tage, nebft Iſchl, hingehen. Dann gebt 
der König nach Hohenſchwangau, ih nah München, und in Baden koße 
ih wieder zu Sr. Majeſtät. Was dann weiter wird, bängt von der 
Politit ab.“ 
Baden, 1. September 65. 
„sh kam vorgeftern früh bier ber, ſchlief bis ”.1, dann viel Arbeit, 
Diner beim Könige, langer Vortrag. Viel Fürftlichkeiten hier. Der König 
ml um 5 von bier reifen, noch unbeftimmt, melden Weg, Coburg oder 
— wegen der Königin Victoria, der er begegnen will. Ich hoffe 
jedenfalls über Frankfurt zu kommen, am 5. oder 6., ob und wie lange 
ih in Homburg fein kann, wird fich erft aufklären, länger ala 1 Tag 
keinenfalls, da ich mit dem Könige in Berlin fein muß.“ 


Baden, Sonntag. 
„Damit Du fiehft, was für einen Mann Du haft, ſchicke ih Dir 
die Anlage. Wir fahren morgen früh 6 Uhr nad Coburg! zur Königin 
von England; ih muß mit, und leider geht mir Spa damit in die 
Brüche, aber ’8 gebt nicht anders!“ 


Bismarcks Eirhlide Stellung — Die Lucca: 
photograpbie. 
An Andre auf Roman. 
. Berlin, ben 26. Dezember 1865. 

„Lieber Andre. Wenn auch meine Zeit knapp bemefien ift, fo vermag 
nicht, mir die Beantwortung einer Interpellation zu verjagen, 
die mir in Berufung auf Chriſti Namen aus ehrlichem Herzen geitellt 
wird. Es ift mir herzlich leid, wenn ich gläubigen Ehriften Aergerniß 
gebe, aber gewiß bin ich, daß dad in meinem Beruf nicht außbleiben 
kaun; ih will nicht davon reden, daß e8 in den Lagern, melde mir mit 
Nothwendigkeit politiſch gegenüberftehen, ohne Zweifel zahlreihe Ehriften 
geht, die mir auf dem Wege des Heils weit voraus find, und mit denen 
do vermöge defſen, was beiderſeits irdiſch ift, im Kampf zu leben 
babe; ich will mich nur darauf berufen, daß Sie felbft fagen: „Verborgen 
bleibt nom Thun und Laffen in weiten Streifen nichts.” Wo ift der 
Rum, der in folcher Lage nicht Aergerniß geben follte, gerechtes oder 


& 
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ungerechte8? Ich gebe Ihnen mehr zu, denn Ihre Aeußerung vom Ber: 
borgenbleiben ift nicht richtig. Wollte Gott, ur ich außer dem, was ber 
Welt bekannt wird, nicht andere Sünden auf meiner Seele hätte, für 
die ih nur im Vertrauen auf Ehrifti Blut Vergebung hoffe! Als Staats 
mann bin ich nicht einmal binreihend rüdficht3los, meinem Gefühl nad, 
eher feig, und das, meil es nicht leicht ift, im den Fragen, die an mid 
treten, immer die Klarheit zu gewinnen, auf deren Boden das Gotwer⸗ 
trauen wächſt. Wer mich einen gemiffenlofen Politiker fdilt, 


thut mir Unredt; er foll jein Gewiſſen auf diefem Kampfplaz 
erft felbft einmal verfuhen. Was die Virchom’fche Sache anbelangt, 
fo bin ich über die Jahre hinaus, mo man in dergleichen von se und 


Blut Rath annimmt; wenn ich mein Leben an eine Sache ſetze, 


o thue 


ich es in demjenigen Glauben, den ich mir in langem und ſchwerem 
Kampfe, aber in ehrlichem und demüthigem Gebet. vor Gott geftärkt habe, 


und den mir Meenfchenwort, auch das eines Freundes im Herrn und 
eines Dieners feiner Kirche nicht umftößt. 

Was Kirchenbefuch anbelangt, fo ift es unrichtig, daß ich niemals 
ein Gotteshaus bejuche. Ich bin feit faſt 7 Monaten entweder abweſend 
oder frank; wer aljo hat die Beobachtung gemacht? Ich gebe bereitwillig 


zu, daß es öfter gefchehen könnte, aber es ift nicht jo fehr aus Zeit 


mangel, als Nüdficht auf meine Gefundheit, daß e8 unterbleibt, namentlich 
im 


inter, und denen, die ſich in diefer Beziehung zum Richter an mir 
berufen fühlen, will ich gern genauer —* 
werden es mir ohne mediciniſche Details glauben. 


darüber geben; Sie ſelbſt 


Ueber die Luccaphotographie würden auch Sie vermuthlich weniger | 


fireng urtheilen, wenn Sie müßten, welchen Zufälligkeiten fie ihre Ent 
Rehung verdankt hat*). Außerdem ift die jegige Frau von Rahden, wenn 

ängerin, doch eine Dame, der man ebenjowenig, wie mir felbit, 
jemal8 unerlaubte Beziehungen nachgejagt hat. Deffenungeacdhtet würd: 
ih, wenn ih in dem ruhigen Augenblid da8 Aergerniß erwogen hätte, 


auch 


welches viele und treue Freunde an dieſem Scherz genommen haben, aus 


dem Bereich des auf uns gerichteten Glaſes zurückgetreten ſein. Sie 
(her aus der Umftändlichkeit, mit der ich Ihnen Auskunft gebe, daß ich 


3 


r Schreiben als ein mwohlgemeintes auffaffe und mich in feiner Weile 


des Urtheild derer, die mit mir denjelben Ölauben bekennen, zu überheben 
ftrebe. Bon Ihrer Freundfchaft aber und von Ihrer eigenen chriftlicen 

i —* und Milde 
bei fünftigen Gelegenheiten empfehlen; wir bedürfen deren alle. Wenn 
ih unter der Vollzahl der Sünder, die des Ruhmes an Gott mangeln, 
hoffe, daß feine Gnade auch mir in den Gefahren und Zweifeln meine 


Erkenntniß erwarte ich, daß Sie den Urtheilenden Bor 


Berufs den Stab demüthigen Glaubens nicht nehmen werde, an dem ich 


meinen Weg zu finden fuche, fo foll mich dieſes Vertrauen weder hart 
börig gegen tadelnde Freundesworte, noch zornig gegen lieblojes und. 


boffärtige8 Urtheil machen. In Eile Ihr 
vd. Bismard.“ 


*) Die Entflefung ter Photographie wurde fo Hm Als Herr v. Vismard von im 
Gafleiner Konferenzen nah Iſchl kam, traf er bei cınem P otographen mit der Lucca zufammen, 
welche mit den Worten an ihn berantrat: „Excellenz, TYonferenzeln wir e biffel.” Der de 
erbat und erhielt die Erlaubniß, die Beiden in einem Bilde aufzunehmen, welches mit ber 
ſchrift durch die Welt ging: „Ernſt ift das Leben, beiter ift bie Kunfl.” 


Jdon Gnftein bis zum Kriege mit Oeſterreich. 


36. Bur Borbereitung der Entfcheidung über Schleswig-Holftein. 


1865. Gutachten des Kronfyndifats über die Rechts— 
fragen in Betreff der Herzogthümer Schleöwig, 
Holftein und Lauenburg. 


Nach dem Ausfprud des Kronfyndicats ift die rechtliche Stellung 
von Preußen und Vefterreih in Gemäßheit des Friedens fchlufies 
vom 30. October 1864 von durchgreifender und entfcheidender 
Bedeutung gegenüber allen anderen Fragen. 

Das Gutachten fommt zu dem Schluſſe: 

daß das Thronfolgegejet für die dänische Monarchie vom 
31. Juli 1853, nad) welchem die Thronfolge in der Gefammtheit 
der unter dem Scepter des Königs vereinigten Länder dem da⸗ 
maligen Prinzen Chriftian von Schleswig» Holftein-Sonderburg- 
Glücksburg, dem jegigen König Ehriftian IX. von Dänemark über: 
tragen wurde, — die Erbfolge den drei Landen gegenüber in 
rechtsgültiger Weife geregelt hat, — 

daß ferner durch den Frieden vom 30. October 1864 König 
Ehriftian IX. die ihm gebührenden Rechte an den drei Herzogthlimern 
auf die Kronen Preußens und Dejterreich übertragen a — und 

daß die beiden verbündeten Mächte bei der Berfligung über 
die Herzogthiimer nicht verpflichtet find, anderweitige Er anfprüche 
anzuerkennen. 

In Betreff der Auguftenburgifhen Anſprüche ſpricht fi) das 
Kronigndilat dahin aus, 

daß der Herzog Chriſtian Auguft von Auguflenbur (der 
Bater) durch den zwifchen der dänifchen Krone und ihm (für fih 
und jeine Erben“) geſchloſſenen Verzichtleiſtungs ⸗Vertrag vom 
30. December 1852 hinſichtlich der Nacfolge in die beiden Herzog- 
tbümer hinter König Chriftian IX. und deilen männliche Nach» 
Iomımen zurüdgetreten iſt, — 

daß der Erbprinz Friedrich von Auguftenburg felbftverftändlich 
da8 ruhende Erbrecht feines Baterd nicht an defien Statt aus⸗ 
üben kann, — 

daß derfelbe endlich auch nach dem Ableben feines Vaters 
ein bevorzugtes Succeffionsreht in die Herzogthümer nicht in 
Anfpruch zu nehmen bat. 
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Aus den Ausführungen des Kronfyndifate. 


Die Rehte Preußens und Defterreihd auf 
Grund ded Friedensfhluffes mit Dänemark. 


Der Friedensvertrag vom 30. October 1864 erklärt im Artikel 3: 


„Seine Majeflät der König von Dänemark entfagt allen feinen Rechten 
auf bie Herzogthlimer Schleswig, Holftein und Lauenburg zu Gunften 
Ihrer Majefläten des Könige von Preußen und Kaifers von Oeſterreich 
und verpflichtet fih, die Verfügungen anzuertennen, welche bie geuannten 
Majeftäten in Bezug auf diefe Herzogthümer treffen werben.” 

Diefe Beſtimmung bejagt eine vollftändige Ceffion ber brei Herzog⸗ 
thümer an bie Herricher Preußens und Oeſterreichs; — in jpäteren Artikeln 
bes Vertrags wird auch ſchlechthin von den abgetretenen Landen gefproden. 
Nirgends dagegen ift erfichtlih, daß die Abficht der brei friedenfchließenden Mächte 
dahin gegangen fei, den Herrfhern Preußens und Oeſterreichs bei ihren weiteren 
Berfllgungen irgend welche Beichränkungen oder Rückſichtnahmen 3.8. zu Gunften 
vermeintliher Erbberedhtigter aufzulegen. 

Gegen biefe Annahme einer völlig freien Berfügung über bie Herzogthümer 
ift nun geltend gemacht worden, daß der König Chriſtian IX. von Dänemark jelkt 
nicht berechtigt gemwejen fei, über bie Herzogtblimer zu verfügen, weil fein Bet 
fih auf das zweifelhafte und zumal Schleswig - Holftein gegenüber unverbindliche 
Thronfolgegefeg von 1853 ſtütze. Das Recht der Eroberung fünne von Preußen 
und DOefterreih nur bem befiegten Dänemark gegenüber, nicht aber gegen bie 
Herzogthümer und gegen begründete Erbanfprüce geltend gemacht werben. Det 
halb müffe vor Allem bie Frage entſchieden werben: 


ob der König Chriſtian IX. von Dänemark felbft rehtmäßige 
Anſprüche an Schleswig-Holftein hatte? 

Das Kronfyndicat bat das Befitzrecht des Königs aus folgenden Em 
gungen entſchieden bejaht: 

Auf Grund der Berhandlungen und Vereinbarungen, welche über bie Fünf 
tige Thronfolge in Dänemark im Jahre 1851 zwiſchen Dänemark und Rußland 
in Barjchan ftattgefunden hatten, wurde am 8. Mai 1852 zu London ein Vertrag 
zwifchen Defterreih, Frantreih, Preußen, Rußland, Schweben unb Dänemarl 
geihloffen, durch weichen fich bie Theilnehmer verpflichteten, nach bem Tode bei 
damaligen Königs von Dänemarl, den Prinzen Chriftian von Schleswig. 
Holflein-Sonderburg-Ölüdsburg (den jetigen König Chri- 
ftian IX.) als beredtigten Herriher in allen damals zur bäni- 
hen Krone gehörigen Ländern anzuerlennen. 


Im Anſchluſſe an dieſen Bertrag vollzog ber König von Dänemark am 
31. Yult 1853 ein Thronfolgegefet, worin mit Bezug auf bie Berzichte ber dem 
Thron zunähft ſtehenden Verwandten ber Prinz Chriftian zum Nachfolger in 
allen unter dem Scepter bes Königs vereinigten Ländern berufen wurbe. 

Diefes Geſetz ift in allen Randen bes Königs fofort verkündet worben. 

Es wird nun behauptet: dieſe Berfünbigung fei ohne Zuſtimmung ber 
ichleswig - holſteinſchen Stände nicht gültig und verbinblid geweien. Das Kron- 
ſyndicat weift jedoch diefen Einwand mit Rüdfiht auf bie gelegtiche Stellung ber 
Stände und auf den thatbjächlihen Verlauf der Dinge zuräd. 

Nah bereits erfolgter Verkündigung bes Thronfolgegefekes wurbe ben 
ſchleswigſchen und ben holſteinſchen Ständen im October 1853 eine Königfide 
Verorbnung, betreffend bie befonbere Berfaffung ber Herzogthümer, vorgelegt. 
Im erftien Paragraph biefer Berorbnung war die Beſtimmung über die Thren- 
folge in Semäfkeit des erwähnten allgemeinen Thronfolgeſetzes vorausgeſchict; 
biefer Paragraph aber mit mehreren anderen blieb „als unerfchlitterliche Grunt- 
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ge” von der Begutachtung der Stände ausgefähloffen. In ber fchleswigfchen 
Stäöndeverfanmmlung wurden zwar Anträge geftellt, welche ben $. 1 erſt von ber 
kinbiichen Berathung abhängig machen wollten, doch wurden dieſe Anträge von 
der Berfammlung ſelbſt abgelehnt. Die holfteinfchen Stände legten ihrerjeits Be- 
venfen wegen ber fiaatlihen Stellung bes Herzogthums ein, aber im Eingang 
dieſer Bedenken heißt es ausbrüdlidh: 
von einer richtigen Oidnung der ſtaatlichen Verhältniſſe derjenigen Lande, 
welche gegenwärtig unter bem Scepter Ew. Königlichen Dtajeftät vereinigt find 
und nad einer mit Zuſtimmung ber europäifhen Großmächte 
feftgeftellten Thronfolgeorbnung aud in Zukunft, fo lange 
Gottes Fügung es zuläßt, vereinigt bleiben follen, wirb das 
Wohl und Wehe des Landes abhangen. 

Hiernach kann man Teineswegs behaupten, daß die beiden Ständeverſamm⸗ 
Imgen ober eine berjelben gegen das Thronfolgegeſetz Widerſpruch erhoben habe. 
Eine ausbrüdtiche Zuftimmung dazu ift allerbings auch nicht gegeben, aber auch 
ton der Regierung nicht erfordert, vielmehr ein Beſchluß Darüber geradezu aus- 
sihloffen worden. ' 

Das Kronfyndicat ftellt jeboch noch die Frage auf, ob es zur Gültigkeit 
des Ihronfolgegejetses nicht eben einer ausbrüdtichen Annahme jeitens der Stände 
kturft hätte. 

Das Gutachten jagt hierüber: 

„Es ift im Allgemeinen als richtig zugegeben, daß ein Fürſt über feine 
herrſcherrechte, Land und Leute nicht verfügen kann, wie ein Eigenthümer über 
kine Privatbefisungen, bafern nicht auch hierzu das Landesrecht eine Beſugniß 
ertheilt; es iſt ferner richtig, daß er ber bereits beftebenbe Erbfofgerechte will- 
Erich nicht zu verfligen vermag. 

Dennoch aber, wenn ein Fürſt, geleitet befonbers durch Rüdfichten auf das 
Landeswohl zur Erhaltung bes Länderbeftanbes für ben Fall feines Abganges, 
ane Anordnung wegen ber Regierungsfolge trifft, die zumal im Bereiche ber 
bibber dazu Berechtigten bleibt, auch von anderen näher Berechtigten bewilligt 
wirh, jo Fäßt fi nicht fagen, daß dem Lande damit ein Unrecht geſchehe. Biel- 
mehr hat die gefetzlich verküinbete Anorbnung bes Fürften auch in biefer Beziehung 
Nie Kraft eines Geſetzes für das Land, wenn biefem nicht verfaffungsmäßig das 
Recht zuftand, über eine ſolche Aenderung ter Thronfolge gehört zu werben. Es 
hm babingeftellt bleiben, ob die Stände in Schleswig - Holftein in älterer Zeit 
om foldes Hecht gehabt haben; eine Fortdauer ber älteren Stänbeverfaflung ift 
ser ſchon zufolge Bundesbeſchlufſes von 1823 feinenfalls anzunehmen geweſen. 
Den durch bie neueren Gelege von 1831 und 1834 gefchaffenen Provinzialftänden 
ven Schleswig und Holftein ift eine Har beftimmte Befugniß jener Art nicht 
äterttagen worden.“ 

Das rechtliche Gutachten des Kronfyudicats geht demnach babin: 

daß das Thronfolgegeiet von 1853 die Erbfolge den Herzog- 

thümern gegenüber tn rechtsgültiger Weije geregelt bat, 
und ferner 

daß durh ben Frieden vom 30. October 1864 König Chri— 

Rian IX. bie ibm gebührenpen Rechte an den Herzogthümern 

anf bie Kronen Preußens und Defterreihs Übertragen bat. 


Ebenſo entichieben wie den Herzogthlimern gegenüber nimmt das Kronfyn- 
nat das Recht ber freien Verfügung für Preußen und Oeſterreich auch gegen- 
Ser bisherigen Erbberechtigten an. 

Es fieht feft, jagt das Gutachten, baf nach dem Tode des vorigen Königs 
xn Dänemark der beſtimmte Nachfolger als König Ehriftian IX. den Thron 
beifieg, — daß berfelbe in ben Befit aller von feinen Vorfahren regierten Lande 
eingetreten ift und bie Regierung barin, namentlich in ben Herzogthümern über- 
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nommen bat. Proteſte, Bewegungen und Cibeövermeigerungen, bergleiden in 
Holftein vorkamen, konnten dem thatſächlichen Beſitzſtande bes Königs keinen Gin- 
trag thun; ebenjowenig bie Proclamation des Erbprinzen von Auguſtenburg aus 
Schloß Dolzig. Diefe Einſprüche konnten das Beſitzrecht bes Könige zu einem 
ftreitigen maden, ben Beſitz felbft hoben fie nicht auf. Der König war unt 
blieb alfo der Repräfentant und Inhaber ber bänifhen Monarkie. 
Böllerrehtlih war dieſe Stellung im Boraus durch Anerlennung 
derjenigen Mächte gefihert, welde ben Tonboner Vertrag unter: 
zeichnet hatten oder bemjelben nachträglich beigetreten waren. 

Wenn Artikel 3 des Londoner Vertrags erflärt, daß bie auf dem beutfcen 
Bundesrecht beruhenden Berbinblichleiten bes Königs von Dänemark gegen ven 
beutihen Bund in Betreff der Herzogtblimer Holftein und Lauenburg burd ben 
Bertrag keine Aenberung erlitten, jo jollten damit biefe Berbindlichkeiten allerdings 
auch unter ber neuen Herrfchaft gefichert werben, und es fam barauf an, fie unter 
biefer von Seiten bes Bundes zur Geltung zu bringen. Daß es im Augenblid 
ber Thronbefteigung des jeßigen Königs noch wicht dazu gebiehen war, madıte 
ben Bertrag nicht hinfällig. Die Verhandlungen barüber ſchwebten am Bunte. 
Diefer Hatte das Recht und bie Mittel, den Beſchwerden im Wege ber Epecutien 
abzubelfen. Diefes letzte Mittel war noch nicht verſucht und ſomit bie Berletung 
ber Bunbespflichten bes Königs noch nicht außer Zweifel geflellt. Erſt dann abır 
hätten bie Unterzeichner bes Sonboner Vertrags fih zum NRüdtritt von bemielben 
befugt halten dürfen. 

Defterreih und Preußen haben biefen Standpunkt gewahrt. Sie haben Io 
lange, al® noch Ausficht blieb, die Einwendungen in Betreff ber Herzogthümer 
zu befeitigen, an dem Bertrage von 1852 feſtgehalten. Erſt als dieſe Aut- 
fit verfhloijen ward, haben fie die Hand an das Schwert gelegt 
und fih demnächſt bei ber Londoner Konferenz, dem lebteu Ber- 
ſuche einer gütlihen Beilegung, für vollkommen frei von allen 
Berpflihtungen, bie aus bem Londoner Bertrage gefolgert werten. 
fönnten, unb für beredtigt erklärt, jede andere Feſtſetzung in 
Betracht zu zieben. 

Dagegen ift feineswegs von den beiden verbündeten Mädten 
oder auch von einem anderen Mitunterzeihner des Lonboner Ber— 
trags der Auffaffung Raum gegeben, als wäre der Vertrag von 
Anfang an nichtig oder das Thronfolgegefeg von 1853 an und für 
fth ungültig gewejen. | 

Somit fteht der Eintritt König Chriftians IX. in den ganzen Befis ber 
Monarchie außer Zweifel. Der gegen ihn unternommene Krieg aber ift dund 
ebrlichen Friebensfhluß beendigt worden: dieſer Friedensſchluß ift nun 
mehr maßgebend nicht blos zwifhen ihm und ben beiden verkün- 
deten Mächten, ſondern auch gegen Dritte. 

Jeder Krieg unter europäiſchen Mächten ift eine welthiftorifche Begebenbeit 
mit vielfachen Rüdwirlungen auch auf Andere als die Kriegführenben. Ledtere 
feßen dabei fich felbft, ihren Beſitz, ja ihr eigenes Dafein in bie Wagichale det 
Kriegsglüdes, deſſen Verlauf Niemanb zuvor berechnen kann. Jedes Rehtser: 
bältniß unter den Kriegsmächten und zwiſchen ihren Ländern wirb bis zur Wieder 
berftellung bes Friedens gelöfl. Der Friedensſchluß allein wirb für bem weiteren 
Beſitzſtand maßgebend und ift gegen Jedermann gültig. Beeinträchtigt ober ge- 
fährbet ein Krieg die Rechte Dritter, fo mögen fie bazwifchen treten, Sicherbeiter 
fordern ober auch hinterher nach dem Friedensſchluſſe auf völlerrechtlichem Wege 
die Anerlennung ihrer Rechte durchzuſetzen ſuchen. Bon felbft aber verfteht fid 
die Anerlennung ber Rechte Dritter für ben Eroberer eines feinblichen Länder⸗ 
beſitzes kleineswegs, — auf feinen Fall auch die Fortbauer bisheriger Erbrechte. 
Noch Niemandem tft daher bis jeßt eingefallen, zu einem Friedensſchluß und zu 
den damit erfolgenben Abtretungen bie Zuftimmung felbft der bereits vorhandenen 
Regierungsnachfolger zu verlangen. Der Souveratn allein fließt ben Frieden 


337 
1865. 


als Vertreter des Staates; ber Friebe ift das Nothgeſetz, um aus ben Gefahren, 
Zufäfligleiteun und Beichwerben des Kriegsftandes berauszulommen, und jeber an 
dem Staate Betheiligte bat fich ihm zu unterwerfen. Dies gilt auch von ben 
friedensverträgen eines Souverains, deſſen Recht beftritten wird; benn er ift ber 
jeweilige Träger und Bertreter bes Staates. 

Diefen Anſchauungen entipricht das allgemeine Herlommen unter ben euro» 
niiden Staaten. 

Darnach ift von dem Kronfyndicat angenommen worben: 

daß Breußen und Defterreih bei der Berfügung über die 

Herzogthümer nit verpflichtet find, anderweitige Erban- 

ſprüche anzuertennen.“ 


Die Erbanjprüde des Prinzen Friedrid von 
Auguitenburg. 


„Das Preußifhe Kroniyndicat bat die Erbaniprüdhe bes Prinzen von 
Anguftenburg beftimmt verneint. 

Es bat die Herleitung eines bevorzugten Anſpruchs der Auguftenburgifchen 
!inie anf da8 Ganze der Herzogthümer aus dem Erftgeburtsrechte für unbegründet 
ettlärt. Bei ber Erörterung diefer unb ber bamit zufammenhängenden Fragen 
kondelt es ſich jedoch um fo fehwierige und verwidelte Nechtsverhältniffe, daß es 
ehne eine gelehrte Rechtskenntniß kaum möglich ift, ber Unterfuhung im Einzelnen 
genan zu folgen. 

Für Die gegenwärtige thatfächlihe und rechtliche Lage der Angelegenheit aber 
it ein Bunkt von hervorragender Bedeutung, welcher zugleich bem allgemeinen 
Berftändniß näher liegen bürfte, — nämlich die im Jahre 1852 unter Preußifcher 
Bermittlung erfolgte Vereinbarung zwiſchen ber däniſchen Wegierung und bem 
Herzog Chriſtian Auguft von Auguftenburg, Vater des Erbprinzen Friedrich. 
Am 30. December 1852 wurde zu Frankfurt a. M. eine Acte unterzeichnet, 
u welcher der Herzog von Auguftenburg Folgendes erklärte: 


1. er cedire und übertrage für fich, feine Erben und Nahlommen ſämmitliche 
ihm zuftehende Gerechtſame an den Auguſtenburger Gütern und Befigungen 
auf Alfen und auf vem Feſtlande Schleswigs an den König von Dänemarf; 

2. er verpflichte fi für geine Berfon und Familie, inskünftig feinen Auf- 
enthalt außerhalb ber Königlichen Reiche unb Lande zu nehmen, worin er 
und feine Nachkommen ſelbſtverſtändlich kein Grundeigenthum erwerben 
dürfen und follen; 

3. er gelobe und verjprede außerbem für fih und feine Familie 
bei Fürftlihen Worten und Ehren, Nichts, wodurd bie Ruhe 
in des Königs Reihen und Landen geftört ober gefährdet 
werben könnte, vornehmen, ingleihen deu von Seiner Ma— 
jeRät in Bezug auf die Ordnung der Erbfolge für alle unter 
Deifen Scepter gegenwärtig vereinten Qande ober bie Ein- 
rihtungen ber Monarchie gefaßten ober fünftig zu fafjenden 
Beihlüffen in Feiner Weife entgegentreten zu wollen. 

Dagegen ertheilte ber König von Dänemark für fi und feine Erbnachfolger 
tie nachfolgenden Werfprechungen und Zuficherungen: 
eine Zahlung von 1,500,000 Speciesthalern als Fibeicommiß, zahlbar 
mit 4 Procent Zinfen in balbjährigen Raten von 75,000 Speciesthalern, 
jo daß das Ganze zu Iohannis 1865 abgezahlt fei; 
erner: 
die Uebernahme gewiſſer Schulden, Penſionen ꝛc. 
Am Schluſſe heißt es: 
„Wir geloben und verſprechen demnach hiermit für Uns, Unſere Erben 
und Nachkommen in bündigſter Weiſe, daß Wir Unſerer Seits alles das⸗ 
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jenige, was in obiger Vereinbarung feftgeftellt ift, getreufich erfüllen und 
nie geftatten wollen, baf von den Unfrigen aufeinige ®eile 
bawider gehandelt oder etwas vorgenommen werde. 


Chr. Auguft, Herz. zu S. Holftein.“ 


Unter weiterer Bermittlung ber Preußiſchen Regierung kam es noch zu 
einer Zufatvereinbarung. 

Der Herzog wünſchte nämlich jenes Abfindungs- Capital zum Ankauf eines 
Güter: Compleres in Preußen anzuwenden und biefen zum Fideicommiß zu madıen. 
Er legte zu dem Ende dem Preußiſchen Bundestags-Gefanbten bie Entwürfe einer 
von ihm auszuftellenden Erklärung und zugleich einer zuſtimmenden Erklärung 
feiner beiden Söhne, des Erbprinzen Friedrich und deſſen Bıuders, vor. 

Der König von Dänemark gab auf Grund dieſer Erklärungen unterm 
13. Januar 1853 feine Zuftimmung unter der ausdrüdiihen Anführung, daß 
auch die Herren Söhne bes Herzogs ihre Zuſtimmung ertbeilt hätten. 

Erſt 6 Jahre fpäter, am 15. Januar 1859, richtete ber Erbprinz Friedrich 
ein Schreiben an ten König von Dänemark, worin er auf Grund bes Damals 
ben holfteinfhen Ständen vorgelegten Verfaſſungsgeſetzes, fein und feines Hauſes 
Erbrecht zu wahren verjuchte, intem, wie er jagte, fein Bater durch die gegen 
ben König eingegangenen Verpflichtungen zum Stillichweigen genöthigt fei. 

Unterm 16. November und 25. December 1863 aber erließ Herzog Chriſtian 
Auguft Erklärungen, in melden er auf das Erbfolgerecht an den Herzogthümern 
zu Gunften feines Sohnes, des Erbprinzen Friedrich, verzichtete. 

Es fragt ſich nun, ob der Erbprinz Angeſichts der erwähnten, 
von ſeinem Vater im J. 1852 eingegangenen Verpflichtungen noch 
ein Erbrecht auf die Herzogthümer gegenüber Preußen und Defter- 
reih, ala Rechtsnachfolgern des Königs von Dänemark, geltent 
maden fann. 

Vorerſt, fagt das Gutachten bes Kronfynbicats, wird e8 feinem Zweifel 
unterliegen, baß ber Herzog im Jahre 1852 eine volllommen gültige Berbind- 
lichkeit übernommen hatte, den vom Könige von Dänemark in Bezug auf bie 
Erbfolge für alle bazumal unter feinem Scepter vereinte Sanbe ober auf bie 
Einrihtungen feines Reiches gefaßten over noch zu faſſenden Beichlüffe in feiner 
Weiſe entgegentreten zu mollen. Wenn darin auch kein auesbrüdlicher Berzict 
auf das ihm ſelbſt etwa zuftehende Erbfolgerecht lag, fo entjagte ber Herzog doch 
tamit jeder Geltendmachung eines ſolchen echtes gegenüber ber vom Könige 
demnächſt getroffenen Verfügungen über die Erbfolge, — e8 war eine austrüd- 
fihe Erflärung der Zufiimmung zu jenen Verfügungen. Die Form des eigent- 
lihen Verzichts wurde nicht gewählt, weil der Auguftenburger Linie Seitens ber 
dänischen Regierung ein Erbrecht überhaupt gar nicht zugeſtanden wurde, weshalb 
ein Verzicht weder nöthig, noch zuläffig erichien*); bagegen wurde burch jenen 
Bertrag Vorkehr gegen jede thatfächliche Beeinträchtigung der Anorbnungen bes 
Königs getroffen. 

Herzog Ehriftian Auguft fonnte demzufolge aud fein Erb- 
recht niht dem Sohne Übertragen, um e8 gegen bie vom Könige 
von Dänemark getroffenen Berfügungen wegen ber Erbfolge gel- 
tenb zu maden; injfoweit Dies durch den im Sabre 1863 erfolgten 
Berzicht zu Gunſten bes Sohnes dennoch beabfidhtigt war, lag 
bern eine Verlegung bes feierlich geichloffenen Vertrages von 
1852. 


.*) Der bamalige bänijcde Minifter erflärte am 21. März 1853 im Neichrath auftrüdih: 
bie däniſche Regierung babe bie Erbanſprüche der Auguftenburger niemals anerkannt, — fie dabe 
e8 deshalb auch unter ihrer Würde gehalten, einen fürmlichen Berzicht von foldyen nicht anerlannten 
Nechten zu verlangen; fie habe bei dem Vertrage in Betreff der Auguſtenburgiſchen DBefiyumgen ei 
nur eben für niltzlich gehalten, in denſelben eine Verpflichtung fr den Herzog und feine Fawilie 
aufzunehmen, die es ihnen unmöglich mache, den Anordnungen des Königs. wegen der Erbfolge ent⸗ 
gegenzuireien. 
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Breußen unb Oefterreich aber baben feine anderen Erbrechte anzuerlennen, 
a8 vieienigen, welche der Krone Dänemark gegenüber geltend gemacht werben 
fonnten. Gegen bieje aber konnte Herzog Chriſtian Auguft keinerlei Anſprüche 
au bie Herzogthümer erheben; er hat ſich ſchlechthin der feitzuftellenden Erbfolge⸗ 
otdnung unterworfen. 

Bas nun den Erbprinzen Friedrich anbelangt, fo ift es felbftverftänblich, 
daß er nicht etwa bas ruhende Erbrecht feines Vaters an beffen Statt ausüben 
tun, ba dieſer es felbft nicht ausüben darf. Es fragt fih nur, ob ihm ein 
ägenes Erbrecht für feine Perſon gegenwärtig zuftebe. 

Das Kronfyndicat beftreitet bie Fortdauer eines eigenen Erb- 
rchte des Prinzen Friedrich. 

Die Frage, ob nicht der Prinz durch bie von feınem Vater Üübernommene 
Serpflihtung fchlechthin gebunden fei, hält das Kronſyndicat nah dem in Schles- 
wig-Holftäin geltenden Recht nicht für zweifellos. 

Ein enticheidendes Gewicht aber wurbe nachfolgenden Erwägungen beigelegt: 

Herzog Chriftian mar bis zu jenem Bertrage von 1852 in Folge feines 
derhaltens und in Folge der Ereigniffe thatjächlich völlig aus dem Befite feiner 
garzen im Reiche der täniichen Monarchie befindlichen Habe gejett und gegen«- 
äber ter bänifchen Regierung jedes Rechtsanſpruchs beraubt geweſen. Lediglich 
duch Bermittelung der preußifchen Regierung, alfo auf völlerrechtlichem Wege, 
bat er erlangt, daß ihm gegen die Abtretung aller Geredhtfame an ben früher 
Auguſtenburgiſchen Gütern, gegen das Beriprechen, feinen Aufenthalt außerhalb 
des täniihen Meiches zu nehmen und barin fein Grundeigenthum zu erwerben, 
endlih auch gegen bie Zuſage unbebingter Unterwerfung unter die Feſtſetzung in 
Ierreff der Erbfolge, — eine Geldabfindung gewährt worden iſt. Alle dieje Ber- 
untlihleiten aber, welde ein Ganzes bilden und wobei fih die flaatsrechtliche 
Ste nicht von der privatrechtlichen trennen läßt, bat ber Herzog nicht bloß für 
kb, fondern auch für feine Erben und Nachkommen over für feine Berfon und 
ine Familie übernommen. Sie waren bie Bedingungen der Wiedereinfegung 
der Herzoglichen Familie in ihre Privat» Bermögensrechte. Bei Ordnung folder 
Berhältniffe muß fchon ter Wille des Familienhauptes genügen. Für ben Erb- 
winzen Friedrich aber find zubem bie perjönlichen Verpflichtungen feines Waters 
“är fh und feine Familie um fo verbindlicher, als er, ber Erbprinz, laut bes 
sten Mitgetheilten, durch eine ausdrückliche Erklärung die Zuftimmung zu der 
con feinem Bater beabfichtigten Anlage des Abfindungstapitais ertheilt bat, was 
ht geſcheben Tonnte, ohne die auf diefem Kapital baftenden, für die Er- 
Iangung deſſelben übernommenen Yamilienverpflichtungen anzuerkennen. 

Demzufolge gebt die gutachtfihe Entſcheidung des Kronſyndicats dahin, 
daß der Erbprinz von Auguftenburg weder gegenwärtig an Stelle 
jeine® Vaters, noch auch nach dem Ableben ſeines Baters ein be- 
eringtee Erbredt auf die Herzogtblimer in Anfprud zu nehmen 

abe.” 


Arme Agitationn in Holſtein und am Kunde. 


d. September. BVerfündigung ded Gaſteiner Vertrags in den 
Herzogthümern. 

6. September. Eingabe Schleswig-Holſteinſcher Ständemitglieder 
an die Bundeöverfammlung. 


.... Die unterzeichneten Abgeordneten haben es für ihre Pflicht gehalten, 
demjenigen, was in dieſem Augenblid die Herzen ber Bevöllerung Schleswig - 
9% 
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ſelbe bob als Die brei bochwichtigen Anzeichen diefer Wendung: bie Darlegung 
einer unerjchätterten Regierungsgewalt, die Bewährung ber Armee und bie 
Thatkraft der preußischen Politik nah aufen — hervor. An das Gefühl ber be⸗ 
wiejenen Thatkraft, an die Ueberzeugung von ber eigenen Macht Inüpfe fid in 
allen Schichten des Staates das erwachende Bewußtſein, daß nur durch bie 
wirkliche Kräftigung des eigenen Staates zur Verfolgung derjenigen Ziele ge- 
fhritten werben bürfe, mit benen unter dem bunteln Namen „beutichnationaler 
Aufgaben” fo viel Mißbrauch getrieben werbe. Die Erinnerung werde im preu⸗ 
Bifhen Bolle wieder lebendig, daß jchon fein großer Friebrid an bie Stelle des 
beutichen Reich - Sammeljuriums biefen preufifchen Staat bdeutfcher Nation zu 
ſetzen begonnen babe. Diejes wieder lebendiger werbende preußiſche Bewußtſein 
bezeichne einen entſcheidenden Wendepunkt für Preußens und für Deutfchlands 
Aufunft. Statt einer Mondicheinpolitit, welche auf die Erwerbung bloßer „Sym- 
pathieen“ ein großes Deutichlaub zu gründen vermeinte, in Wahrheit aber nur 
ein verweſendes Preußen jchaffen könnte, — jei Das wirklihe Machtgewicht Preu- 
Ben® geltenb zu machen und bie beutichen Staaten darauf hinzuweiſen, daß fie 
unfere Sympatbien zu erwerben haben. Wenn Preußen nicht mehr Untreue an 
fih felbft übe, dann würden auch die Dlänner bes fogenannten beutichen Fort⸗ 
jhritts in und außerhalb unjerer Grenzen Preußen nicht mehr zu verleugnen 
wagen. 

Diefes „preußiſche Wort“ bat im Taufe Des leiten Jahres bereis vielfadhe 
Beftätigung und Erfüllung gefunden, und Das preußiſche Bolt in allen feinen 
Schichten bat immer mehr das Vertrauen gewonnen, Daß die Regierung ben 
Willen und vie Kraft befitt, Dad Schwergewicht Preußens für feine eigene und 
für Deutſchlands Machtentwidelung erfolgreih geltend zu machen.“ 


September. Graf Bidmard in Parid und Biarip. 


Aus den Briefen vom Fahre 1865. 


Carlsbad, 12. Juli 65. 

„— — Ich ſchäme mich, daß ih Dir zu Deinem Geburtstage nicht 
eichrieben habe; aber es ift ſoviel Müſſen in meinem Leben, daß 
Plten um Wollen komme. Das Tretrad geht Tag für Tag feinen Weg, 
und ic komme mir vor wie der müde Gaul darauf, der es unter fid 
fortfchiebt, ohne von der Stelle zu gelangen. Einen um den andern Tag 
tommt ein Yeldjäger, einen um den andern geht einer, dazwiſchen zu 
fäßliche von Wien, Münden, Rom; die Papierlaft mehrt ſich, die Deiniter 
Fr periprengt, und ih muß von diefem Centrum aus an jeden einzeln 

reiben.” 


Abende fpät, den 13. 

„Den ganzen Tag fiber habe ich gefchrieben, Ddictirt, gelefen, den 

Berg herunter und wieder erftiegen wegen Vortrag beim König. Nun 

fchließt der Courierfad und ich den Dre, Der König geht den 19. von 

ier, in 5 Tagen nah Gaftein, wo der Kaifer binfommen will, Seine 

ub bei Tag und Naht. Mit dem Frieden fieht es faul aus: in 
Gaftein muß es fich entjcheiden.“ | 
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Gaftein, 4. Auguft 65. 
„Ih fange an die Tage zu zählen, die ich in diefer Nebellammer 
abzufigen habe. Wie die Sonne ausſieht, davon haben wir nur nod) 
dunkle Erinnerungen aus einer befjeren Vergangenheit. Wie Leute ohne 
Geſchäfte es bier aushalten, verftehe ich nicht. Mir bleibt mit Baden, 
Arbeiten, Diner, Bortrag und Thee bei Sr. Majeftät kaum Zeit, mir die 
Scheußlichkeiten der Situation Mar zu machen.“ 
Gaftein, 14. Auguft 65. 
„Ich habe einige Tage lang nicht Muße gefunden, um Dir Nachricht 
zu geben. Graf Blome ıft wieder bier, und wir arbeiten eifrig an Er⸗ 
haltung ded Friedens und Berklebung der Riſſe im Bau. Mit der Ges 
ſundheit geht es gut, und fühle ich mich viel kräftiger. Wir reifen am 19., 
alſo Sonnabend, nah Salzburg; dort wird wohl der Kaifer feinen 
VBeſuch machen, und 1 bis 2 Tage, nebft Iſchl, hingehen. Dann geht 
der König nach Hohenfchwangau, ih nah Münden, und in Baden ftoße 
ih wieder zu Sr. Majeftät. Was dann weiter wird, hängt von der 
volitik ab.“ 
Baden, 1. September 65. 
„sch kam vorgeftern früh bier ber, ſchlief bis ’,1, dann viel Arbeit, 
Diner beim Könige, langer Bortrag. Biel Fürftlichfeiten hier. Der König 
will um 5 von bier reifen, noch unbeftimmt, welchen Weg, Coburg oder 
Eoblenz, wegen der Königin Pictoria, der er begegnen will. Ich hoffe 
jedenfalls über Frankfurt zu fommen, am 5. oder 6., ob und wie lange 
ich m Homburg jein kann, wird fich erft aufflären, länger als 1 Tag 
teinenfalls, da ich mit dem Könige in Berlin fein muß.“ 


Baden, Sonntag. 
„Damit Du fiehft, was für einen Mann Du baft, fehide ih Dir 
die Anlage, Wir fahren morgen früh 6 Uhr nad Coburg! zur Königin 
von England; ih muß mit, und leider geht mir Spa damit in die 
Brüche, aber ’3 geht nicht anders!“ 


Bismardd Firdlihe Stellung — Die Lucca: 
photographie. 
Ar Audré auf Roman. 
. Berlin, ben 26. Dezember 1865. 

„Lieber Andre. Wenn auch meine Zeit Inapp bemefien ift, jo vermag 
ih doch nicht, mir die Beantwortung einer nterpellation zu verfagen, 
die mir in Berufung auf Ehrifti Namen aus ehrlichem Herzen gejtellt 
wird. Es ift mir herzlich leid, wenn ich gläubigen Chriſten Aergerniß 
gebe, aber gewiß bin ich, daß das in meinem Beruf nicht außbleiben 
tonn; ich will nicht davon reden, daß e8 in den Lagern, welche mir mit 
Rıthwendigkeit politifch gegenüberftehen, ohne Zweifel zahlreiche Chriften 
giebt, die mir auf dem Wege des Heil weit voraus find, und mit denen 
ih doch vermöge deſſen, was beiderfeit3 irdiich ift, im Kampf zu leben 
babe; ich will mich nur darauf berufen, daß Sie felbft jagen: „Berborgen 
bleibt vom Thun und Laſſen in weiten Sreifen nichte.“ Wo ift der 
Raum, der in folder Lage nicht Hergerniß geben follte, gerechtes oder 
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ungerechtes? Ich gebe Ihnen mehr zu, denn Ihre Aeußerung vom Ber: 
borgenbleiben ift nicht richtig. Wollte Gott, u ich außer dem, was der 
Belt befannt wird, nicht andere Sünden auf meiner Seele hätte, für 
die ich nur im Bertrauen auf Ehrifti Blut Vergebung boffe! Als Staat 
mann bin ich nicht einmal hinreichend rüdfichtslos, meinem Gefühl nad, 
eher feig, und daß, meil es nicht leicht ift, in den ragen, die an mid) 
treten, immer die Klarheit zu gewinnen, auf deren Boden das Gottver- 
trauen wächſt. Wer mid einen gemiffenlofen Politiker jdilt, 
thut mir Unredt; er foll fein Gemiffen auf diefem Kampfplag 
erft felbft einmal verfuhen. Was die Virchow'ſche Sache anbelangt, 
jo bin ich über die Jahre hinaus, wo man in dergleichen von Fleiſch und 
Blut Rath annimmt; wenn ich mein Leben an eine Sache fege, jo thue 
ih es in demjenigen Glauben, den ich mir in langem und fchmerem 
Kampfe, aber in ehrlihem und demüthigem Gebet vor Gott geſtärkt habe, 
und den mir Menfchenwort, auch da8 eines Freundes im Herrn md 
eines Dieners feiner Kirche nicht umftößt. 

Was Kirchenbefuc anbelangt, ß ift es unridhtig, daß ich miemals 
ein Gotteshaus bejuche. Ich bin feit faft 7 Monaten entweder abweiend 
oder frank; wer aljo hat die Beobachtung gemacht? Ich gebe bereitwillig 
zu, daß e8 öfter gefchehen könnte, aber es ift nicht jo fehr aus Zeit: 
mangel, als Rüdficht auf meine Gefundbeit, daß es unterbleibt, namentlich 
im Winter, und denen, die fi in diefer Beziehung zum Richter an mir 
berufen fühlen, will ich gern genauer —— darüber geben; Sie ſelbſt 
werden es mir ohne medicinijche Details glauben. 

Ueber die Luccaphotographie würden auch Sie vermuthlich weniger 
ftreng urtheilen, wenn Sie wüßten, welchen Zufälligkeiten fie ihre Ent- 
Resung verdankt hat*). Außerdem ift die jeige Frau von Rahden, wenn 
auch Sängerin, vo eine Dame, der man ebenfomenig, wie mir jelbft, 
jemal8 unerlaubte Beziehungen nachgefagt hat. Deſſenungeachtet würde 
ih, wenn ich in dem rubigen Augenblid das Aergerniß erwogen hätte, 
welches viele und treue Freunde an diefem Scherz genommen haben, aus 
dem Bereich des auf uns gerichteten Glaſes zurüdgetreten fein. Sie 
De aus der Umftändlichkeit, mit der ic Ihnen Auskunft gebe, dag id 
hr Schreiben als ein wohlgemeintes auffafle und mich in feiner Weile 
des Urtheils derer, die mit mir denjelben Glauben bekennen, zu überheben 
ftrebe. Bon Ihrer Freundichaft aber und von Ihrer eigenen chriftlichen 
Erfenntniß erwarte ich, daß Sie den Urtheilenden Borigt und Milde 
bei fünftigen Gelegenheiten empfehlen; wir bedürfen deren alle. Wenn 
ih unter der Bollzahl der Sünder, die des Ruhmes an Gott mangeln, 
hoffe, daß jeine Cnode auch mir in den Gefahren und Zweifeln meines 
Berufs den Stab demüthigen Glaubens nicht nehmen werde, an dem ich 
meinen Weg zu finden juche, jo ſoll mich dieſes Vertrauen weder hart 
börig gegen tadelnde Yreundesworte, noch zornig gegen Lieblojes umd 
boffärtige8 Urtheil maden. In Eile Ihr 

v. Bismard.“ 


*, Tie Entflehung ber Photographie wurde fo erzählt. Als Tt dv. Biſsmarck von ben 
Safleiner Konferenzen na Sa Im, rH er bei BR 0 anfen mit der Yucca mu, 
welde mit den Werten an ihn berantrat: „Grcellenz, Tonferenzeln wir e biffel.“ Tier d 
erbat und erhielt die Erlaubniß, die en in einem Bilde aufzune ‚wel mit ber 

ba d erhielt die Erlaubniß, die Beiden in ei 
ſchrift duch die Welt ging: Ernſt ift das Leben, heiter ift bie Bunt.“ 


Jon Gaſtein bis zum Kriege mit Meflerreid), 


36. Zur Borbereitung der Entfcheidung über Schleswig-Holflein. 


1865. Gutachten des Kroniyndifats über die Rechts— 
fragen in Betreff der Herzogthümer Schleswig, 
Holjtein und Lauenburg. 


Rah dem Ausiprud des Kronſyndicats ift die rechtliche Stellung 
von Preußen und Defterreih in Gemäßheit des Friedens ſchluſſes 
vom 30. October 1864 von durchgreifender und entjcheidender 
Bedeutung gegenüber allen anderen Fragen. 

Das Gutachten kommt zu dem Schluffe: 

daß das Thronfolgegejeg für die däniſche Monarchie vom 
31. Juli 1853, nach welchem die Thronfolge in der Gejammtbeit 
der unter dem Scepter des Königs vereinigten Länder dem da⸗ 
maligen Prinzen Ehriftian von Schleswig - Holftein-Sonderburg- 
Glücksburg, dem jegigen König Ehriftian IX. von Dänemark über- 
tragen wurde, — die Erbfolge den drei Yanden gegenüber in 
rechtögültiger Weiſe geregelt hat, — 

Daß einer durch den Frieden vom 30. October 1864 König 
Chriftian IX. die ihm gebührenden Rechte an den drei Herzogthümern 
auf die Kronen Preußens und Defterreich® übertragen * — und 

daß die beiden verbündeten Mächte bei der Verfügung über 
die Herzogthümer nicht verpflichtet find, anderweitige Ex anprliche 
anzuerkennen. 

In Betreff der Auguftenburgijhen Anfprüche jpricht fi das 
Kronſyndikat dahin aus, 

daß der Herzog Ehriftian Auguft von Auguftenburg (der 
Bater) Durch den zwiſchen der dänifchen Krone und ihm („für ſich 
und ſeine Erben“) geſchloſſenen Verzichtleiſtungs⸗Vertrag vom 
30. December 1852 hinſichtlich der Nachfolge in die beiden Herzog- 
tbümer binter König Chriftian IX. und defien männliche Nach⸗ 
Iommen zurüdgetreten ifl, — 

daß der Erbpring Friedrich von Auguftenburg jelbftverftändlich 
das ruhende Erbrecht jeines Vaters nicht an defien Statt aus⸗ 
üben Tann, — 

daß derfelbe endlich auch nad) dem Ableben feines Vaters 
ein bevorzugte® Succeſſionsrecht in die Herzogthümer nicht in 
Anipruch zu nehmen hat. 
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Aus den Ausführungen ded Kronſyndikats. 


Die Rechte Preußen: und Defterreihs auf 
Grund des Friedensfhlufjes mit Däanemarf. 


Der Friedensvertrag vom 30. October 1864 erklärt im Artikel 3: 


„Seine Majeflät der König von Dänemark entjagt allen feinen Rechten 
auf die Herzogthümer Schleswig, Holftein und Lauenburg zu Gunften 
Ihrer Majeftäten des Königs von Preußen und Kaifers von Oeſterreich 
und verpflichtet fi, die Verfügungen anzuerfennen, welche bie genannten 
Majeftäten in Bezug auf biefe Herzogthümer treffen werben.” 

Diefe Beſtimmung bejagt eine vollſtändige Ceſſion ber Drei Herzog- 
thümer an die Herrſcher Preußens und Oeſterreichs; — in fpäteren Xrtilelu 
bes Vertrags wirb auch ſchlechthin von den abgetretenen Landen geiproden. 
Nirgends Dagegen ift erfichtlich, daß die Abficht der drei friedenſchließenden Mächte 
dahin gegangen fei, den Herrihern Preußens und Defterreiche bei ihren weiteren 
Berfilgungen irgend welche Beſchränkungen oder Rüdficgtnahmen 3.8. zu Yunften 
vermeintlicher Erbberechtigter aufzulegen. 

Gegen bieje Annahme einer völlig freien Berfügun über bie Herzogthũmer 
ift nun geltend gemacht worden, daß der König Chriſtian IX. von Dänemark ſelbſt 
nicht berechtigt geweſen jei, über die Herzogthümer zu verfügen, weil fein Befis 
fih auf das zweifelbafte und zumal Schleswig - Holftein gegenüber unverbindliche 
Thronfolgegeieg von 1853 flüge. Das Recht der Eroberung könne von Preußen 
und Defterreih nur dem befiegten Dänemark gegenüber, nicht aber gegen die 
Herzogthümer und gegen begründete Erbanfprüche geltenb gemacht werben. Des 
bald müſſe vor Allem die Frage entichieden werben: 

ob der König Chriſtian IX. von Dänemark felbft rehtmäßige 
Anſprüche an Schleswig-Holftein hatte? 

Das Kronfyndicat bat das Beſitzrecht des Königs aus folgenden Ermi- 
gungen entidieden bejaht: 

Auf Grund der Verhandlungen und Vereinbarungen, welche über bie Binf- 
tige Thronfolge in Dänemark im Jahre 1851 zwifchen Dänemark und Rußland 
in Warſchau flattgefunden hatten, wurde am 8. Mat 1852 zu London ein Bertrag 
zwifchen Defterreih, Frankreih, Preußen, Rußland, Schweden und Dänemart 
geichloffen, durch welchen fi die Theilnehmer verpflichteten, nach dem Tode bes 
damaligen Königs von Dänemark, den Prinzen Chriftian von Schleswig. 
Holftlein-Sonderburg-Glüdsburg (den jetigen König Ehri- 
ftian IX.) als bere&tigten Herrſcher in allen bamals zur bäni- 
hen Krone gehörigen Ländern anzuerltennen. 

Im Anſchluſſe an diefen Vertrag vollzog der König von Dänemark am 
31. Juli 1853 ein Thronfolgegefeß, worin mit Bezug auf die Verzichte der bem 
Thron zunächft ftehenden Berwandten ber Prinz Chriftian zum Nachfolger in 
allen unter dem Scepter bes Königs vereinigten Ländern berufen wurbe. 

Diefes Geſetz ift in allen Landen bes Königs fofort verkündet worben. 

Es wird nun behauptet: diefe Verkündigung ſei ohne Suftunmung Dr 
ſchleswig⸗ holſteinſchen Stände nicht gültig und verbindlich geweien. Das Kron- 
ipndicat weift jedoch biefen Einwand mit Rüdficht auf Die geieslüge Stellung ber 
Stände unb auf den thatbfächlihen Verlauf der Dinge zurück. 

Nach bereits erfolgter Verkündigung des Thronfolgegefeges wurbe ben 
ſchleswigſchen und ben holſteinſchen Ständen im October 1853 eine Königliche 
Berorbnung, betreffenb die beſondere Berfaffung der Herzogthümer, vorgelegt. 
Im erften Paragraph biefer Verordnung war bie Beftimmung über bie Thron 
folge in Gemäßheit des erwähnten allgemeinen Thronfolgefeges vorausgeicidt; 
diefer Paragraph aber mit mehreren anderen blieb „als unerichlitterliche Grunt- 
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age” von ber Begutachtung der Stände ausgeichloffen. Im ber ſchleswigſchen 
Ständeverfammlung wurden zwar Anträge geftellt, welche den 8. 1 erſt von ber 
Kinbiihen Verathung abhängig machen wollten, doch wurden bieje Anträge von 
ta Verſammlung felbft abgelehnt. Die holſteinſchen Stände legten ihrerfeits Be⸗ 
denlen wegen ber ftaatlihen Stellung bes Herzogthbums ein, aber im Eingang 
tier Bebenlen heißt es ausbrüdiich: 
von einer richtigen Ordnung ber ftaatlichen Der bämifle berjenigen Lande, 
welche gegenwärtig unter dem Scepter Ew. Königlichen Majeſtät vereinigt find 
und nad einer mit Zuffimmung ber europäifhen Broßmädte 
feftgeftellten Zhronfolgeorbnung aud in Zukunft, jo lange 
Gottes Fügung es zuläßt, vereinigt bleiben follen, wirb das 
Wohl und Wehe des Landes abhangen. 

Hiernady kann man keineswegs behaupten, baf bie beiden Ständeverſamm⸗ 
langen ober eine berjelben gegen das Thronfolgegefeg Wiberfpruch erhoben habe. 
Eine ausdrädtiche Suftimmung dazu ift allerdings auch nicht gegeben, aber auch 
von der Regierung nicht erfordert, vielmehr ein Beichluß darüber geradezu aus- 
gihloffen worden. ' 

Das Kronſyndicat ftellt jedoch noch die Frage auf, ob es zur Gültigkeit 
des Thronfolgegefetzes nicht eben einer ausprüdlichen Annahme feitens der Stände 
Ktınft hätte. 

Das Gutachten fagt hierüber: 

„Es ift im Allgemeinen als richtig zugegeben, daß ein Fürft über feine 
herrſcherrechte, Land und Leute nicht verfügen kann, wie ein Eigenthümer über 
säne Brivatbefigungen, bafern nicht auch Dlerzu das Landesrecht eine Befugniß 
entheilt; es ift ferner richtig, daß er über bereits beſtehende Erbfolgerechte will- 
rich nicht zu verfügen vermag. 

Dennoch aber, wenn ein Farß, geleitet beſonders durch Rückſichten auf das 
Landeswohl zur Erhaltung bes Länderbeſtandes für den Tall feines Abganges, 
eme Anordnung wegen ber Regierungsfolge trifft, die zumal im Bereiche ber 
titber dazu Berechtigten bleibt, auch von anderen näher Berechtigten bewilligt 
riet, jo läßt fi) nicht fagen, daß dem Lande damit ein Unrecht geichehe. Biel- 
mehr hat die gefetsfich verfünbete Anordnung bes Fürſten auch in diefer Beziehung 
sie Kraft eines Geſetzes für das Fand, wenn biefem nicht verfaffungsmäßig das 
Recht zuftand, über eine ſolche Aenderung ber Thronfolge gehört zu werben. Es 
lann dahingeftellt bleiben, ob die Stände in Schleswig - Holftein in älterer Zeit 
an ſolches Recht gehabt haben; eine Fortbauer ber älteren Stänbeverfaffung ift 
aber ſchon zufolge Bundesbeſchluſſes von 1823 keinenfalls anzunehmen gewejen. 
den durch die neueren Gefetze von 1831 und 1834 geichaffenen Provinzialftänden 
vn Schleswig und Holftein ift eine Har beftimmte Befugniß jener Art nicht 
äbertragen worben.” 

Das rechtliche Gutachten bes Kronfyndicats geht demnach babin: 

daß das Thronfolgegelet von 1853 die Erbfolge den Herzog- 
thbümern gegenüber in rechtsgültiger Weife geregelt bat, 
erner 


daß dur den Frieden vom 30. October 1864 König Chri— 
fian IX. die ibm gebührenden Rechte an ben Herzogthümern 
auf bie Kronen Preußens und Defterreihs Übertragen hat. 


Ebenfo entihieden wie den Herzogthlimern gegenüber nimmt bas Kronſyn⸗ 
sucat das Recht ber freien Berfilgung für Preußen und Defterreich auch gegen- 
über bisherigen Erbberechtigten an. 

Es fteht feft, jagt das Gutachten, daß nah dem Tode bes vorigen Könige 
con Dänemark der beflimmte Nachfolger als König Chriftian IX. den Thron 
kelieg, — daß berfelbe in ven Befig aller von feinen Vorfahren vegierten Lande 
angetreten ift und bie Regierung darin, namentlich in ben Herzogthlimern über- 
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nommen bat. Proteſte, Bewegungen und Cibesverweigerungen, bergleicen in 
Holſtein vorlamen, konnten dem tbatfächlichen Befitftande bes Königs feinen Ein- 
trag thun; ebenſowenig die Proclamation bes Erbprinzen von Auguftenburg aut 
Schloß Dolzig. Diefe Einiprühe konnten das Beſitzrecht des Königs zu einem 
ftreitigen maden, ben Beſitz felbft hoben fie nicht auf. Der König mar und 
blieb alfo der Repräfentant und Inhaber der däniſchen Monarchie. 
Böllerrehtlih war dieſe Stellung im Boraus durch Anerkennung 
derjenigen Mächte geſichert, welche den Londoner Bertrag unter» 
zeihnet hatten oder demſelben nadhträglich beigetreten waren. 

Denn Artilel 3 des Londoner Bertrags erflärt, Daß Die auf dem beutichen 
Bundesrecht beruhenden Berbinblichleiten des Königs von Dänemark gegen deu 
beutfhen Bund in Betreff der Herzogthlümer Holftein und Lauenburg burd den 
Bertrag keine Aenderung erlitten, fo follten damit biefe Berbinblichleiten allerdings 
auch unter ber neuen Herrichaft gefichert werben, und es fam darauf an, fie unter 
biefer von Seiten bes Bundes zur Geltung zu bringen. Daß es im Augenblid 
ber Thronbefteigung des jebigen Königs noch nicht dazu gediehen war, madte 
den Vertrag nicht binfüllig. Die Verhandlungen barüber ſchwebten am Bunte. 
Diejer hatte das Recht und die Mittel, ven Beſchwerden im Wege ber Erecution 
abzubelfen. Diejes Iete Mittel war noch nicht verfucht und fomit bie Verlegung 
ber Bundespflichten des Königs noch nicht außer Zweifel geftellt. Erſt dann abır 
hätten bie Unterzeichner des Fonboner Vertrags fih zum Rüdtritt von bemfelbeu 
befugt halten dürfen. 

Defterreih und Preußen haben biefen Standpunkt gewahrt. Sie haben ſo 
lange, als noch Ausfiht blieb, die Einwendungen in Betreff ber Herzogtbämer 
zu befeitigen, an dem Bertrage von 1852 feſtgehalten. Erfi als dieſe Aus- 
fit verfhlofjen ward, haben fie die Hand an das Schwert gelegı 
und fih demnächſt bei ber Londoner Conferenz, dem letten Ber- 
ſuche einer gütlihen Beilegung, für vollkommen frei von allen 
Berpflidtungen, Die aus bem Londoner Bertrage gefolgert werten 
könnten, unb für beredtigt erklärt, jede andere Feſtſetzung in 
Betracht zu ziehen. 

Dagegen ift feineswegs von den beiden verbündeten Mächten 
oder auch von einem anderen Mitunterzgeihner des Louboner Ber- 
trags ber Auffaffung Raum gegeben, als wäre der Bertrag von 
Anfang an nichtig oder das Thronfolgegefeg von 1853 an und für 
fih ungültig gewejen. 

Somit ftehbt der Eintritt König Chriftians IX. in ben ganzen Befi ber 
Monarchie außer Zweifel. Der gegen ihn unternommmene Krieg aber ift burd 
ebrlihen Friedensſchluß beendigt worben: biefer Friedensfhluß ift nun— 
mebr maßgebend nicht blos zwiſchen ibm und den beiben verbün- 
beten Mächten, fondern aud gegen Dritte. 

Jeder Krieg unter europäifhen Mächten iſt eine weltbiftoriiche Begebenbeit 
mit vielfachen Rüdwirkungen auch auf Andere ale die Kriegführenben. Leptere 


jegen babei fich felbft, ihren Beſitz, ja ihr eigenes Dafein in die Wagfchale dei 


Kriegsglüdes, deſſen Verlauf Niemand zuvor berechnen kann. Jedes KRechtsver- 
bältniß unter den Kriegsmächten und zwiſchen ibren Ländern wirb bis zur Wieder⸗ 
berftellung des Friedens gelöfl. Der Friedensichluß allein wirb für bem weiteren 
Beſitzſtand maßgebend und ift gegen Jedermann gültig. Beeinträchtigt ober ge 
fährbet ein Krieg die Rechte Dritter, jo mögen fie dazwiſchen treten, Giperbeiten 
fordern ober auch hinterher nach dem Friedensichluffe auf völlerrechtlichem Wege 
bie Anerlennung ihrer Rechte durchzuſetzen ſuchen. Bon felbft aber verſteht ſich 


die Anerlennung ber Nechte Dritter für den Eroberer eines feindlichen Länder · 


befitges keineswegs, — auf feinen Fall auch die Fortdauer bisheriger Erbrechte. 
Noch Niemandem ift baber bis jet eingefallen, zu einem riedensichluß und zu 
ben damit erfolgenben Abtretungen die Zuſtimmung felbft ber bereits vorhandener 
Regierungsnachfolger zu verlangen. Der Souverain allein ſchließt ben Frieden 
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ed Vertreter bes Staates; der Friebe ift das Nothgeſetz, um aus ven Gefahren, 
Zuilfigleiten und Bejchwerben bes Kriegsſtandes berauszuflommen, und jeber an 
km Staate Betheiligte bat fih ibm zu unterwerfen. Dies gilt auch von ben 
Ftiedensverträgen eines Souverains, deſſen Hecht beftritten wird; benn er ift ber 
jmeilige Träger und Bertreter bes Staates. 

Dielen Anſchauungen entipricht das allgemeine Herlommen unter ben euro- 
rilden Staaten. 

Darnach ift von dem Kronfyndicat angenommen worden: 

daß Preußen und Defterreih bei der Verfügung Über die 

Herzogthümer nit verpflichtet find, anderweitige Erban- 

fprüde anzuerkennen.“ 


Die Erbanjprüde des Prinzen Friedrih von 
Augujtenburg. 


„Das Preußiſche Kronjyndicat bat die Erbanfprühe bes Prinzen von 
Auguſſenburg beftimmt verneint. 

Es hat die Herleitung eines bevorzugten Anſpruchs der Auguftenburgifchen 
kinie anf Das Ganze ber Herzogthlimer aus dem Erftgeburtsrechte für unbegründet 
ettlärt. Bei der Erörterung biefer unb ber bamit zufammenhängenden Fragen 
kandelt es fich jedoch um fo ſchwierige und verwidelte Nechtsverhältniffe, daß es 
ehne eine gelehrte Rechtskenntniß kaum möglich ift, der Unterfuhung im Einzelnen 
genau zn folgen. 
Fiür Die gegenwärtige thatfächliche und rechtliche Lage ber Angelegenheit aber 
fein Bunt von hervorragender Bedeutung, welcher zugleich dem allgemeinen 
Verftändniß näher liegen dürfte, — nämlich die im Jahre 1852 unter Preußifcher 

ittlung erfolgte Vereinbarung zwiſchen der bänifhen Regierung und bem 
derog Chriſtian Auguft von Auguftenburg, Vater des Erbprinzen Friedrich. 
Am 30. December 1852 wurde zu Frankfurt a. M. eine Acte unterzeichnet, 
u welher ber Herzog von Auguftenburg Folgendes erklärte: 

1. er cebire und übertrage für fich, feine Erben und Nachkommen ſämmtliche 
ihm zuſtehende Gerechtſame an den Auguftenburger Gütern und Befttungen 
auf Alfen und auf dem Feltlande Schleewigs an den König von Dänemark; 

2. er verpflichte ſich für feine Perſon und Familie, inskünftig feinen Auf- 
enthalt außerhalb der Königlichen Reiche und Lande zu nehmen, worin er 
und feine Nachkommen felbftverftändlih fein Grundeigenthum erwerben 
dürfen und follen; 

3. er gelobe und verfpredhe außerbem für fih und feine Familie 
bei Fürftlihen Worten und Ehren, Nichts, woburd die Ruhe 
in des Königs Reihen und Landen geftört oder gefährbet 
werben fönnte, vornehmen, ingleihen ben von Seiner Ma- 
jefät in Bezug auf die Ordnung der Erbfolge für alle unter 
Deiien Scepter gegenwärtig vereinten Lande oder bie Ein- 
rihtungen der Monarchie gefaßten ober künftig zu faffenden 
Beihlüffen in feiner Weiſe entgegentreten zu wollen. 


‚Dagegen ertbeilte ber König von Dänemark für fih und feine Erbnachfolger 
tie nachfolgenden Berfpredjungen und Zuficherungen : 
eine Zahlung von 1,500,000 Speciesthalern ale Fibeicommiß, zahlbar 
mit 4 PBrocent Zinfen in halbjährigen Raten von 75,000 Speciesthalern, 
| fo daß das Ganze zu Iohannis 1865 abgezahlt ſei; 
erner: 
bie Uebernahme gewiſſer Schulden, Penfionen ꝛc. 
Am Schluffe heißt es: 
„Wir geloben unb verfprecden demnach hiermit für Uns, Unfere Erben 
und Nachkommen in bündigfter Weife, daß Wir Unferer Seite alles das⸗ 


durſt Bismard, 22 
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jenige, was in obiger Vereinbarung feftgeftellt iſt, getreulich erfüllen und 
nie geftatten wollen, daß von ben Unfrigen aufeinige Beife 
dawider gehandelt oder etwas vorgenommen werbe. 


Chr. Auguft, Herz. zu S. Holftein.” 


Unter weiterer Vermittlung der Preußifhen Regierung kam es noch zu 
einer Zufatvereinbarung. 

Der Herzog wünſchte nämlich jenes Abfindungs - Kapital zum Anlauf eines 
Güter-Compleres in Preußen anzuwenden und biefen zum Fiteicommiß zu maden. 
Er legte zu dem Ende dem Preußiſchen Bundestags-Gefandten bie Entwürfe einer 
von ihm auszuftellenden Erflärung und zugleich einer zuſtimmenden Erklärung 
feiner beiden Söhne, des Erbprinzen Friedrich und deſſen Bruders, vor. 

Der König von Dänemart gab auf Grund bdiefer Erklärungen unterm 
13. Januar 1853 jeine Zuftimmung unter der ausbrüdlichen Anführung, daß 
auch bie Herren Söhne des Herzogs ihre Zuſtimmung ertheilt hätten. 

Erſt 6 Jahre fpäter, am 15. Januar 1859, richtete der Erbprinz Friedrich 
ein Schreiben an ten König von Dänemark, worin er auf Grund bes bamals 
den holſteinſchen Ständen vorgelegten Berfaffungagefetes, fein und feines Haufe 
Erbredt zu wahren verſuchte, invem, wie er fagte, fein Vater durch die gegen 
ben König eingegangenen Verpflichtungen zum Stillichweigen genöthigt fei. 

Unterm 16. November und 25. December 1863 aber erließ Herzog Chriftien 
Auguft Erklärungen, in welchen er auf das Erbfolgereht an den Herzogthümern 
zu Bunften feines Sohnes, des Erbprinzen Friedrich, verzichtete. 

Es fragt fih nun, ob der Erbprinz Angefichts ber erwähnten, 
von feinem Bater im 3.1852 eingegangenen Berpflihtungen nod 
ein Erbrecht auf die Herzogthümer gegenüber Preußen und Defter- 
veih, ale Rechtsnachfolgern bes Königs von Dänemark, geltend 
maden kann. 

Borerft, fagt das Gutachten bes Kronfynbicats, wird es feinem Zweifel 
unterliegen, baß ber Herzog im Jahre 1852 eine volllommen gültige Berbint- 
lichkeit übernommen hatte, den vom Könige von Dänemark in Bezug auf bie 
Erbfolge für alle dazumal unter feinem Scepter vereinte Lande ober auf tie 
Einrihtungen feines Reiches gefaßten oter noch zu faffenden Beſchlüſſe in keiner 
Weiſe entgegentreten zu wollen. Wenn darin auch fein ausbrüdlicher Berzict 
auf das ihm felbft etwa zuftehende Erbfolgerecht lag, fo entfagte der Herzog tod 
bamit jeder Geltendmachung eines folhen Rechte gegenüber der vom Könige 
demnächſt getroffenen Verfügungen über bie Erbfolge, — e8 war eine ausbrüd- 
liche Erklärung der Zufiimmung zu jenen Berfügungen. Die Form des eigent- 
lichen Verzichts wurbe nicht gewählt, weil der Auguftenburger Linie Seitens ber 
däniſchen Regierung ein Erbrecht überhaupt gar nicht zugeftanden wurde, weshalb 
ein Verzicht weder nöthig, noch zuläffig erichien *); dagegen wurde durch jenen 
Bertrag Vorkehr gegen jede thatſächliche Beeinträchtigung der Anorbnnungen bee 
Königs getroffen. 

Herzog Chriftian Auguft fonnte demzufolge aud fein Erb- 
rest niht dem Sohne Übertragen, um es gegen bie vom Könige 
von Dänemark getroffenen Berfügungen wegen ber Erbfolge gel- 
tenb zu machen; infoweit Dies durch ben im Sabre 1863 erfolgten 
Berziht zu Gunſten bes Sohnes dennoch beabfihtigt war, lag 
barin eine Verlegung bes feierlich gefhlofjenen Bertrages von 
1852. 


*) Der damalige däniige Minifter erflärte am 21. März 1853 im Reichtrath außträdiih 
bie däniſche Regierung babe bie Erbanfprüche der Uuguftenburger niemals anerlannt, — fie bs 
e3 deshalb auch unter ihrer Würde gehalten, einen fürmlichen Berzicht von ſolchen nicht anerlannten 
Merten zu verlangen; fie habe bei dem Vertrage in Betreff der Auguſtenburgiſchen Beftgungen e? 
nur eben für nüglic gehalten, in benfelben eine Verpflichtung file ben Herzog und feine Fawilie 
aufzunehmen, die es ihnen unmöglich mache, den Anordnungen des Königs wegen der Erbfolge ent 
gegenzutreten. 
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Preußen unb Defterreih aber haben feine anderen Erbrechte anzuerlennen, 
als diejenigen, welde ber Krone Dänemark gegenüber geltenb gemacht werben 
beten. Gegen dieſe aber konnte Herzog Chriftian Auguft keinerlei Anſprüche 
ai bie Herzogthümer erheben; er hat fi ſchlechthin der feftzuftellenden Erbfolge- 
eidnung unterworfen. 

Bas uun den Erbprinzen Friedrich anbelangt, fo ift es felbftverftänblich, 
Ns er nicht etwa das ruhende Erbrecht feines Vaters an befien Statt ausüben 
“un, ba dieſer es jelbft nicht ausüben darf. Es fragt fih nur, ob ihm ein 
agenes Erbrecht für feine Perfon gegenwärtig zuftebe. 

Das Kronſyndicat beftreitet bie Fortdauer eines eigenen Erb» 
rechte des Prinzen Friedrich. 

Die Frage, ob nicht der Prinz durch die von jenem Bater Üübernommene 
Serpflichtung fchlechtbin gebunden fei, hält das Kronfyndicat nad dem in Schles- 
Mg-Holfkein geltenden Recht nicht Für zweifellos. 

Ein enticheibendes Gewicht aber wurbe nachfolgenden Erwägungen beigelegt: 

Herzog Chriftian war bis zu jenem Bertrage von 1852 in Folge feines 
Verhaltens und in Folge der Ereigniffe thatjächlich völlig aus dem Beſitze feiner 
garzen im Reiche der däniſchen Monarchie befindlichen Habe gefett und gegen- 
äber der bänifchen Regierung jebes Rechtsanſpruchs beraubt gewejen. Lediglich 
duch Bermittelung der preußifchen Regierung, alfo auf völferrechtlihem Wege, 
tat er erlangt, daß ihm gegen bie Abtretung aller Gerechtfame an ven früher 
Auzuſtenburgiſchen Gütern, gegen das Veriprechen, feinen Aufenthalt außerhalb 
des däniſchen Reiches zu nehmen und darin fein Grundeigenthum zu erwerben, 
endlıh auch gegen bie Zuſage unbebingter Unterwerfung unter die Feftiegung in 
denrfi der Erbfolge, — eine Gelvabfinbung gewährt worden ift. Alle dieſe Ber- 
kindlichkeiten aber, welche ein Ganzes bilden und wobei ſich Die ftaatsrechtliche 
Zeue nicht von ber privatrechtlichen trennen läßt, bat ber Herzog nicht blos für 
rb, jondern auch für feine Erben und Nachkommen oder für feine Berjon und 
ieme Familie übernommen. Sie waren bie Beringungen ber Wiedereinfegung 
der Herzoglichen Familie in ihre Privat- VBermügensrechte. Bei Orbnung folcher 
Sehältmifje muß fchon der Wille des Kamilienhauptes genligen. Für ben Erb- 
ringen Friedrich aber ſind zubem die perjöntichen Verpflichtungen feines Vaters 
fr ih und feine Familie um fo verbinblicher, als er, ver Erbprinz, laut des 
eben Mitgetheilten, durch eine ausdrückliche Erklärung die Zuſtimmung zu ber 
von feinem Bater beabfichtigten Anlage des Abfindungskapitals ertheilt hat, was 
acht geſcheben tonnte, ohne bie auf biefem Kapital haftenden, für die Er- 
langung deſſelben übernommenen Samilienverpflichtungen anzuerkennen. 

mjufolge gebt die gutacdhtlihe Entſcheidung des Kronſyndicats dahin, 
tab der Erbprinz von Auguftenburg weder gegenwärtig an Stelle 
ſeines Vaters, noch auch nad dem Ableben feines Vaters ein be- 
‚eräugte® Erbrecht auf die Herzogthümer in Anſpruch zu nehmen 
abe,” 


Arme Agitationen in Holflen und am Bunde. 


5. September. Berfündigung ded Gaſteiner Vertrags in den 
. Hergogthümern. 
6. September. Eingabe Schleswig- Holfteinjcher Ständemitglieder 
an die Bundesverſammlung. 


.... Die unterzeichneten Abgeorbneten haben es für ihre Pflicht gehalten, 
demjenigen, was in dieſem Augenblid bie Herzen ber Bevöllerung Schleswig - 
9% 
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Holfleins in einer an Einſtimmigkeit grenzenben Mehrzahl bewegt, einen Ausbrud 
zu geben. Sie find der feften Ueberzeugung, daß das geichieht, wenn fie Namens 
des Landes Proteft einlegen gegen bie dem Lanbesrechte zumiberlaufenbe 
Trennung ber Herzogthiimer Schleswig. Holftein; wenn fie mit Entfchiebenbeit 
fordern, daß das Land in feiner Vertretung Über feine eigenen Angelegenbeiten 
gehört werbe, und dabei erflären, daß fie jede Abmachung, welde ohne Mit- 
wirkung ber Landesvertretung getroffen würde, als nicht zu Recht beflebent 
anfeben; und wenn fie noch einmal laut und feierlich es ausfpreden, 
daß fie nur in dem Herzog Friedrich von Schleswig-Holftein beu 
beredtigten Lanbesherrn erfennen. Unter Hinweifung auf das Gefagte 
ftellen bie Unterzeichneten ben ebrerbietigften Antrag: Eine hohe Bunbesverfamm- 
Iung wolle dahin wirkten, daß das Recht unferes Landes ohne weiteren Berzug 
feine Anerlennung finde. 


8. u. 13. Septeniber. Beitritt der Delegirten der Schledwig-Hol: 
fteinfchen DBereine und ded zu Neumünfter abgehaltenen 
Städtefaged zu der Eingabe der Ständemitglieder. 


General von Manteuffel zum Gouverneur von Schles— 
wig, Feldmarjchalle Lieutenant von Gablenz zum Gtatt- 
halter von Holftein ernannt. 


1. Oftober. Abgeordnetentag in Franffurt a. M. 


Refolutionen der Verſammlung. 


I. Die Verſammlung beſchließt unter Aufrechthaltung ber einftunmigen Er- 
Härung vom 21. Dezember 1863: 1) Das Selbftbeflimmungsrecht des fehleswig- 
bolfteinichen Volles jchließt jebe Vergewaltigung deſſelben und jede Enticheibung 
über fein Schidjal ohne freie Zuftimmung ber Vertretung bes Landes ans. Der 
Bafteiner Bertrag verlett auf das Tieffte alle Rechtsordnung 
und Rehtsfiherheit in Deutſchland und droht ber in jeber Form ver- 
berbliden unb unter allen Umſtänden abzumebhrenden Einmifchung bes Auslandes 
in rein beutfchen Fragen einen Vorwand zu geben. Er wirb als Rechtsbruch 
von ber Nation verworfen und ift namentlich für die Herzogthlimer in feiner 
Weiſe vechtsverbinblih und giltig. 2) Das Selbftbefiimmungsrecht ber Herey: 
thümer ift nur beſchränkt durch die höheren Intereffen Deutfchlands. 3) Die vom 
engeren Ausihuß ber Schleswig - Holftein - Vereine vom 26. März d. 3. in Berlin 
zu Gunſten Preußens gebotenen und in ber Delegirten - Berfammlung vom 19. April 
beftätigten Zugeftändniffe fowie die in ber Eingabe ber holſteinſchen Stänbemit- 
glieder an ben beutihen Bund vom 6. Sept. I. 3. ausgeſprochene Geneigtheit zu 
Conceffionen an Preußen find ein unbeftreitbares Zeugniß der Opfermilligfeit 
ber Herzogtbümer. II. Gegenüber dem bisherigen Vorgehen ber Regierungen von 
Defterrei und Preußen erklärt die Berfammlung es als heilige Pflicht der deut⸗ 
ſchen Brllsvertretungen, insbejonbere bes preutifchen Abgeorbnetenhaufes, für 
bie verleßten Rechte der Herzogthbümer, für die Berufung ihrer 
Vertretung und für bie fofortigeftaatlihe Eonftituirung Schles⸗ 
wig-Holfleins entihieden und ohne Verzug einzutreten und damit 
ihre eigenen verfaffungsmäßigen Rechte zu wahren. Die Verfanmmlung vertraut 
auf den bewährten Rechtsſinn ber Bevölkerung ber Herzogthümer, daß fie feft 
und muthig ausharre. Sie erwartet und fordert, daß das ganze deutſche 
Bolt den bebrängten Schleswig- Holfteinern treu und Träftig zur 
Seite ſtehe und alle Gegenfäge der Parteien und Meinungen ſchweigen lafle, 
welche die Kraft ber nationalen Kundgebungen nur lähmen, die Sache der Her- 
zogthümer gefährden und ftatt zur Kräftigung bes gemeinfamen Vaterlandes nut 
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zu deſſen Zwietracht und Zerriffenbeit führen werben. III. Die Berfammlung 
erflürt e8 für Pflicht ber deutſchen Bollsvertretungen: Anlehen oder Steuern, 
welche die bisherige Politit der Vergewaltigung fürbern Könnten, find feiner 
Kegierung au verwilligen. 


6.u. 8. Dftober. Identiſche Mahnungen Defterreihe und 
Preußens an den Senat zu Frankfurt. 


Preußische Depeihe an den Gejandten in Frankfurt. 


„Wir batten bis zum legten Yugenblide gehofft, daß der Senat, 
im Bewußtfein feiner Verpflichtungen gegen feine deutfchen Verbündeten 
md eingedent früherer von uns und Sefterreich gemachten Vorftellungen, 
die am 1. d. Mts. dort abgehaltene AbgeordnetensBerfammlung 
verhindern würde. Leider haben wir uns getäufcht. Wir haben ung von 
Neuem überzeugen müſſen, daß der Senat nicht3 dagegen hat, wenn das 
Territorium der Stadt Frankfurt zum Ausgangspunkt für unverftändige, 
ja gemeinfchädliche politische Projekte benütt wird. Solde Nachſicht 
gegen fubverfine Beftrebungen können wir nicht ferner geftatten. 
ir fönnen es nicht dulden, daß vorzugsmeife am Sig des Bundes⸗ 
tage8 auf die Untergrabung beftehender Autoritäten in den erften Bundes» 
ſtaaten hingearbeitet wird, daß von dort aus Preßerzeugniffe in die Welt 
eſchickt werden, welche fich durch Rohheit vor allen übrigen hervorthun. 
er Verlauf des Abgeordnetentages hat gezeigt, daß die Phraje in dem 
gebildeten Theile der Bevölkerung immer weniger Anklang findet. Aber 
die Nachficht des Senats bleibt deshalb nicht minder tadelnswerth. Wir 
begegnen ung mit der kaiſerlich öfterreichifchen Regierung in der Auffaffung, 
daB die Wiederholung eines ſolchen öffentlichen Aergernifieg, felbft in der 
Geftalt refultatlofer Velleitäten, nicht .geftattet werden darf. Der kaijerlich 
öfterreichifche Vertreter hat den Auftrag, dem dortigen Senate in dieſem 
Sinne Borftellungen zu machen. Em. Dacmohlgeboren erjuche ich ergebenft, 
im Einvernehmen mit Ihrem öfterreichiichen Collegen, dem älteren Herrn 
Dürgermeifter darüber feinen Zweifel zu laſſen, daß wir uns in dieſer 
Veziehung im vollftändigen Einverftändniffe mit der faijerlihen Regierung 
befinden. Sch gebe mich der zuverfichtlihen Hoffnung Hin, dag man 
Frankfurter Seits die beiden deutſchen Großmächte nicht in die Rage 
bringen wird, durch eigenes Eingreifen weiteren Folgen unzuläffiger Nach 
ht porzubeugen.“ 


s 


16. Dftober. Feſtlicher Empfang ded Erbpringenvon Auguften- 
burg in Edernförbe. 

18. DOftober. Schreiben des Generald von Manteuffel an den 
Erbprinzen von Auguftenburg. 

„+. . Eurer Durchlaucht Fahrt durch Edernförbe und Aufenthalt in Borbye 
dat ten Charakter einer politiihen Demouftration angenommen. Dergleichen 
ſtören den Frieden des Landes, gefährten die Eriftenzen einzelner Berfönlichkeiten 
und verftoßen gegen bie gefetliche Orbnung bes Herzogthums, für deren Aufrecht- 
haltung ich verantwortlich bin. Ich habe daher Die gemefienften Befehle gegeben, 


daß bei ähnlichen Wiedervorkommniſſen mit allen zur Aufrechthaltung ber öffent- 
lichen Ordnung und zur Vermeidung weiterer Störung geeigneten geſetzlichen 
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Mittel und nöthigenfalls mit Verhaftung eingefähritten wird. Se. Maj. ber 
König, mein allergnädigfter Herr, haben von altersher fo viel Gnabe für Eine 
Durchlaucht, Ihren Herrn Bater und beffen ganzes Haus gehabt, daß es mir 
Ihmerzlih fein würbe, wenn Eurer Durchlaucht Perfon in Verwidlung mit der 
Polizei des Herzogthums Schleswig gerietben, und ich fühle mich daher gebrungen, 
Eure Durchlaucht von den getroffenen Anoronungen in Kenntniß zu feßen und 
Sie unterthänigft zu bitten, mich rechtzeitig zu benachrichtigen, wenn Eure Durd- 
laucht Befuche im Herzogthum Schleswig beabfichtigen, Damit ich Die wöthigen 
Anordnungen treffen kann, Eure Durchlaucht vor allen perjönlichen Unannebu- 
fichleiten möglichft zu wahren. Den Statthalter des Herzogthbums Holſtein, Felt- 
marjchall - Fientenant Baron Gablenz, babe ich von dem Vorfalle in Edernförte 
und Borbye, wo Eure Durdlaudt die private Stellung, welde Sie im Herzog 
thum Holftein gegenwärtig einnehmen, beibebalten haben, in Keuntniß gejegt.“ 


25. Dftober. Erklärung des preußiihen Staatsanzeigers. 


„Die an die Anmefenheit des Prinzen von Auguftenburg in Eder: 
förde ſich knüpfenden Vorgänge haben felbftverftändlich da8 Gouvernement 
in Schlewig zu ciner ernften Unterfuhung gegen die Theilnehmer ver» 
anlaßt. Durch die Entgegennahme der ihm als Yandesherrn dargebradıten 
Ovpationen bat ſich der Prinz einen landeöherrlichen Charakter angemaft 
im Widerſpruch mit den gegenwärigen Autoritäten der Herzogthümer. 
Der Gouverneur machte in einem Schreiben vom 18. October den 
Prinzen auf die Folgen aufmerfjam, welche eine Wiederholung folder 
Borfäle für ihn perſönlich haben müßte. Es ift zu hoffen, daß das 
ernfte, vom Könige durchaus gebilligte Einſchreiten des Gouverneurs die 
Wiederkehr von Wiurpationsperfuchen einer unberedhtigten Autorität 
verhindern werde. Sollte der Prinz nochmals ohne Erlaubnig des Königs 
den jchleswig’fchen Boden betreten und Anlaß zu neuen Demonftrationen 
darbieten, fo wird feine Verhaftung zu gewärtigen fein.“ 


29. Oktober. Antwort ded Erbprinzen von Auguftenburg an den 
General von Manteuffel. 


„.... Es wirb wohl auf das evibentefte ſich herausgeftellt haben, was kei 
bem rein privaten Zweck meiner Reiſe ſelbſtverſtändlich ift, daß bie loyale Be 
grüßung Seitens der Stadt Edernjürde ohne jcbwebe Anregung von meiner 
Seite und im natürlichen Ausdruck lang zurüdgebrängter Gefühle erfolgt if. Cs 
mag fein, daß die Aeußerungen folder Gefühle unterbrüdt werden können, — 
bas Gefühl der Anhänglichkeit an das einheimifche Fürftenhaus und bie Treue 
egen Das Recht bes Landes werben fortbeftehen. Um dem Lande dieſen unab 
Fefbaren Kampf zu erjparen, gibt es ein Mittel, auf welches vie Bevöllerung 
Schleswig. Holſteins ein unangefochtenes Recht befitt, und deffen Ergreifung ib 
jeberzeit befürwortet babe. Ew. Ercellenz würde fich die Dankbarkeit aller Schlet 
wig-Holfteiner erwerben, wenn Sie Ihre bevorzugte Stellung dazu benupen 
wollten, um Se. Majeftät den König, Ihren allergnäbigften Herrn, zu bewegen, 
die Berufung einer freigewählten Landesvertretung herbeizuführen, und berfelben 
zu ihrem Theil die Euticheibung über das Geſchick dieſes vielgeprüften Landes 
anheimzuftellen.” 


Replik Manteuffels,. 


„Ih kann auf den Inhalt Ihres Vriefes nicht mäher eingehen: derſelbe 
enthält einen Rathſchlag Ich bin nicht in dem Verhältniß, folden von Ew. 
Durchlaucht entgegenzunehmen. Ihr Brief enthält ferner den Beweis, daß Ei. 
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Durchlaucht Über die Bedeutung vorbereiteter Demonftrationen einzelner Bartei- 
aänger wie über die eigentliche Stimmung der Bevölterung Schleswige unvoll- 
ismmen unterrichtet find. Hierüber wirb allein bie Zukunft Ew. Durchlaucht 
auit ären. Wenn Ew. Durchlaucht meine Anfchauungen über die Edernförder 
Borgänge als nicht richtig bezeichnen, jo muß ich ausjpredhen, Daß ich Ihnen nicht 
bie Berechtigung zuerkenne, mir in biefer Ausprudsweife zu jchreiben, und daß 
ıh biefen Ausdruck auf das Beftimmtefte zurückweiſe.“ 


Refolutionen am Bunde. 


4. November. Erneuter Antrag Bayernd, Sachſens und Hefjen- 
Darmitadts. 


„Hohe Bundesverfammlung wolle beichließen: an die höchſten Regierungen 
von Defterreih und Preußen das Erfuchen zu richten: 1) daß fie baldigft eine 
ans freien Wahlen bervorgebende allgemeine Vertretung bes Herzogthums Holftein 
beru'en, um zur definitiven Löſung ber bezüglich ber Eibherzogthümer noch ſchwe⸗ 
benten Fragen mitzuwirken; 2) daß fie auf die Aufnahme bes Herzogthume 
Schleswig in den beutichen Bund hinwirken. Zugleich beantragen die genannten 
Regierungen, daß über biefen ihren Antrag in einer der nächften Situngen ber 
teben Bundesverfammiung abgeftimmt werbe.” 


(Die Bundesverjammlung lehnt die fofortige Ab- 
ftimmung ab, und beichließt auf Antrag Preußend und 
Deiterreihd, in 14 Tagen über die Behandlung ded An⸗ 
fraged weiter Beſchluß zu fallen.) 


18. November. Beſchlußnahme über den Antrag Bayerns ꝛc. 
Erklärung Defterreih8 und Preußen: 


„Dereit8 früher haben die Regierungen von Defterreih und Preußen 
die Abfiht ausgeſprochen, auf eine Berufung der Ständenerfammlung 
des Herzogthums Holftein Bedacht nehmen zu wollen. Es ift in biejen 
Intentionen auch jet eine Aenderung nicht eingetreten, nachdem die Aus- 
übung der Souveränetätörechte im Herzogthum Holſtein auf Se. Maj. 
den Kaiſer von Defterreich übergegangen tft, jedoch muß die Wahl des 
Jeitpunktes für die Berufung der Stände noch weiterer Erwägung vor» 
behalten bleiben und kann der gegenwärtige Augenblid als dazu nicht 
geeignet erfcheinen. Seiner Zeit werden die beiden allerhöchſten Regierungen 
gern bereit fein, der hohen Bundesverjanmlung, fobald die Sache jo weit 
gediehen fein wird, weitere Mittheilungen zufommen zu laffen. Auf die unter 
Punkt 2. des Antrags geflellte Anfrage wegen Aufnahme des Herzogthums 
Schleswig in den deutjhen Bund find die beiden Regierungen nur in 
der Page zu ermwidern, daß fie in eine eingehende Erörterung diefer Frage 
tür jegt einzutreten ans maßgebenden Gründen fi) nicht veranlagt jehen 
lönnen. Wenn auch nad dem Dafürhalten der beiden allerhöchſten Re- 
gierungen der vorbezeichnete Antrag mit diefer Erklärung im Weſentlichen 
ſchon feine Erledigung finden dürfte, jo find gleichwohl die Gejandten, 
mt Rüdjiht auf den Umftand, daß eventuell im Ausjchuffe ſich die Ge⸗ 
legenheit weiterer Aeußerung und Erörterung ergeben dürfte, beauftragt, 
die Bermeilung des Antrags nebft diefer von ihnen abgegebenen Erklärung 
” pen Ausſchuß für die holſtein⸗lauenburgiſche Berfajjungsangelegebeit zu 

rmorten.“ 
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Bei der Abftimmung wird nad dem Berlangen ber 
beiden Großmächte mit 8 gegen 7 Stimmen die jofortige 
Beihlukfafjung verworfen und die Verweiſung an ben 
Ausſchuß beichloffen. 

Erklärung Bayerns, Sachſens und Heffen-Darm- 
ftadt8 nad der Abftimmung. Nah einem biftorijchen 
Rückblick auf die Stellung und Beſchlüſſe der Bundes⸗ 
verfammlung, ſchließt die Erklärung: 


„— — Die Regierungen von Bayern, Königreih Sachſen und Großherzog. 
thum Heflen verzichten darauf, in eine nähere Darlegung Deffen einzugeben, was 
Seitens ber hoben Regierungen von Defterreih und Preußen inmittelft geſchehen 
if. Es ericheint ihnen müßig, daran zu erinnern, daß Schritte gejcheben fint, 
welde mehr und mehr barauf abzielen, die nationale Frage von Schleswig. Hol⸗ 
flein einem tbatjählihen Abſchluſſe zuzuführen, obne bie Stimme eines 
erbberechtigten Fürften, ber Herzogthümer felbft und bes deutſchen Bundes zu bören 
und zur Geltung kommen zu Inffen. Wenn die Mebrbeit hoher Bunbesverfamm- 
lung, wie e8 den Anjchein gewinnt, gemeint ift, fich biefem Verlauf gegenüber, 
wenn nicht ausdrücklich billigend, boch ſtillſchweigend zu verhalten, fo haben tie 
genannten brei Regierungen biefen Mebrheitsbeichluß, fo tief fie denjelben ihrer 
nnerften Ueberzeugung nad) beflagen müfjen, dennoch zu achten, und es ſteht nicht 
in ihrer Macht, ihren Beftrebungen für eine andere Haltung bes Bundes ten 
gewünſchten Erfolg zu verfchaffen. Wohl aber glauben fie, nachdem fie alle ihnen 
nach ber Bundesverfaſſung zu Gebot ſtehenden Mittel erſchöpft haben, ſich jelkit 
ſchuldig zu fein, zu erklären, daß fo ferne und fo fange nicht bem Bunte zu 
einer von der Grundlage des Rechts ausgehenden Berathbung und Beihlußfafjung 
Ausfiht geboten wird, fie ihre Aufgabe und Thätigleit in dieſer Angelegeubeit 
innerhalb der Bunbesverfammlung al8 abgeihhloffen betrachten und fi auf eine 
laute und entſchiedene Berwahrung gegen jede biefer Grundlage 
fremde Abmadhung beſchränken werben.“ 


November und Dezember. Fortgefegte Agitationen in Schle 
wig= Holitein. 

31. Dezember. Rundfhreiben des engeren Ausſchuſſes der 
Schleswig-Holſteinſchen Vereine. 


„Bei ber Theilung ber Verwaltung, welche ber Bertrag von Gaftein ber- 
beigeführt Hat, ift Schleswig leider das traurige Loos zu Theil geworben, bem 
preuß. Souvernement völlig unterftellt zu werben. Eine ganze Reihe von Maf- 
regeln, welche feitbem in Schleswig ergangen ift, hat bie ſchwere Bedeutung bieler 
Wendung einleuchtend gemacht. Während Holftein, wenn es auch noch immer 
einer verfafjungsmäßigen Regierungsweiſe entbehrt, doch zum wenigſten eines 
wohlmwollenden Regimentes ſich erfreut, bat das preußiſche Gouvernement in 
Schleswig es fih zur Aufgabe gemacht, wenn nicht das Rechtsbewußtſein dis 
Volles, jo doch minbeftens jede Manifeftation deffelben mit Gewalt zu erfiiden. — — 
So hat die kurze Zeit von faum 3 Monaten bereits zur Genüge herausgeſtelt, 
in welder Weife das preuß. Souvernement bie Regierung in einem Lante iu 
führen gebenft, deſſen Rechte zu ſchützen nach der Proclamation des Kommen: 
birenben ber alliirten Armee ber einzige Zweck fein follte, zu welchem bie Groß⸗ 
mächte die Waffen ergriffen. Wie ſchwer indeſſen auch dieſe Maßnahmen das 
Herzogthum Schkewig treffen, wie tief wir e8 auch befiagen mögen, daß ber Br 
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eölkrung Schleswigs nach jo harten Prüfungen flatt ber verheißenen Freiheit 
zur neue Bebrüdungen zu Theil werben, und wie bitter wir e8 namentlich em- 
finden müſſen, daß das Anfehen Deutichlands in ſchwerſter Weife geſchädigt wird 
turh folde unmürbige Berfehrung bes Zweds, für welchen unter begeifterter 
Zufimmung der ganzen beutihen Nation ber Krieg gegen Dänemark begonnen 
werben, fo wirb es Doch immerbin als ein Gewinn erachtet werben müſſen, baß 
mumehr zum minbeften über bie Zwecke wie iiber bie Mittel ber preuß. Politik 
irgend weiche Täufchung nicht mehr obmwalten kann. — Wenn dennoch nicht bie 
wenigſten preuß. Breßorgane, und unter ihnen ſelbſt folche, welche im Liebrigen 
ter Sache der Freiheit und des Rechts zu bienen behaupten, fich alles Pflicht- 
gefühls bereits joweit entichlagen zu haben ſcheinen, daß fie die beregten Alte bes 
stenß. Gouvernements hinnehmen, ohne fi auch nur gemäffigt zu finten, bie 
Ehre des preuß. Volls gegen jebe Mitverantwortlichleit nachdrücklich zu wahren, 
to türfen wir uns um fo mehr ber Hoffnung getröften, daß bie demnächſt wieber 
wiemmentretenbe preuß. Bollsvertretung an ihrer Stelle einer Aufgabe fi nicht 
entziehen wird, die nunmehr mit größter Dringlichkeit an fie berantritt, und daß 
gleichzeitg im Übrigen Deutfhlanb man fih nicht an einer bloßen Verur⸗ 
teilung der preuf. Botiit genügen laffen, ſondern auch die Nothwendigkeit er» 
fennen wird, uns nad Kräften zu unterftüßen in dem Kampfe gegen 
eine Gewalt, deren freibeitsfeindpliher Charalter bereits jett fo 
efien zu Tage tritt. Es kann nicht fehlen, baf bie Bevölkerung Holſteins 
Ah der Bflicht immer bewußter wird, im Kampfe für das Recht nicht allein mit 
ler Zähigkeit auszubarren, fonbern auch durch erhöhte Anftrengungen zu erjegen, 
was dur die Unterdrüdung Schleswigs jetst der Landesſache an thätiger För⸗ 
derung entzogen werden mag. Mangelt es auch Holftein zur Zeit noch immer 
aı der Gelegenheit, durch feine gefegmäfigen Organe ber Stimne unb ben be- 
techtigten Forderungen bes Landes in nachdrücklichſter Form Ausbrud zu geben, 
ie iR doch bei ber gegenwärtigen Lage bie Nothwenbigleit der Berufung einer 
Imbdesvertretung. eine fo dringlide, daß, fie noch ferner binauszufchieben, ſelbſt 
ter meiteft gehenden Bedenklichkeit als eine Unmöglichkeit wirb ericheinen müffen. 
Ihrerfeits wird die Bevölkerung Schleswigs, wie fie dies ſchon einmal in 
ihmwerer Zeit bekundet bat, weit entfernt, fi vor ber Gewalt zu beugen ober 
ihren Rechtsſinn brechen zu laſſen, um fo treuer ausbarren, als ihr ja gegenwärtig 
kin Zweifel mehr bleiben kann Über die Zukunft, die fie ſich durch eine Unter- 
werfung unter das bermalige Regiment bereiten würbe. Zahlreiche Zeugniffe, bie 
ms fortdauernb aus Schleswig zugehen, Tafjen über die patriotifche Gefinnung 
und den guten Muth der Schleewiger auch keinen Zweifel auflommen. — Sit 
der Zweck, zu welchem bie Bereine gegründet worden, zur Zeit noch nicht erreicht, 
je bat uns das vergangene Fahr doch dargethan, daß eine Politik, welde 
ın dünkelhaftem Uebermutbe die Wege des Rechts und ber Ehre 
terihmäht, Dodh bei allem Mahtgepränge nurimmeribre Ohnmacht 
bloslegt, und daß ein feftes mannbaftes Rehtsgefühl auf bie 
Dauer eine Macht wird, bie früher oder jpäter auch den thatfäd- 
lihen Erfolg verbürgt.“ 


37. Bie lebte Konfliktsfeflion. 


1866. 15. Sanuar. Eröffnungsrede des Minijter-Präfidenten 
von Bidmard. 


Se. Majeftät der König Haben mir den Auftrag zu ertheilen ge 


ie den Landtag der Monarchie in Allerhöchſtihrem Namen zu er- 
öffnen. 
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An der legten Sitzungsperiode ift wie in den Borjahren in Ermange 
fung der nothmwendigen Uebereinftimmung der Häufer des Landtages unter 
einander und mit der Krone das in Artikel 99 der Verfaſſungs-Urkunde 
vorgefehene Etatögefeg nicht zu Stande gelommen. Es bat daher aud) 
im abgelaufenen Jahre die Staatöverwaltung ohne ein ſolches Geſetz ge- 
führt werden müflen. 

Die Nachweiſung der Einnahınen und Ausgaben, welche der Finanz 
verwaltung des verfloffenen Jahres als Richtſchnur gedient hat, iſt amtlich 
zur Öffentlichen Kenntniß gebracht worden. 

Der Staatshaushalt3-Etat für das laufende Jahr wird dem Yant- 
tage unverweilt vorgelegt werden. Aus demfelben werden Sie die Ueber 
Keugung gewinnen, daß unfere Finanzen fi fortdauernd in günftiger 

age befinden. 

Die Lage der Finanzen geftattet ed, den Gerichtskoſten⸗Zuſchlag all- 
a ermäßigeu, um ihn nad Berlauf weniger Jahre ganz wegiallen 
u laffen. 

’ Die wirthichaftlihen Zuftände des Landes find im Allgemeinen ala 
befriedigend zu bezeichnen. 

Durch die Verordnung vom 10. November v. J. ift die Königliche 
Anordnung, dur welche die Bildung der Erften Kammer zu erfolgen 
batte, zum Abſchluß gebracht, und find dem Herrenhaufe die jeiner 
Stellung im Staatsorganismus entjprechenden fejten und nicht anders 
als durch Geſetz abzuändernden Grundlagen gegeben worden, 

Nach mehrjährigen fruchtlog gebliebenen Verhandlungen über Geſetzes- 
vorfchläge, melde eine Erleichterung und Abfürzung der Dienftzeit in der 
Sandivehr. fowie eine gerechtere Bertheilung der jeg8dienftprlicht über: 
haupt bezmwedten, kann die Regierung Sr. Majeſtät des Königs von der 
Wiederholung folder Vorſchläge für jest eim erſprießliches Reſultat nicht 
erwarten. Ste wird e8 daher bei den geltenden gejeglichen Beſtimmungen 
über die Verpflihtung zum Kriegsdienft einftweilen belaffen müſſen. An 
dem die Regierung dieje ihr abgedrungene Entſchließung bedauert, bleibt 
fie von der Nothmwendigkeit durchdrungen, die jegige, unter Mitwirkung 
der früheren Randesvertretung ins Leben gerufene, ſeitdem praktiſch be 
währte und nach den beftehenden Geſetzen zuläffige Einrichtung des Heer: 
— aufrecht zu erhalten und die dazu nöthigen Geldmittel auch ferner 
zu fordern. 

Wie im Vorjahre, fo hält auch jetzt die Regierung Sr. Majeſtät 
des Königs an dem Beſtreben feſt, die ſchnelle und kräftige Entwickelung 
der preußiſchen Seemacht zu fördern. Für die Gründung angemeſſener 
Hafen⸗Etabliſſements, für die Beſchaffung von Schiffen und deren Br 
waffnung bleibt die Verwendung außerordentliher Mittel unerläßlid. 
Ein desfallfiger Gejegentwurf wird daher dem Landtage von Neuen 
vorgelegt werden, zumal durch die inzwilchen erfolgte Regelung der Be 
figverhältnifie von —* die weſentlichſten der im vorigen Sabre der Bor: 
lage entgegengeftellten Bedenken ihre Erledigung gefunden haben, 

Die Beziehungen Preußens zu allen auswärtigen Staaten find be 
friedigender und freundichaftlicher Natur. 

ahdem durch den in Gaftein und Salzburg abgefchlofienen Ber: 
trag Se. Majeftät der Kaifer von Defterreih Seinen Theil an ben 
Souverainetätsrechten über das Herzogthum Lauenburg an Se. Majeftät 
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den König abgetreten bat, ift daflelbe mit der Krone Preußen vereinigt 
worden, und es ift der Wille Sr. Majeftät, dieſes Herzogthum alle 
Bortheile des Schuges und der Pflege, welche diefe Bereinigung ihm 
bietet, unter Schonung feiner Eigenthümlichteit genießen zu laſſen. 

Die ſchließliche Enticheidung über die Zukunft der anderen beiden 
Elbherzogthüumer ift in demfelben Vertrage einer weiteren Verftändigung 
porbehalten; Preußen aber hat in dem Beſitz Echleswigd und der in 
Holflein gewonnenen Stellung ein ausreichende Pfand dafür erhalten, 
daß diefe Enticheidung nur in einer den deutſchen National- ntereffen 
m den berechtigten Anſprüchen Preußens entjprechenden Weiſe erfolgen 
werde. 

Geftägt auf die eigene, durch dad Gutachten der Kronſyndici be= 
tärfte rechtliche Ueberzeugung ift Se. Majeftät der König entichloffen, 
diefes Pfand bis zur Erreichung des angedeuteten Zieled unter allen 
Umftänden feftzubalten, und weiß Sich in diefem Entſchluſſe von der 
Zuftimmung Seines Volles getragen. 

Um die Ausführung des Kanald vorzubereiten, welcher die Oſtſee 
mt der Nordjee verbinden foll, beabfichtigt die Staatsregierung durch 
ane befondere Vorlage die Mitwirkung der Yandesvertretung in Anfpruch 
zu nehmen. Die Bedeutung, welche diefeg Werk und mit ihn die Ent» 
pidelung der vaterländifhen Seemacht für die Stellung Preußens und 
für deren Berwerthung im Gefammt=$ntereffe Deutſchlands bat, verleiht 
der Regierung Sr. Majeftät des Königs von Neuem die Zuverficht, daß 
bei Erwägung der betreffenden Borlagen die Meinungsverſchiedenheiten 
über innere ragen und die Parteiftellungen ſich der Pflicht gegen das 
gemeinfame Baterland unterordnien, und daß beide Häufer des Yandtages 
der Krone einmüthig und rechtzeitig die Hand bieten merden, um die 
töinng der nationalen Aufgaben fördern zu helfen, welche dem preußi- 
ſchen Staate vermöge feiner Beziehungen zu den Eilbherzogthümern in 
verſtärltem Maße obliegen. 

Durch die den Hafen von Kiel betreffenden Beſtimmungen des Ga⸗ 
ſteiner Vertrages iſt der künftigen deutſchen Flotte der bisher mangelnde 
Hafen geſichert, und wird es die Aufgabe der preußiſchen Landesvertretung 
ſein, die Staatsregierung in die Lage zu verſetzen, Verhandlungen mit 
‚en Bundesgenoſſen auf einer Preußens würdigen Unterlage eröffnen zu 
Önnen. 

Im Laufe des verflofjenen Jahres haben Se. Majeftät der König 
m vier Provinzen die erneute Huldigung der Bewohner ſolcher Landes⸗ 
tbeile entgegengenommen, welche vor einem halben Jahrhundert mit der 
meußifhen Monarchie neu vereinigt oder ihr wieder gewonnen wurden. 

Der Geift, in welchem überall diefe Jubelfeier begangen worden ift, 
bat Zengniß gegeben von dem erhebenden Bemußtfein unferes Volfes, 
wie Großes Gott an dem preußifchen Staate gethan, wie viel fortichrei- 
tende Entwidelung, mie viel Segen und Gedeihen auf allen Gebieten der 
öffentlichen Wohlfahrt unferem Baterlande in jenem Zeitraume bejchieden 
war. Mit Begeiiterung hat die Bevölkerung jener Provinzen ihre Dank⸗ 
berfeit für das treue, Iandesväterlihe Walten unferer Fürften bekundet 
md von Neuem gelobt, auch ihrerjeit3 die Treue zu halten. In Dank 
gegen Bott und mit dem Gelöbniß, die glüdlichen Auftände aller Landes⸗ 
teile auch jernerhin fördern zu wollen, haben Se. Majeftät die erneute 
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volle Zuverficht außgejprochen, daß ein Band des Bertraueng Fürft und 
Volk für jest und Hr alle Zukunft umjchließen, und daß über Preußen 
Gottes fegnende Hand auch ferner walten werde. 

Die Regierung Sr. Majeftät trägt das Bewußtſein in fich, daß ihr 
der Wille nicht fehlt, ihrem Königlichen Herrn nad diefem Seinem Sinne 
pr dienen. Sie lebt der Ueberzeugung, daß bei einer unbefangenen, 
eidenichaftslojen und rein fachlichen —* deſſen, was ihr zu erreichen 
vergönnt geweſen, wie deſſen, mas fie mit Hülfe der Landesvertretung 
od erftrebt, genug der Zwede und Biele gefunden werden müßten, in 
denen alle Parteien fich eins willen. 

Werden Sie, meine Herren, von dem Wunfche getragen, diefe Eini- 
ungspunkte zu fuchen und feftzubalten, jo wird Ihren Berathungen 

egen und Erfolg nicht fehlen. Ä 


4. Sebruar. Die Lauenburgifhe Angelegenheit. 


Rede ded Grafen von Bidmard bei Berathung te 
Virchowſchen Antrages: die Vereinigung des Herzogthums 
Lauenburg mit der Krone Preußen für rehtsungültig 
zu erklären. 

(Keine „Laften" für den Staat; — Lauenburg ken 
„fremdes Reich“; — die Perfonalunton.) 


Bei Lefung des Kommiffionsbericht3*) habe ich mich zunächft gefragt, 
warum eigentlih die Herren Antragjteller denfelben Antrag nicht im 
vorigen Jahre jhon und mit Rüdfiht auf den Wiener Friedensvertrag 
geftellt haben, der von der Kategorie der diplomatifchen und militairijden 
Berpflihtungen, wie fie erwähnt find in dem Kommijfionsbericht, ganz 
andere Laften auf den preußiichen Staat legt, als die Ermerbung des 
öfterreihifchen Antheild an Lauenburg. Wir haben mit den Rechten des 
Königs Ehriftian an Schleswig zugleich die landesherrlichen Pflichten in 
Bezug auf Schleswig übernommen. 

Wenn e8 Ihnen gelänge, die Ermwerbung Lauenburgs rüdgängig zu 
machen, jo würden Sie dadurch den preußiichen Staat von Feiner einzigen 
Laft befreien. Die Pflicht, Lauenburg zu ſchützen, bliebe ung als Bundes: 
pflicht eben fo obliegend, wie es vor diefem Arrangement der Fall ge 
meien if. Dagegen würde fi) Ihnen in dem Beſtreben, den preußiſchen 
Staat von Palten zu befreien, ein viel weiteres und fruchtbareres Feld 
eröffnen, wenn der Wiener Friede von Ihnen in Frage geftellt würde. 
Dann würden Sie in der That unfere Diplomatie von erheblichen Ber- 
bindlichkeiten, unfer Militaie von erheblichen Leiftungen befreien. Sie 
würden eine ernfte und ſchwierige Frage einer leichten Löſung entgegenführen. 

Sobald Dänemark fi) wieder im Beſitz des preußifchen Antheils 
an den Herzogthümern bejände, würde es fich wohl ohne Schwierigfeit 
mit Oeſterreich verftändigen, und uns blieben ja noch die Lorbeeren der 
Armee, vielleicht auch die Kriegskoſten, aber aller Laſten wären wir ledig. 


Si *) Die Kcnmiffen empfahl die ——— — get in folgender —3 
„Die Vereinigun er zogthums Lauenburg mi ne Preußen tenuguttig, fo la 
nicht bie hose Anima beiber Hänfer des Sandtages erfolgt if.“ ve 
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Ich will damit nicht jagen, daß diefe durch den Wiener Frieden 
bedingten Laften der Regierung die Verpflichtung auferlegt hätten, den 
damaligen Berteag dem Landtage zur Genehmigung vorzulegen. Ich bin 
der Anficht, daß die Laſten, deren Art. 48 der Verfaſſung gedentt, nicht 
iolhe find, die vieleicht einmal mittelbar aus den durch einen Vertrag 
geihaffenen Berhältniffen entftehen könnten, deren Uebernahme aber im 
tonfreten Falle ſtets noch von der freien Entjchliegung der Regierung 
abhängen würden, fondern folche, welche durch einen Bertrag unmittelbar 
md expressis verbis dem preußiichen Staate auferlegt würden. Solche 
Yaften bat meines Erachtens der Art. 48 im Sinn in den Worten: 
‚wenn dadurch“ — alfo durch den Vertrag — „dem Staate Faften auf⸗ 
erlegt werden“. 

Ich erfläre hiermit, daß dem preußifchen Staate Laſten durd 
tiefen Bertrag nicht auferlegt worden find. Sollte die Regierung 
ten Staate zumuthen, auf rund dieſes Vertrages Laſten zu übernehmen, 
ena die zwei Millionen zu zahlen, dann, meine Herren, feten Sie ver: 
fihert, daR die Regierung es für ihre Pflicht halten wird, Ihnen in ge⸗ 
nauer Uebereinftimmung mit dem Art. 48 der Berfaflung den Vertrag 
rorzulegen und Ihre Zuftimmung nachzuſuchen. Bis dahin aber wird es 
ih, praltiich mwentaftens, nur darum handeln, ob der Vertrag für die 
Kontrahenten, für Seine Majeftät den König und den Kaifer von Oeſter⸗ 
ih, und für das Herzogthum Lauenburg in voller Rechtsgültigkeit be⸗ 
ſteht. Darüber ift biöher feinem diefer drei Faktoren ein Zweifel beiges 
Iommen. Defterreih bat die ftipulirte Zahlung erhalten, wir find im 
Tefig der öſterreichiſchen Duittung, das Herzogthum Lauenburg bat 
Seiner Majeftät dem Könige gehuldigt und wird im Namen des Königs 
regiert; Laſten find dabei für Preußen nicht ermachfen. 

Nehmen wir einmal an, Zeit und Umftände hätten es geftattet, 
sonen den in Gaſtein gefchloffenen Vertrag vor feiner Ausführung, in 
Betreff Pauenburgs vor der Zahlung vorzulegen, Sie hätten die Ueber⸗ 
nahme der 2 Millionen entweder, mie wir das bei Regierungsvorlagen 
gewöhnt find, abgelehnt, oder Sie hätten fie an Bedingungen geknüpft, 
die Eeine Majeftät der König Anftand genommen hätte, den Lauen- 
burgern wider ihren Willen aufzuzwingen. In diefer Lage hätte 
Seine Majeftät der König fich entf hloflen, um den Bertrag nicht rück⸗ 
gängig werden zu laffen, lieber diefe 2 Millionen aus eigenen Mitteln 
zu zahlen; würde dadurch der Bertrag ungültig geworden .jein? ch 
glaube keineswegs. 

Defterreich gegenüber ift der preußifche Staat durch Seine Majeftät 
den König gededt und vertreten, und die Kaiferlich öfterreichiiche Regie⸗ 
rung hat weder ein faktiſches, noch ein rechtliches Intereſſe, fich danach 
zu erfundigeu, wo Seine Majeftät der König die Zahlungsmittel, mit 
denen der öfterreichiiche Anfpruch befriedigt worden, hergenommen bat. 
Tiefe Rechtsverhältniß ift aber ganz daftelbe, ob die Staatsmittel um 
deshalb außer Spiel geblieben find, weil ihre Bewilligung vom Landtage 
abgelehnt worden ift, oder um deshalb, weil die Regierung fie nicht in 
Anipruch genommen hat. Es bleibt immer die Thatfache befteben, 
daß dem Staate Feine Laften auferlegt find und der Fall des 
&. 48 nit zutrifft. 

Einen zweiten Einwand, ſchon nicht gegen die Rechtsgültigkeit des 
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GSafteiner Vertrages — denn er ift in feinem ganzen Umfange ange 
fochten in dem Kommiſſionsgutachten —, jondern gegen die Einrichtungen, 
welche Seine Majeftät auf der Baſis dieſes Vertrages getroffen hat, ent» 
nehmen Sie aus dem Art. 55 der Berfaflung, indem Sie behaupten, 
Lauenburg jet ein „fremdes Reid.“ Sie werden jelbit fühlen, meine 
Herren, dag, um diefe Behauptung aufzuftellen, Sie fid) gegen den als 
gemeinen und gegen Ihren eigenen Spradygebrauh auflehnen müflen. | 

tiemand von Ihnen wird jemals von einem Lippe’ihen oder Walded: 
ihen Weich geſprochen haben, geläufig wird aber Jedem von und der 
Ausdrud fein: das britifhe Reich, das ruffiihe Reich, das franzöſiſche 
Reich, jogar daS ungarijche, das türkiſche Reich, kurz, wir wiſſen ganz 
genau, wie weit wir ın der Anwendung dieſes Ausdrucks geben. 


Es ift dies ein ſprachlicher Streit; erlauben Sie mir eine ſprach⸗ 
liche Antorität anzuführen, die auh Sie anerkennen werden: Schlegel, 
der Ueberjeger des Shalejpeare, war gewiß ein genauer Kenner und vor- 
fichtiger Benuter der einzelnen Worte; ih mache Sie auf eine Stelle 
aufmerkffam in Heinrih VI. III Xheil., 2. Akt, 1. Scene, wo in dem 
Geſpräch der beiden Brüder Eduard und Richard die Begriffe Reich und 
Herzogthum als gang entjchiedene Gegenſätze und einander ausfchließend 
gegenüber geftellt werden. Wenn Sie die Autorität von Schlegel ver 
werfen, fo will ich Ihnen nachher noch eine amtlichere anführen. 

Es ift nun die Behauptung aufgeworfen, es fei gar nicht zu er: 
meflen, wo der Begriff „Reich“ anfängt, wie groß ein Staat fein müfle, 
ehe man ihn „Reich“ nennen könne Ich glaube, es ift fchon in der 
Kommiſſions⸗Sitzung erwähnt worden, daß dies an gemiffe Spitzfindig⸗ 
feiten erinnert, die fih an die Frage fnüpfen, wie viel dazu gehören, um 
einen Haufen zu bilden, Spisfindigfeiten, die älter find, als die Che 
laſtiker. Es gab ſchon im Haffifchen Alterthum eine philofophijche Schule 
der Eoriten, Cicero nannte ihren Standpunkt einen lubricum et pericu- 
losum locum. Ich fann dies auch noch heute als zutreffend zugeben. | 
Durch ſolche ſprachliche Epielereien wird zulegt bewiefen, daß ein Greß 
ein Kind, und ein Kind ein Greis jei, weil die Grenze der verfchiedenen 
Lebensalter fich nicht feftftellen läßt. | 

Ich will Ihnen nun noch eine ernfthaftere Autorität anführen: hd 
meine die deutjche Reichsverfaſſung. Dieſes Altenftüd ift redigirt von 
Leuten, die fich gewiß des Werthes eines jeden deutſchen Wortes voll 
fommen bewußt gemeien fein werden. Es ift in der deutihen Neichsver 
fafjung der Unterfchied zwifchen Reich und Staat, und zwifchen Reich und 
Land fehr genau und prägnant durchgeführt, ohne dag man geglaubt hat, 
daß Jemand über die ſprachliche Bedeutung eines jeden diefer Begriffe 
in Zmeifel fein könnte, daß fie einer Erklärung bedürften. 

Bergegenwärtigen wir und die Epoche, in weldyer der heutige Wort 
laut ded Art. 55 entjtanden il. Es war die Zeit, wo die lebendigfte 
deutiche Bewegung bier wie in allen deutichen Yändern herrſchte, wo ein 
gemeinjames deutiche® Parlament in Frankfurt tagte, wo Alles, was 
deutſch war, jo wenig fremd erfchien, daß preußijche Militairpflichtige ihre 
Dienftpfliht auf der deutjchen Flotte abjolviren konnten. In dieſer Zeit 
der allgemeinen Begeifterung für das in in der Bildung begriffene deutiche 
Neih wollen Sie nun behaupten, daß die preußijchen Öefegeber das 
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Bort „fremd“ als identiſch mit „deutfch“ behandelt bätten, das Wort 
„Rah“ als identiſch mit einem Ländchen wie Yauenburg! 

Meine Herren, einem anderen Miniſterium gegenüber würden Sie 
das jelbft nicht glauben. 

Noch jegt in dem amtlichen Kirchengebete wird für unjer deutſches 
Vaterland gebetet. Solchen Thatjachen gegenüber können Sie mir ein 
deutſches Land nicht als ein fremdes hinftellen. Mit diefer Auslegung 
rerjündigen Sie fi) an der deutſchen Sprache, an unferer eigenen Deuts 
iden Nationalität, und die Regierung will fi) der Mitſchuld an diejer 
Zünde nicht theilhaitig machen. 

Im Uebrigen herrſcht Seine Majeftät in diefem „fremden Reiche“ 
Yauenburg bereit3 feit dem Wiener Frieden. König Chriftian, deſſen 
dispoſitionsbefugniß über Lauenburg Sie jegt felbft nicht mehr anfechten, 
bat jeine Rechte an Yauenburg damald Ceiner Majeftät abgetreten; es 
t jest nur die Erwerbung der öfterreichiichen ideellen Hälfte diefer Rechte 
inzugetreten, — die andere befaßen ‚wir jchon. 

greilih beftreiten Sie Seiner Majeftät dem Könige auch den Befig 
dieſer ſogenannten preußifhen Hälfte, indem Sie die Behauptung aufs 
Nelen, fie gehöre nicht dem Könige, fondern dem Staate. Der Fehler 
tieier Behauptung liegt eben in der Zrennung von König und Staat, die 
ın Preußen rechtlich, faktiſch und politifch in keiner Weife durchführbar ift. 

Sie verwehjeln auch in diefem alle, mie Ihnen das leider fo 
täufig paffirt, die belgifche mit der preußifchen Berfaflung. Die preußifche 
Lerfaffung hat ziemlich jorgfältig die belgiſche nachgedrudt, auch in den 
Artitel mit den „anderen Staaten“; aber fie hat den Art 78 nicht auf⸗ 
senommen. Der Art 78 der beigifhen Berfaffung lautet: „Der König 
sat feine andere Gewalt als diejenige, welche ihm dieſe Berfaflung oder 
ein auf Grund diejer Berfaflung zu Stande gelommenes Geſetz fürmlid) 
teiegt.“ Diefer Artikel fehlt in der preußiichen Verfaſſung, und deshalb 
sat Seine Majeſtät der König bei uns alle diejenigen früheren Rechte 
der Krone, welche nicht durch den außdriidlichen Inhalt der Verfaflung 
eder durch ein auf Grund der Berfaflung zu Stande gelommenes Geſetz 
ent andere Faktoren übertragen worden find. Zu diefen Rechten gehört 
zweiellos dasjenige, über Eroberungen der Königlichen Kriegsmacht zu 
vertügen. 

on diejem Rechte hat Seine Majeftät der König in Betreff Lauen⸗ 
tmgs Gebrauch gemacht. Die Art, wie dies geichehen ift, hat Ihren 
Benall nicht. Sie verwerfen die Perfonalunion; Sie würden nad) 
eimgen Andeutungen des Berichtes fich mit einer Realunion einverftanden 
eflären. Nun liegt das Verhältniß in Lauenburg genau umgekehrt. 

Sollen wir deahalb die Bewohner dieſes Landes, die zuerft die 
Initiative ergriffen haben, fih unjeren König als Landesherrn zu er- 
titten, vergewaltigen? Meine Herren, das Tann Ihren eigenen Principien 
met entfprechen, und ich weiß nicht, wie Sie aus der Löſung dieſes Kon⸗ 
Hıkts heranstommen wollen; ich gebe Ihnen amtlich die Verficherung, daß 
tie lauenburger kompetenten Randesvertreter nicht nur, jondern daß ſämmt⸗ 
he Tauenburger, die mit mir darüber geredet haben, ohne Ausnahme 
mit Sorge einer Inkorporation in Preußen entgegengeblidt haben. Es 
nderijpricht ohne Zweifel Ihren eigenen Prinzipien, diejen Gefühlen, 
dieſen vielleicht berechtigten Gefühlen Gewalt anzuthun; ich wenigſtens 
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würde meinen Rath und meine Hand nicht dazu bieten. Wenn es fih 
um das „Ob“ noch handelte, dann vielleicht ; in Betreff des „Wie“ aber 
glaube ich, ift e8 billig, den Lauenburgern freie Hand zu laflen. 

Bielleiht befinnen fi) die Rauenburger ſpäter einmal eines Anderen 
— vielleiht wenn einmal in Preußen ein fehr gute Minifterium am 
Ruder ift, vielleiht werden fie dann dem Drange ihres Herzens nicht 
widerftehen, und dann läßt fi ja mit ihnen davon reden. 

Was über den „Privatbejig“ und die „Privatdomaine“ im Bericht 
gejagt ift, die Seine Majeftät der König in Lauenburg erworben hätte, 
iſt mir ebenjo unverftändlich geblieben, als wenn mir ein Lauenburger 
davon fprechen wollte, daß fein Herzog noch nebenher einen Privatbefig 
in Preußen als König habe. Eines trifft fo wenig zu wie das Andere. 
Seine Majeftät der König ift nicht Privatbefiger, jondern voller Sou⸗ 
verain und Randesherr dies deutjchen Herzogthums. | 

Daß die Perſonalunion dem preußifhen Staate Nachtheil bringe, 
babe ich nicht behaupten hören; ich glaube im Gegentheil, fie bringt ihm 
mehr Bortheile, als ihm die Anwendung des Programms der Yebruar 
Bedingungen beifpielöweife in Lauenburg gebracht haben würde, und ich 
glaube, Sie zollten diefem Programme theilweife Ihre Anerkennung. | 

Wäre es nicht, wenn es gelänge, Schleswig -Holftein zu einer Per: 
fonalunion mit Preußen zu bringen, ein fehr viel erheblicherer Bortheil, 
ala wenn mir blos die Februar Bedingungen dort durdführten? Wäre 
es nicht ein Vortheil, der bedeutende Opfer, der einiger Staatälaften 
fogar werth wäre? | 

Wenn Ihnen aber, meine Herren, das Syſtem der Perjonalunion 
nicht gefällt, warum haben Sie es nicht früher gejagt? Ich habe ja 
im vorigen Fahre von diefer Stelle die dringendfte Frage, ich Tann wohl 
fagen die Bitte an Sie gerichtet: Yeußern Sie doch Ihre Anficht über 
die Zukunft der Herzogthlimer! Sch habe Sie gefragt: Sind Sie mit 
dem Programm der Februar- Bedingungen einverftanden? Wünfchen Sie, 
daß es abgemindert, daß etwas hinzugejegt werde, ftreben Sie z. B. nad) 
der Berjonalunion? Ihre Antwort war ein Schweigen, welches ich 
faum beredt nennen fann. Gie konnten fich nicht einmal entjchliegen, 
darauf zu jagen: Wir beharren bei unferem Ausſpruch von vor zwei 
Jahren, wir wünſchen noch heut, daß der Prinz von Auguſtenburg in 
die Souverainetät von Schleswig-Holſtein eingejegt wird. 

Meine Herren! Ich wiederhole diefe Frage heut und in diefem Jahre 
an Sie. Noch ift e8 Zeit, zwar nicht über Lauenburg, da ift es zu ſpät, 
wohl aber in Betreff Schleswig-Holfteing, da jind Ste noch heut in ber 
Lage, Ihrer Meinung und der des Boltes, welches Sie vertreten, Geltung 
u verichaffen: fo [preden Sie doh im Namen des Volkes, was 
—* Anſicht über Schleswig-Holſteins Zukunft tft! 

Sntereffirt Sie dieje Frage gar niht? Sie interpelliren uns dar⸗ 
über, Sie legen uns bei jeder Gelegenheit, bei jedem Schritte, den mir 
thun, Schwierigkeiten in den Weg; aber Sie verheimlichen Ihre eigene 
Meinung über die Frage forgfältig. 

Nun, meine Herren, wenn Sie auch in diefem jahre darüber 
ſchweigen, dann beklagen Sie ſich auch nachher nicht, wenn wir auf die 
von Ihnen verfchwiegene Meinung feine Rüdficht nehmen können. Im 
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Drange der Berhandlungen, im Drange der Ereigniffe ift nicht immer 
Zeit, den Landtag zu berufen und responsa prodentum von Ihnen eins 
zubolen, und wenn der preußifche Monarch, auf den Sie fich berufen, der 
große Kurfürft, bei den Traktaten von Wehlau, Labiau und anderen 
jedesmal vorher, ehe er eine Klaufel unterfchrieb, feine Stände hätte be- 
rufen wollen, dann meiß ich nicht, unter welcher Herrfchaft vielleicht heute 
die Provinz flände, von der unfer Vaterland den Namen trägt. 


Weitere Aeußerungen ded Grafen Bismarck im Verlauf 
der Berathung über Lauenburg. 


Meine Serren, Sie wifjen, ich Habe ſchon vorher darauf hingedeutet, 
ih bin fein Redner — ein Borzug, den ic dem Herrn Vorredner*) bes 
reitwillig einräume. ch vermag nit, mit Worten fpielend auf Ihr 
Gefühl zu wirken, um damit Thatfachen zu verdunfeln. Meine Rede tft 
einfach umd Har, und ich will mich darauf befchränfen, zwei Momente, 
die mir aufgefallen find, als unrichtig hervorzuheben. 

Der Herr Borredner hat gejagt, wir hätten diefen Krieg mit dem 
Aufwande des Blutes des preußiihen Volkes und feines 
Geldes geführt. Das beftreite ich nicht; aber nicht für Lauen— 
burg, fondern für Schleswig-Holftein. 

Meine Herren, ich appellire an Ihre eigenen Erklärungen, mit denen 
Sie die Regierung vor zwei Jahren feierlich beſchworen haben: wir haben 
preußische Blut nicht eingejegt um Gewinne, um Eroberungen, fondern 
für die Sache Deutſchlands in Schleswig-Holftein, und Ddiefen Krieg 
haben wir glorreich durchgeführt. Mit den Urfachen des Krieged war 
Lauenburg in feiner Berührung, als daß es zufälligerweife demfelben 
Monarchen wie Schleswig-Holftein gehörte. 

Wir haben nicht um Lauenburg Krieg geführt, und es ift Entftellung 
der Thatſachen, wenn es bier jo dargelegt wird, als jei für Lauenburg 
das Blut des preußiichen Volkes gefloifen. Das ift einfach unmahr. 

Im Uebrigen babe ich aus der Rede des Herrn Vorredners nichts 
entnehmen können, als daß er mit einem fehr fcharfen und bitteren 
Accent, ald wenn er das Härtefte jagt, mas gejagt werden fünnte, der 
Regierung vorwarf, Seine Majeftät der König habe aus Seiner Cha⸗ 
toulle Geld gezahlt, um eine vertraggmäßige Pflicht zu erledigen. Worin 
da das Vergehen liegt, inwiefern Diele einfache Thatſache den Herrn Redner 
berechtigt, in einem Zone zu ſprechen und Yeußerungen zu thun, ala wenn 
er über ganz ımglaublihe, unerhörte Dinge ſpräche, meine Herren, das 
verftehe ich wirklih nit. Es gehört eine außerordentlihe Gunſt dazu, 
deren der Herr Vorredner fi in bieler Berfammlung erfreut, daß Sie 
diefen gar nicht zur Sache gehörigen Bemerkungen Ihren Beifall jenen. 

Es fragt fidy hier nur, ift die Regierung nad) den Artikeln 55 und 
48 der Berfä ung verpflichtet, Ihnen diefen Vertrag vorzulegen? Dieſe 
Verpflichtung hat der Herr Redner meine Erachtens rich nachgewieſen; 
er bat gefpöttelt über Chatoullezahlungen, tiber Heine Fürſten; er hat 
«jagt, wir wären am Wendepunkt der deutjchen Sache. Wie weit wir 
damit find, weiß ich befier als der Herr Vorredner, aber maß die Cha⸗ 
tonlezahlung damit zu thun hat, ift mir vollftändig unklar. 


*) Abgeordueter Gneiſt. 
dürſt Bismard. 23 
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Der Herr Borredner hat gefagt, es hätte im Intereſſe der Regie: 
rung gelegen, die Borlage zu machen. a, meine Herren, wenn wir ge 
wärtigen könnten, daß, falls wir Ihnen eine Vorlage machen, Sie fie 
mit befonnener Würdigung der Intereſſen des Landes, ohne Nebenrüd: 
fihten beurtbeilen und erwägen, mit anderen Worten, wenn wir mit 


Ihnen eine glüdlichere Ehe in diefen drei Jahren geführt hätten, dann 


würden wir Ihnen auch diefe Vorlage wahrſcheinlich gemacht haben — 


ohne dazu verpflichtet zu fein —; aber wir würden dann auch unferer- 


ſeits die Nüdfichten genommen haben, die wir bei Ihnen vermiflen. 


Wenn Sie jede Vorlage nur dazu benugen, um neue Elemente zu 


einer Scheidungsflage diefer Ehe zu fuchen, warum follen wir Ihnen 


Dinge vorlegen, zu deren VBorlegung wir nad dem Buchftaben der Ber: 
fafjung nicht verpflichtet find? Zu diefer find mir nicht verpflichtet, und | 


deshalb machen wir fie nicht. Gefälligfeiten haben Sie von uns nicht 
zu erwarten, — und wir au von Ihnen nicht; alfo wie können Cie 
verlangen, daß wir über unjere ftrifte Verpflichtung hinausgehen? 
Wozu der Yärm? möchte ich fragen. Wenn wir von Ihnen eine 
unpartetijche, nur das Intereſſe des Landes erwägende Würdigung zu er: 
warten hätten, fo würde ich auch Fein Bedenken gehabt haben, die Sade 
in den Kommilfionen zu vertreten. Was hilft e8 aber, daß ich in die 
Kommiffionen konıme? Ich habe fein anderes Nefultat davon, als daß 
nachher auf der Zribüne hier jeder Sat damit anfängt: der Herr Wi- 
nifter» Präfident bat gejagt — und dann fommt Etwas, was ich nidt 
immer glaube gejagt zu haben, oder wenigftens ift e8 fo aus dem Zu⸗ 
fammenbange gerifjen und entftellt, daß ftundenlange Reden dazu nöthig 
wären, wenn ich Alles durchgehen nnd berichtigen wollte, und dazu, 
meine Herren, tft mir meine Bei und meine Lunge zu lieb. Der Her 
Vorredner war der Anſicht, e8 ſei — ich meiß nicht, ob für die preußiſche 
Krone oder für das Yand Preußen — nicht nüglich, mit Schleswig: Hel- 


ftein in eine Perfonalunion zu treten. Ich fonftatire nur, daß die Re 


ierung dieje Auffaflung in diefem Jahre fo wenig, wie im vorigen theilt. 

Die "öniglide Negierung ift vielmehr der Meinung, daß die 
Perjfonalunion nit nur für Schleswig-Holftein, fondern 
auch für Preußens Srone oder Land nüglidher fein würde, 
als die Februar-Bedingungen. 


(Der Kommilfiondantrag wurde mit 251 gegen 44 Stimmen | 


angenommen.) 


10. Februar. Die ſchrankenloſe NRedefreiheit der Mitglieder des 
Landtages. 


Rebe des Grafen von Bismard bei ber Berathung 
der Anträge gegen die bezüglichen Entſcheidungen bes Ober 
Tribunals. 

Meine Herren! Es iſt ſchon vom Herrn Juſtizminiſter darauf hin⸗ 
gewieſen, daß nach Art. 86 die Richter unabhängig und keiner anderen 


Autorität als der des Geſetzes unterworfen ſein ſollen. Was aber, 
meine Herren, iſt dieſer Antrag, den wir diskutiren, anders, als der 
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verfnch, das höchfte Gericht des Landes der Autorität dieſes Hauſes zu 
unterwerfen, in vollem direften MWiderfpruch mit diefem Artilel der Ber- 
tafung. Hat diefer Antrag ein Ziel, fo kann es nur dasjenige fein, 
daß das Gericht Ihrem Ausfpruche fi demnächſt fügen, daß es fid 
danach reformiren folle. 

Wenn es Ihnen gelänge, diefen Weg mit Erfolg zu betreten, fo ift 
gar fein Grund abzufjehen, warım Sie auf irgend einem Punkte Halt 
machen follten. Eben jo gut, wie diefes Erfenntniß des Obertribunals, 
wo Sie in eigener Sache urtheilen, find Sie beredtigt, jedes andere 
mreußiiche gerichtliche Erkenntnig vor Ihr Forum zu ziehen, durch Ihre 
Protefte anzujechten. Sie würden auf diefe Weiſe faktiſch das Haus der 
Abgeordneten als ein Gericht vierter Inſtanz einfegen, und mir hätten 
zwar feine Kabinets⸗-, aber doch eine Kammerjuftiz. 

Wenn Ihr Antrag eine rechtlihe Begründung hätte, fo wären die 
Mitglieder beider Häufer des Landtages im Beſitze eines Vorrechts vor 
ihren Mitbürgern, wie fie die junferhaftefte Phantafie eine anmaßenden 
Patrizierß in feinem civilifirten Lande jemals fich bat träumen laffen. 

3 müßte dann Art. 2 der Verfaſſung einfach lauten: „Alle Preußen 
find vor dem Gefege gleich, doch haben Mitglieder beider Häufer des 
Landtags das Recht, ihre Mitbürger zu beleidigen und zu verleumden, 
auch diejenigen Verbrechen zu begeben, die mit Worten begangen werden 
tönnen, ohne daß fie dafür anders als im Wege der Kammerdisciplin 
zur Verantwortung gezogen werden können.“ 

Die rohefte Beleidigung, hier öffentlich ausgeſprochen, wird höchſtens 
für eine unparlamentarıfche erflärt. Bergleihen Sie damit die Strafen, 
die auf ähnliche Rohheiten, öffentlich begangen, das Strafgefegbuh ſetzt, 
und Sie werden das Mißverhältniß finden, in dem fich Ihre Mitbürger 
mt Ihnen befinden. 

Jh babe vergeblich in allen Gejeggebungen nad einer Analogie 
einer folgen Beſtimmung geſucht, wie Sie fie hier praktiſch in Anſpruch 
mhmen — in den deutichen jedenfalls — ich habe fie nicht erfchöpfen 
time. Mir ift nur eine eingefallen, die Sie hoffentlih nicht werden 
eniehen wollen, die preußifche Gefinde-Ordnung, menigftend wie fie 
früher lautete. Ich weiß nicht, ob fie gegenwärtig anders lautet. Da 
heißt es: „Neizt das Gefinde durch ungebührliches Betragen feine Herrichaft 
zum Zorn, fo kann e8 fich über Injurien, die e8 von der Herrſchaft er⸗ 
tährt, beſchweren.“ (Ruf links: pfui! pfut! 

Pröfident (die Glode gebrauchend): Meine Herren! Ich bitte, laſſen 
Cie den Herrn Minifter- Präfidenten doch vollftändig ausſprechen, und 
kehren Sie ſich nicht an den Vergleich, der wahrfcheinlich benorfteht. 

Graf von Bismard: Der Vergleich liegt mir ganz außerordentlich 
fern, denn Niemand ift weniger geneigt als ich, diefem Haufe ein volles 
derrenreht einzuräumen. Ich babe mich nur auf die Thatſache berufen, 
daß ich Leine andere parallele Beitimmung babe finden Fönnen, und ganz 
gewiß find meine Mitbürger eben jo wenig wie ich bereit, Ihnen dieſes 
Herrenrecht einzuräumen, und noch weniger werden Sie in ihrer großen 
Mehrheit der Meinung jein, daß die Verfaflung es Ihnen beilegt. 

fände ein foldhes Recht in der Geſetzgebung, dann, meine Herren, 

wäre es eine Schmad für die Geſetzgebung eines ciwilifirten Landes. 

Dieſe Schmach kann nur dadurch vergrößert werden, wenn ein ſolches 
93% 
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Necht außgebeutet wird, wenn man daraus fich einen Wall fchafft, um 
ungeftraft Berleumdungen und Beleidigungen in bie Welt zu fchleudern 
gegen Leute, die fich bier zum Theil nicht vertheidigen können. 

Solche Schäden der Geſetzgebung köunen vergefien bleiben, fo lange 
gute Sitte fie dedt. Hierüber, meine Herren, liegt die für dieſes 
— ich darf wohl einen Ausdrud gebrauden, dem der Abgeordnete Jung 
am vorigen Sonnabend das parlamentarifche Bürgerrecht verliehen hat 
— fo wenig ehrenvolle Thatfadhe vor, daß, wenn die Beleidigungen von 
Parteigenofien ausgingen, diefelben Beifall fanden, der Beleidigte aber 
ſchutzlos blieb. 

Bon dem Ton, wie er im vorigen Jahre geherrſcht bat, wie er 
geftern und heute geherrſcht bat, ift mir umbelannt, daß im irgend einer 
ih. parlamentarijchen Berfanmlung irgend etwas Aehnliches 
dageweſen i 

— Der Art. 27 der Verfaſſung giebt daſſelbe Recht, das Sie hier in 
Anſpruch nehmen, Ihre Meinung frei zu äüußern, jedem Preußen. Iſt 
das Recht eines jeden Preußen weniger heilig, als das Recht der Herren 
Abgeordneten bier? Sie werden das vielleicht bejahen; ich verneine es. 

Wenn nun von einem Manne ohne Bildung in jeder Lage des 
Lebens, in jedem Affelt verlangt wird, daß er fich Die Schranken gegen 
wärtig halte, die die Ehre feines Nächſten fchüten, daß er feine Zunge 
im Zaume halte und wohl überlege, auch das, was er im Zorn Iage 
dann wollen Sie behaupten, daß der hochgebietende Geſetzgeber, der 
berricher de8 Wortes und feiner Gedanken, der kühne Schiffer auf den 
Gewäflern der Rede, wie wir fie bier haben, außer Stande fei, die 
Klippen zu vermeiden, die das Strafgeſetzbuch bietet? Wenn man dem 
Gebildeten zutraut, die Klippen zu vermeiden, glauben Sie, daß er . 
unfähig jet, Seine Meinung zu fagen, daß die Freiheit des Landes unter: 
graben fei, wenn er nicht Ichimpfen und beleidigen fann?: Glauben Sie 
das felbit, wollen Sie das dem Publilum weiß machen? 

Meine Herren! Iſt das der Zuftand, der in Deutfchland berridt, 
der in einem feiner Ränder herrfcht, auf deren Berfaflungen Sie fih be 
rufen, in denen aber gejagt ift, daß die Abgeordneten das Hecht nicht 
baben, jondern daß fie belangt werden können, wenn fie beleidigen, ver: 
leumden, Verbrechen begeben, die mit Worten begangen werden können? 

Eine Injurie, die unter vier Augen gejagt wird, wenn fie bemiefen 
werden Tann, ift firafbar, und bier jollen Berleumdungen, wie wir fie 
eitern noch gehört haben, von der Tribline in die Deffentfichteit ge: 
Ühleudert, dur den Drud in Hunderttaufenden von Eremplaren verviel- 
fältigt werden können, ohne daß fie fraffällig find, und bemerken Sie 
wohl: das ift eine Eigenthümlichleit, die und von England unterjcheidet 
und die der Herr Broteffor Gneift geftern nicht bervorhob. In England 
ft nicht die Erlaubniß und die Straflofigleit, zu druden, was in dem 
Parlament gejprochen worden ift, jobald e8 nur wörtlich übereinftinmt, 
im ®egentheil, es befteht im Grunde das Verbot, jedes Wort zu druden; 
wird es aber dennoch gedrudt, jo kann man dort jede gedrudte Par⸗ 
lamentörede wie jedes Druckwerk behandeln, und kann der Beleidigte vor 
dem Nichter feiner Ehre Geltung verfchaffen. 

Das kann man bei uns nicht, und darum gerade iſt das Recht, das 
Sie in Anfprud nehmen, bei uns um jo gehäffiger als in England, wo 
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der Mißbrauch von Aeuferungen noch durch die Sitte im Zaume ge⸗ 
halten wird. 

Ih möchte Sie auffordern: danken Sie mit mir dem Ober-Tribunal, 
daß es uns von der Filtion befreit hat, als ob unjere preußifche Gefek- 
serung mit einem jo erniedrigenden Makel behaftet wäre. 

te Srage, ob fie wirklich damit behaftet war, will ich den Kane 
Juriſten überlafien, zu unterſuchen, ich jege voraus, der Herr Juſtiz⸗ 
mmijter bat ſchon darauf aufmerkſam gemacht, daß das Gejeß vom 
Juni 1848, deflen Stelle der $. 84 entnommen, urfprünglid anders 
lantete. Es bieß dort, daß feine Verfolgung ftattfinden könne für die 
von den Abgeordneten gefprochenen Worte und Meinungen. Diefe Faflung 
dedte Sie vollftändig, fie dedte gegen die Beftrebungen eines jeden der 
jehlreichen Verbrechen, die zum heil mit harten Strafen bedroht find 
m Strafgefegbuh und die mit Worten überhaupt begangen werden 
tinnten, von Berrath und Majeftätsbeleidigung herunter biß zu den ges 
wöhnlichen Injurien. 

Diefe Fafſung ift geändert; bei der Aenderung muß man eine Ab⸗ 
ct gehabt haben: die „außgeiprochenen Worte“ ind fortgelafjen, die 
Dedung gegen diejenigen frofbaren Handlungen, die durch Worte be- 
gangen werden können, fällt fort. Ihre Meinung können Sie auch heut 
u Tage noch mit vollftändiger Freiheit ausfprechen, auch menn e8 volle 
Nehtsproriß in Preußen werden follte, was das Ober-Fribunal erkannt 
baden mag, und was Sie und ich noch nicht fenne, was wir Alle aber 
gleichmäßig vermuthen. 

Ihre Meinungen können Sie ausfpreden, aber Berleums 
dungen, Beleidigungen find Berbreden, find feine Meinungen, 
find Handlungen, die im Strafgefeg mit Strafen vorgefehen 
iind, Handlungen von allen drei Kategorien, in die die mit 
Strafe bedrohten Handlungen eingetheilt find, Verbrechen, 
Bergehungen und Uebertretungen, und gegen die Solgen diefer 
Handlungen jhügt Sie das preußifche etes meines Erachtens 
nicht, oder follte Sie nit ſchützen. 

Noch eine Frage nah dem Erfolg, den Sie fi von diefem Antrage 
überhaupt verjprechen: eine rezuiche können Sie unmöglich davon er⸗ 
warten; ſollte bei dem Einen oder Andern die Abſicht zu Grunde liegen, 
mt Hülfe der Gewalt⸗Agitationen in der Preſſe die preußiſchen Gerichte. 
einzuichlichtern, dann bin ich ficher, daß diefer Verſuch an dem ehrlichen 
Rechtsſinn unferer Richter fcheitern muß. 


18. Februar. Zurückweiſung der Refolutionen des Abgeordneten- 
hauſes. 
Schreiben des Miniſter-Präſidenten Grafen v. Bismarck 
an den Präfidenten des Abgeordnetenhauſes. 


„Nachdem das Königlihe Staats-Minifterium von Ew. Hochwohl⸗ 
geboren gefälligen Schreiben vom 3.*), dem 10.**) und dem 16. dieſes 


*), Im Betreff Lauenburgs. 
*) Ja Barca! des Obertribunale - Befchliffes. 
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Monats?) duch mich Kenntniß erhalten, hat daffelbe befchlofien, die 
Annahme diefer Scriftftüde abzulehnen, weil die darin mitgetheilten 
DBeichlüffe in der dem Haufe der Abgeordneten durch die Berfaflung 
beigelegten Kompetenz nicht nur keine Begründung finden, fondern ver: 
ſchiedene Artikel der Berfaffung ausdrüdlich verlegen. Das Haus der 
Abgeordneten ift weder berechtigt, einen von Seiner Meajeftät dem 
Könige gefchloffenen Staatsvertrag für rechtsungültig zu erflären, noch 
richterliche Urtheilſprüche anzufechten, noch den Beamten der Exekn⸗ 
tingewalt Vorſchriften zu ertbeilen. Der Beichluß des Haufe vom 
3. dieſes Monats verlegt den Artikel 48, der vom 10. dieſes Monats 
den Artifel 86, der vom 16. dieſes Monats den Artikel 45 der Berfaflung. 

Die Königliche Regierung vermag über rechtswidrig gefaßte Beſchlüfſe 
feine amtlihe Mittheilung von dem Präfidium des Hauſes entgegen zu 
nehmen, und beehre ich mich daher Em. Hochwohlgeboren die überreihten 
Ausfertigungen der Beichlüffe, betreffend das Herzogthum Lauenburg, den 
Antrag des Freiherrn von Hoverbed und die Petition des Herrn 
Claſſen-Kappelmann, wieder zuzuftellen. 


22. Februar. Heftige Debatte über das Schreiben des Miniiter: 
Präfidenten. 


Allerhöchſte Verordnungen, betreffend die Schliefung und 
vorgängige Bertagung des Landtags, mitgetheilt durch den 
Minifter- Prafidenten Grafen von Bismard. 


I 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc., haben 
auf Grund des Artilel8 77 der Berfaffungs- Urkunde den Präjidenten 
Unferes Staat3-Miniftertums Grafen von Bismard-Schönhaufen beauftragt, 
die gegenwärtige Sigung der beiden Häufer des Landtages Unſerer Dion 
archie am 23. diefed Monats in Unferem Namen zu fchliegen. Wir for: 
dern demnach beide Häufer des Landtags hierdurch auf, zu dieſem Zwecke 
an dem gedadhten Tage um 1 Uhr Nachmittags in Unferem Königlichen 
Schloſſe zu Berlin zufammen zu treten.“ 


u 


„Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von Preußen x. 


8. 1. Beide Häufer des Landtages werden hierdurch bis zum Schlufie 
der gegenwärtigen Geffion vertagt. 


$. 2. Unfer Staat3-Minifterium ift mit Ausführung diejer Berord- 
nung beauftragt.” 
23. Februar. Schluß der Seſſion. 
Rede des Minifter- Präfidenten Grafen von Biömard. 
Die Regierung Seiner Majeftät des Königs hatte den diesjährigen 
Landtag nicht in der Erwartung einer unmittelbaren Löſung des ſchwe⸗ 


*) In Betreff des Kölner Abgeordnetenfeſtes. 
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benden Berfaflungsftreites, aber doh in der Hoffnung eröffnet, daß 
das im preußifchen Bolfe lebende Berlangen nah einer Außdgleichung 
ad in der Landesvertretung binreichenden Wiederhall finden werde, 
um das Zuſammenwirken der Staatsgewalten zur SHeritellung nüß- 
licher Geſetze zu ermöglihen und dur gemeinfame Xhätigkeit im 
Tienfte des Baterlandes die Schroffheit des Gegenfages zu mildern, 
in welchen das Haus der Abgeordneten zur Krone und zum Herrenhaufe 
gerathen war. 

In diefer Hoffnung hat die Staatsregierung den Yandtag nad dem 
Billen Seiner Majeftät des Königs eröffnet, ohne ihrerfeits dem Zermürfniß 
neue Nahrung zu geben, oder die Grundlagen künftiger Berftändigung zu bes 
enträhtigen. 

Die erfte Kundgebung, welche darauf aus dem Hauje der Abgeord- 
neten erfolgte, war eine Sede ſeines Präjidenten, in welcher derielbe der 
feindjeligen Stimmung der Mehrheit des Haufes durch grundlofe und 
beraußfordernde Vorwürfe gegen die Regierung Seiner Majeftät des Königs 
Ausdrud gab. 

Diefem Borgange entſprach die fernere Thätigkeit des Hauſes; fie 
war nicht dem Frieden, fondern dem Streite zugewandt, nicht den Ge⸗ 
ſches⸗ Borlagen, fondern dem Beftreben gewidmet, zu Angriffen auf die 
Regierung den Anlaß auf folhen Gebieten zu fuchen, welche die Landes⸗ 
vriffung dem Wirkungskreije der Volksvertretung nicht überwieſen hat, 
und auf welchen die Thätigfeit der Abgeordneten deshalb eine unfruchtbare 
blaiben mußte, In diefem Sinne wurde die vom ganzen Rande mit Freuden 
begrüßte Bereinigung des Hetzogthums Lauenburg mit der preußifcen 
Krone und dadurch das verfaflungsmäßige Recht des Königs angefochten: 
Staatöverträge zu ſchließen, welche dem Staate keine Lalten auferlegen. 
In diefem Sinne erfolgte, durch den Beſchluß vom 10. Februar, ein ver- 
jaſſungswidriger Angriff auf die durch Artikel 86 der Verfaſſungs-Urkunde 
verbürgte Unabhängigkeit der Gerichte, in Verbindung mit dem Verfuche, 
das mohlbegründete Anjehen preußifcher Rechtöpflege im Volke zu er- 
Wüttern und die Ehre eines Richteritandes öffentlich auzutaften, deflen 
Unparteilichfeit noch heut wie feit Jahrhunderten unjerem Baterlande zum 
Kuhme gereicht. Durch einen weiteren Beſchluß hat das Haus der Ab» 
geordneten den Artikel 45 der Verfaſſungs-Urkunde verlegt und ſich die 
Seiner Majeftät dem Könige allein zuftehenden Befugniffe der vollziehenden 
Gewalt beigelegt, indem es den Beamten derjelben Vorſchriften in Betreff 
ihrer dienftlichen Pflichten zu ertheilen unternahm. 

Angefichts diefer Uebergriffe mußte die Staatsregierung fich die Frage 
terlegen, ob von der Fortiegung der Verhandlungen des Landtages ge- 
teihliche Exrgebniffe für die Wohlfahrt und den inneren Frieden des Landes 
überhaupt zu erwarten ftänden. Seine Majeftät der König hat die Beant- 
vortung dieſe Frage auögejegt willen wollen, biß die Berathungen des 
dauſes der Abgeordneten über einen Antrag erfolgt fein würden, in welchem 
die vermittelnden Beſtrebungen einer Meinderheit ihren Ausdrud ges 
funden hatten. 


‚ Der Berlauf diefer Berathungen bat bei der Staatöregierung die 
Vejorgniß nicht zu heben vermocht, daß auf dem vom Hauſe der Ab» 
geordneten eingefchlagenen Wege das Land ernfteren Zerwürfniſſen entgegen 
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geführt umd die Ausgleichung der beftehbenden auch für die Zukunft erfchwert 
werben würde. | 

Um dies jr verhüten, haben Seine Majeftät der König befohlen, 
die Sigungen de8 am 15. Januar eröffneten Landtages zu fließen. 
Im Allerhöchſten Auftrage ertläre ich den Landtag der Monarchie für ge 


ſchloſſen.“ 


38. Verſtimmungen und Berwicelungen mit Erſterrtich 


Januar. Neue Agitationen in Holftein. 


Maffenverfammlung der Auguftenburgiichen Partei 
in Altona. 


23. Januar. Annexions-Adreſſe von neunzehn Mitgliedem 
der Schleswig-Holſteinſchen Ritterfchaft an den 
- Grafen von Bigmard. 


„Ew. Erc. find — wir hegen darüber keinen Zweifel — nicht weniger als 
wir von den unberehenbaren Nachtbeilen durchdrungen, welche bie gegenwärtige 
Mebergangsperiobe, im völligen Gegenſatz zu ben wohlmeinenden Abjichten ber 
boben Mächte, welche die Safteiner Convention abgejchloffen haben, für die Her- 
zogthümer Schleswig-Holftein nad) fich zieht. Wenn dieſelbe Über gewifje Grenzen 
hinaus fortbauern follte, fo Eönnte fie die ganze Zukunft unſers Waterlaubs ge 
fährben. Sie ift in Holftein von Umftänden begleitet, die mit einem gefiderten 
und georbneten Zuftand ber Dinge unvereinbar find, und beren längeres Fori⸗ 
beftehen das Land nad und nach vollſtändig bemoralifiren würbe. 


Wir brauchen biefe Umftände nicht näher zu entwideln. Sie find Ci. 
Exc. genugfam belannt. Hcchdiefelben werben bie Bedeutung und bie Tragweite 
von Agitationen volllommen ermeffen, deren ausgefprochener Zweck als eine je- 
wohl rechtliche wie moralifhe Unmöglichkeit erfcheint, Die aber in Wirkfichleit aud 
anbern Zweden als ben angegebenen nicht fremd find, und bie jedenfalle dazu 
beitragen, ben gefunden Sinn der Bevölkerung und ihr Urtbeil über ihre beiligften 
Intereſſen zu verwirren. 


Wir haben es den augenblicklichen Verhältniſſen nicht angemeffen finden 
können, in zahlreicher Verſammlung bie bier angedenteten Webelftänbe zur Eprade 
zu bringen und eine öffentlihe Kuntgetung im Sinne ber wahrhaften döchſten 
Intereffen der Herzogthiimer zu veranlaffen. Wir Endesunterfchriebenen haben 
aber im Bertrauen auf Ew. Exc. bewährtes tiefes Verſtändniß ter wahren Be— 
bürfniffe der Länter und Böller, auf deren Schidfal einen hohen Einfluß ausju- 
üben Sie berufen find, befchloffen, Hochdero gütige Vermittlung ganz geherjamit 
in Anfpruh zu nehmen, um ben ebrerbietigen Ausbrud unferer Gefühle jur 
Kenntniß Seiner Majeftät des Königs zu bringen. 


Wir fprehen e8 unummwünbden aus, daß wir das Wohl und das Heil 
unferes Baterlandes nur in bejjen Bereinigung mit der Breußi- 
hen Monarchie erbliden können, und vertrauen ganz ber Weisheit Seiner 
Majeftät des Königs, daß Allerhöchfibiefelben die dahin führenden Schritte zu 
erwäblen wiffen, wie auch den demnächſt unter feinem Scepter verbundenen Landen 
ihre eigentblimlichen Einrichtungen, foweit biefe fih mit dem Gemeinwohl ver⸗ 
einigen laffen, erhalten werben. Möge dieſes erjehnte Ziel bald — fobalt bie 
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Umfände e8 irgenb zulaffen — erreicht werben! Das ift unfer innigfter Wunſch, 
auf Daß ber jetzige Zuſtand der Ungewißheit und Schwanlung dem Lande nicht 
immer tiefere Wunden fchlage!“ 


2. März. Antwort ded Minifter- Präfidenten Grafen v. Bismarck 
auf die ritterfchaftlihe Adreife vom 23. Sanuar (an dert 
Grafen von Reventlomw.) 


„Ew. — und den Herren, welche mit Ihnen das Schreiben vom 
3. Jannar d. J. an mich gerichtet haben, danke ich im Auftrage des 
Könige, meined Allergnädigften Herrn, für das Vertrauen, welches Sie 
Mlerhöchftvemfelben durch den von Ihnen gethanen Echritt bewiefen haben. 

Seine Majeftät beklagt mit Ihnen, daß die Uebelftände, welche der 
egenwärtige Uebergangs- Zuftand mit fich bringt, durch die aufregende 
Eiigteit einer Partei gefteigert werden, deren Anfprüche im Rechte nicht 
begrändet und mit den Berträgen von Wien und Gaftein nicht vereinbar 
ind. Die Königliche Regierung hat fi bemüht, durch Verhandlungen 
mit der Kaiferlich öfterreihiichen den durch jene Verbindung gefchaffenen 
Rechtszuſtand ficher zu ftellen und jeder Beeinträchtigung des inneren 
sriedend der Herzogthlimer, jeder Gefährdung ihrer Zukunft vorzubeugen. 
3h hoffe, daß die Erreichung dieſes Zweckes der Weisheit der beiden 
Monarchen gelingen werde, in deren Hände der Wiener Friede die Ent- 
heidung über die Zukunft Schleswig⸗Holſteins gelegt hat. 

Ich habe ſchon früher Gelegenheit gehabt, mich öffentlich darüber 
auszufprechen, daß unter den verjchiedenen Formen, in melden die Rechte 
Preußens und die Intereſſen Deutjchlands in den Herzogthümern ges 
wahrt werden können, die Bereinigung mit der Breu ifhen 
Monardie die für Schleswig-Holftein felbft vortbeilhaftefte 
ſei. Das Anſehen, deſſen die Namen der Herren Unterzeichner in Ihrer 
Heimath genießen, giebt der Thatſache, dag Sie mit mir dieſe Ueber- 
zeugung theilen, ein erhöhtes Gewicht und ermuthigt die Königliche Res 
gerung zu neuen Beftrebungen, die Zuftimmung Defterreih8 zu diefer 
Yölumg der fchwebenden Frage zu gewinnen und fo die Preußifhen bon 
der Königlichen Regierung unter allen Umftänden feitzuhaltenden An⸗ 
ſprüche unter Bedingungen zu befriedigen, welche gleichzeitig die Wieder: 
erftellung einheitlicher Verwaltung der Herzogthimer herbeiführen und 
ihre Wohlfahrt ebenjo wie ihre Steherheit verbürgen würden... .“ 


20. Sanuar. Preußiſche Vorftellungen in Wien. 


Depeſche ded Grafen von Bis marck an den Gejandten 
in Wien Sch. v. Werther. 


„Ew. Ercellenz überfende ich anliegend Abjchrift eines ausführlichen 
Schreibens, welches der Gouverneur von Schleswig, General: Lieutenant 
teibere von Manteuffel unter dem 14. d. M. an mich gerichtet hat, um 
die Thatfache und die wahre Bedeutung des öfterreichiichen Verfahrens 
m Holftein ind Licht zu ftellen. 

Die darin zufammenfaflend gegebene Darftellung beftätigt nur meine 
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Auffaffung von der Geſammtlage der Dinge, wie fie mir aus allen einzelnen 
Nachrichten aus den Herzogthlimern, über welche ih Ew. Excellenz wieder⸗ 
holt Mittheilungen gemacht babe, entgegengetreten ift. Sie ift fo ernfter 
Natur, das ih Ew. Ercellenz ergebenft erfuchen muß, diefelbe zum Gegen- 
ftand einer eingehenden Beiprehung mit dem Herrn Grafen von Mens: 
dorff zu machen. Em. Erxcellenz werden ihn dabei unbedenklich von dem 
anliegenden Schrijtftüd in feinem ganzen Umfange We nehmen lajjen 
können. Ber der Achtung und dem Vertrauen, welche die Perfünlichkeit des 
GeneralsLieutenant von Manteuffel mit Recht in Wien genießt, wird die 
Sprache, zu welcher derjelbe fich genöthigt fieht, nicht verfehlen können, 
einigen Eindrud zu machen. Es ift aber in der That dringend nothmendig, 
daß das Wiener Sabinet fi über die Wirkung nicht täufche, welde ſein 
Auftreten in Holftein hervorbringen müſſe. 

Em. Ercellenz willen, welche Hoffnungen erfreulicher und wachſend 
annähernder Beziehungen wir an die Convention von Gaftein geknüpft 
hatten. Die erften Früchte des neubelebten Vertrauens zeigten fih auch 
in der Leichtigkeit, mit der über manche Punkte, wie die Bejagungsverhält- 
niffe von Rendsburg, da8 Telegraphenweſen und bergl. eine Verſtändigung 
erreicht wurde. Wir erwarteten ein ruhiges Fortjchreiten auf dieſem Wege. 
Wie wir jelbft in Schleswig die Verhältniffe zu confolidiren trachteten, 
fo glaubten wir, daß auch Defterreih in dem viel mehr als Schleswig 
von Bartei- Agitationen durchwühlten Lande Holftein ein feftes und confer: 
vatives Negiment einführen werde. E3 war jelbitverftändlich, daß ein jeder 
Theil in dem feiner bejonderen Verwaltung libergebenen Lande fidh nad) 
feiner Weife einrichte, aber unter voller Achtung der gemeinſam gebliebenen 
Souveränetätsrechte, deren Depofitar ein jeder von beiden für den anderen 
war. Die nothwendige Folge dieſes Verhältniſſes war die Abweiſung aller 

egen das gemeinfame Recht der beiden Souveräne auftretenden Bräten- 
Fonen der Yandeshoheit; — die nothwendige Vorausfegung für ein freund- 
lihe8 Einvernehmen war die Vermeidung jeder Yeindjeligkeit des Einen 
gegen den Andern. 


Wir find diefen Grundjägen in Schleswig vollfommen treu geblichen. 
Das Regiment des Gouverneurs wird im Yande felbft als ein unparteiiſches, 
allen Fractionen der Bevölkerung gegenüber gerechte® empfunden. Es 
wird den Kaiferlihen Cabinet nicht möglich fein, irgend einen Ya, 
irgend ein Wort des Gouverneurd oder auch nur die Bulaffung irgend 
eined Artifel3 oder einer Demonftration anzuführen, welche gegen das 
Recht Seiner Majeftät des Kaiferd von Defterreich verftieße. (Eben jo 
wenig wird man tn Schleswig auf irgend eine zu Tage tretende Feind⸗ 
feligleit gegen Defterreich hinweiſen können. 

Wie fteht e8 aber in allen diefen Beziehungen in Holjtein? 

Um mit dem leßterwähnten Umftande zu beginnen: Ew. Excellenz 
haben ein reiches Material in der Hand, um dem Herren Grafen 
von Mensdorff zu zeigen, wie die holſteinſche Preſſe unter voller Duldung 
der Regierung von Shmähungen und Feindfeligfeiten gegen 
Preußen überfließt. Dies liegt fo offen zu Tage, daß es nicht der 
Mühe lohnt, das Material, was leicht wäre, noch zu vermehren. 

Diefelbe Preſſe behandelt fortwährend den Prinzen von Auguften- 
burg als legitimen, ja als regierenden Landesherrn. Die immer noch ge 
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duldeten Bereine fegen Demonftrationen und Ovationen für den Prinzen 
und die Glieder feiner Familie in Scene, melde auf das deutlichfte den 
Garafter der Souverametät auöfprehen. Durch die Verbindung aller 
dieſer Umſtände wird die bloße Anweſenheit und die Hofhaltung des 
Bringen in Kiel von felbft zu einem fortgefegten Proteft gegen die Be⸗ 
rehtigung der beiden Souveraine. Die Kaijerliche Regierung aber fcheint 
zu vergeifen, daß dieſer Proteft eben jo jehr gegen das Recht Seiner 
Mojeftät des Kaiſers von Dejterreich wie gegen das Recht Seiner Ma- 
jflät des Königs von Preußen gerichtet if; daß jede dargebotene und 
angenommene landesherrlihe Ovation eine Verlegung und Beleidigung 
eben fo jehr gegen den erfteren wie gegen den legteren iſt. Sie hat, in 
Anerkennung des Prinzips, dem Prinzen wiederholt jagen laffen, daß er 
rh nur als Privatmann in Holftein aufhalten könne, aber fie fieht nicht, 
oder will nicht ſehen, daß er nicht die Rolle eines Privatmannes, fondern 
die Rolle nicht nur eines Prätendenten, fondern eines fchon legitime 
Huldigungen annehmenden Landesherrn ſpielt. Ihre Toleranz für die 
Insfreitungen der Preffe und der Bereine fucht fie unter Vorwänden 
zu entſchuldigen, deren Abfichtlichkeit der Freiherr von Manteuffel in 
feinem Bericht deutlich zu Tage legt. Wir haben ung in der That niemals 
darüber täufchen können, daß die vorgefchügte Unanmendbarfeit der joge- 
nannten däniſchen Geſetzgebung nicht ernſtlich gemeint fei, da ja jonft der 
ganze, von Defterreich immer anerkannte Rechtözuftand des Landes, die 
Berfaffung von 1854 und die auf ihr bafirenden Stände, in der Luft 
ihweben würden. Gilt jene Gefeggebung nicht mehr, fo gilt überhaupt 
keine, und es bliebe nur ein abjolutes und autofratijches Regiment übrig 
— welches dann freilich der Kaiſerlichen Regierung noch weniger Hinder⸗ 
nme in Betreff des Einſchreitens bereiten würde. 

Bir find auch nach der Gafteiner Convention darauf gefaßt gemejen, 
daB die Kaiſerliche Negierung ihr eigenes Recht in vollſtem Maße ver- 
wertbe und zur Geltung bringe, und wir haben bei allen unfern Plänen 
und Borfchlägen für die Zukunft der Herzogthümer dieſes Recht als einen 
volberechtigten Factor mit in Anjchlag gebracht und die Nothwendigkeit 
telgehalten, uns mit demjelben auseinanderzujegen. Aber wir waren nicht 
darauf gefaßt — und wir find berechtigt dagegen zu protefliren — daß 
Defterreih unfer und fein gemeinfames Recht ungeſcheut ver- 
legen laffe, und daſſelbe in der Weife illuſoriſch mache, wie es in 
Holftein geſchieht. Der Aufenthalt des Prinzen im Lande in dem feftges 
baltenen und zur Schau getragenen Charakter eines Prätendenten iſt eine 
Verlegung dieſes gemeinfamen Rechts; und Seine Majeftät der König 
ind berechtigt zu fordern, daß hierin Abhülfe getroffen werde, und 
jear, wenn die Kaiferliche Negierung ſich wirklih nicht in der Lage 
erachtet, die Demonftrationen zu verhindern, durch die Entfernung des 
Prinzen ſelbſt. 

Es kommt noch ein anderer Bunkt hinzu. Ich habe jchon oben ange» 
deutet, wie wir von dem öſterreichiſchen Regiment in Holftein eine Conſo⸗ 
lidirung der conjervativen Intereſſen gegenüber der allzulange geduldeten 
Unterwühlung des Landes durch eine weit verbreitete demokratiſche Agitation 
erwarteten, welche unter dem Schatten » Regiment eines madhtlofen, von 
ihr abhängigen Souveräns die Verwirklichung ihrer Pläne hofft, und 
ſchon jet bemüht ift, durch alle Mittel der Einwirkung auf das Bolt 
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und namentlih auf die Jugend ihren Einfluß zu befeftigen. Leider find 
auch in diefer Beziehung unfere Erwartungen getäufcht. Die mit dem 
daß gegen das confervative Preußen Be in Hand gehende demokratiſche 
gitation fteht in Vereinen umd Prefie in vollem Flor. Die Kaiferlih 

öfterreichifche Negierung mag diefe Demoralifirung und Corruption der 
Bevöllerung mit verhältnigmäßiger Gleichgültigkeit anfehen. Wir können 
es nit. Wie auch die zukünftige Entſcheidung über die Herzogthimer 
ausfallen möge, ihr Zuftand wird immer von großer Bedeutung für 
Preußen fein; und wenn dort ein Herd demokratiſcher und revolutionärer 
Tendenzen gejchaffen wird, mie e8 daß Veftreben der Partei ift, jo wird 
ulegt immer Preußen die Aufgabe zufallen, dort Ordnung zu ſchaffen. 
ft e8 der Kaiſerlichen Regierung würdig, uns Ddiefe Kun e für die 
Zukunft, weil fie jelber weniger davon berührt wird, zu erfchweren? oder 
auch einen für uns werthvollen Gegenftand möglichen Beſitzes, darım 
weil fie jelbft den Beſitz nicht fefthalten Tann, gering zu achten und ohne 
viel Bedenken fchädigen zu lafien? Sie würde dann vergeflen, daß fie 
diefeß Object dadurch au für den Fall, mo e8 zu einer Entſchädigung 
und Ausgleihung dienen Tann, für ung im Werthe berabjegen würde! 

In dem ganzen Verhalten Defterreihs und aud in den Aeuferungen 
jeiner Vertreter tritt offen die Abficht hervor, an dem einftweiligen Velig 
Holfteins feitzubalten ald an einem Pfande, melches unter Umftänden 
verwerthet werden ſolle. Wir halten diefe Abficht für eine durdaus 
legitime, und ich felbft habe fie wiederholt als den für Defterreich natür- 
lichen Weg bezeichnet. Aber ich Tann es weder für weiſe noch für gerecht 
erkennen, wenn Defterreich diefe Abſicht dadurch u fördern glaubt, daß 
es ein Prätendententhum, welches wir niemals anerlennen werden, fcheinbar 
oder wirklich begünftigt, und daß e8 die Schwierigleiten, welche ſich den 
vorausgejeßten Breußifihen Plänen entgegenftellen, zu vermehren ſucht. 
Das Wiener Cabinet möge nicht vergefien, daß, je größer diefe Schwierig 
feiten werden, um fo geringer auch die Anfprüche würden, welche man an 
Preußen in Betreff der Entihädigung machen kann; — ja, daß am Ente 
durch ein zu weites Fortfchreiten auf diefem Wege das Object ſelbſt aus 
der Hand fchlüpfen kann. 

Wir unfererjeitS haben immer die Hoffnung auf eine Berftändigung 
in friedlihem Wege feftgehalten, und bis dahin das Proviſorium im 
Sinne berzlihen Einvernehmens durchzuführen beabfichtigt.. Uber dad 
Kaiferlide Cabinet wird fih nit darüber täufgen dürfen, 
daß die Art, wie ed die Gafteiner Convention in einem gegen 
Preußen geradezu feindfeligen Sinne auszubeuten ſucht, 
niht dazu geeignet ift, weder jene Hoffnung zn beleben, nod 
dies Einvernehmen während des Proviforiums möglich zu 
mahen. Es wird fich daher auch nicht wundern können, wenn biele 
Rückſichten auf unfer Berhalten in den Herzogthümern einen Einfluß aus⸗ 
üben, wenn wir unfere, durch die Convention gegebenen Rechte in ftrengiter 
Weife zur Ausübung bringen, und in diefen Beziehungen nicht mehr die⸗ 
jelbe Leichtigkeit de8 Entgegentommens beweifen, wie bei den Verhandlungen 
über Rendsburg u. |. w. im erften Beginn der neuen Einrichtungen. 

sh erjuhe Em. Excellenz, fih in diefem Sinne gegen den Herm 
Grafen von Mensdorff auögulprechen und ermäctige Ste auch zur Bor: 
lefung diejes Erlaſſes. | 
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Seine Majeflät der König haben mir nah Kenntnißnahme von 
diefem Erlaſſe befohlen, Em. Excellenz mitzutheilen, daß Allerhöchſtdie⸗ 
ſelben mit dem Inhalt vollkommen einverftanden feien und Eich Selbit 
periönfich im Einne diefer Eröffnung gegen Graf Karolyi ausgeſprochen 
haben.“ 


%. Januar. Weitere dringende Depejhe des Grafen 
von Bidmard. 


(Auf Anlab der Mafjenverfammlung der Auguftenbur: 
giſchen Partei in Altona.) 


„In meinem Erlaß vom 20. d. M. babe ich die Lage der Dinge in 
Holflein, zu deren Kenntniß Em. ꝛ⁊c. in weinen andermweitigen Mitthei⸗ 
lmgen eim reiches Material zu Gebote ftand, zuſammenfaſſend, beſprochen 
md Sie erjucht, dem Herrn Grafen Menstorf über die Rückwirkung der 
Borgänge in Holftein auf den Gefammtcharakter unferer Beziehungen zu 
Oefterreih keinen Zweifel zu laflen. Die neuerlichen Nadrichten aus 
Altona nöthigen mich, darauf zurüdzufommen. Man wird aud in Wien 
fühlen, daß die dort ftattgefundene Verſammlung fchleswig=holfteinjcher 
Rampfgenofien und Bereine nicht mehr blos ein einzelnes Glied in der 
Kette Icheinbar umbedeutender Vorkommniſſe bildet, über welche wir uns 
jat Langem zu bejchweren gehabt, fondern daß fie eine entſcheidende 
Bendung bezeichnet, bei welcher fich herausftellen muß, welchen Charalter 
das Wiener Cabinet feinen Beziehungen zu und geben will. 

Diefe Verſammlung ift in der That eine Erfcheinung, auf deren Zur 
laſſmg auf dem Gebiet des öfterreichiichen Regiments in Holftein wir 
ielbt nach den bisherigen Vorgängen nicht gefaßt fein konnten. Eine . 
Mofiendemonftration, beftimmt zur Agitation theil® für Zwecke, welche 
die Landesregierung kurz vorher in ausdrücklichem Auftrage des Statt- 
halter8 abgelehnt hatte, theils ausdrücklich und direct gegen Preußen; 
dieje Demonftration, zuerft polizeilich beanftandet, dann von der Landes⸗ 

terung nach Berftändigung mit dem Vorftande in einer Weile zuges 
lafſen, daß, wenn nur feine Mefolutionen gefaßt wurden, den anfregend- 
ften Reden der meitefte Spielraum gegönnt wurde; endlich die Verſamm⸗ 
lung von leitenden Demokraten aus andern deutihen Ländern befucht, 
ganz in derfelben Weiſe wie die Berfammilungen in Frankfurt und zu 
demjelben Zwecke. 

Der Blan zu diefer Berfammlung zeigt, wie man in Lande die Er» 
Härungm der Zandesregierung und des Statthalter8 über die Agitation 
We Berufung der Stände aufgefaßt und verftanden hatte; und die Zu- 
iflung derfelben hat leider bewieſen, daß dies ein richtiges Verſtänd⸗ 
n 


war. 

Es erſcheint faſt unbegreiflich, daß es zu dieſem Punkte hat kommen 
können, wenn wir auf die Tage von Gaſtein und Salzburg zurückblicken. 
Ih durfte damals annehmen, daß Seine Majeftät der Kaifer von Oefter- 
wich und Seine Miniſter eben jo Mar wie wir über den gemeinfamen 
Feind beider Mächte, die Revolution, fähen; und wir glaubten, 
über die Nothwendigkeit und den Plan des Kampfes gegen 
diefelbe einig zu fein. Auf diefe Ueberzeugung geftütt, machten wir 
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in Wien den Borfchlag de8 Vorgehens in Frankfurt, auf welchen das 
Kaiferlihe Cabinet einging, dem e8 aber bald die Spitze abzubrechen 
ſuchte und deſſen Wirkung dadurch in Nichts verlaufen iſt. Dieſes Ber: 
halten mar wohl geeignet, uns bedenklich zu machen, indefjen konnten wir 
doch diefe Lauheit und Zurückhaltung noch einer gewiſſen Paffivität und 
der Nahmirkung früherer Traditionen zujchreiben. Wir durften daher, 
wenn und auch diefe Erfahrung für die Zukunft zur Vorficht mahnte, 
und doch enthalten, beforglichere Folgerungen daraus zu ziehen. 


Das gegenwärtige Verhalten der Kaijerlihen Negierung 
in Holftein trägt einen anderen Eharalter. Wir müljen es 


geradezu als ein aggrejjives bezeihnen und die Kaiferliche Re 
gierung fteht nicht an, genau diefelben Mittel der Agitation gegen uns 
ins Feld zu führen, melde fie mit und gemeinfam in Kr 

fampfen wollen. Worin unterfceidet fich jene, durch den Zuzug von 
Führern der Demokratie aus Heflen, Frankfurt, Baiern illuftrirte Maſſen⸗ 
verjammlung von denjenigen Berfammlungen, über deren Zulaſſung 
Defterreich felbit mit ung in Frankfurt Bel 


anffurt hatte be 


hwerde geführt hat? Höhe 


ftens dadurch, daß der Kaiferlihen Statthalterfchaft in den holſteinſchen 
Gefegen wirkſamere Gegenmittel zu Gebote geftanden, als dem Frank- 
furter Senate, daß die Wühlerer in Holftein einen beftimmteren und 
reifbareren Gegenftand hat und noch unmittelbarer und feindlicher gegen 
Breußen gerichtet if. Durch den Gafteiner Bertrag ift jedes der beiden 
Herzogthümer gleihfam als ein anvertrautes Pfand der Treue und Ge 
wifienhaftigleit de einen der beiden Mitbefiger übergeben; wir hatten 
die Hoffnung, von da aus zu einer weiteren Berftändigung zu gelangen, 
und wir haben das Recht, i fordern, daß bis zu dem Eintritt dieler 


Berftändigung jenes Pfand 


elber unverlegt erhalten werde. Eine Be 


ſchädigung bdeilelben, wie fie durch dieje Umtriebe bewirkt wird, können 
und mollen wir ung nicht gefallen laſſen. Das Preisgeben aller Auto 


rität, die BZulaffung offenbarer Mißachtüung und Verhöhnung felbftge 
ebener Beftimmungen, die grundfägliche Nichtanmendung beftehender Ger 
* unter Anfechtung der Gültigkeit derſelben Seitens der Kaiſerlichen 
Regierung ſind erhebliche Beſchädigungen der monarchiſchen Grundlagen, 
welche in den durch einen opfervollen Krieg unſerer Fürſorge anheim⸗ 


gegebenen Ländern aufrecht zu erhalten wir uns verpflichtet erachten. 


Es bedarf keiner beſonderen Auseinanderſetzung, welchen Eindrud 
ein ſolches Verfahren ſeines Bundesgenoſſen im Kriege, jetzt im Frieden 


auf. Seine Majeſtät den König, unſern Allergnädigſten Herrn, madyen, 


wie ſchmerzlich es ihn berühren müffe, revolutionäre und jedem Thron 


reindliche Beftrebungen unter dem Schutze des öfterreichifchen Doppel⸗ 


adlers entfaltet zu jehen, und wie folche Eindrüde dahin führen müflen 


dad von Seiner Majeftät lange und liebevoll gehegte Gefühl der Zu- 
jammengebörigfeit der beiden deutihen Mächte zu erfchüttern umd zu 


ichwächen! 


Raiferlihe Cabinet im Namen der beiderfeitigen 
digungen, welche die monardhifhen Grundfäge, der Sinn für 
öffentlihe Ordnung und die Einigkeit beider Mächte durd 
das jegt in Holftein gehandhabte Berfahren leiden, ein Ziel 
zu ſetzen; fie hält es für ein Leichtes, wenn die Geſetze des Landes, an 
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deren Beftehen fein ernfter Zweifel obmwalten fann, zur Anwendung ge⸗ 
braht werden, den unmürdigen Schmähungen in reife und Bereinen 
gegen jenen Bundesgenofjien und Mitbefiger ein Ende zu machen und 
die Einwirkung des fogenannten Kieler Hofes auf das Land, welche einen 
sortwährenden Widerſpruch und Angriff gegen fein wie gegen unjer Recht 
enthält, für Die Zukunft unmöglich zu machen. Wir verlangen kein nachgie⸗ 
biges Zugeftändniß, kein Aufgeben irgend eines öfterreichiichen Rechts in den 
Herzogthümern, fondern nur die Erhaltung des gemeinfamen Rechts; 
ndht3 Anderes, als mas Defterreich eben fo fehr feiner eigenen wie 
anſerer Stellung ſchuldig ift; auch nicht? Anderes, als was die Kaifer- 
ihe Regierung jeden Augenblid ohne irgend ein Opfer oder eine Schä⸗ 
sung, ihrer \ntereflen auszuführen in der Yage if. Mag dies gemein- 
iame Recht fiir Defterreich von geringem Werthe jein, für Preußen ift die 
sehktellung und Durchführung deffelbeneine von ihrer Ge- 
ſammtpolitik untrennbare Lebensfrage der jetigen Regie— 
rung Seiner Majeftät des Königs. 

Eine verneinende oder außmweichende Antwort auf unfere Bitte würde 
und die Ueberzeugung geben, daß die Kaiferliche Regierung nicht den Willen 
babe, auf die Dauer gemeinfame Wege mit und zu geben, fondern 
dag die Preußen abgeneigten Tendenzen, daß ein, wie wir hofften, 
übermundener traditioneller Antagonismusß gegen Preußen, 
welder fi) jest das Gebiet der Herzogthümer zum Felde feiner Wirte 
tamfeit außerfehen bat, in ihr mächtiger ift, ald das Gefühl der Zur 
jammengehörigkeit und der gemeinfamen Intereſſen! Es würde dies für 
tee Königliche Regierung, e8 würde vor Allem für Seine Majeftät den 
König jelbft eine ſchmerzliche Enttäufchung fein, welche wir wünſchen und 
boten und erſpart zu jehen. Aber es iſt ein unabmweisbares Be- 
dürfniß für und, Klarheit in unfere Berhältniffe zu bringen. 
Bir müflen, wenn die von und aufrichtig angeftrebte intime Gemeinfam- 
kit der Gejammtpolitit beider Mächte ſich nicht verwirklichen läßt, für 
unfere ganze Politik volle Freiheit geminnen und von derjelben 
Mn Gebrauch machen, welchen wir den Intereſſen Preußens entfprechend 

ten 


sh bitte Ew. :c. hierüber dem Herrn Grafen von Mensdorff feine 
Zweifel zu laſſen. Der Augenblick ift zu ernft und die neueften Vorgänge, 
welhe auch in Mien nicht mehr ignorirt werden können und deren Auf- 
taffang und Behandlung auf die Haltung und die Abfichten des Kaiſer⸗ 
lichen Cabinets ein für uns entjcheidendes Ficht werfen muß, haben die 
Lerhältniffe zu fehr auf die Spite getrieben, als daß eine weniger offene 
Cprahe an der Zeit wäre.“ 


Oeſterreichs Antwort. 


1. Sebruar. Depeiche des Grafen Mensdorff an den Gefandten 
in Berlin Grafen Karolyi. 


„Durch meine verichiedenen Mittheilungen, ſowie durch die unlängft zu 
Bien mit mir gepflogenen Unterredungen, kennen Ew. ꝛc. vollftändig die An- 
ſihten, welche ber Kaiferliche Hof in Bezug auf die Gafteiner Convention und 
tie aus derſelben herrorgegangene Sachlage fefthält. 

Der proviforiichen Eigenſchaft dieſes Uebereinlommens eingedenk, werben 





“ und deutlich vorgezeichneten 
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wir fiher nicht vergefien, daß zu Gaſtein weder ein Succeffionsftreit entichieben, 
noch der öfterreihifgen Monarchie eine Provinz einverleibt, noch uns das Recht 
eingeräumt worden ift, über bie politifche Zukunft des Herzogthums Holkein ein⸗ 


feitig und ohne Zufimmung Preußens zu verfügen. Ein ſolches Recht fteht uns 


fo wenig zu, wie Preußen ein Recht zu einfeitiger Verfügung über das Herzog. 
thum Schleswig erworben bat. Nicht die Subflanz, fondern nur den 
einftweiligen Befit der Errungenfhaften bes Wiener Friedens- 


vertrages haben die beiden Mächte unter fich getheilt. Sie haben 
die definitive Löfung der Souverainetätsfrage einem Lünftigen 
Einverfändpniffe vorbehalten. Ew. x. wiflen, daß der Kaiſerliche Hei 
im vollſten Umfange bie bindende Kraft dieſes Borbehaltes anerkennt. Waren 
es auch nicht Anfprüche Preußens, fondern Rechte des deutſchen Bundes un 
Rechte der Herzogthümer, welche das Motiv zum Kriege egen Dänemark bildeten, 

fo erſchien es boch ftets dem Kaifer, unferm Allergnäbigftien Herrn, ale ber 


Stellung der beiden beutfchen Großmächte angemeffen, bie neuen politiichen Ge 


ftaltungen, bie aus dem Kriege hervorgehen mußten, an bie Bebingung einer 


freien Bereinbarung zwiſchen den Höfen von Wien und Berlin zu Inüpfen. Wie: 
mals bat Kaifer a 


verwerfliden Beweiſen leuchtet der Wunſch Seiner Majeftät hervor, burch jedes 


mögliche Zugeftändniß bie enbliche Löſung zu erleichtern, rei von jeder Ver⸗ 
antwortlichleit dafür, daß das Ziel bis jet unerreicht geblieben ift, ſteht Defter- 
reich noch immer der Regierung Seiner Majeſtät des Könige von Preußen bafür 
ein, Daß es nichts zulaffen werde, was ber vorbehaltenen Verſtändigung zwiſchen 
ben beiden Mächten präjubiciren würde. In ber einftweiligen Verwaltung Holfteine 

iſt jeboch Die Kaiferfiche Negterung nad der Uebereinkunft von Gaflein keine 
Controle unterworfen. Sie ift nicht bie alleinige Eigenthümerin ber boffleinicen 


Souverainetätsrechte, aber bie Art der Ausübung berjelben ift ihrem eigenen freien 


Ermeffen überlaffen. Wie überall, fo vertritt fie auch im Norden Deutihland 


hohe confervative Intereffen, und ift ihre ernfle Sorge, daß ihre ganze Action in 
Holftein den Anforberungen biefer Pflicht entſpreche. Allein ihr Verfahren in 


Holftein hängt nur von ihren eigenen Eingebungen ab, und ſie betrachtet jede 
einzelne Frage, welche im Bereiche ihrer bortigen Adminiftration auftauchen may, 
als ausfchließlich zwifchen ihr und ihrem Statthalter ſchwebend, jeber andern Ein- 
wirkung aber entzogen. Diejelbe Unabhängigkeit räumt fie in Schleewig der 


Königlich Preußiſchen Regierung ein. 
Diefe unfere Auffaffung der Lage ift im klaren Wortlaute der Gaſteiner 
Befimmungen begründet. Sie ift gerecht gegen Preußen, wie gegen uns felbi. 


Sie entjpriht dem Gefühle unjerer Würbe, ‚fie ift von ber nothwenbigen Sort 


ranz Joſeph verlannt, daß eine ſolche Vereinbarung bem 
Staatsinterefje Preußens eine gerechte Befriedigung agahren müffe. Aus un 





für unfere Intereffen geforbert. Das Berliner Cabinet, welchem wir dies Ale 
wieberbolt dargelegt haben, hat daher vie hier abjchriftlich beiliegende Depeide 


wohl kaum in ber Ervartung abfaffen können, daß wir von ber uns fo beftimmt 
inie bes Verbaltens abweichen würden. — — 


Durch den Gafteiner Bertrag — fo bemerkt das Cabinet von Berlin — 
ift jebe8 ber beiden Herzogthlimer gleihjam als ein anvertrautes Pfand ter 
Loyalität des einen ber beiden Mitbefiger übergeben. Jeder berfelben bat tus 
Recht zu fordern, daß bis zum Eintritte der künftigen VBerfländigung das Object 
berjelden in statu quo erhalten werde. Dem ift in ber That nicht ante. | 


Aber dieſes Recht bezieht ſich augenſcheinlich auf bie ungefchmälerte Erhaltung ber 
Subftanz. Wäre feine Bebeutung bie einer Controle ber einzelnen Bermwaltung® 


handlungen, fo hätte ebenfogut bie ungetheilte Regierungsgemeinfchaft beibehalten 
werben können, welche bis zur Gaſteiner Uebereinkunft beftand. Unb wenn tie 


Klage gegen uns dahin lautet, daß durch unfere Lauheit und Paſſivität das me- 
narchiſche Princip in Holftein geſchädigt, der conjervative Sinn, der ben ſchleswig⸗ 


holſteinſchen Vollsftamm ausgezeichnet habe, umgemwanbelt und bas Object ber 
fünftigen Berflänbigung beteriorirt werde, fo wird das Gewiſſen bes gefammten 
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Europa mit uns biefe Anklage verwerfen, denn das gefanmmte Europa weiß, daß 
ti: Beſtrebungen, bie heute in Holflein vorherrſchen, biefelben find, bie zur Zeit 
ter Gafleiner Convention und längft vor dieſer Epoche beftanden, und aus welchen 
ter Biderftandb ber Herzogthümer gegen Dänemark feine Kraft fchöpfte. 

Der Kaifer, unſer Allergnäbigfter Herr, beflagt dieje ganze Polemik. Schwer 
wird Seine Mojeftät ie entichließen, zu glauben, daß König Wil- 
beim den Maßftab für den Werth, welchen der Kaifer auf Seine 
Beziehungen zu Preußen legt, von Defterreihs Einwilligung ober 
Kıyteinwilligung in den Wunfch ber Annerion der Herzogtbümer 
an Preußen werben entnehmen wollen. Ein fo einfeitiger Anspruch ſteht 
den Gedanfen des Königs ficher ferne. Dennoch fpricht die Königliche Regierung 
jun uns, als ob unfere fo natürliche Weigerung, biefe Annerion fich vollziehen zu 
laffen, nicht anders als durch eine Rückkehr zu einer Politik verberblicher Eifer- 
Icht und Rivalität erklärt werben könne. Ja fie ſpricht, als ob fie von Defter- 
rich im Kampfe gegen den gemeiniamen Feind, bie Revolution, verlaffen und 
taducch an ber Ausführung ihres Willens gehindert fei, auf die Dauer mit uns 
gmenfame Wege zu geben. — Möge die Königliche Regierung einen unbefangenen 
Blick anf die jüngfle Bergangenheit werfen. Betrachtet fie Deutfchlands Zuftände, 
ia tritt ihr Die Thatſache entgegen, daß wir, weit entfernt, eine Koalition gegen 
Preußen bilden zu wollen, unjere Verhältniſſe zu ben Mittelſtaaten der Allianz 
mit Preußen entichieben nachgeſetzt, ja fo ernftlich benachtheifigt haben, wie bies 
tie dur bie Anerlennung bes Königreichs Italien geübte Vergeltung bekundet. — 
Wirit fie die Augen auf die Verbältniffe zwifchen den europäiſchen Cabinetten, 
fo wirb fie befennen müffen, daß wir überall als deutſche Macht und als Bunbes- 
geuoſſe Preußens gehandelt, niemals durch auswärtigen Drud auf Preußen zu 
wirten gejucht haben, und felbft bie in Berlin fo viel gejchmähte Wirkſamkeit 
unteres Botſchafters in Paris hat ſtets nur den Zweck gehabt, Frankreich in feiner 
Velitit der Enthaltung in der fehleswig- holfteinihen Frage zu beftärlen. — Eine 
Entänfhung bat fomit die Hanblungsweife des Kaiſers, bie ſich unveränberlich 
nıh den oberften Intereffen des Friedens und ber Orbnung in Defterreich wie 
in Deutſchland und Europa regelt, dem Könige von Preußen nicht bereiten können, 
end mit feſter Ueberzeugung lehne ich vom Kaiferlihen Hofe ben Vorwurf ab, 
tag in feinen Gefinnungen und Handlungen ber Grund liege, wenn bie von 
Freußen nad ben Schlußworten bes Herrn Grafen v. Bismard aufrichtig ange- 
ftrebte intime Gemeinfamleit der Geſammtpolitik beider Mächte ſich nicht verwirk⸗ 
lichen Tieße. 

Es ift diefe Verwahrung ber einzige Zwed meiner Bemerkungen und id) 
würde gegen ben hoben Sinn des Kaiſers verftoßen, wenn ich mich von jo mandyen 
Bahrnehmungen von geftern und heute verleiten Tieße, das Verhalten bes Ber⸗ 
liner Hofes in Sontraft mit dem unfrigen zu ſetzen.“ 


28. Februar. Conſeils-Sitzung unter Zuziehung des Gouver- 
neurd von Schleswig, des Chefs des Generalitabs, des 
Gefandten in Paris. 


Eine fpätere Depeche an bie Württembergiſche Regierung fagt: 

„daß in jenem Minifterratbe allerdings die Frage zur Allerhöchſten Ent- 
kheirung vorgelegen hat, ob Preußen nach Lage ber Dinge genöthigt fei, ſich auf 
eine kriegeriſche Entwickelung berfelben vorzubereiten, daß aber biefe Frage nach 
iergfältiger Prüfung verneint worden iſt und Se. Majeſtät Durch bie gerade in 
tiger Conſeilsſitzung gefaßten Entſchließungen das Streben nad friebliher Ent- 
widelung der Krifis ausdrücklich gebilligt hat.“ ' 


Das Wert des Generalſtabes Über ben Krieg von 1866 jagt: 
„Am 28. Februar fand unter Vorſitz Seiner Majeflät des Königs eine Con- 
ſeils⸗Sitzung zu Berlin ftatt, zu welcher unter anbern auch der Gouverneur von 
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Sähleeiwig hub ber Chef des Benerafftabes ber Armee hinzugezogen wurben, ba 
bei der Möglichkeit eines Bruchs auch die militairifchen Confequenzen in® Auge 
gefaßt werben mußten. 

Es fol bier vollſtändige Webereinftimmung darüber geberricht haben, ba 
ein Zurüdweichen in ber Eibberzogthümerfrage nicht ohne Verlegung ber Gefühle 
des ganzen Volles und nicht ohne Kränkung ber Ebre bes Landes möglich jei, 
daß man daher auf dem bisher verfolgten Wege, felbft auf bie Gefahr eines 
Krieges bin, vorfchreiten müſſe. — Irgend welde kriegeriſche Vorbereitung wurte 
indeffen nicht angeorbnet, denn bie im Wefentlichen bereits durchgeführte Heeres⸗ 
organifation ficherte zu jeber Zeit bie rechtzeitige Entfaltung ter Waffenmacht, 
wenn fie zur Vertheidigung bes Baterlanbes geforbert wurte, unb ein Angriffe: 
frieg lag ber Geſinnung bes Königs fern.“ 


Diplomatifhe Gerüchte über die Gonfeildfigung. 
1. März. Benedetti an den Minifter der auswärtigen Ange 
legenheiten Drouin de Lhuys (Privatjchreiben). 


„Graf Goltz ift heute morgen zu mir gelommen und bat mir alsbald mit- 
getheilt, daß er geftern einem Kabinetsfonfeil beim Könige beigewohnt habe, aber 
daß er wie alle Minifter und die anwefenten Generale fi babe verpflichten 
müffen, unter feinem VBorwande Etwas darüber mitzutheilen. — Ich war nadhker 
beim Grafen Bismard, und, ohne in Details einzugehen, war er doch we 
niger zurüdhaltend ale Goltz. Er bat mir mitgetheilt, daß feine Maßregel zu 
fofortiger, praktiiher Ausführung beichloffen worben fei, aber daß feine Pelitit 
zur Geltung gelangt und vom General v. Manteuffel energifch vertheidigt 
worden fei. Er war befriebigt über bie Sprache, melde Herr v. Goltz führte und 
welche alle Anmelenben von der Herzlichleit ber Gefinnungen ber Regierung tes 
Kaifers überzeugte. — — Was ich aus fiherer Quelle weiß, was Hr. v. Bir- 
mard mir feibft verfichert hat und was nad meiner Auffaffung eine Thatſache 
von großer Bedeutung if, — das ift, daß General v. Manteuffel, früher die 
fefte Stüge des unbebingten Bündniſſes zwilchen ben beiden großen bdeutidei 
Höfen, und ber Einzige, welder im Stande gewejen wäre, ben Einfluß bes Bi- 
nifter « Präfitenten auf den König aufzumiegen, laut verfichert, daß die Ehre, wie 
das entjchiedenfte Intereffe Preußens gebieterifch forbern, Defterreich zur Abtretung 
ber Herzogthümer zu brängen. Der Kriegs - Minifter v. Roon und die übrig:u 
Generale find berfelben Dleinung und führen dieſelbe Eprade.” — — — 


10. März. Marſchallsrath in Wien unter Zuziehung des 
Feldzeugmeifterd Benedek. 


Die erften friegerijchen Vorbereitungen in Böhmen. 
Zur Spannung zwiſchen Preußen und Defterreid. 


Aus der „PBrovinzial- Corresponbenz.” 


„In der Benöllerung macht fich feit einiger Zeit Die Meberzeugung geltent, 
daß die Gemeinichaft, welche zwiſchen Preußen und Oeſterreich bisher beſtanden 
bat, entweder bereit6 aufgegeben oder doch in ber Löſung begriffen fei. 

Handlungen ber Preußifhen Regierung, welche geeignet wären, eine folde 
Ueberzeugung bervorzurufen, liegen nicht vor. Worauf ſtützt fich dieſelbe alic? 
Mejentlih wohl auf das Berbalten ber öfterreihiihen Verwaltung in Helfen. 

Die Preußiſche Regierung bat das Bündniß mit Oeſterreich unter den 
ſchwierigſten Verhältniſſen, im Gegenſatze gegen eine heftige Strömung ber öfient⸗ 
lichen Meinung, mit Zuverficht angelnüpft, weil fie in ter Einigkeit mit Ceſter⸗ 
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wei nicht blos bie fiherfie Bürgſchaft für die Durchführung deutſchen Hechtes in 
Shleswig-Holftein, ſondern zugleich eine Bürgſchaft fülr pie kräftige Wiederauf- 
tung beuticher Macht und beutfchen Einfluffes überhaupt erbfidte. 

unmittelbare Erfolg hat die Auffaffung der Regierung vollftänbig be- 
Bätigt. Der Berlauf der däniſchen Angelegenheit hat gezeigt, da ba® Zuſammen⸗ 
geben ber beiben beutichen Großmächte hinreicht, um jebe Einmifchung frember 
Ötasten in die beutihen Angelegenheiten fern zu halten: nur burch Preußens 
sub Oeſterreichs Waffengemeinichaft konnte bie Befreiung ber Herzogthlimer von 
ter däniſchen Herrſchaft fo raſch und jo vollftändig, ohne jede Wirkung frember 
Einreben burchgeführt werben. Alle Angriffe auf bie preußiiche Politit wegen 
des Bünbniffes mit Defterreih find in Bezug auf ben nächften und eigentlichen 
Sumed deſſelben durch jenen thatfählihen und vollen Erfolg entlräftet, — felbft 
diejenigen, welche die Regierung noch immer beichuldigen, nicht den vom Ab⸗ 
georbnetenhaufe bezeichneten Weg gegangen zu fein, müßten bei einiger Ehrlich⸗ 
teit eingefteben, daß auf dem wirklich eingefchlagenen Wege für Deutſchland fchon 
iegt weit Höheres errungen und gefichert ift, als was von jener Seite irgend in 
Ausfiht genommen war. 

Nach jenen großen und ebrenvollen Erfolgen ber gemeinjamen Politik durfte 
ih unjere Regierung aber um fo mehr der Zuverficht bingeben, daß auch auf 
Merreihifcher Seite das Bewußtſein gehoben und erftarkt fei, wie bebeutfam und 
virtungsreih bie Einmüthigfeit ber beiden Regierungen für die Machtftellung 
beider Staaten jomwie für da8 Wohl und Gedeihen von ganz Deutſchland iſt. In 
der That machten fich ungeachtet des mannigiachen Widerftreites einzelner Inter- 
fen doch bei mehrfachen wichtigen Entſcheidungen auch auf Seiten Oeſterreichs 
das Anerlenntniß und Die Ueberzeugung geltend, welch hoher Werth auf eine echte 
Bundesfreundfchaft mit Preußen und auf bie Gemeinfchaft einer nationalen und 
zagleich wahrhaft conferwativen Politik in allen deutichen Angelegenheiten zu legen 
ji. Schon ber frühere Minifter Graf Rechberg und ebenſo ber jetzige Leiter ber 
amewärtigen Angelegenheiten, Graf Mensborff, jchienen bierliber mit der Preußi- 
khen Regierung im Wefentlichen einverftanden zu fein. Die innigen Beziehungen 
ter beiden Monarchen gaben jener Uebereinftimmung ber leitenden Gefichtspunkte 
wiederholt eine höhere Weihe und Beftätigung. 

Es durfte daher die Preußifche Regierung von dem Bertrauen auf ben 
Ernſt und die Feftigleit jener gegenfeitig gewonnenen Meberzeugung ausgeben, 
als fie nach den vielfachen Schwierigkeiten und Unzuträglichleiten ber früheren 
gemiſchten Berwaltung in Schleswig - Holftein ſich in ©aftein und Salzburg mit 
Teflerreich über eine neue vorläufige Regierungs- Einrichtung in den Her⸗ 
en verflänbigte und bie fpätere Einigung über eine endgültige Löſung 
vorbehielt. 

Rah allen Anzeichen und Berficherungen gleihmäßiger Anerkennung und 
Bürdigung eines vollen bunbesfreunblicen Einverftänbniffes konnte Niemand 
erwarten, daß die von Defterreih einzuiegende gefonberte Verwaltung in Hol» 
kein mehr und mehr dahin gelangen würbe, ben Gegenjatz gegen Preußen unb 
gegen feine Anhänger in ben Herzogthümern zu ihrem leitenden Gefichtspunlte 
zu maden und in folder Abficht die Umtriebe einer völlig unberechtigten Partei 
m Widerſpruche mit allen fonft won Oeſterreich vertretenen politifhen Grund⸗ 
iüten zu förbern. Kann e8 Wunder nehmen, wenn ber unbefangene Beobachter 
ſeine Begriffe von Bunbesgenoffenihaft mit ſolchem Vorgehen nicht zu verei- 
rigen weiß, und an dem Fortbeftehben der Bunbesgenoffenfchaft zu zweifeln an 
tangt ? 

Noch jetzt darf die Hoffnung nicht aufgegeben werben, daß bie Kaiferliche 
Regierung ſelbſt in Wiederbelebung jener tieferen Gemeinfamleit fi entichließen 
nerde, dem verhängnißvollen Gegenſatze in Holftein ein Biel zu jegen und ben 
merläßfichen Forderungen der Preußifchen Ehre und ber Preußifch -beutfchen 
unmefen endlich volle Anerlennung und Unterſtützuug zu Theil werben zu 

affen. 
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Es wäre kaum zu erflären und jebenfall® tief zu beklagen, wenn un 
geachtet des Maren und Üüberwiegenben Intereffes beider Staaten und ganz Deutid- 
lands an einer echten Bunbesgemeinichaft zwilchen Preußen und Oeſterreich und 
ungeachtet ber beſſeren Weberzeugungen, welche in ber Kaiferlichen Regierung 
Boden gewonnen zu haben fchienen, dennoch bie alte Eiferſucht ſchließlich bie 
Oberhand behalten und bie Preußifche Regierung nöthigen follte, bei ihren wei⸗ 
teren Dun eo iedungen fortan nur die Rüdficht auf das eigene Intereſſe zu Ratke 
zu ziehen.“ 


39. Biplomatifhe und militärifche Borbereitungen, 


Geheime Schritte Defterreich8 bei den deutſchen 
Regierungen. 


Depeiche des Grafen Mensborff an die Vertreter Oeſterreicht kei 
ben deutſchen Regierungen, 16. März 1866 *). 


„Die Kaiferlihe Regierung begt bie Abficht, falls Preußen einen offenen 
Bruch berbeiführte, das Cinjchreiten des Bundes auf Grund bes Art. 11 der 
Bundesacte und bes Art. 19 der Wiener Schlußacte in Anſpruch zu nehmen, 
und zugleih dem Bunde alle weiteren Entjchließungen zur Regelung ber ſchles 
wig⸗ hoſſteinſchen Angelegenheit anheim zu ftellen. Die Regierung Seiner Ma- 
jeftät bes Kaifers glaubt unter den von Preußen getroffenen Vorbereitungen zum 
Kriege ihre Verantwortlichleit nicht mehr anders al® durch eine birecte Anfrage 
in Berlin deden zu lönnen, unb fie beauftragt daher den Grafen Karolyi, ben 
Preußifchen Minifter - Präfidenten um pofitiven Auffchluß darüber anzugehen: ob 
der Berliner Hof fi wirklich mit dem Gedanken trage, die Gafteiner Convention 
mit gewaltfamer Hand zu zerreißen und ben grundgefetlich verbürgten Frieden 
zwifchen beutfchen Bunbesftaaten zu unterbrechen. 

Graf Karolyi wirb hinzufügen, daß bie Kaiferlihe Regierung durch dieſe 
Anfrage nicht etwa probocirend aufzutreten beabfichtige, fondern nur Die hoffentlih 
irrig gebeuteten Intentionen ber Königlih Preußifchen Regierung ins Klare zu 
ziehen wünſche. Erfolgte auf biefe unauffchieblich geworbene Interpellation eine 
unbefriedigende ober ausweichende Antwort, bann wäre fiir ben Katferlichen Hei 
der Augenblid erſchienen, wo er feine Bemühungen um ein Einverfländniß mit 
Preußen deſinitiv als gefcheitert anlehen und am beutfchen Bunbe die Initiative 
behufs der zur Wahrung des gefährdeten Bunbesfriebens und Verhütung oder 
Zurüdweifung jeder Gewaltanwenbung erforderlichen Mafregeln ergreifen müßte. 
Defterreih müßte dann in Frankfurt ohne allen Berzug eine Erklärung folgenden 
Inhalts abgeben laffen: „Den hoben Bundesgenoſſen Seiner Majeflät bes Kui- 
jer8 fei belannt, welchen entichiebenen Werth der Kaiſerliche Hof baranf gelegt 
babe, in den Verhandlungen über bie politifche Zulunft der Elbherzogthümer bas 
Einverflänbniß mit Seiner Majeftät dem König von Preußen feftzubalten. Mit 
Beharrlichkeit und im verfühnlichen Geifte habe ber Kaiſer fich beftrebt, gemein- 
ihaftlih mit Preußen bie Mittel zur endlichen Löfung ber Ihleswig - holſteinſchen 
Verwidelung zu finden. Stets werbe Seine Majeftät ale Souveraiu Oeſterreicht 
wie als beuticher Bunbesfürft die höchfte Beruhigung aus dem Bewußtſein ſchöpfen, 
fein billiges Zugeſtändniß verfagt und jede mögliche Probe verföhnlicher Gefinnung 
abgelegt zu haben, um zwilchen Defterreih und Preußen jene Eintracht zu erhalten, 
welche die wejentlichfte Bürgfchaft für ben inneren Frieden wie für Die äußere 


®, Die : . , 
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Sicherheit und Geltung bes beutichen Vaterlands bilde. Zum tiefften Bebauern 
des Kailerlichen Hofs feien jedoch bie bisherigen Verhandlungen mit Preußen ohne 
den gewänichten Erfolg geblieben. Die Königlich Preußiſche Regierung habe ge- 
glaubt, Forderungen aufftellen zu müflen, deren Gewährung mit den Sntereffen 
und ber Machtftellung ber üfterreihifchen Monarchie eben fo wenig wie mit dem 
dentſchen Rationalintereffe und ber Verfaffung bes beutfchen Bundes vereinbar 
fi. Der Präſidialgeſandte fei Daher beauftragt, ber Bunbesverfammlung die An- 
jeige zu erftatten, daß bie Katferliche Regierung ihre Bemühungen, eine befinitine 
hung der Herzogthümerfrage im Einvernehmen mit Preußen vorzubereiten, als 
vereitelt betrachten und ſonach alles Weitere den verfaffungsmäßigen Beichlüffen 
des Bundes, welchem ihre Anerkennung ftets gefihert jet, anbeimftellen müffe. 
Auf diefe Erklärung dürfte fi) jedoch die Kaiferliche Regierung nicht beichränfen. 
Eowohl dur die Sprache bes Preußiſchen Cabinets als durch Nachrichten über 
militairifche Borbereitungen in Preußen fei in weiten Kreifen die Beforgniß einer 
Geſährdung bed Friedens in Deutfchland wachgerufen worden. Die Kaiferliche 
Regierung hege zwar bie Hoffnung, daß die Kenntnif der wahren Intentionen 
Preußens binreihen werde, um dieſe Beſorgniß vollftändig zu zerftreuen. Allein 
da es ihr nicht gelungen fei, vom Berliner Kabinet befriedigende Auflfärungen 
zu erhalten, fo befinde fie fih in dem Ball, in dem Kreife ihrer Bunbesgenofien 
nd anf bie durch Art. 11 der Bundesacte und Art. 19 der Wiener Schlußacte 
'aerlih von allen Mitgliedern des Bundes eingegangenen Verpflichtungen zu be= 
sufen. Der Geſammtheit des Bundes liege e8 ob, Sorge dafür zu tragen, daß 
Streitigkeiten zwifchen Bunbesgliedern nicht mit Gewalt verfolgt werben, und bie 
Laiſerliche Regierung erfülle daher nur eine Pflicht, wenn fie der Bundesver⸗ 
ſammlung rechtzeitig anheimftelle, auf Wahrung bes Bundesfriedens ihr Augen- 
merk zu richten. Zunächſt werde die Bundesverfammlung ſich darüber, daß Ge- 
fahr der Selbſthülfe nicht vorhanden fei, jene vollfländige Beruhigung zu ver- 
ſchaffen haben, welche eine an Recht und Bertrag fefthaltende Regierung wie bie- 
jnige Seiner Maj. bes Königs von Preußen ihren Bundesgenoſſen ficher nicht 
werde vorenthalten wollen. Vorſtehendes würde ber Inhalt ber erften Kaiſerlichen 
Klärung am Bunde fein, nnd die Kaiferliche Regierung erwartet, daß bie... 
....... Regierung ihren Bundesſstagsgeſandten in Frankfurt im 
voraus mit der Inſtruction verſehen werde, unmittelbar nach ber 
oͤſterreichiſchen Erklärung für eine Aufforberung oder ein Erſuchen 
an Prenßen, ſich über feine Abjihten auszuipreden, zu flimmen. 
Eollte der Widerſpruch einzelner Gelanbten eine Berathung und Schlußziehung 
m derielben Sigung, wie bie Geſchäftsordnung bies ermöglicht, verhinbern, fo 
wire wenigftens in einer unmittelbar nachiolgenden Sigung bie fachgemäße Er- 
nung an Preußen zu befchließen. Gleichzeitig oder erft nah Eingang der Preu- 
ßiſchen Erklärung bürfte dem bolftein - lauenburgiichen Ausſchuſſe der Gegenftanb 
zuzuweiſen, und aucd bie bem Art. 11 der Bundesacte entjprechende Bermittelungs- 
aufgabe bemfelben Ausichuffe zu übertragen fein. Würde Übrigens bie Gefahr 
eines Friedensbruches noch dringender, ergäben ſich pofitive Anzeichen für beab- 
fihtigte Gewaltftreiche, ober wilrte in Preußen die Mobilifirungs-Orbre wirklich 
erlafjen, dann könnte ſelbſtredend dem Drang ber Situation nicht durch die bloßen 
Bermittlungsbemühungen eines Ausfchuffes abgeholfen werden, jondern bie Noth- 
wendigleit würbe vorhanden fein, raſch und entſchieden die Mafregeln 
zu ergreifen, durch welde, um mit bem Art.19 der Schlufacte zu 
teden, jeder Selbfthülfe vorzubeugen unb ber berei® unternom- 
meuen Einhalt zu tbun wäre. Einem drohenden Angriff Preußens 
gegenüber könnten dieſe Maßregeln nur in ber Kriegsbereitſchaft 
tes T., 8., 9. und 10. Bundescorps und in der Aufftellung ber- 
'elben im Verbande mit ber öſterreichiſchen Armee beftehen und 
bie Kaiferlihe Regierung muß daher hoffen, daß fie im gege- 
denen Augenblid die....... Regierung bereit finden würde, fir 
einen folden Beſchluß in Frankfurt gu limmen.“ 
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Defterreih8 Rüſtungen. 
L 
Aus dem Werle des preufifchen Generalftabe. 


— — Schon unter dem 16. März erließ das Wiener Cabinet an mehrer 
beutfche Höfe eine geheime, zunächſt zwar in Abrebe geftellte, aber ſchließlich doch 
befannt geworbene Note, welche die eventuelle Regelung ber jchleswig - holſteinſchen 
Angelegenheit durch ben Bund in Ausficht flellt, dagegen aber bie Kriegebereit- 
madung des 7., 8., 9. und 10. Bundes- Corps und ihre Aufftellung im Ber- 
bande mit ber öfterreidhifchen Armee erwartet. Dies Alles freilich für den Fall, 
„daß Preußen einen offenen Bruch berbeiführe” und im Hinweis auf bie von 
Preußen „getroffenen Vorbereitungen zum Kriege.“ 

Die öſterreichiſche Regierung ſetzte fih dabei über die Stipulationen bes 
Wiener und bes Gafteiner Vertrags, wie über die Normen ber Bundes - Ber: 
fafjung hinweg, unter Borausfegung von kriegeriſchen Vorbereitungen, bie in 
Preußen notoriſch nicht flattgefunden hatten, während vielmehr zu jener Zeit in 
Defterreih bereits Reſerven einberufen, Truppen aus Mähren, Galizien unt 
Ungarn nad Böhmen transportirt und Herftellungsarbeiten an ben Feſtungen 
nächſt der Preußischen Grenze ausgeführt murben. 

Die Dislocation der Öfterreihifhen Truppen war befannt. — — 

Es war die Truppenftärke in Böhmen um 10 Bataillone und 10 Escabrons 
vermehrt worben. 

Außerdem befanden fi noch 20 Escabrons in Anmarſch von Ungarn und 
Siebenbürgen ber nad Böhmen, 2 andere Cavallerie - Regimenter aus Galizien 
batten bereit8 Mähren erreicht. 

Alle diefe Mafregeln hießen ſich kaum noch als eine bloße Friedens - Dis- 
location bezeichnen. Zwar waren einige ber nad Böhmen berangezogenen Re⸗ 
gimenter dadurch in die Nähe ihrer Werbebezirfe gelangt, aber dafür wurden bie: 
jenigen, welche ihre Werbebezirfe auswärts hatten, nicht aus Böhmen zurüdgezogen. 
Ebenſo wenig boten die Judenhetzen eine genügenbe Beranlaffung, denn bie 
Zruppen wurden meift nahe ber Preußiihen Grenze in Gegenden gelegt, we 
dergleichen Exceffe gar nicht ftattgefunden hatten. Die öfterreidhifche Prefje wur 
angewiejen worden, über Truppenbewegungen nichts zu veröffentlichen und gerate 
dieſe Heimlichleit und das officielle Ableugnen von Kriegeworbereitungen fteigerten 
das Mißtrauen. 


II. 
Aus der „Provinzial-Correspondenz”“ vom 21. März 1866. 


In den letzten Tagen find aus Defterreih Nachrichten eingegangen, welde 
von allfeitigen Rüftungen in den Kaiferlihen Staaten ſprechen, und nad ben 
Andeutungen der bortigen Zeitungen muß man glauben, daß die Rüftungen gegen 
Preußen gerichtet jeien. 

Dieſe Kunde ift injofern einigermaßen überrafchend, als die Preußiſche Re 
gierung weber durch ihre diplomatiſchen Verhandlungen mit Oefterreih, noch 
durch bieffeitige militatrifhe Maßregeln einen Anlaß zu bedrohlichen Schritten 
Seitens Defterreich® gegeben bat. — — 

— — Wie kommt Oefterreih dazu, mit einem Male gegen Preußen ju 
— Welchen Grund oder Vorwand kann die öſterreichiſche Regierung dazu 

aben 

Man wird doch nicht annehmen dürfen, daß ſchon die ſtillſchweigende Ab⸗ 
wendung von Oeſterreich und die freie Bewegung der Preußiſchen Politik nad 
anderen Seiten hin als ein Kriegsgrund für Oeſterreich gelten ſollte, daß man 
in Wien etwa gemeint wäre, Preußen in ein Verhältniß der Abbängigleit von 
der Kaiſerlichen Politik drängen zu wollen, welches mit der Selbſtſtändigkeit, der 
Machtſtellung und Würde Preußens ſicherlich nicht vereinbar wäre. 
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Und doch verkündet die öſterreichiſche Preſſe faft einmüthig: man rüſte dort 
und man rüfle gegen Preußen. Aus Wien, aus Böhmen, aus Galizien und 
Ungarn kommen gleichzeitig Nachrichten von Vervollſtändigung der Regimenter, 
ven Truppenjendungen u. |. w., die Richtung der Bewegung aber geht durchweg 
nah Rorden auf die Preußiſche Grenze zu. 

Ale diefe Nachrichten, welche fich täglih und ſtündlich mehren, find, wie 
es Scheint, durchaus glaubwürdig, und bie öfterreichiihe Regierung bat biefelben 
meter in ben amtlichen Zeitungen, noch auf anderem Wege in Abrebe zu ftellen 
eder benfelben eine andere Erklärung zu geben gefucht. 

Es kommt dazu, daß im Königreih Sachſen, deſſen Regierung bekanntlich 
während des ganzen Verlaufs der fchleswig- holfteinichen Frage feine Gelegenheit 
vriöumt bat, ihren Gegenſatz gegen bie Preufiichen Auffaffungen und Abſichten 
geltend zu machen, gleichfalls eine Bermehrung ber militairiihen Kräfte, wenn 
au mit einer gewiflen vorjorglichen Heimlichkeit ftattfindet: ja man foll dort in 
Kriegsgedanfen jchon jo weit gegangen fein, die Schäte des Reichs auf ber Befte 
Königftein in Sicherheit zu bringen. 

Run denn: wenn Defterreih und feine vermeintlihen Freunde 
gegen Breußen rüften, fo legen fie unjerer Regierung bie Ber- 
pflichtung auf, Dafür Sorge zu tragen, daß Preußen burg friege- 
riſche Ereigniſſe nit Überrafcht werden könne. 

Dank der jeßigen Organifation unferes Heeres fann bie Re— 
sierung ber Rube des Landes und den gewerblichen Berhältniffen 
volle Rüdfiht His zum Augenblide des wirklihen Bedürfniſſes zu 
Theil werden laſſen. 

Pan wirb aber unferer Regierung zutrauen, daß jie es nicht 
dahin fommen lafjen werde, wie es im Jahre 1850 geſchah, daß 
eine öfterreichifche Armee zum Angriff bereit an unferer Grenze 
Rınd, ohne daß wir in der Lage waren, berfelben die entfprehenden 
Kräfte entgegen zu ſtellen. Die damalige Berfäumniß und ihre 
lange empfundenen Folgen werden fih gewiß nicht wiederholen.“ 


Preußens erjte Rüftungen. 
I. 
(„Brovinzial» Correspondenz” vom 28. März 1866.) 


„Bon allen Punkten ber Preußiich - öfterreichifchen Grenze kommen zuver- 
Kifige amtliche Miittbeilungen von Truppenmärſchen und Aufftellungen fo erbeb- 
Iider Art, daß ſchon jett die Anſammlung bedeutender Heeresmaflen in ben 
G:enzprovinzen Mähren und Böhmen außer Zweifel fteht. Auf allen öſter⸗ 
reichiſchen Bahnen folgen die Sendungen italienifcher, ungarifcher und gafizifcher 
Zuppen, fo wie Transporte von Geichüten und Kriegamaterial. Im Wiber- 
Immde mit der Verſicherung, daß Beurlaubte nicht einberufen feien, wimmelt es 
auf allen Stationen von Beurlaubten, bie zu ihren Regimentern eilen. Die 
Prerdeanläufe, das ficherfte Anzeichen einer ernſten Mobilmachung, find überall 
im lebhafteſten Gange. 

Dielen Thatjachen, welche, wie gejagt, aus unbedingt zuverläffigen Quellen 
entnommen find, hat die preußifche Regierung ihre Augen nicht verſchließen können. 

Beier Staat könnte e8 ruhig geſchehen laffen, daß ein Nachbarftaat ohne 
erfichtlihen Grund bedeutende Truppenmaffen in drohender Art unmittelbar an 
der Grenze vereinigte. 

Die Bebenkflichkeit dieſes Vorgehens ift noch gefteigert burch bie Heimlichkeit, 
unter deren Schuß baffelbe ausgeführt worden ift, durch die Ableugnung und bie 
Ausflühte der Öfterreichifchen Organe. 

Preußen konnte fih an feinem Theile aller militairifhen Maßregeln Tange 
Zeit hindurch enthalten, weil uufere Regierung einerfeits an einen grundlofen 
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Angriff von Seiten Defterreich® nicht glauben mochte, weil anbererfeits bie jetzigen 
Einrichtungen unferes Heerweſens bie Zuterficht gewähren, daß bie einzelnen 
Seeresabtheilungen bem Rufe des Königs, fo bald es Noth thut, in kürzeſter Zeit 
entipredhen können. Man erinrtert fi, daB vor zwei Jahren eine Garde - Divi- 
fion acht und vierzig Stunden nad erhaltenem Befehl bereits auf dem Kriegs- 
ſchauplatze fand. 

So gerechtfertigt jebech Preußens Zuverficht auf feine gute Sache umb auf 
bie Sclagfertigteit des Heeres ift, jo muß doch die Regierung barüber 
waden, baß die Grenzen bes Landes auch nit einen Augenblid 
unvertbeidigt bleiben. Wenn es Deferreih möglih gemadt 
würbe, überwiegende Zruppenmaffen bit an unferer Grenze zu 
vereinigen, ohne daß Preußen das erforberlide Gegengewidt 
fofort in Bereitfhaft hätte, fo könnte eine plötlidhe weitere Ber- 
wtidelung der Dinge möglicher Weife wenigftens augenblidlide 
Gefahren für die zunächſt ausgeſetzten Landestheile bereiten. 

Diefe Berantwortung darf die Regierung nit auf fich nehmen. 

Es dürften in dieſem Augenblide bereits die Befehle zu ben- 
jenigen militairifhen Maßregelnergangenfein, welde unerläßlid 
find, um ber Gefahr eines etwaigen Angriffs fofort und nad: 
brüdlih vorzubeugen.“ 


II. 
Aus dem Werle des Generalftabs. 


„Su Berlin fand am 28. März ein Conſeil ftatt, in welchem vorzugsweile 
die militairifhe Lage zur Sprache gebracht wurde. 

Abgeſehen von ben noch im Marſch begriffenen Truppen ftanben bama:s 
in ben zunähft an Schlefien grenzenben dfterreichiichen Lanbestheilen 71 Batail- 
Ione, 44 Escadrons und 33 Batterien. Die Cavallaie war völlig friegäbereit, 
die Artillerie zählte 240 beipannte Geſchütze und es beburfte nur ber Einbeor⸗ 
derung und bes ſehr leicht zu bewirkenden Transports ber Infanterie » Referven, 
um binnen wenigen Tagen ein Heer von 80,000 Mann zu formiren. 

In Schlefien hingegen ſtanden 38 Bataillone, 29 Eecabrons, 18 Batterien, 
ca. 25,000 Mann in ben gewöhnlichen Friedens - Sarnifonen vertheilt. Urlauber 
und Reſerven waren nirgends eingezogen, ber Pferbebeftanb der Kavallerie und 
Artillerie war nach dem Friedensfuß bemeffen. 

Hätte Preußen einen Bruch mit Defterreich beabfichtigt, jo wäre der Bormand 
bazu gegeben geweien. Der König beichräntte fi aber, weiter gehenbe Anträge 
verwerfend, auf einige rein defenſive Vorſichtsmaßregeln. 

Da Defterreich fchon im Frieden , feiner Geſchütze beſpannt Hält, Preußen 
hingegen damals nur %,, fo wurde unter dem 29. und 31. März Nachſtehendes 
angeordnet: 

Es ſollte ſich das Garde⸗, 3.,4. und 6. Feld - Artillerie - Regiment und vem 
5. die 1. und bie reitende Abtheilung durch Einziehung der jüngften Jahrgänge 
des Beurlaubtenftandes auf die Kriegsſtärke augmentiren und ihre Erfag-Ab- 
theifungen formiren. Die erforderlichen Pferte waren freihändig anzulaufen. 

Ferner follten in den unmittelbar bebrobten Landestheilen, aljo bei ber 
12., 11., 9., 5., uud 7. Divifion, danı bei den 4 neuen Garte » Regimentern und 
dem in Torgau garnifonirenden Regiment Nr. 72 die Bataillone anf hie 
Sarbe-Frietensftärkte von 686 Mann geſetzt werben. 

Die vom 6. Armee» Corps in den Elbherzogthümern ftebente Infanterie 
und Artillerie wurde in gleicher Weife augmentirt, 3 Munitions - Colonnen per 
Eifenbahn dorthin gefchafft und daſelbſt beipannt. 

Die Feſtungen Eofel, Neiffe, Glatz, Zorgau und Wittenberg erbielten bie 
volle Kriegsbefakung an Artillerie und Pionieren, fowie die an der Armirung 
noch fehlenden Geſchütze, Glogau, Spandau und Magdeburg die für eine et 
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Angmentation feftgefettte Mannſchaft obiger Kategorie. In Eofel, Neiffe und 
Glatz wınden die Ausfall» Batterien beipannt. 

Die ganz befenjine Tragweite ber getroffenen Anorbnungen war bei 
der Durchſichtigkeit der Preußifchen Heeresorganifation und bei ber vollen Freiheit 
ter preußiſchen Preffe leicht zu gewahren. Auch nicht ein einziger Truppentheil 
war wirklich mobil geworden, bie Bataillone konnten aus den Feſtungen nicht 
ctrüden, weil feine Erfat- und Landwehr - Bataillone zu ihrer Ablöfung zur 
Verfügung flanden, unb man war durch alles bisher Angeorbnnete noch nicht im 
Stande, nur eine einzige Divifion zum Schuß der Grenze aufzuftellen. — Da- 
gegen blieb es fchwer erfennbar, was in Oeſterreich berging- Wahr ift es, 
daß die Nachrichten über bie bortigen Rüftungen vielfach übertrieben geweſen 
nd, aber e8 gab fein Mittel, fie zu controliren. Alle Angaben ftinmten jedoch 
darin überein, daß Urlauber eingezogen wärben, daß zahlreihe Militair- Trans» 
vorte nach bem Norden abgingen und daß wenigftens bie 4. Bataillone auf volle 
Kiegsflärle gebracht feien.” 


Gegenihritte Preußens beidendeutjhen Höfen: 
Ausſicht auf Bundesreform. 


Depeiche tes Strafen Bismard an den Bertreter Preußens bei 
ten deutſchen Regierungen, 24. März 1866. 


„Als im Auguft v. J. die Gafteiner Uebereinkunft gefchloffen worden 
tar, durften mir hoffen, eine Baſis gewonnen zu haben, auf welcher die 
Löſung der ſchleswig-holſteinſchen Frage ohne Nachtheil für dag freund» 
\haftlihe Einvernehmen beider Mächte abgewartet werden könne. Aber 
Ion bis zum Januar d. J. waren durch das PVerhalten Defterreich® 
ın Holftein Die Dinge fo weit gediehen, daß wir uns in Depefchen an den 
Königlihen Gelandten, welche das Datum des 20. und 26. Januar 
trugen, mit ernften Bejchwerden an die Kaijerlich öfterreichiiche Negierung 
wenden mußten. 

Bir hatten und darüber zu beflagen, daß Defterreich fortfuhr, fich 
in directen Widerfpruch zu fegen mit den Bajen, auf welchen der Wiener 
srieden und demnächſt die Gafteiner Convention beruhten. Denn während 
Sefterreich in diefem Frieden die Abtretung der Herzogthlimer vom Köni 

Ehriftian IX., welcher auf Grund der im Jahre 1853 eingeführten un 

von Defterreih anerkannten Thronfolge im Beſitz derjelben mar, mit uns 
gemeinschaftlich angenommen hatte, war jett die Thätigkeit der öſterreichi⸗ 
hen Berwaltung in Holftein darauf gerichtet, diefes dem Könige, unferm 
alergnädigften Seren. in Gemeinſchaft mit Seiner Majeftät dem Kaifer 
ton Defterreich gehörige Land ohne Preußens Einwilligung dem Prinzen 
von Auguftenburg thatjächlih zu überantworten, welcher fein Recht auf 
tafielbe hat, und deſſen Anfprüche früher von Defterreich felbft entfchieden 
deſtritten worden waren. Wir trugen diefe Beſchwerden der Kaiferlichen 
Regierung in einer eben fo freundfchaftlichen als Haren Sprache vor, und 
baten fie im Intereſſe unferer intimen Beziehungen um Abftellung derfelben 
md um ungefährdete Erhaltung des in Wien und Gaftein ftipulirten 
status quo. Wir fügten hinzu, daß, wenn unfere Bitte erfolglos bleibe, 
mr darin mit Bedauern ein Sympton: der Gefinnung Defterreich8 gegen 
und jehen müßten, melches und das PVertrauen auf die Zuverläſſigkeit 
unjerer Allionz nehmen würde. In diefem unerwünſchten Falle würden 
wir die Phaſe der feit zwei Jahren beftandenen intimen Beziehungen als 
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abgejchlofien betrachten und gegen die ferneren Wirkungen des aus dieſen 
und anderen Symptomen fich ergebenden Uebelwollens des öfterreichiichen 
Cabinet3 gegen Preußen anderweite Sicherheiten zu gewinnen fuden. 

Auf dieſe, von den verföhnlichiten Gefinnungen eingegebene und in der 
Form freundfchaftlicde Deittheilung erhielten wir von Wien — in einer 
Depeiche vom 7. Februar — eine ablehnende Antwort. 

Wir haben es nicht für angemefjen gehalten, nad) derfelben die Corre⸗ 
fpondenz fortzufegen. Ueber die Bedeutung aber, die wir der Antwort 
Defterreich8 beilegten, babe ich mich dem Örafen Karolyi gegenüber auf 
fein Befragen bet der erflen Uinterredung nah Empfang der Depeſche 
vom 7. Februar dahin außgefprocden, daß unfere Beziehungen zu Oeſter- 
reich nunmehr anftatt des intimen Charakters, den fie während Ger legten 
Jahre angenommen, auf denjelben Standpunkt zurüdgeführt worden feien, 
auf dem fie vor dem dänifchen Kriege gewefen — nicht befier, aber 
auch nicht jchlinnmer, als zu jeder fremden Macht. Bom Kriege ift dabei 
fein Wort gefallen, und jede Drohung mit Krieg lag und damals eben 
fo fern wie jeßt. | 

Geit diefer Zeit, feit der Mittheilung der Depefche vom 7. Februar, 
haben beide Mächte gegen einander gejchwiegen. Bon unſerer Seite ift 
nichts gejchehen, um die Situation zn verändern, und dennoch fehen wir 
mit Eritaunen Oefterreich plöglih zu einem großen Kriege Vorbereitungen 
treffen und uns gleichzeitig den Vorwurf machen, als ob wir es feien, die 
den Frieden zu ftören beabfichtigen. Zahlreihe Mannſchaften nebft Artillerie 
und anderem Kriegsmaterial werden aus den öftlichen und füdlicen 
Provinzen Defterreihd nah Norden und Weften gegen unfere Grenze 
dirigirt, die Negimenter in Kriegsbereitſchaft gefegt, und bald wird eine 
ſtarke Heeresmacht an unjerer vollfommen von allen Gegenmaßregeln ent: 
blößten Grenze ſtehen. | 

In der Anlage finden Eure... nähere Angaben über diefe Maf- 
regeln. Was bezwedt Defterreih mit diefen Rüftungen? Wil e8 und 
mit Gewalt zwingen, fein intimer Bundesgenofje zu bleiben, oder unjer 
Schweigen durch entgegenfommende Eröffnungen zu breden? In beiden 
Beziehungen werden wir unfere Freiheit zu wahren berechtigt fein, und 
wir fönnen in der drohenden Haltung, welche Deiterreich plöglich gegen 
uns annimmt, nur einen neuen und überzeugenden Beweis einer Gefinnung 
gegen uns erbliden, welche nur auf einen günftigen Augenblid wartet, um 
ihren Ausdrud in Thaten zu finden. Bisher haben wir auch nicht den 
entfernteften Anfang zu Gegenrüftungen gemacht, feinen Mann eingezogen, 
feine Xruppen bi8locirt, feine Vorbereitungen getroffen. Aber wir werden 
Ungefihts der öſterreichiſchen Aufftellungen nun auch unjererfeits nicht 
länger zögern bürfen, damit die Situation von 1850 ſich nicht wiederhole, 
wo eine fchlagfertige öfterreichiiche Armee drohend an unferer Grenze ftand, 
bevor wir gerüftet waren. Die Behauptung, daß Oeſterreichs jegige Rüſtung 
nur der Defenfive gelte, kann uns über ihren drohenden Charakter nit 
beruhigen, da von ung feine einzige Maßregel ergriffen war, welche Defter: 
reich hätte veranlaffen können, an feine Vertheidigung zu denken. Wir 
befürdten, da8 die Sprache Defterreichs fich ändern würde, fobald ein 
entjcheidender Borjprung in den Rüftungen ibm eine Lleberlegenheit gäbe. 
Wenn wir daher nunmehr auch Rüftungen anordnen müflen, fo werben mir 
mit mehr Recht als Defterreich behaupten können, daß fie einen rein defens 
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fom Charakter fragen und nur durch Defterreichd unerflärte Rüftungen 
bersorgerufen find. Wenn durch dieſes Gegenüberftehen von Kriegsheeren 
die Situation gejpannter und die Gefahr eines Eonflict8 größer wird, fo 
werden nicht wir es fein, welche deshalb ein Vorwurf treffen kann. Denn 
mr können nicht zugeben, daß Schlefien von Krakau bis zur fächfifchen 
Grenze mit kriegsbereiten Truppen umftellt werde, ohne daß wir Maß- 
regeln zum Se de8 Landes treffen. 

Ew.... habe ich in dem gegenwärtigen Augenblid nicht unterlaffen 
dürfen, diefe Erläuterungen zu geben, und ich erfuche Sie ergebenit, Sich 
m demfelben Sinne gegen die Negierung, bei welcher Sie beglaubigt zu 
kin die Ehre haben, auszuſprechen, damit die Vorbereitungen, zu denen 
nun au wir zu fchreiten genöthigt fein werden, in richtigem Lichte aufs 
gefaßt werden. 

Aber Maßregeln zu unierer augenblidlihen Sicherung find nicht 
das Einzige, mad die Situation von uns gebieterijch fordert. Die Er- 
jahrung. weldje wir wiederum über die Zunerläffigkeit eines öfterreichiichen 
Bündmfjed und über die wahren Gefinnungen des Wiener Cabinets gegen 
und gemacht haben, nöthigen uns, auch die Zukunft ins Auge zu fallen 
ınd und nach Garantien umzufehen, welche uns die Sicherheit gewähren 
tinnen, die wir in dem Bunde mit der andern deutſchen Großmacht nicht 
mr vergebens gefucht haben, fondern fogar durch diefelbe bedroht fehen. 
Preußen ift durch feine Stellung, feinen deutjchen Charakter und durd 
die dentſche Gefinnung feiner Yürften vor Allem zunächſt darauf ange- 
meien, diefe Garantien in Deutfchland felbft zu ſuchen. Auf dem 
Boden der deutichen Nationalität und in einer Kräftigung der Bande, 
weldhe und mit den übrigen deutjchen Staaten verbinden, dürfen wir hoffen 
und werden wir immer zuerft verjuchen, die Sicherheit der nationalen Un⸗ 
ebhängigkeit zu finden. 

Aber fo oft wir diefen Gedanken ind Auge faflen, drängt ſich von 
Neem die Erkenntniß auf, daß der Bund in feiner gegenwärtigen Ge- 
falt fir jenen Zwed und für die active Politit, welche große Krifen 
jeden Augenblick fordern können, nicht ausreichend ift. Seine Einrichtungen 
waten darauf berechnet, daß die beiden deutſchen Großmächte ſtets einig 
jeten; fie haben beftehen können, jo lange diefer Zuftand durch eine fort- 
geſetzte Nachgiebigkeit Preußens gegen Oeſterreich erhalten murde, einen 
eruſthaften Antagonismus der beiden Mächte können fie nicht ertragen, 
emen drohenden Bruch und Conflict nicht verhüten oder überwinden. 
3a, wir haben die Erfahrung machen müffen, daß felbft da, wo die beiden 
Rädte einig waren, die Bundesinftitutionen nicht außreichten, um Deutſch⸗ 
land an einer activen, nationalen und erfolgreichen Politik Theil nehmen 
aa laſſen. Daß auch das Bundes-Militairwejen nicht‘ in einer, ber 
Siherheit Deutfchland8 genügenden Weife geordnet ift, haben wir wieder⸗ 
bolt gegen unfere Genofjen im Bunde außgeiprochen und uns vergeblich 
Eemüht, es innerhalb der alten Bundesverhältniffe auf neuen, angemeſſenen 

dlagen zu verbeffern. Wir vermögen in der jetigen Yage der Dinge 
end das Bertrauen auf eine wirkſame Hilfe de Bundes, ım Falle mir 
engegriffen würden, nicht zu bewahren. Dei jedem Angriffe, ei e8 von 
Teiterreich, fei es von andern Mächten, werden wir immer zunächft auf 
ıniere eigenen Kräfte angewiejen fein, wenn nicht ein beſonders guter 
Side einzelner deuiſcher Pegierungen zu unjerer Unterftügung Mittel in 
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Bewegung fette, welche auf dem gewöhnlichen bundesmäßigen Wege viel 
zu fpät flüfftg werden würden, um noch von Werth für ung zu fein. Wir find 
gegenwärtig, gegenüber den drohenden Rüftungen Oeſterreichs in der Lage, 
an unfere enoffen im Bunde die Frage zu richten, ob und in welchen Maße 
wir auf diefen guten Willen zählen dürfen? aber auch der vieleicht bei einigen 
unferer Bundesgenofjen augen di vorhandene gute Wille giebt uns für 
fommende Gefahren feine Beruhigung, weil bei der gegenwärtigen Lage des 
Bundes und dem Stande der Bunded-Militairverhältniffe die rechtliche oder 
thatfächliche Möglichkeit, ihn zu bethätigen, vielfach mangeln wird. 
Diefe Erwägung und die abnorme Lage, in welche Preußen durd | 
die feindjelige Haltung der andern im Bunde befindlichen Großmaht ge 
bradt ift, drängt uns die Nothwendigkeit auf, eine den realen Ber 
hältniffen Rechnung tragende Reform des Bundes in Anregung zu bringen. 
Das Bedürfniß derjelben wird fih für ung um fo dringlicher fühlbar 
machen, je weniger wir auf die eben geftellte Frage binfichtlicy des Bei- 
ftandes, den wir zu gewärtigen haben, eine befrtedigende Auskunft er⸗ 
langen; abweijen aber können wir es in Teinem Falle, und wir glauben 
in der That, daß wir dabei nicht nur im unferem eigenen Jutereſe 
handeln. Schon durd die geographijche Tage wird das nterefie Preußens 
und Deutſchlands identiſch — dies gilt zu unfern, wie zu Deutſchlands 
Gunften. Wenn wir Deutihlands nicht ficher find, ift unfere Stellung 
gerade wegen unjerer geographifchen Tage gefährdeter, als die der meiſten 
andern europäifhen Staaten; das Schidjal Preußens aber wird da3 
Schickſal Deutihlands nah fih ziehen, und wir zweifeln nicht, daß, 
wenn Preußens Kraft einmal gebrochen wäre, Deutſchland an der Politik 
der europäijchen Nationen nur noch paffiv betheiligt bleiben würde. Dies 
zu verhüten, follten alle deutfchen Wegierungen als eine heilige Pflicht 
anjeben, und dazu mit Preußen zuſammenwirken. Wenn der deutjde 
Bund in feiner jegigen Geftalt und mit feinen jegigen politifchen und 
militairifchen Einrichtungen den großen, europäiſchen Kriſen, die aus mehr 
als einer Urſache jeden Augenblid auftauchen können, entgegengehen jel, 
fo ift nur zu fehr zu befürchten, daß er feiner Aufgabe erliegen und | 
Deutichland vor dem Schidjale Polens nicht ſchützen werde. ' 
Wir erfuchen die.... Regierung auch ihrerfeits, die Berhältnifie 
ernftlih und eingehend in Erwägung zu ziehen, und behalten wir un? 
baldige weitere Eröffnungen in diefer Richtung vor. Zunächſt aber haben 
wir von derjelben eine Beantwortung der oben angedeuteten Frage zu 
erbitten, ob und in welden Maße wir auf ihre Unterftügung in dem 
Falle zu rechnen haben, daß wir von Defterreich angegriffen oder durh 
unzweideutige Drohungen zum Kriege genöthigt erden? | 
En..... . erjuche ich ergebenft, dieſe —* begleitet von den in 
gegenwärtigem Erlaß entwickelten Betrachtungen, welche ſie zu dem Ende 
vorzuleſen ermächtigt ſind, dem Vertreter der dortigen Regierung mündlich 
aber amtlich vorzulegen. | 
Ueber die Aufnahıne, welde die Eröffnung gefunden haben wird, 
jehe ich Ihrem fchleunigen Berichte entgegen.“ | 
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3. April. Erfte Anknüpfung mit Stalien: Sendung 
Govones. 
Depeſche Lamarmora's wegen Abſchluß eines Allianz⸗ 
vertrages. 


„Der General Govone, der Ihnen dieſes Schreiben überbringt, iſt beauf⸗ 
tragt, bei ber preußiſchen Regierung eine Miſſion von beſonderer Wichtigkeit zu 
erfüllen. Er beſitzt das volle Vertrauen des Königs und feiner Regierung und 
6 Bitte Sie, Herr Minifter, ihn in biefer Eigenichaft Sr. Ercellenz dem Grafen 
ron Bismard und nah Umfländen auch Sr. Majeſtät dem Könige Wilhelm 
rerzuſtellen. Der General Govone Tennt die Abfichten der Königlichen Regierung 
ißer die gegenfeitige Lage von Preußen und Deftzrreih. Sie wiffen, Herr Minifter, 
anjere Entſchlüſſe hängen ab von den Entichlüfien Preußens, von den Engage- 
mente, die es geneigt ift einzugehen, und endlich von ber Zragemweite bes Ziele, 
das es fich geftellt hat. Wenn Preußen bereitift, entiheibungsvoll und 
stünblid in eine Politik einzugeben, die feine Größe in Deutid- 
land fihert, wenn bei der Bebarrlichleit Defterreich8, eine feind- 
jelige Bolitil gegen Breußen und Italien zu verfolgen, ber Krie; 
in von ber preußifhen Regierung wirklich acceptirtes Ereignih 
it, wenn man enblidh in Berlin geneigt ift, mit Italien fid in 
Roransficht eines beftimmten Zieles fiherzuvereinbaren, glauben 
mir, daß der Augenblid gelommen if, wo Preußen nicht länger 
‚gern darf, fih uns gegenüber freizuäußern, und wir find bereit, 
mit ihm in einen Austaufh von Mittbheilungen einzugeben, ber 
ihn beweifen wird, wie ernfllih gemeint unfere Vorſchläge find. 
die Miffion des Generals Govone hat den Zweck, ſich der militäriihen Maß⸗ 
:tseln, welche Die Regierung Sr. Majeftät des Königs von Preußen in Folge der 
segewärtigen Lage im Einverftändniffe mit uns zu unjerer gegenfeitigen Ber: 
tbabigung eingehen würbe, zu verfibern. Die Mitglieder des Cabinets in Berlin 
eder bie Berfonen des Hofes, die von Sr. Majeftät dem Könige oder von Sr. 
Ereellenz; dem Minifterpräfiventen berufen fein jollten, mit dem General Govone 
a Verbindung zu treten, können fi (unb wir bitten Sie, ihnen die Verſicherung 
zaron zu geben) ihm gegenüber ausſprechen mit der Klarheit ber Präcifion, bie 
ter Gegenfland dieſer Miffion erfordert, und mit ber Berficherung der beſonderen 
Bidtigfeit, die wir ben beilegen, was uns durch feine Vermittlung zugeben wird. 
Die bervorragenven Eigenſchaften bes General® Govone und bie Miffionen, 
die er ſchon erfüllt bat, find mir eine befondere Garantie, daß dieſe Miffion 
ıtren Zweck erfülle, ber, wie ich oben fagte, darin befteht, mit Klarheit Die gegen- 
sätige Lage von Italien und Preußen in Hinficht auf bie fich filr Europa anfündenden 
Scmidinngen zu beflimmen. 

Die Regierung bes Königs ermächtigt Em. ... und den General Govone, mit 
der Regierung Sr. Majeftät des Königs von Preußen ein Uebereinkommen (accordo) 
af folgenden Grundlagen abzuſchließen: Die beiden Souveräne, von bem 
Vunſche befeelt, die Bürgichaften des allgemeinen Friedens zu befeftigen, indem 
ne den Bebürfniffen und gerechten Beſtrebungen ihrer Nation Rechnung tragen, 
würden ein Bündniß abfchließen, das zum Iweck hätte: 1. entflebenden Falles 
durch Waffengewalt die Vorſchläge aufrecht zu erhalten, welche von Sr. preußifchen 
Rejeftät bezliglich der Reform der Bundesverfaſſung in einem ben Bedürfniſſen 
ter Nation entſprechenden Sinne gemacht worben find; 2. bie Ceſſion der Oeſter⸗ 
eich unterworfenen italieniſchen Gebiete an das Königreich zu erwirken. Piemont 
kegann 1859 das Werk der Befreiung der italieniſchen Erde mit dent edlen Bei- 
"ande Frankreichs. Wir wünfchen, daß diefes Werk in nicht zu ferner Zukunft 
en Italien vollendet werde, vielleicht in einem Unabhängigkeitskriege, ber an ber 
Seite derjenigen Macht gelämpft würbe, welche die Zukunft bes beutfchen Bolles 
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vertritt, im Namen eines ibentifchen Nationalitätsprincip®. Unter ben Löfungen, welde 
zumal in dieſen letzten Zeiten für bie venetianifche Frage vorgeſchlagen wurben, 
würde biefe beffer als jede andere uns geftatten, in ber Logik unferer pofitiichen 
und internationalen Situation zu verbleiben und unfere natürlichen Allianzen, 
auch die entfernteften, zu wahren. Wir werben überbies erfreut fein, Preußen im 
MWiderftande gegen die Pläne bes öſterreichiſchen Kaiſerthumes zu unterftügen, 
indem baffelbe fi entichieden an bie Spite ber beutichen Nationalpartei fell, 
jenes Barlament einberuft, das feit jo vielen Jahren Gegenflanb ber Wünſche 


ber Nation war und für Deutichland, fo wie es in Italien geihab, ben Kor: 


ſchritt ber freifinnigen Iuftitutionen mittels Ausichließung Oeſterreichs fichert.“ 


8. April. Der Abſchluß einer vorläufigen Hebereinfunft 


auf drei Monate, im Wejentlihen nad) den Vorſchlägen 
Lamarmora’d, jedoch ohne auddrüdlihe Beitimmung in 


Betreff der „Erwirkung der Ceſſion der Defterreih unter: 


worfenen italieniihen Zerritorien.” 


Zur Stellung Sranfreidß. 
31. März. Drouin be Lhuys an Benebetti. 


— — „Bir find fort und fort in unferer bisherigen Stellung: wir ertennen 
volllommen die Bedeutung der Krifis, welder wir beimohnen, aber wir ſehen 
in dem Streite, wie er fich bisher barftellt, Leinen ausreichenden Grund, unſere 


neutrale Stellung aufzugeben. Wir haben uns barüber offen gegen Preußen 


ausgeiproden. Als wir Seitens des Wiener Cabinets gefragt wurben, baben 
wir ihm gleichfalls erklärt, daß wir neutral bleiben wollen, obwohl man uns ren 


bort zu verftehen gab, daß unſere Neutralität für Preußen günftiger jei, ala für 
Defterreih. Wir werben daher den Streit mit Waffen, Falls er 





ausbreden foll, in unferer bisherigen Stellung erwarten. De 


bie 
Bang der Ereigniffe wird uns die Natur und Tragweite der auf dem Spiel 
ſtehenden Intereſſen beftimmter erlennen laffen, und die Ausdehnung, welde 


«önig ſelbſt hat mit Ihnen anerkannt, daß die augenblidlichen Umfände nicht 
rundlage für eine Berftändigung bieten, welde Se. Majeſtät wünſcht. Te 


der Krieg gewinnen wird, fowie die Fragen, welde er anregen 
wird, werben die Elemente einer Berfländigung zwifhen Preußen 


und uns ergeben.“ 


Zur Stellung Rußlands. 
10. April. Benedetti an Drouin de Lhuys. 


— — „Da ih von Rußland fpreche, laſſen Sie mich bemerken, daß ic keit 
langer Zeit nicht ohne Berwunberung beobachtet habe, mit welcher Gleichgültigleit 
das Cabinet in St. Petersburg von Anfang an. die Anfprüde Preußens und die 
Möglichkeit eines Konflikts zwifchen den beiden deutſchen Mächten anfieht; und 


daß mir nicht weniger die forttauernde Zuverficht aufgefallen ift, im welcher ih 


Herrn von Bismard in Bezug auf die Haltung und die Abfichten bes nordijchen 


Kaiſerreichs gefunden babe.” 
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40. Bie Berwickelung mit geſterreich und die deutfche 
Bundesreform. 
Die Kriſis in Schleöwig- Holftein und die Bundesver⸗ 


hältniffe. 
Notiz der „Provinzial- Korrespondenz“ vom 14. März. 


„se mehr die Lage ber jchleswig-holfteinichen Angelegenheit zu einer Ent: 
ikeidung zu brängen fcheint, befto mehr macht fih in Deutihland das Bewußt⸗ 
win geltend, daß, falls es nicht gelingen follte, biefe Enticheidung lediglich auf 
tem Wege des feitherigen buntesfreundlichen Einverftändniffes zwiihen Preußen 
md Deſterreich herbeizuführen, auch bie Berhältniffe des deutſchen Bundes und 
teren nothwendige Enwickelnng vorausfichtlich von Neuem in Frage lommen müßten. 

Belanntlich hatte Defterreih im Jahre 1863 durch den Fürſten⸗Congreß 
zu granffurt a. M. eine Umbildung der deutſchen VBerhältniffe angeftrebt, deren 
Blan in der dort vereinbarten „Reform⸗Acte“ niedergelegt war. Die Preußiiche 
Regierung, welde die Theilnahbme an dem Kongreß abgelehnt hatte, wies auch 
ten ihr mitgetheilten Reformplan zurüd, weil fie in demſelben die Bürgichaften 
vöt fand, daß bei der beabfichtigten neuen Einrichtung bes Bundes die wahren 
Lerärfniffe und Intereſſen der deutfchen Nation zur Geltung gelangen könnten. 
In einer Denkichrift vom 15. September 1863 legte das Preußiſche Staatsmi⸗ 
sifterinm bie Grundfäge dar, von welchen nach feiner Auficht eine erfprießliche 
Keierm des Bundes ausgehen müßte. Defterreich wies in einer Erwiberung vom 
a, October 1863 die Auffaffung Preußens zurüd. Die Hoffnung ber öfterreichi- 
‘sen Regierung aber, daß bie Frankfurter Vereinbarungen auch ohne den Bei- 
tt Preußens nicht ohne praltiſches Reſultat' bleiben würden, ging nidt in Er» 
tlung; vielmehr gerieth die Frankfurter „Reformacte” feit dem Eintritt ter 
dleswig⸗ heffteinfchen Angelegenheit zunäcft in Bergeffenbeit. 

Die Preußifche Regierung würde, falls jetzt die Nothwenbigkeit hervorträte, 
de Umbifbung ber Bunbesverhältniffe wieder ins Auge zu faflen, vermuthli an 
fre Vorſchläge in der erwähnten Denfichrift wieder anknüpfen.“ 


Antrag auf Bundesreform. 
9, April. Erklärung ded preußiſchen Geſandten am 
Bundestage. 


Der Gefandte ift von feiner Allerhöchſten Wegierung beauftragt, 
einen der Reform des deutfchen Bundes betreffenden dringlichen Antrag 
zu beſchleunigter Erwägung und Beihlußfaflung zır unterbreiten. 

Eine Reform der Bundesverfaſſung iſt feit langer Zeit und fchon 
von der Kriſis des Jahres 1848 von der Königl. Regierung als ein 
wnabweisbare3 Bedürfnig anerkannt worden. In diefer Weberzeugung 
aber flimmte fie fo vollfonımen mit der ganzen Nation und insbejondere 
ud mit der von den übrigen dentfchen Regierungen außgelprodjenen und 
durch mehrfache Verſuche praktifcher Löſung bethätigten Anſicht überein: 
dab fie glaubt, ſich der Verpflichtung entheben zu köunen, im Allgemeinen 
diejenigen Gründe noch näher zu entwideln, melde im Intereſſe der Ges 
ſammtheit und nach Maßgabe der realen Berhältnifie die gegenwärtig be= 
tchende Bundesverfaflung als ungenügend erjcheinen laffen. 

. Die Königliche Regierung will nur noch an die aus diefem Bedürf⸗ 
mg hervorgegangene Berufung des Fürftentages nah Frankfurt a. M. 
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im Jahre 1863 erinnern. Oeſterreich hat damals erflärt, daß weder es 
felbft, noch Preußen „fi mit irgend einem Grabe von Vertrauen auf 
den Bund in feinem jegigen Zuftande ftügen könne,“ und es bat die 
Hoffnung, „daß die morſchen Wände den näcften Sturm noch aushalten 
möchten,“ als einen bloßen Wunjch bezeichnet, der dem Gebäude die 
nöthige Feſtigkeit nicht wiedergeben könne. Wenngleich Preußen an den 
damaligen zur Abhülfe dieſes Zuftandes eingeleiteten Schritten nicht hat 
Theil nehmen tönnen, fo bat e8 doch außdrüdlich auch feinerjeit3 bei 
diefer Gelegenheit Beranlafjung genommen, da8 Bedürfnig der Reform 
anzuerkennen, und in feiner Eröffnung an die deutfchen Regierungen vom 
22. September 1863 fi) darüber Har ausgefprochen. 

Seit jener Zeit find wichtige Ereigniffe eingetreten, welche bie 
Schäden der beftehenden Bundesverhältniffe in ein noch helleres Licht ge 
ftelt haben, und Die gegenmärtige politifche Kriſis ift geeignet, die 
fchweren Gefahren vor aller Augen darzulegen, welche aus einer längeren 
Fortdauer des unbaltbaren Zuftandes für die Wohlfahrt und den Frieden 
des Baterlandes erwachſen müſſen. 

Zunächſt hat der dänifche Krieg gezeigt, daß der Bund in feiner 
gegenwärtigen Geftalt für die Sicherheit der nationalen Unabhängigkeit 
und für die Erfordernifle einer activen Politik, wie ſolche in großen poli 
tifhen Krijen jeden Augenblid hervortreten Tünnen, auch unter den gün- 
ftigften Verhältniſſen nicht ausreichend if. Denn ſelbſt hier, wo die beiden 
deutfchen Gropmächte in voller Einigkeit der Nation vorangingen, hat es ani 
Grund der Bundesinftitutionen nicht gelingen wollen, Deutfchland an einer 
activen, nationalen und erfolgreihen Politik Theil nehmen zu laflen. 

Insbeſondere ift in diefer Epoche auch ermwiefen worden, daß die 
YBundesmilitatreinrichtungen nicht in der für die Sicherheit Deutſchlands 
unbedingt nothwendigen Weife geordnet find: eine Erfahrung, melde die 
Königliche Regierung vorausgejehen und der fie ihrerſeits Durch Die erniteiten, 
leider jedoch vergeblihen Bemühungen für eine rechtzeitige und wirkſame 
Reform diejes Theils der Buudesinftitutionen vorzubeugen geſucht hatte. 

Sodann aber hat die gegenwärtige Phafe ber politiihen Situation 
der Königlichen Regierung die Ueberzeugung geben müjjen, daß der Bund 


in feiner jegigen Verfaſſung felbft die inneren Gefahren zu überwinden 


nit in der Lage ift. 

Die Bundesverfaffung beruht überhaupt auf der Vorausſetzung, daß 
Defterreih und Preußen in ihrer Politik fi einig willen und einig auf 
treten; und wenn die Bundeseinrichtungen noch immer haben fortbeftehen 
fönnen, fo ift dies vorzugsweiſe der im Geſammtintereſſe fortgejegt be 
wiefenen Nachgiebigteit Preußens gegen Defterreich zu danken. 


Einen ernfthaften Antagonismus aber zwiſchen Defterreih und 


Preußen können die Bundesverhältniffe nicht ertragen, und die gegen- 
wärtige gefpannte Situation zwiſchen beiden “Mächten hebt daher in 
Wahrheit gerade die Vorausſetzungen auf, welche allein die volle Durch⸗ 
führung der Bundesverfaffung möglich machen, 

Bon diefem Gefichtäpunfte aus jah fi die Königliche Regierung 
veranlagt, an die einzelnen deutjchen Bundesregierungen ih zu wenden 
und an fie eine Anfrage über die von ihnen zu erwartende Unterftügung 
im Falle eines Angriffes gegen Preußen zu richten. 

Die hierauf erhaltenen Erwiderungen Können indeß der Königlichen 
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Regierung in leiner Weife zu einer Berubigung dienen, welche fie über 
die Unzulänglichkeit der Bundesverfaflung Kin hinwegſehen ließe. 

Im Angeſicht drohender öfterreichifcher Rüſtungen iſt die Königliche 
Regierung von den übrigen deutfchen Regierungen auf den Artikel XI. 
der Bundesacte verwiefen worden, d. h. auf einen in der Bundesver⸗ 
ſammlung zu flellenden Antrag, während defien Prüfung und Berathung 
die Rüſtungen und Sriegövorbereitungen ihren Fortgang gehabt haben 
märden und voraußfichtlich lange vor der Yallung eines Bundesbefchluffes 
auf einem Punkt gediehen fein dürften, wo ſich der Krieg nnmittelbar 
aus denfelben entwidelt hätte. Ein folcher Hinweis auf Artikel XL Tann 
daher nur bedeuten, daß Preußen in dem bezeichneten Zalle ganz allein 
af ſich umd feine eigene Kraft angewiejen fein und ihm die Hülfe des 
Bundes in jedem alle zu ſpät kommen würde. 

In verftärktem Made aber wird dieſe Berjpätung bei jeder europät- 
ſchen Complication oder jeder Bedrohung durch eine auswärtige Macht 
antreten und mit Preußen auch das übrige Deutjchland einem auswär⸗ 
tigen Angriffe unvorbereitet gegenüber ftellen. 

Bei der jegigen Organifation der Militairmaht in allen großen 
Staaten entwideln fich Kriege rafcher, ald die Bundesbefchlüffe unter den 
biöberigen Formen. Soll Preußen aber in den großen europäijchen 
Kriien auf feine eigenen Kräfte angewieſen bleiben, fo verlieren die 
Bundeseinrichtungen nicht allein ihren Werth für daffelbe, jondern fie 
werden ihm zu Hinderniffen und Hemmungen in der Entfaltung feiner 
Kräfte und der Yaflung feiner Entſchlüſſe: ein Verhältniß, bei welchem 
jede8 natırgemäße und richtige Maß von Reiftungen und Gegenleiftungen fehlt. 

Wenn die Königliche Regierung in erfter Linie die politiſche und 
militairiſche Mangelhaftigkeit der Bundesinftitutionen hervorheben zu 
müſſen geglaubt hat, jo ift e& kaum nöthig, noch beſonders darauf hinzu- 
werien, wie viele daß Intereſſe der Nation in ihrer inneren Entwidelung 
nahe berührende Fragen auf anderen Gebieten durch eine entjprechende 
Mangelhaftigkeit des Bundes unerledigt geblieben find. 

Zollverein bat nach einer Seite hin dem Bedürfnifje, welches 
der Bund nicht befriedigen konnte, abgeholfen, aber e8 bleiben noch genug 
andere Bedürfnifje des Volkes übrig, um auch mit Ruckſicht auf diefe 
da3 Berlangen nad einer Reform zu begründen. 

Bon allen Seiten ber drängt fi) demnach die Nothwendigkeit auf, 
die große Frage nicht länger zu verfchieben. Eine hervorragende deutjche 
Kegierung hat in ihrer nah Berlin und Wien gerichteten aniiden 
Mittheilung den Gedanken ausgeſprochen, daß die gegenwärtige zwischen 
Preugen und Defterreih drohende Kriegsgefahr der Ausdrud des Miß⸗ 
behagens über die mangelhafte Geftaltung der Bundesverhältniffe fei, 
und es ift hieran der Ausdrud der DBereitwilligleit geknüpft morden, 
ihrerſeitz auf Berhandlungen über eine Umgeftaltung der Bundesverhält⸗ 
niſſe einzugeben. Die Königliche Regierung jelbit Tann um fo weniger 
an einer gleichen Bereitwilligteit aller ihrer hohen Mitverbindeten zweifeln, 
als folhe eben fo fehr durch das Intereſſe jedes einzelnen deutſchen 
Staates wie des geſammten Baterlandes geboten ift. 

Denn wenn Deutfchland in derjenigen Verfaſſung, in welcher es ſich 
gegenwärtig befindet, großen europätfchen Kriſen entgegengehen follte, fo 
wird es entweder der Revolution oder der Fremdherrſchaft verfallen. 

Fark Bifmard. 25 
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Zu der Frage nun von der Neugeftaltung der Bundesperfaffung 
felbft kann fi die Königliche Regierung, was ihren eigenen Standpuntt 
betrifft, im Wefentlihen auf bie am die beutichen Regierungen unter dem 
22. Sept. 1863 gerichtete Eröffnung einfach zurückbeziehen. 

Sie glaubt indeß ſchon jegt darauf bedacht fein zu follen, daß neuen 
Verhandlungen ein befierer Erfolg als bisher gefichert werde, und daß 
die Bundesverfammlung zuvörderſt die Mittel und Wege in ernſteſte 
Erwägung ziehe, welche den Regierungen wie der Nation in diefer Hinfiht 
eine beruhigende Zuverficht für die weitere Entwidlung der Angelegenheit 
gewähren können. 

Die Geichichte der mannigfachen in den leiten Jahrzehnten unter: 
nommenen Weformverjuche hat erfahrungsmäßig gelehrt, daß weder die 
einfeitigen Verhandlungen unter den Regierungen, noch die Debatten und 
Beichlüffe einer gewählten Berfammlung allein im Stande waren, eme 
Neugeftaltung des nationalen Berfaflungswerkes zu fchaffen. 

Wenn erftere immer bei dem Austaufch verjchiedenartigfter Mei- 
nungen und der Anfammlung eines endlofen Materials ftehen geblieben 
find, fo gefchah dies, weil e8 an der außgleihenden und treibenden 
Kraft des nationalen Beiftes bei diefen Verhandlungen fehlte und 
die partitulariftiihen Gegenſätze zu ſchroff und einfeitig dabei feflge- 
halten wurden. 

Ein folder, zu höherer Einigung der Gegenfäge führender Factor iſt nur 
in einer aus allen Xheilen Deutſchlands gewählten Berfammlung 
zu finden. Wollten dagegen die Negierungen einer ſolchen Berfammlung 
allein die Initiative bezüglih der Weconftruction der Bundesverfaffung 
überlaffen, wie dies im Sabre 1848 geſchah, jo würden diefelben Ge⸗ 
fahren der Ueberhebung und der Nichtachtung des in deutfcher Eigenthüm⸗ 
lichkeit wirklich Begründeten wieder erwachen und damit auch die Hoffnungen 
des deutichen Volles einer neuen Täuſchung entgegengeführt werben. 

Nur dur ein Zuſammenwirken beider Factoren kann daher, nad) 
der feften Ueberzeugung der Königlihen Regierung, das Biel erreicht 
werden, daß auf dem Grunde und innerhalb des Rahmens des alten 
Bundes eine neue lebensfähige Schöpfung erftehe. 

Diefe Erwägung ift es, welche die Königliche Regierung zu dem 
Vorſchlage an ihre hohen Mitverbündeten beflimmt, Die Reform des 
Bundes jofort damit in Angriff zu nehmen, daß zur Mitwirkung für die 
Neugeftaltung der Berfafiung dur Bundesbeichluß eine allgemeine deutſche 
Berfammlung von gewählten Vertretern berufen werde. 

Die Königliche Regierung hat bereit3 in ihrer oben erwähnten Dar: 
legung vom 22. September 1863 entwidelt, in welcher Weife eine Ber: 
fammlung, wie fie bier ins Auge gefaßt tft, am gmedentfprechenhften ges 
bildet werden könne. Sie mu auch jegt an der damals vertretenen 
Anficht feſthalten, daß für eine Verſammlung, berufen, um insbefondere 
das Intereſſe der Geſammtheit und das einheitliche Princip ala foldes 
ur Geltung zu bringen, der Grundſatz der directen Volkswahl 
a ode zur Delegation der Einzeln⸗Kammern allein annehmbar 
erjcheint. 

Das allgemeine Stimmrecht aber muß für den im Auge gehabten 
Zwed und bei der Nothwendigkeit, die verjchiedenften partikularen Ber- 


hältnifje einem Maßſtab dienftbar zu machen, als das allein Mögliche 
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kezeichnet werden, und nimmt die Königliche Regierung um fo weniger 
Anſtand, diefe Form der Wahl in Vorfchlag zu bringen, als fie diefelbe 
ir das confernative Princip förderlicher erachtet, wie irgend einen anderen 
af künftlihen Sombinationen berubenden Wahlmodus. 
Die näheren Beftimmungen für Ausführung der Wahl werden leicht 
ben fein, nachdem exit daß allgemeine Brincip der Wahlen feft- 


Es ift bereit3 entwidelt worden, daß die Königliche Regierung es 
fir rathſam erachten muß, wenn die Megierungen nicht der gewählten 
derſammlung die Initiative der Reform allein überlaflen, und fie beab- 
hätigt daher auch, fofort mit ihren hohen Bundesgenofien in die Ber: 
handlung fiber das Materielle der Frage felbft einzutreten. 

Um ſolche zu einen erfolgreihen Abſchluß zu führen, muß ſich aber 
die Beſchränkung dieſer Verhandlung auf den weſentlichſten Punkten von 
entthieden praftifcher Bedeutung empfehlen. 

Wenn die Berhandlungen nun auf foldhe Weife dem wahrhaft 
dringenden Intereſſe der Nation und dem erfahrungsmäßigen Nothwendigen 
jugewendet werden, jo wird die Zeit zwiſchen der Berufung und dem 
Zzuſammentritt des Parlament? unzweifelhaft hinveichen, um die Grund⸗ 
In einer Vorlage feitzuftellen, welche im Namen der Geſammtheit der 

egierungen der Berjammlung zur Prüfung vorzulegen find. 

Die Beftimmmmg eines feiten Termins für die Berufung des Parla⸗ 
mentes wird aber der Nation zugleich die große Gewähr bieten, daß die 
Behandlungen zivifchen den Regierungen über die zu machenden Reform 
eoriläge nicht vollftändig ind Ungewiſſe fich hinausziehen können. 

Indem die Königlihe Regierung alles Weitere den Verhandlungen . 
mit ‚een hohen Bundesgenofjen vertrauensvoll vorbehält, ftellt fie jetzt 
en Antrag: 

Hohe Bundesverjammlung wolle bejchließen: 

eine aus directen Wahlen und allgemeinem Stimmrecht der gan 
Nation hervorgehende Berfammlung für einen noch näher zu be= 
fiimmenden Tag einzuberufen, um die Vorlagen der deutichen Re⸗ 
gierungen Über eine Heform der Bundeöverfaffung entgegenzunehmen 
und zu berathen; in der Zmwijchenzeit aber, 5bi8 zum Zuſammen⸗ 
tritt derfelben, durch Verjtändigung der Regierungen unter einander 
dieſe Vorlage feitzuftellen.“ 


Die Bedeutung des Schrittes der preußifchen 
Regierung. 
Aus der „Provinzial- Eorresponbenz.” 


_ nUnfere Regierung hat mit ihrem Antrage für Die Bundes» Reform ein 
Werl von ber höchſten Bebeutung in die Hand genommen. 

Der Charakter der jetigen Regierung bürgt dafür, daß fie es in dem vollen 
Denußtfein der damit übernommenen ſchweren Verantwortung und mit bem 
Bilen entſchiedener Fräftiger Durchführung begonnen bat. 

Eie rechnet dabei auf die volle Hingebung bes preußifchen Volles an feinen 
Sen nationalen Beruf, fowie auf den Ernft nationaler VBegeifterung in ganz 

and, 

Die deutichen Regierungen werben fi nicht verhehlen können, welche Ber- 
nivertung in Bezug auf dad Gelingen der wichtigen Aufgaben zunähft auf 

25 * 
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ihnen rubt, und wie fie fich ben Pflichten für dieſelbe nicht ohne ſchwere Folgen 
entziehen könnten. 

Es ift begründete Ausfiht vorhanden, baß mehrere ber bebeutenbfien dem⸗ 
ſchen Regierungen bereit find, Preußen auf dem betretenen Wege mit Entſchieden⸗ 
heit zu folgen. 

Die ernft patriotiihen Männer im beutfchen Volle aber mögen alle Be- 
denken und allen Haber bes Parteiweſens in bochherzigem Entichlufje bei Seite 
jegen und mit lebendiger Zuverſicht die Gelegenpeit ergreifen, um im Berein mit 
ber Preußifhen und mit gleichgefinnten Regierungen das alte Sehnen bes beut- 
ſchen Bolles nach kräftiger Einigung erfüllen zu beifen. | 

Das walte Gott!” 


27. April. Mittheilung an die deutjhen Regierungen 
über den Reformantrag. 


Depeiche ded Grafen von Bismarck an die Vertreter 
bei den deutjchen Regierungen. 


„Der NeunersAusfhuß, welcher unferen Antrag vom 9. April d. J. 
auf Einleitung der YBundesreform durd) Berufung eines Parlaments, der 
Bundesverfammlung zur Beſchlußfafſung zu unterbreiten bat, ift am 
26. April gewählt worden, und e8 handelt fi) nunmehr um Befchleunigung 
der Entſcheidung diefer Borfrage. Während das Reformbedürfniß von 
allen Seiten längft anerlannt it, und während die Nothwendigkeit der 
parlamentarifchen Mitwirkung an der Bundesreform kaum noch ernftlic 
beftritten werden Tann, tritt uns in ben Erklärungen verfchiedener Re⸗ 
gierungen in der Bundestagsfigung vom 21. April und auf anderen 

egen die Auffaffung entgegen, daß vor der Beſchlußnahme über die 
Parlamentöberufung erft über die materielle Seite der Reformfrage zwiſchen 
den Wegierungen eine Einigung zu erzielen fei. Man erwartet von un3 
die Einbringung unferes vollftändigen Reformplanes in den Ausſchuß 
und eine Megierung geht ſoweit, jogar den Beginn der Thätigkeit deffelben 
von einer ſolchen Mitiheilung abhängig machen zu wollen. Diefer Auf: 
faflung gegenüber, deren Verwirklichung die Beſeitigung jedes ermfthaften 
Keformverjuhs wäre, müflen wir darauf aufmerffam maden, daß nad 
unferen Antrage und dem Bundesbeſchluſſe vom 21. April die Aufgabe 
des Neuner-Ausfchufles nicht die Verhandlung über die dem Parlamente 
zu machenden Neformvorlagen, fondern die Berichterftattung darüber ill, 
ob von Bundeswegen die Einberufung einer aus directen Wahlen hervor 
gehenden Dolfönertzetung, zur Berathung der Bundesreform zu bejchliepen 
jei oder nicht. Unfere Borjchläge für die Reformporlagen werden 
wir unferen Bundesgenojfen erft dann vorlegen, wenn ber 
Zufammentritt des Parlaments zu einem beftimmten Termine 
gefihert if. Wir werden bei den Ausfchußberathungen die Gebiete 
des Staatslebens bezeichnen Tünnen, auf welche unſere Vorſchläge fi er 
fireden werden. Es find größtentheits ragen, welche ſich auf die Sicher 
ftellung der höchſten Zwede des Bundes beziehen, die bereit8 Gegenftand 
der eingehendften Verhandlungen geweſen find und deshalb eine Ber: 
fändigung zu einem beftimmten Termin möglid machen. Wir werden 
uns, um dieß Biel zu erreichen, gern befcheiden, nur die allernothwendigften 
Fragen anzuregen, da und dadurch der Erfolg des Reformperſuchs am 
meiften gefördert erjcheint. An eine Verfländigung der Regierungen über 
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den Inhalt und Text der Borfchläge aber glauben wir nicht, wenn für 
tiefelbe nicht ein Präckufivtermin mit der Ausſicht auf die fördernde Mit⸗ 
wirkung des in der Bollövertretung liegenden einheitlichen und nationalen 
Factors geftellt wird. Nach den mit den Reformverfuchen in den lebten 
Jahrzehnten gemachten Erfahrungen halten wir es für ganz zweifellos, 
daß ohne die ſelbſt auferlegte Nöthigung, welche in der vorherigen Feſt⸗ 
jegung des Termins für die Parlaments» Eröffnung liegt, an eine Ber- 
fändigung der Regierungen auch nur über die allernothwendigften Reformen 
gar micht zu denken if. Wir ftehen mit diefer Ueberzeugung, für welche 
die eclatanteften Thatjachen fprechen, gewiß nicht allein. Sind doch die 
Gefahren, welde dem Bunde von außen drohten, nicht ausreichende 
Motive gemefen, um fir die dringend nothwendige Reform der Bundes- 
friegäverfaflung auch nur die erften Schritte zu Wege zu bringen, zu 
welher Breußen feit 4 Jahrzehnten wiederholt in energifcher Weife den 
Anſtoß gegeben hat. Und hat doch noch im legten Jahrzehnt, Angefichts 
des ſtets drohenden dänifchen Krieges, die Verhandlung über die Akten. 
dertheidigungs⸗ und Ylotillenfrage, wo es ſich bei Preußens Opfermillig- 
keit mm um gan geringfügige Zeiftungen Seitens ber Bundesgenofien 
handelte, trog aller unjerer Bemühungen am Bunde und bei den Re⸗ 
gierungen, feit 1859 bis jett ausſichtslos geſchwebt. Die Beftimmung 
des Zermind der Parlaments-Eröffnung vor Beginn der Re» 
gierungsverhbandlungen über die Reformvorlagen ift der Kern 
anfere® Antrages vom 9. April Mit der Ablehnung diejer 
grage wäre die ernftlide Behandlung der Bundesreform 
überhaupt thatſächlich abgelehnt.“ 


11. Mai. Nähere Andeutungen über die Bundedreform. 


Bei der Conftituirung der Bundesreform⸗Commiſſion ſtizzirt der 
Breußifche Geſandte die Reformvorſchläge wie folgt: 

P) Einführung einer periodiſch einzuberufenden Nationalvertretung in 
den Bundesorganigmus. Durch Beihlußfaffung der Nationalvertretung 
wird auf fpeciell bezeichneten Gebieten der fünftigen Bundesgefeggebung 
die erforderliche Stimmeneinheit der Bundesglieder erſetzt. 

b) Zu den Gebieten der Bundesgefeggebung, auf die fih die Come 
petenz des neugeftalteten Bundesorgans zu erifreden bat, gehören im 
Allgemeinen die in Art. 64 der Wiener Schlußacte unter dem Namen 
„gemeinnügige Anordnungen“ zufammengefaßten Materien. 

c) Als neu tritt die im Ärtitel 19 der Bundesacte ind Auge gefaßte 
Regulicung des Verlehrsweſens hinzu. 

d) Entwidlung des Urt. 18 der Bundesacte, namentlich Freizügigkeit, 
allgemeines deutſches Heimathsrecht. 

e) Allgemeine Zoll» und Handelsgeſetzgebung, unter dem Geſichts⸗ 
punkte einer regelmäßigen gemeinfamen Yortentwidlung. 

f) Die DOrganifation eines gemeinfamen Schutes des deutfchen Handels 
im Auslande, Regulirung der Confularvertretung Geſammt⸗Deutſchlands, 
gemeinfchaftliher Schug der deutfchen Schifffahrt und Seeflagge. 

g) Gründung einer deutſchen Kriegsmarine und der erfprderlichen 
Kriegshäfen zur Küftenvertheidigung. . 

h) Revifion der Bundestriegsverfaflung zum Zwecke der Eonfolidirung 
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der vorhandenen militairiſchen Kräfte in der Richtung und aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkte, daß durch beſſere Zuſammenfaſſung der deutſchen Wehrkräfte | 
die Gefammtleiftung erhöht, die Wirkung gefteigert, Die Leiflung des 
Einzelnen möglihft erleichtert wäre. 

Bezüglich der Berufung bes Parlamentes ad hoc foll fir das active 
Bahlredt das Princip directer Wahlen und des allgemeinen Stimmredhts 
maßgebend fein; ein Wahlbezirk von 80% bis 100,000 Seelen hätte einen 
Deputirten zu wählen. Bezüglich des paffiven Wahlrecht erwartet Preußen 
die Vorfchläge des Aupfchuffes, bezeichnet aber ſchon jet die bezüglichen Be: 
unse es Reichswahlgeſetzes vom Jahre 1849 für ſich ald annehmbar. 

n dieſem Sinne wäre fofort ein Wahlgefeg ad hoc zu vereinbaren. 


27. Mai. Circulardepeihe des Grafen Bismard an bie 
Bertreter bei den deutſchen Regierungen. 


„Ueber Preußens Stellung zur Bundesreform und die Abfichten, von 
denen Seine Majeſtät der König bei der jüngften Wiederaufnahme derjelbener: 
füllt.find, finden Em. :c. in Folgendem einige Betrachtungen allgemeiner Ratır, 
deren geeignete Berwerthung bei ſich darbietendem Anlaß fich empfehlen dürfte. 

enn wir in der jegigen Geftaltung des Bundes einer großen Krifis 
entgegengeben follten, fo ift eine vollftändige revolutionäre Zerrättung in 
Deutthland bei der Daltiofigkeit der gegenwärtigen Zuftände die wahr- 
fcheinlichfte Folge. Einer ſolchen Kataftrophe kann man lediglich durd 
eine rechtzeitige Reform von oben her vorbeugen. 

Es ıft nit die Maſſe der unberechtigten Forderungen, welche den 
repolutionären Bewegungen Kraft verleiht, fondern gewöhnlich ift es der 
geringe Antheil der berechtigten Forderungen, welder die wirkjamften 

orwände gi Revolution bietet und den Bewegungen nachhaltige ımd 
gefährliche Kraft gewährt. 

Unbeftreitbar ift eine Anzahl beredtigter Bedürfniffe des deutſchen 
Bolles nicht in dem Maße fichergeftellt, wie es jede große Nation bean: 
ſprucht. Die Befriedigung derfelben im geordneten Wege der Berftändigung 
berbeizuführen, ift die Aufgabe der Bundesreform. Die lettere ift recht 
eigentlih im Intereſſe des monardifchen Prinzips in Deutichland not): 
wendig. Sie foll durch die Initiative der Regierungen den Uebelftänden 
abheljen, welche in bewegten Zeiten die Quelle und der Borwand für ge- 
mwaltfame Selbfthülfe werden können. In diefer Richtung bewegen 
die Reformoorfchläge der Preußifchen Regierung. Ste werden * auf 
das Allernothwendigſte beſchränken und den Bundesgenoſſen auf das Be⸗ 
reitwilligſte mit den ihnen erwünſchten Modificationen entgegenlommen. 

Das Ziel verlangt allerdings Opfer, aber nicht von Einzelnen, 
ſondern von Allen gleichmäßig. 

Was Seine Majeſtät den König perfönlich anbetrifft, fo liegt Aller 
böchftdemfelben nichts ferner, als Seine Oundesgenoffen, die deutſchen 
Fürften, beeinträchtigen oder unterdrüden zu wollen. Allerhöchftderfeli: 
will mit ihnen als Einer Ihresgleichen gemeinfam für die gemeinjame 
Sicherheit nach innen und außen forgen, aber befier als bisher. Wer 
diefen ernften Willen und das längft auf denes Biel gerichtete Beſtreben 
Seiner Majeftät als Ergebniß perjönlichen Ehrgeizes fchildert, der entſtellt 
die Tchatjachen, welche von Allerhöchſtdeſſen Handlungse und Sinneßweiit 
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offenes Zengniß ablegen. Seine Majeftät der König find ſtets weit davon 
entfernt gewefen, einen Ehrgeiz zu begen, der auf Koften der Nachbarn 
md Bundesgenofien Befriedigung gejucht hätte, wenn Allerhöchſtdieſelben 
auch nach mannichfachen Srfabrungen daranf verzichten müſſen, die Ber- 
leumdungen zum Schweigen zu bringen. Seine Majeftät beabfidhtigen 
auch jet mit der Bundesreform nicht, den deutfchen Fürften Opfer anzu⸗ 
finnen, welche Preußen nicht ebenfo im Intereſſe der Geſammtheit zu 
bringen bereit wäre. 

Die Bermeigerung der in den Neformvorfchlägen der Königlichen 
Regierumg aufgeftellten, verhältnigmäßig geringen und von allen heil 
nehmern — Preußen nicht ausgeſchloſſen — gleihmäßig zu machenden 
Zugeftändniffe würde unferer Anſicht nach eine fchwere Verantwortung 
fir die Zukunft involviren. 

Bir haben zunächft mit einzelnen Regierungen über unfere Borjchläge 
ane Borverftändigung verfucht, jodann im Neuner« Ausfhuß in Frank⸗ 
furt a. M. diefe Vorſchläge näher, wie folgt, bezeichnet. 

(Hier folgt die Angabe der einzelnen Punkte wie oben; dann fährt 
die Depeiche fort:) 

Auf diefe befcheidenen Forderungen haben wir uns befchränten zu 
finnen geglaubt, und zugleich die Berfiherung gegeben, daß wir, um im 
fmeblichen Wege zu einer Berjtändigung darüber zu gelangen, gern unferen 
Dundeögenofien in Modalitäten entgegenkommen würden. 

Erft wenn Preußen auf dem Wege der Berftändigung am Bunde 
und mit den Regierungen alle Mittel vergebens erfchöpft haben wird, um 
an) nur die nothdürftigften Zugeftändnifie zu erlangen, werden wir unjer 
enges Programm ermeitern. 

Em. ꝛc. wollen bei gelegentlichen Erörterungen vorftehende Andeutungen 
nıht unbenußt Laffen.“ 


41. Bepefchenwechfel über die Rüſtungen. 


31. März. Oeſterreichiſche Note. 
Der Botichafter Graf Karolyi an ben Grafen Bismard. 


„Es ift zur Kenntniß bes öſterreichiſchen Cabinets gelommen, daß Die Re- 
gerung Seiner Majeflät des Königs von Preußen, um bie Berantwortlichleit fir 
die entftandenen Beforgniffe einer Gefährbung des Friedens von ſich abzulehnen, 
tm Raiferlichen Hofe feinpfelige Abfichten beigemeflen, ja fogar auf die Even- 
mahtät einer Bedrohung ber Preufifhen Monarchie durch eine Offenfive Defter- 
teichs hingewieſen habe. Wiewohl bie Grundloſigkeit einer ſolchen Unterftellung 
in Europa allgemein befannt ift, jo muß die Regierung bes Kaifers Demungeachtet 
Verth darauf legen, gegenüber dem Königlichen Cabinet fi ausbrüdlich gegen 
üse mit der Klarheit der Thatfachen jo volllommen unvereinbare Beſchuldigung 
u verwaßren. Der Unterzeichnete bat bemgemäß ben Auftrag erhalten, bem 
Grafen Bismard in aller Form zu erklären, daß ben Abfichten des Kaifer nichts 
ferner liege, als ein offenfives Auftreten gegen Preußen. 

Nicht nur ſchließen die fo vielfach durch Wort und That erwiejenen freund» 
ſchaftlichen Sefinnungen bes Kaifers für die Perfon des Königs fowohl, wie fr 
ten hreußiſchen Etaat jede folche Abficht entichieben aus, fondern der Kaifer er- 
innert fich auch ber Pflichten, welche Defterreich ſowohl, als Preußen feierlich durch 
den deutichen Bunbesvertrag übernommen haben. Der Kaifer ift feft entichloffen, 
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feinerfeite fi nicht in Widerſpruch mit ven Beſtimmungen bes Artilels 11 der 
Bunbesacte zu ſetzen, welche es ben Mitgliebern bes Bundes verbieten, ihre 
Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen. Inbem ber lUnterjeichnete ben Herrn 
Minifterpräfidenten Grafen Bismard erſucht, dem Könige, feinem erhabenen 
Herrn, bie gegenwärtige Note zu unterbreiten, hat er ben Ausbrud der Hoffnung 
hinzuzufügen, daß das Königliche Eabinet ſich bewogen finben werbe, ebenjo be- 
flimmt und unzweibeutig, wie er Solches Namens feiner Allerhöchſten Regierung 
getban, den Berbacht eines beabfidhtigten Friebensbruches zurüdzumeiien, unb ba- 
durch jenes allgemeine Vertrauen auf die Erhaltung bes inneren Friedens Deutid- 
lands, welches niemals follte geftört werben können, wieberberzuftellen.” — — 


6. April. Preußifhe Antwort. 


. Der Gefandte in Wien Freiherr von Werther an den 
öfterreichifchen Minifter Grafen Mensdorff. 


„... Die Beforgnifie einer Gefährdung des Friedens find aus⸗ 
ſchließlich der Thatſache entfprungen, dag Defterreih, ohne erkennbaren 
Anlaß, feit dem 13. vorigen Monats begonnen bat, beträchtliche Streit: 
fräfte in drohender Delle gegen die Preußifche Grenze vorzuſchieben. 
Irgend welche Aufklärung über die Motive dieſes befremdlichen Verfahrens 
hat die Kaiſerliche Regierung nicht gegeben; denn der Behauptung, daß 
die Judenkrawalle dieſe Rüftungen nöthig gemacht hätten, ſteht der Umfang 
der legteren ebenſo entgegen, mie die Lolalität der Aufftelung der herbei- 
gezogenen Berftärlungen an der ſächſiſchen und Preugifchen Grenze, wo 
die Sicherheit der Juden niemald gefährdet war. Hätte Oeſterreich fich 
von Preußen bedroht geglaubt, fo durfte, nach den in der Note des Grafen 
Karolyi ausgeſprochenen Befinnungen, um fo ficherer erwartet werden, 
up das Wiener Cabinet die bedrohlich erfcheinenden Thatfachen mit Bezug 
auf Art. 11 der Bundesacte dem bdeutfchen Bunde angezeigt, oder doch 
menigften® zur Kenntniß der Königlichen Regierung gebracht haben würde. 
Statt deſſen vermiflen wir noch heute jeden Berfuch, den angeblich defen- 
fiven Character der öfterreichifchen Rüftungen durch Angabe irgend welden 
Anzeichens einer Gefahr, gegen welche die Bertheidigung fich richten follte, 
zu rechtfertigen. Das Geheimniß, mit welchen die Rü ngen Oeſterreichs 
umgeben werden, und das Beitreben, ihren der Königlichen Regierung 
wohlbekannten Umfang geringer erſcheinen zu laffen, als er ift, haben den 
an ſich natürlichen Eindrud nur verftärten können, daß die feit zwei 
Wochen täglich vermehrten Kaiſerlichen Truppen an der Nordgrenze Oeſter⸗ 
reichs zu einer offenfiven feindlichen Unternehmung gegen Preußen be 
ſtimmt feien. 

Dennoch bat bie Königliche Regierung vierzehn Tage lang bis zum 
28. v. M. mit der Anordnung von Bertheidigungsmaßregeln gezögert, weil 
der König, des LUnterzeichneten allergnäbdigfter derr, voraus jah, daß bie 
Anhäufung gegenüberhebender Streitkräfte den Frieden ernfter gefährden 
werde, als es bis dahin dur diplomatiſchen Schriftwechſel hatte gefchehen 
innen. Erft als, vermöge der Zahl und der Stellung der öfterreichifchen 
Zruppen an der böhmifchen Grenze, die Sicherheit Preußiſcher Landestheile 
von den Entfchließungen des Wiener Cabinets abhängig zu werden drobte, 
bat Seine Majeftät Maßregeln zum Schuge des Landes angeordnet, und 
gleichzeitig Uct davon genommen, daß es die Kaijerlich öfterreichifche Re- 
gierung war, welche aus bisher unaufgeflärten Beweggründen durch milt- 
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tamiihe Bedrohung der Preußifchen Grenze einen Zuftand der Spannung 
ihuf, von dem biß dahin in der Politik und in dem Verkehrsleben Europas 
des Anzeichen gefehlt hatte, und für welchen die Königliche Regierung die 
Verantwortung durchaus von fi weiſen muß. Hatte die Kaiferliche Regie⸗ 
rung wirklich nicht die Abficht, Preußen anzugreifen, fo vermag die König. 
—— — nicht einzuſehen, weshalb Oeſterreich jene kriegeriſchen —* 
tegeln ergriff. 

Wie der Untergeichnete den jede8 rundes entbehrenden Verdacht 
einer von Preußen beabfihhtigten Friedensſtörung in der bisherigen Rage 
beſtimmt zurlidmeift, fo ift derfelbe angewieſen, Seiner Ercellenz dem Herrn 
Grafen von Mensdorff in aller Form zu erflären, daß den Abſichten 
Seiner Majeftät des Königs nichts ferner liegt, als ein An— 
griffsfrieg gegen Oeſterreich. 

An den perfönlichen Gefinnungen Seiner Majeftät des Kaiſers hat der 
König, des Unterzeichneten allergnädigfter Herr, um fo weniger zweifeln 
Iönnen, als Allerhöchitderfelbe dieje Gefinnungen durchaus erwidert und die 
ägenen freundfchaftlichen Gefühle für feine Majeſtät von den politifchen Ver⸗ 
hältniffen nnberührt zu erhalten wiffen wird. Den mwohlmollenden Ge—⸗ 
ſinnungen, welche Seine Majeftät den Kaifer für den Breugifchen 
Staat befeelen, durh Handlungen Ausdrud zu geben, dürfte 
es der Kaiferlihen Regierung nit an Belegenheit fehlen.“ 


1. April. Weitere öfterreihifhe Depeſche. 
Graf Mensdorff an Graf Karofyi. 


„3 Überfende Ew. im Anfchluffe eine Abfchrift ber Note, mittels welcher 
der Königlich Preußiſche Geſandte Freiherr v. Werther im Auftrage feines Hofes 
te von ihnen am 31. v. Mts. an ben Herrn Grafen von Bismard gerichtete 
Rote beantwortet hat. 

Benn das Cabinet von Berlin in jener Note babei beharrt, die angeb- 
lichen Rüftungen Oeſterreichs als die Urfadhe ber entftanbenen Kriegsbeforgniffe 
tarzuftellen, fo zweifeln wir in der That, ob der Charakter der Würde, welder 
ton einer Berhandlung zwiſchen zwei großen Mächten ungertrennlich fein fol, 
ans erlaube, dieſe Behauptung nochmals ausprüdfich zu wiberlegen. Wir berufen 
ums ruhig auf das Urtheil der Welt über den Verſuch, Defterreich offenfiver Ab- 
fiäten zu beſchuldigen. Wäre die Note des Freiberrn von Werther im Rechte, fo 
mäßte Europa während ber Ietten Monate im fchweren Zraume befangen ge- 
meien fein. Daß man in Preußen laut davon fpradh, die Annerion der Herzog. 
tbämer müſſe mit Güte oder mit Gewalt vollzogen werben, — daß am 26. Ja⸗ 
nnuar eine Depeiche bes Grafen Bismard nah Wien abging, welde in allen 
Pıeugifhen Regierungs +» Organen gefliſſentlich als ber Vorbote bes Bruches be- 
zihnet wurbe, — daß nach unferer ablehnenden Antwort außerordentliche Staats- 
berathungen unter Zuziehung hoher Militaire in Berlin ftatt fanden, — daß 
Rofregeln zur Vorbereitung einer Mobilifirungs - Orbre getroffen wurben, — 
daß Preußens erfler Miniſter die Unvermeidlichkeit eines Krieges betonte, — daß 
a am 16. März die offene Frage Ew., ob Preußen bie Gafleiner Convention 
gewaltfam zu löſen beabfichtige, mit einem Nein beantwortete, welches er jelbft 
für werthlos und nichtig erflärte, — daß Preußen mit dem Florentiner Hofe 
über die Eventualität eines Krieges gegen Defterreich unterhandelte — biefes alles 
müßte eitel Sinnentäufhung gewejen fein, und ber Wirffichfeit müßten nur jene 
drohenden öſterreichiſchen Heeresmaffen angehören, welche fich feit dem 13. März 
— es if Daß Preußiſche Sabinet jeibft, welches diejes Datum anführt, — gegen 
die Preußiſche Grenze bewegt haben follen! 
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Aber die Dinge find vor Aller Augen anders verlaufen, unb fie fliehen 
noch heute anders. 

Auf ausprüdlichen Befehl Seiner Majeſtät des Kaifers wieberbole ich hiermit 
die beftimmte Erklärung, daß in Defterreih noch bis zum heutigen Tage 
feine ber Berfügungen getroffen worden ift, welde nah unjerer 
Seeresorgenifat on bie Eröffnung eines großen Krieges vorbe- 
‚reiten müffen. Es if insbefonbere feine irgend erhebliche Truppen » Concen- 
tratton, gejchweige eine Aufftelung an ber Grenze angeordnet worben, lein 
ungewöhnlicher Anlauf von Pferden, feine Einberufung von Urlaubern in nennene- 
werthem Umfange bat ftatt gefunden. Ia, ber Kaifer, unjer allergnäbigfter Herr, 
iſt in feiner Zuverficht fo weit gegangen, baß Seine Majeftät mid ermädtigt 
bat, von denjenigen Dislocationen, welche in Wahrheit vorgenommen worben 
find, dem Königlich Preußiihen Geſandten ohne Rüdhalt Mittheilung zu maden. 
Mit der vollftien Autorität bat daher Freiherr von Werther gegründete Nad- 
richten über bie biefjeitigen militairifhen Maßregeln nad Berlin melben können. 
Die Übrigen, aus welden man ben Alarmruf der Anfammlung einer Armee an 
der Norbgrenze Deflerreihe gemadt bat, muß ich mit größter Entſchiedenheit, 
wie ich es bereits wiederholt mündlich gegenüber bem Freiherrn von Werther ge 
than, für wahrheitswibrig erflären. Jede Discuffion Über die Priorität militai- 
rifher Vorkehrungen in Defterreich ober in Preußen ift endlich volllommen über 
flüffig gemacht worben durch das Wort bes Kaiſers, welches dafür, daß Oeſter⸗ 
reich keinen Angriff im Sinne babe, mittel® der Note vom 31. März Har um 
bündig verpfändet worden ift. 

Eine analoge Berfiherung, ebenfo Mar und bünbig im Namen Seiner 
Majeftät des Königs Wilhelm ertbeilt, bedingt won felbft bie beiberfeitige Gin- 
ftellung jeber weiteren Maßregel von kriegeriicher Bedeutung. 

Eine ſolche Berfiherung baben wir deshalb zu erhalten geräuiet; unt 
beute liegt wirklich, in Erwiberung auf die erwähnte Note, dem Kaiſerlichen Hole 
die förmliche Erklärung vor, daß den Abfichten Seiner Majeflät nes Könige nichts 
ferner Tiege, als ein Angriffskrieg gegen Oeſterreich. 

Der Kaifer, unfer altergnäbigfter Herr, bat auf biefe Er- 
Härung gebofft. Seine Majeftät nimmt biefelbe mit Bertrauenan. 

Ein Grund zu weiteren Rüftungen liegt ſonach nicht mebr 
vor, und da in Defterreich, wie ich im Vorſtehenden erbärtet habe, feine Kriege: 
vorbereitungen im Gange find, fo müßten wir nunmehr ber — im ber 
Note des Königlich Preußiſchen Geſandten mit Bedauern von uus 
vermißten Nachricht entgegenfehen, daß die in Preußen am 28. v. 
Mts. erlaffene Mobilifirungsordbre unausgeführt bleiben werbe 
Um eine beruhigende Mittheilung hierüber wollen Ew. unverweilt, da bas Kai⸗ 
ſerliche Cabinet nach dem ftattgehabten Notenaustaufche nicht ohne fchwere Verant 
wortlichleit gegen eine längere Yortfegung der Rüftungen Preußens gleichgültig 
bleiben könnte, den Königliden Herrn Miniſter⸗Präſidenten, welchem Sie bie 

egenwärtige Depeiche in Hänben laſſen wollen, erfuchen und uns von bem Er- 
5 e Ihres Schrittes durch den Telegraphen Anzeige erftatten.“ 


15. April. Preußiſche Erwiderung. 
Graf Bismard an Freiherrn von Werther. 


— — — „Sb mill über die Form, in welcher die (Iſterreichiſche) 
Eröffnung (vom 7. April) gehalten ift, mit der kurzen Bemerkung hinweg: 
en daß diejelbe ſchwer einen Schluß auf conciliante Abfichten des 

aiferl. Cabinets zuläßt. 

Wenn aber die Depeiche den BZwed verfolgt, die ©eforgmifle vor 
einer Störung des Frieden? auf das Berhalten Preußens zurüdzuführen, 
fo darf ich wohl behaupten, daß jelten jo folgenfchwere bolitifce Acte 
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auf ein Fünftlicheres Zujfammenfligen von Borausfegungen und Gerlichten 
begründet worden find. Ich unterlafie es, über diefe Motive etwas zu 
fagen. Aber ich kann nicht umbin, mein Bedauern darüber außzufprechen, 
daß die öfterreichiiche Depefche im den Kreis fachliher Erwägungen aud) 
perfönliche Aeußerungen gezogen bat, die ich mündlich gethan haben fol, 
und deren bei der jederholung von Mund zu Mund wachfende Unge⸗ 
Fü fi) conftatiren läßt. Und wenn mir fogar da8 an fich unglaubliche 
Berfahren ängeiejricben wird, daß ich eine von mir eben gegebene amtliche 
Antwort gleichzeitig felbft als nichtig und werthlos erklärt hätte, jo bat 
mich ein fo unerwartetes Mißverftändnig um fo mehr befremden müſſen, 
als mir befannt gewordene Aeußerungen öfterreichifcher Agenten im 
Gegentheil den befriedigenden Charakter jener meiner Antwort hekoorge- 
boben haben. 

Wozu aber foll diefe Zufammenftellung von Bermuthungen, Aus- 
legungen, &erlichten, Erzählungen dienen? Ste kann feinen anderen Grund 
haben, als das Bedürfniß, die Vorbereitungen Defterreich8 zu jehr ernften 
Sweden zu motiviren. 

Indeß diefelbe Depefche erklärt, daß „Leine der Verfügungen getroffen 
jeen, welche nach der öfterreichifchen Heeres- Drganifation die Eröffnung 
eines großen Krieges vorbereiten müßten.“ 

Das Urtheil darüber, mas unter Vorbereitungen zu einem großen 
Kriege zu verftehen ift, kann nad individueller Auffaffung fehr verjchieden 
fein; und ich muß daber lebhaft bedauern, daß die Depefche von den 
wirflih getroffenen Borbereitungen nur in Ausdrüden redet, welche 
elaſtiſcher Natur und nicht geeignet find, uns ein präciſes Bild von 
dem wirklichen Thatbeftande zu geben. „Seine irgend erhebliche Truppen- 
concentration — feine Aufftellung an der Grenze — fein ungewöhnlicher 
Anlauf von Pferden — keine Einberufung von Urlaubern in nenneng- 
werthem Umfange —“ das find alle Ausdrüde von unbeftimmter Trag⸗ 
weite umd welche die Frage hervorrufen: was denn erbeblid, was 
nennenswerth jei? Uns näher darüber zu informiren aber fehlen ung 
die Mittel, nachdem fogar den öfterreichifihen Blättern die Mittheilung 
militairiſcher Nachrichten unterfagt worden iſt. Diefer Geheimhaltung 
gegenüber will ich mich num auf die, nach der Depeſche jelbit „in Safer 
beit vorgenommenen Dislocationen“ und auf den von dem Herrn Grafen 
v. Mensdorff Ihnen wiederholt zugeftandenen Charakter derjelben beziehen, 
welher in der Bewegung ehtfernter Truppenkörper nad der 
nordweftlihben Grenze und in einer Berlegung anderer in 
Miejenigen unferer Grenze nahen Bezirke befteht, in welden 
jie ihre Serhärtungsmittel, von denen fie bisher entfernt ge— 
wejen, vorfinden. Diefe zugeftandenen Thatfachen kann der Kailerl. 
Herr Minifter nicht, um feinen Ausdrud zu wiederholen, in das Gebiet 
der Sinnestäuſchungen“ vermeifen. Wir haben Angeſichts derjelben 
dierzehn Tage gewartet, ehe wir unfere nur partielle und rein defenfive 
Maßregeln ihnen gegenüberftellten. Bon einer Zurlidnahme der öfter 
reichiſchen Maßregeln, von einer Nichtausführung der die Kriegsbereitſchaft 

egen uns fürdernden Dislocationen ift troß der denſelben beigelegten 
beblichleit in der Depefche nicht die Rede. 

Es muß aljo der Kaiſerliche Miniſter der auswärtigen Angelegen- 

beiten diefe Zurücknahme für überflüffig haften, nachdem das Wort 
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Seiner Drajeftät des Kaiſers dafür verpfändet fei, daß Defterreich keinen 
Angriff im Sinne habe. Daraus wird folgern, daß Graf Mensdorif 
die in mehr oder weniger erbeblihem oder nennenswerthem 
Grade getroffenen ungewöhnlihen militairifhen Maßregeln 
aufrecht erhalten will Bon Preußen aber verlangt man, daß neben 
dem eben fo Haren und bündig gegebenen Worte Seiner Majeſtät des 
Königs die Anordnungen zurüdgezogen und nicht außgeführt werden, 
welche allein durch die bis jett in nichts "veränderten Maßregeln Oeſter⸗ 
reich hervorgerufen worden find. Eine Mobilmahungs-Ordre für 
die Königlihen Truppen ift überall nicht erlaffen worden, wie 
ein Blid auf die mit voller Deffentlichkeit getroffenen Anordnungen zeigt; 
diejenigen partiellen Borjihtsmaßregeln aber, durch welde mir 
nur den öſterreichiſchen Vorbereitungen gleih zu fommen 
fuden, können nicht aufgehoben werben, fo lange der Anlaß 
dazu nicht befeitigt ift. An der Kaiſerl. Regierung ift es aljo, die 
Initiative zu ergreifen, um ihrerſeits die Dislocationen und verwandten 
Maßregeln, mit denen fie zugeftandener Maßen vor irgend einer An- 
deutung Preußiſcher Rüftungen begonnen, eidaängig zu machen, alſo den 
status quo ante herzuſtellen, wenn fie die Gegenſeitigkeit in den abge: 
gebenen Erklärungen auch auf die thatſächlichen Verhältniſſe angewendet 
zu ſehen wünſcht. Es gefchieht auf Befehl Seiner Majeftät des Königs, 
unjereß allergnädtgften Herrn, daß ich Em. zc. hiermit ergebenft erfucke, 
dem Herrn Grafen Mensdorff auf das in der Depeihe vom 7. d. M. 
geftellte Berlangen diefe Antwort zu ertheilen.“ 


18. April. Vorſchlag zur beiderjeitigen Abrüftung. 
Deiterreichiihe Depeche vom 18. April. 
Graf Mensdorff an Graf Karolyi. 


— — „Wie dem Königl. Cabinet nicht entgangen fein wird, hat unlere 
Aeußerung vom 7. ihre wefentlichfte Bedeutung’ von ber Schlußfolgerung entlebnt, 
daß nach ber von ben beiden hohen Souverainen wechfeljeitig ertheilten Ber- 
ſicherung, feine Offenfive zu beabfictigen, jeber Grund für militairiſche Vor⸗ 
bereitungs - Maßregeln weggefalen und jebe Erörterung über bie Priorität ber era 
bereit8 vorgenommenen Rüftungen müßig geworben fei. Die Rüdäuferung dei 
Herrn Grafen v. Bismard fett bemungeachtet dieſe Erörterung fort. Seine Ma⸗ 
jeftät der Kaifer, unfer allergnäpigfter Herr, vermögen hierin nicht das richtige 
Mittel zu erbliden, zu ber fo nothwendigen Klärung ber Sachlage zu gelangen, 
und Allerhöchſtdieſelben haben mich daher ermächtigt, den nachſiehenden Vorſchlag 
ben Entihließungen der Regierung Seiner Majeftät des Könige von Preußen 
anbeimzuftellen. 

Daß in Deflerreih einzelne XZruppen- Dislocationen flattgefunben und 
mehrere Truppenkoörper fi) nach unferer nordweſtlichen Grenze bewegt haben, 
it ber König! Regierung durch die ihr von mir felbft offen und birect gemachten 
Mittheilungen befannt. Seine Majeftätber Kaifererflären Sich hiermit 
bereit, durch einen am 25.1. Mts. zu erlaſſenden Befehl dieſe, wie 
bie Königl. Regierung glaubt, eine Kriegsbereitfhaft gegen 
Preußen fördernden Dislocationen rüdgängig zu maden, Fomie 
die darauf Deghglien Maßregeln einzuftellen, wenn Seine Ma: 
jetät von bem Berliner Hofe die beftimmte Zufage erhalten, baß 
an demfelben oder bob am nachfolgenden Tage eine Königl. Orbre 
ben früheren, regelmäßigen Friedensſtand derjenigen Heeres⸗ 
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teile wieder berfiellen werbe, welde feit bem 27.0. Mts. einen 
erhöhten Stand angenommen haben. 

Durch dieſes Anerbieten glaubt bie Kaiferl. Regierung Alles, mas von ihrem 
Billen abhängt, zu thun, um dem ftattgehabten Austaufche frieblicher Erklärungen 
tie demſelben entiprechenbe thatjächliche Folge zu verfhaffen. Ew. ꝛc. wollen fi 
unerweilt in biefem Sinne gegen den Königl. Herrn Miniſter⸗Präſidenten aus- 
irrehen, unb das Auskunftsmittel, welches die gegenwärtige Depeſche barbietet, 
bei Mittbeilung derfelben jener eruftlichftien Würdigung anempfehlen, auf welche 
wir für biefen neuen Beweis ber Friedensliebe Oeſterreichs ben zweifellofeften 
Anipruch erheben dürfen.” 


Annahme der beiderfeitigen Abrüftung. 
Preußiſche Depeihe vom 21. April. 
Graf Bismarck an Freiheren von Werther. 


„+... Die von Seiner Majeftät dem Könige angeordneten militärischen 
Maßregeln hatten, wie Em. Exc. dies dem Kaiferlichen Cabinet wiederholt 
zu erflären in der Tage geweſen find, Lediglich den Zweck, das Gleichge- 
wicht in der Kriegsbereitſchaft miederherzuftellen, welches nach Anficht der 
Königlichen Regierung dadurch geſtört worden war, daß eine große Anzahl 
der in den verichiedenen Provinzen des Kaiferftaates vertheilten Truppen- 
fürper ſolche Bewegungen vornahm, durch welche die von ihnen im Kriegs⸗ 
falle bi8 zur Preußiſchen Grenze zurüdzulegenden Entfernungen vermindert 
wurden, zum Theil jehr erheblich. iefer den Preußifhen Rüftungen 
ansihlieglih zu Grunde liegende Bemweggrund bringt es von felbft mit 
ih, dag Seine Majeftät der König bereitwilfig die'Hand dazu 
bieten wird, die getroffenen Borfihtsmaßregeln fobald und ın 
dem Maße einzuftellen, als von der Kaiſerlichen Regierung 
die Urſachen, durch welche fie hervorgerufen wurden, befeitigt 
werden. In diefem Sinne ermädtige ih Em. Exc. auf Befehl Seiner 
Mojeftät des Königs, dem Kaiferlichen Miniſter der auswärtigen Ange: 
(egenheiten zu erklären, daß die Königlihe Regierung den in der 
Depefhe des Grafen Mensdorff vom 18. April enthaltenen 
Borihlag mit Genugthuung entgegennimmt. 

Dem entiprechend wird, fobald der Königlichen Regierung die authen- 
tiſche Mittheilung zugeht, daß Seine Majeftät der Kaiſer befohlen hat, 
die eine SriegSbereitichaft gegen Preußen fürdernden Dislocationen rlid- 
gängig zu machen, ſowie die darauf bezüglichen Maßregeln einzuftellen, 
Seine Majeftät der König auch diesſeits die Reduction derjenigen Heeres- 
tbeile unverzüglich anordnen, welche feit dem 27. v. M. einen erhöhten 
Stand angenommen haben. Die Ausführung diefer Anordnung wird 
Seine Majeſtät alsdann in demfelben Maße und in denjelben 
Zeiträumen bewirken laffen, in melden die entſprechende Ver— 
minderung der Kriegsbereitſchaft der Kaiferlih öſterreichiſchen 
Armee thatfähli vor fih gehen wird. Ueber das ataß, und die 
öriften, in welchen letzteres gefchieht, fieht alfo die “önigtige egierung 
den näheren Mittheilungen des Saiferlihen Cabinet3 feiner Zeit entgegen, 
um demnächſt in ihren eigenen Abrüftungen mit denen Defterreich8 gleichen 
Schritt halten zu können. 

Die Königliche Regierung fest dabei voraus, daß auch die von 
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anderen deutſchen Regierungen begonnenen militairifchen Bor- 
bereitungen wieder abgeftellt, und ihr durch Yortfegung oder Er- 
neuerung bderjelben nicht andermeite Beranlafjung zu militairifchen Bor: 
fichtemapregeln gegeben werde. Site wird fi in dieſem Sinne den einzelnen 
Höfen gegenüber ausſprechen, und erwartet, daß die Kaiferliche Regie⸗ 
rung im Satereff des Friedens ihren Einfluß in gleicher Richtung ver» 
wenden werde“ 


42. Reue Berwickelungen und Rüflungen. 


26. April. Vorſchlag Defterreih8 zur Löſung der Schles— 
wig-Holſteinſchen Frage. 
Depefche des Grafen Mensporff an Graf Karolyi, vom 
26. April 1866. 


„Se größere Wichtigkeit die Kaiferliche Regierung auf gegenfeitige Erflö- 
rungen legt, durch welde in ben Ietten Tagen augenblidlih die Gefahr eines 
Confliets zwifchen ben beutichen Großmächten glücklich überwunden worden, beflo 
lebhafter wünſcht Seine Majeſtät ber Kaifer, daß die Wiederkehr biefer Gefahr, 
an beren Dafein glauben zu müffen, für Seine Majeftät peinlich geweien, für 
immer verhindert werben möge. Dazu aber ift e8 erforberlih, daß fi) en das 
Einverſtändniß der Kabinete von Wien und Berlin über beiderjeitige Entwaffnung 
alsbald auch Einverftändniß über gründliche Beſeitigung ber Urſache ber einge- 
tretenen Spannung knüpfe. — — 

Im Art. 3 des Wiener Friedensvertrages haben Oeſterreich und Preußen 
ſicher fih nicht etwa einfach die Herzogthlimer zu voller Souverainetät abtreten 
laffen, fondern König Ehriftian IX. hat zu ihren Gunften auf feine Rechte ver- 
zichtet und zugleich verfprocdhen, die Berfllgungen anzuerkennen, welche beide Mächte 
in Bezug auf die Herzogthlimer treffen werden. Es war ſonach Abficht der Mächte, 
daß auf jene Ceſſion weitere Verfügungen gegründet werben follen. Ebenſo bat 
bie Gafteiner Convention die Ausübung der erwähnten Rechte zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen nur bis auf weitere Sereinbarung getheilt. Es handelt fich dem- 
gemäß darum, welche Folge dem zu Wien wie Gaftein ausgebrüdten Borbehalte 
anberweiter Vereinbarung und Verfügung gegeben werben fol. Der Kaiſerliche 
Hof feinerfeits hat fich zu wiederholten Malen bereit erklärt, diefe Frage im Sinne 
derjenigen & färungen zu erledigen, welche Defterreich und Preußen im Cinver- 
fländniffe mit den Bevollmächtigten bes deutihen Bundes am 28. Mai 1864 in 
der Londoner Conferenz abgegeben haben. Preußen bagegen bat bie jegt feine 
beftimmte Anficht Über bie Loͤſung ber Sonverainetätsfrage ausgefprocden. 
bat neuerbings mehrfach verlautet, daß die Königliche Regierung das von ber 
Mojorität ber Preußifchen Kronjuriften erftattete Gutachten als maßgebend für 
ihre Anffaffung des Rechtspunttes betrachte. Wir kennen biefes Gutachten nicht 
officiell, aber man weiß, daß nach demſelben ber völkerrechtliche Titel, welchen bie 
Monarhen von Oeſterreich und Preußen durch ben Wiener Friedensvertrag er- 
worben, allen übrigen Anſprüchen, der olbenburgifchen ſowohl, als der anguflen- 
burgiſchen, vorgehen fol. Die Souverainetät über Schleswig - Holftein fol definitiv 
auf die beiden Mächte übergegangen fein. 

Die Kaiferlihe Regierung, welche von dem Londoner Bertrage niemals 
formell zurildgetreten ift, fondern nur das Recht des Siegers zu üben gedachte, 
als fie gemeinichaftlich mit Preußen die Trennung ber Herzogthlimer von Däne- 
mark zu Gunften des Auguftenburgifchen Haufes forderte, fühlt fich nicht berufen, 
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gegen ben Ausſpruch ber Kronjuriften theoretiihe Einwendungen zu erbeben. 
Aber fol diefer Ausſpruch gelten unb ber vorbehaltenen befinitiven Vereinbarung 
;a Grunde gelegt werben, bei welcher praltiihen Folgerung wären dann beide 
Nichte angelangt? Wäre neben dem Rechte Defterreihe und Preußens jeber 
andere Brätendent ausgeſchloſſen, fo müßte bie auf den Bafteiner Vertrag erfolgte 
zreriſoriſche Theilung in eine definitive verwanbelt werben. Der König von 
Breußen muß feinen Ziteln ben eines Herzogs von Schleswig hinzufügen, Holftein 
an Land der öſterreichiſchen Kaiferfrone werben und unfere nächſte Sorge muß 
in, die Beziehungen dieſes Landes zum beutichen Bunde auf einen normalen 
Fuß zu flellen. 

Da dies nun aber nit das Ziel fein dürfte, nach welchem bie Wünſche 
ber beiben Mächte gerichtet find, fo folgt, daß wohl nicht in dem Gutachten ber 
Kenjmiften allein der Schlüffel zu ber enbgiltigen Löſung gefunden werben fönne. 
Vielmehr dürfte es beiden Höfen durch vielfache wichtige Erwägungen nahe gelegt 
em, anf ben Vorbehalt bes Art. 3 des Wiener Friedensvertrages und zwar im 
arfprünglichen natürlichſten Sinne dieſes Borbehaltes, im Sinne 
der Berfägung über die Herzogthümer zu Öunften eines Dritten, 
‚nidzugreifen. 

Es iR für den Kaiſer eine Gewiffensjache, einen folden Entichluß unter 
ben ernften, aber eine Wendung zum Guten noch heute nicht ausſchließenden Ber- 
Nlinifien der Gegenwart dem Könige von Preußen bringend and Herz zu legen. 
Der Raifer war ber Bundesgenoſſe bes Königs gegen Dänemarl. No ift es 
Zeit, bafür zu forgen, daß nicht aus ber im Namen Deutichlands gemeinſam 
untenommenen That eine Frucht ber verberblichften Zwietracht inmitten verhäng⸗ 
uooller Ereigniffe hervorgehe. Auch vermag ber Kaijer kaum zu glauben, daß 
ei dem Gedanken des Königs von Preußen völlig fern ftehen follte, in dieſer 
tentiden Sache dem Bunde zulett zu geben, was bes Bundes if, 
und was felbft die den Preußiihen Abgeorbneten am 27. Dec. 1863 ertheilte 
Kiriglihe Antwort als dem Bunde zuftänbig anerkannt hat. Die Succejfions- 
tage follte, dieſer Antwort zufolge, durch ben beutihen Bund unter Preußens 
Riwirtung geprüft werben, Preußen follte dieſer Prüfung nicht vorgreifen. In 
temielben Sinne haben Defterreih und Preußen ſich während ber Lonboner 
Tonferenzen geäußert, und bie europäifchen Mächte, felbft das an ber Erbfolge- 
rrage betheiligte Rußland, haben wieberholt ihre Achtung vor den Beſchlüſſen 
dezeugt, durch welche ber beutiche Bund bie Frage, wer als vechtmäßiger Souverain 
:3 Bundeslandes Holftein anzuerkennen jet, zur Entſcheidung bringe. 

Eingedenk alles deſſen fchlagen wir dem Preußijchen Hofe hiermit vor, ſich 
et uns zu einer Erffärung in Frankfurt zu vereinigen, bes wejentlichen Inhalts, 
keß Oeſterreich und Preußen beichloffen hätten, bie burh den Wiener 
Atiedensnertrag erworbenen Rechte auf denjenigen Prätenbenten 
meiterzuübertragen, welchem der deutſche Bund die überwiegende 
berechtig ung zur Erbfolge im Herzogtbum Holftein zuerlennen 
zürde. Bietet die Königliche Regierung biezu die Hand, fo machen wir uns 
dagegen anheiſchig, Überall, wo diefes nöthig, Dazu mitzuwirken, daß bem Preußi- 
‘den Etaate diejenigen fpeciellen Bortheile bleibenb gefidert 
zerben, mit beven Gewährung wir uns im Laufe ber gepflogenen 
Serbanblungen einverftanden gezeigt haben und über welche, was Hol- 
“an betrifft, bereit in ben Art. 2—6 der Gafteiner Cohvention proviforijche 
sibere Feſtſtellungen enthalten find. Preußen wirb hierdurch befinitiv bie mili- 
teiriichen Stellungen von Kiel, Rendsburg und Sonberburg erwerben. Kiel wirb 
war Bundes hafen, Renbeburg Bundesfeftung werben, aber die Königliche 
Regierung wird uns bereit finden, in ben besfalls nach Art. 2 und 3 der Gafteiner 
Lenvention im Ginverflänbniffe mit ihr in Frankfurt zu flellenden Anträgen 
xdem ihrer billigen Wünfche entgegenzulommen. 

. Richt weniger bereit find wir, die von Preußen behufs Befeſtigung von 
Züppel und Alfen gewünſchte Territorialabtretung gemeinſchaftlich mit ber König. 
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lichen Regierung, falle bies verlangt wird, gegenüber bem künftigen Landesherrn 
auszubebingen. Ebenfo werben fi die Leiftungen, welche bie Herzogthümer bi 
zur allgemeinen Regelung ber Marine» Frage am Bunde für die Preußifche Flotte 
zu libernebmen haben, ohne Schwierigkeit durch Eonvention zwifchen Preußen und 
Schleswig. Holftein regeln Iaffen, und daſſelbe gilt von ben Beftimmungen, welche 
die Gaſteiner Convention zu Gunften Preußens in den Xrtileln 4, 5, 6, 7 hin- 
fihtlih der Communication durch Holftein, des Eintrittes der Herzogthümer in 


den Zollverein und ber Anlage eines Kanals zwiihen Nord» und Offee ae | 
em 


. bat. Erwägt man, daß außer diefen vielfachen unb wichtigen Vortheilen 
bereits das Herzogthum Lauenburg erworben, währenb Oeſterreich für fich michte 


Anderes begehrt, als bie bereits im Friedensvertrag ausbedungene Erftattung ber 


Kriegstoften, jo wird man ficherlich den Autheil Preußens an ben Errungenfdaften 


des Feldzuges, den es nicht allein, fonbern im Bunde mit Deflerreich unternommen 


bat, nicht zu Mein, man wirb biefen Antheil nicht unwerth ber gebrachten Opfer, 


man wirb Defterreich nicht eigennügig, man wird es nicht den Pflichten eines 


aufrichtigen Bunbesgenofjen untreu finden. Es wirb hierüber nur Eine Meinung 
bei allen Unparteiiſchen walten Fünnen. Entzieht ſich deſſen ungeadtet 
Preußen noch immer unferen jo geredten, ehrenvollen Borjchlägen, 


jo wird uns feine andere Entfhließung mehr übrig bleiben, als den 
deutfhen Bunde den ganzen Stanb der Bet Anh offen dar⸗ 


zulegen und gemeinjfamer Erwägung unjerer Bundesgenoifen 
anheim zu geben, welhe Wege in Ermangelung bes Einverfländ- 





nifjes zwiſchen Defterreih und Preußen einzufchlagen feien, um zur 


bundesgemäßen Regelung der holſteinſchen Angelegenheit zu ge- 
langen. Auh wird dann die Stimme bes Tanbes Holftein felbft, bie 


ohne Zweifel vernommen zu werben werbient, um fo weniger noch länger unge · 


hört bleiben können, als ohnehin bie holſteinſchen Stände nad der geltenden Ber- 
faffung im Laufe dieſes Jahres einberufen werben müffen. Wir haben hiermit 
in einem ernften Augenblide bie Anfichten bes Kaifers nochmals im Zufammenr 


bange dargelegt. Der Weisheit und dem Gerechtigkeitsfinne Seiner Majeftät des 
Königs ift es vorbehalten, fie zu würdigen und eine Wahl zu treffen zwifchen ber 


Fortbauer bes Zwieſpaltes, beffen Folgen fi) in ber gegenwärtigen Weltlage jede: 
Berechnung entziehen, und der Löſung, welche ben Streit über Das Schidjal der 





für Deutichland erworbenen Herzogthümer unter allgemeiner Anerlennung mit 
unverfennbarem Gewinne für Preußens Machtftellung und mit nicht geringer Er- 


höhung feiner biftorifchen Ehren abſchließen würde.“ 


7. Mai. Antwort Preußens auf den Vorſchlag in Be: 


treff Schleswig-Holſteins. 
Depeiche des Grafen Bismarck an Frh. v. Werther. 
„Die Depefche, welche der Kaiferliche Herr Minifter der auswärtigen 


Angelegenheiten unter dem 26. v. Mts. an den Grafen Karolyi ge 
richtet hat, um die Gedanken des Wiener CabinetS über die defimitw 


Löſung der Frage der Elbherzogthümer darzulegen, habe ich Ew. Excellenz 
bereit3 unter dem 1. d. Mts. mitgetheilt; he it feitdem auch, und zwar 
von Wiener Blättern zuerft, veröffentlicht worden. Obgleich die Hoffnungen, 
welche der Herr Graf v. —— im Eingang der Depeſche ausdrüdt und 
durch welche er die Anregung diejer Frage motivirt, ſich bis jegt nicht er: 
fült haben, fo will ih doch nicht länger abgern, Em. Ercellenz von der 
Auffaflung der öfterreihiichen Vorſchläge in Kenntniß zu fegen, zu welden 
eine reiflihe Erwägung derjelben Seine Majeftät den König unieren 
Allergnädigften Herrn geführt hat. Da es und in dem gegemmärtigen 
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ernten Augenblicd nicht um einen Austaufh von Schriftftüden zu thun ift, 
welhe beſtimmt find, vor der öffentlihen Meinung die gegenfeitigen 
Standpunkte zu firiren oder zu rechtfertigen, jondern um die Anbahnuug 
einer wirklich ernft gemeinten Berftändigung, melde nur auf dem Wege 
vertraulicher Verhandlungen zu erreichen möglich ift, jo ſehe ich von einer 
formalen Ermiderung auf die Depeiche vom 26. April ab, und mähle die 
Form eines vertraulichen, nicht zur Mittheilung an den Kaiſerlichen Herrn 
Minifter beftimmten Erlaffes an Em. ıc. Ich Babe ihon in meiner Mit- 
tbeilung vom 1. d. M. angedeutet, daß nach unferer Auffaffung fich die 
Depeiche des Herrn Grafen v. Mensdorff auf einem-Boden bewegt, auf 
welden wir nicht folgen können. Es ift nicht der Boden der Verträge 
von Wien und Gaftein, welche die Berechtigung des Königs Ehriftian IX. 
zur vollen Geffion der Herzogthümer, und folgfich die unbedingte Erwer⸗ 
bung derfelben durch die beiden deutfchen Mächte vorausjegen. Wie 
bierneben noch eine Entjheidung des Bundes über den redt- 
mäßigen Befig des Herzogthums Holjtein Plag finden folle, 
vermögen wir % einzufehen. Wir halten unjererjeit3 an 
diejen Berträgen feft; und wir würden es als eine Berlegung 
derfelben betradten, wenn die Kaiferliche Regierung einen in 
Betreff unferer gemeinjamen Rechte an den Herzogthümern 
gegen unfern Willen gefaßten Bundesbefhluß als maßgebend be= 
bandeln wollte. Wir können keine Competenz ded Bundes zur 
Entfheidung in diefer Frage anerkennen, nahdem wir unjere 
eigene rechtliche Ueberzeugung feftgeftellt und durch völkerrecht— 
lihe Berträge eine fichere Baſis gemonnen haben; und wenn wir 
die eigenen Yeußerungen des Wiener Cabinets, namentlich den Erlaß 
an den SKaijerlihen Gefandten zu München d. d. Wien, vom 10. Januar 
1864 in Betradht ziehen, jo fünnen wir nicht glauben, daß die Kaiſer⸗ 
liche Regierung ſich felbft jegt in einen fo entjchiedenen Widerjpruch mit 
ihren früheren Auffalfungen über die Competenz des Bundes jegen wolle. 
Ebenjo wenig wie wir die Entjcheidung über die Frage dem Bunde 
und der jeweiligen Majorität von deutihen Regierungen überlaffen können, 
hegen wir die Abficht, unfern Antheil an den von und durch Krieg und 
Lertrag ermorbenen Rechten einem Dritten zu übertragen, welcher ung 
feine Bürgjchaft eines Yequivalent3 für die Opfer bietet, mit welchen wir 
den Erwerb jener Rechte haben erfaufen müfjen. Wenn die Kaiferliche 
Regierung dagegen über ihre Nechte an der gemeinfamen Er- 
zungenfchaft eine andermeite Verfügung treffen will, fo wird 
ſie uns fofort zur Verhandlung darüber bereit finden. Eine 
toihe Verhandlung mit Wien würde fih auf der Bafis des beftehenden 
Rechts bewegen, da die Verträge die Dispofition über die Herzogthümer 
beiden Mächten gemeinfam geben, und daher eine folhe Dispofition nur 
unter gegenjeitiger Zuftimmung ftattfinden Tann, weldhe auch in dem 
Safteiner Bertrage noch vorbehalten it. Wir verlangen unſererſeits nichts 
über unfer klares und beftimmtes Recht hinaus, welches uns den gleichen 
Antheil mit Defterreih an der Ceſſion König Chriftiand gewährt, wir 
ünden feine Ainfpeiihe auf die von und gebrachten, nach der Natur der 
Zinge größeren Opfer, aber unjer vertraggmäßiges Recht an unferem 
Antheile können wir und auch durch Bundesbeichlüffe nicht verfümmern 
laſſen. Ueber die Löſung oder Fortbildung unſeres Mitbeſitz⸗Verhältniſſes 
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fann nur mit Defterreich von uns verhandelt werden. Erleichtert, reſp. 
modificirt Tönnten diefe Verhandlungen werden, wenn es gelänge, gleid: 
eitig über die von uns angebahnte Reform der Bunded»Ber: 
* ſung eine Verſtändigung mit dem Kaiſerlichen Cabinet zu erzielen. 
Sobald Em. ıc. daher aus Ihren Beſprechungen mit dem Herrn Grafen 
v. Mensdorff die eberzeugung, gewinnen, daß das Kaiferliche Cabinet 
bereit wäre, zu einer folchen Zerjtändigung die Hand zu bieten, wollen 
Em. ıc. die entiprechende Bereitwilligleit unſererſeits in Ausſicht ftellen. 
Sch wiederhole meine im Eingang gemachte Bemerkung, daß diefe Depeſche, 
welche Ew. :c. die Geſichtspunkte, von denen aus wir eine Berftändigung 
fr möglich halten, darbieten fol, nicht zur Drittbeitung beftimmt ift. Zu 
einer vertraulichen Vorlefung und Erläuterung derfelben wollen Em. x. 
Sich ermädtigt Halten.“ 


26. April. Neue Rüftungen inDefterreih, — gegen Stalien. 
Depeche des Grafen Mensporff an Sraf Karolpi. 


m. . Der Kaifer empfängt mit aufrichtiger Befriedigung bie Mittbeilung, 
daß Preußen den Vorſchlag zur gleichzeitigen Entwaflnung beider Mächte annehme. 
Seine 8.8. Majeftät hatte von ben verfühnlihen Gefühlen des Könige Wilhelm 
nichts Geringeres erwartet. 

Der Kaifer ift jettt volllommen bereit, Befehl zu ertbeilen, baß bie zur 
Berftärtung der Garnifonen nad Böhmen beorderten Truppen abberufen werben, 
um in das Innere bes Kaiferreiches zurückzukehren, unb fomit ſelbſt dem An- 
feine einer Truppen » Eoncentration gegen Preußen ein Ende zu maden. Nur 
befinden wir uns jeßt jedoch in einer Lage, weldhe uns nöthigt, unjere Verthei⸗ 
digungsmittel nach einer anderen Richtung hin zu verftärken, unb wir glauben 
uns verfihert halten zu bürfen, daß biefer Tetttere Umftand bie Preußiſche Re⸗ 
gierung nicht verhindern wird, auf die Entfernung unferer Truppen an ber köb- 
miſchen Grenze mit ber Reduction ber mobil gemachten Preußiichen Truppencorrs 
zu antworten. 

In ter That beweifen bie Tetten Nachrichten aus Italien augenfcheintid, 
daß die Armee des Könige Victor Emanuel fich bereit macht, zu einem Angriffe 
gegen Venetien zu fchreiten. Defterreich ift Daher gezwungen, feine itafienifche Armee 
auf Kriegsfuß zu jegen und für den hinreichenden Schuß feiner Grenze nicht nur 
am Po, fondern auch feines Küftengebietes Sorge zu tragen, was nicht ohne 
beträchtliche Truppenbewegungen im Innern der Monarchie gejcheben kann. | 

Wir halten es für otbwenbig, das Cabinet bes Königs Davon zu benad« 
richtigen, um nicht ben falichen Deutungen, welche aus den obwaltenben Um- 
fänden entftehen könnten, ausgejett zu fein, daß wir, während wir in Böhmen 
die Zruppendislocationen rüdgängig machen, in anderen Tbeilen der Monardi: 
militairifche Vorbereitungen treffen. | 

Ich erjuche Sie daher, ber Regierung Seiner Majeftät bes Könige zu er- 
Hären, daß dieſe Vorbereitungen nur Angeſichts ber Eventualität eines Kampfes 
gegen bie Italiener getroffen werben, und baß wir unverzüglich zur Ausführung 
bes Borfchlages der gegeufeitigen Abrüftung zu fchreiten beginnen werben, fobait 
wir die Verſicherung erhalten haben, daß bie Regierung Seiner Majeſtät tes 
Könige die Maßregeln, melde wir zu ergreifen gezwungen find, um einen An- 
griff unferer Nachbarn im Süden abzuwehren, keinen Einfluß auf die Wieber- 
berjtellung bes vorigen Standes ber Beziehungen zwiſchen Defterreich und Preußen 
ausüben laffen wird. | 

Ih erjuhe Sie, fih Über biefen Punkt unverzüglich mit bem Präfttenter 
des Minifter-Eonjeils zu benehmen und mir feine Antwort mitzutheilen.” — — — 
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30. April. Preußifhe Aeußerung über die erneuten 
Rüftungen in Oeſterreich. 


Depeſche ded Grafen Bismarck an Frh. v. Werther. 


„sh Tann Em. zc. zu meinem Bedauern nicht verheblen, daß wir 
in Erwiderung auf unfere Eröffnung vom 24. d. M. eine Kundgebung 
anderer Art erwartet hatten. Wir hatten, wie ich e8 damals auf Befehl 
Seiner Majeftät des Königs ausſprach, einer näheren Mittheilung über 
dad Maß und die Friſten, in welchen die Verminderung der Kriegsbereit⸗ 
ihaft der Kaiferlich öfterreichifchen Armee thatfächlich vor fich gehen werde, 
entgegengefehen, um demnächſt in unferen eigenen Abrüftungen mit denen 
Orferreiche gleihen Schritt halten zu können, und wir waren dabei von 
der Borausfegung audgegangen, daß das Saijerliche Cabinet eben fo fehr 
mie wir eine vollftändige Nüdkehr zum Yriedensftande im Auge habe. 
Das Kaiferlihe Cabinet ſcheint fih zwar überzeugt zu haben, daß die 
Befürchtungen vor offenfiven Maßregeln Preußens, welche als Motive 
der Rüftungen Oeſterreichs dienten, grundlo8 waren; um fo unerwarteter 
aber muß es für ung fein, wenn nunmehr das Katferlide Cabinet feine 
am 18. d. M. gemachten und von Seiner Majeftät dem Könige anges 
nommenen Entwaffnungsporjchläge nicht aufrecht halten zu können ers 
Härt, diefelben vielmehr nach mehreren Seiten hin weſentlich abändert. 
Zunähft hatte Graf Mensdorff in feiner Depeſche vom 18. in Ausficht 
geftellt, daß BR in den Nüftungen fo aud in der Entwaffnung 
die Initiative ergreifen werde. Dieſes Zugeftändniß ſcheint durch den 
Bortlaut der Depeſche vom 26., welche die gleichzeitige Abrüftung 
verlangt, wieder in Frage geitellt zu werden. Demnächſt waren wir dem 
Vorſchlage der Kaiferlichen Regierung, nach dem eigenen Wortlaute des⸗ 
jelben, dahin beigetreten, daß Seine Majeftät der Kaijer zunächft befehlen 
wollen, die eine Priegöbereitichaft gegen Preußen fördernden Dislocationen 
rüdgängig zu machen, jo wie die darauf bezüglichen Maßregeln einzuftellen. 

Die Dislocationen hatten fich, wie es von der Kaiferlichen Regierung 
jelbft anerkannt worden ift, in Geftalt einer Annäherung von Truppen⸗ 
förpern an die nordmweftliche Grenze Defterreich8 über den größeren Theil 
des Kaiferftaates erftredt, und durften wir nad dem Vorfchlage der 
Laiſerlichen Regierung mit Recht annehmen, daß die beabfichtigte Herftellung 
des normalen Status quo aute fic) auf die Gejammtheit jener die Kriegs⸗ 
bereitichaft fördernden Bewegungen erftreden werde. Statt deſſen ſchränkt 
die neueſte Erklärung der Kaiſerlichen Regierung die von bderfelben in 
Ausfiht geftellte Abrüftung ausſchließlich auf die Zurüdziehung der nad) 
Böhmen zur Verſtärkung der dortigen Garnifonen verlegten Truppentbeile 
en, welche, nach Angabe der Kaijerlichen Regierung, zehn Bataillone 
Infanterie betragen. Bezüglih der übrigen Pronländer erwähnt die 
Depeſche nicht einmal Schiefiens, Mährens und Weft-Galiziens, welche 
an Preußen grenzen, und in welchen notorijch namentlich eine bedeutende 
Anzahl Eavallerieregimenter, aus entfernten Landestheilen herbeigezogen, 
aufgeftellt find. Während in der nur Böhmen betreffenden Maßregel die 
Kaiſerliche Regierung ein volles Aequivalent für die Rückkehr Preußens 
zum Friedensftand zu gewähren meint, fpricht fie nun unummunden die 
Abſicht aus, in den Übrigen Theilen des Kaiferftaates diejenigen bedeutenden 

26 * 
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Truppenbewegungen und Einberufungen von Beurlaubten „eintreten zu 
laſſen, melche ertorberlid fein werden, um die italtenifche Armee Seiner 
Majeftät des Kaiferd auf den Kriegsfuß zu fegen.“ Daß zu legterem 
Zwecke in der ganzen Monarchie Pierdeanfäufe in ausgedehntem Umfange 
erfolgen, geht aus den ficherftien Nachrichten hervor. Welche Stärke die 
Kaijerliche Regierung hiernach der, in den andern heilen der Monardie, 
mit Ausnahme aljo Böhmens, oder auch etwa der übrigen an Preußen 
grengenben Kronländer, aufzuftellenden Friegebereiten rmee zu geben 
eablichtigt, wird natürlich allein von dem Urtheile der Kaiſerlichen Res 
ierung und von der Bedeutung abhängen, welche fie der Gefahr de3 
ngriffs beimißt, von welcher fie fich bedroht glaubt. Die öſterreichiſche 
Depeihe enthält biernah die Forderung, daß Preußen feine 
jeit dem 28. März unverändert gebliebenen, an fich befcheidenen 
Defenfiv-Rüftungen abftellen folle, während Defterreich zwar 
feine Oarnijonsverftärfungen aus Böhmen zurüdzieht, im 
Uebrigen aber feine Rüftungen behufs Herftellung einer kriegs— 
bereiten Armee ausdehnt und befchleunigt. Ih kann Em. ıc. nicht 
verbehlen, daß mir auf diefe Forderung nach dem Austaufche der beider 
fettigen Erflärungen vom 18. und 21., welche von und und von Europa 
al8 eine Bürgjchaft des Friedens begrüßt worden, nicht vorbereitet waren. 

Die Kaiſerliche Regierung führt zur Rechtfertigung der veränderten 
Haltung, welche fie mit der Depefche vom 26. annimmt, die Nachrichten 
an, welche ihr aus Italien zugegangen find. Nach denjelben foll die 
Armee des Königs Victor Emanuel fie in Bereitihaft gefettt haben, um 
zu einem Angriff auf Venetien überzugehen. Die Nachrichten, melde und 
aus Italien direct und durch Vern itnung anderer Höfe zugehen, lauten 
übereinftimmend dahin, daß in Italien Rüſtungen von bedrohlichem 
Charakter gegen Oeſterreich nicht ſtattgefunden haben, und be— 
feſtigen uns in der Ueberzeugung, daß ein unprovocirter Angriff auf den 
öſterreichiſchen Kaiſerſtaat den Intentionen des Florentiner Cabinets fern 
liege. Sollten in der Zwiſchenzeit und in den jüngften Tagen militairiſche 
Vorbereitungen in Italien begonnen haben, fo würden diefelben wahr: 
heinlich eben jo wie unfere am 28. März ergriffenen Maßregeln als 
eine Folge der von Defterreich ausgegangenen Ruſtungen angejehen werben 
dürfen. Wir find überzeugt, daß die italienifchen Aüftungen eben fo be 
reitwillig als die diefjeitigen abgeftellt werden würden, fobald die Urſachen, 
durch melde fie veranlaßt wurden, fortfielen. 

Im Intereſſe der Erhaltung des Friedens und der Aufhebung der 
Spannung, melde auf den Beziehungen der Bolitif und des Verkehrs 
gegenwärtig laftet, erſuchen wir daher die Kaiferliche Regierung nochmals, 
daß fie unbeirrt an dem Programme fefthalten wolle, welches fie jelbit 
in ihrer Depeſche vom 18. aufgeftellt hat, und welches Seine Majeftät 
der König in verjöhnlichftem Sinne und in Bethätigung feines perjönliden 
Bertrauend zu Seiner Majeftät dem Kaifer unverzüglich angenommen 
hatte. Wir müſſen in Ausführung deffelben erwarten, daß zunächſt alle 
jeit Mitte März nah Böhmen, Mähren, Krakau und Deſterreichiſch⸗ 
Sclefien gezogenen Truppen nicht nur in ihre früheren Garnifonen 
urüdlehren, fondern auch alle in jenen Rändern ftehen bleibenden Truppen 
örper wieder auf den früheren Friedensfuß verfeßt werden. Ueber 
die Ausführung der Maßregeln, alfo die Herftellung des Status quo 
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ante, fehen wir einer baldigen authentifchen Benachrichtigung entgegen, 
da der von der Kaiferlihen Regierung zur Zurüdführung der gegen 
unjere Grenzen verjammelten Truppen in den Friedenszuſtand fefbft auf 
den 25. April feftgefegte Termin längft verftrichen ift. 

Wir hoffen, daß die Kaiferliche Regierung demnächſt durch nähere 
Ermittlungen die Weberzeugung gewinnen werde, daß ihre Nachrichten 
über die aggreffiven Abſichten Italiens unbegründet waren und daß fie 
alsdann zur effectiven Herftellung des Friedensfußes in der 
gefammten Kaiferlihen Armee fohreiten und und dadurch zur 
Genugtduung Seiner Majeftät daſſelbe Verfahren ermöglichen werde. 
So lange dieſer unferes Erachtens allein richtige und, mie wir glauben 
durften, beiderjeitd angenommene Weg nicht eingefchlagen wird, ift es für 
die Königliche Regierung nicht thunlich, der nächſten Aukunft, in welcher 
ihr wichtige und folgenfchmere Berhandlungen mit der SKaiferlichen Re⸗ 
gierung bevorftehen, anders, als unter Feſtſtellung des Gleich— 
gewichts in der Kriegsbereitichaft beider Mächte entgegen zu 
gehen. Bon Berhandlungen, welche von einer Seite bewaffnet, von der 
ondern in voller Entwaffnung geführt würden, Tann ſich die Königliche 
Regierung einen gedeihlichen Erfolg nicht verfprechen. 

In diefem Sinne bedauert fie es lebhaft, daß die Kaiſerliche Re⸗ 
gierung auf den dieſſeitigen Vorſchlag nicht hat eingehen wollen, auch die 
übrigen Bundes» Regierungen um Einftellung ihrer militärifhen Bor- 
tebrungen zu erfuchen, deren thatfächliches VBorbandenjein von den bes 
treffenden Regierungen jelbft nicht in Abrede geftellt wird. Sie hat ſich 
ihrerjeit8 dadurch nicht abhalten laffen, an die Königlich ſächſiſche Re— 
derung, deren Rüftungen am meiteften vorgefchritten find, die entfprechende 
ufforderung zu richten; fie würde aber den Erfolg derfelben und damit 
die Intereſſen des Friedens als geficherter angefehen haben, wenn die 
Laiſerlich öſterreichiſche Regierung ſich zu dem gleichen Verfahren hätte 
entichließen können.“ 


Preußen und Italien; erjte Rüftungen in Stalien. 
Aus der Schrift des GSeneralftabes: „Der Feldzug von 1866.“ 


„Hält man die beiden Mensporffihen Depefhen vom 26. April zufammen, 
fo follten, während Preußen abrüftete, unter dem Borfite Oeſterreichs die, von 
ter demokratiſchen Strömung für den Erbprinzen von Auguftenburg beberrichten 
Rittelftaaten Über Preußens Rechte auf bie Herzogtblimer verfligen und behielt 
Oefterreih Zeit und Muße, einen beliebig großen Theil feiner Armee ungeftört 
auf Kriegsfuß zu ſetzen. Gleichviel, ob dies wie bisher in Böhmen, nun in Un- 
garn oder in Illyrien geſchah, jedenfalls konnte in kurzer Frift ein ſtarkes Heer, 
wie am unteren Bo, fo auch an ber oberen Eibe wieder verſammelt werben. Die 
Preußifhe Armee hatte im letzteren Kal, um ſich zu concentriven, nicht nur ben 
Anmarſch, fondern zuvor noch die ganze Mobilmahung durchzumachen und mußte 
aljo nothwendig zu fpät fommen. 

Schwerlih fonnte man in Wien ernftlih glauben, daß das Preußiiche Ca⸗ 
binet auf ſolche Borfchläge eingehen werde. Sie erregten in Berlin ein tiefes und 
allgemeines Miftrauen in bie Abfichten der Nahbarmadt, und umfomehr, als 
man fehr genau wußte, daß damals Italien noch nichts für einen Krieg vorbe⸗ 
reitet hatte. 

Je weniger Preußen im deutſchen Bunbe eine Sicherheit finden konnte, um 
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fo nöthiger war es geweſen, fi) auswärts nad einem Bungesgenoffen umzufehen. 
Ein folder war Italien mit unb ohne ausbrüdlichen Vertrag. 

Der Krieg zwiihen ben beiben beutichen Mächten bot nämlich bem König 
Bictor Emanuel die Gelegenheit, welche er nicht ungenutt vorübergehen Lafien 
tonnte, wenn er jemals feine Anſprüche auf Venetien zur Geltung bringen wollt. 
Nun mußte zwar Preußen wünſchen, baf eintretenden Falls Italien and mili- 
tairiſch zum Kampf gegen einen jo mächtigen Yeinb wie Oeſterreich vorbereitet Sei, 
aber es konnte ihm nicht zumutben, für eine bloße Eventualität zu rüften. Das 
Florentiner Cabinet feinerfeits mußte zu eigener Sicherheit forbern, baß bie Here 
beider Staaten gleichzeitig kriegsbereit aufgeftellt würden, wofür wieber Preußen 
den Termin nicht anzugeben vermochte, weil ein Angriff auf Defterreich nicht in 
feiner Abficht lag. Aus dieſen Berhältniffen erflärt es fi, daß mit bem nach 
Berlin entjendeten italienifhen General Govone vorerſt nur fehr allgemeine Ber- 
abrebungen hatten getroffen werben können. Die Depeihen vom 26. April gaben 
nun dieſen Verhandlungen, in welden übrigens bie beutichen Interefien vol 
fländig gewahrt wurben, eine feftere Geſtalt, unb wie Defterreich zuerft bie 
Breußiigen Rüſtungen veranlaft hatte, fo rief es jet auch bie italienifchen ins 

eben.“ 


4. Mai. Ablehnung der Abrüftung Seitens Oeſterreichs. 


Depeiche bes Grafen Mensborff an Graf’ Karolyi. 


„Die Kesierung Seiner Majeftät des Königs von Preußen glaubt, daß 
für Oefterreich eine Beranlaffung vorliege, fi) auf bie Abwehr eines Angriffs 
auf feinen italienifchen Beſitzſtand vorzubereiten. Sie erllärt, daß, wenn Oeſter⸗ 
reich demungeachtet nicht Für angemeflen balte, zur effeltiven Herftellung des 
Friedensfußes der geſammten Kaiferlien Armee zu fchreiten, es auch für Preußen 
nicht thunlich fei, den bevorſtehenden wichtigen und folgenfchweren Berbandiungen 
mit der Kaiferlihen Regierung anders ale unter Fefthaltung des Gleichgewichts 
in ber Kriegsbereitihaft beider Mächte entgegenzugeben. Ei. x. begreifen, daß 
wir Angefichts biefer Erflärung die Verhandlung über eine gleichzeitige 
gu nahme ber von Preußen gegenüber Defterreih und von 
efterreih gegenüber Preußen angeordneten militairifhen Bor- 
bereitungen für erfhöpft halten müſſen. Durd die von uns in Berlin 
wie in Frankfurt ertheilten feierlichen Verſicherungen ſteht feft, daß Preußen von 
uns feine Offenftve, Deutichland Leinen Bruch des Bundesfriedens zu beforgen 
babe. Ebenſowenig beabfichtigt Defterreich Italien anzugreifen, wiewohl bie !c# 
reißung eines Theils des öfterreichiihen Staatsgebiets das bei jeber Gelegenbeit 
offen ausgeſprochene Programm der Florentiner Regierung bilbet. Dagegen if 
es unfere Pflicht, für die Vertheibigung der Monarchie zu forgen, und wenn bie 
Regierung Preußens in unferen Defenfiomaßregeln gegen Italien ein Motiv er 
blidt, ihre eigene Kriegsbereitichaft aufrecht zu erhalten, fo bleibt une nur übrig, 
biefer Pflicht, die keine frembe Controle zuläßt, Genüge zu thun, ohne uns in 
fernere &rörterungen über die Priorität und den Umfang einzelner militairticher 
Vorkehrungen einzulaffen. Daß wir übrigens nicht blos bie Integrität unferet 
Reiches, fondern auch das Gebiet bes deutſchen Bundes gegen eine Dffenfin 
Italiens fiher zu ftellen baden, wirb man fi in Berlin nicht verbeblen Können, 
und wir dürfen und miüffen im Intereffe Deutſchlands die ernfte Frage ftellen, 
wie Preußen das Verlangen, daß wir die beutfchen Grenzen unbewacht laffen 
follen, mit ben Pflichten einer beutichen Macht vereinbar finden könne. Wenn 
endlih Herr Graf von Bismard uns mittheilt, daß Preußen bie Königlich ſäch⸗ 
fiicde Regierung aufgefordert habe, ihre Rüftungen einzuftellen, fo müflen wir bie 
Ueberzeugung ausfprechen, daß der König von Sachſen, ebenjo wie ber Kailer, 
unfer allergnäbigfter Herr, nur an notbgebrungene Selbfivertheibigung bent, ge- 
flügt auf die Bunbesverträge, welche bie Abwehr jedes Friedeusbruches zu einer 
gemeinfamen Berpflichtung numtlicer Mitglieder bes Bunbes madhen.“ 
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Die preußifhen Rüftungen und deren Aus— 
dehnung. 
Aus der Schrift bes Generalſtabes: „Der Feldzug von 1866.“ 


„Der entichiedenen Abneigung des Königs, einen Krieg anders, als für bie 
Ehre und Sicherheit Preußens zu führen, ift es zuzufchreiten, daß feit den im 
März getroffenen irgend welche weitere militairiihe Schutz » Maßregeln bis An- 
fung Hai nicht erfolgt waren. 

Dagegen hatten in biefer Zeit die öfterreihiihen Rüſtungen ihren ununter- 
brochenen Kortgang gehabt. 

Die in Böhmen, Mähren und WVeft- Galizien befindlichen Infanterie - Re- 
gimenter, fo wie ber größte Theil der 4. Bataillone waren auf Kriegsftärte aug- 
mentirt, Die Fahrzeuge ber erfteren befpannt, die Depot-Divifionen in ber Stärke 
von 200 Dann formirt worden. 

Zwei Hufaren - Regimenter waren aus Galizien, brei Ulanen » Regimenter 
en8 Ungarn und Siebenbürgen in Böhmen und Mähren eingetroffen. Die Ar- 
tillerie - Regimenter hatten ihre Munitionswagen beſpannt. Thereſienſtadt und 
Joſephſtadt waren armirt worden; es wurde mit angeftrengter Thätigleit an ber 
Verſtärkung von Kralau und der Wieberherftellung von Königgrätz gearbeitet. In 
veſth, Wien und Laybach fanden Zruppen »Berfammlungen ftatt. Die Comple⸗ 
ürung ber Grenz» Regimenter auf ben Kriegsfuß ftellte eine fchlagfertige Reſerve 
von 40 Bataillonen bereit. , 

Die Einziehung der Urlauber aller Waffen, auch die des Fuhrweſen⸗Corps, 
fie die öſterreichiſhen Rüftungen Anfangs Mai als nahezu vollendet erfcheinen, 
fe hatten bereits einen Borfprung von 5 Wochen gewonnen. Ihnen gegenüber 
lagen Schiefien und die Marken offen und ſchutzlos da. Dies war bie militai- 
riſche Lage, als bie beiden ſchon erwähnten Depeichen vom 26. April in Berlin 
eingingen. 

Die Räthe der Krone ſprachen nunmehr die Ueberzgeugung aus, daß unver» 
zügfich die umfaflendften Anordnungen zu treffen feien, um Preußens Ehre, Sicher- 
heit und Selbſtſtändigkeit zu wahren. 

Die Mobilmahung der Preußiſchen Armee ift eine in alle militärifchen 
und bürgerlichen Berhältniffe eingreifende Maßregel, welche im öffentlihen und 
im häuslichen Leben, im Palaſt wie in ber Hütte tief empfunden wird. Aber fie 
it fhon im Frieden fo vollſtändig und bis in das lette Detail worbereitet, daß 
8 nur des Befehls von oben bebarf, um in einer ganz beftimmten Zeitfrift völlig 
geregelt zu verlaufen. j 

Ungleih compflicirter und fchwieriger für die ausführenden Behbiden if 
eine partielle oder fucceifive Mobilmahung; ſie macht Special - Beflimmungen 
nöthig, welche von ben einmal vworgejehenen allgemeinen abweichen. 

Eine Allerhöchſte Cabinetsorbre vom 3. Mat befahl zwar bie Kriegsbereit⸗ 
Khaft der gefammten Linien» Cavallerie und Artillerie ber Armee, dagegen aber 
rur in den unmittelbar bebrobten Lanbestbeilen, alfo beim 6., d., 3. und 4. 
Armee» Corps, fo wie beim Garbe-Eorps die Augmentation der Infanterie, 
Figer» und Pionier - Bataillone zur vollen Kriegsftärke und die Formation ihrer 
* ⸗Abtheilungen. Von ber Landwehr wurden vorerſt nur im 5. und 6. Corps⸗ 
Bezirkl die zur planmäßigen Beſatzung der Feſtungen nöthigen Bataillone in 
ſchwacher Kopfzahl einberufen. 

Es ift bei früheren Beranlaffungen die Preußifche Armee Ielagfertig anf 
getellt worden, ohne demnächſt zur kriegeriſchen Wirkſamleit zu gelangen, iefer 
Hal dürfte fich in eh ichwerlich wieder ereignen. Diesmal wenigftend war 
mon überzeugt, daß die Wehrkraft des Landes, murbe fie Überhaupt aufgerufen, 
nicht ohne Kampf entlaffen werden könne. Die Mobilmahung der Armee war 
alfo der Krieg, unb eben beshalb zögerte man noch, das entfcheidende Wort aus⸗ 
wiprehen,, denn noch im Mai hatte man die Hoffnung nicht aufgegeben, ber 
Ausbruch von Feindfeligleiten werbe ſich mit Ehren vermeiden laſſen. 
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Man darf nicht bezweifeln, daß bie fo beftiimmt abgegebenen Erklärungen 
ſowohl bes Kaifers Kranz Joſeph wie bes Königs Wilhelm, velllommen aufridtig 
gemeint waren. Aber Oefterreih moechte wohl die Hoffnung hegen, burdh jeire 
politiſche und militärische Macht- Entfaltung Preußen, wie 1850, zur Nachgiebigkeit 
drängen zu können. Die Ueberweifung der Herzogthümer- Frage an ben Bund ge⸗ 
wann bie, von ber Demokratie geleitete, Volksſtimmung in den Mittel- und Klein⸗ 
ftaaten, und bie Hürften, welche eine Schmälerung ihrer Machtvollkommenheit von 
Berlin ber beforgten, hielten zu Wien. Keines der Bunbesglieber hatte fich biäher 
für Preußen ausgeſprochen; dafjelbe ftand in Deutfchland völlig ifolirt, mitten unt:r 
abgeneigten oder fi) paffiv verhaltenden Nachbarn. Auch tie inneren Berbältnifie 
ſchienen ber Preußiſchen Regierung große Schwierigleiten zu bereiten. Die Armee» 
Keorganifation war unter bem Wiberiprug der Majorität bes Abgeorbnietenhauies 


vollzogen worben, welche auch die finanzichhen Mittel zur Kührung eines Krieges 
verweigerte. Vertreter bes Preußiſchen Volks führten in öffentlichen Reben bie 


Sade des Auguſtenburgiſchen Prätenbenten. Bollsverfammiungen faßten re 
gierungefeinbliche Refolutionen, und Betitionen gingen aus verſchiedenen heilen 


er Monardie ein, welche den König, ſehr unnöthiger Weile, um Erhaltung bee 


Friedens baten. " 


Aber Deſterreich täuſchte ſich Über bie militäriſche Kraft Preußens, welche 
ſich nachmals allen Feinden gemaöen zeigte. Es täufchte fi Über bie wahre 


Stimmung bes Preußiſchen Volks, welche ihren Ausbrud nicht in den Bartei- 
Neben gefunden hatte. Rejerven und Wehrmänner ftellten ſich — zwar ohne B:- 


geifterung für einen Krieg, deſſen Anlaß fie nicht überſahen, — aber geborium 


und mit rubiger Entichloffenheit. Soviel war mwenigftens durch das Vorangehen 
ber öfterreichifhen Rüftungen jelbft in das Bewußtſein ber Menge gebrungen, daß 


bieffeitige Maßregeln unabweislich feien; und die Perfönlichleit des Königs bürgte 


bafür, daß dem Lande die Laften eines Krieges nicht ohne zwingende Nothwen⸗ 
digkeit auferlegt werben würben. Oeſterreich täufchte fich enblidy Über die Fertigkeit 
bes Königs und feiner Räthe, welche weber durch Bebrohung noch auf wirkide 


Kriegsgefahr bin Preußen jemals hätten in bie frühere Stellung zurüdträngen 


laffen, wo e8 in Deutſchland die zweite, unb in Europa feine Rolle pielte. 


Mochte aber auch der Angriffskrieg urſprünglich weder von Preußen neh 


von Defterreih beabfichtigt fein, fo nöthigten die Rüftungen des einen bie tes 
andern zu immer neuer Steigerung, bis beibe eine Höhe erreichten, welche unau- 
bleiblih zum Bruch führen mußte. 


Der Allerböchften Cabinets-Ordre vom 3. Mai toigten ſchnell aufeinander 


die vom 5., 7., 8., 10. und 12. Mai, beren Geſammt⸗ 

ber ganzen Feld - Armee war. 

Sämmtlihe Truppentbeile wurden aus ben jüngften Jahrgängeu auf bie 

volle Kriegsſtärke gebracht, tie Erfat- Bataillone, ⸗Eecadrons und ⸗Abthei⸗ 
lungen formirt und fo weit nöthig durch Rekruten ergänzt. 

. Au die in die Eibherzogthümer und zu Feltungs» Befatungen nad dem 

Rhein abcommandirten Regimenter wınben mobil, dabei faud jedoch nirgends cin 


eiultat bie Aufbietung 


Ueberfchreiten der vertragsmäßigen Stärke der Befagungen in ben Bunbesfeflungen 


ftatt, indem entweder bort tie Zahl der Bataillone entiprechend vermiubert ober 
die Augmentations - Mannihaft noch zurüdbehalten wurbe. 

Bon der Landwehr waren in Schlefien und Bofen Anfangs nur Cadres 
von 300 Mann einberufen geweſen. Diefe 24 Bataillone wurden auf 806 Mann 
verftärft und außerdem zum Echut ber bedrohten Grenze 4 Lantwehr- Kavallerie 
Regimenter mobil gemacht. 

Da in dem größten Theil ter Feſtungen aber nur ber Friedens « Garnijen- 
bienft zu verfehen war, fo ſchien es zuläffig, einen Theil ber Landwehr auch 
außerhalb zu verwenden. Es wurben baber 24 Bataillone auf die Stärke von 
806 Mann gebraht, mobil gemacht und mit Zünbnatel- Gewehren bewaffnet; 
ferner 32 Landwehr » Escabrons mobil gemacht. 

Alle Übrigen, zur planmäßigen Beſatzung ber Feftungen beftinmten Sant 
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wehr - Bataillone wurben in ber Stärke von nur 500 Mann formirt und blieben 
mit Minie » Gewehren bewaffnet. 

Es war ſonach die volle Wehrkraft des Landes, namentlid 
an Cavallerie, noch nit aufgeboten. 

Außer den Feftungen Cofel, Heiffe, Sat, Zorgau und Wittenberg wurben 
jest auh Magdeburg und Spandau gegen den gewaltfanten Angriff armirt und 
mt der vollen Beſatzung an Artilleriften und PBionieren verfehen. Die Ausfall- 
Batterien wurden beipannt und bie Befagungs- Kavallerie » Detachements formirt. 

Sobann erhielten außer Glogau auch noch Koblenz, Cöln, Wefel, Stettin 
und Danzig bie erfte Augmentation an Feitungs + Artilleriften und Pionieren, 
ebenſo Sonderburg. Glogan wurde fpäter geichfale gegen ben gewaltfamen An- 
griff armirt. Auch bie Ylottenftation im Kieler Hafen wurde vrrſtärkt und bas 
See » Bataillon auf den Kriegs» Etat gebracht.“ 


9.0.19. Mai. Abrüftungdanträge am Bunde und Preußend 
Erklärungen. 


I. 
Antrag Sachſens: 
Die Preußiihe Regierung darum anzugehen, daß durdy 
geeignete Erflärung dem Bunde mit Rüdficht auf Art. 11 
der Bundedacte volle Beruhigung gewährt werde. — — 
Erflärung des Preußiſchen Gefandten in der Sitzung 
vom 9. Mai 1866: 


„sn Mitten des Friedens und ohne daß von Seiten Preußens irgend 
welche für feine Nachbarn bedrohliche Vorkehrungen getroffen wären, hat 
die Kaiſerlich Königlich öfterreichiiche Regierung Rüftungen gegen Preußen 
begonnen und die Königlich ſächſiſche fich denteiben bald darauf mit den 
aden Emleitungen der ihrigen angeſchloſſen. Wenn die Königliche Regie- 
rung auch die Hächfifchen Rüftungen unabhängig von den öfterreichifchen 
als bedrohlih nicht hätte auffaflen dürfen, jo mußte fie doch ihre Auf- 
merkſamkeit verdoppeln, fobald zwei ihrer Bundesgenofien, deren Gebiet3- 
zulammenhang die Sphäre ihrer gemeinfamen militairifchen Action bis 
nahe an die Hauptfladt von Preußen reichen läßt, gleichzeitig und in offen» 
barem Zufammenhange militairiihe Vorbereitungen treffen. Die König. 
Ihe Regierung hätte vorausfegen dürfen, daß Defterreich ſowohl als 
Sachſen, wenn fie fi wirflih von Preußen bedroht glaubten, nach den 
von ihnen ſelbſt befannten Auffaffungen vor jedem anderen Schritte fich 
on den Bund behufs Sicherftellung des Bundesfriedens gewendet haben 
rürden. Statt deifen haben beide Regierungen e3 vorgezogen, fih in 
Berfaffung zu etwaiger Selbfthilfe zu jegen. “Die Breuifihe Regierung 
hatte inzwilchen durch ihre Eirkulardepefche vom 24. März d. J. die That- 
jahen und die Beforgnifje, welche fie an diejelben knüpfte, zur Kenntniß 
ihrer Bundesgenofien gebracht. Die Antworten, welche fie erhielt, haben ihr 
die Ansficht auf rechtzeitige Unterftügung, im alle fie angegriffen würde, 
nicht gewährt. Sie hat fich erft dadurch genöthigt gejehen, zur Sicherung 
ihres Gebietes eigene Vorkehrungen zu treffen, und felbft diefe am Ende 
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bes Monats März nur in fehr geringem und befchränktem Maß ein- 
eleitet. In der Zwiſchenzeit haben die Rüſtungen fi) nicht vermindert, 
Fondern erheblich vermehrt. Die Königliche Regierung ift bemüht geweſen, 
die Abftellung derfelben durch Austaufh von Erflärungen zwiſchen ihr 
und Oeſterreich herbeizuführen, welche ohne Erfolg geblieben find, meil 
die fortdauernde und zulegt von Oeſterreich offen anerlannte Ausdehnung 
feiner Sriegsvorbereitungen die Frage auf dem thatfähhlichen Gebiete in 
wachlender Spannung erhielt. Eben fo erfolglos ift ihr Beſtreben der 
Königlich ſächſiſchen Regierung gegenüber gewejen. Die Spannung bat fid 
vielmehr auch den flärleren Bundesregierungen mitgetheilt; und nach den 
Nachrichten über Rüftungen, die der Königlichen Regierung von allen 
Seiten zugehn, muß fie vorausfehen, daß das Gebiet des deutfchen Bundes 
- bald einem bewaffneten Lager gleichen merde, defjen friegeriiche Richtung 
nicht etwa defenfiv gegen das Ausland gekehrt ift, jondern den inneren 
Frieden mit den fchmwerften Gefahren bedroht. Die Königliche Regierung 
kann fich leider nicht darüber täufchen, daß auch bier an manchen Stellen 
Tendenzen zu Grunde liegen, welche ebenfowohl gegen Preußen gerichtet 
find, wie gegen jedes ernfte Beftreben, aud nur den bejcheidenften An 
ſprüchen der deutichen Nation gerecht zu werden. “Die Kaiferlich Königlid 
öfterreichifche Regierung hat in ihrer neueften Mittheilung vom 4. d. M. 
die Berbandlung über eine gleichzeitige Zurücknahme der von Preußen 
gegenüber Defterreih und Defterreih gegenüber Preußen angeordneten 
mtlitairifchen Vorbereitungen für erſchöpft erklärt. Die Königlich ſächfiſche 
Regierung hat auf das Erſuchen um Yufllärung über ihre Rüſtungen, 
welche am 27.0. M. an fie gerichtet wurde, unter dem 29. ejusd. eine 
Ermiderung gegeben, melche in feiner Weiſe eine Beruhigung gewähren 
tonnte. Beide Actenſtücke liegen hoher Bundesverfammlung vor, und der 
Geſandte Hat ſchon in der Sigung vom 5. d. M. Beranlaffung genommen, 
den Character derjelben zu präcifiren und hervorzuheben, wie in den 
Aeußerungen feiner Regierung nicht der mindefte Anlaß gegeben jet, um 
Beforgnifje der Art, wie fie Sachſen zu feinem Antrage veranlagt haben, 
zu motiviren. Weder die von Sachen geforderten Erklärungen, nod) die 
dabei in Ausſicht gejtellten Gegenmaßregeln bezwedten etwas Anderes, als 
die vollftändige Sicherftellung des preuß 

diefe Maßregeln, injoweit fie in das Leben getreten find, einen entſchieden 
defenfiven Character an fich tragen, fo fteht ſich des Gejandten allerhödite 
Negierung nicht in dem Falle, ſolche auchdgunchmen bevor der Anlaß 
befeitigt ift, welcher fie berporgerufen, und bis die Negierungen, welde 
mit den Nüftungen begonnen haben, aud mit der gemwünfchten Abrüftung 
vorangegangen fein werden. In diefem Sinne ift e8 die Preußiſche Regie 
rung, welche mit Befremden in dem Königlich fächfiichen Antrage die Ber 
hältniſſe umgelehrt flieht, und welche daber vielmehr ihrerſeits von der 


Bundesverfammlung erwarten darf, daß fie die hohen Regierungen von 


Sachſen und Defterreih veranlafien werde, ihre eingeftandenermaßen 
Preußen gegenüber getroffenen Rüftungen baldmöglichft einzuftellen. Solte 
bobe Bundesverjammlung diefes zu thun Anftand nehmen, oder dem Bunde 
jelbf in feiner gegenwärtigen Verfaſſung died in möglich kurzer Friſt zu 
bewirfen die Rralt abgeben, jo würde ſich Preußen allerdings gezwungen 
jehen, da8 Bedürfniß der eigenen Sicherheit und der Erhaltung 
feiner europäiſchen Stellung in erfter Linie für fi als map- 


ifchen Gebietes. Da aljo hiernach 
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gebenb zu betradten und fein Berbältniß zu einem Staaten- 
unde, der im Widerjpruh mit feinem oberften Grundgeſetze 
die Sicherheit feiner Mitglieder nicht vermehrt, fondern ge» 
fährdet, den gebieterifhen Forderungen der Selbfterbaltung 
unterzuordnen.“ 


Das Ergebniß der Abftimmung war, daß der fächfiiche Antrag von 
der Bundesverſammlung mit 10 gegen 5 Stimmen angenommen wurde. 

Nach der Beichlußfaffung ergriff der Preußifche Gelandte noch einmal 
03 Wort, wies auf feine obige Erflärung ausdrüdlich zurück und bob 
zumentlich hervor, daß Seitens jeiner Regierung die VBorgängigfeit der 
Näftungen Oeſterreichs. und Sachſens thatſächlich feftgeftellt fer und dag 
der Charakter derſelben die Preußiiche Regierung genöthigt habe, zur 
Bahrung der Sicherheit des eigenen Landes, aljo lediglih zur Verthei- 
digung, militairifche Maßnahmen zu ergreifen. Unter diefen Umftänden 
möfje der Bundesverfammlung die Verpflichtung zugewieſen werden, ihre ent⸗ 
ihiedene Einwirkung auf diejenigen Regierungen geltend zu machen, welche 
duch ihr Vorgehen, ohne berechtigte Veranlaſſung, den gegenmwärtigen 
eruften Stand der vaterländifchen Angelegenheiten Berbeigeführt haben. 


11. 
Meiterer Antrag von Sadhjen, Bayern, Würtem- 
berg, Baden, Heſſen-Darmſtadt u. ſ.w. vom 19. Mai. 


„Hohe Berfammlung wolle an alle diejenigen Bundesglieder, welche 
militairifche über den Friedensſtand pinanßgehenbe Maßnahmen 
oder NRüftungen vorgenommen haben, das Erſuchen richten, in 
der nächſten Sigung der Bundesverfanunlung zu erklären, ob und 
unter welchen Vorausfegungen fie bereit feien, gleichzeitig und zwar 
von einem in der Bundeöverfammlung zu vereinbarenden Tage 
an, die Zurüdführung ihrer Streitkräfte auf den Friedensſtand 
anzuordnen.” 


Bei der Berathung über diefen Antrag am 24. Mai er: 
flärte der Preußiihe Bundestagd-Gejandte Folgendes: 


„Die Königlich Preußifche Regierung würde fih an dem vorliegenden 
Antrage bereitwillig betheiligt haben, wenn berjelbe rechtzeitig zu ihrer 
Kenntniß gelangt wäre. Sie ftimmt demfelben zu und wird ihren 
Bundesgenofjen in der nächſten Sigung gern erklären, unter 
welhen Borausfegungen fie ihre Truppen auf den Friedens— 
hand zurüdzuführen vermag, 

Die Königliche Regierung, in voller Würdigung der Leiden, welde 
die bedrohlihe Haltung einiger Bundesglieder jchon jest in Geſtalt 
Kr Stodung des Verkehrs und der Ermerböquellen über Deutſchland 
beranfbefchworen, hat ihrerſeits rechtzeitig den Weg eingefchlagen, auf 
welchem dem Sriege vorgebeugt und fichere Bürgichaften gegen die Wiederkehr 
des unnatätrlihen Verhältniſſes gewonnen werden können, daß Deutjche 
gegen Deutjche unter Waffen ftehen. Sie hat am 9. April die Berufung 
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des deutjchen PBarlamentes beantragt, in der Gemißbeit, daß das Bar: 
lament den Yrieden fihern wird. In dem einträcdhtigen Zufammenmirten 
der Regierungen und des Volkes fitr die Befriedigung gerechter Forderungen 
der Nation würde der drohende Zwieſpalt fi löfen und die ficheriten 
Bürgfchaften des künftigen Bundesfriedens gefunden werden. Es hat fid 
offenkundig gezeigt, daß die Stämme des deutjchen Volkes die Ausgleichung 
ihrer Intereſſen und Cigenthümlichleiten auf friedlidem Wege erftreben 
und die Verfolgung der fie Fünftlih trennenden Sonder» Intereilen auf 
dem Wege kriegeriſcher Cabinetspolitik nicht gutheißen. Die fchleunige 
Berufung des deutfhen Parlaments wird daher das befte, 
vielleiht das einzige Mittel fein, den Krieg innerhalb des 
Bundes mit allen daran fih Inüpfenden, für die Wohlfahrt 
* die Sicherheit Deutſchlands verhängnißvollen Folgen zu 
verhüten. 

Die Königliche Regierung benutzt deshalb auch dieſen Anlaß zu er: 
neuerter dringender und ernſter Mahnung an ihre Bundesgenoſſen, dem 
deutfchen Volle das Elend eined inneren Kriges zu erfparen, indem fie zu 
fchleuniger Beihlußnahme über die am 9. April von Preußen beantragt: 
Berufung der deutichen Volksvertretung fehreiten.“ 


20. Mai. Stalien und Defterreid. 


Depeiche des italienischen Minifterd La Marmora an 
den Königlichen Gejandten in Berlin, die feindfelige Haltung 
Defterreih8 gegen Preußen und Stalien und die dagegen 
zu treffenden Maßregeln betreffend. 


Hloreu;, 20. Mai 1866. 

„Herr Dinifter! Indem Se. Majeftät den Major von Burg, Kriegs-Attade 
ber Preußiſchen Geſandiſchaft, in einer Abſchiedsaudienz empfingen, gerubten Sie. 
ihm die Hochſchätzung feiner perfönlichen Eigenſchaften jpeciell zu erfennen zu geber. 
Der Major von Lucadon, welder ihm folgt, wird eine fo günſtige Aufnabne 
finden, wie fie unfere freundfchaftliden Berhältniffe zu Breufen unb die Hec⸗ 
achtung des Königs und Eeiner Regierung für das Heer Sr. Majeftät des König! 
Wilhelm geftatten. Es ift der Wunſch Sr. Majeftät des Königs, daß fich diei: 
Berhältniffe bei den ernften Ereigniffen, welche zu nahen fcheinen, noch mehr be⸗ 
feftigen mögen, und baß die von ber Vorfehung feiner Dynaftie und derjenigen 
Sr. Majeftät des Königs Wilhelm ertheilte Miffion fowohl in Deutichland wie 
in Italien erfüllt werde. Oefterreich, indem es durch feine drohenden Bewegungen 
die Regierung Sr. Majeftät bes Königs von Preußen unb bie des Königs übe: 
die Grenzen der Mäßigung hinauszudräugen fuchte, bewirkte dadurch nur, bat 
biefe fih zu unabweisbar gewordenen Rüftungen entſchließen mußten. Das Her 
des Königs wurde auf den Kriegsfuß gelettt, To daß es ſowohl bereit ift, einen 
Oeſterreichiſchen Angriff zurückzuweiſen, als auch nöthigenfalls mit bem Preußiſchen 
Heere zu combinirten Operationen gegen ben gemeinfamen Feind vorzugehen. 
Nachdem Defterreih einen Angriff gegen Preußen und Italien bat vorausieben 
laſſen, fcheint e8 heute die Dauer einer von ihm gejchaffenen fehwierigen Eitua- 
tion verlängern zu wollen. Es erheuchelt eine befeufive Haltung gegenüber ben 
Nüftungen, deren Urfache es if. Was bie Italienifhen Streitkräfte betrifft, ſo 
nahmen fie im Po- Thale lediglich defenfive Stellungen ein. Wenn jedoch Preußen 
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md Stafien genöthigt werben follten, zufammen ben Kampf gegen Defterreich auf- 
inuehmen, fo wirb das Italieniſche Heer auf das Pflichtgentäßefte die Bewegungen 
des tapferen und getreuen Heeres Sr. Preußischen Majeftät unterftüten, deſſen 
volendete Organifation und trefflichen Geift der General Govone zu würdigen 
Gelegenheit hatte. Se. Majeftät der König Wilhetm gerubten vor Kurzem bie 
Ueberzeugung auszufprehen, daß nichts die Bande löſen Fönnte, welche Italien 
end Frankreich vereinigen. Es freut uns, biefe Annahme im ausgebehnteften 
Naße betätigen zu können. Ich bege das vollfie Vertrauen, daß die Freundſchaft 
zrankreichs von Preußen ſtets als ein anbermweites Unterpfand ber Wirffamteit 
mjerer Allianz betrachtet werben wird. Genehmigen :c. 


43. Kerufung an das Bolk und Bolksfiimmung. 


9, Mai. Anflöfung des Abgeordnetenhauſes. 


Aus dem Beriht ded Staats: Minifteriumd an 
den König. 

„In den auöwärtigen Be jehungen des Landes ift in Folge der be- 
diohlichen Haltung, welche mehrere achbar» Regierungen gegen Preußen 
ongenommen haben, eine Spannung eingetreten, welche Em. Königliche 
Kojeftät, nach den forgfältigften und ausdanerndften Bemühungen zu 
ihrer Sejeitigumg, in die Nothwendigfeit verfegt hat, umfaſſende Vor⸗ 
thrungen zur Sicherheit ded Landes anzuordnen. Das ehrfurchtsvoll 
anterzeichnete Staat3-Minifterium glaubt unter diefen Umftänden, daß 
Em. Königliche Majeſtät den Augenblid gekommen halten werden, die 
Lollöpertretung in Geftatt des Allgemeinen Landtages der Monarchie um 
den Thron zu verfammeln, um die der Rage des Landes entjprechenden 
beſchluſſe zu faflen und der Einmüthigleit, welche das preußiihe Volk 
iieelt, wenn e8 der Erhaltung der Unabhängigkeit und der Ehre des 
Landes gilt, den geſetzmäßigen Äusdruck zu geben, 

Das jetzige Haus der Abgeordneten, wenn auch feine Mehrheit An⸗ 
Kits der Befahren, melde das Baterland bedrohen, ihre Hingebung 
ur daffelbe gewiß bereitwillig bethätigen würde, ift doch unter dem Ein- 
Anfle anderer Berhältniffe gewählt worden, als diejenigen find, melde 
site beftimmend auf die Wähler wirken müffen. 

Em. Königliche Diajeftät werden das Bedürfniß fühlen, die Stimmung 
‚a fennen und zum Ausdrud gebracht zu fehen, welche das preußifche 
oll im jegigen Augenblid und mit Nüdfiht auf die gegenwärtige Tage 
xt Dinge —* — — 


ĩ. Mai. Attentat auf Bismarck. 


Aus dem „Staats⸗Anzeiger.“ 


Berlin, den 8. Mai 1866. 
Ueber den geflern, den 7. d., gegen den Herrn Minifter- Präftdenten 
Srafen von Bismard unternommenen Mordverfuch theilt der Bericht 
des PolizeisPräfidiums Folgendes mit: Als der Herr Diinifter-Präfident 
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Graf von Bismard heute Nachmittag nah 5 Uhr vom VBortrage bei 
Sr. Majeftäöt dem Könige zurüdkehrend, zu Fuß die Linden» Promenade 
entlang ging, wurde er von einem ihm unbelannten Menſchen im ber 
Gegend der Schadomftraße angegriffen. Nachdem das betreffende Indivi⸗ 
duum zwei Schüffe aus einem Gläufigen Tafchenrevolver gegen den Rüden 
des Herrn Minifter-Präfidenten abgegeben, ohne ihn getroffen zu haben, 
drehte ſich Letzterer um und ergriff den Thäter, weldyer aber wieder auf 
ihn zielte und während des Ringens Gelegenheit fand, noch drei Schüſſe 
abzufeuern. Obgleich diefe in unmittelbarer Nähe abgegeben wurden nd 
den Herrn Minitter. räfidenten auf die Bruft trafen, ift derjelbe wunder- 
barermeife dennoch unverlegt. Eine der Kugeln bat alle Befleidungsftäde 
durchbohrt und ift bis auf das feidene Unterhbemde gedrungen. Der Ber 
brecher nennt fih „Blind“, ift 22 Jahre alt, will aus London und 
erſt „iei 3 Tagen in Berlin fein. Er räumt fein Verbrechen mm 
munden ein. 


Grtrablatt der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung. 


Berlin, den 7. Mai 1866, Abende 7 Uhr. 

ALS der Minifterpräfident Graf Bismard heut Nachmittag 5% Uhr, 

von dem Bortrage bei Sr. Majeftät dem Könige zurüdlehrend, in der 
Mitte der Linden-Allee entlang ging, hörte er, in der Nähe des ruſſiſchen 
Geſandtſchaftshotels angelommen, zweimal hinter fich ſchießen. Er jah 
um und erblidte vor fich einen Heinen etwa vierundzwanzig Jahr 
alten Menſchen ftehend, welcher zum dritten Mal einen Revolver auf ihn 
anlegte. 
Der Minifters Präfident ſprang auf den Verbrecher 108, der zum 
dritten Mal ſchoß und abermals fehlte. Als er fi aber von dem Grafen 
gleichzeitig an Bruft und am rechten. Fauftgelent gefaßt ſah, gelang es 
ihm, den Revolver in die linke Hand zu nehmen und noch zwei Schuß 
auf den Grafen Bismard abzufeuern. Der Paletot, den der Graf über 
feinem Anzug trug, ſchwächte die Kraft der Kugeln, fo daß der Graf 
nur contufionirt ift, der fich nach feinem Hotel zurüdbegab, nachdem er 
den Verbrecher einigen Soldaten des gerade am Schaupla der That 
vorüber marjchirenden 1. Bataillon? des 2. Gardes Regiments überliefert. 
Gott der Herr bat fichtlich tiber das Leben des Grafen Bismard 
gewacht. Seine Berlegungen find nur unbedeutend, obgleid, der Paletot 
vom Pulver der Schüſſe verjengt und von den Kugeln durchlöchert if. 
Sleih nachdem die That bekannt geworden, erſchien Se, Majeflöt 

der König im Minifterhotel, um fi nach dem Befinden des Miniſter⸗ 
präfidenten ee erkundigen. Ebenfo Se. tal. Hoh. der Prinz Karl, gel 
marſchall Wrangel, und eine große Zahl bochftehender Berjönlichkeiten, 
die fich mit jedem Augenblid mehren. 
Der Thäter heißt Blind und foll der Sohn des belannten republi- 
faniihen Ylüchtlingg Blind in Baden fein, der aus Hohenheim zum 
Zwed hierhergefommen war, den Minifter zu erjchießen. Ä 


Danfichreiben Bismarcks (im „Staatd= Anzeiger‘). 


„Nachdem ih am 7. d. M. durch die Gnade Gottes im ſchwerer 
Lebensgefahr bewahrt geblieben bin, find mir fomohl auß der Stadt durd 
» i 
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perfönliden Beſuch, ald aus allen Theilen des Landes telegraphiich und 
brieflih zahlreihe Glückwünſche und erhebende Beweiſe der Theilnahme 
und des Wohlwollens zugegangen. 

Ih hatte gehofft, meinen Dank den Einzelnen unmittelbar ausdrüden 
zu fönnen, uf mich aber überzeugen, daß ih in dem Drange der mir 
obliegenden Geſchäfte die zu meinem lebhaften Bedauern nicht durch» 
A beihre mid, daher, allen Denen, weiche mid, dur Bei 

beebre mich daher, allen Denen, welche mich durch Zeichen ihrer 
Zheilnahme erfreut haben, und denen ich bisher nicht babe antworten 
innen, Durch dieſe öffentliche Erflärung meinen aufrichtigen und herzlichen 
Dank zu fagen.“ 

Berlin, den 10. Mai 1866. 

Graf von Bismard-Schönhaufen. 


Kundgebungen der öffentlihen Stimmung in 
Bezug auf den drohenden Krieg. 


Mai. Erklärung der Berliner Urwählerverfammlungen. 
Berfammlungen in allen vier Wahlbezirken jprechen ſich 
gegen den Krieg aus, am ftärkiten im zweiten mit fol 
genden Rejolutionen: 


„i. Jeder Krieg, ber Anderes bezwedt, als die Vertheidigung des Bater- 
landes, ift unberechtigt und unfittid. 2. Preußen und Oeſterreich haben burch 
die gemeinfam vollführte Befreiung Schleswig - Holfteins weder ein Eigenthums- 
tet auf Schleswig-Holftein erworben, noch das Recht, einjeitig Über bie politifche 
Zukunft des Landes zu entjcheiben. Kein Zugeſtändniß Oeſterreichs, fei es frei- 
willig gewährt oder durch Waffengewalt erzwungen, kann dem Preußiſchen Staate 
ein jolches Aurecht ertheilen. 3. Ein Krieg Preußens gegen Oeſterreich unter ben 
ggenwärtigen Verbältniffen wäre der Wohlfahrt Deutichlanbs eben fo jehr, wie 
dem Rechte zuwider. 4. Die Einigung bed Deutichen Vaterlandes, welche zu- 
gleich die Loſung der Schleswig-Holfleinihen Frage in fich ſchließt, ift auf keinem 
anderen Wege als dem der Freiheit zu erzielen. Bis die Preußiiche Regierung 
Ihren Deutſchen Reformpları vorgelegt und durch die That bewieien, daß es ihr 
um Deutfchlands Freiheit zu thun it, bat bie Volkspartei nach mie vor ihre 
ganze Thätigleit dem inneren Berjaffungslampfe zuzuwenden.“ 


13. Mai. Erklärung einer Volksverſammlung in Köln. 


„Die heute auf dem Gürzenich verfammelten Bürger aller Parteien Kölns 
erflären: Angefihts der jammervollen Lage unferes Landes und Volles, Angefichts 
ser durch den drohenden Bürgerkrieg bevorſtehenden entfetlichen Zukunft, Ange⸗ 
ſichts ber Möglichkeit, daß in Folge eines folcden Krieges bie Deutfhen Rhein- 
lande gewaltfam vom Deutſchen Baterlande losgerijfen werden 
unten: proteftiren wir wiederholt gegen einen Deutſchen Bruberkrieg, der nad) 
Lege der Berhältniffe nur durch einen ſchleunigen und gründlichen Wechjel bes 
Regierungsfoftems in Preußen vermieden werben kann. Möchte der Nothichrei ber 
est ſchon unglücklichen Familien und ber noch bebrohten Eriftenzen den Weg zum 
Ihre des Königs finden!“ 
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14. Mai. Der Ausfhuß des Nationalvereind befchließt in 
Berlin folgende Anfprade: 


„Eine eigenmädhtige Cabinetspolitil droht den unzweifelbaften Willen unferes 
Bolles zu Überwältigen, das Wohl und Wehe Deutichlanps den Wechielfällen 
eines Reieges preiszugeben, ber nur durch bie höchſten Intereſſen der Nation ale 
äußerftes Mittel ber Noth gerechtfertigt werben könnte. Die Heere ber beiden 
Großſtaaten ftehen in voller Rüftung einander gegenüber und die nächfte Stunde 
fann den Ausbruch eines Krieges bringen, beffen Beweggründe und Endziele in 
Dunkel gehüllt werben und deſſen Verlauf unfägliches Unheil mit fich bringen 
wird, ja fogar bie Integrität Deutichlands gefährden kann. Das Wort uut 
die Hand des deutſchen Volles bat fih bis jetzt zu ſchwach erwieſen, 


den erhobenen Arm der Machthaber aufzuhalten; das Necdtöbe- 


wußtfein der Nation aber proteftirt bis zum Letten Augenblide 
gegen bie Willkür, welde mit dem Schidfale Deutſchlands ein 


unverantwortlides Spiel treibt. Treu feinem patristiihen Beruf, erhebt 
ber Nationalverein nochmals feine Stimme gegen einen Brud bes beutihen 


Landfriedens, defien Schuld wie ein Klub auf das Haupt feiner Ur- 
beber zurüdfallen wird. Noch indeſſen ıft nicht jebe Ausficht auf ein Einlenken 


der Eabinetspolitit in die Bahnen des nationalen Rechtes und ber nationalen 


Intereffen abgeſchnitten. Der erfte in diefer Richtung zu machende Schritt iſt bie 
endlihe Löſung der chleswig + holſteinſchen Frage. Das wirkſamſte Mittel zum 


Zweck wäre ohne Zweifel die unverweilte Einberufung bes beutfchen Barlamente, 


als oberſten Schiedsrichter der ftreitigen politiiden und Rechtsanſprüche. Der am 
9, April bei dem Bundestage eingebrachte preußifche Antrag jedoch iſt bei der 
Unbeftimmtheit feines Inhalts und in Betracht des Syſtems der Regierung, ven 
welder er ausgeht, nicht geeignet, das Vertrauen bes deutichen Volles und bie- 
jenige warme Xheilnahme befjelben zu gewinnen, ohne welche die natürlichen 
Schwierigkeiten der Aufgabe und insbejondere der unausbleibliche Widerſtand ber 
mittelftaatlihen Cabinette nimmermehr überwunden werben fönnen. Soll das 
deutihe Volk für Parlament und Bunbesreform mit Ernft und Nachdruck ein- 
treten, jo mifjen ihm biejelben in der beftimmten Geftalt geboten werben, welde 
ihnen bie Geſchichte der Jahre 1848 und 49 gegeben hat, fo muß vor allen 
Dingen die Regierung, welche die Geſammtverfaſſung der Nation umıgeflalten 
will, ganz andere Beweiſe von conftitutioneller Gefinnung und Berjaffungstreue 


gegeren haben, als e8 von Seiten ber preußiſchen Regierung bisher geicheben iſt. 
o lange die preußifche Verfaffung ein todter Buchftabe ift, wird unſere Nation 


niemals an eine beutihe Berfaflung glauben, welche ihr von Preußen in Aut- 


ficht geftellt wird, geichweige denn fi durch ſolche Ausficht in eine tiefgebende | 
Bewegung jegen laffen. In Uebereinftinmung mit fih felbft und feiner dr 
gangenheit, hält der Nationalverein in ber deutfchen Verfaſſungsſache fer an 


jeinem Programm und an feinen Beſchlüſſen. Er verlangt nad wie vor bie Br 
rufung einer nad den Grundſätzen des Reichswahlgeſetzes gewählten Rational- 
verfammlung, in welder allein Deutichland bie fichere Gewähr finden wird gegen 
Bürgerkrieg und Lanbesverrath, die fette Bürgichaft für die nationale Freibeit, 


Einheit und Macht. Der Ausſchuß erwartet von ben Vereinsmitgliedern hinge 


bende und ausdauernde Thätigkeit in biefem Sinne und zur Erreichung bieted 
Zieles patriotifche Unterordnung unter ven Willen der Geſammtheit. Sobald bie 
Berbältniffe e8 erfordern, wird ber Ausſchuß nicht jäumen, die Enticheibung Der 
Generalverfjammlung bes Vereins anzurufen. Bis dahin nahe jeber Einzelne 


keine Mühe fcheuen und eine Gelegenheit verfäumen, in größern unb Heiner | 


Kreifen dur Wort und That zu wehren gegen ben Bürgerlrieg unt 
zu arbeiten für unverzüglihe Schaffung einer wahren National: 
vertretung, für ſchleunigſte Einberufung bes deutſchen Parla— 
ments.” . 
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20. Mai. Abgeordnetentag. 


Verſammlung ded Abgeordnetentages in Frankfurt. 


Antrag des Ausjchuffes: „Der Sieg ber Waffen hat uns unfere Norb- 
uarfen zurüdgegeben. Ein folder Sieg würbe in jedem wohlgeordneten Reiche 
zur Erhöhung bes Nationalgefühls gedient baben. In Deutichlanb führte er 
durch die Mißachtung bes Rechtes der mwiebergewonnenen Länber, durch bas 
Sehen der Preußiſchen Regierung nah gewaltfamer Annerion und in Folge 
ter unheilvollen Eiferfuht der beiden Großmächte zu einem Zwieſpalt, befien 
Timenfionen weit über den uriprünglichen Gegenftand bes Streites hinausreichen. 
Eir verbammen den drohenden Krieg als einen nur bynaftiihen 
Zmeden dienenden Cabinetskrieg. Er ift einer civilifirten Nation 
anwürbig, gefährdet alle Güter, welde wir in 50 Jahren bes 
Arieden® errungen haben, unb nährt bie Gelüfte des Auslanbes. 
Fürſten und Minifter, welche dieſen unnatürlichen Krieg verichulben ober ans 
Senderintereffen die Gefahren befjelben erweitern, machen fich eines ſchweren 
S:rhrehens an der Nation ſchuldig. Mit ihrem Fluche und der 
E:rafe des Landesverratbes wird die Nation biejenigen treffen, 
welde in Berhandlungen mit auswärtigen Mächten Deutſches Ge- 
biet preisgeben. Sollte e8 nicht gelingen, ben Krieg jelbft durch ben ein- 
zütbig auegelprochenen Willen bes Volles noch in ber legten Stunde zu ver- 
firdern, fo ift wenigſtens bahin zu traten, daß er nicht ganz Deutfchland in 
wei große Lager theile, fondern auf den engften Raum beichränft werde. Wir 
ethden hierin das wirffamfte Mittel, um bie Wieberherftellung des Friedens zu 
tihleumigen, die Einmijhung des Auslandes abzuhalten, durch die Heeresmacht 
der nichtbetheiligten Staaten die Grenzen zu deden und, im Falle der Krieg einen 
amrepiishen Character annehmen jollte, mit noch friichen Kräften dem äußeren 
Feind entgegenzutreten. Wie ein Deutſches Parlament allein die Behörde ift, 
wilhe über die Deutichen Intereffen in Schleswig-Holftein zu entſcheiden vermag, 
fe it auch die Erledigung ber Deutichen Berfaffungsfrage durch eine freigewählte 
Deutihe Bollsvertretung allein im Stande, der Wieberlehr folcher unbeilvollen 
artinde wirffam zu begegnen. Die fchleunige Einberufung eines nah bem 
Nabswahlgejege vom 12. April 1849 gewählten Parlaments muß daher von 
ellen Yanbesvertretungen und von ber ganzen Nation gefordert werben.” 


Friedendadrejjen von Magiftrat und Stadtverord- 
netenverfammlung an den König. 


Adreife von Königsberg: „x. Erfüllen Em. Königl. Majeftät unfere 
ebriurchtsvolle Bitte, durch einen gründlihen Wechſel des Syftems und 
ter Berfonen ber Regierung, buch Berufung von Männern, die das Ver⸗ 
tızen des Volles befizen, ben inneren Frieden wieberherzuftellen und bie drohende 
Gefahr eines Deutſchen Bundestrieges abzumenben.“ 


Adreſſe von Stettin: „x. Berlaffen von den Sympatbien ber Deutſchen 
Sölkerangen und Regierungen, mit Schabenfreude beobachtet vom habgierigen 
Aaslande, ohne VBegeifterung, ja, mißmuthig und zwieträdtig im Innern, ver 
2:3 Prenßen diefen Kampf nimmer zu einem Erfolge zu führen, melder das 
laad befriedigen und bie bargebradhten Opfer vergeffen lafien könnte.“ 

Adrefie von Köslin: „ac. Gerade deshalb aber können wir es nicht 
verbzblen, daß zwiſchen damals (1813—15) und jeßt eine gewaltige Kluft berricht, 
ta5 nämlich damals wirklich die Ehre und die Noth bes Vaterlandes riefen, 
während jest die Motive eines Kampfes für das Volk in völligem Dunfel ruhen, 
ze daß damals zwiſchen Bolt und Regierung bie volllommenfte Einmüthigkeit 
kerrihte, während jett zwijchen ihnen bie ſchwerſten Eonflicte vorliegen.“ 


Für Bismard. 27 
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Siebzehn Handeldfammern von Rheinland und Weltphalen 
richten eine Gollectiv» Petition gegen den Krieg an den König: 


Dieſelbe ſchildert bie unfäglihen Leiden, welche bie Kriegsgefahr über die 
gane commercielle und inbuftrielle Bevöllerung theils ſchon gebracht habe, theile 
ei längerer Dauer noch in erhöhtem Grabe heraufbeſchwören werde, und ſchließ: 
wie folgt: „Majeftät wollen uns geftatten, mit Freimuth es auszufprecen, tak 
Das ganze Land dem drohenden Deutichen Bruberfriege entgegen ift, vor der Zu⸗ 
funft bangt, nicht blos aus Sorge für das eigene Wohlbefinden, ſondern mehr 
noh aus Sorge für bie Gefahren, welche daraus für das Preußifche Vaterland 
entipringen Finnen. Wir dürfen es uns nicht verhehlen und fühlen uns ge 
drungen, als unabhängige Männer es offen auszufprechen, daß bei aller Ipier- 
willigfeit des Preußifchen Volles, für bie höchften Güter bes Vaterlandes einu- 
fteben, ihm die Begeifterung fehlt, beren ein Kampf für bie wahren Deuticen 
SIntereffen jchwerlich entbehren fanı. Ew. Majeflät wagen wir bemnad chr- 
furchtsvoll zu bitten: allergnäbigft dem Vaterlande den Frieden zu erhalten.“ 


Patriotiſche Adreſſe der Bredlauer ftädtifchen Be: 
hörden. 


„Allergnädigſter König und Herr! In dieſer ernſten Zeit, in melde 
Preußen und Deutſchland von fchweren Kriegsgefahren bebrobt find, fei es Yen 
ſtädtiſchen Behörden Breslau’s, als der Hauptftabt derjenigen Prowinz, die zuen 
und zunähft dem Kriege mit feinen Wechfelfällen ausgefetst iſt, geftuttet, tem 
Throne Ew. Majeflät mit einer ehrfurchtsuollen Vorftellung zu naben. Ew. Ru 
jeftät haben die Mobilmahung der gefammten Armee befoblen. Wir wiffen, bı 
Ew. Majeſtät Sich mit fchwerem Herzen dazu entichloffen haben. Em. Wajetü 
fennen die Leiden, welche die in langen riedensjahren fo reich entwidelte Er 
werbsthätigleit bes preußifchen Volles bereit8 getroffen und im Falle tes Aus 
bruch® des Krieges in noch weit höherem Grade treffen werben; es müſſen ılı 
ſchwer wiegende Gründe fein, die Ew. Majeftät zu dem ernften Entſchlufſe be 
Kimmt haben. Wir glauben an allerhöchſter Stelle die Verfiherung abgeben il 
dürfen, daß Breslau an Opferwilligfeit, wie im Jahre 1813, fo auch jegt fand 
andern Stadt Preußens nachſtehen wird. Wir führen gemeinfam mit Em. Ra 
jeftät die Drangfale des Krieges; wir unterfchäßen nicht die Laſten, melde da 
Preußiſche Volt zu tragen haben wirb; wir fennen die Opfer, welche der Krie 
fordert. Demungeachtet fprechen wir e8 aus und glauben bierin der Zuftimman| 
unferer Mitbrüber fiher zu fein, baß wir, wenn es die Macht unt tı 
Ehre Preußens, feine Stellung in Deutfhland und die mit bie'e 
Stellung in notbwendigem Zufammenhange ſtehende Einheit un 
feres gemeinfamen Baterlanbes gilt, den Gefahren unb Nethe 
des Krieges mit berjelben Opferwilligleit und Hingebung en! 
gegen geben, wie bie ſchleſiſchen Männer ed unter ber Fübrun 
von Ew. Majeftät hochſeligem Bater getban. Können jene höchſte 
Guter Preußens und Deutfhlands erhalten werben im Frieden 
fo begrüßen wir biefelben freudigen Herzens; follten aker ti 
Gegner Preußens und Deutfhlande, wie es im Jahre 1850 ge 
heben, wieber eine Minderung der Madtftellung Preußens, mit 
dberum eine Demüthigung Preußens erftreben, jo wird Sdleiie 
lieber alle Laften und Leiden bes Krieges auf fih nehmen, al 
die Löſung der biftorifhen Aufgabe Preußens, die Cinigun 
Deutſchlands, wieber auf Jahrzehnte binausrüden lafſen. An 
wir Binnen Em. Majeftät in dem Gefühle, daß es in ber für das ganze Vote 
land jo jchweren Zeit unjere erfte Pflicht ift, unferer aufrichtigen umb innerfte 
Ueberzeugung offenen Ausbrud zu geben, nicht verheblen, wie in biefem Auget 
biid die Grundlage einer allgemeinen Vegeifterung noch fehlt. Der Cindat 
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mücen Regierung und Boll, der in jener für Preußen und Deutſchland fo 
rubmmeihen Zeit den unvergeffenen Thaten Sieg verlieh, ift nicht vorhanden; 
der Berfaffungslampf ift nicht beendet. Die Weisheit Ew. Majeftät wirb bie 
Nittel und Wege finden, den inneren Conflict, der jo ſchwer auf dem Lande 
isftet, zu befeitigen und das Vertrauen zwijchen der Staats» Regierung und bem 
Volle berzuftellen, welches erforberlich ift, um bie für einen folden Kampf noth⸗ 
wendige nationale Begeifterung wach zu rufen. Im tieffter Ehrfurcht verharren 
xir Ew. Königlichen Majeftät alleruntertbänigfte, treugehorfamfte ber Magiftrat, 
he Stabtwerorbnieten » Berfammlung ber Haupt- und Refidenzftadt Breslau.“ 


19. Mai. Antwort ded König. 


„Die Worte, welche Magijtrat und Stadtverordniete der Stadt 
Breslau in der Vorftellung vom 15.d. M. an Mich richten, babe 
Ich gern vernommen. Ich erkenne in ihnen den Ausflug defjelben 
Geiſtes, weldher im Jahre 1813 die Väter der heutigen Bewohner 
Breslau's befeelte; es hat Mir mohlgethan, daß die Vertreter der 
Stadt diejem Geifte mit Ernft und Wärme Ausdrud gegeben haben. 
Niemand kann die Schwere der Opfer, welche der Krieg dem Bater- 
lande auferlegen würde, jchmerzlicher empfinden, als Ich, Niemand 
das Bedürfnig Iebhafter fühlen, daß diefelben von Herricher und 
Bolt in ungetrübter Eintracht getragen werden. Möge Mein 
Wort der Stadt Breslau als Bürgſchaft dienen, daß 
fein ehrgeiziges Streben, felbft nicht Daßjenige, welches 
im Sntereffe des großen gemeinfamen Baterlandes be- 
rehtigt genannt werden fünnte, fondern nur die Pflicht, 
Preußen und feine beiligften Güter zu vertheidigen, 
Mich Dein Bolfhatzuden Waffenrufenlajjfen. Mögen 
die Einwohner der Stadt überzeugt jein, daß die Ber- 
ftändigung über die zwiſchen Meiner Regierung und 
dem Nandtage ftreitigen Fragen das Ziel Meiner 
Wünfhe und Meines eifrigen Streben ift. In der 
Hoffnung, diefem Ziele näher zu treten, in der Hoffnung, daß 
Angefihts der Gefahren, welche Preußen bedrohen, die einander 
widerftreitenden Rechtsanfichten und Stimmungen ihre Vermittelung 
in der gemeinfamen Hingebung für das Vaterland finden werden, 
werde Ich den Landtag der Monarchie einberufen. — Durd Ans 
ordnung von Neuwahlen ift den Wählern und den Gemählten die 
Möglichteit gemährt, frei von den Beziehungen, welche in der Ber- 

angenheit wur eln, die Öefinnung dum Ausdrud zu bringen, welche 
Mein Bolt in der egenmwärtigen bedrohten Tage des Landes erfüllt. 
In diefem Sinne hoffe Ich auf dem bevorftehenden Randtage Meine ge- 
trene Stadt Breslau vertreten und durch ihre Abgeordneten zur Pen 
führung der von Mir erftrebten Berftändigung mitwirken zu ſehen.“ 


22. Mat. Die erite Schuld an den Rüftungen. 
Graf Bismarck an den Gejandten in Stuttgart. 


„Die Königlich württembergifche Regierung erfcheint, neben Defterreich 
ud Sachſen, in der erften Linie derjenigen Negierungen, welche durch 
27* 
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unerwartete und in ihren Beweggründen unaufgellärte Aüftungen den 
Anftoß zu der gegenwärtigen Spannung gegeben haben. Die behauptete 
Geringfügigkeit diefer militäriichen Vorbereitungen benimmt ihnen nicht 
den Charakter eines Anzeichens feindlicher Abſicht, zumal in ihrer Anleh— 
nung an die öſterreichiſch⸗-ſächſiſchen Rüftungen, denn zwiſchen dem uner- 
freulichften Depeſchenwechſel und den erſten und geringfügigiten Anordnungen 
zu militärischen Schritten liegt immer noch eine bedeutjame Kluft. Grai 
Yinden ermiderte hierauf, daß die bedrohliche Gefammtfituation Deutfchlands 
Witrtemberg zu diefen Vorbereitungen genöthigt habe, während die bi3 
zum Beginn der erften würtembergiihen Maßregeln nur von Oeſterreich 
und Sachſen vorgenommenen NRüjtungen gegen Würtemberg, nad der 
eignen Anficht des Herren Gefandten, eine Drohung nicht involoirten. 
Graf Linden rechtfertigte nun zwar die öfterreichiich=fächfiichen Aüftungen, 
welche befanntlich in der erften Hälfte de8 Monats März begonnen, aus 
der im Allgemeinen bedenklichen Lage, in welche Deutſchland durd die 
politifche Haltung Preußens gerathen jei. Als bemeifende Thatfache für 
diefe unfere Haltung, foweit fie dem den öfterreichiichen Rüſtungen voran: 
gehenden Zeitraume angehörte, hat mir Graf Finden ausſchließlich die am 
28. Februar von Seiner Majeftät dem Könige abgehaltene Conſeilsſitzung 
unter Zuziehung mehrerer Generale angeführt. Ich habe mein Erftaunen 
darüber, daß eine fo einfache und jo häufig vorfommende Thatſache, wie 
ein Minifterrath unter Vorfig Seiner Majeftät des Königs, für den be 
redhtigten Vorwand zu kriegeriſchen Rüftungen angefehen werden "künn:, 
dem Grafen Linden ebenfo wenig verhehlt, mie früher bei Beſprechung 
deffelben Thema’8 dem Grafen Karolyi. Wie wenig es rathſam ift, durd 
die drohenden Rüftungen den Frieden zwilchen Nachbarn zu gefährden, 
auf fo gewagte Conjecturen hin, wie fie über da8 Eonjeil vom 28. Februar 
gemacht zu fein fcheinen, wird die Königl. würtembergijche Regierung felbit 
ermeflen, wenn Em. ꝛc. dem Freiherrn v. Varnbühler mittheilen, dag in 
jenem Minifterrathbe allerdings die Frage zur allerh. Ent- 
Iheidung vorgelegen hat, ob Preußen nah Maßgabe der 
Situation gendthigt jei, fih auf eine Triegerifche Entwide: 
lung derfelben vorzubereiten, daß aber dieje Frage nach forgfältiger 
Prüfung verneint worden ift und Seine Majeftät durch die gerade in 
diefer mfetafigung efaßten Entjchliegungen das Streben nad) —**— 
Entwickelung der Kriſis ausdrücklich ſanctionirt hat. 

Daß über dieſe Entſchließungen Damals Stillſchweigen beobachtet werden 
mußte, lag in der Natur der ſchwebenden diplomatiihen Verhandlungen. 

Ich habe indefjen eine Anfrage des Grafen Karolyi bald nad dem 
28. Februar unbedenklih in dem Sinne beantwortet, daß ich zmar 
unjer bisheriges intimes Verhältniß mit Defterreich, wie es ſich 
auf der Baſis eines’ gemeinfamen Krieges gebildet habe, als gelöft anche, 
daß aber meines Erachtens daraus nichts anderes folge, als die Rüdtebr 
unferer Beziehungen auf den Fuß vor dem dänifchen Kriege, indem unier 
Berhältnig dasjenige zweier europäifcher Großmächte werde, die ſich gegen: 
feitig feiner erceptionellen Intimität erfreuten. 

Freiherr v. Varnbühler wird Em. ıc. zugeben, daß von einer ſolchen 
zwilchen den Großmächten im Allgemeinen die Regel bildenden Beziehung 
zur friegerifchen Bedrohung der einen durch die andern ein weiter und 
gewagter Schritt it, und daß derjenige, welcher ihn aus foldyer Lage 
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berand zuerft unternimmt, eine große Berantwortlichleit auf fich ladet. 
Bir haben daher auch nicht ohne vollfländige Ueberrafchung gegen Mitte 
März zuerft Kenntniß von den öfterreichifchen und bald darauf Vächfifchen 
Riftungen gegen uns, fowie von der Thatſache erhalten, dag Defterreich 
duch eine Eircular-Depeihe vom 16. März die Bundesregierung zur 
jofortigen Meobilifirung ihrer Contingente in Ausficht auf bundesmäßiges 
Einihreiten gegen Preußen gerichtet habe. Wir haben uns nicht fogleich 
entſchließen Tönnen, diefer Nachricht Glauben zu fchenfen; nachdem fie 
und aber zur Gewißheit geworden und wir in Erfahrung brachten, daß 
bei einigen, in&befondere auch bei der vonig. württembergiſchen Regierung 
die öfterreichiiche Aufforderung vom 16. März auf keinen unfruchtbaren 
doden gefallen war, haben wir und zu Ende des Monats März zu 
nen Nüftungen entſchließen müfjen. Der weitere Verlauf der Dinge 

ekannt...“ — — 


44. Kongreßvorſchlag Srankreichs und Bereitelung. 


Ende April. Erjte Anregung einer Conferenz der neutralen 
Mächte Seitend Franfreichd bei England, um den Aus- 
bruch eined Kriege in Deutſchland zu verhindern. 

England erflärt fi zu irgend einem vermittelnden 
Schritte geneigt, wäre auch bereit, an einem Congreß oder 
einer Gonferenz Theil zu nehmen, meint aber 


„Eine Unterhandlung über Die wichtigften Punkte, von benen ber Friebe 
abbängt, würbe auf einem Congreß, der nicht die Macht hätte, fie mit Gewalt 
t Geltung zu bringen, unfehlbar fcheitern; und I. Maj. Regierung würbe ebenfo 
stgeneigt wie der Kaifer fein, fih an einem Congreß zu betheiligen, der Angefichts 
Ertopa's feine Ohnmacht, den Frieden zu erhalten, darthäte.“ 


3. Mai. Debatte im gejepgebenden Körper Frankreich. 
Rede Thiers': 


Bon jeher jei es das größte politifche Princip Europa’s, daß Deutichland 
we unabhängigen, durch ein einfaches Föderativband mit einander verbundenen 
Staaten befiebe. Die Deutichen hätten volllommen das Recht, ihren Bundestag 
mt ben Ideen der Nenzeit in Einklang zu bringen und benfelben im Sinne ber 
Einbeit umzugeftalten: allein fie follten nicht vergeffen, daß fie fich gegen Europa 
EEd gegen die großen Principien des europäifchen Völlerrechtes vergehen würden, 
Kan fie ein Deutichland bilden wollten, in welchem bie Einzelftaaten als getrennte 
caabhängige Eriftenzen aufgingen. Preußen fei nun ber Staat, der derartige 
tline im Echilde führe. Es möchte durch einen glüdfichen Krieg zwar gerade 
ech nicht Die 50 Mill. Deutfche in feinen 14 Millionen aufgehen laſſen — das 
be nicht auf einmal; — aber e8 möchte ſich einiger nördlicher Staaten bemäch⸗ 
sen und bie andern in einem Bundestag unter feinem Einfluffe unterbringen. 
89 ware dann ein Theil Deutichlands unter feiner bdirecten, ein anderer unter 
riner indirecten Autorität. Der jo geftalteten Staatenbilbung würbe das einheit- 
Lde Italien unvermeidlich die Hand bieten. 

KHKanuſes uns zulommen, in irgend welchem Grade eine jolde 
Solitit zu begünſtigen? Trotz des Intereffes, das Italien einigen Franzoſen 
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des deutfchen Parlamentes beantragt, in der Gewißheit, daß das Bar- 
lament den Frieden fichern wird. In dem einträcdtigen Zufammenirten 
der Regierungen und des Volkes für die Befriedigung gerechter Forderungen 
der Nation mürde der drohende Zwiefpalt fi löfen und die ficherften 
Bürgſchaften des fünftigen Bundesfriedend gefunden werden. Es bat ji 
offenfundig gezeigt, daß die Stämme des deutfchen Volles die Ausgleihung 
ihrer Intereſſen und Eigenthümlichkeiten auf friedlihem Wege erftreben 
und die Verfolgung der fie künftlich trennenden Sonder⸗Intereſſen auf 
dem Wege kriegeriſcher Cabinetspolitik nicht gutheißen. Die fchleunige 
Berufung des deutfhen Parlaments wird daher das befte, 
vielleiht das einzige Mittel fein, den Krieg innerhalb des 
Bundes mit allen daran fi tnüpfenden, für die Wohlfahrt 
eh die Sicherheit Deutfhlands verhängnißvollen Folgen zu 
verbüten. 

Die Königliche Regierung benutt deshalb auch diefen Anlaß zu er 
neuerter dringender und ernſter Mahnung an ihre Bundesgenoffen, dem 
deutichen Volle das Elend eines inneren Kriges zu erfparen, indem fie zu 
fhleuniger Beſchlußnahme über die am 9. April von Preußen beantragte 
Berufung der deutſchen VollSvertretung fchreiten.“ 


20. Mai. Stalien und Defterreid). 


Depeſche des italieniichen Minifterd La Marmora an 
den Königlichen Gefandten in Berlin, die feindjelige Haltung 
Dejterreih8 gegen Preußen und Italien und die dagegen 
zu treffenden Maßregeln betreffend. 


Florenz, 20. Mai 1866. 


„Herr Minifter! Indem Se. Majeftät ven Major von Burg, Kriegs-Attade 
ber Preußiſchen Geſandtſchaft, in einer Abſchiedsaudienz empfingen, gerubten Eie, 
ihm die Hochſchätzung feiner perfönlichen Eigenfchaften fpeciell zu erkennen zu geben. 
Der Major von Lucadon, welcher ihm folgt, wirb eine jo günftige Aufnahme 
finden, wie fie unjere freundfchaftlihen Verbältniffe zu Preußen und die Hoch⸗ 
achtung des Königs und Eeiner Regierung für bas Heer Sr. Majeftät des Königs 
Wil helm geftatten. Es ift der Wunſch Sr. Majeftät des Königs, daß fi tie 
Verhältniſſe bei den ernften Ereigniffen, welche zu nahen fcheinen, noch mehr be 
feftigen mögen, und daß die von ber Vorfehung feiner Dynaftie und berjenigen 
Str. Majeftät des Königs Wilhelm ertheilte Miffion ſowohl in Deutſchland wi 
in Stalien erfüllt werde. Defterreich, indem es durch feine drohenden Bewegungen 
die Regierung Sr. Majeftät bes Königs von Preußen unb bie des Königs über 
bie Grenzen der Mäßigung binauszubrängen ſuchte, bewirkte dadurch nur, da5 
biefe fich zu unabweisbar gewordenen Nüftungen entfchließen mußten. Das Heer 
bes Königs wurde auf den Kriegsfuß geſetzt, jo daß e3 ſowohl bereit ift, einen 
Oeſterreichiſchen Angriff zurückzuweiſen, als auch nöthigenfalls mit dem Preußiſchen 
Heere zu combinirten Operationen gegen ben gemeinfamen Feind vorzugehen. 
Nachdem Defterreih einen Angriff gegen Preußen und Italien bat vorausjeben 
laſſen, fcheint e8 heute die Dauer einer von ihm geichaffenen fchwierigen Eıtue- 
tion verlängern zu wollen. Es erheuchelt eine defenfive Haltung gegenüber ben 
Rüſtungen, deren Urfache es if. Was die Italieniſchen Streitkräfte betrifft, ſe 
nahmen fie im Po⸗Thale lediglich defenfive Stellungen ein. Wenn jedoch Preuben 
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und Italien genöthigt werben follten, zufammen ben Kampf gegen Defterreich auf- 
zunehmen, jo wirb das Italienifche Heer auf das Pflichtgemäßefte die Bewegungen 
des tapferen und getreuen Heeres Sr. Preußiſchen Majeftät unterftüten, deſſen 
vollendete Organifation und trefffichen Geift der General Govone zu würdigen 
Gelegenheit hatte. Se. Majeftät der König Wilhekim gerubten vor Kurzem die 
Ueberzeugung auszufprechen, daß nichts die Bande Iöfen könnte, welche Italien 
and Frankreich vereinigen. Es freut uns, dieſe Annahme im ausgedehnteften 
Naße beftätigen zu können. Ich hege das vollfie Bertrauen, daß die Freundichaft 
Frankreichs von Preußen flets als ein anbermeites Unterpfand ver Wirkjamleit 
unferer Allianz betrachtet werben wird. Genehmigen zc. 


43. Serufung an das Bolk und Bolksflimmung. 


9. Mai. Anflöfung des Abgeordnetenhauſes. 


Aus dem Bericht des Staatd-Miniiteriumd an 
den König. 

„sn den auswärtigen Beziehungen des Landes ift in Folge der be= 
drohlihen Haltung, weldye mehrere Nachbar⸗Regierungen gegen Preußen 
angenommen haben, eine Epannung eingetreten, welche Em. Königliche 
Mojeftät, nach den jorgfältigften und ausdauerndften Bemühungen zu 
ihrer Seleitigung, in die Nothwendigkeit verjegt hat, umfaflende Vor⸗ 
kehrungen zur Sicherheit des Landes anzuordnen. Das ehrfurdhtsvoll 
unterzeichnete Staat3-Minifterium glaubt unter diefen Umftänden, daß 
Em. Königlihe Majeftät den Augenblid gefommen halten werden, die 
Vollsvertretung in Geftalt des Allgemeinen Landtages der Monarchie um 
den Thron zu verjammeln, um die der Rage des Landes entiprechenden 
Deihlüffe zu faſſen und der Einmüthigfeit, welche das preußiiche Bolt 
bejeelt, wenn e8 der Erhaltung der Unabhängigteit und der Ehre des 
Sandes gilt, den geſetzmäßigen Außdrud zu geben. 

Das jetige Faus der Abgeordneten, wenn auch feine Mehrheit Ans 
geſichts der Öefabten, welche da8 Vaterland bedrohen, ihre Hingebung 
für dafjelbe gewiß bereitwillig bethätigen würde, ift doch unter dem Ein⸗ 
Aufie anderer Verhältniſſe gewählt worden, als diejenigen find, welche 
heute beftimmend auf die Wähler wirken müſſen. 

Em. Königliche Majeſtät werden dad Bedürfniß fühlen, die Stimmung 
b tennen und zum Ausdrud gebracht zu ſehen, welche das preußijche 
olt im jegigen Augenblid und mit Rüdficht auf die gegenwärtige Lage 
der Dinge —* — — 


7. Mai. Attentat auf Bismarck. 


Aus dem „Staats-Anzeiger.“ 


Berlin, den 8. Mai 1866. 
Ueber den geftern, den 7. d., gegen den Herrn Minifter- Präfidenten 
Grafen von Bismard unternommenen Mordverſuch theilt der Bericht 
de3 PolizeisPräfidiums Folgendes mit: Als der Herr Minifter-Präfident 
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Graf von Bismard heute Nachmittag na 5 Uhr vom Vortrage bei 
Sr. Majeftät dem Könige zurüdkehrend, zu Fuß die Finden» Promenade 
entlang ging, wurde er von einem ihm unbelannten Menſchen in ber 
Gegend der Schabomftraße angegriffen. Nachdem das betreffende Indivr- 
duum zwei Schüffe aus einem 6läufigen Tajchenrevolver gegen den Rüden 
des Herrn Minifter-Präfidenten abgegeben, ohne ihn getroffen zu haben, 
drehte ſich Legterer um und ergriff den Thäter, welcher aber wieder auf 
ihn zielte und während des Ringens Gelegenheit fand, nody drei Schüſſe 
abzufeuern. Obgleich diefe in unmittelbarer Nähe abgegeben wurden und 
den Herrn Minifter räfidenten auf die Bruft trafen, ift derjelbe wunder: 
barermweije dennoch unverlegt. Eine der Kugeln bat alle Befleidungsftüde 
durchbohrt und ift bis auf das feidene Unterhemde gedrungen. Der Ber 
brecher nennt fih „Blind“, ift 22 Jahre alt, will aus London und 
erſt „rei 3 Tagen in Berlin fein. Er räumt fein Verbrechen unums 
munden ein. 


Ertrablatt der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung. 


Berlin, den 7. Mai 1866, Abends 7 Uhr. 

ALS der Minifterpräfident Graf Bismard heut Nachmittag 5", Uhr, 
von dem Bortrage bet Sr. Majeftät dem Könige zurüdfehrend, in ber 
Mitte der Tinden-Allee entlang ging, hörte er, in der Nähe des ruffifchen 
Bejandtfchaftshoteld angelommen, zweimal hinter fich fchießen. ſah 
ſich um und erblickte vor ſich einen kleinen etwa vierundzwanzig Jahr 
alten Menſchen ftehend, welcher zum dritten Mal einen Revolver auf ihn 
anlegte. 

Der Miinifter- Präfident fprang auf den Verbrecher los, der zum 
dritten Mal ſchoß und abermals fehlte. Als er ſich aber von dem Grafen 
gleichzeitig an Bruft und am rechten Yauftgelent gefaßt ſah, gelang «3 
ihm, den Nevolver in die linke Hand zu nehmen und noch zwei Ä 
auf den Grafen Bismard abzufeuern. Der PBaletot, den der Graf über 
feinem Anzug trug, ſchwächte die Kraft der Kugeln, jo daß der Graj 
nur contufionirt ift, der fich nach feinem Hotel zurüdbegab, nachdem er 
den Verbrecher einigen Soldaten de8 gerade am Schauplag der That 
vorüber marfchirenden 1. Bataillon des 2. GardesRegiments überliefert. 

Gott der Herr hat fichtlich Über das Leben des Grafen Bismard 
gewacht. Seine Berlegungen find nur unbedeutend, obgleich der Paletot 
vom Pulver der Schüſſe verjengt und von den Kugeln durchlöächert ifl. 

Gleich nachdem die That befannt geworden, erihien Se. Majeftät 
der König im Minifterbotel, um fi nad) dem Befinden des Minifter- 
präfidenten ge erkundigen. Ebenjo Se. fol. Hoh. der Prinz Karl, gelb: 
marſchall Wrangel, und eine große Zahl hochftehender Perjönlichkeiten, 
die fi mit jedem Wugenblid mehren. | 

Der Thäter heißt Blind und foll der Sohn des befannten republi- 
faniihen Flüchtlings Blind in Baden fein, der aus Hohenheim zum 
Zwed bierhergefommen war, den Miniſter zu erfchießen. 


Dankſchreiben Bismarcks (im „Staatd= Anzeiger‘). 


„Nachdem ich am 7. d. M. dur die Gnade Gottes im ſchwerer 
Lebensgefahr bewahrt geblieben bin, find mir fowohl auß der Stadt durch 
. | 
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perfönlichen Beſuch, als aus allen Theilen des Landes telegraphiih und 
brieflih zahlreihe Glückwünſche und erhebende Beweiſe der Theilnahme 
und des Wohlwollens zugegangen. 

Ich hatte gehofft, meinen Dank den Einzelnen unmittelbar ausdrüden 
zu fönnen, mut mich aber überzeugen, daß ich in dem Drange der mir 
obliegenden Geſchäfte dies zu meinem lebhaften Bedauern nicht durch⸗ 
führen fann. 

Ih beehre mich daher, allen Denen, welche mich durch Zeichen ihrer 
Theilnahme erfreut haben, und denen ich bisher nicht babe antworten 
Innen, durch diefe Öffentliche Erklärung meinen aufrichtigen und herzlichen 
Dank zu fagen.“ 

Berlin, den 10. Mai 1866. 

Graf von Bismard-Schönhaufen. 


Kundgebungen der öffentlihden Stimmung in 
Bezug auf den drohenden Krieg. Ä 
Mai. Erklärung der Berliner Unvählerverfammlungen. 
Berfammlungen in allen vier Wahlbezirken ſprechen ſich 
gegen den Krieg aud, am ſtärkſten im zweiten mit fol 
genden Refolutionen: 


„il. Seber Krieg, der Anberes bezwedt, als bie Vertheibigung bes Vater⸗ 
Iandes, ift unberechtigt und unfittlih. 2. Preußen und Oeſterreich haben durch 
bie gemeinfam vollführte Befreiung Schleswig - Holfteins weder ein Eigenthums- 
reht auf Schteswig-Holftein erworben, noch das Recht, einfeitig Über die politifche 
Zulunft des Landes zu entfcheiden. Kein Zugeftänbniß Oeſterreichs, fei es frei- 
willig gewährt ober durch Waffengewalt erzwungen, kann dem Preufifchen Staate 
ein ſoſches Aurecht ertheilen. 3. Ein Krieg Preußens gegen Defterreich unter ben 
gegenwärtigen Verhältniſſen wäre der Wohlfahrt Deutichlands eben fo fehr, mie 
dem Rechte zumiber. 4. Die Einigung des Deutichen Vaterlandes, welche zu⸗ 
zleich die Löfung der Schleswig-Holfteinichen Frage in ſich fchließt, ift auf feinem 
anderen Wege als bem ber Freiheit zu erzielen. Bis bie Preußiſche Regierung 
tren Dentſchen Reformpları vorgelegt und durch die That bewielen, daß es ihr 
um Deutfchlanbs Freiheit zu thun ift, bat bie Volkspartei nach wie vor ihre 
ganze Thätigkeit dem inneren Verfaſſungskampfe zuzuwenden.“ 


13. Mai. Erklärung einer Bolföverfammlung in Köln. 


‚ „Die heute auf dem Gürzenich verfammelten Bürger aller Barteien Kölns 
ellüren: Angefichts der jammervollen Lage unferes Landes und Volkes, Angefichts 
der burh den drohenden Bürgerkrieg bevorftehenben entſetzlichen Zufunft, Ange- 
Abt der Möglichkeit, daß in Folge eines ſolchen Krieges die Deutfhen Rhein- 
lande gewaltfam vom Deutfhen Baterlande losgeriffen werben 
tinnten: proteftiren wir wieberholt gegen einen Deutfchen Bruberkrieg, ber nad) 
tage der Berbältniffe nur durch einen jchleunigen und gründlichen Wechfel des 
Regierungsfuftems in Preußen vermieden werben kann. Möchte ber Nothſchrei der 
seht ſchon unglücklichen Familien und der noch bedrohten Eriftenzen ben Weg zum 
he des Königs finden!“ 
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14. Mai. Der Ausſchuß des Nationalvereins beichließt in 
Berlin folgende Anſprache: 


„Eine eigenmächtige Cabinetspolitik Drobt ben unzweifelhaften Willen unferes 
Volles zu Übermwältigen, das Wohl und Wehe Deutichlands den Wedhielfällen 
eines Krieges preiszugeben, der nur durch bie höchſten Intereffen ber Nation als 
äußerſtes Mittel der Noth gerechtfertigt werben könnte. Die Heere ber beiten 
Großſtaaten ftehen in voller Rüftung einander gegenüber und bie nächfte Stunde 
kann den Ausbruch eines Krieges bringen, deſſen Beweggründe und Enbziele in 
Dunkel gehüllt werben und bdeſſen Berlauf unfägliches Unbeil mit ſich bringen 
wird, ja fogar die Integrität Deutſchlands gefährden kann. Das Wort und 
die Hand des deutſchen Volkes hat ſich bis jetzt zu ſchwach erwiefen, 
ben erhobenen Arm der Machthaber aufzuhalten; das Rechtsbe⸗ 
wußtjein der Nation aber proteftirt bis zum letzten Augenblide 
gegen die Willfür, welche mit dem Schidfale Deutichlands ein 
unverantwortlidhes Spiel treibt. Treu jeinem patriotifchen Beruf, erbekt 
der Nationalverein nochmals feine Stimme gegen einen Bruch bes beutichen 
Lanbfriedens, deſſen Schuld wie ein Fluch auf das Haupt feiner Ur- 
beber zurüdfallen wird. Noch indeſſen ift nicht jede Ausficht auf ein Einlenten 
der Cabinetspolitit in die Bahnen des nationalen Nechtes und der nationalen 
Intereſſen abgeſchnitten. Der erfle in biefer Richtung zu machende Schritt ift bie 
endliche Löfung ber Ichleswig - holſteinſchen Frage. Das wirkſamſte Mittel zum 
Zweck wäre ohne Zweifel die unvermweilte Einberufung bes deutfchen Barlamente, 
als oberften Schiedsrichter ber ftreitigen politiichen und Rechtsanſprüche. Der am 
9. April bei dem Bundestage eingebrachte preußifhe Antrag jedoch ift bei ber 
Unbeftimmtheit feines Inhalts und in Betracht des Syſtems ber Regierung, ven 
welcher er ausgeht, nicht geeignet, das Vertrauen des deutſchen Volkes und bie 
jenige warme Theilnahme deſſelben zu gewinnen, ohne welde die natürliden 
Schwierigkeiten der Aufgabe und insbefondere ber unausbleibliche Wiberftand der 
mittelftaatlihen Cabinette nimmermehr überwunden werben fönnen. Sol dad | 
deutſche Bolt für Parlament und Bunbesreform mit Ernft und Nachdruck ein 
treten, jo müfjen ibm diejelben in der beftimmten Geftalt geboten werben, welche 
ihnen bie Geſchichte der Jahre 1848 unb 49 gegeben bat, fo muß vor allen 
Dingen die Regierung, welche die Gefammtverfaffung der Nation umgeflalten 
will, ganz andere Beweiſe von conftitutioneller Gefinnung und Berfaffungstreue 
gegeben babeır, als e8 von Seiten der preußifchen Regierung bisher geicheben it. 

o fange die preußifche VBerfaffung ein tobter Buchftabe ift, wird unfere Ration 
niemals an eine beutfhe Berfaffung glauben, welche ihr von Preußen in Aus- 
ficht geftellt wird, geichweige denn ſich durch ſolche Ausficht in eine tiefgehende 
Bewegung jegen laffen. In Uebereinftimmung mit fi felbft und jeiner Ber- 
gangenheit, hält der Nationalverein in der deutſchen Berfaffungsfache feſt an 
feinem Programm und an feinen Beihlüffen. Er verlangt nach wie vor bie Be 
rufung einer nah den Grundſätzen bes Reichswahlgeſetzes gewählten National: 
verfammlung, in welcher allein Deutjchland die fichere Gewähr finden wirb gegen 
Bürgerkrieg und Landesverrath, Die fefte Bürgſchaft für die nationale Freiheit, 
Einheit und Macht. Der Ausihuß erwartet von den Bereinsmitgliedern binge- 
bende und ausdauernde Zhätigfeit in dieſem Sinne unb zur Erreichung bieies 
Zieles patriotifche Unterorbnung unter den Willen der Gefammtbeit. Sobalb bie 
Berhältniffe e8 erfordern, wird der Ausſchuß nicht jäumen, bie Entſcheidung ber 
Generalverfammlung des Bereins anzurufen. Bis dahin möge jeder Einzelne 
feine Mühe fcheuen und feine Gelegenheit verfäumen, in größern und kleinern 
Kreifen durch Wort und That zu wehren gegen ben Bürgerkrieg un! 
zu arbeiten für unverzügliche Schaffung einer wahren National 
vertretung, für jhleunigfte Einberufung bes deutſchen Parla- 
ments.” . 
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0. Mai. Abgeordnetentag. 


Berfammlung des Abgeordnetentages in Frankfurt. 


Antrag des Ausſchuſſes: „Der Sieg der Waffen bat uns unfere Nord⸗ 
morlen zurüdigegeben. Ein folder Sieg würde in jebem wohlgeorbneten Reiche 
ar Erhöhung des Nationalgefühls gedient baben. In Deutſchland führte er 
had die Mißachtung bes Rechtes der wiebergemonnenen Länder, durch das 
Steben ber Preußifchen Regierung nach gewaltfamer Annerion und in Folge 
ver unbeiloollen Kiferfucht ber beiden Großmächte zu einem Zwieſpalt, deſſen 
Dimenfionen weit über den urfprünglichen Gegenftand bes Streites hinausreichen. 
Bir verdammen den drohenden Krieg als einen nur dynaſtiſchen 
äweden bienenden Cabinetskrieg. Er iſt einer civilifirten Nation 
aamärdig, gefährdet alle Güter, welde wir in 50 Jahren bes 
riedens errungen haben, unb nährt bie Gelüfte des Auslanbes. 
zürſten und Minifter, welche biejen unnatürlichen Krieg verichulden oder aus 
Scnterintereffen bie Gefahren befjelben erweitern, machen fich eines fchweren 
derbrechens an der Nation ſchuldig. Mit ihrem Fluhe und ber 
Etrafe bes Lanbesverrathes wird die Nation diejenigen treffen, 
zelde in Berhandlungen mit auswärtigen Mächten Deutfhes Ge- 
kiet preisgeben. Sollte es nicht gelingen, ben Krieg jelbft durch ben ein- 
mittig ausgeiprochenen Willen bes Bolfes noch in ber letten Stunde zu ver- 
bindern, jo ift wenigftens dahin zu traten, daß er nicht ganz Deutichlandb in 
zwei große Lager theile, fondern auf den engften Raum befchränft werde. Wir 
echden hierin das wirffamfte Mittel, um die Wiederberftellung bes Friedens zu 
bihleunigen, bie Einmiſchung des Auslandes abzuhalten, durch bie Heeresmacht 
ker nihtbetheiligten Staaten bie Orenzen zu beden und, im Falle ver Krieg einen 
curepãiſchen Character annehmen jollte, mit noch frifchen Kräften dem äußeren 
Feind entgegenzutreten. Wie ein Deutihes Parlament allein die Behörde ift, 
welbe über die Deutfchen Intereffen in Schleewig-Holftein zu entſcheiden vermag, 
te Mt auch die Erledigung der Deutichen Berfaffungsfrage durch eine freigewäblte 
Zeutihe Bollswertretung allein im Stande, ber Wieberlehr folcher unbeilvollen 
Alände wirffam zu begegnen. Die fjchleunige Einberufung eines nach bem 
Reicbewahlgeſetze vom 12. April 1849 gewählten Parlaments muß daher von 
elen Yandesvertretungen unb von ber ganzen Nation gefordert werben.“ 


Friedendadreffen von Magiftrat und Stadtverord- 
netenverfjammlung an den König. 


Adreſſe von Königsberg: „ıc. Erfüllen Em. Königl. Majeftät unfere 
ebrfarchtsvolle Bitte, duch einen gründlichen Wecjel des Syſtems und 
ter Berfonen der Regierung, durch Berufung von Männern, die das Ber- 
nun des Bolles befiten, ben inneren Frieden wieberberzuftellen und die drohende 
Gefahr eines Deutſchen Bundestrieges abzuwenden.” 


Adreſſe von Stettin: „ic. Berlaffen von den Sympatbien der Deutjchen 
Seöllerungen unb Regierungen, mit Schabenfreube beobachtet vom habgierigen 
Austanbe, ohne Vegeifterung, ja, mißmuthig und zwieträdhtig im Innern, ver» 
7:3 Breußen diefen Kampf nimmer zu einem Erfolge zu führen, welder bas 
‘ind befriedigen und bie bargebradhten Opfer vergeffen laſſen könnte.“ 

Adrefje von Köslin: „ac. Gerade deshalb aber können wir es nicht 
wbehlen, daß zwifchen damals (1813—15) und jet eine gewaltige Kluft berricht, 
taf nämlich damals wirklih die Ehre und die Noth des Vaterlandes riefen, 
abrenb jest Die Motive eines Kanıpfes für das Bolt in völligem Dunkel ruben, 
Eur daß damals zwifchen Volk unb Regierung bie volllommenfte Einmüthigfeit 
berichte, während jetzt zwiſchen ihnen bie ſchwerſten Eonflicte vorliegen.” 


Fat Bismard. 27 
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Siebzehn Handeldfammern von Rheinland und Weftnhalen 
richten eine Gollectiv= Petition gegen den Krieg an den Künig: 


Diefelbe ſchildert bie unfäglichen Leiden, welche die Kriegsgefahr über die 
anze commercielle und inbuftrielle Bevöllerung theil® Thon gebracht habe, theila 
Bei längerer Dauer noch in erhöhtem Grade heraufbeſchwören werde, und ſchlieft 
wie folgt: „Majeſtät wollen uns geftatten, mit Freimuth es auszuſprechen, daß 
das ganze Land dem drohenden Deutfchen Bruderkriege entgegen ift, vor ber Zu⸗ 
funft bangt, nicht blos aus Sorge für das eigene Wohlbefinden, ſondern mebı 
noch aus Sorge für die Gefahren, welche daraus für das Preußifche Baterlant 
entfpringen Finnen. Wir bürfen es uns nicht verhehlen und fühlen uns ge: 
brungen, al® unabhängige Männer e8 offen auszufprechen, daß bei aller Opfer 
willigleit des Preußiichen Volles, für bie höchften Güter des Baterlanbes einzu: 
fteben, ihm die Begeifterung fehlt, deren ein Kampf für bie wahren Deuticen 
Intereffen ſchwerlich entbehren Tann. Em. Majeftät wagen wir bemnad ehr: 
furchtsvoll zu bitten: allergnäbigft dem Baterlante den Frieden zu erhalten.“ 


Patriotiihe Adrejje der Breslauer ftädtifchen Br: 
hörden. 


„Wllergnäbigfter König und Herr! In dieſer ernften Zeit, im melde 
Preußen und Deutſchland von fchweren Kriegsgefahren bebroht find, ſei es ter 
ſtädtiſchen Behörden Breslau’s, als der Hauptitabt derjenigen Provinz, die zueri 
und zunädft dem Kriege mit feinen Wechjeffällen ausgefett ift, geftattet, ven 
Throne Em. Majeftät mit einer ehrfurchtsvollen Vorftellung zu naben. Em. Ra 
jeftät haben die Mobilmachung der gefammten Armee befoblen. Wir willen, daj 
Ew. Majeſtät Si mit jchwerem Herzen dazu entichloffen haben. Em. Majeſtö 
fennen bie Leiden, welche bie in langen riebensjahren fo reich entwidelte Er 
werbsthätigleit des preußiichen Volles bereits getroffen und im Falle des Aus 
bruchs des Krieges in noch weit höherem Grabe treffen werden; es müſſen allı 
ſchwer wiegenbe Gründe fein, bie Ew. Majeftät zu dem ernften Entichluffe ke 
fiimmt baben. Wir glauben an allerhächfter Stelle die Verficherung abgeben ;ı 
bürfen, daß Breslau an Opferwilligfeit, wie im Jahre 1813, fo auch jett feine 
andern Stabt Preußens nachſtehen wird. Wir führen gemeinjam mit Em. is: 
jeftät die Drangfale bes Krieges; wir unterfchäten nicht die Laften, melde da 
Preußifhe Volt zu tragen haben wird; wir kennen bie Opfer, welche ber Krie 
fordert. Demungeachtet jprechen wir e8 aus und glauben hierin der Zuſtimmun— 
unferer Mitbrüder ficher zu fein, Daß wir, wenn es die Macht unt bi 
Ehre Preußens, feine Stellung in Deutfhlandb unb die mit bieie: 
Stellung in nothbwendigem Zufammenbange ſtehende Einheit nn: 
feres gemeinfamen Baterlanbes gilt, den Gefahren und Rüthen 
bes Krieges mit berjelben DOpfermilligleit und Hingebung ent 
gegen geben, wie bie fchlefifhen Männer ed unter ber Fübrun— 
von Em. Majeſtät hochſeligem Bater getban. Können jene höchtten 
Güter Preußens und Deutſchlands erhalten werden im Frieden 
fo begrüßen wir biefelben freudigen Herzens; follten aber ti 
Gegner Preußens und Deutfhlands, wie es im Jahre 1850 ge 
fheben, wieder eine Minderung der Macdtftellung Preußens, wie 
berum eine Demütbigung Preußens erftreben, jo wird Sdleiici 
fieber alle Laſten und Leiden bes Krieges auf fih nehmen, all 
bie Löſung der biftorijhen Aufgabe Preußens, die Ginigun; 
Deutfhlande, wieder auf Iahrzehnte binausrüden laſſen. A 
wir Binnen Ew. Majeftät in dem Gefühle, daß es in der für ba® ganze Vater 
land fo ſchweren Zeit unfere erfte Pflicht if, unferer aufrichtigen und innert: 
Ueberzeugung offenen Ausbrud zu geben, nicht verhehlen, wie in biefem Augen 
biid die Grundlage einer allgemeinen Begeifterung noch fehlt. Der GCinktan, 
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wiſchen Regierung und Boll, der in jener für Preußen und Deutſchland fo 
mimreihen Zeit den unvergeffenen Thaten Sieg verlieh, ift nicht vorhanden; 
vr Berfaffungslampf ift nicht beendet. Die Weisheit Ew. Majeftät wird bie 
Kittel und Wege finden, den inneren Conflict, der fo ſchwer auf dem Lande 
det, zu bejeitigen und das Vertrauen zwijchen ber Staats - Regierung und dem 
elle herzuftellen, welches erforberlich ift, um bie für einen ſolchen Kampf noth⸗ 
zendige nationale Begeifterung wach zu rufen. In tieffter Ehrfurcht verharren 
zır Em. Königlichen Majeftät allerunterthänigfie, treugehorfamfte der Magiftrat, 
Ye Stabtverorbnieten » Berfammlung ber Haupt- und Reſidenzſtadt Breslau.“ 


19. Mat. Antwort des König. 


„Die Worte, melde Magiſtrat und Stadtverordnete der Stadt 
Breslau in der Vorftellung vom 15. d. M. an Mich richten, habe 
sh gern vernommen. Ich erfenne in ihnen den Ausflug deffelben 
Beiftes, welcher im Jahre 1813 die Väter der heutigen Bewohner 
Breslau's befeelte; es hat Mir mwohlgethan, daß die Vertreter der 
Stadt diefem Geifte mit Ernft und Wärme Ausdrud gegeben haben. 
Niemand kann die Schwere der Opfer, welche der Krieg dem Vater⸗ 
lande auferlegen würde, ſchmerzlicher empfinden, ala Ich, Niemand 
das Bedürfniß Iebhafter fühlen, daß diejelben von Herrſcher und 
Bolf in ungetrübter Eintracht getragen werden. Möge Mein 
Bort der Stadt Breslau als Bürgfhaft dienen, daß 
fein ehrgeiziges Streben, jelbft nicht dasjenige, welches 
im ntereffe des großen gemeinfamen Baterlandes be- 
rehtigt genannt werden fönnte, fondern nur die Pflicht, 
Preußen und feine heiligften Güter zu vertheidigen, 
Mich Mein Bolt hatzuden Waffen rufen laſſen. Mögen 
die Einwohner der Stadt überzeugt jein, daß die Ber- 
tändigung über die zwifhen Meiner Regierung und 
dem Nandtage fireitigen Fragen daß Ziel Meiner 
Wünfhe und Meines eifrigen Streben ift. In der 
Hoffnung, diefem Ziele näher zu treten, in der Hoffnung, daß 
AngefichtS der Gefahren, welche Preußen bedrohen, die einander 
widerftreitenden Rechtsanſichten und Stimmungen ihre VBermittelung 
im der gemeinfamen Hingebung für das Vaterland finden werden, 
werde Sch den Landtag der Monarchie einberufen. — Durch An- 
ordnung von Neuwahlen ift den Wählern und den Gemählten die 
Möglichkeit gewährt, frei von den Beziehungen, welche in der Ver⸗ 
gangenhei wurzeln, die Öefinnung zum Ausdrud zu bringen, welche 

ein Bolt in der gegenwärtigen bedrohten Tage des Landes erfüllt. 
In diefem Sinne Hoffe Ich auf dem bevorftehenden Randtage Meine ge- 
treue Stadt Breslau vertreten und Durch ihre Abgeordneten zur Pan 
führung der von Mir erftrebten Berftändigung mitwirken zu jehen.“ 








—— oo. 


2. Mai. Die erite Schuld an den Rüftungen. 
Graf Biömard an den Geſandten in Stuttgart. 


„Die Königlich württembergifche Regierung erfcheint, neben Defterreich 
Sachſen, in der erften Linte derjenigen Negierungen, welche durch 
27 * 
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unerwartete und in ihren Beweggründen umaufgeflärte Rüſtungen den 
Anftoß zu der gegenwärtigen Spannung gegeben haben. Die behauptete 
Geringfügigfeit diefer militärifchen Vorbereitungen benimmt ihnen nicht 
den Charakter eines Anzeichens feindlicher Abficht, zumal in ihrer Anleh— 
nung an die öſterreichiſch⸗-ſächſiſchen Rüftungen, denn zwiſchen dem uner- 
freulichften Depeſchenwechſel und den erften und geringfügigften Anordnungen 
zu militärifchen Schritten liegt immer nocd eine bedeutfame Kluft. Graf 
Yinden erwiderte hierauf, daß die bedrohliche Gefammtfituation Deutſchlands 
Würtemberg zu diefen Vorbereitungen genöthigt habe, während die bis 
zum Beginn der erften würtembergiſchen Maßregeln nur von Deiterreid 
und Sachſen vorgenommenen Rüjtungen gegen Würtemberg, nad ber 
eignen Anfiht des Herrn Gefandten, eine Drohung nicht involvirten. 
Graf Finden rechtfertigte nun zwar die öfterreichifch=fächfiichen Rüftungen, 
welche bekanntlich in der erſten Hälfte de8 Monats März begonnen, aus 
der im Allgemeinen bedenklichen Lage, in melde Deutfchland durch die 
politiiche Haltung Preußens gerathen fei. Als bemeifende Thatſache für 
diefe unfere Haltung, foweit fie dem den öſterreichiſchen Rüftungen voran- 
gehenden Zeitraume angehörte, hat mir Graf Linden ausſchließlich die am 
28. Februar von Seiner Majeftät dem Könige abgehaltene Eonfeilöfigung 
unter Zuziehung mehrerer Generale angeführt. Ich habe mein Erftaunen 
darüber, daß eine jo einfache und fo häufig vorfommende Thatſache, wie 
ein Minifterrath unter Vorſitz Seiner Majeftät des Königs, für den be 
rechtigten Vorwand zu kriegeriſchen Rüſtungen angefehen werden "Lönne, 
dem Grafen Linden ebenjo wenig verhehlt, mie früher bei Beſprechung 
defielben Thema’8 dem Grafen Karolyi. Wie wenig es rathſam ift, durd 
die drohenden Rüſtungen den Frieden zwilchen Nachbarn zu gefährden, 
auf jo gewagte Conjecturen hin, wie fie über das Eonfeil vom 28. Februar 
gemacht zu fein feheinen, wird die Königl. würtembergijche Regierung felb': 
ermejlen, wenn Ew. :c. dem Freiherrn v. Barnbühler mittheilen, daß in 
jenem Minifterrathe allerdings die Frage zur allerh. Ent 
iheidung vorgelegen hat, ob Preußen nah Maßgabe der 
Situation gendthigt fei, ſich auf eine kriegeriſche Entwide: 
lung derfelben vorzubereiten, daß aber dieje Frage nach forgfältiger 
Prüfung verneint worden ift und Seine Majeftät durch die gerade in 
diefer Sonteitzfigung efaßten Entſchließungen das Streben nad friedlicher 
Entwidelung der Kriſis ausdrücklich ſanctionirt bat. 

Daß über diefe Entſchließungen damals Stillſchweigen beobachtet werben 
mußte, lag in der Natur der ſchwebenden diplomatiihden Verhandlungen. 

Ich babe indeſſen eine Anfrage des Grafen Karolyi bald nad dem 
28. Februar unbedenktlih in dem Sinne beantwortet, daß ich zmar 
unjer bisheriges intimes Verhältniß mit Defterreich, wie es ſich 
auf der Baſis eines gemeinfamen Srieges gebildet habe, als gelöft anfebe, 
daß aber meines Erachtens daraus nicht? anderes folge, als die Rückleht 
unferer Beziehungen auf den Fuß vor dem dänifchen Kriege, indem umjer 
Berhältnig dasjenige zweier europäijcher Großmächte werde, die fich gegen- 
feitig feiner erceptionellen Intimität erfreuten. | 

Freiherr v. Varnbühler wird Em. zc. zugeben, daß von einer ſolchen 
zwilchen den Großmächten im Allgemeinen die Megel bildenden Beziehung. 
zur friegerifchen Bedrohung der einen durch die andern ein weiter und 
gewagter Schritt iſt, und daß derjenige, welcher ihn aus folder Lage 
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heraus zuerft unternimmt, eine große Berantwortlichleit auf fich ladet. 
Bir Haken daher auch nicht ohne vollftändige Ueberrafchung gegen Mitte 
März zuerft Kenntniß von den öfterreichiichen und bald darauf Vächfifcen 
Rüftungen gegen uns, fomwie von der Thatſache erhalten, daß Defterreich 
durch eine Eircular-Depefche vom 16. März die Bundesregierung zur 
tofortigen Mobilifirung ihrer Contingente in Ausfict auf bundesmäßiges 
Einihreiten gegen u erihtet habe. Wir Haben uns nicht ſogleich 
entihliegen können, diejer Nachricht Glauben zu jchenken; nachdem fie 
ins aber zum Gewißheit geworden und wir in Erfahrung braten, daß 
dei einigen, insbeſondere auch bei der Könit. württembergifchen Regierung 
die öfterreichifche Aufforderung vom 16. März auf feinen unfruchtbaren 
Loden gefallen war, haben wir ung zu Ende de8 Monats März zu 
—5 Rüſtungen entſchließen müſſen. Der weitere Verlauf der Dinge 

ekannt...“ — — 


44. Kongreßvorſchlag Frankreichs und Vereitelung. 


Ende April. Erſte Anregung einer Conferenz der neutralen 
Mächte Seitens Frankreichs bei England, um den Aus⸗ 
bruch eines Krieges in Deutſchland zu verhindern. 

England erklärt ſich zu irgend einem vermittelnden 
Schritte geneigt, wäre auch bereit, an einem Congreß oder 
einer Gonferenz Theil zu nehmen, meint aber 


„Eine Unterhandlung über bie wichtigſten Punkte, von denen ber Friede 
abhängt, würbe auf einem Eongreß, ber nicht die Macht hätte, fie mit Gewalt 
ur Geltung zu bringen, unfehlbar fcheitern; und 3. Maj. Regierung würde ebenfo 
Mi Kneigt wie ber Kailer jein, fih an einem Congreß zu beteiligen, ber Angefichte 
Emopa’s feine Ohnmacht, den Frieden zu erhalten, darthäte.“ 


3. Mai. Debatte im gejepgebenden Körper Frankreich. 
Rede Thiers': 


Von jeher ſei es das größte politiſche Princip Europa's, daß Deutſchland 
us unabhängigen, durch ein einfaches Föberativband mit einander verbundenen 
Staaten beſtehe. Die Deutichen hätten wolllommen das Recht, ihren Bundestag 
mt den Ideen ber Nenzeit in Einklang zu bringen und denſelben im Sinne ber 
Einheit umzugeflalten: allein fie follten nicht vergeffen, daß fie fich gegen Europa 
aud gegen die großen Principien des europäiſchen Völlerrechtes vergehen würden, 
Kan fie ein Deutfchland bilden wollten, in welchem bie Einzelftaaten al® getrennte 
unabhängige Eriftenzen aufgingen. Preußen fei nun ber Staat, ber berartige 
#line im Echilde führe. Es möchte durch einen glüdlichen Krieg zwar gerade 
neh nicht die 50 Mill. Deutſche in feinen 14 Millionen aufgehen laffen — das 
abe nicht anf einmal; — aber es möchte ſich einiger nörblidyer Staaten bemäch⸗ 
gen und bie andern in einem Bundestag unter feinem Einfluffe unterbringen. 
% wäre dann ein Theil Deutſchlands unter feiner directen, ein anberer unter 
"wer indirecten Autorität. Der jo geftalteten Staatenbilbung würbe das einheit- 
be Italien unvermeidlich die Sand bieten. 

„Kann es uns zulommen, in irgenb weldem Grade eine folde 
volitik zn begünſtigen? Trotz bes Intereſſes, das Italien einigen Franzoſen 
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einflößen kann, hat Franfreich zu viel gelunden Sinn, als daß eine foldhe Politil 
angenommen werben Lönnte, und felbft wenn fie uns eine Gebietsvergrößerung 
verihaffen könnte, wäre fie nur um jo jchimpflicher, denn man würde fi einen 
Lohn bezahlen Laffen, um in einer naben Zukunft die Größe Frankreichs in ent 
würbigende Gefahr zu bringen. Diefes gefährliche VBeftreben, dem fich zu wider 
fegen Sie im Namen ber Deutichen felber, bie man darin, wie in ber Herzog. 
thümerfrage, hinters Licht Führt, das Hecht haben, dieſes Beftreben ift ein Attentat 
nicht allein gegen die Unabhängigkeit Deutichlands und Europa’s, fondern gegen 
die beutiche Freiheit felber, und Frankreich muß ſich demſelben wiber- 
fegen. Wie aber? Bon Seite Defterreichs ift der Krieg nicht zu befürchten, jo 
wenig feine tapferen Heere ben Krieg fürchten, wie fie jelbft in ihren Nieberlagen 
bewährt haben. BPreußeniftes, das den europäiſchen Frieden bebroht, 
und es handelt ſich jegt barum, das Mittel ausfindig zu maden, 
um es daran zu hindern.“ 

Thiers ſchlägt verfchiebene Mittel vor. Zunächft pie „harte“ Form, bie darin 
beftebt, daß man zu Preußen jagt: „Du bedrohft das europäiſche Gleichgewicht 
und ben Weltfrieden, und zwar bu und nicht Defterreih. Wohlan! wir leiden 
es nicht.“ Doch möchte Hr. Thiers ſelbſt nicht zu biefer harten Form ratben, 
obgleich Niemand in Europa ihre Anwendung tabeln würde. Darum greift Thiers 
zu einer gelinderen. Dan könnte nämlich folgendermaßen mit Preußen reben: 
„Dein Ehrgeiz ift bekannt. Er ift an und für fich fein Verbrechen, allein es it 
ebenjo wenig ein Verbrechen, dir zu wiffen zu thun, daß dieſer Ehrgeiz ber Welt 
Gefahren- bereitet. Du willſt ein neues germanifches Reich in Berlin gründen 
und dich mit Italien verbünden. Das ift gefährlich für ganz Europa und ber 
Bolitif Frankreichs, Die Darauf in feinem Fall fih einlaffen kann, zumiber.” 
Endlich gibt es noch die Form des Schweigens, wobei jedoch Preußen bie Hoffnung 
auf eine Allianz mit Italien und demnach auf die indirecte Unterftügung Franl- 
reichs benommen werden müßte. Frankreich babe das Recht, einem Alliirten, für 
den es 50,000 Soldaten und 600 Mill. geopfert, eine ben franzöſiſchen Jutereſſen 
zuwiberlaufende Politik gerabezu zu verbieten. | 


Der Rebe Thierd’ folgt ein Beifallsfturm faft der ganzen 
Kammer, der Majorität wie der Oppofition. 

Minifter Rouher bittet, die Erörterung nicht fortzufegen 
und theilt ein Telegramm aus Italien mit, wonach dieſes 
fich offiziell verpflichtet habe, Deiterreich nicht anzugreifen. 

Die Discuffion wird geichloffen. | 

6. Mai. Aeußerung ded Kaijers Napoleon in Aurerre 
„Ich ſehe mit Befriedigung, daß die Erinnerungen an das erfte 
Kaiferreih in Ihrem Gedächtniß nicht erlofchen find. — Sie begreiien, 
wie die Mehrheit des franzöfiihen Bolles, dag ich jene Berträge 


pon 1815 verabfcheue, die man heute zur einzigen Grundlage 
unferer auswärtigen Politik maden will“ 


Sriedensbemühungen der Großmächte. 
„Provinzial» Correspondenz” vom 23. Mai. Ä 


„Seitdem die Gefahr eines Krieges zwifchen Oefterreich einerfeits, Preußen | 
und Italien anbrerfeits näher gerüdt ift, haben fich mehrere. ber europäiſchen 
Mächte bemüht, eine Bermittelung herbeizuführen. Namentlich bat ber Kaifer von 
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Kußland in aufrichtiger Friedensliebe bie bringendfien Vorſtellungen in Wien 
md in Berlin zu Gunften bes Friedens gemacht, ohne jedoch eine Einmiſchung 
in die fireitigen Angelegenheiten zu vwerfuchen ober in Ausficht zu ftellen. Nachdem 
die Bemühungen einzelner Mächte vornehmlich an ber immer fchrofferen Hal⸗ 
rang Oeſterreichs gefcheitert waren, haben fih Rußland und Englanb mit ber 
ramefiihen Regierung in Verbindung gefett, um wo möglich gemeinfchaftlich 
eine Bermittelung durch allgemeine Friedensverhandlungen zu Stande zu bringen. 

Der Kaifer der Franzoſen hatte bereits vor drei Jahren einen allgemeinen 
erepäiihen Eongreß zur Schlichtung aller freitigen Fragen in Vorſchlag ger 
bracht. Preußen hatte ſchon damals feine Bereitwilligleit Dazu erklärt; der Plan 
Weiterte jeboch an bem Wiberftreben Englands und an der Weigerung Rußlands, 
he polniiche Frage zum Gegenftand einer Einmijchung der fremden Mächte machen 
ja laffen. Gegenwärtig Liegt diefe Schwierigkeit nicht mehr vor, und Rußland, 
ebenſo wie England, find jett auf den Vorſchlag Frankreichs zurüdgelommen. 

Die drei Mächte haben ſich zuvörderſt unter einander über bie Grund⸗ 
lagen der einzuleitenden Friedensverhandlungen zu verftändigen geſucht, und in- 
wüchen nur vorläufige Anfragen an Preußen, Oeſterreich und Italien in Betreff 
det Geneigtheit derjelben zu —8 Verhandlungen gerichtet. 

Preußen und Italien haben eine Betheiligung im Allgemeinen nicht abge⸗ 
bat, wenn fie auch bei dem gegenwärtigen Stande der Dinge wenig Vertrauen 
‚2 einem Erfolge des Gongreffed begen können, zumal ba Oeſterreich von vorn- 
berein das größte Widerftreben gegen bie beabfichtigten Verhandlungen zu erfennen 
a, Eine der Hauptfragen des Congreſſes müßte nämlich die venetianifche An- 
gelegenheit fein; Defterreih aber fträubt fich entjchieben, auf Verhandlungen wegen 
aner Abtretung Venetiens einzugeben. 

Es wird überhaupt fehr fchwierig fein, Grundlagen für bie Berbandlungen 
kimuftellen, welche eine Ausficht auf Gelingen ewähren; — ohne eine ſolche jehr 
kitinmte Ausficht aber wird es kaum möglich fein, die betheiligten Mächte zu 
aner Einftellung ihrer mit den größten Anftrengungen unternommenen Rüftungen 
za beffimmen, während es anbererfeits eben jo unmöglich ift, dieſe Rüftungen 
Iimgere Zeit hindurch aufs Ungewiſſe hin aufrecht zu erhalten. 

In biefer Erfenntniß feinen ſich die vermittelnden Mächte mit ihrer vor» 
sängigen Verſtändigung und mit ihren VBorfchlägen an bie betheiligten Regierungen 
derilen zu wollen und bürften in den nächften Tagen beftimmtere Aufforderungen 
su dem Congreß zu erwarten fein. 

Die Preußiſche Regierung wird bas Werl des Friedens und einer allge- 
meinen Berflänbigung, jo viel an ihr ift, gewiß zu fördern ſuchen, infoweit bie 
suterefien und die Ehre Preußens, fo wie die Fürforge für Deutſchlands Macht- 
&ellung und Selbjtflänbigkeit e& irgend geftatten.“ 


28. Mai. Aufforderung Seitens Frankreichs, Englands 
und Rußlands zu Friedend- Konferenzen in Paris. 


„Der unterzeichnete Geſandte bei... ift von feiner allerhödften Regierung 
reanferagt worden, nachfolgende Mittheilung zur Kenntniß be... . gelangen zu 
<fien. 

Der Streit, welder zwifchen Defterreih und Preußen gelegentlich ber 
ihleswig - bolfkeinfchen Angelegenheit ausgebroden ift, nimmt von Tag zu Ta 
ene drohendere Ausbehnung an und wird ein Gegenftand jchwerer Beforgniß 
"x Europa. Die öffentliche Meinung beunruhigt fid bei der Eventualität eines 
Krieges, bei welchem fo viele verſchiedene Intereſſen betheiligt fein würden. 

Die drei neutralen Mächte felbft konnten nicht gleihailtig die Möglichkeit 
tus Kampfes betrachten, in welhen Staaten gerathen würden, gegen bie fie 
zeich frenndſchaftliche Gefühle hegen. Die gewichtigften Erwägungen beftimmten 
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fie, auf Mittel zu denken, dieſe Gefahr zu beihwören. Rußland, Fraukreich und 
England find fi diefer Veranlaffung in einem und bemfelben friedlichen und 
verjöhnlihen Gedanken begegnet, und nachdem fie gegenfeitig ihre Ideen ausge⸗ 
taucht, darin Übereingelommen, die Regierungen, welche in ben Streit verwidelt 
find oder werben könnten, nämlid Oeflerreich, Preußen, Italien und den beut- 
ihen Bund zu einer gemeinichaftlicden Beratbung einzuladen. 

Der Gegenfland dieſer Berathung ift ſelbſtverſtändlich. Es handelt ſich im 
Intereſſe des Friedens darum, auf biplomatifhem Wege bie Elbherzogthümerfrage. 
die des italieniſchen Streites und endlich die ter Bunbesreform zu löſen, jo weit 
fie nämlich das europäifhe Gleichgewicht berühren Fönnten. 

Wenn ... fih dazu entichlöffe, dieſer Aufforderung olge zu leiſten, wie 
es bie brei neutralen Mächte hoffen, jo würde fein Bevollmächtigter fi in Paris 
mit denen Rußlands, Frankreichs und Englands zu vereinigen haben. 

Was den Zeitpunkt der Zuſammenkunft anlangt, jo wäre es wünſchenswerth, 
wenn berfelbe ſobald als möglich fein könnte. Dan würbe nicht zu bald bie turd 
bie gegenwärtige Krifis hervorgerufenen Befürchtungen zerftreuen und bem beun- 
ruhigten Europa ein Pfand der Sicherheit geben. 

Die Verhandlungen werben um jo mehr Ausfiht auf Erfolg haben, als 

e nicht durch das Geräuſch der Waffen und die Empfindlichkeiten bes mifttairi- 
hen Ehrenpunktes geftört werben. Die drei neutralen Mächte hegen bas Ver⸗ 
trauen, daß, wenn man ihrem Vorſchlag beipflichtet, die Mächte, welche gegen- 
wärtig fich mit Vorbereitungen zum Kriege beichäftigen, fich geneigt zeigen, die 
ielben zu fuspenbiren, fofern fie nämlich Bedenken tragen, ihre Streitfräfte auf 
den Friebensfuß zu ſetzen.“ 


29. Mai. Preußens Antwort auf die Einladung zu ten 
Gonferenzen. 
Graf Bismard an die Königl. Botichafter (teip. Gr 
landten) in Paris, London und Peteröburg. 


„Die Herren Bertreter Frankreichs, Englands und Rußlands find 

geflern bei mir erfchienen, um mir gleichlautende Zufchriften mitzuteilen, 
urch welche ihre betreffenden Höfe die Königliche Regierung zur Theil: 

nahme an DBerathungen einladen, die ihren Abfichten gemäß demnädft 
in Paris zu dem Zwecke ftattfinden follen, damit die verfchiedenen Fragen, 
die in diefem Augenblide den Frieden Europas bedrohen, erledigt würden. 

Ich babe mich beeilt, diefe Mittheilung dem Könige, meinem er- 
habenen Eouverain, vorzulegen und Seine Majeſtät haben, indem Tie 
jelben fi) volftändig den Gefühlen anjchliegen, die den drei Höfen 

iefen Schritt eingaben, mich zu beauftragen geruht, zu melden, daß 

Diejelben jehr gern den Antrag, der Denfelben gemacht worden, annehmen, 
und daß Seine Bepollmädtigten in Paris ſich mit denjenigen der anderen 
Mächte vereinigen follen. 

Die Königliche Regierung glaubt bei diefer Mittheilung eine Be 
merfung machen zu follen, die ſich ihr durch die Abfafjung der Einladung 
aufdrängt. Sie würde nicht zugeben können, daß die Angelegenhat 
wegen der Elbherzogthümer es fei, maß den Frieden Europas bedroht: 
die Königliche Regierung wenigſtens hat niemals die Abficht gehegt, dieſe 
Frage mit bewaffneter Sand löfen zu wollen. Im Gegentheil, fie betrachtet 
die drohende Stellung und die KriegS-Vorbereitungen Oeſterreichs und 
anderer deutjcher Regierungen al8 den wahren Ausgangspunkt der Der: 
widelungen, die feitdem die beunrubigendften Berhältnifje angenommen 
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haben. In der Abficht jedoch, fo viel es an ihr liegt, alle Urfachen der 
Beunruhigung, die auf Europa ruht, zu beieitigen, geht fie gern darauf 
ein, diefe Frage, ſowie die zwei anderen in der Mittheilung der drei Höfe 
erwähnten (die italienifche und bie Bundesreform- Frage) gemeinfamen 
Erörterungen zu unterwerfen. Die Königliche Regierung theilt übrigens 
die Anfiht der drei Regierungen, daß der Zufammentritt der Eonferenz 
jo bald wie möglich erfolgen müffe, und zwar in der Ueberzeugung, daß 
jede Berzögerung die Ausfichten des Erfolges nur gefährden könne.“ 


1. Juni. Defterreihd Antwort auf die Einladung zu den 
Friedendconferenzen. 


„Bern laffen wir die Geftnnung, bie zu dem Schritte ber brei Mächte 
Anlaß gegeben bat, unjere Anerkennung wiberfahren. Oefterreih namentlich legt 
zu großen Werth auf bie Wohlthaten bes Friedens, um nicht mit Befriedigung 
anf die Bemühungen zu bliden, mit denen man bie Calamitäten bes Krieges 
von Europa abzumenden verſucht. Trotz ben an unfere Stellung Angefichts ber 
gegenwärtigen Eonjuncturen fi knüpfenden Schwierigleiten, trotz ber ſehr natür⸗ 
fihen Einwendungen, bie ber Gedanke einer Zufammentretung, welche berufen 
fein würbe, Fragen, die für die kaiferliche Regierung von jehr heikler (delicate) 
Ratur find, zu discutiren, in uns wach rufen könnte, lehnen wir es gleichwohl 
nicht ab, an jenen Bemühungen Theil zu nehmen. Wir wollen damit einen 
neuen Beweis für die verfühnlihen und uneigennüßigen Abfichten geben, von 
benen unfere Bolitit fortwährend geleitet wird. Nur wünſcht die kaiſerliche Re- 
gierung früher bie Zuſicherung zu erhalten, daß alle Mächte, welche an ber pro- 
plirten Zufammentretung Theil nehmen follen, gleich ihr bereit feien, bort fein 
Eonderintereffe zum Nachtheil der allgemeinen Ruhe zu verfolgen. Zum Ge- 
lingen bes von ben Sabinetten im Auge gehaltenen Friedenswerkes 
erſcheint es uns unerläßlih, im vornhinein feftzuftellen, daß von 
ten Berathbungen jede Combination ausgejhloffen bleiben werde, 
die barauf abzielen würbe, einem der jegt zur Zufammentretung 
eingeladenen Staaten eine territoriale Bergrößerung oder einen 
Machtzuwachs zu verſchaffen. Ohne dieje vorläufige eignet, 
tur welche ehrgeizige Anfprüche bejeitigt werden und welde nur 
gleihmäßigen für alle billigen Bereinbarungen Raum läßt, 
müßte es uns unmöglih erfheinen, auf einen glüdliden Aus- 
gang der vorgefhlagenen Berathungen zu zählen...“ 


4. Suni. Berziht der Großmächte auf die Sonferenzen. 


Depeſche des franzöfiihen Miniſters der auswärtigen Angelegen- 
heiten nah Wien, Berlin ꝛc., 


„Prinz Metternih hat mir erſt geftern bie Antwort bes Wiener Cabinets 
auf die Mittbeilung der brei nichtdeutichen Höfe übergeben. — Der Wiener Hof 
verlangt, daß im Boraus von ben Berathungen der Konferenz jeber Plan einer 
Gebietserweiterung ober eines Machtzumachjes für eine ber betheiligten Mächte 
ausgefchloffen werbe. Auch ift bie Anſicht ausgejprodhen, daß es unerläßlich er» 
deine, den heiligen Vater zu Conferenzen zuzuziehen, auf welden man fidh 
mit den Angelegenheiten Staliens beichäftigen will. 

Aus den mir von Lonbon und Petersburg zugegangenen Mittheilungen er- 
giebt fih, daß gegenüber dieſen Vorbehalten Defterreich8 jede Erörterung nutzlos 
wird und ein thatjächliches Ergebniß nicht mehr in Ausficht zu nehmen iſt. Durch 
feine Depeſche vom 1. Juni macht Oeſterreich, indem es jede Territorialverände⸗ 
rung ausjchließt, die Verhandlung über bie italienifche Frage unmöglid. Ande⸗ 
verfeits hat Defterreich jo eben vie ſchleswig⸗ holfteiniche Frage an den Bunbestag 
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ebracht, und dadurch der Eonferenz entzogen. Wir können ben Cabinetten von 
!ondon und Petersburg in Bezug auf Die Nutzloſigkeit von Eonferenzen 
unter folden Bedingungen nur zufiimmen. Wir hatten von bem gemein- 
famen, fo uneigennüßigen Schritte der brei Mächte einen befferen Erfolg erwartet 
und fehen mit tiefem Bedauern bie daran gefnüpften Hoffnungen vereitelt. Man 
wird, bei find wir gewiß, wenigftens ber Aufrichtigleit ber Bemühungen Gerech⸗ 
tigkeit zollen, aus benen bie Verſöhnnng der fich jett in Waffen gegenüberftehenben 
Höfe bervorgeben follte.“ ' 


Nah dem Scheitern des Conferenzprojekts. 


4. Juni. Benedetti an Drouin de Lhuys. 


— „Ih war bei Hrn. v. Bismard im Augenblide, wo man ihm bie De- 
peſche von Goltz (über das Scheitern ber Conferenzen) brachte. Nachdem er fie ge- 
lefen, rief er: Vive le Roi!“ 


4. Juni. Privatichreiden Benedettis an Drouin be Lhuys. 


— — — — „Dbwohl Hr. v. Bismard niemals bezweifelt, vielmehr ge- 
bofft bat, daß bie Konferenzen unter keinen Umftänben ven Frieden fihern Könnten, 
wird er doch bedauern, daß fie ihm nicht bie Gelegenheit geboten haben, einen 
furzen Aufenthalt in Paris zu nehmen. Er hätte gewünfcht fih mit Ihnen und 
dem Kaifer zu vernehmen. Er fagte mir geftern, mit dem Ausbrud einiger Un- 
rube über unfere Abficht, daß er vor Ausbruch des Krieges gern Ihre Auffaſſung 
fennen möchte, beſonders für ben Fall, daß Preußen, wie er zuverfichtlich anzu⸗ 
nehmen fcheint, große Erfolge bavon'trüge. Aus feinen Andeutungen entnehme 
ih, daß ber König fort und fort bie Möglichkeit von ſich weißt, bahin 
zu flommen, daß er einen Theil des jetigen preußifchen Gebiets ab— 
treten könnte. Nach der Anſicht des Königs würben, wie wenigflens Hr. 
v. Bismard fagt, ben Kompenfationen, welche man etwa veranlagt fein könnte, 
Frankreich anzubieten, in denjenigen Gebieten an feiner Grenze gewählt werben, wo 
franzöfifch geiprechen wird. Der Minifter- Bräfipent hätte Teinerieite dem König be⸗ 
merkt, daß um über diefe Gebiete zu verfügen, man fie erft erobern müßte. Es 
find dem Minifter- Präfidenten jedoch die Worte entfahren, daß „wenn Frankreich 
Eöln, Bonn oder Mainz verlangen wollte, er lieber von ber poli- 
tifhen Bühne zurüdtreten, als barein willigen würde.“ Ohne baß 
ih ihn zu weiteren Erklärungen brängte, beutete er an, er bielte es nicht für 
unmöglich, den König dahin zu bringen, uns die Ufer der oberen Mofel (mob! den 
Regierungsbezirk Trier, den er jeboch nicht bezeichnete) zu liberlaffen, mas mit 
Luremburg, wo bie Bereinigung mit Frankreich günftig aufgenommen werben würde, 
unfere Grenze auf eine für uns befriedigende Weile regeln würde. — — — 
weiß nicht, ob Hr. v. Bismard, indem er ſich darüber ohne Anlaß gegen mid 
äußerte, meine Anficht darüber bören ober durch meine Bermittelung Ihnen die 
Conceffionen bezeichnen wollte, bie er machen Fönnte, und zugleich biejenigen, bie 
wir zu verlangen uns enthalten müßten. — — — —“ 

(Fürft Bismard hat diefe leteren Behauptungen und ähnliche 
von Seiten La Marmora’8 in feiner Rede vom 16. Januar 1874 
im Abgeordnetenhaufe als durchaus unwahr bezeichnet). 


11. Suni. Stellung Frankreichs zur ausbrechenden Kriſis. 
Schreiben des Kaiferd Napoleon an ben franzöfiichen Minifter ber 
auswärtigen Angelegenheiten Drouin de Lhuys vom 11. Juni. 


„Im Augenblide, wo bie legten Friedens » Hoffnungen zu ſchwinden ſcheinen, 
welche man noch auf bie Eonferenz fette, iſt e8 erforderlich, ben diplomatiſchen 
Agenten im Ausland dur ein Circular die Ideen wmitzutheilen, welche meine 
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Regierung geltenb machen wollte, und das Verfahren, welches fie den kommenden 
Ereignifſen gegenüber beobachten wird. Diefe Mittheilung wird unfere Politik in 
ihr wahres Licht ftellen. 

Beun die Eonferenz ftattgefunben hätte, jo würben Sie eine deutliche Sprache 
geführt haben; Sie würben in meinem Namen erllärt haben, baß ich jeben Ge⸗ 
tanken an Gebietövergrößerung zurüdweife, fo lange das Gleichgewicht Europa's 
nicht gebrochen wirb. | 

In der That könnten wir nur an eine Ausdehnung unferer 
Grenzen denken, wenn die Karte von Europa zum ausſchließlichen 
Bortbeil einer Großmacht verändert würde und wenn Grenzgebiete 
durch ihren frei ansgebrüdten Wunſch bie Annerion an Frankreich fordern. Unter 
andern Umftänden halte ich e8 unſerm Rande würbiger, jeder Gebiets - Erweiterung 
den unſchätzbaren Bortheil, in guter Eintracht mit unfern Nachbarn zu leben, 
vorzuziehen, indem wir ihre Unabhängigkeit und ihre Nationalität achten. 

Bon diefen Gefühlen beftimmt und nur bie Erhaltung bes Friedens im 
Auge babend, hatte ih mid an England und Rußland gewendet, um gemein- 
Ihaftlihe Worte der Verſöhnung an bie betheiligten Regierungen zu richten. 

Das Einvernehmen ber drei neutralen Mächte bleibt ein Pfanb ber Sicher- 
keit für Europa. Sie haben ihre Unparteilichkeit gezeigt, indem fie den Entſchluß 
foßten, die Discuffion der Conferenz auf bie brennenden Fragen zu beichränten. 
Um fie zu ſchlichten, mußte man offen an fie berantreten, den bipfomatifchen 
Schleier, der fie bebedte, wegziehen und bie legitimen Wünſche der Fürften und 
Völker ernftlich in Betracht ziehen. Der Conflict hat drei Urſachen: bie fchlecht 
begrenzte geographifche Tage Preußens — den Wunſch Deutihlands nad einer 
politiſchen Verfaſſung, die mehr feinem Bebürfniß entjpriht — die Nothwendig- 
kit für Italien, feine nationale Unabhängigkeit fiher zu ftellen. 

Die neutralen Mächte konnten nicht beabfichtigen, fih in bie inneren An⸗ 
gelegenheiten frember Länder einzumifchen. Nichtsdeſtoweniger hatten bie Höfe, 
welche an der Conftituirungsacte des deutſchen Bundes Theil genommen haben, 
das Recht zu prüfen, ob die verlangten Aenderungen die in Europa beſtehende 
Ordnung nicht flören würden. 

Was uns betrifft, jo hatten wir für Die zum deutfhen Bunbe ge- 
börtgen Staaten zweiten Ranges ein engeres Aneinanderjhließen, 
eine fräftigere Organifation, eine wichtigere Rolle gewünjdt; 
für Breußen mebr Abrundung (homogeneite) und Kraft im 
Korden; für Defterreih die Erhaltung feiner großen Stellung in 
Dentſchland. 

Wir würden außerdem gewünſcht haben, daß Oeſterreich gegen eine ver⸗ 
hälmigmäßige Entſchädigung Venetien an Italien cedirt hätte; denn wenn es, 
ohne fih um ben Vertrag von 1852 zu fümmern, mit Preußen einen Krieg gegen 
Dänemark im Namen ber beutfhen Nationalität geführt bat, fo ſchien es mir 
gereht, daß es in Italien ben gleichen Grundſatz anerkennen werde, indem es die 
Unabfängigkeit der Halbinjel vervollftänbigt. 

Diefes find die Gedanken, welche wir im Sntereffe der Ruhe Europa’s zur 
Geltung zu bringen verfucht haben würden. Heute fteht zu befürchten, daß bas 
Schichſal der Waffen allein barliber entjcheiden wird. 

Welches ift die Haltung, welche Angefichts dieſer Eventualitäten Frankreich 
zulömmt? Sollen wir unfer Mißvergnügen fundgeben, weil Deutichland bie Ber- . 
träge von 1815 ohnmächtig findet zur Befriedigung feiner nationalen Zwecke, und 
zur Anfrechterhaltung feiner Ruhe? Im dem Kriege, welcher auszubrecdhen auf 
dem Punkte fteht, haben wir nur zwei Intereffen: die Bewahrung des 
europäifhen Sleihgewichts und die Erhaltung deifen, was wir 
in Italien aufgebaut haben. 

Reicht aber die moralifche Kraft Frankreichs nicht hin, dieſe beiden Iutereffen 
u beſchützen? Wird es nöthig haben, zum Schwert zu greifen, damit feine Worte 
gehört werben? Ich denke, nein. Wenn ungeachtet unferer Bemühungen bie 
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Friebenshoffnungen fih nicht verwirklichen, fo find wir gleihwohl durch Erfß- 
rungen ber in bem Conflict betbeiligten Höfe gefichert, daß, welches auch der Aus- 
gang bes Krieges fein möge, eine ber uns berührenden Fragen ohne bie Zu- 
fimmung Frankreichs gelöft wird. 

Bleiben wir Daher in einer aufmerlfamen Neutralität und 
ffart durh unfere Uneigennüpigleit, bliden wir vertrauenspoll 
auf unfer Recht und unjere Kraft.“ 


45. Anrufung des deutfchen Bundes Seitens Vcherreice, 


1. Juni. Erklaͤrung Defterreih8 in der Sikung der Bunde: 
verjammlung. 


„Die hoben Regierungen bes beutjchen Bundes find im Befſitze vielfacher 
Beweiſe für bie außbanernpe Sriebensliebe, welche ber Kaiferlich öſterreichiſche 
Hof in feinen Berbandlungen mitt Preußen über die Zukunft der Elbherzogthümer 
an ben Tag gelegt bat. Defterreich blidt auf feine langmüthigen, trotz mander 
Berlennung beharrlich fortgefetten Beftrebungen, ein Einverfländniß mit Preußen 
zu Stande zu bringen, mit um fo rubigerem Bewußtſein zurüd, je tiefer und 
allgemeiner in ber Nähe ber Gefahr die Schwere des Unglüds gefühlt wirt, 
welches ein Bruch zwilchen beiden beutichen Großmächten und ein innerer Krieg 
über Deutichland heraufbeſchwören würde. 

Seine Majeftät der Kaifer Franz Joſeph ift in feinen Zugeflänbniffen an 
Preußen fo weit gegangen, als e8 Oeſterreichs Würde unb angeftammte Stellung 
in Deutſchland, als es des deutſchen Bundes Recht und Berfaffung nur irgend 
geftatteten. Allein ber Berliner Hof bat nicht nur unberechtigte Forderungen auf» 
geftellt, fondern auch unglücklicher Weiſe in flets fich fleigerndem Maße die Nei⸗ 
gung bethätigt, diefe Forderungen mit Sintanfegung aller anteren Rüdfichten 
und jett jelbft mit gewaltfamen Mitteln durchzuſetzen. — So wie Breußen ſchon 
furz nach dem Abichiuffe des Wiener Yriebensvertrages die Räumung Holfteind 
durch bie Truppen Sachſens und Hannovers mit Eigenmacht zu erzwingen ge 
droht hatte, jo behandelte es auch gegenüber Oeſterreich, feinem Bundesgenoſſen, 
in dem im Namen beutfchen Rechtes gegen Dänemark unternommenen Kriege, 
bie fchließliche Löͤſung der Berwidelung als eine bloße Frage ber Macht, und trat 
jelbft nicht vor dem beffagenswerthen Entſchluſſe zurüd, ſich auf bie Hülfe an 
wärtiger Gegner bes Kaiferftaates zu fügen. Schon zur Zeit ber Gafteiner Con- 
vention hatte die Königlich Preußiſche Regierung fih der Allianz des Florentiner 
Hofes gegen Defterreih zu verfichern getrachtet, und fie erneuerte dieſes Beſtreben, 
als fpäter das Kaiferlicde Kabinet die unbillige Forderung, Holftein nad den 
Dictaten der Preußischen Annerionspolitit zu verwalten, ablehnte, unb man in 
Berlin anfing, über friegeriihe Eventualitäten Rath zu halten. 

Bon zwei Eeiten gefährbet, ungemwiß, ob der eıfte Angriff im Süben ober 
im Norben erfolgen werde, hat Defterreich fi in Bertbeibigungsftanb gefegt, um 
bas Seinige zu behaupten, und bie treuen Völker der Monarchie, einig in fi, 
des guten Rechts fich bewußt, nach bauerhaftem Frieden verlangend, tragen willig 
unb entihloffen die neuen jehweren Opfer, welche der Ruf bes bebrohten Vater 
landes von ihnen forbert. 

Solches war die Veranfaffung der Rüſtungen Oeſterreichs; aus ber Ber 
anlaffung ergeben fi von ſelbſt bie Borausfegungen, unter welchen bie Kaiſerliche 
Regierung die Rüdtehr zum Frietensftande bejchließen könnte. 

Was jedoch bie militairifhen Vorkehrungen gegen Italien betrifft, fo find 
fie nicht Gegenſtand diefer Erklärung, nachdem die hohen antragftellenden Regie 
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rungen mit Recht ihre Abſicht auf bie in ber Richtung gegen Bunbesgenoffen 
vorgenommenen Rüftungen eingejchräntt haben. Der Kaiferliche Hof bat biejer 
Begrenzung bes Antrages um fo ficherer gewärtig fein bürfen, als er durch 
die Bertheibigung feiner italienifhen Beſitzungen zugleich die Pflicht erfüllt, ben 
Territorialbefland des beutfchen Bundes zu ſchützen. Es handelt fi) ſonach nur 
um bie Heeresaufftellung gegen Preußen. Was dDiefe betrifft, fo würde der Kai- 
ſerlice Hof bereit fein, fie rüdgängig zu machen, fobalb Defterreich weder auf 
eigenem Gebiete, noch in Holftein, noch auf dem Gebiete feiner Bunbesgenofjen 
anen Angriff von Seiten Preußens zu beforgen hätte unb ihm gegen bie Wieber- 
teht ber entflandenen Kriegsgefahr genügende Sicherheit geboten wäre. | 

Der gefammte beutihe Bunb bedarf nicht weniger wie- Oefterreich dieſer 
Sicherheit. Sie hängt im Allgemeinen davon ab, daß in Deutſchland nicht eine 
Bohtil der Gewalt, fondern Recht und Vertrag regiere, und baß auch Preußen, 
wiewohl europäifche Macht, ben grundſätzlich verbürgten Frieden des Bundes, wie 
defien verfaffungsmäßige Beichlüffe achte. Sie ift insbefonbere dadurch bebingt, 
daß die fchleamwig-holfteiniche Frage, aus welcher ber gegenwärtige Conflict ber- 
vorgegangen ift, nicht nach ben einfeitigen Anfprücen Preußens, fonbern nad 
Keht und Geſetz des deutichen Bundes und im Einklange mit dem Lanbesrechte 
der Herzogthümer ihre Löfung erhalte. Der Kaiferliche Präfipialgefandte ift dem- 
nah beauftragt, der hoben Bundesverfammlung unter Bezugnahme auf die Er- 
llärung Oeſterreichs und Preußens in der Situng vom 24. Auguft d. I. Die An⸗ 
zeige zu erflatten, Daß bie Kaiferlihe Regierung ihre Bemühungen, 
einen definitiven bunbesgemäßen Abihluf ber Herzogthümer— 
Frage durch ein Einverfländbniß mit Preußen vorzubereiten, für 
jest al8 vereitelt betradte, und daß fie in diefer gemeinfamen 
teutfhen Angelegenheit alles Weitere den Entfhliefungen bes 
Bundes anheimftelle, welchen von Seiten Defterreich8 die bereit- 
willigfte Anerlennung geſichert iſt. 

Der Geſandte hat ſchließlich mit der vorſtehenden Erklärung die weitere 
Anzeige zu verbinden, daß dem Kaiſerlichen Statthalter in Holſtein fo eben die 
eriorderfihe Specialvolmadt zur Einberufung ber holſteinſchen Stänbe- 
rerfammlung überjendet worden ift, damit bie gejetsfiche Vertretung bes Landes, 
um befien Schidfal es ſich hanbelt, und beifen Wünjche und Rechtsanſchauungen 
anen ber berechtigten Yactoren ber Enticheibung bilden, nicht länger der Ge⸗ 
legenheit entbebre, ihre Anfichten auszuſprechen.“ 


1. Zuni. Erklärung Preußens in derjelben Sitzung der 
Bundedverfamminng. 


„Die Königliche Regierung hat wiederholt erflärt, daß die Meobil- 
machung ihrer Streitfräfte lediglih durh die vorangegangenen 
Rüftungen Defterreih8, denen fih alsbald die Tahfiicen 
anſchloſſen, hervorgerufen fei. Sie ſah ihre Grenzen, ja bei der nahen 
Entfernung ihre Hauptftadt bedroht. Die lediglich zu ihrer eigenen 
<icherheit angeordneten Maßregeln können megfallen, jobald die Urſache 
derielben fortfält. Die Königliche Regierung hat dies bereit in ihrer 
nad Wien gerichteten Depefche vom 21. v. M. ausgeſprochen und ihre 
tolle Bereitwilligteit zur Abrüftung zu erkennen gegeben, fobald Diele 
Bedingung erfüllt fein wiirde. Sie glaubte damals noch einer entiprechenden 
Sefinnung auf öfterreichifcher Seite fo ficher zu fein, daß die Vorbereitungen 
zu ferneren Rüftungen eingeftellt wurden. Ihre Hoffnungen find getäufcht 
morden; und die —— zunehmenden Rüſtungen Oeſterreichs, ver- 
bunden mit der in keiner Weiſe beruhigenden Aeußerung der Königlich 
fächſiſchen Regierung vom 29. April, haben fie genöthigt, ihren eigenen 
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Nüftungen eine größere Ausdehnung zu geben. Aber der nur auf Ber: 
theidigung gerichtete Charakter der Iegteren ift damit wicht verändert 
worden. Ste ſpricht dieje Bereitwilligfeit auch heute der Bundesver⸗ 
jammlung aus, und erflärt, daß fie auf den Friedensfuß zurücklehren 
werde, wenn der Bund die Regierungen von Defterreih und Eacfen zur 
Abftellung ihrer den Frieden bedrohenden Nüftungen bewogen und der 
Königlihen Regierung Bürgfchaften gegen die Wiederkehr derartiger 
Beeinträchtigungen des Bundesfriedens gewährt haben wird. 

Wenn der Bund zur Gewährung folder Bürgfchaften nicht im 
Stande ift, und wenn feine Mitglieder ie die Einführung der Reformen 
verfagen, durch welde die Wiederkehr der bedauerlihen Zuftände der 
Gegenwart verhütet werden könnte, fo wird die Königliche Regierung 
daraus den Schluß ziehen müjfen, daß der Bund in feiner 
gegenwärtigen Geftalt feiner Aufgabe niht gemadfen jei und 
jeine oberfien Zwede nicht erfülle, und fie wird ihren weiteren 
Entſchließungen dieje rechtliche Ueberzengung zu Grunde zu legen haben.“ 

In Bezug auf die‘ unerwartete Erklärung Oeſterreichs im Betreff 
Schlegwig-Hoffteins fonnte der Preußiſche Gejandte, da er hierüber feine 
Aufträge befaß, zunächſt nur entfchiedene und fürmliche Verwahrung ein⸗ 
legen. Er jagte: 

Die Königliche Regierung hat bis zur Stunde auf dem von ihr in 
der fchleswig=holfteinjchen Frage eingenommenen Standpunkt feft verharrt 
und die Anfprüde und die berechtigten Intereſſen Preußens nur in 
Maßgabe der vertragSmäßig von ihr erworbenen Rechte eritrebt, 
babet aber niemals eine gewaltjame Durdführung ihrer Zwede 
verfolgt, und muß nachdrüdlich wiederholen, daß nicht die Ichleswig- 
bolfteinfhe Frage den Anlaß zu der gegenwärtigen Bermidlung 
gegeben, fondern lediglih die an der Breußifhen Grenze von 

efterreih und Soden unternommenen, ebenfo ungeredt- 
fertigten wie bedrohlihen Rüftungen. 


3. Juni. Preußens Verwahrung gegen dad Verfahren Defterreiche 
in der jchleöwigsholfteinichen Angelegenheit. 
Depefche des Grafen Bismard an Frhr. von Werther 
vom 3. Juni 1866. 


„Die Erklärung, welde der Kaiſerlich öſterreichiſche Bundestags⸗Ge⸗ 
fandte in der Sigung der Bundesverfammlung vom 1. d. M. abgegeben 
bat, ift Em. xc. befannt. Ihre Form und Faffung find nen in der Ge 
ihichte der Verhandlungen am Bunde; ich enthalte mich aber jeder weiteren 
Bemerkung darüber, ald daß wir felbft bei der gegenwärtigen Spannung 
zwifchen den beiden Babinetten eine jolche Sprache nicht erivartet hatten 
und von einer Regierung nicht erwarten konnten, weldye noch gejonnen 
wäre, da8 Bundesverhältnig mit uns fortzufegen. Auch auf den Inhalt 
der Erklärung, infofern er die Rüſtungen Defterreih8 durch bie uns 
untergefchobene Abficht, eine Annerionspolitit in Bezug auf die g⸗ 
thümer mit Gewalt durchſetzen zu wollen, zu motiviren ſucht, gehe ich hier 
nur ſo weit ein, um dieſe Snfinuation für wahrheitswidrig zu erflären 
und die fhon von dem Königlichen Bundestags⸗Geſandten ausgeſprochene 
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Thatfade ausdrüdlich zu betonen, daß uns jeder Gedanfe an einen 
anderen Erwerb der Herzogthümer als auf dem Wege friedlicher Ver⸗ 
handlung mit unjerm Mitbeſitzer fern gelegen, und daß mir weder durch 
Worte noch durch Handlungen dem Raiferlicen Hofe, defien Souveränetäts- 
rechte in beiden Herzogthümern wir ftreng geachtet, zu den militärifchen 
Borkehrungen Beranlafiung gegeben haben, aus melden die gegenwärtige 
Krife hervorging. Die Kaiſerliche Negierung aber hat an dieſen retro- 
Ipectiven Beriug eigener Rechtfertigung durch Anklage gegen uns einen 
At gefnüpft, zu welchem fie nad) dem mit uns in Gaſtein gefchlofjenen 
Bertrage nicht berechtigt war, und durch welchen fie unjere vertrags⸗ 
mäßigen Rechte an den Herzogthüimern antaftet, indem fie den Beftand 
derjelben einfeitig und eigenmädtig von den Beſchlüſſen des Bundes 
abhängig macht. Sie erflärt die in Gaftein vorbehaltenen Verhandlungen 
behufs einer Ausgleihung mit und als abgejchloifen, und ftellt in der 
Herzogthümerfrage alles Weitere den Entſchließungen des deutichen Bundes 
anheim, welchen fie im voraus ihre Anerkenntniß zufichert; fie zeigt zugleid) 
an, dag dem Kaijerlichen Statthalter in Holftein die erforderliche Special: 
vollmacht zur Einberufung der holſteinſchen Stände ertheilt worden fet. 
Die Königliche Negierung kann in diefer Erklärung des Wiener Hofes 
nichts Anderes als die ausdrüdliche Losſagung von dem Gafteiner Ver⸗ 
trage erkennen, durch melche die in demfelben getroffenen Berabredungen 
hinfällig werden. Wir ſtehen ſomit wiederum auf dem einfachen Boden 
des Wiener Friedens vom 30. October 1864 und Seine Majeſtät der 
König wird den General von Manteuffel mit der Wahrung der Preußen 
aus dieſem Vertrage zuſtehenden Souveränetätsrechte an Solftein beauf- 
tragen. Im Princip mit der Berufung der Stände einverftanden, müſſen 
wir doch der Kaiferlihen Regierung das Recht, fie nach ihrer Losſagung 
vom Bafteiner Bertrage noch einjeitig vorzunehmen, abſprechen. Damit 
diejelbe gejegliche Wirkung habe, ift unfere Zuftimmung und eine nicht 
von Defterreich allein, fondern von beiden Souveränen ertheilte Vollmacht 
erforderlich; und die Regierung Seiner Majeftät des Königs, unjeres 
Allergnädigiten Herrn, muß gegen jeden Verſuch diefer Art, die Souve⸗ 
ränetät nunmehr noch einjeitig auszuüben, Bermahrung. einlegen, wozu 
Em. ꝛc. hierdurch den Auftrag erhalten, und zu dem Ende dem Herrn 
Grafen von Mensdorff, nahdem Sie ihm diefe Depefche vorgelefen haben 
werden, Abjchrift derjelben zurüdlaflen, zugleich ihm auch bemerfen wollen, 
dag wir und alle weiteren geeigneten Schritte fomohl am Bunde, wie in 
den Herzogthümern vorbehalten.“ 


4. Juni. Preußiſche Circular-Oepeſche über Defterreichs 
Borgehen. 
Graf Bismard an die Vertreter Preußend an den 
fremden Höfen, am 4. Juni 1866. 


ash habe Em. Excellenz ſchon bei früherer Gelegenheit die Depefche 
mitgetheilt, welche ich am 7. des legten Monats dem Königlichen Geſandten 
m Wien in Betreff der Note des Grafen Mensdorff vom 28. April be 
züglih der Frage der Elb⸗Herzogthümer übermittelt habe. Abfichtlich 
wählte ich für dieſe Mittheilung die Form einer vertraulichen Darlegung, 
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die nicht in Abfchrift übergeben werden follte, weil die Erfahrung mid 
elehrt hatte, daß ein wirkliches Verſtändniß nicht durch den Austauſch von 
ocumenten gefördert wird, melche gewöhnlich unmittelbar Veröffentlichung 
u erhalten pflegen, und weil es der vornehmlichſte Wunfch der Königlichen 
Segierung war, dem Wiener Cabinete die Möglichkeit einer Annäherung 
darzubieten oder offen zu lafien. Wir hatten alfo zuerft Urſache, anzu 
nehmen, daß diefer unfer Schritt in Wien feine Würdigung finden werde, 
und Graf Mensdorff fchien, nach feinen Bemerkungen an Baron v. W 
u urtheilen, in demfelben eine ſolche Möglichkeit wahrgenommen zu haben. 
* Wahrheit, die Haltung unſerer Mittheilung, wo fie immer befannt 
wurde, ift als ein Symptom herzlicher Gefühle und wachjender Hoffnungen 
auf die Erhaltung des Friedens angejehen worden. 

Bergebend haben wir auf eine Entgegnung oder felbft nur auf eine 
bloße Außlafjung des Kaiferlihen Gefandten über diefen Gegenftand gewartet. 

Sm Gegentheil find wir gezwungen, die Erklärung der öfterreichifchen 
Regierung beim Bundestage zu —— a. M. am 1. Juni als die Ant⸗ 
wort auf unfere verjöhnlichen Eröffnungen Er betrachten. In diefer Er: 
Härung übergiebt Oeſterreich, nach einer rüdblidenden Darlegung, die mit 
den Thatſachen nicht übereinſtimmt und gegen Preußen beleidigend ift, dem 
Bundestage die Entſcheidung über die ſchleswig-holſteinſche Frage, und giebt 
ugleich Kenntniß von einem Acte der Souveränetät in Holftein — nämlich 
ie Einberufung der Stände —, melde es für ſich allein zu unternehmen 
von dem Augenblide an nicht berechtigt ift, wo es fich ſelbſt durch bie 
Dermeilung auf den Bundestag vom Gafteiner Bertrage entbindet und da- 
duch an Stelle der jüngften geographifchen Theilung das alte Verhältniß 
des Mitbefiges ſetzt. 

Wir haben jhon in Wien gegen dieſen nicht zu rechtfertigenden 
und eimfeitigen Act, jo wie auch gegen die ebenfo nicht zu rechtfertigende 
Berfügung über unfere Rechte durch die Uebertragung derfelben an den 
Bundestag proteftirt und behalten uns vor, weitere Schritte zu thum. 

Doch vorab kann ich mich nicht enthalten, zu erflären, daß wir nicht 
im Stande find, in diefem Verfahren der öfterreichiichen Regierung etwas 
Anderes wahrzunehmen, als die Abficht einer directen Provocation umd den 

Wunſch, mit Gewalt einen Bruch und Krieg herbeizuführen. 
| Alle unfere Erkundigungen geftehen zu, daß der Entſchluß, 
gegen Preußen Krieg zu führen, in Wien feft gefaßt ift. 

Ih kann Em. Ercellenz auf den Wunſch Sr. Majeftät vertraulich 
mittheilen, daß zu derfelben Zeit, als wir die oben erwähnte perfönlice 
Mittheilung dem Hofe zu Wien machten, der König, angetrieben von der 
Pfliht, den Frieden fo lange wie möglich zu erhalten, bereitwillig 
einen Vorſchlag zur directen Verfländigung von einer unpar- 
tetifhen Seite in Wien entgegennahm und Seiner Majeftät dem 
Kaiſer von Defterreih, ohne Betheiligung des Minifteriums, 
mittbeilte, um fich zu vergemiffern, ob Se. Majeftät nod von 
dem Wunſche, den Frieden zu erhalten, angetrieben werde. Der 
Vorſchlag war, die Fragen über Schleswig- Holftein und die Bundesrejorm 
gemeinschaftlich zu verhaudeln und durch diefe Verbindung die Löſung beider 
zu erleichtern. In 

Die Verhandlungen, auf Seiten der Vermittler auf die friedlichſten 
MWünfche geftüst, haben, wie Se. Majeftät mir mittheilt, nur erwiejen, 
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daß ein entfprehendes Gefühl in Wien niht mehr vorhanden ift. 
Se haben, ungeachtet der theoretifchen Yriedensliebe des Kaiſers, das 
Serlangen nach Krieg dargelegt, welches jede andere Erwägung in feinem 
ganzen Rathe beberricht, —* unter Jenen, welche nach unſerem Wiſſen 
Aufangs gegen den Krieg und ſelbſt gegen die Vorbereitungen und 
Füfungen flimmten, und daß dieſes Verlangen jest auch enticheidenden 
Einfluß über den Kaifer felbft gewonnen bat. Nicht allein wurde dort 
ter gänzlihe Mangel aller und jeder Bereitwilligteit befundet, in felbft 
rertrauliche Verhandlungen einzutreten und die Möglichkeit einer Der: 
fändigung zu dißcutiren, fondern Auslaſſungen einflußreiger öfter 
reiciſcher Staatsmänner und Rathgeber des Kaijers jind dem 
Könige aus einer autbentifhen Quelle mitgetheilt worden, 
nelhe keinen Zweifel lafjen, daß die Kaiferlihen Minifter 
Lrieg um jeden Preis wünſchen, theils in der Hoffnung auf Erfolg. 
m Felde, theild um über innere Schwierigkeiten hinweg zu fommen — 
ja, jelbft mit der außgeiprocdhenen Abfiht, den öfterreichifihen Finanzen 
durh Preußiſche Contributionen oder durch einen „ehrenvollen“ Bankerott 
hülfe zu verſchaffen. 

Die Handlungen der öſterreichiſchen Regierung ſtimmen mit dieſer Ab⸗ 
ft nur zu genau überein. 

Ich job oben erwähnt, daß wir gezwungen find, in der dem Bundes⸗ 
tage abgebenen Erklärung eine directe Provocation zu erkennen. 

Sie I nur einen Sinn, wenn das Wiener Cabinet ihr unmittelbar 
den außgejprochenen Bruch folgen zu laffen beabfichtigt, denn e8 kann nicht 
erwartet haben, daß wir ung gutmitbig diefem Angriffe auf unjere Rechte 
unterwerfen follten. In einer anderen Angelegenheit, der Zmwangs» Anleihe, 
die in Italien angeordnet worden und melde den Umftänden einen 
Stahel erhöhter Bitterkeit aufdrückt, zeigt fich, daß Oeſterreich auch gegen 
Stalien mır von den ertremften Mitteln Gebrauch machen will. Damit 
finmen die Vorbehalte überein, mit denen nach bier erhaltenen Benach⸗ 
richtigungen e8 feine Antwort auf die Einladung zur Eonferenz begleitete, 
md welche, wie wir hören, von allen drei Mächten einer Weigerung gleich 
berftanden werden. 

Nachdem die Form der Einladung durch Verhandlungen zwijchen den 
einfodenden Mächten eigens jo ubgeragt worden war, daß Defterreich 
anzunehmen im Stande ein follte, ohne fich jelbit irgend etmas im voraus 
zu vergeben und ohne gezwungen zu fein, Vorbehalte zu machen, fo ift 
& beſtiumt das Wiener Cabinet, welches alle diefe Mühen fruchtlo8 madht. 
Dahinter können wir nur die entſchiedene Abfiht Seitens Defter- 
reihe lm Krieg mit Preußen zu erzwingen und bei dem Eingehen in 
Berhandlungen tiber den Congreß höchſtens durch Auffchub Zeit Fr feine 
agenen, noch nicht gänzlich vollendeten Anordnungen, befonders aber für 
die feiner Berblindeten, zu gewinnen. Der Krieg ift ein abgemadter 
Beihluß in Wien; der einzig nächſte Punkt ift der, den günftigen 
Angenblid zu wählen, ihn zu beginnen. 

‚ Diefe Ueberzeugung ift und mit gebieterifcher Nothwendigkeit durch 
die meiften iingen Thatfachen aufgezwungen worden, und wir find der 
Meinung, daß nur eine abfichtliche, vorurtheilsvolle Anficht zu einem 
entgegengefegten Schluffe fommen kann. Die Thatjachen ſprechen zu laut, 
als daß leeres Gerede über die Kriegögelüfte Preußens, welches einzig 
Fark Viomard. 28 


434 

1866. 

auf Eonjecturen, Combinationen, falſch ausgelegten Darftellungen und 
leeren Gerüchten fußt, bei einem Vergleiche nicht im Nichts zerflichen 
follte. Vielleicht wird man uns zulegt glauben, wenn wir feierlich gegen 
jeden Gedanken an den Wunſch, unfere Anfprüche an die Herzogthümer 
urch Gewalt und mit Mißachtung gegen die echte des Miitbefigerd 
geltend zu machen, proteftiren. Jetzt wird es auch wahrfcheinlich nicht 
[ümer fein, die wirklichen Beweggründe zu den Wüftungen zu begreifen, 
urch welche Oeſterreich bie gegenwärtige Kriſis herbeigeführt und deren 
Bejeitigung auf dem Wege des Eongreiies unmöglich zu machen es ſich 
weiter durch feine angenommene Haltung bemüht hat. 

Wir vermögen mit ruhigem Gewiſſen an dag Urtheil aller unparteiiichen 
Staatsmänner zu appelliven, welcher Theil bis zu dem legten Yugenblide 
Berföhnung und Friedensliebe entfaltet hat. 

Ich erfuhe Em. aceleng bohadtungsvol, Sich im Sinne diefer 
Depeiche gegen den Diinifter des Auswärtigen des Hofes, an dem Ex 
beglaubigt find, auszuſprechen.“ 


5. Zuni. Eine amtliche Mittbeilung im „Staatd-Anzeiger" 
fonftatirt, daß Defterreich durch feinen Schritt am Bunte 
vom 1.d. M. nicht nur die Gaſteiner Convention, fondern 
auch die (geheime) am 16. Januar 1864 zu Berlin ge 
troffene Vereinbarung gebrochen babe, deren Artikel 5 
alſo laute: 

„Hür den Fall, daß es zu Teindfeligfeiten in Schleswig käme und 
alfo die zwifchen den deutfhen Mächten und Dänemark beftehenden Ber- 
tragsverhältniffe hinfällig würden, behalten die Höfe von Preußen und 
Oetterrei fih vor, die fünftigen Verhältniffe der Herzogthümer mur im 

egenfeitigen Einverftändnig feftzuftellen. Zur Erzielung dieſes Einver- 
Andniſſes würden fie eintretenden Falls die ſachgemäßen weiteren Abreden 
treffen. Sie werden jedenfalls die Frage Über die Erbfolge in ben 


Herzogthünern nicht anderd, als im gemeinfamen Einverftändnifie ent: 
ſcheiden.“ 


Zur Haltung der deutſchen Staaten. 

1. Juni. Die auf einer Konferenz der Mittelſtaaten zu Bamberg 
am 14. Mai gefaßten Beſchlüſſe find von allen betheiligten 
Staaten ratifizirt. 

4. Zuni. Die Sächſiſche Kammer bewilligt einftimmig ben 
von der Regierung geforderten Kredit zu außerorbentlichen 
militäriihen Maßnahmen. 

8. Juni. Die Württembergifhe Kammer bewilligt der Regie 
rung das erfte und zweite Aufgebot der Landwehr, unter 
der Bedingung, dab von Seiten der Staatöregierung fofor 
Alles aufgeboten werde, um von den ſämmtlichen Staaten, 
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mit welden Württemberg Hand in Hand zu gehen im 
Begriff Steht, eine feite Gewähr dafür zu erlangen, daß das 
Ziel ded drohenden Kampfes nur in dem Rechte Deutſch⸗ 
lands beftehen dürfe und zwar, 1. in der Herftellung des 
Selbſtbeſtimmungsrechts der Herzogthümer Schleswig-Hol⸗ 
ftein, und 2. in der Einigung bed ganzen beutichen Volkes 
in ein freigewähltes Parlament ꝛc. ꝛc. 


9. Imi. Aus der Adrefje der Zweiten Bayerſchen Kammer. 


„Berhängnißvolle Exeigniffe, Gefahren, beren Annäherung ſchon namenlofes 
Ueglüd über Europa verbreitet, haben ber Krone unb ber Bollsvertretung 
dererns zur Zeit eine anbere und jchwerere Aufgabe gefellt. Daß bie Regie- 
fangen ber beiden mädhtigften Bunbesflaaten entzweit find, daß jene trefflichen 
dere, deren Tapferkeit die Schutzwehr Deutſchlands fein follte, ſich feinblich gegen- 
üterieben, iſt die letzte Folge in ber Entwidelungsreihe jener unheilvollen That- 
k6en, welche bie erfte Abweichung von dem Rechtsboden in der Sache Schleswig - 
dolſteins erzeugt hat xc. 

Mag der Krieg zwilchen Bunbesgliebern ausbrechen ober ein ausmwärtiger 
Feind deutfches Bundesgebiet angreifen, fein beuticher Staat darf fi vom Kampfe 
krubalten. Wer für das Recht nicht mitlämpfen will, begünftigt das Unrecht und 
vrieht Die deitigfien Pflichten gegen den Bund und das Vaterland. Unter dem 
aumerfäffigen Dedmantel der Neutralität können ſolche Staaten Schub fuchen, 
bie, an ihrer Lebensfähigkeit verzweifelnd, ſich darein ergeben, das Recht zum 
Ritiprehen beim friedensfchluffe zu vericerzen. Bayern im Bewußtſein bes 
Bertbes feiner Selbflerhaltung, ift entichloffen zur That. Unter der Führung 
Er. Königlichen Majeſtät wirb es getreu bem Gebote der Pflicht und ber Ehre 
ar der Seite bes Nechtes ſtehen, bereit, loyale Bunbesbeichlüffe mitzunollziehen 
ze unter allen Umftänden den heiligen Boden bes Vaterlandes, bie Rechte ber 

hen Ration, die eigene Selbfiftändigfeit und jene pflichttreuer Bunbesgenoffen 
Bennbaft zu fchirmen.“ 


14. Juni. Abſchluß einer Militär-Convention zwilhen Oeſter⸗ 
reich und Bayern. 


1. Die Königlich Bayerifche Armee in der Stärke von 40,000 bis 50,000 
Rann bleibt fortwährend feibfflänbig unter ihrem eigenen Oberbefehlshaber, dem 
lbmarihall Bringen Karl von Bayern, Kgl. Hoheit. 2. Unter dem bayeriſchen 
berbejehishaber fehen auch die Eontingente des Königreichs Württemberg, ber 
roöserzogthilmer Baden und Heflen und des Herzogthums Naffau in Gemäß- 
u ber von ben Regierungen biejer Staaten mit ber bayeriichen Regierung ge- 
schenen Bereinbarungen. 3. Der bayerifche Oberbefehlshaber wird Die Operationen 
er unter ihm ſtehenden vereinigten Armeen nad einem gemeinichaftlihen und 
inbeitlichen Operationsplan, ſowie nach ven hierauf gegründeten Directiven an⸗ 
Teen und keiten, welche ihm hiefür von dem k. k. öfterreichtichen Ober - Commando 
ttgetbeilt werben. Bei der Feftftellung biefes Operations » Planes wird in gleicher 
Bere baranf Rüdficht zu nehmen fein, daß die Operationen ftets im Einflange 
ar den Landesintereffen der Staaten ber vereinigten Armeen bleiben und baß 
benio auf Dedung ber eigenen Gebiete ihrer Kriegsherren Rüdfiht genommen 
zerde, als auf Erreihung ber Hauptzwecke bes Krieges durch möglichfte Bereini- 
ung der Streitkräfte. A. Um bie gegenfeitigen Beziehungen noch zu vermehren 
ut den Bollzug der Operationen zu erleichtern, wirb ein öſterreichiſcher General 
ee Cherfti das bayerifche Hauptquartier ſtets begleiten, ſowie zu bemjelben Zwecke 
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t, und dadurch ber Eonferenz entzogen. Wir können den Cabinetten von 
'ondon und Petersburg in Bezug auf bie Nutzloſigkeit von Eonferengen 
unter folgen Beringun en nur zuftimmen. a hatten von bem gemein- 
famen, fo uneigennätigen Scnitte ber brei Mächte einen befferen Erfolg erwartet 
unb fehen mit tiefem Bedauern bie baran gefnüpften Hoffnungen vereitelt. Man 
wird, deß finb wir gewiß, wenigften® ber Aufrichtigfeit der Bemühungen Gerech - 
tgteit zollen, aus denen bie Verſöhnung ber fich jet in Waffen gegenüberftehenben 
‚Höfe hervorgehen follte.“ 


Nah dem Scheitern des Gonferenzprojekts. 
4. Juni. Benebetti an Dronin be Lhuys. 


— „Ich war bei Hrn. v. Bismard im Augenblide, wo man ihm bie De- 
peſche von geig (über das Scheitern ber Conferenzen) brachte. Nachdem er fie ge- 
Iefen, rief er: Vive le Roi“ 
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gebradt, und dadurch ber Eonferenz entzogen. Wir können den Cabinetten von 
ondon und Petersburg in Bezug auf Die Nutzloſigkeit von Eonferenzen 
unter ſolchen Bedingungen nur zufimmen. Wir hatten von bem gemein- 
famen, fo uneigennüßigen ritte der brei Mächte einen befferen Erfolg erwartet 
und ſehen mit tiefem Bedauern bie daran gefnüpften Hoffnungen vereitelt. Man 
wird, deß find wir gewiß, wenigften® ber Aufrichtigleit der Bemühungen Gerech⸗ 
tigleit zollen, aus denen bie Verſöhnung ber fich jest in Waffen gegenüberftehenben 
Höfe hervorgehen follte.“ 


Nah dem Scheitern des Conferenzprojelt3. 


4. Juni. Benedetti an Drouin be Lhuys. 


— „Ich war bei Hrn. v. Bismard im Augenblide, wo man ihm bie De: 
peſche von Goltz (Über das Scheitern ber Eonferenzen) brachte. Nachdem er fie ge- 
leien, rief er: Vive le Roi!“ 


4, Juni. Prioatſchreiben Benedettis an Drouin de Lhuys. 


— — — — „Obwohl Hr. v. Bismard niemals bezweifelt, wielmehr ger 
bofft Hat, daß die Eonferenzen unter feinen Umſtänden den Frieden fihern Fönnten, 
wird er doch bedauern, daß fie ihm nicht die Gelegenheit geboten haben, einen 
furzen Aufenthalt in Paris zu nehmen. Er hätte gewünſcht fi mit Ihnen und 
dem Kaifer zu vernehmen. Er fagte mir geftern, mit bem Ausdrud einiger Un- 
rube über unfere Abficht, daß er vor Ausbruch bes Krieges gern Ihre Auffaffung 
tennen möchte, beſonders für den Fall, daß Preußen, wie er zuverſichtlich anzu- 
nehmen jcheint, große Erfolge davon‘ träge. Aus feinen Andeutungen entuehme 
ih, daß der König fort und fort bie Möglichkeit von ſich weift, babin 
zu flommen, daß er einen Theil des jegigen preußiſchen Gebiets ab- 
treten könnte. Nach der Anfiht des Königs würben, wie wenigftens Hr. 
v. Bismard fagt, den Kompenjationen, welche man etwa veranlagt fein fönnte, 
Frankreich anzubieten, in denjenigen Gebieten an feiner Grenze gewählt werben, wo 
franzöfifch geiprechen wird. Der Minifter- Präfident hätte Feinerteite dem König be⸗ 
merkt, daß um über diefe Gebiete zu verfügen, man fie erft erobern müßte Cs 
find dem Minifter-Präfidenten jedoch die Worte entfahren, daß „wenn Frantreid 
Cöln, Bonn oder Mainz verlangen wollte, er lieber von der poli- 
tifhen Bühne zurüdtreten, als barein willigen würde.“ Ohne daß 
ih ihn zu weiteren Erklärungen drängte, beutete er an, er bielte es nicht für 
unmöglid, den König dahin zu bringen, uns bie Ufer ber oberen Mojel (wohl den 
Regierungsbezirt Trier, den er jeboch nicht bezeichnete) zu überlaffen, was mit 
Luremburg, wo bie Bereinigung mit Frankreich günftig aufgenommen werben wärbe, 
unjere Grenze auf eine für uns befriebigenbe Weile regeln würde. — — — 380 
weiß nicht, ob Hr. v. Bismard, indem er fi) barüber ohne Anlaß gegen wid 
äußerte, meine Anſicht barliber bören ober durch meine Vermittelung Ihnen die 
Conceffionen bezeichnen wollte, die er machen Fönnte, und zugleich biejenigen, bie 
wir zu verlangen uns enthalten müßten. — — — —“ 

(FZürft Bismard hat dieſe legteren Behauptungen und ähnliche 
von Seiten Ya Marmora’3 in feiner Rede vom 16. Januar 1874 
im Abgeordnetenhaufe als durchaus unwahr bezeichnet). 


11. Sunt. Stellung Frankreichs zur ausbrechenden Krifik. 


Schreiben des Kaiſers Napoleon an ben franzöfiſchen Minifter ber 

auswärtigen Angelegenheiten Drouin be Lhuys vom 11. Juni. 
„Im Augenblide, wo die letzten Friedens - Hoffnungen zu ſchwinden fcheinen, 
welche man noch auf bie Eonferenz fette, ift es erforverlich, den diplomatiſchen 
Agenten im Ausland durch ein Circular die Ipeen mitzutheilen, welche meine 
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Regierung geltend machen wollte, und das Berfahren, welches fie ben kommenden 
Greiguiffen gegenüber beobachten wird. Dieje Mittheilung wird unfere Politik in 
ifr wahres Licht ftellen. 

Wenn die Eonferenz ftattgefunden hätte, jo würben Sie eine deutliche Sprache 
geführt haben; Ste würben in meinem Namen erllärt haben, daß ich jeben Ges 
banken an Gebietsvergrößerung zuriidweife, fo lange das Gleichgewicht Europa’s 
mit gebrochen wird. 

In der That könnten wir nur an eine Ausdehnung unjerer 
Grenzen denken, wenn die Karte von Europa zum ausſchließlichen 
Bortbeil einer Großmadht verändert würde und wenn ©renzgebiete 
durch ihren frei ausgebrüdten Wunſch die Annerion an Frankreich fordern. Unter 
andern Umſtänden halte ich e8 unferm Lande würdiger, jeder Gebiets - Erweiterung 
ten unfhätsbaren Bortbeil, in guter Eintracht mit unfern Nachbarn zu leben, 
vorziehen, inbem wir ihre Unabhängigkeit und ihre Nationalität achten. 

Bon dieſen Gefühlen beftimmt unb nur die Erhaltung bes Friedens im 
Auge habend, hatte ih mih an England und Rufland gewendet, um gemein- 
ihaftlihe Worte der Verſöhnung an bie betheiligten Regierungen zu richten. 

Das Einvernehmen der drei neutralen Mächte bleibt ein Pfanb der Sicher- 
heit für Europa. Sie haben ihre Unparteilichleit gezeigt, indem fie den Entſchluß 
faßten, die Discuffion der Eonferenz auf die brennenden Fragen zu beichränfen. 
Um fie zu fchlichten, mußte man offen an fie berantreten, den diplomatiſchen 
Schleier, der fie bebedte, wegziehen und die legitimen Wünſche der Fürften und 
Böker ernftlih in Betracht ziehen. Der Conflict hat drei Urſachen: bie jchlecht 
begrenzte geographiſche Lage Preußens — den Wunſch Deutſchlands nach einer 
pohtiihen Verfaffung, die mehr feinem Bedürfniß entſpricht — die Notbwendig- 
keit für Stalien, feine nationale Unabhängigkeit ficher zu ftellen. 

Die neutralen Mächte konnten nicht beabfichtigen, fich in die inneren Ans 
gelegenbeiten frember Länder einzumiſchen. Nichtedeftoweniger hatten bie Höfe, 
melde an der Conftituirungsacte des deutſchen Bundes Theil genommen haben, 
das Recht zu prüfen, ob bie verlangten Aenderungen die in Europa beftehenbe 
Ordnung nicht ftören würden. 

Was uns betrifft, fo batten wir für Die zum deutfhen Bunde ge- 
börigen Staaten zweiten Rangeseinengeres Aneinanderjchließen, 
eine Träftigere Organijation, eine wichtigere Rolle gewünſcht; 
für Breußen mehr Abrundung (homogeneite) und Kraft im 
Norden; für Defterreih die Erhaltung feiner großen Stellung in 
Deutſchland. 

Wir würden außerdem gewünſcht haben, daß Oeſterreich gegen eine ver⸗ 
hältnißmäßige Entſchädigung Venetien an Italien cedirt hätte; denn wenn es, 
ohne ſich um den Vertrag von 1852 zu kümmern, mit Preußen einen Krieg gegen 
Dänemark im Namen der deutſchen Nationalität geführt hat, ſo ſchien es mir 
gerecht, daß es in Italien den gleichen Grundſatz anerlennen werde, indem es die 
Unabhängigkeit der Halbinſel vervollſtändigt. 

Dieſes ſind die Gedanken, welche wir im Intereſſe der Ruhe Europa's zur 
Geltung zu bringen verſucht haben würden. Heute ſteht zu befürchten, daß das 
Schichſal der Waffen allein darüber entſcheiden wird. 

Welches iſt die Haltung, welche Angeſichts dieſer Eventualitäten Frankreich 
zulömmt? Sollen wir unſer Mißvergnügen kundgeben, weil Deutſchland die Ver⸗ 
träge von 1815 ohnmächtig findet zur Befriedigung ſeiner nationalen Zwecke, und 
zur Aufrechterhaltung ſeiner Ruhe? In dem Kriege, welcher auszubrechen auf 
dem Punkte ſteht, haben wir nur zwei Intereſſen: die Bewahrung bes 
europäifhen Gleichgewichts und die Erhaltung deſſen, was wir 
in Italien aufgebaut haben. 

Reicht aber die moraliiche Kraft Frankreichs nicht bin, dieſe beiden Intereſſen 
zu beſchützen? Wird es nöthig haben, zum Schwert zu greifen, bamit feine Worte 
gehört werben? Ich denke, nein. Wenn ungeachtet unferer Bemühungen bie 
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Friedenshoffnungen fich nicht verwirklichen, fo find wir gleihwohl durch Erkla⸗ 
rungen ber in bem Conflict betbeiligten Höfe gefichert, daß, welches auch der Aus⸗ 
gang bes Krieges fein möge, leine ber uns berührenden ragen ohne bie Zu- 
fimmung Frankreichs gelöft wird. 

Bleiben wir Daher in einer aufmerlfamen Neutralität und 
ſtark durch unfere Uneigennützigkeit, bliden wir vertrauensvoll 
auf unfer Recht und unfere Kraft.“ 


45. Anrufung des deutfchen Bundes Seitens Vcherreice, 


1. Juni. Erflänmg Defterreih8 in der Sipung der Bunde- 
verjammlung. 


„Die hoben Regierungen bes beutichen Bundes finb im Befitte vielfachet 
Beweile für Die ausdauernde Sriebensliebe, welche der Kaiferlich öſterreichiſche 
Hof in feinen Verhandlungen mit Preußen über die Zukunft ber Elbherzogthümer 
an ben Tag gelegt hat. Defterreich blidt auf feine langmüthigen, trotz mander 
Berlennung bebarrlich fortgefettten VBeftrebungen, ein Einverflänbnig mit Preußen 
zu Stande zu bringen, mit um fo rubigerem Bewußtſein zurüd, je tiefer und 
allgemeiner in der Nähe der Gefahr die Schwere des Unglüds gefühlt wirt, 
welches ein Bruch zwifchen beiden beutfchen Großmächten und ein innerer Krieg 
über Deutichland beraufbeichwären würde. 

Seine Majeftät der Kaiſer Franz Joſeph ift in feinen Zugefländnifien an 
Preußen jo weit gegangen, al® e8 Defterreihs Würde und angeftammte Stellung 
in Deutichland, als es des beutichen Bundes Recht und Berfaffung nur irgend 
geftatteten. Allein ber Berliner Hof bat nicht nur unberechtigte Forderungen aui- 
geftellt, fonbern auch unglücklicher Weife in ſtets ſich fteigerndem Maße die Nei⸗ 
gung bethätigt, diefe Forberungen mit Hintanfegung aller anderen Rückfichten 
und jegt felbft mit gewaltjamen Mitteln durchzuſetzen. — So wie Preußen ſchon 
furz nah dem Abſchluſſe des Wiener Kriedensvertrages die Räumung Holſteins 
durch die Truppen Sachſens und Hannovers mit Eigenmacht zu erzwingen ge 
droht hatte, fo behandelte e8 auch gegenüber Oeſterreich, feinem Bunbesgenofien, 
in dem im Nanten beutfchen Rechtes gegen Dänemark unternommenen Kriege, 
die jchließfiche Löjung der Berwidelung als eine bloße Frage ber Macht, und trat 
felbft nicht vor dem beflagenswertben Euntſchluſſe zurüd, fih auf die Hülfe aus⸗ 
wärtiger Gegner bes Kaijerftaates zu fügen. Schon zur Zeit ber Gafteiner Eon- 
vention hatte die Königlich Preußiſche Regierung fich der Allianz des Klorentiner 
Hofes gegen Defterreich zu verfichern getrachtet, und fie erneuerte biejes Beftreben, 
als fpäter das Kaiſerliche Cabinet die unbillige Forderung, Holftein nad den 
Dictaten ber Preußischen Annerionspolitif zu verwalten, ablehnte, und man in 
Berlin anfing, über kriegeriihe Eventualitäten Rath zu halten. 

Bon zwei Seiten gefährdet, ungewiß, ob ber eıfte Angriff im Süben ober 
im Norden erfolgen werte, hat Oefterreich fi in Vertheidigungsſtand geſetzt, um 
das Seinige zu behaupten, und bie treuen Völker der Monarchie, einig in fi, 
bes guten Rechts ſich bemußt, nad dauerhaften Frieden verlangend, tragen willig 
und entichloffen die neuen fchweren Opfer, welche ber Ruf bes bedrohten Bater 
fandes von ihnen forbert. 

Solches war die Beranlaffung der Rüſtungen Oeſterreichs; aus ber Ber- 
anlaffung ergeben fi von felbft die Vorausfegungen, unter welchen bie Kaiſerliche 
Regierung bie Rückkehr zum Friedensſtande beſchließen Fönnte. 

Was jedoch bie militairifhen Vorkehrungen gegen Italien betrifft, jo find 
fie nit Gegenſtand diefer Erklärung, nachdem die hohen antragftellenden Regie 
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mngen mit Recht ihre Abficht auf bie in ber Richtung gegen Bunbesgenofien 
vorgenommenen ARüftungen eingeichräntt haben. Der Kaiferliche Hof bat dieſer 
Begrenzung des Antrages um fo ficherer gewärtig fein dürfen, als er durch 
tie Bertbeibigung feiner italienifchen Beſitzungen zugleich die Pflicht erfüllt, den 
Territorialbeftand des deutſchen Bundes zu hüten. Es handelt fi ſonach nur 
um die Heeresaufftellung gegen Preußen. Was dieſe betrifft, fo würde ber Kai⸗ 
ſerliche Hof bereit fein, fie rädgängig zu machen, fobald Defterreich weder auf 
eigenem Gebiete, noch in Holftein, noch auf bem Gebiete feiner Bundesgenofien 
einen Angriff von Seiten Preußens zu beforgen hätte und ihm gegen die Wieber- 
tet der entflandenen Kriegsgefahr genügende Sicherheit geboten wäre. 

Der gefammte beutihe Bund bedarf nicht weniger \wie- Defterreich biefer 
Sicherheit. Sie hängt im Allgemeinen davon ab, daß in Deutfchland nicht eine 
Poltit der Gewalt, jondern Recht und Bertrag regiere, und daß auch Preußen, 
wiewohl enropäiſche Macht, den grundfätlich verbürgten Frieden des Bundes, wie 
deſſen verfaffungsmäßige Beichlüffe achte. Sie ift insbefonbere dadurch bedingt, 
daß die fchleswig - bolfteiniche Frage, aus welcher der gegenwärtige Conflict ber» 
vorgegangen iſt, nicht nach ben einfeitigen Anfprüchen Breußens, fondern nad 
Reht und Geſetz bes deutihen Bundes und im Einklange mit dem Lanbesrechte 
der Herzogthümer ihre Löfung erhalte. Der Kaijerliche Präfidialgefandte iſt dem- 
nach beauftragt, ber hoben Bunbesverfammlung unter Bezugnahme auf die Er- 
llärung Defterreih® und Preußens in der Sitzung vom 24. Auguft d. I. Die An⸗ 
jeige zu erflatten, daß die Kaiferliche “sierung ihre Bemühungen, 
einen befinitiven bundesgemäßen Abjchluß der Herzogthümer— 
Frage durch ein Einverfländniß niit Preußen vorzubereiten, für 
jest als vereitelt betradte, unb daß fie in diefer gemeinfamen 
teutfhen Angelegenheit alles Weitere den Entjhliefungen des 
Bundes anbeimftelle, welchen von Seiten Defterreich® die bereit- 
willigſte Anertennung gefidhert ift. 

Der Geſandte bat ſchließlich mit der vorftebenden Erklärung bie weitere 
Anzeige zu verbinden, daß dem Kaiferlihen Statthalter in Holftein jo eben bie 
eriorderſiche Specialvollmacht zur Einberufung ber holſteinſchen Stände— 
rerſammlung überſendet worden iſt, damit bie geſetzliche Vertretung bes Laudes, 
um deſſen Schickſal es ſich handelt, und deſſen Wünſche und Rechtsanſchauungen 
einen ber berechtigten Factoren der Entſcheidung bilden, nicht länger der @e- 
I:genbeit entbehre, ihre Anfichten auszufprechen.“ 


1. Zuni. Erklärung Preußens in derjelben Sitzung ber 
Bundedverfammlnng. 


„Die Königliche Regierung hat wiederholt erflärt, daß die Mobil- 
machung ihrer Streitkräfte lediglih durch die vorangegangenen 
Rüftungen Defterreih8, denen fi alsbald die fachlichen 
anjchloffen, hervorgerufen fei. Sie fah ihre Grenzen, ja bei der nahen 
Entfernung ihre Hauptſtadt bedroht. Die lediglich zu ihrer eigenen 
Sicherheit angeordneten Maßregeln können wegfallen, fobald die Urjache 
derjelben fortfällt. Die Königliche Regierung hat dies bereits in ihrer 
nad Wien gerichteten Depefhe vom 21. v. mM ausgeſprochen und ihre 
volle Bereitwilligleit zur Abrüftung zu erkennen gegeben, ſobald dieje 
Bedingung erfüllt fein würde. Sie glaubte damals noch einer entiprechenden 
Sefinnung auf öfterreichifcher Seite fo ficher zu fein, daß die Vorbereitungen 
zu terneren Rüftungen eingeftellt wurden. Ihre Hoffnungen find getäufcht 
worden; und die ——“ zunehmenden Rüſtungen Oeſterreichs, ver⸗ 
bunden mit der in keiner Weiſe beruhigenden Aeußerung der Königlich 
jächſiſchen Regierung vom 29. April, haben fie genöthigt, ihren eigenen 
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Nüftungen eine größere Ausdehnung zu geben. Aber der nur auf Ber: 
theidigung gerichtete Charakter der legteren ift damit wicht verändert 
worden. Sie ſpricht dieje Bereitwilligfeit auch heute der Bundesver⸗ 
fammlung aus, und erklärt, daß fie auf den Friedensfuß zurückkehren 
werde, wenn der Bund die Regierungen von Defterreid und Sadjen zur 
Abftellung ihrer den Frieden bedrohenden Nüftungen bewogen und der 
Königlihen Regierung Bürgfchaften gegen die Wiederfehr derartiger 
Beeinträchhtigungen des Bundesfriedens gewährt haben wird. 

Wenn der Bund zur Gewährung folder Burgſchaften nicht um 
Stande ift, und wenn feine Mitglieder Ti) die Einführung der Reformen 
verfagen, durch welche die Wiederkehr der bedauerlihen Zuftände der 
Gegenwart verhütet werden könnte, fo wird die Königliche Regierung 
daraus den Schluß ziehen müjfen, daß der Bund im feiner 
gegenwärtigen Geftalt jeiner Aufgabe niht gewadjen jei und 
feine oberften Zwede nicht erfülle, und fie wird ihren weiteren 
Entjchliegungen diefe rechtliche Ueberzeugung zu Grunde zu legen haben.“ 

In Bezug auf die unerwartete Erklärung Defterreihs in Betreff 
Schleswig Soffteins fonnte der Preußifche Gejandte, da er hierüber feine 
Aufträge befaß, zunächſt nur entjchiedene und fürmliche Verwahrung ein 
legen. Er ſagte: 

Die Königliche Negierung hat bis zur Stunde auf dem von ihr in 
der fchlesmig-holfteinichen Yrage eingenommenen Standpunft feft verhant 
und die Anfprüce und die berechtigten Intereſſen Preußens nur in 
Maßgabe der vertragsmäßig von ihr erworbenen Rechte erſtrebt, 
dabei aber niemals eine gewaltfame Durdführung ihrer Zwede 
verfolgt, und muß nachdrücklich wiederholen, daß nicht die ſchleswig— 
bolfteinfhe Frage den Anlaß zu der gegenwärtigen Bermwidlung 
gegeben, fondern lediglich die an der Preußifhen Grenze von 

efterreih und Saglen unternommenen, ebenfo ungeredt- 
fertigten wie bedrohlihen Rüſtungen. 


3. Juni. Preußens Verwahrung gegen dad Verfahren Oeſterreichs 
in der fchleöwig=holfteinjchen Angelegenheit. 
Depeiche des Grafen Bismard an Frhr. von Wertber 
vom 3. Juni 1866. 


„Die Erflärung, welche der Kaiferlich öfterreichiiche Bundestags⸗Ge⸗ 
fandte in der Sigung der Bundesverfammlung vom 1. d. M. abgegeben 
bat, ift Em. ꝛc. befannt. Ihre Form und Faſſung find nen in der Ge 
jchichte der Verhandlungen am Bunde; ich enthalte mich aber jeder weiteren 
Bemerkung darüber, als daß wir felbft bei der gegenwärtigen Spannung 
zwifchen den beiden Babinetten eine jolde Sprache nicht erwartet hatten 
und von einer Wegierung nicht erwarten konnten, welche noch gefonnen 
wäre, das Bundesverhältnig mit uns fortzufegen. Auch auf den Inhalt 
der Erklärung, infofern er die Rüſtungen Oeſterreichs durch die uns 
untergefchobene Abficht, eine Annerionspolitit in Bezug auf die Herzog 
thümer mit Gewalt durchfegen zu wollen, zu motiviren fucht, gehe ich hier 
nur fo weit ein, um dieſe Infinnation für wahrheitswidrig zu erflären 
und die ſchon von dem Königlichen Bundestags-Gejandten ausgeſprochene 
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Thatfahe ausdrücklich zu betonen, daß uns jeder Gedanke an einen 
anderen Erwerb der Herzogthlimer ald auf dem Wege friedlicher Ver⸗ 
bandlung mit unferm Mitbefiger fern gelegen, und daß wir weder durch 
Worte noch durch Handlungen dem Raiferlicen Hofe, defien Souveränetäts⸗ 
rehte in beiden Herzogthlimern wir fireng geachtet, zu den militärifchen 
Vorkehrungen Beranlafjung gegeben haben, aus welchen die gegenwärtige 
Krife hervorging. Die Kaiferlihe Regierung aber hat an diejen retro> 
pectiven —2 eigener Rechtfertigung durch Anklage gegen uns einen 
Act geknüpft, zu welchem ſie nach dem mit uns in Gaſtein geſchloſſenen 
Vertrage nicht berechtigt war, und durch welchen ſie unſere vertrags⸗ 
mäßigen Rechte an den Herzogthümern antaſtet, indem ſie den Beſtand 
derſelben einſeitig und eigenmächtig von den Beſchlüſſen des Bundes 
abhängig macht. Sie erklärt die in Gaſtein vorbehaltenen Verhandlungen 
behufs einer Ausgleichung mit uns als abgeſchloſſen, und ſtellt in der 
Herzogthümerfrage alles Übeitere den Entſchließungen des deutjchen Bundes 
anheim, welchen fie im voraus ihre Anerkenntniß zufichert; fie zeigt zugleich 
on, daß dem Kaiſerlichen Statthalter in Holftein die erforderliche Special- 
vollmacht zur Einberufung der holfteinfhen Stände ertheilt worden fei. 
Die Königliche Regierung kann in diefer Erklärung des Wiener Hofes 
nichts Anderes als die ausdrüdliche Losſagung von dem Gafteiner Ver⸗ 
trage erfennen, durch welche die in demjelben getroffenen Berabredungen 
—**— werden. Wir ſtehen ſomit wiederum auf dem einfachen Boden 
des Wiener Friedens vom 30. October 1864 und Seme Majeſtät der 
König wird den General von Manteuffel mit der Wahrung der Preußen 
aus diefem Bertrage zuftehenden Souveränetätsrechte an Solftein beauf⸗ 
tragen. Im Princip mit der Berufung der Stände einverſtanden, müſſen 
wir doch der Kaiſerlichen Regierung das Recht, fie nad) ihrer Losſagung 
vom Bafteiner Bertrage no einjeitig vorzunehmen, abfprehen. Damit 
diejelbe geſetzliche Wirkung habe, ift unfere Zuftimmung und eine nicht 
von Defterreich allein, fondern von beiden Souveränen ertheilte Vollmacht 
erforderlih; und die Regierung Seiner Majeftät des Königs, unjeres 
Allergnädigſten Herrn, muß gegen jeden Verfuch diefer Art, die Souve⸗ 
ränetät nunmehr noch einjeitig auszuüben, Bermahrung einlegen, wozu 
Em. ıc. hierdurch den Auftrag erhalten, und zu dem Ende dem Herren 
Brafen von Mensdorff, nahdem Sie ihm dieje Depefche vorgelejen haben 
werden, Abjchrift derjelben zurüdlafien, zugleich ihm auch bemerken wollen, 
daß wir uns alle meiteren geeigneten Schritte ſowohl am Bunde, wie in 
den Herzogthümern vorbehalten.” 


4, Zuni. Preußiſche Circular-Depeſche über Defterreich3 
Vorgehen. 
Graf Bismarck an die Vertreter Preußens an den 
fremden Höfen, am 4. Juni 1866. 
m habe Em. Eccellenz ſchon bei früherer Gelegenheit die Depeſche 
mitgetheilt, welche ich am 7. des legten Monats dem Königlichen Gefandten 
m Wien in Betreff der Note des Grafen Mensdorff vom 28. April bes 


züglich der Frage der Elb⸗-Herzogthümer übermittelt habe. Wbfichtlich 
wählte ich für diefe Mittheilung die Form einer vertraulichen Darlegung, 
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die nicht in Abjchrift übergeben werden follte, weil die Erfahrung mid 
gelehrt hatte, daß ein wirkliches Verſtändniß nicht durch den Austouf von 

ocumenten gefördert wird, welche gewöhnlich unmittelbar Veröffentlichung 
S erhalten pflegen, und weil e8 der vornehmlichſte Wunjch der Königlichen 

egierung war, dem Wiener Cabinete die Möglichkeit einer Annäherung 
darzubieten oder offen zu laſſen. Wir hatten alfo zuerft Urjache, anzu: 
nehmen, daß diefer unfer Schritt in Wien feine Würdigung finden merde, 
und Graf Mensdorff ſchien, nad) feinen Bemerkungen an Baron v. Werther 
zu urtheilen, in demfelben eine foldhe Möglichkeit wahrgenommen zu haben. 
In Wahrheit, die Haltung unferer Mittheilung, mo fie immer befannt 
wurde, ift als ein Symptom berzlicher Gefühle und wachjender Hoffnungen 
auf die Erhaltung des Friedens angefehen worden. 

Dergebend haben wir auf eine Entgegnung oder felbft nur auf eine 
bloße Auslafjung des Kaiferlichen Gefandten über diefen Gegenftand gewartet. 

Im Gegentheil find wir gezwungen, die Erklärung der öfterreichifchen 
Regierung beim Bundestage zu —** a. M. am 1. Juni als die Ant⸗ 
wort auf unfere verjöhnlichen Eröffnungen zu betrachten. In dieler Er: 
Härung übergiebt Oeſterreich, nach einer rückblickenden Darlegung, die mit 
den Thatjachen nicht übereinftimmt und gegen Preußen beleidigend ift, dem 
Bundestage die Entſcheidung über die ſchleswig-holſteinſche Frage, und giebt 
zugleich Kenntniß von einem Acte der Souveränetät in Holftein — nämlich 
die Einberufung der Stände —, welche es für fi) allein zu unternehmen 
von dem Augenblide an nicht berechtigt ift, wo es fich jelbft durch die 
Derweihung auf den Bundestag vom Gafteiner Vertrage entbindet und da- 
durch an Stelle der jiingften geographijchen Theilung das alte Verhältnig 
des Mitbefiges fett. 

Wir haben ſchon in Wien gegen diefen nicht zu rechtfertigenden 
und einfeitigen Act, fo wie auch gegen die ebenfo nicht zu redhtfertigende 
Verfügung über unfere Rechte durch die Uebertragung derfelben an den 
Bundestag proteftirt und behalten uns vor, weitere Schritte zu thun. 

Dod vorab kann ich mich nicht enthalten, zu erklären, daß wir nicht 
im Stande find, in diefem Berfahren der öfterreichiichen Regierung etwas 
Anderes wahrzunehmen, als die Abficht einer directen Provocation und den 
Wunſch, mit Gewalt einen Brud und Krieg herbeizuführen. 

Alle unfere Erkundigungen geftehen zu, daß der Entſchluß, 
gegen Preußen Krieg zu führen, in Wien feft gefaßt ift. 

Ich kann Em. Erxcellenz auf den Wunſch Sr. Majeftät vertraulic 
mittheilen, daß zu derfelben Zeit, als wir die oben erwähnte perjünlice 
Mittheilung dem Hofe zu Wien machten, der König, angetrieben von der 
Pfliht, den Frieden fo lange wie möglich zu erhalten, bereitwillig 
einen Vorſchlag zur directen Berftändigung von einer unpar- 
teiifhen Seite in Wien entgegennahm und Seiner Majeftät dem 
Kaijer von Defterreih, ohne Betheiligung des Minifteriums, 
mittbeilte, um fi zu vergemiffern, ob Se. Majeftät nod von 
dem Wunfche, den Frieden zu erhalten, angetrieben werbe. Der 
Vorſchlag war, die Fragen über Schleswig-Holftein und die Bundesreform 
gemeinschaftlich zu verhaudeln und durch diefe Verbindung die Löſung beider 
zu erleichtern. 

Die Verhandlungen, auf Seiten der Vermittler auf die frieblichften 
Wunſche geftügt, haben, wie Se. Majeftät mir mittheilt, nur erwiejen, 
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daß ein entfprechendes Gefühl in Wien nicht mehr vorhanden ift. 
Cr haben, ungeachtet der theoretifchen Yriedensliebe des Kaiſers, das 
derlangen nach Krieg dargelegt, welches jede andere Erwägung in feinem 
samen Rathe beberricht, —* unter Jenen, welche nach unſerem Wiſſen 
Anfangd gegen den Krieg und ſelbſt gegen die Vorbereitungen und 
Kiftungen flimmten, und daß diefes Verlangen jetzt auch entſcheidenden 
Einfluß über den Kaifer jelbft gewonnen bat. Nicht allein wurde dort 
ter gänzliche Mangel aller und jeder Bereitwilligfeit bekundet, in felbft 
vertrauliche Berbandlungen einzutreten und die Möglichkeit einer Ver⸗ 
fändigung zu dißcutiren, fondern Auslaffungen einflußreiger öfter- 
teihiſcher Staatsmänner und NRathgeber des Kaifers find dem 
Könige aus einer autbentifhen Quelle mitgetheilt worden, 
nelde keinen Zweifel laffen, daß die Kaiferlihen Minifter 
Krieg um jeden Preis wünſchen, theils in der Hoffnung auf Erfolg. 
m Felde, theils um über innere Schwierigkeiten hinweg zu fommen — 
ja, felbft mit der ausgeſprochenen Abficht, den öfterreichifüpen Finanzen 
durch Preußiſche Contributionen oder durch einen „ehrenvollen“ Bankerott 
fe zu verſchaffen. 

Die Handlungen der öſterreichiſchen Regierung ſtimmen mit diefer Ab» 
fht nur zu genau überein. 

Ich he oben erwähnt, daß wir gezwungen find, in der dem Bundes⸗ 
tage abgebenen Erklärung eine directe Provocation zu erkennen. 

Sie hat nur einen Sinn, wenn das Wiener Cabinet ihr unmittelbar 
den außgejprochenen Bruch folgen zu laffen beabfichtigt, denn es Tann nicht 
erwartet haben, daß wir und gutmüthig diefem Angriffe auf unſere Rechte 
unterwerfen jolten. In einer anderen Angelegenheit, der Zwangs » Anleibe, 
die in Italien angeordnet worden und welde den Umftänden einen 
Stahel erhöhter Bitterfeit aufdrüct, zeigt fich, daß Defterreich auch gegen 
Stalten nur von den ertremften Mitteln Gebrauh machen will. Damit 
funmen die Vorbehalte überein, mit denen nad) bier erhaltenen Benach⸗ 
richtigungen e8 feine Antwort auf die Einladung zur Conferenz begleitete, 
md welche, wie wir hören, von allen drei Mächten einer Weigerung gleich 
verflanden werden. 

Nachdem die Form der Einladung durch Verhandlungen zwijchen den 
einladenden Mächten eigens jo abgefaßt worden war, daß Oeſterreich 
anzunehmen im Stande ein follte, ohne fich jelbft irgend etwas im voraus 
zu vergeben und ohne gezwungen zu fein, Vorbehalte zu maden, fo ift 
es beftimmt das Wiener Eobinet, welches alle diefe Mühen fruchtlos madt. 

Dahinter können wir nur die entjchiedene Abfiht Seitens Oeſter⸗ 
reichs den Krieg mit Preußen zu erzwingen und bei dem Eingehen in 
derhandlungen über den Congreß böchtena durch Auffchub Zeit für feine 
agenen, noch nicht gänzlich vollendeten Anordnungen, bejonders -aber für 
bie feiner Verbündeten, zu gewinnen. Der Krieg ift einabgemadter 
Beſchluß in Wien; der einzig nächſte Punkt ift der, den günftigen 
Augenblid zu wählen, ihn zu beginnen. 

Dieſe Ueberzeugung ift und mit gebieterifcher Nothmendigleit durch 
die meiften jüngßen Thatjachen aufgezwungen worden, und wir find der 
Meinung, daß nur eine abfichtliche, barurtbeilßull Anſicht zu einem 
entgegengefetzten Schluffe fommen kann. “Die Thatſachen ſprechen zu laut, 
als daß leeres Gerede über die Kriegsgelüfte Preußens, welches einzig 
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auf Conjecturen, Combinationen, falſch ausgelesten Darftellungen und 
leeren Gerüchten fußt, bei einem Vergleiche nit im Nichts zerflichen 
follte. Vielleicht wird man uns zulegt glauben, wenn wir feierlich gegen 
teden Gedanken an den Wunſch, unfere Anfprücde an die Herzogtbümer 
Dura) Gewalt und mit Mißachtung gegen die Rechte des Mitbeſitzers 
eltend zu machen, proteftiren. Seht wird es auch wahrſcheinlich nicht 
—* ſein, die wirklichen Beweggründe zu den Rüſtungen zu begreifen, 
durch welche Oeſterreich die gegenwärtige Kriſis herbeigeführt und deren 
Beſeitigung auf dem Wege des —* unmöglich zu machen es ſich 
weiter durch feine angenommene Haltung bemüht bat. 

Wir vermögen mit ruhigem Gemiffen an das Urtheil aller unparteiifchen 
Staatsmänner zu appellicen, welcher Theil bis zu dem legten Augenblide 
Berjöhnung und Friedensliebe entfaltet hat. 

ch erfube Em. Beeren hochachtungsvoll, Sih im Sinne dieſer 
Depeſche gegen den Minifter des Auswärtigen des Hofes, an dem Ex 
beglaubigt find, auszuſprechen.“ 


5. Juni. Cine amtliche Mittheilung im „Staatd- Anzeiger" 
fonftatirt, daß Oeſterreich durch feinen Schritt am Bunde 
vom 1. d. M. nicht nur die Gafteirfer Convention, fondern 


auch Die (geheime) am 16. Januar 1864 zu Berlin ge 


troffene Bereinbarung gebrochen habe, deren Artikel 5 
aljo laute: 

„Hür den Fall, daß es zu Teindfeligkeiten in Schleswig käme und 
alfo die zwifchen den deutfhen Mächten und Dänemark beftehenden Ber: 
tragsverhältniffe hinfällig würden, behalten die Höfe von Preußen und 
Oetterreich fih vor, die künftigen Verhältniffe der Herzogthümer nur im 

egenjeitigen Einverftändniß feftzuftellen. Zur Erzielung diefes Einver⸗ 
ändnifjes würden fie eintretenden Falls die fachgemäßen weiteren Abreden 

treffen. Sie werden jedenfalls die Frage über die Erbfolge in ben 

Deere nicht anders, al8 im gemeinfamen Einverftändnifle ent: 
eiden.“ 


Zur Haltung der deutſchen Staaten. 

1. Juni. Die auf einer Konferenz der Mittelſtaaten zu Bamberg 
am 14. Mai gefaßten Beſchlüſſe ſind von allen betheiligten 
Staaten ratifizirt. 

4. Juni. Die Säͤchſiſche Kammer bewilligt einſtimmig den 
von der Regierung geforderten Kredit zu außerordentlichen 
militärischen Maßnahmen. 

8. Juni. Die Württembergijhe Kammer bewilligt der Regie 
rung dad erſte und zweite Aufgebot der Landwehr, unter 
der Bedingung, daß von Seiten der Staatöregierung jofert 
Alles aufgeboten werde, um von den jämmtlidhen Staaten, 
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mit welchen Württemberg Hand in Hand zu gehen im 
Begriff fteht, eine feite Gewähr dafür zu erlangen, daß das 
Ziel des drohenden Kampfes nur in dem Rechte Deutſch⸗ 
lands beftehen dürfe und zwar, 1. in der Herftellung des 
Selbſtbeſtimmungsrechts der Herzogthümer SchleswigcHols- 
ftein, und 2. in der Einigung des ganzen deutichen Volkes 
in ein freigewähltes Parlament ꝛc. ꝛc. 


9. Juni. Aus der Adreffe der Zweiten Bayerfhen Kammer. 


„Berhängnißoolle Ereigniffe, Gefahren, deren Annäherung ſchon namenlofes 
Ungfüd über Europa verbreitet, haben ber Krone unb ber WBollsvertretung 
Boverns zur Zeit eine andere und ſchwerere Aufgabe geſtellt. Daß bie Regie- 
mungen der beiden mädhtigften Bunbesftaaten entzweit find, baf jene trefflichen 
Heere, beren Tapferkeit bie Schutzwehr Deutſchlands fein jollte, ſich feinblich gegen- 
üerfieben, ift die letzte Folge in der Entwidelungsreihe jener unheilvollen That⸗ 
achen, welche bie erfie Abweichung von dem Rechtsboben in der Sache Schleswig - 
Heifleins erzeugt hat x. 

Mag der Krieg zwiſchen Bunbesgliebern ausbredhen ober ein austwärtiger 
Feind tee Bundeegedie angreifen, kein deutſcher Staat darf ſich vom Kampfe 
ſernhalten. für das Recht nicht mitkämpfen will, begünſtigt das Unrecht und 
derletzt die heiligſten Pflichten gegen den Bund und das Vaterland. Unter dem 
anzuverläffigen Deckmantel der Neutralität können ſolche Staaten Schuß ſuchen, 
tie, an ihrer Lebensfähigkeit verzweifelnd, ſich darein ergeben, das Recht zum 
Rirfprechen beim Friedensſchluſſe zu vericherzen. Bayern im Bewußtſein bes 
Bertbes feiner Selöfterhaltung, ift entichloffen zur That. Unter ber Führung 
Er. Königlihen Majeftät wirb es getreu dem Gebote der Pflicht und ber Ehre 
zuf der Seite des Rechtes ſtehen, bereit, loyale Bundesbeſchlüſſe mitzuvollziehen 
zt unter allen Umftänden ben heiligen Boden des Vaterlandes, bie Rechte ber 
tentihen Ration, die eigene Selbftftäntigfeit und jene pflichttreuer Bunbesgenoffen 
winubaft zu firmen.” 


14. Zuni. Abſchluß einer Militär-Gonvention zwiſchen Oeſter⸗ 
reich und Bayern. 


1. Die Königlich Bayerifhe Armee in ber Stärke von 40,000 bis 50,000 
Mann bleibt fortwährend ſelbſtſtändig unter ihrem eigenen Oberbefehlshaber, dem 
Feſdmarſchall Bringen Karl von Bayern, Kgl. Hoheit. 2. Unter dem bayerifchen 
Lserbefeblshaber flehen auch die Eontingente des Königreiche Württemberg, ber 
Ereßberzogihümer Baden und Heffen und bes Herzogthums Naſſau in Gemäß- 
beit der von ben Regierungen dieſer Staaten mit ber bayerilchen Regierung ge- 
treffenen Bereinbarungen. 3. Der bayerifche Oberbefehlshaber wird bie Operationen 
der unter ibm ftehenben vereinigten Armeen nad einem gemeinfchaftlichen und 
einbeitlichen Operationsplan, ſowie nach den hierauf gegründeten Directiven an⸗ 
erdnen unb Seiten, welche ihm hiefür von bem k. k. öfterreichiichen Ober - Commando 
witgetheilt werben. Bei ber Feftftellung dieſes Operations » Planes wird in gleicher 
Bene baranf Rüdficht zu nehmen fein, baß bie Operationen ſtets im Einklange 
mt ten Landesintereſſen der Staaten ber vereinigten Armeen bleiben und daß 
&erie auf Dedung der eigenen Gebiete ihrer Kriegsherren Rüdficht genommen 
werte, als anf Erreichung der Hauptzwede bes Krieges durch möglichfte Bereini- 
mg ber Streitkräfte 4. Um bie gegenfeitigen Beziehungen noch zu vermehren 
ine den Vollzug der Operationen zu erleichtern, wird ein öſterreichiſcher General 
‚ter Oberſt Das bayeriſche Hauptquartier ſtets begleiten, ſowie zu bemjelben Zwecke 
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ein bayerifher General oder Oberft dem öſterreichiſchen Hauptquartier beigegeben 
5. Die Löniglich bayerifhe Armee wird bis zum 15. Juni L. 3. in Kranfen un 
in ber Nähe von Eifenbahnen eine Aufftellung genommen haben, von welde 
aus es ihr möglich wird, je nach ben Berhältniffen ihre Bewegungen bem verab 
redeten Kriegsplane entſprechend einzurichten. 6. Da bie militäriichen Operationeı 
auf Grund des Bundesrechts ftattfinden, wirb auch ber Friedensſchluß in bunbes 

mäßer Weije erfolgen, und die k. k. öfterreidhiiche Regierung verpflichtet fich ins 
Kefonbere, feine einjeitigen Friedensverhandlungen mit Preußen zu führen viel 
mehr ſolche Verhandlungen nur unter Theilnahme eines Bevollmächtigten be 
önigfich bayeriſchen Regierung einzuleiten und im Einverflänbnifle mit biejer ab 
zufchließen. 7. Für den Kal, baf bie nicht vorherzufehenden Wechſelfälle dei 
Krieges es unvermeidlich machen follten, baß bei dem Friedensfchluffe Territorial 
veränberungen in Frage kämen, verpflichtet fich die k. 8. öfterreichifche Regierung 
ans allen Kräften babin zu wirken, daß Bayern von Berluften bewahrt werte 
jedenfalls aber mit folgen nur im gleihen Berbältniffe zu allen verbünbete 
Staaten belaftet und für etwaige Abtretungen bemgemäß entfchäbigt werbe.“ 


— 





Bur Stellung Hannovers. 


Ende März. Vorbereitende militärtjhe Anordnungen in Hannorer. 
Nichtentlaffung der Rejerven. 
1. April. Depeihe Bismarcks an den Gefandten in Hannovei 
Prinzen Yjenburg: 
„Die Anordnungen ftehen in Widerjprud mit der Haltung, meld 
die bannoverfhe Regierung bisher eingenommen und verrathen ei 
Tendenz, welche geeignet ıft, uns über die Abſichten derfelben ernſt 
A und Bedenken zu erregen. Die Nüftungen baben nur eine 
wed, wenn fie ein event. Eintreten Hannovers in die Action vorbereite 
follen. Welche Bürgfchaft haben wir, daß dies nich in einem uns feind 
lichen Sinne geſchehen werde? Eine bewaffnete Neutralität Hannover 
ft mit Nüdfiht auf die geographifche Tage des Königreich im Ben 
bältniß zu den verfchiedenen Theilen der Monarchie eine Unmöglichkeit. 
Der preußiiche Gejandte murbe angemiefen, biefe Erwägungen deu 
Grafen Platen in freundfchaftlichfter Weife mit dem Hinweis ausza 
ſprechen, „daß der bedrohlichen Haltung Defterreichd gegenüber, die Si 
pet der Monardie für das preußifche Kabinet die alleinige und gebieterif 
Aficht bilde. Ein erhöhter Stand der hannoverfchen Armee, nach 
für Preußen Die Ausficht auf eine Verwendung derfelben zu feinen Gun 
abgeiehnitten fei, würde für den Grafen von Bismard die Beranlafl 
bilden, die Ausdehnung der bisher in Preußen angeordneten Sicherhei 
maßregeln auch auf das Weftfälifche Armee- Corps bei Sr. Majeflät 
Könige anzuregen.“ 


5. Mai. Einberufung der Beurlaubten in Hannover. 


9. Mai. Depeihe Bismarcks an Graf Yſenburg: 


„Mein geftriges Telegramm hat Em. ꝛc. ſchon den von Sr. Mai 
bem Könige gefaßten Beſchluß der Mobilmahung des VII. (Weftfäll 
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Armee⸗Corps) angekündigt und Ihnen zugleich mitgetheilt, daß das Motiv 
dazu in der Feindſeligkeit Hannovers liegt, welche die neuefte Maßregel 
durhbliden läßt, und weldhe uns nöthigt, auf unfere Sicherheit auch an 
einer Seite Bedacht zu nehmen, von welder wir bisher hoffen durften, 
uns nicht für bedroht erachten zu müſſen. 

Durch dieſe neuefte Haltung Hannovers Hat fih die Situation 
weientlich verändert. 

Bir hatten, wie Em. zc. bekannt ift, die Abficht, und mit Hannover 
über die ar re ber. Neutralität zu verftändigen. Es würde fi) 
daran die Ausficht auf eine befriebigenbe Geſtaltung der Berhältniffe 
wiſchen uns und Hannover für alle Eventualitäten, welche die Zukunft 

ingen konnte, gelnüpft haben. Aber e8 mar dabei vorausgefegt — wie 
ich auch dies Em. x. ſchon früher ausgeſprochen — daß dieſe Neutralität 
fine bewaffnete jei, und daß die Haltung Hannovers uns die Birgfchaft 
ff geben würde, daß wir Hannover nicht unter unfern Gegnern ſehen 
unten, 

Die friedliche Neutralität konnte uns genügen; die bewaffnete Neu⸗ 
tralität ift, bei der geographiichen Page Hannovers, fir ung eine Be 
Drohung, gegen die wir und in Berfaffiing fegen müſſen. 

Wir Teben eine Anzahl deuticher Regierungen, welche font gewohnt 

iind, faum ihren Bundespflichten in militärischer Vereitichaft zu genligen, 
jobald es fi um die Möglichkeit einer Altion gegen Preußen handelt, 
ihre Armee verftärken und —* zur aktiven Theilnahme am Kriege rüſten, 
während fie zugleich noch immer daran feithalten, daß der Art. XI. ber 
Dundess Alte eine hinreichende Schugwehr gegen den Krieg darbiete. 
Sachſen bat fogar mitten in feinen Nüftungen, gegen welche wir jelber 
una defenfiv zu verhalten erklärten, eine Intervention des Bundes ange« 
rufen. Alle diefe Kriegsvorbereitungen gefchahen im Anfchluß an die 
öfterreichifchen Aüftungen, und find gemilfermaßen die Ausführung der 
bon Defterreich in der Depefche vom 16. März, welche angeblich zuerft 
feinen Anklang gefunden, beantragten Maßregeln. Wir würden daher 
viel eher in der Lage fein, beruhigende Erklärungen am Bunde zu ver 
langen, als zu geben; aber wir müffen leider, wenn die in diefen über- 
enflimmenden Rüftungen fi unverholen kundgebende feindjelige Tendenz 
dad Uebergewicht erhält, zu der Ueberzeugung gelangen, daß der Bund 
feinen Schuß, fondern nur Gefahren für Breußen bietet. 
Entſcheidend für die Frage, ob unfer Verhältniß zum Bunde wirklich 
dieſen Charakter annimmt, ift die Stellung Hannovers. Wir können die 
Rüfungen der übrigen deutſchen Staaten, felbft die des benachbarten 
Sachſens, ertragen und eine, wenn auch vorfichtige und unfere Sicherheit 
m Auge behaltende, doch abmwartende Stellung dazu einnehmen, weil aud) 
Sachſen noch außerhalb unferer nächften militärifchen Linie liegt. Anders 
iſt es mit Hannover. Es ift unnöthig, ein Wort weiter darüber 
ju verlieren, wie fich die Situation in militärifcher Hinſicht 
gefaltet, wenn wir Hannover unter die Zahl unferer Gegner 
tehnen müſſen. 

Ih will nur auf die politifchen Folgen diefer Situation hinweiſen. 

Em. :c. kennen die Gefinnungen Sr. Majeftät des Königs zu gut, 
als daß ich Em. ıc. nochmals zu verfichern brauchte, daß Allerbs ſt⸗ 
derſelbe niemals die Abſicht gehabt hat, die Souverainetät 
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der deutſchen Fürſten anzutaften oder zu gefährden. Auch ke 
der gegenwärtig beabfichtigten Reform der Bundesverfafiung war Se. Ma 
jeftät von denfelben Ruckſichten geleitet, und die vertrauliche Aeußerung 
über unſere Zwede und Ziele bei derfelben, melche wir unjern Yunded- 
enofien ſchon im Voraus zulommen zu laſſen feinen Anftand genommen 
aben würden, hatte fie überzeugen müflen, mie geneigt wir waren, die 
orſchläge zu einer Reform auf das bejcheidenfte Maß zu beſchränken, 
welches das Bebürfniß der allgemeinen deutfchen Intereſſen, in der 
Wehrhaftigkeit nah außen und der Entwidelung der Wohlfahrt nad 
innen, zu einer gebieterifchen Nothwendigkeit machten. 

Wenn wir aber jeßt auch bei denjenigen Regierungen, melde die 
Natur der Dinge und das Verhältnig der —— — age zu unſeren 
natürlichen Bundesgenoffen, eben jo ſehr in ihrem eigenen wie ın unferem 
Intereſſe, machen —* einer feindſeligen Tendenz begegnen, die unſere 
eigene Sicherheit gefährdet, fo kann es nicht ausbleiben, daß wir jede 
andere Rüdjiht dem Bedürfnig der Selbfterhaltung unter: 
ordnen. Se. Majeftät der König darf und wird alddann keinen 
“anderen Dewes rund anertennen, als die Pflichten gegen fein 

Land; und fel n die Rüdfiht auf einen ihm fo nabe ftehenden 
Monarden, wie der König von Hannover, wird dagegen 
urüdtreten. Es bätte in der Hand der hannoverfchen Regierung ger 
egen, durch einen entichiedenen Anſchluß an uns oder wenigſtens durd 
eine wirkliche und loyale Neutralität und die Möglichkeit zu geben, feine 
Intereſſen mit den unfrigen zu vereinigen. Wenn fie ftatt deſſen vorzieht, 
durch ihre Paltung den legten uud enticheidenden Drud auf uns and: 
wüben, und uns dadurch zu zwingen, nur noch unfere Sicherheit zu 

atbe zu ziehen und auch auf dem Gebiete deutſcher Reformbeſtrebungen 
jede Rückſicht auf bisher gemeinfame Prinzipien fallen zu laſſen, fo 
müfjen wir ihr die ganze Berantwortlichleit für die unaus- 
bleiblihen Folgen zufhreiben. Der König Georg wird ſich jagen 
müflen, daß es gerade die unerwarteten Entjchliegungen Hannovers fein 
werben, welche die deutiche Reformbewegung aus den befcheidenen Bahnen 
werfen, die fie nad den Intentionen des Königs, u.a. H., innehalten 
foltte, und die fie verlaflen muß, wenn Breußen fich ihrer als Ber 
theidigungswaffe gegen drohende Vergewaltigung durch feine Bundesge⸗ 
nofien zu bedienen gezwungen wird. Ich muß es im Intereſſe unferer 
gegenfeitigen Beziehungen beflagen, daß die Haltung Hannovers und 
nöthigt bat, gegen unſere urſprüngliche Abficht die ganze Armee mobi 
zu machen; je ernfter aber die Complicationen werden, umſoweniger wird 
es noch iu unferer Macht liegen, die weiteren Folgen zu verhindern. 

Ich babe Em. :c. ergebenft zu erſuchen, Sich im Sinne bdirer 
Depeihe mit aller Entfchiedenheit gegen den Grafen von Platen und, 
wenn Ihnen die Gelegenheit geboten werden jollte, auch gegen Se. Majeflät 
den König von Hannover außzufprechen, und über die Alternative, zwiſchen 
denen die hannoverſche Regierung vielleicht jet noch im letten Augenblid 
zu wählen hat, feine Zweifel zu lafien. 

. x. wollen dabei die Zurücknahme der angeordneten Räftungen 
ausdrüdlich verlangen, und an den Herrn Minifter die Anfrage richten, 
ob die Königlich hanndverſche Regierung bereit fei, mit und einen Ber: 
trag über Bewahrung der Neutralität abzufchliegen? | 
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Wemnn wir für diefes billige nnd duch die Natur der Verhältniſſe 
gebotene Anerbieten einer Weigerung begegnen, fo müſſen wir dadurch 
diejenige Stellung, welche wir bisher unjern Genofjen im Bunde gegenüber 

baben, als fernerbin unhaltbar geworden anfehen. Wir können 
dann in dem Bundesverbältnig nicht mehr die Erfüllung feines erften und 
agenllichen Zwedes, nämlich des Schutzes für die Sicherheit der Bundes⸗ 
fasten, fondern nur eine Bedrohung und Gefährdung der letzteren er 
fennen; es fallen dann felbftverftändfih mit den Zwecken des Bundes 
fir ung auch alle daraus hervorgehende Verpflichtungen meg, und wir 
werden unfjere Stellung nur 0% als europäifche Macht nehmen und 
unfere Action darnach abmefjen dürfen.“ 


Berhandlungen über einen Neutralitätövertrag 
zwilchen Preußen und Hannover. 


14. Mai. Depefche des Minifterd Grafen von Platen an den 
Gefandten in Berlin. 


„Dur die Güte bes Prinzen Nienburg ift mir mündlich eine Mittheilung 
gemacht worben, welche bie Haltung Hannovers in bem gegenwärtigen Streite 
Deerreihs und Preußens und bie Stellung betrifft, die Preußen bieferhatb 
nehmen werbe. 

Die Königlihe Regierung hat bis jettt dem Gedanken nicht Raum gegeben, 
daß zwiſchen Defterreih und Preußen, in welchen fie bie weſentlichſten Stützen 
deuticher Wohlfahrt und beutichen Friedens erkannt bat, in Wirklichkeit ein Krieg 
ausbrechen fönne. Sie hat der Weisheit und ber Mäßigung ber Beberricher jener 
Weiche zuverfichtlich vertraut, daß fie einen frieblihen Weg finden wilden, auf 
welchem aus ben augenblidiih vorwaltenden Bericnifen berauszutreten jei. 
Sie hat daher, weil fie den Eintritt eines Krieges für nahezu unmöglich erachtete, 
ihrerfeits auch noch keine Maßregeln getroffen, welche auf den Fall eines Krieges 
Berechnet wären. 

Wird ihr aber jeht bie Frage geftellt, wie fie ſich alsdann, wenn das trau» 
tige Schickſal eines Krieges zwifchen Defterreich und Preußen gegen alle ihre Er- 
wartung boch einträte, verhalten wolle, jo kann fie barauf nur die Antwort er- 
tbeilen, daß fie für biefen Fall, wo bie Grunbjäke bes beutichen Bundesrechts 
ihre thatjächliche Geltung nicht mehr finden würben, neutral bleiben will, ba 
Neutralität in einem folchen Falle den Berhältniffen und Intereffen des Lanbes 
am beiten euffpricht, während fie anbrerjeits hofft, daß ihre Neutralität firen 
geahtet wird. Sie ift daher gern bereit, Über die Bewahrung ber Neutralität 
mit der Königlich preußifchen Regierung fofort in die angebotenen Unterhand- 
fangen zu treten. 

Ew. x. wollten dem Grafen Bismard diefe Depefche vorlefen und ihm Ab⸗ 
ſchrift hinterlaffen, Falls er es wünſcht.“ 


20. Mai. Depeche Bismardd an Prinz Yfenburg. 


„Auf die in dem gefälligen Berichte Em. ıc. vom 18. d. M. dars 
gelegten, die Wünfche de Grafen Platen in Betreff des Neutralitäts- 
Bertrages enthaltenen vier Punkte beeile ich mich, Folgendes zu erwidern. 

1. Wir find damit einverftanden, daß der fraglihe Vertrag übers 
haupt nur für den Fall abgeichloffen werde, daß e8 zum inneren Kriege in 
Deutihland und damit zum Berfalle des Bundes komme; mir theilen die 
angegebene Auffaffung, daß das Aufhören des Bundes mit dem Ausbruch 
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des Krieges zufammenfalle Es ift aber nothmwendig, daß dieſe Auffaflung 
in dem Bertrage un weibeutig außgefprochen ſei, und die Fafſſung nuht 
eine Auslegung aulafte, al8 ob der Krieg und das Aufhören des Bundes 
weierlei fei, und der Bertrag erft dann in Kraft trete, wenn beide Um⸗ 
ände, die etiwa auch getrennt fein könnten, zufammenträfen. Eine Ber 
Haufulirung, durch melche auch bei außbrechendem Kriege Hannover ſich 
noch binter das Bundes» Berhältnig als eriftirended zurüdziehen könnte, 
würden mir nicht annehmen können. 

2. Daß Hannover bis zum ausbrechenden Kriege den Bundesftand- 
punft wahre, finden wir natürlih. Wir können aber uns gegenüber den 

undesftandpunft nicht gewahrt finden, wenn es einem, durd eine 
uns feindliche Majorität gegen uns oder ohne unjere Zuflimmung gefaßten 
angebliden Bundesbefhluß auf Mobilmahung aud feinerjeitd Aus: 
führung gäbe. Ein ſolcher ohne ung gefaßter Beſchluß kann nur gegen und 
gerichtet fein; wir würden denfelben als den Anfang des Krieges 
er mobilifirenden Bundesglieder gegen uns anjeben und be: 
handeln, und e8 würde damit der Bund felbft gelöfet fein. Wir würden 
einen ſolchen Beſchluß der Mobilmahung der Bundesitreitfräfte gegen ein 
Bundesglied, welches jeinerjeit3 den Bundesfrieden nicht gebrochen bat. nicht 
als einen Bundesbeſchluß anerkennen können. Wir halten daher aud) feine 
Bundesregierung bundesrechtlich für verpflichtet oder berechtigt, demjelben 
Folge zu leiften, und den Anſchluß an denjelben mit der Neutralität nicht 
für verträglich. Die Gefahr würde für uns eine viel größere fein, weun 
Hannover in Folge eines folchen Beichluffes, alfo im Zujammenhang mit 
den Streitkräften der übrigen YBundesglieder, gegen uns rüftete, als bei 
bei feiner ifolirten Rüftung; und wir merden daher, falls ein folder X: 
ſchluß gegen uns und unjer Botum er ebt, genöthigt jein, feine Ausführung 
faftifd mit allen uns zu Gebote Rebenden Mitteln, ſoweit 
unfere Kräfte reichen, zu verhindern und damit wäre der Kriegs» 
fall eingetreten. Gewiß wird Graf Platen zugeben, daß der Verſuch, 
die Bundesinftitutionen zur Organifirung friegerifchen Ueberfalles eines 
Bundesgliedes zu mißbrauchen, jederzeit augerbal des Bundesrechtes ſtehen 
würde. Letzteres kennt die Anwendung von Gewalt gegen Bundesglieder nur 
im Wege der Erecution; zu einer folchen Liegt Preußen gegenüber kein Motiv 
vor. Die Rüftung zu dem durch) das Bundesrecht felbft verbotenen Kriege 
gegen ein Bundedglied märe die Vorbereitung einer bundesbrücdigen Ge 
mwaltthat und könnte daher bundesrehhtlich nicht befchloffen werben. 

3 Daß die einmal angeordnete verfrühte Ererzierzeit ruhig ausge 
halten werde, find wir bereit, zuzugeben. Wie lange läuft fie? 

4. Daß mir endlich der Eouverainetät Seiner Majeftät des Königs 
von Hannover nicht de nahe zu treten beabfichtigen, haben wir ſchon er- 
Märt, und uns auch bereit gezeigt, darüber ein vertraggmäßiges Abkommen 
mit Hannover zu treffen. 

Em. x. wollen gefälligft dem Grafen Platen wiederholt die Bereit: 
willigfeit ausfprechen, jobald Hannover für die Zulunft eine Sider- 
ſtellung wünſcht, welde das jegige Bundesverhältniß im Falle feine 
Löfung zu überdauern beftimmt wäre, ſchon jegt über eine Convention, 


welde die Unabhängigleit des Königreich Hannover in einem 
neuen Bunbdesverhältnig gewährleijtet, in Berbandlung zu 


treten. 
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Ew.:c. erfuche ich, dem Herrn Grafen von Platen diefe Rüdäußerung auf 
jene Forderungen vorzulegen und mir das Ergebniß möglichft fchleunig 
mitzutbeilen, worauf ich Ihnen die Vollmacht fofort zufenden werde. Eine 
Beihleunigung des Abfchluffes müſſen wir dringend wünſchen, da von 
dem Ausfall unferer Verhandlungen mit Hannover unfere Stellung zu 
anderweiten Berhandlungen abhängt, in denen wir gedrängt werden, uns 
zu enticheiden.“ 


(In einem zweiten Erlaß von demfelben Tage erhielt 
der Geſandte vom preußiichen Kabinet den Auftrag, die 
hannoverſche Regierung dringend zu warmen, nicht auf die 
Niederlage Preußend zu jpefuliren, indem Hannover in 
diefem Falle doch leicht zu Kompenjationen benupt werden 
fönnte. Der Ausbruch eined Krieged, welches auch der 
Audgang deifelben fein möge, würde ſchließlich in nach— 
theiliger Weife auf diejenigen Hleineren Staaten, welche zu 
den Gegnern Preußend gehörten, zurückwirken.) 

20.—26. Mai. Million des öfterreihiichen Generals Prinz zu 
Solmd-Braunfels in Hannover. Anerbieten Defterreiche 
in Bezug auf Garantie ded Beſtandes und eventueller Ver- 
größerung Hannovers. 


23. Mai. Depeihe Bismarcks an Prinz Venburg. 


„Nachdem mir in Folge der Em. ıc. befannten Depeche des Königlich 
hannoverſchen Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten an den Herrn 
von Stodhaufen vom 14. d. M. mit Sicherheit hatten erwarten dürfen, 
daB die Königlich hannoverfhe Regierung ungefäumt in Verhandlungen 
über einen Neutralitäts-DBertrag eintreten würde, muß ich, und zwar, 
wie Em. ac. leicht begreifen werden, nicht ohne DBefremden aus Ihren 
Berihten vom 21. d. M. entnehmen, daß neue Zögerungen und Bes 
denken fih dem Abjchluß, ja der Eröffnung von Verhandlungen entgegen- 
geftellt haben. Die Einwirkungen, welchen diefe Wendung augufähreiben 
if, find für ung unverkennbar; denn von Pflichten gegen den Bund kann 
ht mehr die Rede fein, wenn der Fall eintritt, für welchen die Neus 
tralität von uns gefordert wird, nämlich, daß durch einen Krieg der 
Dundesglieder unter einander der Bund aufgelöft werde. Einem angeblichen 
Sundesbeichluß auf Mobilmahung gegen Bundesglieder zu gehorchen, 
lann für kein Bundesglied eine Verpflichtung fein; die Bundesverfaffung 
kennt gegen Mitglieder des Bundes nur das in allen Formen geregelte 
Erecutionsverfahren. 

Der bannoverfhe Herr Minifter at Em. :c. noch feine beftimmte 
Erllärung über die Abfichten feiner egierung gegeben. Wir haben 
keineswegs die Abfiht, auf den Abſchluß des Bertrages zu 
drängen; möge die Königlich hannoverſche Regierung felber 
erwägen und fich entfheiden, was fie am Zuträglichſten für 
Ihre Sntereffen hält. Wir wünſchen nur fiher zu milfen, 
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welder Art unfere Beziehungen zu Hannover find und in 
Bulunft fein werden. 


Em. zc. erfuche ich daher ergebenft, an den Königlich hannoverſchen 

rrn Miniſter mündlich und amtlich, und wenn Ihnen hierauf keine be» 

immte und entfcheidende Antwort gegeben wird, ſchriftlich in einer Note 

die einfache Frage zu ftellen, ob Hannover noch gefonnen fei, einen Ber- 

trag der Art, wie er bisher ind Auge gefaßt worden, mit und zu 
ſchließen? 

Fällt die Antwort bejahend aus, jo erwarten wir ohne weitere 
Zögerung den Abſchluß über den fehr einfachen Inhalt. Fällt fie ver 
neinend auß, fo find wir natürlich aller bisher in Kir auf die Zukunft 
gegebenen Zufagen entbunden und behalten uns die Yreiheit der 

ntfhließung nah den Umftänden vor. Em. ⁊c. wollen dies im 
Galle einer verneinenden Antwort dem Herrn Grafen von Platen aus 


ſprechen. 
Einem Berichte über das Ergebniß Ihrer Aufrage ſehe ich ergebenſt 
entgegen.“ 


24. Mat. Bericht des Prinzen Yſenburg an Graf Bismard. 


„Im Anſchluſſe an meinen vertrauliden Bericht vom 21. d. M. beehre 
ih mid Ew. Excellenz gehorfamft zu melben, daß endlich gefteru unter bes Königes 
Georg Borfite Eonfeil in Herrenhaufen Statt gefunden, wortn zunächſt bie mehr 
beregten Grundzüge zum betreffenden Neutralitäts-Vertrage hatten zur Diekuffion 
ftehen follen. Es hat nunmehr auf al’ meine, in Gemäßheit Ew. Ereelleny 
boden Erfaffe vom 17. und vom 20. d. M. dem Grafen Platen feiner Zeit ge- 
machten vertraulichen Mittheilungen, der genannte bannoverfche Minifter mir 
eben nur mitgetheilt: „baß, mit Bezug bierauf wie mit Bezug auf ben m 
ber fetten Bundestags⸗Sitzung geftellten Antrag und beffen * en, er in Ge⸗ 
mäßheit des am geſtrigen Tage gefaßten —2 des hiefigen Gejammt- 
Minifterii mir vorläufig nichts Anderes zu erwiedern vermöge, als baf 
die Königlich haunoverſche Resterung feſt entihloffen fei, ihren 
Bunbespflicten treu zu bleiben und allen Bundesbeſchlüſſen, 
welche innerbalb der Kompetenz bes Bundes von der Bundesver- 
fammlung getroffen würben, Folge zu geben.“ 

Als ich hierauf dem Grafen Platen bemerkte, baß biefe feine Erwieberung 
ja wobl auch zugleid ben Hinweis abgeben zu follen fcheine, baß bie hannoverſche 
Regierung, und zwar ganz entgegen bem Wortlaute ihrer an Heren von Stod- 
haufen gerichteten Depeige vom 14. d. M. nunmehr ibrerfeits vorläufig bavon ab⸗ 
feben wolle, über bie Bewahrung der Neutralität mit ber Königlich preußiicen 
—— in Unterhandlung zu treten; und als ich ferner, und zwar in Ge 
mäßheit Ew. Ercellenz hoben Erlaſſes vom geflrigen Tage, nun ben Grafen 
Platen geradezu fragte, „ob Hannover benn überhaupt noch geſonnen fei, einen 
Bertrag der Art, wie er bisher ins Auge gefaßt worben, mit Preußen zu ſchließen 
fo erwiederte er mir, „baß in Bezug auf bie Verhandlungen über den Nentrali- 
täts- Vertrag bie biefige Regierung erft den Verlauf der in ber legten 
Bundestags-GSitung geftellten Anträge, und auch ben Verlauf, melder 
bie in felbiger Sitzung eingebrachte Erflärung über bie beregten Neutrafitätt » 
Berhanblungen nehmen werbe, abwarten zu müffen glaube,“ und baf er mir je 
mit für den Augenblid noch keinerlei beſtimmtere Antwort, auch wenn 
ich dieſerhalb eine Note an ihn richten wollte, zu geben. vermöchte.“ 
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Meldungen aud Hannover berichten, daß dort verleum- 
derilche Gerüchte über die Politik Preußens verbreitet werben. 
Dafielbe babe einen geheimen Vertrag mit Frankreich ab- 
geichloffen, wonady eventuell das linke Rheinufer an dieſen 
Staat überlaffen und Preußen mit Hannover und Sachſen 
entihädigt werden jollte. 


28. Mai. Eine Depeihe Bismardd an Graf Yſenburg erklärt: 


„Bon welcher Seite ale Behauptung auch aufgeftellt werden mag, 
fo ſtehe ich nicht an, fie einfach als eine Büge zu bezeichnen. ch bitte 
Ew. ıc. dies auf das Beftimmtefte außzufprechen, wo Ihnen irgend Ge⸗ 
legenheit dazu geboten wird. Nichts Liegt den Gedanken und Intentionen 
Er. Majeftät des Königs ferner, als ein folder Abſchluß zum Nachtheile 
Deutſchlands. Wir waren bereit, Hannovers Selbftftändigleit 
für alle Eventualität ficher zu ftellen, und Hannover hat e8 
gleihzeitig in der Hand, den Bruch mit Preußen zu erzwingen. 
Bir müſſen annehmen, daß Hannover dazu entjchloffen ift, 
daß die und durch den Baron von Stodhaufen gemachten amtlichen Er- 
Mörungen zurüdgezogen find und daß Hannover im Bertrauen auf den 
Sieg der öfterreichiichen Waffen bereit ift, die Zahl unferer Gegner zu 
vermehren. Wir können darin nicht? ändern und müſſſen die Chancen 
dieſes Wechſels in der Politit Hannoverd annehmen. Sie wollen ſich in 
diefem Sinne der dortigen Regierung gegenüber außfprechen.“ 


— — — — — 


Die thatſächliche Entſcheidung in Schleswig-Holſtein. 
Aus der „Provinzial⸗Correspondenz.“ 


Raſcher als es irgend erwartet werden konnte, find bie Dinge in Holſtein 
einer Entſcheidung entgegengeführt worden. 

Die preußiſche Regierung ertheilte dem Gouverneur von Schleswig, Ge⸗ 
neral von Manteuffel, die erforderlichen Befehle, um bie von Defterreich verletzten 
Soiberainetätöredpte bed Königs von Preußen in Holftein wieder zur Geltung 
ju bringen. 

Am Abende bes 6. Juni erhielt ber Üfterreichifche Statthalter von Holftein, 
General v. Gablenz, von dem General v. Manteuffel ein Schreiben, in welchem 
diefer ihm eröffnete, daß nach ber Unficht der Preußiſchen Regierung durch bie 
kerreichifche Erklärung ber Bruch ber Gafteiner Convention erfolgt fei; in Folge 
dabvon träten nun bie vor ber Gafteiner Convention gültigen Zuftände wieber in 
Kaft. Er, der Gouverneur, werbe auf ben Befehl feiner Kegierung am folgenden 
Tage mit feinen Truppen in Holftein einrliden, werbe jedoch an ſolche Orte, 
weiche von Bfterreihiihen Truppen beſetzt feien, nicht einmarfchiren, bamit ber 
durchans friebliche Charakter biefer Maßnahme nicht geftört werde; benn er habe 
auf Königlichen Befehl jeder feindlichen Begegnung nah Möglichkeit vorzubeugen. 
Er hoffe, Frhr. v. Gablenz werde ſich mit ihm leicht über bie neuen Verhäftniffe 
eixigen; wie er benn auch nad wie vor an der Hoffnung fefthalte, daß es ben 
beiderſeitigen Souverainen gelingen werbe, dem drohenden Kriege durch eine Ber- 
Hiebigung anf frieblichem Wege zuvorzulommen. 

Früh am nächſten Morgen (7. Juni) verfammelte der Gouverneur v. Man- 
wufel in Schleswig die ſämmtlichen Amtmänner bes Herzogthums um fi und 
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tbeifte ihnen ben bevorſtehenden Einmarſch in Holftein mit. Er ſprach babei bie 
Hoffnung aus, baf es in Holftein nicht zum Blutvergießen kommen werbe, wie 
bas Vertrauen, baß ber geſetzliche Sinn ber Bevölkerung Schleswigs und feiner 
Beamten fich in biefer Zeit, wo faft alles Militair aus dem Lande egogen werbe, 
glängenb bewähren und Zeugniß ablegen werde von bem wahren Berhältniß bes 
egiments unb der Bevölkerung. 

zn öffentliche Bekanntmachung in gleihem Sinne erfchien noch im Laufe 
bes Tages. 

n bemjelten Morgen überfhritt eine Preußiſche Truppen-Abtbheilung unter 
General v. lies die Eider und rüdte in Holflein vor. Auch ber Gouverneur 
v. Manteuffel traf mit feinem Stabe noch Bormittags in Rendsburg ein uud 
nabm bier einftmeilen fein Hauptquartier. 

Auch die öfterreihifhen Truppen waren aller Orten von früheſtem Morgen 
an in Bewegung: fie verließen ihre Standquartiere und zogen fich in fülicer 
Richtung zurück. Bon Seiten bes Statthalters v. Gablenz erichien eine öffent 
liche Belanntmadhung, in welcher es hieß: 

„Nachdem mir vom Preußiſchen Gouvernement für Schleswig bie Mitthei- 
lung gemacht worden, daß Preußiſche Truppen heute in Holftein einrüden, To 
babe ich weitere Entfchließungen meinem hohen Kabinette vorbehalten, hiergegen 
Proteft erhoben unb fühle mich veranlaßt, ben Sit ber Stattbalterjchaft und ber 
Lanbes - Regierung bis auf Weiteres nah Altona zu verlegen.“ 

Um die Mittagszeit verließ der Statthalter mit feinem Stabe unb ben 
Mitgliedern der Landesregierung Kiel, um fi) nach Altona zu begeben. 

Der Erbprinz Friedrich von Yuguftenburg hatte fhon am Morgen in 
böchfter Eile Kiel verlaffen. Nur wenige Perfonen gaben ihm das Geleite. Die 
öfterreihilhen Truppen (Brigade Kalik) fammelten fih in und um Witona, die 
Preußiſchen rückten in weiteren Abtbeilungen vor und bezogen überall friedlich 
die ©arnifonen. 

Der Gouverneur v. Manteuffel ließ darauf an ben Statthalter v. Gablen; 
bie Aufforderung ergeben, Namens ihrer beiberjeitigen Souveraine eine gemein 
fame Regierung für Schleswig - Holftein einzufegen, bie einfeitige Berufung ter 
holſteinſchen Stände aber zurüdzunehmen. Beide Forderungen wurben abgelehnt. 
In Folge deffen erließ Freiherr v. Manteuffel am Sonntage 10. bie nachſtehende 
öffentlihe Belanntmadhung: 

„Einwohner des Herzogthbums Holftein! Die Kaiferlih Königlich öfterre- 
chiſche Regierung bat fih durch bie in ber beutihen Bunbesverfammlung am 
1.d. abgegeben Erklärung thatſächlich von dem Gafteiner Vertrage losgejagt. Die 
Seiner Majeftät dem König von Preußen nah dem Wiener Frieden zuftehenten 
Souverainetätsrehhte am Herzogthbum Holftein find durch bie einjeitig erfolgte 
Einberufung der Stände verlegt. Mit Wahrung biefer Rechte bat jeine Majettät 
ber König mich zu beauftragen gerubt. Ich habe das Herzogthum Holſtein baber 
wieder, wie vor dem Gafteiner Bertrage, mit Preußiihen Truppen beſetzt. Die 
Hoffnung, daß die Kaiferlih Königlich Üfterreichiiche Regierung auf eingelegten 
Proteft gegen bie Einberufung der Stände diefe Maßregel rüdgängig maden 
werbe, ift nicht erfüllt worben. Ich bin dadurch genöthigt, zur Wahrung ber be⸗ 
brobten Rechte Seiner Majeftät des Königs bie oberfle Regierungagewalt au 
im Herzogthum Holftein in: die Hand zu nehmen und tbue biefes hierdurch mit 
ber Aufforderung an Alle, infonberheit Behörden und Beamte, meinen Anert- 
nungen überall unweigerlich Folge zu leiften. Ich erkenne das rubige uud ie 
fonnene Berbaften, welches die Einwohner Holfteins ausnahmslos beim Ein⸗ 
marſche der Preußiſchen Truppen biejer gegenüber beobachtet haben, gern an. 
Daffelbe ift mir ein neuer Beweis, baß bie preußenfeindlide Haltung eines 
Theiles ber Preſſe und ber politiihen Vereine der wahren Stimmung der Be- 
völferung feineswegs entipricht und ich erwarte, baf auch das fernere Verhalten 
mich nirgends zu Ausnahmemaßregeln nöthigen wird. Die durch Belanntmadung 
bes Kaiferlih Königlichen Herrn Statthalter vom 15: September 1865 eingeſedie 


445 

1366. 

hofkeinfche Landesregierung in Kiel iſt anfgelöfl; bie Mitglieder derſelben find 
ihrer Thätigleit enthoben. Eine Belanntmadung Über die anderweite Einrichtung 
ver oberfien Regierungsbehörbe bleibt vorbehalten. Der Baron Carl v. Scheel- 
Pleſſen übernimmt auf allerböchften Befehl, zugleich als Oberpräfident für beibe 
Serzogtbümer, bie Leitung ſämmtlicher Geſchäfte ber Eivilverwaltung unter ber 
Autorität der höchſten Militairgewalt, und wird feinen Wohnfig in Kiel haben. 
— Einwohner des Herzogtums Holftein! Seine Majeftät ber König beabfichtigt, 
dem Grundfage ber Zuſammengehörigkeit entfprechend, eine Gefammtvertretung 
der Hergogthümer Schleswig» Holftein ins Leben zu rufen. Um ſolche auf geſetz⸗ 
lichem Wege anzubahnen, follen die Stände jedes der beiben Herzogthümer ein- 
berufen werben, und bie bazu nöthigen Einleitungen find bereits getroffen.“ 

Am Montag den 11. follte nun der Beſtimmung bed Stattbalters gemäß 
bie holſteinſche Stänbeverfammlung in Itehoe eröffnet werben. Um einen ihen 
vertragewibrigen Vorgang unter allen Umfländen zu hindern, hatte Freiherr 
v. Ranteuffel ſchon vorber bie Stabt mit Preußiſchen Truppen bejeten Iaffen, 
em Sonntag Nachmittag traf er felber in Itehoe ein. Die von ihm getroffenen 
Maßregeln erwiejen ſich als volllommen ausreihend, um jeben Verſuch eines Zu- 
fammentrittes ber Berfammlung von vornherein zu vereiteln. — — —“ 


Völlige Räumung Holfteind Seitens der Defterreider. 


Die öſterreichiſche Brigade, welche Hofftein bisher beſetzt gehalten, bat auch 
die Stellung in nnd bei Altona, auf weiche fie fich nach dem Einmarfch der Preußen 
jurüdgezogen, nicht feftgehalten. Diefelbe ſchickte ſich vielmehr alsbald an, Hofftein 
überhaupt zu verlaflen. Schon in der Nacht vom 11. zum 12. Juni rüdten die Oeſter⸗ 
iger nach Hamburg und von ba Über bie Elbe nach Harburg in Hannover. 

Der bisherige öfterreichiiche Statthalter General v. Gablenz erließ beim 
Scheiden no eine Kundmachung an bie Holfleiner. Er erklärte, baß er durch 
die Breußifhen Maßregeln zum Aufgeben feiner Stellung genöthigt fei. 

„Preußiſche Truppen, fagte er, — find im Anmarſch auf Altona. Die 
mir zu Gebote ſtehenden Streitfräfte waren nicht barauf berechnet, einem feinb- 
iihen Angriff der bisher verbünbeten deutſchen Macht Wiberftand zu leiften; ich 
kin außer Stande, mit meiner Heinen Schaar ber verübten Gewalt wirkſam ent- 
gegen zu treten und bas Recht zu fchliben. Um die Zruppen nicht nutzlos zu 
em, weiche ih, einem Allerhöchften Befehl Seiner Majeſtät des Kaifers folgend, 
der Uebermadht unb verlaffe mit ihnen das Land.“ 

Die hannoverſche Regierung bat den dfterreichiihen Truppen den Durchzug 
unter Benubung der Eiſenbahnen geftattet. 

Bon Harburg fol fi die Brigade zunächſt nach Kaffel begeben. Es wirb 
vermutbet, Daß Defterreich verfuchen wolle, biefe feine Truppen mit einer anderen 
beutichen Seeresabtheilung zu feinbfeligem Auftreten gegen Preußen in Mittel- 
bentichland zu vereinigen.“ 


9. Zuni. Erklärung Preußend in der Bundedverfammlung 
über die Anrufung des Bundes in der ſchleswig-holſteinſchen 
Angelegenheit. 


„Der Gefandte ift angewiefen, die Inſinuation der Kaiſerlich öſter⸗ 
reichiichen Regierung, ald ob Preußen die Annerion der Eibherzogthlimer 
mit Gewalt Habe durchführen wollen, wiederholt als wahrheitswidrig 
zurädaumeifen. 

r Öefandte hat in Bezug auf die Eröffnung, durch welche Oefter- 
reich die ganze ſchleswig-holſteinſche Angelegenheit den Entſchließungen des 
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Bundes anheimftellt und diefen von Seiten Defterreich8 bie bereitwilligfte 
Anerfennung angeliher! bat, die Erklärung abzugeben, daß feine Regierung 
diefen Act des Slaiferliden Hofes weder mit den zwifchen den beiden 
Mächten beitehenden Berträgen, nod mit der Gompetenz bei . 
Bundes in Einklang bringen fann. 

Die Beziehungen Preußens und Oeſterreichs zu einander im ber 
ſchleswig⸗ holſteinſchen Angelegenheit find von Anbeginn derjelben durch 
beftimmte Vereinbarungen geregelt worden. 

Als im Januar 1864 die beiden Mächte in die age kamen, bie 
Wahrung der Rechte der Herzogthümer felbftftändig in die Hand zu 
nehmen, wurde am 16. des gedachten Monats eine Convention zwilden 
denfelben geſchloſſen, weiche zunächſt in tranfitorifchen Beſtimmungen bie 
unmittelbar zu treffenden Maßregeln ordnet, zugleich aber auch den Yall 
ind Auge faßt, daß die Entwidlung der Ereignifie die beiden deutichen 
Mächte von früheren Berträgen löſen follte. In diejer Beziehung enthält 
- die Convention im 8. 5 den folgenden Maren und unzweideutigen Baflus, 
welcher die vertragsmäßige Grundlage aller fpätern Beziehungen zwiſchen 
Preußen und Oefterreich geblieben it: 

„Für den Fall, daß es zu Feindſeligkeiten in Schleswig käme und 
alfo die zwifchen den deutjchen Mächten und Dänemark beftehenden Ber 
trag8- Berhältniffe hinfällig würden, behalten die Höfe von Preußen und 
Oetterreid fi vor, die künftigen Verhältniffe der Herzogthümer nur im 
egenfeitigen Einverftändniß feitzuftellen. Zur Erzielung dieſes Einver- 
ändnifjes würden fie eintretenden Falles die ſachgemäßen weiteren Abreden 
treffen. Sie werben jedenfalls die Frage über die Erbfolge in den Herzog 
thümern nicht anders, ald im gemeinfamen Einverftändniffe entfcheiden.“ 

Entſprechend diejer von den beiden Mächten eingenomimenen Stellung 
wurden im Wiener Frieden vom 30. October defielben Jahres die Rechte 
des von ihnen anerkannten Königs Chriftian IX. an Preußen und Oefter- 
reich abgetreten und das gemeinfame erfügungsrecht beider Mächte über 
die Geraogthlimer anerkannt. 

Ein Ausflug diefes Verfügungsrechts war die in Gaftein am 14. Auguft 
v. J. abgeſchloſſene Convention, worin die Ausübung der durch jenen 
Brieden erworbenen Rechte geographiich getheilt, die Souverainetätsrechte 
aber für beide Herzogthüimer beiden Monarchen gemeinfchaftlich vorbehalten 
und dadurd dem rind, daß über diefelben nur durch gemeinjames 
Einverftändniß entichieden und verfügt werden könne, eine neue Sauction 
ertbeilt wurde. 

Diefen Vereinbarungen widerfpricht die Kaiferlich öfterreichifche Re 
ierung, indem fie, ohne vorher fich des Einverftändnijie Preußens ver- 
—* zu haben, mit der ausdrücklichen Erklärung, daß ſie auf dieſes Ein⸗ 
verftändniß verzichte, die ganze Angelegenheit zur Verfügung des deutſchen 
Bundes ftellt und fich der Enticheidung deſſelben zu unterwerfen verſpricht. 

Die Königliche Regierung ſucht vergebens nach Argumenten, durch 
welche diefer Bruch der von Anbeginn der Triegeriihen Bermidelungen 
ftipulirten und in der Gafteiner Convention feftgehaltenen vertraggmäßigen 
Berpflihtungen Defterreih gerechtfertigt werden könnte. 

Sie kann nicht annehmen, daß das Motiv hierzu in der Ucbergengurs 
der Kaijerlich öfterreichifchen Regierung von einem urfprünglichen Recht 
des beutichen Bundes zur alleinigen Entſcheidung diefer Angelegenheit 
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liege. Abgeſehen davon, daß jedes Recht des Bundes ſich doch immer 
am auf dad Bundesland Holftein beziehen und das Herzogthum Schleswig 
nicht berühren würde, fo wird die Kaiferlicde Regierung felbft nicht in 
Abrede ftellen, daß die Begründung reip. Begrenzung ber Competenz des 
Bundes noch nicht feftgeftellt worden iſt. Das Kaiſerliche Cabinet hat 
dieie Begründung in Gemeinfchaft mit Preußen in dem am 11. Februar 
1864 abgegebenen Separat-Botum gefordert und feinen eigenen Zweifeln 
md Bebenten gegen die Ausdehnung der Competenz des Bundes in einer 
der Deffentlichteit übergebenen Depeitie vom 10. Januar defjelben Jahres 
on den Katjerlichen Geſandten in München einen fo beftimmten Ausdrud 
gegeben, daß der Geſandte fich jeder meiteren Ausführung überhoben 
jan da die Sachlage feitdem keine mwejentliche Veränderung er» 
ſahren bat. 

Die Königliche Regierung nimmt keinen Anftand zu erklären, daß fie 
weit davon entfernt ift, die Angelegenheit ber Herzogthlimer, welche auch 
fe vermöge der Verbindung Holfteins mit Schleswig als eine nationale 
betrachtet, ander8 als im Sinne diefer ihrer Auffaffung löſen zu wollen. 
Cie hat e8 ſchon in einer nach Wien gerichteten Depeſche vom 7. v. Mts., 
welhe der Geſandte ebenfalld der hoben Bundesverfammlung vorzulegen 
die Ehre hat, außgefprochen, daß fie die fchleswig-holfteinfche Angelegenheit 
in Verbindung mit der Bundesreform zu behandeln bereit iſt und gerade 
in diefer Verbindung eine Erleichterung der friedlichen Löſung fieht. Sie 
ewartet auch jest nur den Augenblid, wo fie diefe Frage mit einer 
Bundesgewalt verhandeln und erledigen kann, in welcher die Mitwirkung 
der nationalen Vertretung dem Einfluſſe partitularer Intereſſen das 
Gegengewicht hält, und die Bürgfchaft gewährt, daß die von Preußen ge- 
breiten Opfer fchlieglih dem gejamnten Vaterlande und nicht der 
dynaſtiſchen Begehrlichkeit zu Gute kommen. Unter den gegenwärtigen 
Umfänden aber und bei der pofitiven Begrenzung, welcher die Competenz 
der Bundedverfammlung durch die beftehende Berfaffung unterliegt, muß 
fe Einfpruch dagegen erheben, daß über eigene, durch blutige Kämpfe 
md durch internationale Verträge erworbene Rechte ohne ihre Auftimmung 
Berfügung getroffen werde. 

Sn Betreff der von der Saiferlichen Regierung mit ihrer Erklärung 
verbundenen Anzeige, daß dem Freiherrn v. Gablenz Special» Bollmadıt: 
zur Einberufung des holfteinfhen Landtags ertheilt worden fei, 
hat der Gefandte zu bemerken, daß feine Regierung die Einberufung der 
Stände als ein Souverainetätgrecht anfiebt, welches unter den beftehenden 
Vertrags⸗Verhältniſſen und namentlih, nachdem die Beſtimmungen der 
Safteiner Uebereinkunft hinfällig geworden, von den beiden Souverainen 
gemeinihaftlich hätte ausgeibt werden müſſen.“ 





10. Juni. Bundesreform. 
Preußischer Entwurf zur Bundedreforn. 


.Art. J. Das Bundesgebiet befteht aus denjenigen Staaten, melde 
bisher dem Bunde angehört haben, mit Ausnahme der öfterreichifchen und 
utederländifchen Zandestheile. (Für diefe ift der Austritt aus dem Bunde 
\hon vor Kurzem beantragt worden.) 
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Art. II. Die geſetzgebende Gewalt des Bundes wird non dem Bımdes- 
tage in Gemeinfchaft mit einer in regelmäßigen Zeiträumen zu berufenden 
Nationals Vertretung außgelbt. Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe ift die 
Uebereinftimmung der ‘Mehrheit des Bundestages mit der Mehrheit der 
Bollsvertretung erforderlih und ausreichend. 

Art. III. Die Umgeftaltung de8 Bundestages it unter den Bundes⸗ 
regierungen und mit dem zu berufenden Parlamente zu vereinbaren. 

Art. IV. Die National» Vertretung gebt aus directen Wahlen hervor, 
welche nach den Beftimmungen des Reichswahlgeſetzes vom 12. April 1849 
vorzunehmen find. 

Art. V. Die Bundesftaaten bilden ein gemeinfames und einheitliches 
Zoll⸗ und Handelögebiet, in welchem die Errichtung von Freihäfen vor- 
behalten bletbt. 

Urt. VI. Der Geſetzgebung und Oberauffiht der Bundesgewalt 
unterliegen die nachftehenden Ungelegenbeiten: 

N Die Zoll« und andeiögefeggebung, 

2) Die Ordnung des Maß-, DMünz» und Gewicht? -Suftems, nebft 
Seftftellung der Grundfäge über die Emiffion von fundirtem und 
unfundirtem Papiergelde. 

3) Die allgemeinen Beitimmungen über das Bankweſen. 
4) Die Erindungd- Patente. 
5) Der Schuß des geiftigen Eigenthums. 

6) Die Beltimmungen über Freizügigkeit, Heimaths⸗ und Anfiede 
lung8 - Berhältntffe, den Gewerbebetrieb, die Colonifation und 
Auswanderung nach außerdeutichen Ländern. 

7) Drganifation eined gemeinfamen Schutzes des deutfchen Handels 
im Auslande, der deutjchen Schifffahrt und ihrer Flaggen zu 
See und Anordnung gemeinfamer konſulariſcher Bertretung, 
welche vom Bunde ausgeftattet wird. 

8) Das gefammte deutjche Giienbehnmeen im Intereſſe der Landes⸗ 
vertbeidigung und des allgemeinen Verkehrs. 

9) Der SciffiahrtSbetrieb auf den mehreren Staaten gemeinfamen 
MWafferftraßen, fowie die Fluß⸗ und fonftigen Wafferzölle. 

10) Das Poft- und Telegraphenweſen. 

11) Die gemeinjame Civilproceß- Ordnung und das gemeinjame 

Concurds Verfahren. 

Art. VII. Die Bundesgewalt hat das Recht, Krieg zu erflären md 
Frieden fowie Bündniffe und Verträge zu fchließen, in völlerrechtlicher 
Bertretung des Bundes Gefandte zu ernennen und zu empfangen. 

Die Kriegserllärung hat bei feindlicher Invafion des Bundesgebietes 
oder bei kriegeriſchem Ungriff auf feine Küften unter allen Umftänden zu 
erfolgen, in den Übrigen Fällen ift zur Kriegserklärung die Zuftimmung 
der Souperäne von mindeftens 2 Dritttheilen der Bevölkerung des Bunde 
gebietes erforderlich. 

Art. VIII. Die SKriegg- Marine des Bundes mit den erforderlicgen 
Hafen» und Scifffahrts- Anlagen wird nad folgenden Grundfägen er 
richtet: 

Die Kriega» Marine der Nord» und Oftfee ift eine einheitliche unter 
Preußiſchem Oberbefehl. Bei Ernennung der Officiere und Beamten con⸗ 
curriren die Küften- Staaten auf Grund befonderer Vereinbarungen. 
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Der Kieler und der Yabhde- Hafen werden Bundes » Striegshäfen. 

As Maßſtab der Beiträge zur Gründung und Erhaltung der Kriegs⸗ 
Marine und der damit zufammenhängenden Anftalten dient im Allgemeinen 
die Benölferung unter Feſtſtellung einer Mehrbelaſtung der Uferflanten 
und Hanfeftädte. 

in Bunde3- Marine » Budget wird nach diefen Grundfäßen vereinbart. 

Das Anwerben der Matrojen und Mannfchaften für die Bundes» 
Kriegs⸗Marine wird durch ein Gefe geregelt. 

Art. IX. Die Landmaht des Bundes wird in 2 Bundesheere ein- 
getheilt, die Nordarmee und die Südarmee. 

In Krieg und Frieden ift Seine Majeftät der König von Preußen 
Yundeß- Obertelbberr der Nordarmee, Seine Majeftät der König von 
Bayern Bundes Oberfeldherr der Südarmee. 

‘Jeder der beiden Bundes» Oberfeldherren hat daB Recht und die 
Piht, dafür Sorge zu tragen, daß innerhalb der von ihm befehligten 
Armee die bunbenbefchlußmäßigen Zruppen vollzählig und kriegstüchtig 
vorhanden find und daß die nothwendige Einheit in der Einrichtung, im 
Bewaffnung und Commando, in der Ausbildung der Mannſchaften, fo wie 
in den Anforderungen an die Officiere hergeftellt wird. 

Das Net, bis zur Grenze der eigenen Truppenzahl die Officiere 
zu ernennen, ftebt jeder Negierung zu; diejenigen Commando, unter 
weihen mehr als ein Contingent fteht, beſeht der Oberfeldherr. 

Der Oberfeldherr hat das Recht, in den nach ſeiner Ueberzeugung 
dringenden Fällen, die kriegsbereite Aufſtellung jedes Theiles der von ihm 
befehligten Bundesarmee innerhalb des Gebietes der letzteren, vorbehaltlich 
ſpäterer Genehmigung durch Bundesbeſchluß, anzuordnen. 

Für jedes der Bundesheere wird ein gemeinjchaftliches, mit der 
National Vertretung zu vereinbarendes Militärbudget für Feldarmee und 
Feſtungsweſen aus Beiträgen der zu den: betreffenden Heere ihre Truppen 
ftelenden Negierungen gebildet. Die Höhe der Beiträge richtet ſich nach 
der Bevölkerung der betreffenden Staaten. 

Art. X. Die Beziehungen des Bundes zu den deutfchen Landestheilen 
des öfterreichiichen Kaiferftaates werden nad erfolgter Vereinbarung fiber 
diefelben mit dem zunächſt einzuberufenden Parlamente durch bejondere 
Berträge geregelt werben. 


Preußiſche Circular-⸗Depeſche vom 10. Juni 1866 zur 
Mittheilung vorstehenden Entwurfes. 


„Unfer Antrag am Bunde vom 9. April d. J. auf Berufung 
einez Parlaments zum Zmwed der Bundesreform hat trog der Mahnung, 
welche im Ernft der Berhältniffe lag, den von uns im Intereſſe des 
Friedens dringend gemwünfchten Erfolg nicht gehabt. Der bißherige Gang 
der Berhandlungen läßt vielmehr kaum hoffen, daß im Neunerausfchuffe, 
in welchem wir den Inhalt unferer Reformvorſchläge angedeutet haben, 
der Antrag noch eine rechtzeitige Erledigung finden merde. 

Wir wenden uns daber nunmehr unmittelbar an unjere Bundes 
genofien und legen ihnen die Grundzüge zu einer neuen Bundesverfaflun 
mit der Bitte vor, fie einer forgfältigen Ermägung unterziehen und fd 
zugleich über die Frage ſchlüſſig machen zu wollen, ob fie eventuell, wenn 
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in der Zwiſchenzeit bei der drohenden Kriegsgefahr die bisherigen Buntes- 
verhältnifie ſich Löfen follten, einem auf der Baſis diefer Modificationen des 
alten Bundesvertraged neu zu errichtenden Bunde beizutreten geneigt fein 


mürden. 

Em.... erfuche ich ergebenft, der Regierung, bei welcher Sie be 
laubigt zu fein die Ehre haben, ein Eremplar der Grundzüge nebft Ab- 
chrift Didier Depefche gefälligft mittheilen zu wollen.“ 


46. Ber Untergang des deutſchen Bundes. 


11. Juni. Defterreih8 Antrag auf Mobilifirung des 
Bundesheeres. 


Der Präſidial⸗Geſandte iſt von feiner allerhöchſten Regierung beauftragt 
worden, der hohen Bundesverſammlung folgende Mittheilung zu machen: 

Der Königlich Preußiſche Oourerneur im Herzogthum Schleswig, General⸗ 
Lieutenant Freiherr von Manteuffel, bat dem Kaiferlihen Statthalter für das 
Herzogthum Holftein, Felbmarfchall- Lieutenant Freiberen von Gablenz, amtlid 
angezeigt, daß er von feiner Regierung befehligt jet, zur Wahrung ber Condo⸗ 
minatsrechte Preußens bie nicht von öfterreichiichen Truppen befegten Theile Hol- 
fteins zu befeten. 

Der Kaiferlihe Statthalter hat gegen dieſes Vorhaben Proteft erhoben und 
die ihm unterftehenden Kaiferlihen Truppen bei Altona concentrirt. 

Ungeachtet dieſer feierlichen Einfprache und ungeachtet Die Gafteiner Convention 
die Ausübung aller Souveränetätsrechte, die Verwaltung unb militärifche Befegung 
Holfteins, mit Ausnahme einiger nambaft gemachten Punkte, in bie Hände Seiner 
Majeftät des Kaifers von Oefterreich gelegt hat, haben bie Preußiichen Truppen 
bie Grenze Holfteins überjchritten und fi Über das ganze Rand verbreitet. 

Der Präfibial- Gefanbte ift beauftragt worden, ver hoben Bunbesverfamm- 
lung von dieſem Borgehen Anzeige zu erftatten. Die Kaiferliche Regierung muß 
baffelbe als einen Bruch ber Gafteiner Uebereinkunft bezeichnen, welde einen 
proviforifchen Zuftanb vertragsmäßig feftgefetst hatte, den bis zur befinitiven Ent- 
ſcheidung des Bundes über Holftein fortbauern zu laffen Defterreich bereit war. 

Freiberr von Manteuffel hat jeitvem erflärt: er ſei genöthigt, bie Regierung. 
gewalt auch in Holftein an fih zu nehmen; hierin liegt eine Berlegung des 
Wiener Friebensvertrages. 

Seine Majeſtät der Kaifer hat durch Allerbächftfeinen Gejanbten in Berlin 
am 31. März erflären laffen, daß Er Sich nicht in Widerjpruch mit ben Befim 
mungen ber Bunbesacte jetzen werde. Der PBräfidial- Gefandte hat im Allerhöchſten 
Auftrage biefelbe Erklärung im Kreife diefer hohen Verſammlung abgegeben. 

iefer Zuſicherung ift Seine Majeftät der Kaifer treu geblieben. 

Preußen aber hat zum Echute vermeintlich verletter Rechte den Weg ber 
Selbſthülfe betreten. 

Es liegt demnach ber im Artikel 19 der Wiener Schlußacte vorgelehene 
Fall vor und die Bunbesverfammlung ift berufen, der unternommenen Selbſthülfe 
Einhalt zu thun. 

Nach dieſem gemwaltthätigen Vorgehen, bei welchem Preußen umfangreiche 
Aüftungen zur Seite fieben, kann nur in Aufbietung aller übrigen verfügbaren 
militärifchen Kräfte bes Bundes eine Gewähr bes Schutzes für bie innere Eisen 
heit Deutſchlands und bie bedrohten Rechte feiner Bunbesglieder gefunden werden. 

Die Kaiferlide Regierung eradtet die ſchleunige Mobilmaduns 
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jämmtliher nicht zur Preußiſchen Armee gehörigen Armeecorps 
tes Bunbesheeres für nothwendig. 

Bedürfte dieſe Maßregel noch weiterer Begründung, fo findet fie dieſelbe 
in ber Haltung der Königlich Preußiichen Regierung gegenüber den Beichlüffen, 
melde in letzter Zeit und bei ſtets fleigenber Gefahr von ber Bunbesverfammlung 
zur Wahrung bes Bundesfriedens gefaht worden find. 

Dem aus Anlaß der Bebrohung Sachſens gefaßten VBeichluffe vom 9. Mai: 
„die Königlich Preußiſche Regierung anzugeben, daß durch geeignete Erklärung 
dem Bunde mit Rüdficht auf Art. 11 der Bunbesacte volle Beruhigung gewährt 
werde,” hat die Königlich Preußifche Regierung nicht entfprochen. 

Die Antwort Preußens auf den Beihluß vom 24. Mai kann nicht für be- 
friebigenb erlannt werben, ba e8 die in jenem Beichluffe in Ausficht genommene 
gleihzeitige Abrüftung abgelehnt hat. 

Bei beiden Anläffen bat bie Königlich Preußifche Regierung, ſich zum Richter 
über ben deutſchen Bund aufwerfend, ihr Verhältniß zu biefem Staatenbunde 
und ihre weitern Entſchließungen davon abhängig erflärt, daß derſelbe Preußens 
Forderungen erfüllen wolle und könne. 

Aus allen diefen Gründen ericheint der Kaiferlichen Regierung für vie hohe 
Bundesverfammfung bie unvermeibdliche „rothiwenbigteit beranzutreten, biejenigen 
tringfihen Maßregeln zu ergreifen, welche fie in bie Lage fegen, bie ihr obliegenden 
Berpflihtungen zu erfüllen, und beantragt daher: 

Hohe Bundesverfammlung wolle vorbehaltlich weiterer Entſchließungen den 
Beſchluß faflen: 

1) Die Mobilmadhung bes I, H., UI. VOL, VIII. IX. und X. Bundes- 
ermeecorp8 anzuorbnen und an die betreffenden höchſten und hohen Regierungen 
das Erfuchen zu ftellen, ihre Bundes «Sontingente nad) der angenommenen Kriegs- 
termation in ber Stärke bes Haupt- unb Referve- Eontingents ungeläumt auf 
den Kriegsftand zu feßen und felbe in ben innehabenden oder einzunehmenden 
Standquartieren binnen 14 Tagen derart marſch- unb fchlagfertig aufzuftellen, 
daß e8 auf ergebende Aufforderung innerhalb 24 Stunden mit allem Kriegsbebarf 
abmarjchiren könne. 

2) Diefeiben höchſten und hohen Regierungen ferner zu erfuchen, auf vie 
Bildung ber Erjag- Kontingente Bedacht zu nehmen. 

3) Diefelben höchſten und hohen Regierungen zu erfuchen, in möglichft kurzer 
Haft, jedenfalls innerhalb der nächſten 14 Tage, bei der Bunbesverfammlung ben 
Vollzug biefer Anordnung anzuzeigen. 

4) Diejelben höchſten und hohen Regierungen zu erfuchen, bie nöthigen 
Einleitungen zu treffen, bamit bie Bundesverfammlung im Sinne des $. 46 
ber Bundes - Kriegsverfaffung baldigft wegen des Oberbefehls Beſchluß faffen könne 
und weiter bie im 7., 8., 9. und 10. Abſchnitte ber Bundes» Kriegsverfaffung 
vergefehenen Ernennungen und Aufftellungen zu bewirken reſp. zu vereinbaren. 

5) Den Ausfhuß für Militär» Angelegenheiten anzumweifen, fi mit ber 
Nilitär- Commiffion wegen Durchführung dieſes Beichluffes ins Einvernehmen 
ju leben. 
der Präfibial- Gefanbte ift zugleich angewiejen, auf Abſtimmung in einer 
bafbigft anzuberaumenden Situng anzutragen. 


Neber den Antrag Defterreihd auf Mobilijirung 
des Bundesheeres. 

Bemerkungen der „Provinzial⸗Correſpondenz“ vom 13. Juni 1866. 

Das Auftreten Oeſterreichs, ſowie das vorläufige Verhalten der Bunbes- 
derſammlung ſtehen im Widerſpruch mit dem Bundesrechte: letzteres kennt ein 
Einſchreiten, wie es hier unter nichtigem Vorwande gegen Preußen verſucht werden 
ſell, überhaupt nicht. Glaubt der Bund ein Recht zur Herſtellung ber bundes⸗ 
mäßigen Orbnung in Holftein zu haben, jo Tann dies nur auf dem Wege ber 

29% 
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Bundeserecution geichehen, für welche aber ganz beftimmte Formen und Borbe- 
dingungen feftgefett find, ohne deren Beobachtung ein Erecutionsverfahren wicht 
ftattfinden kann. 

Dagegen zu einer Mobilmachung bes Bunbesheeres zu fchreiten, liegt nicht 
ber minbefte Anlaß und Grund aus dem Bunbesrecht vor, da eine Mobilmahung 
nur zum Zwecke eines Bunbesfrieges angeorbnet werben darf, ein Bundeskrieg 
gegen Mitglieder des Bundes aber ausprüdiich unterjagt if. 

Der Antrag Defterreihs ift daher von vornherein eine Berböhnung bes 
Bundesrechts. Derfelbe hätte von ber Bundesverſammlung gar nicht in Betracht 
genommen werden bürfen: er hätte vorweg und ohne jebe Berathung abgewieſen 
werben müffen. Indem bie Berfammlung ben Antrag überhaupt aufieh, betbeifigte 
fie fich bereit3 an dem Verſuch zum Bruch der Bunbesverträge. 

Vollends würde die Annahme bes öfterreihiiden Antrages nicht Bios ale 
ein Act offener Yeindfeligkeit gegen Preußen, fonbern auch als ein entichiedener 
Bundesbruch aufzufaffen und zu behandeln fein. 

Die Beichlüffe der nähften Bundestags⸗Sitzung bürften baber von ber 
höchſten, möglicherweife verhängnißvollften Bedeutung werben. Die Staaten, welde 
einen Beſchluß im Sinne Defterreihs zu faffen im Begriff ftehen, werben ſich 
die Folgen und die Verantwortung befjelben Far zu maden haben. 


12. Zuni. Abbruch der diplomatiihen Beziehungen. 
Der öfterreihifche Geſandte in Berlin Graf Karolyi an ben Grafen 
Bismard. 


„Die gewaltfame und den Berträgen zumwiberlanfende Beſetzung Holkeins 
durch bie preußifhen Truppen zwingt ben Kaifer von Defterreich, bie biplomati- 
{hen Beziehungen mit Preußen abzubredden. Der Baron von Werther bat biefen 
Morgen bie Weifung erhalten, daß feine Päfle zu feiner Verfügung find. Der 
Unterzeichnete erfucht den Grafen Bismard, ihn die feinigen zuzufenben. 

Karolyi“ 


14. Juni. Bundesbeſchluß über Defterreih8 Antrag: 
Preußens Anstritt ans dem deutjchen Bunde. 


(Berathung der Bundeöverfammlung über den Antrag 
Defterreihd auf Mobilifirung des Bundesheeres gegen 
Preußen.) 

PVorgängige Erklärung ded Preußiſchen Bunbestags-Ge 
landten: 

„Der Königlich Preußifche Gefandte muß gegen jede gefchäftlide 
Dehandlung des Antrages, als nah Form und Inhalt bumdes: 


widrig, ffimmen, und legt dagegen Namens feiner allerbödften 
Regierung hiemit ausdrüdlih Proteft ein.“ 


(Bei der Abjtimmung wurden die öfterreichifchen Anträge 
in der Hauptſache von der Mehrheit angenommen. Did: 
Mehrheit wurde gebildet dur folgende 9 Stimmen: 
Defterreih, Bayern, Sahjen, Württemberg, Hannover, 
Großherzogthum Helfen, Kurheſſen, Naffau und die 16. Kurie 
(Lichtenftein, Neuß u. |. w.) 
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Gegen Defterreich ftimmten 6 Stimmen: Sachſen⸗Weimar 
und die thüringishen Herzogthümer (außer Meiningen), 
Dfdenburg- Anhalt: Schwarzburg, Medlenburg, die freien 
Städte (außer Frankfurt), Luremburg und Baden. Preußen 
gab gar feine Stimme ab, da ed die ganze Berhandlung 
für bundeöwidrig erflärt hatte.) 


Erklärung des Preußischen Gefandten nad) der Abftimmung. 


„Nachdem die hohe Bundesverfammlung ungeachtet de8 vom Gejandten 
im Ramen feiner allerhöchften Regierung gegen jede gefchäftliche Behand- 
lung des öfterreichifchen Antrages eingelegten Protefteß zu einer dem ent- 
gegenftehenden Beſchlußfafſung gefchritten ift, hat der Geſandte nunmehr 
die ernfte Pflicht zu erfüllen, der hohen merlammlung diejenigen Ente 
Ihließungen kundzugeben, zu melden, gegenüber der foeben erfolgten Be⸗ 
ſchlußfaſſung des Geſandten allerhöchfte Slegierung in Wahrung der Rechte 
und Sntereifen der Preußiſchen Monarchie und ihrer Stellung in Deutſch⸗ 
land zu jchreiten für geboten erachtet. Der Act der Einbringung des von 
der Kaiferlich Königlich öfterreichifchen Regierung geftellten Antrages an ſich 
jelbft ſteht nach der feften Ueberzeugung des Röntgen Gouvernements 
zweifellos mit der Bundesverfafung im offenen Widerfprud und muß 
daher von Preußen als ein Bruch des Bundes angefehen werben. 

Das Bundesrecht kennt Bundesgliedern gegenüber nur ein Erecutiond- 
verfahren, für welches beftimmte Formen und Vorausſetzungen vorge 
Ihrieben find. Die Aufftelung eines Bundesheeres gegen ein Bundesglied 
auf Grund der Bundesfriegaverfaffung ift dieſer eben fremd, wie jedes 
Einfchreiten der Bundesverfammlung gegen eine Bundesregierung außerhalb 
der Normen des Erecutionsverfahrens. 

Insbeſondere aber fteht die Stellung Oeſterreichs in Holftein nicht 
unter dem Schu der Bundesverträge, und Se. Majeſtät der Kaifer von 
Vefterreih Tann nicht als Mitglied des Bundes für das Herzogthum 
Holftein betrachtet werben. 

Aus diefen Gründen bat die Königliche Regierung davon Abftand 
genommen, irgendwie auf die materielle Motivirung des Antrages einzu- 
gehen, für welchen Fall es ihr eine leichte Aufgabe gewefen fein würde, 
den gegen Preußen gerichteten Vorwurf des Friedensbruches zurückzuweiſen 
und denfelben gegen Defterreih zu richten; dem Königlichen Cabinet 
erihien vielmehr als das allein rechtlich gebotene und Aulälfige Berfahren, 
daß der Antrag wegen feines mwiderredhtlichen Charakters von vornherein 
Seitens der Bumdesverfammlung abgemiefen werden müßte. 

Daß diejem ihrem beftimmten Verlangen von ihren Bundesgenoffen 
nicht entſprochen worden ift, kann die Königlihe Regierung im Hinblid 
auf das bisherige Bundesverhältnig nur auf's Tieffte beflagen. 
Nachdem das Bertrauen Preußens auf den Schuß, welchen der Bund 
jedem feiner Mitglieder verbürgt hat, durch den Umſtand tief erjchlittert 
worden war, daß das mächtigſte Glied des Bundes feit drei Monaten im 
Widerſpruch mit den Bundedgrundgefegen zum Behufe der GSelbfthülfe 
gegen Preußen gerüftet bat, die Berufungen der Königlichen Regierung 
aber an die Wirkfamleit des Bundes und feiner Mitglieder zum Schuße 
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Preußens gegen willfürlichen Angriff Oefterreih8 nur Rüflungen anderer 
Bımdesglieder ohne Aufklärung über den Zwed derfelben zur Folge gehabt 
haben, mußte die Königliche Regierung die äußere und innere Sicherheit, 
welche nach Artikel 2 der Bundesacte Hauptzwed des Bundes ift, bereits 
als in hohem Grade gefährdet erfennen. Diefe ihre nes bat der 
vertragswidrige Antrag Defterreich8 und die eingehende, ohne Zweifel auf 
Berabredung beruhende Aufnahme deſſelben durch einen Theil ihrer 
bisherigen Bundesgenoſſen nur noch beftätigen und erhöhen können, 

Durch die nad dem Bundesrechte unmögliche Kriegserklärung gegen 
ein Bundesglied, welche dur den Antrag Vefterreihs und das Botum 
derjenigen Regierungen, welche ihm beigetreten find, bedingt ift, fieht das 
Königliche Cabinet den Bundesbrud als vollzogen an. 

m Namen und auf Allerhöhften Befehl Sr. Majeftät des Königs, 
feines Allergnädigften Herrn, erklärt der Gejandte daher hiermit, Bi 
Preußen deu bisherigen Sunbeibertrng für gebrodien und desh 
nicht mehr verbindlich anfieht, denfelben vielmehr als erloſchen be 
trachten und behandeln wird. 

Indeß will Se. Majeftät der König mit dem Erlöſchen des 
bisherigen Bundes nicht zugleich Die nationalen Grundlagen, auf 
denen der Bund anferbaut geweien, als zerftört betraditen. 

Preußen hält vielmehr an diefen Grundlagen nnd an der über 
die vorübergehenden formen erhabenen Einheit der dentichen Nation 
feft und fieht es als eine unabweisliche — der dentſchen Staaten 
an, für die letteren den augemeſſenen Ausdrud zn finden. 

Die Königliche Regierung legt —ã die Grundzüge einer 
nenen, den Zeitverhältniffen entſprechenden Einigung hiermit nad 
vor und erflärt ſich bereit, auf den alten, durch eine ſolche Reform 
modificirten Grundlagen einen nenen Bund mit denjenigen dentichen 
Negiernngen zu ſchliefzen, welde ihr dazu die Hand reichen wollen. 

Der Gefandte vollzieht die Befehle feiner allerhöchſten Regierung 
indem er feine bisherige Thätigleit hiermit nunmehr für beendet erklärt. 

Schließlich hat der Gefandte feiner allerhöchften Regierung, in deren 
Namen und Auftrag, alle derfelben auß dem bisherigen Bundesperhältnik 
zuftehenden und fonft noch daraus entipringenden Rechte und Anſprüche 
jeder Art auf das Eigentum und alle Zuftändigfeiten des Bundes vor: 
zubehalten und zu wahren; insbeſondere ift er noch angewieſen, gegen 
jede Verwendung bewilligter Bundesgelder reſp. gegen jede Dispofition 
darüber, welche ohne ihre bejondere Zuftinnmung etwa erfolgen follte, aus⸗ 
drüdlih Proteft einzulegen.“ 


Erklärung des „Preußiſchen Staats-Anzeigers“ 


Die Regierung Sr. Majeftät des Königs iſt durch das bundeswidrige 
Berfahren einer Mehrzahl ihrer bisherigen deutſchen Bundesgenoflen zu 
einem Schritte gezwungen worden, durch weldyen das beftehende Europäifde 
Vertragsrecht wetentlich alterirt wird. 
. Defterreih, deſſen Heeres: Maflen unfere Grenzen bedrohen, hatte 
im fchroffften Widerjpruh mit dent Geift und Wortlaut der Bundes⸗ 
Ace am 11. Juni d. J. die Mobilifirung des geſammten außerpreußifchen 
Bundesheeres in Antrag gebracht und zwar wegen angeblicher Gefährdung 


| 
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ſeines Befigftandes in Holftein durch prenßifcherfeits gebrauchte Selbft- 
bälfe, unter Berufung auf Artilel 19 der Wiener Schlußacte. 

Dieſer Artilel bildet aber nad dem bißherigen Bundesrechte Teinen 
Anhalt für kriegeriſche Vorkehrungen des Bundes. Er ift vielmehr nur 
der Ausgangspunkt für daB durch die folgenden Artikel der Wiener 
Schlußacte vorgejchriebene rechtlihe Verfahren. Mittelft des letzteren 
ſollten ſolche Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern beigelegt werden, 
welche in die verfaſſungsmäßige Competenz des Bundes fallen und für 
dieſes rechtliche Verfahren enthält ſchließlich die Executions⸗Ordnung die 
weiteren Vorſchriften. 

Eine Mobiliſirung oder Aufſtellung des Bundesheeres auf Grund 
der Bunbestriegs- Berraffung gegen ein Bundesglied kennen die Bundes» 
rerträge nicht. Eine ſolche fteht im directen Gegenfag zu dem Artikel 2 
und dem Artikel 11, Alinea 4, der Bundesacte, melde Artikel als 
Artilel 54 und 63 der Wiener Congreßacte vom 9. Juni 1815 aud) einen 
deitandtheil des europäifchen Rechtes bildeten. 

Beides, das Bundesrecht wie da8 europäifche Recht, mußte hiernach 
durch den öfterreichiichen Antrag verlegt werden. Als derjelbe trog des 
von Seiten Preußen? dagegen erhobenen Protefte in der Bundestags⸗ 
ftıng vom 14. Juni dennoh zur Verhandlung gelangt umd von der 
Bundesverſammlung mit einfacher Majorität zum Beichluß erhoben worden, 
bat der Königlihe Bundestagdgefandte Namens Sr. Majeftät des Königs 
den dadurch vollzogenen Bruch des Bundes conftatirt und unter Wahrung 
aller aus dem bisherigen Bundesverhältnig Preußen noch zujtehenden oder 
eutipringenden Rechte die Bundesnerfammlung verlaflen. 


Der Untergang des alten, Örundlegung eines 
neuen deutjhen Bundes. 
„Brovinzial- Eorrefpondenz.” 


„Der 14. Juni ift in der Geſchichte Deutſchlands fortan ein Tag von 
tanernder Bedeutung: am 14. Juni 1866 ift der beutfhe Bund in feiner bie- 
berigen Geſtalt vernichtet worden. 

Defterreich gedachte den Bunb gegen Preußen ins Feld zu führen: daran 
Mer zu Grunde gegangen. — — — — 

Durch Defterreich und feine Genoſſen ift ber bisherige Bund ber beutichen 
Staaten zerträmmert. 

Breußen aber bat in demſelben Augenblide, wo es gegen bie Drohung und 
Gewaltthat diefer Staaten bie Waffen ergreift, zugleich verkündet, daß es auf den 
Zrümmern des alten Bunbes einen neuen kräftigen Bau für Deutfchlands Ehre, 
Macht und Größe errichten will. 

Unfere Regierung hatte ſchon am 9. April die nothwendigen Schritte zum 
Zwed einer Bundesreform in Frankfurt beantragt, und fpäter ihre Borfchläge 
ju diefer Reform näher dargelegt. Der Gang der Verhandlungen am Bunde 
gab jedoch Feine Hoffnung zu baldiger Förderung ber Sache. Vergeblich hatte 
Preußen wieberholt darauf hingewiefen, daß möglicherweife der Frieden in Deutſch⸗ 
land dadurch erhalten werben könne. 

Selbſt der dringende Wunſch der beutihen Stämme für die Erhaltung bes 
griedens vermochte dem Preußiſchen Reform. Antrage bei Defterreih und ber 
Mehrzahl der Mittel- und Kleinftaaten feinen Eingang zu verſchaffen. Oeſter⸗ 
ih vor Allen bielt fer am Wiberftande gegen eine wirkliche Befeſtigung ber 
dentichen Berbältniffe. 
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Da wandte fi Preußen unmittelbar an bie bentfchen Regierungen und 
legte ihnen unter dem 10. Juni die Grundzüge einer neuen Bunbesverfaffung 
vor, mit ber Bitte, biejelben „einer forgfältigen Erwägung zu unterziehen und 
fih zu entichließen, ob fie, wenn in ber Zwiſchenzeit bei ber drohenden Kriegt⸗ 
gefahr die alten Verhältniſſe ſich löſen follten, einem auf folder Grundlage neu 
zu erridhtenden Buunde beitreten wollten.” 

Statt des alten mahtlofen Bundes foll eine neue Berbin- 
bung beutfher Fürſten und Böller auf ben Grundlagen wahrer 
Macht und ehter Freiheit errichtet werden. Preußen foll in dieſem 
Bunde die Stellung einnehmen, welde ibm nad feiner wirl- 
lichen Bedeutung und nad feinen Feifinngen für Deutſchland ge- 


hrt. 

Die Selbſtſtändigkeit der einzelnen Staaten wird fo viel als möglich ge⸗ 
dont: nur diejenigen Opfer werben ihnen zugemutbet, welche für bie große 
gemeinfame Sade, für die Aufrihtung einer kräftigen deutſchen Geſammtmacht 
unbedingt erforberlich find. 

Nur fo kann der neue Bund eine Duelle friichen Lebens und erfprießlider 
Kraft, ein fefter Grund der Wohlfahrt und der Größe des geſammten Bater- 
lanbes werben.” 


15. Juni. Preußiſche Circular-Depeſche an die Staaten, 
welche die Wiener Congreßacte unterzeichnet haben. 


„Ew. :c. babe ih von einem Ereignifie Mittheilung zu machen, 
burd welches das beftehbende Europäifche Recht weſentlich alterirt 
wird, 

Die Dunbeöverfammlung in Frankfurt a. M. bat in ihrer geftrigen 
Sigung (14. Juni) mit 9 Stimmen unter 16 die Mobilifirung des ge- 
fanımten außerpreußifchen Bundesheeres bejchloffen, nachdem Oeſterreich, 
welches die diplomatiihen Beziehungen zu ung bereit abgebrochen hat, 
und defjen Heeres⸗Maſſen unfere Grenzen feit 3 Monaten bedrohen, am 
11. Juni diefe Maßregel mit Berufung auf Artikel 19 der Wiener Schluf- 
alte vom 8. Juni 1820 wegen angebliher Störung ſeines Befigitanded 
in Holftein veranlagt hatte. Der zur Begründung diefes feindlichen Acts 
herangezogen Artikel 19 der Wiener Schlußacte bildet befanntlih mır 
den Ausgangspunkt für das, durch die folgenden Artikel vorgejchriebene 
rechtliche Verfahren, durch welches Streitigfeiten zwifchen Bundesgliedern 
beigelegt werden follen, wenn fie in die verfafiungsmäßige Competenz deö 
Bundes fallen und für welches ſchließlich die Erecutiond» Drdnung die 
weiteren Borfchriften enthält. Die Aufftellung eines Bundesheeres gegen 
ein Bundesglied auf Grund der Bundeskriegs-Verfaſſung, wie fie nad 
Oeſterreichs Antrag beichloffen worden ift, miderfpricht dem Zwecke und 
Geiſte des Bundes und dem Wortlaute der Bundesacte, namentlich deren 
Artilel 2 und Artikel 11 (legter Alinea), welche den Artikel 54 und Ar 
titel 63 der Wiener Congreßacte vom 9. Juni 1815 bilden, und dort wie 
folgt lauten: 

Article 54. Le but de cette Confédération est le maintien de la 
süret6 ext6rieure et interieure de l’Allemagne, de l'indé pendance et 
de l’inviolabilit6 des stats conföderds. 

Article 63. (alinda 3): Les stats conföderds s’engagent de möme 
a ne so faire la guerre sous aucun prötexte, et à ne point poursuirte 
leurs difförences par la force des armes, mais à les soumettre & la didte. 
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Celle-ci essaiera, moyennant une commission, la voie de la meditation. 
Si elle ne r&ussit pas, et qu’une sentence juridique devient nöcessaire, 
il y sera pourvu par un jugement Auströgal (Austrägal- Instanz) bien 
crganise, auquel les parties litigeantes se soumettront sans appel. 

Nachdem der bundeswidrige Defterreichifche Antrag nicht nur gegen 
preußens Proteft zur Berhandlung gelangt, fondern auch durd die 
Dundes- Berfammlung mittelft der erwähnten einfachen Majorität zum 
deſchluß erhoben worden war, hat der Königliche Bundestagsgefandte 
Kamen: Sr. Majeſtät des Königs den Bruch des Bundesvertrages mittelft 
rerliher Erflärung in der Bundes-Berfammlung conftatirt, und diefe 
verſammlung, in welcher die Mehrzahl der Gefandten Staaten reprä- 
ſentirt, welche fich ſchon vorher zu feindlichen Schritten gegen Preußen 
vereinigt Hatten, nach diefem Act fort verlaffen. 

Der Königlichen Regierung liegt nunmehr die Pflicht ob, den Bruch 
des Bundesvertrages, vefen Beftimmungen jede Haltung verloren haben, 
junähft auch vor denjenigen Mächten in fürmlicher Weiſe zu konftatiren, 
welche durch Unterzeichnung der Wiener Congreßacte vom 8. Juni 1815 
oder durch Beitritt zu derelben Mitbegründer dieſes Vertrages gemejen 
md, wenn fie auch feine Garantie fir deſſen Aufrechterhaltung über⸗ 
nommen haben. Ich beehre mich daher, Em. ıc. zu beauftragen, den In⸗ 
halt diefer Depefche mittelft Note zur Kenntniß der.... Regierung zu 
bringen und davon, daß dies geicheben, mich jchleunigft zu benachrichtigen. 
Ter Tert unferer Erklärung in der Bundestagsfigung vom 14. Juni d. J. 
ft bier in doppelten Eremplaren für Em. :c. angeichloffen, um ihn ber 
Rote beifügen zu können. 

von Bismard. 


Der deutſche Krieg, 


47. Ber Ausbrudy des Krieges. 


1866. 15. Suni. Preußiſche Sommationen. 
I. 
Sommation an Sadjfen. 


Der Preußiſche Geſandte in Dresden an ben fächfifchen Minifter 


Freiherrn von Beuft. 


‚Die Königlich fäcfire Regierung hat am au hr dafür em, | 


daß die hohe Bundesverfammlung die 


armeecorpg mit Ausfhluß der Preußifchen anordne. Die Königlich 
Preußifche Regierung kann darin neben der Verlegung des Bundedver 


hältniſſes nur einen directen Act der Yeindjeligkeit gegen ch ſelbſt erfennen, 
und ſchon die geographijche Tage des Königreichs Sachſen in Beziehung 
auf die ihm benachbarten Preußifchen Landestheile macht ihr e8 unmöglid, 
über die feindfelige Stellung hinwegzufehen, welche die Königlich ſächſiſche 
Regierung hierdurch ihr ‚gegenüber eingenommen bat. 

Der unterzeichnete Königlich Breugifche außerordentliche Geſandte und 
bevollmächtigte Minifter bat infolge deſſen den Auftrag erhalten, bie 
Königlich ſächſiſche Regierung um eine Erflärung darüber zu erſuchen, ob 
Seine Majeftät der König von Sachſen ein Bündniß mit Preußen fchließen 
will unter der Bedingung, daR 

1) die Königlich fächlifchen Truppen fofort auf den Friedensftand vom 
1. März d. 3. zurüdigeführt werben, 

2) Sachſen der Berufung des deutſchen Parlaments zuftimmt umd 
die Wahlen bog ausſchreibt, ſobald es von Preußen gejchieht, 

3) Preußen dem Könige fein Gebiet und feine Souverainetätsredhte 
nah Diaßgabe der Reformvorſchläge vom 14. d. gewährleiſtet. 

Sollte die Königlich ſächſiſche Regierung ſich nicht entjchliegen können, 
ein ſolches Bündniß zu fchließen, fo würde Seine Majeſtät der König 

u feinem lebhaften Bedauern ſich in die Nothwendigleit verfegt finden, 
dns Königreih Sachſen als im Kriegszuſtand gegen Preußen befindlic 
zu betrachten und diefem Berhältnig entipeechend zu handeln. 

Indem der Unterzeichnete noch die Ehre bat zu bemerken, daß er 
angewiefen ift, eine Antwort im Laufe diefes Tages zu erbitten, und daß 
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eine Berzögerung derſelben über diefen Termin hinaus ebenfo wohl mie 
eine answeichende Antwort als eine Ablehnung angejehen werden wiirde, 
benutzt er auch diefe Gelegenheit ꝛc.“ 


I. 


Sommation an Hannover. 


Der preußifhe Gefanbte in Hannover an den bannoverfhen Mi- 
nifter Grafen von PBlaten. 


„Der in der Sitzung des Bundestags vom 11. d. M. geftellte Antrag 
af Mobilmahung eines Bundesheeres gegen Preußen in Verbindung 
mit der Haltung, welche eine Anzahl von Bundesregierungen in Anlehnung 
en die bundeswidrigen und drohenden Nichtungen Defterreih® gegen uns 
angenommen, bat den Bruch des bisherigen Bundesverhältniſſes herbei 

rt, 


Diefe Borgänge legen Seiner Majeftät dem Könige, des unter- 
zeichneten Allergnädigften Herrn, die Pflicht auf, die zum Schute Preußens 
segen den beabfichtigten Angriff geeigneten und durch das Bedürfniß der 
Selbſterhaltung gebotenen Mittel zur Anwendung zu bringen. 

Die geographifche Lage des Königreichs Hannover macht dafjelbe zu 
mm wichtigen Moment in dem Syſtem diefer Bertheidigung. “Die 
Königlich hannoverſche Regierung wird e8 daher erechtjertigt finden, 
wenn in der Spannung der gegenwärtigen Situation Deutſchlands, welche 
dırh den bundeswidrigen Antrag Defterreihd vom 11. c. gekennzeichnet 
nid, Preußen von ihr beftimmte Erklärungen und Birafhakten über die 
zulänftige gegenfeitige Stellung zu erbitten fich genöthigt fieht. 

Diefe Birghaften tönnen nad) der Lage der Dinge und dem Ver⸗ 
balten „pennovers feit der Mittheilung des Herrn von Stodhaufen vom 
14.0. M. nur in dem Abfchluffe eines Bündniſſes zwilchen Preußen und 
Hannover auf folgende Bedingungen gefunden werden, daß 

1) die Königlichen Truppen fofort auf den Friedensftand vom 1. März c. 

zurüdgeführt werden; 

2) Hannover der Berufung des deutſchen Parlaments zuftimmt und 

die Wahlen dazu ausfchreibt, fobald es von Preußen geichiebt; 

3) Preußen dem Rönige fein Gebiet und feine Souverainetätsredhte 

nah Maßgabe der Reformvorjchläge vom 14. c. gewährleiftet. 

Der Unterzeichnete ift beauftragt worden, eine Erklärung darüber 
nachzuſuchen, ob Seine Majeftät der König von Hannover Willens ift, 
dad erwähnte Bündniß zu fchließen. 

Im Falle der Suftimmung Seiner Majeſtät des Königs ift der 
Unterzeichnete ermächtigt, im Namen Seiner Majeftät des Königs, feines 
—— Herrn, die Zuſicherung zu ertheilen, daß Allerhöchſtderſelbe 
das Königreich vertheidigen und die —* und Intereſſen Seines nun⸗ 
nehrga Bundesgenoſſen mit Seinen eigenen wahrnehmen werde. 

‚ Sollte wider Erwarten eine ablehnende oder ausweichende Antwort 
errolgen, fo würde Seine Majeftät der König Sich zu Seinem lebhaften 
dedauern in die Nothwendigieit verfegt finden, das Konigreich als im 
Kriegäzuftand genen Preußen befindlich zu betrachten und demgemäß in 
Seinen Beziehungen zu demfelben nur noch die Rüdfichten auf den Schuß 
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—7— agenen Landes und das militärifche Erfordernig maßgebend ſein 
zu laffen. 

Indem der Unterzeichnete noch iM bemerten fich beebrt, daß er eine 
Antwort im Laufe des Tages zu erbitten angewiefen ift, benußt er x.“ 


III. 


Faft geihlautend ift die von dem Preußifhen Geſandten in Kaſſel, 
Herrn v. 
Note bis auf folgende Stelle: 

„Die geographifche Tage des Kurfürſtenthums macht die Stellung 
befjelben zu einem wichtigen Moment in dem Syſtem der Preußen durch 
die Situation gebotenen Bertheidigung und die Königliche Regierung kann 


daher um jo weniger die dur die Abftimmung der Kurfürftlichen Re 
terung befundete Theilnahme an dem gegen Preußen gerichteten Act der 
Feinbfeligfeit mit Gleichgültigleit betrachten. Der Unterzeichnete ift daher 
beauftragt, von der Kurfürftlihen Regierung eine Erklärung über die 


oeder, am 15. d. M. der kurheſſiſchen Regierung überreichte 


Stellung, welche fie nach der Auflöfung des alten Bundesverhältmifies 
einzunehmen gefonnen ift, zu erbitten, und die Anfrage an fie zu vichten, 
ob Seine Königliche Hoheit der Kurfürft mit Preußen ein Bündniß unter 


folgenden Bedingungen einzugehen bereit ift, daß zc.“ 


16. Juni. Ablehnung der Sommationen. 


J. 
Antwort des ſächſiſchen Miniſters Freiherrn v. Beuft: 


„Der Unterzeichnete hat die Note, welche unter Heutigem an ihn zu richten 
dem Königlich Preußiſchen außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Wi 
niſter Herrn von ber Schulenburg⸗Priemern gefällig war, zu empfangen bie Ehre 
gehabt und nicht gejäumt, ſolche Seiner Majeftät dem Könige, jeinem Allergni- 
Digften Herrn, zu unterbreiten. In Folge deijen ift berjelbe beauftragt, nachfie 
hende ergebenfte Erwiderung zu ertheilen. 

Die Königlich fächfifche Regierung kann die Auffaffung, welche in ber geebrten 
Note dem geftrigen Bunbesbeichluffe gegeben wird, nur aufrichtig bebauern, fie 


vermag aber bie Anficht keineswegs zu theilen, daß das Bundesverhältniß tamı 
gelöft werbe. Die Grundgeſetze bes Bundes ſchließen befanntlich bie Auflösbarkeit 


beffelben aus. Der Bund dagegen handelt unbeftritten innerhalb feiner Com- 
petenz, wenn er bie vollſtändige ober theilweife Mobilmadhung bes Bunbesheeret 


beichließt, und ba hierauf begügliche Beichlüffe grundgejeglich nicht an Einſtimmigleit 


gebunben find, fo ift ein biesfallfiger Deajoritätsbefchluß ein verfaffungsmäßig 
gültiger. 


Die Königlich fähfifche Regierung würbe demnach dem unter 1 am biefele 


geftellten Antrage nicht Folge geben können, ohne ihrer Bundespflicht volllommen 
untreu zu werben. 

Was den Antrag unter 2 betrifft, fo ift bie fächflihe Regierung gemeint, 
auf Die baldige Einberufung des deutſchen Parlaments mit allem Racbrad bin- 
zuwirten; fie wird aber folches, den Anträgen ihrer Kammern gemäß, in ber 
Weife thun, daß ein Parlament für ganz Deutichland gewählt werbe, und fie 


gebt davon aus, daß die Ausfchreibung der Wahlen nicht von einer einzelnen 


egierung zu erfolgen habe. 

Sollte unter biefen Umſtänden die Regierung Seiner Majeftät des Königs 
von Preußen in der Ablehnung bes vorgeichlagenen Bündnifſes wirklich einen 
Grund erlennen, das Königreih Sachſen im Sriegezufand gegen Preußen ie 
findiih zu betrachten und dieſem Verhältniß entfprechend zu handeln, jo bliebe 
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ter Königlichen Regierung nichts Nbrig, als gegen ein ſolches Vorgehen mit Be⸗ 
zugnahme auf bie Grundgeſetze des Bundes laut und entſchieden zu protefliren, 
und bie Abwehr des Bundes anzurufen. 

Indem der Uinterzeichnete den Herrn Geſandten erfucht, vorftehende Erwi⸗ 
berung zur Kenntniß feiner böchften Regierung bringen zutmollen, benutzt er auch 
vieien Anlaß zur erneuten Berficherung feiner ausgezeichneten Hochachtung.“ 


II. 
Aus der Antwort des bannoverichen Minifters Grafen Platen: 


Diefelbe enthält im Weſentlichen dieſelben Ausführungen, wie obige 
Antwort Sachfene. In Betreff der zweiten und britten Forderung 
Breußens heißt es: 


„Die zweite Bedingung verlangt, daß Hannover ber Berufung bes bentfchen 
Parlaments zuftimme und Die Wahlen dazu ausichreibe, jobalb es von Preußen 
gebiet. Der Unterzeichnete beehrt fich, in Betreff dieſes Punktes darauf binzu- 
weiſen, daß bie Borichläge zur Berufung eines deutſchen Parlamente der Bunbes- 
vrimmlung zur Beichhlußfaffung vorliegen, und daß die Königlich hannoverſche 
Regierung, eingedent ihrer Bundespflidht, eine vom Bunde abgejonderte Behand⸗ 
img biefer für bie ganze beutihe Nation fo bochwichtigen unb folgenſchweren 
Angelegenheit nicht für zuläſſig erachten Tann. Wenn brittens Preußen Dagegen 
Stier Majeflät dem Könige von Hannover Sein Gebiet und Seine Souverai⸗ 
zeätsrechte nach Maßgabe der Reformvorſchläge vom 14. d. Mts. gemwährleiften 
vl, jo fann der Unterzeichnete in der That in den erwähnten Reformvorichlägen 
ane Garantie für die Souverainetätsrechte bes Königs, feines Allergnäbigften 
Sem, nicht erbliden. Die Reformvorichläge vom 14. d. Mts. greifen jo tief und fo 
weientlih in Die Souverainetätsrechte ein, baß fie einen der Mediatiſirung gleichen 
Erfolg beforgen Taffen. Wenn hiernach der Unterzeichnete fich in ber Rage erklären 
me, die von Seiner Durdlaudt dem Prinzen zu Yſenburg Namens der Kö⸗ 
niglich Preußiſchen Regierung ihm mitgetheilten Bertragsbedingungen abzulehnen, 
e kann er dabei nur auf das Entſchiedenſte wiederholen, daß die Königlich han⸗ 
aoverſche Regierung fi) bewußt ift, auf dem Boden des unanfechtbaren völker⸗ 
tetlich garantirten Bundesrechts zu ſtehen, und daß das Feſthalten an biefem 
Kehte nach ihrer Anſicht der Königlich Preußiſchen Regierung keine Beranlaffung 
neten Könne, das Königreih Hannover als im Kriegszuftand mit Preußen be⸗ 
Andlich zu betrachten.“ 


(Aehnlich lautet die Erwiderung Kurheſſens.) 


16. Juni. Erklärung des „Preußiſchen Staats-Anzeigers“ 
über die Ablehnung der Sommationen. 


achdem durch Beſchluß vom 14. Juni der Bund gebrochen und Preußen 
mit Krieg bedroht worden, erheiſchte das Gebot der Selbſterhaltung, das Land 
gen bie Nachbarſtaaten zu ſichern. Preußen bat deshalb am 15. Juni Sachſen, 
Hannover und Kurbeffen ein Bündniß auf Grund unbewaffneter Neutralität an- 
gboten, mit der Bedingung der Berufung bes beutichen Parlaments behufs 
Licherſtellung des Friedens. Gleichzeitig hat Preußen jenen Staaten die Gewähr: 
“fung ihres Befitftandes und ihrer Souverainetät zugefagt. 

Die gedachten drei Staaten haben diefes Anerbieten abgelehnt. 

Da die geographiſche Lage Preußens nicht geflattet, Dort offene 
cher verbedte Feindſchaft bei andermweiten Kriege zu ertragen, fo 
baden die Königlihen Truppen beut Morgen in allen brei Rid- 
tungen die Grenze Überfhritten, um zu verhindern, baß man uns von 
den im Rüden angreift, während wir uns gegen Oeſterreich vertheibigten.” 
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Der „Staats» Anzeiger” meldet weiter: Die Regierungen von Kurheſſen 
und Hannover haben dem VBernehmen nad bie Eifenbabnverbinbungen durch ihre 
Staaten ebenjo wie bie Zelegraphenlinien burch biefelben unterbrechen lafien. 
Auf dem in dieſer Nacht durch Hannover gelommenen Schnellzuge bat fid ein 
Bionier - Detahement befunden, angeblid um den Befehl zur >Jerftörung ber 
bannoverihen Bahn an der braunjchweigischen Grenze zur Ausführung zu bringen, 

Diefe Thatfachen zeugen deutlicher als jebe andere, wie unmöglich es für 
Preußen war, in dem Augenblide, wo e8 von Defterreich mit Krieg bebroht iR, 
biefe Länder, weldye beibe Theile der Monarchie trennen, als zweıfelbafte und 
auf den von Preußens Gegnern bictirten Bunbesbeichluß hin rüftende Nachbarn 
in feinem Rüden zu bebalten. . 

Nachdem die hannoverfche Regierung fi in ihrer Note vom 14. Mai d. J. 
erboten hatte, einen von Preußen gewäünichten Neutralitäts⸗Vertrag abzufchließen, 
nachdem Preußen dieſes Anerbieten eben jo amtlich angenommen, Sannever aber 
feine Zufage nicht gehalten und fich durch feine Abſtimmung für die Mobilmahung 
ber Contingente der deutſchen Staaten gegen Preußen ansgefprochen hate, war 
es für Preußen unmöglich, anders zu handeln, als gejcheben ift. 

Die hannoverſche Regierung wird ihrem Lande gegenüber die Verantwortung 
in tragen haben, daß fie das jo freundlich bargebotene Auskunftsmittel eines 

eutralitäts - Vertrages mit Preußen, bei welchem gleichzeitig Hannovers Beftt 
und Souverainetät verbürgt worden wäre, von der Hanb gewielen unb bie äfter- 
reichifche Bunbesgenoffenihaft vorgezogen bat. 


16. Juni. Preußens Erklärung an die fremden Mädte 


Depeiche ded Grafen Bismard an die Vertreter Preußens 


im Audlande. 


„Wir hatten e8 vorausgefehen, daß die unvermuthetern und micht zu 
rechtfertigenden Ruſtungen Defterreich8 eine verhängnißvolle Krifis herbei 
führen würden. Diefe Krifis ift jegt ausgebrochen. 

Die drei neutralen Mächte haben die Gefahren der Situation zu 
beſchwören gefucht, indem fie die Fragen, welde den Frieden Europas 
bedrohten, gemeinſchaftlichen Berathungen zu unterziehen verfuchten; aber 
ihre Bemühungen find an dem Bideriireben Defterreich3 gejcheitert. 

Die Löſung der Elbherzogthlümer- Frage war durch die Verträge 
einer gemeinfamen Berftändigung zwiſchen den beiden jouverainen Mächten 
vorbehalten worden. Da Oeſterreich ſich von feinen Verpflichtungen lo 
agte, um jene Löfung außerhalb der von ihm unterzeichneten Berträge zu 
uchen, hat der König, unfer erhabener Herr, fi) genöthigt gejehen, feine 

ruppen in Holftein einrüden zu laffen, ohne indeſſen damit Defterreih 
das eat flreitig zu machen, feine Truppen nah Schleswig rüden zu 
laffen. Der Bruch des Gafteiner Vertrages berechtigte Seine Majeftät 
zu diefer Maßregel; die Pflicht, feine Rechte zu vertheidigen, gebot fie ihm. 

Defterreih bat es vorgezogen, feine Truppen aus dem Herzogthum 
abziehen zu lafien, und indem es beim deutjchen Bunde eine willfürliche 
Klage auf Friedensbrucd erhob, machte es dem YBundestage in Franfimt 
eine Borlage, deren bloße Zulafjung zur Berathung ſchon einen offen 
fundigen Bruch des Bundesvertrages bildete. 

Der von Defterreih in der Situng des 11. Juni geftellte Antrag 
bezwedte nichts weniger, als die Decretirung des Bundeskrieges gegen 
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eines der Bumdesglieder, eine mit dem Buchflaben und Geifte der Verträge 
md dem Grundzwecke derfelben durchaus unvereinbare Maßnahme. 

Diejer Antrag wurde, ftatt ohne Weitereß bejeitigt zu werden, in der 
Eigung vom 14. d. Mits. mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Diefe Berlegung des Bundeövertrages ſchließt nothwendig die Zer⸗ 
tigung des Bandes, welches die Mitglieder des deutſchen Bundes ver- 
ante, ın fih. Der Gefandte des Königs war beauftragt, die am Bundes» 
tage in derfelben Sitzung zu erflären. Dieſe Borgänge haben die Regierung 
Seiner Majeftät von allen Verpflichtungen befreit, welche das Bundes» 
wrhältmig ihr bisher auferlegte, wie auch andererſeits die bisherigen 
Bundesmitglieder keinen Anſpruch mehr haben, Gerechtſame auszufiben, 
de ihnen nur in Gemeinſchaft mit Preußen zuftanden, oder ohne Hreufen 
noch als Vertreter des Bundes aufzutreten. 

So fehen wir Bande zerriffen, welche Preußen während der ‘Dauer 
zweier Generationen um den Preis mander Opfer aufrecht zu erhalten 
beftrebt war, wenngleich e8 erkennen mußte, daß diefelben nur Fr unvoll« 
iommen den Anforderungen der Zeit entiprachen. Aber Angefichts der 
offenen Feindſeligkeit, welche der Bundesbeſchluß, die Bundesmacht gegen 
Preußen zu mobtlifiren, befundete, fah ſich Seine Majeftät in die Roth» 
wendigleit verfegt, auch feinerjeitS jene Maßregeln zu treffen, welche die 
Eorge für die eigene Bertheidigung und die Pflichten gegen fein Bolt ge⸗ 
bieteriſch von ihm forderten. 

Die Regierung des Königs bat zu dem Ende den norbdeutjchen 
Staaten, die an Preußen angrenzen, ein neues Bündniß angetragen, deſſen 
Annahme die Gefahren befeitigen würde, die wir von der geographifchen 
dage diefer Staaten mitten zwifchen Theilen des Preußifchen Gebiets zu 
türhten hatten. Sie hat fich bereit erflärt, mit diefen Regierungen und mit 
einem deutfhen Parlamente in Verhandlungen zu treten, um die Haupt» 
vunfte diefe8 Bündniſſes feitzuftellen. Aber in Erwägung des Standes 
der Krife, in welcher wir und befinden, bat fie diefelben erfuchen müſſen 
vor Allem ihre Truppen auf den Friedensfuß zurüd zu verjegen oder 
ah fie mit den unjrigen zur Belämpfung der gemeinfamen Gefahr zu 
xreinigen und ihre Zuftimmung zur Berufung eines deutichen Parlaments 
zu erflären. Die Regierung des Königs ift N bewußt, bei Yormulirung 
diefer Forderungen ſich in jo enge Grenzen geichloffen zu haben, als bie 
Sorge für ihre eigene Bertheidigung es ihr geftattete. Wenn jo mäßige 
— nicht angenommen werden, ſo wird ſie ſich genöthigt ſehen, 
nd auf ihre eigene Macht zu ſtützen und gegen die Regierungen, die fid 
als ihre entjchtedenen Gegner erkennen toffen. alle Mittel, über die fie 
zu verfügen hat, zur Anwendung zu bringen. Die Verantwortlichkeit für 
ve daraus entftehenden Folgen wird in vollem Maße auf diejentgen zu⸗ 
ridfallen, die durch ihre feindlichen Umtriebe diefe Situation geftpaffen 
md im legten Augenblide die Hand, die Preußen ihnen geboten, zurüd- 
geſtoßen haben werden. 

Ich erſuche Sie, Herr... ., in diefem Sinne, Sich gegen die Regie- 
tung, bei der Sie beglaubigt find, auszusprechen, und ich ermächtige Sie, 
ton diefer Depefche Abfchrift zu geben. 

Empfangen Sie x. 
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18. Suni. Preußiſche Proclamation „An das beutide 
Volk.“ 


„Nachdem der deutſche Bund ein halbes Jahrhundert lang nicht die 
Einheit, fondern die Zerriſſenheit Deutſchlands dargeftellt und gefördert, 
daduch längft das Vertrauen der Nation verloren hatte und dem Aus: 
ande als die Bürgfchaft der Fortdauer deutfiher Schwäche und Obnmadit 
get, bat ex in den lebten Tagen dazu gemißbraucht werben follen, 

eutfchland gegen ein Bundesglied in die Waffen zu rufen, meldes 
durch den Borfchlag der Berufung eines deutichen Parlaments den erften 
und entfcheidenden Schritt zur Befriedigung der nationalen Forderungen 

etban hatte. Für den von Defterreich erftrebten Krieg gegen Preuken 
Feblte jeder Anhalt in der Bundesverfaflung, wie jeder Grund oder auf 
nur —5— Vorwand. 

Mit dem Beſchluß vom 14. Juni, durch welchen die Mehrheit der 
Bundesglieder beſchloß, ſich zum Kriege gegen Preußen zu rüſten, iſt der 
Bundesbruch vollzogen und das alte Bundesverhältniß zerriſſen. 

Nur die Grundlage des Bundes, die lebendige Einheit der deutſchen 
Nation, iſt geblieben; und es iſt die Pflicht der Regierungen und 
—* Volkes, für dieſe Einheit einen neuen lebenskräftigen Ausdrud zu 

nden. 

Für Preußen verbindet ſich damit die Pflicht zur Vertheidigung feiner 
durch jenen Zeſcluß und durch die Rüſtungen feiner Gegner bedrohten 
Unabhängigfeit. Indem das preußiihe Voll zur Erfüllung diefer Pflicht 
feine Selammikratt aufbietet, bekundet es zugleich den Entſchluß, für die 
im Intereſſe Einzelner bisher gewaltfam geemmte nationale Entwidelung 
Deutichlands den Kampf aufzunehmen. 

In diefem Sinne hat ** ſofort nad Auflöſung des Bunde 
den Regierungen ein neues Bündniß auf die einfachen Bedingungen de 
gegenfeitigen Schuge8 und der Theilnahme an den nationalen Beftrebungen 


SE Es verlangte nichts als Sicherung des Friedens, und zu 


diefem Behufe fofortige Berufung des Parlaments, 

Seine Hoffnung auf Erfüllung dieſes en und mäßigen Ber: 
langens ift getäufcht worden. Das Anerbieten Preußens ift abgelehnt, 
und lettere8 damit genöthigt worden, nad) der Pflicht der Seiberbaltung 


u verfahren. Feinde oder zweifelhafte Freunde kann Preußen an feine 
Grenze und zwijchen feinen Grenzen in einem ſolchen Augenblid nicht 


dulden. 
Indem die preußijchen Truppen die Grenze überfchreiten, kommen 
fie niht als Feinde der Bevölkerung, deren Unabhängigleit 


Preußen achtet, und mit deren Vertretern es in der deutichen National: 
Derfammtung gemeinfam die fünftigen Gefchide des deutſchen Vaterlandes 


zu beratben hofft. 
Möge das deutjche Volk, im Hinblid auf diefes hohe Ziel, 
Preußen mit Vertrauen entgegenltommen, und die friedlide 


Entwidelung des gemeinfamen Baterlandes fördern un 


ſichern helfen!“ 
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17. Juni. Kriegs⸗Manifeſt des Kaijerd von Defterreid. 


„An meine Böller! Mitten in dem Werke des Friedens, Das Ich unter- 
zommen, mm bie Örunblagen zu einer Berfaflungsform zu legen, welche bie Ein- 
beit und Machtſtellung des Geſammtreichs feftigen, den einzelnen Rändern und 
Källern aber ihre freie innere Entwicklung fihern fol, hat meine Regentenpflicht 
Nir geboten, Mein ganzes Heer unter bie Waffen zu rufen. 

An den Grenzen des Reichs, im Süben und Norden, ftehen die Armeen 
mer verbünbeter Feinde, in ber Abficht, Defterreich in feinem europäiichen 
Rachtbeſtande zu erfhüttern. Keinem berfelben ift von Meiner Seite ein Anlaß 
m Kriege gegeben worben. Die Segnungen bes Friedens Meinen Böllern zu 
erhalten, habe Ich, deſſen ift Gott ber Allwiffende Mein Zeuge, immer für eine 
* erften und heiligſten Regentenpflichten angeſehen, und getreu fie zu erfüllen 
getrachtet. 

Allein die eine der beiden feindlichen Mächte bedarf feines Vorwands; 
lüſſern auf ben Raub von Theilen Meines Reiches, ift der günſtige Zeitpunkt 
für fie der Anlaß zum Krieg. Verbündet mit den Preußiſchen Truppen, bie ung 
old Feinde nunmehr gegenüberfiehen, zog vor zwei Fahren ein Theil Meines 
trauen und tapfern Heere® an bie Geſtade ber Nordſee. Ich bin dieſe Waffen- 
genoſſenſchaft mit Preußen eingegangen, um vertragsmäßige Rechte zu wahren, 
emen bebrobten deutſchen Bollsftamm zu ſchützen, das Umbeit eines unvermeid⸗ 
fihen Krieges auf feine engften Grenzen einzuſchränken, unb in ber innigen Ber- 
bindung der zwei mitteleuropäifhen Großmächte — denen vorzugsweife die Auf- 
gabe der Erhaltung des europäiſchen Friedens zu Theil geworden — zum Wohle 
Meines Reiche, Deutjchlands und Europa’s eine folche dauernde Friedensgarantie 
zu gewinnen. Eroberungen babe Ich nicht geſucht; uneigennütig beim Abfchluffe 
des Bünbniffes mit Preußen, babe Ich auch im Wiener Friedensvertrag feine 
vortheile für Mich angeftrebt. 

Defterreich trägt feine Schulb an ber trüben Reihe unfeliger Bermwidlungen, 
welche bei gleicher uneigennütiger Abficht Preußens nie hätten entftehen können, 
kei gleicher bunbestreuer Gefinnung augenblidlich zu begleihen waren. — — — 

Die neueften Ereigniffe beweifen e8 unmwiberleglich, daß Preußen nun offen 
Gewalt an die Stelle des Rechts jet. In dem Recht und ber Ehre Defterreichs, 
ia dem Recht und ber Ehre ber geſammten beutichen Nation erblidte Preußen 
nicht länger eine Schranke für feinen verhängnißvoll gefteigerten Ehrgeiz. Preu- 
kilhe Truppen rüdten in Holftein ein, die von dem Kaiferlihen Statthalter ein- 
berufene Stänbeverfammlung wurbe gewaltfam gefprengt, die Regierungsgewalt 
in Hofftein, welche der Wiener riedensvertrag gemeinfchaftlih auf Defterreich 
und Preußen Übertragen hatte, ausichließlich für Breußen in Anſpruch genommen 
und die öfterreichifche Beſatzung genötbigt, zehnfacher Uebermacht zu weichen. 

&o ift ber unheilvollſte, ein Krieg Deutfcher gegen Deutſche unvermeidlich 
geworben! Zur Verantwortung all des Unglüds, das er liber Einzelne, Familien, 
Gegenden und Länder bringen wird, rufe Ich diejenigen, welche ihn herbeigeführt, 
vor den Richterftuhl der Geſchichte und des ewigen allmächtigen Gottes. 

Ih fchreite zum Kampf mit dem Bertrauen, das bie gerechte Sache gibt, 
im Gefühle der Macht, die in einem großen Reich liegt, wo Ft und Boll nur 
son einem Gedanken — dem guten Recht Defterreih8 — durchdrungen find, mit 
Fıldem vollen Muth beim Anblid Meines tapferıı, kampfgerüſteten Heeres, das 
den Wall bildet, an welchem die Kraft der Feinde Oeſterreichs ſich brechen wird, 
m Hinblid auf Deine treuen Völker, die einig, entſchloſſen, opferwillig zu Mir 
emporichauen. 

Bir werben in diefem Kampfe nicht allein fteben. 

Deutſchlands Fürften und Völker kennen bie Gefahr, bie ihrer Freiheit und 
Unabhängigkeit von einer Macht droht, deren Hanblungsweile durch jelbftflichtige 
Fine einer rüdfichtsiofen Bergrößerungsjucht allein geleitet wird; fie willen, 
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welchen Hort für dieſe ihre höchſten Güter, welche Stüge für Die Macht unb In- 
tegrität des gefammten beutfchen Baterlandes fie an Defterreich finden. 
Wie wir für die heiligften Güter, welche Böller zu vertheibigen haben, in 
Waffen fiehen, fo auch unfere beutichen Bunbesbrüber. 
Man hat die Waffen uns in die Hand gezwungen. Wohlan! jekt, wo 
wir fie ergriffen, bürfen und wollen wir fie nicht früher nieberlegen, als bis 
Meinem Reiche jo wie ten verblinbeten, deutſchen Staaten bie freie innere Ent- 
widelung gefihert und beren Machtftelung in Europa neuerdings befeftiget if. 
Auf unferer Einigkeit, unferer Kraft ruhe aber nicht allein 
unfer Vertrauen, unfere Hoffnung; Ich feige fie zugleich nod auf 
einen Höheren, den allmädtigen gerehten Gott, dem Mein Hans 
von feinem Urfprunge an gedient, Der die nicht verläßt, bie in 
Gerechtigkeit auf Ihn vertrauen. 


Zu Ihm will Ih um Beiftand und Sieg fleben, und fordere 


Meine Böller auf, es mit Mir zu thun.“ 


18. Juni. Aufruf des Königs von Preußen. 
„An Mein Volk.“ 


In dem Augenblide, wo Preußen® Heer zu einem entfcheidenden 
Kampfe auszieht, drängt es Mich, zu Meinem Volle, zu den Söhnen 
und Enteln der tapferen Väter zu reden, zu denen vor einem halben 


Jahrhundert Mein in Gott ruhender Vater unvergefiene Worte |prad. 
„Das Baterland ift in Gefahr“ 


Defterreich und ein großer Theil Deutfchlands fteht gegen daffelbe in | 


Waffen! 

Nur wenige Jahre find e8 her, feit Ich aus freiem Entichluffe und 
ohne früherer Unbill zu gedenken, dem Kaifer von Defterreich die Bundes⸗ 
— reichte, als es galt, ein deutſches Land von fremder Ay zu bes 

eien. Aus dem gemeinichaftlich vergofienen Blute hoffte sch, würde eine 
Waffenbrüderſchaft erblühen, die zu Teiler. auf gegenfeitiger Achtung und 
Anertennung berubender Bundesgenoflenfchaft und mit ihr zu all dem 
emeinfamen Wirken führen würde, aus welchem Deutfchlands innere Wohl: 
—* und äußere Bedeutung als Frucht hervorgehen ſollte. Aber Meine 


offnung iſt getäuſcht worden. Oeſterreich will nicht vergeſſen, daß ſeine 


ürften einſt Deutſchland beherrſchten; in dem jüngeren, aber kräftig ſich 
entwidelnden Preußen will e3 feinen natürlichen Bundesgenofien, jondern 
nur einen feindlichen Nebenbuhler erfennen. Preußen — fo meint e8 — 


muß in allen feinen Beftrebungen bekämpft werden, weil, was Preußen 


frommt, Defterreih ſchade. Die alte unfelige Eiferfucht ift in hellen 
Flammen wieder aufgelodert: Preußen ſoll geſchwächt, vernichtet, entehrt 
werden. Ihm gegenüber gelten keine Verträge mehr, gegen Preußen werden 
deutfche Bundesfürften nicht bloß aufgerufen, fondern zum Bundesbruch 
verleitet. Wohin wir in Deutichland hauen, find wir von Yeinden um⸗ 
geben, deren Kampfgefchrei ift: „Erniedrigung Preußens!“ 


Aber in meinem Volke lebt der Geiſt von 1813. Wer wird und 
einen Fuß breit Preußifchen Bodens rauben, wenn wir ernftlich entſchloſſen 


find, die Errungenfhaften unferer Väter zu wahren, wenn König und 
Bolt durch die Gefahren des Baterlandes, feſter als je geeint, an bie 
Ehre defielben Gut und Blut zu fegen, für ihre böchfte und heiligfte Auf⸗ 


gabe halten. In forglicher Vorausſicht defien, was nun eingetreten il, 
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habe Ich feit Fahren es für die erfte Pflicht Meines Königlichen Amtes 
erfennen müffen, Preußens ftreitbares Volk für eine ftarte Machtentwidlung 
vorzubereiten. DBefriedigt und zuverſichtlich wird mit Mir jeder Preuße 
auf die Waffenmacht bliden, die unfere Grenzen dedt. Mit feinem Könige 
an der Spige wird fich Preußens Volk ein wahres Volk in Waffen fühlen! 
Unfere Gegner täufchen fih, wenn fie wähnen, Preußen fei durch innere 
Streitigkeiten gelähmt. Dem Feinde gegenüber tft e8 einig und ſtark; dem 
seinde gegenüber gleicht fih aus, was fich entgegenftand, um demnächft 
m Glück und Unglüd vereint zu bleiben. 

Ich Habe Alles gethan, um Preußen die Laften und Opfer eines 
Rrieges Rn erjparen, das weiß Mein Bolt, das weiß Gott, der die Herzen 
prüft. Bis zum legen Augenblicke habe Ih, in Gemeinſchaft mit Frankreich, 
England umd Rußland die Wege für eine gütliche Ausgleichung gefucht 
md offen gehalten. Defterreih hat nicht gewollt und andere deutſche 
Staaten haben fi offen auf feine Seite geftellt. So ſei ed denn! Nicht 
Ren iſt die Schuld, wenn Mein Bolt fehweren Kampf kämpfen und 
nelleicht harte Bedrängnig wird erdulden müffen: aber es ift uns feine 
Bahl mehr geblieben! Wir müflen fechten um unfere Eriftenz, wir müffen 
in einen Kampf auf Leben und Tod gehen gegen diejenigen, die das 
Preußen des großen Kurfürften, des großen Friedrich, das Preußen, wie 
es aus den Freiheitskriegen hervorgegangen ift, von der Stufe herabftoßen 
wollen, auf die feiner Fürften Seitt und Sraft, feines Volles Tapferkeit, 
Hmgebung und Gefittung e3 emporgehoben haben. 

Flehen wir den Allmächtigen, den Lenker der Geſchicke der Völker, den 
Lenler der Schlachten an, dab er unjere Waffen fegne! 

Berleiht uns Gott den Sieg, dann werden wir aud flarf 
geang fein, da8 lofe Band, welches die deutſchen Lande mehr 
dem Ramen als der That nach zufammenbhielt, und weldes jegt 
durch Diejenigen zerrijfen ift, die das Recht und die Macht des 
nationalen Geiftes fürchten, in anderer Öeftalt fefter und heil- 
voller zu erneuen. 

Gott mit ung! Wilhelm. 


Bie kriegerifche Entwickelung in Aorddeutfchland. 


16. Juni. Die preußiihe Elbarmee unter General Herwarth 
von Bittenfeld rüdt in Sachſen, — 
die Vorhut der Armee ded Prinzen Sriedrih Karl 
in der fächftichen Lauſitz ein. 
Die ſächſiſche Armee rüdt nad Böhmen ab. 
16. Juni. General Bogel von Faldenftein rüdt von Minden, 
General v. Manteuffel von Holftein aus in Hannover ein. 
Der König von Hannover rüdt mit feiner Armee 


ſüdlich ab. 
30 hd 
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16. Juni. General von Beyer rüdt von Wetzlar aus in Kur⸗ 
heſſen ein. Die kurheſſiſchen Truppen ftoßen zur Bundes 
armee bei Frankfurt. 

17. u. 18. Zuni. Die Preußen im Befig der Hauptftäbte Han: 
nover, Dreöden, Kafjel. 

19. Suni. Gruß des öfterreichiichen Oberbefehlähabers Benedet 
an die jächfiiche Armee aud dem Hauptquartier Olmütz. 

20. Suni. General von Faldenftein übernimmt durch Pre 
clamation die Berwaltung ded Königreih8 Hannover. 

21. Juni. König Georg bricht mit der Armee von Göttingen 
auf, um über Langenfalza nady Gotha zu gehen und fih 
womöglid mit den Bayern zu vereinigen. 

General dv. Beyer nimmt Beſitz von der Verwaltung 
des Kurfürſtenthums Heflen. | 
Der Kurfürft von Hefjen wird Friegögefangen nad) Stettin 
abgeführt. | 


27. Zuni. Gefecht bei Langenſalza. 
29. Zuni. Kapitulation der Hannoverfhen Armee. 
Bemerkung ded „Staats-Anzeigers“: 


— „Das Schidfal der bannoverihen Truppen, beren ruhmreiche Bergangen- 
heit eng verwoben ift mit ben jchönften Kriegsthaten unferes eigenen Heeres, muf 
jedes Soldatenherz mit aufrichtiger Theilnahme erfüllen. Man durfte dieſe braven 


Truppen bebauern, als fie während des Felbzuges gegen Dänemark buch eime 


unglüdliche Politik ihrer Regierung zur Unthätigleit verurtheilt wurben; heut find 
fie zu beffagen, weil neue, traurige Berirrungen ihrer Regierung fie einer mw 


glücklichen Kataftrophe entgegeugeführt haben. Die hohe Selbftverleugnung aber, 


mit welcher die hannoverſche Armee, treu dem geleifteten Eide, ihr hartes Lo 
getragen, muß ihr die Achtung der Preußifchen Armee fichern.” ! 


— 





18. Zuni. Kriegderklärung Italiens an Defterreid. ' 
17. Juni. Vorſchläge Behufs Fräftiger Cooperation der 
italieniihen und der preußifchen Armee. | 

Note des preußiichen Geſandten Grafen Ufedomanden 

General Lamarmora. | 


Der unterzeichnete außerordentliche Gejandte und Bevollmächtigte 
Sr. Majeftät des Königs von Preußen hat die Ehre, Sr. Ercellenz dem 
Minifter-Präfidenten und Dinifter des Auswärtigen, General Ramarmora, 
folgende Bemerkungen vorzutragen: Ä 
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In wenigen Tagen werden Italien ımd Preußen in ihrer gemein- 
ſchaftlichen Sache gegen Defterreih zu den Waffen greifen. Die Regie- 
rung des Königs, meines allerhöchſten Herren, fieht es demnach als 
durchaus dringli an, jest ſchon das ftrengite Sinverftändniß und das 
kräftige Zuſammenwirken in den beiderfeitigen militäriihen Bewegungen 
— 5 Wenn ihnen von Anbeginn an durch die Entfernung eine 
gemeinſchaftliche Action auf dem ſelben Kriegsſchauplatze nicht geftattet 
ft, jo muß man dies durch gleichzeitig geführte Schläge zu erjegen 
ſuchen. In diefer Weile an egrifen, wird Vefterreich von vornherein 
jene Streitkräfte theilen müſſen und dieſelben Reſerven niemals bald 
nah der einen, bald nad) der anderen Seite hin verwenden können. 
Endlih werden die geführten Schläge nicht auf dem Schladhtfelde allein, 
iondern auch weithin fühlbar werden. 

Zunächſt ift die Königliche Regierung überzeugt, daß der Eröffnung 
der Feindſeligkeiten in Deutfchland fofort die italienifche Kriegserklärung 
folgen werde. Preußen kennt die loyale Gefinnung der Regierung des 
Königs Bictor Emanuel zu genau, um daran zu zweifeln. Allein diefe 
Eolidarität und dieſe gleihmäßige Action müflen, nad der Anficht der 
preußiichen Regierung, während des ganzen Verlaufs des Feldzuges 
Händig fich fund geben; als gute Alliirte müfjen die beiden Mächte ihren 
betreffenden Operationen ein fortwährendes® und gegenjeitiges Intereſſe 
widmen. Dieſes Beftreben wird, wie Preußen e8 gern voraußjegen will, 
von Seiten der italienifchen Regierung gebilligt und getheilt werden. 

Das Kriegsfpften, welches Preußen für den nächſten Feldzug Italien 
vorfchlägt, ift das eines gründlichen Krieges (guerre a fond). Sollte 
den beiden Alliirten von Anbeginn an das Waffenloos günftig fein, jo 
würden fie fich nicht durch dazwifchenliegende Ereigniffe aufhalten laſſen, 
jondern vielmehr fuchen, ihren Gegner bis in feine legten Verſchanzungen 
und in feine legten Ei zu drängen. 

Sie würden fih, nah einem Siege, nicht damit begnügen, diefes 
oder jene® Gebiet zu befegen, welches fie in Folge eines günftigen Friedens 
würden behalten können. Im Gegentheil und ohne Rüdfiht auf die zu⸗ 
künftige Geftaltung der Territorien werden fie vor Allem den Sieg 
endgültig entſcheidend, volftändig und unwiderruflich zu machen ſuchen. 
Eine ſolche, durch vereinte Anftrengung dem Gegner beigebrachte Nieder- 
lage würde einem jeden Alliirten, je in feiner Sphäre, einen moralijchen 
und politijchen Einfluß, der weit über den gleichfalld etwa daraus ſich 
ergebenden materiellen Gewinnſt fich erftredte, verleihen. 

Co wird Preußen fih um die Hinderniffe, welche die Kunft oder 
die Natur ihm von Linz bis Krakau entgegenftellen, nicht fümmern dürfen: 
es wird feinen etwaigen Erfolg entjchlojfen bis gegen Wien verfolgen. 
Bas die gleichen Operationen der italieniichen Streitfräfte anbetrifft, jo 
wärde man ſich nicht mit einer Belagerung des Vierecks abgeben, fondern 
man würde diefes lieber durchfchneiden oder umgehen, um den Yeind tm 
offenen Felde zu fchlagen. Es befteht nur ein geringer Zweifel darüber, 
daß, namentlich in Anbetracht der numerischen Ueberlegenheit, die italtenijche 
Armee fi in kurzer Zeit im Beſitze des venetianijchen Landes befinden 
werde, Benedig, Verona und Mantua außgenommen, deren Garnijonen 
allerdings durch Beobachtungscorps von beträchtlicher Stärke in Schad) 
gehalten werden müßten. 
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Jedenfalls werden die italienifhen Generale die beften Richter über 
die fraglichen Operationen fein. Um jedoch durchweg gleichmäßig mit 
Breußen voran & gehen, darf fih Italien nicht damit begnügen, bis an 
die nördliden Grenzen Benetiend vorzudringen; es muß fich bis zur 
Donau Bahn breden; e8 muß fih mit Preußen an dem Mittelpuntte 
ber kaiſerlichen Monarchie felbft begegnen; kurz, es muß auf Wien 
marſchiren. Um ſich den dauernden Befig Benetiend zu fichern, muß 
es vorerft die öfterreihifche Macht in's Herz getroffen haben. 

Welches würden die Folgen fein, wenn Stalien in Udine ober 
Belluno feine militärifche Action abgrenzen und ſich alsdann mit der Be 
fagerung der feiten Pläge befchäftigen wollte? Es würde unvermeidlich 
den ganzen Feldzug aufhalten, denn es würde der öfterreichifchen Armee 

eftatten, fih ruhig nach dem Norden zurückzuziehen, um die kaiſerlichen 

affen gegen Preußen zu verftärten. Btelleiht mit Hülfe Baierns könnten 
Diefe vereinigten Streitkräfte der preußifchen Dffenfive Halt gebieten und 
fie auf eine gezwungene “Defenfive zurüdführen. So würde man nad 
Einbuße der Ergebniffe der vorher errungenen Erfolge vielleicht einen 
Frieden fchliegen, der, eben fo für Preußen, wie für Stalien, keineswegs 
den urfprünglichen Ideen, nad) den unermeßlichen Opfern, die man fid 
auferlegt, entiprechen wilrde Um dieſe traurige Eventualität fern zu 
halten, welches früher oder fpäter die AMllürten ihr Werk wieder aufzu: 
nehmen nötbigen würde, glaubt Preußen nicht ſtark genug auf ber 
. Nothwendigfeit beftehen zu können, von beiden Seiten die Dffenfive 
bis auf's Yeußerfte, d. b. biß unter die Mauern der Hauptftadt 
zu treiben. 

Nehme man für einen Augenblid die entgegengejette Möglichkeit an 
und faffe man insbefondere die Lage Sr in’8 Auge, fo hätte diefem 
in der That die Mitwirkung Italiens mehr gejchadet, als deſſen abfolute 
Neutralität. Die Neutralität hätte wenigſtens eine ganze öſterreichiſche 
Armee in dem Biered zurüdgebalten und zum Vortheile Preußens lahm 

elegt. Die fiegreiche, aber übel verjtandene und in ihrem Laufe aufge 
Baltene Mitwirkung würde dieſe nämliche Armee gegen Preußen bin 
urüddrängen, und dieſes hätte weniger Ausfichten mit als ohne feine 
ianz mit Stalien. Allein die Regierung des Königs, meines allerhöächften 
ern, verläßt fih mit vollftem Bertrauen auf die Loyalität ihres 
Nieten um jede Möglichkeit einer ſolchen Eventualität auszuſchließen. 
Immerhin aber könnte, in ftrategijcher Beziehung, der Marſch ber 
italienifchen Armee auf Wien gefährlich erfcheinen. Die Operationslinte 
ditrfte zu lang geftredt, die Hülfsquellen dürften zu meit entjernt er 
foheinen. Allein in dem Maße man fich der preußifchen Armee nähert, 
hen die Gefahr, und der fchließlihe Sieg wird immer mahr: 
einlicher. 

Uebrigens giebt e8 noch ein unfehlbareg Mittel, um dem beiden 
Armeen das thatkräftige Zufammenmwirken auf einem gemeinfamen Gebiete 
zu fihern: dieſes Gebiet ift Ungarn. 

Die preußifhe Regierung hat kürzlich die ungarifche Frage forgfältig 
ſtudixen laffen. Sie hat bie Heberzeugung erlangt, daß, gleich fehr von 
Kalten und Preußen unterftügt, diefes Land ihnen dafür als Berbinbung 
glied und als ftrategifcher Stütpunft dienen kann. Man entſende 5. B. 
nad der Dftküfte des Adriatifchen Meeres eine ftarfe Expedition, welde 





471 
1866. 


in Rıhts das Hauptheer fchwächen würde, weil man fie zum größten 
ice ns den eben der —e bilden und unter die Befehle 
des Generald Saribaldi ftellen würde. Nach allen Mittheilungen, die der 
preußiſchen Regierung geworden find, würde eine ſolche Erpedition eine 
überaus herzliche Aufnahme bei den Slaven und bei den Ungarn finden. 
Sie würde die Flanke der gegen Wien vorrüidenden Armee deden und 
ihr die Mitwirkung und die Hülfsmittel jener weiten Landſtriche eröffnen. 
Dagegen werden die croatifchen und ungarijchen Regimenter der öfter: 
widifihen Armee fehr bald gegen Heere fh zu fchlagen weigern, die in 
ihren eigenen Fändern als Freunde aufgenommen worden find.. Von 
Rorden ber die Grenzen des preußifchen Schlefiens könnte ein, fo meit 
wie möglich, aus nationalen Elementen gebildete fliegendes Corps in 
Ungarn eindringen und fich mit den italienifhen Truppen, fo wie ben 
fofort fi organıfirenden nationalen Streitfräften vereinigen. Oeſterreich 
würde in dem Maße verlieren, in dem wir gewinnen, und die Schläge, 
die alsdann auf es niederfielen, witrden nicht mehr feine einzelnen Glieder, 
fondern fein Herz treffen. 

Aus allen diefen Gründen legt die preußifche Regierung einen fo 
boden Werth auf die ungariiche Frage und auf die mit dem italienifchen 
Berbndeten auf diefem Boden combinirte Action. Sie fchlägt dem 
Forentiner Cabinet vor, gemeinfchaftlich die Koften zu tragen, welde zur 
Vorbereitung des Empfanges der angegebenen Expedition und der ges 
fiherten Mitwirkung jener Länder ſelbſt nothwendig find. 

Dies ift die allgemeine Idee des Yeldzugsplanes, die der Unter- 
zeichnete, den Weifungen feiner Regierung gemäß, dem italienischen Cabinet 
vorzulegen fich beehrt. Ye mehr diefer Plan auf allgemeine Intereſſen 
Anwendung findet, je mehr er dag gegenjeitige Nähern beider Armeen 
Behufs einer gemeinfamen Action fichert, defto mehr fchmeichelt fich die 
Regierung des Unterzeichneten, daß er bei der italienifchen Regierung 
eme ſympathiſche Aufnahme finden und mächtig zum Erfolge des großen 
Unternehmens beitragen werde. 

Indem der Unterzeichnete Se. Ercellenz den Herrn General Lamarmora 
bittet, ihn baldmöglichſt mit einer Antwort —* zu wollen, fühlt er 
ſich gedrungen, ihn feiner vollkommenſten Hochachtung zu verſichern.“ 


Uſedom. 


Nach dem Bekanntwerden vorſtehender Note im Sommer 
1868 brachte der „Preußiſche Staats-Anzeiger“ folgende 
beiden Erklärungen: 


31. Juli. „Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ bringt die Nach- 
not, daß die vom K. Befandten Grafen von Ufedom unterm 17. Juli 
1866 an den General Lamarmora gerichtete Note von Seiten der 
K. Regierung weder autorifirt, noch genehmigt, fondern erft 
zehn Tage nad ihrer Uebergabe in Berlin befannt geworden 
ft Dies iſt richtig, und ergiebt ſich hieraus, daß der Tert der Note 
keine fihere Unterlage für Schlußfolgerungen über die polis 
tiſhen Intentionen der K. Regierung zu gewähren vermag.“ 
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11. Auguft. „Aus der Erflärung des, Staatsanzeigers“ vom 31.0. M. 
bat das italienifche Journal „Opintone” eine irrthümliche Yolgerung ge: 
jogen. Diefes Blatt erblidt in jener Erklärung „eine folenne, dem General 

amarmora gemährte Satisfaction*. Es ift wohl kaum nöthig, zu bes 
merken, daß der Nedaction des „Staatsanzeiger8“ nichts ferner gegen 
bat, als der Gedanke, daS Verfahren des General Lamarmora billigen 
oder nejchönigen zu wollen. Das Verhalten diefes Staatsmanns begegnet 
in allen amtlichen und außeramtlichen SKreifen Preußens derfelben 
tbeilung mie in der öffentlihen Meinung Italiens. Die erwähnte Er⸗ 
Härung hatte nur den Zmed, die Berantmwortlichleit für den „Zert“ 
der Note des Grafen Uſedom von der 8. Regierung abzulehnen, 
weil einige in diefem Altenftüde enthaltene Nedemendungen 
nah Form und Inhalt mit den Auffaffungen der K. Regierung 
nit übereinftimmten. Der Yeldzugsplan, welden jene Note 
empfiehlt, war von dem Augenblide an, wo der Ausbrud de 
Krieges mahrjheinlih wurde, bereit8 Gegenfland der Ber 
Spredungen von Preußifhen und Stalienifhen Militärs K 
wesen und konnte zur Zeit der Uebergabe der Note für feinen ver Be 
theiligten etwas Neues fein.“ 


23. Juni. Die italieniiche Armee geht über den Mincio. 


24. Zuni. Schlacht bei Euftozza. 
Sieg der Defterreiher über die Italiener. 


48, Ber firieg in SKöhmen. 


23.— 29. Juni. Die erften Erfolge. 


23. Juni. Einmarjch der Armeen des Prinzen Sriedrih Karl 
und General v. Herwarth in Böhmen. | 


26. Juni. Turnau. Podol. 
Einmarſch der Armee ded Kronprinzen in Böhmen. 
27. Suni. Nachod. 
28. Juni. Trautenau. Skalitz. 
29. Juni. Gitſchin. Schweinjhäbel. 
30. Zuni. Abreife ded Königs, mit ihm des Grafen v. Biömard 
zur Armee in Böhmen. 
2. Zuli. Hauptquartier in Gitſchin. 
Naͤchtlicher Kriegsrath. 
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Briefe Bismarck's. 
Bismard an jeine Gemahlin. 
Sichrow, 1. Juli 66. 

„Bir find heut von Reichenberg aufgebrochen, eben hier eingetvoffen, 
noch ungewiß, ob mir hier oder in Turnau bleiben. Die ganze Heife war 
eine gefährliche. Die Defterreicher konnten geftern, wenn fie Cavallerie 
von Leitmeritz gefchidt hätten, den König und uns alle aufheben. Wir be-. 
egnen überall Gefangenen, e8 follen ſchon über 15,000 fein nad) den 
bir vorliegenden Angaben. Jitſchin ift geftern von ung mit dem Bajonett 
genommen, Brankfurter Divifion. Hige furchtbar. Zufuhr von Proviant 
hwer; unſere Truppen leiden vor Mattigfeit und Hunger. Im Lande 
his bier nicht viel Spuren des Krieges, außer zertretenen Kornfeldern. 
Die Leute fürchten fi) nicht vor den Soldaten, ftehen mit Frau und Kind 
m Sonntagsftaat vor den Thüren und wundern fih. In Zrautenau 
haben die Einwohner 20 wehrloſe Hautboiften von uns ermordet, die nad) 
fm Durchmarjch ihrer Regimenter dort hinter der Front geblieben. Die 
Zhäter in Glogau vor Kriegsrecht. Bei Münchengrätz bat ein Brauerei- 
befiger 26 unterer Soldaten in den Spiritußfeller gelodt, betrunfen 
gemacht, angezündet. Die Brennerei gehörte einem Klofter. Außer der» 
kihen erfahren wir bier weniger als in Berlin; die Schloß, beiher jehr 
Aut, gehört Fürft Rohan, den ich in Gaſtein jährlich ſah.“ 


Jitſchin, nicht Gitſchin, 2. Juli 66. 

„Eben von Sichrow her angelommen; auf dem Schlachtfelde hierher 

lag «8 noch voll von Leichen, Pferden, Waffen. Unfere Siege find viel 
ößer, als wir glaubten; es fcheint, daß ‘wir jest ſchon über 15,000 Ges 
Tngene haben, und an Todten und Berwundeten wird der öfterreichifche 
Serluft noch höher, gegen 20,000 Mann, angegeben. Zwei ihrer Corps 
find ganz zerjprengt, einige Negimenter bis zum legten Mann vernichtet. 
Ich * isher mehr öfterreichiiche Gefangene als preußifhe Soldaten 
zu ſehen befommen. Schide mir durch den Courier immer Cigarren, zu 
1000 Stüd jedesmal, wenn es geht, Preis 20 Thlr., für die Lazarethe. 
Ale Berwundeten fprehen mi darım an. Dann laß durch Bereine, 
oder aus eigenen Mitteln, auf einige Dugend Kreuzzeitungsercemplare 
tür die Razarethe abonniren, 3. B. für das in Neichenberg, die andern 
Ortsnamen fuche vom Kriegsminifterium zu erfahren. Was macht Cler⸗ 
mont« Tonnere? kommt er nicht? Mir fehlt bisher Poſtnachricht. Scide 
mir doch einen Revolver von grobem Kaliber, Sattelpiftol. Carl B. ift 
jehr zu loben, dies thätige Princip unferer reifenden Häußlichkeit. Grüße 
ih. Scide mir einen Roman zum Lefen, aber nur einen auf einmal. 
Gott behüte Dich!“ 


3. Juli. Königgrätz. 
Graf Bis marck mit dem König auf dem Schlachtfelde. 
Aus dem Schreiben des Königs an die Königin: 


„So avpancirte die Infanterie bis zum Thalrande der Elbe, wo jen- 
ſeitz dieſes Flußes noch ſehr heftiges Öranatenfeuer erfolgte, in daß id 
and gerieth, aus dem mid Bismard ernftlich entfernte.“ 
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4. Zuli. Hauptquartier nah Horicz. 

6. Zuli. Hauptquartier nah Pardubitz. 

6. Zuli. Der öfterreichiiche Feldmarjchall » Lieutenant v. Gablenp 
überbringt Waffenftillftandsanträge. 

8. Zuli. Ablehnung des Waffenftillitands. 

Befegung Prag. 

9. Zuli. Hauptquartier nah Hohenmauth. 

10. Zuli. Hauptquartier nah Zwittau. 

12. Zuli. Einzug in Brünn. 

15. Juli. Tobitſchau. 

18. Juli. Hauptquartier nach Nikolsburg. 


Briefe Bismarck's. 
(Aus Hohenmauth, Zwittau und Prag.) 


Hohenmauth, Montag 9. Juli 66. 


„Weißt du noch, mein Herz, wie wir nor 19 Jahren auf der Bahn 
von Prag nah Wien bier durdfuhren? Kein Spiegel dest die Zukunft, 
auch nicht, als ich 1852 mit dem guten Lynar diefe Eifenbahn paffirte. 
Uns geht es gut; wenn wir nicht übertrieben in unferen An- 
fprüden find und nicht glauben, die Welt erobert zu haben, 
fo werden wir aud einen Frieden erlangen, der der Mühe 
werth ift. Aber wir find ebenfo ſchnell beraufcht wie verzagt, 
und ich habe die undanktbare Aufgabe, Waſſer in den bran: 
fenden Wein zu gießen und geltend zu maden, daß wir nidt 
alleinin Europa leben, fondern mit noch dreiNahbarn. Die 
Defterreicher ftehen in Mähren, und wir find ſchon fo Hihn, daß für morgen 
unfer Hauptquartier da angefagt wird, mo fie heute noch ftehen. Gefangene 

affteen noch immer ein, und Kanonen feit dem 3., bis heut 180. Holen 
He ihre Südarmee hervor, fo werden wir fie mit Gottes gnädigem Bei⸗ 
ftande auch ſchlagen! das Vertrauen ift allgemein. Unſere Leute find zum 
Küffen, jeder jo todesmuthig, ruhig, rolglam, gefittet, mit leerem Magen, 
naſſen Kleidern, naffem Lager, wenig Schlaf, abfallenden Stiefeljohlen, 
freundlich gegen alle, kein Plündern und Sengen, bezahlen was fie können, 
und eſſen verjchimmeltes Brod. Es muß dod ein tiefer Fond von Gottes⸗ 
eat im gemeinen Mann bei uns figen, fonft könnte das alles nicht fein. 

achrichten Über Bekannte find ſchwer zu haben, man liegt meilenmeit 
außeinander, feiner weiß wo der andere, und niemand zu jchiden, Menſchen 
wohl, aber feine Pferde. Seit 4 Tagen laſſe ih nah Philipp*) fuchen, 


*) Bismards Neffe 
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der durch einen Lanzenſtich am Kopfe leicht verwundet ift, wie &. mir 
ihrieb, aber ich kann nicht entdeden, wo er liegt, und jest find wir fchon 
8 Meilen weiter. Der König erponirte fih am 3. allerdings ſehr, und 
& war fehr gut, daß ich mit war, denn alle Mahnungen Underer 
frnhteten nicht, und Niemand hätte gewagt, fo zu reden, wie ich e8 
nr beim legten Dale, welches half, erlaubte, nachdem ein Knäuel von 
10 Küraffieren und 15 Pferden vom 6. Küraffier-Megiment neben ung 
fih bintend mälzte, und die Granaten den Herrn in unangenehmfter Nähe 
anſchwirrten. Die ſchlimmſte ſprang zum Glüde nicht. ift mir aber 
voh lieber fo, als wenn er die Borldt übertriebe. Er war enthufiasmirt 
über feine Truppen und mit Recht, fo daß er dad Saufen und Einfchlagen 
neben fih gar nicht zu merken ſchien, ruhig und behaglich wie am Kreuz⸗ 
berg, und fand immer wieder Bataillone, denen er danken und guten 
Abend jagen mußte, bis wir denn richtig wieder ins euer hineingerathen 
waren. hat aber ſo viel darüber hören müſſen, daß er es künftig 
laſſen wird, und Du kannſt beruhigt ſein: ich glaube auch kaum noch an 
eine wirlliche Schlacht. 

Wenn Ihr von jemand keine Nachricht habt, ſo könnt Ihr unbedingt 
annehmen, daß er lebt und geſund iſt, denn alle Verwundungen von 
delannten erfährt man in längften® 24 Stunden. Mit Herwarth und 
Steinmeg find wir noch gar nicht in Berührung gefommen, ich I alfo 
ad Sch. nicht gefehn, weiß aber, daß beide gehund find. ©. führt rubig 
Nur Scwabron nit dem Arm in der Binde. Leb wohl, ih muß in 


Dein treuefter v. B.“ 


Zwittau in Mähren, 11. Juli 66. 


„Mir fehlt ein Tintenfaß, da alle befegt, fonft geht e8 mir gut, nach⸗ 
dem ih auf Feldbett und Yuftmatrage gut gefchlafen und durch Brief 
von Die um 8 gewedt. Ich mar um 11 zu Bett gegangen. Bei Königs⸗ 
gräg ritt ich den großen Fuchs, 13 Stunden im Sattel ohne Futter. Er 
belt fehr gut auß, ſchrak weder vor Schüffen noch vor Leichen, fraf 
Achten und Pflaumbläiter mit Vorliebe in den fchwierigften Momenten 
und ging flott bis ans Ende, wo ich müder ſchien als das Pferd. Mein 
erſtes Rager für die Nacht mar aber auf dem Straßenpflafter von poric 
ohne Stroh, mit Hilfe eines Wagentiffend. Es lag alles voll Verwundeter; 
der Großherzog von Mecklenburg entdedte mic, und theilte fein Zimmer dann 
mim, N. und 2 Adjutanten, mas mir des Regens wegen fehr ermünfe t 
km. Was König und Granaten anbelangt, fchrieb ich Dir ſchon. Die 
Beneräle batten alle den Überglauben, de als Soldaten dürften dem 
Kinige von Gefahr nicht reden, und ſchickten mich, der ih auch Major 
ti, jededmal an ihn ab. Leb wohl, mein Herz, ih muß zu ©. 


Dein treueiter v. B.“ 
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trriebensbemühnngen. 


4.—5. Juli. Oeſterreich erbittet Frankreich Ariedendvermittelung 
unter dem Anerbieten der Abtretung Venetiens an Franfreid). 


5. Juli. Kaifer Napoleon zeigt died dem König von Italien 


an: Ein weitered Blutvergießen werde unnütz. Stalien fönne 


fein Ziel durch Berftändigung mit Frankreich erreichen. 
Deutihland ſolle zunächſt ein Waffenftillftand vorgeſchlagen 
werden. 





Der italieniſche Minifter bes Auswärtigen Bisconti-Benofs 


an ben Geſandten in Paris: 
„Der König von Italien dankte dem Kaifer für das Intereffe an ber it 


fenifhen Sache, und behielt fih vor, die Gefinnungen des Königs von Preußen, 


feines Verbündeten, bezilglich des hochwichtigen Vorſchlags kennen zu lernen. Den 
Baffenfillftand oder die Einftellung ber Feinbfeligleiten betr., kann bie Regierung 
bes Königs einer doppelten Pflicht nicht untren werden: gegen Preußen, welches, 
ba es uns feine Acceptation im vorliegenden Falle nicht angezeigt hat, das Recht 
bat, zu erwarten, daß wir unfere militairifhen Operationen verfolgen, — gegen 
bie Oeſterreich unterworfenen, in ber abminiftrativen Begrenzung Benetiens wicht 


einbegriffenen italieniichen Benöllerungen, beren Befreiung Gegenflanb aller unferer 


Anftrengungen fein muß.“ 


Bisconti-Benofta an den Gefandten in Berlin. 


„Unfere Ehrenhaftigleit und der einftimmige Wunfch der italienischen Ra- | 


tion fihern ber preußiichen Regierung bie Fortfegung unjerer Mithilfe (coopera- 
zione) zu, fo weit diefelbe es von uns erheiſchen kann. In jeber Weife wünfden 
wir uns ohne Zögerung mit ihr Über bie zwiſchen Italien und Preußen gemeiniem 
feftzufegenden Bedingungen zu verfländigen, um im Stande zu fein, auf ben 
Borichlag des Kaifers der Franzoſen zu antworten.“ 


Preußens Stellung zu den Friedendbemühungen. 
Provinzial» Correspondenz vom 11. Juli. 


— — — ‚Der Kaiſer Napoleon weiß, daß bie Befreiung Benetiens 
nicht ein Ergebniß bes guten Willens won Defterreih, fonbern eine Zbst 
Preußens ift: Preußens Waffen haben Benetien befreit. Je mehr 
Werth Napoleon nad feiner bisherigen Politit auf biefen Erfolg legt, befo 
mehr ift die Zuverſicht berechtigt, daß er benjelben auch Preußen gegenäter 
vollauf würbige. 

Bor Allem aber wiſſen Frankreich und fein Fürſt die Bedeutung und bie 
Folgen jo wichtiger Thatſachen, wie fie ſich feit dem Scheitern ber Konferenzen 
in Deutſchland entwidelt haben, richtig zu ſchätzen. 

Bei allen Erwägungen und Berhbanblungen muß es fhwer 
ins Gewicht fallen, daß Preußen heute auf Grunb feiner mit 
dem Blute des Preußifchen Bolles errungenen Siege zwei König- 
reihe und ein Kurfürftentbum in Norbbeutfhland, ſowie zwei 
Provinzen Defterreihs in feiner Gewalt bat. 

Indem Preußen Uberzeugt fein darf, daß ber Kaifer Napoleon bie Beben- 
tung und das Gewicht dieſer Thatſachen volllommen anerlennt, hat unfere Re⸗ 
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gerung feine Bermittelung zur Serbeiführung von Friedensunterhandlungen an 
und für fi nicht von der Hanb gewiefen. 

Bevor jedoch ein Waffenſtillſtand abgejchlofien werben kann, muß Preußen 
verlangen, baß befriebigende Grundlagen für ben Abſchluß eines wirklichen Frie⸗ 
tens in fichere Ausficht genommen jeien, — weil fonf der Waffenſtillſtand bie 
gregten militairifchen Nachtheile für Preußen im Gefolge haben könnte. 

Unter allen Umftänden barf das Preufiihe Volk mit ebenfo ruhiger Zu- 
verht auf ben weiteren Gang der politifchen Verhandlungen, wie mit freubiger 
Senugthuung auf den Verlauf des Krieges biiden. Preußen wirb bie flegreichen 
Boffen nicht aus ber Hand legen, bis bie hoben Interefien bes engeren und 
tes weiteren Vaterlandes, für welche unfere Regierung ben gewaltigen Kampf 
aufgenommen bat, in jeber Beziehung Befriedigung erhalten haben.” 


Staat» Anzeiger vom 12. Juli. 


„Um bie in ber Preffe beroortretenden Irrthümer in ber Beurtbeilung ber 
xgenwärtigen politiihen Tage aufzulflären und bie dadurch in ben Gemüthern 
bervergerufere Ungewißheit und Unruhe zu beſeitigen, ſind wir zu der folgenden 
Klärung ermächtigt: 

Die zwifchen Preußen unb Italien beftehenden vertragsmäßigen Berpflich- 
tungen machen es unmöglich, ohne gegenfeitige Zuftimmung beiber Staaten, einen 
Vaffenſtillſtand ober Frieden mit Defterreich abzufchließen. Diele Verpflichtungen 
baben auch Italien verhindern müſſen, auf ben einfeitigen, nur bortbin gerichteten 
Friedenswunſch Oeſterreichs durch Annahme Benetiens als Geſchenk einzugeben, 
aut ben eigenen Antheil am Kriege zu beenden. 

Europa weiß, daß nicht niebrige Eroberungsfucht die Triebfeber Preußens 
in dem großen Kampfe ift, zu welchem es burch Defterreich und feine Bunbesge- 
zflen gezwungen worden. Was Preußen erobern will, dient ben höchſten natio- 
nalen Zielen, betrifft bie ebelften nationalen Güter. Wir verlangen für ung nur 
Garantieen für bie territoriale Sicherheit unferer Zukunft. Für Deutichland aber 
die Herftellung einer ftaatlihen Einheit, wenigftens unter der Mehrzahl deutſcher 
Stimme und Staaten, um ben unmürbigen Zuſtänden innerhalb feiner Grenzen 
an Ende zu machen, welche das Anjeben und die Machtſtellung der Nation fo 
lange berabgebrüdt und erniedrigt haben. 

Bei Erfüllung dieſer nationalen Milfion ſteht die Mehrzahl der patrioti- 
ſchen deutichen Fürſten an Preußens Seite. Unfer Bolt aber opfert Gut und 
Blut biefer hoben Aufgabe, und unfere Söhne der Armee, unter ber Führung 
ihres Königlichen Kriegsherrn, find erfüllt von ber Heiligkeit bes großen Kampfes, 
wie unfere Väter von 1813. 

Ueberall, wo fie in Feindesland auftreten, legen fie ein leuchtendes Zeugniß 
davon ab, wie fie ald Träger europäifcher Gefittung von dem Bewußtſein durch⸗ 
rungen find, daß fie nicht den Völkern ben Krieg machen, jondern nur ben Re- 
gerungen, welche jene vergebens zu blindem Haffe gegen Preußen aufzuſtacheln 
verfuht Haben. Ueberall, wo unfere Fahnen eine Zeit lang wehen, weicht dieſer 
Huf edleren Gefühlen gegen uns. Unſere Armeen aber, begleitet von den Sym- 
dahien der "Nation, getragen von dem Bewußtjein ihrer hoben Aufgabe, werben 
für Die Löoſung derſelben zu fiegen und zu fterben wiſſen.“ 


8.—20. Zuli. Weitere Kriegdoperationen der italieniſchen 
Armee und Flotte. 
15. Suli. Stalien wünſcht, daß Preußen auch die Erwerbung bed 
Trentin für Stalien ald Bedingung des Waffenftillftandes 
aufnehme. 
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20. Zuli. Seeſchlacht bet Alfa. Steg der Defterreicher. 


Stegreiched Gefecht der Preußen bei Blumenmt. 


4.—26. Juli. Siegreicher Feldzug der Main-Armee. 
16. Zuli. Einzug in Frankfurt. 


49. Bie Waffenſtillſtands und Sriedensperhandlungen 
m Rikolsburg. 


Ueberſicht aus dem Werke ded preußiichen General: 
ſtabes: „Der Feldzug von 1866." 


„Unmittelbar nad) der Schlacht bei Königgrätz hatte der Kaiſer von 
Defterreih dem Kaifer Napoleon Benetien abgetreten und fich bereit er- 
Härt, feine Bermittelung anzunehmen, um dem Kriege in Deutjchland ımd 
Stalien ein Biel > jegen. Dies theilte Kaifer Napoleon dem König 
Wilhelm in einem Telegramme mit, welches in der Nacht vom 4. zum 5. 
im Hauptquartier Horig eintraf. Der Kaifer fagte darin, das durch die 
o großen und jchleunigen Erfolge der preußifchen Waffen herbeigeführte 

rgebniß nöthige ihn, aus feiner Rolle vollitändiger Enthaltung heraus⸗ 
zufreten, er kenne aber zu gut die hochherzigen Gefinnungen des Königs, 
um nicht zu glauben, daß diefer, nachdem die Ehre der preußijchen Armee 
fo hoch gehoben, nunmehr die Bemühungen, welche er felbft geneigt fei, 
jur Herftellung des Friedens aufzumenden, mit Genugthuung aufnehmen und 
aß ein Waffenftillftand den Weg zu Friedensverhandlungen eröffnen werde. 

Die politiihe Tage war hiermit in eine neue umd bedeutſame Phaſe 
etreten. 

i Branfreih hatte, feit der Verſuch, die fchwebende Bra zwiſchen 
Preußen und Oeſterreich auf einem Kongreß zum friedlichen Austrag zu 
bringen, an der Abneigung Oeſterreichs gefcheitert war, ſich jeder Theil⸗ 
nahme an den Begebenheiten enthalten und die Stellung eines beobad- 
tenden Zufchauers bewahrt. Setzt hatte Defterreich Frankreich Bermittelung 

angerufen; der Kaifer Napoleon bot fie Prengen und Italien an. | 

Es lag in der Natur der Dinge wie in der Friedensliebe des Königs, 
daß die dargebotene Bermittelung nicht ohne Weitere von der Hand ge 
wielen werden konnte. Die Rückwirkung einer Ablehnung auf die ferner 
ga tung Frankreichs war um fo fehwieriger zu berechnen, als geregelte 

erhandlungen und diplomatische Korrejpondenzen mit den Ereigmilen 
nicht Schritt zu halten vermochten, und als die Intervention Franfreihd 
fofort eine Deffentlichkeit erhalten hatte, welche ihren Erfolg unter be 
Kontrole der franzöfiihen Nation ftellte. 

Leicht war es möglich, dag Frankreich der mohlmollende Freund de% 
jenigen Theiles wurde, welcher die Vermittelung angerufen und in jene 
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Hand das Opfer niedergelegt hatte, wozu der Miferfolg des Krieges ihn 
genöthigt. Nachdem der Moniteur vom 4. Abends die fo plöglich einge⸗ 
tetene Phaſe einmal verkündigt hatte, wurden in Frankreich jelbft zahl- 
rache und bedeutende Stimmen laut, melde eindringlich forderten, daß 
der Kaifer Napoleon die Bermittler-Rolle übernehmen folle. Die Gefahr 
abzumenben, welche in der öffentlichen Meinung eines großen Theiles der 
franzöfifchen Nation lag, und die Weisheit der Kaiferlichen Regierung in 
ber ruhigen Beurtheilung der Berhältniffe zu unterftügen, war Aufgabe 
der preuifihen Politik. 

Einen Stillſtand der Operationen freilich ſchloſſen ſowohl die mili- 
tärifche Situation, wie die gegen Italien libernommene Verpflichtung ab» 
jolut aus. Preußen und Italien hatten fi gegenfeitig zugefichert, nad) 
ausgebrochenem Kriege weder auf Frieden nod WaftenftUftand ohne die 
Zuftimmung des anderen Theils eingehen zu wollen. 

Die Entſcheidung Sr. Majeftät des Königs fiel dahin aus, daß die 
Bermittelung Frankreichs im Princip angenommen, die erforderliche Ver⸗ 
Händigung mit alien gefucht, die militäriſchen Operationen aber mit 
allem Nachdruck fortgeſetzt werden follten. 

Noch am 5. wurde von Horig aus an den Kaifer der Franzojen 
telegrapbirt, daß man feinen Vorſchlag annehme und bereit ſei, fich über 
die Mittel zur gerketung des Friedens zu verfländigen. Der Königliche 
Botihafter in Paris wurde zugleich angewiefen, dem Kaifer die Bedin- 
gungen darzulegen, unter welchen die Verpflichtungen gegen Italien und 
die militärische Situation einen Waffenftillitand möglich machen würden. 
Die italienifche Regierung wurde duch den Königlichen Gefandten in 
ölorenz und dur ihren eigenen Militär- Bevollmächtigten im Haupt 
Onartier, Grafen d’Avet, von der Sachlage unterrichtet. Die Armee ſetzte 
ihre Bewegungen fort, und während des kriegeriſchen Handelns hatte die 
Politif ihre Aufgabe zu löſen. 

Am 7. Juli wurde von Pardubig aus der ehemalige Gefandte in 
Münden, Prinz Heinrih VII., Neuß, mit einem eigenhändigen Briefe 
Seiner Majeftät an den Kaifer Napoleon und mit Inftructionen für den 
Königlihen Botſchafter nad) Paris gefandt. Es wurde darin von Neuem 
die Dereitwilligleit des Königs, aber auch die Nothwendigkeit der Zur 
fimmung Italiens, ausgeſprochen, zugleih darauf hingewieſen, daß die 
militärische Situation nicht erlaube, einen Waffenftillftand ohne Bürgfchaften 
für den eventuellen Inhalt eines künftigen Friedens zu fließen. 

Was den Frieden felbit betraf, jo war Se. Majeftät dabei, wie bei 
jemer ganzen bisherigen Politif, von der Uebeteinftimmung der preußifchen 
und deutfchen Intereifen ausgegangen. Letztere forderten eine Entwidelung 

Grund und im Sinne der nationalen Idee, deren volle und reine 
Entfaltung im alten Bunde hauptſächlich durch den Drud verhindert war, 
welchen ein in wejentlichen Beftandtheilen fremdartiger Körper, wie Oeſter⸗ 
ich, ausüben mußte. Das preußifche Intereſſe erheifchte eine Konfolidirung 
und Kräftigung Preußens innerhalb feiner natürlihen Machtſphäre in 
Rorddeutfchland, d. h. alfo eine unmittelbare und reale Verbindung zwiſchen 
den bisher getrennten Theilen feiner Monarchie und eine auf engem 
Dundesverhältnig beruhende Führung der übrigen norddeutichen Staaten. 

Diefe beiden in fi weſentlich zufammenhängenden Geſichtspunkte 
wurden dem Königlichen Botfchafter in Paris als maßgebend für Be⸗ 
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in Deutfchland. Es mar allerdings eine ernfte Forderung, die an das 
öfterreichifche Kaiſerhaus berantrat. 

Aber auch im preußiichen Hauptquartier bedurfte die vorläufige An- 
nahme dieſer Baſis einer ernften Erwägung. Es entfland die Frage, ob 
die beiden in der oben erwähnten Inftruction an den Königlichen Botſchafter 
ongedeuteten Geſichtspunkte, nationale Entwidelung Deutjchlandg und 
Yontelidirung einer würdigen Machtftellung Preußens hinlänglich gewahrt, 
würden. 

Das von Paris dargebotene Programm, obgleich e8 wichtige Bürg⸗ 
haften fir die Yernhaltung fremder inmijhung in die nationale Ent- 
widelung Deutfchlands - enthielt, war doch unvo ſandig in demjenigen, 
was es Preußen bot, — nach ſolchen Erfolgen und im Gegenſatz zu dem, 
was für Preußen auf dem Spiele geſtanden und was die Gegner, wenn 
die Dinge eine andere Wendung genommen, von ihm gefordert hätten. 

Es mußte daher in Paris als ein Beweis von der großen Friedens⸗ 
liebe anerkannt werden, als Se. Majeſtät der König am 18. von Brünn 
aus auf telegraphiſchem Wege nach Paris ermidern ließ: 

Als *— für den definitiven Frieden fünne er das Programm nicht 
als ausreihend anerkennen, da ein beftimmter Mactzuwace Preußend 
dur territoriale Vergrößerung auf Koften der feindlichen Staaten in 
Rordbeutfchland durch die Krie sereigmiff und die Stimmung der Nation 
zur Nothwendigkeit geworden fi ohl aber genüge dies Programm, 
um, unter Borausfegung der Zuſtimmung Italiens, einen Waffenftillftand 
zum Zweck definitiver Friedens⸗Unterhandlungen zu ſchließen, wenn Oefter« 
reich e8 annehme. Um deſſen Abficht feftftellen zu können, fei der König 
bereit, Fünf Sage lang Waffenruhe zu geftatten. Nehme Defterreich vor 
Ablauf diefer Friſt das Programm an, fo werde der Waffenftillitand ge- 
ſchloſſen werden und die Friedens-Unterhandlungen beginnen können, fobald 
Jtalien zuſtimme. Die Berhandlung fei nur zwiſchen Preußen und 
Defterreich zu führen, die übrigen friegführenden Staaten werden jelbft- 
fändig zu verhandeln haben. Nehme Defterreich nicht binnen der gegebenen 
Friſt an, fo werde der Krieg fortgehen. 

Der Austaufch der Anfichten mit Paris bot große Schwierigkeiten 
dar. Ungeachtet der Leiſtungen der preußiihen Direction war der 
telegraphijche Verkehr, durch heimliche Bejhädigungen der Dräthe, bald 
verzögert, bald gänzlich unterbroden, und wichtige Telegramme langten 
erſt nach mehreren Tagen oder auch gar nit an. Soviel ließ fidy er- 
lennen, daß eine Einverleibung aller im Kriege gegen Preußen begriffenen 
Yander in Norddeutfchland nicht ohne die WA weiterer Berwidelungen 
ansführbar fei, daß aber neben anderen weltlichen Gebieten entweder Die 
Erwerbung eines Theiles von Sachſen gegen Berzichtleiftung auf einen 
entfprecdenden Theil von Hannover, oder der Erwerb des ganzen König⸗ 
I a nober möglich fei, ohne die Einmiſchung Frankreich zur Yolge 
zu haben. 

Zur Erleichterung der Berftändigung und zur Benugung ber unge- 
flörten Telegraphen⸗-Linie zwiſchen Barıa und Wien begab ſich Herr 
Denedetti dorthin. 

Der Königlich italienifche Gefandte in Berlin, Graf Barral, war 
inzwiichen angetommen und dadurch die Möglichkeit gegeben, die Unter- 
bandlungen im Einverftändnig mit Italien zu führen. 

zarſt Dismard. 31 
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Am 18. wurde da3 Hauptquartier Sr. Majeftät des Königs nach 
Nicolaburg verlegt, während die Armee ihre Bewegung gegen die Donan 
und Wien fortfegte. 

Am 19. früh traf Herr Benedetti von dort wieder ein. Er war 
in den Stand gejeßt, mündlich mitzutheilen, daß Oeſterreich die von 
Frankreich vorgefchlagene Baſis im Prinzip annehme und zu einem 
MWaffenftillftand bereit fei, damit die Friedens» Präliminarien verhandelt 
werden könnten. Nachdem dies durch eine amtlihe Mittbeilung de 
franzöfiihen Botjchafters in Wien, des Herzogd von Grammont, vom 
20. Juli beftätigt war, erfolgte von preukifeer Seite die Erklärung, daß 
man bereit fei, ji fünf Tage lang der Feindſeligkeiten zu enthalten. 

Die in Eibesbrunn zufammengetretenen Generale fchloffen darauf die 
Convention, melde das Aufhören der Yeindfeligleiten auf der ganzen 
Linie bezweckte. 

Noch am Abende des 21. kamen als öfterreichifche Bevollmächtigte 
behufs at von Friedends Präliminarien nah Nicolaburg: der 
ehemalige öfterreichiiche Gefandte in Berlin, Graf Karolyi, der frühere 
Kriegdminifter, Fel ggugmeifter Graf Degenfeld und der frühere öfter: 
reihiihe Gefandte Boron Brenner. Die Unterhandlungen begannen 
fofort am folgenden Tage und wurden preußifcher Seits durch den 
Deinifter- Präfibenten Grafen Bismard mit dem Grafen Karolıt und 
dem Baron Brenner geführt, während der General Freiherr v. Moltle 
gieichgeitig mit dem ieh Veldzeugmeifter Grafen Degenfeld 
die Militär-Sonvention über den Baftentilftend entwarf. Bon Preußen 
wor die Zuziehung Jtaliend zu diefen Berhandinngen beabfichtigt, umd 
der italienifche Gelandte, Graf Barral, welcher dem Hauptquartier nad) 
Nicolsburg gefolgt war, wurde aufgefordert, an denjelben Theil zu nehmen; 
er erklärte aber, dazu nicht mit Inſtruction und Vollmacht verfehen zu 
fein. Es wurde daher verabredet, daß der preußifche Unterhändler ihm 
Mittheilung über die Verhandlungen made, welche ihn in den Stand 
fegen, feine Regierung fortlaufend von dem Stande der Dinge iu Kenntniß 
* halten und ihr die erforderlichen Aeußerungen möglich zu machen. 

ie Zuftimmung Italiens zu dem eventuellen Ergebniß der Berhandlungen 
war Übrigens im Voraus gegeben, da Italien fich verpflichtet hatte, feine 
Zuftimmung zum Friedensfhluß nicht zu verjagen, wenn der Erwerb 
Benetiens ihm gefichert war. 

Die Verhandlungen füllten die Tage vom 23. bis 26. aus. 

Obgleich diefelben unter Bermittelung Frankreichs zu Stande ge 
fommen waren, fo beabfichtigte der Kaijer Napoleon doch nicht, die fürm- 
lihe Stellung einer Friedensvermittelung einzunehmen, und fein Botſchafter 
nahm daher an den Beiprehungen nit Theil. 

Die von Parid beiden Theilen empfohlene Friedensbafis mußte dabei 
u Grunde gelegt werden. Sie gab die großen Grundzüge: die felbft- 

ändige nationale Entwidelung Deutfchlands ohne Betheiligung Oeſter⸗ 
reichs; das Anerkenntniß des engeren Bundes in Norddeutichland; die 
Berechtigung der jüddeutfchen Staaten, zu einem felbftfländigen Bunde 
aulammengntveien und die Erhaltung nationaler Bande für das geſammte 

eutihland. Auch die Erhaltung der Integrität der öfterreichifchen Mon: 
archie, mit Ausſchluß von Venetien, mar damit im Prinzip ausgefproden. 
Nächſt diefem war es ein zweiter Punkt, auf welchem die öſterreichiſchen 
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Bevollmächtigten unbedingt zu beharren angemiefen waren: die Erhaltung 
der territorialen Integrität Sachſens, dezjenigen unter den Verbündeten, 
welcher mit Oeſterreich auf denfelben Schlachtfeldern gefämpft hatte. In 
beiden Richtungen konnte Preußen den öfterreichiichen Wiinfchen entgegen« 
tommen, fobald es im Norden und im Welten, wo feine Sicherheit durch 
die territorialen Berhältniffe am flärkften in Frage geftellt war, genügende 
Birgfhaft für die Zukunft erhielt. Frankreich, deſſen Stellung zu den 
Gebiet3» Veränderungen überhaupt oben bezeichnet worden, hatte ſich die 
öfterreichiichen Wünjche in Betreff Sachſens mefentlid) angeeignet, weil 
ihm an einer rafchen Beendigung des Krieges gelegen war und es für 
Defterreich den Abſchluß des Friedens zu erleichtern dringend wünſchte. 
Dazu Tamı, daß das in feiner Integrität erhaltene Sadılen im Nord» 
deutihen Bunde für Preußen einen zuverläffigen und treuen Verbündeten 
bot, defien Werth von Sr. Majeität dem Könige tief empfunden wurde. 

Wie weit der direkte territoriale Geminn, defien Umfang durch das 
reale Bedürfnig Preußens bedingt wurde, fich erftreden würde, brauchte 
im gegenwärtigen Frieden nicht feftgeftellt zur werden, und konnte es kaum. 

Die jämmtlichen übrigen deutſchen Staaten, Sachſen nicht ausge⸗ 
nommen, hatten Feinen Theil an den Verhandlungen; es mußte ihnen 
jelbit vorbehalten bleiben, auf welche Bedingungen bin fie mit Preußen 
Frieden fchließen mochten. Zu vergeben hatte Defterreich natürlich nichts 
von ihren Territorien, es konnte nur im Voraus die Beränderungen an« 
erfennen, welche Preußen vornehmen möchte, und während letzteres verhieß, 
diefe Beränderungen nicht auf Sachfen auszudehnen, verſprach Oeſterreich 
ſein Anerlenntniß aller übrigen. 

Mindere Schwierigkeiten boten andere Punkte, mie die jest jelbft- 
verftändlich gewordene MWebertragung des üfterreichiichen Anrechts an 
Shleswig-Holitein auf Preußen, die Feſtſtellung der die Kriegskoſten er- 
jegenden Summe u. f. m. 

So kam der Entwurf der Präliminarien zu Stande. 

Es war eine ernſte und wichtige Entjcheidung, melde damit an Se. 
Majeſtät den König herantrat, ähnlich der über den Beginn des Krieges. 

Sollte diefer fortgefegt werden in der Hoffnung auf noch größere 
Refultate? Die Armee ftand vor Wien. Preßburg war fchon nahezu in 
der Hand der preußifchen Streitkräfte gemwejen. Auf den Ausfall einer 
{peiten Schlacht, wenn fie erforderlich werden jollte, blidte man nie 

ejorgniß, und möglich war der Einzug in Wien ohne allzu große Opfer. 

Die militäriihen Bedingungen aljo waren für den Augenblid günftig, 
ud von diefem Standpunkte aus die Wünfche natürlih, den Sieg bis 
an die Außerfte Grenze zu verfolgen und der bewährten Kraft des preußi« 
ihen Heeres volle Entfaltung zu geftatten. Ein Ziel, welches der erfte 
Rapoleon fich nie verfagt hatte — die Dauptflabt des Gegners — lag in 
verlodender Nähe, ihre Thlrme waren den Bliden der Vorpoften fichtbar. 

Andererjeit3 aber blieb wohl zu erwägen, daß Oefterreich, felbit nad 
dem Berluft von Wien, nicht genöthigt war, Frieden zu fchliegen. Sein 
Ki konnte auf Ungarn ausweichen und die Complicationen europäiſcher 

litik abwarten. 

Kam auf der vom Kaifer Napoleon vorgeichlagenen und dem Wefen 
nah öffentlich befannten Bafis ein Friede nicht zu Stande, jo verlegte 
dies die Snterefien nicht minder wie die Würde Frankreichs. 

3al* 
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Ein großes Ziel war erreicht, follte man, um ein größeres s 
minnen, neue Opfer und äußerfte Anftrengungen bem preußiſchen Boll 
auferlegen, da8 Errungene nochmals in Frage Bellen? Eine weile Politik 
bemißt Ihre Ziele nicht nah dem Begehrendwertben, fondern nad dem 
Nothwendigen. Deutichlande nationale Entwidelung unter Preußens 
Führung war durch den dargebotenen Frieden gefichert, weiter gehende 
Projekte der Eroberung, wie man fie Preußen zuzufchreiben gern geneigt 
ift, lagen nicht in dem Willen feiner Regierung. 

Monarch und Boll durften fi jagen, daß fie der Pflicht Genüge 

etban, welche ein hoher Beruf dem Staate wie dem Einzelnen auferlegt; 

de mußten anerlennen, daß ein weiteres zwingendes Bedurfniß für die 
Sicherheit und die Entfaltung des nationalen Lebens Preußens und 
Deutſchlands nicht vorlag, Was Preußen jet zu gewinnen im Begri 
ſtand an territorialem und an Macht⸗Zuwachs, das durfte es hoffen, 
bald und vollftändig u einem gemeinfamen Organismus mit dem bi& 
berigen Beftande des Staates verwachſen zu fehen. 

Die von Defterreih dargebotenen Bedingungen ſchloſſen ferner die 
raglhteit künftiger Wiederberitellung eines freundfchaftlihen Verhältniſſes 
u den früheren Bundesgenofien nit aus. Weder der Ehre nod ber 
acht Defterreih8 war eine Wunde geichlagen, welche eine unbeilbare 
Feindſchaft zwifchen beiden Staaten nothwendig im Gefolge hatte. Wenn 
man mehr Sorderte, wenn eine glüdliche Fortfegung des Krieges mehr 
zu erzwingen erlaubte, jo mußte ein Stachel zurüdbleiben, den feine Zeit 
entfernt hätte. Den Bruch zwiſchen Preußen und Defterreich zu verewigen, 
fonnte nicht im Intereſſe Deutjchlands und Preußens liegen. 

Die Erwägungen, welche in jenen enticheidenden Tagen in Nilols⸗ 
burg im Rathe Sr. Majeſtät des Königs auf die große Frage über Krieg 
und Frieden beftimmend einwirkten, haben hier nur flüchtig und im ihren 
allgemeinften Umrifjen angedeutet werden können. Ihre rüdhaltloje Dar: 
legung muß der fünftigen Geſchichtsſchreibung vorbehalten bleiben. 

ie Entſcheidung Sr. Majeftät fiel für den Frieden aus. 

Die PBräliminarien wurden am 26. Juli unterzeichnet und die Rati- 
ficationen am 28. außgetaufcht. 

Der Entſchluß des Königs wurde freudig begrüßt von einer Armee 
und einem Bolte, welche mitten im Lauf eines glüdlichen und ruhmreichen 
Krieges nicht verlernt hatten, die Segnungen des Friedens zu fchäken.“ 


Keine Forderung öÖfterreihiiher Gebietsab— 
tretungen. 
Staats - Anzeiger nom 23. Juli 1866. 


„In der Preſſe wirb wieberhofentlich das Gerlicht verbreitet, daß Preußen 
als Bedingung des Friebensichluffes mit Defterreich die Abtretung Böhmens und 
Mährens verlange. 

Diefe Nachricht ift durchaus unbegründet. 

Ein Blid auf die geographiiche Lage ber Preußiſchen Staatstbeile und jener 
öfterreichifchen Gebiete läßt fofort erkennen, baß ber Beſtitz biefer Länder wicht 
eine Berflärtung, ſondern eine Schwächung der Preußiichen Macht fein würde. 
Schon aus biefen Grunde iſt Seitens bes Breußifchen Sabinets die Erwerbang 
Böhmens und Mährens ober anderer öfterreichiicher Provinzen ald Friedendbe 
dingung gar nicht in Betracht gezogen worben. 
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Aber auch die nationalen Intereffen, welche Prenßen im Auge bat, laſſen 
bie Erwerbung jener Gebiete nicht wünſchenswerth erfcheinen. 

Das Ziel der Preußiſchen Politik ift auf die Grünbung eines neuen Bunbes 
und die Berufung eines beutichen Parlaments gerichtet. Die Verbindung Preu⸗ 
jene mit Öfterreichiichen Ländern, beren Bevöllerung nur zum Theil der beutfchen 
Rationalität angehört, würde dem Zuſtandekommen eines beutichen Parlaments 
mm Hindernifſe bereiten.“ 


Fraukreichs Antheil au den Friedensverhaudlungen. 
Aus dem franzöfiihen Gelbbuche. 


5. Juli: Moniteur- Note, betreffend das Anrufen der franzöflihen Vermittelung 
Seitens Oeſterreichs. 


„Eine wichtige Thatfache ift eingetreten. Nachdem ber Kaifer von Deflerreich 
die Ehre feiner Waffen in Italien germabr! bat, tritt derfelbe, in Uebereinftimmung 
mit ben Auffaffungen, weldye der Kaijer Napoleon in feinem Briefe an den Mi- 
niſter der auswärtigen Angelegenheiten vom 11. Juni ausgefproden bat, Be- 
netien an ben Kaifer ber Franzoſen ab und nimmt bie VBermittelung befjelben 
zur Herbeiführung des Friedens zwiſchen ben kriegführenden Parteien an. 

Der Kaifer Napoleon bat fich beeilt, dieſer Aufforderung zu entfprechen und 
bat fih unverweilt an die Könige von Preußen und Italien gewandt, um einen 
Waffenſtillftand berbeizufüihren.“ 

6. Inli: Telegramm des franzöftigen Minifters der auswärtigen Angelegen- 
heiten an den Botſchafter in Wien, betreffend Preußens Annahme 
der franzöfifchen Vermittelung. 


„sh beeile mich, Ihnen mitzutbeilen, daß der König von Preußen die Ber- 
mittelumg bes Kaifers annimmt. Derjelbe wirb uns durch den Grafen Golg un- 
—— wißer laſſen, unter welchen Bedingungen er einen Waffenſtillſtand an⸗ 
nehmen will.“ 


7. Juli: Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten an den Botſchafter in 
Berlin. 


„Wie ich Ihnen telegraphiſch mitgetheilt, nimmt der König von Preußen 
die Bermittelung des Kaiſers an, indem er demſelben ein herzliches Vertrauen 
bezeigt. Was den Waffenſtillſtand betrifft, ſo ſoll Graf Goltz uns die Bedingungen 
deſſelben bald mittheilen. Nach den Andeutungen im Briefe bes Königs müßte 
das Ablommen auf ben hergebradhten Grundlagen getroffen merben, fo daß bie 
Stellung ber feienfübrenben Theile während ber Verhandlungen nicht verändert 
werden könnte. Dan mlßte überdies bie bisher gewonnenen Kriegerefultate als 
Ansgangspunft für die weitere Verſtändigung betrachten. — Bor jeder beflimmten 
Beſchlußnahme hält der König für nöthig, fi mit jenem Verbündeten, ben König 
Victor Emanuel, zu benehmen. 

Bir wiffen, baß ber König von Italien feinerfeits einem Waffenſtillſtande 
nicht zuſtimmen zu bürfer glaubt, fo lange ber König von Preußen nicht feine 
Einwilligung gegeben bat, und er ift geneigt, einftweilen feine militairifhen Ope- 
:ationen in Benetien fortzufegen. 

Wir würdigen volllommen die hochherzige Gefinnung des Könige Wilhelm, 
der fich nicht entichließen will, obne fi mit dem König von Italien verfländigt 
zu haben, und wir ehren an König Victor Emanuel dieſelbe ehrenhafte Treue 
gegen die übernommenen Verpflichtungen. Aber abgejehen von dieſen beiberjeitigen 
Barbindlichleiten ſehen wir für Italien keinen Grund, bie Annahme bes barge- 
botenen Waffenſtillſtandes zu verzögern. Der Kaifer von Defterreich verzichtet auf 
ſeine Befigungen in Italien. Der Kaifer Napoleon nimmt biejelben nur an, 
um fie an Italien abzutreten. Der Hof von Florenz erhält mithin Alles, was 


486 
1866. 


für ibn das Ziel des Krieges war unb es bleibt ibm fein Vortheil weiter zu 
erlangen. 

Preußen aber bat Erfolge errungen, die ihm Nichte zu wünſchen übrig 
Iafien. Nachdem es gezeigt bat, was es mit den Waffen in ber Hanb bermag, 
wirb es, wie wir zuverfichtlich hoffen, einen nicht minder glänzenben Beweis 
feiner Mäßigung geben, indem es einen Waffenftillftand annimmt, den ber Kailer 
vorſchlägt und für dem fich bie einmüthigen Wünſche Europas ausiprecdhen.” 


9. Inli: Der franzöflihe Botichafter in Wien an ben franzöfliden Miniſter 
ber auswärtigen Angelegenheiten, das Vorrücken der Preußen 
Wien betreffend. 
„Die Preußen ſtehen bei Iglau, vie Benedekſche Armee, die bei Olmüg 
neu gebilbet werben foll, ift, wie es fcheint, nicht im Stande, ihren Marſch auf. 
zubalten, und wenn der Waffenftillftand nicht zu Stande kommt, fo Können fie 
in wenigen Tagen in Wien fein.“ 


10. Juli: Der franzöfiiche Botfhafter in Wien an ben franzöfiihen Miniſter 
ber auswärtigen Angelegenheiten, bie Bebrohung Wiens betreffend. 


„Die Umftände finb ber Art, unb die Einnahme Wiens durch die Preußen 
ift jo drobend, daß bie Zeit zu wirflihen Verhandlungen fehlt; bie öſterreichiſche 
Regierung denkt in diefem Augenblide nur barauf, das Reich von einer moralı- 
fhen und materiellen Niederlage zu retten, beren Folgen unberecdyenbar fein 
würben. Seit zwet Tagen (Haft man alles Gelb aus ber Bank fort, um et 
auf der Donau nad Komorn zu bringen. Dan bereitet fi auf eine Räumung 
der Hauptflabt vor.” 


12. Juli: Der franzöfiihe Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an den 
Botfchafter in Wien, die Preußiſchen Waffenftillftianbsbedingungen be⸗ 
treffend. 


„Preußen macht den Abichluß eines Waffenftillftandes von ber vorherigen 
Annahme gewiffer Friedenspräliminarien abhängig. Wir kennen biejelben nod 
nicht im Einzelnen, aber wir haben Grunb anzunehmen, daß ber Hauptpunlt das 
Ausſcheiden Oeſterreichs aus dem deutſchen Bunbe if; alles Uebrige ift von ge 
ringerer Wichtigkeit und würde ber Erörterung unterliegen können. Der Kaile 
ift der Anficht, daß bie Fortſetzung bes Kampfes ben ui bes öſterreichiſchen 
Staates herbeiführen würde.” 


13. Juli: Der franzöftihe Botfchafter in Wien an ben Minifter der anwär- 
tigen Angelegenheiten, die Waffenſtillſtandsbedingungen betreffend. 

„Bevor Defterreih in den Austritt aus dem beutichen Bunde willigt, mil 

ber Kaiſer die Übrigen Bedingungen kennen. Wenn darunter unannehmbare fein 

follten, wie 3. B. Gebietsabtretungen, fo würde Oefterreich lieber das Glüd ber 

Waffen nochmals verfuhen, und mit Ehren untergehen, als um folchen Preis 

feine Rettung erlaufen. — — — — — Oeſterreich kann das Opfer (Austritt 

aus Deutfhland) nur gegen die Gewißheit bes Waffenftiliftandes und Friedens 

bringen; biefe Gewißheit bat e8 aber bis jekt nit; man kann ihm fpäter Un- 

mögliches anferlegen. Sowie Kaiſer Franz Joſeph die näheren Bedingungen er- 
fahren baben wird, wirb er eine kategoriſche Antwort geben.“ 


14. Juli: Telegramm bes franzöſiſchen Botſchafters am Preußifchen Hofe an ben 

franzöſiſchen Minifter d. auswärtigen Angelegenheiten, — aus Czernagora. 

„Ich bin vergangene Nacht im Preußiſchen Hauptquartier eingetroffen. 

Meinem Dringen auf fchleunigen Abfchluß des Friedens erwiberte man, daß 

Preußen nur mit Zuftimmung Italiens und unter der Bedingung, daß Franf- 

reich e8 über fih nimmt, Defterreich zur Annahme ber riebenspräliminarien zu 
beftimmen, barauf eingeben kann.” 


| 
| 
| 
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14. JZufi: Der franzöfiige Minifter an ben Botſchafter in Wien und Berlin, 
Borihlag der Friedenspräfiminarien betreffend. 


(Im Wofentlichen die fpäteren Nicoleburger Präliminarien, aber obne 
Andeutung von Gebietserweiterungen für Preußen.) 


15. Juli: Depeſche des franzöftichen Botichafters Benedetti an den franzöft- 
fen Minifter, — aus Brünn. 


„Bleih in unferen erften Unterbaltungen bat Herr v. Bismard mir mit 
der größten Entichiedenheit die Bedingungen angebeutet, von welchen ber preu- 
sie Botfchafter in Paris die Zuftimmung zu einem Waffenftillftand abhängig 
machen follte und ich brauche nicht zu Tagen, daß er mir die Annerion von 
Sachſen, Kurbeffen und Hannover als ein durch die von Preußen gebradten 
Opfer und errungenen Siege durchaus gerechtfertigte Forderung barftellt. Ich 
babe mir erlaubt, eine ſolche Prätention von vorn berein nicht als ernft gemeint 
anzufeben, unb habe ihm bermertt, daß Europa nicht mehr in der Zeit Friedrichs 
des Großen lebe, wo man das, was man genommen hatte auch ohne Weiteres 
behalten konnte. Ungeachtet ber Entſchiedenheit, mit welcher er mir beizubringen 
ſuchte, daß keine Macht Preußen Daraus einen Borwurf machen könnte, fagte ich, 
daß fie im Gegentheil burch ein folches Vorgehen fämmtlich gleichmäßig verletzt 
fin würden.” — — — — 


16. Juli: Der franzöfiihe Botſchafter in Berlin an den franzöfiſchen Minifter, 
— aus Brünn. 


„Ich halte die Verwerfung der Präliminarien Seitens bes Berliner Cabi⸗ 
nets für ficher, wenn Defterreich ſich nicht Dazu verftebt, eine Beſtimmung binzu- 
zufügen, durch welche Preußen gewiffe Gebietserweiterungen behufs Herftellung 
des Aufammenbhanges feiner Länder geficdert werben.” 


19. Juli: Der franzöfiihe Minifter an den Botſchafter am Preußiſchen Hofe, 
— Anweijung zur Förderung der Verhandlungen. 


„Der Entwurf der Bräliminarien ift vom Kaifer dem öfterreichifchen Hofe 
dringend empfohlen worden und Oefterreich ift bereit, biefelben anzunehmen, wenn 
die Preußifche Regierung fie gleichfalls annimmt. 

Unfere Aufgabe ift dabei lediglich Die der freundſchaftlichen Bermittelung 
und beihränft ſich darauf, allen unfern Einfluß anzuwenden, um bie beiden krieg⸗ 
führenden Parteien zur Bereinigung zu bringen. Wir find nicht Schiebörichter, 
welhe den Parteien eine Löfung auferlegen können, auch nicht Unterhänbler, bie 
einen unmittelbaren Antbeil an ben berbeizuführenden Arrangements haben. Wir 
haben daher auch die Präliminarien nicht mit zu unterzeichnen ; aber unter ſolchem 
Borbehalt dürfen wir doch Nichts verfüumen, um die Annahme der von une 
vorgeihlagenen Löſung zu fihern und zu beichleunigen.” — — — 


19. Juli: Telegramm bes franzöſiſchen Minifters an den Botſchafter in Wien, 
Preußens Geneigtheit zum Eintritt vorläufiger Waffenrube betreffend. 


„DDas Berliner Cabinet findet in ben Präliminarien hinreichende Garan⸗ 
tien, um auf den fofortigen Abſchluß eines Waffenftillftandes einzugehen und ver- 
pflihtet fich, unter ber ein ung der Gegenfeitigleit Defterreichs, fich jedes Actes 
der Feindfeligfeit während fünf Tage zu enthalten, innerhalb welcher Zeit ber 
net Hof die Annahme der Bräliminarien feinerfeits zur Kenntniß zu bringen 


23. Juli: Der franzöſiſche Botfchafter am Preußifchen Hofe an den franzöfiſchen 
Minifter, aus Nicoldburg. 

„— Mit feiner praftifhen Auffaffung der Dinge und feiner gewohnten 

Entihloffenheit hat Graf Bismard fi gleich in ber erften Unterredung mit 

den öſterreichiſchen Unterhändlern zu verfichern gefucht, daß fie alle Bedingungen 
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für ihn das Ziel des Krieges war und es bleibt ihm kein Vortheil weiter zu 
erlangen. 
S renfen aber hat Erfolge errungen, bie ihm Nichts zu wünſchen übrig 
Iafjen. Nachdem es gezeigt hat, was es mit den Waffen in ber Hand vermag, 
xd es, wie wir zuverfichtlich hoffen, einen nicht minder glänzenben Bereit 
feiner Mäßigung geben, indem es einen Waffenftilifianb annimmt, ben ber Kaiſer 
vorfhlägt und —F ben fich die einmüthigen Wünſche Europas ausſprechen. 


9. Juli: Der franzöflihe Botſchafter in Wien an ben franzöſiſchen Minifer 
ber auswärtigen Angelegenheiten, das Vorrücken ber Preußen 
Wien betreffend. 
„Die Preußen ſtehen bei Iglau, bie VBenebeliche Armee, bie bei Olmük 
neu gebildet werben fol, ift, wie e8 fcheint, nicht im Stande, ihren Marſch anf- 
zubalten, und wenn ber Waffenftillftand nicht zu Stande kommt, fo önnen fie 
in wenigen Tagen in Wien fein.“ 


10. Juli: Der franzöſiſche Botichafter in Wien an ben franzöſiſchen Miniſter 
der auswärtigen Angelegenheiten, die Bedrohung Wiens betreffend. 


„Die Umftände find der Art, und die Einnahme Wiens durch bie Preußen 
ift fo drohend, daß die Zeit zu wirklichen Verhandlungen fehlt; bie öſterreichiſche 
Regierung denkt in biefem Augenblide nur darauf, das Reich von einer morali- 
{hen und materiellen Niederlage zu retten, deren Folgen unberechenbar fein 
würden. Seit zwei Tagen (haft man alles Gelb aus ber Bank fort, um et 
auf ber Donau nah Komorn zu bringen. Dan bereitet fi auf eine Räumung 
der Hauptflabt vor.” 


12. Juli: Der franzöfiihe Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Botſchafter in Wien, die Preußiſchen Waffenftillftandsbebingungen &r- 
treffend. 


„Preußen macht den Abſchluß eines Waffenſtillſtandes von ber vorberigen 
Annahme gewiffer Friedenspräfiminarien abhängig. Wir kennen dieſelben not 
nicht im Einzelnen, aber wir haben Grund anzunehmen, daß der Hanptpunlt dar 
Ausicheiden Defterreih® aus dem deutſchen Bunde ift; alles Uebrige ift von ae 
ringerer Wichtigkeit und würbe der Erörterung unterliegen können. Der Kailer 
it der Anficht, daß die Fortſetzung des Kampfes ben —* des öoſterreichiſchen 
Staates herbeiführen würde.“ 


13. Juli: Der franzöſiſche Botſchafter in Wien an den Miniſter ber auewör⸗ 
tigen Angelegenheiten, die Waffenſtillſtandsbedingungen betreffend. 

„Bevor Defterreich in den Austritt aus dem deutihen Bunde willigt, will 

ber Kaifer die Übrigen Bedingungen kennen. Wenn darunter unannebmbare fein 

follten, wie 3. 8. ©ebietsabtretungen, fo würde Defterreich lieber das Glück ber 

Waffen nochmals verfuchen, und mit Ehren untergehen, als um foldyen Preis 

feine Rettung erlaufen. — — — — — Delterreih kann das Opfer (Austritt 

aus Deutichland) nur gegen bie Gewißheit bes Waffenftillftandes und Friedent 

bringen; dieſe Gewißheit hat es aber bis jetzt nicht; man kann ihm fpäter Un- 

mögliches auferlegen. Sowie Kailer Franz Joſeph die näheren Bedingungen er- 
fahren haben wird, wird er eine fategoriihe Antwort geben.” 


14. Juli: Telegramm des franzöſiſchen Botfchafters am Preußiſchen Hofe an ben 

franzöſiſchen Diinifter d. auswärtigen Angelegenheiten, — aus Czernagera. 

„sh bin vergangene Naht im Preußiihen Hauptquartier eingetrofien. 

Meinem Dringen auf jchleunigen Abſchluß des Friedens erwiberte man, dat 

Preußen nur mit Zuflimmung Italiens und unter ber Bebingung, ba Fraul 

reich es über fich nimmt, Oefterreich zur Annahme der Friebenspräliminarien zu 
beftimmen, darauf eingeben kann.“ 
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14. Juli: Der franzöfiide Minifter an ben Botſchafter in Wien und Berlin, 
Borihlag der Friedenspräliminarien betreffend. 


(Im Wofentlihen die fpäteren Nicolsburger Präliminarien, aber obne 
Andentung von Gebietserweiterungen für Preußen.) 


15. Juli: Depeſche des franzöſiſchen Botſchafters Benedetti an ven franzäfi- 
fen Dinifter, — aus Brünu. 


„Gleich in unferen erſten Unterbaltungen bat Herr v. Bismard mir mit 
der größten Entſchiedenheit die Bedingungen angedeutet, von welchen ber preu- 
hiſche Botſchafter in Paris die Zuftimmung zu einem Waffenftillftaub abhängig 
machen follte und ich brauche nicht zu Tagen, baß er mir die Annerion von 
Sachſen, Kurheffen und Hannover als ein durch die von Preußen gebrachten 
Opfer und errungenen Siege durchaus geredhtfertigte Forderung barftellt. Ich 
habe mir erlaubt, eine folche Prätention von vorn Berein nicht als ernft gemeint 
anzufehen, und habe ihm bermeikt, daß Europa nicht mehr in der Zeit Friedriche 
bes Großen lebe, wo man das, was man genommen hatte auch ohne Weiteres 
behalten konnte. Ungeachtet der Entfchiedenbeit, mit welcher er mir beizubringen 
juhte, DaB feine Macht Preußen daraus einen Bormurf machen könnte, fagte ich, 
as fe im Gegentbeil durch ein ſolches Vorgehen ſämmtlich gleichmäßig verletzt 
an würden.” — — — — 


16. Juli: Der franzöftihe Botſchafter in Berlin an den franzöfiſchen Minifter, 
— aus Brünn. 


„Ich Halte die Verwerfung ber Präliminarien Seitens des Berliner Cabi⸗ 
nets für ficher, wenn Defterreich ſich nicht dazu verfteht, eine Beftimmung binzu- 
zufügen, durch welche Preußen gewiffe Gebietserweiterungen bebufs Herftellung 
des Aufammenbanges feiner Länder gefichert werben.” 


19. Juli: Der franzöfiihe Minifter an den Botfchafter am Preußiſchen Hofe, 
— Anmweifung zur Förderung der Verhandlungen. 


„Der Entwurf der Präliminarien ift vom Kaifer dem öſterreichiſchen Hofe 
tringend empfohlen worden und Defterreich ift bereit, biefelben anzunehmen, wenn 
tie Breufifce Regierung fie gleichfalls annimmt. 

Unfere Aufgabe ift dabei lediglich die der freundichaftlihen Vermittelung 
und beſchränkt fich darauf, allen unfern Einfluß anzuwenden, um die beiben frieg- 
führenden Parteien zur Bereinigung zu bringen. Wir find nicht Schiedsrichter, 
weile den Parteien eine Löſung auferlegen Finnen, auch nicht Unterhänbler, bie 
emen unmittelbaren Antbeil an den berbeizuführenden Arrangements haben. Wir 
haben daher auch die Präliminarien nicht mit zu unterzeichnen; aber unter ſolchem 
Borbehalt dürfen wir Doch Nichts verſäumen, um die Annahme ber von uns 
vorgeihlagenen Löfung zu fihern und zu beſchleunigen.“ — — — 


19. Juli: Telegramm des franzöfiihen Minifters an den Botſchafter in Wien, 
Preußens Geneigtheit zum Eintritt vorläufiger Waffenruhe betreffend. 
„Das Berliner Cabinet findet in ben Präliminarien hinreichende Garan- 
tien, um auf den fofortigen Abjhluß eines Waffenftillftandes einzugehen und ver- 
pflichtet fich, unter der Bedingung der Gegenfeitigleit Defterreich®, ſich jebes Actes 
der Feindfeligleit während fünf Tage zu enthalten, innerhalb welcher Zeit ber 
nuenet Hof die Annahme der Präliminarien feinerfeits zur Kenntniß zu bringen 


2. Juli: Der franzöſiſche Botfchafter am Preußifchen Hofe an den franzöfiſchen 
Minifter, aus Nicolsburg. 

„— Mit feiner praftifhen Auffafjung der Dinge und feiner gewohnten 

Entihloffenheit hat Graf Biſmarck fih gleich in der erſten Unterredung mit 

den öfterreichifchen Unterhändlern zu verſichern gefucht, daß fie alle Bebingungen 
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20. Juli. Seeſchlacht bei Alfa. Sieg der Oefterreicher. 


Siegreicheß Gefecht der Preußen bei Blumenau. 


4.—26. Juli. Siegreiher Feldzug der Main⸗Armee. 
16. Zuli. Einzug in Frankfurt. 


49. Bie Waffenſtillſtands und Sriedensverhandlungen 
zu Nikolsburg. 


Meberjiht aus dem Werke ded preußithen General: 
ftabed: „Der Feldzug von 1866." 


„Unmittelbar nach der Schlacht bei Königgrätz hatte der Kaifer von 
Defterreih dem Kaifer Napoleon Venetien abgetreten und fich bereit er⸗ 
Härt, feine Bermittelung anzunehmen, um dem Kriege in Deutjchland und 
Stalien ein Biel zu ſetzen. Dies theilte Kaifer Napoleon dem König 
Wilhelm in einem Felegranme mit, welches in der Nacht vom 4. zum 5. 
im Hauptquartier Horig eintraf. ‘Der Kaifer fagte darin, das durch bie 
o großen und ſchleunigen Erfolge der preußischen Waffen herbeigeführte 

rgebniß nöthige ihn, aus feiner Rolle vollftändiger Enthaltung heran 
zutreten, er kenne aber zu gut die hochherzigen Gefinnungen des Königs, 
um nicht zu glauben, daß diefer, nachdem die Ehre der preußifchen Armee 
fo hoch gehoben, nunmehr die Bemühungen, welche ex felbft geneigt jei, 
gu Herftellung des Friedens aufzumenden, mit Genugthuung aufnehmen und 
aß ein Waffenftillftand den Weg zu Friedensverhandlungen eröffnen werde. 

Die politifche Rage war hiermit in eine neue und bedeutjame Phaie 
etreten. 

3 Branfreich hatte, ſeit der Verſuch, die ſchwebende Brage zwiſchen 
Preußen und Oeſterreich auf einem Kongreß zum friedlichen Austrag zu 
bringen, an der Abneigung Oeſterreichs geſcheitert war, ſich jeder Theil⸗ 
nahme an den Begebenheiten enthalten und die Stellung eines beobach⸗ 
tenden Zujchauers bewahrt. Jetzt hatte Defterreich Frankreichs Bermittelung 
angerufen; der Kaifer Napoleon bot fie Preußen und Italien an. 

Es lag in der Natur der Dinge wie in der Friedensliebe des Köuige, 
daß die dargebotene Vermittelung nicht ohne Weiteres von der Hand ger 
biejen werden fonnte. Die Rüdwirkung einer Ablehnung auf die fernert 

altung Frankreichs war um fo fchwieriger zu berechnen, als geregelte 

erhandlungen und diplomatijche Rorreiponfen en mit den Ereigniſſen 
nicht Schritt zu halten vermochten, und als die Kntervention Frantreichs 
ſofort eine Oeffentlichkeit erhalten hatte, welche ihren Erfolg unter die 
Kontrole der franzöſiſchen Nation ſtellte. 

Leicht war es möglich, dag Frankreich der wohlwollende Freund de⸗ 
jenigen Theiles wurde, welcher die Vermittelung angerufen und in jemt 
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Hand dad Opfer niedergelegt hatte, wozu der Miferfolg des Kriegeß ihn 
genöthigt. Nachdem der Moniteur vom 4. Abends die jo plöglich einge- 
tretene Phaſe einmal verkündigt hatte, wurden in Frankreich felbft zahl⸗ 
reihe und bedeutende Stimmen laut, welche eindringlich forderten, daß 
der Kaifer Napoleon die Bermittler-Rolle übernehmen ſolle. Die Gefahr 
abzumenden, welche in der Öffentlichen Meinung eines großen Theiles der 
franzöfifchen Nation lag, und die Weisheit der Kaiferlichen Regierung in 
der ruhigen Beurtheilung der Berhältniffe zu unterflügen, war Aufgabe 
der preußifchen Politik. 

Einen Stilftand der Operationen freilich ſchloſſen ſowohl die milis 
täriſche Situation, wie die gegen Italien übernommene Berpflichtung ab» 
jolut aus. Breuben und Jtalien hatten fich gegenfeitig zugefichert, nad) 
anögebrochenem Kriege weder auf Frieden noch Waffenftilftand ohne die 
Zuftimmung des anderen Theils eingehen zu wollen. 

Die Entiheidung Sr. Majeftät des Königs fiel dahin aus, daß die 
Bermittelung Frankreichs im Princip angenommen, die erforderliche Ver⸗ 
ſtändigung mit Italien gejucht, die milttärifchen Operationen aber mit 
allem Nachdruck fortgefegt werden jollten. 

Noch am 5. wurde von Horis aus an den Kaifer der Yranzofen 
telegraphirt, daß man feinen Vorſchlag annehme und bereit fei, ſich über 
die Mittel zur Ferſenuns des Friedens zu verſtändigen. Der Königliche 
Botſchafter in Paris wurde zugleich angemwiefen, dem Kaiſer die Bedin⸗ 
gungen darzulegen, unter welchen die Verpflichtungen gegen Stalien und 
ie militärihe Situation einen Waffenftillftand möglich machen würden. 
Die italientfche Regierung wurde durch den Königlihen Gefandten in 
dlorenz und durch ihren eigenen Militär- Bevollmächtigten im Haupt» 
Quartier, Grafen d'Avet, von der Sachlage unterrichtet. Die Armee ſetzte 
ihre Bewegungen fort, und während des kriegeriſchen Handelns hatte die 
Politit ihre Aufgabe zu Löfen. 

Am 7. Juli wurde von Pardubig aus der ehemalige Gefandte in 
Münden, Prinz Heinrih VII, Reuß, mit einem eigenhändigen Briefe 
Seiner Majeſtät an den Kaiſer Napoleon und mit Inftructionen für den 
Königlihen Botſchafter nach Paris gefandt. Es murde darin von Neuem 
die Dereitwilligleit des Königs, aber auch die —— — der Zu⸗ 
ſtimmung Italiens, ausgeſprochen, zugleich darauf hingewieſen, daß die 
militäriſche Situation nicht erlaube, einen Waffenſtillſtand ohne Bürgfchaften 
für den eventuellen Inhalt eines künftigen Friedens zu ſchließen. 

Bas den Frieden felbft betraf, jo war Se. Majeftät dabei, wie bei 
feiner ganzen bisherigen Politik, von der Uebeteinftiimmung der preußifchen 
und deutfchen Antereften ausgegangen. Letztere forderten eine Entmwidelung 

nd und im Sinne der nationalen dee, deren volle und reine 
Entfaltung im alten Bunde hauptſächlich durch den Drud verhindert war, 
welchen ein in wejentlihen Beftandtheilen fremdartiger Körper, wie Defter- 
reich, ausüben mußte. Das preußifche Interefie erheiichte eine Konfolidirung 
und Kräftigung Preußens innerhalb feiner natürlichen Machtiphäre in 
Rorddentichland, d. h. aljo eine unmittelbare und reale Verbindung zwiſchen 
den biöher getrennten Theilen feiner Monarchie und eine auf engem 
Bundesverhältniß beruhende Führung der übrigen norddeutfchen Staaten. 

Diefe beiden im fich weſentlich zufammenhängenden Geſichtspunkte 
wurden dem Königlichen Botjchafter in Paris als maßgebend für Be: 
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peeiungen mit der Kaiferlihen Regierung über die eventuelle Bafis der 
ermittlung bingegeben. 

Sn der Nacht vom 11. zum 12. Juli traf der franzöflfche Botſchafter 
Herr Benedetti im Hauptquartier Sr. Majeftät des Königs ein. Sein 
Auftrag war, zunächſt einen Waffenftillftand zu vermitteln. 

Es murde ihm, in Uebereinftimmung mit der Inftruction des König 
lichen Botſchafters in Paris, erwidert, daß ein Waffenftillftand ohne Zu- 
ftimmung Italiens und ohne Bürgfchaften für den Inhalt des Friedens 
nicht gelhloffen werden könne. Zu amtlichen Yeußerungen über den 
legteren Punkt hatte Herr Venedetti Feine Inſtruction; die Zuftimmung 
Italiens glaubte Frankreich in Ausficht ftellen zu können, weil der Kailer, 
im Befig Venetiens, in der Yage war, Italien dag eigentliche Ziel feiner 
Krie führun zuzufichern. Aber diefe Ausficht konnte die direkt außzu: 
fpreende Zuftimmung nicht erjegen. Der italieniſche Militärs Bevol- 
mädtigte war ohne Inſtruction und Vollmacht; eine Zeit lang fchien es, 
als ob man in Slorens nicht geneigt fei, Venetien als Geſchenk anzu⸗ 
nehmen. Unter diejfen Umftänden war ein Waffenftillftand nicht möglid; 
da aber die theilmeifen und ba wiederlehrenden Störungen der 
telegraphifchen Verbindungen und die Ummege, auf welchen in Folge deſſen 
die Communicationen ftattfinden mußten, Zeit erforderten, fo erflärte der 
König, daß feine Truppen drei Tage lang die öfterreichiichen Streitkräfte 
nit angreifen würden, wenn leßtere den Abfchnitt nördlich von der 
Thaya räumten. 

Mit diefem Vorſchlag endete der franzöfiihe Botſchafter feinen 
Gectetair am 12. Juli vom Hauptquartier Ezernahora aus in das öfter: 
reichifche Hauptquartier. 

In Brünn traf am 14, Juli als Ermwiderung ein öſterreichiſcher 
Gegenvorfchlag ein, welcher an die gedachte Waffenruhe VBedingungen 
Inüpfte, durch welche während derfelben eine Verſtärkung der öſterreichiſchen 
Armee von Süden her und dadurch eine gänzlich veränderte militäriſche 
Situation herbeigeführt worden wäre. 

Die Dokumente, welche die fonach gefcheiterte Verhandlung betrafen, 
wurden nad Paris mitgetheilt. 

Inzwiſchen hatte Kaifer Napoleon fein Programm für eine eventuelle 
Friedensgrundlage aufgeftellt und daſſelbe fomohl an Defterreid wie an 
Preußen mitgetheilt. Es traf in Brünn auf telegraphifchen Wege am 
16. Juli ein und enthielt die folgenden Punkte: 

„Erhaltung der Integrität Defterreichd, aber Ausſcheiden deſſelben 
aus dem neu zu geftaltenden Deutichland; Bildung einer Norddeutichen 
Union unter Preußens militärifcher Führung; Berechtigung der füddeutichen 
Staaten zu einer völterrehtlih unabhängigen Union, aber Erhaltung dei 
buch freieg, gemeinfames Einverftändnig der deutſchen Staaten zu 
regelnden nationalen Bandes zwifchen Nord» und Süddeutfchland.“ 

Die war die Grundlage, von deren Annahme in Wien und Brünn 
jede weitere Verhandlung und die Möglichkeit einer jchleunigen Beendigung 
bes Krieges abhing. 

Defterreich mußte ſich enticheiden, ob es die bei einer Fortfegung 
des Krieges vorausfichtlich gefährdete Integrität der Monarchie retten 
wollte durch den Dergieht er Betheiligung an der Neugeftaltung Deutſch⸗ 
londs und die Anerfennung der fortan zweifellofen Führung Preußens 
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in Deutichland. Es mar allerdings eine ernfte Forderung, die an das 
öfterreichifche Kaiſerhaus berantrat. 

Aber auch im preußiichen Hauptquartier bedurfte die vorläufige An- 
nahme diejer Baſis einer ernten Erwägung. Es entftand die Frage, ob 
de beiden in der oben erwähnten Inſtruction an den Königlichen Botſchafter 
angedeuteten Gefichtöpunfte, nationale Entwidelung Deutſchlands und 
Kunelibirung einer würdigen Machtftellung Preußens hinlänglich gewahrt, 
rärden, 

Das von Paris dargebotene Programm, obgleich e8 wichtige Bürg⸗ 
haften für die Fernhaltung fremder inmiſchung in die nationale Ent⸗ 
widelung Deutjchlands enthielt, mar doch unvollſtändig in demjenigen, 
was es Preußen bot, — nad folden Erfolgen und im Öegenfa zu dem, 
nos für Preußen auf dem Spiele geftanden und was die Gegner, wenn 
die Dinge eine andere Wendung genommen, von ihm gefordert hätten. 

Es mußte daher in Paris ald ein Beweis von der großen Friedens- 
lebe anerkannt werden, al8 Se. Majeftät der König am 18. von Brünn 
aus auf telegraphifchen Wege nach Paris ermidern ließ: 

Als Balıa für den definitiven Frieden fünne er das Programm nidt 
als ausreichend anerkennen, da ein beftinmter —— Preußens 
durch territoriale Vergrößerung auf Koſten der feindlichen Staaten im 
Norddeutſchland durch die Kriegsereigniſſe und die Stimmung der Nation 
zur Nothwendigkeit geworden * ohl aber genüge dies Programm, 
um, unter Vorausſetzung der Zuſtimmung Italiens, einen Waffenſtillſtand 
zum Zweck definitiver Irieden Unterdandiungen zu ſchließen, wenn Oeſter⸗ 
reich es annehme. Um deſſen Abſicht feſtſtellen zu können, ſei der König 
bereit, fünf Tage lang Waffenruhe zu geſtatten. Nehme Oeſterreich vor 
Ablauf diefer Frift das Programm an, jo werde der Waffenftillftand ge- 
ihloffen werden und die Friedens⸗Unterhandlungen beginnen können, fobald 
Stalien zuftimme Die Verhandlung fei nur zwiſchen Preußen und 
Oeſterreich zu führen, die librigen kriegführenden Staaten werden jelbft- 
fändig zu verhandeln haben. Nehme Defterreich nicht binnen der gegebenen 
Friſt an, fo werde der Krieg fortgehen. 

Der Austaufh der Anfichten mit Parid bot große Schwierigkeiten 
dar. Ungeachtet der Leiftungen der preußiihen Direction war der 
telegraphijche Verkehr, durch heimliche Befchädigungen der Dräthe, bald 
verzögert, bald gänzlich unterbrochen, und wichtige Telegramme langten 
erft nach mehreren Tagen oder auch gar nicht an. Soviel ließ fich er- 
lennen, daß eine Einverleibung aller im Kriege gegen Preußen begriffenen 
Länder in Norddeutfchland nicht ohne die Gefahr weiterer VBerwidelungen 
ausführbar fei, daß aber neben anderen weftlicden Gebieten entweder bie 
Ermwerbung eines Theiles von Sachen gegen Berzichtleiftung auf einen 
entiprechenden Theil von Hannover, oder der Erwerb des ganzen König« 
In Day moder möglich fer, ohne die Einmiſchung Frankreich zur Folge 
zu haben, 

Zur Erleichterung der Verſtändigung und zur Benutzung der unge⸗ 
flörten Telegraphen⸗-VLinie zwiſchen —* und Wien begab ſich Herr 
Denedetti dorthin. 

Der Königlich italienische Gefandte in Berlin, Graf Barral, mar 
inzwilchen angefommen und dadurch die Möglichkeit gegeben, die Unter⸗ 
bandlungen im Einverftändnig mit Italien zu führen. 

Fark Bismard. 3 
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Am 18. wurde das Hauptquartier Sr. Majeftät des Könige nah 
Nicoldburg verlegt, während die Armee ihre Bewegung gegen die Donau 
und Wien fortjegte. 

Am 19. früh traf Herr Benedetti von dort wieder ein. Er mar 
in den Stand gejegt, mündlich mitzutheilen, daß Defterreich die von 
Frankreich vorgefchlagene Baſis im Prinzip annehme umd zu einem 
Waffenftilftand bereit fei, damit die Friedens» Präliminarien verhandelt 
werden könnten. Nachdem die durch eine amtliche Mittheilung des 
franzöftihen Botjchafters in Wien, des Herzog von Grammont, vom 
20. Juli beftätigt war, erfolgte von preußifcher Seite die Erflärung, dag 
man bereit jei, fich fünf Tage lang der Yeindfeligkeiten zu enthalten. 

Die in Eibesbrunn zufammengetretenen Generale ſchloſſen darauf die 
Convention, melde das Aufbören der Yeindfeligfeiten auf der ganzen 
Linie bezmedte. 

Noh am Abende des 21. kamen als öfterreichiiche Bevollmächtigte 
behufs Verhandlung von Yriedend- Präliminarien nach Nicolöburg: der 
ehemalige öfterreichifche Geſandte in Berlin, Graf Karolyi, der —* 
Kriegsminiſter, Fel geugmeifker Graf Degenfeld und der frühere öfter: 
reihiihe Gefandte Baron Brenner. Die Unterhandlungen begannen 
fofort am folgenden Tage und wurden preußifcher Seit durch den 
Minifters Bräfidenten Grafen Bismard mit dem Grafen Karolyi und 
dem Baron Brenner geführt, während der General Freiherr v. Moltke 
gleichzeitig mit dem öfterreichichen Teldzeugmeifter Grafen Degenfeld 
die Militär-Convention über den Vaffenttill and entwarf. Bon —** 
war die Zuziehung Italiens zu dieſen Verhandlnngen beabſichtigt, und 
der italieniſche Selanhte, Graf Barral, welcher dem Hauptquartier nad) 
Nicolsburg gefolgt war, wurde aufgefordert, an denjelben Theil zu nehmen; 
er erklärte aber, dazu nicht mit Inftruction und Vollmacht verfehen zu 
fein. Es wurde daher verabredet, daß der preußifche Unterbändler ihm 
Mittheilung über die Verhandlungen mache, welde ihn in den Stand 
fegen, feine Regierung fortlaufend von dem Stande der ‘Dinge in Kenntnig 
Br balten und ihr die erforderlihen Yeußerungen möglich zu maden. 

ie Zuftimmung Italiens zu dem eventuellen Ergebniß der Bernanblungen 
war übrigens im Voraus gegeben, da Italien fich verpflichtet hatte, ſeine 
Zuftimmung zum Friedensihluß nicht zu verfagen, wenn der b 
Venetiens ihm geſichert war. 

Die Verhandlungen füllten die Tage vom 23. bis 26. aus. 

Obgleich dieſelben unter Vermittelung Frankreichs zu Stande ge⸗ 
kommen waren, fo beabſichtigte der Kaiſer Napoleon doch nicht, die fürm- 
liche Stellung einer Friedensvermittelung einzunehmen, und fein Botjchafter 
nahm daher an den Beſprechungen nicht Theil. | 

Die von Paris beiden Theilen empfohlene Friedensbafis mußte dabet 
u Grunde gelegt werden. Sie gab die groben Grundzüge: die felbft 

ändige nationale Entwidelung Deutſchlands ohne Betheiligung Oeſter⸗ 
reih8; das Anerlenntniß des engeren Bundes in Norddeutichland; dit 
Berechtigung der jübdeutfchen Staaten, zu einem felbftftändigen Bunde 
aulammenzutreien und die Erhaltung nationaler Bande für das gejammte 

eutfchland. Auch die Erhaltung der Integrität der öfterreichifchen Mon 
archie, mit Ausfhluß von Venetien, war damit im Prinzip ausgeſprochen. 
Nächſt diefem mar es ein zweiter Punkt, auf welchem de öfterreichiichen 
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Bevollmächtigten unbedingt zu beharren angemwiefen waren: die Erhaltung 
der territorialen Integritäͤt Sachſens, desjenigen unter den Verbündeten, 
welcher mit Defterreih auf denjelben Schlachtfeldern gefämpft batte. In 
beiden Richtungen konnte Preußen den öfterreichifhen Wünfchen entgegen- 
tommen, fobald e3 im Norden und im Weften, wo feine Sicherheit durch 
die territorialen Berbältniffe am ftärkiten in Frage geftellt war, genügende 
Birgichaft für die Zukunft erhielt. Frankreich, deſſen Stellung zu den 
Gebietö» Beränderungen überhaupt oben bezeichnet morden, hatte m die 
oͤſterreichiſchen Wunſche in Betreff Sachſens weſentlich angeeignet, weil 
ihm an einer raſchen Beendigung des Krieges gelegen war und es für 
Defterreich den Abſchluß des Friedens zu erleichtern dringend wünfchte. 
Dazu kam, daß das in feiner Integrität erhaltene Saden im Nord⸗ 
deutihen Bunde für Preußen einen zuverläffigen und treuen Verbündeten 
bot, defien Werth von Sr. Majeftät dem Könige tief empfunden wurde. 

Wie weit der direkte territoriale Gewinn, deſſen Umfang durch daB 
teale Bedürfnig Preußens bedingt wurde, fich erfireden würde, brauchte 
mm gegenwärtigen Frieden nicht feftgeftellt zu werden, und konnte es kaum. 

ie ſämmtlichen übrigen deutichen Staaten, Sachſen nit ausge⸗ 
nommen, hatten feinen Theil an den Berhandlungen; es mußte ihnen 
jelbft vorbehalten bleiben, auf welche Bedingungen hin fie mit Preußen 
Frieden fchließen mochten. Zu vergeben hatte Defterreich natürlich nichts 
von ihren Territorien, es Tonnte nur im Voraus die Veränderungen an⸗ 
erfennen, welche Preußen vornehmen möchte, und während leßteres verhieß, 
dieſe Veränderungen nicht auf Sachen auszudehnen, verſprach Defterreich 
jein Anerfenntniß aller übrigen. 

Mindere Schwierigkeiten boten andere Punkte, wie die jest felbft- 
verftändlich gewordene Webertragung des öfterreichiihen Anrechts an 
Shleswig-Holitein auf Preußen, die Feſtſtellung der die Kriegskoſten er⸗ 
jegenden Summe ı. |. m. 

Co fam der Entwurf der Präliminarien zu Stande. 

Es war eine ernfte und wichtige Entſcheidung, welche damit an Ge, 
Majeſtät den König herantrat, ähnlich der über den Beginn des Krieges. 

Sollte diefer fortgefegt werden in der Hoffnung auf noch größere 
Refultate? Die Armee ftand vor Wien. Preßburg war ſchon nahezu in 
der Hand der preußiſchen Streitkräfte gemejen. Auf den Wusfall einer 
Ipeilen Schlacht, wenn fie erforderlich werden follte, blidte nıan le 

ejorguiß, und möglich war der Einzug in Wien ohne allzu große Opfer. 

Die militäriichen Bedingungen aljo waren für den Augenblid günftig, 
md von dieſem Standpunkte aus die Wünfche Pas ZA den Steg bis 
an die Außerfte Grenze zu verfolgen und der bewährten Kraft des preußi- 
iden Heeres volle Entfaltung zu geftatten. Ein Ziel, welches der erfte 
Rapoleon ſich nie verfagt hatte — die Hauptftabt des Gegners — lag in 
verlodender Nähe, ihre Thlirme waren den Bliden der Borpoften fichtbar. 

Andererjeit3 aber blieb wohl zu erwägen, daß Defterreich, ſelbſt nach 
dem Berluft von Wien, nicht genöthigt war, Frieden zu jchließen. Sein 

er fonnte auf Ungarn ausweichen und die Complicationen europätfcher 
litik abwarten. 

Kam auf der vom Kaifer Napoleon vorgefchlagenen und dem Wejen 
nach öffentlich bekannten Baſis ein Friede nicht zu Stande, jo verlegte 
dies die nterefjen nicht minder wie die Würde Frankreichs. 

31* 
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Ein großes Ziel war erreicht, follte man, um eim größeres zu ger 
minnen, neue Opfer umd äußerte Anftvengungen dem preußiichen Bolt 
auferlegen, da8 Errungene nochmals in Frage Hellen? Eine weiſe Bolttit 
bemißt ihre Ziele nicht nach dem Begehrenswerthen, jondern nad dem 
Nothwendigen. Deutichlands nationale Entwidelung unter Preußens 
Führung war durch den dargebotenen Frieden gefichert, weiter gehende 
Projekte der Eroberung, wie man fie Preußen zuzufchreiben gern geneigt 
ift, lagen nicht in dem Willen feiner Regierung. 

Monard und Volk durften fich jagen, daß fie der Pflicht Genüge 
gethan, welche ein hoher Beruf dem Staate wie dem Einzelnen auferlet; 
ie mußten anerlennen, daß ein weitere zwingendes Bedürfniß für di 
Sicherheit und die Entfaltung des nationalen Lebens Preußens und 
Deutfchlands nicht vorlag. Was Preußen jet zu gewinnen im Begri 
ftand an territorialem und an Macht-Zumahe, das durfte es holten, 
bald und vollftändig zu einem gemeinfamen Organismus mit dem bit 
berigen Beftande des Staates verwachſen zu ſehen. 

Die von Oeſterreich dargebotenen Bedingungen fchlofien ferner die 
naglchtei künftiger Wiederheritellung eines freundfchaftlihen Berhältniffes 
u den früheren Bundesgenofien nicht aus. Weder der Ehre nod der 
act Defterreich8 war eine Wunde geichlagen, welche eine unheilbare 
Feindſchaft zwifchen beiden Staaten nothwendig im Gefolge hatte. Wenn 
man mehr Norberte, wenn eine glüdlihe Fortſetzuug des Krieges mehr 
zu erzwingen erlaubte, jo mußte ein Stachel zurüdbleiben, den keine Zeit 
entfernt hätte. Den Bruch zwifchen Preußen und Defterreich zu veremigen, 
tonnte nicht im Intereſſe Deutjchlands und Preußens liegen. 

Die Erwägungen, melde in jenen entjcheidenden Tagen in Nilols⸗ 
burg im Rathe Sr. Majeftät des Königs auf die große Frage über Krieg 
und Frieden beftimmend einwirkten, haben bier nur flüchtig und im ihren 
allgemeinften Umriffen angedeutet werden können. Ihre rüdbaltlofe Dar: 
legung muß der künftigen Gejchichtsfchreibung vorbehalten bleiben. 

ie Entiheidung Sr. Majeftät fiel für den Frieden aus, 

Die Präliminarien wurden am 26. Juli unterzeichnet und die Rati⸗ 
ficattionen am 28. ausgetauſcht. 

Der Entihluß des Könige wurde freudig begrüßt von einer Armee 
und einem Volke, welche mitten im Lauf eines glüdlichen und ruhmreichen 
Krieges nicht verlernt hatten, die Segnungen des Friedens zu fchägen.” 


Keine Forderung öfterreihiiher Gebietdab- 
tretungen. 


Stunts - Anzeiger vom 23. Juli 1866. 


„In ber Breffe wirb wieberhofentlich das Gerücht verbreitet, daß Preußen 
als Bedingung des Friedensfchluffes mit Defterreih die Abtretung Böhmens und 
Mährens verlange. 

Diefe Nachricht ift durchaus unbegründet. 

Ein Blid auf die geographifche Lage der Preußiſchen Staatstheile und jener 
öfterreichiichen Gebiete läßt ſofort erfennen, daß der Beſitz biefer Länder nicht 
eine Verſtärkung, fondern eine Schwächung der Preußiſchen Macht fein wärbe. 
Schon aus biefem Grunde ift Seitens des Preußiſchen Cabinets bie Erwerbung 
Böhmens und Mährens ober anderer öfterreichiicher Provinzen ala Friedensbe⸗ 
Dingung gar nicht in Betracht gezogen worden. 
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Aber auch die nationalen Imtereffen, weiche Preußen im Auge bat, laffen 
die Erwerbung jener Gebiete nicht wünſchenswerth ericheinen. 

Das Ziel ber Preußiſchen Politik ift auf bie Gründung eines neuen Bunbes 
und bie Berufung eines beutfchen Parlaments gerichtet. Die Verbindung Preu⸗ 
Bene mit Öfterreichifchen Länbern, deren Bevdllerung nur zum Theil der beutfchen 
Rationalität angehört, würde bem Zuſtandekommen eines dentſchen Parlaments 
aur Sindernifle bereiten.” 


Fraukreichs Antheil au den Friedensverhandlungen. 
Aus dem franzöftihen Gelbbuche. 


5. Juli: Moniteur » Note, betreffend das Anrufen ber franzöſiſchen Vermittelung 
Seitens Defterreiche. 


„Eine wichtige Thatfache ift eingetreten. Nachdem der Kaiſer von Defterreich 
die Ehre feiner Waffen in Italien gewahrt hat, tritt derſelbe, in Uebereinftimmung 
mit den Auffafjungen, welche der Kaifer Napoleon in feinem Briefe an ben Mi- 
zifter ber auswärtigen Angelegenheiten vom 11. Juni ausgefprodhen bat, Be- 
netten an ben Kaifer ber Franzojen ab und nimmt bie Bermittelung beffelben 
zur Serbeiführung des Friedens zwilchen den friegführenden Parteien an. 

Der Kaiſer Napoleon bat fich beeilt, dieſer Aufforderung zu entipreden unb 
bat fih unverweilt an die Könige von Preußen und Italien gewandt, um einen 
Baffenftillftand herbeizuführen.“ 


6. Juli: Telegramm des franzöfiſchen Minifter® der auswärtigen Angelegen- 
beiten an den Botfchafter in Wien, betreffend Preußens Annahme 
der franzöftihen Bermittelung. 


„Ich beeile mich, Ihnen mitzutbeilen, daß der König von Preußen die Ver⸗ 
mittelung des Kaifers annimmt. Derjelbe wirb uns durch den Grafen Golg un⸗ 
—— wiſſen laſſen, unter welchen Bedingungen er einen Waffenſtillſtand an⸗ 
nehmen will.“ 


7. Juli: Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten an ben Botſchafter in 
Berlin. 


„Wie ich Ihnen telegraphiich mitgetheilt, nimmt der König von Preußen 
die Bermittelung des Kaifers an, indem er bemfelben ein herzliches Vertrauen 
bezeigt. Was den Waffenftillftand betrifft, fo foll Graf Goltz uns die Bedingungen 
tefielben bald mittheilen. Nah den Andeutungen im Briefe des Königs müßte 
das Ablommen auf den hergebrachten Grundlagen getroffen werben, jo daß bie 
Stellung ber kriegführenden Theile während der Verhandlungen nicht weränbert 
werden lönnte. Man müßte überdies die bisher gewonnenen Kriegsrefultate als 
Ausgangspunkt für die weitere Berfländigung betrachten. — Bor jeder beftimmten 
Deſchlußnahme hält der König für nöthig, fich mit feinem Verbündeten, den König 
Bieter Emanuel, zu benehmen. 

Bir wiffen, daß der König von Italien feinerjeits einem Waffenftillftande 
zit zuftimmen zu bürfen glaubt, fo lange der König von Preußen nicht feine 
Einwilligung gegeben bat, unb er ift geneigt, einfiweilen feine militairiſchen Ope- 
tationen in Benetien fortzufegen. 

Wir würdigen volllommen bie hochherzige Gefinnung des Königs Wilhelm, 
ver fih nicht entfchließen will, ohne fi mit dem König von Italien verſtäudigt 
ja haben, unb wir ehren an König Victor Emanuel dieſelbe ehrenhafte Treue 
gegen bie übernommenen Verpflichtungen. Aber abgefehen von dieſen beiderjeitigen 
Berbindlicheiten ſehen wir für Italien feinen Grund, die Annahme des barge- 
kotenen Waffenſtillſtandes zu verzögern. Der Kaiſer von Defterreich verzichtet auf 
line Befigungen in Italien. Der Kaifer Napoleon nimmt biefelben nur an, 
m fie an Italien abzutreten. Der Hof von Florenz erhält mithin Allee, was 
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für ihn bas Ziel des Krieges war und es bleibt ihm kein Bortheil weiter zu 
erlangen. 

Preußen aber bat Erfolge errungen, bie ihm Nichte zu wünſchen übrig 
lafſen. Nachdem es gezeigt bat, was es mit den Waffen in ber Hand vermag, 
wird es, wie wir zuverfichtlich hoffen, einen nicht minder glängenben Beweis 
feiner Mäßigung geben, indem es einen Waffenftilltand annimmt, den ber Kaifer 
vorihlägt und fir ben fi bie einmüthigen Wünſche Europas ansprechen.” 


9. Juli: Der franzöftihe Botichafter in Wien an den franzöflihen Miniſter 
ber auswärtigen Angelegenheiten, das Borrüden ber Preußen gegen 
Wien betreffend. 

„Die Preußen fteben bei Iglau, die Benedekſche Armee, bie bei Ohnüg 
neu gebildet werben foll, ift, wie e8 fcheint, nicht im Stanbe, ihren Mari auf- 
zubalten, und wenn der Waffenftillftand nicht zu Stande kommt, jo konnen fie 
in wenigen Tagen in Wien fein.“ 


10. Juli: Der franzöfiihe Votfchafter in Wien an den franzöfifchen Minifer 
ber auswärtigen Angelegenheiten, die Bebrobung Wiens betreffend. 


„Die Umftände find der Art, und die Einnahme Wiens durch bie Preußen 
ift fo brobend, daß die Zeit zu wirklichen Berbandlungen fehlt; bie öſterreichiſche 
Regierung denkt in biefem Augenblide nur darauf, das Reich von einer moralt 
{den und materiellen Niederlage zu retten, deren Folgen unberechenbar jein 
würden. Seit zwei Tagen (haft man alle® Geld aus ber Bank fort, um et 
auf ber Donau nah Komorn zu bringen. Man bereitet fich auf eine Räumung 
der Hauptfladt vor.“ 


12. Juli: Der franzöfiihe Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Botfchafter in Wien, die Preußiſchen Waffenſtillſtandsbedingungen be- 
treffend. 


„Preußen macht den Abſchluß eines Waffenſtillſtandes von ber vorherigen 
Annahme gewifler Friedenspräliminarien abhängig. Wir kennen biejelben nod 
nit im Einzelnen, aber wir baben Grund anzunehmen, baß ber Hanptpunft das 
Ausicheiven Oeſterreichs aus dem beutichen Bunbe iſt; alles Uebrige if von ge 
ringerer Wichtigleit und würde ber Erörterung unterliegen können. Der Kaifer 
ift der Anfiht, daß bie Fortſetzung des Kampfes den Ruin bes öſterreichiſchen 
Staates berbeiführen würde.” 


13. Juli: Der franzöfifhe Botſchafter in Wien an den Minifter der auewär- 
tigen Angelegenheiten, die Waffenſtillſtandsbedingungen betreffend. 


„Bevor Defterreih in ben Austritt aus dem beutfchen Bunde willigt, will 
ber Kaijer die Übrigen Bedingungen fennen. Wenn darınter unannehmbare jein 
follten, wie 3. 8. ©ebietsabtretungen, fo würde Deiterreich Tieber das Glüd ber 
Waffen nochmals verfuchen, und mit Ehren untergehen, als um ſolchen Prei 
feine Rettung erlaufen. — — — — — Delterreih kann das Opfer (Ausmitt 
aus Deutihland) nur gegen bie Gewißheit bes Waffenftillftandes und Friedens 
bringen; diefe Gewißheit bat e8 aber bis jetzt nicht, man kann ihm fpäter Un 
mögliches auferlegen. Sowie Kailer Franz Joſeph die näheren Bedingungen er: 
fahren haben wird, wird er eine fategoriiche Antwort geben.” 

14. Juli: Telegramm bes franzöſiſchen Botſchafters am Preußifchen Hofe an den 
franzöfifhen Miniſter d. auswärtigen Angelegenheiten, — aus Czernagera. 

„Ih bin vergangene Nacht im Preußiichen Hauptquartier eingetroffen. 
Meinem BDringen auf fchleunigen Abſchluß des Friedens ermwiberte man, daß 
Preußen nur mit Zuftimmung Italiens und unter der Bedingung, daß Frant- 
reich e8 über fi nimmt, Defterreih zur Annahme der Friebenspräliminarien zu 
beftimmen, darauf eingeben Tann.” 
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14. Juli: Der franzöfiihe Minifter an den Botidhafter in Wien und Berlin, 
Vorſchlag der Friedenspräfiminarien betreffend. 


(Im Wiſentlichen bie fpäteren Nicolsburger Präliminarien, aber ohne 
Andeutung von Gebietserweiterungen für Preußen.) 


15. Juſi: Depefche des franzöſiſchen Botichafters Benedetti an den franzöfi- 
ſchen Minifter, — aus Brünn. 


„Gleich in unferen erften Unterbaltungen bat Herr v. Bismard mir mit 
der größten Entjchiebenheit die Bedingungen angebeutet, von welchen der preu⸗ 
hiſche Borfchafter in Paris die Zuftimmung zu einem Waffenftillftand abhängig 
machen follte und ich brauche nicht zu fagen, daß er mir bie Annerion von 
Sachſen, Kurheſſen und Hannover als ein durch die von Preußen gebrachten 
Oper und errungenen Siege durchaus gerechtfertigte Forderung darſtellt. Ich 
babe mir erlaubt, eine ſolche Prätention von vorn bereit nicht als ernft gemeint 
enzufeben, und babe ihm bermerkt, daß Europa nicht mehr in der Zeit Friedrichs 
des Großen lebe, wo man das, was man genommen hatte auch ohne Weiteres 
behalten konnte. Ungeachtet der Entichiedenheit, mit welcher er mir beizubringen 
judhte, daß Feine Macht Preußen daraus einen Borwurf machen könnte, jagte ich, 
daß fie im Gegentbeil durch ein folches Vorgehen ſämmtlich gleichmäßig verlett 
jin würden.” — — — — 


16. Suli: Der franzöfiihe Botſchafter in Berlin an den franzöfifchen Minifter, 
— aus Brünn. 


„3b halte die Verwerfung ber Präliminarien Seitens des Berliner Cabi⸗ 
net8 für ficher, wenn Defterreich fi) nicht dazu verfteht, eine Beftimmung binzu- 
zufügen, burch welche Breußen gewiffe Gebietserweiterungen behufs Herftellung 
des Zuſammenhanges feiner Länder gefichert werben.” 


19. Juli: Der franzöfifhe Minifter an den Botſchafter am Preußifchen Hofe, 
— Anweifung zur Förderung der Verhandlungen. 


„Der Entwurf der Präliminarien ift vom Kaifer dem öfterreichifchen Hofe 
dringend empfohlen worden und Defterreich ift bereit, diefelben anzunehmen, weunn 
bie Breußifche Regierung fie gleihfall® annimmt. 

Unfere Aufgabe ift babei lediglich die der freundichaftlicden Vermittelung 
und beſchränkt fih darauf, allen unfern Einfluß anzuwenden, um die beiden frieg- 
führenden Parteien zur Vereinigung zu bringen. Wir find nicht Schieberichter, 
weihe den Parteien eine fung auferlegen können, auch nicht Unterhändfer, bie 
emen unmittelbaren Antheil an ben berbeizuführenden Arrangements haben. Wir 
baben daher auch die Präliminarien nicht mit zu unterzeichnen; aber unter jolchem 
Borbehalt Dürfen wir doch Nichts verjäumen, um bie Annahme ber von une 
vorgeichlagenen Löſung zu fihern und zu beichleunigen.” — — — 


19, Juli: Telegramm des franzöfiihen Minifters an den Botichafter in Wien, 
Preußens Geneigtheit zum Eintritt vorläufiger Waffenruhe betreffend. 


„Das Berliner Cabinet findet in den Präliminarien hinreichende Garan⸗ 
tien, um auf den fofortigen Abſchluß eines Waffenftillftandes einzugehen und ver- 
pflichtet fich, unter ber ebinguing ber Gegenfeitigleit Defterreichs, fich jedes Actes 
der Feindfeligleit während fünf Tage zu enthalten, innerhalb welcher Zeit ber 
Kent Hof die Annahme der Präliminarien feinerjeits zur Kenntniß zu bringen 

tte.” 
23. Juli: Der franzöftfche Botfchafter am Preußischen Hofe an den franzöfticgen 
Minifter, aus Nicolsburg. 

„— Dit feiner praftifchen Auffaffung der Dinge und feiner gewohnten 
Entfhioffenheit hat Graf Bismard fi gleih in der erſten Unterredung mit 
ben Öfterreichifchen Unterhänplern zu verfichern gejucht, daß fie alle Bebingungen 





488 - 
1866. 


in Bezug auf die künftige Organifatton Deutſchlands annähmen, unb daß Oeſter⸗ 
reich aufrihtig darauf verzichte, daran Theil zu nehmen. So bald diefer Punkt 
feftgeftellt war, bat er zum Sauptgegenftanb ber Konferenzen diejenigen ragen 
emacht, welche in unjeren Präliminarien nicht genau präcifirt ober gar nidt 
berührt waren. Schließlich ſchlug er vor, flatt über den Waffenftillftand fich gleich 
über Friedensbedingungen zu verftänbigen unb wußte bie Öfterreichifchen Unter⸗ 
händler dazu zu beftimmen, über die Kriegsfoflen und über die Gebiets - Erwei- 
terungen für Preußen zu unterbandeln. 

Er bat den Bevollmächtigten alsbald erflärt, daß der König als erfte Be 
dingung für ben Friedensichluß eine Vergrößerung Preußens im Norden Deutih- 
lands verlange. Ich höre, daß ber Minifter- Bräfident fich in biefer Beziehung 
feft entichloffen gezeigt hat, die Verhandlungen abzubredyen, falls er nicht die Zu— 
fiherung der Einwi igung Oeſterreichs erbalte. Seinerjeits hat Graf Bismard 
mir mitgetbeilt, daß bie üfterreichifchen Unterhänbler fih darauf befchräntt haben, 
für die Erhaltung Sachſens in feinem bisherigen ®ebiete einzutreten. Ich glaube, 
bag man fih Über Diefe Frage einigen wird; indem Preußen fich verbindlich madt, 
Sachſen in feinen jebigen Grenzen zu erhalten, wird Oeſterreich fich anheiſchig 
maden, den Veränderungen in Bezug auf Hannover, Heffen ober andere Klein: 
ftaaten fein Hinderniß zu bereiten.” 


25. Juli: Telegramm bes franzöfiihen Minifters an ben Botichafter am Pren- 
ßiſchen Hofe. 

„Erbitten Sie eine Verlängerung ber Waffenruhe. Der Prinz Metternich 

theilt mir ein Wiener Telegramm mit, in welchem erflärt wird, daß bie Exhal- 

tung der Integrität Oeſterreichs und Sachſens unerläßliche Bebingungen feien.“ 


25. Juli: Der Botfchafter am Breußifhen Hofe an den franzöfiſchen Miniſter. 
„Man bat fich über die Kriegsfoften verflänbigt; biefelben bleiben auf 
20 Millionen Thaler jeftgefett. Preußen verpflichtet fih, Sachſen in feinen 
Grenzen zn erhalten. Oeſterreich veripricht, ſich der Erweiterung Preußens im 
Norden nicht zu widerſetzen. Die übrigen Punkte find nach unferen Vorſchlägen 
geregelt. Die öfterreihifhen Bevollmächtigten wünſchen jeboch noch nah Wien 
zu perichten, Wenn fie bei Zeiten Vollmacht erhalten, kann morgen abgefchloffen 
werben.“ 


26. Zuli. Der Friedens -Präliminarien-Bertrag von Nicolsburg 
zwifchen Preußen und Oeſterreich. 


Art. I. Der Territorialbeftand der dfterreichiihen Monarchie, mit 
Ausnahme des lombardifch=venetianiichen Königreichs, bleibt unverändert. 
Seine Majeftät der König von Preußen verpflichtet fi, feine Truppen 
aus den bisher von denfelben occupirten öfterreichiichen Territorien zurüdzus 
giehen, fobald der Friede abgefchlofien fein wird, vorbehaltlich der im 

efinitiven Friedensſchluſſe zu treffenden Maßregeln wegen einer Garantie 
der Zahlung der Krie Sent/chäbigung. 

Art. I. Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich erkennt die Auf- 
löfung des bisherigen deutjchen Bundes an und giebt feine Zuftimmung 
zu einer neuen Geftaltung Deutfchlande ohne Betheiligung des öſter⸗ 
reichiichen Kaijerftaates. Ebenſo veripricht Seine Mojetät das engere 
Bundesverhältnig anzuerkennen, welches Seine Majeftät der König von 
Preußen nörblih von der Linie des Mains begründen wird, und erklärt 
fih damit einverftanden, daß die füdlich von diefer Linie gelegenen dentſchen 
Staaten in einen Berein zujammentreten, deſſen nationale Verbindung 
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mit dem norddeutichen Bunde der näheren Berftändigung zwijchen beiden 
vorbehalten bleibt. 

Art, IH. Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich überträgt auf 
Seine Majeſtät den König von Preußen alle feine im Wiener Frieden 
vom 30. October 1864 erworbenen Rechte auf die Herzogthümer Holftein 
und Schleswig, mit der Maßgabe, daß die Bevölferungen der nördlichen 
Diſtricte von Schleswig, wenn fie durch freie Abftimmung den Wunfc zu 
elennen geben, mit ‘Dänemark vereinigt zu werden, an ‘Dänemark abgetreten 
werden follen. 

Art. IV. Seine Majeftät der Kaiſer von Defterreich verpflichtet fich, 
behufs Dedung eines Theiles der für Preußen aus dem Kriege erwachienen 
Koften, an Seine Majeftät den König von Preußen die Summe von 
40 Millionen Thalern zu zahlen. Bon diefer Summe foll jedoch der 
Betrag der Kriegskoſten, weldhe Seine Majeftät der Kaiſer von Defterreich 
laut Art. 12 des gedachten Wiener Friedens vom 30. October 1864 noch 
an die Herzogthümer Schleswig und Holftein zu fordern hat, mit 
15 Millionen Thalern, und als Yequivalent der freien Verpflegung, melde 
die preußifche Armee bis zum Friedensſchluſſe in den von ihr occupirten 
öfterreichifchen Yandestheilen haben wird, mit 5 Millionen in Abzug gebracht 
erden, jo daß nur 20 Millionen baar zu zahlen bleiben. 

Art. V. Auf den Wunfh Seiner Majeftät des Kaiſers von Oeſter⸗ 
reich erklärt Seine Majeftät der König von Preußen fich bereit, bei den 
beporftehenden Veränderungen in Deutſchland den gegenwärtigen Territorial- 
deftand des Königreichs Sachſen in feinem bisherigen Umfange be- 
Reben zu laſſen, indem er fich dagegen vorbehält, den Beitrag Sächſens 
zu den Kriegskoſten und die künftige Stellung des Königreich Sachſen 
innerhalb de norddeutſchen Bundes durch einen mit Seiner Majeftät 
Km König von Sachſen abzufchließenden bejonderen Friedensvertrag näher 
zu regeln. Dagegen verfpriht Seine Deajeftät der Kaiſer von Defterreich, 
die von Seiner Majeftät dem König von Preußen in Norddeutichland her- 
zuftellenden neuen Einrichtungen, einjchließlich der Territorialneränderungen, 
anzuerfennen. 

Art. VI. Seine Majeftät der König von Preußen macht fich anheiſchig, 
die Zuftimmung Seine Berbiindeten, Seiner Majeftät des Königs von 
Stalien, zu den Friedenspräliminarien und zu dem auf diejelben zu bes 
gründenden Waffenftillftande zu befchaffen, jobald das venetianifche Königs 
reich durch Erklärung Sr. Majeftät des Kaiſers der Franzoſen zur Die- 
pofition Seiner Majeftät des Königs von Stalien geftellt —* wird. 

Art. VII. Die Ratificationen der gegenwärtigen Uebereinkunft werden 
binnen längftend 2 Tagen in Nicolsburg ausgetaufcht werden. 

Art. VIEH. Gleich nach erfolgter und außgetaufchter Ratification der 
gegenwärtigen Uebereinkunft werden Ihre beiden Majeftäten Bevollmächtigte 
ernennen, um an einem noch näher zu beftimmenden Orte zufammenzu- 
iommen und auf der Baſis des gegenwärtigen Präliminarvertrages den 
Frieden abzuschließen und über die Detailbedingungen deffelben zu verhandeln. 

Art. IX. Zu diefem Zmede werden die contrahirenden Staaten, Kr 
Feſtſtellung diefer Präliminarien, einen Waffenftiliftand für die Kaiferli 
öfterreichifchen und en fächfifchen Streitkräfte einerjeit8 und die 
Königlih Preußiſchen anderjeit3 abjthliegen, defen nähere Bedingungen 
in militärischer Einfiht fofort geregelt werden follen. Diefer Waffen- 
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ftillftand wird am 2. Yuguft beginnen und die im Augenblide beftehende 
Waffenruhe bis dahin verlängert. Der Waffenftillftand wird gleichzeitig 
mit Bayern bier abgeſchloſſen und der General Freiherr v. Montafil 
beauftragt werden, mit Württemberg, Baden und Heflen- Darmftadt einen 
am 2. Auguft beginnenden Waffenftillftand auf der Grundlage des mili⸗ 
täriichen DBefigftandes abzufchliegen, fobald die genannten Staaten es be 
antragen. 


(unterz.) Karolyi. v. Bismard, Brenner. 


Die Friedens⸗Präliminarien und Oeſterreichs Verblindete 
in Nord» und Süddeutſchlaud. 
Aus der „Provinzial⸗Correspondenz“ vom 26. Juli. 


— — — „Was die Befitveränberungen betrifft, fo handelt es fih 
dabei um die Berfügungen, welche Preußen über die militairifch in Beſitz genom- 
menen Länder treffen wird. Es find bies in Norddeutſchland bekanntlich (außer 
Sachſen) das Königreich Hannover, das Kurfürftenthum Heffen, der bieffeits bee 
Mains gelegene Theil des Großherzogthums Heffen (Oberbefien), das Herzogthum 
Naſſau und bie freie Reichsſtadt Frankfurt a. M. 

Kraft des Kriegsrechtes ift der König von Preußen berechtigt, alle biefe Länder 
bfeibend zu behalten, ohne darüber in irgenb welche Verhandlungen mit ben frü- 
beren Beſitzern eintreten zu müflen. Die Wiebereinjegung irgenb eines berjelben 
würbe ein Act ber Gnade von Seiten der Preußiſchen Krone fein; bie Wieder 
einjegung in einzelne Theile ihrer früheren Staaten und bie damit verbundene 
Zerfplitterung berjeiben würde aber vermuthlich von der Bevölkerung ſelbſt ſchmerz 
lich empfunden und politifh von bebenflihen Folgen fein. Es wirb daher als 
wünſchenswerth und mwahrjcheinlich angeſehen, daß bie erwähnten Länber dauernd 
mit Preußen vereinigt werben. 

Ausdrückliche Beſtimmungen hierüber find jeboch in ben Friedens - Präh- 
minarien mit Defterreich nicht enthalten, vielmehr nur bie freie Verfügung bar- 
"über für Preußen gewahrt und Seitens Defterreich® anerlannt. 

Defterreich8 bisherige Verbündete in Sübdeutichland find in den vorläufigen 
Friedensſchluß zwifchen Preußen und Defterreich nicht ohne Weiteres eingeſcleſſen 


worden. Der bayerſche Minifter von der Pforbten war fchon vor bem Abihiu 
der Präliminarien im Preußifchen Hauptquartier erjchienen, um bie Betbeiligung 


jener Bundesgenoffen an dem Waffenftillftande zu erwirken; Preußen aber Latte 
dies zunächſt abgelehnt und die Bewilligung eines Waffenftillftandes an bie für 
beutfhen Staaten von befonderen Verhandlungen abhängig gemacht. Erſt nach 


dem Abichluß der preußiich - öſterreichiſchen PBräliminarien fam ein Waffenſtillſtand 


zwifchen Preußen und Bayern, gleichfalls vom 2. Auguft ab, zu Stante. Ber 
geblih hatte der Minifter von der Pforbten beaniprudt, gleihfam Namens des 
früheren beutjchen Bundes auch für die übrigen füdbeutichen Stuaten zu verbun 
dein. Preußen erlennt feit dem 14. Juni den alten deutſchen Bund nicht mebr 
an und verlangt baber, baf jeder der feinblihen Staaten in befonberen Ber- 
handlungen ven Frieden erbitte. Da durch ben Friebensichluß Oeſterreicht und 
Bayerns bie bisherige Verbindung vollends jeden Halt verloren hatte und da 
Preußen inzwiſchen erfolgreih nah bem Süden vorgebrungen war, fo blieb jenen 
Staaten nichts übrig, als jeder für fih um Frieden zu bitten. 

Der Herzog von Meiningen hatte fi fchon zuvor von bem Preußenfeind- 
tihen Bunde loegeſagt und feinen in Mainz lebenden Truppen befohlen, biete 
Feſtung zu verlaffen. Da die bayerſchen Befehlshaber fie mit Waffen nicht ent- 
laffen wollten, jo waren fie mit Zurücklaſſung der Obergewehre aus ber Feſtung 
ausgezogen. | 

Auch der König von Württemberg, der Großherzog von Darmflabt mußten 
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fi& bequemen, ihre Miniſter ins Preußifche Hauptquartier zu entienden, um un⸗ 
em König um Frieden zu bitten. Der Großherzog von Baden, weldher nur mit 
Biberftreben dem Bunde gegen Preußen beigetreten war, entließ nunmehr fein 
bisherige® Preußenfeinbliches Miniflerium und berief Männer von bejonnenerer 
Seltung in feinen Rath. 

So ift benn ber bioherige ſüddeutſche Bund gegen Preußen vollftändig zer- 
fprengt. Die nunmehr fchwebenden Verhandlungen werben unzweifelhaft dazu 
benutt werben, Beziehungen zwilchen dem künftigen norbbeutichen Bunde und 
den fübbeutfchen Staaten zur Geltung zu bringen, wie fie bem Intereffe unb ber 
Größe des deutſchen Geſammtvaterlandes entiprechen.“ 


Die Präliminarien und das nationale Band 
zwiihen Nord- und Süddeutſchland. 


Staats - Anzeiger vom 5. Auguft 1866. 


„Um ben nachtheiligen Tendenzen entgegenzutreten, welche durch faljche Deu⸗ 
tmg der Friebenspräliminarien vom 26. Sa d. 3. und Entftellung ihrer Ziele 
in Betreff der Neugeftaltung Deutſchlands in einem Theile der Prefje bervor- 
treten, finb wir zur Beröffentlihung des Artilels 2 biefer Präliminarien er- 
nöd 


Derfelbe lautet: 
Art. 2. 

„Seine Majeflät ber Kaiſer von Defterreih erlennt die Auflöfung 
bes bisherigen beutihen Bundes an und giebt Seine Zuftimmung zu 
einer neuen Geftaltung Deutſchlands ohne VBetheiligung bes öſterreichiſchen 
Kaiferfiaates. Ebenſo verfpriht Seine Mujeftät, das engere Bunbesver- 
bältniß anzuerlennen, welches Seine Majeftät der König von Preußen 
nördlich von der Linie des Mains begründen wird, und erklärt fih bamit 
einverftanden, daß bie ſüdlich von dieſer Linie gelegenen deutſchen Staaten 
in einen Verein zufammentreten, befjen nationale Verbindung mit dem 
norbbeutichen Bunde der näheren Berftändigung zwiſchen beiden vorbe- 
balten bleibt.“ 

Diefer Artikel entipricht genau ben von Franfreih in Wien bereits am 
14. Juli beflirworteten Vermittelungs-Vorſchlägen, welche Oeſterreich ſchon da⸗ 
mals angenommen bat. Letztere lauteten: 

„L’Autriche reconnaitra la dissolution de l’ancienne Confede- 
ration germanique et ne s’opposera pas à une nouvelle organi- 
sation de l’Allemagne dont elle ne fera pas partie. 

La Prusse constituera une Union de l’Allemagne du Nord 
comprenant tous les Etats.situ6s au Nord de la ligne du Main. _ 
Elle sera investie du commandement des forces militaires de ces 
Etats. 

Les Etats Allemands situ&s au Sud du Main seront libres de 
former entre eux une Union de l’Allemagne du Sud qui jouira 
d’une existence internationale ind&pendante. 

Les liens nationaux & conserver entre l’Union du Nord et 
celle du Sud seront librement regles par une entente commune.“ 
Durch vorſtehende Beflimmungen wirb conftatirt, daß Oeſterreich einge- 

willigt hat, die Neugeftaltung Deutſchlands ungehindert und ohne eigene Bethei⸗ 
ligung vollziehen zu laffen, und daß bie Infinuation: der Kaiſerſtaat werbe dem 
jübdentihen Verbande angehören, eben fo unbegründet ift, als biejenige, baß durch 
bie Mainlinie das natürliche nationale Band zwiichen Worb» und Sübbeutichland 
zerrifien werde. 
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Anfang Auguft. Sendung des Generald von Manteufiel 
nah St. Peterdburg. 


Provinzial» Korrespondenz vom 8. Auguft. 


„Der General v. Manteuffel, General» Apjubant Sr. Maj. bes Koni 
it in befonderer Sendung an ben Kaiferlichen Hof in Petersburg gegangen. He 
land nimmt fowohl als enuropäifche Großmacht, wie aud wegen ber vielfaden 
verwanbtichaftlihen Beziehungen der Kaiferlihen Familie mit beutfchen Yürflen- 
häuptern einen lebhaften Antheil an ben Veränderungen in Deutfchland. Die 
freundſchaftlichen Beziehungen, welche zwiſchen ber preußifchen und ber ruffiichen 
Regierung beleben, mochten e8 angemefjen und wünſchenswerth erfcheinen lafien, 
ber letzteren in Betreff ber nothmenbigen Gefihtspunkte und Schritte Preußens 
- in jener Beziehung nähere vertrauliche Mittheilungen zu machen. Die wegen der 
vermeintlihen Stellung Rußlands zu ber in Rebe ſtehenden Frage bier unb bert 
verbreitete Beſorgniß dürfte ſich balb als unbegründet erweifen.“ 


Die Gelihtspunfte Preußens bei den Ber: 
bandlungen mit Süddeutidhland. 


I. 
Staats - Anzeiger vom 29. Juli 1866. 


„Bir find zu ber Erklärung veranlaßt, daß derjenige Theil ber vaterlänbiichen 
Preſſe, welcher dafür agitirt, daß Preußen die niit feinen Verbündeten beabfichigte 
bundesftaatlihe Einrichtung auch auf bie fübdentichen Staaten ausbehnen folk 
nadhtheilig auf bie ſchwebenden Friedens⸗Verhandlungen einwirft und biejelben 
ernftli) gefährden kann. Legtere müfjen in erfter Linie darauf gerichtet fein, bie 
von Preußen mit dem Blute feiner Söhne unb ungeheuren Opfern erlämpfte 
Territorial» Einheit in Nord- und Mittel» Deutfchland für immer ficher zu ftellen 
und damit endlich zu erlangen, was unfere Väter im Jahre 1815 nad) den großen 
Freiheitsfriegen nicht zu erringen vermodten. Sobann wirb es ſich darum hanteln, 
mit unferen Verbündeten in Nord- und Mittel- Deutichlandb den Bundesſtaat 
zu gründen, Die Regelung der Verhältniffe mit den Staaten füblich des Mains, 
mit welchen ſich Preußen im Kriege befindet, kann ohne Gefährdung weſentlichet 
Interefien der Yolgezeit vorbehalten bleiben.“ 


II. 
Provinzial» Correspondenz vom 22. Auguft 1866. 


„Die Preußiiche Regierung bat fich bei den gelammten Friebens - Verhand⸗ 
lungen lediglich von großen politiſchen Gefichtspunkten, nicht von Beweggründen 
fleinficher Vergeltung ober bloßer Länderſucht leiten lafſen. Ihre Hauptaufgabe 
war bie Schöpfung eines Fräftigen norbbeutihen Bundes und in bemfelben eines 
ftarfen und feft zufammenhängenden Preußifhen Kerns. Deshalb mußten in 
Norbbeutichland alle anberweitigen Nüdfichten zurüdtreten. Was Süddeutſchland 
betrifft, fo ging die Regierung davon aus, daß dort die Erwerbung eines größeren 
ober geringeren Landſtrichs nicht ins Gewicht fallen kann gegenüber dem großen 
nationalen Intereffe ber fofortigen Anbahnung günftiger Beziehungen zwiſchen 
Preußen und dem beutihen Süden. 

Diefer Gefichtspunft und die darauf begründete milbere Behandlung ber 
ſüddeutſchen Staaten haben auf Seiten berfelben die vollfte Würdigung gefunden, 
und es ift zuverfichtlich anzunehmen, daß bie Friedensverhandlungen bazu gedient 
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baden, hoffnungsvolle Anknüpfungen zwiſchen dem Rorben und Süden Deutſch⸗ 
lande zu begründen, unb baburch ein neues Unterpfand für eine beilfame nationale 
Gutwidelung Geſammtdentſchlands zu gewähren” *). 


Frankreichs Antheil an den Berhandlungen 
mit Süddeutichland. 


Aus dem franzöſiſchen Gelbbuche. 
2. Anguſt: Der franzöfiihe Geſandte in Münden an ben franzöſiſchen Minifter: 

„Wie Sie wohl ohne Zweifel ſchon wiffen, verlangt Preußen von Bayern 
tie Zahlung von 20 Millionen Thalern als Kriegsentfhäbigung und bie Abtretung 
einer Gebietsftrede mit wenigftens 500,000 Seelen im Norden ber Rheinpfalz 
und in Ober- und Niederfranken. In gerechter Aufregung über feine Lage bat 
der Minifterratb bes Königs beſchloſſen, unfere Intervention anzurufen, (A in- 
roquer notre intervention) und Herr von Wendland bat Befehl erhalten, in 
dieſem Sinne Schritte bei Em. Ercellenz zu thun.“ 

14. Auguft: Der franzöfiiche Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an den 
Botſchafter in Berlin: 

„Die Cabinete Süddeutſchlands, mit Ausnahme besjenigen von Karlerube, 
baden fih an die Kaiferlicde Regierung gewandt, um beren Unterftügung in ben 
zn Berfin eröffneten Unterbandlungen zu erhalten. Sie kennen die Gefinnungen, 
die wir für diefe Staaten begen. Das Berliner Cabinet bat uns feinerfeite 
wieberboft feines Wunſches verfichert, biefe Staaten neben dem Norbbunb eine 
wirfüch lebenskräftige (vraiment serieuse) Eriftenz einnehmen zu ſehen. Wir 
zehmen keinen Anſtand zu denten, baß Preußen fih in ben auf die Wieberher- 
fellung des Friedens mit diefen Staaten bezügliden Fragen verſöhnlich und ge- 
mößigt zeigen werde. Sie haben nicht birect in Unterhanblungen einzujchreiten; 
Sie werden aber dem Herrn Grafen Bismard nicht vorenthalten, welches bie 
verfönlichen Gefühle bes Kaifers für jene Höfe find, die fih an fein freunb- 
Ihaftliches Wohlwollen gewandt haben.“ 

23. Auguft: Der franzöfifge Minifter an den franzöfliden Geſandten in 
nchen: 

„Aus ben Mittbeilungen, die mir aus Berlin zugeben, babe ich entnommen, 
daß unfere erfien Bemühungen nicht erfolglos geblieben find. Ich bin erfreut, 
daß unfere letzten Schritte gleichfalls nicht ohne Einfluß auf das enbgültige Re- 
fultat einer Unterhandlung geblieben find, bie fich in befriebigenderer Weife ab⸗ 
Ihließt, als das Münchener Cabinet Anfangs gehofft hatte.” 


Die Sriedens- Verträge. 
J. 
23. Auguſt. Friedensvertrag von Prag zwiſchen Preußen und 
Oeſterreich. 
Im Namen der Allerheiligſten und Untheilbaren Dreieinigleit. 


Seine Majeſtät der König von Preußen und Seine Majeſtät der Kaiſer 
von Oeſterreich, beſeelt von dem Wunſche, Ihren Ländern die Wohlthaten des 


*) Die Trut⸗ u. Schutzbundnifſe mit den ſüddentſchen Staaten wurden bamals noch geheim gehalten. 
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Friedens wieberzugeben, haben beichloffen, bie zu Nicoleburg am 26. Juli 1866 
unterzeichneten Präliminarien in einen befinitiven Friedens⸗Vertrag umzugeflaften. 

Zu biefem Ende haben Ihre Majeftäten zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, 
und zwar Seine Majeflät der König von Preußen: Ihren Kammerberrn, Bir. 
lichen Geheimen Rath und Bevollmächtigten, Karl Freiherrn von Werther x, 
und Seine Majeftät ber Kaifer von Oeſterreich: Ihren wirklichen Geheimen Rath 
und Kämmerer, außerorbentlichen Gejandten und bevollmächtigten Miniſter, Adolph 
Maria Freiberen von Brenner⸗Felſach u.f.w., welde in Brag zu einer 
Conferenz zufammengetreten find, und nad Auswechſelung ihrer in guter nud 
izer Form befundenen Vollmachten über nachſtehende Artikel ſich vereinigt 
aben. 

Art. I. Es ſoll in Zukunft und für beſtändig Friebe und Freundſchaft 
zwiſchen Seiner Majeflät dem Könige von Preußen unb Seiner Majeflät dem 
Kaifer von Defterreih fowie zwifhen Deren Erben und Nachkommen und ben 
beiberfeitigen Staaten unb Untertbanen berricdhen. 

Art. II. Behufs Ausführung des Artilels VI. ber in Nicolsburg, am 
26. Juli dieſes Jahres, abgeſchloſſenen Friedens - Präliminarien, und nachdem 
Seine Majeftät der Kaifer ber Franzojen dur Seinen ‘bei Seiner Majeftät bem 
Könige von Preußen beglaubigten Botſchafter amtlich zu Nicolaburg, am 29. Juk 
ejusdem, hat erllären lafien: „Qu’en ce qui concerne le Gouvernement de 
l’Empereur, la Vénétie est acquise & l’Italie pour lui &tre remise & la 
paix,* — tritt Seine Majeftät der Kaifer von Oefterreich dieſer Erklärung auch 
Seiner Seits bei und giebt Seine Zuflimmung zu ber Bereinigung bes 
lombarbo-venetianifhen Königreihs mit dem Königreich Italien. 

Art. III. Die Kriegsgefangenen werben beiderſeits jofort freigegeben werden. 

Art. IV. Seine Majeſtät der Kaifer von Defterreih erkennt die Aufſeſung 
bes bisherigen beutichen Bundes an und giebt feine Juflimmung zu einer neuen 
Geftaltung Deutfhlands ohne Betheiligung bes öſterreichiſchen 
Kaiferfiaates. Ebenſo veripriht Seine Majeſtät, das engere Bunbesver- 
bältniß anzuerkennen, weldes Seine Majeftät der König von Prenfen ndrd- 
fi von der Linie des Mains begründen wird, und erklärt ſich damit ein⸗ 
verftanben, daß die füblih von der Linie gelegenen deutſchen Staaten 
in einen Berein zufammentreten, beffen nationale VBerbinbung mit dem 
norbbeutfhen Bunde ber näheren Verſtändigung zwiſchen beiben 
vorbehalten bleibt und ber eine internationale unabbängige Eri- 
ftenz baben wird. . 

Art. V. Seine Majeflät der Kaifer von Defterreich überträgt auf Seine 
Majeſtät den König von Preußen alle Seine im Wiener Frieden vom 30. 
1864 erworbenen Rechte auf die Herzogthümer Holftein und Schleswig 
mit ber Maßgabe, daß bie Bevölkerungen ber nörblihen Diftriete von 
Schleswig, wenn fie durch freie Abftimmung den Wunſch zu erfennen geben, 
mit Dänemark vereinigt zu werden, an Dänemark abgetreten werben follen. 

Art. VI. Auf den Wunſch Seiner Majeftlät des Kaifers von Defterreih er- 
klärt Seine Majeflät ver König von Preußen Sich bereit, bei ben bevorfiehenden 
Beränberungen in Deutihland den gegenwärtigen XZerritorialbeftand 
des Königreihs Sachſen in feinem bisherigen Umfange befiehen 
zu laffen, indem Er fi) dagegen vorbehält, den Beitrag Sachſens zu den Kriegt 
toften und bie künftige Stellung bes Königreich® Sachſen innerhalb des norbbent- 
fhen Bundes durch einen mit Seiner Majeftät dem Könige von Sachſen abjn- 
jchließenden bejonderen Friedensvertrag näher zu regeln. 

Dagegen verfpriht Seine Majeftät der Kaifer von Defterreih, die von 
Seiner Majeffät dem Könige von Preußen in Norddeutſchland 
berzuftellenden neuen Einrihtungen, einſchließlich ber Zerrito- 
rial»-Beränderungen, anzuerlennen. 

Art. VII. Behufs Auseinanderfegung über das bisherige Bunbes-Eigen- 
thum wird binnen längftens ſechs Wochen nach Ratification bes gegemmärtigen 
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Bertrages eine Eommiffion zu Frankfurt a. M. zufammentreten, bei welcher fänımt- 
fihe Forderungen und Anfprüde an ben beutichen Bunb anzumelden und Binnen 
ſechs Monaten zu liquidiren find. Preußen und Oefterreich werben fich in biefer 
Commiffion vertreten laſſen und es fieht allen übrigen bisherigen Bunbes - Re- 
gierungen zu, ein Gleiches zu thun. 

Art. VIII. Defterreich bleibt berechtigt, aus ten Bunbesfeftungen das Kai- 
jerliche Eigenthum und von dem beweglichen Bundeseigenthum ben matrifular- 
mäßigen Antheil Oeſterreichs fortzuführen oder fonft Darüber zu verfügen; daſſelbe 
gilt von dem gefammten beweglichen Vermögen des Bundes. 

Art. IX. Den etatsmäßigen Beamten, Dienern und PBenftoniften des Bunbes 
werden bie ihnen gebührenben beziebungsweije bereits bewilligten Penfionen pro 
rata der Matrilel zugefihert; jedoch übernimmt die Königlich Preußiſche Re- 
gierung bie bisher aus der Bunbes- Matrifular - Eaffe beftrittenen Penſionen und 
Interflügnngen für Offtciere der vormaligen ſchleswig⸗ bolfteinfgen Armee und 
teren Hinterlaffene. 


Art. X. Der Bezug ber von ber Kaiferlich öſterreichiſchen Statthalterſchaft 
in Holſtein zugeſicherten Penfionen bleibt den Interefienten bewilligt. — Kein 
Angehöriger der Herzogthümer Holftein unb Schleswig, und kein Unterthan Ihrer 
Mijeftäten des Königs von Preußen und bes Kaijers von Defterreich wirb wegen 
ieine® politifchen Verhaltens während der legten Ereigniſſe und bes Krieges ver- 
telgt, bennrubigt ober in feiner Berfon oder feinem Eigenthum beanftantet werben. 


Art. XI. Seine Majeftät der Kaijer von Oeſterreich verpflichtet Si, behufs 
Dedung eines Theiles der für Preußen aus dem Kriege erwachſenen Koften, an 
Seine Majeftät den König von Preußen bie Summe von Bierzig Millionen 
Sreußifher Thaler zu zahlen. Bon diefer Summe foll jedoch der Betrag 
ter Kriegsloften, welche Seine Majeftät der Kaifer von Defterreih, Taut Ar- 
titel XII. des gebadhten Wiener Friedens vom 30. October 1864, noch an bie 
Herzogthimer Schleswig und Holftein zu fordern bat, mit Fünfzehn Mil- 
lionen Preußifcher Thaler und als Aequivalent ber freier Verpflegung, welche 
die Breußtiche Armee bis zum Friedensjchluffe in den von ihr occupirten , öfter» 
reichiſchen Landestheilen haben wird, mit Fünf Millionen Preußifher Thaler 
in Abzug gebracht werben, jo daß nur Zwanzig Millionen Preußiſcher 
Zhaler baar zu zahlen bleiben. — Die Hälfte diefer Summe wird gleidy- 
zeitig mit bem Austauſche der Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages, bie 
zweite Hälfte drei Wochen ſpäter zu Oppeln baar berichtigt werben. 

Art. XII. Die Räumung der von den Königlih Preußifhen Truppen be» 
ſetzten öfterreichiichen Territorien wirb innerhalb brei Wochen nad dem Austaujche 
der Ratificationen bes Friedensvertrages vollzogen fein. 

Art. XITI. Alle zwiihen ben hohen vertragichließenden Theilen vor dem 
Kriege abgeichloffenen Verträge und Uebereinkünfte werden, infofern dieſelben nicht 
ihter Natur nach durch die Auflöfung des dentſchen Bundesverhältniſſes ihre 
Birkung verlieren müſſen, hiermit neuerdings in Kraft geſetzt. Insbeſondere wird 
die allgemeine Kartell- Convention zwiſchen ben beutichen Bunbesftaaten vom 
10. Februar 1831 fammt den dazu gehörigen Nachtragsbeftimmungen ihre Gül- 
tigkeit zwifchen Preußen und Defterreich behalten. 

Jedoch erklärt die Kaiferlich üfterreichifche Negierung, daß ber am 24. Januar 
1857 abgeichloffene MUnzvertrag dur bie Auflöfung bes deutichen Bundes⸗ 
Berhältnifies feinen weſentlichſten Werth für Defterreich verliere, und die König- 
lich Preußiſche Regierung erklärt fich bereit, in Verhandlungen wegen Aufhebung 
dieſes Bertrages mit Defterreih und den übrigen Theilnehmern an bemijelben 
änzutreten. Desgleihen behalten die hohen Kontrahenten Sich vor, über eine 
Reviſion des Handels- und Zollvertrages vom 11. April 1865, im Sinne 
äner größeren Grleichterung bes gegenfeitigen Verkehrs, fobalb als möglih in 
lung zu treten. inftweilen ſoll der gedachte Vertrag mit der Maßgabe 
wieder in Kraft treten, daß jedem ber boben Kontrahenten vorbehalten bleibt, 
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— nach einer Ankündigung von ſechs Monaten außer Wirkſamkeit treten 
zu laffen. 
Art. XIV. Die Ratificationen bes gegenwärtigen Vertrages follen zu Prag 
binnen einer Frifl von acht Zagen, ober, wenn möglich, früher ausgewechſelt 
werben. 

Urkund beffen haben bie betreffenden Bevollmächtigten gegenwärtigen Bertrag 
unterzeichnet und mit dem Inſiegel ihrer Wappen verieben. 

So gejheben in Prag am 23. Tage des Monats Auguft im Jahre bes 
Heils Achtzehn Hundert jechszig und ſechs. 


gez. Werther. gez. Brenner. 


Dabei ein Protokoll, 
betreffend bie Auslieferung ber Kriegsgefangenen unb bie Räumung des 
Kaiferlih Königlich öſterreichiſchen Territoriums durch die Königfid — * 
ßiſchen Truppen, — 

fowie eine Erklärung, betreffenb bie Bermehrung ber Eiſenbahn 
Berbindungen zwiſchen ben beiderfeitigen Gebieten. 


II. 


13. Auguft. Zriedendvertrag von Berlin zwifchen Preußen und 
Württemberg. 


Zwiſchen dem König von Württemberg und bem König von Preußen, beren 
Erben und Nachfolgern, deren Staaten unb Untertbanen, fol fortan Friede unb 
Freundſchaft auf ewige Zeiten befteben. 

Der König von Württemberg verpflichtet Sich, behufs Dedung eines Theils 
ber für Preußen aus bem Krieg erwachſenen Koften, an Se. Majeftät den König 
von Preußen die Summe von — Acht Millionen Gulden — binnen zwei 
Monaten zu bezahlen. 

Unmittelbar nad geleifeter Garantie ober nah erfolgter Zahlung ber 
Kriegsentſchädiguug, wird der König von Preußen feine Truppen aus bem württem 
bergifchen Gebiet zurückziehen. — 

Die Auseinanberfegung ber burch ben frühern beutfchen Bund begründeten 
Eigenthumsverbältnifie bleibt befonberer Vereinbarung vorbehalten. 

Die Contrabenten werben unmittelbar nach Abſchluß bes Friedens wegen 
Regelung ber Zollvereins-Berhältniffe in Berhandlung treten. Einſt 
weilen follen ber Zollvereinigungs -Bertrag vom 16. Mai 1865 und bie mit ibm 
in Verbindung ſtehenden Vereinbarungen, welche durch den Ausbruch bes Krieges 
außer Wirkſamkeit gefetst find, vom Tage bes Austaufches der Ratificationen dee 
gegenwärtigen Bertrags an, mit der Maßgabe wieder in Kraft treten, daß jebem 
der hoben Contrabenten vorbehalten bleibt, biefelben nach einer Ankündigung ven 
ſechs Monaten außer Wirkſamkeit treten zu laffen. 

Die hoben Kontrahenten werben unmittelbar nach Herfiellung bes Friedent 
in Deutfchland den Zufammentritt von Commiffarien zu bem Zwed veranlaflen, 
um Normen zu vereinbaren, welche geeignet find, ben Perjonen» und Güterver- 
kehr auf den Eiſenbahnen möglichſt zu fürbern, namentlich die Eoncurrenz « Ber 
hältniffe in angemeflener Weije zu regeln, und ben allgemeinen Verkehrs + Inter 
eſſen nachtheiligen Beſtrebungen der einzelnen Berwaltungen entgegenzutreten. 
Indem die hohen Eontrahenten darüber einverflanden find, daß bie Herſtelung 
jeber im allgemeinen Intereffe begründeten neuen Gijenbahn - Berbindung zuge 
laffen und fo viel als thunlich zu fördern tft, werben Sie durch Die worbejeichneten 
Commiffarien auch tin biefer Beziehung die durch die allgemeinen Berlehrs- In- 
tereffen gebotenen Grunbjäte aufftellen lafien. 

Der König von Württemberg ertennt die Befimmungen bes zwiſchen 


497 
1866. 


Prengen und Defterreih zu Nicolsburg am 26. Iuli 1866 abge- 
idloffenen a iminarr Bertrages an und tritt benfelben, jo weit fie bie 
Bulunft Dentichlands betreffen, auch Seinexfeits bei. 

Barnbüler. v. Bismard. 

Harbegg. Sapigny. 


III 


17. Auguft. Friedensvertrag von Berlin zwiſchen Preußen und 
Baden. 


Im Wefentlihen und fat wörtlich dieſelben Beftimmungen wie im Bertrage 
mit Württemberg, — nur an Kriegsloften: 6 Millionen Gulden. 

Ferner: Die hoben Eontrabenten werben vom 1. Januar 1867 ab bie 
Echebung der Schifffahrts-Ahgaben auf dem Rhein, unb zwar ſowohl 
der Schiffegebühr als auch des Zolles von ber Labung völlig einftellen, fofern 
her übrigen deutſchen Uferftaaten bes Rheins gleichzeitig bie gleihe Maßregel 

en. 

Berlin, den 17. Auguft 1866. 


von Freyborf. von Bismard. 
IV. 
22. Auguft. Friedendvertrag von Berlin zwilchen Preußen und 
Bayern. 


Diefelben Beſtimmungen wie oben, nur: Dreißig Millionen Gulden 
ca Kriegsloften. Berner: 

Die in dem Königlich bayrifchen Archive zu Bamberg befinblicden, im Wege 
cemmiſſariſcher Verhandlung zu bezeichnenden Urkunden und fonfligen Ardhivalien, 
welche eine bejonbere und ausſchließliche Beziehung auf die ehemaligen Burggrafen 
son Nürnberg und bie Markgrafen von Brandenburg fränkiſcher Linie haben, 
werben an Preußen ausgeliefert. 

Da von Seite Preußens Eigenthums⸗Anſprüche an die früher in Düffelborf 
befindlich geweſene, fpäter nach München gebrachte Gemälde - Gallerie erhoben 
worben find, fo wollen die hoben Kontrahenten bie Entjcheibung über dieſe An- 
müde einem Schiebsgerichte unterwerfen. Zu biefem Behufe wird Bayern brei 
deutſche Apellationsgerichte namhaft machen, unter welchen Preußen Dasjenige 
begeichnet, welches den Schiedsſpruch zu fällen bat. 

Nachdem zur Wahrung ftrategiicher und Verkehrs⸗Intereſſen eine Grenz⸗ 
regulirung als erforderlich befunben worden ift, tritt Seine Majeftät ber König 
von Bayern das Bezirlsamt Gersfeld und einen Bezirk um Orb nah an» 
liegender Grenzbeichreibung,, ſowie die zwiſchen Saalfeld und bem Preußifchen 
Landkreis Ziegenrlid gelegene Enclave Caulsdorf an Seine Majeſtät den König 
von Preußen ab. — — 

Berlin, den 22. Auguft eintaufenb achhundert ſechs und ſechzig. 


rhr. v. d. Pfordten. v. Biſmarck. 
af v. Bray⸗Steinburg. Savigny. 
V 


3. September. Friedensvertrag von Berlin zwiſchen Preußen und 
dem Großherzogthum Heſſen. 


Dieſelben Beſtimmungen wie oben, nur: Drei Millionen Gulden 
en Kriegekoſten. Ferner: 


FÜrft Biemarck 32 
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Die Großherzoglich heſſiſche Regierung erklärt fih im Voraus mit bem 
Abreben einverftanden, welches Preußen mit dem Fürſtlichen Haufe Taris wegen 
Beieitigung bes Thurn- und Taxis'ſchen Poſtweſens trifft. In Folge 
befien and das gejammte Poſtweſen im Großberzogthum Heffen an Preußen 
übergeben. 

Die Großherzoglich heſſiſche Regierung verpflichtet fih, in Mainz keine 
anbere als eine Preußiſche Telegrapben- Station zu geftatten. In gleicher 
Weiſe räumt die Großherzogliche Regierung ber PBreußifchen auch in ben übrigen 
Gebietstheilen bes Großherzogthums das Hecht zur unbeichräntten Anlegung und 
Benugung von Telegraphenlinien und Xelegraphen- Stationen ein. 

Die Großherzogliche Regierung wird die Erhebung der Schifffahrtsabgaben 
auf dem Rhein und zwar fowohl ber Schifffahrtegebühr, ale auch bes Zolles 
von der Ladung von dem Tage ab völlig einftellen, an welchem in den übrigen 
deutſchen Uferftuaten bes Rheins die gleiche Maßregel zur Ausführung gebradt 
werben wird. Die hoben Contrahenten übernehmen biefelbe Verpflichtung be- 
züglich der noch beftehenden Scifffahrtsabgaben auf dem Maine. 

Der Großherzog von Heflen und bei Rhein ꝛc. tritt an ben König von 
Preußen mit allen Souverainetäts- und Domanialrechten ab: 

I. Die Landgrafſchaft Heffen- Homburg, einſchließlich des DOberamtsbeziris 
Meifenbeim, jedoch ausjchließlich der beiden, in der Königlich Preußiichen Provinz 
Sachen belegenen befjen-bomburgifchen Domanialgüter Hötensleben und Debisielde; 

i II. Folgende bisher zur Provinz Oberheſſen gehörende Gebietstheile, 
nämlich: 

1) den Kreis Biebenlopf; 

2) den Kreis Vöhl, einfchließlich ber Enclaven Eimelrob unb Höringhaufen; 

3) ben norbweftlichen Theil des Kreifes Gießen, welcher bie Orte Grant 

bad, Krumbach, Königsberg, Fellingshauſen, Bieber, Haina, Robheim, 

Waldgirmes, Naunheim und —— mit ihren Gemarkungen umfaßt; 
4) ben Ortsébezirk Röbelheim; 
5) den unter Großberzoglich heſſiſcher Souverainetät ſtehenden Theil bes 
Ortsbezirks Nieder - Urfel. 

Mit Seinen fämmtlichen nördlich des Maine liegenden Gebietstheilen mitt 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heffen und bei Rhein x. anf ber 
Baſis der in ben Reformvorjchlägen vom 10. Juni d. I. aufgeftellten Grundſätze 
in den norbdeutfhen Bund ein, indem Er Sich verpflichtet, bie geeignete 
Einleitung für die Parlamentswahlen, ben Bevölkerungs-Berbältniffe entiprecent, 
zu treffen. Das in Folge befjen auszufondernde, zum Norddeutſchen Bunde ge 
börige Großherzoglich beififche Contingent tritt unter Oberbefehl bes Könige 
von Breußen nah Maßgabe der auf der VBafls ber Bunbesreform - Borichlage 
vom 10. Juni d. J. zu vereinbarenben Beſtimmungen. 

Seine Majeftät der König von Preußen tritt an Seine Königliche Hoheit 
ben Großherzog von Heflen und bet Rhein x. behufs Herftellung territoriakr 
Einheit in ber Provinz Oberbeffen folgende Gebietstheile mit allen Souverainelätt- 
und Domanialrechten ab: 

1) den vormals kurheſſiſchen Diftrict Katenberg mit ben Ortfchaften Chmet, 

Bodenrode, Rubilirhen, Seibelsporf; 

2) das vormals kurheſſiſche Amt Nauheim, mit ben fämmtlichen landet 
berrlihden Eigenthumsrechten unb den in Nauheim befindlichen Bape-An- 
falten und Salinen, fowie ben Ortſchaften Dorheim, Nauheim, Schwal⸗ 
heim und Röoödchen; 
das öſtlich davon befegene vormals naffauifche Amt Reichelsheim, mit den 
Ortſchaften Reichelsheim und Dornaffenheim; 

4) die vormals kurheſſiſche Enclave Trais an der Lumda; 
5) den vormals furberfiichen zwifchen den Großherzoglich heſſiſchen Ortichatten 

Altenflapt und Bönſtadt belegenen Domanialwalbdiftrict; 

6) die vormals Frankfurtſchen Ortsbezirte Dortelweil und Nieber-Erienbad; 
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7) den vormals furbeffticden Ortebezirt Mafienheim; 

8) den vormals naffaniichen Ortsbezirk Haarheim; 

9) den vormals kurbeifiihen, etma 1700 Morgen umfaſſenden Gebietstheil 
des Ortsbezirks Mittel-Gründan. 

Diefe Gebietstheile (zu 1—9) treten in die Provinz Oberbeffen und in bie 
für biefelbe geltenden ftaatsrechtlichen Verhältniffe ein. Nächſtdem wird ber auf 
dem linken Dlainufer gelegene, vormals kurheſſiſche Gebietstheil mit dem Orte 
Sumpenheim ebenfalls an Seine Königliche Hoheit mit allen Souverainetäts- und 
Demantalrechten abgetreten. 


v. Dalwigk. Bismard. 
Hofmann. Savigny. 


VI. 
21. October. Friedensvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen. 


Der König von Sachſen, indem er die Beſtimmungen des zwiſchen Preußen 
und Oeſterreich zu Nicolsburg am 26. Juli 1866 abgeſchloſſenen Präliminar- 
Vertrages, jo weit fie ſich auf die Zukunft Deutſchlands und insbeſondere Sachſens 
deziehen, anerkennt und acceptirt, tritt für ſich, ſeine Erben und Nachfolger, für 
das Königreich Sachſen ven Artikeln I. bis VI. des am 18. Auguſt d. J. zu 
Berlin zwifhen dem Könige von Preußen einerſeits und Seiner Königlichen 
Hoheit dem Grofiberzoge von Sachen - Weimar und anderen norddeutſchen 
Regierungen geſchloſſenen Bündniffes bei unb erklärt diefelben für 
ſich feine Erben und Nachfolger, für das Königreich Sachſen verbindlich, fo wie 
Seine Majeflät der König von Preußen bie darin gegebenen Zufagen ebenfalls 
auf das Königreid Sachen ausbehnt. 

Die hiernach nöthige Reorganifation ber fähfifhen Truppen, welde 
einen ıntegrirenden Theil der norbbeutihen Bundes» Armee zu bilden unb als 
isihe unter den Oberbefehl des Königs von Preußen zu treten haben 
werden, erfolgt, jobald bie für ben norbdeutihen Bund zu treffenden allgemeinen 
Befimmungen auf der Baſis ber Bunbesreform - Vorfchläge vom 10. Juni d. 9. 
vetgeftellt fein werben. 

Inzwiſchen treten in Beziehung auf die Bejatungsverhältniffe der Feſtung 
Königftein, die Rückkehr der ſächſiſchen Truppen nah Sachſen, bie nöthige 
Beurlaubung der Mannſchaften und die vorläufige Garnifonirung der auf den 
Friedensſtand zurückverſetzten fächfiihen Truppen, bie gleichzeitig mit dem 
—— des gegenwärtigen Vertrages getroffenen beſonderen Beſtimmungen 
ıa Kraft. 

Auh in Beziehung auf die völkerrechtliche Vertretung Sachſens 
erffärt die Königlich ſächſiſche Regierung ſich bereit, diejelbe ihrerjeits nach den 
Grundſätzen zu regeln, welde für den norbbeutihen Bunb im Allgemeinen 
maßgebend fein werben. 

Der König von Sagen verpflichtet Sich, behufs Dedung eines Theiles 
ter für Preußen aus dem Kriege erwachienen Koſten und in Erledigung des im 
Artilel 5 des Nicolsburger Präliminar » Vertrages vom 26. Juli 1866 gemachten 
Borbehalts, an Seine Majeftät ven König von Preußen die Summe von — Zehn 
Killionen Thalern — in drei gleichen Raten zu bezahlen. — — 

Vorbehaltlich der, auf ber Bafis der Bundesreform-Borichläge vom 10. Juni 
d. 3. in der Berfaffung des norddentſchen Bundes zu treffenden Beftimmungen 
über Zoll- und Handelsverhältniffe, follen einftweilen ber Zollvereins- 
Vertrag vom 16. Mai 1865 unb bie mit ihm in Verbindung ſtehenden Berein- 
tarungen, welche burch den Ausbruch des Krieges außer Wirkſamleit gejegt find, 
anter den hoben Eontrabenten, vom Tage des Austaufches der Ratificarionen bes 
jegemwärtigen Vertrages an, mit der Maßgabe wieder in Kraft treten, daß jebem 
der boden Kontrahenten vorbehalten bleibt, biefelben nad einer Auflündigung 
on ſechs Monaten außer Wirkfamleit treten, zu laffen. 

32* 
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Alle übrigen zwiichen den hoben vertragfchließenden Theilen vor bem Kriege 
abgeichloffenen Verträge und Webereinfünfte werben hiermit wieber in Kraft ge- 
jet, ſoweit fie nicht durch die im Artikel 2 erwähnten Beſtimmungen uud ben 
Zutritt zum norbbentichen Bunde berührt werben. 

Die hohen Eontrahenten verpflichten fich gegenfeitig, die Herſtellung einer 
unmittelbar von Leipzig ausgehenden und bort im birecten Schienen» Auſchluß 
mit ber thüringifchen und ber Berlin-anbaltiihen Bahn ſtehenden Eifenbahn — 

eeigueten Falles unter firedenweiler Mitbenutung einer der beiden genannten 
abnen — über Pegau nach Zeig zu geftatten und zu fördern. 

Die hoben Kontrahenten find übereingelommen, daß das Eigenthum ber 
Königlich ſächſiſchen Regierung an ber auf Preußifchem Gebiete belegenen Strede 
ber Sörlig- Dresdener Eifenbahn, einfchließlich des antheiligen Eigenthumsrechtet 
an dem Bahnbofe in Görlitz mit ber Natiflcation bes gegenwärtigen Bertraget 
auf die Königlich Preußiſche Regierung übergeben fol. — 

Um ber Königlich fächflihen Regierung die in dem GStaatövertrage vom 
24. Juli 1843 für ben gel ber fpäteren Abtretung ihres Eigenthums an ber 
Eifenbahnftrede von der Landesgrenze bis Görlitz und ihres Miteigenthums an 
dem Bahnhofe in Görlig in Ausfiht genommene Entihäbigung zu gewähren, 
wollen Seine Majeflät der König von Preußen von ber im Artilel 6 bes gegen 
wärtigen Vertrages feflgefegten Kriegskoſten⸗Entſchädigung ben Betrag von 
Einer Million Thalern als eine Compenfation für bie von Seiner Wajrkät 
bem Könige von Sachſen im Artikel 14 des gegenwärtigen Vertrages zugeftanbenen 
Eigenthums - Abtrehungen in Abrechnung bringen laſſen. 

Da nah Artikel 6 unter 10 der Reformvorſchläge vom 10. Juni b. 3. dat 
Boftwefen zu denjenigen Augelegenheiten gehört, welche der Geſetzgebung und 
Oberauffiht der Bundesgewalt unterliegen, num aber Seine Majeftät der König 
von Sachſen auf Grund dieſer Vorfchläge dem norbbeutichen Bunde Beitritt, fe 
verfpricht Derjelbe, auch ſchon von jetst an weber ben Abſchluß von Verträgen mit 
andern Staaten, noch ſonſt etwas vornehmen zu laffen, wodurch ber befinitiven Orbnung 
bes Boftwejens im norddeutſchen Bunde irgendwie vorgegriffen werden Tnnte. 

Die Königlich ſächſiſche Regierung überträgt der Königlich Preußiſchen Re- 
derung das Recht zur Ausübung des Telegraphenweſens innerhalb bee 

Smigreihe Sadjen in bemijelben Umfange, in welchem biejes Recht zur Zeit 

zniglich ſächfiſchen Regierung zuftebt. 

Seine Majeftät der König von Sachſen erklärt Sic bamit einverflanden, 
daß das in Sachen, wie in ber Mehrzahl ver übrigen bisherigen Zolloereint- 
ftaaten beſtehende Salzmonopol aufgehoben wirb, fobald die Aufhebung in 
Preußen erfolgt, und daß von dem Zeitpunfte biefer Aufhebung ab die Beflenerung 
bes Salzes ni 
wirft wirb. 

Seine Majeftät der König von Sachſen erfennt das unbefchränfte jus re- 
formandi Seiner Majeftät bes Königs von Brenßen in Betreff ber Stifter 
Merjeburg, Naumburg und Zeit an, willigt in bie Aufhebung ber bisher 


ber 


der Univerfität Leipzig zugeftandenen Berechtigungen auf gewiffe Kanonicate on 


biefen Stiftern und verzichtet auf alle Rechte unb Anſprüche, welche der Königlid 
ſächfiſchen Regierung ober der Univerfität Leipzig aus ben Statuten ber Gtifter 
ober aus früheren Verträgen und Conventionen, beren etwa entgegenflehent: 
Beflimmungen hiermit ausdrücklich aufgehoben werben, zuftehen möchten. Die 
Entihädigung der Univerfität Leipzig für bie gänzliche Befeitigung ihrer Bezie 
bungen zu ben Stiftern, fo wie ber jegigen Inhaber ad dies muneris über- 
nimmt die Königlich ſächſiſche Regierung und macht fich anbeifchig, die Koͤniglich 
Preußifhe Regierung gegen alle Entſchädigungs⸗Anſprüche der Uiniverfität ober 
einzelner Yacultäten und Profefforen an berfelben zu vertreten. — — 
Berlin, 21. October 1866. 
Sapigny. ur 
oheuthal. 


r gemeinſchaftliche Rechnung ſämmtlicher betheiligten Staaten be⸗ | 
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Gleichzeitig mit dem vorflehenben Friedensvertrage iſt das nachfolgende 
Brotolofl unterzeichnet worden. 

Verhandelt Berlin, den 21. October 1866. — Bei ber heutigen Unter- 
zeichnung bes zwiſchen Preußen und Sachen abgeichloffenen Friebensvertrages 
—*— bie Königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten unter Bezugnahme auf Artikel 5 
olgendes: 

Die Königlich ſächſiſche Regierung, von dem lebhaften Wunſche beſeelt, bie 
vellfomımene Vebereinftimmung zu betbätigen, welche zwiſchen ihr unb ber Kö⸗ 
niglich Preußiſchen Regierung bezüglich der von jekt an gemeinfan zu verfol- 
genden politiihen Richtung befteht, ift bereit: , 

a) fofort und bis zu bem Zeitpunkte, wo bie Frage wegen ber internatio- 
nalen Repräientation des norbbeutichen Bundes in befinitiver Weife georbnet fein 
wird, ihre eigene völlerrechtliche Vertretung bezüglich derjenigen Höfe unb Regie 
rungen, bei welchen biefelbe gegenwärtig diplomatifche Agenten nicht unterhält, 
auf die Preußifchen Miffionen zu Übertragen und 

b) daſſelbe Verhältniß denjenigen Höfen und Regierungen gegenüber, . bei” 
weihen dermalen fächftiche Miffionen befteben, in allen Fällen temporärer Ba- 
tanz, anf beren Dauer eintreten zu laffen, 

c) aud in biefem Sinne die Königlich ſächſiſchen Bertreter im Anslande 
mit entiprechender Inftruction zu verfeben, fo daß fich Sachſen, im Geifte bes 
mit Preußen abgeſchloſſenen Bünbniffes, fchon jegt in internationaler Beziehung 
der Preußiſchen Politik feft anſchließt. 

Der Königlich Preufiiche Bevollmächtigte erklärt feinerfeits, daß feine Re⸗ 
gierung bereit ift, bie in Rebe ſtehende Vertretung zu übernehmen und hierbei 
die Intereffen, jowohl ber Königlich ſächfiſchen Regierung, als auch bie ber Kö⸗ 
—* ſächfiſchen Staatsangehörigen, gleich wie ihre eigenen allenthalben zu 
wahren. 


Schließlich waren die beiderſeitigen Bevollmächtigten dahin einig, daß durch 
vorſtehende interimiſtiſche Beſtimmungen das Recht Seiner Majeſtät bes Könige 
von Sachſen, in einzelnen Fällen außerordentliche Bevollmächtigte zu ſenden, in 
leiner Weiſe alterirt werben ſolle. 


Geheime Bünduiß⸗Verträge zwiſchen Preußen nnd Bayern 
(und im Weſentlichen gleichlautend zwiſchen Preußen und 
Württemberg, Preußen und Baden, Preußen und dem 
Großherzogthum Heſſen), abgeſchloſſen an demſelben Tage 
wie die obigen Friedensverträge mit den einzelnen Staaten”). 


„Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeflät der König 
von Bayern, befeelt vou dem Wunſche, bas fünftige Verhältniß der Souveraine 
und Ihrer Staaten möglichſt innig zu geftalten, haben zu Bekräftigung bes zwi⸗ 
ſchen Ihnen abgefchloffenen Friedens - Vertrages vom 22. Auguft 1866 beichloffen, 
weitere Berbandlungen zu pflegen, und haben mit biefer beauftragt, und zwar: 
Seine Majeflät der König von Preußen ben x. Grafen v. Bismard-Shön- 
baufen und ben ꝛc. Herrn v. Savigny; Seine Majeftät der König von Bayern 
den u. f. w. Freiherrn v. d. Pfordten und ben n. f. w. Grafen Bray-Gtein- 
burg; biefelben haben ihre Bollmachten ausgetauſcht unb haben fi, nachdem 
tiefe in guter Ordnung befunden worben waren, über nachfolgende Bertragsbe- 
ſtimmungen geeinigt: 

Art. 1. Zwiſchen Seiner Majeftät dem Könige von Preußen unb Seiner 





) Diefe Berträge find im April 1867 veröffentlicht tvorben. 
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Majeftät dem Könige von Bayern wirb biermit ein Schug- uud Trutzbündniß 
geichloffen. Es garantiren fi die hohen Kontrahenten gegenfeitig bie Integrität 
bes Gebietes ihrer bezüglichen Länder, und verpflichten 9 im Falle eines Krieges 
ihre volle Kriegsmacht zu dieſem Zwecke einander zur Verfügung zu ſtellen. 

Art. 2. Seine Majeſtät der König von Bayern überträgt für dieſen Fall 
den Oberbefehl über jeine Truppen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen. 

Art. 3. Die hohen Kontrahenten verpflichten fich, biefen Vertrag vorerſt ge- 
beim zu halten. 

Art. 4. Die Ratification bes vorftehenden Bertrags erfolgt gleichzeitig wit 
der Ratification bes unter dem heutigen Tage abgejchloffenen Friedensvertrages, 
alfo bis fpäteftens zum 3. k. Mts. 

Zu Urkund beffen haben bie Eingangs genannten Bevollmächtigten bielen 
Vertrag in boppelter Ausfertigung am heutigen Tage mit ihrer Namensunter- 
ſchrift und ihrem Siegel verfehen.” 

So geihehen Berlin, 22. Auguft 1866. 


Was Preußen errungen bat. 
Provinzial- Eorrespondenz vom 29. Auguft 1866. 


„Der jüngfte ruhmvolle Krieg wird fo eben durch einen erfolgreichen Frieden 
abgeichloffen: Preußens Heer lehrt in bie Heimath zurück mit dem erbebenden 
Bewußtſein, Größeres für unfer Vaterland errungen zu baben, als es jemals 
einem fieggelrönten Kriegsheere auch in ben glänzendſten Zeiten ber Preufiichen 
Geſchichte vergönut war. 

Dreierlei große und wichtige Erfolge hat Preußen davongetragen: 

Preußen für ſich allein hat eine Ausdehnung und Abrunbung erkeiien, 
bie es ihm geftatten, feine Stellung als Großmacht in jeder Beziehung 
leichter und nachdrucksvoller als bisher geltend zu maden; 

Preußen vereinigt ganz Norbbeutichland bis an den Main burd einen 
De militairifhen und politiſchen Bund zu einer thatkräftigen dentſchen 

acht; 

Preußen iſt die alleinige leitende Großmacht in Deutſchland geworden; 
ganz Deutſchland, inſoweit es an ber nationalen Macht und Entwide- 
lung Theil nehmen will, ift auf die Verbindung mit Preußen und mit 
dem norddeutſchen Bunde bingewiefen. 

Preußens eigene und unmittelbare Erweiterung (bie heute zunächſt in Be⸗ 
tracht zu zieben ift) ift für ſich allein fchon jo erheblich, wie eine ſolche in ber 
wunderbar glücklichen Gefchichte Preußens noch niemals mit einem Schlage durch 
geführt worden iſt. 

Durch die Einverleibung von Schleswig - Holftein, Hannover, Kurheſſen, 
Naffau, Frankfurt a. M. u. ſ. w. erlangt Preußen, welches feither eine Austeb- 
zung von etwa 5100 Duabratmeilen mit einer Bevölkerung von etwa 19,300,000 
Seelen bejaß, einen Zuwachs von nahezu 1300 Duadratmeilen mit etwa 4,500,000 
Einwohnern, aljo mit einem Male beinahe den vierten Theil feines gejammten 
bisherigen Beſitzſtandes: das eigene Preußiiche Gebiet fleigt auf 6400 Duabrat 
meilen, die Bevöllerung auf 23,800,000 Seelen. 

Vergleiht man biefen Erfolg unferer fiegreihen Kriegführung mit ben Er⸗ 
gebniffen früherer Kriege, jo tritt ſchon hierbei hervor, daß bie gegemmärtigen 
politiſchen Errungenfchaften hinter dem Glanze ber kriegeriſchen Thaten nicht zu 
rüdgeblieben find. 

Um an bie brei größten und ruhmreichften Zeiten der Preußischen Geſchichte 
zu erinnern: der große Kurfürft bat in einer acht und vierzigjährigen Regierung, 
in welcher ber breißigjährige Krieg unb bie Jülich-Cleveſche Erbſchaftefrage zu 
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Gabe geführt, ber ſchwediſch⸗polniſche Krieg und mehrfach erneute Kriege gegeit 
frankreich und Schweben burdgelämpft worden, theil® durch Erbſchaft, tbeile 
durch das Waffenglüd den brandenburgiihen Staat um etwa 550 Duabrat- 
meilen und um eine balbe Million Einwohner vermehrt, — Friedrich der Große 
bat durch die beiben ſchleſiſchen und ben fiebenjährigen Krieg bie Provinz Schlefien 
nit 688 Duadratmeilen und etwa einer Million Einwohnern erworben, — bie 
Freiheitskriege brachten Preußen ungeachtet feiner gewaltigen Anftrengungen und 
Opfer nicht einmal den ganzen Länberbeftand, ben es im Frieden zu Tilſit ver- 
Iren, fondern 561 Quadratmeilen weniger wieder, als e8 früher beſeſſen hatte. 


Die jegigen Erwerbungen aber gehen nicht blos an Größe, und in Bezug 
anf bie Zahl der Bevöllerung weit Über alle früheren Eroberungen ber größten 
Jerten Preußens binaus, der Werth und die Bebeutung berfelben werben burch 
tee Lage und Beichaffenbeit ber erworbenen Länder noch unvergleichlich erhöht. 
Als, was ber Neib und bie Eiferfucht der Übrigen Staaten vor funfzig Jahren 
an Preußen gefündigt hatte, ift durch bie jetigen Eroberungen gut gemadt. Um 
Freußens Stellung zu erfchweren, hatte man ihm auf dem Wiener Eongreß ein 
Gebiet in zwei getrennten Theilen ohne jeden unmittelbaren Zufammenhang an- 
gewiefen, mitten bazwifchen liegend Hannover, Kurheſſen u. |. w. — jett bat Preußen 
tieie Länder, welche den Zufammenhang feiner öftlichen und weftlichen Provinzen 
herten, in fi aufgenommen und bildet nunmehr ein beftimmt abgerundetes, feft 
verbunbene® Länbergebiet, wie alle Übrigen europäifhen Großftaaten. — Um 
Preußen ferner an der läugft erftrebten Entwidelung als Seemadht zu hindern, 
batten die Mächte auf dem Wiener Congreß das vom Friedrih dem Großen er- 
worbene ſchöne Oftfriesiand an ber Norbfee mit Hanuover vereinigt und flatt 
deſſen Breußen mit Binnenland entichädigt: jetzt bat Breußen nicht blos das alte 
Yand an der Norbfeelüfte, jondern faft das ganze uorbdeutiche Küftenland von ˖ 
Schleswig - Holftein bis nach Holland bin erworben. 


Auch darin enblid ift der neugewonnene ausgebehnte Beſitz ausgezeichnet 
vor allen früheren Erwerbungen, baß bie fo reich und mannigfaltig ausgeftattete 
Bevöllerung, welche zu Preußen binzulommt, in deutſcher Sitte und Bildung 
gleihartig unb einig und durch die widhtigften geiftigen und äußeren Lebensbe⸗ 
nebungen bereits mit Preußen nahe verbunden ift, fo daß die Verſchmelzung 
derielben mit den älteren Lanbestheilen verhältnißmäßig kurze Zeit erfordern wird. 


So hat denn der Preußiſche Staat, fo lange er befteht, noch niemals eine 
fo bedeutende und in jeber Beziehung wichtige Vergrößerung erhalten, wie durch 
ten letzten Feldzug. Während Preußen feine durch Friedrich den Großen ge- 
ihaflene Stellung ald Großmacht bisher nur durch die äußerſte Anſpannung aller 
Volkskräfte aufrecht erhalten konnte, bat es jetst burch die Ausfüllung und Ab- 
rundung feines Fänbergebiets in Norb- und Mittelveutichlandb erft die wahrhaft 
naturgemäße Grundlage einer Großmacht an Land und Leuten gewonnen unb 
wird munmehr mit gehobener Zuverficht dem Gange ber Ereigniffe ringsum folgen 
und nöthigen Falle das Gewicht feiner verftärkten Macht in die Wagichale der 
Entideibung werfen können. 

So groß und gemwaltig aber fehon dieſer Erfolg für Preußens unmittelbare 
Macht if, fo ift er Doch nicht das einzige, ja nicht einmal das bebeutenbfte Er- 
gebniß des wunderbar glüdlichen Krieges: größer uub wichtiger noch als bie 
Ausdehnung und Erweiterung bes Preußiſchen Staates felber ift die Befeftigun 
und Erhöhung der Preußiſchen Machtftellung in Deutſchland und damit Augleich 
der nationalen Macht des deutichen Vaterlandes.“ 


Was Preußen für Deutfhland errungen hat. 


Provinzial» Eorrespondenz vom 5. September 1866. 


„Wenn ſchon die Abrundung und Kräftigung des Preußiſchen Staates an 
und für fi von größter Wichtigkeit für die Machtflellung Gefammt - Deutichlanbs 
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if, To bat Überdies das flegreiche Schwert Preußens unmittelbar für bie nationale 
Entwidelung bes gemeinfamen deutſchen Vaterlandes freie Bahn gemacht. | 

Als aus den Berwidelungen über Schleswig - Holfiein, aus ber von Reuem 
hervortretenden Abneigung und Eiferfucht Defterreiche gegen bie naturgemäß: 
Entfaltung der Preußiſchen Macht in Norddeutſchland, aus den bebrohfiden 
NAüftungen und heimlihen Verhandlungen Oeſterreichs bie Nothwendigkeit einer 
blutigen Entjcheidung immer unabweislider an Preußen herantrat, ba war 
unfere Regierung von vornherein entſchloſſen, einen fo bedaunerlichen Krieg midt 
zur Eroberung einer Provinz, fondern um eines höheren Ziele willen zu führen: 
zur Löfung ber deutſchen Frage im nationalen Geift und Sinn. In demielben 
Augenblide, wo Preußen fih zu dem brobenben Kriege zu rüflen begann, trat 
e® auch mit feinen Vorſchlägen zur Umgeflaltung ber beutichen Bundesverhältniſſe 
bervor und Tieß keinen Zweifel darüber, daß der Kampf, falle er enibrennen 
follte, ein Entſcheidungskampf über die Geſchicke Deutſchlands fein mäßte. 

Der beutfche Krieg, aus welchem Preußen fo reih an Siegen nnd Ehren 
beroorgeben follte, bat zu Gunſten der Preußiſchen Pläne entfchieden. Der alıe 
obnmächtige beutiche Bund ift vernichtet und auf ben Trümmern deſſelben # 
zunähft ein norbbeutiher Bund unter Preußens militärifcher und poltiider 
Führung gegründet. 

Alle deutfchen Länder Bis an den Main werben fortan einen feften einheü⸗ 
fihen Bunb bilden, als beffen Haupt Preußen unbebingt anerlannt ifl. Zu dem 
unmittelbar PBreußiiden Kern von 6400 DOuabratmeilen und 23,800,000 Ein⸗ 
wohnern treten dann alle übrigen norbbeutichen Staaten; Sachſen, bie beiden 
Medtenburg, Oldenburg, Weimar, Coburg- Gotha, Altenburg, Meiningen, Renf, 
Lippe, Waldeck, Anhalt, Schwarzburg, bie Hanfeftäbte und bie barmfläbtifde 
Provinz Oberheflen mit zufammen mehr als 1100 Quadratmeilen und mehr als 
5Y, Millionen Einwohnern hinzu. 

In wenigen Monaten kann bei alljeitigem Entgegenlommen ber neue 
Bunbesftaat für ben größten Theil von Deutfchland feft begründet fein. 

Während eine wahrhaft einheitliche Verbindung jchon jebt für Rorbbentid- 
land begründet wirb, iſt auch ein nationales Band für ganz Deutſchland in 
Ausfiht genommen, welches fefter und fruchtbringenber fein kann und hoffentkid 
fein wird, als bie bisherige loſe Bunbesgemeinfcaft. 

Das Hinderniß, welches alle deutſche Entwidelung gelähmt hatte, Defer- 
reihe Machtftellung in Deutſchland und fein Widerftreben gegen Preußens Gir- 
fluß, ift endlich auf den Schladhtfeldern in Böhmen überwunden worben. Oeſter⸗ 
reich legte auf jene feine Stellung im beutihen Bunde ben höchſten Werth: es 
ſuchte darin eine Yortjegung feiner vormaligen beutichen Kaiferwürbe und es 
würde niemals fremillig auf feinen Einffuh in Deutfchlanb verzichtet haben. 
Nur die gewaltigen Niederlagen Defterreiche haben baffelbe dazu nöthigen kännen, 
in bie Auflöfung bes deutſchen Bundes zu willigen und Preußens auffirebenber 
Kraft freien Spielraum in Deutſchland zu Überlaffen. 

Mit Recht erkennen daher erleuchtete beutfche Patrioten vom uatienal- 
beutihen, wie vom Preußiſchen Standpunkte in bem Artilel bes Friebensvertraget, 
duch welchen eine neue Geſtaltung Deutichlands ohne Betheiligung bes Efter- 
veichifchen Kaiſerſtaates anerkannt if, die höchſte Errungenſchaft, ben edelſten 
Siegespreis der Preußiſchen Waffen. 

Preußen und Deutſchland treten durch bie großen Ergebniffe des munmebr 
beendigten deutſchen Krieges in eine neue Zeit ſelbſtbewußter ficherer Kraft eu. 
Sie werben dieſe neugemwonnene Kraft, fo viel an ihnen tft, dazu bennten, wız 
eine friebliche und ſegensreiche Entwidelung aller Keime und Grundlagen wahren 
Böllerglüdes zu ſichern.“ 
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50. Srankreihs Mompenfationspolitik. 


Anerbietungen und Anfprüde Frankreichs feit 
dem däniſchen Kriege. 


I 


Aus der telegraphiihen Mittheilung des Grafen v. Bis⸗ 
mard an den Botichafter in Kondon, vom 28. Juli 1870 
(in Folge ded damals zuerft in der „Times“ erwähnten 
BDenedettiichen Vertragdentwurfs über Belgien.) 


„Em. Excellenz wollen an Lord Granpille, vorbehaltlich fchriftlicher 
Darlegung, Folgendes mittheilen. Das Aktenſtück, welches die „Limes“ 
veröffentlicht hat, enthält einen der verfchiedenen Vorſchläge, welche ung 
ieit Beginn des däniſchen Streites biß vor Kurzem durd amtliche und 
außeramtliche franzdfifche Agenten gemacht worden find, um zwiſchen 
Preußen und Yranfreich ein Bündniß zum Zweck beiderfeitiger Vergrößerung 
herbeizuführen. Ich werde Ew. ıc noch den Tert eine andern vom Früh⸗ 
jahr 1866 ſchicken, ebenfall® das Anerbieten einer Offenfiv- und Defenfio- 
Allianz enthaltend, vermöge welcher Frankreich 300,000 Mann gegen 
Oeſterreich und ſechs biß acht Millionen Dergrößerung Tür Preußen ver- 
jprach, gegen Abtretung eines Landftriches zwiſchen Rhein und Moſel. 
Die Unmöglichkeit für mich, auf dergleichen einzugehen, war gewiß Jeder 
mann, nur nicht der franzöfifchen Diplomatie Har. Nachdem wir im Juni 
1866 diefe und andere Vorſchläge abgelehnt, begann damals die franzöfifche 
Re rung, auf unfere Niederlage und deren Ausbeutung zu rechnen und 
Yelelbe iplomatifch vorzubereiten. Nah Eintritt der patriotifchen Be⸗ 
Hemmungen des Miniſters Rouher hat Frankreich nicht aufgehört, uns 
dur Anerbietungen auf Koften Deutſchlands und Belgiens in Berfuchung 
zu führen. Im Anterefie des Friedens bewahrte ich das Geheimniß über 
dieſe Zumuthungen und behandelte fie dilatoriſch“ — — 


I. 


Aud dem Rundichreiben ded Grafen von Bismard an 
die diplomatifchen Vertreter des Norbdeutichen Bundes vom 
29. Zuli 1870. 


„Der von Lord Granpille und Dir. Sladftone im Parlamente 
auögeiprochenen Erwartung, daß über den Bertrags-Entwurf des Grafen 
Benedetti von dem beiden betheiligten Mächten nähere Mittheilungen 
ee würden, bin ich vor äufig durch einen an den Grafen Bern- 
Korff gerichteten telegraphifchen Erlaß vom 27. d. M. nachgekommen. 
Die telegraphifche Form geftattete nur eine kurze Darftellung, welche ich 
nunmehr auf jchriftlichem Wege vervollftändige. — Das von der „Limes“ 
veröffentlichte Schriftitüd enthält keineswegs den einzigen Vorſchlag, der 
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und in diefem Sinne von franzöfiicher Seite gemacht worden if. Schon 
por dem dänifchen Kriege ift durch amtliche und außeramtliche franzöfiie 
Agenten mir gegenüber verfucht worden, zwiſchen Preußen und Frankreich 
ein Bündniß zum Zweck beiderfeitiger Bergrößerung berbeizuführen. — 
Ich babe kaum nöthig, Ew.... darauf aufmerkfam zu machen, daß der 
Glaube der franzöfiihen Regierung an die Möglichkeit einer derartigen 
Zransaltion mit einem deutichen Miniſter, deflen Stellung durch ſeine 
Uebereinftimmung mit dem deutfchen Nationalgefühl bedingt ift, feine Er 
Härung nur in der Unbelanntfchaft der franzöfiichen Staatsmänner mit 
den Grundbedingungen der Eriftenz anderer Völker findet. Wenn die 
Agenten des Pariſer Cabinets für die Beobachtung deutſcher Berhältnifie 
beräbigt gewejen wären, fo hätte man fich in Paris der Yllufion, dag 
Preußen ſich darauf einlaflen könnte, die deutichen Angelegenheiten mit 
ülfe Frankreichs ordnen zu wollen, niemals bingegeben. Em....find 
eilih von der Unbelanntfchaft der Franzoſen mit Deutfchland ebenjo 

unterrichtet wie ih. — Die Beftrebungen de3 rangöfifhen Goupvernements, 
feine begehrlihen Abfichten auf Belgien und die Rheingrenzen mit preufi 
ſchem Beiftande durchzuführen, find fchon vor 1862, alfo vor meiner 
Uebernahme des Auswärtigen Amtes an mich herangetreten. Ich koun 
e8 nicht ald meine Aufgabe anfehen, ſolche Mittheilungen, die rein per 
fünlicher Natur waren, in da8 Gebiet der internationalen Verhandlungen 
zu übertragen, und glaube die intereffanten Beiträge, welche ich auf Grund 
von Privatgeiprächen und Privatbriefen zur Beleuchtung diefer Angelegenheit 
eben könnte, zurüdbalten zu follen. Durch äußerliche Einwirkung auf 
ie europäifche Politif machten fih die erwähnten Tendenzen der fran- 
zöfiichen Regierung zunähft in der Haltung erlennbar, welche Frantreid 
ın dem deutich-Dänisähen GStreite zu unfern Gunften beobachtet hat. Die 
darauf folgende Berftimmung Frankreichs gegen und über den Vertrag 
von Gaftein hing mit der Beſorgniß zufammen, daß eine dauernde Be 
feftigung des preußifch-üfterreichifchen Bündniſſes das Pariſer Cabinet 
um die Früchte dieſer feiner Haltung bringen könnte. — Frankreich hatte 
fhon 1865 auf den Ausbruch des Krieges zwiſchen ung und Defterreid 
gerechnet, und näherte fi) uns bereitwillig wieder, fobald unfere Bezie⸗ 
bungen zu Wien fi) zu trüben begannen. — Bor Ausbruch de öfter: 
reihtichen Krieges 1866 find mir theil® durch Verwandte Sr. Majeflät 
des Kaiſers der Franzoſen, theild durch vertrauliche Agenten Borjchläge 
gemacht worden, welche jederzeit dahin gingen, kleinere oder größere 
Zranaltionen zum Behuf beiderfeitiger Vergrößerung zu Stande zu 
bringen; es handelte fi bald um Luremburg, oder um die Grenze von 
1814 mit Landau und Saarlouis, bald um größere Objekte, von denen 
die franzöfifche Schweiz und die Frage, wo die Spracdhgrenze in Piemont 
zu ziehen fei, nicht außgeichloffen blieben. — Im Dei 1866 nahmen 
diefe Zumuthungen die Geftalt des Vorſchlages eines Offenfio» und 
Defenfiv-Blindniffes an, von deſſen Grundzügen folgender Auszug in 
meinen Händen blieb: 

1) En cas de congrös poursuivre d’accord la cession de la Vänetie 
& l'Italie et l’annexion des duch6s & la Prusse. 

2) Si le congrös n’aboutit pas, alliance offensive et döfensire. 

3) Le Roi de Prusse commencera les hostilit6s dans les 10 jours 
aprös la söparation du congrös. 
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4) Si le congrös ne se röunit pas, la Prusse attaquera dans 
30 jours après la signature du pr6sent traite. 

5) L’Empereur des Francais döclarera la guerre & l’Autriche, dös 
que les hostilitö6s seront commencses entre l’Autriche et la Prusse 
(ea 30 jours 300,000). 

6) On ne fera pas de paix söparde avec l’Autriche. 

7) La paix se fera sous les conditions suivantes: La Vönstie & 
‚Italie. A la Prusse les territoires allemands ci-dessous (7 & 8 millions 
dämes au choix) plus la röforme federale dans le sens prussien. — 
Pour la France le territoire entre Moselle et Rhin sans Coblence ni 
Mayence: comprenant: 500,000 ämes de Prusse, la Baviäre rive gauche 
da Rhin; Birkenfeld, Homburg, Darmstadt 213,000 ämes. 

8) Convention militaire et maritime entre la France et la Prusse 
des la signature. 

9) Adhösion du Roi d’Italie. 

Die Stärfe des Heeres, mit welchem der Kaifer nad) Art. 5 uns bei- 
fehen wollte, wurde in fchriftlihen Erläuterungen auf 300,000 Mann 
angegeben; die Geelenzahl der Vergrößerungen, welche Frankreich er⸗ 
frebte, nach franzöfiichen, mit der Wirklichkeit nicht Übereinftimmenden 
Berehnungen, auf 1,800,000 Seelen. — Ein Jeder, welcher mit der 
intimeren diplomatifchen und militärifchen Geichichte des Jahres 1866 
vertraut iſt, wird durch dieſe Elaufeln die Politik hindurchſchimmern fehen, 
welche Frankreich gleichzeitig gegenüber Jtalien, mit dem es ebenfalld ver» 
bandelte, umd fpäter gegenüber Preußen und Italien befolgte. Nachdem 
mr im Juni 1866 ungeachtet mehrfacher, faft drohender Mahnungen zur 
Amahme obiges Allianzprojeft abgelehnt hatten, vechnete die Fransöfil e 
Regierung nur noch auf den Sieg Oeſterreichs über ung und auf unfere 
Ausbeutung für franzöfifchen Beifland nad) unferer eventuellen Niederlage, 
mit deren diplomatifcher Anbahnung die franzöſiſche Politik fih nunmehr 
nah Kräften beſchäftigte. — Daß der in dem vorftehenden Allianz. 
Entwurf gedachte und fpäter noch einmal vorgefchlagene Congreß die 
Birtmng gehabt haben würde, unfer nur auf drei Monate geichloffenes 
Dündnig mit Italien ungenußt zum Ablauf zu bringen, und wie Frankreich 
durch die meiteren Cuſtozza betreffenden Berabredungen bemüht war, 
miere Tage zu benachtheiligen, und wo möglich unfere Niederlage herbei- 
zuführen, ıft Em.... befannt. Die „patriotifhen Bellemmungen“ 
ve Minifter8 Rouher liefern einen Commentar über den weiteren 

auf. 

Bon der Zeit an hat Frankreich nicht aufgehört, und dur Aner⸗ 
bietungen auf Koften Deutſchlands und Belgiens in Verfuhung zu führen. 
Sie Unmöglichkeit, auf irgend welche Anerbietungen der Art einzugehen, 
war für mich niemals zweifelhaft; wohl aber hielt ich es im Intereſſe 
des Friedens für nüglih, den franzöfifhen StaatSmännern 
die ihnen eigenthbümlihen Illuſionen jo lange zu belaffen, als 
diefes, ohne ihnen irgendwelde audh nur mündliche Zuſage zu 
machen, möglich fein würde. Ich vermutbete, daß die Vernichtung 
Ieder frangäfifgen Hoffnung den Frieden, den zu erhalten Deutſchlands 
ad Europas Intereſſe war, gefährden würde. 

Jh war nicht der Meinung derjenigen Politiker, welche dazu riethen, 
dam Kriege mit Frankreich deshalb nicht nach Kräften vorzubeugen, weil 
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er doch unvermeidlich fe. So ſicher durchſchaut Niemand die Ab- 
fihten göttliher Borfehung bezüglich der Zukunft, und ich 
betrachte auch einen fiegreichen Krieg an fich immer als ein Hebel, welches 
die Staatskunſt den Völkern zu eriparen bemüht fein muß. Ich durfte nicht 
ohne die Möglichkeit rechnen, dag in Frankreichs Berfafiung und Bolitit 
Beränderungen eintreten lönnten, welche beide große Nachbarpölter über die 
Nothwendigkeit eines Krieges binweggeführt hätten — eine Hoffnung, 
welcher jeder Aufſchub des Bruches zu Gute fam. Aus diefem Grunde 
ſchwieg ich fiber die gemachten Zumuthungen und verhaudelte dilatoriſch 
über diefelben, ohne meinerfeits jemald aud nur ein Ber- 
[preden zu machen. 


III 
Frankreichs Forderungen im Auguft 1866. 
Staats - Anzeiger vom 10. Auguft 1870. 


Im Archiv des Auswärtigen Amtes befindet fi folgendes Schreiben 
bes Grafen Benedetti an den Bräfidenten des GStaats- Minifleriums 
Grafen Bismard vom 6. Auguft 1866 mit dazu gehörigem Bertra 
Entwurf, beides von Anfang bis zu Ende von der Hand des Grafen 
Benedetti. 

Particulidre. 
Mon cher Prösident! 

En röponse aux communications que j’ai transmises de Nikols- 
bourg & Paris & la suite de Notre entretien du 26 du mois dernier, 
je regois de Vichy le projet de convention secröte que Vous troü- 
verez ci-joint en copie. Je m'empresse de Vons en donner Connais- 
sance afin que Vous puissiez l’examiner & Votre loisir. Je suis du 
reste à Votre disposition pour en conf6rer avec Vous quand Vous en 
jugerez le moment venu. 

Tout a Vous 
Dimanche 5 Aott 1866. sign6 Benedetti. 


(Mein lieber Präfident! 

In Beantwortung der Mittheilungen, die ich in Folge unferer Unter 
baltung vom 26. v. Mts. von Nilolsburg nach Paris gerichtet habe, 
empfange ich aus Vichy den Entwurf zu einer geheimen Convention, von 
dem Site anliegend At finden. Ich beeile mich, denfelben zu hrer 
Kenntniß zu bringen, damit Sie ihn mit Muße prüfen können. 
übrigens jur Beiprehung defjelben zu Ihrer Verfügung, wenn Ste den 
Moment dazu fir gelommen erachten. 

Ganz der Fhrige 
Sonntag, den 5. Auguft 1866.) (ge3.) Benedetti. 


8. MA. etc. et 8. M. etc. 


Article I. 


L’Empire francais rentre en possession des portions de territoire 
qui, appartenant aujourdh’ui & la Prusse, avaient 6t6 comprises dans 
la delimitation de la France en 1814. 
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Article I. 

La Prusse s’engage à obtenir du Roi de Baviöre et du Grand 
Duc de Hesse, sauf à fournir & ces Princes des d6dommagements, la 
cession des portions de territoire qu’ils possödent sur la rive gauche 
da Rhin et & en transförer la possession & la France. 

Article III. 

Sont annuldes toutes les dispositions rattachant & la conföde- 
ration Germanique les territoires plac6s sous la souverainetö du Roi 
des Pays-Bas, ainsi que celles relatives au droit de garnison dans la 
forteresse de Luxembourg. 

Artikel I. 


Das franzöfifche Kaiſerreich tritt wieder in den Befit der Gebiets⸗ 
theile, die, beut zu Preußen gebörend, 1814 in die Begrenzung Frank⸗ 
reichs eingefchloffen worden waren. 

Artikel II. 

Preußen verpflichtet fih, von dem Könige von Bayern und dem 
Großherzoge von Heflen, vorbehaltlich einer diefen Fürften zu gewährenden 
Emſchãdigung, die Abtretung der Gebietstheile zu erlangen, welche fie 
auf dem linken Rheinufer befigen, und deren Beſitz an Frankreich zu 


übertragen. 
Artifel IIL 
Es find aufgehoben die Beſtimmungen, welche die unter der Sou⸗ 
verainetät des Königs von Holland ftehenden Gebiete an den deutfchen 
Bund Inüpfen, ebenjo die, welche fi) auf das Befagungsrecht in der 
Feſtung Luxemburg beziehen.) 


Aus dem Rundſchreiben des Herrn von Thile im Auf, 
trage ded Grafen von Bismarck vom 10. Auguft 1870. 


— — ZIn den Alten des auswärtigen Amtes befindet fi) das in 
Abſchrift anliegende Schreiben des Grafen Benedetti an mid vom 
5. Fu 1866 und ein mittelft defielben überfandter Vertragsentwurf. 
Die Originalien, von der Hand des Grafen Benedetti, lege ich den Ber: 
treten der neutralen Mächte zur Einficht vor; ein photographifches 
Facfimile derſelben werde ich Eurer .... zu überſenden mich beebren. 
Ich erlaube mir, daran zu erinnern, daß nad) Ausweis des „Meoniteur“ 
der Kaifer Napoleon die Lage vom 28. Juli bis 7. Auguft 1866 in Vichy 
— hat. In der amtlichen Unterredung, welche ich mit dem Grafen 

edetti in Folge dieſes Schreibens hatte, unterſtützte derſelbe die in 
legterem enthaltenen Forderungen durch die Drohung des Krieges für 
den Fall der Ablehnung. Der gleichwohl meinerſeits außgelpeogenen 
Ablehnung folgte das Verlangen nah Luremburg und dem Mißlingen 
dieſes Geſchäftes der größere, Belgien umfafiende Vorfchlag.“ 


Aeußerung Biömardd in der Rede über Elſaß—⸗ 
Lothringen vom 2. Mai 1871: 

— — — ,E& ift belannt, daß ih no am 6. Auguft 1866 in 

dem Fall gewefen bin, den nnafiichen otfchafter bei mir eintreten zu 

leben, um mir mit kurzen Worten das Ultimatum zu ftellen, Mainz an 


510 
1866. 
Frankreich abzutreten, oder die fofortige Kriegßerflärnng zu 
gewärtigen. d 


reifte mit diefer Antwort nach Paris; in Paris befaun man fid einige 


Tage nachher anders, und man gab mir zu verftehen, die erfte In⸗ 


ftruftion jei dem Kaifer Napoleon während einer Krankheit entrifien 


worden." — 


Aud einem Bericht des franzöftihen Botichafterd Grafen 
Benedetti an den franzöfilchen Minifter des Auswärtigen 
— vom 5. Auguft 1866: (aud den während des Krieges 


ch bin natürlich nicht eine Sekunde zweifelhaft geweſen 
üiber die Antwort. Ich antwortete ihm: Gut, dann ift Krieg! Er 


auf dem Landfitze des franzöfiichen Minifters gefundenen 


Aktenſtücken): 


„Herr Miniſter! Bei meiner Ankunft in Berlin fand ich eine telegraphiſche 
Depeihe, in ber Sie mir von dem Text bes geheimen Uebereinfommens 
Kenntniß geben, welches Sie mich der preußifhen Regierung zur Annahme ver- 
zulegen beißen. Ew. Excellenz kann verfichert fein, bab ich Alles aufbieten werte, 


um bie unveränberte Annahme ber Dispofitionen herbeizuführen, möge dr 


Wiberftand, dem ich gewiß bin zu begegnen, auch noch fo hartnädig fein. Ueber 
zeugt, daß die Kaiſerliche Regierung fih nur in den Schranten ber 


Billigkeit hält, indem fie fih darauf befhräntt, gegenfber den 
von Preußen bereits erworbenen Gebietsvergrößerungen, jene 
in ihrer Borlage aufgezeihneten Garantien zu verlangen, 


werde 
ih mich ſchwerlich dazu verftehen, Aenberungen von irgend welcher Widtigfet 


einzuräumen. Ich erachte in dieſer Angelegenheit Keftigleit als das geeignetfte 
Mittel, ja offen geſtanden, als das einzige Argument, weldes angewandt werben 
muß, und id werbe daher ganz entfchieben jeben Borfchlag, ber einer VBeräd- 
fihtigung nicht geeignet fcheint, ablehnen, indem ich ſtets bemüht fein werde, zu 
beweifen, was mir ein Leichtes fein wird, daß Breußen vertennen wärbe, 
was bie Gerechtigkeit und bie Borfidht gebieten, und daß es uns 
zugleih einen Beweis feiner Undankbarkeit geben würde, wenn 
e8 uns bie Öarantien verfagte, welhe die Ausbehnung feiner 
Grenzen uns nöthigt zu verlangen. Um jedoch mit Klugheit zu Werte 
zu geben, balte ich dafür, dag mit Rückſicht auf den Eharalter bes 


Bundeskanzlers es vermieden werben muß, dem erften Gindrud 
beizuwohnen, welden die Nachricht auf ihn hervorrufen wird, 


daß wir die Rheinufer und die Feſtung Mainz wieberverlangen. Zu dieſen 


Zwecke babe ih ihm an biefem Morgen eine Abfchrift Ihrer Borlage in einem 


PBrivat- Schreiben eingefandt, von dem Sie anbei eine Kopie finden werben. Ich 


werde bemüht fein, ihn morgen zu ſehen, um Sie über bie Stimmung, in dt 


ich ihn getroffen, zu benachrichtigen.“ 


Meitere Mittheilung aus dem „Preußiſchen Staats: 


Anzeiger”: 


„Diefer fchriftlihen Mittheilung folgte demnächſt eine mändlide 
Unterredung, in welcher Benedetti ſelbſt die franzöfifche Forderung mit 
Entfehiedendeit und Wärme empfahl. Auf die Bemerkung des Minifter- 
Präfidenten, daß diefe Forderung der Krieg fei und daß Graf 
Benedetti wohlthun merde, fich felbft nach Paris zu begeben, um dieſen 
Krieg zu verhüten, erwiederte er damals, daß er nach Paris gehen werde, 
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daß er aber nicht umhin könne, dem Kaiſer aus eigener Ueberzeugung die 
Aufrechthaltung ſeiner Forderung zu empfehlen, weil er ſelbſt glaube, 
dag die Exiſtenz der Dynaſtie in Gefahr ſei, wenn die öffent⸗ 
lich Meinung in Frankreich nit durch eine derartige Kon—⸗ 
zeſſion Deutſchlands beruhigt werde. — 

Die legte Aeußerung des preußifchen Dlinifters Präfidenten, welche er 
nach Paris mitnahm, lautete ungefähr dahin: Machen Sie Se. Majeftät 
den Kaiſer darauf aufmerffam, daß ein folder Krieg unter gewiſſen 
Eventualitäten ein Krieg mit revolutionären Mitteln werden 
Iinnte, und daß Angeficht8 renolutinonärer Gefahren die deutſche 
Tynaftie doch wohl eine größere Feſtigkeit bewähren würde 
ala die des Kaifers Napoleon. 

Auf dieſe Unterredung folgte der einlentende Brief des Kaifers 
Ropoleon vom 12. Auguft le, unten). Erſt nahdem durch ihn der Bor: 
bang über die Mainzer Frage gefallen war, begann — fchon am 16. Auguft 
— die Eröffnung des zweiten Altes, Belgien betreffend. 

— Hier theilt num der „Reichs⸗Anzeiger“ den Hauptinhalt eines Briefes 
vom 16. Auguft 1866 mit, der dem Lafen Benedetti dur Herrn Chauvy 
aus Paris überbracht wurde und „den möglichit kurzen und genauen In⸗ 
un der ihm von dort ertheilten Anweifungen enthielt. ‘Diejelben lauten 
we folgt: 

1) Die Verhandlung fol einen freundfchaftlichen Character haben. 

2) Sie fol weſentlich vertraulich fein. 

3) Je nad) den Ausfichten, die fi) Ihnen bieten werden, werden 
Ihre Anliegen drei Phajen durchlaufen. In erfter Stelle werden Sie, 
indem Sie die Örenzfragen von 1814 und die Annerion Belgiens in Eins 
zuiammenfaſſen, durch eim öffentliches Ablommen die Abtretung Landaus, 
Saarlouis, Saarbrüdens und des Herzogthums Luremburg verlangen, 
iowie die Vollmacht, durch einen offenfiven und defenjiven Allianzvertrag, 
der geheim gehalten werden wird, Belgien endgiltig zu annectiven. 

In zweiter Stelle, wenn es Ihnen nicht möglich erfcheint, diefe Baſen 
benilligt zu erhalten, fo werden Sie auf Saarloui8 und Saarbrüden 
Berzicht leiſten, jelbft auf Landau, einen alten ſchlecht befeftigten 
Flag, defien Befignahme das deutjche Gefühl gegen uns aufhetzen würde, 
md Sie werden Ihre öffentlichen Vereinbarungen auf da Herzogthum 
Yuremburg beſchränken, Ihre geheimen Vereinbarungen aber auf die Wieder- 
pereinigung Belgiens zu Frankreich. 

Im dritter Reihe. Wenn die reine und einfache Vereinigung Belgiens 
mit Frankreich auf zu große Hinderniffe ftoßen follte, fo begnügen Sie 
ih mit einem Xrtilel, in welchem man tibereinläme, aus Antwerpen 
äne Yreiftadt zu machen, was den Widerfland Englands wohl ab- 
ihwäcdhen witrde. 

Alfo: erftlih einen offenktundigen Vertrag, der uns mindeftend Luxem⸗ 
burg zufpricht: dann einen geheimen Vertrag, der ein Schuß» und Trutz⸗ 
kündniß feftfeßt, der Frankreich ferner die Befugnig einräumt, fi) Belgien 
m einem ihm günftig jcheinenden Augenblide einzuverleiben, und dann nod 
dad Verſprechen der Beihilfe, felbft durch Waffengewalt von Seiten 
Preußens. Das find die Grundzüge des Vertrages bezüglich unferer Ein⸗ 
miſchung. 
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Auf diefe Inftruftion aus Paris vom 16. Auguft hat Graf Benedetti 
am 23. Auguft aus Berlin in einem dem auswärtigen Amte vorliegenden, 
anz von Feiner eigenen Hand gejchriebenen Briefe geantwortet, mittelft 
—*— er den Bertragdentwurf, mit dem er beauftragt worden, einreicht. 


’ Der Eingang des Briefes des Grafen Benedetti vom 23. Auguſt 
autet: 


„Ih babe Ihren Brief erhalten und nach beften Kräften den Ab⸗ 
fichten, welche er fundgiebt, zu gentigen gefucht. ſchicke Se beiliegend 
die Redaction im Entwurf, Ich brauche Ihnen nicht zu fagen, warum 
darin Landau und Saarbrüden nicht erwähnt find. Ich habe mid; über 
aeust, daß wir, falls wir darauf beftehen, ung in unüberwindlihe Schwierig. 
eiten verwideln würden, und ich habe mich an Luxemburg und Belgien 
gehalten.“ 

Auf diefen Brief des Herrn Benedetti liegt — ebenfalls auf officiellem 
Papier — der Entwurf der Antwort vor, welche beweift, daß ber Ein- 


drud des Benedettiſchen Entwurfs ein günftiger war, aber einige Zeit zum 
Ueberlegen der Sache in Ausficht nimmt. Es ift die Rede davon, daß der 
er Niederlande für L — eine yngar gun von preußiſchen 


König 
Gebiet haben müſſe, und die Geldopfer, welche der Vertrag fordern könne, 
werden erwogen, gleichzeitig die Anficht aufgeitellt, daß die nach der 
früheren Bundesnerraffung ültig gewejenen Bejatungsrechte in den Bunde 
feftungen erlojchen jeien und daß ihre Aufrechterhaltung in Süddeutſchland 
mit der Unabhängigkeit der ſüddeutſchen Staaten unverträglidy fein werde. 

Wiederholt wird die Ermerbung Turemburgs als das unmittelbare, 
die Belgien? als das eventuelle Ziel der Konvention feftgeftellt und 
letzteres, ſowie die Offenfiv- und Defenfiv- Allianz, follen geheim bleiben. 

Graf Benedetti bat diefen PBarifer Brief unter dem 29. Auguſt be 
antwortet. In feiner Antwort fpricht der franzöfifche Botfchafter zum erften 
Male Zweifel aus, ob man auf Preußens en in ö 


werben rechnen Können; er bemerkt, daß ihm ein gewiſſes Mißtrauen des 


Grafen Bismard darliber entgegentrete, ob der Kaiſer Napoleon nicht 


folhe Verhandlungen benugen werde, um zwiſchen Preußen und England 


Mißtrauen zu erregen. Er äußert darüber: „Welchen Grab des Ber 


trauens können wir unfererfeitS Unterhändlern bewilligen, welche folder 


Berechnun augänglich find?“ Er erwähnt der Miffion, welche der General 
t. Beteröburg erfülle, und fürchtet: „daß man ander 
Zuſicherungen erhalten hat, welche es unnöthig machen, auf uns zu rechnen 


v. Manteuffel ın 


Preußen bedarf, wie Herr v. Bismard dem König gefagt haben will, der 
Alliance einer großen Macht; menn man die Frankreichs ablehnt, fo ge 
ſchieht es deshalb, weil man fich fchon andermeitig gefichert hat, oder weil 
man auf dem Punkt fteht, e8 zu thun.“ — Um bierüber eine Aufflärung 


abzuwarten, hält Graf Benebdetti den Augenblid gelommen, auf 14 Tag 


nach Karlsbad zu gehen. 


Während feiner Abwefenheit ift auch der Diinifter- Präftdent abgereifl 
und erft im Dezember deſſelben Jahres nad Berlin zurüdgelehrt. Die 
geheimen Berhandlumgen haben aljo bier nothwendig einen — von 


einigen Monaten gehabt, mas fie nicht verhindert hat, ſpäter zu ve 
Zeiten wieder aufgenommen zu werden.“ 


chiedenen 


er Sch 
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12. Auguft. Augenblidlihe8 Aufgeben einer Kompen« 
\ationdforderung. 


Schreiben des Kaifers Napoleon an ben ftellvertretenden Mi- 
nifter de 2a Balette. 


„Mein lieber Herr La Valette. Sch richte Ihre ernfte Aufmerkſamkeit auf 
felgende Thatſachen. Im Laufe von Beiprehungen zwiſchen Benebetti und 
Sam v. Bismard hat Herr Drouin de Lhuys die Idee gehabt, ein Ber- 
magsproject in Betreff von Compenfationsaniprüden, die wir haben fünnten, nach) 
Verlin zu ſchicken. Diefer Vertrag hätte nach meiner Abficht geheim gehalten 
werben mäffen, aber man bat davon nad außen Lärm gemadht, und bie Blätter 
achen joweit zu fagen, daß uns bie Rheinprovinz verweigert worben fei. 

Aus meiner Beiprehung mit Benedetti geht hervor, daß wir für einen 
ich Meinen Gewinn ganz Deutichlanb gegen uns baden würden. Es ift wichtig, 
He Sffentliche Meinung Über biefen Punkt nicht erft irre geben zu laſſen. Wider⸗ 
reden Sie folden Gerlichten fehr energiih. Ich babe in diefem Sinne an 
Senn Drouin de Lhuys gejhrieben. Das wirkliche Interefje Frankreichs ift 
niht, daß wir eine unbedeutende Gebietserweiterung erhalten, fondern baf wir 
Zeutfhland helfen, fih auf eine unferen Intereffen und den In— 
terelfen Europas möglichſt entfprehende Weife zu konſtituiren 2c. ⁊c.“ 


26. Auguft. Erneute Kompenfationdvorjchläge. 


Schreiben des Kaifers an den Minifter Rouber. 


„Ich ſchicke Ihnen den Bertragsentwurf mit meinen Randbemerkungen. Man 
müßte geſprächsweiſe hinzufügen, daß nach dem Aufbören bes deutfhen Bundes 
tie früheren gegen Frankreich errichteten Bunbesfeftungen nicht mehr ber beutichen 
Konfederation, jondern ben einzelnen Staaten, in beren Gebiet fie liegen, gehören 
illen: alfo Quremburg zu Frankreich, Mainz zu Preußen, Saarlouis ebenfo, 
Yandau zu Bayern, Raftadt zu Baben, Ulm zu Württemberg. 

Was einen anderen Punkt betrifft, fo fcheint mir, daß Preußen viel Chi⸗ 
lane gegen Sachen übte. Wäre es nicht beſſer, daß Preußen Sadjen, 
ein proteftantifches Land anneltirte unb den König von Sadfen 
rui dem linken Rheinufer, einem latbolifhen Gebiete entſchä— 
digte. 

Doch muß das Alles nur vertraulicher Weiſe angedeutet werben. Der Ver⸗ 
trag muß geheim bieiben. Die Luremburger Frage wird von ſelbſt ane 
“ht treten, fobald die Verhandlungen darüber angelnüpft fein werden: fie ift 
tie dringlichſte ıc. x.“ 


2. September. NRüdtritt des franzöfiihen Minifterd Drouin 
de Lhuys in Folge ded Scheiternd der Kompenjationspolitif. 


16. September. Rundschreiben bed frangöfiichen (ftellvertretenden 
auswärtigen) Minifterd La Valette über die DVerände- 
rungen in Deutichland. 


„Die Regierung des Kaifers Tann es nicht länger hinausſchieben, ihrer 
Anfiht über bie in Deutichlanb eingetretenen Ereigniſſe Ausdruck zu geben. Da 
öm de Mouftier noch einige Zeit aäbweſend bleiben muß, fo bat Seine Majeftät 
mir den Befehl ertbeilt, Seinen biplomatifchen Agenten die Beweggründe Seiner 
Volitik auseinander zu ſetzen. 


Für Biomarck. 33 
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Der Krieg, ber in der Mitte und im Süden Europas ausgebrochen, bat 
den deutſchen Bund zerflört und die italienifche Nationalität definitiv conſtituirt. 
Preußen, deffen Grenzen durch den Sieg ermweitert worden, dominirt auf dem 
rechten Main⸗Ufer. Defterreih bat Venetien verloren; es ift von Dentichland 
abgeſchieden. Diefen erheblichen Aenberungen gegenüber fammeln alle Staaten 
fi) im Gefühle ihrer Verantwortlichleit; fie fragen fi, welche Tragweite 
der jüngft abgefchloffene Friede bat und melden Einfluß er auf bie am- 
päiſche Ordnung und anf bie internationale Stellung jeder einzelnen Madt 
baben wirb. 

Die öffentlihe Meinung in Frankreich ift erregt. Sie fhwantt 
unfider zwiſchen der Freude, die Verträge von 1815 vernichtet zu 
feben, unb zwiſchen der Furcht, daß die Macht Preußens über: 
mäßige Berhältniffe annehmen könne; zwiſchen dem Wunſche, daß 
ber Friede erhalten bleibe, und zwiſchen ber Hoffnung, durd 
Krieg eine Gebietserweiterung zu erlangen. Sie begrüßt mit Beifall 
die vollfländige Befreiung Italiens, aber fie will auch über pie Gefahren, bie 
ven beiligen Vater bedrohen können, beruhigt fein. Die Unſchlüſſigkeit ver Ge⸗ 
müther in Frankreich, die auch aufs Ausland zurückwirkt, legt der Regierung bie 
Pflicht auf, Har und deutlich ihre Anfiht auszufprecen. 

Frankreich kann feine zweibeutige Politif haben. Wenn es in feinen Juter- 
effen und in feiner Macht durch die wichtigen Veränderungen, bie fich in Deutid- 
land vollziehen, berührt wird, jo muß es dies offen gefteben und bie zu feiner 
Sicherung nothwendigen Maßregeln ergreifen. Verliert e8 Dagegen richte hei der 
Umwandlung, die da vor fich gebt, jo muß es dies aufrichtig erflären und den 
übertriebenen Befürchtungen, ben bitigen Urtheilen entgegentreten, welde bie 
internationale Eiferfucht erregen und Frankreich aus ter Bahn herauszieben 
möchten, bie e8 verfolgen muß. Um die Unficberheit zu befeitigen und bie Ueber 
geugungen zu befefligen, muß man die Bergangenbeit, fo wie fie geweien, und 
die Zukunft, jo wie fie ſich darftellt, in ihrem Aufammenbange betrachten. 

Was jehen wir in ber Vergangenheit? Nach 1815 vereinigte bie beilia: 
Allianz alle Völker vom Ural bis zum Rheine gegen Frankreich. Der beutice 
Bund umfafte mit Preußen und Oefterreih 80 Millionen Einwohner; er er 
ftredte fih von Luxemburg bis Trieſt, von der Oftfee bis Trient und umſchlet 
uns mit einem Eilenbande von fünf Bundesfeftungen; unfere ftrategiiche Poſition 
war durch die gejchicteften Gebietsgruppirungen eingelettet. Die geringfte Schwierig: 
feit, die und mit Holland over mit Preußen an der Mofel, mit Deutfchlarb am 
Rheine, mit Defterreih in Tyrol ober Friaul entſtehen mochte, ließ jämmtlide 
vereinigte Kräfte des Bundes fich gegen uns wenden. Das öfterreichiiche Deurid- 
land, das an ber Erich nicht zu erflürmen war, konnte im gegebenen Moment: 
bis an die Alpen vorgehen. Das Preußiiche Deutſchland hatte zur Vorbut am 
Rheine alle jene Staaten zweiten Ranges, welde burh den Wunſch nad 
politiiher Umwandlung unaufbhörlih bewegt wurden und ſtets bereit waren, 
Frankreich als den Feind ihrer Eriftenz und ihres Strebens anzuſehen. Nebmen 
wir Spanien aus, jo hatten wir auf dem ganzen Eontinent feine Möglicten, 
eine Allianz zu fchließen. Stalien war zerjtüdelt und machtlos; es zählte midt 
als Nation. Preußen war nicht zujammenhangend, nicht unabhängig genug, um 
fih von feinen Traditionen losfagen zu können. Defterreidh hatte zu viel mit 
der Bewachung feiner Befigungen in Italien zu thun, als daß es fih mit un 
hätte innig verftändigen können. 

Gewiß hat der lange aufrecht erhaltene Friebe Die Gefahren biefer Gebies 
vertheilung und dieſer Allianzen vergeffen laffen; denn fie erichienen erſt furchikur, 
als der Krieg ausbrach. Aber dieſe zweifelhafte Sicherheit hat Frankreich zuweile: 
mit dem Auslöſchen feiner Weltrolle erkauft. Es ift nicht zu beftreiten, daß «© 
während beinahe vierzig Jahre Die Coalition ber drei nordiſchen Höfe gegen ſich 
gebabt hat, die durch bie Erinnerung an gemeinjame Niederlagen und Eiege. 
durch gleiche Regierungsgrundfäge, durch feierliche Verträge unb durch Tat 
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Kiötrauen gegen unfer fiberales und civilifatorifches Wirken an einander ge- 
hüpft waren. 

afjen wir jet die Zukunft des umgeftalteten Europa’s ins Auge: welde 
Sirgiheft bietet fie Frankreich und dem Frieden der Welt? Die Eoalition 
der brei nordiſchen Höfe ift gerbroden. Das neue Prinzip, bas 
ẽnropa regiert, ift die Freiheit der Allianzen. Alle Großmächte find, 
vie eine wie bie anbere, wieder in ber ganzen Fülle ihrer Unabhängigkeit und 
innen ihr Schickſal orbnungsmäßig weiterweben. Das vergrößerte, von 
ider Solidarität fortan erlöfte Preußen fihert die Unabhängigleit 
deutſchlands. Frankreich braucht darin feinen Schatten —*P ſich 
‚a ſehen. Stoß auf ſeine bewundernswerthe Einheit und unzerſtörbare Natio⸗ 
nalität, kann es das Aſſimilationswerk, das dort vor ſich gebt, nicht befämpfen 
eder mißbilligen und nicht eiferſüchtigen Stimmungen die Nationalitäts⸗Prinzipien 
unterordnen, die es in Bezug auf bie Völlker vertritt und bekennt. Iſt das 
dentſche Nationalgefübt befriedigt, fo legt ſich feine Unrube, fo 
erlöſchen feine Feindſchaften. Frankreich nachahmend, thut es einen Schritt, 
der es uns näher bringt, nicht aber von uns entfernt. Im Süden ift Italien, 
deſſen lange Knechtſchaft nicht den Patriotismus bat verlöichen können, in ben 
Beſitz aller Elemente zur nationalen Größe gelangt. Seine Eriftenz bringt eine 
icte Aenderung in die politiichen Berhältniffe Europas; aber, unbebachtfamer 
Empfindlichleiten und vorübergehender Ungerechtigleiten ungeachtet, nähert es fich 
ın Ideen, Prinzipien und Intereffen doch der Nation, die ihr Blut vergofien 
bat, um ihm feine Unabhängigkeit erobern zu helfen. Die Intereſſen bes päpftlichen 
Zbroned find dur bie Konvention vom 15. September gefidert. Diefe Con⸗ 
vention wird loyal ausgeführt werben. Während der Kaifer feine Zruppen von 
Kom zurückzieht, läßt er al8 Garantie der Sicherheit für den heiligen Bater bie 
Froteetion Frankreichs darin. In der Oftfee wie im Mittelmeere entftehen kleinere 
Kriegeflotten, welche der Freiheit der Meere gänftig find. Wenn Oefterreiy, von 
jenen italienifchen und beutichen Befangenbeiten befreit, feine Kräfte nicht mehr 
in unfruchtbarer Eiferjucht abnutzt, fondern fie im Often Europas concentrirt, fo 
ſtellt e8 noch immer eine Macht von 35 Millionen Seelen dar, die feine Feind⸗ 
jeligkeit, kein Intereſſe von Frankreich fcheidet. Durch welche ſonderbare Rüd- 
zirtung der Bergangenbeit auf die Zufunft follte die öffentliche Meinung nicht 
Verbündete, fondern Feinde Frankreichs in jenen Nationen erbliden, die, von 
aner uns feindlichen Bergangenbeit befreit, zu einem neuen Yeben berufen, 
tarh Grundſätze, die auch die unfrigen find, geleitet und von den Fortſchritts⸗ 
zedanlen, in denen bie ganze moderne ®efellichaft ſich frieblich zujammen findet, 
tzieelt find ? 

Europa, ſtärker conftituirt, durch beftimmtere Tänbereintbeilung gleichartiger 
gemadt, ift eine Bürgichaft für ben Frieden des Eontinents und ift weder eine 
Gefahr noch ein Scheben für unfere Nation. Diefe, mit Algerien, wirb balb 
mehr als 40 Millionen Einwohner zählen; Deutichland 37 Mill., wovon 29 im 
nerbliden und 8 Mill. im fübdlichen Bunde; Defterreih 35, Italien 26, Spanien 
18 Mill. Was ift in dieſer Bertheilung der enropäifchen Kräfte, das ung beunruhigen 
fennte? Eine unwiberfiehblihe Macht drängt die Völker bazu, ſich 
2 großen SZujammenballungen zu vereinigen und Dabei bie 
feineren Staaten verfhwinden zu lafjen. 

Die Politik muß fi über die engen und Heinlichen Vorurtheile eines 
nüberen Zeitalter8 erheben. Der Kaiſer glaubt nicht, daß die Grüße eines Landes 
ren der Schwächung ber Böller abhange, die e8 ummohnen, nunb er fieht fein 
mabres Bleihgewidht, als in den befriedigten Wünſchen ber euro» 
däiſchen Nationen. 

Wenn diefe Betrahtungen gereht und wahr find, fo hat ber 
Kaiſer Recht gehabt, dieſe Rolle des Bermittlers anzunehmen, die 
atht ohne Ruhm gewefen if, unnüges und ſchmerzliches Blutver- 
gießen zu hemmen, den Sieger zu mäßigen, burd fein freund» 
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ſchaftliches Einſchreiten die Folgen der Niederlage zu mildern, 
die Herftellung bes Friedens zu verfolgen troß aller Hinderniſſe. 
Im Gegentheil, er würbe feine hohe Verantwortlichkeit verlannt haben, wenn er, 
bie verfprochene und verkündete Neutralität brechenb, ſich unverfebens in bie Zu- 
fälligleiten eines großen Krieges geftürzt hätte, eines Krieges, welcher ben Haß 
der Racen erwedt und in weldem ganze Nationen auf einander floßen. Bat 
würde in ber That der Zwed bes freiwillig gegen Preußen, nothwendig gegen 
Stalien begonnenen Kampfes gewejen fein: eine Eroberung, eine Gebietserweiterung. 
Aber die Kaiferliche Regierung hat ja fchon feit lange ihre Prinzipien in Bezug 
auf Gebtetserweiterungen zur Anwendung gebracht. Sie verfteht und fie bat ver- 
ftanden, daß bie Annerionen, welche durch eine unbebingte Nothwendigleit geboten 
find, mit dem Baterlande Bevöllerungen verbinden, welde uur gleiche Sitten 
unb ben gleihen Nationalgeift befigen, und fte hat von Savohens und Nira’s 
freier Zuſtimmung die Herfiellung unferer natürlichen Grenzen gefordert. Frank« 
reich kann nur ſolche Gebietsvergrößerungen wünfden, welde 
feinen ftarlen inneren Zuſammenhang nicht Ändern, es muß aber 
immeranjfeiner moraliſchen oder politiſchen Bergrößeruug arbeiten, 
indem es feinen Einfluß den großen Intereffen der Eivilifation bienftbar mad. 

Indeß liegt in der Aufregung, welche ſich des Landes bemächtigt bat, ein 
legitimes Gefühl, welches man anerlennen und richtig Ienfen muß. Die Erfolge des 
legten Krieges enthalten eine ernfte Lehre, welche unferer Waffenehre nichts ge- 
toftet bat; fie zeigen uns die Nothwendigkeit, unfere militärifche Or— 
gantfation unverzäglih zu vervolllommmen zur VBertheibigung 
unfere® Gebietes. Die Nation wird fich biefer Pflicht nicht entziehen, welde 
für Niemanden eine Drohung fein kann; fie hat gerechten Stolz anf bie Tapfer- 
keit ihrer Armee. Die Empfindlichkeit, gewedt durch bie Erinnerung an ihre 
militärtfhen Großthaten, dur ben Namen und bie Thaten bes here, Ä 
welcher fie regiert, ift nur ber Ausdruck ihres energiihen Willens, ihren Rang 
und ihren Einfluß in der Welt ohne Berminberung zu behaupten. | 

Im Ganzen erjheint, von bem hoben Standpunkte aus betrachtet, von 
welchem aus bie Kaiferliche Regierung bie Geſchicke Europa’s auffaßt, der Horizont 
von drohenden Eventualitäten befreit, gefährliche Probleme, welche gelöſt werben 
mußten, weil man fie nicht bejeitigen kann, Iafteten auf ben Geſchicken ver 
Böller, fie hätten fich in fchwierigeren Zeiten aufbrängen können; fie haben ihre 
natürliche Löfung gefunden ohne zu gewaltſame Erſchütterungen und ohne bie 
gefährliche Mitwirlung ber revolutionären Leibenfchaften. 

Ein Friebe, der auf folhen Bafen ruht, wird ein dauerhafter Friebe jein. 

Mas Frankreich betrifft, wohin es auch feine Blide wende, erblidt es nichts, 
was feinen Gang hemmen ober fein Wohlergehen ftören könnte. In freundlichen 
Beziehungen zu allen Mächten, geleitet durch eine Politik, welche ihre Kraft durch 
ihre Großmuth und Mäßigung bewährt, geftütt auf feine impofante Einheit, mit 
feinem Genie, welches überall firablt, mit feinen Schägen unb feinem Credite, 
welche Europa befruchten, mit feinen entwidelten militäriichen Kräften und ferner- 
hin von unabhängigen Nationen umgeben, ſcheint es nicht weniger groß, wirb es 
nicht minder geachtet bleiben. 

So ift die Sprache, welde Sie führen müfjen in ihren Beziehungen mit 
ber Regierung, bei welder Sie accrebitirt find.“ 





Aom Prager Srieden bis zum firiege 
mit Frankreich. 


1866 — 1870. 


dl. ie Wiederherftellung des inneren Friedens, 


1866. Neuwahlen und Eröffnung des Landtages. 
Auflöjung ded Abgeordnetenhaujes. 
9. Mai. Bericht des Staatd-Minifteriumd an Seine Majeftät 
den König. 


„In den auswärtigen Beziehungen des Landes ift in Folge der bes 
drohlichen Haltung, welche mehrere Nahbar- Regierungen gegen Preußen 
ongenommen haben, eine Spannung eingetreten, welche Em. Königliche 
Mojeftät, nach den forgfältigften und ausdauerndften Bemühungen zu ihrer 
Befeitigung, in die Nothwendigkeit verjegt hat, umfaſſende Bortedtungen 
zur Sicherheit des Landes anzuordnen. Das ehrfurchtsvoll unterzeichnete 
Staat3-Meinifterium glaubt unter diefen Umftänden, daß Em. Königliche 
Najeftät den Augenblid gekommen halten werden, die Volksvertretung in 
Geftalt des Allgemeinen Landtages der Monarchie um den Throm zu ver- 
fammeln, um die der Lage des Landes entiprechenden Beſchlüſſe zu fallen 
und der Einmüthigfeit, welche das Preußiſche Volk befeelt, wenn es der 
Erhaltung der Unabhängigkeit und der Ehre des Landes gilt, den legalen 
Ausdrud zu geben. 

Das jetzige Haus der Abgeordneten, wenn auch feine Mehrheit Anges 
jiht3 der Gefahren, welche dag Baterland bedrohen, ihre Hingebun * 
daſſelbe gewiß bereitwillig bethätigen würde, iſt Doch unter dem Einflufe 
anderer Verhältniſſe gewählt worden, als diejenigen find, welche heute bes 
fimmend auf die Wähler wirken müſſen. 

Em. Königliche Majeftät werden da8 Bedürfniß fühlen, die Stim⸗ 
mung zu kennen und zum Ausdrud gebracht zu fehen, welche das Preußifche 
Volk im jetigen Augenblid und mit Rüdficht auf die gegenwärtige Tage 
der Dinge befeelt. 

Wir glauben deshalb Em. Königliden Majeftät ehrfurchtsvoll rathen 
zu follen, auf Grund des Artikels 51 der Berfaffungd-Urfunde vom 
31. Januar 1850 das Abgeordnetenhaus aufzuldfen, damit unverzüglich 
Neuwahlen angeordnet werden können. 

Em. Königliche Majeftät bitten wir daher, die im Entwurfe beigefügte 
Verordnung wegen Auflöfung des Hauſes der Abgeordneten Allergnädigft 
vollziehen zu wollen.“ 

Berlin, den 9. Mai 1866. 

Das Staats: Minifterium. 
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Die Baterlandsliebe und die Wahlen. 
Provinzial« Eorresponbenz vom 30. Mai 1866. 


„Unfer König hat es jüngft als den Zwed und die Aufgabe ber bevorſte⸗ 
ftehenden Neuwahlen bezeichnet, daß die Gefinnung, welde das Preußifche Belt 
in ber bebrohten Lage des Landes erfüllt, frei von ben Beziehungen, melde in 
ber Vergangenheit wurzeln, zum Ausbrude gelange. 

Demokratifhe Wortführer verkünbigen bagegen: der oberfte Grundſatz bei 
ben Neuwahlen müffe fein, daß ber Regierung ungeachtet des drohenden Krieges 
nicht ein Dfennig bewilligt werbe, fo lange die Forderungen ber Fortſchrittspartei 
nicht unbebingt bewilligt ſeien. 

Ber follte nicht erfennen, daß bies bie Gefinnung des Preußiſchen Volles 
nit fein kaun; denn jene Forderung jagt mit anderen Worten: wir laffen ben 
Preußiſchen Staat zerftören und vernichten, wenn uns bie Regierung nicht zuver 
unfern Willen tut. - 

Der Regierung bie Mittel zur Vertheidigung und Kriegführung verlagen, 
das hieße ben Preufiichen Staat, joweit e8 vom Landtage abhängt, „wehrlos und 
damit ehrlos“ machen. 

In dem Augenblide, wo ber Feind berausforbernb und brobenb an um 
feren Grenzen ftebt, wo alle Stimmen aus Defterreich ggeraben bie Zertrümme: 
rung bes Preußiſchen Staates verlangen, in ſolchem Augenblide die Hand ter 
Negierung lähmen, das wäre Verrath am Baterlande, ein Selbftmorb bes Bren- 
ßiſchen Volles. Könnte eine ſolche Gefinnung auch nur kurze Zeit zur wirklichen 
Geltung und Herrſchaft gelangen, fo wäre unfer Land dem Feinde ohne Gegen- 
wehr preiögegeben: unſere Fluren würden ohne Schu verwüſtet unb das Schidjal 
Preußens Dinge von der Onabe derer ab, welche nur danach trachten, daſſelbe aus 
der Reihe der Grofftaaten auszuftoßen. 

Der König bat bie Berftändigung mit dem Landtage von Nenem als das 
Biel Seiner Wünfche und Seines eifrigen Strebens bezeichnet und bie Hoffnung 
ausgeſprochen, daß Angefichts der Gefahren, welche Preußen bedrohen, bie ein 
anber wiberfireitenden Nechtsanfihten und Stimmungen ihre Bermittelung un 
der gemeinfamen Hingebung für das Baterland finden werben. 

Ein Landtag, welcher vor Allem diefe Hingebung für das Vaterland rüd- 
baltio8 bewährt, wird bie Regierung des Königs unzweifelhaft willig finden, die 
Ausgleihung ber inneren Gegenſätze durch das offenfte Entgegentommen zu für- 
bern: eine volle Hingebung für das Vaterland würde mit den äußeren Gefahren 
auch den inneren Zwiefpalt thatſächlich und ficher überwinden. Es iſt gar nidt 
denkbar, baß ein Landtag, welcher der Regierung in ihren großen Aufgaben nad 
außen thatkräftig zur Seite fände, nicht Über die inneren Streitfragen leicht zur 
vollen und bauernden Verſtändigung mit ihr gelangen jollte. 

So liegt e8 in der Hand ber Wähler, nicht B108 ber gegenwärtigen Gejabt 
Abbülfe zu gewähren, fondern die Zukunft bes Yandes nad außen und nach inuen 
neu zu fihern und zu befeftigen. 

Wenn fie nad bes Königs Hoffnung die Hingebung an das gemeinjame 
Baterland freudig und rüdhaltlos bewähren, fo werben fie Preußens Größe und 
gleichzeitig unfer inneres Berfaffungsieben zum wahren Segen tes Landes für- 
dern n.“ 


Die neuen Wahlen. 


Provinzial⸗Correspondenz vom 4. Juli 1866. 


„Die Wahlen zum Abgeordnetenhauſe haben am 3. Juli ſtattgefunden. 

Die bisher bekannt geworbenen Ergebnifle laffen eine hoch erfreuliche Wen⸗ 
bung in ber Öffentlihen Stimmung erlennen. 

Die feitherige Alleinherrichaft fortſchrittlichen Parteiweſens ift gebrochen: fie 
Fortſchrittspartei bat eine große Zahl ihrer Site im Abgeorbnetenhaufe an 
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Männer von gemäßigterer, theils confervativer, theils liberaler Muffaffung und 
von entfhieden patriotiicher Gefinnung abtreten müſſen. 

In den öſtlichen Provinzen, zumal in Brandenburg, Schleften, Bommern 
nd tbeilweile in Sachſen, ift der Bann bes Parteimefene gelöft und befonnener 
vreußiſcher Sinn wieder mehr zur Herrfchaft gelangt. In einzelnen Regierungs- 
bezirlen, weiche bisher faft nur fortfchrittliche Abgeorbniete gewählt hatten, End 
jetzt faft nur confervative ober gemäßigte Liberale gewählt, welche die unbebingte 
Unterſtützung ber Regierung unter den jegigen Berbältniffen offen als ihre Pflicht 
alannt haben. Nicht blos auf dem Lande, fondern auch in mehreren rein 
ſtädtiſchen Wahlbezirten bat das confervative Element die Oberhand gewonnen. 

Auh die Männer, welde feit Jahren im Kampfe mit ber Regierung ge- 
fanden haben, find nicht dazu von Neuem gewählt worden, um in diefem Augen- 
side jenen Kampf fortzufegen, fonbern faft überall in der ausdrücklichen Voraus⸗ 
ktung, daß fie das ihnen geſchenkte Vertrauen durch unbefangene Würdigung 
der gegenwärtigen Bebirfnifie bes Vaterlandes und Durch patriotiiches Zufammen- 
wirfen mit ber Regierung fiir Preußens Ehre, Ruhm und Größe bewähren werden. 

Die Abfichten erneuter fchroffer Oppofition, welche noch vor wenigen Wochen 
ofen ausgejprochen wurden, find Angefichts ber neueften mächtigen Greigniffe 
kefieren Regungen gewichen; überall ift der Patriotismus erwacht unb bie Liebe 
mm Baterlande hat die Regungen bes bloßen Parteiweſens zum Schweigen ge- 
bracht. Im Volle felber zumal ift die Freude über den thatfräftigen Gang ber 
vreußiſchen Politik in fo reiner Vegeifterung bervorgetreten, daß bie verneinenbe 
Haltung, die man vorher beichloffen hatte, feinen Boden mehr fand. 

Auch die wiedergewählten Abgeorbneten ber liberalen Partei werben das 
m fie gejegte Vertrauen jett nicht anders rechtfertigen können, als inbem auch 
I “ patriofifhen Einmütbigkeit Ausbrud geben, welche das ganze Preußiſche 

ell befeelt. 

Vielfach ift in den Wahlverfammlungen die Hoffnung ausgefprochen worden, 
ba diefe Einmüthigkeit auch bazu helfen werbe, ben innern Frieden neu und 
kauernd zu begründen, und baf die Regierung bierzu die Hand bieten werbe. 
Diele Hoffnung findet auch darin Unterftüßung, daß ein erneuter Streit über bie 
Nititärfrage in diefem Augenblid gradezu unmöglich wäre, daß mit biefem Streite 
auch der vermeintliche Bubget- und Verfaffungsftreit tbatfächlich ſchwinden würde. 

Gewiß hat es jeit Beginn desinneren Streites feinen Augen- 
slid gegeben, welder für die Wiederberftellung vollen Friedens 
to günflig war, wie bie jetige Zeit gemeinfamen patriotifgen 
Auffhwunges. Die Regierung wird es gewiß nicht daran fehlen 
lajjen, ihrerfeits den Geift des Friedens und voller Berjöhnung 
in bewähren. Gott gebe, daß fie dabei ein allfeitig willige® und 
aufrigtiges Entgegenfommen finde!“ 


Preubend Siege und der innere Friede. 
Provinzial- Correspondenz vom 11. Juli 1866. 


„Früher als man es noch vor Kurzem heffen konnte, jcheint ber Wunſch bes 
Königs und aller wahren PBatrioten, „daß die Gegenſätze und Kämpfe ber letzten 
Jahre endlich ihre volle Verföhnung und Ausgleihung finden,” in Erfüllung zu 
sehen: die Siege Preußens werben ung, fo Gott will, den inneren 
Srieden bringen. 

Das Abgeorbnetenhaus, welches unter dem mächtigen Einbrude ber jlingften 
Greigniffe aus den neuen Wahlen hervorgegangen ift, wird bie Regierung nicht 
blos durch bereitwillige Gewährung ber Deittel zur Kortführung ihrer großen 
Pläne unterflüßen, — fonbern wie mit Zuverficht anzunehmen iß auch die Hand 
ta;u bieten, das Preußiſche Heer, dem wir jo Großes zu danken haben, auf feinen 
nen bewährten Grundlagen dauernd zu bejeftigen. 
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Brovinzial- Corresponbenz vom 30. MP 


„Unfer König hat es jüngf als den Zwed un 
feenben Neuwahlen bezeichnet, daß bie Gefununn 
in ber bebrohten Lage des Landes erfüllt, frei von 
der Vergangenheit wurzefnt, zum Auebrude gelau⸗ 

Demokratifche Wortführer verfilnbigen da. 
den Neuwahlen müffe fein, daß ber Regierung 
nicht ein Pfennig bewilligt werbe, ſo fange in 
nicht unbebingt illigt Jeien. 

Wer follte nicht erfennen, daß biee T 
nicht fein kann; denn jene Forderung 05: 
Preußiihen Staat zerftören und veruchie· 
unfern Willen thut. 

Der Regierung bie Mittel zur 
das bieße den Preußii—en Staat, jew! 
damit ehrlos“ machen. . 

In dem Augenblide, wo ter 
feren Grenzen fteht, wo alle tim 
rung bes Vreußiſchen Staates wet 
Regierung lähmen, das wäre Tr 
Bifgen Volkes. Könnte eine ic" 
Geltung und Herigaft gelauge 
wehr preisgegeben: unfere Flur 
Preußens hinge von ber Gnat 
der Weihe der Großflanten a 

Der König Hat die U . 
Ziel Seiner Wünfche und : 
ausgejprogen, daß Auncii 
ander wiberfireitenben R 
der gemeinfamen Hingeb. 

Ein Landtag, we 
haltlos bewährt, wird T. 
Ausgleihung ber inner. 
bern: eine volle Hin, 
auch ben inneren Zi. 
denkbar, baß ein Laut 
außen thatträftig aux 
vollen und daueruden 

So Tiegt es in 
Abhulfe zu gewährer 
neu zu fihern und : 

Wenn fie na 
Baterland freutig 
gleichzeitig unfer in 
bern helfen.“ 
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eunte die Bereinigung unferer 
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... ſieben Tagen bie acht ſiegreichen 
wichte einft mit Bewunderung er- 


je if, hat fi den erſten mili— 
ıefen. 
:meffen fein, um vorgefaßter po- 
:ejer Armee zu rütteln? 
jept ber Ruf: Preufen bilxfe fidh bie Früchte 
‚inmern faffen. Wer in Preußen möchte ba 
Wertzeug und ben Träger bes Gieges, die 
ind zu verftilmmeln! 
Mar ausgeſprochen und entſchieden: bie Wahlen, 
zu die Bebeutung einer freubigen unb begeifterten 
«ud bes Heeres auf ihren ehren- unb ruhinreichen 
‚tung ber endlichen vollen Berflänbigung mit ber 
ı3 und Befeftigung des Heeres auf feinen trefflich ber 
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langjährige Streit Über bie Militairfrage 
begraben wirb, bann wirb es fid bald zeigen, 
»r Bubgetreht und Verfaſſung in Wahrheit 
n Grund hat. Das Wort bes Königs wird in 


nes Ziel erreicht if, wirb ber Friede im Lande 
auernd begründet und bie Ausführung Meiner 
Yür bie weitere gebeiblihe Entwidelung der Ge» 
i aufbem Boben ber Berfafjung geficert fein.“ 


Ihronrebe Seiner Majeftät ded Königs bei 
sffnung des Landtags. 


‚dle und liebe Herren von beiden Häufern des Landtages! 


Ich die Vertretung des Landes um mich verfammelt fehe, 
ch Mein Gefuhl vor Allem aud von diefer Stelle Meinen und 
volfe8 Dank fir Gottes Gnade auszufprechen, welche Preußen 
yat, unter ſchweren, aber erfolgreichen Opfern nicht nur die Ger 
indiicher Ungriffe von unferen Grenzen abzuwenden, fondern in 
Siegedlauf des vaterländiichen Heeres dem ererbten Ruhme neue 
n Binzuzufügen und der nationalen Entwidelung Deutſchlands die 
u ebenen. 


ıter dem fichtbaren Segen Gottes folgte die waffer 

-geifterung dem Rufe in den heiligen Kampf für die 
enmüthiges Heer, 

»n Erfolg Ri Erfolg 

theures Blut ift ı 

ſiegesfroh den Helt 

von den Karpatheı 

enwirfen werden $ 
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Die Mehrheit bes neuen Abgeordnetenhauſes beftebt aus Männern der con⸗ 
jervativen und der gemäßigt liberalen Parteien, welche die Vorzüge ber jetzigen 
Heereseinrihtungen von jeher anerfannt haben. Aber wäre dies auch nicht ber 
Fall, wäre bie Fortichrittspartei im Beſitze der Mehrheit und ber entſcheidenden 
Macht in ber anbeevertretung geblieben, — e8 wäre jet unmöglich, daß fe 
ihren Widerſpruch gegen die Organifation unfere® Heeres fortzufeken verfucte. 

Die neuefien glorreihen Thaten unb Erfolge ber PBreufi- 
[hen Armee haben die Militairfrage bem Bereiche bes Zweifele 
und bes Streites entrüädt unb alle Herzen in Breußen im ber be- 
geifterten Anerlennung der Bortrefflichleit unferes Heerwejens 
vereinigt. 

„Die Armee, fo wie fie ift, hat bie Kriegsprobe, auf welche fie geftellt 
worden ift, fo glänzend, fo ruhmvoll beftanben, daß es ein freventficher Leichtfinn 
wäre, an ihren bewährten Einrichtungen auf Grund bloßer Barteimeinungen vor 
Neuem rütteln zu wollen. — — Bon den Einrichtungen, bie wir haben, wifjen 
wir durch eine ruhmvolle Erprobung, daß fie vortrefflid find, — andere, die mm 
an ihre Stelle jegen möchte, können möglicherweife ſehr gut fein, aber es ift eben 
nur möglich, e8 ift nicht erwiefen. Wenn nun bie Regierung bas erprobte Gnte 
fefthalten unb nicht gegen Ungewifjes und Zweifelhaftes daran geben will, ie 
wirb ihr Darin das Preußifche Boll, welches mit Freube und Stolz auf feine 
treffliche, von ganz Europa bemunberte Armee blidt, zur Seite fliehen.“ 

„IR nicht zu erwarten, daß bie Vertreter bes Preußiſchen Volkes den all- 
gemeinen Gefühlen des Dankes unb ber Freude über Preußens Heer batund 

ushrud geben, daß fie zur Erhaltung biejes Heeres in feiner ruhmreich erprobten 
Geftaltung endlich ihre Zuftimmung ertbeilen und dadurch ben inneren Frieden. 
nach welchem bes Königs Herz fih jehnt, wieberberftellen beifen!“ 

Diefe Zuverficht, die fhon nach dem bänifhen Kriege vollauf berechtigt war, 
ift durch die neueften Thaten bes Heeres vollends zu einer unwiberftehliden Kraft 
und Geltung erhoben worben. 

Das Preußiſche Heer bat fi in bem neuen gewaltigen Kampfe, zu welchem 
der König daſſelbe aufrufen mußte, in bem Kampfe gegen eine ber erften und 
friegstüchtigften Armeen Europa’s, in allen feinen Theilen und Waffen, ſowie in 
allen feinen Einrichtungen jo herrlich bewährt, wie es die kühnſten Erwartungen 
faum zu ahnen wagten. 

Bon dem erfien Rufe des Königs zur vorläufigen und nur 
theilweijen Kriegsbereitihaft bis zur mädtigen Aufftellung ber 
gejammten mobilen Armee an der Örenze Schleſiens und Sadjent 
ift Alles in bem umfangreihen, gewaltigen Räderwerk fo eiufad, 
fo glatt, fo pünktlich unb genau vor fi gegangen, baf alle mi: 
lirtatrifhen Anorbnungen und demgemäß auch alle davon abhän: 
gigen politifhen Schritte ftet® auf Tag und Stunbe vorber be 
tehnet werben lonuten. Bei dem wunderbaren Schaufpiel, welches Preußen! 
fo überraſchendes und glüdliches Vorgehen nad allen Seiten bin in den legten 
Wochen dargeboten bat, war es unbebingt erforberlih, daß bie Regierung ſich 
in jeder Beziehung auf die Leiftungsfähigleit und das fichere Ineinanbergreiien 
aller unferer militairifchen Einrichtungen abjolut verlaffen fonnte. Wie treifiid 
fih hierbei Alles bewährt hat, Davon giebt unter Anderem ber rajdye Erfolg, mu 
welchem bie geringen für Norbbeutichland verwendbaren Kräfte allen Auforte: 
Er Schleswig bis nah Bayern und Frankfurt hin genügten, fchlagendet 

eugniß. 
ß Und ebenſo wie bie äußeren Einrichtungen bat ſich der Geiſt umd die innere 
Tüchtigkeit, die militairifche Ausbildung und bie heldenmüthige Tapferkelt, ſowie 
die ernfte Disciplin und Gefittung unjeres Heeres Überall aufs Ehrenvollſte be⸗ 
währt. Nur mit Truppen von fo mufterbafter Haltung und Tüchtigkeit konnte 
von dem Einrücken in Holftein bis zur glorreichen Schladht von Königgräg Ale 
fo ficher, fo erfolgreich, fo überwältigend durchgeführt werben, nur mit einer folden 
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Armee konnte ber Kronprinz ben Uebergeng aus Schlefien nach Böhmen burch 
die ſchwierigen Engpäfle hindurch gegenüber dem im ftarker Stellung lauernden 
Feinde unternehmen, nur mit folhen Truppen konnte die Vereinigung unferer 
brei vorher getrennten Armeen von Sadhfen, von ber Lauſitz, von Schlefien ber 
im Angeficht bes mächtigen öfterreidhifchen Heeres mit fo wunderbarer Sicherheit 
vor fi} gehen, nur eine foldye Armee konnte in fleben Tagen bie acht fiegreichen 
—— ſchlagen, von welchen die Kriegsgeſchichte einſt mit Bewunderung er⸗ 
zablen wird. 

Die Preußifhe Armee, fo wie fie ift, hat fih den erſten mili- 
tairifhen Mächten ebenbürtig erwiefen. 

Welcher Breuße wollte jo vermeſſen fein, um vorgefaßter po- 
Ktifder Meinungen willen an Diefer Armee zu rütteln? 

Durch das gejammte Volt gebt jetst der Ruf: Preußen dürfe fich bie Früchte 
ſeines Ruhmes und Sieges nicht verfünmern lafien. Wer in Preußen möchte ba 
die Berautwortung Übernehmen, das Werkzeug und ben Träger des Gieges, die 
Freußifche Armee, zu erjchlittern unb zu verftümmeln! 

Das Preußiſche Volk hat fi) Far ausgeſprochen und entſchieden: bie Wahlen, 
jo wie fie ausgefallen find, haben die Bebeutung einer freudigen und begeifterten 
Unterftfügung der Regierung und des Heeres auf ihren ehren- unb ruhmreichen 
Regen unb zugleich bie Bedeutung ber endlichen vollen Berfländigung mit ber 
Regierung Über die Erhaltung und Befefligung bes Heeres auf feinen trefflich be⸗ 
währten jeßigen Grundlagen. 

Denn fomit der langjährige Streit Über bie Militairfrage 
endlich befeitigt und begraben wird, bann wird es ſich bald zeigen, 
taß der Streit Über Budgetreht und Berfaffung in Wahrheit 
feinen thatfählihden Grund bat. Das Wort bes Königs wird in 
Erfüllung geben: 

„Sobalb jenes Ziel erreicht if, wird ber Friede im Lande 
neu und bauernd begrünbet und bie Ausführung Meiner 
Abfihten für Die weitere gebeihblihe Entwidelung der Ge— 
feggebung auf bem Boden der Verfaſſung geſichert ſein.“ 


5. Auguft. Thronrede Seiner Majeftät des Königd bei 
Sröffnung ded Landtag. 


Erlauchte, edle und liebe Herren von beiden Häufern des Landtages! 


Inden Ich die Vertretung des Landes um mich verjammelt febe, 
drängt Mich Mein Gefühl vor Allem auch von diefer Stelle Meinen und 
Meines Volkes Dank für Gottes Gnade auszufprechen, welche Preußen 
geholfen hat, unter ſchweren, aber erfolgreihen Opfern nicht nur die Ges 
tahren feindlicher Angriffe von unferen Grenzen abzumenden, fondern in 
raſchem Siegedlauf des vaterländifchen Heeres dem ererbten Ruhme neue 
torbeeren hinzuzufügen und der nationalen Entwidelung Deutſchlands die 

n zu ebenen. 

Unter dem fichtbaren Segen Gottes folgte die maffenfähige Nation 
mit Begeifterung dem Rufe in den heiligen Kampf für die Unabhängigkeit 
des Baterlandeß, und fchritt unfer heldenmüthiges Heer, unterftügt von 
wenigen aber treuen Bundesgenoffen, von Erfolg gi Erfolg, von Sieg zu 
Sieg, im Oſten wie im Welten. Biel theures Blut ift gefloffen, viele 
Zapfere betrauert das Baterland, die fiegeßfroh den Heldentod ftarben, 
dis unfere Bahnen fih in einer Linie von den Karpathen zum heine 
entfalteten. In einträchtigem BZufammenmirken werden Wegterung und 
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Bollsvertretung die Früchte zur Reife zu bringen haben, die auß der 
blutigen Saat, fol fie nicht umfonft fein, erwachſen müſſen. | 
Liebe Herren von beiden Häufern des Landtages! 


Auf die Finanzlage des Staates kann Meine Regierung ben Blid 
mit Befriedigung wenden. Sorgliche Vorſicht und gewifienhafte Sparfanifeit 
haben fie in den Stand gejegt, die großen finanziellen Schwierigkeiten zu 
überwinden, welche die gegenwärtigen Zeitverhältntfle in naturgemäßem Ge⸗ 
folge haben. 

Obwohl ſchon in den legten Jahren, durch den Krieg mit Dänemart, 
der Staatstaſſe beträchtliche Opfer auferlegt worden find, ift e8 doch ge: 
lungen, die bisher erwachjenen Koften des gegenmärtigen Krieges auß ben 
Stants-Einnahmen und vorhandenen Beftänden, ohne andere Belaftung 
des Landes, als die durch die gefeglichen Natural Leiftumgen für Srieg- 
gmede erwachſenden bereit zu ftellen. Um fo zuperfichtlicher hoffe Ich, daß 

ie Mittel, welche zur erfolgreichen Beendigung des Krieges und zur Be: 

zahlung der Naturalsteiftungen, bei Aufrechterhaltung der Ordnung und 
Sierbeit in den Finanzen, erforderlich find, von Ihnen bereitwillig 
werben gewährt werden. 

Ueber die Feftftellung des Staatshaushalts-Etats hat eine 
Vereinbarung mit der Landesvertretung in den legten Jahren 
nicht herbeigeführt werden können. Die Staats-Ausgaben, 
welche in diefer Zeit geleiftet find, entbehren daher der geſetz— 
lihen Grundlage, welde der Staatshaushalt, wie Ich wieder: 
holt anerfenne, nur durch da8 nad Artikel 99 der Berfafiungd- 
Urkunde alljährlih zwifhen Meiner Regierung und den beiden 
Häufern des Landtages zu vereinbarende Gejeg erhält. 


Wenn Meine Regierung gleihwohl den Staatshaußhalt 
ohne dieſe gefeglihe Grundlage mehrere Jahre geführt hat, jo iſt 
dies nad gemiljenhafter Prüfung in der pflihtmäßigen Ueber: 
zeugung gefchehen, daß die Fortführung einer geregelten Ber: 
maltung, die Erfüllung der gefeglihen Verpflichtungen gegen 
die Gläubiger und die Beamten des Staates, die Erhaltung 
des Heeres und der Staatd-Ynftitute, Eriftenzfragen de} 
Staates waren, und daß daher jenes Berfahren eine der un- 
abweisbaren Nothwendigkeiten wurde, denen ſich eine Regierung 
im Intereſſe des Landes nicht entziehen kann und darf. Ih 
bege das Vertrauen, daß die jüngften Ereignifje dazu beitragen 
werden, die unerläßlihe Berjtändigung in fo weit zu erzielen, 
dap Meiner Regierung in Bezug auf die ohne Staatshaushalts⸗ 
Gefeg geführte Bermaltung die Indemnität, um welde die 
Landesvertretung angegangen werden foll, bereitwillig ertheilt, 
und damit der bisherige Konflict für alle Zeit um fo jiderer 
zum Abſchluß gebradt werden wird, als erwartet werben darl, 
daß die bolitifhe Rage des VBaterlandes eine Ermeiterung der 
Grenzen des Staates und die Einrihtung eines einheitligen 
Bundesheeres unter Preußens Führung geftatten werde, dejien 
Zaften von allen Genofjen des Bundes gleihmäßig werden ge: 
tragen werden. | 

Die Vorlagen, welche in diefer Beziehung behufs Einberufung einer 
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vollsvertretung der Bundesftaaten erforderlich find, werden dem Tandtage 
mwerzüglich zugeben. 

Meine Herren! Mit Mir fühlen Sie, fühlt das ganze Vaterland die 
große Wichtigkeit des Augenblides, der Mich in die geima zurückführt. 
Möge die Vorſehung eben fo gnadenreich Preußens Zukunft ſegnen, wie 
fie —* die jungſte Vergangenheit ſegnete. Das walte Gott! 


Die eriten Aeußerungen in beiden Häufern 
des Landtags. 
I 


Sm Herrenbaufe 


Anfprache des Präfidenten Grafen Eberhard zu Stolberg- 
Wernigerode. 


„Ich kann das hohe Haus im Hinblick auf alles das, was ſeit unſerem 
letzten Zuſammentritt geſchehen iſt, nur mit ben Worten eröffnen: Herr Gott, 
tih loben wir! Herr Gott, dir danken wir! Ich glaube, Sie Alle 
werden mit mir derer gedenken, bie durch den Tod auf dem blutigen Schlacht- 
ielde unb auf dem fchmerzbaften Krankenlager ihre Treue dem Könige und bem 
Baterlande befiegelt haben. Und nun, meine Herren, laffen Sie uns an unjere 
neue Aufgaben friih und fröhlich berantreten; laffen Sie uns herantreten mit 
einem jubelnben Hurrab und Hoch auf unfern Königlichen Kriegsherrn, mit einem 
ubeinden Hoch auf die Königliche Familie unb das ganze Königliche Haus, mit 
einem jubelnden Hoch auf die treue und tapfere Armee: Gott fegne, Gott fchlike 
unfern König und Heren und mit Ihm und durch Ihn unfer —* Vater⸗ 
land! Ba Majeſtät ber König, Er lebe hoch! — und nochmals hoch! — und 
ınmer body!” 


II. 
Sm Abgeordnetenhaufe. 


Anſprache des Alterspräfidenten Stavenbagen. 


„Ih kann unmöglich fo kurzweg in dieſem Augenblide zu den Geſchäften 
übergehen, ohne von dieſer Stelle aus e8 geltend zu machen, in welchem unendlich 
wichtigen Wenbepunfte für bie Geſchichte unſeres Preußiſchen unb beutichen 
Saterlandes dieſe unfere Situngsperiode beginnt, Das hohe Ziel, die Deutiche 
Einheit unter Breufens fiarlem Schutze, das Ziel jo vieler unjerer Wünſche und 
Beſtrebungen, das vor ganz kurzer Zeit noch faft wie ein Nebel in unerfichtlicher 
zerne vor uns ſchwebte, es wird ja jett mit Gottes Hülfe durch unferes Könige 
Kreft und Weisheit erreiht, und an uns ift e8, nach unferen beflen Kräften 
dazu mitzuwirken. Ich glaube auch, daß ich in Ihrer Aller Namen bier aus- 
‘sehen darf, ba wir Dazu von ganzer Seele bereit find, auf baß bie Größe 
and die Freiheit unferes Preußiſchen, deutſchen Vaterlandes für alle Zukunft 
dauernd gefichert werde. Und wie ift benn dieſe fchnelle und überrafchenbe 
Vandlung gefchehen? Als am 14. Juni ber verhängnifvolle Beſchluß in Frank⸗ 
mt erfolgte, ba bat wohl Mancher bange Zweifel gehegt, ob denn bie Preußifche 
Kraft wohl ausreichen werbe, den uns drohenden fchweren Sturm zu beſtehen, 
unt man wird e8 wohl gerade nicht als Kleinmuth bezeichnen fünnen, wenn 
man wenigftens auf einen lange dauernden Kampf mit wechlelndem Erfolge ge- 
iaßt war, aber Dank der großartigen Entjhloffenheit und Energie 
unjerer Regierung, Dank ber mufterhaften Leitung der militäri-> 
(hen Operationen, Dank der unübertrefflihen Tapferkeit unferes 


526 
1866. 


Heeres, bes Bolks in Waffen, haben wenige Wochen genügt, allen 
Widerftand niederzufhlagen und unfere Fahnen unter felbf- 
eigener Führung unferes ſieggekrönten Könige bis an die Thore 
ber feinbliden Hauptflabtzutragen. Meine Herren! ein Siegesing, 
fo großartig, wieer nurjemals in der Geſchichte des erſten Napoleon 
vorgelommen ift! 


Ich habe Gott von ganzem Herzen gedankt, daß er mich biefe neue Glorie 
noch hat erleben laffen, und ich meine, jedes Preußiiche Herz fchlägt höher beim 
Hinblid auf dieſe großen Thaten unferer Brüder und Söhne. Dleine Herren! 
Laflen Sie uns diefem Gefühle den Ausdrud geben, wie wir es hier vermögen, 
den Ausdrud des Danles, der bemunbernden Anerkennung für den Helbenmuth, 
für die todesmuthige Hingebung unferes Heeres vom oberften Führer bie zum 
einfachften Kämpfer herab. In unjerem Namen und im Namen des Landes, 
deffen Bertreter wir bier find, geben Sie bem Ausdrud dadurch, daß Sie fih 
von Ihren Siten erheben. (Das ganze Haus erhebt fih.) Nun, meine Herren, 
wollen wir an unfere Geſchäfte geben mit bem heute boppelt begeifterten Weihe 
rufe: „&8 lebe Seine Majeſtät der König body!“ 


13. Auguft. Adreſſe des Herrenhaufes. 


Allerdurchlauchtigfter, Sroßmächtigfter König, 
Allergnädigfter König und Herr! 

„Euer Königlihen Majeftät Throne nahet fi heute das Herrenhaus mit 
ben tiefften Danlgefühlen gegen den allmächtigen Gott. Er ift es, der dem von 
Euer Königlihen Majeſtät Selbft in den Kampf geführten Preußifchen Heere 
eine in ber Weltgefchichte faft beijpielloje Reihe unaufhaltſam rafcher, glänzenber 
Siege gnädig verliehen hat. — Ihm ſei die Ehre! Seiner Hülfe wollen wir, 
will ganz Preußen in zuverfichtlidem Glauben vertrauen, weiches auch die Ge⸗ 
fahren und Kämpfe fein mögen, die feine allweifen Fügungen über Europa und 
über unjer Vaterland künftig noch verhängen. 

Eure Königliche Majeſtät haben Allerhöchſt Selbft beftimmt ausgeſprochen. 
baß der Krieg gegen Defterreih nur nad ber reiflichiten Prüfung und in ter 
dadurch gewonnenen feften Uebergeugung von der unbebingten Nothwendigkeit der 
Abwehr eines von Preußen weder hervorgerufenen, noch von ibm vwerjchuldeten 
Angriffs unternommen worden ift. 


Diefes Königliche Wort hebt das fehmerzlihe Bedauern, weiches wir jonkt, 
wie Ew. Majeftät Selbft, über deu Krieg mit einer Macht empfinden würben, 
deren Bahnen mit den preußiſchen Bannern vereint in einer ewig denkwürdigen 
Zeit, jo wie noch vor wenig Jahren, gemeinſchaftlichen Feinden gegenübergeftanten 
haben. Wir haben aufrichtig befugt, daß auch andere, fonft Preußen nah ver- 
bündete deutſche Staaten, mit Defterreich den Preußifchen Heeren feindlich gegenüber 
traten, und daß in den heißen Kämpfen der jüngftvergangenen Zeiten auf beiten 
Seiten deutſches Blut gefloffen ift. 

Allein wenn das Zerwärfniß mit Defterreich weſentlich aus ſolchen Mikver- 
bältniffen entiprang, welche aus der Berfaffung bes deutſchen Bundes entftanden, 
jo dürfen wir mit Zuverficht hoffen, daß von dem jetst nahen Friedensſchluſſe an, 
mit dem Ausſcheiden des Kaiferftantes aus dem Bunde, ungetrübte Beziehungen 
zwifchen ben Regierungen Preußens und Oeſterreichs beginnen unb im beiber- 
jeitigen Intereffe ber mächtigen Monarchien ficher fortbeftehen werden. Die Neu 
getaltung Deutihlands unter Euer Königligen Majeftät Aufpicien wirt in 

nftiger Zeit biutige Confliete unter den deutſchen Staaten von jelbft ausſchließen. 

Der glorreiche Berlauf des Krieges legt ein neues, unmwiberlegliches Zeugnis 
ab von ben mwunberbar giüidiihen Erfolgen der von Euer Königlichen Majeſtät 
mit fefter Hanb Allerhöchſt Selbft angebahnten und geleiteten Heeresorganiſatien. 
fowie von der Nothwendigkeit ihrer confequenten Durchführung. Das Prefuikte 
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Sol in Waffen hat die Probe beftanden, zu welder Sein König und Herr 
daflelte berufen bat. Europa weiß nun, daß Preußen auch ohne ben Beiftanb 
mibtiger Bunbesgenoffen jeven ihm durch ungerechtfertigte Zumuthungen ge» 
setenen Kampf mit vollem Selbftvertrauen annehmen kann und mit neuem Ruhm 
beſtehen wird. 

Wir danken Euer Königlihen Majeftät Weisheit und Feſtigkeit bie Er- 
reichuug folcher großen Erfolge in den Yriedenspräliminarien, bei deren Ber- 
aittelung durch eine auswärtige Macht, deren Uneigennüßigleit und richtige 
Rirtigung der Verhältniffe wir gern anerkennen. 


So ſchwer die Opfer des Krieges wiegen, fo tbeuer das Blut ift, welches 
das fiegreiche Preußifche Heer und die mit ihm kämpfenden deutſchen Krieger 
xtgoffen haben, biefe Opfer und das gefloffene edle Blut find Saaten, deren reiche 
Früchte das Baterland in naher, wie in ferner Zukunft unfehlbar ernten wird. 

Euer Königlihe Majeftät Ianbesväterliche Fürſorge wird Vergeltung für bie 
Odier zu Schaffen wiſſen, welche auch der glüdtichfte Krieg dem ganzen Rande 
and einzelnen Ktaffen ter Unterthbanen auferlegt. Die Krieger, deren Wunden 
Zugniß von ihrer tobesmuthigen Hingebung ablegen, bie Wittwen und Waifen 
xr Zapiern, Die ihre Treue mit dem Eobe befiegelt haben, harren ficherlich nicht 
xergeblich auf Linderung ihres Gejchides durch Königliche Milde. Hierzu mitzu⸗ 
züulen, wird der Landesvertretung eine willlommene Aufgabe fein. 

Euer Königlihen Majeftät hoben Weisheit, Allerhächftihrer fiheren eigenen 
Erlenntniß deſſen, was dem Preußifchen Vaterlande Noth thut, glauben wir in 
tiner Weile vorgreifen zu bürfen. Auf ber Höhe des Ruhmes und des Sieges 
sıten Ew. Königlihe Majeftät hochherzige Mäßigung geübt. Allerhöchſtderen 
Basbeit wird, darauf vertrauen wir, darauf vertraut Das ganze Land, bie bisher 
getrennten Theile der Monardie fo zu vereinigen willen, daß Preußen in feiner 
Hinftigen Abgrenzung die Bürgfchaft für feine eigene Sicherheit und für diejenige 
Rachtſtellung erlange, welche unerläßlich ift, damit der Friede Deutſchlands und 
Juropa’8 unter allen Umftänden ungefährtet und die Möglichkeit ausgeſchloſſen 
Nabe, daß eine feindliche Armee fih noch einmal in der Mitte der Preußifchen 
Staaten Friegsgerüftet aufftelle. 

In diefer wie in jeder andern Beziehung erwarten wir ehrfurchtsvoll 
Suer Königlichen Majeftät Beichlüffe Über Die weitere Regelung der politiſchen 
Serhältniffe des Baterlandes und find gewiß, daß Preußen unter dem glorreichen 
Zepter feines Königshauſes zur Erfüllung feines beutfhen Berufes auf ber 
Lahr wachſender, äußerer Macht und innerer Wohlfahrt unmandelbar fort- 


ihreiten werbe. 
In tieffter Ehrfurdt erfterben wir 
Eurer Königliden Majeftät 
allerunterthänigfte treugehorjamfte 
Das Herrenhaus.” 


Adrebverhandlungen im Abgeordnetenhanfe. 


17. Auguft. Aeußerungen ded Grafen von Bismard in der 
Adreßkommiſſion. 


„Ueber die in der deutſchen Politik zu erſtrebenden Ziele iſt wenig 
Reinungsverfchiedenheit, weder zwiſchen den einzelnen Antragſtellern der 
Adrefien, noch zwiſchen der Regierung und der Yandesvertretung. Es fragt 
sh nur, auf welchem Wege und mit welchen Mitteln dieſe Biele ſich er- 
reihen laſſen. Die k. Regierung hat ſich die Grenze des Möglichen ftellen 
aäfen d. h. defien, was fich erringen läßt ohne zu große, unverhältniß- 
mäßige Opfer und ohne die Zukunft zu compromittiren. Das hätten wir 
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aber gethan, wenn wir über Die unferer Politik jett geftelte Linie hinaus⸗ 
gegangen wären. Die Zufage aber, welche wir in diefer Beziehung gegeben, 
müſſen wir halten und fo vor Allem den Glauben an unfer Wort befeftigen. 
Wir Don aber auch nicht, daß es nützlich geweſen wäre, jett weiter 
zu gehen. 
Wir haben aud in der preußiſchen Regierung fo viel Ehr— 
‚geld daß er eher der Mäßigung als der Stimulirung bedari. 
lach den Friedenspräliminarien ift die Negelung der nationalen Beziehungen 
des ſüddeutſchen Bundes zu dem norddeutichen vorbehalten. Sie ift alio 
nicht auageihloffen und die Art derjelben wird weſentlich davon abhängen, 
ob da8 Bedürfniß dazu von Süddeutfhland ſowohl in feinen 
Völkerſchaften lebhafter empfunden wird, als wie dieſes gegen- 
wärtig der Fall ift, wo mir fehen, daß preußifche Militärs, die jih 
. jenfeit3 der Demarcationglinie zeigen, den Ausbrüchen der Volkswuth aus- 
gelest find. Zunähft fam e8 uns darauf an, dem neuen Bunde fefte 
rundlagen zu geben. Sch glaube, daß fie um fo weniger feft ausfallen 
würden, je außgebehnter berjelbe wäre; wir könnten unmöglich einem 
GStaate, wie Bayern, folde Zumuthungen ftellen, wie wir fie ım Norden 
jegt erheben müflen. Die erfte diefer felten Grundlagen ſuchen wir in einem 
ftarfen Preußen, jo zu fagen in einer ftarfen Hausmacht des leitenden 
Staates, den mir deßhalb in feinem direkten Beſitz erheblid 
verftärft haben. Das Band des engeren Bundes, durd) das wir außerdem 
Norddeutichland verknüpfen wollen, wird dagegen jo feſt wie die Einver: 
leibung nicht ausfallen. Indeß gab e8, um der Wiederfehr folcher Dinge 
vorzubeugen, daß befreundete und verwandte Volksſtämme, durch ihre Re 
gierungen gemöthigt, und im Rüden unferer gerie entgegentreten Tonnten, 
nur zwei oder eigentli drei Methoden. Die eine ift eben die Eimer: 
leibung und die vollkommene Verſchmelzung mit Preußen jelbft bei wider: 
ftrebender Bevölkerung, namentlich widerftrebendem Beamten- und Officer 
ftande, die ſich durch ihre Treue au die früheren Regierungen gebunden 
fühlen. Die Regierung denkt die Schwierigkeiten derfelben auf deutfche Art 
u überwinden, durh Schonung der Eigenthümlichkeiten und allmählice 
ingewöhnung, nicht, wie e8 bei romanifchen Völkern üblich ift, mit einem 
Schlage. Die zweite ‚Methobe ift die Theilung der Hoheitsrechte, fo daß 
es gewiffermaßen einen Militärherricher und einen Civilherrſcher giebt; 
durch die Umftände genöthigt, werden wir diefe Methode in Sachſen ver: 
fuchen müffen. Früher hatte ich eine lebhafte Neigung für diefes Syſtem. 
Nah den Eindrüden aber, die mir bei Gelegenheit der Aufftellung der 
Vebruarbedingungen gegenüber von Sareswig. Dolftein geworden, befürdt: 
ih, daß ein foldhes Syftem eine dauernde Quelle von Berftimmungen 
bilden wird, eine Duelle, die länger fließen dürfte, al die Abneigung gegen 
den neuen Herrjcher bei wirklich annectirten Ländern. Bei jener Belegen: 
beit hielt man mir das einfchneidende Wort entgegen: „wir wollen nidt 
Preußen zweiter Klaffe fein!“ Aber ganz abgefehen von foldyen Em- 
pfindungen, bat dieſes Syſtem den Nachtheil, daß der eine der beiden 
Herrſcher, der Militärherrfcher, der fremde, immer nur mit Anforderungen 
fommt, während alle wohlthätigen Einflüfie der Civilvermaltung in den 
Händen des alten Landesherrn bleiben. Ich bedaure, daß wir, mie gejagt, 
genöthigt fein werden, dieſes Experiment in Sachſen zu machen. Die dritte 
Methode endlich wäre die Zerreißung des bisher beftandenen Gemeinweien?; 
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das haben wir verfchmäht, ein ſehr verkleinertes Hannover, Sachen, Kur⸗ 
F u. ſ. w. Mit dieſem Syſtem haben wir 1815 in Sachſen trübe 

ahrungen gemacht. Zwar And die an Preußen gefommenen Theile 
völlig mit diefem Staate verwachſen, aber in dem felbitändig gebliebenen 
Theile hat fi) von da ab eine entfchiedene Abneigung gegen Preußen er- 
halten; deshalb haben wir dieſes Syſtem, da8 ung fuppeditirt wurde, diesmal 
völlig befeitigt, wir haben das Intereſſe der Regierten tiber das der 
Dynaftien — Es iſt wahr, es macht dieſes vielleicht den Eindruck der 
Ungerechtigkeit, aber die Politik hat nicht die Aufgabe der Nemeſis, die 
Rache iſt nicht unſer, ſondern wir haben zu thun, was für den preußiſchen 
Staat eine Nothwendigkeit iſt, und deshalb haben wir uns durch kein 
dynaſtiſches Mitgefühl leiten laſſen. Und deshalb haben wir aus dieſen 
Zündern ſelbſt ſchon Anerkennung gefunden. Hannoveraner haben ſich mir 
gegenüber fo ausgefprochen: "erbalten Sie uns unfere Dynaftie; wenn dag 
aber micht möglih ift, dann zerreißen fie wenigſtens nicht unfer Land, 
jondern nehmen ung ganz.” Was unjere Bundesgenoflen betrifft, fo haben 
mir nur deren wenige und ſchwache gehabt, aber es iſt nicht bloß eine 
Pflicht, fondern ebento gebietet e8 die Klugheit, auch dem Heinften unjer 
Bort zu halten. Ye rüdhaltlofer Preußen zeigt, daß e8 feine Feinde von 
der Landkarte megjegen kann, um fo pünktlicher muß es feinen Yreunden 
Bort halten. Grade in Süddentfchland wird diefer Glaube an unfere 
politifche Redlichkeit von großem Gewicht fein.“ 


Die Trage ded Budgetrehtd und der Reichsver—⸗ 
fallung wird in dem von Walded und Virchow ein- 
gebrachten, von der Kommiſſion angenommenen Entwurf 
der Adreſſe in folgenden Säpen erwähnt: 


Abſatz IV: „Gegenüber ver Thatfache, daß feit einer Reihe von Jahren 
tie Staatsausgaben ohne einen zur gefeglihen Feſtſtellung gelangten Staatshaus- 
baltsetat und theilweife im Widerfpruch mit den Beichlüffen bes Abgeorbneten- 
dauſes geleiftet worden find, gereicht es bem letzteren zur großen Genugthuung, 
tag Ew. Maj. feierlich auszuſprechen gerubt haben, daß bie in jener Zeit geleifteten 
Geldausgaben ber gejetlihen Grundlage entbehren, weil biefelbe nur durch Das 
nad Art. 99 der Berf.- Urt. alljährlich zu Stande zu bringende Etatögefeg er- 
wwngt werben kann. Im Hinblid auf dies k. Wort, welches die Nothwendigkeit 
eines nur unter Zuftimmung des bg.» Haufes ins Leben tretenden jährlichen 
Staatshaushalts » Geſetzes, ſowie bengemäß die Nothwenbigkeit einer für bie Ver⸗ 
gangenheit zu erwirlenden Indemnitaͤts⸗Erklärung ber beiden Häufer des Land⸗ 
1298 anerfennt, iſt das Vertrauen der Tanbesvertretung gerechtfertigt, daß künftighin 
durch die rechtzeitige Feſtſtellung des Staatshaushalts- Gefees vor Beginn des 
Etatsjahres jeder Eonflift verhitet werde. Dann werben Ausgaben, welche bus 
Ag.» Haus im Staatshaushalts - Etat abgejetzt hat, nicht dennoch aus Rüdfichten 
auf das Staatswohl eintreten können.“ | 

Abſatz VII: „Das zu vollbringende Wert der bundesftaatlichen Einigung 
Dentihlands wird ſich am Sicherften der Unterftütung ber Nation erfreuen, wenn 
bie ſchwierige Arbeit auf der Grundlage der Neichöverfaffung v. 1848 begonnen 
und diefe der neuen Lage der Dinge entiprechenb geftaltet wirb. Preußen wird 
dann kräftig genug fein, um als ftarle Schirmmacht bie deutſchen Grenzen un⸗ 
verjehrt zu erhalten und jede Einmifchung des Auslandes bei der Orbnung un» 
jere® neuen Staatswefens abzuwehren.” 
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aber gethban, wenn wir über die unferer Politik jet geftellte Linie hinaus- 
gegangen wären. Die Zufage aber, welche wir in diefer Beziehung gegeben, 
müſſen wir halten und fo vor Allem den Glauben an unfer Wort befeftigen. 
Wir Inden aber au nicht, daß es nüglich gewejen wäre, jett weiter 
zu gehen. 
Wir haben auch in der preußifchen Regierung fo viel Ehr: 
gei3, daß er eher der Mäßigung als der Stimulirung bedarf. 
lach den Friedenspräliminarien ift die Hegelung der nationalen Beziehungen 
des ſüddeutſchen Bundes zu dem norddeutfchen vorbehalten. Sie ıft alſo 
nicht ausgefchloffen und die Art derfelben wird wefentlich davon abhängen, 
ob da8 Bedürfnig dazu von Süddeutichland ſowohl in feinen 
Völkerſchaften lebhafter empfunden wird, als wie diefes gegen: 
wärtig der Yal ift, mo mir feben, daß preußiſche Militärs, die ſich 
jenſeits der Demarcationglinie zeigen, den Ausbrüchen der Volkswuth aus: 
gelest find. Zunächſt fam e8 uns darauf an, dem neuen Bunde feſte 
rundlagen zu geben. ch glaube, daß fie um fo weniger feft ausfallen 
würden, je ausgedehnter derſelbe wäre; mir könnten unmöglich einem 
GStaate, wie Bayern, ſolche Zumuthungen ftellen, wie wir fie ım Norden 
jegt erheben müfjen. Die erfte diefer felten Grundlagen fuchen wir in einem 
ftarfen Preußen, fo zu fagen in einer ftarfen Hausmacht des leitenden 
Staates, den wir deßhalb in feinem direften Beſitz erheblid 
verftärtt haben. Das Band des engeren Bundes, durch das wir außerdem 
Norddeutichland verfnüpfen wollen, wird dagegen fo feſt wie die Einver: 
leibung nicht ausfallen. Indeß gab e8, um der Wiederfehr folcher Dinge 
vorzubeugen, daß befreundete und verwandte Volksſtämme, durch ihre Re 
gterungen genöthigt, und im Rüden unferer Heere entgegentreten konnten, 
nur zwei oder eigentlich drei Methoden. Die eine ift eben die Einner: 
leibung und die volllommene Verſchmelzung mit Preußen jelbft bei wider: 
ftrebender Bevölkerung, namentlich widerftrebendem Beamten- und Officer: 
ftande, die ſich durch ihre Treue au die früheren Regierungen gebunden 
fühlen. Die Regierung denkt die Schwierigkeiten derjelben auf beutfche Art 
= überwinden, durch Schonung der Eigenthümlichkeiten und allmählide 
ingewöhnung, nicht, wie es bei romanijchen Völkern üblich ift, mit einem 
Schlage. Die zweite Methode ift die Theilung der Hoheitsrechte, fo daß 
es gewiffermaßen einen Militärherrfcher und einen Civilherrfcher giebt: 
dur) die Umftände genöthigt, werden wir dieſe Methode in Sachſen ver: 
fuchen müſſen. rüber hane ich eine lebhafte Neigung für dieſes Syſtem. 
Nah den Eindrüden aber, die mir bei Gelegenheit der Aufftellung der 
Bebruarbedingungen gegenüber von Sateamig. Dolftein geworden, befürdte 
ih, daß ein foldhes Syſtem eine dauernde Quelle von Berftimmungen 
bilden wird, eine Quelle, die länger fliegen dürfte, als die Abneigung gegen 
den neuen Herrjcher bei wirklich annectirten Rändern. Bei jener Gelegen: 
beit hielt man mir das einfchneidende Wort entgegen: „wir wollen nid 
Preußen zweiter Klaffe fein!“ Aber ganz abgefehen von foldyen Em: 
pfindungen, bat dieſes Syſtem den Nachtheil, daß der eine der beiden 
Herricher, der Militärherriher, der fremde, immer nur mit Anforderungen 
fommt, während alle mohlthätigen Einflüfle der Civilverwaltung in den 
Händen des alten Landesherrn bleiben. Ich bedaure, daß wir, mie gejagt, 
genöthigt fein werden, dieſes Experiment in Sachen zu machen. Die dritte 
Methode endlich wäre die Zerreigung des bisher beftandenen Gemeinweſens 
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dad haben wir verfhmäht, ein fehr verkleinertes Hannover, Sachſen, Kurs 
kin u. ſ. w. Mit dieſem Syitem haben wir 1815 in Sachſen trübe 
Erfahrungen gemadt. Zwar find die an Preußen gefommenen heile 
völlig mit diefem Staate verwachſen, aber in dem felbitändig gebliebenen 
Theile hat fi von da ab eine entfchiedene Abneigung gegen Preußen er⸗ 
halten; deshalb Haben wir dieſes Syſtem, da8 uns fuppeditirt wurde, diesmal 
völlig befeitigt, wir haben da8 Intereſſe der Negierten über das der 
Dynaftien gefiel Es ift wahr, es macht diefes vielleicht den Eindrud der 
Ungerechtigteit, aber die Politik hat nicht die Aufgabe der Nemeſis, die 
Nahe ift nicht unjer, jondern wir haben zu thun, mas für den preußifchen 
Staat eine Nothwendigkeit ift, und deshalb haben wir und durch Fein 
dnnaftifches Meitgefühl leiten laſſen. Und deshalb haben wir aus diefen 
Lindern felbft ſchon Anerkennung gefunden. Hannoveraner haben ſich mir 
gegenüber jo ausgefprochen: "erhalten Sie und unjere Dynaftie; wenn das 
aber miht möglih ift, dann zerreißen fie wenigften® nicht unfer Land, 
Iondern nehmen uns ganz.“ Was unfere Bundesgenofjen betrifft, fo haben 
mir nur deren wenige und ſchwache gehabt, aber es iit nicht bloß eine 
licht, fondern ebenfo gebietet e8 die Klugheit, auch dem Fleinften unfer 
Bort zu halten. Ye rücdhaltlojer Preußen zeigt, daß es feine Feinde von 
der Landkarte mwegfegen kann, um fo pünktlicher muß es feinen Freunden 
Bort halten. Grade in Süddeutſchland wird diefer Glaube an unfere 
politiiche Redlichfeit von großem Gewicht fein.” 


Die Frage des Budgetrehtd und der Reichsver— 
fafjung wird in dem von Walded und Virchow ein- 
gebrachten, von der Kommilfion angenommenen Entwurf 
der Adreſſe in folgenden Sätzen erwähnt: 


Abſatz IV: „Gegenüber der Thatſache, daß feit einer Reihe von Fahren 
die Staatsausgaben ohne einen zur geſetzlichen Feftftellung gelangten Staatshaus⸗ 
baltdetat und theilweiſe im Widerſpruch mit den Beichlüffen des Abgeordneten» 
tanjes geleiftet worden find, gereicht e8 dem Ietteren zur großen Genugthuung, 
tag Ew. Maj. feierlich auszuſprechen geruht haben, daß bie in jener Zeit geleifteten 
Geldausgaben ber geſetzlichen Grundlage entbehren, weil biefelbe nur durch bas 
nah Art. 99 der Verf.- Urt. alljährlih zu Stande zu bringende Etatsgejeg er- 
langt werden kann. Im Hinblid auf bies k. Wort, welches die Nothwendigkeit 
eines nur unter Zuftimmung bes Abg.- Haufes ins Leben tretenden jährlichen 
aatsbaushalt8 - Öelekee, fowie demgemäß die Nothiwenbigkeit einer für bie Ber- 
gangenheit zu erwirkenden Indemnitäts - Erflärung ber beiben Häufer des Land» 
1298 anerfennt, ift das Vertrauen der Landesvertretung gerechtfertigt, daß fünftighin 
durch die rechtzeitige Feſtſtellung bes Staatshaushalts - Gejetes vor Beginn bes 
Etatsjahres jeder Eonflikt verhütet werde. Dann werden Ausgaben, welche das 
Abg. Haus im Staatshaushalts - Etat abgeſetzt hat, nicht dennoch aus Rüdfichten 
auf das Staatswohl eintreten Tönen.“ | 

Abfag VII: „Das zu vollbringende Wert ber bundesftaatlichen Einigung 
Dentihlande wirb ſich am Sicherfien der Unterſtützung der Nation erfreuen, wenn 
die ſchwierige Arbeit auf ber Grundlage ber Neichöverfaffung v. 1848 begonnen 
und diefe der neuen Lage der Dinge entſprechend geftaltet wird. Preußen wird 
dann kräftig genug fein, um als ftarle Schirmmacht bie deutſchen Grenzen un⸗ 
verfehrt zu erhalten und jede Einmiſchung des Auslandes bei der Orbnung un- 
feres neuen Staatöweiens abzuwehren.” 
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Die Baterlandöliebe und die Wahlen. 
Provinzial Eorrespondenz vom 30. Mai 1866. 


„Unfer König hat es jüngft als den Zweck unb die Aufgabe ber bevorſte⸗ 
ſtehenden Neuwahlen bezeichnet, daß bie Gefinnung, welde das Preußifche Beil 
in der bebrobten Lage des Landes erfüllt, frei von den Beziehungen, melde in 
ber Vergangenheit wurzeln, zum Ausbrude gelange. 

Demokratiſche Wortführer verkündigen dagegen: ber oberfte Grundſatz bei 
ben Neuwahlen müffe fein, daß ber Regierung ungeachtet des droheunden Krieges 
nit ein Pfennig bewilligt werbe, jo lange bie Forderungen ber Fortſchrittspartei 
nicht unbebingt bewilligt jeien. 

Wer jollte nicht erfennen, daß dies die Gefinnung bes Preußiſchen Bolles 
nicht fein kann; denn jene Forderung jagt mit anderen Worten: wir faffen ben 
Preußiſchen Staat zerftören und vernichten, wenn uns bie Regierung nit zuver 
unfern Willen thut. 

Der Regierung die Mittel zur Bertbeidigung und Kriegflibrung verjagen, 
das hieße den Preußiſchen Staat, joweit e8 vom Lanbtage abhängt, „wehrlos und 
damit ehrlos“ machen. 

In dem Augenblide, wo ber Feind herausforbernb und brobend an un⸗ 
feren Grenzen fteht, wo alle Stimmen aus Oefterreich gerabezu die Zertrümme- 
rung bes Preußiſchen Staates verlangen, in ſolchem Augenblide die Hand ber 
Negierung lähmen, das wäre Verrath am Baterlande, ein Selbfimorb des Preu- 
ßiſchen Volles. Könnte eine ſolche Gefinnung auch nur furze Zeit zur wirklichen 
Geltung und Herrichaft gelangen, fo wäre unjer Land dem Feinde ohne Gegen- 
wehr preiögegeben: unfere Fluren würben ohne Schuß verwüftet und das Schidjal 
Preußens Dinge von der Onade berer ab, welhe nur danach trachten, bafjelte aus 
der Reihe der Grofftaaten auszuftoßen. 

Der König bat die Verſtändigung mit dem Tandtage von Neuem als dos 
Biel Seiner Wünſche und Seines eifrigen Strebens bezeichnet und bie Hoffnung 
ausgefprodhen, daß Angefichts ver Gefahren, welche Preußen bedrohen, bie ein- 
ander wiberflreitenden Nechtsanfihten und Stimmungen ihre Bermittelung in 
der gemeinfamen Hingebung für das Vaterland finden werben. 

Ein Landtag, welcher vor Allem biefe Hingebung für das Vaterland rüd- 
haltlos bewährt, wird die Negieruug des Königs unzweifelhaft willig finden, hie 
Ausgleihung der inneren Gegenſätze durch das offenfte Entgegenlommen zu für 
dern: eine volle Hingebung für das Vaterland würde mit den äußeren Gefahren 
auch ben inneren Zwieſpalt thatfählih und ficher überwinden. Es iſt gar nicht 
denkbar, daß ein Landtag, welcher ber Regierung in ihren großen Aufgaben nad 
außen thatkräftig zur Seite ftände, nicht Über bie inneren Streitfragen leicht zur 
vollen und dauernden Verftändigung mit ihr gelangen jollte. 

So liegt e8 in der Hand der Wähler, nicht —* ber gegenwärtigen Gefaht 
Abhülfe zu gewähren, fondern bie Zukunft bes Yandes nach außen und nach innen 
neu zu fihern und zu befeftigen. 

Wenn fie nad bes Königs Hoffnung bie Singebung an das gemeinjame 
Baterland freutig und rüdhaltlos bewähren, fo werben fie Preußens Größe und 
et unfer inneres Berfaffungsieben zum wahren Segen bes Lanbes fir- 
bern helfen.‘ 


Die neuen Wahlen. 
Provinzial» Eorresponbenz vom 4. Juli 1866. 


„Die Wahlen zum Abgeorbnetenhaufe haben am 3. Juli ftattgefunben. 

Die bisher befannt gewordenen Ergebniffe laffen eine hoch erfreufiche Wen⸗ 
bung in ber öffentlihen Stimmung erlennen. 

Die feitherige Alleinherrſchaft fortichrittlichen Parteiweſens ift gebrochen: tie 
Fortfchrittöpartei hat eine große Zahl ihrer Sike im Abgeorbnetenhauje an 
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Männer von gemäßigterer, theils confervativer, theils liberaler Auffaſſung und 
vom entfchieben patriotifcher Gefinnung abtreten müſſen. 

In den öftlihen Provinzen, zumal in Brandenburg, Schlefien, Bommern 
md theilweife in Sachſen, ift ber Bann des Parteiwefens gelöft und befonnener 
Preufiiher Sinn wieder mehr zur Herrſchaft gelangt. In einzelnen Regierungs- 
bezirlen, weiche bisher faft nur fortichrittliche Abgeorbnete gewählt hatten, And 
jest faft nur confervatine ober gemäßigte Liberale gewählt, welche die unbebingte 
Unterfütgung ber Regierung unter ben jetigen Berbäftniffen offen als ihre Pflicht 
erlannt haben. Nicht blos auf dem Lande, fonbern auch in mehreren rein 
ſtädtiſchen Wahlbezirlen bat das confervative Element bie Oberhand gewonnen. 

Audh die Männer, welche feit Jahren im Kampfe mit ber Regierung ge- 
Randen haben, find nicht Dazu von Neuem gewählt worben, um in dieſem Augen» 
blile jenen Kampf fortzufegen, fonbern faft überall in ber ausdrücklichen Voraus» 
jesung, daß fie das ihnen geſchenkte Vertrauen durch unbefangene Würbigung 
ter gegenwärtigen Bebürfniffe bes Vaterlandes unb durch patriotiiches Zufammen- 
wirten mit ber Regierung für Breußens Ehre, Ruhm und Größe bemähren werben. 

Die Abfihten erneuter jchroffer Oppofttion, welche noch vor wenigen Wochen 
ofen ausgeſprochen wurden, find Angeſichts der neueften mächtigen Ereigniffe 
kefferen Regungen gemwichen; überall ift der Patriotismus erwacht und bie Liebe 
um Baterlanbe bat die Regungen bes bloßen Parteiwejens zum Schweigen ge- 
bracht. Im Volle felber zumal ift bie freude über ben thatkräftigen Gang ber 
breußiſchen Politik in fo reiner Begeifterung hervorgetreten, daß bie verneinende 
Haltung, die man vorher beichloffen hatte, feinen Boden mehr fand. 

Auch die mwiedergewählten Abgeorbnieten der liberalen Partei werben das 
in fie geſetzte Vertrauen jett nicht anbers rechtfertigen können, als indem auch 
Ih He patriotifggen Sinmüthigleit Ausdrud geben, welde das ganze Preußifche 

oll beſeelt. 

Bielfach iſt in den Wahlverſammlungen bie Hoffnung ausgeſprochen worden, 
daß dieſe Einmüthigkeit auch dazu helfen werde, den innern Frieden neu und 
dauernd zu begründen, und daß die Regierung hierzu die Hand bieten werde. 
Tiefe Hoffnung findet auch darin Unterſtütung, daß ein erneuter Streit über bie 
Rüitärfrage in biefem Augenblid geradezu unmöglich wäre, daß mit Diefem Steeite 
au der vermeintliche Bubget- und Verfaffungsftreit thatſächlich ſchwinden würde. 

Gewiß hat es jeit Beginn des inneren Streites feinen Augen» 
lid gegeben, welcher für bie Wiederherſtellung vollen Friedens 
je günſtig war, wie Die jegige Zeit gemeinfamen patriotifchen 
Aufſchwunges. Die Regierung wird e8 gewiß nicht daran fehlen 
lalfen, ihrerfeits den Geift des Friedens und voller Verſöhnung 
in bewähren. Gott gebe, daß fie dabei ein allfeitig williges und 
aufrihtiges Entgegenfommen finbel“ 


Preußend Siege und der innere Friede. 
Provinzials Correspondenz vom 11. Juli 1866. 


„Krüber als man es noch vor Kurzem hoffen konnte, fcheint der Wunſch bes 
Königs und aller wahren Patrioten, „daß die Gegenfäte und Kämpfe ber legten 
Jahre endlich ihre wolle Verföhnung und Ausgleihung finden,” in Erfüllung zu 
geben: die Siege Preußens werben uns, fo Gott will, ben inneren 
Frieden bringen. 

Das Abgeordnetenhaus, welches unter dem mächtigen Einbrude ber jüngften 
Greigniffe aus den neuen Wahlen hervorgegangen ift, wird die Regierung nicht 
blos durch bereitwillige Gewährung der Mittel zur Fortführung ihrer großen 
Pläne unterflügen, — fonbern wie mit Zuverficht anzunehmen ift, auch bie Hand 
dazu bieten, das Preußiſche Heer, dem wir jo Großes zu danken haben, auf feinen 
neu bewährten Grundlagen dauernd zu befeftigen. 
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Die Mehrheit bes neuen Abgeorbnetenhanfes beftebt aus Männern ber con- 
fervativen und ber gemäßigt liberalen Parteien, welche die Vorzüge ber jekigen 
Heeredeinrichtungen von jeber anerlannt haben. Aber wäre dies auch nicht der 
Fall, wäre bie Fortichrittepartei im Beſitze der Mehrheit unb ver entſcheidenden 
Macht in der Landesvertretung geblieben, — es wäre jet unmöglich, daß fie 
ihren Wiberjpruch gegen bie Organifation unferes Heeres fortzufegen verjucte. 

Die neueften glorreihen Thaten und Erfolge ber Preußi- 
fheu Armee baben die Militairfrage dem Bereiche des Zweifels 
und bes Streites enträdt und alle Herzen in Breußen im ber be- 
geifterten Anerkennung ber Bortrefflidleit unferes Heerwejens 
vereinigt. 

„Die Armee, fo wie fie ift, hat bie Kriegäprobe, auf welche fie gefteflt 
worben ift, jo glänzend, fo ruhmvoll beftanben, baf es ein frewentlicher Leichtfinn 
wäre, an ihren bewährten Einrichtungen auf Grund bloßer Barteimeinungen von 
Neuem rütteln zu wollen. — — Bon ben Einrichtungen, die wir haben, wiflen 
wir durch eine ruhmvolle Erprobung, daß fie vortrefflich find, — andere, die man 
an ihre Stelle fetten möchte, können möglicherweile ſehr gut fein, aber es ift eben 
nur möglich, es ift nicht erwiefen. Wenn nun Die Regierung das erprobte Gute 
fefthalten und nicht gegen Ungewiffes und Zweifelhaftes daran geben will, fo 
wirb ihr darin das Preußiſche Boll, welches mit Freude und Stolz auf jeine 
treffliche, von ganz Europa bewunderte Armee biidt, zur Seite fliehen.“ 

„IR nicht zu erwarten, daß die Vertreter bes Preußiſchen Volkes ben all- 
gemeinen Gefühlen des Dankes und ber Freube über Preußens Heer baburd 

nedrud geben, daß fie zur Erhaltung biejes Heeres in feiner ruhmreich erprobten 
Geftaltung endlich ihre Zuftimmung ertbeilen und dadurch ben inneren Frieden, 
nach weichem des Königs Herz ſich ſehnt, wieberberftellen helfen!“ 

Dieſe Zuverficht, die ſchon nad dem däniſchen Kriege vollauf berechtigt war. 
ift burch die neueften Thaten bes Heeres vollends zu einer unwiberfteblichen Kraft 
unb Geltung erhoben worben. 

Das Preußifche Heer bat fih in dem neuen gewaltigen Kampfe, zu melbem 
ter König baffelbe aufrufen mußte, in dem Kampfe gegen eine ber erflen unt 
kriegstüchtigſten Armeen Europa's, in allen feinen Theilen und Waffen, ſowie in 
allen feinen Einrichtungen jo herrlich bewährt, wie e8 die kühnſten Erwartungen 
faum zu ahnen wagten. 

Bon dem erflen Rufe bes Königs zur vorläufigen und nur 
tbeilweifen Kriegsbereitfhaft bis zur mächtigen Aufftellung ber 
gejammten mobilen Armee an ber Grenze Schlefiens und Sadient 
ift Alles in bem umfangreihen, gewaltigen Räderwerk fo einfad, 
fo glatt, fo pünktlich und genau vor fi gegangen, daß alle mi- 
litairiſchen Anordnungen und demgemäß auch alle bavon abhän⸗ 
gigen politifhen Schritte flet8 auf Tag und Stunde vorher be 
rechnet werben konnten. Bei dem wunderbaren Schauspiel, welches Preußent 
fo überrafhendes und glückliches Vorgehen nach allen Seiten hin im bem legten 
Wochen dargeboten hat, war es unbedingt erforderlich, daß bie Negierung fid 
in jeber Beziehung auf bie Leiftungsfähigfeit und das fihere Ineinandergreiten 
aller unferer militairiihen Einrichtungen abjolut verlaflen konnte. Wie trefflich 
fih hierbei Alles bewährt bat, davon giebt unter Anderem ber rajche Erfolg, mit 
mwelhem vie geringen für Norbbeutichland verwendbaren Kräfte allen Anforte- 
a Schleswig bis nah Bayerı und Frankfurt hin genügten, ſchlagendes 

eugniß. 
ug Und ebenſo wie die äußeren Einrichtungen bat ſich der Geiſt und bie innert 
Tüchtigkeit, die militairifche Ausbildung und die heibenmüthige Tapferkeit, ſowie 
die ernſte Disciplin und Gefittung unjeres Heeres überall aufs Ehrenvollſte de⸗ 
währt. Nur mit Truppen von fo mufterbafter Haltung und Tüchtigkeit konnte 
von dem Einrüden in Holftein bis zur glorreihen Schlacht von Königgräg Alles 
fo fiher, fo erfolgreich, fo überwältigend durchgeführt werden, nur mit eıner ſolchen 
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Armee konnte der Kronprinz den Liebergang aus Schleſien nad Böhmen durch 
die ſchwierigen Engpäffe hindurch gegenüber dem in ftarker Stellung lauernden 
Feinde unternehmen, nur mit folhen Truppen konnte die Vereinigung unferer 
brei vorher getrennten Armeen von Sachſen, von der Lauſitz, von Schlefien ber 
im Angeficht des mächtigen öfterreichifchen Heeres mit jo wunderbarer Sicherheit 
vor fi geben, nur eine ſolche Armee konnte in fieben Tagen bie acht fiegreichen 
Schlachten ſchlagen, von welchen bie Kriegsgejchichte einft mit Bewunderung er- 
zäblen wird. 

Die Preußiſche Armee, fo wie fie ift, hat fi den erſten mili» 
teirifhen Möchten ebenbürtig erwiefen. 

Welcher Breuße wollte jo vermeſſen fein, nm vorgefaßter po- 
htifher Meinungen willen an biefer Armee zu rütteln? 

Dur das gejammte Volt geht jetzt der Ruf: Preußen dürfe fich bie Frlichte 
feines Ruhmes und Sieges nicht verlümmern laflen. Wer in Preußen möchte da 
tie Verantwortung Übernehmen, das Werkzeug und den Träger bes Sieges, bie 
Preußiſche Armee, zu erjchättern und zu verftümmeln! 

Das Preußiſche Bolt bat fi Mar ausgeſprochen und entihieden: bie Wahlen, 
jo wie fie ausgefallen find, haben die Bedeutung einer freudigen und begeifterten 
Unterſtützung der Regierung und bes Heeres auf ihren ehren⸗ und ruhmreichen 
Regen und zugleich die Bedeutung ber endlichen vollen Berflänbigung mit ber 
Regierung über bie Erhaltung und Befeftigung des Heeres auf feinen trefflich be- 
währten jesigen Grundlagen. | 

Benn fomit der Tangjährige Streit Über die Militairfrage 
endlich bejeitigt und begraben wird, dann wirb es ji bald zeigen, 
taß der Streit Über Bubgetreht und Berfaffung in Wahrheit 
leinen thatſächlichen Grund hat. Das Wort bes Königs wirb in 
Erfüllung geben: 

„Sobald jenes Ziel erreicht ift, wird ber Friede im Lande 
neu und bauernd begründet und die Ausführung Meiner 
Abfihten für die weitere gebeiblihe Entwidelung der Ge⸗ 
feggebung auf bem Boden der Verfaſſung geſichert fein.“ 


5. Auguft. Thronrede Seiner Majeftät ded Königs bei 
Eröffnung des Landtag. 


Erlauchte, edle und Liebe Herren von beiden Häufern des Landtages! 


Indem Ich die Vertretung des Landes um mich verfammelt jehe, 
drängt Mich Mein Gefühl vor Allem auch von diefer Stelle Meinen und 
Meines Bolles Dank für Gottes Gnade auszufprechen, welche Preußen 
geholfen bat, unter ſchweren, aber erfolgreichen Opfern nicht nur die Ge⸗ 
fahren feindlicher Angriffe von unferen Grenzen abzumenden, fondern in 
raihem Siegeslauf des vaterländifchen Heeres dem ererbten Ruhme neue 
Lorbeeren hinzuzufügen und der nationalen Entwidelung Deutſchlands die 

n zu ebenen. 

Unter dem fichtbaren Segen Gottes folgte die waffenfähige Nation 
mit Begeifterung dem Rufe in den heiligen Kampf für die Unabhängigkeit 
des Baterlandes, und fchritt unfer heidenmiüthiges Heer, unterjtügt von 
wenigen aber treuen Bundesgenoſſen, von Erfolg gi Erfolg, von Sieg zu 
Sieg, im Often wie im Weften. Biel theures Blut ift geflofien, viele 
Zapfere betrauert das Baterland, die fiegesfroh den Heldentod ftarben, 
bis unfere Bahnen ſich in einer Linie von den Sarpathen zum heine 
entfalteten. Im einträchtigem Zuſammenwirken werden Regierung und 
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Bollvertretung die Früchte zur Reife zu bringen baben, die aus ber 
blutigen Saat, fol fie nicht umfonft fein, erwachſen müſſen. 


Liebe Herren von beiden Häufern des Landtages! 


Auf die Finanzlage des Staates kann Meine Regierung ben Bid 
mit Befriedigung wenden. Sorgliche Borfiht und gewiſſenhafte Sparfanteit 
haben fie in den Stand gejegt, die großen finanziellen Schwierigfeiten zu 
überwinden, welche die gegenwärtigen Beitverhältnifie in naturgemäßem Ge: 
folge haben. 

Obwohl ſchon in den legten Jahren, durch den Krieg mit Dänematt, 
der Staatskaſſe beträchtliche Opfer auferlegt worden find, ift e8 doch ge: 
lungen, die bißher erwachjenen Koften des gegenwärtigen Krieges aus den 
Staats-Einnahmen und vorhandenen Beftänden, ohne andere Belaflung 
des Landes, als die durch die gefeglichen NaturalsLeiftungen für Krieg: 
gmede erwachfenden bereit zu ftellen. Um fo zuverfichtlicher hoffe Ich, daß 

ie Mittel, welche zur erfolgreichen Beendigung des Krieges und zur Be: 
zahlung der Naturalsteiftungen, bei Aufrechterhaltung der Ordnung und 
Sigerhei in den Yinanzen, erforderlich find, von Ihnen bereitwilig 
werden gewährt werben. | 

Ueber die Feitftellung des Staat8haushalts-Etats hat eine 
Bereinbarung mit der Randespertretung in den legten Jahren 
nit berbeigeführt werden können. Die Staats-Ausgaben, 
welche in diejer Zeit geleiftet find, entbehren daher der geſet— 
lihen Grundlage, welde der Staatshaushalt, wie Ich wieder: 
holt anertenne, nur durd das nad) Artikel 99 der Berfaflungs: 
Urkunde alljährlih zwiſchen Meiner Regierung und dem beiden 
Häufern des Landtages zu vereinbarende Gejeg erhält. 


Wenn Meine Regierung gleihmwohl den Staatshaushalt 
ohne diefe geſetzliche Grundlage mehrere Jahre geführt hat, jo ift 
dies nach gewijjenhafter Prüfung in der pflichtmäßigen Ueber: 
zeugung gefchehen, daß die Fortführung einer geregelten Ber: 
mwaltung, die Erfüllung der gefeglihen Berpflihtungen gegen 
die Gläubiger und die Beamten des Staates, die Erhaltung 
des Heeres und der Staats-Inſtitute, Eriftenzfragen des 
Staates waren, und daß daher jenes Berfahren eine ber un- 
abweisbaren Nothwendigfeiten wurde, denen fich eine Regierung 
im Intereffe des Landes nicht entziehen kann und darf. Ic 
hege da8 Vertrauen, daß die jüngften Ereignifie dazu beitragen 
werden, die unerläßlihe Berftändigung in fo weit zu erzielen, 
daß Meiner Regierung in Bezug auf dieohne Staatshaushaltd> 
Gefeg geführte Bermaltung die Indemnität, um melde bie 
Landesvertretung angegangen werden foll, bereitwillig ertheilt, 
und damit der bisherige Conflict für alle Zeit um fo fiherer 
zum Abſchluß gebracht werden wird, als erwartet werden bari, 
daß die politifche Rage des Baterlandes eine Ermeiterung der 
Grenzen des Staates und die Einrichtung eines einheitlichen 
Bundesheeres unter Preußens Führung geftatten werde, dejien 
Taften von allen Genofjen des Bundes gleihmäßig werden ge 
tragen werden. 

Die Vorlagen, welche in diefer Beziehung behufs Einberufung eimer 
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Sollvertretung der Bundesftaaten erforderlich find, werden dem Landtage 
umerzöglich zugeben. 

eine Herren! Mit Mir fühlen Sie, fühlt das ganze Vaterland Die 
große Wichtigkeit des Augenblides, der Mich in die geima urüdführt. 
Möge die Borfehung eben fo gnadenreich Preußens Zukunft fegnen, wie 
fe —*— die —8* Vergangenheit ſegnete. Das walte Gott! 


Die erſten Aeußerungen in beiden Häuſern 
des Landtags. 
J 


Im Herrenhauſe. 


Anſprache des Präſidenten Grafen Eberhard zu Stolberg- 
Wernigerode. 


„Ich kann das hohe Haus im Hinblick auf alles das, was ſeit unſerem 
ktten Zuſammentritt geſchehen iſt, nur mit ben Worten eröffnen: Herr Gott, 
tih loben wir! Herr Gott, dir danken wir! Ich glaube, Sie Alle 
werten mit mir derer gebenfen, bie burch den Tod auf dem blutigen Schladht- 
tehe und auf dem ſchmerzhaften Kranktenlager ihre Treue dem Könige und bem 
Vvaterlande befiegelt haben. Und nun, meine Herren, laffen Sie uns an unfere 
zus Aufgaben frifh und fröhlich berantreten; laffen Sie uns berantreten mit 
nem jubelnden Hurrah und Hoch auf unfern Königlichen Kriegsherrn, mit einem 
;abeinden Hoch auf die Königliche Familie und das ganze Königliche Haus, mit 
emem jubelndben Hoch auf die treue und tapfere Armee: Gott jegne, Gott fehlte 
wfern König unb Herrn und mit Ihm und durch Ihn unfer —** Bater- 
land! —* Majeſtät der König, Er lebe hoch! — und nochmals hoch! — und 
immer “ 


II. 
Im Abgeordnetenhaufe. 


Anſprache des Alterspräfidenten Stavenhagen. 


„Ich kann unmöglich fo kurzweg in diefem Augenblide zu den Geſchäften 
übergeben, obne von dieſer Stelle aus e8 geltend zu machen, in welchem unendlich 
wichtigen Wendepunkte für die Geſchichte unferes Preußiſchen und deutſchen 
vaterlandes dieſe unfere Sitzungsperiode beginnt. Das hohe Ziel, die Deutſche 
Einheit unter Preußens ſtarkem Schutze, Das Ziel fo vieler unſerer Wünſche und 
Beſtrebungen, Das vor ganz kurzer Zeit noch faft wie ein Nebel in unerfichtlicher 
serne vor und ſchwebte, es wirb ja jetzt mit Gottes Hillfe durch unferes Königs 
Kraft und Weisheit erreicht, und an uns ift es, nach unferen beften Kräften 
tan mitzuwirken. Ich glaube auch, daß ich in Ihrer Aller Namen bier aus- 
Irehen darf, Daß wir dazu von ganzer Seele bereit find, auf daß bie Größe 
und die Freiheit unferes Preußiſchen, beutichen Vaterlandes für alle Zukunft 
dauernd gefihert werde. Und wie ift benn biefe fchnelle und überraſchende 
Vandlung geſchehen? Als am 14. Juni ber verhängnifvolle Beſchluß in Frank⸗ 
Imt erfolgte, da bat wohl Mancher bange Zweifel gebegt, ob benn bie Preußifche 
Kzaft wohl ausreichen werbe, ben uns drohenden ſchweren Sturm zu beftehen, 
und man wird es wohl gerabe nicht als Kleinmuth bezeichnen können, wenn 
man wenigſtens auf einen lange dauernden Kampf mit wechſelndem Erfolge ge- 
pt war; aber Dank der großartigen Entſchloſſenheit und Energie 
unjerer Regierung, Danf der mufterhaften Leitung ber militäri> 
den Operationen, Dank der unübertrefflihen Tapferkeit unferes 
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Heeres, des Bolks in Waffen, baben wenige Wochen genügt, allen 
Widerftand niederzufbhlagen und unfere Bahnen unter felbf- 
eigener Führung unferes fieggetrönten Königs bis an bie Thore 
der feindlichen Hauptftabtzutragen. Meine Herren! ein Siegeszug, 
fo großartig, wie er nur jemals in der Geſchichte des erſten Napoleon 
vorgekommen iſt! 

Ich babe Gott von ganzem Herzen gedankt, daß er mich dieſe neue Glorie 
noch hat erleben laffen, und ich meine, jedes Preußiſche Herz fchlägt höher beim 
Hiublick auf dieſe großen Thaten unferer Brüder und Söhne. Deine Herren! 
Laflen Sie uns biefem Gefühle den Ausdrud geben, wie wir es hier vermögen, 
den Ausbrud des Dankes, der bewundernden Anerkennung für ben Helbenmutt, 
für Die todesmutbige Hingebung unferes Heeres vom oberften Führer bis zum 
einfachften Kämpfer herab. In unjerem Namen und im Namen bes Landes, 
beffen Vertreter wir bier find, geben Sie dem Ausdrud dadurch, daß Eie fih 
von Ihren Sigen erheben. (Das ganze Haus erhebt fi.) Nun, meine Herren, 
wollen wir an unfere Geſchäfte geben mit dem heute boppelt begeifterten Weihe 
rufe: „Es lebe Seine Majeftät der König hoch!“ 


13. Auguft. Adrejje des Herrenhauſes. 


Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König, 
Allergnädigſter König und Herr! 

„Euer Königlichen Majeſtät Throne nahet ſich heute das Herrenhaus mit 
den tiefſten Dankgefühlen gegen den allmächtigen Gott. Er iſt es, der dem von 
Euer Königlichen Majeſtät Selbſt in den Kampf geführten Preußiſchen Heer 
eine in ber Weltgefchichte faft beijpielloje Reihe unaufhaltſam rajcher, glänzenter 
Siege gnäbig verliehen bat. — Ihm ſei die Ehre! Seiner Hülfe wollen wir, 
will ganz Preußen in zuverſichtlichem Glauben vertrauen, welches auch bie Ge⸗ 
fahren und Kämpfe fein mögen, bie feine allweifen Fügungen über Europa und 
über unjer Vaterland künftig noch verbängen. 

Eure Königlihe Majeftät haben Allerhöchſt Selbſt beftimmt ausgeiprocen, 
daß der Krieg gegen Defterreih nur nad ber reifliäfien Prüfung und in ter 
dadurch gewonnenen feften Ueberzeugung von der unbebingten Nothwendigkeit der 
Abwebr eines von Preußen weder bervorgerufenen, noch von ibm verſchuldeten 
Angriffs unternommen worden ıft. 

Diejes Königliche Wort hebt das ſchmerzliche Bedauern, welches wir fonft, 
wie Em. Majeftät Selbft, Über ben Krieg mit einer Macht empfinden würben, 
deren ahnen mit ben preußiichen Bannern vereint in einer ewig benfwärdigen 
Zeit, jo wie noch vor wenig Jahren, gemeinfcaftlichen Feinden gegenübergeftanten 
haben. Wir haben aufrichtig beflagt, daß auch andere, fonft Preußen nah ver 
bünvete deutſche Staaten, mit Oefterreich den Preußiſchen Heeren feinblich gegenüber 
traten, und daß in den beißen Kämpfen der jüngftvergangenen Zeiten auf beiten 
Seiten deutſches Blut geflofjen ift. 

Allein wenn das Zerwürfniß mit Defterreich weſentlich aus ſolchen Mißver⸗ 
hältniſſen entiprang, welche aus ber Bertaflung bes deutſchen Bundes entftanden, 
jo dürfen wir mit Zuverſicht hoffen, daß von dem jetzt nahen Friebensichlufie an, 
mit dem Ausjcheiden des Kaijerftaates aus dem Bunde, ungetrübte Beziebungen 
zwifchen den Regierungen Preußens und Oeſterreichs beginnen und im beiber- 
jeitigen Interefje der mächtigen Monarchien ficher fortbeftehen werben. Die Ren 
geftaltung Deutihlands unter Euer Königliden Majeftät Aufpicien wird m 

nftiger Zeit blutige Conflicte unter ben deutſchen Staaten von ſelbſt ausſchließen. 

Der glorreiche Verlauf des Krieges legt ein neues, unwiderlegliches Jeugnit 
ab von den wunderbar glüdlihen Erfolgen ber von Euer Königlichen Moielät 
mit fefter Hand Allerhöchſt Selbft angebahnten und geleiteten Heeresorgantjatien, 
fowie von der Nothwendigkeit ihrer conſequenten Durchführung. Das Preßuiide 
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Volk im Waffen bat die Probe beftanden, zu welcher Sein König und Herr 
daſſelbe berufen hat. Europa weiß nun, daß Preußen auch ohne den Beiftand 
mächtiger Bundesgenoffen jeden ihm durch ungerechtfertigte Zumutbungen ge- 
botenen Kampf mit vollem Selbftvertrauen annehmen kann und mit neuem Ruhm 
kefteben wird. 

Bir danken Euer Königlihen Majeſtät Weisheit und Feſtigkeit bie Er- 
reichung folder großen Erfolge in den Friedenspräliminarien, bei deren Ber- 
nittelung burch eine auswärtige Macht, beren Uneigennützigleit und richtige 
Bürdigung der Berhältniffe wir gern anerkennen, 


So ſchwer die Opfer bes Krieges wiegen, fo theuer das Blut ift, welches 
das fiegreiche Preußifche Heer und die mit ihm kämpfenden deutſchen Krieger 
wrgoffen baben, biefe Opfer und das gefloffene edle Blut find Saaten, deren reiche 
Früchte das Baterland in naher, wie in ferner Zukunft unfehlbar ernten wird. 

Euer Königliche Majeftät Tandesväterliche Fürſorge wird Vergeltung für die 
Spier zu fchaffen willen, welche auch ber glüdlichfte Krieg dem ganzen Lande 
und einzelnen Klaffen ver Unterthanen auferlegt. Die Krieger, deren Wunden 
Zengniß von ihrer tobesmuthigen Hingebung ablegen, bie Wittwen und Waifen 
ter Zapfern, bie ihre Treue mit dem Eobe befiegelt haben, harren ficherlich nicht 
zergeblich auf Linderung ihres Gejchides durch Königliche Milde. Hierzu mitzu- 
wtfen, wirb der Landesvertretung eine willlommene Aufgabe jein. 

Euer Königlichen Majeftät hoben Weisheit, Allerhöchſtihrer fiheren eigenen 
Steenntniß deffen, was dem Preußifchen Vaterlande Noth thut, glauben wir in 
leiner Weile vorgreifen zu dürfen. Auf der Höhe des Ruhmes und bes Sieges 
sıien Em. Königlihe Majeftät hochherzige Mäßigung geübt. Allerhöchſtderen 
Veisheit wirb, darauf vertrauen wir, darauf vertraut das ganze Sant, bie bisher 
getrennten Theile ber Monarchie jo zu vereinigen wiflen, daß Preußen in feiner 
künftigen Abgrenzung die Bürgihaft für feine eigene Sicherheit und filr diejenige 
Nachtſtellung eriange, welche unerläßlich ift, damit der Friede Deutſchlands und 
kurepa's unter allen Umſtänden ungefährtet und die Möglichkeit ausgeſchloſſen 
Meibe, daß eine feindliche Armee fi) noch einmal in der Mitte der Preußiichen 
Stsaten friegsgerüftet aufftelle. 

In diefer wie in jeder andern Beziehung erwarten wir ebrfurdhtsvoll 
Ser Königlichen Majejtät Beichlüffe Über Die meitere Negelung ber politifchen 
Serhältniffe des Vaterlandes und find gewiß, baf Preußen unter dem glorreichen 
Scepter feines Königshaufes zur Erfüllung feines deutſchen Berufes auf ber 
Lahn wachlender, äußerer Macht und innerer Wohlfahrt unwandelbar fort- 
ihreiten werbe. 

In tieffter Ehrfurcht erfterben wir 
Eurer Königlichen Majeftät 
allerunterthänigfte treugehorjamfte 
Das Herrenhaus.“ 


Adreßverhandlungen im Abgeordnetenhaufe. 


17. Auguft. Aeußerungen ded Grafen von Bidmard in der 
Adreßkommiſſion. 


„Ueber die in der deutſchen Politik zu erſtrebenden Ziele iſt wenig 
Reinungsverfchiedenheit, weder zwiſchen den einzelnen Antragftellern der 
Adrefien, noch zwiſchen der Regierung und der Landesvertretung. Es fragt 
Wh nur, auf welchem Wege und mit welchen Mitteln dieſe Ziele ſich er- 
reichen laſſen. Die k. Regierung hat fich die Grenze des Möglichen ftellen 
müſſen d. h. deſſen, was fich erringen läßt ohne zu große, unverhältniß- 
mäßige Opfer und ohne die Zukunft zu compromittiren. Das hätten wir 
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aber gethban, wenn wir über die unferer Politik jegt geftellte Linie hinaus⸗ 
gegangen wären. Die Zufage aber, welche wir in diefer Beziehung gegeben, 
müſſen wir halten und fo vor Allem den Glauben an unjer Wort befeftigen. 
Wir glauben aber auch nicht, daß es nützlich geweſen wäre, jett weiter 
zu geben. 
Wir haben auch in der preußifchen Regierung fo viel Ehr- 
ge'3, daß er eber der Aribigung ale ber Stimulirung bedarf. 
tach den Friedenspräliminarien ift die Regelung der nationalen Beziehungen 
des ſüddeutſchen Bundes zu dem uorddeutichen vorbehalten. Sie ıft alſo 
nicht außgefchloffen und die Art derjelben wird wefentlich davon abhängen, 
ob da8 Bedürfniß dazu von Süddeutfhland fomwohl in feinen 
Völkerſchaften lebhafter empfunden wird, als wie die ſes gegen— 
wärtig der Fall iſt, wo wir ſehen, daß preußiſche Militärs, die ſich 
jenſeits der Demarcationslinie zeigen, den Ausbrüchen der Volkswuth aus: 
efegt find. Zunächſt kam e8 uns darauf an, dem neuen Bunde fefte 
rundlagen zu geben. Ich glaube, daß fie um fo weniger feft ausfallen 
wilrden, je außgebehnter berjelbe wäre; wir könnten unmöglich einem 
Staate, wie Bayern, folhe Zumuthungen ftellen, wie wir fie ım Norden 
jest erheben müſſen. Die erfte diefer feiten Grundlagen fuchen wir in einem 
ftarfen Preußen, jo zu fagen in einer ftarfen Hausmacht des leitenden 
Staates, den wir deßhalb in feinem direkten Beſitz erheblid 
verftärft haben. Das Band des engeren Bundes, durch das wir außerdem 
Norddeutichland verknüpfen wollen, wird dagegen fo feft wie die Einver- 
leibung nicht ausfallen. Indeß gab e8, um der Wiederlehr foldyer Dinge 
vorzubeugen, daß befreundete und verwandte Volksſtämme, durch ihre Re 
gierungen genöthigt, ung im Rücken unjerer Heere entgegentreten konnten, 
nur zwei oder eigentlich drei Methoden. Die eine ift eben die Einver: 
leibung und die vollkommene Verſchmelzung mit Preußen jelbft bei wider: 
ftrebender Bevölkerung, namentlich widerftrebendem Beamten- und Dfficier- 
ftande, die fi) durd ihre Treue an die früheren Regierungen gebunden 
fühlen. Die Regierung denkt die Schwierigfeiten derfelben auf deutfche Art 
u überwinden, durch Schonung der Eigenthümlichkeiten und allmählid« 
ingemöhnung, nicht, wie e8 bei romanifchen Völkern üblich ift, mit einem 
Schlage. Die zweite Methode ift die Theilung der Hoheitsrechte, fo doß 
e3 gewiſſermaßen einen Militärherrfcher und einen Civilherrſcher giekt: 
dur die Umftände genötbigt, werden wir dieje Methode in Sachſen ver: 
fuchen miüffen. rüber yatte ich eine lebhafte Neigung für diefes Syſtem. 
Nah den Eindrüden aber, die mir bei Gelegenheit der Aufftellung der 
Vebruarbedingungen gegenüber von Schleswig: Holftein geworden, befürdte 
ih, daß ein folhes Syſtem eine dauernde Quelle von Berftimmungen 
bilden wird, eine Quelle, die länger fließen dürfte, als die Abneigung gegen 
den neuen Herricher bei wirklich annectirten Ländern. Bei jener Gelegen: 
heit hielt man mir das einfchneidende Wort entgegen: „wir wollen nicht 
Preußen zweiter Klaſſe fein!“ Aber ganz abgefeben von folden Em: 
pfindungen, bat dieſes Syſtem den Nachtheil, daß der eine der beiden 
Herrſcher, der Militärherrfcher, der fremde, immer nur mit Anforderungen 
fommt, während alle mwohlthätigen Einflüfle der Civilverwaltung in den 
Händen des alten Landesherrn bleiben. Ich bedaure, daß wir, wie gejagt, 
genöthigt fein werden, dieſes Experiment in Sachſen zu machen. Die dritte 
Methode endlich wäre die Zerreißung des bisher beſtandenen Gemeinweſens; 
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das haben wir verfchmäht, ein fehr verfleinertes Hannover, Sachſen, Kur⸗ 
beiten n. |. wm. Mit diefem Spitem haben wir 1815 in Sachſen trübe 
Erfahrungen gemadt. Zwar find die an Preußen gelommenen Xbeile 
völlig mit dieſem Staate verwachien, aber in dem felbitändig gebliebenen 
Zheile hat ſich von da ab eine entjchiedene Abneigung gegen Preußen er» 
alten; deshalb haben wir dieſes Suftem, das und fuppeditirt wurde, Diesmal 
völlig befeitigt, wir haben das Intereſſe der Negierten über das der 
Dynaſtien gefteilt Es ift wahr, e8 macht diefes vielleicht den Eindrud der 
Ungerechtigkeit, aber die Politif bat nicht die Aufgabe der Nemeſis, die 
Rache ift nicht unfer, fondern wir haben zu thun, was für den preußifchen 
Staat eine Nothmendigkeit ift, und deshalb haben wir und durch fein 
dpnaftifches Mitgefühl leiten laſſen. Und deshalb haben wir aus diejen 
Lindern felbft ſchon Anerkennung gefunden. Hannoveraner jeden fih mir 
gegenüber fo ausgeſprochen: "erhalten Sie und unjere Dynaftie; wenn das 
aber micht imdgfich it, dann zerreißen fie menigftend nicht unfer Land, 
fondern nehmen uns ganz.” Was unfere Bundesgenofien betrifft, jo haben 
mir nur deren wenige und fchwache gehabt, aber es iſt nicht bloß eine 
Pit, jondern ebene gebietet e8 die Klugheit, auch dem kleinſten unfer 
Bort zu halten. Ye rüchaltlojer Preußen zeigt, daß e8 feine Feinde von 
der Landkarte mwegfegen kann, um jo pünktlicher muß es feinen Freunden 
Bort halten. Grade in Süddeutfchland wird diefer Glaube an unfere 
politiſche Hedlichkeit von großem Gewicht fein.“ 


Die Trage ded Budgetrehtd und der Reichsver— 
faflung wird in dem von Walded und Virchow ein- 
gebrachten, von der Kommilfion angenommenen Entwurf 
der Adrefje in folgenden Sägen erwähnt: 


Abfay IV: „Gegenüber ber Thatfache, daß feit einer Reihe von Jahren 
tie Staatsausgaben ohne einen zur gefeglichen Feftftellung gelangten Staatshaus- 
baltsetat und theilweife im Widerjpruch mit ben Beſchlüſſen des Abgeorbneten- 
baufes geleiftet worden find, gereicht es dem Iebteren zur großen Genugthuung, 
tab Ew. Maj. feierlich auszufprechen gerubt haben, daß bie in jener Zeit geleifteten 
Geldausgaben der gefetzlihen Grundlage entbehren, weil diejelbe nur durch das 
nah Art. 99 der Berf.- Urt. alljährlich zu Stande zu bringende Etatsgeſetz er- 
langt werden kann. Im Sinblid auf dies k. Wort, welches die Nothwendigkeit 
emes nur unter Zuftimmung des Abg.⸗Hauſes ins Leben tretenben jährlichen 
Sisatshanehalte - Öcjetes, fowie bemgemäß die Nothwenbigkeit einer für die Ver⸗ 
gangenheit zu erwirlenden Indemnitäts» Erklärung ber beiden Häufer des Land⸗ 
tags anerfennt, ift das Vertrauen der Landesvertretung gerechtfertigt, baß Fünftighin 
durch die rechtzeitige Feftitellung bes Staatshaushalts - Gejekes vor Beginn bes 
Etatsjahres jeder Conflikt verhiltet werde. Dann werben Ausgaben, welche das 
Abg.» Haus im Staatshaushalts- Etat abgefetst hat, nicht dennoch aus Rüdfichten 
auf das Staatswohl eintreten können.“ 

Abſatz VII: „Das zu vollbringende Werl der bundesftaatlichen Einigung 
Deutihlands wirb fih am Sicherften der Unterftügung der Nation erfreuen, wenn 
bie ſchwierige Arbeit auf der Grundlage der Reichsverfaſſung v. 1848 begonnen 
und dieſe ber neuen Lage der Dinge entiprechend geftaltet wird. Preußen wird 
dann kräftig genug fein, um als ſiarke Schirmmacht die deutſchen Grenzen un. 
verjehrt zu erhalten und jede Einmifchung des Auslandes bei der Orbnung un- 
jeres neuen Staatsweiens abzuwehren.” 


Für Biomarck. 34 
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Aus der Rede des Berichterftatterd Virch ow bei der 
Berathung der Adreffe am 23. Auguft. 


„Die Greigniffe ber legten Zeit find uns Allen in frifcher Erinnerung, 
meine Herren. Große Ziele, welche in ber Landesvertretung in früheren Zeiten 
häufig bezeichnet worden find, find gegenwärtig in ihrer Berwirflichung begriffen. 

ußerorbentlihe Erfolge find — wir können es geſtehen — für Freund und 
Feind unerwartet, in beifpiello® kurzer Zeit erreicht worden. Die Gewalt der 
vollendeten Thatfahen zwingt auch bie widerſtrebenden Elemente, 
fih dem Fluffe der Ereigniffe zu fügen. Unter biefen Verhältnifien 
können wir es mit Freuden begrüßen, baß eine der ſchweren Fragen, welde 
unjere Vergangenheit bewegt bat, im Augenblide aus unferer Diskuffion entfernt 
ift, ih meine die Frage Über bie Größe des Friedensheeres. Wir Ale 
haben es mit Freuden begrüßt, daß Seine Majeftät der König jelbft in ber 
Thronrede andeuten konnte, daß gegenwärtig der Zeitpunkt gelommen if, wo bie 
Laften, welche das Preußiſche Bolt bis dahin allein zu tragen gehabt batte, 
nunmehr auf einen gıößeren Kreis Deuticher Bevölkerung vertheilt werben können, 
und wo das Deutiche Parlament zunächſt die Aufgabe übernehmen wirb, bie 
Frage zu löſen, an ber wir bisher zu einer Löſung nicht gelangt find. 

Meine Herren! Daß wir an biefem Punkt angelommen find, daß wir ein 
Deutiches Parlament — wenngleich zunächſt in beſchränkter Form — als en 
nahes Ereigniß vor uns fehen, wir verdanken es zunächſt, und — fagen wir es 
— daß es jet Wirklichkeit geworden ift, ganz allein den Thaten unires 
Heeres. Meine Herren! Es ſchien beshalb der Adreß-Kommilfion, daß ver 
Allem an die Epite der Aoreffe, melde an Seine Majeftät zu richten if, auch 
biefe Anerkennung in voller offener Weife ausgeſprochen werde. Die Adreß 
Kommiſſion hat aus ben ihr vorliegenden Entwürfen bierfür jenen Paſſus ge- 
wählt, der ihr dem Ausdruck unb dem Inhalt nach der wärmfte zu fein ſchien. 
Sie ſchlägt Ihnen vor, zunächſt den Dank des Landes auszufprechen an bie 
Taufende von Tapfern, welche ihr Leben dabingegeben haben in trener und 
freudiger Pflichterfüllung; Söhne aller Provinzen, Angehörige aller Stände, Ale 
gleich tobesmuthig vom General bi zum gemeinen Wehrmann. Sie fchlägt Ibnen 
vor, den Dank auszufpreden an bie ſämmtlichen überlebenden Streiter des 
ftebenben Heeres, alſo an die waffenfübige Jugend bes Landes, die, zum Theil 
ganz friih in die Armee getreten, jefort in ten fchwerften Feldſchlachten alten 
und friegserfahrenen Truppen entgegengetreten ift und mit ihnen gewetteifert bat 
in bem Ungeſtüm des Angriffs, in ver Kaltblütigleit des Ausbarrens, ın ter 
Schnelligkeit und der Daner der Märſche, in der Ertragung ber jchwerften Ent⸗ 
bebrungen, und babei unübertroffen geweſen ift in ftrenger Mannszucht, in wabrer 
Menihlichkeit und Herzlichkeit gegen Verwundete und Webrlofe, ein Vorbild 
an Kraft, Imtelligenz und Sittlihleit, wie vielleiht niemals 
früher ein ſtehendes Heer es geboten hat. 

Die Kommilfion ſchlägt Ihnen vor, hinzuzufügen den Dank an fü: 
Landwehr, bie reife Dianufchaft des Landes, welhe zum Theil bie größeren 
perjönlihen Opfer zu tragen gehabt hat, melde felbft ta, wo fie mit Biber 
willigkeit in ben Krieg gezogen tft, bem fie Haus und Yamilie, bürgerliche Eriften; 
unb ganze Lebensftelung zum Opfer bringen mußte, doch in dem Augenblide, wc 
es ſich um die Entſcheidung banvelte, überall mit Freudigkeit eingetreten if. 
Ya, meine Herren, wir dürſen es wohl jagen, gerade dieſe Mannſchaft ift e® ge⸗ 
weien, welche dahin nebrängt bat, den Krieg jo jchnell ala möglich zu Ende zu 
führen, gerade dieſe Leute waren es, welche es am fchnellften wünſchten, ten 
Feind zu jchlagen. 

Aber, meine Herren, daß biefes möglich war, wir verbanten es vor Allem 
ben Führern, wir verdanken es den Führer, welche im Kriegsrathe und aut 
dem Schlachtfelbe Überall die Erfolge der Truppen vorbereiteten, welche im opfer- 
muthigen Angriff überall als leuchtende Vorbilder den Truppen vorangingen. 
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Meine Herren, wir verbanlen es vor Allem Seiner Majeftät dem Könige 
jeibft, der nach der Weiſe feiner Bäter die Mühfeligleiten des Lagers, die Ge⸗ 
tabren der Schlacht mit Seinen Truppen theilen wollte, Seiner Majeftät, dem 
es m gleicher Weiſe beichieben war, fowohl die begeifternden Augenblide bes 
Eieges, wie das Elend ber Wahlftatt und der Rriegstpitäler zu jeben. (Bravo!) 

Diefen Allen jei unfer Dank dargebracht voll und warm, ohne Rüdhalt. 
Eagen wir es offen, daß alle Mannfchaft und alle Führer die 
täbnften Hoffnungen bes Vaterlandes weit übertroffen haben. 


Aber, meine Herren, mit eben fo ungetheilter Anerlennung können wir 
gegenwärtig ausiprechen, daß auch bie Erfolge, welche bis jett errungen find, 
nit gurüdgeblieben find hinter ben Anſprüchen, welche wir zunächſt 
‚u machen hatten, ja daß die Ausfichten, welde für bie Zukunft gewonnen find 
turh das, was unmittelbar feftgeftellt ift, jo groß und jo ausgedehnt find, 
ta wir uns der zuverfichtliden Hoffnung bingeben fünnen, es werbe auch 
das Größere gewonnen werden, was gegenwärtig zurüdgeftellt 
werden muß. 

Die Adreß⸗Kommiſſion bat als die Punkte, die gegenwärtig fchon gewonnen 
ind, diefe bezeichnet: Die Auflöſung der Bundesverfaffung, die Auseinanderjegung 
mt Defterreih, die Erweiterung der Grenzen und bes Machtgebietes unjeres 
Staated. Meine Herren, fie bat Ihnen alle diefe Punkte einzeln bezeichnen zu 
mäflen geglaubt, um jedem Einwande begegnen zu können, daß fie etwa an 
heiem oder jenem Punkte zu mäleln babe. 

Aber, meine Herren, auf der andern Seite bat die Adreß⸗Kommiſſion ge» 
ganbt, daß es fich empfehle, gegenüber dieſen Erfolgen nit von Neuem in 
srage zu zieben, ob der Weg, auf dem man zu dem Kriege ge- 
tommen ift, die Billigung Aller findet. Meine Herren, wir wiffen es 
12, es ıft das ein wunder led; aber e8 Tann zu gar feiner unmittelbaren Be⸗ 
ventung führen, wenn wir diefen Punkt etwa bier zu einer weiteren Erörterung 
ringen wollten. Hüten wir uns, den GdKenbienfl des Erfolges zu treiben, 
aber bilten wir und auf der andern Seite aud, die vollendeten Thatſachen nicht 
ala vollendete anfeben zu wollen. 

Ueberfaffen wir e8 ber Geſchichteſchreibung, ihr Urtheil über bie Gefchichte 
dızjes Krieges und feiner Urſachen zu fällen, aber erihöpfen wir nicht gegenwärtig 
unjere Thätigleit, bie, wie ich fchon fagte, der Gegenwart unb der Zukunft be- 
Aımmt fein fol, in einer Diskuſſion Über die Gründe ber Bergangenbeit. 
Wenden wir vielmehr, wie die Thronrede e8 empfiehlt, uns dahin, in einträchtigem 
Zuſammenwirken zwiſchen Regierung und Volksvertretung bie Früchte einzu» 
ammeln, welche gegenwärtig einzujammeln möglich if.” — — — 


Schließlich gelingt e8 den Bemühungen des Abgeordneten 
v. Sorfenbed den folgenden vom Abgeordneten Staven- 
bagen vorgelegten Entwurf faſt zur einitimmigen An- 
nahme zu bringen. 


23. Auguft. Adreſſe des Abgeordnetenhaufeß. 


Allerdurchlaudtigfter, Großmächtigſter König! 
Allergnäpigfter König unb Herr! 
Euer Königlihe Majeftät haben in einem großen Augenblide von weltge- 
Ihihtlicher Bedeutung uns um Ihren erhabenen Thron verfammelt. Unfer Bolt 
reift in Demurh die Gnade Gottes, welche Euer Majeftät tbeures Leben be- 
!Sırmte und fo Großes zu vollbringen zulieh. 
34* 


532 
1866. 


Die großen Thaten, welche unfer tapfere® Heer in wenigen Wochen vou 
Land zu Land, von Sieg zu Sieg, bort bie Über den Main, bier an bie There 
der Hauptftabt Oeſterreichs führten, haben uufer Herz mit freudigem Sefbfigefübl 
und mit lebhaften Dank erfüllt. Wir fpredhen den Dank des Volles aus an bie 
Taufende, welche das Grab bebedt, an bie ſämmtlichen überlebenben Streiter 
bes ftehenben Heeres unb ber in großer Zeit gejchaffenen Landwehr, an bie ein- 
fichtigen Führer, vor Allen an Eure Majeftät felbft, die Sie, in ber entſcheidenden 
Schlacht die Leitung Übernehmend, Noth und Gefahr mit den Kämpfern getheilt 
und dem Kriege durch rafche Führung ein Ziel gejettt haben. 

Bon hoher Bedeutung find fchon jet bie errungenen Erfolge: bie Auf- 
fung ber Bunbesverfaffung, die Auseinanberfegung mit Oefterreih, die Er 
weiterung ber Grenzen und des Machtgebieted nufere® Staates, und bie dadurch 
gegebene Ausfiht, daß in nicht ferner Zeit ein politifh geeintes Deutſchland 
unter Führung bes größten beutfchen Staates fih entwideln könne. 

iefe Srüchte, davon find wir mit Enerer Majeſtät überzeugt, werben nur 
in einträcdhtigem AZujammenwirken zwifhen Regierung und Vollsvertretung zur 
Reife gebeiben. 

Ohne die Sicherung und Ausbildung ber verfaffungsmäßigen Rechte bes 
Volles werben wir nicht zählen bürfen auf die Huldigung der Geiſter unb Herzen 
in Deutidhland, welche allein der Macht Haltbarkeit und Dauer verleiht. 

Gegenüber der Thatfache, daß feit einer Reihe von Jahren bie Staatsans- 
gaben ohne einen zur gejeglichen Feſtſtellung gelangten Staatshaushalts » Etat 
und theilweife im Widerſpruch mit den Beichlüffen des Abgeorbnetenhaufes ge- 
leiftet worden find, gereicht es dem Lebteren zur großen Genugthuung, daß Enere 
Majeftät feierlich auszufprechen gerubt haben, daß bie in jener Zeit geleifteten 
Gelbausgaben ber gefeßlichen Grundlage entbehren, weil biefelbe nur durch das 
nah Art. 99 der Berfaffungs - Urkunde alljährlich zu Staude zu bringenbe Etatt- 
geiet erlangt werben kann. Im Hinblid auf dies Königliche Wort, welches bie 

otbwenbdigleit eines nur unter Zuſtimmung bes Abgeorbnetenhaufes ins Leben 
tretenden jährlichen Stantshaushalte - Geletes, ſowie demgemäß bie Nothwendiglen 
einer für bie Vergangenheit zu erwirlenden Indemnitäts» Erflärung der beiden 
Häufer des Landtages anerkennt, ift das Vertrauen ber Landesvertretung geredt- 
fertigt, daß künftighin durch Die rechtzeitige Feſtſtellung des Staatshanehalts- 
Geſetzes vor Beginn des Etatsjahres jeder Conflict verbiltet werbe. 


| 


Die ben Berathungen des Landtages unterbreiteten —* über bie | 


Fndemnitätsertheilung und bie Finanzen werben wir mit pflichtmä 
in Erwägung nehmen. 

Mit derjelben Sorgfalt werben wir bie freubig unb dankbar begrüften 
Vorlagen über die Einverleibung der mit Preußen zu vereinigenben beuticen 
Lande und über die Einberufung einer VBollsvertretung ber norbbeutichen Bundet 
ftaaten prüfen, vertrauen jedoch, daß, wenn Rechte bes Preußiſchen Volles und 
Landtages zu Gunften eines künftigen Parlaments aufgegeben werben jollen, 
biefein Parlamente auch die volle Ausübung dieſer Rechte gefichert fein wirt. 

Durchdrungen von der großen Wichtigkeit ber gegenwärtigen Epoche fü: 
das ganze beutfche Baterland bieten wir aus vollem Herzen unjere Mitwirkung 


iger Sorgfalt 


zur einheitlichen und freibeitlichen Entwidelung veffelben, welche Die Voriebung 


in Euerer Majeftät Hände gelegt bat. Wir Können uns der Erfenntniß nicht ver- 
ſchließen, baß derſelben noch große Schwierigkeiten entgegenfteben, und baß mi: 


der Gonflituirung bes norbbeutfhen Bundes nicht bis zur Beſeitigung berfelken | 
a 


gewartet werben faun. Aber feſt überzeugt von der Nothwendigkeit eines nationalen 
Bandes zwifchen dem Norden und Süden bes beutiben Baterlanbes, hoffen wir 
zuverſichtlich, daß baffelbe in nicht allzuferner Zukunft gefchaffen werben wirt, 
namentlich dann, wenn bie deutſchen Stämme im Süben die fchon jegt in weiten 
Kreifen daſelbſt empfuntene Gefahr einer Zerreißung Deutfchlands erkennen unt 
dem Bebürfniffe nach einer nationalen feften Bereinigung mit bem Norden einen 
aufrichtigen und unzweibeutigen Ausdrud geben. Ä 
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Königliche Majeftät! 

In allen großen Tagen unferer Preußiſchen Geichichte fanden zu bem 
Geiſe unb ber Kraft feiner Fürſten fich die bes Volles in Aufopferung und 
Hingebung geſellt. So foll es auch ferner unter uns bleiben, und wer möchte 
dann wiber une fein? — 

In tieffter Ehrfurcht verbarren wir 

Eurer Majeftät 
treu gehorfamfte 
das Haus der Abgeorbneten. 


Die Indemnitat, 


13. Auguft. Die Indemnitätd-Vorlage der Regierung. 


Bir Wilhelm, von Gotte8 Gnaden König von Preußen zc., ver» 
onen mit Buftimmung beider Häufer des Landtages der Monardie, 
was folgt: 

— Artifel 1. Der Staatsregierung wird in Bezug auf die ſeit 
dem Beginn des Jahres 1862 ohne gejeglich feftgeftellten Staats» 
haushalts⸗Etat geführte Vermaltung, vorbehaltlich der Beſchluß⸗ 
fafjung des Landtages über die Entlaftung der Staatsregierung 
nach Borlegung der Jahres» Rechnungen, Indemnität ertheilt. 

Artikel 2. Die Staatöregierung wird für das Sale 1866 zu 
den Ausgaben der laufenden Verwaltung biß zur Höhe von Ein⸗ 
bundertvierundfünfzig Millionen Thalern ermächtigt. 

Urkundlich zc. 


Motive: 


„Die Verhandlungen über den Staatshaushalts-Etat jeit dem Jahre 1862 
haben, wie befannt, eine Vereinbarung nicht zum Erfolge gehabt. Die feitbem 
getroffenen Verfügungen über die Staatsmittel entbehren baber ber geſetzlichen 
Grundlage, welhe nad Art. 99 der Berfaffungsurkunde allein in dem jährlich 
ieftzuftellenden Geſetz über ben Staatshaushalt zu finden if. 

Das Geſetz Über den Staatshaushalts- Etat, wenn e8 zu Stanbe gelommen 
wäre, würbe der Staatsregierung zu allen in Gemäßheit beffelben vorgenommenen 
Berwaltungsbandiungen im Voraus bie Ermädtigung gewährt haben. Eine ſolche 
Ermädtigung für Verwaltungsbandlungen, welche in ber Bergangenbeit Tiegen, 
kun der Natur der Sade nad zur Seit nicht mehr ertbeift werden. Um der 
Hührung des Staatshaushalts für die Zeit feit dem Beginn des Jahres 1862 - 
eine gejeglihe Grundlage zu Ichaffen, bebarf e8 daher eines anderweitigen Aus- 
ſpruche der Gefeßgebung, welcher nur auf Ertheilung ber Inbemnität, d. b. auf 
Enthbebung der Staatsregierung von ber Verantwortung bafür, baß überhaupt 
ter Staatshaushalt während der gedachten Zeit ohne gefegliche Feſtſtellung eines 
Etats geführt worben ift, gerichtet fein kann. 

ndem die Staatsregierung das Zeugniß für fih in Anfpruch nehmen 
darf, daß fie bei ber von ihr den Staatsmitteln gegebenen Verwendung nur für 
den Fortbeftand einer geregelten Verwaltung, für Erfüllung ber auf der Staats- 
cafje rubenden Verpflichtungen und für Erbaltung der beftehenden Einrichtungen 
gewiffenhaft Sorge getragen habe, glaubt fie der Zuftimmung des Landtages zu 
tem bie Ertbeilung ber Indemnität ausjprehenden Art. 1 bee Bejek - Entwurfs 
fich verſichert halten zu bürfen. 
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Für das laufende Jahr hat bie Staatsregierung von ber wiederholten Bor- 
legung eine Staatshaushalts- Etats abgefehen. 

Nachdem bie Verwaltung bereits über fleben Monate ohne gefetslich fefige- 
ftellten Staatshaushalts - Etat geführt worben ift, würbe ein Voranſchlag ım 
eigentlihen Sinne uur noch für einen geringen Theil des Jahres aufgeftellt 
werben Finnen. Eine berartige Vorlage aber würbe weber dem Wortlaut bes 
Artilels 99 der Berfaffungs - Urkunde, wonad die Beranichlagung der Einnahmen 
und Ausgaben des Staates für jebes Jahr erfolgen fol, noch ben beſtehenden 
Grundfägen über die Etatsaufftellung und die Rechnungslegung, nach welden bie 
jährliche Etatsperiobe als ein untbeilbares Ganze zu betrachten ift, entſprechen. 
Die Borlegung eines, das gelanimie laufende Jahr umfaffenben Etats dagegen 
würbe iu ein zeitraubeubes Detail der Berathungen führen, welche in bem Br- 
tracht, daß Über den größeren Theil der Jahreseinnahmen bereits durch Beraus: 
gabung verfügt ift, im Wefentlichen nicht erfi vorzunehmenbe, fonbern bereits 
gefchehene Verwendungen zum Gegenftande haben und demnach nur die Erörte⸗ 
rungen anticipiren würden, mit welchen fi) die künftige Rechnungsabnahme zu 
beiehäftigen haben wird. 

Für das Jahr 1867 wird bie Staatsregierung es ſich angelegen fein laffen, 
ven Staatshaushalts-Etat dergeftalt zeitig vorzulegen, baß bie Feſtſtellung beffelben 
noch vor Eintritt der Etatsperiode gewärtigt werben kann. Für das laufente 
Jahr dagegen würbe fie, um für bie Berwenbung ber Staatsmittel eine geſetzliche 
Grundlage zu gewinnen, ben geeignetften Weg in einer Creditgewährung erbliden. 
Demgemäß ift im Art. 2 der Borlage ber Vorſchlag formulirt worten, bie Staate 
regierung zu den Ausgaben ber laufenden Verwaltung, d. 5. zu den fortbauernden, 
fowie zu einmaligen und aufßerorbentlichen Ausgaben, abgefehen von ben burb 
die Kriegführung veranlaßten außerorbentlihen YAufwenbungen, beren Dedung 
zufolge befonders eingebradhten Geſetzentwurfs durch eine Anleihe in Ausfict ge- 
nommen ift, bis zur Höhe von 154 Millionen Thalern zu ermädtigen.“ 


Die Bedeutung des Indemnitätd- Antrages. 
Provinzial» Eorrespondenz vom 8. Auguft 1866. 


„Unſere Regierung durfte der biesmaligen Lanbtagsfeifion von vornherein 
mit ber erfreulihen Zuverficht entgegen gehen, daß der Streit über bie Miftair- 
frage, über das Budget und über bie Verfafſung thatſächlich fein Ende finden 
und nach vier Jahren vergeblicher Berathungen wieder ein Gejeg Über den Staate 
haushalt zu Stande kommen werde. 

Der mächtige Eindrud ber neueflen Siege und Erfolge Preußens, die er 
bebende Einmütbigleit des Preußiichen Volles in dieſer gewaltigen Zeit, fowie bie 
Geſinnungen, welde bei den Wahlen des neuen Abgeotpnetenbaufes zur Gelnung 
gelangt find, laffen an ber erfehnten Ausgleihung bes langjährigen Streites nich 
mebr zweifeln. 

Regierung und Landtag werben zufammenwirken, um eine regelmäßige unt 
rechtzeitige Feſtſtellung des jährlihen Staatshaushaltsgeſetzes wieder zu fichern. 

Indem fomit ber „Berfaffungs- Conflict” für die Zukunft befeitigt wirt, 
erſcheint es an ber Zeit, zugleich auch alle Zweifel und Bedenlen über das Sei- 
tens ber Regierung bisher beobachtete Verfahren der Berfaffuug gegenüber that- 
ſächlich zu erledigen. 

Die Regierung bat, indem fie die Staateverwaltung in ben lebten vier 
Jahren ohne die Grundlage eines Staatshaushaltsgeſetzes fortführte, miemals 
angenommen unb behauptet, daß fie dies auf Grund einer verfaffungsmäßigen 
Berechtigung thue: fie bat vielmehr ihre Ermächtigung dazu jederzeit nur ans 
ihrer Pflicht und Verantwortung gegen den Staat hergeleitet, aus ber Pflicht, hie 
effettie Wohlfahrt unter allen Umſtänden nad beſtem Wiffen und Können zu 

rbern. 

Nachdem die Feftftellung des Budgets in ber Landtags⸗Seſſion 1862 ge- 
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fbeitert war, fagte der Minifter - PBräfident von Bismard in der Schlußrebe 
vom 13. October 1862: die Regierung ſehe fih in bie Nothwendigkeit verfekt, 
den ——— ohne bie in der Verfafſung vorausgeſetzte Unterlage führen 
zu müſſen. 

„Sie iſt fich, fuhr er fort, der Verantwortlichkeit in vollem Maße bewußt, 
die fr fie aus dieſen beklagenswerthen Zuftaube erwächſt; fie iſt aber ebenſo 
ter Pflichten eingedenk, welche ihr gegen das Land obliegen, und findet darin 
de Ermächtigung, bie zur geſetzlichen Feftftellung bes Etats die Ausgaben zu 
bereiten, welche zur Erhaltung ber beftehenden Staatseinrichtungen unb zur 
Förderung der Landeswohlfahrt nothwendig find, inbem fie die Zuverficht begt, 
taß biefelben feiner Zeit die nachträgliche Genehmigung bes Landtages erhalten 
nerden.“ 

Ueber die Bebeutung bieler „nachträglichen Genehmigung” ſprach fich ber 
damalige Finanz⸗Miniſter v. Bobelihwingb in ber Sitzung des Abgeorbneten- 
banſes vom 28. Januar 1863 näher aus. 

Er wiſſe kein anderes Mittel, die ungelöft gebliebene Differenz auszugleichen, 
als durch die nachträgliche Genehmigung des Landtages, — unb die Regierung 
fer ernten Willens, dieſe herbeizuführen. Es handele fich dabei nicht um diejenige 
nachträgliche Genehmigung, welche Artilel 104 der Berfaffung für Etatsüberfchrei- 
tungen forbere: von folder könne Feine Rede fein, weil ja kein Etat vorhanden 
fi. „Alſo auf jenen Artikel fih zu beziehen, fuhr der Minifter fort, kommt ber 
Regierung nicht in den Sinn.” 

„Ste if ſich bewußt, daß die Ausgaben, eben weil fie ber geſetzlichen Grunb- 
lage entbehren, ber nachträglichen gejeglihen Sanctionirung bebürfen. Daß das 
Geſchehene nicht dadurch gerechtfertigt werben kann, daß die Regierung die Aus- 
gaben gemacht hat und nur etwa jagt, fie find erfolgt und daran ift nichts mehr 
zu ändern, fondern daß die Regierung vor den Landtag treten muß und fagen: 
Bir haben dies gethan mit dem vollen Bemwußtfein der Verantwortlichkeit; wir 
beantragen, daß bie Ausgaben geprüft und nachträglich genehmigt werben, ift mir 
unzweifelhaft. — — — — — — IH glaube, daß dieſes Verfuhren ein richtiges 
if und einen Weg barbietet, auf dem es gelingen kann, das, was von Ihnen 
(den Abgeordneten) verfaffungswibrig genannt wird, zu befeitigen. Es ift, darüber 
bin ich nicht zweifelhaft, das Verfahren ber Regierung ein nicht durch die Ber- 
hfiung vorgejebenes, und infofern kann man fagen, ein nicht verfaffungsmäßiges, 
aber ein verfaffungsmwibriges ift es nicht. Ich werde bas jo lange mit gutem Ge⸗ 
wiſſen und ich glaube mit Erfolg beftreiten Können, bis mir eine ausdrückliche 
Berfaffungsbeftimmung nachgewiejen wird, welche für den vorliegenden Fall ein 
Verfahren angiebt.” 

Ueber die Nothwendigkeit des inne gehaltenen Verfahrens fagte der Finanz⸗ 
Rinifter fpäter: 

„Wenn ein Budget» Gefe nicht zu Stande gelommen ift, fo fragt es ſich, 
was geſchehen ſoll. Daß deshalb die Staatsmafdine nicht in Stillſtand gejett 
werden kann, das liegt außer allem Zweifel und es wird auch nicht erwartet 
werden, daß die Regierung dies zugeben bürfe, fie würde fi dann einer uner- 
täglichen Verantwortung unterziehen und würde etwas herbeifllbren, was ben 
Staat ind Verderben zöge.” 

Dieſe Grundfäge und Auffaffungen Hat die Staatsregierung feither unver- 
audert feftgehalten. 

In demjeiben Sinne, in welchem ber Finanz - Minifter e8 damals für noth- 
wendig erflärte, will die Regierung jetzt ausdrüdiih „Inpdemnität” beantragen. 
‚. Die Regierung hält mit gutem Gewiffen daran feit, daß fie nicht ver- 
faffungswibrig gehandelt habe, aber fie weiß, daß ihr Verfahren auch nicht ein 
veriaffungsmäßiges war. Durch bie nachträgliche Genehmigung und Sanctionirung 
Seitens der Landesvertretung foll das Geſchehene in fürmlicher Weife der Ver- 
ung gegenüber gebedt uud in's Gleiche gebracht und hierdurch alle Zweifel 
und Bedenken vom Stanbpunfte der Gejetlichkeit erledigt werben. 
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Die Regierung befunbet damit ihre Achtung vor Verfafſung und Geſetz 
unb giebt thatfächlich den Beweis, daß fie mit berfelben Gewiſſenhaftigkeit bie 
Rechte der Landesvertretung, wie bie Rechte ber Krone zu wahren beftrekt if.” 


Bericht der Budget-Commiſſion des Abgeord— 
netenhbaufes über den Gefegentwurf, betreffen 
die Ertbeilung der Indemnität ıc. 


Berichterflatter Abg. Tweften. 


— „Seit bem Jahre 1862 ift das nah Art. 99 der Berfaffungs-Lrkunde 
unbebingt nothwendige Staatshaushalts - Geje nicht mehr zu Stande gelommen, 
in den Jahren 1862, 1864 unb 1865 hat bas Herrenhaus, unter Zuſtimmung 
ber Staats - Regierung, den Gefeh- Entwurf, wie er aus ben Berathungen bes 
Abgeordnetenhauſes hervorgegangen, abgelehnt; in ben Jahren 1863 urb 1866 
bat die Staats- Regierung ſelbſt durch Schließung bes Landtags vor Durchbe⸗ 
ratbung bes Budgets die Verhandlungen abgebroden. Abgejeben von einigen 
verhältnigmäßig unbebeutenden Differenzpunkten war der Grund für bie mebr- 
jährige Abweichung von der in ber Verfaffung vorgefchriebenen Finanzverwaltung 
lediglich die Weigerung bes Abgeorbnetenhaufes, die Mehrausgaben zu bemilligen, 
welde bie Regierung ſeit der Keorganifation der Armee für biefe verlangte. Auf 
Mopificationen ber getroffenen Heereseimiichtungen und auf Anträge, welde eine 
Verkürzung ber Dienftzeit oder eine Verminderung tes Präſenzſtandes der Armee 
im Frieden bezwedten, wie fie bei ber Beratbung des Militär- Etats und ber 
vorgelegten Gejetz - Entwürfe Über bie Verpflichtung zum Kıiegsbienfte wieberhelt 
geitellt wurben, ift die Regierung nicht eingegangen. Sie hielt ihre Korberungen 
unbedingt aufrecht unb zog die bubgetlofe Berwaltung vor, welche im Laufe der 
Fahre immer vollffändiger eingerichtet wurde. Aus dem Nichtworbanbenfein eines 
Budget⸗Geſetzes folgerte bie Königliche Staats » Regierung ein Nothrecht, die Ber- 
waltung ohne ein folches zu führen, und die Ausgaben zu beftreiten, welche fie 
zur Erhaltung ber beſtehenden Staatseinrichtungen unb zur Förderung ber Landes⸗ 
wohlfahrt für nothwendig hielt; und in ber Plenarfitung am 16. März 1865 
erklärte der damalige Finanz» Minifter fogar, daß die Regierung auch ein von 
beiden Häufern bes Tandtags votirtes Budget-Geſetz nicht zu acceptiren braudk, 
wenn es ihren Weberzeugungen nicht eutfpreche. 


Das Abgeorbnnetenhbaus bat zu allen Zeiten ben Grundſatz ber Berfaffung 
aufrecht erhalten, baf die Staatsausgaben nur auf Grund eines Staatsbaushaltt - 
Geſetzes geleiftet werben dürfen, und wenn dieſes Geſetz ſeit dem Beſtehen ber 
Berfaffung nie vor dem Beginn des Etatsjahres zu Stande gelommen if, fo 
folgerte doch in früheren Zeiten Daraus bie Regierung jelbft nur bie Befugniß, 
bis zur gefeßlichen Feitftellung des Etats diejenigen Ausgaben fortzuieiften, mwelbe 
auf geietlichen Einrichtungen beruhten oder welche als fortbauernbe Ausgaben 
bewilligt waren. Nie ift vor dem Jahre 1862 ber Anſpruch erhoben worten, 
in Ermangelung eines Etats⸗-Geſetzes abgelehnte Ausgaben leiften zu bürfen. 

Gegenwärtig hat die Königlihe Staats Regierung anerkannt, baß bie 
Staatsausgaben nur durch das alljährlih zu vereinbarende Staatshaushaltt- 
Geſetz ihre gejetlihe Grundlage erhalten, und daß bie Regierung in Bezug auf 
die ohne Staatshaushalts » Gejetz geführte Verwaltung ber Inbemnität bebarf. 

Das Wort Indemnität bat im Preußiſchen Staatsrecht noch keine ſeſt 
ausgeprägte Bedeutung, und bie Ertheilung derjelben noch Feine beftimmte Form 
erhalten. Indeſſen kann e8 feinem Zweifel unterliegen, baf der Begriff ber Ja 
bemnität theils die nachträgliche Genehmigung und Gültigerflärung einer ohne 
gefetzlihe Berechtigung vorgenommenen Handlung, theils bie Entbindung von ben 
civilrehtlihen und ftrafrechtlichen einer gefewibrigen Handlung umfaht. 
Die dem jebesmaligen Kalle angepaßten Inbemnitätsacte des engliichen Parlamente 
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yon biefem Begriff in umftänblicher Feſtſetzung ber Folgen gegen Alle, bie durch 
h und That an ber Sache betheiligt find, einen vollftändigen Ausprud. — — — 

Für die Annahme des Gejet- Entwurfs wurde zunächft geltend gemacht: 
varh das Anerkenntniß ber Thronrede, durch bie Nachſuchung ber Inbemnität 
und des Erebits fei die Königlihe Etaatsregierung wieder in verfaffungsmäßige 
Bahnen eingetreten, bamit und burch bie Sufigerung ber rechtzeitigen Borlegung 
des Staatshaushalts- Etats für die zutunft jei Die Möglichkeit der Berftlänbigung 
auf dem Boben der Verfafſung gegeben. Der materielle Streitpunft, bie Orga- 
nation bes Heeres, fei durch bie jeßigen Kriegszuftände, burch die Vergrößerung 
tes Staates und burch die bevorſtehende Hebermeifung ber Militair- Angelegen- 
beiten an das beutjche Parlament außer Frage geftellt, um fo weniger bürfe ber 
Conflict auf dem theoretiſchen Felde fortgeführt werben. Nah den Ereig- 
niſſen dieſes Jahres babe man allgemein wenig Sinn für den 
Öndgetflreit, ber Wunfh bes Lanbes fei unzweifelhaft auf Been- 
digung des Conflicts und Berföhnung mit der Krone gerichtet. 
Eine Berfländigung, welche unter voller Aufrechterhaltung des verfaffungsmäßigen 
Kechts erfolge, und bie nur auf Grund berfelben mögliche Mitwirkung der Volts⸗ 
vertretung an ben gegenwärtigen Aufgaben bes Staates fei um fo bringenber 
geboten, als nach ben großen Erfolgen des Krieges gegen bie Sicher— 
Rellung berfelben und gegen bie neue Geſtaltung Deutfhlanbe 
alle anderen Rückſichten in ven Hintergrund treten müßten. Bon 
dem Auftanbelommen bes voregenben Geſetzes würden auch bie Verhandlungen 
über die außerorbentlichen Geldbewilligungen bbängig fein, da diefe nad ber 
Ratur der Sache und nach wiederholten Frlßeren Erflärungen des Haufes nicht 
bot der verfafjungsmäßigen Regelung ber orbentlihen Finanzverwaltung erfolgen 

nnien. 

Ein Theil der Commilfion wollte dem Gejek- Entwurf die Zuftimmung 
verfagt wiſſen. Die meiften ber wiberfprechenden Mitglieder erklärten fi zwar 
bereit, den nachgefuchten Credit zu bewilligen, woburd ein thatfächliches Enige- 
genlommen bewiefen und ein verfaflungsmäßiger Zuftanb wieder angebahnt wilrbe, 
glaubten aber, die Inbemnität zur Zeit nicht ertbeilen zu können. Seitens ber- 
ſelben wurbe ausgeführt: die Thaten ver Armee hätten nichts mit dem 
Budgetrecht zu thun, das innere Landesrecht müſſe troß aller auswärtigen 
Erfolge feſtgehalten werden; nicht Nachgiebigkeit gegen die Regierung, 
iondern Gefbalten an dem verfajjungsmäßigen Recht werde das 
übrige Dentfhland gewinnen. Wenn man audh einen Strich durch die 
Rehuung ber Vergangenheit machen wolle, dürfe man boch nicht billigen, was 
geihehen, nicht ungeſetzliche Schritte, wie bie Reorganifation ber 
Armee, für die Zukunft genehmigen, nicht die Grundſätze verleugnen, 
riht die Rechte der Vollsvertretung preisgeben. Ein fcheinbarer Friede nlüße 
ists, fondern nur bie wirkliche Herftellung des Rechts. Die Regierung for: 
bere mit Indemnität und Credit mehr Zugefländniffe, als daß fie 
bergleihen mache; ihre Erklärungen und Vorlagen enthielten feine genügenbe 
Eompenfation für bie Indemnität. Der Regierung fei vielleicht ſelbſt nicht viel 
on Indemmität und Erebit gelegen, dann werde ber Staat den alten Weg weiter 
geben. Das Wort Indemnität habe an fich feinen großen Werth, unb das In- 
demnitäts⸗Geſetz jet zunächſt nur etwas Kormelles; erſt durch bie Wieder» 
berfiellung eines wirklich verfaffungsmäßigen Auftandes werde 
ber Conflict beendet. Die Credit⸗Nachſuchung gebe nur einen Anhalt dafür, 
die Prämiffe, daß bie Regierung nicht mehr ohne Ermädtigung das Gelb aus- 
gebe; erft bie wirkliche Keftftellung eines Staatshaushalts⸗Geſetzes fielle dei ver- 
Yflungsmäßigen Zuftand ber, dann fünne man paltiren. Das Zuftandelommen 
tes Budgets für 1867 müffe Daher jedenfalls abgewartet werden, um fo mehr, 
ta dasfelbe wieberum burd das Herrenhaus vereitelt werben könnte, und es fich 
dann fragen würde, ob die Regierung befjen Widerftand brechen ober zurücktreten 
würde, um das Budget verfaffungsmäßig zu Stande zu bringen. 
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Hiernach wurde ber Antrag gefelt: 
Unter zeitweiliger Verweigerung ber Iubemuität nadfel- 
gende Reſolution zu faflen: 

Es bleibt der Staatsregierung Überlaffen, bie geforderte Indem⸗ 

nität nachzufuchen, fobald der verfaffungsmäßige Zuſtand durch bie 

Seftftellung und Publication des Staatshaushalts - Etats für 1867 
eingetreten ifl. 
Der Herr Finanz Minifter erklärte, daß bie Regierung Indemnität und 
Credit nicht trennen könne, vielmehr das ganze Geſetz ale verworfen betrachten 
werbe, falls die Indemnität verfagt würbe, unb bemerkte weiter: die Regie» 
rung fühle fi keineswegs bebrängt, fei vielmehr auch finanziell 
in fehr freier Lage und durchaus nicht zur Nachgiebigkeit ge- 
zwungen; fie wünfcdhe aber Dringend, den Eonflict zu befeitigen 
und die bubgetmäßige Bermaltung wieder berzuftellen; baram 
fude fie außer ber nachträglichen Genehmigung, als dem Weien 
ber Sade, die Indbemnität nad; der auswärtigen Politik wegen 
und ben zweifelhaften europäifchen Verhältniſſen gegenüber fei 
Einigung und Berfländigung nöthig; nachdem fo Großes erreidt 
worden, möge man nidht um ber Bergangenbeit willen bie barge- 
botene Hand zurüdweijen, niht durch Verweiſung auf Pünftige 
Zeit ben Frieden vereiteln. 

Die Commiſſion entjchieb ſich für die fofortige Ertheilung ber Indemnitit 
und lehnte die vorftehende Refolution mit 25 gegen 3 Stimmen ab. Bon ben 
Mitgliedern der Majorität wurde ausgeführt: 

Die Verweiſung auf eine künftige Indemnität fei werthlos, es handele fid 
darum, durch eine Beſchlußfaſſung in ber gegenwärtigen Seſſion die Verſtändigung 
herbeizuführen. Wenn man nicht überhaupt den Miniftern, welche längere Zeit 
hindurch verfafiungswibrig gehandelt, die Inbemnität verfagen wolle, ſei nicht 
abzufehen, warum dieſelbe jett ein Aufgeben bes Rechts, ein Preisgeben ber 
Grundfäge enthalten, dagegen nad ber eriten Feſtſtellung eines Staatshaushalte 
Geſetzes zuläfftg fein folle. Die einmalige rechtzeitige Feſtſtellung gebe feine wei⸗ 
tere Garantie für die Zukunft. Maßgebend müſſe das Wiederbetreten des ver- 
fofjungsmäßigen Weges fein. In dem Vorbericht vom Februar d. I. habe bie 
damalige Bubgetcommiffion nur ausgeiproden, daß die Judemnität micht wäb- 
rend der Dauer einer verfaffungswidrigen Verwaltung ertbeilt werben fönne, unt 
auch die Mitglieder, welche damals bie Berwerfung des Budgets beantragt, hätten 
dies mit der Gewißheit, daß dem Berfahren der Kegierung gegenüber doch kein 
Gefet zu Stande fommen würde, motivirt, aber bie Beratung nicht von jonfigen 
Öarantieen für die Zukunft abhängig gemadt. Es ericheine Inconfequent, einer 
Regierung den Credit zu gewähren und bie Indemnität zu verweigern. Boll. 
kommen beredhtigt jei die Vollsvertretung, Inbemmnität und Credit zu ertbeilen, 
jobalb der Boden ber Berfafjung wieber betreten, ſobald fie nicht mehr durch Ber- 
fagung dieſes Bodens von der Mitwirkung ausgefchloffen werde. Unb nach den 
auswärtigen Erfolgen fei es nit nur politifh rathbfam, ben Con—⸗ 
flict zu beenden, fondern eine Pflicht der Landesvertretung, lid 
pojitiv an den bevorfiehbenden Arbeiten bes Staats zu betbeiligen. 
Das werbe durch die Annahme bes Geſetzes ermöglicht, wenn damit auch nicht 
das Syſtem der inneren Politif der Regierung beleitigt und der Weg erwünſchter 
Reformen gefihert werbe. Eine Billigung des verfaffungswidrig Geſchehenen liege 
in der Indemnität nicht, auch nicht ein Berzicht auf geiegliche Regelung ber Ri- 
Kitairfrage; aber im Ernfte werde [hwerlih Jemand glauben, nad 
ben Ereigniffen dieſes Jahres einen Minifter wegen der Neorga: 
nifation und ihrer Koften zur Verantwortung zieben zu fönnen, 
ja man würde diefelben in den letten Jahren wohl kaum beftritten 
baben, wenn damals der biesjährige Krieg hätte vorhergejeben 
und vorbergefagt werden können. Werbe jest durch den Strid ber In- 
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vemmität der Conflict beendet, jo ſei eine Wiederlehr in ähnlicher Weile nicht 
ba zu befürchten. Der verfaffungswibrige Zuſtand fei auch für die Regierung 
unbequem. Ihre jegigen Erklärungen und Vorlagen, das ausprüdliche Uner- 
kunmiß des Berfafjungsrechts in der Thronrede, das Nachſuchen bes Erebits 
zur ber Indemnität — woran vielfach Anftoß genommen — ließen Recht und 
Serfaffuug fo weit gefihert erjheinen, wie es durch Erflärungen 
geſchehen könne, und wenn jegt die rechtzeitige Vereinbarung bes 
Stantshbaushalts-Gefeges ausdrücklich feſtgeſtellt werbe, fo fei der 
Kampf nicht umfonft geführt, das Berfaffungsrecht durch Das gegenwärtige Geſetz 
sicht preißgegeben, joudern bekräftigt.“ 


Die Annahme des ganzen Gejeg-Entwurfs in 
der von dem Finanz Minifter acceptirten Faſſung erfolgte 
in der Kommiſſion mit 25 gegen 8 Stimmen. 


1. September. Erklärung ded Grafen Bismard in der Sitzung 
ded Abgeordnetenhaujed (nad) einer Rede ded Abgeordneten 
Dr. Virchow gegen die Indemnität.) 


Je aufrichtiger die Regieruns den Frieden wünſcht, um ſo mehr 
jühlen ihre Mitglieder die Verpflichtung, ſich jedes Eingehens auf ein 
Urtheil über die Vergangenheit zu enthalten, ſei es abwehrend oder an⸗ 
greifend. Wir haben in den letzten Jahren unſern Standpunkt von beiden 
Seiten mit mehr oder weniger Bitterkeit oder Wohlwollen vertreten. 
Keiner hat vermocht, den Undern zu überzeugen. Jeder bat geglaubt, 
teht zu handeln, menn er fo handelte, wie er that. Auch in auswär⸗ 
tigen Berbältniffen würde ein Friedensſchluß ſchwerlich zu Stande kom: 
men, wenn man verlangte, daß ihm von einem von beiden Theilen das 
delenntniß vorangehen oflte: „Ich ſehe es jegt ein, ich babe Unrecht 
beit.“ 


Wir wünſchen den Frieden, nicht weil wir fampfunfähig 
iind, im Gegentheil, die Fluth ging mehr zu unferen Gunften 
ald vor Jahren, auh nit, um einer tünttigen Anklage au 
entgehen; denn ich glaube nicht, daß man uns anflagen wird, 
ih glaube nidt, daß, wenn die gefhieht, man uns verurs 
theilen wird. Man bat dem Miniſterium viele Vorwürfe gemacht, aber 
der der Furchtſamkeit wäre neu. 

Wir wünfhen den Frieden, weil das Baterland ihn in 
diefem Augenblid mehr bedarf als früher, weil wir hoffen, 
ihn jegt zu finden; wir hätten ihn früher gefucht, wenn wir gehofft 
hätten, ihn früher finder zu können. Wir glauben ihn zu finden, weil 
Sie ertannt haben werden, daß die Königliche Negierung den Aufgaben, 
weihe auch Ste in ihrer Mehrzahl erftreben, nicht fo fern fteht, als Sie 
vielleicht vor Jahren gedacht haben, nicht fo fern iteht, wie dad Schwei⸗ 
gen der Negierung über Manches, was verihmwiegen werden 
mußte, Sie zu glauben berechtigen fonnte. Aus diefen Gründen glauben 
wir den Frieden jeßt zu finden, und fuchen ihn ehrlich, wir haben Ihnen 
die Hände dazu geboten und der Kommilfions- Antrag giebt uns die 
Dürgichaft, daß Ste in diefe Hand einfchlagen werden. 

Wir werden dann die Aufgaben, die uns zu löjen bleiben, mit Jhnen 


540 
1866. 


in Gemeinschaft löſen. Ich fchließe von diefen Aufgaben Berbeflerungen 
der inneren Berwaltung, Herftellung der regelmäßigen Berfaffimgszuflände 
feineöwegeß aus. Aber nur gemeinfam werden wir fie löfen können, 
indem wir auf beiden Seiten erkennen, daß wir demfelben Bater: 
lande mit demfelben guten Willen dienen, ohne an der Auf 
richtigleit des Anderen zu zweifeln. | 
In diefem Augenblide find aber die Aufgaben der auswärtigen 
Politit noch ungelöft, die glänzenden Erfolge der Armee haben 
nur unferen Einfag im Spiel gewifjermaßen erhöht; wir haben 
mebr zu verlieren als vorher, gewonnen jedoch ift das Spiel 
noch nidt; aber je fefter wir im Innern zufammenhalten, 
defto jicherer find wir, e8 zu gewinnen in dieſem Augenblid. 
Wenn Ste fih im Auslande umfehen, wenn Sie die Wiener Beitungen | 
durchgehen, und zwar diejenigen, von denen befannt if, daß fie die Mei- 
nungen der Saiferlihen Regierung vertreten, jo werden Sie Diejenigen 
Yengerungen des Haſſes und der Aufregung gegen Preußen finden, die 
auch vorher vorhanden geweſen waren, und die nicht wenig Dazu beige 
tragen haben, den Krieg zum Ausbruch zu bringen. Sehen Sie bie 
Bölter von Süddeutfchland, wie fie fih in der Armee vertreten finden, 
da ift der Grad von Berjöhnlichkeit und von Erkenntniß einer gemein: 
famen Aufgabe des gefammten Deutichland gewiß nicht vorhanden, fo 
lange bayerjche Truppen aus dem Eifenbahnmagen meuchlings auf pra- 
Bifche ffigiere hießen. Sehen Sie fih da8 Verhalten der einzelnen 
deutfchen Regierungen an gegenüber den gemeinfam zu errichtenden Ein- 
richtungen; es ift bei einigen vollftändig befriedigend, bei anderen wider: 
ftrebend; gewiß aber ift, daß Sie faum in Europa eine Macht finden 
werden, welche die Konftituirung dieſes neuen deutichen Gefammtlebens 
in wohlwollender Weiſe förderte, welche nicht da8 Bedürfniß hätte, ſich 
in ihrer Weife an dieſer Konftituirung zu betheiligen, fei es auch num, 
um einem der mächtigeren Bundesgenoſſen, wie Sachen, die Möglicteit 
nicht * verkümmern, dieſelbe Rolle noch einmal ſpielen zu können, wie bisher. 
eswegen, meine Herren, iſt unſere Aufgabe noch nicht gelöft, 
fie erfordert die Einigkeit des gefammten Landes der That 
nah und dem Eindrud auf das Ausland nad. Wenn man oft 
gefagt bat, was da8 Säwert gewonnen bat, bat die Feder 
verfpielt, fo habe ih das volle Bertrauen, daß wir nicht hören 
werden, wa8 Schwert und Feder gewonnen haben, ıfl von 
diefer Tribüne vernidtet. 


3. September. Aeußerung des Minifterd, ded Innern Grafen zu 
Eulenburg. 


Meine Herren! Wenn die Regierung um Inbemnität bittet, fo bat fe 
dabei zwei Gefichtspuntte im Auge: erftens ben Wunſch der Entbürbung ven 
einer Berantwortlichkeit, die bisher auf ihr laftete, und dann den Wunſch nad 
Friedensftiftung. Was den erften Punkt anbetrifft, jo kauu ich mir wohl erlauben, 
daran zu erinnern, daß ich vor etwa einem Jahre einmal geäußert habe: „Meint 
Herren! Machen Sie die Militair- Reorganifation nicht zu dem Punkt, an dem 
Sie Ihr Budgetrecht probiren wollen. Es wirb ſich dann zeigen, bag wir in 
der Auffaffung der Budgetfrage nicht fo weit auseinander find, als es den An- 
ſchein bat.” RN glaube, diefer Ausipruch rechtfertigt fich heute. Wir haben auch 
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zu damaliger Zeit niemals bie Idee, von der Kammer Inbemmnität zu verlangen, 
von uns gewiefen. Wir find uns bewußt gewefen, daß wir eine Formverletzung 
begangen hatten und begingen, für welche wir Indemnität nachſuchen mußten. 
Bir find aber barüber nicht im Zweifel geweſen, daß damals der Zeitpunkt noch 
ht gelommen war, darauf zu rechnen, daß fie zu erlangen fein würbe; wir 
glauben biefen Zeitpunkt erft jettt gelommen. Meine Herren! Ich frage: wer 
bätte uns ben Muth gegeben, vier lange Jahre den beftigften par- 
lamentarifhen Kämpfen gegenüber unfere Forderung aufredht zu 
balten, wenn wir nicht das Bewußtfein gehabt hätten, daß wir 
tür eine gute, nothbwendige, füreineunaufgeblide Sahelämpften. 
Son Anfang an find wir ber Ueberzgeugung geweſen, daß die Machtftellung 
Preußens einer Berichtigung bedürfe. Allerdings kann man fagen, ber Dlinifter- 
Brafident bat vor 4 Jahren dieſen Ausweg feiner und unferer Beftrebungen nicht 
vorausgejeben, aber fie lag in unferem Willen. Wir hatten die fefte Leber- 
jengung, daß die Stellung, welche Preußen in Deutſchland ein- 
uabm, unbaltbar fei, und wir haben die Gelegenheiten wahrgenommen, um 
diefe Stellung zu beflern. Der Herr Borrebuer jagte: Hätte Graf Bismard 
ver einem Sabre bie Hand geboten, die er heute bietet, bann flände er unüber- 
mindlih ober doch noch größer da als heutzutage und hätte für Preußen noch 
mebr erreichen Fünnen als jett. 

Meine Herren, ſo ſtehen die Saden nicht. Hätte Graf Bis- 
ward, hätte biefes Minifterium vor einem Jahre ſchon Ihnen 
bie Hand geboten, dann wäre e8 nicht die Hand der Berfühnung 
gemefen, jonbern der geftredte Degen des Beſiegten. Aber, meine 
derren, die Sache bat fich jo geftaltet, daß jerbit von denjenigen Seiten, welche 
ver Regierung bisher entgegen gewejen, anerkannt worden if: die Regierung 
if nit Die Befiegte, bie Regierung ift ſtärker als zuvor, und — 
dennoch bat fie die Hand zum Frieden geboten, und benuod ift aus 
Königlidem Munde der Ruf zur Verſöhnung erſchallt, als die befte Bürgſchaft 
tofür, Daß es ernftlich damit gemeint ift. 

Denjenigen Herren, welche heute noch der Ueberzeugung find, daß wir mit 
tem Willen, die Berfaffung zu verlegen, um zu zeigen, daß fie nicht auch für 
uns Geſetz fei, ben Budgeiſtreit in ber bisherigen Art geflihrt hätten, — verbenfe 
ich es nicht, wenn fie die Indemnität nicht ertheilen wollen. Aber ich hoffe, Sie 
baben aus den Erfolgen und aus der Wirkfamleit, die wir bisher gellbt haben, 
erieben, daß Die Sache fo nicht ſteht. Meine Herren, eine weitere und wärmere 
Tate bat doch aber die Indemnitätsforderung infofern, als fie die Grundlage 
für den zu ſchließenden Frieden zwijchen ber Kegierung und der Bollsvertretung 
ſem fol. Glauben Sie, meine Herren, die Sache fteht nicht fo, daß wir in biefem 
Augenblide nur einen Waffenftillftiand von Ihnen erbäten, und Sie dazu nur 
cuflorderten , um Deutſchland, um dem Auslande gegenüber die von uns über⸗ 
aommene Rolle mit Erfolg weiter fpielen zu können. Meine Herren, es ift fein 
boßer Waffenftillftand, welchen wir verlangen, fondern bie Inbemnität, um deren 
Ertheilung wir Sie angehen, fol, wie Sie aus dem Munde des Herrn Minifter- 
prãſidenten bereits vernommen haben, wirklih die BPrätiminar-©rundlage 
su einem wahren, dauerhaften und fruhtbaren Frieden fein 
zwiſchen ber Regierung und der Bollsvertretung! 


Aenferung des Berichterftatters Abg. Dr. Zweiten. 


— Die Hand wird uns zur Verſöhnung geboten, e8 wird uns ber Boden 
der Berfaffung gewährt. Wir können den Frieden fließen, darum müffen wir 
ihn Schließen. Ja, wir werben ben Bogen auch fünftig nicht zu firaff ſpannen 
türfen. Wollte das Haus den Berfuhd maden, von dem äußerſten Recht, das 
ihm die Berfaffung gewährt, Gebrauch zu maden, dann würde das geltend ge- 
machte Recht zufammenbrechen. Die öffentlihe Meinung unferes Landes bat ſich 
hinbgegeben durch die Stimmung des Heeres, durch die Wahlen, durch das ge- 


542 
1866. 
bobene Gefühl, welches unfer Bolt erfüllt. Die Hunderttauſende unferer Krieger, 
weiche an den beimathlichen Heerb zurüdtehren, bie werben nicht von dem BVudgei⸗ 
fireit fprechen,, jonbern von den Schlachten, die fie gewonnen, unb von ben Er⸗ 
folgen, bie fie errungen. Auf biefe Stimmung und auf biefe öffentliche Meinung 
baben wir Rüdficht zu nehmen. 

Der Rebner wies anf ben großen Römer Scipio hin, der, als er angellagt 
wurbe, flatt jeber Vertheibigung das römische Bolt aufforderte, ihm zu folgen, 
um den Söttern für feine Siege zu danken. 

Annahme der Indemnität mit 230 gegen 75 
Stimmen. 
8. September. Annahme der Indemnitätim Herrenhauſe 
mit Einſtimmigkeit. 


Außerordentlicer Kredit für Militär und Marine. 


6. Auguft. Vorlage wegen Bewilligung eined außerordentlicen 
Kredit bis zur Höhe von 60 Millionen Thalern, durch 


Aufnahme einer verzindlihen Staatdanleihe oder Aus 


gabe von Schapanweijungen, — und Zurüderftattung 
der dem Staatsihap entnommenen Summen auß den 
Kriegsentichädigungen. 

Die Denkſchrift zur Kreditvorlage (d. d. Nikolsburg 
28. Zuli) enthält einen Rüdblid auf die politiide 
Entwidelung jeit dem Frühjahr 1865, im Anjchluffe 
an die dem Landtage damald vorgelegte Denkichrift über 
die Koften des Krieges gegen Dänemark. (Die Denfiärift 
ift eine kurze Necapitulation der oben ausführlich mitge⸗ 
tbeilten Thatſachen und Aktenſtücke.) 


— — — — — 


Die Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes bean 
ſtandete bie Kreditforderung und entſchied ſich für Ab⸗ 
lehnung derſelben: die Ausgaben für Heer und Flotte ſollten 
aus den Kriegsentſchädigungen, aus den Beſtänden des Staat 
ſchatzes und ſonſt verwendbaren Mitteln gedeckt werden. 

Der Finanzminiſter von der Heydt erklärte dies für 
unannehmbar. 

Ein Vermittelungsantrag ging dahin: 


die Regierungsvorlage mit den Abänderungen anzunehmen, daß die nötbigen 
Geldmittel bis zur Höhe von 60. Mill. im Wege des Credits zu beſchaffen find, 
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daß ber Staatsſchatz ans ben Kriegsentihäbigungsgeldern zunädft mit 27°, Mi. 
wieber zu dotiren iſt, daß dem Staatsſchatz, ſobald er über 30. Mil, verfügt, 
weitere Ueberſchüſſe aus den Staatseinnahmen nur mit befonderer Zuflimmung 
ber beiden Häufer bes Tandtags Üüberwiefen, und daß bis zur Höhe des ganzen 
Credits verzinsliche Schatzanweiſungen, auf ein Jahr lautend, ausgegeben werden 
Einnen, wobei es der Regierung jedoch freigeſtellt wird, die Halfte durch eine 
Staatsanleibe zu beichaffen. 


Bertrauendfrage. 


24. September. Erklärung des Grafen Biömard bei der Be- 
rathung der Kreditvorlage im Abgeordnetenhaufe. 


Ih bin leider nit im Stande, meine Herren, diefer wichtigen 
Berbandlung jo zu folgen, wie ich es milnfchte, habe aber doch dem 
Trange nicht widerftehen können, mit wenigen Worten eine Bitte an Sie 
zu richten, nämlich die Bitte, diefe Vorlage weniger vom rechnungsmäßi⸗ 
gen, als vom politischen Standpunkte aufzufafien. Mit diefer Vorlage 
tihtet die Königl. Regierung in der Hauptſache die Frage an Sie, ob 
Cie Bertrauen zu der bisherigen Führung der außmwärtigen 
Politit Haben, ob Sie Zeugniß ablegen wollen für den tefen 
Entfhluß des preußijhen Volkes, die Errungenjchaften des 
legten Krieges feft zu halten und zu vertheidigen, wenn es 
nothwendig jein wird. Ich boffe, dag die legte Nothwendigkeit nicht 
äintreten wird; ich hoffe, daß wir in den nächften Jahren dasjenige, was 
wir und im dieſem Herbſte vorgefegt haben, zum Heile Deutſchlands fried⸗ 
lih werden entwideln können; die Gewißheit davon aber haben wir nicht; 
amtliche Kundgebungen überzeugen uns leider, daß in die Saiferliche Hof- 
burg zu Wien mit dem Frieden der Geift der Verjöhnlichkeit nicht fo, 
mie wir es gewünſcht hätten, eingezogen ifl. Die Tage der ‘Dinge im 
Orient ift Ihnen befannt; wir hoffen, daß fie fich friedlich entwideln 
werde. Wäre dies aber nicht der Fall, meine Herren, jo können die 
Gefahren ſich dort ſehr plöglich zu einer ernfteren europäiſchen Verwicke⸗ 
lung herausbilden. In diefem Falle, wenn mir feine Vollmacht von 
‚Ihnen haben, einen Kredit zu nehmen, find mir in der Lage, dann eine 
Anleihe von Ihnen zu verlangen zu einer Zeit, wo der Geldmartt jchledht, 
mo er vielleicht, wie in diefem Frühjahr, jo gut wie gar nicht vorhanden 
it, mo jede Kundgebung der Königlichen Regierung nach diejer Richtung 
bin öffentlih mit der Vorausſicht des Krieges nothwendig dazu dient, 
die Spannung der Lage zu erhöhen und die Gefahren zu fördern, zu 
einer Reit, wo Schweigen das richtigfte Mittel ift, die Gefahren zu bes 
ſchwören, wo jede Ausſprache von Seiten der Regierung einer verdedten 
oder offenen Herausforderung der Gefahr ähnlich fieht. Treten feine 
Fälle ein, in welden wir auf diejen Kredit zuridgreifen mßten, fo 
fönnen Sie verfichert fein, meine Herren, und ich verjpreche es im Namen 
der Regierung, daß zu anderen Zmeden, als zu denen der Randesvertheis 
gung, keine Verwendungen aus diejem Kredit gemacht werden follen. 
In diefem Sinne, meine Herren, bitte ich Sie, bethätigen Sie durd) 
shre Bewilligung, daß die Verſöhnung der Geiſter, daß die 
Abfiht, gemeinfhaftlic das Wohl des Landes, des engeren 
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und des weiteren Baterlandes, zu fördern, eine aufridtige 
und tief greifende ift, und ſchenken Sie und das Bertranen, 
daß wir diefe Mittel nur benugen werden, um die Bolitif, fo 
wie wir fie begonnen, jo wie Sie, wie ich glaube, in der großen 
Mehrzahl fie gebilligt haben, durchzuführen. 


Bertrauend-Aeuherung bed Abgeordneten Grafen 
von Schwerin. 


Ich habe nur ein paar Worte zu ſprechen, lege aber Werth darauf, fie 
fprehen zu können. Ich glaube mit dem, was ich zu ſagen babe, im wollte 
Uebereinftimmung mit meinen politiiden Yreunden zu fein. 

M.H., wir bemwilligen die von ber Regierung von uns gefor- 
dberte Anleihe in dem Sinne, in welchem die Regierung dies Geſet 
von uns verlangt, in bem Sinne, ber ven Worten bes Herrn Mi— 
nifter-Bräfidenten entfpricht; wir bewilligen fie als einen Bemeit 
bes Bertrauens, weldes wir in bie Führung der ausmärtigen 
Politik der Regierung fegen, ale Beweis der Anertennung deſſen, 
was bisher geleiftet ift, unb als die Zufiderung unferer Unter: 
Rütung in Verfolgung dieſes Weges aud für die Zukunft. | 

eine Herren, als ich 1862 auf diefer Fribiine Veranlaffung hatte, ud 
egen eine Krebitforderung zu erllären, ba ftellte ich zwei Bedingungen anf, bie 
Ur mich vorhanden fein müßten, um eine Bewilligung auszufprechen: entweber 
ein Mares Programm, oder Vertrauen zu den Männern, bie die Politik führen. 
Ich Tonnte damals beide VBebingungen nit als vorhanden anfehen; beute ift et 
anders, und ih kann mit Freuden befennen, daß ih mid geirtt 
babe. Was bie Ziele der Regierung betrifft, jo liegen uns bieje 
jegt Mar vor, fo daß ih und meine Freunde bie Regierung mit 
allen uns zu Gebote ſtehenden Mitteln kräftigen wollen, damit 
fie Die Einheit Deutfhlands und bie Madtftellung Breufßens in 
Deutſchland befeftigen kann. Wir haben zu dem Minifter - Präfidenten 
biefes Vertrauen. 

Ich babe mir 1862 ausdrücklich vorbehalten, daß ich ber Erfte fein würde, 
der feine Anerkennung ausipricht, wenn meine Anſchauung nicht Die richtige fein 
ſollte. Ich halte ben jeßigen Augenblid für geeignet, dieſe Anerlennung bier 
Öffentlich auszuſprechen. Ich balte die Frage nicht für eine finanzielle, fondern 
wejentlich für eine politiide. Ich würde baber bie Anleihe bewilligen, ſelbſt wenn 
fie 90 Millionen betragen hätte. — Dann if es bie Frage des Staatsſchatzes, 
in der wir au auf dem Standpunkt der Regierung fteben. — Nun, nad ale 
dem erkläre ich für mich, und ich denke im Sinne meiner Freunde, baß wir für 
die Regierungsvorlage geftimmt haben würben, wenn nit — mas gewiß ale 
ſehr dankenswerth anerkannt werben muß — von Seiten ber Regierung tie 
ausdrückliche Erflärung abgegeben wäre, daß das Amendement Michaelis un 
Roepell ihr gleichbedeutend ſei mit ihrer eigenen Vorlage. Ans diefen Gründen 
werden wir nun für das Amendement ftimmen. 


x Dei der Abftimmung wurde der von der Staatöregie 
rung gebilligte Vermittelungs-Vorſchlag mit 230 gegen 
83 Stimmen und dad Ganze des Gefeped mit grober 
Mehrheit angenommen. 


Im Herrenhaufe erfolgte die Bewilligung einftimmig. 
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September. Erkrankung ded Grafen v. Bismard an einem 
beftigen Nervenleiden. 


„Provinzial- Correspondenz” vom 19. September. 


„Der Minifter- Pröfident Graf von Bismard, meldher ſchon im 
Binter vorigen Jahres und auch im vergangenen Frühjahr zeitweife uns 
wohl war, leidet gegenwärtig an einem Nüdfall feines Uebels, welches 
durch Die großen Anftrengungen ber jüngften Zeit gefteigert worden ift. 
Dos Leiden äußert fich in heftigen Nervenichmerzen und einer allgemeinen 
Alpannung, zu deren Bejeitigung nach Ausſpruch der Aerzte eine Zeit 
der Ruhe und Erholung erforderlich if. 

Es ift leider nicht mit Beftimmtheit darauf zu rechnen, daß ber 
Minifter- Bräfident an den Feftlichleiten der nächſten Tage (dem feier 
lichen Einzuge der fiegreihen Truppen) wird theilnehmen können.“ 


20. September. Einzug der fiegreichen Truppen in Berlin. 
Graf Bismarck (zum General: Major von der Armee 
ernannt) reitet niit General v. Moltfe und dem Kriegd- 
Minister v. Roon zunächſt vor Sr. Majeltät dem Könige. 
„Brovinzial- Korrespondenz” vom 26. September. 

„Das Befinden des Minifter- Präfidenten Grafen Bismard hatte 
fi in der jüngften Woche ſoweit gebefiert, daß derfelbe an den Einzugs⸗ 
feierlichleiten perfönlich theilnehmen konnte. Der Eindrud der erhebenden 
Feier und der begeifterten Sundgebungen aller Klaſſen der Bevölkerung 
ſcheint eine günftige Rückwirkung auf den Geſundheitszuſtand des hoben 
Staatsmannes geübt zu haben. Derfelbe erfchien am 25. in der Sitzung 
des Abgeordnetenhauſes und hielt bei den Becjanbiungen iiber die Kres 
ditoorlage eine Rede, deren mächtiger Eindrud auf die Berfammlung nicht 
zu verlennen war 

Am 26. ift der Minifter» Präfident nach Pommern abgereift, um 
dort einige Zeit in ländlicher Zurückgezogenheit weiter Erholung zu fuchen.“ 


1. Dezember. „Der Minifter-Präfident Graf Bismard ift fichtlich 
geitärkt von der Injel Rügen zurüdgefehrt.” 


Botation. 


16. November. Vorlage der Regierung: 


„Zur Berleihung von Dotationen an Preußifhe Heerführer, 
welche zu dem glüdlichen Ausgange des letzten Krieges in hervor⸗ 
ragender Weife bei lee Thale wird die Summe von Einer 
und einer halben Million Thalern aus den eingehenden Kriegs⸗ 
entihädigungen bereit geftellt. 

Die Verwendung diejer Summe bleibt Königliher Beftimmung 
vorbehalten.“ 


Ark Biomarck 35 
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Sn der Kommiſſion des Abgeorbnetenhaufes wurde 
geltend gemacht, daß ed geboten erjcheine, an erfter Stelle 
unter den zu dotirenden Perjonen den Minifter- Präfidenten 
Grafen v. Bismarck zu nennen. Ein darauf geridhteter 
Antrag wurde von der Mehrheit angenommen. 

Der Gefegentwurf erhielt unter Zuftimmung der Regie 
rung folgende Faſſung: 


Zur Berleibung von Dotationen an ben Minifter- Präfitenten Grafen 
v. Bismard, in Anertennung ber von ibm fo erfolgreich geleiteten 
äußern Preußiſchen Politik, und an biejenigen Preußiſchen Heerführer, 
welde in dem leuten Kriege zu dem glücklichen Ausgange beffelben in berver- 
ragenber Weile beigetragen haben, die Generale der Infanterie v. Roon, Freib. 
u. Moltke, Herwarth v. Bittenfeldt, v. Steinmetz, Bogel v. Falden- 
ftein, wird eine Summe von Einer und einer halben Million Thalern ans ben 
eingebenben SKriegsentihäbigungen bereit geftellt. Die Vertbeilung diefer Summe 
bleist Königliher Beſtimmung vorbehalten. 


Die Annahme erfolgte im Abgeordnetenhauje mit 219 
gegen 80 Stimmen, im Herrenhaufe mit Cinmüthigfeit. 


Die Kildung der national-liberalen Partei, 


„Provinzial Korrespondenz“ vom 21. November. 


„Die Parteiverhältniffe im Abgeorbnetenbaufe find in einer bebeutfamen Um 
geftaltung begriffen. 

In den leiten vier Jahren ftand der Regierung eine große feft geichloflene 
Oppofitionspartei gegenüber, bie zwar urſprünglich aus den verfchiebenften Geiftern 
und Meinungen zufammengelegt war, die e8 aber flir ihre nächfte und dringendſte 
Aufgabe hielt, den gemeinfamen Kampf gegen bie Regierung um bie vermeintlich 
verlegten Berfaffungsrechte durchzuführen. Bei vielen Gelegenheiten trat e& hervor, 
daß dort Männer vereinigt waren, bie in ihren ſchließlichen Wünfchen unb Zielen 
unter einander theilweife viel weiter gejchieden waren, ale von ber Regierung, — 
das einzige gemeinfame Band, das fie umfchlang, war ber augenblidiihe Wider⸗ 
ſpruch gegen das Verhalten ver Regierung. Bei ſolchen Verbindungen geſchiebt 
es immer, daß die Gemäßigteren von ben Leibenfhaftlicheren mit fortgeriffen 
werben, und fo kam e8, daß in ben letten Jahren bie Regierung bei Allem, was 
fie unternahm, gleichviel ob es die innere oder die Äußere Politik betraf, jene ge 
jammte Oppofitionspartei gegen fich geeinigt fand. 

Die gewaltigen Ereigniffe des letzten Jahres haben nun jener unnatürlichen 
Barteibilbung den Boden entriffen und die Beſonneneren auch in ber bisherigen 

ortichrittspartei auf den Weg hingewieſen, auf welchem allein Erfolge und wahrer 
ortichritt für das Baterland zu erringen find. 

Die Siege unferes Heeres, bie Triumphe unferer Bolitit haben dem Streite 
der lebten 34. unabweislich ein Ende gemacht: als die Regierung inmitten 
ihrer glänzenden Erfolge dem Abgeordnetenhauſe die Hand zur Verſöhnung bet, 
fonnte das Haus um feiner felbft unb um des Landes willen nicht anders, alt 
ohne Zögern einichlagen und den alten Zwiſt begraben. 

Hiermit war das Band zerriffen, welches vier Jahre hindurch die Oppoſitien 
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zijammengehalten hatte; flatt der bisherigen fcheinbaren Einheit traten fofort bie 
verſchieden heiten ber Anfichten und Ziele hervor, und der Zerfall der Fortichritts- 
partei wurde von Tage zu Tage unvermeiblicher. 

Eine Anzahl von Abgeordneten der früheren Oppofition erließ vor Kurzem 
eine öffentliche Erklärung, Durch welche fie zunächft ihr Verhalten bei der Bewilligung 
der Indemnität und der Anleihe nochmals rechtfertigten, zugleich aber den Grund 
zu einer neuen Geſtaltung der Parteien im Abgeordnetenhauſe zu legen fuchten. 

Im Segenfatz gegen bie frühere verneinende Haltung erkennen fie e8 jetzt 
als ihre dringendfte Aufgabe, „ver Regierung in ihrer auswärtigen Politik den 
vollen Beiftand der Lanbesvertretung zu verfchaffen.” Im dem kraftvoll geführten 
Kriege und in feinen Erfolgen fehen fie den erften glüdlihen Anfang zu einer 
wahren Einigung bes beutichen Baterlandes. Den noch drohenden Gefahren gegen- 
über halten fie es für „bie heiligfte Pflicht der Vollsvertretung, vor aller Welt 
den Beiſtand zu befunden, auf welchen jede Regierung in Preußen rechnen barf, 
joweit fie die deutſche Einheit zu fördern und bie Stärke der gefammtbeutfchen 
Macht zu erhöhen bereit iſt.“ Auf das Zutrauen, daß unter der gegenwärtigen 
teitung der ausmärtigen unb militärifchen Angelegenheiten das Beftreben bahin 
gerichtet jei, habe die Regierung einen unabweisbaren Anſpruch erworben. 

In Betreff der inneren Boriit wollen jene Männer zur Wahrung ber ver- 
jaſſungsmäßigen Rechte des Volks auch ferner Wachlamleit üben und neben ber 
gerüfteten Macht und dem Anfehen der Waffen auch eine freifinnige Verwaltung 
erſtreben, aber fie find „feft entichloffen, bie Oppofition nicht hinübergreifen zu 
laſſen auf das Gebiet der deutſchen Politik.“ In dem jetigen großen Moment 
halten fie feine Partei für berechtigt, welche der deutſchen Entwidelung Hindernifſe 
ereite. 

Diefer erften Erflärung find andere noch klarere und beflimmtere gefolgt. 
In einer berjelben heißt es: „Wer den 14. Juni (Preußens Austritt aus dem 
Bunbestag) und den 3. Juli (den Tag von Königgrätz) verichlafen oder vergeffen 
bat, dem tft nicht zu helfen.” 

„Die ſchwer uns auch das Belenntniß wird, — wahr bleibt e8 body: bie 
liberale Partei hat ihren erften Kampf um die Macht, ihren erften Feldzug um 
das parlamentartiche Syftem in Preußen verloren. — — Nicht durch rechthaberiſch 
verneinende Haltung, fonbern durch einen wirkfichen Antheil und ein Berbienft 
um die Wendung der deutſchen Geſchicke unter den Hohenzollern wird bie liberale 
Partei ihre Stellung neu befeftigen, — und, indem fie fih der Krone nothwendig 
madt, die Rechte des Volles färten können. Bismard bat die deutſche Einheit 
unaufhaltfam gemacht, wenn das Volk auf feine Seite tritt, fo lange er dieſe 
Einheit will. Sollen wir nicht in den alten beutichen Fehler verfallen, Alles auf 
einmal zu wollen, fo müffen wir ihn unterftüßen.” 

Jene Abgeorbneten haben hiernach erlannt, baß die Landesvertretung Geltung 
und Anſehen nur erlangen kann, wenn fie fi) wirkliche Verdienſte um das Land 
erwirbt, — und daß dies zunächſt nur durch aufrichtige Unterftügung der Regie- 
rung in ihrer deutſchen Politik möglich ift. Es ift Dies eine entſchiedene Ab- 
wendung von dem früheren fchroffen Widerſpruch gegen die Wege der Regierung. 

Auf Grund folcher Ueberzeugungen find bereit? mehr ala 20 Abgeorbnete, 
größtentheilg Männer von Anjehn und Einfluß in der bisherigen Fortichritts- 
partei, aus derjelben geradezu ausgeſchieden und haben ſich zu einer „neuen na» 
fionalen Fraction“ vereinigt. Sie haben zwar die Abſicht zu erkennen gegeben, 
mit der Kortfchrittspartei in freundfchaftlichen Beziehungen zu bleiben; aber ſchon 
die Thatſache ihres Heraustretens und die erwähnten Kundgebungen, fo wie bie 
beitigen Angriffe, welche die Blätter ber entſchiedenen Fortfchrittspartei gegen 
diefelben richten, laffen keinen Zweifel darüber, daß die Fortfchrittspartei in ihrem 
bisherigen Beſtande aufgelöft iſt. Es beginnt Damit ein neuer Abfchnitt in ber 
Parteibilvung des Abgeordnetenhauſes. 

Die neue nationale Fraction bietet der Regierung ihre Unterftütung zu- 
nachſt nur für die deutfchen Aufgaben an. Wenn aber durch feftes Zuſammen⸗ 
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wirken auf biefem Gebiete eriprießliche Erfolge errungen werben, jo wirb babırd 
hoffentlich auch bie weitere Ausgleihung innerer Gegenſätze unb bie gemeinfame 
Arbeit an ber inneren verfaflungsmäßigen Entwidelung Preußens erleichtert und 
geförbert werben.” 





Graf Sismark und die innere Politik, 


Aeußerungen bed Minifterd ded Innern Graf zu Eulen: 
burg bei der Staatshaushaltsberathung im November 
1866 (während der Abwejenbeit des Grafen Bis marck). 


I. 


Die äußere und die innere Politik. 


— — „Man mußte vorausfehen, in die jehwierigften äußeren Berhältniffe 
bineinzulommen, die ganzen Kräfte des Staates anzufpannen, — und das gegen- 
über einer Oppofitton, wie fie ber preußifche Staat in feinem Parlamente bis dahin 
nicht erlebt hatte, und trotz berjelben. Und weil wir uns auf folde wichtige 
Entfheibungen vorbereiten mußten, kam es barauf an, in jeber Verwaltung bie 
ganze Gewalt anzumenben, bie das Geſetz und die Stellung dem Miniflerium in 
Die Hand an. Unb biefes Gefühl begründete vecht eigentlid Die innere Gemein⸗ 
ſchaft des Minifteriums. Diefes Gefühl erzeugte recht eigentlich ber Präfident 
beffelben, der uns ſtets und ftetS aufforberte, ihn nicht im den einzelnen Zweigen 
ber Verwaltung im Stich zu laſſen, fondern bie Kraft anzufpannen, bamit 
er in bem Punkte wirkſam wäre, den er vorauslommen fah, und 
ber wirklich hinterher eingetroffen ift. Das ift ber befte Beweis bafär, 
daß, wie ich angeführt habe, die Einmüthigfeit des Minifteriums weſentlich bie 
durchlebte Zeit gemadt bat. Wir wirkten auf allen Punkten und konnten bas 
nur thun, wenn wir eben fein Züttelchen von dem aufgaben, was bas Geſetz 
une gefta ie. Daraus folgt von jelbft, Daß, wenn der fchwere Zeit- 
puntt überwunden if, man zu ben billigen Rückſichten zurädgeht.“ 


Do. 
Gegen die Behauptung eined Abgeordneten: 


„Graf Bismard, deſſen fühne und entjchlofjene 
auswärtige Politik im höchſten Grade anzuer— 
fennen ſei, haben für die Fragen Der inneren 
Politik feinen rehten Sinn." — 


„Ih Ferne den Grafen Bismard zu genau, um nicht beftimmt behaupten 
zu Tonnen, daß er ganz eben fo viel Verflänpnig für innere Fragen bat, wie 
für äußere, und baß die Art und Weife, wie er auf ben einen und auf ben andern 
Fall handelt, in ſich in innigfter Uebereinſtimmung fleht. Er gebt von ber lieber 
zeugung aus, baf ein Staat, ber noch im Werben begriffen ift, ein Staat, ber 
eine Zukunft vor fi bat unb vor ſich haben muß, um ſich einen fertigen Staat 
nennen zu können, in Bezug auf die innere Berwaltung fi nicht foviel Freiheit 
laſſen barf, als ein vollftänbig abgerunbeter, fertiger Staat; er unterfcdeidet gan 
beftimmt zwiſchen Staaten wie Englanb, bie Größeres eigentlich nicht erreichen 
können, als was fie jet erreicht haben, und Staaten wie Preußen, namentlih 
vor bem Kriege, welches nur beshalb nach allen Seiten binkte, weil es ein un- 
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fertiger Staat war; unb er hat das mit einem meiner Anficht nach aber jehr 
treffenden Wort bem Vertreter einer auswärtigen Macht gegenüber ausgeſprochen, 
indem er \ogte: „Nur ein ganz fertiger Staat Tann fi ben Luzns einer 
liseralen Regierung geftatten,“ 

Es iſt ein ganz vollfländiges Verſtändniß bet ihm barliber, daß eine liberale 
Regierung für den Regierten unb für ben Regierenden viel bequemer unb viel 
bereihtigter if. Aber um einen Staat liberal zu regieren, muß man ihn haben; 
unb bat er das Bilden und Schaffen des Staates vorausfest, um binterher gern 
suh nach Innen liberal regieren zu können, das finb zwei Seiten, die zufammen 
ben ganzen Mann, ben ganzen Geift und das ganze Verſtändniß bilben. 

Und, meine Herren, in dieſem Sinne, in der vollflänbigen Ueberzeugung 
von der Richtigkeit diefer Auffaffung, haben wir übrige Minifter mit bem Grafen 
Bismard denſelben Strang gezogen, find mit ihm feit vier ober fünf Jahren 
Hand in Hand gegangen. Ob Sie uns irgend ein Verdienſt an demjenigen bei- 
meflen wollen, was erreiht worden ift, das ift uns perſönlich gleichgliltig. Laffen 
Eie uns wenigftens ben Ruhm, ba wir ihm nicht binberlich geweien find, ba- 
burh, daß wir eine andere Politik verfolgt haben, als diejenige ift, bie in ben 
Rahmen ber feinigen bineinpaßt. 

Die Armee» Reorganijation war der Punkt, von welchem ber Konflilt aus- 
ging. Die Armee⸗Reorganiſation aufrecht zu erhalten, inder Ueber— 
zengung, es ſei eine tüchtige Einrichtung, mit der wir einen 
stoßen Krieg beſtehen fonnten, das war bie Idee, welde er ver- 
folgen mußte, um überhaupt mit Sicherheit an eine auswärtige 
Bolitil geben und fih felbft einem entfheidenden Schlage nidt 
entziehen zu können. An die Armee-Heorganifation, an bie große Wiber- 
willigleit dieſes Haufes, derjelben feine Zuftimmung zu ertbeilen, knuüpft fich ber 
ganze Konflikt und alle feine Folgen. Die Wahrheit, glaube ich, ift jo einfach, 
daß fie Niemand beftreiten kann, und boch muß fie taufendmal immer und immer 
wiederholt werben. Die Armee - Reorganifation und ber feſte Wille, fie durch⸗ 
zuführen, ift die Beranlaffung gewejen, weshalb bie Regierung bie Zügel firaffer 
anziehen mußte. Site hat es gethan. Unb mit bem Augenblide, wo biejer Zweck 
erreicht if, wird bie Lage eine durchaus andere, fie wird eine andere für ung, 
fie wirb eine andere für Sie. Und ich kann immer nur wieder barauf zurück⸗ 
lommen: finden Sie ſich doch endlich ba hinein.“ 


In 


Gegen die erneuerte Behauptung: Graf Bismard habe 
- früher den Grundfag aufgeftellt, daß Macht vor Recht gehe. 


„Dieſer Grundſatz von Macht und Redt, ift nirgendbe aus- 
gefproden worden. — Der Abg. Graf v. Schwerin hat damals etwas ge- 
jagt, was ein Stichwort geworben iſt für Parteien und Zeitungen; er bat 
behauptet, der Graf Bismard habe erflärt, Macht gebe Über Recht. Es war 
damals — ich erinnere mich deffen ganz genau — dies ein Mißverſtändniß bes 
Herrn Grafen Schwerin, baß ein ſolches Wort Über Sraf Bismard’s Lippen 
gelommen jei. Ic erinnere mich genau, daß Herr Graf Bismard Folgenbes 
entwidelte: Wenn zwei politiiche Körperfchaften, die nicht vor Gericht ihre Streitig- 
keiten ausmachen könnten, beive im Recht zu fein behaupten und bie gegen- 
jeitigen Behauptungen ftehen ſich einander gegenüber und bie Entſcheibun 
ſchwanke; — wer wird alsdann die Nichtigkeit feiner Behauptungen ins Wer 
jegen können, wenn e8 feinen Richter giebt, ber darüber enticheibet, bie Frage 
darüber doch aber zum Austrage kommen muß, wer enticheibet bann? Dann 
eutiheidet ber zufällige Umftand: wer hat bie Mat? und berjenige, ber bie 
Macht Hat, in deffen Schooß fällt die Berechtigung feiner Anficht. 

Ber kann diefe Anſchauung in ber Welt befireiten? Iſt fie nicht Dasjenige, 
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was wir nad bem letzten Kriege erlebt haben, hat nicht jeber Menſch in beiben 
Staaten, Herrſcher und Untertanen, behauptet: wir finb im vollften Rechte? Ih 
bin überzeugt, daß fämmtliche Bewohner bes öſterreichiſchen Staates behauptet 
baben, wir jeien Räuber unb Mörber, daß wir bort eingefallen ſeien; ebenfo be- 
bauptet bie preußifche Bevölkerung, daß wir im vollen Rechte waren, daß wir 
ungerechterweife von Defterreih angegriffen waren unb mit Defterreich in Krieg 
verwidelt worden find. Wer entſcheidet? Derjenige, der die Macht bat. Diele 
Anfhauung war e8, bie der Graf Bismard damals in das Hans bat geben 
laſſen, und bie den Grafen Schwerin veranlaßte, zu jagen: jetzt haben wir 
gehört, Macht geht vor Hecht. 

Macht geht vor Recht, — ich erinnere mich beffen ganz genau, nur unter 
biefen Borausjegungen, nur unter biefen Anichauungen war bavou bie Rebe. 
Niemals ift es ale Grundſatz weber aus dem Munde bes Herrn Minifter - Brö- 
fiventen, nob aus dem Munde irgend eines andern von uns Allen gelommen, 
niemal® haben wir dieſen politifhen Srundfak anders ausſprechen wollen. Unb 
bag wir nicht bios ben Grundſatz nicht annehmen, ſondern baß wir ihn ferne 
von uns weiſen, felbft in bem Moment, wo wir ihn anwenben konnten, das 
haben wir nad Beendigung bes Krieges gezeigt. 


Rechtzeitige Feſtſtellung des Staatshaushaltsetate. 


18. Dezember. Erflärung de8 Grafen Bismarck vor der Schluß⸗ 
berathung des Staatshaushaltsetats (auf den Antrag: den 
Stat nach den Beichlüffen der Vorberathung en bloc an- 
zunehmen). 


„Wenn der foeben geftellte Antrag die Annahme des Hanfes fände, 
fo würden wir uns zum erften Male feit fünf Jahren in der Loge 
befinden, ein gefegmäßiges Budget zu Stande fommen zu fehen; 
wir würden zum erften Male, feit die Berfaffung in Wirkfamteit 
ift, in der Lage fein, ein folches Budget vor Beginn des Jahres, für 
welches es beftimmt ift, zu Stande zu bringen. 

Diefe8 Budget, fo wie es liegt, läßt mejentliche Forderungen ber 
Negierung unerfüllt, durch deren Nichtbewilligung die Führung der Re 
gierung, mern auch nicht unmöglich gemacht, aber in einzelnen Zweigen 
wefentlich erſchwert wird, Forderungen, deren Nichterfüllung unferer An- 
fiht nad) weſentlich die Intereſſen des Landes benachtheiligt. Ich darf 
die einzelnen Poften nicht aufzählen, ich beftätige nur wiederholt, daß die 
Regierung Nichts gefordert hat, deſſen fie nicht zur Juhrung ber Geſchaͤfte 
ehrlich zu bedürfen glaubte. Wenn nichtsdeſtoweniger die Regierung ver⸗ 
ſuchen will, mit dieſem Budget die Geſchäfte das Jahr hindurch zu führen, 
jo geichieht dies, um ihre Achtung vor den Beſchlüſſen diefes 
Haufes zu betbätigen, um ihren Ernft zu bethätigen, mit dem 
fie gefonnen ift, da8 Budgetrecht dieſes Haufes anzuerkennen, 
und den Ernft, mit dem fie den Entſchluß ausgeſprochen hat, 
mit Ihnen gemeinfam an dem gemeinfamen Werke fortzu- 
arbeiten. 

Es würde dann unfere Berfaffung eine ſchwere fünfjährige Prüfung 
fiegreich beftanden haben und wir würden auf den Weg beiderfeitiger Ber: 
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Rändigung uns begeben haben, den die Regierung vor Fahren fchon als 
die Orundbedingung alles Berfafjungslebens bezeichnet hat, den Weg der 
gegenfeitigen Nachgiebigleit, der gegenjeitigen Anerkennung. 

Um dieſes gel zu erreichen, um Ihnen gleichzeitig das Pfand zu 

ven, daß die Hegierung es ehrlich meint, erkläre ich in Namen der 

egierung, daß, wenn —* Budget, wie es nach den Vorbeſchlüſſen des 
Hauſes jegt vorliegt, en bloc angenommen wird, die Regierung verſuchen 
med, mit diefem Budget, nachdem es zu Stande gelommen, Ihren Ab» 
fihten und den ftaatlichen Möglichkeiten entiprechend, das Verwaltungs» 
jahr zu durchleben, und im folgenden die genauer aufzullärende Sammer 
anzucufen, ob fie dann nicht für gut findet, uns, was fie uns heute vor⸗ 
enthalten, zu bewilligen.“ 


Dad Haus wied einen Verſuch ded Abg. Virchow, die 
Milttärfrage nohmald zur Erörterung zu bringen, mit 230 
gegen 92 Stimmen zurüd, und genehmigt den Etat im 
Ganzen mit allen gegen 5 Stimmen. 


22. Dezember. Erklärung deö Grafen von Bismarck im 
Herrenhaufe. 


„Die Regierung hat fi im anderen Haufe bereit Darüber erklärt, 
weshalb fie diefem Etat, obfchon er ihrer Meinung nad weſentliche Be- 
dürfniffe nicht erfüllt, zuſtimmt. Sie ıft fi) dabei bewußt geblieben, daß 
jie Teine Ausgaben gefordert bat, deren Bewilligung nicht im Intereſſe 
de3 Yandes nützlich geweſen wäre. Sie bat diefe Bemilligungen nicht 
alle erreicht, hat aber daraus kein Motiv entnehmen fünnen, den Conflict, 
der jeit 5 Jahren auf dem Lande laftete, zu erneuern und das Buftande- 
kommen des Budgets zu hindern. Sie hat lieber die Gelegenheit ergriffen, 
den Conflict zum Abſchluß zu bringen, in der Ueberzeugung, daß es im 
conftitutionellen Leben nicht nliglic ift, alle Dinge auf die Spige zu 
treiben. Das Berfafjungsleben kann niht nah mathematifchen, 
niht einmal nad juriftifhen Regeln beurtbheilt werden. Es 
it eben ein beftändiger Sompromiß- Ich halte es für ein Glüd 
für da3 Land, namentlich unferen Beziehungen zum Auslande gegenüber, 
die mir am nächſten Tiegen, daß der Conflict sejöloffen ift, daß ſogar die 
große Mehrzahl unferer entjchiedenen Gegner diefem Friedensſchluß bei- 
geſtimmt haben. Ein Friedenzichluß erfüllt niemals alle Wünfche, wird 
niemals allen Berechtigungen gerecht, — ich kann fagen, felbft der glor- 
reiche Friedensſchluß, den uns die Vorſehung in diefem Fahre hat machen 
laſſen, läßt nach manchen Richtungen etwas zu wünichen wi was man 
al3 umerreicht bedauert. Nichts deſtoweniger ift e8 ein glüdlicher Frie⸗ 
densichluß; und fo hat die Regierung auch im Innern die Genug- 
tbuung, die fie darüber empfindet, daß ein Zwift, der die ru- 
bigen Gemüther im Lande bedrüdte, abgeichloffen ift. 

Was die einzelnen Ausgaben betrifft, die die Negierung theild für 
unentbehrlich, theils für nützlich hält und die ihr von dem andern Haufe 
verfagt worden find, fo bat da8 andere Haus durch die Faſſung jeines 
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Beichluffes felbft bekundet, daß es bei diefer Abſtreichung vorausfiebt, daß 
nad) irgend einer Richtung Hin auf dem Wege der Etatsitberfchreitung 
das verlürgte Bedüurfniß feine Befriedigung wird fuchen müſſen.“ 


Sn Nebereinftimmung mit diefer Auffaffung begmügte fid 
da8 Herrenhauß, feine Bedenken nur in einer ausdrüdlicen 
Erklärung hervorzuheben, ertheilte aber zugleich, um das 
Zuftandefommen ded Staatshaushalts nicht zu hindern, dem 
Geſetze, wie es aus den Beichlüffen des Abgeorbnetenhaufes 
hervorgegangen war, feine Zuftimmung. 

„Brovinzial» Correspondenz”“ vom 27. Dezember. 

„So ift denn einer ber bebeutenbften Erfolge für bie Entwidelung und 
Kortbilbung unfere® Verfaffungslebens nunmehr gefichert. 

Mit ber Wieberberftellung des geſetzlichen Auftanbes in ber Staatehaus- 
balts + Verwaltung überhaupt ift zugleich erreicht, was feit Grünbung unferer Ber- 
faffung unter der liberalen Regierung ebenfo wie unter der früheren confervativen 
vergeblich erftrebt worden war: eine rechtzeitige Feitftellung bes Staatshaushalts. 

Der nad jahrelangen Kämpfen mühfam errungene Erfolg wirb gewiß aud 
in Zukunft von allen Theilen forgfid gewahrt unb nicht feichthin wieber preiß- 

egeben werben. Das biesmalige Gelingen wirb ein neuer Antrieb mehr für bie 
egierung, wie für bie Landesvertretung fein, auf ber Bahn einer eriprießlichen 
Entwidelung unjerer Berfoflung durch aufrichtiges und gewiſſenhaftes Aufammen- 
wirken für das Wohl bes Landes auch, ferner fortzufchreiten.“ 


52. Bie Bereinigung der neuen Sandestheile mit der 

Preußiſchen Monarchie. | 

Die Annerion von Hannover, Kurheſſen, Naſſan und 
Fraukfurt. 

16. Auguſt. Königlihe Botſchaft, betreffend die Vereinigung 
bed Koͤnigreichs Hannover, ded Kurfürftentbums Helen 
ded Herzogthums Naffau und der freien Stadt Frankfurt 
mit der Preußiihen Monarchie. 

„Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. thım 
fund und Inge hiermit zu wiflen: | 

Die Aegierungen des Königreich Hannover, des Kurfürftentfums 
Heflen und des Derzogthum Naſſau, fowie die freie Stadt Frankfurt 
baben fich durch ihre Theilnahme an dem feindlichen Verhalten des che 
maligen Dunbeitage® in offenen Kriegszuftand mit Preußen verfegt. Sie 
baben ſowohl die Neutralität, als dad von Preußen unter dem Berjpreden 
der Garantie ihres Territorials Beftandes ihnen wiederholt und noch in 
letzter Stunde angebotene Bündnig abgelehnt, haben an dem Kriege 
Defterreiche mit Preußen thätigen Antheil genommen, und die Entjcheidung 
des Krieges über ſich und ihre Länder angerufen. 
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Diefe Entjcheidung ift nach Gottes Rathſchluß gegen fie ausgefallen. 
De politiſche Nothwendigkeit zwingt Uns, ihnen die Regierungs⸗ 
gemalt, deren fie durch das fiegreiche Bordringen Unferer Heere entkleidet 
find, nicht wieder zu übertragen. 

Die genannten Länder würden, Falls fie ihre Selbftftändigleit be- 
wahrten, vermöge ihrer geographifchen Tage bei einer feindfeligen 
oder auch nur zweifelhaften Stellung ihrer Regierungen der Breußifden 
Bolt und militairiſchen Action Schwierigkeiten und Hemmniſſe bereiten 
Iinnen, welche meit über da8 Maß ihrer thatſächlichen Macht und Bes 
deutung hinausgingen. Nicht in dem Berlangen nad) Yändererwerb, fon- 
dern in der Pflicht, Unfere ererbten Staaten vor wiederfehrender Gefahr 
u ſchützen, der nationalen Neugeftaltung Deutſchlands eine breitere und 
—* Grundlage zu geben, liegt für Uns die Nöthigung, das Königreich 
Sannover, das KHurfürftentbum Heflen, das Herzogthum Naflau und die 
freie Stadt Frankfurt auf immer mit Unferer Monarchie zu vereinigen. 

Wohl wiflen wir, daß nur ein Theil der Bevölkerung jener Staaten 
mt Uns die Ueberzeugung von diefer Nothmendigfeit theil. Wir achten 
und ehren die Gefühle der Treue und Anhänglichkeit, welche die Bewohner 
derjelben an ihre biöherigen Yürftenhäufer und an ihre felbftftändigen po» 
litiſchen Einrichtungen knüpfen. Allein wir vertrauen, daß die lebendige 
Betheiligung an der fortfchreitenden Entwidelung des nationalen Gemein- 
weſens ın Berbindimg mit einer fchonenden Behandlung berechtigter Eigen» 
thümlichleiten den unvermeidlichen Uebergang in die neuere größere Ges 
meinſchaft erleichtern werde. 

Die beiden Häuſer des Landtages fordern Wir auf, die zur beab⸗ 
ſichtigten Vereinigung erforderliche verfaſſungsmäßige irn nigung u er⸗ 
theilen und laſſen deten zu dieſem —* den beifommenden Geſetz⸗ 
Entwurf zugehen.“ 

Gegeben Berlin, den 16. Auguft 1866. 

(L. 8.) Wilhelm. 
d. Bismarck. v. d. Heydt. v. Roon. Itzenplitz. v. Mübhler. 
Graf zur Rippe. v. Selchow. Graf Eulenburg. 


Gejeg-Entwurf und Motive. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc., verordnen 
mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monardie, was folgt: 
1 


Wir übernehmen für Uns und unfere Nachfolger auf Grund des 
Artikel 55 der Berfaffungs - Urkunde für den Breußitihen Staat die Res 
terung über das Königreih Hannover, das Kurfürſtenthum Hefien, das 
—** Naſſau und die freie Stadt Frankfurt. 

8.2 


Die definitive Regulirung der Beziehungen diefer Länder zu dem 
Preußiſchen Staatsgebiete auf Grund des Artikel 2 der Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
tunde erfolgt mittelft befonderen Geſetzes. 

3 


Das Staats⸗Miniſterium wird mit der Ausführung des gegenwär⸗ 
tigen Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich ıc. 
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Motive. 


Die Regierungen des Königreich Hannover, des Kurfürſtenthums 
Heflen und des Herzogthums Naffau, fo wie die freie Stadt Frankfurt 
haben dur) ihre bebarrliche Ablehnung der von Preußen vorgejchlagenen 

eform des deutſchen Bundes und durch den offenen mit dem Zwede 
der Bereitelung derjelben unternommenen Krieg bewielen, daß auf ihre 
Mitwirkung zur Befriedigung der nationalen Bebürfniffe und berechtigten 
Wünfhe des deutſchen Volkes nicht zu rechnen iſt. Sie haben damit 
ihren Fortbeſtand unmöglih gemacht, indem fie gezeigt haben, daß ber» 
felbe mit der Erreichung befriedigender Zuftände der deutfchen Nation 
umvereinbar ift. 

Neben diefer Unerträglichkeit mit einer Neconftruction Deutſchlands 
auf nationalen Grundlagen würde der Fortbeftand diejer Staaten eme 
fortdauernde Gefahr für Preußen in fich fehliegen. Die legten Ereignifie 
haben gezeigt, wie groß dieſe Gefahr ift, indem Preußen fi gendihit 
gefehen hat, im Augenblid eines, die ganze Kraft der Nation in Aniprud 
nehmenden Krieges gegen eine ebenbürtige Großmacht, einen bedeutenden 
Theil feiner Streitkräfte zur Occupation jener, e8 im Rüden und von der 
Seite bedrobenden Länder zu verwenden. 

Diefer Zuftand darf nicht wiederfehren. Er muß für immer be 
feitigt werden. 

Seine Majeftät der König hat Sich daher entjchloffen, zur Sicher: 
ſtellung der eigenen und der Übrigen deutichen Lande von dem durd bie 


Fügung der Borjehung Ihm verliehenen Rechte Gebraudy zu machen und 


die Regierung über die gegenwärtig von Preußiſchen Truppen occupirten 
und in Preußifcher Verwaltung befindlichen Xerritorien des Königreihs 
Hannover, des Kurfürſtenthums Heſſen, des Herzogthums Naflau und 
der Stadt Frankfurt a. M. mit ihrem Gebiet auf 
ber Berfaffung zu übernehmen. 
Die Herzogthümer Holftein und Schleswig hat Seine Majeftät der 
König bisher in gemeinjamem Recht mit Seiner Majeftät dem Kailer 
von Defterreich aut Grund des Wiener Vertraged vom 30. October 1864 


rund des Art. 55 | 


befefien. Nachdem Seine Majeftät der Kaifer Sich bereit erflärt bat, 


alle ihm aus diefem Vertrage zuftehenden Rechte auf Seine Majeftät ben 
König zu übertragen, wird Seine Majeftät der König, fobald der Friede 
mit Oeſterreich ratificirt fein wird, die Regierung auch diefer beiden Her: 
ogthümer definitiv übernehmen. Wenn die nörblichften Diftricte des 
ersogthumß Schleswig in freier Abftimmung den Wunſch ausipreden 
follten, mit dem Königreich Dänemark vereinigt zu werden, jo wirb Ge. Ma⸗ 
jeftät der König diefem Wunſche ftattgeben. 

Die individuellen Berhältniffe und Befonderheiten der neu erwor⸗ 
benen Ränder und Landestheile werden eine vielfache Berüdfichtigung er- 
fordern, deren Tragmeite fi) noch nicht überfehen läßt. Es ift der Wille 
Seiner Majeftät des Königs, den wirklichen Bedürfniſſen gerecht zu werden, 
und die billigen NRüdfichten auf berechtigte Eigenthümlichleiten mit den 
Sorderungen des allgemeinen Staatswohl8 und der Gerechtigkeit gegen 
alle Seine Untertbanen auszugleichen. Deshalb konnte die fofortige Auf- 
nahme diefer Länder in dag Preukitche Staatsgebiet nicht erfolgen, viel 
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mehr muß es einer hoffentlich nahen Zukunft vorbehalten bleiben, die 
fämmtlichen unter der Herrichaft des Königs befindlichen Lande in ein 
Ganzes zu vereinigen, fobald die neu erworbenen Länder durch das jetzt 
einzurichtende Uehergangsſtadium dazu vorbereitet fein werden.“ 


16. Auguft. Worte des Grafen Bis marck bei Einbringung der 
Borlage. 


„Nachdem der König jelbft zu Ihnen über die Sache gefprochen, 
wird e8 mir nicht geziemen, in dieſem Augenblide meine eigene Auffafjun 
näher zu entwideln und den Königlichen Worten eigene Hinzu ufügen. J 
erlaube mir nur Ihre Aufmerkſamleit darauf zu lenken, Ai der Inhalt 
des Geſetz⸗ Entwurf den jetzt zu fchaffenden Zuſtand auf der Bafis des 
Art. 55 als einen Uebergangszuftand dharalterifirt, der nicht als der de⸗ 
fmitive gedacht wird. Die Königliche Staat3-Regierung hält einen ſolchen 
Uebergangspunkt für zwedmäßig, um die völlige Einverleibung diefer 
Yänder in die Preußiihe Monarchie in derjenigen fchonenden Weiſe vor⸗ 
zubereiten, welche die Königliche Botſchaft in Ausſicht ſtellt. Wir glauben, 
daß die Bewohner jener Bänder jelbft fi in Kurzem, wenn die Ent» 
Ibeidung der Königlihen Staat3-Negierung in der Art feftgeftellt fein 
wird, wie es durch ein folches Geſetz gefchieht, mit dem Gedanken noch 
volftändiger befreunden werden, als dies bisher geicheben ift, und daß 
der Yandtag mit Vertrauen in die Hand Seiner Majeftät die Machtvoll- 
Iommenbeit werde legen wollen, in jenen Ländern Diejenigen Modifica⸗ 
tionen ihrer bisherigen Einrichtung und Berfaffun eingubzingen oder zu 
geiegmäßiger Entjcheidung vorzubereiten, welche ihre erſchmelzung mit 
dem Preußiſchen Staate werden erleichtern können. Ueber die Herzog» 
thämer Schledwig und Holftein ift in dieſem Gefeg- Entwurf nichts gejagt, 
mel ihre Einverleibung bedingt ift durch die Ratification des mit Oeſter⸗ 
reich in gegenmwärtigem Augenblid verhandelten Friedens, und wir werden 
ene Borlage darüber erft machen können, wenn der Friede ratificirt ift, 
ebenfo wie über andere Begenftände, deren Geihid im Augenblid noch 
hs den Friedens - Verhandlungen mit den übrigen ſüddeutſchen Staaten 
abhängt.“ 

Aus dem Kommiſſionsbericht ded Abgeordneten- 
hauſes: 


„Die Königliche Botſchaft und die Geſetzes⸗Vorlage verkündigt die Ver⸗ 
einigung der Lande des Königreichs Hannover, des Kurfürſtenthums 
en, des Herzogthums Naſſau und der freien Stadt Frankfurt mit der 
reußiſchen Monarchie und ſpricht damit zugleich aus, daß die bisherigen 
Dynaftien in jenen Rändern zu regieren aufgehört haben, diefe ſelbſt aber 
vor Zerreigung und Zerftüdelung bewahrt find. 
ie Commiſſion erfannte darin den Beginn eines neuen Abjchnitts 
nationaler Entwidelung, und nahm die Königlihe Botſchaft und die 
Geſetzes⸗Vorlage mit hoher Befriedigung auf. Vollſtes Einverftändniß 
über die Aufgaben, melche der Preußiſche Staat an der Hand dieſes 
Grjepes zu (öfen bat, begleitete die Verhandlungen zwilchen der Staats⸗ 
Regierung und der Commiffion von Anfang bis zu Ende. 
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Erllärungen ded Grafen Bismarck in ber Kom: 
milfion (nad dem Kommilfiondberidht): 


„Der Minifter-Präfident nahm das feiner Anficht nach vbllerrechtlich 
anerkannte Recht der Eroberung mit vollfter Wirkung für Breußen im Anſpruch. 

Aus dem Schooße der Sommilfion wurde entgegnet, daß der Pras= 
Kifhe Staat ſich nach einem anderen Rechtstitel als dem der Eroberung 
umſehen müfle. Das fei die nadte Gewalt, welche in der Gegenwart zur 
Rechts⸗ und Staatsbildung nicht mehr ausreiche. Stein neuerer Böller- 
rechtölehrer vertrete dieſen antiquirten Standpunkt. Die Friedend- Präli- 
minarien von Nicoldburg gewährten doch der im dänifchen Kriege unter- 
morfenen Bendlferung der nördlichen Diftricte von Schleswig das Recht 
freier Abftimmung. Die Sanction des deutſchen Volles, zur Zeit aller- 
dings nur vrepräjentirt in dem künftigen Reichſstag des norddeutſchen 
Bundes, ſei jenen Nechstitel der Eroberung zu legitimiven im Stande. 

Der Herr Minifter- Präfident verwahrte fi) gegen den Borwurf der 
nadten Gewalt und rechtfertigte die Eroberung mit dem Recht der deut. 
[hen Nation zu eriftiren, zu athmen und fich zu einigen, zugleid 
aber mit dem Recht und der Bflicht Preußens, Dieter deutichen Nation 
die für ihre Eriftenz nöthige Baſis zu liefern. Sodann hob er hervor, 
daß Ddiefe Ungelegenbeit nicht noch Wochen und Monate in der Schwebe 
bleiben dürfe und dag im Falle kriegerifcher Verwidelungen ber Parlo- 
mentsbeſchluß von feinem Nuten fein würde. 

— — Was die völferrehtlihe Wirkung der Eroberungen für die 
inneren Rechtszuſtände der eroberten Länder anbetrifft, jo erflärte bie 
Königliche Staats Regierung fi dahin, daß fie die bisherigen Berja' 
jungen und die durch fie begründeten ftaatliden Einrichtungen in den erd⸗ 

erten Rändern als erlojchen betrachte: Berfaflung und Dynaftie ſei von 
einander untrennbar, in Hannover die Dynaftie viel älter, als die Ber- 
faffung; mit jener fet auch dieſe bejeitigt. Auch die neuere Doctrin des 
Vöolkerrechts hält nur das Privatrecht des Volkes und die Damit zufammen 
hängenden Einrichtungen unbedingt aufrecht. Die Commiſſion ſchloß fid im 
ihrer Mehrheit der Anficht der Staat8-Regierung an; für einzelne Mitglieder 
war die Erwägung mit maßgebend, daß eine jede Staats -Berfaflung fi 
auf einen beftimmten Staat beziehe, deſſen Eriftenz und Selbftftändigkeit 
poraußfege, und mit dem Untergange des Staates von felbft zufammeufolk. 

Die Real⸗Union Inüpfe ein ungleich innigere8 und fefteres Band 
und gewähre auch wegen der zur Eöjung nothmendigen Zuftinnmung ein 
von perjönlichen Empfindungen nicht geleiteten Vollövertretung die Bürz 
ſchaft der Dauer. 

Der Herr Minifter- Bräfident bob hervor, daß es ſich hier um ame 
über jeder Parteifrage ftehende, die Größe Preußens betreffende Geſehtes⸗ 
vorlage handele. 

ie Perſonal⸗Union ſei fir die Preußiſche Regierung auf die 
Dauer nicht wünſchenswerth und zur Eutwicklung wahrer nationaler Kraft 
nicht geeignet. Wenn bei Lauenburg die Form der Berfonal-Uuion ‘ 
wählt worden, fo jei dies ein Act der Courtoifie gegen diefen Erk- 
ling Preugifcher Erwerbungen geweien, auß weldem feinerlei Um 
bequemlichleiten für den Preußiſchen Staat hätten erwachſen können 
Vollig unausführbar aber fei es einfchlieglih Schleswig⸗Holſteins mt 
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ſecht verichiedenen Ländern von bedeutender Ausdehnung und ſehr ver 
ſchiedenen Eigentbümlichleiten eine Perjonal-Union auf längere Zeit fort- 
zuführen; das fei eine unregelmäßige Schöpfung, welche zur Stärkung 
Preußens nicht geeignet fei. 

In Betreff der Frage einer einftweiligen Dictatur oder der fofortigen 
Einführung der — erflärte der Miniſter⸗Präſident, daß die * 
se ' Sinführung der Berfafjung in den neuen Landestheilen unauß- 

rhar ſei. 

Die Königlihe Staats» Regierung wünjche für die Zwifchenzeit nicht 
blos das Recht, Königliche Verordnungen, wie fie auf Grund der Ver⸗ 
jaffungs⸗Urkunde innerhalb Preußens ftatthaft feien, zu erlaffen, fondern 
eine ehrliche Dictatur, das heißt das Hecht anzuordnen, waß im Ueber» 
litmgsfadium zum Beften jener Länder nothwendig fei und zu befeitigen, 
was diefem Beften widerſpreche. Bor allen Dingen müffe die Preußiſche 
Rilitair⸗ Berfaflung zur Ausführung gebracht werden, um die Wehrkraft 
der eroberten Länder für Preußen verwerthen zu können. Die Mittel 
md Wege biezu müſſe ſich die Regierung zunächſt allein vorbehalten, da 
fe am beſten über die dortigen Verhältniffe unterrichtet fe. Das Ab⸗ 

tönetenhau® möge bderjelben vertrauen, da eine Berfchiedenheit des 
* faum denkbar jei. 

Daß die Verfaſſung ihr geftatte, einzelne Artikel außer Kraft zu 
ichen, biete der Negierung keinen mwünfchenswerthen Ausweg. Es miürde 
eu Geſtändniß der Unficherheit darin liegen, wenn nad) oder gleichzeitig 
mt der Einführung der Berfaffung fofort Ausnahme» DMaßregeln oder die 
theilweiſe Suspenfion der Verfaſſung in jenen Ländern verfügt werde.“ 


Gefepentwurf nad den Borihlägen der Kommiſſion. 


8.1. 

Das Königrei) Hannover, das Kurfürftenthum Heflen, das Herzoge 
tum Raflau und die freie Stadt Frankfurt werden in Gemäßheit bes 
Art. 2 der Verfafiungs-Urkunde für den Preußifhen Staat mit der 
Preußifhen Monarchie für immer vereinigt. 


8.2. 
Die Preußiſche Verfafſung tritt in diefen Yandestheilen am 1. Detober 
1867 in Kraft. Die zu diefem Behufe’nothiwendigen Abänderungs-, Zufat- 
und Ausführungs-Beltimmungen werden durch befondere Geſetze feftgeftellt. 


8.3. 
Dos Staats-Minifterium wird mit der Ausführung des gegenwärtigen 
Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich zc. 


Die Annahme des Gejeb- Entwurfs in der vorftehenden 
Zaffung erfolgte in der Sigung des Abgeordnetenhauſes 
vom 7. September 1866 mit 273 gegen 14 Stimmen, 
— im Herrenhauſe am 10. September mit allen gegen 
eine Stimme. 

Am 20. September wurde dad Geſetz publicitt. 
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3. October. Patent wegen Befipnahme des vormaligen König: 
reichs Hannover. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x., thun 
gegen Jedermann hiermit fund: 

Nachdem in Folge eines von Hannover im Bunde mit Defterreih, und 
in —— des damals geltenden Bundesrechtes begonnenen, von Uns 
in gerechter Abwehr —— geführten Krieges die zu —* Hannover 
früher vereinigten Lande von Uns eingenommen find, fo haben Wir be⸗ 
engl diefelben mit Unferer Monarchie zu vereinigen und zu diefem Behufe 
mit Zuſtimmung beider Häufer des Yandtages das Geſetz vom 20. September 
d. J. erlaffen und verfündigt 

Demzufolge nehmen Wir durch gegenwärtiges Patent mit allen Rechten 
der Landeshoheit und Oberberrlichteit in Befik und einverleiben Unferer 
Monarchie mit fämmtlihen Zubehörden und Anſprüchen die Ränder, welche 
das vormalige Königreich Hannover gebildet haben, namentlich: die Fürſten 
thümer Galenberg, Söttingen, Grubenhagen, Lüneburg, O8nabrüd, Hildes⸗ 
beim mit der Stadt Goslar und Oftfriesland mit dem Harlinger Yande; 
die Herzogthümer Bremen, Verden und Wren2berg= Meppen und ben 
gennover] en Antheil am Dergogtbum Lauenburg; die Niedergrafihaft 

ingen; die Grafſchaften Hoya, Diepholz, Hohnftein und Bentheim, und 
das Land Habdeln. 

Wir werden Unferem Königlichen Titel die entjprechenden Titel hin 
zufügen. | 
Bir befehlen, die Preußifchen Adler an den Grenzen zur Bezeichnung 
Unjerer Tandesherrlichkeit aufzurichten, ftatt der bisher angehefteten Wappen 
Unfer Königlihes Wappen anzufchlagen und die öffentlichen Siegel mit 
dem Preußijhen Adler zu verjehen. 

Mir gebieten allen Einwohnern des nunmehr mit Unferer Monardie 
vereinigten ehemaligen Königreichs Hannover, fortan Uns als ihren redi- 
mäßigen König und Landesherrn zu erfennen und Unferen Gefegen, Ber: 
ordnungen und Befehlen mit pflihtmäßigen Gehorfam nachzuleben 

Wir werden Jedermann im Befige und Genuffe feiner wohlerworbenen 
Brivatrechte fügen und die Beamten, welde für Uns in Eid und Pflist 

u nehmen find, bei voraudgefegter treuer Berwaltung im Genufle ihrer 
ienfteinfünfte belaflen. Die gejeggebende Gewalt werden Wir bis zu 
Einführung der Preußifchen Berfafjung allein ausitben. | 

Wir wollen die Gefege und Einrichtungen der bisherigen hannoverſchen 
Lande ergalten, fomeit fie der Ausdrud berechtigter Eigenthümlichkeiten find 
und in Kraft bleiben können, ohne den durch die Einheit des Staates 
und feiner Intereſſen bedingten Anforderungen Eintrag zu thun. | 

Unfer bisheriger General= Gouverneur ie von ung angewiefen, hiernach 
die Befignahme auszuführen. | 

Hiernach gejchieht unfer Wille, 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 3. October 1866. 

(L. S.) Bilhelm 

Graf von Bismard:-Schönhaujen. Freiherr von der gen. 
von Roon. Graf von Itzenplitz. von Mühler. Graf zur Xippe 
von Selchow. Graf zu Eulenburg. | 
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3. October. Allerhödhfte Proclamation an die Einwohner 
des vormaligen Königreihh8 Hannover. 


Dur das Patent, welches Ich heute vollzogen habe, vereinige Ich 
Euch, Emmohner der hannoverfchen Lande, mit Deinen Unterthanen, Euren 
Rohbaren und deutſchen Brüdern. 

Durch die Enticheidung des Krieges und durch die Neugeftaltung des 
gemeinfamen deutſchen Baterlandes nunmehr von einem Fürſtenhauſe ge- 
trennt, dem Ihr mit treuer Ergebenheit angehangen, tretet Ihr jetzt in den 
derband des Nachbarlandes, deflen Bevölkerung Euch durch Stammes» 
gemeinfchaft, Durch Sprache und Sitte verwandt und durch Gemeinſamkeit 
der Intereffen befreundet ift. 

Wenn Ihr Euch nicht ohne Schmerz von früheren, Euch lieb gewordenen 
Serhältniffen losſagt, jo ehre ich diefen Schmerz und würdige denfelben 
ala eine Burgſchaft, daß Ihr und Eure Kinder aud) Mir und meinem Haufe 
ai Greue angehören werdet. Ihr werdet die Nothwendigkeit des Gefchehenen 
erfennen. 

Denn follen die Früchte des ſchweren Kampfes und der blutigen 
Enge für Deutfchland nicht verloren fein, fo gebietet es eben fo die Pflicht 
der Selbfterhaltung, als die Sorge für die Förderung der nationalen 
Interefien, Hannover mit Preußen feft und dauernd zu vereinigen. Und 
— mie ſchon Mein in Gott ruhender Herr Vater es ausgeſprochen — nur 
Deutihland hat gewonnen, was Preußen erworben. 

Diejes werdet Ihr mit Ernft ermägen und fo vertraue Ih Eurem 
dentihen und redlichen Sinn, daß Ihr Mir Eure Treue eben fo aufs 
nötig geloben werdet, wie Ich zu Meinem Bolfe Euch aufnehme, 

Euren Gewerben, Eurem Handel und Eurer Schifffahrt eröffnen fich 
duch die Bereinigung mit Meinen Staaten reichere Quellen. Meine Bor: 
torge wird Eurem Fleiße wirkfam entgegenfommen. 

Eine gleiche Bertheilung der Staatslaften, eine zweckgemäße energifche 
Lermaltung, forgfam ermogene Geſetze, eine gerechte und punktliche Juſtiz⸗ 
ilege, kurz alle die Garantieen, welche Preußen zu dem gemacht, als was 
FA jettt in harter Probe bewährt hat, werden Euch fortan gemeinfame 

ter jein. 
_ Eure friegstüchtige Jugend wird fih ihren Brüdern in Meinen anderen 
Staaten zum Schutze des Baterlandes treu anjchliegen, und mit Freude 
wird die Preußiſche Armee die tapferen Hannoveraner empfangen, denen 
m ni erbachern deutſchen Ruhmes nunmehr ein neues größeres Blatt 
eröffnet i 

Die Diener der Kirchen werden auch fernerhin die Bewahrer des 
zaͤterlichens Glaubens fein. 

Euren Lehranſtalten, den vieljährigen Pflegerinnen deutſcher Kunſt und 
Riffenfchaft, werde ich Meine beſondere Aufmerkſamkeit widmen, und wenn 
der preußiiche Thron, je länger, defto mehr, als der Hort der Freiheit und 
Selbſtſtändigkeit des deutichen Baterlandes erfannt und gewürdigt wird, 
dann wird auch Euer Name unter denen feiner beften Söhne verzeichnet 
werden, dann werdet auch Ihr den Augenblid fegnen, der Euch mit einem 
größeren Baterlande vereinigt hat. 

Das walte Gott! 
Schloß Babelsberg, den 3. October 1866. Wilhelm. 
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Die Befipergreifungd-Patente in Betreff bes Kurfuͤrſten⸗ 
thums Heflen, des Herzogthums Naffau und der frei 
Stadt Frankfurt, fowie die betreffenden Allerhöchften Pro⸗ 
clamationen find von demſelben Tage (3. October) datirt 
und im Weſentlichen gleichlautend. 


Graf Bismard über dad Berfahren der Re: 
gierung in Bezug auf Hannover. 
(Rede in der Sitzung ded Reichſtags vom 11. März 1867.) 


Ich hege die aufrichtigften Sympathieen mit den Gefühlen, die eineu 
treuen Anhänger einer gef ten Dynaſtie bejeelen können, mag dieſe 
Donaftie gefallen fein durch ihre eigene Schuld oder durch die Gewalt der 
Umftände Ich kann e8 dem Herrn Borredner (Abg. von Munchhauſen 
auch nicht verargen, daß er das Bedürfniß empfunden hat, feinen Gefühlen 
Ausdrud zu geben; nur hätte ich gewünſcht, daß er von dieſem Ausdrude 
Anklagen der Königlich Preugifchen Regierung fern gehalten hätte, die ſich 
entweder auf unrichtige Auffaffung der Thatfachen, oder auf umrichtige That⸗ 
ſachen überhaupt gründen, und daß er mid, der undankbaren Aufgabe 
überhoben hätte, ihn in diejer —æ zu widerlegen. 

Ich weiſe zunächſt den Vorwurf, als * die Königlich Preußiſche 
Regierung die Kapitulation von Rangenjalza nicht gehalten, ala eine 
unmürdige Berläumdung der Königlichen Regierung, mit Entrüftung zurück. 
Die Eapitulation von Langenjalza ift fein Stantövertrag. Keinem der 
Unterhändler, die dabei thätig gemejen find, fo lange die Truppen bei 
Langenſalza ftanden, ift e8 eingefallen, daraus etwas Andere zu maden 
ald eine militärifhe Convention, um für die Dauer bed Krieges 
weitered? Blutvergießen zwifhen Truppen, die lange befreundet geweſen 
waren und manche glorreicye Erinnerung mit einander theilten, zu ver» 
bindern. In diefem Sinne it Sr. Maj. dem Könige Georg die Side: 
beit feine® Privateigenthums zugefichert worden, re desjenigen Pri⸗ 
vateigenthumd, das ſich im Lager und bei ihm befand. Ueber das übrige 
Privateigenthum, welches bereit3 im unferen Händen oder fonft im König 
reich Hannover war, und über andere dahin beztigliche Verhältniſſe haben 
Staatöverträge zu beftimmen. 

Daß Ihre Majeftät die Königin Maria vorzieht, noch in dieſem 
Augenblid in dem Preußifchen Lande zu verweilen, ohne dag Ihr Hear 
Gemahl mit Sr. Maj. dem Könige von Preußen Frieden gefchlofien bat, 
ift ein Beweis des Schuges, weldhen Fürſten und Fürftinnen aud dann, 
wenn fie unfere Feinde find, jederzeit in Preußen finden, und des der 
trauend auf diefen Schuß, und ich bewundere, daß die Königin Mara 
das Vertrauen bis zu dieſem Grade ausdehnte. Ich wei aber, daß vr 
Aufenthalt, daß die Anmefenheit nicht der Königin, aber des Hofes m 
Marienburg den Dedmantel von Intriguen bildet, die wir nicht auf 
die Dauer dulden können; ihre Fäden abzufchneiden, hat Se. Mei. der 
König befohlen. In Folge diefes Befehls ift der Major v. Trend mr 
den Augen I. Maj. der Königin Maria verhaftet worden. Wenn J.Re 
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jeſtäͤt das nicht anfehen will, muß fie nicht in der Marienburg wohnen. 
dir uns ftehen zu hohe Interefien auf dem Spiele, die Ruhe des Landes 
lann aus dergleihen Rüdfichten nicht gefährdet werden, mwenigitens find 
mr fe entichloffen, nicht damit fpielen zu laſſen. Hr. v. Trend war 
unſeren Nachrichten nach Träger auch von anderen Bapieren; er hat recht- 
zatig ans den Hannoverfchen Bureaur Nachrichten darüber befommen, daß 
auf ihn vigilirt würde; er hat in Folge deſſen dieje anderen Papiere ent- 
weder nicht mitgenommen, oder frühzeitig in Sicherheit gebracht; es fand 
fh bei ihn nur ein Brief des Königd Georg an die Königin Marie. 
Es ſtimmt mit der Intention Sr. Maj. des Königs nicht überein, daß 
diefer Brief erbrochen wurde. An die Königin Maria kann ihr hoher 
Gemahl fehreiben, mas er will, dadurch Tann die Ruhe des Staates nicht 
compromittirt werden. Die Intention ift mißverftanden, daß dadurd der 
Auftrag Üüberjchritten worden, wie das häufig im Leben, namentlich in ge- 
ipannten Berhältniffen, vorfommt. Ex bezog ſich vorzugsweiſe auf die 
Berbreitung folder Proclamationen, die von Siekin fommen und die im 
Etile des „Württemberger Beobachters“ unter das Hannoverfche Landvolk, 
jei es behufs der Wahlen, oder um andere Unruhen zu erregen, verbreitet 
werden. Se. Maj. der König hat befohlen, in einem Schreiben an einen 
Beamten des Königlichen Hofes in Marienburg Sein Bedauern über das 
Üeberichreiten Seiner Intention auszudrüden. Dergleihen kann überall 
vorlommen. Daß e3 nicht in unferen Gewohnbeiten liegt, das zeigt am 
beten der fortgefegte Aufenthalt der Königin Maria in Marienburg 
ungeachtet der fortgefegten Weigerung ihre8 Herrn Gemahls, Frieden mit 
uns zu jchließen. 

Der Herr Vorredner bat außerdem über da8 Regime, unter dem 
Hannover bisher verwaltet worden ift, Klage geführt. * begreife dieſe 
Klage. Hannover ſteht augenblicklich unter dem Regiment des Abſolu⸗ 
tismus, und dieſes Regiment wird ſein Ende finden am 1. October d. J.; 
dann wird es ſich aller der verfaſſungsmäßigen Garantieen erfreuen, welche 
die übrigen Provinzen des Preußiſchen Staates bereits in dieſem Augen⸗ 
blick ſchützen. Bis dahin aber wird fi der Herr Vorredner damit bes 
iheiden müflen, daß die Provinz nad den perjünlichen Ueberzeugungen 
Sr. Maj. des Königs fiber die Maßregeln, die zur Sicherftellung der 
Breußiichen Herrichait in dem Lande nothwendig find, regiert wird. Wir 
werden den Widerftand nicht tragen, wir werden ihn breden. 
Daß die Sade fo gekommen ift, kann Niemand mehr wie ich bedauern. 
Ich habe fchon vorhin angedeutet, daß Jahrhunderte lange Erinnerungen 
und Traditionen die Hannoverfche Armee mit der Preußiſchen verknüpften, 
und die Hannoverfche Politit mit der Preußifchen. Es war die Grup 
prung des fiebenjährigen Krieg eine volllommen natürliche, die in unfer 
aller Erinnerung lebt. Seit einigen Jahren hat fi Hannover von dieſer 
natürlichen Verbindung losgeriſſen; ich habe jeine Minifter, — der Graf 
Platen wird mir das bezeugen — mit den Worten gewarnt: wenn Sie 
Preußens Ehrgeiz fürdten, können Sie ihn nicht wirkjamer entwaffnen, 
als dadurch, daß Sie feine treuen Dunbeagenoffen find. Einem Bun- 
desgenoffen nah dem fiegreichiten Kriege ift fein Fürft des 


Haufes Hohenzollern im Stande, ein Haar zu krümmen. 


Benn Sie ſich aber mit unfern Feinden lüiren, obſchon Ste diejelben In» 
treffen mit uns haben, wenn Sie zwifchen Hamburg, Minden und Köln 
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einen Staat ſchaffen, von dem wir befürchten müflen, daß er jede Ber- 
legenheit Preußend nad) außen benugt, jede Front, die wir nad dem 
Süden maden, um uns, id will nicht jagen, den Dolch, aber die Waffe 
in den Rüden zu rennen; ein foldher Staat fann nicht mit unjerm Willen 
befteben, feine Yorteriftenz wäre unverträglich mit der Preußens, und der: 
jenige Preußifche Minifter, der die erfte Gelegenheit, die fich zur Beſei⸗ 
tigung eines ſolchen Hannover darbietet, verfäumen würde, verräth fein 
Land, verräth Deutfchland! Sie hätten uns dieſe Gelegenheit nicht geben, 
diefe Verpflichtung nicht auferlegen müflen. Wir haben lange unterhandelt, 
vieleicht zu lange über ein Bündnig mit Hannover, wir haben nody bei 
Langenſalza darüber unterhandelt. Woran jcheiterten die Unterhandlungen 
mit Hannover? An der Abneigung Sr. Maj. des Königs Georg, Garan- 
tieen dafür zu geben, daß Lie Hannoverfche Armee fi auf nur ein Fahr 
lang der Yeindjeligfeiten gegen und enthalten möge. Wir haben das 
Bundniß angeboten von dem Augenblid an, wo wir die Möglichkeit eines 
Krieges vorausfahen. Wir find hingehalten worden mit Zergiverfationen. 
Man bat uns in amtlich mitgetheilten Noten einen Neutralitätsvertrag 
verfprodhen, während deſſen aber jortgefahren, heimlich zu waffnen: man 
lieg Munition und Waffen nah Stade jchleppen, um dort eine feſte Po- 
fitton zu nehmen, um dort mit dem Gablenzichen Corps, mit denjenigen 
Streitkräften, die dad Haus Auguftenburg in Holftein würde mobil maden 
fönnen und deren Waffen wir dann in — efunden haben, eine 
Diverſion gegen uns im Rüden gemeinſchaftlich mit Oeſterreich zu machen. 
Dieſer Gefahr kann ſich Preußen nicht zum zweiten Mal ausſetzen. Wir 
haben die Verhandlungen hinausgezogen in der Hoffnung, Hannover würde 
ſich beſinnen. Es hat uns widerſtrebt, gegen dieſen befreundeten 
und benachbarten Stamm, der mit uns denſelben Dialect ſpricht, 
in deſſen Adern unſer Blut fließt, den Degen zu ziehen. Um 
dies zu vermeiden, haben wir rechtzeitig, — wenn ich nicht irre, war es am 
9. oder 11. oder kurz darauf — in Sannover amtlich Folgendes kundge⸗ 
geben: Stimmt Hannover für den Oeſterreichiſchen Antrag, der am 14. jum 
in Frankfurt votirt worden, jo werden mir dies als eine Kriegserllärung 
betrachten und danach verfahren. Sie waren vollftändig gewarnt, 
gatten aber Bertrauen auf 800,000 Mann DBefterreidhiider 

ruppen — fo war nämlich die Ziffer durch den Prinzen Solms am 
gegeben, der feinem hohen Verwandten damit einen ſchlechten Dienſt ge 
leiftet, al3 er ſchwankte zwiſchen Preußen und Defterreih, ihn in da 
andere Lager hinüber zu ziehen. 

M.H., in folden Angelegenheiten kann diefe Art von gemüthlicher 
Auffaffung, an die man fih in Deutfchland in fünfzigjährigem Frieden 
gewöhnt hat, nicht Plag greifen. E3 ift mir von mehreren Seiten nah 
dem Kriege, von Seiten Deutſcher Staaten in einer Weije entgegenge: 
fommen, die etwa jagen wollte: „Nun, wir haben die Sache nicht jo era | 
gemeint, num ift Alles wieder beim Alten; wir haben in Hannover nur 
mit fcharfen Patronen Mannöver gemacht; wir wollen ung auf die alten 
Stühle fegen, und ihr werdet nit böje fein.“ Man bat fi über 
den Ernft der Sade getäufcht; ob in demjenigen Dünfel, mit dem 
Gott öfter die Fürften fchlägt, ob in derjenigen Unkenntniß der Diplo: 
maten und Minifter, in der Viele fich über die Realitäten dieſes Yebens 
befinden, laſſe ich dabingeftellt. Man hat Krieg gemollt mit offe— 














563 
1866. 


nen Augen; man war entſchloſſen, Preußiſche Provinzen zu 
achmen, wenn man gejiegt hätte; danach hat man kein Nedt, 
id naher zu wundern, daß der Krieg die ernften Folgen hatte, 
die er nun gehabt hat, und nun uns gegenüber einen Ton der 
Klage über dieje Folgen anzufhlagen. M. H., wenn das Blut, 
wenn Die Freiheit von Preußen aufs Spiel geftellt wird, wenn das ganze 
Königreich, wie e8 war, mit feiner glorreihen Krone als Einſatz ftand, 
mun die Kroaten unfer Land mit ihren Plünderungen bedrohten, wenn 
die Fremdherrſchaft, ich weiß nicht, auf wie lange, und bedrohte; wenn 
man ung in die Gefahr bringt eines Stichs in die Seite, foll man dauach 
mt anf den Standpunft der Sentimentalität fallen und fiber fchlechte 
Behandlung lagen. 

Glaubt man das zu Tönnen, fo ift e3 eine Unkenntniß der ‘Dinge, 
an der jeder Staat und jede Krone zu Grunde gehen muß, melde mit 
diefer Unkenntniß geichlagen ift. Der —* Vorredner hat uns noch einen 
ipeciellen Vorwurf gemacht; er hat darüber geklagt, daß Leute ohne Ur⸗ 
teil und Recht und im Widerfpruche mit der Gejeßgebung nach der 
Feſtung Minden abgeführt fein. M. H., im Hannoverjchen Gebiete lag 
tane Feſtung, fonft hätte ich es für correcter gefunden, fie dahin abzu⸗ 
führen. Das ift aber meines Erachtens das Einzige, worüber vom ju- 
riſiſchen Standpunkte aus Beſchwerde geführt werden Tann in einem 
Lande, wo nad Kriegd- und Völkerrecht in diefem YAugenblid die abjolute 
Regierung befteht, die Regierung eine® Eroberers, und zwar eines foldhen, 
der mit Gönen Freund und Landsmann fein will und ſich als folchen 
führt, immerhin aber doch eines Eroberers; in einem folchen Sande und 
m ſolchem Augenblide fi) darüber zu beſchweren, daß „Jemand, ber die 
Ruhe ftört, eingefperrt und unſchädlich gemacht wird, dann ift Ihnen der 
Unterfchted amifchen einer abjoluten und conftitutionellen Berfafjung, die 
dem Staatöbürger gegen den Mißbrauch der Gewalten Garantieen giebt, 
überhaupt unklar. Werden Sie es jegt in Rußland für eine Geſetzes⸗ 
und NRechtöverlegung halten, wenn Jemand präventip eingejperrt wird? 
it es nicht bei ung toto die paffirt, ehe wir die Berfaflung hatten, ohne 
daß die Icharffinnigften Juriſten etwas dagegen vorzubringen mußten? 
Formales Unrecht gefchieht dabei nicht. Ob aber durch moraliſches Un⸗ 
tet der Verſchuldete getroffen wird, ift von bier aus und in foldhen 
Berhältniffen nicht immer zu unterfcheiden, und ih wünſchte Ihnen, 
dag der 1. October raſcher herankomme, als es fonft feine Art 
ft. Dann werden Sie von allen diefen Unbilden befreit fein. Wir werden 
Ihnen gegenüber die Preußiſche Verfaſſung eben fo ftrict in allen Garan⸗ 
tieen der perjönlichen Freiheit beobachten, wie in den alten Provinzen. 
Über gerade, meil die Zeit jo kurz ift, können wir in diejer kurzen Bei 
nicht viel fpaßen. Ich rathe auf das Dringendfte Ihnen und 
Ihren Freunden ab, daß Sie uns nicht herausfordern! Gie 
werden einer Energie begegnen, der Sie nicht gewachſen find. 
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einen Staat fchaffen, von dem wir befürchten müflen, daß er jede Ber: 
legenheit Preußens nah außen benugt, jede Front, die wir nad dem 
Süden mahen, um uns, ih will nicht jagen, den Dolch, aber die Waffe 
in den Rüden zu rennen; ein folder Staat kann nicht mit unferm Willen 
befteben, feine Yorteriftenz wäre unverträglich mit der Preußens, und der⸗ 
jenige Breußiihe Minifter, der die erite Gelegenheit, die ſich zur Beſei⸗ 
tigung eines foldhen Hannovers darbietet, verfäumen würde, verräth fein 
Land, verräth Deutfchland! Sie hätten uns diefe Gelegenheit nicht geben, 
diefe Verpflichtung nicht auferlegen müſſen. Wir haben lange unterhandelt, 
vielleicht zu lange über ein Bündnig mit Hannover, wir haben noch ba 
Langenſalza darüber unterhandelt. Woran jcheiterten die Unterhandlungen 
mit Hannover? An der Abneigung Sr. Maj. des Königs Georg, Garan⸗ 
tieen dafür zu geben, daß Lie Hannoverfche Armee fi) auf nur ein Fahr 
lang der Zeindjeligfeiten gegen und enthalten möge. Wir haben das 
Bündniß angeboten von dem Augenblid an, wo wir die Möglichkeit eines 
Krieges vorausfahen. Wir find bingehalten worden mit Tergiverfationen. 
Dian bat uns in amtlich mitgetheilten Noten einen Neutralitätsvertrag 
verfprochen, während deſſen aber fortgefahren, heimlich zu waffnen: man 
ließ Munition und Waffen nad) Stade jchleppen, um dort eine jejte Po- 
fition zu nehmen, um dort mit dem Gablenzichen Corps, mit denjenigen 
Streitkräften, die da8 Haus Auguftenburg in Holftein würde mobil maden 
fünnen und deren Waffen wir dann in Hamburg gefunden haben, eme 
Diverfion gegen und im Rüden gemeinſchaftlich mit Defterreich zu machen. 
Diejer Gefahr kann fih Preußen nicht zum zweiten Dal ausjegen. Wir 
haben die Verhandlungen hinaußgezogen ın der Hoffnung, Hannover würde 
fih befinnen. Es hat uns widerftrebt, gegen diejen befreundeten 
und benahbarten Stamm, der mit ung denjelben Dialect jpridt, 
in deſſen Adern unjer Blut fließt, den Degen zu ziehen. Um 
dies zu vermeiden, haben wir rechtzeitig, — wenn ich nicht irre, war edam 
9, oder 11. oder kurz darauf — in Hannover amtlih Folgendes kundge 
geben: Stimmt Hannover für den Defterreichifchen Antrag, der am 14. Jum 
in Frankfurt votirt worden, fo werden wir dies als eine Kriegserklärung 
betrachten und danach verfahren. Sie waren vollftändig gewarnt, 
gatten aber Bertrauen auf 800,000 Mann Defterreidijder 

ruppen — fo war nämlich die Ziffer durh den Prinzen Solms ar 
gegeben, der jeinem hohen Verwandten damit einen jchlechten Dienft ge 
leiftet, als er ſchwankte zwiſchen Preußen und Defterreih, ihn in das 
andere Lager hinüber zu ziehen. 

M.H., in ſolchen Angelegenheiten kann dieje Art von gemütlicher 
Auffafjung, an die man fi in Deutfchland in fünfzigjährigem Frieden 
gewöhnt hat, nicht Play greifen. Es ift mir von mehreren Seiten nah | 
dem Kriege, von Seiten Deutfcher Staaten in einer Weije entgegenge 
fommen, die etwa fagen mollte: „Nun, wir haben die Sache nicht jo ernit 
gemeint, num ift Alles wieder beim Alten; wir haben in Hannover nur 
mit jcharfen Patronen Mannöver gemacht; wir wollen un® auf die alten 
Stühle jegen, und ihr werdet nicht böſe fein.“ Man hat fich über 
den Ernft der Sache getäufcht; ob in demjenigen Dünfel, mit dem 
Gott öfter die Fürften jchlägt, ob in derjenigen Unkenntniß der Diplo: 
maten und Minifter, in der Viele fich über die Realitäten dieſes Lebens 
befinden, lafje ich dahingeſtellt. Man hat Krieg gewollt mit offe— 
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nen Augen; man war entfhlofjen, Preußifhe Provinzen zu 
nehmen, wenn man gefiegt hätte; danadh hat man fein Recht, 
ih naher zu wundern, daß der Krieg die ernften Folgen hatte, 
die er num gehabt hat, und nun ung gegenüber einen Ton der 
Klage über dieſe Folgen anzufhlagen. M. H., wenn das Blut, 
nenn die Freiheit von Preußen aufs Spiel geftellt wird, wenn daß ganze 
Königreih, wie e8 war, mit feiner glorreihen Krone als Einfaß ſtand, 
wenn die Kroaten unfer Land mit ihren Plünderungen bedrohten, wenn 
die Fremdherrſchaft, ich weiß nicht, auf wie lange, und bedrohte, wenn 
mar und in die Gefahr bringt eines Stichs in die Seite, foll man danach 
acht auf den Standpunkt der Sentimentalität fallen und über fchlechte 
handlung klagen. 

Glaubt man das zu können, fo ift e3 eine Unfenntniß der Dinge, 
an der jeder Staat und jede Krone zu Grunde gehen muß, melde mit 
diefer Untenntniß gejchlagen ift. Der —* Vorredner hat uns noch einen 
jſpeciellen Vorwurf gemacht; er hat darüber geklagt, daß Leute ohne Ur⸗ 
teil und Recht und im Widerjpruche mit der Gejeggebung nach der 
geltung Minden abgeführt fein. M. H., im Hannoverjchen Gebiete lag 
keine Zeitung, fonft hätte ich es für correcter gelunden, fie dahin abzu⸗ 
führen. Das iſt aber meines Erachtens das Einzige, worüber vom ju⸗ 
iihen Standpunkte aus Beſchwerde geführt werden kann in einem 
Sande, wo nad) Kriegd- und Völkerrecht in diefem Augenblid die abfolute 
Regierung befteht, die Regierung eines Eroberers, und zwar eine folchen, 
der mit onen Freund und Landemann fein will und fi als foldhen 
führt, immerhin aber doch eine® Eroberer; in einem foldyen Lande und 
m folhem Augenblide fi darüber zu bejchweren, daß Jemand, der die 
Kube flört, eingefperrt und unſchädlich gemacht wird, dann ift Ihnen der 
Unterſchied zwiſchen einer abjoluten und conftitutionellen Berfafjung, die 
dem Staatsbürger gegen den Mißbrauch der Gewalten Garantieen giebt, 
überhaupt unklar. Werden Sie e8 jett in Rußland für eine Gefeges = 
und Rechtsverlegung halten, wenn Jemand präpentiv eingejperrt wird? 
St es nicht bei und toto die paffirt, ehe wir die Verfaſſung hatten, ohne 
daß die fcharffinnigften Juriſten etwas dagegen vorzubringen mußten ? 
dormales Unrecht gefchieht dabei nicht. Ob aber durch moraliiches Un- 
teht der Berfchuldete getroffen wird, ıft von bier aus und in folden 
Lerhältniffen nicht immer zu unterfcheiden, und ich wünſchte Ihnen, 
daß der 1. Dctober rafher herankomme, als es jonft feine Art 
ft. Dann werden Sie von allen diefen Unbilden befreit fein. Wir werden 
Ihnen gegenfiber die Preußifche Verfaſſung eben fo ftrict in allen Garan⸗ 
ten der perjönlichen Freiheit beobadhten, wie in den alten Provinzen. 
Aber gerade, weil die Zeit fo kurz ift, können wir in diefer kurzen Bei 
mt viel fpaßen. Ich rathe auf das Dringendfte Ihnen und 
Ihren Freunden ab, daß Sie uns nit herausfordern! Gie 
werden einer Energie begegnen, der Sie nicht gewachſen find. 
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Motive. 


Die Regierungen des Sönigreich® Hannover, des Kurfürftenthums 
Heflen und des Herzogthums Naſſau, fo wie die freie Stadt Frankfurt 
haben durch ihre beharrliche Ablehnung der von Preußen vorgefchlagenen 

eform des deutjchen Bundes und dur den offenen mit dem Zwecke 
der Bereitelung derjelben unternommenen Krieg bewiejen, daß auf ihre 
Mitwirkung zur Befriedigung der nationalen Bedürfniffe und berechtigten 
Wünfche des deutſchen Volles nicht zu rechnen ift. Sie haben bamit 
ihren Fortbeſtand unmöglich gemacht, indem fie gezeigt haben, daß der- 
felbe mit der Erreichung befriebigender BZuftände der deutfchen Nation 
unvereinbar ift. 

Neben diefer Unerträglichleit mit einer Reconftruction Deutſchlands 
auf nationalen Grundlagen würde der Tortbeftand diefer Staaten eine 
fortdauernde Gefahr für Preußen in fich fchliegen. Die legten Ereignifle 
baben gezeigt, wie groß diefe Gefahr ift, indem Preußen fich gemöthigt 
gefeben hat, im Augenblid eines, die ganze Kraft der Nation in Aniprud 
nehmenden Krieges gegen eine ebenbürtige Großmacht, einen bedeutenden 
Theil feiner Streitkräfte zur Dccupation jener, e8 im Rücken und von der 
Seite bedrohenden Länder zu verwenden. 

Diefer Zuftand darf nicht wiederfehren. Er muß für immer be 
feitigt werden. 

Seine Majeftät der König hat Sich daher entjchloffen, zur Sicher: 
ftellung der eigenen und der übrigen deutichen Sande von dem durd die 
Fügung der Borjehung Ihm verliehenen Rechte Gebrauch zu machen und 
die Regierung über die gegenwärtig von Preußiichen Truppen occupirten 
und in Preußifcher Verwaltung befindlichen Territorien des Königreichs 
Hannover, des Kurfürftenthums den, des Herzogthums Naflan und 
der Stadt Frankfurt a. M. mit ihrem Gebiet auf rund des Art. 55 
der Berfafjung zu übernehmen. 

Die Herzogthiimer Holftein und Schleswig hat Seine Majeſtät der 
König bisher in gemeinfamem Recht mit Seiner Majeftät dem Kaifer 
von Oeſterreich auf Grund des Wiener Bertrage8 vom 30. October 1864 
befefien. Nachdem Seine Majeftät der Kaifer Sich bereit erflärt hat, 
alle ihm auß diefem Vertrage zuftehenden Rechte auf Seine Majeſtät ben 
König zu übertragen, wird Seine Majeftät der König, fobald der Friede 
mit Defterreich ratificirt fein wird, die Regierung auch diefer beiden Her: 
ogthümer definitiv übernehmen. Wenn die nörblichften Diftricte des 

exzogthums Schleswig in freier Abſtimmung ben Wunfch ausſprechen 
jollten, mit dem Königreich Dänemark vereinigt zu werden, jo wird Se. Ma: 
jeftät der König diefem Wunjche ftattgeben. 

Die individuellen Berhältniffe und Befonderheiten der neu erwor⸗ 
benen Länder und Sandestheile werden eine vielfache Verndfiätigung 21 
fordern, deren Tragweite fich noch nicht überſehen läßt. Es ift der Wille 
Seiner Majeftät des Königs, den wirklichen Bedürfniſſen gerecht zu werden, 
und die billigen Rückſichten auf berechtigte Eigenthümlichleiten mit ben 
Forderungen des allgemeinen Staatswohls und der Gerechtigleit gegen 
alle Seine Unterthanen auszugleihen. Deshalb konnte die fofortige Auf⸗ 
nahme diefer Ränder in das Preußiſche Staatsgebiet nicht erfolgen, viel- 
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mehr muß es einer hoffentlich nahen Zukunft vorbehalten bleiben, die 
fümmtlichen unter der Herrſchaft des Königs befindlichen Lande in ein 
Ganzes zu vereinigen, fobald die neu erworbenen Länder durch das jet 
einzurichtende Uebergangsſtadium dazu vorbereitet fein werden.“ 


16. Auguft. Worte des Grafen Bis marck bei Einbringung der 
Borlage. 


„Nachdem der König felbft zu Ihnen über die Sache geiprochen, 
wird es mir nicht geziemen, in diefem Yugenblide meine eigene Auffaffun 
näher zu entwideln und den Königlichen Worten eigene hinzu ufügen. J 
erlaube mir nur Ihre Aufmerkjamfert darauf zu lenken, or der Inhalt 
des Geſetz⸗ Entwurfs den jest zu fchaffenden Zuſtand auf der Bafis des 
Art. 55 als einen Uebergangszuſtand charakterifirt, der nicht als der de⸗ 
Amtiwe gedacht wird. Die Königliche Staats-Regierung hält einen ſolchen 
Uebergangspunkt für zwedmäßig, um die völlige Einverleibung diefer 
Yänder in Die Preußiſche Monarchie in derjenigen fehonenden Weife vor» 
pibereiten, welche die Königliche Botſchaft in Ausficht ſtellt. Wir glauben, 
aß die Bewohner jener Yänder felbft fih in Kurzem, wenn die Ents 
Ideidung der Königlichen Staat3-Regierung in der Art feftgeftellt fein 
zırd, wie es durch ein foldhes Geſetz geichieht, mit dem Gedanken noch 
vollländiger befreunden werden, als dies bisher geſchehen ift, und daß 
der Yandtag mit Vertrauen in die Hand Seiner Majeftät die Machtvoll- 
Iommenbeit werde legen wollen, in jenen Rändern diejenigen Modifica⸗ 
tionen ihrer bisherigen Einrichtung und Berfaffun einqubringen oder zu 
gefegmäßiger Entjcheidung vorzubereiten, melde re erichmelzung mit 
dem Preußifhen Staate werden erleichtern können. Ueber die Herzog- 
tiimer Schleswig und Holftein ift in dieſem Gefeß- Entwurf nichts gejagt, 
mal ihre Einverleibung bedingt iſt durch die NRatification des mit Defter- 
reich in gegenmwärtigem Augenblid verhandelten Friedens, und wir werden 
ene Borlage darüber erſt machen künnen, wenn der Friede ratificirt ift, 
ebenfo wie über andere Gegenftände, deren Geſchick im Augenblid noch 
3 den Friedens-Verhandlungen mit den übrigen ſüddeutſchen Staaten 

ängt.“ 


Aud dem Kommiſſionsbericht ded Abgeordneten» 
haujeß: 


„Die Königliche Botſchaft und die Geſetzes⸗Vorlage verlündigt die Ver⸗ 
emgung der Lande des Königreichs Hannover, des Kurfürftenthums 
pefn, des Herzogthums Naffau und der freien Stadt Frankfurt mit der 
teußtihen Monarchie und fpricht damit zugleich aus, daß die bisherigen 
gnaftien in jenen Yändern zu regieren aufgehört haben, dieſe felbft aber 
vor Zerreißung und Berftüdelung bewahrt And. 

Die Eommiffion erkannte darin den Beginn eined neuen Abjchnitts 
nationaler Entwidelung, und nahm die Königliche Botſchaft und die 
Geſetzes⸗Vorlage mit hoher Befriedigung auf. Vollſtes Einverftändnig 
über die Aufgaben, melde der Preußiihe Staat an der Hand dieſes 
Geſetzes zu (öfen bat, begleitete die Verhandlungen zwifchen der Staats⸗ 
Regierung und der Commiffion von Anfang bis zu Ende. 
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Erklärungen ded Grafen Bißmard in ber Kom 
milfton (nad) dem Kommilfiondberidht): 


„Der Minifter-Präfident nahm das feiner Anficht nad) völterrechtlih 
anerkannte Recht der Eroberung mit vollfter Wirkung für Preußen in Anſpruch. 

Aus dem Schooße der Sommilfion wurde entgegnet, daß der Preu⸗ 
Kifche Staat ſich nad einem anderen Rechtstitel ald dem der Eroberung 
umſehen müſſe. Das fei die nadte Gewalt, welche in der Gegenwart zur 
Rechts- und Staatsbildung nicht mehr ausreiche. Kein neuerer Völler⸗ 
rechtslehrer vertrete diefen antiquirten Standpunkt. Die Friedens: Präli 
minarien von Nicolsburg gewährten doch der im dänifchen Kriege unter- 
worfenen Bevölkerung der nördlichen Diftricte von Schleswig das Recht 
freier Abftimmung. Die Sanction des deutfchen Volkes, zur Zeit aller: 
dings nur vepräjentirt in dem künftigen Reichstag des norddeutſchen 
Bundes, ſei jenen Rechstitel der Eroberung zu legitimiren im Stande. 

Der Herr Miniſter⸗Präſident verwahrte ſich gegen den Vorwurf der 
nadten Gewalt und rechtfertigte die Eroberung mit dem Hecht der dent: 
hen Nation au eriftiren, zu athmen und ji zu einigen, ah 
aber mit dem Recht und der Pflicht Preußens, dieer —828 ation 
die für ihre Exiſtenz nöthige Baſis zu liefern. Sodann hob er hemer, 
daß dieſe Angele engeit nicht no Wochen und Donate in der Schwebe 
bleiben dürfe und dag im Falle kriegeriſcher Verwickelungen der Parla⸗ 
mentsbefchluß von feinem Nuten fein würde. 

— — Was die völferredhtlihe Wirkung der Eroberungen für die 
inneren Rechtszuſtände der eroberten Ränder anbetrifft, fo erflärte die 
Königliche Staats» Regierung fi dahin, daß fie die bisherigen Berfa!- 
fungen und die durch fie begründeten ftaatlichen Einrichtungen in den ero⸗ 
berten Ländern als erlofchen betrachte: Verfaſſung und Dynaftie fei von 
einander untrennbar, in Hannover die Dynaftie viel älter, als die Ber- 
faffung; mit jener fei auch diefe befeitigt. Auch die neuere Doctrin de 
Bölkerrechts Hält nur das Privatrecht des Volles und die damit zufanmen: 
hängenden Einrichtungen unbedingt abet. Die Commiffion —2* fich a 
ihrer Mehrheit der Anſicht der Staats⸗Regierung an; für einzelne Mitglieder 
war die Erwägung mit maßgebend, daß eine jede Staat3=Berfafjung fi 
auf einen beftimmten Staat beziehe, deflen Eriftenz und Selbſtſtändigkeit 
poraußfege, und mit dem Untergange des Staates von felbft zufanmenfalk. 

Die NRealsUnion Inüpfe ein ungleich innigeres und fefteres Band 
und gewähre auch wegen der zur Köfung nothwendigen Zuftimmung emer 
von perfönlichen Empfindungen nicht geleiteten Vollövertretung die Bürg- 
fchaft der Dauer. 

Der Herr Minifter» Präfident bob hervor, daß es fich bier um cm 
über jeder Parteifrage ftehende, die Größe Preußens betreffende Geſetzes⸗ 
borlage handele. u 

ie Berfonal-Union fei für die Preußiſche Regierung auf de 
Dauer nicht münfchenswerth und zur Entwidlung wahrer nationaler Kraft 
nicht geeignet. Wenn bei Zauenburg die Form der Berfonal-Union : 
wählt worden, fo fei dies ein Act der Courtoifie gegen diefen Erf» 
ling Preußiſcher Erwerbungen geweſen, auß welchem keinerlei Um 
bequemlichleiten für den Preußiihen Staat hätten erwachſen können. 
Völlig unausführbar aber fei es einfchlieglih Schleswig Holfleins u 
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ſehht verfchtedenen Ländern von bedeutender Ausdehnung und ſehr ver- 
ſchiedenen Eigenthümlichkeiten eine BerfonalsUnion auf längere Zeit fort» 
zuführen; das fer eine unregelmäßige Schöpfung, welde zur Stärkung 
Preußens wicht geeignet fei. 
In Betreff der Frage einer einftweiligen Dictatur oder der gen 


—— ber Berfaffung erflärte der Minifter» Präfident, daß die ſo⸗ 
de ' Einführung der Berfaflung in den neuen Landestheilen unaus⸗ 
rbar 


ei. 

Die Königliche Staats⸗Regierung wünſche für die Zwiſchenzeit nicht 
blos das Recht, Königliche Verordnungen, wie fie auf Grund der Ver⸗ 
faflungs- Urkunde innerhalb Preußens Hatthaft jeien, zu erlafien, ſondern 
eine ehrliche Dictatur, das heißt das Recht anzuordnen, was im Ueber» 
kitmssftadium zum Beften jener Länder nothwendig fei und zu befeitigen, 
wed diefem Beſten widerſpreche. Bor allen Dingen müſſe die Preußtjche 
Niliteir- Berfaflung zur Ausführung gebracht werden, um die Wehrkraft 
der eroberten Länder Tür Preußen verwertden zu können. Die Mittel 
md Wege biezu müſſe fich die Regierung zunächtt allein vorbehalten, da 
je am beften fiber die dortigen Berbältnife unterrichtet fei. Das Ab⸗ 
geordnetenhauß möge derfelben vertrauen, da eine Berfchiedenheit des 
Jieled kaum denkbar jet. 

Daß die Berfaflung ihr geftatte, einzelne Artikel außer Kraft zu 
gen, biete der Regierung keinen wünjchenswerthen Ausweg. Es würde 
ein Geſtändniß der Unficherheit darin liegen, wenn nach oder gleichzeitig 
mt der Einführung der Berfaflung fofort Ausnahme» Mafßregeln oder die 
heilmeife Sußpenfion der Verfaflung in jenen Ländern verfügt werde.“ 


Gejegentwurf nad den Borfhlägen der Kommijjion. 


8.1. 

Das Königreih Hannover, dad Kurfürftenthum Heffen, das Herzog- 
tum Naſſau umd die freie Stadt Frankfurt werden in Gemäßheit * 
Art. 2 der Verfaſſungs-Urkunde für den Preußiſchen Staat mit der 
Frangiihen Monarchie fiir immer vereinigt. 


8.2. 
Die Breußifche Berfaffung tritt in diefen Randestheilen am 1. October 
1867 in Kraft. Die zu diefem Behufe'nothwendigen Abänderungs-, Zuſatz⸗ 
und &usführungd-Beftimmungen werden durch belondere Geſetze feftgeftellt. 


8.3. 
Das Staatd-Minifterium wird mit der Außflihrung des gegenwärtigen 
beauftragt. 
Urkundlich zc. 


Die Annahme ded Gejeh- Entwurfs in der vorftehenden 
Faſſung erfolgte in der Sitzung des Abgeordnnetenhaufes 
vom 7. September 1866 mit 273 gegen 14 Stimmen, 
— im Herrenhaufe am 10. September mit allen gegen 
eine Stimme. 


Am 20. September wurde dad Geſetz publicirt. 
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3. October. Patent wegen Beſitznahme des vormaligen König: 
reih8 Hannover. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x., thun 
gegen ‘jedermann hiermit fund: 
Nachdem in Folge eined von Hannover im Bunde mit Defterreich, und 
im —— — des damals geltenden Bundesrechtes begonnenen, von Uns 
in gerechter Abwehr fegreid geführten Krieges die zu Rönigreid Hannover 
früher vereinigten Lande von Uns eingenommen find, fo haben Wir be 
erg diejelben mit Unferer Monarchie zu vereinigen und zu diefem Behufe 
mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages das Geſetz vom 20. September 
d. J. erlaffen und verfündigt 
Demzufolge nehmen Wir durch gegenwärtige Patent mit allen Rechten 
der Landeshoheit und Oberherrlichkeit in Befik und einperleiben Unferer 
Monardie mit ſämmtlichen Zubehörden und Anſprüchen die Yänder, welde 
das vormalige Königreich Hannover gebildet haben, namentlich: die Fürften 
thümer Calenberg, Öötringen, Grubenhagen, Yüneburg, Osnabrück, Gidet 
beim mit der Stadt Goslar und Oftfriesland mit dem Harlinger Yande; 
die Herzogthümer Bremen, Berden und Areneberg Meppen und den 
ganmoverf en Antbeil am Dergogthum Lauenburg; die Niedergrafſchaft 
ingen; die Grafihaften Hoya, Diepholz, Hohnftein und Bentheim, und 
das Land Hadeln. | 
Wir werden Unferem Königlichen Zitel die entjprechenden Titel hin⸗ 


en. 
ir befehlen, die Preußifchen Adler an den Grenzen zur Bezeichnung 
Unjerer Landesherrlichkeit aufzurichten, ftatt der bisher angehefteten Wappen 
Unfer Königlihe® Wappen anzufchlagen und die öffentlichen Siegel mit 
dem Preußiichen Adler zu verjehen, | 
Wir gebieten allen Einwohnern des nunmehr mit Unferer Monardie 
vereinigten ehemaligen Königreichs Hannover, fortan Uns als ihren recht⸗ 
mäßigen König und Landesherrn zu erlennen und Unferen Gefegen, Ber 
ordnungen und Befehlen mit pflihtmäßigen Gehorfam nachzuleben. 
Wir werden Jedermann im Befige und Genuffe feiner wohlerworbenen 
Privatrechte ſchützen und die Beamten, welche für Uns in Eid und Pflicht 
ð nehmen ſind, bei vorausgeſetzter treuer Verwaltung im Genuſſe ihrer 
ienſteinkünfte belaſſen. Die geſetzgebende Gewalt werden Wir bis zu 
Einführung der Preußiſchen Verfaſſung allein ausüben. | 
Wir wollen die Gejege und Einrichtungen der bisherigen hannoverſchen 
Lande erhalten, fomeit fie der Ausdrud berechtigter Eigenthümlichkeiten find 
und in Kraft bleiben fünnen, ohne den durd die Einheit des Staates 
und feiner Intereſſen bedingten Anforderungen Eintrag zu thun. 
Unfer bisheriger General= Gouverneur ift von und angemwiefen, biermad 
die Befignahme auszuführen. 
Hiernach gefchieht unfer Wille, 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 3. October 1866, 
(L. S.) Wilhelm 
Grof von Bismard-Schönhaufen. Freiherr von der gm. 
von Roon. Graf von Igenplig. von Mühler. Graf zur Tippe 
von Selchow. Graf zu Eulenburg. | 


zufü 
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3. October. Allerhödhfte Proclamation an die Einwohner 
des vormaligen Königreidyd Hannover. 


Durch das Patent, welches Ich heute vollzogen habe, vereinige Ich 
End, Einwohner der hannoverfchen Lande, mit Deinen Unterthanen, Euren 
Nachbaren und deutichen Brüdern. 

Durch die Entſcheidung des Krieges und durch die Neugeftaltung des 
gemeinfamen deutichen Baterlandes nunmehr von einem Fürftenhaufe ges 
trennt, dem Ihr mit treuer Ergebenheit angehangen, tretet Ihr jet in den 
Berband des Nachbarlandes, Deffen Bevölkerung Euch durch Stammes» 
gemeinfchaft, dur Sprache und Sitte verwandt und durch Gemeinfamteit 
der Intereſſen befreundet ift. 

Wenn Ihr Euch nicht ohne Schmerz von früheren, Euch lieb gewordenen 
Verhältniſſen losſagt, jo ehre ich diefen Schmerz und würdige denfelben 
ala eine Bürgfchaft, daß Ihr und Eure Kinder auch Mir und meinem Haufe 
mit Zreue angehören werdet. Ihr werdet die Nothwendigkeit des Gefchehenen 
erfennen. 

Denn follen die Früchte bes ſchweren Kampfes und der blutigen 
Siege für Deutichland nicht verloren fein, fo gebietet es eben fo die Pflicht 
der Selbfterhaltung, als die Sorge für die Förderung der nationalen 
Intereſſen, Hannover mit Preußen feft und dauernd zu vereinigen. Und 
— wie ſchon Mein in Gott ruhender Herr Vater e8 ausgejproden — nur 
Deutfchland hat gewonnen, was Preußen erworben. 

Diefes werdet Ihr mit Ernit erwägen und fo vertraue Ich Eurem 
deutfchen und redliden Sinn, daß Ihr Mir Eure Treue eben fo auf- 
rihtig geloben werdet, wie ch zu Meinem Volke Euch aufnehme. 

Euren Gewerben, Eurem Handel und Eurer Schifffahrt eröffnen fi 
durch die Bereinigung mit Meinen Staaten reichere Quellen. Meine Bor- 
iorge wird Eurem Fleiße wirkſam entgegenfommen. 

Eine gleiche Bertheilung der Staatslaſten, eine zmedgemäße energifche 
Bermaltung, forgfam erwogene Geſetze, eine gerechte und pünftliche Juſtiz⸗ 
pflege, kurz alle die Sarantieen, welche Preußen zu dem gemacht, als was 
c ji jett in harter Probe bewährt hat, werden Euch fortan gemeinfame 

üter jein. 

Eure friegstüchtige Jugend wird fi) ihren Brüdern in Meinen anderen 
Staaten zum Schuge des Baterlandes treu anjchließen, und mit Freude 
wird die Preußiſche Armee die tapferen Hannoveraner empfangen, denen 
in * Jahrbüchern deutſchen Ruhmes nunmehr ein neues größeres Blatt 
eröffnet iſt. 

Die Diener der Kirchen: werden auch fernerhin die Bewahrer des 
väterliden® Glaubens fein. 

Euren Lehranftalten, den vieljährigen Pflegerinnen deuticher Kunft und 
Wiſſenſchaft, werde ich Meine befondere Aufmerkſamkeit widmen, und wenn 
der preußiiche Thron, je länger, defto mehr, als der Hort der Freiheit und 
Selbfiftändigkeit des deutichen Vaterlandes erfannt und gewürdigt wird, 
dann wird auch Euer Name unter denen feiner beften Söhne verzeichnet 
werden, dann merdet auch Ihr den Augenblid jegnen, der Euch mit einem 
größeren Baterlande vereinigt hat. 

Das walte Gott! 
Schloß Babelsberg, den 3. October 1866. Wilhelm. 
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Die Befipergreifungd-Patente in Betreff bes Kurfürften- 
thums Heſſen, des Herzogthums Naſſau und ber freien 
Stadt Frankfurt, ſowie die betreffenden Allerhöchſten Pro: 
clamationen find von demfelben Tage (3. October) datirt 
und im Weſentlichen gleichlautend. 


— 


Graf Bismard über das Berfabren der Re: 
gierung in Bezug auf Hannover. 
(Rede in der Sipung des Reichsſtags vom 11. März 1867.) 


Ich hege die aufrichtigften Sympathieen mit den Gefühlen, die einen 
treuen Andänger einer gen ten Dynaſtie befeelen können, mag dieſe 
Donaftie gefallen fein durch ihre eigene Schuld oder Durch die Gewalt der 





Umftände Ich kann es dem Herrn Borredner (Abg. von Munchhauſen) 


auch nicht verargen, daß er das Bedürfniß empfunden hat, feinen Gefühlen 
Ausdrud au geben; nur hätte ich gewünſcht, daß er von diefem Ausdrude 
Anklagen der Königlich Preußifchen Regierung fern gehalten hätte, bie fid 
entweder auf unrichtige Auffaflung der —* oder auf umrichtige That⸗ 
fadyen ai ünden, und daß er mich der undankbaren Aufgabe 
tiberhoben bätte, In in diefer aregung zu widerlegen. 


Ich weiſe zunächſt den Vorwurf, als —* die Königlich Preußiſche 


Regierung die Sapitulation von Kangen 
unmürdige Berläumdung der Königlichen Regierung, mit Entrüftung zurüd 
Die Kapitulation von Langenfalza iſt fein Staatsvertrag, Keinem ber 
Unterhändler, die dabei thätig gemejen find, fo lange die Truppen bei 


alza nicht gehalten, als eine 


Langenſalza ftanden, ift e8 eingefallen, daraus etwas Andere zu maden, 
al8 eine militärifhe Convention, um für die Dauer des Kriege 


weiteres Blutvergießen zwiſchen Truppen, die lange befreundet geweſen 
waren und manche glorreiche Erinnerung mit einander theilten, zu ver- 
bindern. In diefem Sinne ift Sr. Maj. dem Könige Georg die Sicher: 


beit ſeines Privateigenthums zugefichert worden, natürlich desjenigen Pr 


vateigenthums, das fi) im Lager und bei ihm befand. Ueber das übrige 


Privateigenthum, welches bereit8 in unjeren Händen oder fonft im König 


reich Hannover war, und über andere dahin bezügliche Verhältnifie haben 
Staatöverträge zu beftimmen. 

Daß Ihre Majeftät die Königin Maria vorzieht, noch in dieſem 
Augenblid in dem Preußifchen Lande zu verweilen, ohne daß Ihr Herr 
Gemahl mit Sr. Maj. dem Könige von Preußen Frieden gefchlofien hat, 
ift ein Beweis des Schuges, welchen Fürften und Fürftinnen and dann, 


wenn fie unfere Feinde find, jederzeit in Preußen finden, und bes Ber 


trauend auf diefen Schuß, und ic) bewundere, daß die Königin Marie 
dad Bertrauen bis zu diefem Grade ausdehnte. Ich wei aber, daß der 
Aufenthalt, dag die Anwefenheit nicht der Königin, aber des Hofes ın 
Marienburg den Dedmantel von Intriguen bildet, die mir nicht auf 
die Dauer dulden können; ihre Fäden abzufchneiden, hat Se. Maj. ber 
König befohlen. In Folge diefes Befehls ift der Major v. Trend vor 


den Augen J. Maj. der Königin Maria verhaftet worden. Wenn J. Ma⸗ 


561 

1866. 

jeſtät da8 nicht anjehen will, muß fie nicht in der Marienburg wohnen. 
Fir uns fliehen zu hohe Intereſſen auf dem Spiele, die Ruhe des Landes 
tan aus dergleichen Rüdfichten nicht gefährdet werden, wenigitens find 
wir feft entichloffen, nicht damit fpielen zu laflen. Hr. v. Xrend war 
unjeren Rachrichten nad) Träger auch von anderen Papieren; er hat recht- 
zatig aus den Hannoverfchen Bureaur Nachrichten darüber bekommen, daß 
auf ihn vigilirt würde; er hat in Folge deſſen dieſe anderen Papiere ent⸗ 
weder nicht mitgenommen, oder frühzeitig in Sicherheit gebradit; e8 fand 
ih bei ihm nur ein Brief des KHönigd Georg an die Königin Maria. 
Es ſtimmt mit der Intention St. Maj. des Königs nicht überein, daß 
diefer Brief erbrocdhen wurde. An die Königin Maria kann ihr bober 
Gemahl fchreiben, was er will, dadurch kann die Ruhe des Staates nicht 
ompromittirt werden. Die Intention tft mißverftanden, daß dadurch der 
Auftrag überfchritten worden, wie das häufig im Leben, namentlich in ge= 
ipannten Berhältniffen, vorfommt. Er bezog ſich vorzugsweiſe auf die 
Berbreitung foldyer Proclamationen, die von Siegin fommen und die im 
Stile des „Württemberger Beobachters“ unter das Hannoverſche Landvolk, 
ſei e8 bebufs der Wahlen, oder um andere Unruhen zu erregen, verbreitet 
werden. Se. Maj. der König hat befohlen, in einem Schreiben an einen 
Beamten des Königlichen Hofes in Marienburg Sein Bedauern über das 
Ueberfchreiten Seiner Intention auszudrücken. Dergleihen kann überall 
vortommen. Daß es nicht in unferen Gewohnheiten liegt, das zeigt am 
beiten der fortgefegte Aufenthalt der Königin Maria in Marienburg 
angeachtet der fortgejettten Weigerung ihre Herrn Gemahls, Frieden mit 
und zu fchließen. 

Der Herr Borredner hat außerdem über das Regime, unter dem 
Hannover bißher verwaltet worden ift, Klage geführt. „Sch begreife diefe 
Klage. Hannover fteht augenblidlih unter dem Regiment des Abfolu- 
tismus, und dieſes Hegiment wird fein Ende finden am 1. October d. %.; 
dann wird es fich aller der verfaflungsmäßigen Garantieen erfreuen, welche 
die übrigen Provinzen des Preußifchen Staates bereit3 in dieſem Augen⸗ 
bit fügen. Bis dahin aber wird ſich der Here Vorredner damit be⸗ 
iheiden müſſen, daß die Provinz nach den perfönlichen Ueberzeugungen 
Sr. Maj. des Königs Über die Maßregeln, die zur Sicherftellung der 
Preußiichen Herrichaft in dem Lande nothwendig find, regiert wird. Wir 
werden den Widerftand nit tragen, wir werden ihn breden. 
Dap die Sache fo gelommen ift, Tann Niemand mehr mie ich bedauern. 
Ich habe ſchon vorhin angedeutet, daß Jahrhunderte lange Erinnerungen 
und Traditionen die Hannoverfche Armee mit der Preußijchen verknüpften, 
und die Hannoverjche Politif mit der Preußifhen. Es war die Grups 
pirung des fiebenjährigen Kriegs eine volllommen natürliche, die in unfer 
aller Grimnerun lebt. Seit einigen Jahren hat fih Hannover von diefer 
natürlichen Verbindung losgeriſſen; ich habe feine Miniſter, — der Graf 
Platen wird mir daß bezeugen — mit den Worten gewarnt: wenn Sie 
Preußens Ehrgeiz fürdten, können Sie ihn nicht wirkſamer entwaffnen, 
als dadurch, daß Sie feine treuen Bundesgenofien find. Einem Bun- 
desgenoffen nah dem ſiegreichſten Sriege ift fein Fürſt des 
Haufes Hohenzollern im Stande, ein Haar zu frümmen. 
Benn Sie fi aber mit unjern Feinden liiren, obſchon Sie diefelben In⸗ 
terefien mit uns haben, wenn Sie zwifchen Hamburg, Minden und Köln 


Für Bismard. 36 
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einen Staat fchaffen, von dem wir befürchten müflen, daß er jede Ber- 
legenheit Preußend nad) außen benußt, jede Front, die wir nad dem 
Süden maden, um uns, ih will nicht jagen, den Dolch, aber die Waffe 
in den Rüden zu rennen; ein ſolcher Staat kann nicht mit unferm Billen 
beftehen, feine Forteriftenz wäre unverträglid mit der Preußens, und der: 
jenige Preußiſche Miniſter, der die erfte Gelegenheit, die ſich zur Beſei⸗ 
tigung eines folcheri Hannover8 darbietet, verfäumen würde, verräth fein 
Land, verräth Deutfchland! Sie hätten uns diefe Gelegenheit nicht geben, 
diefe Verpflichtung nicht auferlegen müſſen. Wir haben lange unterhandelt, 
vielleicht zu lange über ein Bündniß mit Hannover, wir habeu nody kai 
Zangenfalza darüber unterhandelt. Woran jcheiterten die Unterhandlungen 
mit Hannover? An der Abneigung Sr. Maj. des Königs Georg, Garan- 
tieen dafür zu geben, daß tie Hannoverfche Armee fi) auf nur ein Jahr 
lang der Yeindjeligfeiten gegen ung enthalten möge. Wir haben da3 
Bündnig angeboten von dem Augenblid an, mo wir die Möglichkeit eines 
Krieges vorausjahen. Wir find hingehalten worden mit Tergiverjationen. 
Dean bat uns in amtlich mitgetheilten Noten einen Neutralitätävertrag 
verfprochen, während defjen aber jortgefahren, heimlich) zu waffnen: man 
ließ Munition und Waffen nah Stade jchleppen, um dort eine feſte Po- 
fition zu nehmen, um dort mit dem Gablenzichen Corps, mit denjenigen 
Streitkräften, die das a Auguftenburg in Holftein würde mobil machen 
fönnen und deren Waffen wir dann in Hamburg gefunden haben, ee 
Diverfion gegen uns im Rüden gemeinjchaftlich mut Defterreich zu machen. 
Diejer Gefahr kann fi Preußen nicht zum zmweiten Mal ausjegen. Wir 
haben die Verhandlungen hinausgezogen in der Hoffnung, Hannover würd 
ji befinnen. Es hat uns widerftrebt, gegen diejen befreundeten 
und benahbarten Stamm, der mit uns denjelben Dialect jpridt, 
in dejjen Adern unjer Blut fließt, den Degen zu ziehen. Um 
dies zu vermeiden, haben wir rechtzeitig, — wenn ich nicht irre, war es am 
9. oder 11. oder furz darauf — in Hannover amtlich Folgendes kundge⸗ 
geben: Stimmt Hannover für den Defterreihiichen Antrag, der am 14. Jum 
in Frankfurt votirt worden, jo werden wir dies als eine Kriegserklärung 
betrachten und danach verfahren. Sie waren vollftändig gewarnt, 
gatten aber Bertrauen auf 800,000 Mann Defterreidijder 

ruppen — fo war nämlich die Ziffer durch den Prinzen Solms ar 
gegeben, der jeinem hohen Verwandten damit einen ſchlechten Dienft ge- 
leitet, als er ſchwankte zwiichen Preußen und Oeſterreich, ihn in das 
andere Yager hinüber zu giehen. 

M.H., in folden Angelegenheiten kann dieje Art von gemrüthlicher 
Auffaſſung, an die man fi in Deutſchland in fünfzigjährigem Frieden 
gewöhnt hat, nicht Plag greifen. Es ift mir von mehreren Seiten nad 
dem Kriege, von Seiten Deuticher Staaten in einer Weije entgegenge 
kommen, die etwa fagen wollte: „Nun, wir haben die Sache nicht fo ernit 
gemeint, nun ift Alles wieder beim Alten; wir haben in Hannover nur 
mit ſcharfen Patronen Mannöver gemacht; wir wollen und auf die alten 
Stühle fegen, und ihr werdet nicht böfe fein." Man hat fich über 
ben Ernft der Sade getäufcht; ob in demjenigen Dünkel, mit dem 
Gott öfter die Fürften Ichlägt, ob in derjenigen Unkenntniß der Diplo: 
maten und Miniſter, in der Viele fich über die Realitäten dieſes Lebens 
befinden, Tafle ich dahingeſtellt. Man hat Krieg gewollt mit offe- 
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nen Augen; man war entfchloffen, Preußifche Provinzen zu 
nehmen, wenn man gejiegt hätte; danach bat man fein Recht, 
lid nahher zu wundern, daß der Krieg die ernften Folgen hatte, 
die er nun gehabt hat, und nun uns gegenüber einen Ton der 
lage über dieje Folgen anzufhlagen. M. H., wenn das Blut, 
wenn die Freiheit von Preußen aufs Spiel geftellt wird, wenn das ganze 
Königreih, wie es war, mit feiner glorreihen Krone als Einſatz ftand, 
wenn die Kroaten unfer Land mit ihren Plünderungen bedrohten, wenn 
die Fremdherrſchaft, ich weiß nicht, auf mie lange, uns bedrohte; wenn 
man und in die Gefahr bringt eines Stich in die Seite, foll man danach 
nicht auf den Standpunft der Sentimentalität fallen und über fchlechte 
Behandlung Tagen. 

Glaubt man das zu können, fo ift es eine Unkenntniß der Dinge, 
an der jeder Staat und jede Krone zu Grunde gehen muß, welche mit 
dieſer Unkenntniß geichlagen ift. Der —* Vorredner hat uns noch einen 
jpeciellen Vorwurf gemacht; er hat darüber geklagt, daß Leute ohne Urs 
theii und Recht und im Widerſpruche mit der Geſetzgebung nach der 
schung Minden abgeführt ſeien. M. H., im Hannoverſchen Gebiete lag 
keine Feſtung, fonft hätte ich es für correcter gefunden, fie dahin abzu⸗ 
führen. Das ift aber meines Erachtens da8 Einzige, worüber vom ju- 
nitiihen Standpunkte auß Beſchwerde geführt werden fann in einem 
Lande, wo nach Kriegs» und Völkerrecht in dieſem Augenblid die abjolute 
Regierung befteht, die Regierung eines Erobererg, und zwar eines folchen, 
der mit Gpnen Freund und Landsmann fein will und fich als foldhen 
führt, immerhin aber doch eines Eroberers; in einem ſolchen Lande und 
im folhem Augenblide fih darüber zu beſchweren, daß Jemand, der die 
Aube ftört, eingefperrt und unſchädlich gemacht wird, dann ift Ihnen der 
Unterfchied —58* einer abſoluten und conſtitutionellen Verfaſſung, die 
dem Staatsbürger gegen den Mißbrauch der Gewalten Garantieen giebt, 
überhaupt unklar. Werden Sie es jetzt in Rußland für eine Geſetzes⸗ 
md Nechtsverlegung halten, wenn Jemand präventiv eingejperrt wird? 
IR es nicht bei uns toto die paffirt, ehe wir die Berfaffung hatten, ohne 
dag die fcharffinnigften Juriften etwas dagegen vorzubringen wußten ? 
dormales Unrecht gefchieht dabei nicht. Ob aber durch moraliſches Un- 
teht der Berfchuldete getroffen wird, ift von bier aus und in ſolchen 
Lerhältnifſen nicht immer zu unterfcheiden, und ich wünſchte Ihnen, 
daß der 1. Detober raſcher herankomme, als es fonft feine Art 
if. Dann merden Sie von allen diefen Unbilden befreit fein. Wir werden 
Ihnen gegenüber die Preußifche Verfaſſung eben fo flrict in allen Garan⸗ 
tiren der perfönlicden Freiheit beobachten, wie in den alten Provinzen. 
Aber gerade, weil die Zeit jo kurz ift, können wir in diefer kurzen Zeit 
uht viel fpaßen. Ich rathe auf das Dringendfte Ihnen und 
Ihren Freunden ab, daß Sie uns nicht herausfordern! Sie 
werden einer Energie begegnen, der Sie nicht gewachſen find. 


36 * 


564 
1866. 


Die Einverleibung Schleswig: Holfteind in di 
Preußiſche Monardie. | 

Adreffe der Prälaten und Ritterfchaft der Herzegthümer 
Schleswig: Holftein und Antwort Seiner Majeftät de 
Koͤnigs. — 


Die Adreſſe vom 2. Auguſt. 


„Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter, Allergnädigſter König und Herr! 


Prälaten und Ritierſchaft der Herzogthümer Schleswig und Holſtein haben 
ungeduldig dem Augenblicke entgegengeſehen, wo ed ihnen vergönnt fein würde, 
den Ausbrud von Gefühlen, welche jetzt ihre Herzen bis in das Innerſte durch⸗ 
bringen, ehrfurchtsooll zu Füßen des Thrones Em. Königlichen Majeflät nieter: 
zulegen. Seit längerer Zeit ſchon haben fie eine Löſung ihrer heimiſchen Frage., 
wie fie nunmehr in Ausficht ſteht, als mehr oder weniger gefidhert anfehen zu 
fönnen geglaubt. Nichts deſto weniger verfolgten fie deren allmähliche, ihre Wünſche 
und Hoffnungen immer noch nicht in endgültiger Weiſe erfüllende Entwidelung 
mit gefpannter Erwartung. 


Nah Ausbruch des Krieges begrüßten Prälaten und Ritterfchaft der Her- 
zogthümer Schleswig und Holftein mit eben fo tief bewegten, wie frendig er 
griffenen Herzen bie glänzenden, Schlag auf Schlag ſich folgenden Siege des 
unvergleichlichen Preußifchen Kriegsheeres; fie bewunderten ſtaunend bie Erfolge 
eines Feldzuges, wie ihn die Geſchichte in gleicher Weife nicht aufzuweifen vermag. 

Jetzt, wo bie abgeichloffenen Friedens⸗Präliminarien das Schidfal ihres 
Baterlandes feitgeftellt zu haben fcheinen, find Prälaten und Ritterfchaft der Her ⸗ 
zogthümer Schleswig und Holftein nähft Gott Ew. Königlichen Majeftät dafür 
mehr, ale Worte es auszubräden vermögen, dankbar; fie werben glüdlich fein, 
Em. Königlihe Majeftät als Landesherrn begrüßen zu dürfen; fie werden ſtolz 
fein, dem großen, ruhmreichen Preußen anzugehören, und fie halten es für ikre 
Pflicht, offen auszufpreden: daß Ew. Königlihe Majeflät durch Bereinigung 
Schleswig- Holfteins mit Allerhöchftdero Staaten unferen Herzogthümern bie fichere 
Gewähr einer glüdfihen Zukunft geben werben. ' 

Indem Prälaten und Ritterſchaft den Ausbrud biefer feften Weberzeugung 
Em. Königlichen Majeftät zu Füßen zu legen wagen, glanben fie die Bürgjcaft 
dafür übernehmen zu können, daß Allerböchftviefelben an ben Bewohnern ter 
Herzogthümer Schleswig und Holftein unter Gottes Beiftand getreue Unterthanei 
haben werben.” ' 

Ew. Königlihen Majeftät treugehorfamfte Prälsten und Ritterſchaft ba 
Herzogthümer Schleswig und Holftein. Namens berfelben die zur Unterſchrift 
Committirten: Berbitter und Mitglieder der fortwährenden Deputation: Ernit 
Reventlow als Berkitter. Graf Eugen Reventlow-Altenhoff. Graf Re 
ventlow-Iersbed. Graf Chr. Rantau-Oppendorf. Graf Holftein: 
Water-Neverstorff. v. Ahlefeldt⸗Lindau. | 


Antwort Seiner Majeſtät ded Könige. 


„Ich habe die von Prälaten und Ritterfchaft der Herzogthümer Schles- 
wig und Holftein an Mich gerichtete Adrejfe gern entgegengenommen, und 
indem ich denfelben Meinen Dank für ihre Slücwäntge über den Er- 
folg, mit welchem es der Bey gefallen bat, die Anftrengungen 
Meines Heeres zu feguen, und für das mir entgegengebrachte Vertrauen 
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außipredhe, gebe Ich Mich der Zuverficht bin, daß bie Erfüllung der von 
ihnen für eine engere Verbindung mit Mir und Meiner Monardie ge 
begten Wünfche dem engeren mie dem weiteren Baterlande zu dauernden 
Segen und Gedeihen gereichen werde.“ 


Berlin, den 16. Augnſt 1866. Wilhelm. 


7. September. Gejep- Entwurf, betreffend die Vereinigung der 
Herzogthümer Holftein und Schledwig mit der Preußiſchen 
Monardie. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verorbnen, 
mit Zufimmung beider Häufer bes Landtags der Monarchie, was folgt: 


8.1. 

Die Herzogtbümer Holftein und Schleswig mit Ausnahme eines durch 
Bertrag mit dem Großherzog von Ofbenburg näher zu beſtimmenden Gebietstheils, 
werben mit ber Preußiſchen Monarchie auf Grund der am 30. October 1864 in 
Bien zwiichen Preußen und Defterreich einerfeits und Dänemark anbererfeits und 
am 23. Auguft 1866 in Prag zwilhen Preußen und Defterreich abgeſchloſſenen 
Friedensvertrãge vereinigt. . 

8.2. 
ie Preußiſche Verfaffung tritt in dieſen Lanbestheilen am 1. October 1867 
a 


Die zu dieſem Behufe nothwendigen Abänderungs⸗ und Zuſatzbeſtimmungen 
werden durch beſondere Geſetze feftgeftellt. 


8.8. 
Das Staats- Minifterium wirb mit ber Ausführung des gegenwärtigen 
Geiepes beauftragt. 
Urkundlich x. 


Motive. 


. „Im Art. 3 des am 80. October 1864 in Wien abgefchloffenen Friedens hat 
Seine Majeftät der König von Dänemark allen feinen Rechten auf die Herzog⸗ 
thümer Schleswig und Holftein zu Gunften Ihrer Majeftäten des Königs von 
Preußen unb des Kaiſers von Defterreich entfagt und ſich verpflichtet, alle in Bezug 
auf diefe Herzogthlimer von ihren gebachten Majeftäten zu treffenden Beftimmungen 
anzuerfennen. In dem am 23. Auguft 1866 zu Prag abgeichloffenen, inzwilden 
tatifieirten Friedensvertrage hat Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich alle 
leine im Wiener Frieden erworbenen echte auf bie beiven Herzogthümer Seiner 
Mojeftät bem Könige mit ber Maßgabe Übertragen, daß die Bevöllerungen ber 
nerdlichen Diftriete von Schleswig, wenn fie durch freie Abftimmung den Wunſch 
zu erlennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werben, an Dänemark abgetreten 
werden follen. 

Auf Grund dieſer vertragemäßigen Beſtimmungen haben Seine Majeftät 
ter König beichloffen, Die Herzogthlimer Holftein und Schleewig mit ber Pren- 
Bilden Monarchie zu vereinigen. 

Doch wünſcht die Königliche Regierung fi die Möglichkeit zu wahren, ab- 
geſehen von ber Abflimmung ber nörblihen Diftricte Schleswige, dem Groß- 
bergog von Oldenburg einen zwifchen beiben getrennten Theilen bes bisherigen 
beifteinjchen Beſitzes Seiner Königlichen Hoheit belegenen Diftrict abzutreten. 
Der Großherzog von Oldenburg hat ale Vertreter reſp. Rechtsnachfolger beider 
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gottorpſchen Tinten bei bem früheren Bunbestage Aniprüde in Bezug auf bie 
Erbfolge in den Elbherzogthümern erhoben. Es ift wünſchenswerth, dieſe Anſprüche 


auf gätlihem Wege zu befeitigen unb werden bie deshalb eingeleiteten Berbant- 


lungen aud im Intereffe der Marine eine anderweitige Regulirung bes Gebiets 
an der Jahde umfaffen. 


Der $. 1 des vorgelegten Gefek- Entwurfs enthält desfallſige Vorbehalte. 


Die 88.2 uud 3 des Geleh- Entwurfs fiimmen im Wefentlichen mit den 
betreffenden Paragraphen des auf Hannover, Kurbefien, Raffau und Frankfurt ie 
züglihen Gefek : Entwurfs überein.“ 


7. September. Aeußerung ded Grafen Bißmard bei Bor: 
legung des Geſetzentwurfs. 


„Die Königliche Regierung war nicht in der Lage, dieſes Geſet 


gleichzeitig mit den jo eben berathenen einzubringen, weil fie genötbigt 


war, die Natification ded Prager Friedens vorher abzuwarten, Sie darf 
fi indeflen der Hoffnung bingeben, daß die Principien, nad melden 
auch diefes Geſetz im Wefentlichen zu beurtbeilen fein wird, durch die 
Behandlung des fo eben angenommenen fich hinreichend feftgeftellt haben 
werden, um eine fürzere Behandlungameife, vielleicht die fummarifche in 
der Schlußberathbung möglich zu machen. Was den Vorbehalt in Betreff 


eines Gebietstheiles des Großherzogthums Didenburg betrifft, fo erlaube 


ih mir, darüber. eine kurze Erläuterung zu geben. Die Königliche Re 
gierung ift im Begriff, mit Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog 
von Oldenburg einen Bertrag zu unterhandeln, welcher zunächſt die um 
bedingte Anerkennung der Souverainetät Seiner Majeftät des Königs in 
den Herzogthümern von Seiten der oldenburgifchen Linie zum Gegenflande 
bat, eine Anerkennung, welche die Königlihe Regierung zu erlangen 
wünſcht. Ueber die Motive dieſes Wunfches werde ich mir erlauben, fpäter 
bei der Vorlage diefes fpeciell mit Didenburg zu fchließenden Vertrages 
weitere Auskunft zu geben. Der Bertrag umfaßt außerdem eine von der 
Marine» Berwaltung gewünſchte Ausdehnung bes Jahde-Gebiets und 
einige Eifenbahn-Anlagen, bei denen Preußen und Oldenburg concmriren 
und da8 Herzogthum Holftein mit einem etwa zwei Quadratmeilen nicht 
überfteigenden Gebietötbeil in Mitleidenfchaft gezogen wird, wenn die bit 
berigen Abfichten realifirt werden. Wir haben übrigens im Art. 2 de 
Formulirung der Vorlage des Commiſſions⸗Gutachtens, wie e8 heute zur 
Annahme gefommen ift, vollftändig berückſichtigt, da wir in diefer Faflung 
der Annahme des Hauſes am ficherften zu fein glaubten. Daß die König: 
liche Regierung in dem eben angenommenen Geſetze auch eine andere Faflung 
ihrerfeit8 für annehmbar hielt, geht aus der Sorioge der Kommilfion und 
aus den Erflärungen in der Commiffion hervor. Es kommt ihr aber vor- 
zugsweiſe auf rajche Erledigung diefer Vorlage an, und deshalb hat fie 
ebenfo bereitwillig, wie bei der eben erledigten Frage, bei diejen genau 
die Faſſung adoptirt, wie fie auß der Commiffion hervorgegangen if. 
Ich möchte dem Heren Bräfidenten anbeimftellen, falls dem Hase 
nicht die Schlußberathung beliebt, die Vorlage derfelben Commiffion 
dur Erledigung zu überweifen, welche die eben erledigte Vorlage vor: 
eratben hat.“ | 


667 
1866. 


20. Dezember. Erflärnngen des Grafen Bismard über die Lö- 
ſung der Schleswig-Holſteinſchen Angelegenheiten 
bei der Berathung des Geſetzentwurfes. 


(Das Verhalten des Erbprinzen von Auguſtenburg; — 
die Stellung der Preußiſchen Regierung zur Perſonalunion; 
— ber Ober⸗Präſident von Scheel⸗Pleſſen; — bie 
Stellung Frankreichs und die Beſtimmung über Nordfchleswig.) 


Der Herr Abgeordnete (Tweſten) ftimmt für die Annerion. Ich be= 
dauere, daß über den Zwed hinaus, diefe Abftimmung zu motiviren, feine 
Rede hauptſächlich eine verjuchte Beweisführung gemefen ift, daß bie 
Schleswig-Holfteiner Grund hätten, übler Yaune zu fein über alles, mas 
ihnen von Preußen widerfahren ift. Ich erlaube mir zunächſt einige uns 
nhtige Thatfachen, auf welche der Herr Redner diefe Beweisführung bes 
gründete, nochmals zu berichtigen. Ich erfläre es für poſitiv faljch, daß 
der Prinz von Auguftenburg jemals die Preußiichen Februarbedingungen 
angenommen bat, und wir würden genöthigt fein, die Briefe, welche 
darüber vorliegen, wenn diefe unwahren Behauptungen ferner aufrecht 
erhalten werden follten, zu veröffentlichen, obwohl fie urjprünglich nicht 
dazu beftimmt gemefen find. Er bat fie ſtets nur fo angenommen, daß 
er fih eine Hinterthür offen gehalten, er bat in und die Ueberzeugung 
emedt, daß die vorbehaltene ftändifche Zuftimmung von ihm zu diefen 
dedingungen nicht gejucht werden werde, daß er vielmehr im Einzelnen, 
vermöge der ftändifchen Weigerung, loszukommen fuchen werde, und gerade 
von dem michtigften. Bei der befannten, oft erwähnten Unterredung, die 
der Herr Redner nochmals angeführt hat, obſchon ich nicht weiß, maß fie 
mt dem heutigen Zwed zu thun hat, muß ich zunächſt beftreiten, daß der 
Prinz in einem gereizten Zuftande gemejen ift. Die Unterredung dauerte 
drei Stunden, von 9 Uhr bis Mitternadht. Am Schluffe derjelben hat 
ich der Prinz in volllommen freundlicher Beziehung von mir verabſchiedet 
und gefagt, er werde fih die Sache in Dolzig weiter überlegen und von 
dort aus fchreiben. Ich muß der Behauptung de8 Herrn Borrednerd in 
meinem perſönlichen Intereſſe entgegentreten. Ich habe nicht die Ges 
mohnheit, in meinem eigenen Hauje und unter vier Augen unhöflich zu 
ſein und bei politiihen Verhandlungen glaube icy mich immer fo vers 
halten zu haben, daß mein Gegenpart nicht ohne ſachlichen Anlaß in einen 
gereizten Zuftand verjegt wird. Hätte ich gemußt, daß dieje ‘Details heute 
von der Tribüne vorgebradht werden würden, fo würde ich mich aus den 
Acten vergewifjert haben, wie fie damals lagen. Ich kann nicht Alles be⸗ 
halten, was in drei Jahren gefchieht, aber deffen erinnere ich mich ganz 
genau, daß die Forderung, welche ich dem Prinzen jemals in Ausficht 
ttellte, Hinter den Gebruar- Bedingungen fehr weit zurüditand. Es handelte 
ſich um ein Hafengebiet und um fefte Stellungen an den beiden End» 
punkten des Nordoſtſeecanals. 

Die militärifhen Beziehungen konnten zwiſchen und damals gar 
nicht fo genau discutirt werden, in allen anderen waren unfere Anfprüde 
damals ehr viel gemäßigter, als jpäter in den Februarbedingungen; und 
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ich glaube verfichert zu fein, daß ich mich dem entiprechend geäußert habe. 
Ich erinnere mich fidher, daß, als ich von dem SHafengebiet ſprach, der 
Prinz darauf hinwies, das könnte fih ja gar „um Quadratmeilen“ 
yanbeln, woraus Sie eben den Maßſtab deſſen, was er zu bemilligen 
ereit war, entnehmen können. 

Daß ich in früheren Zeiten zu irgend Jemand gelost haben folle, 
ich zöge die Perfonal-Union der Einfegung der Familie Auguftenburg vor, 
muß ich ftarf bezweifeln. Ich kann natürlih, wie ſchon gelagt, nicht 
jedes Wort im Gedächtniß behalten, was ich zu den vielen hundert 
Deputationen, die ich gejehen habe, gefprodhen babe; diejeß aber kann ih 
nit gejagt haben, denn es ift nie meine Meinung geweſen, und warım 
follte ich gerade diefen Leuten in diefer Wichtung has Gegentheil meiner 
Meinung jagen! Sch babe ftet8 an dem Klimarx feftgehalten, daß 
die BerfonalsUnion beffer war, wie daß, was eriftirte, daß 
ein jelbftfländiger Fürft bejfer war, als die Berfonal-Union, 
und daß die Bereinigung mit dem Preußiſchen Staate beifer 
war, als ein jelbftftändiger Fürft. Welches davon das Erreichbar 
war, das konnten allein die Ereigniffe lehren. Wäre Perfonal- Union 
das Marimum des Erreihbaren gewefen, fo hätte ich mich vor der Hand 
bei der damaligen Lage der Dinge im Intereſſe Deutichlands nicht be 
rechtigt und berufen gehalten, diefe Abſchlagszahlung zurüdzumeijen. Aber 
es iſt nicht zweifelhaft, daß im Laufe des Jahres 1864 eine für ım 
irgend annehmbare Berftändigung mit dem Prinzen von Auguftenburg 
nicht zu erreichen war, und daß der Prinz die Bedingungen, die Seine 
Majeftät und Seiner Majeſtät Miinifter für annehmbar hielten, nicht em: 
gegangen iſt. Sch kann noch weiter gehn, wenn wir einmal auf Perſoͤn⸗ 
lichkeiten lommen. 

Noch im vorigen Jahre, kurz vor den Gafteiner Verhandlungen, habe 
ih den Königlich bayrifhen Minifter Freiherrn von der Pfordten ge 
beten, ob er nicht feine Bermittelung dahin eintreten laflen molle, daß 
dur Verhütung eine Conflictes, der ganz Deutichland ergreifen fönnte, 

nterhandlungen geführt würden, durch weiche der Prinz von Auguftenburg 
bewogen merde, einen für Preußen annehmbaren Frieden mit Seiner 
Majeftät zu nıachen, wobei ich erklärte, daß ich dem Prinzen zu dieiem 
Behufe an dem Königlichen Hofe eine günftige Aufnahme vermitteln würde, 
wenn der Bring fich dorthin begeben wolle. Herr Freiherr von der Pfordten 
übernahm ſehr bereitwillig dieſe Vermittelung; er hat fi) demgemäß an 
den Prinzen, ob an defien Räthe ebenfalls, weiß ich nicht, gewendet; er 
bat jedoch darauf zuerft mehrere Wochen lang gar keine Antwort bekommen 
und fpäter eine kühle und vornehme Ablehnung. Hierfür habe ich Zeugen. 
Wenn ferner behauptet worden ift, daß ſich ein Unterfchied in dem 
Eroberungs» Berhältnig von Schleswig. Holftein und dem von Hannover 
behaupten ließe, jo iſt dies nur fo zu acceptiren, daß unfere Eroberung 
rechte an den Herzogthlimern —*88 ein noch ſtärkeres iſt; es iſt ein 
doppeltes! Wir haben ſie zuerſt den Dänen und zweitens ſie 
dem mit unſern kriegeriſchen Feinden verbündeten Prinzen 
von Auguſtenburg abgenommen. Nehmen Sie an, der Prinz wäre 
wirklich legitimer Regent geweſen, jo ift er eben fo jehr der Bundeögenofie 
unjerer Friegeriihen Gegner geweſen als ber Konig von Hannover oder 
der Kurfürſt von Heflen. Er iſt e8 aber mit mehr Beſonnenheit geweien, 
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mit mehr Berechnung und mit weniger Offenheit. Wäre unfer Vorgehen 
in der Mitte Juni dieſes Jahres weniger jchnell erfolgt, jo würden wir 
es erlebt haben, daß auf der Bafis des Bundesbeſchluſſes vom 14. Juni c. 
fi in Hannover, an dem Kryſtalliſationspunkte des Gablenz’schen Corps, 
bannoverfche und auguftenburgifhe Truppen bei Stade geſammelt hätten, 
um gegen und im Felde zu operiren und eine Diverfion gegen Berlin 
zu machen. 

Ich bedaure, daß der Herr Vorredner von der Höhe der politiſchen 
Auffaffung, die ihn ſonſt kennzeichnet, herabgeſtiegen iſt, um Perſönlichkeiten 
auf der Fribüne in diefem Augenblide vor die Deffentlichkeit zu bringen. 
Ih kenne nicht die einzelnen untergeordneten Beamten in der Berwaltung 
von Schleswig-Holftein; ich habe in diefem Augenblid auch nicht die Zeit, 
mih darum zu befümmern. Ich muß mein volles DBertrauen auf den 
Baron d. Scheel-Plejjen fegen, und er genießt ed im vollften Maße. 
Er ift der erfte Schleömwig- Holfteiner, der fchon im Jahre 1864 in 
Schönbrunn mir den feften Entſchluß ausſprach, für nichts Anderes, als 
für den Anfchlug an Preußen zu wirken und die Verbädtigung, daß er 
dänischen Intereſſen diene, ift eine folche, die er nicht verdient und die 
ih auf das Beftimmtefte zurückweiſe; ich baue auf feine Treue ebenfo feft, 
wie auf die irgend eine® anderen Diener Seiner Majeftät des Könige. 

Daß die Königlihe Staatsregierung ihn in diefem Momente mit 
einer Freiheit ſchalten laſſen muß, daß ein fo fehneidiger und entſchiedener 
Charakter, wie der des Herrn v. Pleflen fich viele Jahre lang im Kampfe 
für fein Land gegen Dänemark bewährt hat, feine unbequemen, feine 
rauden Seiten hat, die ihn mitunter über das Biel hinausichießen laflen 
mag und Freunde verlegen, anftatt der Gegner, das mag fein, dergleichen 
ft von einer kräftigen und männlichen Natur oft unzertrennlih. Sch 
babe aber fo viel im Amte gelernt, daß man ed mit in den Kauf nehmen 
muß; man muß bei einer ftarfen und fonft anverläffigen Perjönlichkeit 
auf ſolche Heinen Neibungen gefaßt fein und daraus feine Urſache zum 
Drud oder zu einer Anklage mahen. Ich habe nit Zeit und halte 
es nicht für zwedmäßig, die Gefchäfte dergeftalt zu centrali= 
jiren, daß man gewijjermaßen in jedem Gendarm perjönlid 
drinfigen will; es ift ja ein gerechter Bormurf gegen die Preußifche 
Berwaltung, daß jede Brüde im Lande vom Minifterium felbft gebaut 
wird, und daß jede Heine vechthaberiiche Tocalbejchwerde von verlegten 
Semüthern gleich an die große Glode gehängt wird, mit dem Verlangen, 
dag man deshalb die höchſten Beamten und glei) ganze Syſteme wechtelt 

Ich komme zu einem anderen ſchwerer wiegenden Vorwurf, den der 
Har Vorredner unferer Politik maht und zu deſſen Beiprehung id 
etwas weiter außholen muß, ich meine den wegen der Möglichkeit der 
Abtretung eines Theiles von Nordſchleswig. Der Herr Vorrebner 
bat auch diefen und, wie mir fcheint, die ganze Üeitlage aus dem aus⸗ 
ſchließlich ſchleswig⸗holſteinſchen Standpunkte aufgefaßt. So können wir 
die Frage nicht beurtheilen. Wären wir mit Schleswig⸗Holſtein und mit 
Dänemark allein auf der Welt, fo würde ein ſolcher Friedensparagraph 
nicht eriftiren. Ich muß um Verzeihung bitten, wenn ich hierbei weit⸗ 
läufiger werde, als fonft meine —* iſt, oder wenigſtens doch 
weiter ausholen muß, um Ihnen die Gründe klar zu legen, welche bie 
Königliche Staatsregierung beftimmt haben, einen dem öffentlichen Gefühle 
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widerftrebenden und mit den reichen Erfolgen Preußens anfcheinend im 
Widerſpruch ftehenden Artifel in den Frieden aufzunehmen. 
Die politiiche Geftaltung, welche Europa im Jahre 1815 erhalten 
bat, die Beziehungen der Cabinette zu einander von da ab bis zum 
Fahre 1840, geben das Bild eines großen europäifchen Defenfivfyftens 
egen Srantteid, Es war dies die natürliche Rückwirkung der Eroberungs: 
beiege bes erſten franzöfifchen Kaiſerreichs. Dieſes Syſtem gemährte feinen 
Theilnehmern eine Sicherheit, aber eine abhängige, wenigftens für Preußen. 
So lange Preußen ihm angehörte, mußte e8 auch den unglüdlichen Zu: 
fohnitt, der ihm im Jahre 1815 zu Theil geworden war, ertragen, mit 
feinem Commißbrod eben zufrieden fein. Es hatte dafür ug md 
Sicherheit. Die früheren Negierungen haben e8 nicht für zweckmäßig ge 
halten, Gelegenheiten, die zur Abwerfung dieſes Syſtems fich boten, zu 
benugen. Dieſes Syſtem ift gefallen ohne Preußens Zuthun. Wäre all 
durch feinen Fall die Sicherheit in zu hohem Grade beeinträchtigt, fo 
wäre Preußen jelbft daran unfchuldig; es ift gefallen durch das Jahr 
1848, durch die Politit, die feit dem Jahre 1848 oder befler feit dem 
Fahre 1850 von Defterreich gegen Preußen betrieben wurde, und die es 
ſehr ſchwer machte, da8 frühere maßgebende Bertrauen zu Oefſterreich 
wieder zu erzeugen. Den legten Stoß bat die heilige Allianz befommen 
durch den orientalifchen Krieg, durch das Berhalten Oeſterreichs gegen 
Rußland, und der Zerfall diejer Allianz binterließ einen Zuftand, in dem 
Preußen mit Recht oder Unrecht von dem Auslande und zum großen 
Theil von feinen eigenen Angehörigen als permanent hülfsbedürftig gegen 
Frankreich angefehen und dieſe angebliche Hülfsbedürftigkeit zur Baſis der 
Speculation auf unfere Nachgiebigkeit und Bejcheidenheit gemacht murde. 
Diefe Speculation ift in dem legten Jahrzehnte namentlich von Oeſterreich 
und von einem Theile unferer deutfchen Bundesgenofjen jehr weit getrieben 
worden. War fie eine berechtigte? fragt man fih. Die Interejien 
Preußens tragen an und für fih nichts in fi, was uns nıdt 
den Frieden und ein freundlih nachbarliches Berhältniß zu 
Frankreich wünſchenswerth machte; wir haben bei einem Kriege mit 
Frankreich, felbft bei einem glüdlichen, nicht® zu gewinnen. Der Sailer 
Napoleon, im Widerfpruh zu andern franzöjiichen Dynaſtieen, hat in 
feiner Weisheit erfannt, daß Frieden und gegenfeitiges Vertrauen im 
Intereſſe beider Nationen liege, daß fie von der Natur nicht berufen feien, fich 
gegenfeitig zu befämpfen, fondern als gute Nachbarn die Bahn des Fort⸗ 
Ihritts in Wohlfahrt und Gefittung mit einander zu wandeln. Zu folden 
Beziehungen mit Frankreich ıft nur ein felbfiftändiges Preußen 
befähigt, eine Wahrheit, die vielleicht nicht von allen Unterthanen be 
Kaiſers gleichmäßig erfannt wird. Wir aber haben e8 amtlich nur mit der 
franzöfiihen Regierung zu thun. Ein ſolches Nebeneinandergehen bedingt 
eine wohlmwollende gegenfeitige Schonung der Intereſſen beider Völler. 
Welches find nun im großen Ganzen, ohne den zufälligen Gtß 
porübergehender Ereigniffe in Anſatz zu bringen, die Intereſſen Frankreichs 
in Bezug auf Deutfchland? Betrachten wir fie ganz ohne deutjches Vor⸗ 
urtheil; juchen mir und auf den franzöfiichen Standpunft zu fegen; es 
if da8 die einzige Art, fremde Intereffen mit Gerechtigkeit zu beurtbeilen. 
8 tann für ranfreid nicht erwänfct fein, daß in Deutfd- 
land eine Uebermacht entſteht, wie fie fi darftellen wärde, 
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nenn man ſich ganz Deutfhland unter Öfterreichifcher Leitun 
geeinigt dächte, ein Rei von 75 Millionen, ein Defterreid 
bis an den Rhein; felbft ein Frankreich bis an den Rhein würde fein 
ansreichendes Gegengewicht bilden. Es iſt für em Frankreich, welches 
mit Deutfchland in Frieden leben will, ein Vortheil, wenn Defterreih an 
diefem Deutfchland nicht beteiligt ift, indem die öfterreichifchen Interefſen 
mit den franzöfiihen mannigfach collidiren, fei e8 in Italien, fei es in 
dem Orient. Zwiſchen Frankreich und einem von Defterreich getrennten 
Deutihland find dagegen die Berührungspunfte, die zu feindlichen Bes 
jehungen führen können, viel weniger zahlreih; und daß Frankreich den 

unſch begt, zum nächften Nachbarn einen folhen zu haben, mit dem es 
Ausfiht hat, in Frieden zu leben, einen folchen, dem 35 oder 38 Millionen 
Franzoſen im defenfiven Kampfe vollftändig gewachfen find, ift ein natür« 
liches Intereſſe, das fann man ihm nicht verargen. Sch glaube, daß 
Frankreich, in richtiger Würdigung feiner Intereſſen weder zugeben fonnte, 
daß die Preußiihe Macht, noch daß die Öfterreichifche verſchwände. 

Welches find weiter die Intereffen Frankreichs bei der 

enropäifhen Entwidelung, namentlih unter der jegigen 
Dynaftie? Es ift die Beridfihtigung der Nationalitäten. 
Diefem Spftem entſprechend hat Frankreich) die dänische Frage von Anfang 
on aufgefaßt; die franzöfiihe Regierung hat fehon auf der Londoner 
Gonferenz und in der Zeit vor und nad) ihr eine weniger fchroffe Stellung 
gegen die deutfchen Anfprüche Dänemark gegenüber eingenommen, foweit 
dieje Anfprüche mit der Idee der Nationalität zuſammenfielen. “Die voll» 
ſtaͤndige Durchführumg des Nationalitäts-Principes ift bekanntlich auf der 
dänischen Grenze ganz unmöglich, weil die Nationalitäten fo gemifcht find, 
dag fi nirgends eine Grenze, die fie vollftändig von einander fondert, 
ziehen läßt; aber es war das Princip im Orogen, welches Frankreich 
vertreten bat, und welches es Frankreich möglich machte, den deutfchen 
aarebungen nicht mit der Schärfe gegenüber zu treten, wie ed von 
andern Mächten gefchah. In der Bmifehenzeit ift man in vertraulichen 
Beiprehungen mit Dänemark, mit andern Mächten häufig auf dieje Frage 
zarädgelommen; wir haben niemals die Initiative dazu ergriffen, weil de 
uns feine bequeme war. Ich bin ſtets der Meinung gemeien, daß eine 
Devölterung, die wirklich in zweifellos und dauernd manifeftirtem Willen 
nicht Preußiſch oder nicht deutſch jein will, die in zweifellos nıanifeftirtem 
Billen einem unmittelbar angrenzenden Nachbarftaate ihrer Nationalität 
angehören will, feine Stärkung der Macht bildet, von welcher fie fih zu 
trennen beftrebt if. Wan kann zwingende Gründe haben, dennoch auf 
ihre Wünfche nicht einzugehen, die Hinderniffe können geographifcher Natur 
fein, die e8 unmöglich machen, ſolche Wünfche zu berüdfichtigen. Es fragt 
fh, ob und inwieweit dies bier zutrifft. Die Frage ift eine offene, 
wir haben jederzeit bei ihrer Erörterung hinzugefügt, daß 
wir und niemals dazu herbeilafjen können, unjere militärifche 
Siherheitslinie durch irgend ein Arrangement zu compro> 
mittiren, daß wir wohl aber zmeifelloß und unabhängig aus— 
geiprohene Wünfche, deren Beharrlichleit und ehrlide Con» 
atirung Klar wäre an diefer geographifhen Stelle, unter 
Umftänden berüdfichtigen fönnten. So ungefähr hat eine Anzahl 
bertranlicher Beſprechungen in der Zwiſchenzeit gelautet. 
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So lag die Sache, als Frankreich durch die Ereigniffe im Juli d. J. 
in die Lage kam, feine eigenen Wünjche mit einem ungewöhnlich ſtarken 
Gewichte zu accentuiren. Ich brauche Ahnen die Situation nicht zu 
ſchildern, iſt bekannt genug, und Niemand hat Preußen zumuthen 
wollen, zwei große europäiſche Kriege gleichzeitig zu führen, 
oder in dem Momente, wo es den einen führte und die Früchte deſſelben 
noch nicht geſichert hatte, ſeine Beziehung zu anderen Großmächten zu 
compromittiren. 

In dieſer Lage der Dinge wurde Frankreich von Oeſterreich zum 
Vermittler der Streitigkeiten berufen, alſo vollkommen legitim durch einen 
der ſtreitenden Theile berufen, ſeine Meinung geltend zu machen. Daß 
Frankreich die Erforderniſſe ſeiner Politik beridfichtigte, 
kann ihm Niemand verdeunken; darüber, daß es fie mit Mäßi- 
gung geltend gemadt hat, iftes, glaubeich, für das Publicum 
noch zu früh, zu urtbeilen, und ich möchte Gie bitten, dies 
der Appreciation der Regierung zu überlafjen. An uns trat 
die Frage heran, nicht ob wir e8 den Wünfchen der Schleswig- Holfteiner 
entjprechend hielten, fondern die, ob wir in der europäifchen Lage, 
in der wir und vor Wien befanden, die Gefammtbeit defjen, 
was und von Defterreich unter franzdfifher Vermittlung ge- 
boten wurde, annehmen oder ablehnen wollten. Die Materialien 
zur Entfchliegung waren nicht eben in der wünſchenswerthen Bollftändigkeit 
gegenwärtig; Detail: Verhandlungen unmöglich; unjere Communicationen 
waren unterbrochen, die Telegramme braudten drei, mitunter ſechs Tage, 
bevor fie aus den europätjchen Aelidenzen ind Hauptquartier gelangten, 
weil die Linien auf dem Sriegsichauplag vielfach abgejchnitten waren, 
Es war alfo nur die allgemeine europäiſche Tage und die eigene augen 
blidlihe Stimmung al8 Motiv zur Entſcheidung Seiner Majeſtät des 
Königs zu nehmen. Wir hatten eine ftarfe Anlehnung an ber 
unerfhütterlihften Vertragstreue Italiens, die ich nicht genug 
rübmen und deren Werth ih nit Hoch genug anſchlagen fann. 
Die italienische Regierung bat der Berfuchung, fid) durch ein Geſchenl 
Oeſterreichs, des gemeinihaftlichen Yeindes, von dem Bunde abziehen zu 
laſſen, mit großer Entfchiedenheit widerftanden und wir Inüpfen am dieſe 
Thatfache gegelinbete Hoffnungen auf die zukünftigen freundichaftlichen und 
natürlichen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Italien, aber ungeaditet 
diefer in der Diplomatie und auf dem Schlachtfelde werthvollen Bunde: 
genofjenfchaften entnahmen wir der Geſammtlage die Ueberzeugung, daß 
wir den Bogen nicht zu ftraff fpannen durften, daß es nicht an 
gemeſſen fei, duch Berwerfung von Einzelheiten die Geſammtheit dei 

trungenen wieder in Frage zu ftellen, und ihre Sicherſtellung vielleicht 
von weiteren enropäifchen Gomplicationen abhängig zu machen. Es if 
ſehr jchwer, von Haufe aus zu überfehen und zu ermeſſen, wieweit eine 
Discuffion angebotener Bedingungen führt, oft von Heinen Ausgangs 
punkten zu fchweren Differenzen; ich habe felbft Seiner Majeftät unum 
wunden dazu gerathen, mie die Vermittelungsvorfchläge vor uns gelegt 
wurden & prendre ou & laisser, einzufchlagen und anzunehmen, und nidt 
wie ein verwegener Spieler dad Ganze nochmals aufs Spiel zu fee. 
Diefen Verhältnifien, meine Herren! verdankt diefe Klaufel in dem Ver⸗ 
trage ihre Entftehung. Die vage Faſſung, die fie erhalten hat, läßt und 
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eine gewiſſe Latitude der Ausführung; ich halte aber fir nöthig anzuführen, 
de wir und doch unmöglich dur die Commiſſion und die Bejchlüffe 
des Landtages von Verpflichtungen entbinden laſſen können, die wir ein⸗ 
gan en find, fondern wir müſſen fie halten, aber wir werden fie fo zur 
führung bringen, daß über die Abftimmung, auf deren Grund wir 
verfahren, fiber deren Freiwilligkeit und Unabhängigfeit und über den des 
finitiden Willen, der dadurch Fundgegeben wird, fein Zweifel bleibt. 

Ih möchte die Herren darunı bitten, die Discufjion in diefem Mo: 
mente doch nicht zur Ablagerung von mehr oder meniger feindfeligen 
Portetanfichten zu benugen, fondern in diefem Augenblide den Blid 
nur nah Außen zu rihten und die Nothmwendigfeit im Auge 
zu behalten, daß wir Rüden an Rüden ſtehen und das Geſicht 
dem Auslande zumenden müffen, um gemeinschaftlich unfere 
Intereffen zu wahren. | 


Bie neuen Aufgaben der Regierung und die konfervative Partei. 


1867. 15. Sanuar. Rede des Grafen Bismarck bei der 
Derathung ded Geſetzentwurfs wegen des Zutrittd von 80 
Mitgliedern aus den neuen Bundestheilen zum Haufe der 
Abgeordneten, — im Herrenhaufe. 


(Im Herrenhaufe wurden von einem Theil ber konjervativen Partei erhebliche 
Bedenken gegen die Borlage erhoben. Zuvörderſt fand man es nicht wohlgethan, 
daß das Wahlgefe filr das Abgeordnetenhaus ohne Weiteres auch in ben neuen 
tanbestbeilen eingeführt werben folle, während durch ben jeßt ins Leben zu 
rufenben Reichstag des norddeutſchen Bundes wichtige Aenderungen in unferem 
Staatsleben eintreten würden. Vor Allem aber wurde hervorgehoben, daß zur 
Landesvertretung nicht blos das Abgeordnetenhaus, ſondern auch das Herrenhaus 
eböre, beffen in dem neuen Geſetze nicht Erwähnung geichebe. Auch das Herren- 

us müſſe aus ben neuen Lanbestbeilen ergänzt werben; fonft hätte ba8 Haus 
ſelbſt eben fo wie dieſe Länder Grund zur Beſchwerde. Dan glaubte eine Ber- 
rahläfftgung Seitens der Regierung darin zu finden, daß bie neuen Berufungen 
ind Herrenhaus nicht gleich mit geregelt werben follten. Beſonders fei es nöthig, 
eine Beſtimmung wegen ber Vertreter bes alten und befefiigten Orunbbefites aus 
den neuen Landestheilen zu treffen, da bie Zahl der Mitglieder diefer Art durch 
Königlihe Berordnung auf neunzig begrenzt und auf bie alten Provinzen vertheilt 
ji; es fei aber notbwenbig, bie alle Arten von Mitgliedern des Herrenhaufes 
auch ans ben neuen Landestheilen berufen werben könnten. — Endlich wurde 
noch geltend gemacht, es fei gar nicht nöthig, daß das Geſetz jett zu Stanbe 
fomme; es Tünne bann allerdings die Berfaffung nicht fhon am 1. October in 
jenen Provinzen in Kraft treten, aber es fei dies fein Schade, da alsdann ber 
König mit voller Machtbefugniß wie bisher bort weiter regieren und bie berech- 
taten Gigentbiimfichleiten des Landes um fo mehr fhüken lünne.] 


Ein Nedner*) hat fein Bedauern ausgefprodhen, daß die Königliche 
Staatöregierung eine Partei, welche fie Jahre hindurch treu unterftügt 


*) Here von Senft⸗Pilſach. 
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habe und mit ihr aufammen gegangen jet, verlaffen und fi) an die Spike 
der früheren Oppofttion gegen die Hegierung geftellt habe. ‘Deine Herren, 
wenn der Herr Vorredner nur kurze Zeit an der Spige der Regierung 
eftanden hätte, jo würde er fich fagen, daß man in dieſer Tage nicht die 

öglichkeit bat, Partei-Anfichten zu folgen. Ein großer Staat regiert 
fih nicht nach PBartei-Anfichten, man muß die Geſammtheit der Parteien, 
die im Lande vorhanden find, in Abwägung bringen und aus dem Res 
jultat diefer ſich eine Linie ziehen, der eine Regierung als ſolche folgen 
kann. Wäre ich nicht Minifter, fo weiß ich nicht, wie meine Stellung, in 
der Oppofition zur jegigen Regierung oder im Anſchluß an Diefelbe, ſein 
würde. Aber das würde ich mir jagen, daß ich einen ‘Parteı- 
genofjen, mit dem ih 16 Jahre lang zufammen gegangen bin, 
und der an der Spite der Regierung gejtanden hat, im den 
fhwierigen europäifhen und inneren Berbältnijfen, in denen 
ih 4 Jahre hindurch nur Wenige fanden, die bereit waren, 
den damit verbundenen Kampf aufzunehmen und durchzuführen, 
daß ich einen jolden, wenn derjelbe jih nad Abwägung der 
Gejammtverhältniffe dazu entichließt, einen andern Weg zu 
gehen, als den, welchen feine alten Barteigenofjen vorzeichnen, 
nicht jehr raſch verurtheilen würde. 

Die Sachlage ift bei uns nicht fo, daß eine Königlich Preußiſche Res 
gierung fi losjagt von einer Partei, fondern die Partei jagt fi umter 
Umftänden von der Regierung los. Ich fage nicht, daß das hier der Fall 
ift. Die Wege einer Regierung find vorgezeichnet, und wenn ich em 
Mitglied meiner Partei, dem ich vertraue, den ich für ehrlich und einfichtig 
halte, an der Spite der Regierung ſehe, jo werde ich mein Bertrauen, 
unter Umftänden meine perjönliche Meinung unterordnen und jagen, jener 
muß in feiner Stellung beſſer beurtheilen können, was möglich und mas 
zu thun ıft, als ich. 

Die Herren, welche den Gejegesvorjchlag, wie er aus dem andern 
Haufe gelommen, ablehnen, haben meiner Ueberzeugung nad) zwei Yınede 
dabei. Sie wollen erftend die organifche Entwigelung diefes Haufes ficher 
ftellen und fie wollen zweitens der Regierung einen größeren Spielraum 
bei Einführung der Berfafjung in die neuen Lande bewilligen, fei es ber 
Beit nad, jei e3 dem Inhalte nah. Sehen wir unter dem Geſichtspunkte 
beider Fragen, ob Sie diefen Zwed erreichen! Seine Majeftät der König 
bat dem Haufe durch die Verordnung vom November 1865 — eine Ber 
ordnung, die nicht leicht nach der ganzen Lage der Dinge binzuftellen war 
— ein Uinterpfand gegeben, daß Seine Majeftät feft entfchlofjen iſt, das 
Herrenhaus als einen organifchen Factor unferer Berfaffung zu erhalten, 
z ehren und zu fördern. Die Königliche Regierung — Sie 
önnen davon überzeugt ſein — iſt dankbar für die Unter— 
ſtützung, die das Herrenhaus in ſchwierigen Fragen ihr ſtets 
gegeben bat, nicht nur, fondern fie wird aus eonhitutioneller 

eberzeugung den Beftand des Herrenhaufes und jeine or- 
ganiſche Fortbildung gegen jede Anfechtung vertreten: fie 
hält diejenigen conftitutionellen Staatsmänner für fehr kurz— 
jihtig, weldhe glauben, fie könnten einen Factor der Ber 
fatffung anfehten und für ungefeglich erklären, ohne dabei das 
ganze Syftem unjerer Berfaffung in Frage zu ftellen. Eine 
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Regierimgsgewalt, welche fich dazu herbeiließe, den einen Factor der Ge⸗ 
ieggebung willkürlich zu bejeitigen oder zu ignoriren, würde wenigſtens 
durch Berfafiungsbedenten jchwerlich bewogen werden, vor dem anderen 
Halt zu machen. Dieſes Belenntniß der Auffafiung der Regierung von 
der Bedeutung des Herrenhaufes, von feiner Nothwendigfeit, von feiner 
Lerfaffungsmäßigfeit und Unantaftbarkeit, von dem Schute der König⸗ 
lichen Aufage, unter der es fteht, wie jede andere Berfafjungseinrichtung, 
dies Belenntnig Tann Ihnen aus meinem Munde nicht neu und uner- 
wartet jet. 

Denn Sie die aber für wahr annehmen, jo haben Sie audy die 
Gewißheit, daß Seiner Majeftät alle Kategorien, aus denen das Herren- 
haus feine Mitglieder zieht, in den neuen Rändern nad) der bisherigen 
Geſetzgebung offen ftehen. Ich wüßte nicht, welches Hinderniß ſich dabet 
mt überwinden ließe; daß der König beengt würde, daß die Haltung 
Seiner Majeftät präjudiziet wirde Durch übereinftimmende Beſchlüſſe 
beider Häufer, das halte ich nicht für nützlich. Ich gebe zu, daß wider⸗ 
Irebende Elemente durch gemeinfame Arbeit zu gemeinfamen Zwecken ges 
wonnen werden können. Aber Sie werden mir auch zugeben, daß es 
nicht nützlich ift, jo lange die Verhältniſſe nicht abgeſchloſſen find, die 
Regierung zu nöthigen, Mitglieder zu berufen, deren Verhalten vielleicht 
dad Herrenhaus wiederum zu bedauerlihen Befchlüffen nöthigt. Wir 
lönnen nicht wünſchen, meine Herren, daß Unterthanen Seiner 
Majeftät des Königs von Preußen wieder ihre Stellung in 
diefem Haufe benugen, um fi zu Organen Preußenfeindlicher 
Herrfber aufzumwerfen, wir können nicht wünfchen, daß Mitglieder 
dieſes Hauſes, die mit der auswärtigen Bolitif Seiner Majeftät des 
Königs unzufrieden find, ihm den Huldigungseid auffündigen. Alles 
dieſes würde der Befeftigung unferer organifchen Einrichtungen nicht für- 
derlich fein. 

Ich habe alfo zu bemeifen gejucht, oder wenigften® meine Ueberzeu- 
gung ausgeſprochen, daß Seine Majeftät der König in Bezug auf alle 
bier vertretenen Sategorien von Unterthanen in den neuen Yändern nicht 
beihräntt iſt. ES wird die Möglichkeit vorhanden fein, auß jeder diefer 
Kategorien Mitglieder zu berufen. Eine andere Frage if: Treten Sie 
dem Zwed näher, der Regierung Spielraum zu gewähren, wenn Sie das 
Zuſtandekommen des Gefeges hindern, wenn Sie es, wie es auß dem 
anderen Haufe gefommen ift, verwerfen? Entweder die Regierung ift von 
der Nothwendigkeit, die Berfaflung bis zum 1. October dieſes Jahres 
einzuführen, überzeugt, und fie findet Mittel, die ihr entgegengeftellten 
Hinderniffe zu fiberwinden, dann ift Ihr Beſchluß mindeftens tberflüffig, 
und Sie erjchweren der Regierung ihre an fich ſchwierige Aufgabe; oder 
aber die Regierung ftußt vor diefem Hinderniß, hält es für unübermwindlich 
und es iſt Ihnen gelungen, gewifjermaßen einen Stod in das Räderwerk 
der Staatsmaſchine zu fteden und diefelbe zum Stillftand zu bringen. 
Sie ſchaffen dann einen neuen Conflict zwiſchen den beiden 
darlamentarifhen Gewalten, den zu entjcheiden entweder die 
Regierung verpflichtet ift, oder den die Ereigniſſe löfen 
müſſen. Die NWegierung, wenn fie auch auf Ihren Wunſch eingeht, 
linnte zwar dag Abgeordnetenhaus, wenn e8 die Aenderungen ablehnt, die 
d08 Herrenhaus befchlofien hat, auflöjen, e8 wäre dadurch von Neuem 
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die Möglichleit gegeben, daß fich wieder ein dauernder Conflict entfpinnt 
und wir in eine Yage fommen, in der wir nicht wünſchen können, von 
Ereigniffen überrajcht zu werden. Aeußere Ereignifie haben dazu beige: 
tragen, den früheren Conflict zu jchließen und würden vielleicht auch den 
neuen entjcheiden; ich halte es aber in kritiſchen Beitverhältnifien für keine 
der parlamentarifchen Körperfchaften für gerathen, tiefgehende Berfaffungs- 
fragen zu offnen und flüffigen werden zu laſſen; Niemand kann vorher⸗ 
fehen, nach welcher Richtung bin unvorhergefehene Ereigniffe fie enticheiden. 
Es ift nüglicdher, für beide Snftitutionen das fefte Gefüge des 
Schildes der VBerfaffung nicht loder werden, feine Lücke in den 
Fugen entſtehen zu laffen. 

Die zweite Frage ift die: Erweiſen Sie wirklich der Regierung, wider 
ihren Willen, einen Dienft, indem Sie ihr einen geräumigeren Zeitraum 
verfhaffen und die Einführung der Berfaffung zum 1. October hindern? 
Ich gebe zu, der Zeitraum 4 ein kurzer und an der Verfaſſung wird 

ewiß Jeder in feinem Sinne Berbefierungen wünjchen. Daß fie deren 
Bedürftin ift, bat Niemand mehr anerkannt als ihr Begründer, der hoch⸗ 
jelige König Friedrich Wilhelm IV. 

Aber, meine Herren, wir haben eben feine andere Berfafiung, wie 
diefe. DVerfallen wir nicht in den Fehler unfrer Gegner, daß wir die 
hiftorifche Entwidelung, vermöge deren’wir biß zu dem heutigen Tage ge: 
langt find, ignoriren, daß wir nicht nach dem gegebenen Unterlagen, jon- 
dern nad den wünſchenswerthen handeln. Im jegigen Moment der Krifis 
der deutfhen Berhältniffe, der möglichen Krifiß europätfcher Verhältniſſe, 
in dem vorzugsmeife die Aenderung und Reform der Berfaflung ins Auge 
zu fallen — über diefem Beftreben die Berhältniffe im Lande zweifelhaft 
und unfiher werden zu lafien, halte ich nicht für wohlgethan. Es findet 
ſich vielleicht fpäter dafür der Augenblid. Eine Nation, die ji defi— 
nitiv confolidirt hat, die fertig ift mit ihren ausmärtigen Auf» 
gaben, kann an Berfaffungstfämpfe ohne Scheu berantreten. 
Bir aber haben den Kampf, der uns 4 bis 5 Jahre befdäi: 
tigt hat, erft in dDiefem Jahre zum Abflug gebradt durd 
eine Nachgiebigfeit, die bier von meinem verehrten Freunde 
Herren von Kleiſt Tadel gefunden bat. 

Meine Herren, leben Sie erſt etwa 4 Jahre eines folden 
&onflictes bindurh mit dem Gefühle der Berantwortlidfeit 
für die gefammte Situation zwiſchen Kräften, deren Sie nidt 
Herr find, weder der auswärtigen noch der inneren, und Sie 
werden fagen: daß die Regierung Recht gethban bat, dieſen 
Conflict gejhlichtet zu haben, fobald fie e8 ohne Demäthigung 
der Krone konnte; der gewählte Moment aber war fo, daß er 
jeden Berdadt einer Demüthigung derjelben ausſchloß. Ich er: 
wähne dad nur zur Illuſtrirung meiner Anſicht, daß es nicht wohlgethan 
ift, in dieſem Augenblide wieder einen Conflict heraufzubejchwören, nicht 
wohlgethan, die Ungewißheit der Zukunft der neuen Rande über das Roth: 
mendigfte hinaus zu verlängern. Der Zeitraum ift kurz bis zum 1. Ce 
tober, aber ich hoffe, er ift ausreichend. Ein noch kürzerer, wenn and: 
reihend, wäre mir lieber. Die Preußifche Verfaflung ift, fo gut oder 
Ichlecht fie ift, das mirkjamfte Bindemittel, welches wir den vergrößerten 
Staaten bieten können. Nichts ift geeignet, die Verſchmelzung der wider: 
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firebenden Elemente zu fördern, als gemeinfame Arbeit an gemeinfamen 
Aufgaben. Die Herren werden manche Borurtbeile fallen laffen, wenn fie 
erſt mit uns gemeinfam an der nationalen Aufgabe thätig find. Dieſen, 
fo zu fagen, Dedel des Kaſtens fehr lange offen ftehen zu laſſen im 
jesiger Zeit, halte ich nicht für nützlich. Se Hrüber wir den Abfchluß nad) 
diefer Seite bin und nad der Seite des norddeutichen Bundes erreichen, 
defto geficherter, defto zugelnöpfter gehen wir dem etwaigen fchlechten Wetter 
der Zulunft entgegen. Aus diefem Grunde aucd, betreibt die Negierun 
fo viel fie fann, den Zufammentritt des norddeutichen Parlaments. Es 
iM eine fehwere Aufgabe für die Regierung, unmittelbar aus einer parla⸗ 
mentariihen Campagne in die andere überzugehen. Nichtödeftomeniger 
bat fie ſich dazu entſchloſſen, weil fie überzeugt a daß der Verzug fchadet. 
Eben jo fieht fie Gefahr im Auffhub der Conftituirung eines 
verfaffungsmäßigen Gemeinweſens, an dem die neuen Länder 
in vollem Maße theilnehmen, und deshalb ftellt fie fich felbft die 
Aufgabe, in den 8 Monaten, die wir oc) haben, mit der Organifation, 
die der Anwendbarkeit der Berfaffung in den neuen Ländern vorhergehen 
muß, fertig zu fein. 

Sollte wider Erwarten dies nicht‘ gelingen, fo würde fie e8 vorziehen, 
vor jener Friſt die Häufer des Landtags noch einmal zufammen zu bes 
rufen, um einen Aufichub der Verfaffungseinführung zu beantragen. Sie 
bofit aber, nicht in diefe Lage zu fommen. Das Geſetz, fo wie es auß 
dem andern Haufe gekommen ift, entjpricht nicht volllommen der urjprüng- 
lichen Borlage der Regierung Wir müſſen aber immer mit allen Yacs 
toren, mit denen wir zu thun haben, rechnen, und die Regierung ihrer» 
jeit3 zieht vor, das Geſetz in diefer Yorm zur Annahme gebracht zu 
iehen. Sie thut dies lieber, als daß fie ns darauf einläßt, gar kein 
Gefeg zu Stande kommen zu lafien, was dod immer wahrfceinlich der 
Soll jein wiirde, wenn bier Aenderungen vorgenommen wirden, dann 
dad Geſetz an das andere Haus zurüdgehen müßte, und dann wieder eine 
emundzwanzigtägige Frift bis zur zweiten Leſung erforderlich wäre. Es 
iſt das ziemlich gleichbebeutend mit der Verwerfung. Wir würden dann 
immer nicht in dieſer Seſſion, ohne die Verhandlungen des norddeutſchen 
Porlaments übermäßig hinauszufchieben, zum Ziele gelangen künnen. 
kann deshalb nur — und ich bitte den verehrten Herrn Vorredner, 
daraus auf feinen dissensus mit meinen fonftigen politischen Freunden zu 
Ihließen, deren politifcher Freund ich auch heute noch bin, — Sie er- 
juhen, das Geje fo anzunehmen, wie e8 auß dem anderen Haufe her⸗ 
vorgegangen ift. 


Abwendung eines nenen Conſlikts bei Gelegenheit der 
Gijenbahnvorlagen der Regierung. 
(Zufagantrag im Abgeordnetenhaufe: 
daß jede Berfügung der Staatöregierung über eine Eiſen⸗ 
bahn durch Veräußerung oder Verpachtung der Zu- 
ffimmung beider Häufer des Landtags bedürfe.) 
Furft Bismard. 37 
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4. Februar. Erklärung ded Grafen Bidmard im Herren 
baufe, 

„Die Regierung hält die durch diefes Geſetz geforderten Ausgaben 
für im höchften Grade nicht nur nügliche, fondern auch dringliche; fie würde 
e8 daher lebhaft bedauern, wenn die Xeiftung diefer Ausgaben durch Ein- 
mifhung allgemeiner Fragen verhindert würde, wenn fie in die Page füme, 
die Ausgaben nicht leiften zu können, welche fie im Interefle des Wohles 
des Landes für nothwendig gehalten, und wozu fie die Mittel gefordert 
bat; fie würde dies um fo mehr bedauern, als der fachliche Unterſchied 
der verjchiedenen Auffafjungen ein äußerft geringer ift; die Königliche Staats⸗ 
regierung hat nicht die Abficht, und häft fi nicht für befugt, Eifenbahnen 
zu veräußern, über deren Erträge gefeglich oder durch Berpfändung dauernd 
verfügt ift, fei e8 Behufs Tilgung von Staats -Eifenbahnfchulden, fer es zu 
anderen Zweden. Diefe Meinung hat die Regierung thatjächlich betätigt 
durch ihr Verhalten gegenüber der Weftfäliichen Eifenbahn. Die Königliche 
Staatsregierung kann fidy aber nicht entfchließen, auf ein Syſtem einzu: 
geben, welches die Bemilligung von Nützlichkeitsausgaben von Annahme 

iefer oder jener Auslegung des Berfaffungsrechtes abhängig macht. Es 

könnte diefes Syſtem zu weit führen, wenn man e8 einreißen ließe, dieſes 
Spftem, weldyes auf der Annahme beruhen mürde, daß man auf die Sorg- 
falt der Regierung für die Wohlfahrt des Landes die Speculation begründen 
tönne, die Öenehmigung nüglicher Anlagen fo lange zu verfagen, als die Re: 
gierung fie nicht durch dieſes oder jenes Zugeftändniß erfaufe. Dem muß 
ie Regierung vorbeugen. 

Die Königliche Regierung hofft überhaupt nicht in die Rage zu kommen, 
daß fie eine EijenbahnsBeräußerung zu beantragen hätte, nachdem dem 
nächſten Bedürfniffe durch Anleihe und durch Füllung des Staatsſchatzes 
porgefehen if. Sie würde nur in dem äußerften Nothfalle, den fie nicht 
erwartet, eine ſolche Bewilligung beantragen. 

Sie will auch gar nicht daran erinnern, von welchem Nuten für die 
Politit des Landes es geweſen ift, daß wenigftens die Köln- Mindener Bahn 
nad der Meinung der Regierung von den Borbedingungen gejeglicher Ge: 
nehmigung zu ihrem Verkaufe nicht betroffen wurde. Wenn wir dieſe 
Hülfsquelle nit hatten, jo konnten wir nicht Die Bolitif des 
vorigen und vorvorigen Jahres machen, ohne finanzielle Way 
niſſe zu laufen, von denen ich faum weiß, ob wir fie hätten über: 
nehmen fünnen. In der Lage, wo uns jeder Beiftand des Land— 
tages verlag: wurde zur Durdhführung der auswärtigen Bolitif, 
wo ung die Mittel für den dänifchen Krieg ebenfo abgefehlagen 
wurden, wie jpäter für den öfterreichifchen, wo die Regierung auf 
die Hülfsquellen allein angemwiefen war, die fie ohne Butim- 
mung des Landtages augenblidlich flüfjig machen konnte, in dem 
Augenblid haben wir uns zu dem Schritte mit der Köin- Mindener 
Eiſenbahn entjhloffen Wir hoffen, daß eine ähnliche Lage 
nicht fo bald wieder vorfommen werde, eine Rage, im der ſelbſt 
Angefichts des großen auswärtigen Krieges zahlreiche Parteimänner ror- 
handen und in dem aufgelöften Abgeordnetenhaufe vertreten waren und 
ur Herrſchaft gelangten, die ihr ParteisInterefje und ihre Partei: Politil 
I hoch über das Intereſſe des Landes ftellten, daß ihmen der Krieg 





579 
1867. 
gegen daß eigene Meinifterium wichtiger war, als der Vertheidigungskrieg 
gegen das Ausland. 

Wir hoffen Alle, daß das nicht wieder vorkommen werde. Allerdings 
ft e8 eine entmutbigende Wahrnehmung, wenn fo unmittelbar nad dem 
Schluffe eines tiefgreifenden Konfliltes, den die Regierung eben fo ſchwer 
empfunden bat, wie das Land, ohne allen Grund eine Frage üiber einen 
allgemeinen Sag zur Entfheidung gebradht wird, von dem man mit voller 
Beitimmtheit wußte, daß die Regierung ihm entgegentreten zu müffen glaubte. 

Fa, meine Herren, diefe Erfahrung ift entmuthigend und es follte 
mir leid thun, wenn fie dahin führen müßte, diefe Seſſion, die jonft im 
Ganzen fo befriedigend verlief, mit einem Mißklang zu fchließen. Aber 
die Regierung würde nicht anders können, fie würde lieber die be⸗ 
antragten Ausgaben unterlaflen, al8 den Brundfag begünftigen, daß ſolche 
Gelegenheit wahrgenommen werden könnte, um Berfaflungsfragen in ſolcher 
Allgemeinheit zur Entjcheidung zu bringen. 


Der Beihluß des Herrenhaufed ging unter Zuftimmung 
der Regierung dahin, eine Beltimmung ded Inhalts zu 
treffen, daß die Staatd-Regierung . die auf Grund der 
jesigen Geldbemwilligung erjt zu bauenden Eijenbahnen 
nicht ohne Zuftimmung der Kandeövertretung veräußern dürfe. 


Bei der erneuten Berathbung im Abgeordnetenhaufe gab Graf 
Bismard in der Kommilfion die Erflärung ab, daß die Regierung felbft 
fh nicht für befugt halte, folche Eijenbahnen, über deren Erträge durch 
Gejege verfügt fei, oder deren Erträge zur Verzinfung oder Tilgung von 
Eiſenbahnſchulden beftimmt feien, zu veräußern. Dieſe Beſchränkung, welche 
die Regierung felbft für fich anertenne, fei ſchon eine jehr weitreichende, 
und was dann noch übrig bleibe, fer thatjächlich nicht von großer Bedeutung. 
Die Regierung könne aber keinenfalls zugeben, daß gelegentlich 
einer von ihr gemachten Vorlage über einen befonderen Gegen- 
Hand das Abgeordnetenhauß ihr die Entjcheidung über eine 
ſtreitige ſtaatsrechtliche Frage gleihfam als Gegenleiftung für 
die Genehmigung abdränge. 


Das Geſetz wurde in der demgemäß veränderten Faſſung 
faft einftimmig angenommen, 


9. Februar. Schluß der Landtags-Seſſion 
Thronrede Seiner Majeität ded Könige. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des Landtages! 


Am Schluſſe einer inhaltreichen Situngsperiode ſpreche Ich Ihnen 
Meinen Dank aus, dag Ste Meiner Regierung geholfen haben, die Hoff- 
mngen zur Erfüllung zu bringen, welche Ich an dieſe Seſſion Inüpfte. 

37* 
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Durch Ertheilung der Indenmität für die ohne Staat&hanshalts- 
Geſetz geführte Finanz» Verwaltung der legten Jahre haben Sie die Hand 
t Ausgleihung des Prinzipienftreites geboten, welcher feit Fahren das 
ufammenmwirten Meiner Regierung mit der Landesvertretung gehemmt 
tte. 


Ich hege die Zunerfiht, daß die gewonnenen Srjehrungen md ein 
alljeitiges richtiges Berftändniß der Grundbedingungen unferes Berfaflun 
leben dazu helfen werden, die Erneuerung ähnlicher Zuftände in der Zu- 
tunft zu verhüten. 

Durch die Gewährung der außerordentlichen Mittel für die Bebürf- 
nifje des Heeres und der —* haben Sie die Anerkennung deſſen, was 
die Politik Meiner Regierung, geſtützt auf die erprobte Schlagfertigleit 
und Tapferkeit Meines Heeres, bisher geleiſtet hat, den Entſchluß kund⸗ 
gegeben, das Errungene zu wahren. 

In der Feftftellung des Staatshaushalts- Etat vor dem Eintritte 
des gegenwärtigen Etatsjahres ift eine weitere Bürgſchaft für die feite 
Geftaltung der verfaflungsmäßigen Zuſtände gewonnen. 

Meine Regierung Bat durch den zeitwerligen Berzicht auf einzelne 
Ausgabe» Bofitionen, welche bei Fortführung der Berwaltung ſchwer ent 
behrt werden, einen neueu Beweis dafür gegeben, welchen J fie auf 
die Verſtändigung mit der Landesvertretung legt. Sie darf um jo zuwer⸗ 
fihtticher hoffen, daß den in Rede ftebenden Bedürfniffen Anerfennung 
und Befriedigung künftig nicht verfagt werden wird. 

Mit befonderd lebhaftem Dante erfenne Ich die Bereitwilligleit an, 
mit welcher die Landesvertretung Meiner Regierung die Mittel gemährt 
bat, die Lage der im Kampfe für daS Vaterland erwerböunfähig ge: 
en Krieger, fowie der Wittwen und Kinder der Gefallenen zu er- 
eichtern. 

Nachdem die Landedvertretung bei der Ausführung der Berände: 
rungen, welche die erhebliche Erweiterung des Preußiichen Staatsgebiet 
notbwendig macht, ihre eingehende Mitwirkung gewährt und die Ueber. 
leitung der bisherigen Zuſtände der neu erworbenen Zandestheile in bie 
volle Gemeinfchaft mit den älteren Provinzen vertrauensvoll in Meine 
Hände gelegt bat, darf ch mit Zuverficht erwarten, daß die Bewohner 
aller jetzt mit Preußen vereinigten Yänder fih mehr und mehr in dem 
roßen Gemeinwejen ihrer Landsleute und bisherigen Nachbarn heimiſch 
fühlen und an den Aufgaben beffelben mit wachjender Hingebung bether- 
ligen werben. 

Die bereits vorbereitete Heranziehung von Bertretern berfelben zu 
den beiden Häufern des Landtages wird dazu beitragen, daB Bewußtſein 
der Zufammengebörigfeit mit den älteren Theilen der Monarchie zu be 
feftigen und zu beleben. 

Vornehmlich aber wird die forgliche und gemwifienhafte Pflege aller 
Keime Bffentliher Wohlfahrt, wie He dad Preußiiche Bolt von feiner 
Regierung zu erfahren gewohnt ift, und wie fie durch das Zuſammen⸗ 
wirlen des Landtages mit Meiner Regierung in der fo eben zu Ende 
gehenden Seffion weſentlich gefördert worden ift, auch die Bevölkerung 
der neuen Provinzen mehr und mehr die Segnungen der neuen Gemein 
Ihaft empfinden laſſen. 

Auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens Tonnte Dreine Regierung, 
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geſtützt auf das Einverftändniß mit der Landesvertretung, weſentliche Er⸗ 
leichterungen und Berbeflerungen ins Reben rufen. 

Während die fpecielle Entwidelung des Preußifchen Staatsweſens 
durch das einheitliche Zufammenwirken der Randesvertretung mit Meiner 
Regierung eine erfreuliche Förderung erfahren bat, berechtigt Mich die 
Zhatfache, daß der Entwurf der Berfaflung des horbdeunferen Bundes 
von allen mit Preußen verbündeten Regierungen angenommen worden ift, 
zu der Zuverfiht, daß auf der Grundlage einer einheitlichen Organifation, 
wie Deutfchland fie ın Jahrhunderten des Kampfes bisher vergeblich er- 
frebt hatte, dem deutſchen Volle die Segnungen werden zu Theil werben, 
zu welchen es durch die Fülle der Macht und Gefittung, die ihm beiwohnt, 
von der Vorſehung berufen ift, fobald es feinen Frieden im Innern und 
nach Außen zu wahren verfteht. werde ed als den höchſten Ruhm 
Meiner Krone anfehen, wenn Gott ‘Mich berufen hat, die Kraft Meines 
durch Treue, Tapferkeit und Bildung flarten Volkes zur Herftellung 
dauernder Einigkeit der deutfchen Stämme und ihrer Furſten zu ver- 

en. 

Auf Sott, der uns fo gnäbig geführt hat, vertraue Ich, dag Er ung 
diefeß Ziel wird erreichen laflen! 


59. Die Gründung des Marddeutfchen Bundes, 


1866. 4. Auguft. Preußend Aufforderung zu Dem neuen 
Bündniß. 
Depeſche des ſtellvertretenden Miniſters der auswärtigen 
Angelegenheiten Frh. v. Werther an die K. Vertreter bei 
den norddeutichen Regierungen. 


„Mittels identifher Noten vom 16. Juni d. 3. hat die Kgl. Regie 
rung die folgenden (fämmtliche nordd.) Staaten eingeladen, mit ihr ein 
Bündnig auf den Grundlagen einzugehen, welche mit einem baldigft zu 
berufenden Parlament zu vereinbaren jein würden, ferner ihre Truppen 
ungefäumt auf den Kriegsfuß zu fegen und Seiner Majeftät dem König 
in Bertheidigung ihrer Unabhängigkeit zur Verfügung zu ftellen, und 

rittend an der Berufung des Parlaments Theil zu nehmen, fobald dieſe 
von Preußen erfolgt. 

Dagegen ift Preußifcher Seits die Zufage ertheilt worden, dag um 
Falle diefer Einladung entjprochen werde, den genannten Staaten die 
Unabhängigteit und Integrität des Gebiet3 nad) Maßgabe der Oruntgüige 
der neuen Bundesverfaffung vom 10. Juni 1866 von Sr. Majeftät 
Könige werden gewährleiftet werden. 

r zwei diefer Staaten haben die Einladung der Königlichen Re 
gierung abgelehnt: Sachſen⸗Meiningen und Reuß ält. Linie. 
achdem mit den tibrigen Staaten der über die einzelnen Punfte 
geführte Schriftwechfel in der zweiten Hälfte des vorigen Monats feinen 
bſchluß gefunden*) befindet fich die Königliche Negierung nunmehr in 


*) Die Aufforderung der Preußiſchen Regierung vom 16. Juni 1866, betreffend bie Grisiun; 
eines neuen Bündnifſes deutfcher Staaten, war zuerjt von Oldenburg, Coburg» Gotha, Wltenbars 
und Medlenburg - Schwerin, demnädft von anderen nordbeutfchen Regierungen zufti beant 
wortet worden. Der Großherzog von Oldenburg erwiderte die am 18. — dort eingegangene 
forderung bereits am 19. Juni mit bereitwilliger Annahme des Bindniſſes, der gerzon von Gchurz 
Gotha machte am 20. Juni dem dortigen Landtage eine Vorlage zu Gunſten der Unten wit Preupen 
und ließ gleichzeitig das gothaiſche Militair zu den Preußen fopen, — der zog von Witenbarz 
erließ am 23. Juni eine hochberzige Proclamation , in mwelder ale Wahlſpruch jeiner i 

net war: „fein mächtiges Blüßendes Deutfchland ohne eın mächtiges hervorragendes x als 
den entichloffenen tapferen Vorfämpfer fir bie deutſchen Intereſſen im Norden, als den Gruber 
der größeften nationalen vollswirthſchaftlichen Anftitution der Neuzeit, bes deutichen Zellvertins 

— Herzog erkennt jest mit ſeinem Volke nur die eine Wahl: „offen und frei diejenige Fabue 
u ae ‚ von ber die naturgemäße Berjüngung der Verfaffung des deutfchen Vaterlandes zu a 
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der Rage, ihrer Zufage durch die VBorlegung des angefchloflenen Bündniß- 
Bertrageß zu entſprechen. 

Derfelbe befchränft fich darauf, die Borausfegungen und Zuficherungen 
der identiichen Note vom 16. Juni d. %. in die vertraggmäßige Form zu 
erheben, und die Königliche Regierung gibt fi) dephalb der Erwartung 
bin, daß der im Intereſſe der Verbündeten liegende Abſchluß recht bald 
fattfinden werde. 

Die befondern Berabredungen, welche der Bündnig-Bertrag offen 
hält und welche mit einzelnen Negierungen bereitS vorbereitet find, würden 
nach dieffeitigem Vorfchlage in einem Zuſatzartikel zum Vertrage mit den 
betreffenden Regierungen zu erwähnen fein und den Abſchluß des Bünd—⸗ 
niß⸗Vertrages nicht zu verzögern brauchen. 

Em. ... mollen von der gegenwärtigen Depeche die Regierung ... 
in Senntniß fegen und die baldige Ermächtigung des dortfeitigen Gefandten 
in Berlin oder eines befondern Bevollmädtigten zum Abſchluß des Bünd⸗ 
niß- Vertrags angelegentlich befürworten.“ 


18. Auguft. Bündnißvertrag zwilchen Preußen und den nord- 
deutſchen Regierungen. 


„Um der auf Grundlage der Preußiſchen identischen Noten 
vom 16. Juni 1866 ins Leben getretenen Bundesgenofienfchaft 
zwifchen Preußen, Medlenburg- Schwerin, Sadhfen- Weimar zc. zc. 
einen vertragsmäßigen Ausdrud zu geben, haben die verbiündeten 
Staaten den Abſchluß eines Bündniß-Vertrages befchloffen und 
zu diefem Zwed mit Vollmacht verfehen: (folgt die Aufzählung 
der Unterhändler) ..., welche über nachftehende Artikel überein- 
gelommen find: 

Artikel 1. Die Regierungen von Preußen, Sadhfen- Weimar, Olden⸗ 
burg, Braunfchweig, Sachen Altenburg, Sadhjen- Coburg- Gotha, Andalt, 
Schwarzburgs Sondershaufen, Schwarzburg- Rudolftadt, Waldeck, Reuß 
jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe, Sippe, Lübeck, Bremen, Hamburg, 
ihliegen ein Offenſiv- und Defenjiv-Bündniß zur Erhaltung der Unab— 
bängigfeit und Integrität, jo wie der innern und äußern Sicherheit ihrer 
Staaten und treten fofort zur gemeinfchaftlihen Vertheidigung ihres 
Beſitzſtandes ein, welchen fie fich gegenfeitig durch diejes Bündniß ga- 
rantiren. 
Artikel 2. Die Zwecke des Bündniſſes ſollen definitiv durch eine 
Bundes-Berfaffung auf der Baſis der Preußiſchen Grundzüge vom 10. Juni 
1866 fichergeftellt werden, unter Mitwirkung eines gemeinjchaftlich zu be- 
tufenden Parlaments. 

Artikel 3. Alle zwifchen den Verbündeten beftehenden Verträge und 
lebereinkünfte bleiben in Kraft, fomeit fie nicht durch gegenmärtiges 
Bündniß ausdrüdlich modificirt werden. 

Artilel 4. Die Truppen der Verbündeten ftehen unter dem Ober: 
befehl Seiner Majeftät des Königs von Preußen. Die Leiftungen während 
des Krieges werden durch bejondere Berabredungen geregelt. 

Artilel 5. Die verbündeten Regierungen werden gleichzeitig mit 
Preußen die auf Grund des Reichswahl⸗Geſetzes vom 12. April 1849 
porzunehmenden Wahlen der Abgeordneten zum Parlament anordnen und 
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Letzteres gemeinfchaftlih mit Preußen einberufen. Zugleich werden fie 
Beoollinädtigte nah Berlin fenden, um nad Maßgabe der Grundzüge 
pom 10, Juni d. J. den Bundesverfaffungs » Entwurf feftzuftellen, weder 
dem Parlament zur Berathung und Vereinbarung vorgelegt werden fol. 

Artikel 6. Die Dauer des Bündniffes ift bis zum Abſchluß des 
neuen Bundes⸗-Verhältniſſes, eventuell auf ein „Jahr feftgefegt, wenn der 
neue Bund nicht vor Ablauf eines Jahres gefchlofien fein ſoll. 

Artikel 7. Der vorftehende Bündnig-Vertrag foll ratificirt und die 
Natificationd» Urkunden jo bald als möglich, fpäteftens aber innerhalb 
breit Wochen, vom Datum des Abihlufles an, in Berlin ausgewechſelt 
werben. 

Bur Urkund deſſen haben Iämmntlice Bevollmächtigte den gegenmär: 
tigen Bündniß⸗Vertrag unterzeichnet und unterfiegelt. 


So gefchehen, Berlin, 18. Auguſt 1866. 


(gez.) 2. Bismard. v. Röffing v. Seebad. v. Lauer. 
Graf Beuſt. F. v. Löhneyſen. L. Klapp. v. Obeimb. 
Geffken. 


Die Regierungen von Medlenburg Schwerin un 
von Medlenburg-Strelip, welche an dem Berline | 
Vertrags-Abſchluß vom 18. Auguft nicht betheiligt waren, 
Ihloffen unter dem 21. Auguft v. 3. mit Preußen einn 
dem vorſtehenden gleichlautenden Bündnik » Vertrag ab, 
welcher aber als Artikel 6 folgende Separatbeftimmungen 
enthielt: | 


Artikel 6. „Da die Regierungen von Medlenburg- Schwerin und 
Medlenburg-Strelig nad der in beiden Großherzogthümern beftehenden 
Berfafjung einen Theil derjenigen Gegenftände, weldye der Bündnik-Ber: 
trag dem Parlamente zumweift, nicht ohne Zuftimmung ihrer Pandfländ 
im Wege ber Gefeßgebung ordnen und daher in diefen Beziehungen po- 
fitive Vertragspflichten anderen Staaten gegenüber nicht ohne Weitered 
übernehmen können, fo müffen die Grohbergo lihen Wegierungen von 
Medienburg bei der Unterzeichnung dieſes Bündnig» Vertrages ihre weitere 
definitive Erklärung zur Zeit noch vorbehalten, jedoch nur in Bezug aui 
Artilel 2 und 5 des Bertrages, indem fie den übrigen Inhalt defielben 
ſchon jegt acceptiren. Preußen wünfcht den obigen Vorbehalt bezüglih 
der Artikel 2 und 5 bald möglichft erledigt zu fehen, und beide Medien 
—* verſprechen, die Erledigung fofort einzuleiten und thunlichſt zu be: 

eunigen.“ 


— — — — — 


Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen trat, nachdem am 21. September 
1866 ber bisherige Öerzog abgedanft und der Erbprinz die Regierung 
übernommen hatte, durch den Friedensvertrag mit Preußen vom 8. ber 
1866, — Reuß ältere Linie durch den Friedensvertrag vom 26. Sep— 

tember 1866 dem Bündnifje der norddeutſchen Staaten bei. | 
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Borlegung ded Wahlgeſetzes für den Reichstag 
im Preußiſchen Abgeordnetenhaufe. 

(Dad Reichswahlgeſetz von 1849 mit einigen nothwen- 
digen Veränderungen. Allgemeined directed Wahlrecht.) 


12. September. Erflärungen des Grafen Bismard über den 
Bündnifvertrag bei der Berathung ded Wahlgeſetzes. 
I 


Nothwendige Vorſicht in der Stellung zu den 
verbündeten Regierungen. 


Bir find in dem Bündnißvertrag mit den Regierungen, welche ihn 
volfländig angenommen haben, dahin übereingefommen, daß alle verbün- 
deten Regierungen gleichzeitig die auf Grund des Reichswahlgeſetzes vom 
12, April 1849 vorzımehmenden Wahlen anordnen und das Parlament 
gemeinfchaftlic” mit Preußen einberufen wollen. Diefe Berpflihtung 
wird ın Demfelben Maße anfehtbar, in welhem man fidh von 
dem Terte des Reichswahlgeſetzes entfernt. Die Königliche 
Staatsregierung hat deshalb bei rer Vorlage fi fo genau, als e8 die 
veränderten Berhältniffe zu erlauben fchienen, an den Text jenes Geſetzes 
angefchloffen und auch Manches beibehalten, worauf fie von Haufe aus 
von ſelbſt vielleicht nicht verfallen fein witrde, gerade weil die Verpflichtung 
der übrigen Regierungen genau auf dieſes Geſetz lautete und weil, wenn 
bei den Übrigen Regierungen und ihren Landſtänden nicht eine lebhaftere 
Bereitwilliglett auf die ganze Sache einzugehen vorhanden ift, als fie fi 
zum Theil in diefer Berfammlung gezeigt bat, fie leiht Borwände und 
vielleicht auch triftige Gründe aus jeder Aenderung herleiten könnten, um 
ihrerfeit8 dem von uns allen gewünſchten Werke Hemmnifje zu bereiten. 
Bon einigen dieſer Regierungen find mir bereit3 amtliche Schriftftüde zu⸗ 
egangen, in welchen die Befürchtung ausgeſprochen wird, daß etwaige 
enderungen und Zuſätze zu dem Gelese fie ihrerſeits nöthigen würden, 
den unveränderten Text ihren Ständen ebenfall nochmals vorzulegen. 
Run bin ich meit entfernt, dad Gewicht aller diefer Ständenerfammlungen 
mit dem der Preußiichen Tandesvertretung gleich zu ftellen; aber theoretisch 
wird ein folches Hecht, wie e3 bier in Anſpruch genommen wird, Zufäße 
zum Terte des Geſetzes zu machen, auch den Heineren Berfammlungen 
nicht beftritten werden können, und wenn eine Negierung ſich aus diefem 
bequemen Borwande auf bloßen Widerftand zurüdzieht, fo kommt die 
Preußiſche Regierung in große Verlegenheiten. Soll fie ohne die Zu⸗ 
fimmung aller jener Regierungen vorgehen? Sol fie einzelne von den⸗ 
jmigen, welche uns doc treue Bundesgenoſſen gemejen And, mit Ber- 
gewaltigung bedrohen? Beides hat feine Schwierigfeiten oder doch feine 
Unbequemlichkeiten. Namentlich find die beiden Medlenburg ſchon jegt nicht 
in der Lage gemejen, fo unbedingt wie die übrigen Bundesftaaten fi) 
dem Bertrage anzujchließen, da erft die Einwilligung ihrer Stände zu 
beichaffen if. Desmegen hat mit beiden Medlenburg ein bejonderer Ber: 
trag abgefchloffen werden müfjen, in defien Art. 6 alle 88. des Bundniß⸗ 
dertrages ſchon jeßt acceptirt werben, für $. 2 und 5 aber die Zuflimmung 
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für fpäter vorbehalten wird. Es ift nicht denkbar, daß beide Medienburg 
ch mit dem ganzen übrigen Norddeutichland jo in Oppofition fegen 
werden, daß fie ſich einer gemeinfchaftlihen Einrichtung auf die Dauer 
entziehen; aber wir dürfen den etmaigen Widerftand, der in jenen 
Ländern gegen den guten Willen der Regierungen vorhanden 
if, und die Neigung von dem Bandnip wieder abzugeben, 
nit erleichtern. 


II. 

Emviderung auf eine Rede des Abgeordneten Schulge 
(Berlin). — Gegen leidtfertige Kritil des Er: 
reihten. — Das Redt der diplomatijdhen Ber: 
tretung. 


Ich hätte eigentlich erwartet, daß der Herr Vorredner und einige 
pofitive Vorfchläge über den künftigen Inhalt der Reichſs⸗ oder Bundes 
verfaflung machen würde; ich war recht gejpannt darauf und bereit, die 
felben nach befter Erfenntniß zu benugen. Denn was ich vor Kurzem 
an diefer Stelle gejagt über da8 gemeinfame einheitliche Wirken von Re 
gierung und Landesvertretung, ift mehr als eine bloße Redensart, vielmehr 
eine ernfte Abficht, die auß wahrem Gefühl und dem aufrichtigen Wunſche 
danach entjprungen ift. Poſitives habe ich jedoch in den Auslaſſungen des 
Herrn Abgeordneten nicht gefunden, als die Grundrechte, die ich als micht 
zu meinem Reſſort gehörig betrachte. 

Mehr zur Aufklärung der öffentliden Meinung, als zur Bertheidi: 
gung deſſen, mad bie Regierung in dieſem Augenblide vertritt, erlaube 
ıh mir noch einige Bemerkungen zu den Worten des Herrn Vorredners 
hinzuzufu en. 

erteibe tadelt zuerft den Dualismus in der urfprünglichen Vorlage, 
weil Bayern nach derfelben die Stelle eines Oberfeldherrn des jüddeut- 
ſchen Heeres angemiefen war. Meine Herren, ich erinnere daran, daR 
diefe Vorlage gemacht wurde vor dem Kriege, als wir die Hoffnung, den 
Frieden erhalten zu können, wenigftend noch nicht ganz aufgegeben hatten; 
fie war auf friedliche Verhandlungen berechnet, und das Ziel, daS man 
fi) durch friedliche Verhandlungen erreichbar denkt, ift allerdings ein an: 
deres, als das, mad man nad) einem fiegreichen Kriege ind Auge faßt. 
Als dualiſtiſch kann ich aber diefe Vorlage doch nicht anjehen. 

Der Herr Abgeordnete hat das jetzt Erreichte oder Erſtrebte kritiſirt 
als zu gering. Meine Herren, es iſt immer das günſtigſte Feld der 
Oppoſition gegen die Regierung geweſen, daß man für das, 
was im Augenblide nicht erreihbar war, der Negierung die 
Schuld aufbürdete. Ih kann darauf nur erwidern, daß wir 
vielleicht Befferes erreiht hätten, wenn Sie diefe Politik 
mit Entſchiedenheit unterftügt hätten und wenn wir, gebunden an 
Händen und Füßen, wie wir waren, dennoch dieje Nefultate haben ge- 
winnen können, fo berechtigt das diejenigen, die diefer Politik ein weſent⸗ 
liches Hinderniß gewefen, am menigften zu einer ſolchen Kritik. 

Der Herr Abgeordnete tadelte unter Anderem, daß in dem Bundes- 
bertrage nur von der Confularvertretung die Rede fei, die auf Preußen 
allein übergeht, während das Hecht der diplomatijhen Vertretung 
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ım Anslande jenen Regierungen bleibe. Deine Herren, Sie überfchägen 
die Bedeutung der Diplomatie, wenn Sie eine foldye Forderung aufftellen. 
Ih erinnere mid, daß 1848 und 1849 die günftigfte Zeit gerade für 
Verhandlungen über diefen Gegenftand mit den Fürften verloren ging. 
Die Regierungen legen gerade auf dies ihr Ehrenrecht ein unverbäftniß- 
mäßige Gewicht und verftehen fi) zu feiner Abtretung gerade am aller- 
ſchwerſten. Ich fage, ein unverhältnigmäßiges Gewicht, denn wenn 
die Stellung eines Landes wirklich fo bedeutend ift, daß das Ausland 
Küdfiht auf dafjelbe nehmen muß, fo wird ein Officier, ein Kaufmann, 
em Privatmann genügen, diefen Verkehr zu vertreten, und der Fürft kann, 
wenn er will, im unfcheinbaren Gewande empfangen; ift aber die Stellung 
des betreffenden Fürſten nicht von der Bedeutung, fo mag er immerhin 
Botihafter ſchicken, das thut nichts; feine eigenen Stände merden ſehr 
bald diefen Eoftfpieligen Luxus befeitigen. In diefer Beziehung auch nur 
um ein Haar mehr fordern, ald man zur Bafis fünftiger praftifcher Ent: 
widelung braucht, halte ich immer für einen Fehler, der fich ftraft. Für 
eine Landesvertretung ift es leicht, Regierungsporlagen zu corrigiren und 
dann die Berantwortlichkeit für die Wirkung derfelben dem Miniſter des 
Auswärtigen zu überlaffen. Wie fehr Sie aber diefe Sache dadurch er- 
ſchweren, daß Sie ſich losſagen von der Verantwortlichkeit, das kann nur 
der fühlen, der mitten in ‚diefen Verhältniſſen fteht. 

Der Herr Borredner hat gejagt, daß der Sieg auf dem poli- 
tiſchen Gebiete niht genug außgebeutet fei. Ja, meine Herren, 
über die Tragweite eine Sieges kann man fich leicht irren; ob wir uns 
geirrt haben, wird erjt die Zukunft zeigen. Es muß der fpäteren Geſchichte 
vorbehalten bleiben, alle die Momente aufzuflären, die dabei mitgewirkt 
haben, und wenn Sie die alle fennen, glaube ich, wird man ung zugeitehen, 
daß wir eine ziemlich Fühne Politif gemadt haben. Man fann da 
ehr leicht die Linie überfchreiten, wo die weitere Ausbeutung des Sieges 
in eine blinde Zuverficht ausartet, die Alles auf’3 Spiel fett, und die 
dann faum mehr Muth, fondern Wagbalfigkeit genannt werden dürfte. 
Ich babe ſchon angedeutet, wir glauben in den Ergebniffen des 
Krieges die Grundlagen defjen zu beſitzen, was wir brauchen, 
um feſte, dem nationalen Gefühle entſprechende Anordnungen 
zutreffen. Nichts deſto weniger ift das Beſte der Feind des Guten; 
aber Rom ift nicht an einem Tage erbaut worden, und nicht blos Rom, 
fondern auch geringere politifche Shöpfungen erfordern eine längere Zeit 
md längere Vorbereitungen. Wenn der Herr Vorredner mit mir auf der- 
jelben Seite des Haufes oder der politiichen Welt ſich befände, fo würde 
er diefe Wahrheit mit mehr Billigkeit anerkennen, al3 aus feinem audge- 
Iprochenen Tadel zu entnehmen mar. 


III. 
Verfehlte Bropbezeiungen. 
Bemerkung auf eine Rede ded Abgeordneten Virchow. 


— — Ih nehme das Wort, um eine Yeußerung zu berichtigen, 
welhe der Herr Vorredner von mir als „Ddialectifche Wendung“ zu citiren 
beiiebte und wie ich glaube, nicht genau. Ich hatte nur gejagt, ich würde 
nt den Muth haben, das, was erreicht worden ift, zu fritifiren, wenn 
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ih mir fagen müßte, daß ich dem, der es erreicht, fein Streben immer 
auf jede mögliche Weife nach Kräften erjchwert hätte. Es wird ferner 
Eines überfeben, was ich nicht oft genug wiederholen kann: wir find 
niht am Ziele unferer Beftrebungen; fondern am Anfang; 
da8 Borliegende ift nit ein Yertiges, ee on Der 
Borredner bat oft darauf bingedeutet, wir hätten unfer Ziel noch wicht 
erreiht, obgleih er, wie ich glaube, das bisher Erreichte als Ziel be 
trachtete; er erflärt ferner, wenn er die gewünſchten Erfolge fehe, würde 
er fih der Regierung gern anſchließen. Der große Werth, den ich auf 
diefe Unterftügung lege, veranlaft mich, dem Herrn eine Betrachtung zu 
Gemüthe zu führen. Seit 4 Jahren hat er ſtets das Gegentheil 
von dem prophezeit, was eingetroffen ift; ch babe daber die 
Hoffnung, daß er fih auch jest irren wird und er kann fi daher 
ſchon von heute ab dreift der Regierung anfchließen. 


IV. 
Dad Deutihe und da8 Preußiſche Parlament, — Nie 
Annerion. 
Am Schluß der Berathung, nad einer Rede des Ab— 
geordneten Walded: 


Der Herr Vorredner bat wenig Gewicht gelegt auf den Wi 
der übrigen Staaten. Der materielle Widerftand, den fie leiften können, 
it allerdings nicht bedeutend; aber den rechtlichen Widerftand, den fie zu 
leiften befugt find, möchte ich doch nicht fo gering anſchlagen. Die Zeit⸗ 
lage, in ber die Frage zur Entjcheidung kommt, Tann fi) in Jahr und 
Tag derart ändern, daß felbft der materielle Widerftand wieder geftärt 
werben Tann. Wie gefagt, lege ich aber das Hauptgewiht auf den recht⸗ 
liden Widerftand. — Die von mehreren Seiten ausgeſprochene Befürd- 
tung, al8 wenn das deutfhe Parlament die Madtvolllommen 
heit des Preußiſchen Parlaments beſchränken werde, Tann ih 
nicht theilen, da ja auch das deutfche Parlament gum geben Theile aus 
freigemählten Preußifchen Vertretern beftehen und das Ergebnig der Wahl 
troß des veränderten Wahlmodus doch im Ganzen analog fein wird dem 
Refultat der Wahlen zum Preußifchen Abgeorönetenhanfe. es wird alſo 
vom Preußiſchen Parlament hier nur ein Recht auf das Preußiſche Bolt 
zurüdübertragen; unter 290 Reichstagsabgeordneten werden ſich circa 
240 Preußiſche Abgeordnete befinden, und von diefen faun man doch 
na erwarten, daß fie auch ihrerſeits die Rechte des Preußifchen Volles 
wahren. 

Einer der Herren Borredner bat die Frage an die Staats- Regie 
rung und fpeciel an dad Minifterinm der auswärtigen Angelegenheiten 
gerichtet, ob man denn daß Ergebniß der Annerion von vornherein be 
rechnet habe. Das Maß der Annerion hing allerdings ab von dem Mag 
der Siege und der Eonftellation der europäifhen Mächte im Augenblid 
der Entiheidun „ entzog ſich alfo der diplomatifchen Berechnung; jo viel 
kann ich allerdings fagen, daß es ganz ohne Annerion abgehen 
würde, habe ich allerdings nie geglaubt. Daß übrigens m 
der Herren meine frühere Stellung zur deutfchen Frage jo unbelaunt zu 
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fein fcheint, mug mi Wunder nehmen, da Material zur Kennzeichnung 
meiner Stellung genügend vorhanden war. Schon im Anfang meines 
jetigen Miniſteriums babe ich eine Vorlage zu Gunften eines Bollparla- 
ments zu vereinbaren geſucht; und im Herbſt 1863 wurde dem von 
Defterreich einberufenen Frankfurter Fürftentage gegenüber ganz daſſelbe 
Programm von Preußen vorgelegt, wie heute. Ganz unbelaunt kann alfo 
die deutſche Politik des Miniſteriums wohl nicht fein. 

Was meine vorhin gethane Yeußerung über die Grundrechte be- 
tefft, daß diefelben nicht zu meinem Reſſort gehörten, jo brauche ich wohl 
nt zu bemerken, daß dies lediglich eine Wendung der Rede war, durd) 
die ih nur bezeichnen wollte, daß ich augenblidlih auf die Berathung 
diefer Frage nicht eingehen könne, da dies nicht zum Wahlgefeg gehört, 
Iakern im die Berathung der künftigen deutſchen Berfaflung verfchoben 
werden muß. 


(Das Geſetz wurde im Abgeorbnetenhauje mit den von 
der Commilfion beantragten Veränderungen mit jehr großer 
Mehrheit angenommen.) 


Das Wahlgejep im Herrenhauje. 

Die Kommilfion des Herrenhaufed hatte mehrere Ab» 
änderungen gegenüber den Beſchlüſſen des Abgeordneten- 
hauſes beantragt. 

Beim Beginn der Verhandlungen im Herrenhaufe machte 
der Kommiſſarius der Regierung, Geheime Negierungs- 
rath Wagener, dem Haufe die nadhitehende Mittheilung: 


Der Herr Minifter - Präfident, welcher leider und zu feinem lebhaften 
Bedauern durch Unwohlſein verhindert ift, der heutigen Sitzung beizu⸗ 
wohnen, bat mich ausdrüdlich beauftragt, Namens der Röniglichen Staats⸗ 
Regierung die Erklärung abzugeben, daß dieſe den größten Werth darauf 
legen müfje, das Zuſtandekommen des vorliegenden Geſetzes weder ver⸗ 
zögert, noch ungewiß gemacht zu jehen, und daß fie deshalb dringend 
wünfche, daß das Geſetz fo angenommen werde, mie ed aus den Bera- 
thungen des Abgeordnetenhaufes hernorgegangen ift. 

Die Königlihe Staatd- Regierung erfennt dabei gern und mit Dant 
an, nicht allein, daß die Commiſſion bei ihren abmeichenden Bejchlüflen 
von den wohlmwollendften Abfichten geleitet ift, fondern daß an und für 
fih diefe Abweichungen auch unbedenklich als Verbeſſerungen im Sinne 
der Regierung betrachtet werden dürfen. 

So wie die Dinge aber liegen und Angeſichts der jegigen politifchen 
Verhältniffe erfcheinen die Abmeichungen gegenüber dem großen Zwecke 

durchaus untergeordneter Natur und keinenfalls von dem Gewichte, 
um deswillen die Gefahr eines möglichen Nichtzuftandelommeng des Ge⸗ 
iee8 zu übernehmen. 

Ih darf außdrüdlich ausfprechen, daß das Nichtzuftandelommen 
des Geſetzes und folgeweiſe des norddeutfhen Bundes fomohl 
die deutſche als die europäifche Politik der Königlihen Staat» 
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Regierung in bedenkliher Weife durchkreuzen würde, und daß 
bloße Verträge und Militair-Conventionen nach feiner Seite, weder nad) 
innen noch nad außen, ausreichen würden, den beabfichtigten dentichen 
Reichstag in feiner nationalen Bedeutung zu erfeßen. 

Die Königliche Staats-Negierung glaubt insbefondere diefem hoben 
Haufe gegenüber fich der Hoffnung bingeben zu dürfen, daß daſſelbe nad 
wie vor der Leitung unferer auswärtigen Politik fein volles 
Bertrauen entgegenbringen und um desmillen auch geneigt 
fein werde, die Auswahl der Mittel und Wege in diefem Sinne 
zu würdigen. 


Das Wahlgeſetz wurde fchließlih in der Geftalt, wie 
daffelbe aus den Berathungen des Abgeordnnetenhaufes ber: 
dorgegangen war, mit großer Mehrheit angenommen- 

Doch faßte nad) dem Antrage der Commilfion das Haus 
nachträglich noch den Beichluß: 


„die Königlihe Staat8- Regierung aufzufordern, bei Vereinbarung 
der Berfaltung für den norddeutihen Bund Gürforge zu treffen, 
die Bedenken, melde die Anwendung des allgemeinen gleichen 
Stimmrechts zur Bildung der künftigen YBundesvertretung —*— 
rufen würde, durch eine anderweitige gulanmenfegung derjelben 
u bejeitigen und in der Beziehung ın Betracht zu ziehen, in mie 
—* dies durch die Wahl von der hälfte der Abgeordneten 
durch die Höchſtbeſteuerten der Wahlfreife, jo wie dadurch 
u erreichen fein möchte, daß dem Abgeordnetenhaufe ein Staaten: 
aus, ähnlih dem durch den Verfaſſungsentwurf vom 26. Mat 
1849 vorgefehenen, zur Seite gejegt wird.“ 





15. Dezember. Eröffuung der Konferenzen der Bevollmächtigten 
zur Berathung des Berfafiungsentiunrfs. 


Anſprache des Grafen Bismarck. 


Im Auftrage des Königs, meines Allergnädigften Herrn, habe id 
die Ehre, die Eonferenzen zur Berathung der Verfafjung des norddeutichen 
Bundes zu eröffnen und den Herren Benollmädtigten den Entwinf einer 
Berfafiung des Bundes mitzutheilen, welchen die Königliche Negierung 
den nerbündeten Staaten zur Annahme empfiehlt. 

Der frühere deutiche Bund erfüllte in zwei Nichtungen die Zwede 
nicht, für welche er gefchlofien war: er gewährte feinen Mitgliedern dre 
veriprochene Sicherheit nicht, und er befreite die Entwidelung der natic 
nalen Wohlfahrt des deutfchen Volkes nicht von den Feſſeln, melde die 
biftorifche Geftaltung der inneren Grenzen Deutſchlands ihr anlegten. 

Soll die neue Berfaffung diefe Mängel und die Gefahren, welde 
fie mit fich bringen, vermeiden, fo ift e8 nöthig, die verbündeten Staaten 
durch Heritellung einer einheitlichen Leitung ihres Kriegsweſens und ihrer 
auswärtigen Bolitit fefter zufammenzufchliegen und gemeinfame Urgont 


591 
1866. 


ver Geſetzgebung auf dem Gebiete der gemeinjamen Intereffen der Nation 
zu |haffen. Dieſem alljeitig empfundenen und durch die Verträge vom 
18. Auguft befundeten Bedürfnig bat die Königliche Regierung in dem 
vorliegenden Entwurfe abzuhelfen verjuht. Daß derfelbe den einzelnen 
Regierungen mwejentlihe Beſchränkungen ihrer partitularen Unabhängigkeit 
zum Nuten der Geſammtheit zumuthet, ift felbftwerftändlich und bereits 
in den allgemeinen Grundzügen dieſes Jahred vorgefehen. Die unbe: 
igräntte Selbſtſtändigkeit, zu welder im Laufe der Geſchichte 
Deutihlands die einzelnen Stämme und dynaftifhen Gebiete 
ihre Sonderftellung entwidelt haben, bildet den weſentlichen 
Grund der politifhen Ohnmacht, zu welder eine große Nation 
bisher verurtheilt mar, weil ihr wirkſame Organe zur Herftellung 
einheitlicher Entjchließungen fehlten und die gegenfeitige Abgefchloffenbeit, 
in weldyer jeder der Bruchtheile des gemeinſamen Vaterlandes ausjchlieglich 
eine Iocalen Bedürfniſſe ohne Rüdjicht für die des Nachbarn im Auge 
behält, bildete ein wirkſames Hinderniß der Pflege derjenigen Intereſſen, 
welche nur in größeren nationalen Streifen ihre legislative Förderung 
finden können. Selbſt die fegensreihe Anftitution des Zollvereins hat 
diefjem Uebelftande nicht abzubelfen vermocht, weil einmal ihre Wirkſamkeit 
auf die BZollgefeggebung beſchränkt war und auch die Yortentwidelung 
diefer faum anders als in den Krifen der Eriftenz, welche fi von 12 zu 
12 Jahren vollzogen, bewirkt werden konnte. 

Die Königlihe Regierung hat fih bei dem vorliegenden 
Entwurf der Bundesverfaffung auf die Berüdfichtigung der 
alljeitig erfannten Bedürfniſſe befhränft, ohne über die— 
ielben hinaus die Bundesgemwalt in die Autonomie der ein- 
zelnen Regierungen eingreifen zu laffen. Nichts deſto meniger 
verfennt die Königliche Regierung nicht, daf die Durdfübrung der mejent- 
lichen Aenderungen gewohnter Auftände, weldye von den beabjichtigten 
Reformen unzertrennlich find, für die einzelnen Regierungen eine ſchwierige 
Aufgabe bilden und daß die Opfer, welche mit der Herftellung gleicher 
Bilihten und Rechte aller Theile der Bevölkerung des gemeinfamen Vaters 
londes verbunden find, überall da ſchwer werden empfunden werden, mo 
die bisherige Ungleichheit der Leiftungen locale Privilegien zum Nachtheile 
der Gefanımtheit mit fi) brachte. Die Königliche Regierung zweifelt 
aber nicht, daß der einmüthige Wille der verbündeten Fürften 
und freien Städte, getragen von dem Verlangen des deutſchen 
Boltes, jeine Sicherheit, feine Wohlfahrt, feine Madt- 
Rellung unter den europäifchen Nationen dur gemeinfame 
Jaftitutionen dauernd verbürgt zu ſehen, alle entgegen- 
Rebenden Hinderniffe überwinden werde. 


1867. 18. Januar. Vollmacht für Preußen zur Bertretung 
der Regierungen dem Reichstag gegenüber. Pro- 
tofoll der Konferenzen. 

„Nachdem die durch das Einladungsfchreiben der Königlich Preußiſchen 


Regierung vom 21. November v. 3. berufene Eonferenz zur Berathung 
und Feftttellung der Verfaſſung des norddeutfchen Bundes am 15. Des 
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cember v. J. von dem erften Preußifchen Bevollmächtigten, Pröfidenten 
des Staat3-Minifteriumsd und Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten, 
Grafen v. Bismard» Schönhaufen mit der anliegenden Anfprade eröffnet 
worden und während der demnächſt gehaltenen vertraulichen Beſprechungen 
folgende (22) Bollmahten — — — übergeben, zur gegenfeitigen Einſicht 
vorgelegt, gut und richtig befunden und zu den Acten genommen worden, 
batten ficy heute die Eingangs aufgeführten Herren Bevollmächtigten zu 
der erften förmlichen Sigung verfammelt. 


Preußen ftellte folgenden Antrag: 


In Erwägung, dag die wilnfchenswerthe Fördernng des Verfaſſunge⸗ 
werks eine einheitliche Vertretung der hohen verbündeten Negierungen 
gegenüber der gemeinfchaftlich einzuberufenden Volksvertretung erheiſcht, 
übertragen die in der Conferenz vereinigten Bevollmächtigten der Krone 
Preußen ad hoc die in den Artileln 14 und 25 des von der Krone 
Preußen vorgelegten Verfaſſungs⸗ Entwurfs — 

Art. 14. „Dem Präfidium fteht e8 zu, den Bundesrath und 
den Reichötag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu ſchließen 
Art.25. „Die Legislaturs Periode des Reichstages dauert 
drei Jahre. Zur Auflöfung des Reichſstages während derfelben ift 
ein Beichluß des Bundesrathes unter Zufimmung des Bräfidiums 
erforderlid —* 
bezeichneten, dem Präfidium ſowohl wie dem Bundesrath eingeräumten 
getugniffe, ſoweit fich diefelben auf den Reichstag beziehen, und ermächtigen 
die Krone Preußen, dem Reichstage den Berfafjungs» Entwurf, über ben 
die verbündeten Regierungen fich geeinigt haben werden, vorzulegen und 
nen Bertretung dem Reichstage gegenüber die nöthige Borlorge zu 
treffen. 

Der Antrag wurde von der Verſammlung einſtimmig angenommen 

und zum Beſchluß erhoben.“ 8 aug 


7. Februar. Schluß der Conferenzen. 


Sämmtliche Bevollmächtigte verſtändigen ſich dahin, daß der Ent- 
wurf der Bundesverfaſſung durch die Vorlage, welche die Königlich Preu- 
ßiſche Regierung am 15. December v. 3. der Conferenz gemacht hat, und 
deren Abänderungen, welche in den Anneren des gegenwärtigen Protololls 
und des Prototolld vom 28, v. M. verzeichnet And, nunmehr unter den 
Hohen verbündeten Regierungen definitiv feftgeftellt iſt und ſolcher Geftalt 
dem am 24. d. M. zufammentretenden Neichötage vorgelegt werben joll 





®) ef. Nr. 220. 
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Ucbergang des Thurn und Taxisſchen Poſtweſens auf den 
Preußiſchen Staat. 


28. Sanuar. Vertrag zwilhen Preußen und dem Fürften 
von Thurn und Taxis. 
(Artikel 1 und 15.) 


Art. 1. Seine Durchlaucht, Fürſt Marimilian Karl von Thurn und 
Taris für Sid, Seine Nachkommen und fänmtliche zur Erbfolge in die Poſt⸗ 
gerehtiame berechtigten Agnaten und fonftigen Seitenverwandten, überträgt Seine 
geſammten Poftgeredhtiame in jänmtlihen Stauten und @ebieten, in denen fich 
jeitber die Poften ganz oder theilweiſe im Befite und Genuffe bes Fürſtlichen 
Hanfes befunden haben, vom 1. Juli 1867 an auf ben Preußifchen Staat. 

Diefe Staaten und Gebiete find: 1) die bobenzollernichen Lande, 2) das 
vormalige Kurfürſtenthum Heſſen, 3) das vormalige Herzogthum Naffau, 4) die 
vormalige Landgrafichaft Heffen- Homburg, 5) bie vormalige freie Stadt Frank⸗ 
hart, 6) die an bie Krone Preußen abgetretenen vormaligen Theile der Groß⸗ 
berzoglich heſſiſchen Provinz Oberheflen, 7) das Großherzogthum Heſſen und bei 
Rhein, 8) das Großherzogthum Sachſen, 9) das Herzogthum Sadhjen-Meiniugen, 
10) da8 Herzogthum Sachſen⸗Coburg und Gotha, 11) das Fürftenthum Neuß 
älterer Linie, 12) das Fürftenthyum Reuß jüngerer Linie, 13) das Fürſtenthum 
Schwarzburg - Rubolftabt (Oberberrichaft), 14) das Fürftentbum Schwarzburg- 
Sondershaufen (Oberherrſchaft), 15) das Fürftentbum Lippe, 16) das Fürftenthum 
Schaumburg - Lippe, 17) bie freie und Hanjeftabt Lübeck, 18) bie freie und Hanje- 
fadt Bremen, 19) die freie und Hanfeftabt Hamburg. 

Es gebt demnach das Fürftlih Thurn und Tarisſche Poſtweſen 
in feinem ganzen Umfange, mit allen Rechten und allem Zubehör 
an unbeweglidem und beweglidem Eigentbum, Iuventarien, 
Utenfilien u. f. w., Alles wie es fteht und liegt, inbas Eigenthum, 
ten Befit und Genuß bes Preufifhen Staates über. — — — 

Art. 15. Als Aequivalent für die ſämmtlichen durch Diefen Vertrag Seitens 
Eeiner Durchlaucht des Fürften an Preußen Übereigneten Gerechtſame und Ber- 
mögensftüde zahlt bie Königlich Preußische Staatsregierung an Seine Durchlaucht 
den Fürften als ein Pauſchquanum die Summe von drei Millionen XThalern 
vreußiſch Courant. 


Fürſt Bismarck 38 





54 Der kanflituirende Keichstag. 


1867. 13. Februar. Einberufungsd-Patent für den Reichs— 
tag des norddeutihen Bundes. 


Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden König von Preußen x., thun 
kund und fügen hiemit zu willen: 

Nahdem wir mit den verbiindeten Regierungen der norddeutſchen 
Staaten übereingelommen find, zur Berathung der Berfaffung und der 
Einrichtungen des norddeutihen Bundes Vertreter der Nation zu einem 
Reichstage zu verfammeln, die gedachten Regierungen aud durch ihre Be 
pollmädhtigten am 18. Januar d. J. den Beichluß gefaßt haben, die Ein 
berufung des Reichstags der Krone Preußen zu übertragen, und nachdem 
die angemeinen Wahlen am 12. Februar d. J. flattgefunden haben, be 
rufen Wir den Reichstag des norbdeutfchen Bundes hierdurch auf Sonntag 
den 24. Februar d. J. in Unfere Haupt» und Nefidenzftadt Berlin. 


Gegeben zu Berlin, den 13. Februar 1867. 


.8.) Wilhelm. 
1 von Bismarck. 


24. Februar. Thronrede Seiner Majeftät des Königs 
Wilhelm zur Eröffnung ded Reichstages. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des 
norddeutſchen Bundes! 


Es ift ein erhebender Augenblid, in welchem Ich in Ihre Mitte 
trete; mächtige Creignifje haben ihn herbeigeführt, große Hoffnungen 
Inüpfen fih an benjelben. Daß e8 Mir vergönnt iſt, in Gemeinidatt 
mit einer Berfammlung, wie fie feit Jahrhunderten keinen deutfchen Fürſten 
umgeben bat, diefen Sffmun en Ausdrud zu geben, dafür danke Ich der 
öttlihen Borfehung, welche Deutfchland dem von feinem Volke erfehnten 
Diele auf Wegen zuführt, die wir nicht wählen oder vorausfehen. Im 
Vertrauen auf diefe Führung werden wir jenes Biel um fo früher er: 
reichen, je Harer wir die Urjachen, welche uns und unfere Borfahren von 
bemfetben entfernt haben, im NRüdblid auf die Geſchichte Deutſchlands 
erkennen. 


Einſt mächtig, groß und geehrt, weil einig und von ſtarken Händen 








595 
1867. 


glei, fant das deutſche Reich nicht ohne Mitihuld von Haupt und 

liedern in gercifienheit und Obnmadt. Des Gewichtes im Rathe 
Europas, des Einfluffes auf die eigenen Geſchicke beraubt, ward Deutſch⸗ 
land zur Wahlftatt der Kämpfe fremder Mächte, für melde es das Blut 
ſeiner Kinder, die Schlachtfelder und die Kampfpreife aergeb. 

Niemals aber hat die Sehnfuht des deutichen Volles nad feinen 
verlorenen Gütern aufgehört, und die Gefchichte unferer Zeit iſt erfüllt 
von den Beftrebungen, Deutihland und dem deutſchen Volke die Größe 
feiner Vergangenheit wieder zu erringen. 

Wenn dieje Betrebungen bisher nicht zum Ziele geführt, wenn jie 
die Zerrifienheit, anftatt fie zu heilen, nur gefteigert haben, weil man ſich 
duch Hoffnungen oder Erinnerungen tiber den Werth der Gegenwart, 
durch Ideale über die Bedeutung der Thatſachen täufchen ließ, fo erkennen 
mr daraus die Nothwendigkeit, die Eintgung des deutfchen Volles an der 
Hand der Thatjachen zu juchen, und nicht wieder daß Erreichbare dem 
Bünjhenswerthen zu opfern. 

In diefem Sinn haben die verbündeten Regierungen, im Anjchluffe 
an gewohnte jrühere Verhältnifle, fich über eine Anzahl beftimmter und 
begrenzter, aber praktiſch bedeutjamer Einrichtungen verjtändigt, melche 
eben jo im Bereiche der unmittelbaren Möglichkeit, wie des zmeifellofen 
Bedürfniffes Liegen. 

Der Ihnen vorzulegende Berfaffungs-Entwurf muthet der 
Selbfiftändigfeit der Einzelftaaten zu Öunften der Geſammt⸗ 
beit nur diejenigen Opfer zu, welche unentbehrlih jind, um 
den Frieden zu ſchützen, die Sicherheit des Bundesgebietes 
und die Entmidelung der Wohlfahrt feiner Bewohner zu ge— 
währleiften. 

Meinen hoben Verbündeten babe Ih für die Bereitwilligfeit zu 
danken, mit melcher fie den DBedürfniffen des gemeinfamen Vaterlandes 
entgegengelommen find. ch Ipreche diefen Dank in dem Bewußtſein aus, 
daß Ich zu derjelben Hingebung für dag Geſammtwohl Deutſchlands aud) 
dann bereit geweien fein würde, wenn die Vorjehung Mich nicht an die 
Spige des mächtigſten und aus diefem Grunde zur Leitung des Gemein⸗ 
weiend berufenen Bundesftaates geftellt hätte. Als Erbe der Preußi- 
ſchen Krone aber fühle Ich Mi tar! in dem Bemwußtjein, daß 
alle Erfolge Preußens zugleih Stufen zur Wiederherftellung 
und Erhöhung der deutſchen Macht und Ehre geworden find. 

Ungeadtet des allgemeinen Entgegenkommens und objchon die ge= 
waltigen Ereigniſſe des legten Jahres die Unentbehrlichkeit einer Neu⸗ 
bildung der deutſchen Verfaſſung zu allfeitiger Ueberzeugung gebracht und 
die Gemüther für die Annahıne derjelben empfänglicher gemacht hatten, 
als fie früher waren und Später vielleicht wiederum fein würden, haben 
wir doch in den Verhandlungen von Neuem die Schwere der Aufgabe 
empfunden, eine volle Uebereinftimmung zwiichen fo vielen unabhängigen 
Regierungen zu erzielen, welche bei ihren Zugeſtändniſſen obenein die 
Stimmungen ihrer Landſtände zu beachten haben. 

Je mehr Sie, Meine Herren, ſich diefe Schwierigkeiten vergegen- 
wärtigen, um fo vorfichtiger werden Sie, davon bin Ich überzeugt, bei 
Prüfung des Verfafjungs » Entwurfes die ſchwer wiegende Verant- 
wortung für die Gefahren im Auge behalten, melde für bie 

38* 
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friedlihe und gefegmäßige Durchführung des begonnenen 
Wertes entſtehen könnten, wenn da8 für die jebige Vorlage 
heugeftelite Einverftändnig der Negierungen für die vom 

eihstage begehrten Aenderungen nicht wieder gewonnen 
würde. ente tommt e3 vor Allem darauf an, den günftigen 
Moment zur Errihtung des Gebäudes nicht zu verfäumen; 
der vollendetere Ausbau deffelben fann alddann getroft dem 
ferneren vereinten Wirken der deutfhen Fürften und Volks— 
ftämme überlaffen bleiben. 

Die Ordnung der nationalen Beziehungen des norddeutſchen 
Bundes zu unfern Land3leuten im Süden des Main ift durd 
die Friedensfchlüffe de vergangenen Jahres dem freien Uebereinkommen 
beider Theile anbeimgeftellt. Zur Herbeiführung dieſes Einverftändniffes 
wird unfere Hand den fübdeutfchen Brüdern offen und entgegenfommend 
dargereicht werden, ſobald der norddeutfche Bund in Yeftitellung feiner 
Dertaffung weit genug vorgejchritten fein wird, um zur Abjchliefung von 
Berträgen befähigt zu fein. 

Die Erhaltung des Zollvereins, die gemeinfame Pflege der Volls⸗ 
wirtbichaft, die gemeinjame Verbürgung für die Sicherheit des deutſchen 
Gebietes werden Grundbedingungen der Berftändigung bilden, melde 
vorausfichtlich von beiden Theilen angeftrebt werden. 

Wie die Richtung des deutfchen Beiftes im Allgemeinen dem Frieden 
und feinen Arbeiten zugewandt ift, fo wird die Bundesgenoffenfchaft der 
deutfchen Staaten wefentlih einen defenfinen Charakter trage. 
Keine feindliche Tendenz gegen unfere Nachbarn, kein Streben nad Er: 
oberung bat die deutfche Bewegung der legten Jahrzehnte getragen, fondern 
ledigli) da8 Bedürfnig, den weiten Gebieten von den Alpen bis zum 
Meere die Grundbedingungen des ftaatlihen Gedeihens zu gewähren, 
welche ihnen der Entwidlungsgang früherer Jahrhunderte verfümmert 
hat. Nur au Abwehr, nicht zum Angriff einigen fid die 
deutſchen Stämme, und daß ihre Berbrüderung auch von ihren 
Nachbarvölkern in diefem Sinne aufgefaßt wird, beweiſt die wohlwollende 
Haltung der mächtigſten europäifchen Staaten, welde ohne Beſorgniß 
und den Mißgunft Deutichland von denfelben Bortheilen eines großen 
ftaatlihen Gemeinwejens Beſitz ergreifen fehen, deren fie fich ihrerfeits 
bereit8 feit Jahrhunderten erfreuen. Nur von uns, von unferer Einigkat, 
von unjerer Baterlandöliebe hängt e8 daher in diefem Augenblide ab, dem 
gefammten Deutfhland die Bürgfchaften einer Zulunit zu 
fihern, in welcher e8, frei von der Gefahr, wieder in Zerrijien: 
beit und Ohnmacht zu verfallen, nad eigener Selbftbeftimmung 
feine verfaffungsmäßige Entwidlung und feine Wohlfahrt 
pilegen und in dem Rathe der Völker feinen friedliebenden 

eruf zu erfüllen vermag. 


Ic) hege daS Vertrauen zu Gott, daß die Nachwelt im Rücblid auf | 


unfere gemeinfamen Arbeiten nicht jagen werde, die Erfahrungen der 
früheren mißlungenen Berfuche jeien 0 

geblieben, daß vielmehr unfere Kinder mit Dank auf diefen Reichstag als 
den Begründer der deutjchen Einheit, Freiheit und Macht zurüdbliden werden. 


Meine Herren! Ganz Deutſchland, auch über die Grenzen unferes 


Bundes hinaus, harrt der Enticheidungen, die hier getroffen werden foller. 


ne Nugen für das deutſche Boll 
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Möge durh unfer gemeinfames Wert der Traum von 
Jahrhunderten, das Sehnen und Ringen der jüngften Ge— 
iglehter der Erfüllung emtgegengeführt werden. 

Im Namen aller verbündeten Regierungen, im Namen Deutſchlands 
tordere Ich Sie vertrauensvoll auf: helfen Sie uns die große na— 
tionale Arbeit raſch und fiher durchführen. 

Der Segen Gottes aber, an welchem Alles gelegen ift, begleite und 
fördere das vaterländiiche Werk! 


4. März. Vorlegung ded Berfajlungsentwurfs. 


Rede des Grafen Bismard ald Vorjigenden der Bundes- 
Kommilfion. 


Im Auftrage der hohen verbündeten Regierungen habe ich die Ehre, 
dem Reichdtage den Entwurf der Bundes- Berfaffun vorzulegen, welcher 
zwiihen den Regierungen vereinbart worden: ift. dc füge diefem Ent- 
wurfe eine authentifche Ausfertigung derjenigen Verträge bei, auf welchen 
bisher die Eonftituirung des Bündniſſes beruht, fo wie der Protokolle 
über die Conferenzen, in welchen der vorgelegte Berfaffungs- Entwurf 
zwiſchen den PBertretern der hohen Negierungen feftgeftellt worden iſt. 
Inden ich dieſe Vorlage der Beſchlußnahme der hohen Berfammlung 
imterbreite, enthalte ich mich, der Rede, mit welcher der König, mein aller- 
gnädigfter gem unfere Sigungen eröffnet hat, etwas Hinzuzufligen. Nur 
auf einen Gegenftand erlaube ich mir aufmerlfam zu machen. In dem 
vorlänfigen Bündnig vom 18. Auguft vorigen Jahres lautet Artikel 6: 
„Die Dauer des Bündniffes ift bi8 zum Abſchluß des neuen Bundes⸗ 
derhältniſſes, eventuell auf ein Jahr feitgefetst, wenn der neue Bund nicht 
vor Ablauf eines Jahres geſchloſſen fein follte.“ 

Ich beabfichtige nicht, die Situation hier näher ind Auge zu faflen, 
in welche Deutfchland gerathen würde, wenn biß zum 18. Auguft des 
laufenden Jahres, alfo in 5% Monaten — von jegt an gerechnet — unjer 
Bert nicht zum Abſchluß gebracht würde. Ich hoffe, fe wird nicht ein» 
treten. Ich erlaube mir aber auf Einen Umftand aufmerkſam zu machen, 
der uns Allen befannt ift: daß die Landtage oder wenigftend manche 
unter ihnen fich ausdrüdlich vorbehalten haben, das Reſultat unjerer Ver⸗ 
bandlungen ihrer Befchlußnahme zu unterziehen. Wir werden alfo fofort 
nah Schluß des Neihstages in der Nothwendigkeit fein, die Landtage 
von 22 einzelnen verbündeten Staaten mit Beichleunigung zufammen zu 
berufen. Es ift dringend wünſchenswerth, daß auch dieſe Ikafe der Ent» 
widelung fich abjchließt, bevor der 18. Auguft eintritt. 

In allen diefen Momenten liegt eine neue Aufforderung zur Be— 
ſchleunigung unferer Arbeiten. — 

Die vertraggmäßige Regelung der Beziehungen zu Süddeutſch— 
land, fo mie fie Jedem von und mehr oder weniger ausgebildet vor⸗ 
Ihweben, werden meine® Erachtens weſentlich durd eine raſche und ent» 
ſchiedene Beſchlußnahme in Norbdeutfchland gefördert werden. Das Ber- 
trauen der füddeutfhen Staaten auf den Anſchluß an ihre 
norddeutfhen Landsleute wird in dem Maße gefördert werden, 
in welhem fie fehen, daß wir die Schritte nah unferem Ziele 
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bin mit Entfhiedenheit mahen und daß. wir dieſes Ziel in 
nahe Ausfiht nehmen können. Auch in diefer Richtung, meine 
Herren, liegen Aufforderungen zur Beichleunigung unferer Arbeiten und 
ur baldigen Berftändigung über die Punkte, über welche Meinungsver: 
— obwalten möchten. — 

Es Liegt ohne Zweifel, meine Herren, etwas in unferem National: 
Charalter, was der Bereinigung Deutfchlands widerftrebt. Wir hätten die 
Einheit fonft nicht verloren, oder hätten fie bald wieder gewonnen. Wenn 
wir in die Zeit der deutfchen Größe, die erfte Kaiſerzeit, zurückblicken, fo 
finden wir, daß fein anderes Land in Europa in dem Maße die Wahr: 
ſcheinlichkeit für ſich hatte, eine mächtige nationale Einheit ſich zu erhalten, 
wie gerade Deutihland. DBliden Sie im Mittelalter von dem ruſſiſchen 
Neiche der rurikſchen Fürſten bis zu den weſtgothiſchen und arabiſchen 
Gebieten in Spanien, jo werden Sie finden, daß :Deutfchland vor Allen 
die größte Ausficht hatte, ein einiges Weich zu bleiben. Was ift der 
Grund, der uns die Einheit verlieren ließ, und uns bis jegt verbindert 
bat, fie wieder zu gewinnen ? Wenn ich e8 mit einem kurzen Worte fagen fol, 
fo ift es, wie mir feheint, ein gewiffer Ueberfhuß an dem Gefühle 
männlicher Selbſtſtändigkeit, welde in Deutſchland den Ein- 
zelnen, Die Gemeinde, den Stamm veranlaßt fi mehr auf die 
eigenen Kräfte zu verlaffen, als auf die der Gefammtebeit. 
Es ift der Mangel jener Gefitgigleit des Einzelnen und des Stammes 
zu Bunften des Gemeinwefens, jener Gefügigkeit, welche unfere Nachbar⸗ 
pölfer in den Stand gefegt hat, die Wohlthaten, die wir erftreben, fih 
fhon früher zu fihern. — 

Die Regierungen, meine Herren, haben Ihnen, glaube ih, im 
jegigen alle ein gutes Beifpiel gegeben. Es war feine unter ihnen, 
die nicht erhebliche Bedenken, mehr oder weniger beredhtigte Wünfche dem 
bisher erreichten Ziele hat opfern müffen. Liefern auch wir den Beweis, 
meine Herren, daß Deutfhland in einer 600jährigen Leidens— 
gefhihte Erfahrungen gemacht hat, die e8 beherzigt; dag mir 
— und Alle, die wir hier find, wir haben es felbft erlebt, — die Lehren 
zu Herzen genommen haben, die wir auß den verfehlten Berfuden 
von Frankfurt und Erfurt ziehen mußten. Das Mißlingen des da- 


maligen Werkes bat in Deutfchland einen Zuftand der Unficherheit, da 


Ungufriedenheit herbeigeführt, der 16 Jahre lang gedauert hat, und ber 
fhlteglich durch eine Kataftrophe wie die des vorigen Jahres, nach irgend 
einer Seite hin, wie e8 Gott gefiel, feinen Abſchluß finden mußte. 

Das deutſche Volt, meine Herren, hat ein Recht, von und zu er: 
warten, daß wir der Wiederkehr einer foldhen Kataſtrophe vorbeugen, und 
ih bin überzeugt, daß Sie mit den verbündeten Negierungen nichts mehr 
am Herzen liegen haben, als diefe gerechten Erwartungen des deutjden 
Volkes zu erfüllen. 


Geiſt und Weſen der Bunde: Berfafiung. 
11. März. Rede ded Grafen Bismard bei der General-Didcujfien 
des Verfaſſungs-Entwurfes. 


Wenn ich in dieſem Stadium der Discuſſion das Wort ergreife, fo 
ift es nicht meine Abfiht und kann fie nicht fein, Ihnen die fehlenden 
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Motive für den Sefammtinhalt der Regierungs »Borlage zu entwideln; — 
aus demfelben Grunde nit, — aus dem wir fiberhaupt feine Motive 
norgesgt haben. Die Arbeit, meine Herren, ift fo umfaflend; e8 wäre 
en darüber zu fehreiben geweſen, wenn die Arbeit fich einigermaßen 
auf der Höhe der Aufgabe, mit der wir beichäftigt find, halten follte. 
Hätten wir Motive der Berfammlung der Bundes» Commifjarien vor⸗ 
gelegt, fo würden wir, ich weiß nicht wie viel Zeit über deren Discuffion 
verloren haben; fchmwerlich nur fo viel Zeit, wie dazu gehört hätte, fie 
außzuarbeiten. Es ift nicht etwa eine Nichtachtung des Eindruds, den 
unfere Borlage macht, daß wir uns enthalten haben, die Motive vorzu« 
legen. Wir hatten buchftäblih nicht die Zeit dazu. Eine Arbeitszeit von 
vier Wochen für einen Rath, welcher mit der Anfertigung der Motive 
beauftragt gewejen wäre, mwäre kaum zu kurz bemeilen. Wenn wir uns 
dann auch unter den verbiindeten Regierungen verftändigt hätten über 
den Zert, fo glaube ich doch nicht, daß wir heute fchon Bier vereint ge- 
weien wären, wenn wir Ihnen hätten Motive vorlegen follen. Wir wären 
cuh in die Gefahr gelommen, in diefen Motiven Dinge zu vertreten, die 
vieleiht gar nicht beftritten werden. Die Motive werden fich aus der 
allgemeinen und jpäteren Specialdiscuffion ergeben von Seiten derjenigen, 
die den Berfaffungs - Entwurf unterftügen, oder durch die Erklärungen 
der Regierungen, die gefordert werden und die fi) an die auftauchenden 
Zweifel knüpfen werden. 

Meine Abficht iſt ebenſowenig, der Specialdiscuſſion vorzugreifen, 
jondern nur wenige allgemeine Gekchtöpunfte zu entwideln, die und bei 
der Aufftellung diefer Verfaſſung geleitet haben. 

E3 bat nicht unfere Abficht jein können, ein theoretiſches Ideal 
einer Grundpverfaffung berzuftellen, in weldyer die Einheit Deutjch- 
lands einerfeit® auf ewig verbürgt werde, auf der andern Seite jeder 
portifulariftifchen Regung die freie Bewegung gefichert bleibe. Einen 
ſolchen Stein der Weiſen, wenn er zu Faden iſt, zu entdeden, müſſen 
wir der Zufunft überlafien, einer ſolchen Duadratur des Cirkels um einige 
Decimalſtellen näher ze rücken, iſt nicht die Aufgabe der Gegenwart. Wir 
haben uns zur Aufgabe geſtellt, in Erinnerung und in richtiger Schätzung, 
glaube ich, derjenigen Widerſtandskräfte, an welchen die früheren Berfude 
in Frankfurt und Erfurt gefcheitert find, diefe Widerftandsträfte, fo wenig 
old es irgend mit dem Zwed verträglich war, herauszufordern. Wir haben 
es für unfere Aufgabe gehalten, ein Minimum derjenigen Eonceifionen zu 
finden, welche die Sonbereriftenzen auf deutichem Gebiete der Allgemeinheit 
machen müflen, wenn diefe Allgemeinheit lebensfähig werden joll; wir 
mögen das Elaborat, was dadurch zu Stande gekommen ift, mit dem 
Namen einer Verfaſſung belegen oder nicht; das thut zur Sache nichts. 
Bir glauben aber, da, wenn es hier angenommen wird, für das deutſche 
Bolt die Bahn frei gemadt worden ift, und daß wir das Vertrauen 
um Genins unſeres eigenen Volkes haben können, daß es auf dieſer 

n den zog zu finden wiflen wird, der zu feinen Zielen führt. 

Wenn zu diefem Zweck, nach unferer Anficht wenigſtens, das Ge⸗ 
gebene hinreicht, jo begreife ich vollftändig, daß viele Wünſche unbefriedigt 
bleiben, daß man daneben noch eine Vorlage anderer Dinge gervünft 
und gleich gewünfcht hätte. Sch begreife aber nicht, wie man, meil dieſe 
Bünjche bisher unerfüllt geblieben Mind, das Gebotene ablehnen will und 
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dabei doch behaupten, man wolle überhaupt eine Berfafjung, die Deutic- 
land zur Einheit führen könne. 

8 find Einwendungen bisher laut geworden und Wünfche geltend 
gemacht von zwei Seiten: ich möchte fagen von der unitarifchen md 
bartifularikif hen Seite; von der unitarifchen dahingehend, daß man 
auch von diefem Berfafjungd- Entwurf, wie von dem früheren die Her 
ftelung eine® conftitutionellen verantwortliden Minifteriums 
erwartet hat. Wer follte diefes Minifterrium ernennen? Einem Eonfortium 
von 22 Regierungen ift diefe Aufgabe nicht usemuthen; es würde fie 
nicht erfüllen können. Ausſchließen können Sie aber 21 von 22 Re 
gierungen von der Theilnahme an der Herftellung der Erecutive ebenio- 
wenig. Es wäre der Anforderung nur dadurch zu genügen geweien, daß 
eine einheitliche Spige mit monardifchem Charalter gefchaffen wäre. Dann 
aber, meine Herren, haben Sie feine Bundesverhältniffe mehr, dann haben 
Sie die Diedtatifirung Derer, denen dieje monarchiſche Gewalt nicht über 
tragen wird. Diefe Mediatifirung ift von unferen Bundesgenofien weder 
bewilligt, noch von ung erftrebt worden. Es ift hier angedeutet worden, 
man könne fie mit Gewalt erzwingen; von andern, fie werde ſich zum 
Theil von ſelbſt ergeben, und Letzteres von einer mir nahe ftehenden 
Seite. Wir erwarten dies nicht in dem Maße und glauben nicht, daß 
. deutiche Fürften in größerer Anzahl bereit fein werden, ihre jegige Stellimg 

mit der eineß englifchen PBaird zu vertaufhen. Wir haben ihnen dieſe 
Zumuthung niemals gemacht, und beabfichtigen nicht, fie ihnen zu machen: 
noch weniger aber kann ich als unjere Aufgabe betradyten, auf die Gemalt, 
auf die Uebermacht Preußens in diefem Bunde fi zu berufen, um em 
Conceſſion zu erzwingen, die nicht freiwillig entgegen getragen wird. Ei 
folde Gewalt fonnten wir am allerwenigften gegen Bunde# 
genofjen anwenden, die im Augenblide der elabı tren zu 
und geftanden haben, ebenjowenig gegen die, mit denen wir ioeben 
einen völkerrechtlichen Yrieden, auf ewig, wie wir goffen, — wie mn 
das Wort auf diefer Erde zu gebrauchen pflegt, — befiegeft haben. 
Die Bafis dieſes —2* ſoll nicht die Gewalt ſein, weder 
den Fürſten, noch dem Volke gegenüber. Die Baſis ſoll das Ver⸗ 
trauen zu der Vertragstreue Preußens ſein nud dieſes Vertrauen 
darf nicht erſchüttert werden, ſo lange man uns die Bertragätrene hält. 
Es ift angefpielt worden auf die Erklärungen, die im Sinne emer 
einbeitlicheren Reichsgewalt von einigen der Bundes Regierungen in den 
Schlußprotofollen niedergelegt ſeien. Ich kann nur bedauern, daß dieie 
Erklärungen erft in dem Schlußprotofolle zu Tage getreten find; wären 
fie in der Discuffion gemacht, bevor das Echlußprotofoll vedigirt wurde, 
jo hätte man wenigftens darüber urtheilen können, welche Aufnahme folde 
Anfihten bei der Mehrzahl der Regierungen gefunden haben würden. 
Da fie erft nach dem Schluffe der Verhandlungen zu Tage traten, io 
kann ich fie nur auffafien als ein todtes Slaubensbelenntnig ohne Were. 
Schwerer, als die Einwendungen vom unitarifchen Standpunlte, und 
ernftlicher gemeint find meines Erachtens diejenigen vom partikulariſtiſchen. 
Unter Bartilularismus denkt man ſich fonft eine widerftrebende Dir 
naftie, eine widerftrebende Kafte in irgend einem Staate, die ſich der Her 
ftellung gemeinfamer Einrichtungen aus Sonderintereffen entgegenftllt, 
Wir haben e8 heute mit einer neuen Specie® von Partikulortinms zu 
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tbun, mit dem parlamentariihen Partilularismus. Yrüber hieß es 
vom dynaſtiſchen Standpunkte aus: „hie Waiblinger, hie Welf;“ jetzt heißt 
8: „hie Randtag, hie Reihstag!” Das Recht, das der Preußifche 
Pandtag hat, zu unjeren Vereinbarungen hier Nein zu fagen, es ift ſchon 
vorhin von anderer Seite hervorgehoben, und ich glaube, e8 wird das 
Niemand ernſtlich beftreiten, und fih dem gegenüber auf die Macht be- 
rufen, dieſes Recht bat ein jeder Landtag, jo Fein oder jo groß er jein 
mag; denn wir wollen nicht in einer gewalttbätigen, fondern in emer 
rechtlichen Gemeinſchaft leben. Bis jekt aber find die Widerfpritche der 
übrigen Landtage auf diejer Tribüne nicht in einer gleichen Weife ange- 
meldet worden, wie die des Preußifchen Tandtages und zwar von Seiten, 
von denen es mich liberrafcht bat. Der Bertreter einer norddeut- 
ſhen Republik begeiftert ſich plötzlich für die monarchiſche 
Verfaſſung Preußens, ein katholiſcher Geiſtlicher ſtellt dieſe 
ſelbe Verfaſſung mit dem Heile ſeiner Seele an dem Leitfaden 
eines Bibelſpruches auf dieſelbe Höhe, und ſprach zu uns, in Ton 
und Worten die tiefſte Erſchütterung darüber verrathend, daß an dieſer 
Verfaſſung auch nur ein Artikel geändert werden könnte — auf geſetz⸗ 
mäßigem Wege, mohlverftanden. Ich zweifle keinen Augenblick an der 
anfrichtigen Ueberzeugung, mit der dieſe Worte geſprochen wurden, aber 
überraſcht hat es mich, daß er die Wirkung davon abſchwächte durch einen 
iherzhaften Seitenhieb auf meine Perſon: „ich würde mir auch zu helfen 
wiſſen, wenn bier nicht? zu Stande käme.“ Meine Herren, ob ich mir 
in diefem alle zu beifen wüßte, das will ich hier unerörtert laſſen; ich 
würde mir aber nicht helfen. Ich habe meinem Könige und Lande 
memald den Dienft verfagt, in einem folchen Falle aber würde ich ihn 
veriagen und würde denjenigen, die das Chaos herbeigeführt 
haben, auch überlajfen, den Weg aus dem Labyrinthe wieder 
heraus zu finden. 

Wenn von anderer Seite, von Abgeordneten, mit denen ich mir 
mancher gemeinfchaftlichen Anficht bewußt bin, von Mitgliedern des Preis 
ßiſchen Abgeordnetenhauſes, — von joldher Seite, von der ich glaube, dag 
fie wirklich da8 Buftandelommen der Sache will, dennoch bier der Sat 
aufgeftellt worden ift, daß die Preußische Verfaflung über der Reich8- Der- 
taflung einftweilen ftehe, daß dasjenige, was hier vereinbart wird zwiſchen 
der Geſammtheit der Randes- Regierungen, nachdem mit Mühe eine Ver⸗ 
enigung unter diefen erzielt worden, und zwiſchen den freigewählten Bers 
tretern von 30 Millionen Deutſchen, fchon jest vor die Aſſiſen des 
Treußifhen Landtages citirt wurde; meine Herren, da hat mich ein des 
müthigendes Gefühl — daß diejenigen, die uns neu zugetreten 
find, jo raſch die Illuſion verlieren, die fie etwa gehabt haben könnten, 
daß der Menſch wirklich mit feinen größeren Zwecken wächſt, und daß der 
weitere Geſichtskreis, den der größere Staat haben foll, fih auch allen 
jinen Mitgliedern mittheilt. Die Herren, die jo kurzweg bier das Wort 
ausiprehen, daß der Preußiiche Yandtag das Product unferer Arbeiten 
in den und den Fällen verwerfen oder genehmigen werde — ihre Legitis 
mation dazu ift fchon bier angezweifelt worden. Aber ich möchte Sie 
tragen: was würden Sie fagen, wenn heutzutage eine der verbündeten 
Regierungen ſchon von Haufe aus erflärte: wenn dies und das nicht in 
der Berfafjung fteht, jo nehme ich fie unter allen Umftänden nicht an! 
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wenn ein Stand oder eine Kaſte dieſe felbe Erklärung abgäbe, wenn ein 
Mitglied der mecklenburgſchen Kitterfchaft aufträte und fagte: wenn unfere 
Rechte nicht gefchont werden — und fie wiegen auf der Wagfchale der 
Gerechtigkeit gerade eben fo fchwer, wie die des Preußifchen Landtags — 
fo fpielen wir nicht mit! Ich erinnere Sie daran, meine Herren, als bie 
Berjuhe von Frankfurt und von Erfurt mißlangen — der von Erfurt 
nicht fo jehr, wie bier gemeint wurde, durch das Widerftreben der bethei- 
ligten Regierungen, wenn ih auch nicht behaupten kann, daß unjere 
Preußiſche Regierung damals mit der mwünjchenswertben Energie ihre 
Aufgabe vertreten hätte; er fcheiterte meined Erachtens daran, dak Han: 
nover und Sachſen einfach auf die öfterreichifche Armee, die Hinter Olmäs 
ftand, mehr Vertrauen hatten, al® auf den Drei» Königsbund — dad 
war wohl da8 Durdfchlagende, wenn es auch eine Menge anderer Ur: 
fachen gegeben haben mag, — ich erinnere Sie daran, daß man für uns, 
die wir damals unter dem Namen der Preußifchen Junkerpartei die Ber: 
antwwortung für das Nichtzuftandelommen vor der Deffentlichkeit aufladen 
mußten, fein Wort finden fonnte in der öffentlichen Prefie, was flart 
genug war, um „bdiefen unmwilrdigen Mangel an VBaterlandsliebe* zu 
randmarlfen, der dahin führte, „aus Standesinterefien lieber einen 
Junterftaat von der Größe der Marl Brandenburg zu gründen“ und 
was dergleichen von Ihnen bereitß vergefiene Zeitungsartikel waren, die 
auf und Schmah und Vorwurf bäuften, weil wir das Werk gehindert 
Des da8 wir zu Stande zu bringen in der Lage nicht waren. Ich 
abe, als bier vorgejtern daftelbe Recht für den Preußiſchen Landtag in 
Anſpruch genommen wurde, in der ganzen Berfanmlung keinen Ausruf 
er Kaunend gehört, außer dem, den ich in meinem Innern unte: 
rüdte. 

Ich glaube, meine Herren, diejenigen, die dieſes Wort ausſprachen, 
unterfhägen denn doch den Ernft der Situation, in der wir und befinden. 
Glauben Sie wirtlih, daß die großartige Bewegung, die im 


vorigen Jahre die Bölfer vom Belt bi8 an die Meere Sizi⸗— 
liend, vom Rhein bis an den Pruth und den Dnjefter zum 


Kampf führte, zu demeifernen Würfeljpiel, in dem um Königs— 


und Kaifertronen gefpielt wurde, daß die Million deutſcher 


Krieger, die gegen einander gefämpft und gebluter haben auf 
den Schladhtfeldern vom Rhein biß zu den Karpatben, da 


die Tauſende und aber Taufende von Gebliebenen und der 
Geude Oregenen: die dur ihren Tod diefe nationale Ent 


ſcheidung be 


iegelt haben, mit einer Randtags-Refolution ad 


acta gefhrieben werden können; meine Herren, dann ftehen Sie 


wirklich nicht auf der Höhe der Situation. Es liegt mir fern, 
irgend eine Drohung auszufprechen, ich achte die Rechte umferes Land: 


tages, ebenjo wie ich fie von Haufe aus gern geachtet hätte, wenn edmt 
dem Beftande des Preußiſchen Staates nach meiner Ueberzeugung ver 


träglich geweſen wäre; aber ich babe die fichere Ueberzeugung, kein deut- 


jher Landtag wird einen folden Beſchluß fallen, wenn mit | 


uns bier einigen. 


Ich möchte die Herren, die ſich diefe Möglichkeiten denken, wohl jehen, 


wie fie etwa einem Invaliden von Königgrätz anworten wärden, 
wenn der nah dem Ergebniß diefer gewaltigen Anjtrengung 
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frogt. Sie würden ihm etwa fagen: Ja freilih, mit der deutfchen 
Einheit ift e8 wiederum nichts geworden, die wird fich wohl bei 
Gelegenheit finden, fie ift ja leicht zu haben, eine Berftändigung ift ja 
olle Tage wieder möglih; aber wır haben das Budgetreht des 
Abgeordnetenhaujeß, des Preußiſchen Pandtages gerettet, das 
Recht, jedes Jahr die elften der Preußifhen Armee in 
grage zu ftellen, ein Recht, von dem wir als gute Patrioten niemals 
Gebrauch machen würden, und follte jene Berfammlung weit auf Abmwege 
geratben, die e8 wirklich wollte, fo würden wir den ‘Minifter als Landes⸗ 
perräther zur Verantwortung ziehen, welcher fi zur Ausführung bergiebt. 
Aber es ift doch unfer Recht: darum haben wir unter den Mauern von 
Preßburg mit dem Kaifer von Defterreih gerungen und damit foll der 
Imvalide fich tröften über den Verluſt feiner Glieder, damit die Witte, 
die ihren Dann begraben hat? 

Meine Herren, es ift wirklich eine vollftändig unmödgliäe Si- 
tuation, die Sie fih da machen, ich wende mich gern von diefen phan» 
taftiichen Unmöglichkeiten in das reale Gebiet zurüd zu einigen Einwen⸗ 
dungen, die hier gegen den Inhalt der Berfaffungen gemacht worden find. 

Es ift, ich weiß nicht, ob in der Thronrede der Ausdrud ftehen ge- 
blieben ift, Ichon gejagt, daß wir dad Werk der Verbeiferung fähig 
halten. Ich darf wenigſtens bier begengen, daß wir für keinen Vorfchlag, 
der wirklich mit der Erleichterung des Zuftandelommeng und der Ver⸗ 
befierung des Werkes ernftlich gemeint if, unempfänglich find. Sie müſſen 
doch Die pregierung nicht in Verdacht haben, und feine der zwei und 
zwanzig Bundes» Hegierungen, daß fie fi) von der hiftorifchen conſtitu⸗ 
tipnellen Entwidelung Deutſchlands losſagen wolle, dag fie nur dieſes 
Parlament etwa benugen wolle, um den Parlamentarismus im Kampf 
der Barlamente gegen einander aufzureiben. Was hätten wir denn davon? 
SM denn eine Kegiernng auf die Dauer denkbar, namentlich eine folche, 
die fih zur Aufgabe geftellt hat, eine Einheit im euer oder gar in kaltem 
Metall, wenn das Feuer erkaltet fein wird, zu fchmieden, eine Einigung, 
die nicht überall in Europa mit Wohlmollen gefehen wird, daß dieſe Re⸗ 
gterung es ſich gewiffermaßen zur fuftematifhen Aufgabe ftellt, die Rechte 
ber Benölferung auf die Theilnahme an ihren eigenen Gefchäften zu unter- 
drüden, abzufhaffen; auf ein wildes Reactionsweſen fich einzulaffen, fich 
in Kämpfen mit der eigenen Bevöllerung aufzuhalten, meine Serren, das 
fünnen Sie von einer Dynaftie, wie fie über Preußen regiert, 
dad fönnen Sie von Feiner der Dynaftien, die augenblidlid 
in Deutfhland regieren, ermarten, daß fie an ein natio- 
nales Wert mit diefer Heuchelei — ih kann e8 nicht anders 
nennen — herangeht. 

Wir wollen den Grad von Freiheitsentwidlung, der 
mit der Sicherheit des Ganzen nur irgend verträglid ift. 
E3 kann fi nur handeln um die Grenze: wie viel, was ift mit diefer 
Sicherheit auf die Dauer verträglih? was ift jegt mit ihr verträglich? 
iſt ein Uebergangsftabium nöthig? wie lange muß die dauern? Es Tann 
nicht in unſrer Abficht Liegen, das Militairbudget auch für den Zeitraum, 
wo e8 von Ihnen jelbft als eifern behandelt werden jollte, und ein folder 

atraum ift meines Erachtens unentbehrlich, Ihrer Kenntniß zu entziehen. 
3 ift bier gejagt worden, als wenn das Militairbudget mit einer ge 
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wiſſen Heimlichkeit nachher behandelt werden jollte. Soweit ich mir über: 
haupt diefen Gedanken ſchon Mar gemacht habe, fo fchwebt er mir im ber 
Art vor, daß wir jedenfall ein Budget vorlegen würden, weldes die 
Gefammtausgaben des Bundes umfaßt, die militairifche nicht ausgejchloflen ; 
nur würden wir das auf der Baſis des mit der Vertretung für eine ge⸗ 
wilfe Dauer von Jahren abzufchliegenden Vertrages thun, fo daß man 
und an dem Militair- Budget für diefe Zeit Feine Streichung machen 
kann, wenigitens feine folche, die nicht mit dem Bundes⸗ Feldherrn ver⸗ 
einbart wäre. Es ift ja möglich, daß der Bundesfeldherr fich überzeugt, 
dieß oder jene kann ich entbehren, daß er felbit fagt, das will ih. Aber 
e8 muß einen Zeitraum geben, in weldem die Eriftenz de3 
DBundesheeres nicht von zufälligen Schwankungen der Mas» 
jorität abhängt. N will gern zugeben, daß es ſehr ummahrjceinlid 
ift, daß fich in diefem Weichdtage eine Majorität finden würde, die nicht 
dasjenige bemilligen mürde, was Ihrer Meinung nad zur Bertheidigung 
des Landes hinreichend iſt. Sch fürchte in diefer Beziehung nicht gerade 
von Partikulariften auf die Weife, auf die bier hingemiefen wurde, ich 
fürchte viel mehr von der Bermifchung der Yrage über die Grenze zwiſchen 
parlamentarifcher und fürftlicher Gewalt mit der Frage von der Verthei⸗ 
digungsfähigkeit Deutſchlands dem Auslande gegenüber; ich halte e8 nicht 
für gut, daß man das Bedürfniß hat, den parlamentarifchen Einfluß, den 
man erftrebt und den wir ja gerne den Parlamenten gönnen, vorzugämerie 
an der Armee zu ben, während mannigfacdhe andere Felder immer über: 
bleiben, um ihn zu üben. 

Ich glaube, meine Herren, es ift ein faft wirffameres Mittel, 
fi den Einfluß auf die Regierungen zu fihern, den mehrgre 
vorgeftrige Redner vermißten, wenn Site beijpielweife die Zollerträge in 
ber Richtung Ihrer Gefeßgebung unterzögen, die dem Reihe Hülfsquellen 
abfchnitten, wenn Cie beifpielöweife diejenigen Beamten abjtriden, vie 
auf dem Reichsbudget für Zollerhebung ftehen; wenn Sie Ihre Thätigkeit 
dahin richten wollten, um ein Ihnen unannehmbares Syſtem der Regie 
rung zu bejeitigen, dag Eiſenbahn⸗ und Telegraphenwefen lahm zu legen. 
Ich glaube meine Herren, da8 wäre vielleicht wirkfamer, als wenn Cie 
fih die Beſchließung über bie Sulammenfegung und Ausdehnung der 
Armee vorbehalten, denn dann richtet ſich der Beſchluß auf die Funde 
mente der Sicherheit und der ftaatlihen Eriftenz, namentlich im emem 
Bundesftaate, da ift die Regierung in derjelben Unmöglichkeit, nadzw 

eben, in der die Preußifche Regierung ſich jeit mehreren Jahren zu be 
finden glaubte. 

Wenn diefe Einridtung, die Bundes-Armee, vorläufig 
biejenige Baſis, die am vollftändigften ausgebildet if, die 
jenige Baſis, die wir am unentbehrlidften brauden, durch 
ein jährlihes Botum in Frage geftellt werden follte, meine 
Herren, ed würde mir das — verzeihen Sie mir, wenn id ein 
Gleihnig braude aus einem Beruf, in dem ih mid früher 
befand, den Eindrud eines Deichverbandes machen, in dem 
jedes Jahr nad Kopfzahl, aud der Befiglofen, darüber ab- 
geftimmt wird, ob die Deiche bei Hochwaſſer durchſtochen wer" 
den jollen oder nit; aus foldem Deichverbande würde id 
einfach ausfcheiden, da wäre mir das Wohnen zu unficher, 
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und ih würde mich der Slahr nit bingeben, daß einmal 
Diejenigen, die die Wirthſchaft mit freier Weide wünſchen, 
über diejenigen, die mit beftellten und wafjerfreien Aedern, 
die Oberhand gewännen und alle dur eine Waſſerfluth zu 
Örunde gingen. 

Jedenfalls, wie ich e8 mir ſchon anzudeuten erlaubte, brauchen wir 
in dieſer Beziehung ein unantaftbares Uebergangsftadium, bis 
wir organifch zu Fleiſch und Blut mit einander verwachſen find, und diefer 
Gedanfe wird auch, wie ich glaube, von einem großen Theil der ftren- 
geren Eonftitutionellen, Die aber da8 Zuftandefommen der Sache wollen, 
nicht angefochten. 

Im Uebrigen bemerte ih in Bezug auf einige Einzelheiten, die 
monirt worden find, um zu verhindern, daß die Discuffion fich öfter auf 
diefeg Gebiet begiebt, als nöthig ift, beiſpielsweiſe unfere Beziehungen 
zu Sübddeutichland. 

Der Herr Abg. Walded hat vorgeftern fich Lediglich von der Herftel- 
lung eines conftitutionellen einheitlihen Miniſteriums die Wirkung ver- 
Iprohen, „dann hätten wir die Süddeutſchen,“ wie er ſich ausdrückte. 
Ih glaube, wir können fie nicht ficherer zurüdichreden, als wenn wir in 
eine —* Richtung treten, die, wie ich vorhin andeutete, mit der Me- 
diatiſirung der deutichen Fürften große Achnlichkeit hatte. Wer find diefe 
Siddeutihen? Einftweilen ift es die bayerifche, die würtembergiſche, die 
badiihe Regierung. Glauben Sie, daß Seine Majeftät der König von 
dayern, oder von Würtemberg, fich durch folche Einrichtungen, wie fie 
der Abgeordnete Walded in Vorſchlag brachte, beſonders angezogen 
fühlt? Deine Herren! Ich weiß das Gegentheil. 

Unfer Berhältnig zu Süddeutihland wird fih an der 
Hand des Artikels, der jih im Berfaifungsentwurfe darüber 
befindet, meined Erachtens einfah und mit Sicherheit ent- 
wideln. Wir haben zunädhft mit Süddeutfchland die Gemeinjchaft des 
Zollverein3, eine Gemeinfchaft, die in diefem Augenblide allerdings 
613 zu einem gewiflen Grade in der Luft ſchwebt, weil die Friedenäver- 
träge eine ſechsmonatliche Kündigung vorbehalten, bi8 wir uns über das 
Verhältniß von Nord» und Süddeutſchland in diefer Beziehung geeinigt 
haben werden; um eine Einigung möglich zu machen, war diefes Kündi⸗ 
gungsrecht nothwendig. 

Ich denke alfo, jobald wir mit der norddeutichen Verfaſſung fertig 
iind, daR wir zumächit den ſüddeutſchen Regierungen Eröffnungen maden, 
damit fie mit uns zufammentreten, um den Weg zu berathen, auf dem 
mir zu einem dauernden organtichen, nicht alle 12 Jahre fündbaren Zoll- 
vereine gelangen. Wir haben für den norddeutichen Bund diefe Wohlthat 
gelichert Durch Artikel über Zollgefetggebung, wir können aber weder ver- 
langen, daß die drei oder vier ſüddeutſchen Staaten Alles dasjenige, was 
wir bier durch die Gefeggebung, an der fie felbft nicht Theil nehmen, 
beihliegen, ohne Weiteres annehmen follen, noch fünnen wir ihnen gegen 
das, was der norddeutſche Reichstag gejeglich beſchließt, ein Veto ein⸗ 
räumen, ein Veto, das man von drei oder vier Regierungen ausüben und 
mit ihren Ständen theilen würde. 

Soll der Zollverein in bisherigem Umfange fortbeftehen, jo ift e3 
ganz unvermeidlich, daß organijche Einrichtungen gefchaffen werden, ver- 
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möge deren Süddeutſchland an der Geſetzgebung über Zolljahen Theil 
nimmt. Ich enthalte mich, das Nähere anzudeuten, ich glaube aber, c# 
ergiebt fich von ſelbſt, wie die Einrichtungen beichaffen fein müſſen. Es 
ift ſchwer zu glauben, daß eine foldhe gemeinſchaftliche organiſche Geſetz⸗ 
gebung für Zollfahen — und ich möchte doch dies nicht ı unterfchägen 
und blo8 mit dem geringſchätzigen Namen „Zollparlament“ belegen; mas 
haben wir nicht für Kämpfe gelämpft, nur wer in den Geſchäften ge 
ftanden hat, kann da8 beurtbeilen, — mie erfchienen uns nicht in den 
Jahren 1862 und 1864 gerade die BZollinterefien als die höchſten politi 
ſchen Lebensintereſſen! 

Ich möchte das nicht unterſchätzen, daß eine wirthſchaftliche Ge⸗ 
meinfhaft für Sefammtdeutfhland gefchaffen werden kann — 
aljo es iſt ſchwer zu glauben, daß folche gemeinjfame Organe der Geſetz⸗ 
gebung, wenn fie einmal gejchaffen, fich der Aufgabe entziehen könnten, 
auch die meiften der übrigen Titel der materiellen Wohlfahrt, jo we 
mancher formalen Gejeggebung, über Prozegmejen u. |. w. allmälig ſich 
anzueignen, und auch darüber gemeinfame Beftimmungen für ganz Deut 
land berbeizuführen. 

a8 ferner die Machtfrage betrifft, jo halte ich die Ber: 
einigung von Nord- und Süddeutfhland jedem Angriffe ge: 
genüber in allen Fragen, wo es ſich um die Sicherheit des 
deutfchen Bodens handelt, für definitiv gefihert. Im Süden 
kann kein Zweifel darüber fein, daß, wenn er in feiner Integrität ges 
fährdet werden follte, Norddeutichland ihm unbedingt brüderlich beifteht, 
m Norden ift kein Zmeifel darüber, daß wir des Beiftandes Südbeutid- 
lands gegen jeden Angriff, der uns treffen könnte, vollftändig ſicher find. 

Einige andere Themata, auch lediglich um Wiederholungen zu ver: 
meiden, erlaube ich mir zu berühren, 3. B. die Frage der Reichsſteuer. 
Daß eine Eontingentirung nad der Kopfzahl ein unvolllommener Modus, 
eine Aushülfe von vorübergehender Natur ift, gebe ich gern zu; das Bei⸗ 
fpiel von Bremen und von Hamburg mit feinen reichen Einwohnern im 
Bergleih zu den Thlringermalb- Demohnern, ift vollftändig zutreffend. 
Die Verhandlungen der Vertreter der Regierungen unter einander haben 
auch gezeigt, daß diejes Bedürfniß der Einführung von Reicqs— 
fteuern ziemlid; allgemein empfunden wird, und man hat ſich ſchon 
mit den Öegenftänden, welde fie betreffen könnten, beſchäftigt. Ich glaube 
daher, daß, wenn es bier gelingt, die Schwierigkeiten zu überwinden, zu 
deren Ueberwindung wir bei den commiljarifchen Verhandlungen nicht Zeit 
batten, namentlich eine ſolche Steuergeießgebung jofort jo weit auszuar⸗ 
beiten, daß fie praftifch werden kann, daß bei den verbündeten Regierungen 
ein prinzipieller Widerftreit dagegen wenigftens nicht obwalten wird. 36 
betrachte das ald Sache der Zukunft und als Sache der Gefeggebung, 
fobald wir conftituirt find. 

Eonftituiren wir uns fo raſch als möglid, dann haben wır 
die Fähigkeit, diefe Frage zu erledigen, und eben jo die von dem Bertreter 
für Wiesbaden angeregte wegen Freizügigkeit. Wenn er die biäherige 
Faſſung des Artikels nicht vollitändig und erſchöpfend genug findet, jo iſt 
darin doch Alles enthalten, worüber wir uns in dieſem Angenblid ver 
ftändigen konnten. Es ftehen da zum Theil ſehr erhebliche partifulare 
Berfoffungrechte entgegen, die man nicht ohne Weiteres gewaltthätig 





607 
1867. 


durchbrechen kann. Ich mache darauf aufmerkſam, daß in Artikel 4 der 
erfoffung, Beftimmung 1 ausdrücklich die Trage der Freizügigkeit, Hei 
matbd« umd Niederlaflungs-Verhältnifie und des Gewerbebetriebg u. f. w. 
ver Geſezgebung des Bundes zumeift. Der Herr Abgeordnete fiir Wies- 
baden wird alfo, wenn er, wie ich hoffe, ebenjo gut Mitglied des künftigen 
Borlament$ fein wird, Gelegenheit haben, dort feine Anträge zu Stellen 
Ebenſo verhält es fich mit der Aufgabe über das Civilrecht, die Hypo⸗ 
tbefen und diejenigen Gegenſtände, die der Bundes-Geſetzgebung vorbe- 
halten werden jollen, und es wird das voraugfichtlich wenig Widerfpruch 
bei den verbündeten Regierungen finden: keinen ftärkeren, als denjenigen, 
der aus den augenblidlichen Hechtöverhältniffen, die man nicht mit raſcher 
Hand zerjchneiden kann, hervorgeht. Ebenfo z. B. die Frage wegen Eon- 
trahirung einer Bundes»Anleihe, über die einer der Herren Vorredner 
eine Beftimmung im Berfaflungs- Entwurf vermißt bat. Wir haben nicht 
geglaubt, daß fie vermißt werden mürden, denn der Artikel 65 lautet: 
„Abgejehen von dem durch Art. 58 beftimmten Aufwande für das Bundes⸗ 
heer und die zu demfelben gehörigen Einrichtungen, fo wie von dem Auf- 
monde für die Marine (Art. 50) werden die gemeinſchaftlichen Ausgaben 
m Wege der Bundes» Gefeggebung und, fofern fie nicht eine nur ein« 
molige Aufmwendung betreffen, für die Dauer der Legislaturperiode feft- 
geſtelt.“ Wenn eine Anleihe zu gemeinfchaftlihen Ausgaben gemacht 
werden fol, fo ift aljo auch diefe Geldbeſchaffung, auch diefe Manipulas 
ton meiner Anficht nach durch Art. 65 auf dem Wege der Bundes» Ger 
ggebung, d. 5. der Beſchlußnahme und der Berathung des Reichstages 
nd dem Bundesrathe unterworfen und fann auf diefe Weile gefegmähig 
ju Stande gebracht werden. 

Wenn von anderer Seite vermißt wurde die Möglichkeit, eine 
‚nterpellation an die Regierung zu richten, meine herren! bequem 
it die Einrichtung grade nicht, aber ich glaube nicht, daß e8 bisher irgend 
jemandem in den Sinn gekommen ift, daß, wenn heute eine Interpella⸗ 
hon geftellt worden märe, wir fie nicht beantwortet hätten. Ebenfo, wenn 
tie Berfammlung Zeit hat, Betitionen, die etwa eingehen, zu bearbeiten, 
und fie auf den Gegenftand, mit dem wir uns befchäftigen, Bezug haben, 
— denn nur ſolche dürfen wir für den Augenblid annehmen, fo würde 
dem auch nichtö entgegenftehen, Sie werden, meine Herren, die ſämmt⸗ 
lichen Regierungen bereit finden, auch ohne daß wir durchgreifende und 
algemeine Motive vorgelegt haben, über jeden einzelnen Punkt, bei dem 
Cie Motive vermiffen, motivirende Erläuterungen zu geben; ich glaube 
aber, daß das weientlih in die Specialdebatte hineingehört, denn Sie 
verden nicht zur allen Punkten, zu fehr vielen werden Sie nicht das Be⸗ 
dürfniß empfinden, überhaupt Motive zu befigen, weil fie in fich felbft 
ar find. Ich weiß nicht, ob ich während der General» Discuffion noch 
Fan Veranlaffung habe, das Wort zu nehmen oder einer meiner Herren 

ollegen. 


Füur den Augenblick wüßte ich dem, was ich geſagt habe, nichts weiter 
ſinzuzufügen, als die nochmalige Aufforderung: Meine Herren! Ar- 
beiten wir raſch! Setzen wir Dentfchland, fo zu jagen, in den Sattel! 
Reiten wird es fchon können. 
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Aud einer Bemerkung des Grafen Bismard (am 
12. März) gegen den Abg.v. Mallindrodt: 


Wenn ich neulich von der 600jährigen Leidensgeſchichte gefprochen 
habe, fo ergiebt eine einfache genaue Rechnung, N —— — 
dieſes Zeitraums hinter Rudolph von Habsburg zurückreicht. Ich habe 
vom Sun der Hohenſtaufen an gerechnet und, mie ich glaube, richtig. 
Der Herr Vorredner bat eine Peine Seitenwendung zu Gunften der Raub: 
ritter einfließen laflen. Woher kamen die Raubritter? — Bon der Ber: 
rüttung des Deutfchen Neiches während des Interregnums! Woher kam 
die Zerrüttung während des Interregnums? Vom Abfall der Welfen und 
dem Siege der Ultramontanen! 


13. März. Graf Bismarcks frühere Stellung zur natie— 
nalen Politik. 


Bemerkung gegen den Abg. Dunder. 


Der Herr Vorredner bat von Erfurt und meiner Vergangenheit 
dort geſprochen. Ich jpreche ungern von meiner Perſon, ich habe nicht 
die Gewohnheit da8 zu thun, aber da8 Gefühl, daß ich eines hohen 
Grades von Bertrauen in der Stellung, in der ich bin, auch zu meiner 
Perſon bedarf, veranlagt mich, eine furze Aeußerung zu thun über de 
Stellung, die ih in Erfurt hatte, und über die, die ich jeßt habe. 

35 fam nah Erfurt mit denjenigen politifchen An: 
fhauungen, die ich, ich möchte jagen, aus dem Baterhaufe mit: 
brachte, gejhärft in jener Zeit durch den Kampf gegen die Angriffe der 
Bewegung von 1848 auf Zuftände, die mir werth waren. Im Jahre 
darauf, 1851, bin ich in die praktiſchen Geſchäfte eingetreten un 
habe ſeitdem Gelegenheit gehabt, Erfahrungen in der praftijchen Politil, 
ſechszehn Jahre hindurch ın Stellen, wo ich ohne Unterbrechung mit der 
großen Politik, namentlich aber mit der deutjchen, bejchäftigt war, fammeln 
zu können. Ich habe mich dabei überzeugt, daß aus dem Zufchauer- 
raum die politifche Welt — nit blos die auf den Brettern, dır 
die Welt bedeuten — anders ausſieht, als wenn man hinter die 
Coulifjen tritt, und daß der Unterfchied nicht blos an der 
Beleuchtung liegt. 

Ich habe an mir felbjt wahrgenommen, dag man die Politik ander: 
beurtbeilt, jo lange man ala Dilettant ohne das Gefühl fihmerer 
perſönlicher Berantwortlidhleit, etwa in den Mußeſtunden, die die 
anderweitige Berufsart zuläßt, an ihr mitwirkt, ald wo man im @egen- 
theil einer vollen Verantwortung für die Folgen jedes Schrittes, den man 
thut, bewußt ift. Ich babe in Frankfurt im Amte erkannt, daß viele der 
Größen, mit denen meine Erfurter Politit gerechnet hatte, nicht exiftirten, 
daß das Zuſammengehen mit Defterreih, wie e8 mir denn aus den Er: 
innerungen an die heilige Alltanz, die durch die Tradition der früheren 
Generation mir überkommen waren, vorſchwebte, — daß diejes nicht mög: 
lih war, weil das Befterreih, mit dem wir rechneten — e8 mar dit 
Periode des Fürften Schwarzenberg — liberhaupt eben nicht eriftırte 
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Ich beichränfe mich auf diefen kurzen Rüdblid, indem ich hinzufege, daft 
ich mich glücklich ſchätze, überhaupt nicht zu dem Lenten zu gehören, 
vie mit den Jahren und mit den Erfahrungen nichts lernen. 

Wenn der Herr Borredner eine gewiſſe Verwunderung darüber aus⸗ 
geiprochen bat, daß ich dem Budgetrechte meinerfeitö die beften Jahre 
meines politiichen Lebens vielleicht gewidmet hätte, um es zu befämpfen, 
fo möchte ich an die eine Thatſache erinnern, daß es nicht ganz ſicher 
it, ob wir die Armee, weldhe die Schlahten des vorigen 
Jahres gejchlagen Hat, in derfelben Berfaffung befeifen hätten, 
welde fie zu dieſer Zeit bat, menn im Herbfte des Jahres 
1862 fih Niemand fand, der bereit war, die Regierung auf 
Befehl Seiner Majeftät des Königs fortzuführen, ohne den 
Beſchluß des Abgeordnetenhaufes vom 23. September*) 
auszuführen, 


Die nationalen Anfprüce der Polen. 


18. März. Rede ded Grafen Bismard bei der Berathung des 
Berfalfungsentwurfs. 

(Die Wohlthaten der preußiichen Herrſchaft in Polen und die 

Bollsftimmungen. — Bolnifhe und katholische Intereſſen. — 

Zur Gefchichte des preußischen Polen. — Sinnloſe Anfprüche.) 


Meine Herren! Wir Alle find gewählt, darüber ift fein Zweifel, um 
die Berfaflung des norddeutichen Bundes zu Stande zu bringen; auch die 
Abgeordneten der Provinz Poſen find zu keinem anderen Zwede gewählt. 
Die Bewohner der Provinz find auf diefem Fundament zu den Wahlen auf- 
gefordert, und die Wahlverhandlungen ergeben, daß he fih mit großem 
und ungemöhnlichem Eifer, beinahe neunzig Prozent der Bevölkerung, daran 
betheiligt haben. Wenn der Herr Abgeordnete (Kantaf) dennoch einen 
Proteft gegen das Zuſtandekommen dieſes Bundes in dem beabfichtigten 
Umfange gerichtet hat, fo glaube ich, hat er uns felbft deutlich zu erkennen 
gegeben, daß dieſer Proteft eigentlich fich nicht gegen den Bund, ſondern 
gegen die Einheit der Preußiſchen Monardie richtet. Dieje Ein- 
beit anzuerkennen und doc dagegen zu proteftiren, daß der Staat, zu dem 
man gehört, berechtigt jet, feine ftaatlichen Zwede auch im Verein mit den 
Rachbarſtaaten zu erftreben, mit denen er glaubt fie befler erreichen zu 
innen — Tann in der That Niemand, der nur einige Logik fich bewahrt 
bat, einfallen. Der Proieft richtet fich, wie der Herr Abgeordnete ja nicht 
zweifelhaft gelaſſen hat, gegen die Einheit der Preußiſchen —— 
In dieſem Sinne häite er meines Erachtens bei einer früheren Gelegenheit 
— immer nicht mit Recht, aber doch mit mehr Logik angebracht werden 
können, als bei der jegigen gerade, ich meine bei der Begründung der Preußi⸗ 
ſchen Verfaſſung. 

Es iſt meines Erachtens nicht meine Aufgabe, mich hier in die Bes 
leuchtung der einzelnen Details und ihrer Entftellung, Unrichtigfeit und 

*) Die Streihung ber Ausgaben flir die Reorganifation des Heeres. ‘ 

durſt Bismard. 39 
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Hinfälligfeit einzulaffen, fondern nur den prinzipiellen allgemeineren Stand» 
punkt der Preußifchen Regierung zu diejen Beftrebungen gegen die durch 
Artikel 1 der Verfaſſung verbürgte Einheit des Preußiſchen Staatsgebiets 
a a lan Hauptfähli aber kommt e8 mir darauf an — und wir 

nd das, glaube ich, unferen Bundesgenofien ſchuldig — die Jllufion zu 
befämpfen, als ob eine erhebliche Anzahl der Wähler, welche bier von 
den Abgeordneten polnifcher Nationalität vertreten werden, mit bier 
Iundgegebenen Beftrebungen derfelben nad) einer Zerreiung der Einheit 
des Preußifchen Staateß überhaupt einverftanden wäre, — als ob die 
Herren irgend ein Mandat hätten, ihre Wähler in diefem Sinne bier zu 
vertreten, als ob fie legitimirt wären, Namens ihrer Wähler diefe rem 
berfönliggen Anſichten, die der Herr Abgeordnete hier außgefprocdhen hat, im 

amen ihrer Committenten außzufpredien. Es ift bekannt, daß gerade die 
Bewohner des Preußiſchen Antheil der ehemaligen Republit Polen vor allen 
und mit Recht empfänglih und dankbar geweſen find für die Wohlthaten 
der Cinilifation, die ihnen damit in höherem Grade als früher zugänglich 
. geworden find, 

Ih kann es mit Stolz jagen, daß derjenige Theil der ehe: 
maligen Republit Polen, welcher unter Preußiſcher Herrſchaft 
fteht, ſich eines Grades von Wohlftand, von Rechtsſicherheit, 
Anhänglichkeit der Einwohner an ihre Regierung erfreut, mie 
er in dem ganzen Umfange der Republik Polen, jo lange es eine 
Pan ta ejchichte giebt, nicht vorhanden und nidht erbört ge: 
wefen tft. 

Die Bewohner der Provinz haben ihre Dankbarkeit dafür, ihre An- 
bänglichkeit an die Preußiſche Regierung und an das Königliche Haus bei 
jeder Gelegenheit, die ihnen geboten war, in ihrer großen Majorität be 
thätigt. Es ift, trog aller VBerführungsmittel, die angewendet wurden bei 
den ungefähr alle 15 Jahre fich wiederholenden Ynfurrectionen „zur Auf 
friſchung der Gefühle” nicht gelungen, die Preußiſchen Unterthanen polniſcher 
Zunge in irgend erheblicher Anzahl fo zu verführen, daß fie fi) an dieſen 
Beftrebungen einer Minorität betheiligt hätten. Es ift dies vorzugsmeile 
nur vom Übel, gutsherrlichen Beamten und Arbeitern geſchehen. Der 
Bauer hat ſtets mit großer Energie gegen jeden Verſuch, die Zuftände, 
von denen er durch feine Väter gehört hatte, wieder berzuftellen, zu den 
Waffen gegriffen in Reih und Glied, — mit einer Energie, welche die Re 
gierung im Jahre 1848 nöthigte, im Intereſſe der Menſchlichkeit andere 
ala polnifhe Truppen gegen die Aufftändijchen zu verwenden. 

Diefe felben Gefühle der Anhänglichleit haben die polni- 
hen Soldaten — ich berufe mich auf das Zeugniß des verehrten 
Generals, welder an der Spige des fünften Armee-Corps flehr*) 
— auf allen Schladtfeldern bethätigt: fie haben ihre Treue 
J en den König auf den däniſchen und a den böhmijden 

lagtfeldern mit ihrem Blut und mit der ihrer Nationalität 
eigenthümlichen Tapferkeit befiegelt. Haben etwa diefe jelben Ein- 
wohner durch die jüngften Wahlen, woran fie fich mit bejonderer Leb⸗ 
Haftigleit betheiligt haben, eine andere Meinung an den Tag gelegt — 
eine Meinung, welche die Bermuthung ermeden könnte, daß der Herr Bor 


— — 
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*) Abgeorbneter General von Steinmer. 
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redner hier im Namen einer irgend erheblichen Anzahl von ihnen ge⸗ 
iprochen hätte? 

Ih erlaube mir, auf den Tiſch des Haufes einen Bericht des Ober: 
pöfiviums der Provinz Poſen niederzulegen, aus deſſen amtlichen Ans 
gaben ich mit Erlaubniß des Herrn Präfidenten einige — da8 Ganze 
wirde viel zu lang Wi — bier vortragen muß, um dasjenige zu er- 
löntern, was ich nachher jagen will. 

Die Herren Abgeordneten von jener Seite (auf die polnische Fraction 
deutenb) hatten bekanntlich gejagt, dag die Parteien, daß die Geiftlichkeit 
fi niemals pajfiver bei den polnischen Wahlen verhalten hätte, als diesmal, 
Ih glaube nicht, daß ein Zehntel derjenigen Fälle, wo das Gegentheil 
der Fall geweſen ift, zur Kenntniß der Behörden gefommen jein wird, 
denn der Pole * eine ehrenwerthe Anhänglichkeit an den Diener ſeiner 
Kirche, und iſt ſehr ſchwer dazu zu bringen, Zeugniß gegen ihn abzulegen. 
Indeſſen dasjenige, was zu unſerer Kenntniß gekonmen iſt, reicht bin, 
um ex ungue leonem zu erkennen. Ich erlaube mir nur, drei bis vier, 

ich kann micht jagen hervorragendere Fälle, denn fie ſtehen fich alle gleich, 
anzuführen: Der Geiftlihe Wieczorkiewicz in Splawie hat bei einer Zu⸗ 
iommentunft mit polnischen Bauern dieje mit folgenden Worten ange- 
zedet: „Die Wahlen find vor der Thür; man muß fih zufammennehmen, 
fonft wird man und verbieten, polniſch zu ſprechen, polniſch zu fchlafen, 
polnijch zu beten, polmjch zu fingen und zu weinen, polnifch eine Kanzel- 
rede zu Dalten, — umjere Kinder werden alle deutſch werden, und dann 
geht es in Deutſchland gerade jo wie in Rußland, dann werden wir ge- 
bangen werden, wenn wir und Polen nennen.” — Ein anderer Yal: 
Ter Brobft Kunze im Kiebel, welcher ala Wahl-Eandidat für den Wahl: 
kreis Bomſt⸗Meſeritz aufgeftelt war. Derfelbe bat nit nur in ver- 
ihiedenen Ortſchaften, 3. B. in der Stadt Wollftein, Wahl-Berfammlungen 
jelbft abgehalten — was einem Erlaß des hochwürdigen Erzbiſchofs direct 
widerſprach — für feine Wahl agitirt, fondern auch in den Parochieen 
Priement, Altklofter und Schluſſenze, in melchen die Bjarrgeiftlichen ſich 
von der Agitation fern hielten, jelbit die Leute zur Abgabe der Stimme 
hir ihn zu bereden geſucht, indem er die befannten Agitationsmittel bei 
Polen, man wolle ihnen ihre Sprache und ihren Glauben, bei Deutichen, 
man wolle ihnen den katholiſchen Glauben nehmen, zur Anwendung 
drahte. Ferner: Die polnischen Bauern zu Zodyn haben dem Ritter- 
gutSbefiger Jaenſch, als diefer fie am Montag den 11. Februar fragte, 
weshalb fie denn zu der Partei des Probftes Kunze übergehen mollten, 
erwidert: er möge —* ihnen das nicht nachtragen; fie wüßten, daß fie 
ihm fo Vieles zu danten hätten und daß er gewiß ihr Beftes wolle — 
aber diesmal könnten fie nicht anders, fie dürften nicht feinem Math folgen; 
es handele fih um ihr Seelenheil, der Obraſche Probft habe ihnen gejagt, 
daß fie, wenn fie diesmal nicht ihm Folge leiften und nicht feine Zettel 
abgeben, bei der Ofterbeihte nicht auf Abfolution rechnen 
Önnten. 

In Woynowo find die Frauen der Deutfchen, aber fatholifche Leute, 

b ihrem Dienſtherrn, Gutsbefiger Boehmat, gelommen und haben ihm 

erhalt gemacht, wie er ihre Männer Lönne zu einer Sache bereden 

wollen, bei welcher e8 fi) um ihr Seelenheil handle. Auch der Probft 

Zebsti in Slupia hat am 10. Februar d. 3. über die Wahl gepredigt 
39* 
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— das haben viele in demjelben Sinne von der Kanzel her gethan — 
und unter vielen Thränen feinen PBarochianen verfihert, daß, wenn fie 
nicht einen Polen wählen, fie unzweifelhaft die katholifche Religion und 
ihre polnische Sprache aufgeben müßten. Nach dem Gottesbienft find 
außerhalb der Kirche durch die Kicchendiener die Wahlzettel vertheilt 
worden. ‘Sch lege dieſes Schriftſtück, welches, ich weiß nicht, ob 50 oder 
20 Fälle enthält, auf den Tiſch des Haufes nieder zu Jedermanns Einſicht, 
und glaube es fpäter durch den Drud veröffentlichen zu follen. Ueber bie 
Provinz Weftpreußen und den polnifch fprechenden Theil derfelben find.die 
umfafjenderen Nachrichten noch nicht eingegangen. Aber aus den Bruchflüden, 
die mir vorliegen, kann ich doch 3. B. anführen, daß in Orten, mo es no- 
torifch nur drei Leute gab, die polnisch konnten, 130, fämmtlich katholiſcher 
Eonfeifion, geängftigt durch die Sorge für ihren Glauben und für 
ihr Seelenheil, für den polnischen Sandidaten geftimmt haben. Die Frauen 
find hierbei, wie gewöhnlich, in Bewegung dest. Eine wird bier redend 
eingeführt: wenn wir jegt zugeben, daß unſere Männer auf einen Deut, 
hen ftimmen, jo kommt in 14 Tagen ein evangeliſcher Geiſtlicher und 
tauft ung alle um und wir müflen deutich werden. Ich ſetze hinzu, daß 
ich bei der Heiligkeit des geiftlihen Standes nicht daran zweifelu Tann, 
daß diefe Herren das, was fie ihren Beichtlindern gefagt haben, wirklich 
glauben, aber dann, meine Herren, herrſcht unter iÖnen ein Grad 
der Unmwiffenheit in Bezug auf weltlihe Dinge, der die Re: 
gierung dringend wünſchen Laffen muß, daß ihm von Seiten 
der höheren Geiftlidyleit ein Ende gemacht werde, namentlid 
wenn die Geiftlichleit dort die Inſpection über den Jugend: 
Unterricht behalten foll. Aus dem Ganzen aber ziehe ich den Schluf, 
daß, wenn die polnisch redenden Herren Abgeordneten irgend ein bejonderes 
Mandat neben dem allgemeinen bier haben, e8 nur dasjenige fein kann, 
die katholiſche Kirche gegen alle Angriffe zu vertheibdigen. 
Nun, meine Herren, follte der Fal 

treten, jo lönnen Sie glauben, daß die Königliche Regierung 
und ich perjönlih für Sie ein ebenfo entjhiedener und zu> 


verläfftger Bundesgenofie fein werde, wie etwa mein fathor 


liſcher Herr College, der Geheime Rath von Savigny. Es it 
auch für die Frage, ob die Katholiken, in der Ueberzeugung, ihren Glauben 
fügen zu müſſen, oder ob die Polen, in dem Wunjche, ihre nationalen 


Beftrebungen hier bethätigt zu fehen, geftimmt haben, das Zahlenverhältu | 


der Einwohner von Wichtigkeit. Es giebt nach der legten Zählung in 
den Provinzen Pofen und Weftpreußen — um dieje wird es fich doch 
bier nur handeln — unter 2,700,000 und einigen Einwohnern 1,150,0WW 
Polen, aber 1,400,000 und einige Katholiten, polnifhe und bdeutjche zu 
jammengerechnet. Es geht daraus hervor, daß ungefähr 300,000 Katho⸗ 
liſche deutſcher Zunge fich in beiden Provinzen befinden, welche durd 
diefe Umitriebe bewogen find, zum großen Lei mit für die polmijden 
Sandidaten zu flimmen. In einigen anderen Kreifen hat ſich die äußerte 
Linke der Fortſchrittspartei herbeigelafien, auch ihrerjeit8 für den polnifchen 
Sandidaten, Herm von Domiersti, zu flimmen. Sie find alfo, wie 
ih bier nahgemielen zu haben glaube. nicht legtitimirt, wenn 
Sie Namens der beinahe 3,000,000 Einwohner diefer beiden 
Provinzen, höchſtens legitimirt, wenn fie Namens der Kathe- 


folder Angriffe ein: 
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liken, niht aber, wenn fie Namens der Polen ſprechen, na- 
mentlih nicht legitimirt, wenn fie im Namen der Rationalität 
für diejenigen jprechen, die in der Furcht, das Heiligfte, was 
fie in ihrem Herzen tragen, ihren Blauben beeinträdtigt 
zu feben, für fie geftimmt haben, in Folge einer Furcht, die 
dur fünftlihe nnd durch un wahre Borjpiegelungen inihnen 
erregt Don 
r Herr Vorrebner bat mich dadurch, daß er felbft fih darauf ein⸗ 
gelafien bat, zu einem gefhichtlihen Rückblick aufgefordert. Ich will 
daher auch unterfuchen, ob er vom hiſtoriſchen Standpunkte etwa einen 
Beruf hatte, die Intereſſen diefer Provinzen befonders zu vertreten, und . 
jpar mebr als irgend Jemand. Wie entfland denn die Provinz 
eſtpreußen und die Ordensherrſchaft in Preußen? Der Herzog 
Conrad von Mafovien, um fi der Einfälle der beidnifchen Preußen zu 
erwehren, die Eujavien und Mafovien bis tief hinein verwüſteten, rief die 
deutihen Ordensherren nnd gab ihnen einen feinen, damals polnischen 
Yandfirih, das Dobriner Land, zugleich verfprah er ihnen — und das 
ns in der Natur der Sache — daß fie alles beſitzen jollten, was fie der 
ildniß, der menſchlichen und der natürlihen — dem wilden Stamme, 
den damals beidnifchen Preußen, abgewinnen würden. Auf dieſe Weife 
wurde das gejammte Land dftlich der Weichſel, welches heutzutage einen 
erheblichen Theil von Weitpreußen und Oftpreußen umfaßt, ein rein⸗ 
deutſches Land, colonifirt Durch Deutfche, und dazu erwarb der Orden 
den Theil von Weftpreußen linls der Weichjel durch die rechtmäßigften 
Verträge, indem nach dem Auöfterben, nicht etwa einer polnifchen Dynaftie, 
jondern der binterpommerfchen Herzöge mit Meſtewin II. im 13. Jahr⸗ 
bundert dieſes Land Hinterpommern mit der Hauptitadt Danzig an den 
Lehnsherrn, den Markgrafen von Brandenburg, fiel, der Markgraf Wal- 
demar davon Beſitz nahm und als nach feinem frühzeitigen Tode feine 
Nachfolger nicht im Stand waren, e8 zu behaupten, cedirten fie diefe 
!andestheile, daS heutige Pomerellen, damals Hinterpommern, an den 
deutfchen Drden. Diefem hat e8 die Krone Polen fpäter durch Krieg 
und Eroberung abgewonnen, als der Ordensſtaat dadurch geſchwächt wurde, 
daß die damalige Preußiſche Fortſchrittspartei, möchte ich ſagen, die Städte 
und Landſtände, ſich mit dem Landesfeinde Polen in Verbindung ſetzten, 
die Kraft des Ordens ſchwächten, die Deutſchen bei Tannenberg geſchlagen 
wurden, und ſchließlich nach verſchiedenen Hinundherverträgen —* — 
Danzig und anderen Städten und den Weſtpreußiſchen Ständen ein Ab⸗ 
fommen zwiſchen ihnen und der Krone Polen zu Stande kam, vermöge 
defien fie in BerfonalsUnion leben jollten, und auf diejes haben fich nad» 
mals die Weftpreußen oft, wie jetzt unſere polniichen Abgeordneten, be: 
rufen, aber ohne allen Erfolg. Diefe Transaction wurde ſchließlich durch 
den Frieden von Thorn im Jahre 1466 fanctionixt und fo fam Polen 
dur das Recht der Sroberung, fpäter durch Verträge fanctionirt, in den 
Beſitz von Weltpreußen, und benuste diefen fehr bald, um das Yand zu 
polomifiren, nicht etwa, wie man uns Schuld gegeben hat, zu germanifiren, 
durch Cultur, fondern durch Feuer, Schwert und Zwang: es fette gegen 
die gefchloflenen Berträge polniſche Beamte nad) Weftpreußen hinein, die 
fih dort bereicherten, indem fie den Adel theils aus feinen Gutern ver- 
drängten, theils zwangen, fi zu polonifiren. So wurde aus der alten 
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deutfchen Familie Hutten durch einfache Ueberfegung des Namens Czaptli, 
fo aus dem Namen Rautenberg der polniſche Klinski, ans Stein: Kaminsk 
Ich könnte die Zahl bedeutend vermehren, unter der wir jet, während 
beutiche8 Blut in ihren Abern fließt, die beftigften Gegner Dentichlands 
fehen. Die Städte waren vertragswibrig in ihren Freiheiten beeinträchtigt, 
e8 wurde fpäter die Religionsfreibeit gemäbrleifet, man bielt fie and) theo: 
retifch aufrecht, aber man ſchloß die Kirchen, man nahm fie weg und gab 
fie den katholiſchen Gemeinden, die nicht vorhanden waren, die erft ge 
[Daffen werden mußten aus dem liter erwerbenben del und den 

eamten, welche dorthin gefchidt. Manche der Städter — ich erinnere 
nır an Thorn — haben ihre Protefte dagegen auf dem Schaffote zu 
büßen gehabt. Bon 19,000 Dörfern waren durch die Berbeerungen der 
Polen in Weftpreußen nah der Schlaht bei Tannenberg nur etwa 
3000 übrig geblieben. Auch diefe waren ihnen noch zu viel Die Kriege 
zwiſchen Polen und Schweden räumten darin auf, und es iſt mehr ala 
einmal gejcheben, daß entlaflene polnische Armeen in den vermwüfteten deut- 
fhen Dörfern colonifirt wurden. Bon denen ſtammen ihre jegigen Wähler, 
meine Herren, auß der Gegend von Marienburg und Stuhm; da3 find 
colonifirte polnifche Soldaten auf den Brandftätten beutjcher Bauerhütten: 
daraus flammen ihre Landsleute in Gegenden, von denen ber die Quellen 
der deutichen Eultur fi) über Preußen ergofien haben, in den Gegenden 
von Thorn, Rhaden, Frieded, Löbau. 

Meine Herren, wie Sie Angejihts diefer Thatladen, 
diefer Gewalt, die von Ihren Borfahren jederzeit geübt 
wurde da, wo fie die Macht dazu hatten, fıh auf die Ge: 
ſchichte berufen, das verftehe id niht. Ihr Anfprud auf 
Weftpreußen bat fo lange gegolten, als der Säbel, der ihn 
eroberte, ftarl genug war, ihn zu behaupten; als Ihr Arm 
erlahmte, hörte der Anſpruch mit der Rechts quelle anf, aus 
der allein er hergeleitet wurde. Aehnlich verhält es jich mit 
bem Großherzogthum Pojen. Wir haben dieſes Land, in dem fih 
jest 800,000 polntich Iprechende Preußen und 700,000 deutfch ſprechende 

veußen befinden, in großen und ſchweren Kriegen gewonnen. Nachdem 
im fiebenjährigen Kriege Polen für uns nicht eine Schugmehr, fondern 
der ftete Ausgangspunkt und Zufluchtsort der ruffifchen Heere geweſen 
mar, haben wir es zum zweiten Dal in jchwerem Kampfe gegen einen 
übermächtigen Feind ım Jahre 1815 erworben, und diefe Eroberung ift 
durch völferrechtliche Berträge befiegelt worden. So entftehen alle Staaten. 
Wir bejisen Poſen mit demfelben Rechte, wie Schlefien. 
Wenn Sie gegen das Redt der Eroberung anlämpfen, io 
haben Sie Ähre eigene Geſchichte nicht gelefen; ich glaube, 
Sie haben fie gelefen, verſchweigen fie aber Inzgfältig, 

Die Anfänge von Polen waren Flein, meine Herren! Das Land am 
Goplo-See und an der Warthe, mas man jett Groß» Polen nennt, was 
aljo nach dem älteren Begriffe ein ſehr erheblicher Theil von Polen war, 
vereinigte fich durch Agglomeration mit Klein» Polen, in der Gegend von 
Krakau. Das Alles überfchreitet noch nicht die Grenzen des heutigen 
Weſt⸗Galiziens und Großherzogthums Poſen, erfüllt noch nicht einmal 
Die des Königreichs Polen. Als fie fi mächtig fühlten durch die Heirath 
mit dem litthauifchen Großfürſten, die ihnen an und für ſich fehr erheb- 
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liche eroberte Ränder zubrachte, wandte fich diefer Eroberungdtrieb gegen 
den deutfchen Drden. Vorher hatten fie ihm genügt nad) einer anderen 
Kihtung hin auf Koſten Rußlands. Nachdem dur die Anfiedelungen 
der deutfchen Ritter gegen die heidnifchen Preußen anf dieſer Seite Ruhe 
geihaffen war, etwa vom Jahre 1230 ab, wandte fidh der Eroberungs- 
trieb gegen die damals von tartariſch⸗mongoliſchen Horden bedrängten 
Ruſſen. Bolen gewann die Gebiete, die heutzutage Oft-Galizien ausmadıen, 
von denfelben Ruthenen bewohnt, welche die Provinzen Volhynien und 
Podolien, welche den Sübdoften des Königreich Polen bewohnen; Polen 
trug fein Schwert weit über den Dnieper hinaus, fie gemannen die alte 
ruffiſche Reſidenz Kijew und weit darüber hinaus Tſchernigow, Smolensk 
und fehr weite gandfireden, an fi) von größerer Ausdehnung, ald Das⸗ 
jmige, was Rußland bei der erften Theilung Polens gewann. Zu gleicher 
Zeit hatten die Litthauer den ruffiihen Volksſtamm in Geftalt der Weiß- 
tujien, die die Gegend von Witebsk bewohnen, ſtark angejchnitten, und 
nachdem fie fich auf dieſe Weile dann kräftig genug fühlten, fielen fie 
mit den vereinten Litthauern den deutſchen Orden an und nahmen ihm 
da3 wohlerworbene, blühende, der Wildniß abgerungene Weftpreußen ab, 
um es zu verheeren und den freien Bauernftand derjenigen Unterdrüdung 
preißgugeben, welche die polnische Herrichaft immer charafterifirte. Der 
Herr Vorredner bat e8 ziemlich unummunden ausgeiproden, was er mit 
den Preußiſchen Landestheilen anfangen will, wenn er fie aus ihrem bis⸗ 
berigen Berbande gelöft hätte, wenn er, wo wir die Nachtheile der Grenzen 
wollen verfchwinden laſſen, neue Grenzen, Zollgrenze hätte fchaffen können 
zwiſchen Weftpreußen und Polen einerjeitö, dem weltlichen Deutjchland 
hinauf refp. Oftpreußen andererjeits. Er bat die Theilung Polens 
ein Berbrehhen genannt. Meine Herren, es war fein grö- 
Beres, als die Theilung Rußland, die Sie im vierzehnten 
Jahrhundert vornahmen, als Sie die Gewalt dazu hatten. 
Breifen Sie in Ihren eigenen Bufen und fagen Sie fid, 
daß Sie das Verbrechen der Eroberung hundertfältig, als 
Ste mädtig genug dazu waren, begangen haben. 

Den Gedanken der Wiederberftellung der Republik Polen 
in den Grenzen von 1772 — ich will nit weiter aurüdgreifen 
— braudt man nur außzudenten, um fich von feiner Unauß» 
jührbarleit zu überzeugen. &8 ift eine Unmöglidleit aus 
dem einfahen Grunde, weil es dazu nicht Polen genug giebt; 
e8 giebt fehr viel weniger Polen in der Welt, als man ge- 
wöhnlih glaubt, man ori t von 16 Millionen Polen. Das 
Gebiet der ehemaligen Nepublit Polen von 1772 ift — ich abitrahire 
ganz von dem durch die Friedengichlüffe von 1660 an Schweden ver- 
Iorenen, früher eroberten Lievland, und von dem durch den Zrieden von 
Andruflom an Rußland jenſeits des Dnieper abgetretenen Gebiet mit der 
Stadt Kijew ohne das heutige Gouvernement gleiches Namens — dennoch 
it das Gebiet, was übrig bleibt, heut von etwa 24 Millionen Menjchen 
bewohnt, unter diefen bejinden fih 7% Millionen Polen, mehr 
giebt es in der ganzen Welt nicht, und davon find 17, Millionen 
zerſtreut in meiten Gebieten, welche die weftlichen Gouvernements des 
ruſſiſchen Reiches ausmachen, unter Völkerſchaften, die nicht nur feine 
Polen find, fondern e8 auch gar nicht fein wollen, die um alles in der 
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Welt nicht unter die polnifche Herrſchaft zurüd wollen; fehen Sie nur 
in Galizien die Seinbigaft der Autbenen gegen bie Bolen, denen fie 
früher unterworfen waren, glei den Weftpreußen. Ich führe gerade 
dieſes Beifpiel an, weil es Allen bekannt ift, und Sie werden daran ben 
Mafftab haben, welches die Gefühle der über 10 Millionen Nicht⸗Polen 
find, die mit 1,200,000 Bolen den Weften des ruſſiſchen Reiches be 
wohnen. In den weftrujjifhen Provinzen ſtehen gegenüber 
den 10 p&t. Polen, die in ihnen zerftreut wohnen, als frühere 
Herren, die mit der Eroberung gelommen find und Land an 
ſich gebracht haben oder als Henegaten ihres Volkes polniide 
Sitte und Sprade angenommen haben, 90 pCt. andere Bölter, 
gum größten Theil rufjifden Stammes, Ruthenen und 
eißruſſen, diefe ſprechen nur ruſſiſch, beten ruffifch, weinen 
ruffifh, wenn fie unter polnifher Herrfhaft find, fie find 
Nuffen und wollen Ruſſen bleiben, und ftehen ber ruffifchen 
Regierung bei im Kampfe gegen den polnifhen Adel Dr 
übrigen find Litthauer, Letten, Deutjche, und eine ganz erhebliche Anzahl 
von Juden. Da baben Sie alfo von 24 Millionen 12 Millionen, wo «8 
doch die äußerſte Ungerechtigkeit wäre, wenn man den 10 p©&t. unter ihnen 
eine gefürchtete und verhaßte Herrfchaft über die übrigen 90 pCt. beilegen 
wollte. In Galizien, wie ich fchon erwähnte, haben Sie 2 Millionen 
Nuthenen gegen 2 Millionen Polen in Weftgalizien, im Königreid; Polen 
3,400,000 Polen, außerdem “. Million Ruſſen im Süpoften von Gou- 
vernement Lublin und ”,. Million Litthauer vom Niemen bis ungefähr 
nah Suwalfi im morböftlichen Zipfel des Königreichs; ferner baben 
Sie 300,000 Deutiche und 600,000 Juden und dann den Weft von 
3,400,000 Polen. Ich babe ſchon erwähnt, daß wir in der Provim 
Pofen deren 800,000 haben, in der Provinz Weftpreußen etwa 350,000. 
an Sie dieje Alle zufanmen, (nur diejenigen aber, die compact q 
wohnen, um ein Gemeinweſen zu bilden und bie bei fi) zn Hauſe 
menigftend in der Majorität find), dann befommen Sie, wenn ich mid 
nicht irre, 6% Millionen Bolen heraus, und im Namen diefer 
6%, Millionen Polen fordern Sie die Herrſchaft über 24 Mil: 
lionen zuräd mit einem Zone, einem Gefühl, als ob e8 die 
tieffte, unmwürdigfte Knechtung und Erniedrigung wäre, daß 
Gie die Leute nit noch ferner unter Ihrer Sersicaft haben 
und knechten können, wie e8 leider Jahrhunderte lang, ja ein 
albes Jahrtauſend lang gefchehen if. Man braudt nur die Bar: 
ältniffe genauer zu kennen und dieſer Anſpruch bat vor Europa feinen 
eftand, das Ganze verfchwindet in Utopie namentlih wenn man zur 
Bermwirflihung der Utopie darauf ausgehen muß, zunächſt drei große 
Reiche zu zeritören, Defterreii, Preußen, Rußland, drei unter den fünf 
oder jech8 europäiichen Großmächten in die Luft zu ſprengen, um auf den 
Trümmern derjelben eine neue phantaftifche Herrichaft von 6 Millionen 
Polen über 18 Millionen Nicht- Polen zu begründen. Ja, es ift nicht 
einmal glaublid, daß diefe 6 Millionen Polen polniſch be- 
herrſcht jein wollen; fie haben zu trübe Erfahrungen gemadt. 
Wodurch ift die polnifche Bewegung in Weftgalizien zum Stilitand ge⸗ 
tommen? weil der polnifche Adel fich überzeugte, daß ber Bauer dur 
ſchaute, wohin er zıelte, nämlich zur Wiederberftellung Polens; da bat 
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der polntfche Bauer einen Schred bekommen und bat ſich weggewendet 
von der Bewegung und von den Borfpiegelungen, die ihm von Seiten 
des Adels gemacht worden. Auch der Adel bat einen Schred bekommen, 
wenn er an die furdhtbaren und verbredheriihen Blutthaten der Bauern 
im Jahre 1846 dachte, er bat den Säbel eingeftedt und lebte einftweilen 
im Frieden mit der öfterreichiichen Regierung. Ich glaube, ich brauche 
dad mur anzuführen — und die Herren polniiher Zunge kennen die 
Verhältniſſe befier als ih, — um die Behauptung zu unterftügen, daß 
ielbft die 6% Millionen Polen nicht die Abficht haben, von ein paarmal 
Hunderttaufend polniſchen Edelleuten von Neuem beberrfcht zu werden. 
Aud der Verlauf der Infurrection in Rußland zeigt dies. Ich will bie 
ruffifche Herrſchaft nicht als eine bejonders milde rühmen, aber der 
polniſche Bauer bat zu ihr doch mehr agutranen, al8 zu der Herrichaft 
feines adligen Landsmannes. Wo die Ruſſen hinkamen und die Hänge- 
Gendarmen verſchwanden, fanden fie damals, vor drei Jahren, die bes 
reitwilligfte Unterftügung, ſoweit die Furchtſamkeit der eingefchlichterten 
Benöllerung es geftattete. Ich möchte Sie alfo bitten, meine Herren, 
Eie, die Sie behaupten, das polnifche Volk zu vertreten, verzichten Sie 
darauf, Europa, Preußen, Ihre eigene Provinz in Unruhe zu erhalten, 
mdem Sie einem ganz umerreichbaren Ziele nachjagen. Dean kann in 
Ihnen vielleicht die Sofnung erweden, dieß Ziel jet erreichbar, aber dann 
täuſcht man Sie oder Sie täuſchen fich felbft dariiber, wie man es leicht 
thut über das, was man wünſcht. Daß der polnische Adel ein gewiſſes 
Heimweh nach den früheren Zuftänden hat, ift mir vollſtändig erflärlich, 
da8 findet ſich auch in den deutfchen, ehemals geiftlichen Territorien in 
ganz analoger Weile. Verzichten Sie darauf, diefem Phantom 
— vereinigen Sie fi mit uns, vereinigen Sie fid 
mit der Mebrzabl Ihrer polniſch ſprechenden Brüder in 
Preußen, mit. den polnifhen Bauern in der Theilnahme an 
den Wohlthaten der Civilifation, die Ihnen der Preußiſche 
Staat bietet, an den Wohltbaten, die Ihnen die durch den 
norddentfhen Bund vermehrte friedliche Sicherheit gewährt, 
betheiligen Sie fih ehrlih am gemeinfamen Wert und Sie 
werden unfere Hand offen finden und wir werden Sie mit 
Freuden als unfere Brüder und Landsleute in unferer Mitte 
begrüßen. 

Der hoben Berfammlung aber in ihrer deutſchen Mehrzahl 
möchte ich diefes DBeifpiel der Polen noch bejonders vor Augen 
balten, um den Beweis zu liefern, wohin ein großer mädtiger 
Staat, geleitet von einem tapferen, kriegeriſchen und gewiß aud) 
einfichtigen Adel, gelangen kann, wenn er die Freiheit des Ein- 

einen höher ftellt, als die Sicherheit nad außen, ich will nicht 
Tagen. als die Einheit, — wenn die Freiheit des Yndividunms 
als eine Wucherpflanze die allgemeinen Jutereſſen erftidt. Die 
energifhften Anftrengungen — und wer bewundert nit den rad 
von Energie, den der polnifhe Adel anwendet, um die verlorene 
Herrfhaft wieder zu erlangen? — die energiſchſten Anftren- 
gungen, die größte Hingebung für gemeinfame Bmwede, die 
glänzendfte Tapferkeit, die einzelne Individuen für dieſe Zmede 
an den Tag legen, Alles das reicht nicht hin, um die verlorenen 


618 
1867. 


Güter zurüdzubringen. Es bleibt das Wort des Dichters wahr: 
u dem Augenblide ausgeſchlagen, bringt keine Emigteit 
zurüd!“ 


— ——— 


Zur Stellung Nordſchleswigs. 


18. März. Erklärung des Grafen Bismarck 


(mit Bezug auf ben Antrag ber Abgeordneten Ahlmann und Kryger, dem 
Ürtilel I. der Bundes -Berfaffung hinzuzufügen: 

„Zum Bundesgebiet nicht gehörig finb Diejenigen Diftricte bes Herzog: 
tbums Schleswig, deren Benöllerungen das Recht ber freien Abſtimmung 
über ihre Zugehörigfeit vertragsmäßig gewährt ift“, 

und auf die Rede bes Abgeorbneten Kryger:) 


Ich kann mid in Ermiderung auf die Aeußerung des Bor: 
redner8 auf dasjenige beziehen, was ich über diefe Frage im Preußiſchen 
Saul der Abgeordneten ejagt babe, und was durch den erflen Her 

edner, der beute auf dieler ribüne ftand, auch heute nochmals verlefen 
worden ift, und alfo den Acten der beutigen Discuſſion einverleibt werden 
wird. ch ergreife außerdem nur das Wort, um gegen zwei factiſche An- 
gaben de3 Herrn Vorredners einen Widerfprucd einzulegen. Einmal gegen 
die Angabe: daß die Grenze des norddeutjchen Bundes eine zweifel— 
bafte ſei und nicht feſtſtände. Wenn die Berfafiung fo angenommen wird, 
wie fie gegenwärtig liegt, fo wird damit zur Grenze des Gebietes des 
norddeutichen Bundes bi8 auf Weiteres diejenige Grenze, die im 
Wiener Frieden zwifhen Dänemark aufder einen, und Preußen 
und Defterreih auf der anderen Seite flipulirt worden if 
Soll eine andere Grenze gezogen werden, fo find dariiber die weiteren 
Berbandlungen vorzubehalten, und ich glaube nicht, daß dasjenige, zu dem 
fih Preußen in diefer Beziehung verftehen würde, einen Widerjpruc von 
Geiten feiner Bundeögenoffen erfahren dürfte. Man könnte gegen dieſen 
Widerſpruch fogar einwenden, daß die Bundesgenofien in Voraus darauf 
verzichtet haben, indem fie den Inhalt des Prager Friedens bei Schließung 
unteren Bundniſſes als rechtsbeftändig anerfannt haben, feinem vollen 
Umfange nad, alfo aud in Betreff diefer Beftimmung. Die zweite Be 
bauptung, die ich als thatſächlich unrichtig beftreite, ift diejenige: daß irgend 
ein Einwohner von Schleswig aus dem Bertrage, den Preußen mit 
Defterreich abgelhtoffen bat, ein Recht ableiten könnte auf die Abſtimmung. 
Nur Seine Majeftät der Kaifer von Defterreich hat das Recht, 
von und die Ausführung des Prager Friedens zu fordern, 
in welhem Maße, das läßt der Inhalt des Prager Friedens: 
Inſtruments felbft unbeftimmt; er läßt der Preußiichen terung 
darin eine latitude, er überläßt ihr, ſich derfelben nad) ihrer Auffaflung 
ber ‚ Billigleit und der eigenen Intereſſen des Preußiſchen Staated zu 
edienen. 

Wenn ich in der Aeußerung, die der Abgeordnete Kantaf heute citirt 
bat, im Abgeordnetenhauje erflärt babe; Breuben könnte unter Umftänden, 
je nach der geographilchen Tage einer fremden Nationalität, die dem Preußi⸗ 
ſchen Staatsgebiet angehört hat, wenn von derfelben Dauer und nachhaltig 
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der Wunſch ausgeiprochen wird, und wenn klar vorliegt, was aus * wird, 
ſobald Preußen verzichte — — — wenn ich mich dahin ausge 


rochen 
habe, ſo habe ich dies allerdings gerade mit Rückſicht auf —* 
gethan, indem ich damit habe ſagen wollen, daß es für die Macht un 
den ftaatlichen Beſtand Preußens von keiner entſcheidenden Wichtigkeit 
je, ob dort einige däniſch Iprechende Einwohner, die lieber zu Dänemarf 
gehören wollten, mehr bei Preußen find oder weniger. 

Die Grenze, die wir in diefer Beziehung nicht Überfchreiten dürfen 
und wollen, wird gezogen durch das Interefie des Preußiichen Staates 
an feiner milttärifchen Sicherheit: eine Grenze, durch die unjere 
firategifhe Sicherheit nad jener Richtung hin beeinträdtigt 
pürde, die uns in die Berlegenbeit jegen könnte, das mit 
ihwerem Blut und Anftrengung gewonnene Düppel nohmals 
zu nehmen, würden wir unter feinen Umftänden anerkennen 
und zugeben können, dazu find wir auch nit verpflichtet. 

ift nicht gejagt in dem Friedens-Inſtrument „der nördliche 
Diftrict von Schleswig“, wobei man ji) Schleswig etwa in zwei Diftricte, 
eınen nördlichen und einen ſüdlichen, geichieden dächte; es # nicht gefagt, 
„ein ſprachlich abgegrengter Diſtrict“; e8 ift der Ausdrud gebraucht, „die 
nördlichen Diftricte”, alfo Diftricte, deren e8 mehrere, vielleicht viele in 
Chleswig giebt — man kann fih das Maß diefer Diftricte jehr Hein, 
man kann es fich fehr groß denken, und fo groß, wie es in Kopen— 
bagen vorſchwebt, glaube ih, wird e8 nicht ausfallen. 

Ich will bier unerörtert laffen, ob wir zur Feſtſtellung dieſer Linie 
aner Uebereinftimmung mit Defterreich bedürfen. Wenn es vom Kaiſer⸗ 
lihen Eabinette verlangt witrde, jo würden wir uns den Verhandlungen 
darüber nicht entziehen, nämlich Verhandlungen über die Frage, ob wir 
hierzu verpflichtet find oder nicht. 

Jedenfalls wird es nothmendig fein, auch ehe zur Ausführung diejer 
Beſtimmung gefchritten wird, mit der Königlich däntfchen Regierung dar⸗ 
über zu. verhandeln, ob fie die Rück⸗Ceſſion und in welchem Umfange, 
unter welchen Bedingungen fie fie annehmen mil. Wir können, wenn 
diefe Ceſſion deutſche Einwohner mit in fich begriffe, und zwar jolde, 
die laut erflären, deutſch bleiben zu wollen, nicht anders zu ihr jchreiten, 
meines Erachtens, als indem wir das Geſchick der Deutſchen ent- 
weder Dur Enklaven, die wir vorbehalten, ſicher flellen oder 
dadurch, dag wir mit Dänemark einen Staat3-Bertrag ab— 
ſchließen, für defien genaue Innehaltung wir andere Bürgfchaften ver: 
langen müßten als diejenigen, welche früher die Deutichen Schleswig nur 
unpolllommen jchüßten. 

Es ift ferner nicht zu vergeflen, daß auf den Herzogthümern Schleswig⸗ 
Holftein eine erhebliche Schuldenlaft ruht, die jeden einzelne Theil 
diefer Herzogthümer afficirt. Bon däniſchen Schulden haben die Herzog: 
tbämer 29,000,000 däniſche Thaler, wenn ich richtig rechne, etwa 22 / 
Millionen Breußifche Thaler, übernommen; an Kriegstoften für Defterreich 
haben wir ausgelegt nach dem Inhalte des Brager Friedens 15 Millionen; 
unfere eigenen Sriegsloften, wie wir fie nach dem Wiener Bertrage von 
den Herzogthüümern zu verlangen haben, werden ſich nach einer vorläufigen 
Schatzung auf 25 Millionen Thaler belaufen; e8 kommt aljo eine Summe 
von über 60 Millionen Thalern, alfo über 60 Thaler auf deu Kopf der 
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Devölterung. Auf eine Bevöllerung von beifpielgweife 100,000 Einwoh⸗ 
nern würde nothwendig eine Schuldenlaft von 6 Millionen und einigen 
100,000 Thalern fallen. 

Alle diefe VBerhältnifie werden in Verhandlungen mit Oeſterreich, mit 
Dänemark geflärt werben müflen, ehe zur Ausführung der Beſtinnmung 
geichritten werden kann. So lange kann die Bundesverfaflung nicht anf: 
gefhoben werden, können auch die Grenzen des Bundes nicht umgemiß 
bleiben. Und gerade bei der Unbeftimmtheit der Grenzen fällt es nch 
ve ins Auge, daß fein Schleswiger behaupten Tann, gerade ihm gäbe 
diefe Beſtimmung ein auch nur moraliiches Anrecht; denn daß ein jumifl- 
fches Recht ans unferem Bertrage mit Oefterreich von keinem Bewohner 
Schleswig- Holfteins abgeleitet werden kann, darf ich einer Berjammlung, 
die fo viele Juriften unter fich zählt, nicht erft beweifen. 


— — 


Die Bundesverfaſſung und die Grundrechte. 


21. März. Erklärung des Grafen Bismarck. (Mit Bezug auf 
den Antrag, die Kompetenz des Bundes auf die Feſtſtellung 
der perſönlichen und jtaatöbürgerlihen echte, welde 
fein Bundeöftaat jeinen Angehörigen vorenthalten dürte, 
auszudehnen). 


Ich babe nur das Wort ergriffen, um mich gegen eine Anſicht des 
Herrn Redner, der fo eben die Tribüne verläßt, (des Grafen Schwerin) 
außzufprechen, nämlich gegen dasjenige „ngument, daß er nicht begreife, 
iwie Jemand, der Preußens Führung auf dem Wege wolle, den ich mit 
ihm auch ferner gemeinjchaftli” zu mandeln boffe, diefer Sache wider: 
fprecden könne. Der Herr Redner bat dabei, glaube ih, Em Motw 
unterfchägt, welche in mir, wenigften® als Diinifter — ich fage nicht als 
Abgeordneter — das ftärkite ift, bei demjenigen Widerſpruch, den ih 
gegen irgend eines der vielen bier auftretenden Amendements erhebe, 
nämlich die mich nie verlaffende Sorge: werden wir dafür die Zu 
flimmung der übrigen Regierungen erlangen? kaun an dieſer 
Sade die Zuftimmung ſcheitern? ıft die Sache der Mühe werth, 
da8 Bentil der Mafchine auf diefe Probe zu ftellen? Und in der 
Beziehung kann ich mich auf die Argumentation des Herrn Vorredners 
berufen; ich glaube, er hat ſchon dazu beigetragen, die Ueberſchätzung des 
Werthes diefes Amendements, falls es angenommen würde, zu vermin 
dern. Es handelt ſich, wie ſchon vorher hervorgehoben worden if, zur 
um den Unterfchied der Geſetzgebung und der Berfafung« Wenderung, um 
die Frage: ift zur Einführung dieſes oder jenes Grundrechts, diejer oder 
jener Garantie — es ift nicht ganz ber richtige Ansdrud, aber die Herren 
verftehen mich — erforderlich, daß zwei “Drittel der Stimmen im Bundek- 
rathe dafür vorhanden find, oder reiht die größere Hälfte Hin? Um unt 
einen Gedanken von dem praftiichen Werthe diefes Unterfchiedes zu machen, 
fafien wir die Sache einmal nit von der Seite des Drudes auf, der 
fi) hinter das Durchbringen einer folchen Sache jegen läßt, fondern von 
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der Seite der Widerſtandskraft. Bei dem Erforderniß von zwei 
Drüteln Majorttät genügt Preußens Widerfpruch mit 17 Stimmen, um 
das Zuſtandekommen unmöglich machen; bei Annahme dieſes Amende⸗ 
ments müßte dem Preußiſchen Widerſpruch mit 17 Stimmen etwa der 
ſächſiſche mit 4 Stimmen zu Hülfe fommen. Schon gegen dieſe beiden 
Härfften Regierungen im Bunde, wenn fie einig find, ie es nicht wün⸗ 
ſchenswerth, eine Sache durchzudrücken; es würde dann nur noch eine 
der einzelnen Stimmen hinzutreten dürfen, dann wäre die Majorität von 
22 da, die einen Widerjpruch im Bundesrath erheben könnte, an dem die 
Sache fcheiterte. Bon diejer Seite betrachtet, meine Herren, glaube ich, 
hat die Sache für die Freunde des Amendements nicht den hohen Werth, 
daß fie darum das Ganze auf die Probe ftellen follten. 

Ich hoffe, daß, wenn der Fall der Entſcheidung einträte, auch auf 
Seiten der Bundesregierungen über ſolche Dinge unſer Werk nicht ges 
hindert werden würde, daß ſolche Anftände nicht ausreichen, um die Grund- 
Isge, die wir haben, zu zerftören und in die Luft zu |prengen; — aber, 
meine Herren, ficher find wir doch in diefer Sache nit! Wenn id) 
bier als Abgeordneter ſpräche, fo würde ich jagen: man kann 
e8 annehmen, man kann e8 ablehnen, ich ſehe darum feine 
Gefahr für das Baterland; ala Minifter fann ih nur dazu 
rathen, es abzulehnen. 


Bie Bundesregierung und die Berantwortlickeit, 


26. und 27. März. Erklärungen ded Grafen Bis marck (gegen 
eine Reihe von Anträgen, welche neben dem Bundeskanzler 
verantwortlihe Bundes: Minifter verlangten). 


I. 


Ja fo weit eine Berantwortlichleit in der Unterzeichnung liegt, glaube 
ich, iſt es für Ihren Zweck gleichgültig, ob diefe Verantwortlichkeit von 
einer oder von mehreren Perſonen getragen wird; es iſt nur der Wunſch 
ausgeſprochen, daß ber Janpt Perfonen defignirt jeien, an denen die Ber- 
ontwortlichleit haftet. Wenn ich das Amendement (von „enniglen) recht 
verftebe, jo würde es bei jeiner Annahme für die Preußiſche Regierung 
nicht facultativ, fondern nothmwendig fein, ihren Einfluß und ihre Stellung 
in dem Bundesrath dadurch zu fchwächen, daß fie denfelben nicht in eins 
beitlicher, fondern in collegialiiher Form ausübte. Es würde gewiſſer⸗ 
maßen zwiichen den verichtedenen Preußiſchen Bundesgefandten, etwa dem 
Bundesfanzler, der ja zu ihnen gehört, auf der einen Seite, und feinen 
militairiſchen Collegen auf der andern vielleicht eine collegialiiche Abftim- 
nung noch nothwendig fein, um das Preußifche Votum, welches ja nur 
einheitlich abgegeben werden kann, feftzuftellen und bei dieſer collegialiichen 
Abftimmung könnte ſich möglicher Zeile der Bundeslanzler in der Mino⸗ 
rität befinden, indem jeder der mit ihm concurrivenden Preußiſchen Collegen 
fh auf feine befondere und perfönliche Verantwortlichkeit beriefe. Es iſt 
Sache des Bundestanzlers oder des ihm vorgejegten Minis 
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ſters des Auswärtigen, ſich mit feinen Eollegen, den Preußi— 
hen Miniftern, in derjenigen Fühlung zu erbalten, daß er in 
erheblichen politifhen Sragen weiß, wie weıt er im Bundes» 
rath geben fann, ohne daß er der Unterftügung des Prenßi- 
hen Gefammt-Miniftertiumg, zu dem er gehört, bertufig geht 
Aber die Inftruction des Bundesftanzlers faun meines Erad; 
tens nur vom Preußiſchen Minifter der auswärtigen Ange 
legenbeiten ausgehen, oder der legtere muß felbft der Bun» 
deskanzler fein. 

Sie berühren da tiefgehende Fragen über das innere Näderwert eines 
collegialifch zufammengejegten Miniftertums: ich würde mich außer Stande 
fühlen, auf diefes ganze Werk einzugehen und dabei Preußiſcher auswär⸗ 
tiger Miniſter zu bleiben, wenn ich nicht ficher wäre, daß die Inſtruction 
des Bundesfanzlerd zu meinem Reſſort ald ausmwärtiger Minifter gehörte 
und nicht erft Öegenfand collegtalifcher Abftimmung zwiſchen meinen Col 
legen und mir zu fein hätte. ch würde nur dem Könige Vortrag über 
biefe Inftructionen zu halten haben und Seiner Majeſtät darliber verant- 
wortlich werden, was ja nicht außfchließt, daß ich ſelbſt wiſſen muß, wie 
weit ich in diefer Richtung gehen kann, ohne die allgemeine Uebereinftim- 
mung mit meinen übrigen Collegen zu verlieren. Dieſes Prinzip aber, 
daß die Preußiſche Stimmenabgabe innerhalb des Bundesftaates allein 
von dem auswärtigen Minifterium abhängt, wird meines Erachtens durch 
diefen Zwang, die Stimme gewiffermaßen collegialiich auszuführen, wefent- 
lich alterirt. Ich möchte bitten, bei diefem Amendement noch zu fcheiden 
gmifchen einem Ausdrud für die Verantwortlichkeit, die ber Bundeskanzler 

urch feine Unterzeichnung übernimmt. Ich kann mid auch dafür nicht 
erklären, denn es iſt immer eine Faſſungsänderung, von der ich nicht weiß, 
welche Tragweite ihr die übrigen Regierungen geben. Aber ich halte es 
für lange nicht jo ſchlimm, al3 wenn ein collegialifch organifirtes Preu- 
ßiſches Minifterium, ſei e8 das beftebende, fei e8 ein paralleles, hinein⸗ 
getragen wird in die Mitte des Bundesrath8, und im lekteren Falle find 
nit nur die Bedenken der uns verbündeten Regierungen gerechtfertigt, 
fondern Sie fchaffen geradezu einen fchwierigen Fall zwiſchen mir, als 
außwärtigem Dlinifter, und meinen Preußiſchen Eollegen, mit welchen ich 
innerhalb des Bundesrathes nicht concurriren Tann. 


II. 

(Gegenüber einer Neußerung Tweſten's, daß die Ber: 
waltungschefs nicht nothiwendig Mitglieder des Bundesrathe 
zu fein brauchten, mithin die Bedenken ded Grafen Bis: 
mard nicht durchaus begründet jeten.) 


Ich hatte es —— verſtanden, daß mit dieſen Chefs der Ver⸗ 
waltungszweige Preußiſche Mitglieder des Bundesraths gemeint ſein ſollten, 
wie es denn in der Intention — dieſe Preußiſchen Mitglieder des 
Bundesrath3, die man auf 17 treiben darf, aber nicht treiben wird, in 
den verfchiedenen Zweigen der Verwaltung zu wählen, und zwar im ben 
höheren Stellungen, damit der Bundesrath in feinem Schooße mit den 
nothwendigen techniichen Kenntniffen ausgeftattet fl. Wenn dies aber 
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nicht der Fall fein follte, wenn biermit Beamte gemeint find, die außerhalb 
des Bundesrathes ſtehen, dann ſcheint mir der Antrag in ſehr enger Ber- 
wandtſchaft und faft Fdentität mit dem fchon ab eleönten Antrage eines 
unitariichen Bundesminiſterii zu fteben, und dem ſtehen alle die Bedenken 
entgegen, welche fchon vorher erörtert find. 

Ih will nur Eins noch hervorheben, was noch nicht jo ſcharf her⸗ 
vorgehoben ift. Sie würden mit einem ſolchen Bundes-Finanz«- 
minifter 3. DB. den Königlich fähfifhen, den Großherzoglid 
beififchen u. f. w. Finanzminifter mediatifiren und ihn zu einem 
Unterbeamten des Bundes-Finanzminifters madhen. Das thun 
die Regierungen nicht, meine Herren, und wir haben feine Nothmwen- 
digleit etwas von ihnen zu verlangen, wenn dadurch eher unfer ganzes 
Bart in Gefahr gerathen könnte, als daß wir diefe Conceſſion erreichen, 
weile zu fordern die Königlich Preußische Negierung weder den Willen, 
no die Berechtigung hat. 


II. 


Meine Herren! Ich wende mic) borzugsmeife an Diejenigen unter 
uns, die den ernſten Willen haben, auf der Baſis der Vorlage etwas zu 
Stande zu bringen. Daß es deren unter und giebt, die das nicht wollen, 
haben wir von der Tribüne gehört; ich verlege dadurdy Niemand. Die 
erfigenannten Herren möchte io aber doch bitten, mir eine Aufflärung zu 
geben über die Motive ihres formalen Berhaltens. Anträge, die Sie 
Rellen, im Intereſſe der Erweiterung einer unitarifchen Herrſchaft, ber 
Erweiterung des präfidialen Einflufjes der Preußifchen Monarchie können 
doch nur zwei Boraußfegungen zum Grunde haben. Entweder find Sie 
der Meinung, daß wir — ich fpreche bier von der Preußiſchen Regierung 
— nit in der Lage oder nicht fähig gemwejen find, das richtige Maß 
deſſen, was mir erftreben können, erjtreben dürfen, erreichen fünnen, zu 
beurtheilen, und daß Sie beffer in der Lage find, dies zu beurtheilen und 
hoffen, und darüber zu belehren. Ich kann diefe Auffafung mit dem Ver⸗ 
trauen, wa8 von fo vielen verfchiedenen Seiten auf die richtige Leitung 
der Preußijchen auswärtigen Angelegenheiten bisher ausgeſprochen worden 
ft, nicht in Einflang bringen. Wir haben in fehr ernften Zeiten, 
unter jehr ſchwierigen Berbältnijfen, unter gefahrvollen 
Kämpfen diefe Sache fo weit geführt, bis zu einem Punkte, 
dem Sie Ihre volle Anerkennung gezollt haben. Nun ſpricht 
aus diefen Amendements aber doch die Ueberzeugung, wir hätten das 
entweder nicht erftrebt oder erreicht, was wir zur befferen Eonfolidirung 
hätten erftreben oder erreichen können; oder es 4 etwas Andered. Meine 
derren! Sie halten uns für ſchüchterne, verlegene Leute, die 
ermutbigt werden müffen, denen man eine douce violence 
anthun müſſe, damit fie fi entſchließen, das zu fordern, was 
lieim Grunde ihres Herzens eigentlid selbf wünſchen. Ich 
kann Ihnen auf das Beftimmtefte erklären, daß dem nicht fo 
iſ. Wir haben uns die Grenze unferer Anjprüde an bie 
Opfer, die von den übrigen Megierungen zu bringen wären, 
darin geftellt, wo ih fie "don öfter bezeichnet habe, in dem, 
was und unentbebrlih fchien zur Führung eines nationalen 
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deutfchen Familie Hutten durch einfache Ueberſetzung dei Namens Ezapsti, 
fo aus dem Namen Rautenberg der polnifche Klinski, aus Stein: Kaminsli. 
Jh könnte die Zahl bedeutend vermehren, unter der wir jegt, während 
beutiches Blut in ihren Adern fließt, die heftigften Gegner Deutichlands 
fehen. Die Städte waren vertragswidrig in ihren Freiheiten beeinträchtigt; 
e3 wurde |päter die Neligionsfreibeit gewährleiftet, man bielt fie and theo⸗ 
retifch aufrecht, aber man fchloß die Kirchen, man nahm fie weg und gab 
fie den katholiſchen Gemeinden, die nicht vorhanden waren, bie erft ge: 
haffen werden mußten aus dem Güter erwerbenden Adel umd den 
eamten, welche dorthin geſchickkt. Manche der Städter — ich erinnere 
nur an Thorn — haben ihre Protefte dagegen auf dem Schaffote zu 
büßen gehabt. Bon 19,000 Dörfern waren durch die Berheerungen der 
Polen in Weftpreußen nah der Schlacht bei Tannenberg nur etwa 
3000 übrig geblieben. Auch diefe waren ihnen noch zu viel. Die Kriege 
zwiſchen Polen und Schweden räumten darin auf, und es ift mehr ala 
einmal geichehen, daß entlafiene polnische Armeen in den verwüfteten deut: 
fhen Dörfern colonifirt wurden. Bon denen ftammen ihre jegigen Wähler, 
meine Herren, aus der Gegend von Marienburg und Stuhm; das find 
colonifirte polnifche Soldaten auf den Brandftätten deutfcher Bauerhütten: 
daraus flammen ihre Landsleute in Gegenden, von denen her die Quellen 
der deutfchen Cultur fich über Preußen ergoffen haben, in den Gegenden 
von Thorn, Rhaden, Friedel, Löbau. 

Meine Herren, wie Sie Angefihts diefer Thatfaden, 
biefer Gewalt, die von Ihren Borfahren jederzeit geübt 
wurde da, wo fie die Macht dazu hatten, ſich auf die Be: 
ſchichte berufen, das verftebe id nicht. Ihr Anfprud auf 
Weftpreußen hat jo lange gegolten, als der Säbel, der ihn 
eroberte, ftarf genug war, ihn zu behaupten; als Ihr Arm 
erlahmte, börte der Anfprudh mit der Rehtsquelle auf, aus 
der allein er hergeleitet wurde. Aehnlich verhält es ſich mit 
dem Grogherzogthum Pofen. Wir haben dieſes Land, im dem fih 
jest 800,000 polntich jprechende Preußen und 700,000 deutſch jprechende 

reußen befinden, in großen und fchmweren Kriegen gewonnen. Nachdem 
im fiebenjährigen Kriege Polen für uns nicht eine Schugmehr, fondern 
der ftete Ausgangspunkt und AZufluchtsort der ruffifhen Heere gemeien 
war, haben wir es zum zweiten Mal in fchwerem Kampfe gegen einen 
übermädtigen Feind im Jahre 1815 erworben, und diefe Eroberung ift 
durch völferrechtliche Verträge befiegelt worden. So entftehen alle Staaten. 
Wir bejigen PBofen mit demfelben Rechte, wie Sclefien. 
Wenn Sie gegen das Recht der Eroberung anfämpfen, fo 
haben Sie Ähte eigene Geſchichte nicht gelejen; ich glanbe, 
Sie haben fie gelejen, verfchweigen fie aber jorgfältig. 

Die Anfänge von Polen waren Hein, meine Herren! Das Land am 
Goplo-See und an der Warthe, was man jest Groß- Polen nennt, was 
aljo nach dem älteren Begriffe ein ſehr — Theil von Polen war, 
vereinigte ſich durch Agglomeration mit Klein⸗Polen, in der Gegend von 
Krakau. Das Alles überfchreitet noch nicht die Grenzen des heutigen 
Weſt⸗Galiziens und Großherzogthums Pofen, erfüllt noch nicht einmal 
die des Königreich Polen. Als fie ſich mächtig fühlten durch die Heirath 
mit dem litthauifchen Großfürften, die ihnen an nnd für ſich fehr erheb⸗ 
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liche eroberte Länder zubrachte, wandte ſich diefer Eroberungstrieb gegen 
den deutfhen Orden. Borber hatten fie ihm genügt nach einer anderen 
Kihtung bin auf Koſten Rußlands. Nachdem durch die Anfledelungen 
der deutfchen Ritter gegen die heidnifchen Preußen auf diefer Seite Ruhe 
geihaffen war, etwa vom Jahre 1230 ab, wandte fi der Eroberungs⸗ 
trieb gegen die damals von tartarifch- mongolischen Horden bedrängten 
Ruſſen. Polen gewann die Gebiete, die heutzutage Oſt⸗Galizien ausmaden, 
von denſelben Ruthenen bewohnt, welche die Provinzen Volhynien und 
Podolien, welche den Südoſten des Königreichs Polen bewohnen; Polen 
teng fein Schwert weit über den Dnieper hinaus, fie gewannen die alte 
rafffähe Nefidenz Kijew und weit darliber hinaus Tſchernigow, Smolenst 
und ſehr meite gandfireden, an fi von größerer Ausdehnung, als Das- 
jenige, was Rußland bei der erften Theilung Polens gewann. Zu gleicher 
Zeit hatten die Fitthauer den ruffifhen Volksſtamm in Geftalt der Weiß⸗ 
rujien, die die Gegend von Witebsk bewohnen, ſtark angejchnitten, und 
nachdem fie ſich auf diefe Weife dann kräftig genug fühlten, fielen fie 
mt den vereinten Litthauern den deutichen Orden an und nahmen ihm 
das mwohlerworbene, blühende, der Wildniß abgerungene Weftpreußen ab, 
um es zu verheeren und den freien Bauernfland derjenigen Unterdriüdung 
Breisgugehen, welche die polnische Herrichaft immer charalterifirte. “Der 

orredner hat e8 ziemlich unummunden ausgeſprochen, was er mit 
ben Preußischen Landestheilen anfangen will, wenn er fie aus ihrem bis⸗ 
berigen Berbande gelöft hätte, wenn er, wo wir die Nachtheile der Grenzen 
wollen verfchwinden laſſen, neue Grenzen, Zollgrenze hätte jchaffen können 
zwiſchen WBeftpreußen und Polen einerſeits, dem weltlichen Deutſchland 
binauf refp. Oftpreußen andererfeits. Er bat die Theilung Boleng 
ein Berbreden genannt. Meine Herren, es war fein grö- 
Beres, als die Theilung Rußlands, die Ste im vierzehnten 
Jahrhundert vornahmen, ale Sie die Gewalt dazu hatten. 
Greifen Sie in Ihren eigenen Bufen und fagen Sie fidh, 
daß Sie das Verbrechen der Eroberung hbundertfältig, als 
Sie mädhtig genug dazu waren, begangen haben. 

Den Gedanken der Wiederhberftellung der Republik Polen 
in den Grenzen von 1772 — ich will nicht weiter aurüdgreifen 
— braucht man nur außzudenfen, um fih von feiner Unaus— 
führbarfeit zu überzeugen. Es iſt eine Unmöglichkeit aus 
dem einfahen Grunde, weil es dazu nicht Polen genug giebt; 
es giebt fehr viel weniger Polen in der Welt, als man ge- 
wöhnlih glaubt, man ſpricht von 16 Millionen Polen. Das 
Gebiet der ehemaligen Republik Polen von 1772 iſt — ich abftrahire 
ganz von dem durch die Friedensſchlüſſe von 1660 an Schweden ver: 

renen, früher eroberten Lievland, und von dem durch den Frieden von 
Andruflom an Rußland jenſeits des Dnieper abgetretenen Gebiet mit der 
Stadt Kijew ohne das heutige Gouvernement gleiche Namend — dennoch 
it das Gebiet, was übrig bleibt, heut von etwa 24 Millionen Menſchen 
bewohnt, unter diefen befinden fih 7% Millionen Polen, mehr 
giebt es in der ganzen Welt nicht, und davon find 17, Millionen 
zeriteut in weiten Gebieten, melde die weſtlichen Gouvernements des 
ruſſiſchen Neiches ausmachen, unter Bölkerfchaften, die nicht nur feine 
Polen find, jondern es auch gar nicht fein wollen, die um alles in ber 
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Welt nicht unter die polniſche Herrſchaft zurüd wollen; fehen Sie mır 
in Galizien die Feindſchaft der Muthenen gegen die Polen, denen fie 
früher unterworfen waren, glei den Weftpreußen. ch führe gerade 
dieſes Beiſpiel an, weil e8 Allen befamt if, und Sie werden baran den 
Mafftab haben, weldyes die Gefühle der über 10 Diillionen Nicht⸗Polen 
find, die mit 1,200,000 Bolen den Weften des ruffiichen Reiches be 
wohnen. In den weftrnfjifhen Provinzen ſtehen gegenüber 
den 10 p&t. Bolen, die in ihnen zerftreutwohnen, als frühere 
Herren, die mit der Eroberung gelommen find und Yand on 
fi gebradt haben oder als Nenegaten ihres Volkes polnifde 
Sitte und Sprade angenommen haben, 90 p&t. andere Bölter, 
jam größten Theil ruffifden Stammes, Ruthenen und 
eigruffen, diefe ſprechen nur ruſſiſch, beten ruſſiſch, weinen 
ruffifh, wenn fie unter polnifher Herrfhaft find, fie jind 
Ruſſen und wollen Ruſſen bleiben, und ſtehen der ruffifchen 
Regierung bei im Kampfe gegen den polnifhen Adel Die 
übrigen find Litthauer, Letten, Deutfce, und eine ganz erhebliche Anzahl 
von Juden. Da haben Sie alfo von 24 Millionen 12 Millionen, mo «8 
doch die äußerfte Ungerechtigleit wäre, wenn man den 10 pCt. unter ihnen 
eine gefürchtete und verhaßte Herrfchaft über die übrigen 90 pCt. beilegen 
wollte. In Galizien, wie ich fchon erwähnte, haben Sie 2 Millionen 
Nutbenen gegen 2 Millionen Polen in Weftgalizien, im Königreich Polen 
3,400,000 Bolen, außerdem /, Million Auflen im Südoften vom Bon 
vernement Lublin und ". Million Litthauer vom Riemen biß ungefähr 
nah Suwalki im nordöftlihen Zipfel des Königreichs; ferner haben 
Sie 300,000 Deutſche und 600,000 Juden und dann den Weit von 
3,400,000 Polen. Ich habe fehon erwähnt, daß wir in der Provim 
Pofen deren 800,000 haben, in der Provinz Weftpreußen etwa 350,000. 
Ai Sie diefe Alle zuſammen, (nur diejenigen aber, die compact g 
wohnen, um ein Gemeinweſen zu bilden und die bei fi zu Haufe —* 
wenigſtens in der Majorität find), dann bekommen Sie, wenn ich mid 
nit irre, 6% Millionen Polen heraus, und im Namen diejer 
6%, Millionen Polen fordern Sie die Herrfhaft über 24 Mil: 
lionen zurid mit einem Zone, einem Gefühl, als ob es die 
tieffte, unmürdigftie Knechtung und Erniedrigung wäre, daß 
Gie die Leute nicht noch ferner unter Ihrer Sersicaft haben 
und Inehten können, wie e8 leider Jahrhunderte lang, ja ein 
albes Jabrtaufend lang en if. Man braudt nur die Ber- 
ältniffe genauer zu kennen und dieſer Anfpruch hat vor Europa feinen 
eftand, das Ganze verfchwindet in Utopie namentlich wenn man zur 
Berwirflihung der Utopie darauf ausgehen muß, zunächſt drei große 
Reiche zu zeritören, Delerreii, Preußen, Rußland, drei unter den fünf 
oder ſechs europäijchen Großmächten in die Luft zu fprengen, um auf den 
Trümmern derjelben eine neue —A Herrſchaft von 6 Millionen 
Polen über 18 Millionen Nicht» Polen zu begründen. Ya, es ift nit 
einmal glaublih, daß diefe 6 Millionen Polen polnifd be- 
herrſcht jein wollen; fie haben zu trübe Erfahrungen gemadt. 
Wodurch ift die polniche Bewegung in Weftgafigien zum Stillftand ge 
tommen? weil der polnifche Adel fich überzeugte, daß der Bauer durch⸗ 
ſchaute, wohin er zielte, nämlich zur Wiederberftellung Polens; de hat 
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der polnifche Bauer einen Schred bekommen und bat fi) weggewendet 
von der Bewegung und von den Borfpiegelungen, die ihm von Seiten 
des Adels gemacht worden. Auch der Abel bat einen Schred befommen, 
wenn er an die furchtbaren und verbrecheriichen Blutthaten der Bauern 
im Jahre 1846 dachte, er hat den Säbel eingeftedt und lebte einftweilen 
im Frieden mit der öfterreichifchen Negierung. Sch glaube, ich braude 
dad nur anzuführen — und die Herren polnischer Zunge kennen die 
Berhältuiffe beſſer als id, — um die Behauptung zu unterftügen, daß 
ielbft die 6% Millionen Polen nicht die Abficht haben, von ein paarmal 
Yunderttaufend polniſchen Edelleuten von Neuem beberricht zu werben. 
And) der Berlauf der Infurrection in Rußland zeigt dies. Ich will die 
ruffifche geriet nicht als eine befonder8 milde rübmen, aber der 
polniſche Bauer bat zu ihr doch mehr agtranen, als zu der Herrichaft 
jenes adligen Landsmannes. Wo die Auffen hinfamen und die Hänges 
Gendarmen verfchwanden, fanden fie damals, vor drei Jahren, die be 
reitwilligfte Unterftiigung, ſoweit die Furchtſamkeit der eingefchiichterten 
Benöllerung es geftattete. Ich möchte Sie aljo bitten, meine Herren, 
Sie, die Sie behaupten, das polniſche Volk zu vertreten, verzichten Sie 
darauf, Europa, Preußen, Ihre eigene Provinz in Unruhe zu erhalten, 
mdem Sie einem ganz unerreichbaren Ziele nahjagen. Dean kann in 
Ihnen vieleicht die Hoffnung erweden, dieß Ziel ſei erreichbar, aber dann 
täufcht man Sie oder Sie täuſchen fich felbft darüber, wie man es leicht 
tbut über das, was man wünſcht. Daß der polnifche Adel ein gemifjes 
Heimweh nad den früheren Zuftänden bat, ift mir vollftändig erflärlich, 
das findet ſich auch in den deutſchen, ehemals geiftlichen Territorien in 
ganz analoger Weile. Berzichten Ste darauf, diefem Phantom 
nahzujagen, vereinigen Sie fi mit uns, vereinigen Sie fid 
mit der Mehrzahl Ihrer polnifh Iprehenden Brüder in 
Preußen, mit. den polnifhen Bauern in der Theilnahme an 
den Wohlthaten der Civilifation, die Ihnen der Preußiſche 
Staat bietet, an den Wohlthaten, die Ihnen die durch den 
norddentfchen Bund vermehrte friedlihe Sicherheit gewährt, 
betbeiligen Sie fih ehrlih am gemeinfamen Wert und Sie 
werden unfere Hand offen finden und wir werden Sie mit 
Freuden als unjere Brüder und Landsleute in unferer Mitte 
begrüßen. 

Der hohen Berfammlung aber in ihrer deutſchen Mehrzahl 
möchte ich diefes Beifpiel der Bolen noch befonders vor Augen 
balten, um den Beweis zu liefern, wohin ein großer mächtiger 
Staat, geleitet von einem tapferen, friegerifhen und gewiß aud 
einfihtigen Adel, gelangen kann, wenn er die Freiheit des Ein- 
einen höher ftellt, als die Sicherheit nad außen, ih will nicht 
Tagen, als die Einheit, — wenn die Freiheit des Judividunms 
ald eine Wucherpflanze die allgemeinen Auterefien erftidt. Die 
megifäften Anftrengungen — und wer bewundert nicht den Grad 
von Energie, den der polnifhe Adel anwendet, um die verlorene 
Herrfhaft wieder zu erlangen? — die energiſchſten Anftren- 
gungen, die größte Hingebung für gemeinfame Zwede, die 
glänzgendfte Tapferkeit, die einzelne Individuen für dieſe Zwecke 
an den Tag legen, Alles das reicht nicht hin, um die verlorenen 
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Güter jurüdaubringen. Es bleibt da8 Wort des Dichters wahr: 
a u dem Augenblide ausgeſchlagen, bringt keine Emigteit 
zurüd!“ 


— —— — — 


3ur Stellung Rordfcleswigs. 


18. März. Erklärung des Grafen Bismard 


(mit Bezug auf ben Antrag ber Abgeorbnieten Ahlmann unb Kryger, bem 
Urtilel I. der Bundes -Berfaffung hinzuzufügen: 

„Zum Bundesgebiet nicht gehörig finb diejenigen Diftricte bes Herzog. 
tbums Schleswig, beren Bevöllerungen das Recht ber freien Abſtimmung 
über ihre Zugehörigkeit vertragsmäßig gewährt iſt“, 

und auf die Rebe bes Abgeordneten Kryger:) 


Ih kann mich in Ermwiderung auf die Yeußerung des Herr Bor 
rednerd auf dasjenige beziehen, was ich über diefe Frage im Preußiſchen 
Haufe der Abgeordneten ejagt babe, und was durch den erften Herrn 

edner, der heute auf bieler ribüine ftand, auch heute nochmals verlefen 
worden ift, und alfo den Acten der heutigen Dißcuffion einverleibt werden 
wird. Ich ergreife außerdem nur das Wort, um gegen zwei factiſche An- 
gaben des Heren Vorredners einen Widerjprud einzulegen. Einmal gegen 
die Angabe: daß die Grenze des norddeutfchen Bundes eine zweitel: 
bafte fer und nicht feitftände. Wenn die Berfaffung jo angenommen wird, 
wie fie gegenwärtig liegt, jo wird damit zur Grenze des Gebietes de} 
norddeutihen Bundes bis auf Weiteres diejenige Grenze, die im 
Wiener Frieden zwifhen Dänemark aufder einen, und Preußen 
und Defterreih auf der anderen Seite flipulirt worden if. 
Soll eine andere Grenze gezogen werden, fo find darüber die weiteren 
Berbandlungen vorzubehalten, und ich glaube nicht, daß dasjenige, zu dem 
fih Preußen in diefer Beziehung verfiehen würde, einen Widerjpruc von 
Geiten feiner Bundeögenoffen erfahren dürfte. Man könnte gegen diejen 
MWiderfpruch fogar einwenden, daß die Bundesgenofien in Voraus darauf 
verzichtet haben, indem fie den Inhalt des Prager Friedens bei Schließung 
—5*— Bundniſſes als rechtsbeſtändig anerkannt haben, feinem vollen 
Umfange nad, alſo auch in Betreff dieſer Beſtimmung. Die zweite Be: 
hauptung, die ich als thatſächlich unrichtig beſtreite, iſt diejenige: daß irgend 
ein Einwohner von Schles wig aus dem Vertrage, den Preußen mit 
Oeſterreich — bat, ein Recht ableiten könnte auf die Abſtimmung. 
Nur Seine Majeſtät der Kaiſer von Defterreich hat das Recht, 
von und die Ausführung des Prager Friedens zu fordern, 
in welhem Maße, das läßt der Inhalt des Prager Frieden? 
Inſtruments jelbft unbeftimmt; er läßt der Preußiſchen Regierung 
darin eine latitude, er überläßt ihr, fich derfelben nad ihrer aflung 
ber ‚ Billigleit und der eigenen Intereflen des Preußiichen Staates zu 
edienen. 

Wenn ich in der Aeußerung, die der Abgeordnete Kantak heute atırt 
bat, im Abgeordnetenhaufe erflärt habe; Breuben könnte unter Umſtänden, 
je nach der geographifchen Lage einer fremdeu Nationalität, die dem Preußi⸗ 
ſchen Staatögebiet angehört hat, wenn von derfelben Dauer und nachhaltig 
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der Wunſch audgeiprochen wird, und wenn klar vorliegt, was aus ihr wird, 
fobald Preußen verzihtet — — — wenn ich mich dahin ausgeſprochen 


babe, fo babe ich dies allerdings gerade mit Nüdficht auf Nordſchleswig 
getban, inden ich damit Babe fagen wollen, daß es für die Macht und 
den ftaatlihen Beftand Preußens von feiner entfcheidenden Wichtigkeit 
je, ob dort einige däniſch |prechende Einwohner, die lieber zu Dänemark 
gehören wollten, mehr bei Preußen find oder weniger. 

Die Grenze, die wir in diefer Beziehung nicht überfchreiten dürfen 
und wollen, wird gezogen durch das Intereſſe des Preußiſchen Staates 
an feiner militäriſchen Sicherheit: eine Grenze, durch die unfere 
frategifhe Sicherheit nad jener Richtung Bin beeinträdtigt 
würde, die uns in die Berlegenbeit fegen könnte, das mit 
iäwerem Blut und Anftrengung gewonnene Düppel nochmals 
zu nehmen, würden wir unter feinen Umftänden anertennen 
und zugeben können, dazu find wir auch nicht verpflichtet. 

ift nicht gefagt in dem Friedens⸗-⸗Inſtrument „der nördliche 
Diſtrict von Schleöwig“, wobei man jich Schleswig etwa in zwei Diftricte, 
einen nördlichen und einen jüdlichen, gejchieden dächte; es ie nicht gejagt, 
„ein fprachlich abgegrenzter Diftrict“; es ift der Ausdruck gebraucht, „die 
nördlihen Diſtricte“, alſo Diftricte, deren es mehrere, vielleicht viele in 
Schleswig giebt — man kann fi das Maß diefer Diftricte jehr Klein, 
man kann es fich fehr groß denken, und fo groß, wie e8 in Kopen- 
bagen vorjchwebt, glaube ih, wird es nit ausfallen, 

Ich will bier unerörtert laflen, ob wir zur Feſtſtellung dieſer Linie 
einer Lebereinftimmung mit Defterreich bedürfen. Wenn es vom Kaijer: 
lihen Sabinette verlangt würde, fo würden wir und den Verhandlungen 
darüber wicht entziehen, nämlich Verhandlungen tiber die Frage, ob mir 
bierzu verpflichtet find oder nicht. 

Yedenfall® wird es nothmwendig fein, auch ehe zur Ausführung diefer 
Beſtimmung gefchritten wird, mit der Königlich dänifchen Regierung dar- 
über zu verhandeln, ob fie die Rück⸗Ceſſion und in welchem Umfange, 
unter welchen Bedingungen fie fie annehmen will. Wir können, wenn 
dieſe Geffion dentſche Einwohner mit in ſich begriffe, und zwar ſolche, 
die laut erklären, deutſch bleiben zu wollen, nicht ander zu ihr fchreiten, 
meines Erachtens, als indem wir das Geſchick der Deutichen ent- 
weder durch Enklaven, die wir vorbehalten, ficher ftellen oder 
dadurch, dag wir mit Dänemark einen Staatd-Bertrag ab- 
ſchließen, für deflen genaue Innehaltung wir andere Bürgſchaften ver: 
langen müßten als diejenigen, welche früher die Deutſchen Schleswigs nur 
unvollkommen ſchittzten. 

Es iſt ferner nicht zu vergeſſen, daß auf den Herzogthümern Schleswig⸗ 
Holftein eine erhebliche Schuldenlaſt ruht, die jeden einzelnen Theil 
diefer Herzogthümer afficirt. Bon dänifchen Schulden haben die Herzog⸗ 
thüimer 29,000,000 däniſche Thaler, wenn ich richtig rechne, etwa 22 / 
Millionen Breußifche Thaler, übernommen; an Kriegskoſten für Defterreich 
haben wir ausgelegt nach dem Inhalte des Brager Friedens 15 Millionen; 
unfere eigenen Sriegskoften, wie wir fie nach dem Wiener Vertrage von 
den Herzogthümern Ay verlangen haben, werden ſich nach einer vorläufigen 
Schägung auf 25 Millionen Thaler belaufen; es kommt aljo eine Summe 
von über 60 Millionen Thalern, alfo über 60 Thaler auf den Kopf der 
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Bevollerung. Auf eine — von beiſpielsweiſe 100,000 Einweh⸗ 
nern würde nothwendig eine Schuldenlaſt von 6 Millionen und einigen 
100,000 Thalern fallen. 

Alle diefe Berhältnifie werden in Verhandlungen mit Oeſterreich, mit 
Dänemark geflärt werden müfien, ehe zur Ausführung der Beſtimmung 
gefchritten werden Tann. So lange kann die Bundesverfaffung nicht aufs 
geichoben werden, können auch die Grenzen des Bundes nicht ungewiß 
bleiben. Und gerade bei der linbeftimmtheit der Grenzen fällt ed noch 
mehr ind Auge, daß kein Schleöwiger behaupten Tann, gerade ihm gäbe 
diefe Beftimmung ein auch nur moraliiches Anrecht; denn dag eim juriſti⸗ 
ſches Recht aus unferem Bertrage mit Defterreich von feinem Bewohner 
Schleswig. Holfteind abgeleitet werden Tann, darf ich einer Berfammlung, 
die fo viele Juriften unter fich zählt, nicht erft beweiſen. 


Die Bundesuerfaffung und die Grundrechtt. 


21. März. Erklärung des Grafen Bismard. (Mit Bezug auf 
den Antrag, die Kompetenz ded Bundes auf die Feſtſtellung 
der perlönlihen und ftaatöbürgerlihen Mechte, welde 
fein Bundesftaat feinen Angehörigen vorenthalten dürije, 
audzudehnen). 


Ich babe nur das Wort ergriffen, um mich gegen eine Unficht des 
Herrn Redners, der fo eben die Tribüne verläßt, (des Grafen Schwerin) 
auszufprechen, nämlich gegen dasjenige Argument, daß er nicht begreite, 
wie Jemand, der Preußens Führung auf dem Wege wolle, den ich mit 
ihm auch ferner gemeinfchaftlih zu wandeln hoffe, diefer Sache wider: 
fprechen könne. ‘Der Herr Redner bat dabei, glaube ih, Em Mom 
unterſchätzt, welches in mir, wenigftens als Miniſter — ich fage nicht ale 
Abgeordneter — das ftärkite ift, bei demjenigen Widerſpruch, den id 
gegen irgend eined der vielen hier auftretenden Amendements erhebe, 
nämlich die mich nie verlafiende Sorge: werden wir dafür die Zu- 
fimmung der übrigen Regierungen erlangen? kann an dieſer 
Sade die Zuftimmung ſcheitern? ıft die Sache der Mühe werth, 
da8 Bentil der Maſchine auf diefe Probe zu ftellen? Und in der 
Beziehung Tann ich mid auf die Argumentation des Herrn Vorredners 
berufen; ich glaube, er hat ſchon dazu beigetragen, die Ueberſchätzung des 
Werthes dieſes Amendements, falls e8 angenommen wilde, zu vermin⸗ 
dern. Es handelt fih, mie ſchon vorher hervorgehoben worden ift, mu 
um den Unterfchied der Gefeggebung und der Berfaffungs- Menderuns, um 
die Frage: ift zur Einführung diefes oder jenes Grundrecht, diejer ober 
jener Garantie — es ift nicht ganz der richtige Ausdrud, aber die Herren 
verftehen mich — erforderlich, dag zwei “Drittel der Stimmen im Bunde: 
rathe dafür vorhanden find, oder reicht die größere Hälfte hin? Um uns 
einen Gedanken von dem praltifchen Werthe dieſes Unterfchiedes zu machen, 
faflen wir die Sade einmal nicht von der Seite des Drudes auf, der 
fi hinter da8 Durchbringen einer ſolchen Sache fegen läßt, fondern von 
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der Seite der Widerflandstraft. Bei dem Erforderniß von zwei 
Driteln Majorttät genligt Preußens Widerfprudh mit 17 Stimmen, um 
das Zuftandelommen unmöglich a maden; bei Annahme dieſes Amendes 
ments müßte dem Preußifchen Widerjpruh mit 17 Stimmen etwa ber 
fähfticde mit A Stimmen zu Hülfe fommen. Schon gegen bdiefe beiden 
ſtͤrkſten Regierungen im Bunde, wenn fie einig find, ie es nicht wün⸗ 
ſchenswerth, eine Sache durchzudrücken; es würde dann nur noch eine 
der einzelnen Stimmen hinzutreten dürfen, dann wäre die Majorität von 
22 da, die einen Widerſpruch im Bundesrath erheben könnte, an dem die 
Sache ſcheiterte. Bon diefer Seite betrachtet, meine Herren, glaube ich, 
hat die Sache für die Freunde des Amendementd nicht den hohen Werth, 
da fie darum das Ganze auf die Probe ftellen jollten. 

Ich hoffe, daß, wenn der Fall der Enticheidung einträte, auch auf 
Seiten der Bundesregierungen über ſolche Dinge unjer Werk nicht ge= 
hindert werden würde, daß foldye Anftände nicht ausreichen, um die Grund⸗ 
lage, die wir haben, zu zerflören und in die Xuft zu ſprengen; — aber, 
meme Herren, ficher find wir doch in diefer Sache nicht! Wenn id 
bier als Abgeordneter jpräde, jo würde ih fagen: man kann 
e8 annehmen, man kann e8 ablehnen, ich ſehe darum feine 
Gefahr für das Baterland; ala Minifter kann ih nur dazu 
rathen, e8 abzulehnen. 


Bie Bundesregierung und die Berantwortlichkeit. 


26. und 27. März. Erklärungen des Grafen Bismard (gegen 
eine Reihe von Anträgen, welche neben dem Bundeskanzler 
verantwortlihe Bundes-Miniſter verlangten). 


I. 


In ſo weit eine Berantwortlichkeit in der Unterzeichnung liegt, glaube 
ich, iſt es für Ihren Zweck gleichgültig, ob dieſe Verantwortlichkeit von 
einer oder von mehreren Perſonen getragen wird; es iſt nur der Wunſch 
ausgeſprochen, daß überhaupt Perfonen defignirt ſeien, an denen die Ver⸗ 
ontwortlichkeit haftet. Wenn ich das Amendement (von „euniglen) recht 
verſtehe, jo würde es bei feiner Annahme für die Preußiſche Aegierung 
nicht facultativ, fondern nothwendig fein, ihren Einfluß und ihre Stellung 
in dem Bundesrath dadurch zu ſchwächen, daß fie denjelben nicht in ein» 
heitlicher, fondern in collegialifher Form ausübte. Es würde gemifler- 
maßeu zwijchen den verfchiedenen Preußiſchen Bundesgefandten, etwa dem 
Dmdeslanzler, der ja zu ihnen gehört, auf der einen Seite, und feinen 
militairiſchen Collegen auf der andern vielleicht eine collegialifche Abftim- 
mung noch nothwendig fein, un das Preußifche Botum, welches ja nur 
einheitlich abgegeben werden kann, feftzuftellen und bei diejer collegialiichen 
Abſtimmung könnte fich möglicher Beile der Bundeslanzler in der Mino⸗ 
ntät befinden, indem jeder der mit ihm concurrivenden Preußiſchen Collegen 
ih auf feine befondere und perfönliche Verantwortlichkeit beriefe. Es ift 
Sade des Bundeslanzlers oder des ihm vorgejegten Mini- 


622 

1867. 

fiers des Auswärtigen, fi mit jeinen Eollegen, den Breufi- 
ſchen Miniftern, in derjenigen Fühlung zu erhalten, daß er in 
erheblihen politifhen Fragen weiß, wie weit er im Bundes» 
rath gehen fann, ohne daß er der Unterftätung des Preußi⸗ 
hen Sefammt-Minifteriums, zu dem er gehört, bertufig seh. 
Aber die FInftruction des Bundestanzlers kann meines Erad- 
tens nur vom Preußiſchen Minifter der auswärtigen Ange: 
legenbeiten ausgehen, oder der legtere muß jelbft der Bun- 
deöfanzler fein. 

Sie berühren da tiefgehende Fragen über das innere Häderwert eined 
collegialifch zufammengefegten Miniſteriums: ich witrde mich außer Stande 
fühlen, auf diefes gan Werk einzugehen und dabei Preußiicher auswärs 
tiger Minifter zu bleiben, wenn ich nicht ficher wäre, daß die Inſtruction 
des Bundeslanzlers zu meinem Reſſort ald auswärtiger Miniſter 
und nicht erſt Gegenitand collegialiicher Abſtimmung zwifchen meinen Col⸗ 
legen und mir zu fein hätte. Ich würde nur dem Könige Bortrag über 
diefe Inftructionen zu halten haben und Seiner Diajeftät darüber verant- 
wortlih werden, was ja nicht ausſchließt, daß ich felbft willen muß, wie 
weit ich in diefer Richtung gehen Tann, ohne die allgemeine Uebereinftim- 
mang mit meinen übrigen Kollegen zu verlieren. Dieſes Prinzip aber, 
daß die Preußiiche Stimmenabgabe innerhalb des Bundepftaates allen 
von dem ausmärtigen Minifterium abhängt, wird meines Erachtens durch 
biefen Zwang, die Stimme gewiffermaßen collegialifch auszuführen, wefent- 
lich alterirt. möchte bitten, bet dieſem Amendement noch zu ſcheiden 
zwiſchen einem Ausdruck für die Verantwortlichkeit, die der Bundeskanzlet 

urch feine Unterzeichnung übernimmt. Ich kann mich auch dafür nicht 
erllären, denn es ift immer eine Faflungsänderung, von der ich nicht weiß, 
welche Tragweite ihr die übrigen Regierungen geben. Aber ich halte es 
für Lange nicht jo ſchlimm, als wenn ein collegialifch organifirteß Preu⸗ 
Bildes Miniſterium, fei e8 das beftehende, jei e8 ein paralleles, binem- 
getragen wird in die Mitte des Bundesraths, und im legteren Yalle find 
niht nur die Bedenten der uns verbündeten Regierungen gerechtfertigt, 
jondern Sie fchaffen geradezu einen ſchwierigen Fall zwiſchen mir, als 
außwärtigem Miniſter, und meinen Preußifchen Gollegen, mit welchen ich 
innerhalb des Bundesrathes nicht concwriren kann. 


II. 


(Gegenüber einer Aeußerung Tweſten's, daß die Ber: 
waltungschefs nicht nothiwendig Mitglieder de Bundesraths 
zu jein brauchten, mithin die Bedenken des Grafen Bis: 
mard nicht durchaus begründet jeien.) 


Ich hatte es — fo verſtanden, daß mit dieſen Chefs der Ber 
waltungszweige Preußiſche Mitglieder des Bundesraths gemeint jein jollten, 
wie es denn in der Intention Gegt, dieje Preußtfchen Mitglieder bei 
Vundesraths, die man auf 17 treiben darf, aber nicht treiben wird, in 
den verfchiedenen Zweigen der Berwaltung zu wählen, und zwar im ben 
höheren Stellungen, damit der Bnndesrath in feinem Schooße mit den 
nothwendigen technifchen Kenntniſſen ausgeftattet if. Wenn dies aber 
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nicht der Fall fein follte, wenn hiermit Beamte gemeint find, die außerhalb 
des Bundesrathes ftehen, dann ſcheint mir der Antrag in fehr enger Ber- 
wandtfchaft und faft Fdentität mit dem fchon ab elebnten Antrage eines 
unitarifhen Bundesminifterit zu ftehen, und dem ftehen alle die Bedenken 
entgegen, welche ſchon vorher erörtert find. 

Ih will nur Eind noch hervorheben, mas noch nicht jo ſcharf her⸗ 
borgehoben if. Sie würden mit einem folden Bundes-Yinanz- 
minifter 3. B. den Königlich fähfifhen, den Großherzoglich 
beififchen u. |. w. Finanzminifter mediatijiren und ihn zu einem 
Unterbeamten des Bundes-Finanzminiftlers machen. Das thın 
die Regierungen nicht, meine Herren, und wir haben feine Nothwen- 
digkeit etwas von ihnen zu verlangen, wenn dadurch eher unjer ganzes 
Bart in Gefahr gerathen könnte, als daß wir diefe Conceſſion erreichen, 
melde zu fordern die Königlich Preußische Negierung weder den Willen, 
noch die Berechtigung hat. 


III. 


Meine Herren! Ich wende mid borgugdiweile an Diejenigen unter 
und, die den ernften Willen baben, auf der Baſis der Vorlage etwas zu 
Stande zu bringen. Daß es deren unter und giebt, die das nicht wollen, 
haben wir von der Tribüne gehört; ich verlege dadurch Niemand. Die 
erftgenannten Herren möchte io aber doch bitten, mir eine Aufllärung zu 
geben über die Motive ihres formalen Verhaltens. Anträge, die Sie 
ſtellen, im Intereſſe der Erweiterung einer unitarifhen Herrichaft, der 
Erweiterung des präfidialen Einfluffes der Preußiſchen Monarchie können 
doh nur zwei Borausfegungen zum Grunde haben, Entweder find Sie 
der Meinung, daß wir — ich fpredhe hier von der Preußijchen Regierung 
— nicht in der Rage oder nicht fähig geweſen find, das richtige Maß 
defien, was mir erftreben können, erjtreben dürfen, erreichen können, zu 
beurtheilen, und daß Sie beſſer in der Lage find, dies zu beurtheilen und 
hoffen, und darüber zu belehren. Ich kann diefe Auffafjung mit dem Ver⸗ 
trauen, was von fo vielen verfchiedenen Seiten auf die richtige Leitung 
der Breußifchen auswärtigen Angelegenheiten bisher außgefprochen worden 
Mt, nicht in Einklang bringen. Wir haben in fehr ernften Zeiten, 
unter jehr fchwierigen Verhältniſſen, unter gefahrvollen 
Kämpfen diefe Sade jo weit geführt, bis zu einem Bunlte, 
dem Sie Ihre volle Anerkennung gezollt haben. Nun ſpricht 
aus diefen AmendementS aber doch die Ueberzeugung, wir hätten dag 
entweder nicht erftrebt oder erreicht, was wir zur beiferen Conjolidirung 
hätten erftreben oder erreichen können; oder es a etwas Anderes. Meine 
Herren! Sie halten uns für [hüchterne, verlegene Leute, die 
ermutbigt werden müffen, denen man eine douce violence 
antdun müſſe, damit fie ſich entfchließen, das zu fordern, was 
ſie im Grunde ihres erzens eigentlich 9 wünſchen. Ich 
kann Ihnen auf das Beſtimmteſte erklären, daß dem nicht jo 
iſt. Wir haben uns die Grenze unſerer Anſprüche an die 
Opfer, die von den übrigen Regierungen zu bringen wären, 
darin geſtellt, wo ich ſie son öfter bezeichnet habe, in dem, 
was und unentbebrlih ſchien zur Führung eines nationalen 
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Gemeinwefend. Dies glauben wir erreiht zu haben, mir 
glauben, daß die Mittel dazu ausreichen. 

Der Herr Borredner (v. Bennigfen) hat nun gejagt, daß fein Amende⸗ 
ment die Defugnifle der Preußen verbündeten Regierungen nicht beeinträd- 
tige und nicht beeinträchtigen fünne. Zuerft muß ich zu erwägen geben, 
baß darüber diefe Regierungen felbft die beſten Richter find; zweitens, 
dag man ihnen, wenn fie eine Beeinträchtigung darin finden, nicht über- 

ugend widerfprehen kann. Sie ſchaffen eine den Minifterien und 
bahn Negierungen der einzelnen Bundesländer vorgefegte 
Spite und Behörde außerhalb des Bundesraths. Innerhalb des 
Bundesraths findet die Souverainetät einer jeden Regierung ihren unbe 
firittenen Ausdrud. Dort hat jede ihren Antheil an der Ernennung des 
ewifiermaßen gemeinfchaftlichen Dlinifteriums, welches, neben anderen 
unctionen., auch der Bundesrath bildet. Dieſes Gefühl der unverlegten 
Souverainetät, melches dort feine Anerkennung findet, kann nicht mehr 
beftehen neben einer contrafignirenden Bundesbehörde, die außerhalb des 
Bundesrathes aus Preußifchen oder anderen Beamten ernannt wird, und 
es ift und bleibt eine capitis deminutio fiir die höchſten Behörden der 
übrigen Regierungen, wenn fie ſich als Organe, gehorfamleiftende Organe 
einer von PBräfidium außerhalb des Bundesrathes ernannten höchften Be 
börde in Zukunft anfehen follten. Glauben Sie nicht, dag wir die Frage 
nicht erwogen haben, ob die übrigen Regierungen diejen Anflug von emer 
Berminderung ihrer Souverainetät auf fi) nehmen wollen. Wir haben 
über die Frage, ob die Minifterien der Einzelftaaten, namtentlid die 
Kriegs⸗ und Finanz Dinifterien u. f. mw. bleiben würden, Wochen lang 
verhandelt. 

Unjere Arbeit ift feine leichte gemefen, und Sie können 
leiht ermefjen, mit weldem Eindrud wir nad unſern ſchweren 
und erjhöpfenden Arbeiten bier Amendementsd hören, die von 
Allem, wa8 wir gethan und geleiftet haben, abftrahiren, von 
dem in der Geſchichte unerhörten Fall, dag die Regierungen 
von 30 Millionen Deutfhen fih nit blos dem Wortlaute 
Be wie bei der alten YBundesacte, jondern auch dem Geile 
neh über einen folden Entwurf geeinigt haben, feine Roti; 

men. 

Ich möchte Sie doch bitten, den Einfluß der Regierungen, bie Roth 
wendigkeit ihrer Mitwirkung beim Zuftandelommen des Werkes, nicht zu 
unterjhägen. Wir kommen fonft auf denfelben Weg, den wir in den 
Fahren 1848—1850 gewandelt find. Damals waren die Regierungen 
minder ftarf und hatten geringeres Selbftgefühl als heute. Trogdem it 
es damald nicht gelungen, den wohlwollendſten und vielleicht theoretiid 
richtügften Gedanken für nationale Einigung Anerkennung zu Idaffer, weil 
das Einverſtändniß der Regierungen Fehl. Ih kann die Berfidherung 
im Namen fämmtlicher Regierungen wiederholen, daß dieſes Amende— 
ment für fie vollftändig unannehmbar ift und es das ern: 
ftefte Hindernig für das Zuftandelommen der Berfalfung 
bilden pürbe, wenn dad Amendement angenommen würde 
und bliebe. 


ne 
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IV. 

Ich glaube, mich geftern dahin außgefprochen zu haben, ich müßte 
als —2— Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten darauf beſtehen, 
daß ich entweder ſelbſt der Bundeskanzler bin, oder daß die 
Inftruction des Bundeskanzlers ausſchließlich von mir ab— 
bängt. Wenn ich nun diefe außfchließliche Berechtigung in dem Sinne 
migbrauchen wollte, daß meine gleich mir verantwortlichen und auf die 
Serfafjung vereidigten Preußiſchen Kollegen mir fagten: „Da können wir 
mt folgen,“ dann würde ih, da es ummöglich ift, daß ich demjelben 
König und Herrn, der mich ald Preußiſchen Miniſter ernannt, in meiner 
Eigenſchaft als Inſtructor des Bundeskanzler oder als Bundeskanzler, 
den Gehorſam aufkündigte, ich würde mich entweder der Majorität meiner 
Collegen im Preußiſchen Miniſterium zu fügen haben bei meinen Inſtruc⸗ 
tionen an den Bundeskanzler, oder ich würde nach anderen Collegen fuchen 
müflen, die die Berantwortlichkeit für das Berhalten des Bundeskanzlers 
mit übernehmen. Da im wichtigen Angelegenheiten, 3. B. bei neuen Ge— 
fegen, die Preußiſche Stimme im Bundesrathe abgegeben würde, ohne Die 
übrigen in Preußen verantwortlichen Reſſortchefs zu fragen, ift nicht 
denkbar; ja die leteren würden, wenn nicht Direct, doch jedenfalls durch 
ie Untergebenen, wie ich das geftern jchon angedeutet, durch höhere 

amte ihres Reſſorts, im Bundesrathe vertreten fein, und würden auf 
die Formulirung des Preußiſchen Votums durch diefe ihre Organe ihren 
Einfluß üben können. Nur könnte ich mir als ausmärtiger Miniſter nicht 
gefallen laſſen, daß nun diefe mit dem Bundeskanzler zufammenfigenden 
Bertreter der übrigen Nefiortchef3 oder — auf dieten Unterjchied kommt 
es mir nicht an — außerhalb des Bundesraths fich befindenden Ber- 
treter der Reſſortchefs auch mit dem Rechte einer verantworlichen Contra⸗ 
fignatur ausgeftattet würden und dem Bundeskanzler jagen könnten: diefem 
Botum ftimmen wir nicht bei, denn es ift mit unſerer perfünlichen Ver⸗ 
antwortlichleit nicht verträglid. Die Austragung des Streites 
über jolde Bragen muß innerhalb des Preußiſchen Mini: 
feriums, wie e8 jegt da ift, und muß außerhalb der Enceinte 
des Bundesraths ftattfinden. Daß daraus folge, daß in Preußen 
oder in jedem andern Bundesſtaate die gejegliche Gültigkeit der Bundes⸗ 
gejege noch einer bejonderen Zuftimmung bedürfe, das kann ich nicht zu⸗ 
eben, fie werden nad der Art, wie fie in dem Bundesrath zu Stande 

en, getragen fein von der Verantwortung, die das Preußifche Mi⸗ 
nifterinm dem Preußifchen Lande gegenüber hat; denn es ift, wie gejagt, 
undentbar, daß das Verhalten des Bundeskanzlers dauernd 
und in wichtigen Fragen des Einverftändnijjes des Preu- 
ßiſchen Minifteriums entbehren könnte, Dies wäre nur denkbar 
in dem Falle, daß Preußen in der Minorität geblieben wäre, daß Preußen, 
in diefer Minorität des Bundesrathes fich befinden, auch vor dem Reichs⸗ 
tag feine Anficht vergebens vertheidigt hätte und auch im Reichstag in 
der Minorität geblieben wäre, dann tritt allerdings möglicherweije ein 
Bundesgefeg in Kraft, für welches da3 Preußiſche Miniſterium nicht 
geneigt gewejen ift, die Verantwortung zu übernehmen, und gegen welches 
es deshalb votirt hat; e8 würde aber dann von diefer Verantwortung 
genifiermaßen losgeſprochen fein durch diefe Preußiſchen Reichsſtagsab⸗ 
geordneten, die ihrerfeits die Majorität für das Gejeg hergeftellt hätten, 
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troß des Widerfpruch& der Preußifchen Regierung, jedenfalls aber bliebe 
dann dem Preußifchen Miniſterium übrig: wenn es fich nicht fügen will, 
durch das Präfidium eine Auflöfung des Reichstags zu ertrahiren. 

Sch glaube, das ift ein ganz regelmäßiges Spiel conftitutioneller 
Einrihtungen und die Verantwortlichkeit —* irgend etwas, was 
innerhalb des Bundes zu geſchehen hat, wird gegen das, 
was jetzt davon vorhanden ij in keiner Weiſe vermindert. 

Daſſelbe Raiſonnement läßt ſich auf die Miniſterien der übrigen 
Bundesſtaaten anwenden, nur mit dem Unterſchiede, daß ſie nicht dieſelbe 
erhebliche Stimmzahl, dieſelbe Majorität von engeren Landsleuten in dem 
Neichstag haben, die ihnen die Chancen giebt, gerade ihre Meinung 
durchzubringen. Dadurd aber haben die verbündeten Regierungen meines 
Erachtens Ichon diejenigen Opfer gebracht, welche man rechtmäßiger Weiſe 
von ihnen fordern darf, weil ein größeres für den zu erreichenden Zwed 
nicht nothwendig ift. 

ch glaube, ich habe da8 Bedenken ſchon widerlegt, daß feine Ber: 
waltung des Bundes» Präfidiums ftattfinden würde; meine Bedenlen liegen 
nicht in der Nichtung. Sie richten fich dagegen, daß ich es nicht accep⸗ 
tiren kann, die Zahl derjenigen Collegen, — denn joldye würden es hir 
mich werden, — mit denen id) die Verantwortung zu theilen hätte, zu 
vermehren und dadurch die Arbeit zu vermehren, die in der That nicht 
Hein ift, wenn es ſich handelt, zwiſchen acht Miniftern, die ehrlich an 
ihrer Ueberzeugung hängen, eine Uebereinftimmung berzuftellen. Sollte 
ih noch mit anderen zur Contrafignatur berechtigten Beamten eines an⸗ 
deren Minifteriums die Verantwortung theilen, fo würde mir das zupiel. 

Der Herr Vorredner hat ferner mir zwar fehmeichelhaftes Vertrauen 
für die auswärtige Politif, aber gemäßigtes Mißtrauen in Bezug auf 
meine Vorliebe für die Entwidelung der Volksfreiheit ausgeſprochen. Er 
thut mir, glaube ih, in legter Beziehung Unrecht. Ich babe niemals in 
meinem Neben gejagt, daß ich der BVolfsfreiheit mich feindlich entgegen- 
ftellte, jondern nur gejagt und natürlich unter der Vorausfegung „rebu: 
sic stantibus,* meine Antereffen an den auswärtigen Angele- 
genbeiten find nit nur ftärker, fondern zur Beit allein 
maßgebende und fortreißende, fo daß ich, viel ich kann, 
jedes Hinderniß durhbrede, weldes mir im Wege fteht, 
um zu dem Ziele Bu gelangen, weldes, wie ich glaube, zum 
Wohle des Baterlandes erreicht werden muß. Das ſchließt 
nicht aus, daß and ich Die Meberzeugung theile, daß deu höchſten 
Grad von freiheit des Volkes, des Judividuunis, der mit der Sicher⸗ 
heit und gemeinfamen Wohlfahrt des Staates verträglich ift, jederzeit 
zu erftreben, die Pflicht jeder ehrlichen Regierung tft. 


Allgemeines Wahlrecht; Oberhaus; Wählbarfeit der Beamten. 
28. März. Rede de Grafen Bismarck (bei der Berathung der 
Beitimmungen über dad Wahlredit). 


Das allgemeine Wahlrecht ift uns gewiſſermaßen als ein Erbtheil 
der Entwidelung der deutſchen EinheitSbeftrebungen überkommen; mtr 
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haben e8 in der ReichSverfaflung gehabt, wie fie in Frankfurt entworfen 
wurde, wir haben es im Jahre 1863 den damaligen Beitrebungen Oeſter⸗ 
reichs in Frankfurt entgegengefest, und ich Tann nur fagen: ich Tenne 
wenigfteng Fein beſſeres Wahlgefeg. Es hat ja gewiß eine große 
Anzahl von Mängeln, die machen, daß auch diefes Wahlgejeg die wirkliche 
beionnene und berechtigte Meinung eines Volkes nicht vollftändig photo= 
graphirt und en miniature wiedergiebt und die verbündeten Regierungen 
bangen an diefem Wahlgeſetz nicht in dem Maße, daß fie nicht jedes ans 
dere acceptiren jollten, deſſen Vorzüge vor diefem ihnen nachgewieſen 
werden. Bisher ift dieſem fein einzigeß gegenüber geftellt worden. Ich 
babe nicht einmal kurſoriſch im Laufe der Rede ein anderes Wahlgeſetz 
diefem gegenüber rühmen hören; id) will damit nur motiviren, daß „ver- 
bündete Regierungen“, die gewiffermaßen eine republikaniſche Spige, die 
in dem Worte „verbüindete Regierungen“ Tiegt, bilden, keineswegs ein tief 
angelegte® Complott gegen die Freiheit der zourgenife in Verbindung 
mit den Maſſen zur Errichtung eined cäſariſchen Regiments beabfichtigt 
haben können. Wir haben einſach genommen, mas vorlag und wovon wir 
glaubten, daß es am leichteften annehmbar fein würde, und weitere Hinter- 
gedanken nicht dabei gehabt. 

Was mollen denn die Herren, die das anfechten, und zwar mit der 
Beichleunigung, deren wir bedürfen, an deſſen Stelle jegen? Etwa das 
Preußifche Dreiclafienfoftem? Ja, meine Herren, wer deſſen Wirkung und 
die Eonftellationen, die es im Lande fchafft, etwas in der Nähe beobachtet 

bat, muß fagen, ein widerfinnigeres, elenderes Wahlgejeg ift 
niht in irgend einem Staate ausgedacht worden, ein Wahl- 
geſe, melches alles Zufammengehörige außeinanderreißt und Yeute zus 
ſammenwürfelt, die nichts mit einander zu thun haben, ın jeder Commune 
mit anderem Maße mißt, Leute, die irgend einer Gemeinde meit über die 
erfte Claſſe hinausreichen, dieje allein ausfüllen würden, in einer benach- 
barten Commune in die dritte Elaffe wirft, in Gemeinden, wo beiſpiels⸗ 
weile drei Befiger jeder ungefähr 200 Thaler Steuer bezahlen, deren 
zwei in die erfte Claſſe und den dritten, der fieben Silbergrofchen weniger 
bezahlt, in die zweite verweift, wo feine Diitwähler mit 5 Thaler Steuern 
anfangen, und von den bäuerlihen Befigern mit 5 Thaler Steuern 
fommt wieder eine gewifie Anzahl zu 2, plöglich zwilchen Hans mit 4 Thlr. 
7 Silbergrojhen und Kunz mit 4 Thaler 6 Silbergrofhen, reißt die 
Reihe ab, und die anderen werden mit dem Proletariat aufammengemworfen. 
Benn der Erfinder dieſes Wahlgefeges ſich die praktiſche Wirkung deflelben 
vergegenwärtigt hätte, hätte er es nie gemacht. Eine ähnliche Willfürlich- 
feit und zugleich eine Härte liegt in jedem Cenſus, eine Härte, die da am 
fühlbarjten wird, wo diefer Cenſus abreißt, wo die Ausſchließung anfängt; 
wir können es dem Ausgefchloffenen gegenüber doch wirklich ſchwer mo⸗ 
tioiren, daß er deshalb, weil er nicht diefelbe Steuerquote wie fein Nach⸗ 
bar zahlt — und er wiirde fie gern bezahlen, denn fie bedingt ein grö- 
ßeres Vermögen, da8 hat er aber nicht — er gerade Helot und politiſch 
todt in diefem Staatsweſen fein folle. 

Auf ftändifche Wahlrechte zurüdzugreifen, hat noch Niemand vor» 
geſchlagen, und ich erwähne fie nur, um die Richtigkeit einer vorhin bier 
anögefprochenen Meinung zu beftätigen, daß im Ganzen jedes Wahl⸗ 
gejeg unter denfelben äußeren Umftänden und Einflüffen ziemlich 
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gleiche Refultate giebt. Ich glaube, wenn wir heute auf der Bafis 
des vereinigten Landtages mit zehnjährigem Grundbeſitz wählten, würden 
wir ungefähr dieſelbe Vertretung haben, und die Gefammtbeftände der 
Vertretungen Deutjchlands haben feit meiner parlamentarifchen Laufbahn, 
feit 1847, nicht gemejleit, ich habe immer diefelben alten, zum Theil 
lieben, zum Theil tampfbereiten Gefichter mir gegenüber geſehen. Ich 
halte die Seage für offen, bi8 mir Jemand überzeugend darthut, daß ein 
anderes Wahlgeſetz befjer ift und freier von Mängeln, als das im Ent 
wurf vorgelegte und im Beſitze befonderer Vorzüge, die diefes nicht hat; 
die Frage ift discutirbar; aber ich glaube, wenn wir uns in ihre Dis 
cuffton vertieften, würden wir die ganzen Bibliothelen, die über diefe Frage 
im Laufe der letten dreißig Jahre geiprieben worden find, hier durchdis⸗ 
cutiren, und würden uns doch jchwer einigen. Ein Vorwurf iſt dem Wahl⸗ 
gefeß auß dem Haufe deshalb gemacht, weil es directe Wahlen und nicht 
indirecte vorfchreibt; meiner Ueberzeugung nach bilden aber die indirecten 
Wahlen an fih eine Fälfhung der Wahlen, der Meinung der Nation. 
Es läßt ſich das ſchon aus einem einfachen Nechen-Erempel, welches ich 
fon vor zwanzig Fahren aufgeftellt habe und bier wiederbole, darlegen: 
Wenn man annimmt, daß die Majorität in jeder Stufe der Wahl nur 
eins über die Hälfte zu fein braucht, fo repräfentirt der Wahlmann ſchon 
nur einen Urmäbler mehr als die Hälfte; der Abgeordnete repräfentirt 
nun einen Mann über die Hälfte der Wahlmänner, deren Geſammtheit 
ja fhon nur etwas über die Hälfte der Urmwähler repräfentirt, der Ab 
geordnete, wenn nicht jehr große Majoritäten überall thätig geweſen find, 
ıh nehme den ſchlimmſten Fall an, mit fehr Meiner, repräfentirt mit mathe 
matifcher Sicherheit bei den indirecten Wahlen nur etwaß über ein Biertel 
der Urmäbhler, und die Majorität der Abgeordneten in dem Yalle nur 
etwas über ein Achtel des Ganzen. Bon diefen unvermeidlichen Halbirungs⸗ 
ftufen jcheiden wir bei directen Wahlen die eine gänzlich aus. 

Dann babe ich ſtets in dem Gefammtgefühl des Volks noch mehr 
Sntelligenz als in dem Nachdenken des Wahlmannes bei dem Ausſuchen 
des zu Ermwählenden gefunden, und ich appellire an die ziemlich allge- 
meine Erjcheinung, — ich weiß nicht, ob die Herren meine Wahrnehmumgen 
alle tbeilen; aber ich habe den Eindrud, daß wir bei dem directen 
Wahlrehte bedeutendere Capacitäten in das Hans bringen, 
al8 bei den indirecten. Um gewählt zu werden bei dem directen 
Wahlrehte, muß man in weiteren Kreiſen ein bedeutenderes Anſehen 
haben, weil da8 Gewicht der Iocalen Gevatterſchaft bei dem Wählen 
nicht jo zur Hebung kommt in den ausgedehnten Kreifen, auf die es bei 
directer Wahl anlommt. Ich hoffe, das hohe Haus wird für die indirede 
Schmeichelei, die ich hierdurch ausdrüde, empfänglich fein. 

Was nun den Antrag auf Errihtung eines Dberhaufes betrifft, 
fo kann er an und für ſich im Prinzip ja nur jedem Confervativen mil 
fommen fein. Es ift ein Hemmſchuh, der an der Staatsmaſchine ange: 
bracht wird, um auf abſchüſſigen Stellen ein zu vajches Fortgleiten zu 
bindern; es ift eine ftärlere Betheiligung derjenigen, die etwas zu verlieren 
haben an den Staatsweſen, derer, die nicht geneigt find, auf Koſten und 
Gefahr des Staates zu hoch zu fpielen, weil der eigene Einfag zu art | 
it. Es ift die Uebertragung eines der wefentlichften Vorzüge der engliſchen 
Einrichtungen auf unſere Zuflände, eines Vorzuges, den ich darin fuck, 
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daß es in England eine große Anzahl annähernd Königlidher 
Eriitenzen giebt, ich will näher erläutern, was ich darunter ns 
3 desintereſſirte Exiſtenzen, die auf dieſer Welt eigentlich nichts 
rhebliches zu wlnfchen haben, was fie verleiten könnte, anders als 
nach ihrer wohlbedachten ruhigen Ueberzeugung vom Beſten des Staats⸗ 
wohls * urtheilen, ich will lieber ſagen, befriedigter Eriftenzen, 
denen der Trieb fehlt, auf dem politiichen Gebiete die Befriedigung 
focialer und finanzieller VBeftrebungen zu fuchen. Das halte ich für einen 
außerordentlihen Borzug der englifhen Zuflände: Man erperimentirt 
dort nicht jo leicht, weil diejenigen, die dort erperimentiren follen, zu⸗ 
fammen einen gewaltig hohen Einjag von Vermögen und Wohlfein zu 
verlieren haben. 

Nichts defto weniger haben wir nicht geglaubt, die ſchon complicirte 
Mafhinerie der Berfaffung durch die Einfhiebung eines 
dritten, oder, wenn Sie wollen, vierten Öliedes noch ſchwer— 
fälliger zu maden. 

8 ift mir an und file fich nicht Leicht, mir ein deutſches Oberhaus 
zu denken, das man einfchieben könnte zwifchen den Bundesrath, der, ich 
wiederhole es, vollkommen unentbehrlich ift, als diejenige Stelle, wo die 
Eouveränetät der Einzelftaaten fortfährt ihren Ausdrud zu finden, —- das 
man alfo einfchieben könnte zwifchen diefem Bundesrat und dieſem 
Reihötage, ein Mittelglied, welches dem Reichstage in feiner Bedeutung 
auf der focialen Stufenleiter einigermaßen überlegen wäre, und dem 
Bundesrathe und deflen Vollmachtgebern hinreihend nachſtände, um die 
Blaffification zu rechtfertigen. Wir würden in der Berfammlung nicht 
ſouveraine Pairs- Mitglieder haben, die ihrerfeit# geneigt find, zu rivalifiren 
mit den mindermächtigen Souverainen in ihrer focialen Stellung. “Der 
Bundesrath repräfentirt bis zu einem gewiflen Grade ein Oberhaus, in 
welhem Seine Majeftät von Preußen primus inter pares ift, und in 
welhem derjenige Ueberreſt des hohen deutjchen Adels, der feine Landes⸗ 
hobeit bewahrt hat, feinen Plag findet. Diefes Dberhaus nun dadurd 
u vervollftändigen, daß man ihm nicht fouveraine Mitglieder beifügt, 
—* ich praktiſch für zu ſchwierig, um die Ausführung zu verſuchen. 
Dieſes ſouperaine Oberhaus aber in feinen Beſtandtheilen außerhalb des 
Prafidiums fo weit berunterzudrüden, daß es einer Pairskammer ähnlich 
würde, die von unten ber vervollftändigt werden könnte, balte ich für 
unmöglih, und ich würde niemals wagen, das einem Herrn gegenüber, 
wie der König von Sachſen ift, auch nur anzudeuten. 

Der bauptfähhlihe Grund aber, warum wir feine Theilung des 
Neihbtage in zwei Häufer vorgefchlagen haben, liegt immer in der zu 
ſtarken Complicirung der Mafchine. Die Gejegebung des Bundes kann 
ſchon durch einen anhaltenden Widerſpruch zwifchen dem Bundesrathe 
und dem Weichötage zum Stillftand gebradht werden, wie das in jedem 
Zweilammerfuften der Ball ift; aber bei einem Dreilammerfyften — 
wenn ich einmal den Bundesrath als Kammer bezeichnen darf — würde 
die Möglichkeit, die Wahrfcheinlichleit dieſes Stillitandes noch viel näher 
liegen, wir würden zu ſchwerfällig werben. 

Da ih einmal das Wort habe, jo bemerfe ich noch Einiges über 
ben —— des Artikels, nämlich den Ausſchluß der Beamten. 
Tiefe Veſtimmung hat ihren Grund in den mannichfachen Webelftänden, 
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die mit der Betheiligung der Beamten an den öffentlichen Verhandlungen 
zweifello8 verbunden find und die hier von der Tribüne ber ſchon berührt 
worden find. Als eimen derfelben, der bier noch befonders maßgebend 
bat fein können, bezeichne ich die Beſorgniß, dag Beamte zu fehr geneigt 
fein möchten, den partilulariftiihen Regungen derjenigen Bundes» Re- 
gierung, der fie dienen, Ausdrud zu geben in der Verſammlung. Die 
andern Gründe dagegen find mehr allgemeiner Natur, und für mich der 
Hauptgrund ift die Roderung der Disciplin in dem Beamten- 
ftande. Ie mächtiger die parlamentarifchen Einflüffe auf das Staats 
leben einmirten, deſto nothwendiger ift meines Erachtens eine firafie 
Disciplin in dem Beamtenftande. Wir baben in Preußen augenblidlic 
gewiſſermaßen zwei Verfaflungen, die nebeneinanderlaufen: wir haben die 
alte Eonftitution des Abſolutismus, die ihre Schugwehr gegen Willkür 
in der Unabjegbarkeit der Beamten fand, und wir haben die moderne 
conftitutionelle Verfaffung, mit welcher in faft allen andern Ländern diefe 
Unabjegbarteit der Beamten umverträglich gedacht wird. 

Wir — wenn id) fage „wir“, fo meine ‘ in diefem Augenblide die 
Preußifche Regierung, — die Regierung, die handeln, die fi bewegen 
fol, fühlt fih gehemmt von allen Seiten. Sie kann nicht einmal einen 
Beamten, der zwar formell ihren Anordnungen gehorcht, der aber in den 
Geift nicht eingeht, fie kann ihn nicht abjegen. 

Es bat das feine großen Vorzüge. ch möchte die Integrijät des 
Preußiſchen Beamtenftandes, fein Anfehen, fein Gefühl der Würde, was 
ihn bet ſchlechter, oft unzulänglicher Befoldung über Berfuchungen hin 
wegbebt, um feinen Preis verloren geben und möchte lieber die Uebelftände 
einer gehemmten und genirten Regierung noch länger tragen, als unbe: 
fonnen in diefe Schwierigfeiten bineinfchneiden. Aber gerade, weil wir fie 
nicht beliebig befeitigen können, jo bedürfen mir aller Mittel, die geeiguei 
find, eine ftrenge Disciplin feitzubalten, und fcheuen und vor Allem, was 
geeignet ift, fie zu lodern. Ich kann nicht behaupten, daß es im Lande 
einen günftigen Eindrud macht, ich kann faum daran zweifeln, daß es das 
unbehagliche und berechtigte Gefühl, daß etwas krank fein müſſe im Staate, 
— wenn man erlebt, daß in der Oeffentlichkeit ein Beamter ſeinem 

öchſten Chef entgegentritt und ihm gegenüber und in Bezug auf ihn 
öffentlich eine Sprache führt, die derſelbe Beamte unzweifelhaft zu wohl⸗ 
erzogen ift, um fie zu Haufe feinem Canzleidiener gegenüber zu führen. 
Das kann ich nicht ald eine nügliche Einrichtung einteben. Ich gebe gern 
u, daß dieſes Bedenken fich fchon heben würde, wenn nicht die Clauſel 
es Zwangsurlaubes in der Berfafjung fände, dag eine Regierung durd 
die Verfaſſung gezwungen iſt, demjenigen Beamten, von dem fie voraus» 
fett, er wird fie mit Heftigkeit angreifen, bierzu ausdrüdlich den Urlaub 
x bewilligen. Ich bin als Minıfter fehr bereit, mir die flärffien 
orftellungen von einem Beamten, der von feinem Pflidhtge- 
fühl geleitet wird, in einem Schriftftäd gefallen zu laſſen, 
aber ıh würde e8 fchwer ertragen, Minifter zu bleiben, wenn 
ih genöthigt wäre, in meinem Neffort einen Beamten fort: 
Dauernd zu beſchäftigen, der mir öffentlich diejenige Achtung 
verſagt, auf die ich in meiner Stellung Anſpruch mache. 
enn ſich dieſen Uebelſtänden eine Abhülfe nicht vollſtändig ſchaffen 
läßt, jo würden die verbündeten Regierungen für jede partielle Abhülfe, 
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die bier Durch Reichstagsbeſchluß gewährt wiürde, immer noch dankbar 
fin In diefer Richtung würde 3. B. das Amendement, welches auf die 
geiftlihen und richterlichen Beamten den Ausfchluß befchräntt, 
me ich glaube, fämmtlichen verbündeten Regierungen annehmbar fein. 


Wie mir vorjchwebt, eriftirt derfelbe Ausfchluß der richterlihen Be⸗ 
amten in mehreren fremden Berfafiungen. Daß die Betheiligung an den 
Barteilämpfen auf die Richter einigermaßen mehr zurädwirkt, als mit der 
Unparteilichleit der richterliden Stellung verträglich tft, meine Herren, 
davon habe ich ſelbſt vielfach Beilpiele erlebt. Ich will Ihnen nur eins 
atiren. Ich bin namentlih in den erften Jahren meiner Amtsführung 
ungemein oft in der Lage geweſen, daß mir Erfenntnifle, die ohne mein 
Wiſſen und meine Anregung gefaßt waren, wegen Beleidigung des Preu- 
hiſchen Minifter- Präfidenten zur Einficht zugeſchickt wurden mit der An- 
frage, ob ich fie veröffentlichen lafien wolle. Ich habe manche diefer Er- 
tonntniffe gelefen, andere nicht. Im Durchſchnitt fand ich, daß diefelben 
Beleidigungen, die, wenn ein ehrbarer Handwerksmeiſter fie gegen einen 
andern außfpricht, eine fchwere Strafe, wenn er fie öffentlicy anspricht, 
Gefängniß oder eine höhere Gelditrafe nach fich ziehen können, dem Preu- 
hiſchen Dinifter-Präfidenten gegenüber angewendet, durchjchnittlich 10 Thlr. 
loſteten. Für 10 Thlr. hatte Jeder die Freiheit, mir die ſchmach— 
vollften Injurien öffentlich zu fagen oder druden zu laffen. Daß 
da mit einem Maße gemefjen war, melches von politifcher Beeinfluffung 
ganz frei gewefen wäre, den Eindrud habe ich nicht gehabt. Er wurde 
aber noch dadurd verftärkt, daß ich in einzelnen diefer Erfenntniffe die 
rihterlihe Motivirung las: es lägen doch mildernde Umftände vor, 
denn dieſes Minifterium tauge wirklich nichts. Nun frage ich: 
tann mit folhen Raifonnements eines erfennenden Richters der Eindrud 
von Würde, von Anfehen, von Unparteilichkeit auf die Dauer aufrecht 
erhalten werden, deflen die richterliche Stellung bedarf? 

Die Herren werden aus meiner Darlegung entnommen haben, daß 
die Aufrechthaltung des Artifeld genau wie er fteht für mich gerade nicht, 
wenn ih fo fagen foll, eine Cabinetsfrage ift, daß ich mich aber freuen 
würde, wenn der Reichdtag ein oder die andere der Anfichten, die ich 
bier aus eigener Erfahrung auögefprochen habe, durch feinen Beſchluß 
beftätigte, indem entweder mwenigftens die geiftlihen und richterlichen Be⸗ 
amten audgefchlojfen würden, oder — was mir noch lieber wäre, das⸗ 
jenige Amendement, weldyes den Zwangsurlaub auch bier einführen will, 
abgelehnt würde. 


Der von der Regierung vorgejchlagene Sap: 

„Beamte im Dienfte eines der Bundesftaaten find nicht wählbar“ 
wurde bei der Abftimmung geftrichen, dagegen folgende 
Beltimmungen angenommen: 

„Deamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in den Reichstag. 


Wenn ein Mitglied des Reichſtages in dem Bunde oder 
einem Bundesftaate ein bejoldeted Staatsamt annimmt oder im 
Bundes- oder Staatsdienfte in ein Amt eintritt, mit welchen 
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ein höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbunden if, ſo 
verliert e8 Sit und Stimme in dem Reichstag und Tann fee 
Stelle in demjelben nur Durch neue Wahl wieder erlangen.“ 


Die Diäten für die Reichstagsabgeordneten. 


I. 
30. März. Erklärung ded Grafen Bismarck bei der Vorberathung. 


Ich habe im Namen und im Auftrage der hohen verbündeten Regi 
rungen zu erklären, daß diefelben glauben, ſich auf eine Bewilligung o 
gulcflung von Diäten unter feinen Umftänden einlaffen zu können. Die 

egierungen bitten vielmehr die hohe Berfammlung, die Entfcheidung diefer 
Brage dem Wege der Öefesgebung demnädft zu überlaffen, nachdem man 
im Stande gewefen fein wird, beruhigende Erfahrungen über die Bir 
kungen eines bisher noch wenig erprobten Wahlgefegeö zu ſammeln. 


Meitere Aeußerung ded Grafen Bismarck (in derjelben 
Sitzung.) 

Ich erlaube mir ein Wißrerfandnig zu berichtigen, was, wie mir 
privatim geſagt worden iſt, durch meine Worte vorher im Schoße der Ver⸗ 
ſammlung ſich een t bat. Sch babe nicht jagen wollen, man könne jegt 
den Artikel der erfaffung ftreihen und die ganze Frage, ob ja, oder nein, 
duch die Geſetzgebung fpäter reguliren, — Ton ern ich babe nur daſſelbe 
fagen wollen, was der Herr Vertreter der Königlichen ſächſiſchen Regierung 
fo eben gejagt bat: daß, wenn ſich Mißſtände aus der Diätenlofigkeit er⸗ 
geben haben würden, oder wenn fih aus dem Berlaufe der Handhabung 
des Wahlgefeges ergeben würde, daß es ohne Gefahr gefchehen Tann, fo 
in jpäterhin immer unbenommen, im Wege der Geſetzgebung Diäten ein: 
uführen. 

’ Aber die Erklärung, die ih Namens der Verbündeten Regierungen 
gegeben habe, hat ihren Schwerpunkt in dem erften Theile meiner Aeuße⸗ 
rungen, wonad) ich fagte, daß die hohen Regierungen dahin einig feien, daB 
fie unter feinen Umftänden die Zulaffung oder Bewilligung 
von Diäten glaubten acceptiren zu können. 


(Bei der Abjtimmung in der VBorberathung wurde am 
30. März 1867 folgende Beitimmung: 
„Die Mitglieder des Reichsſstages erhalten aus der Dun: 
deskaſſe Reijefoften und Diäten nah Maßgabe bed Ge 
jebed. Bid zum Erlaß diejed Geſetzes ftellt dad Bundes 
Prafidium die Höhe derjelben feſt. Ein Verzicht auf die 
Reijefoften und Diäten ift umftatthaft.“ 
mit 136 gegen 130 Stimmen angenommen.) 
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. II. 

15. April. Bei der Schlußberathung erklärte Graf Bismarck 
von vornherein, daß neben der Sidherftellung der 
Heereßeinrihtungen die Verftändigung über die 
Diätenfrage die unerläßlide Vorbedingung der 
Annahme der Berfaffung jet. 

Die Begründung diejer Forderung wurde durch den preus 
Biihen Miniſter ded Innern Grafen zu Eulenburg ge 
geben, — deſſen Rede mit der Erklärung Namens der 
Regierungen ſchloß: 

Die Regierungen halten die Nichtbemilli ung von Diäten für ein 

Stüd des ganzen Gebäudes, auf welchem die Bundesverfaffung ruht und 
welches fie nicht aufgeben Können, ohne über die Erfolge der Verfaſſung 
ins Unfihere zu gerathen. 
Es würden deshalb die Commiſſare, welche beim Zuftandelommen 
diefes Entwurf mitgewirkt haben, nicht in der Tage fein, ihre Zuftimmung 
zu geben, und es würde unter ihrer Mitwirkung die Bundesverfaflung 
Mt Pas zu Stande fommen, wenn der Neichtag ſich anderd aus⸗ 
präche. 


Bei der Abſtimmung wurde auf den Antrag des Ab- 
geordneten von Arnim-Heinrichs dorf der frühere Ars 
titel 29 des Verfaſſungsentwurfs: 

„Die Mitglieder ded Reichstages dürfen als 

joldhe feine Bejoldung oder Entfhädigung be- 

ziehen.” 
mit 178 gegen 90 Stimmen wiederhergeftellt. 


Die Nedefreigeit der Abgeorbneten und die ftraffreie 
Veröffentlichung der Verhandlungen. 


29. März. Rede ded Grafen Bismarck. 

(Gegen den Zujapantrag: 

„Wahrheitsgetreue Berichte über die Verhandlungen in 
den öffentlichen Sigungen des Reichstags bleiben von jeder 
Berantwortlichleit frei.) 

[Die abfolute Redefreiheit eine Frage der Sittlichfeit. — 

Privilegien zur Beleidigung. — Bismarcks Nerven. — Percy.] 


Die verbündeten Regierungen befürchten von der Freiheit der Ver⸗ 
öffentlichung der Parlamentsreden keine Gefahr. Wir a. geſehen, daß 
Reden aus dem Preußischen Abgeordnetenhaufe, wie fie wohl ftärker in 
kiner Berjammlung diefer Art gehalten waren, veröffentliht wurden ohne 
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jegliche Gefahr. Die Gründe, die uns veranlaßt haben und mid bei einer 
andern Gelegenheit perſönlich —, einer folchen gejeglicheun Beftimmung, 
wie fie bier von jener Seite (links) befürwortet wird, zu widerſprechen, 
find andere; ich kann fie wohl bezeichnen als Gründe der Sittlidkeit. 
Es giebt viele Dinge, die ein Staat dulden Tann — er kann fie iguoriren; 
aber etwas Anderes ift e8, fie gejeglich zu fanctioniren. Dazu rechne ich 
auch das Net, eimen andern Mitbürger zu beleidigen, ohne daß dieſer 
irgend eine Genugthuung dafür finden könnte. Ich will von Verbrechen, 
die man mit Worten begeben kann, nicht reden; ich rechne gar nicht darauf, 
daß fie an der Stelle begangen werden würden. Ich will nur reden vom 
Schuge der Ehre eines jeden Bürgers, welden Schuß das 
Geſetz ihm ſchuldig if. Diefen Schug ihm zu entziehen, daß halte ich 
— ich wiederhole es — gegen die Sittlichkeit, gegen die Menſchenrechte. 
Unter Menfchenrechten (affe ich mir ausdrüdlich diejenigen gefallen, weld: 
in Frankreich im Jahre 1791 adoptirt wurden, und in die Berfaflung der 
Nepublit übergegangen find. Es heißt darin ausdrüdlidh, und zwar in 
Bezug auf die Freiheit der opinions, die Jeder ausjprechen könne, dag 
diele Srreibeit darin beftebe, Alles zu thun, was Anderen nicht ſchadet. 
Diefe Reftriction legt felbit ein fo weitgehendes Actenftüd auf, wie jene?. 
Die Gefeggebungen anderer Staaten, auch die der allerfreiften, fchügen 
mwenigftens die Privatehre. Ich berufe mich darüber z. B. auf die amen⸗ 
Tanifche, deren Beltimmungen ich mir habe ausziehen lafien, aus Kent, 
Commentaries on American law Vol. 1 pag. 244. 
„Obgleich ein Mitglied des Congreſſes außerhalb des Congreſſes 
nicht verantwortlich ift für Worte, welche er in demjelbeu geſprochen, 
auch wenn diefelben beleidigend für Individuen find, 5 kann er 
doch, wenn er feine Rede veröffentlichen läßt, wegen Xibelld be- 
ftraft werden, by action (in einer Eivilllage auf Schadenerfag) und 
by indietment, (d. b. criminell). So ift e8 in England Rechtens 
und fo ift e8 gerecht.“ 

Aus England felbft wird Ihnen ein fehr bekannter Fall in Erinne 
rung fein, nämlich der Fall Stoddale wider Hanjard, wo die Veröffent⸗ 
lihung nicht einer Rede, fondern eine „parliamentary paper“ oder re- 
ports — es find dies techniiche Ausdrüde für amtliche Actenjtüde, die aui 
Befehl des Parlaments gedrudt werden — etwas DBeleidigendes für einen 
GSefängnigwärter enthielt, welcher darliber Hagbar wurde. Die englijden 
Gerichte waren darüber ganz zweifellos, daß fie den Druder wegen Be: 
leidigung zu verurtheilen hätten, und thaten es. Das Parlament grii 
ein wegen Privilegienbruchs und bedrohte die Ausführung dieſes gericht: 
lihen Urtheils mit parlamentarifchen Strafen. Aber das Parlament hat 
auch bei diefen Gelegenheiten, wo es in den Rechtsgang eingriff, niemals 
die Anficht ausgeſprochen, Reden und Motivirungen einzelner Abgeordneten 
irgendwie zu ſchützen bei der Publication, jondern nur reports and papers. 
und fo ift e8 meines Willens noch heutzutage in England Recht, fo dab 
dort mwenigitens, in England, in Amerika und in allen übrigen civilifirten 
Ländern die Privatehre ſich des vollkommen gefeglihen Schuges erfreut. 
Diefe Motive, diejes Bedürfniß, Jedem jein Menſchenrecht auf 
Schu gegen Beleidigungen zu erhalten, leitet mich, wenn id 
nad wie vor die gejeglihe Sanction der Beröffentlihung jol- 
her Reden, welde injuriös für Privatleute find, bekämpft. 
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Daß die Freiheit dadurd nicht beſchränkt wird, liegt auf der 
Hand. Ich babe fofort, wie dies Parlament zufammentrat, an fämmtliche 
Behörden, die unter der Autorität der Koniglichen Regierung fteben, 
dur die betreffenden Herren Reflort-Chef3 die Aufforderung richten 
offen, in keinem Falle gegen die Beröffentlihung einer Parlamentsrede 
anzufchreiten, es ſei denn, daß fie zuvor an die Regierung berichtet hätten 
md der Fall fo ſtark wäre, daß die Autorifation von der Staatöregierung 
etheilt werden müffe. Die Regierung wird nicht in Berlegenheit fommen, 
von diefer reſervirten Befugniß Gebrauh zu machen, am allerwenigiten 
wird fie davon Gebrauch machen in Bezug auf die Angriffe, die die Res 
gierung felbft treffen, fie wird nur zum Schuß der Beivatredhte gegen 
perfönliche Beleidigung jemals davon Gebrauch machen. Wenn behauptet 
wird, daß unter dieſer Einrichtung die Freiheit litte, fo halte 
ih das für eine der Übertriebenen Declamationen, denen ich 
lediglich einen ornamentalen Charakter in den Reden der Der» 
theidiger des Antrags beilege. 

Wenn einer der Herren Vorredner bei diefer Gelegenheit darliber 
Klage geführt hat, daß unter Umftänden der „mühſam erzwungene“ höf⸗ 
Ihe Zon einem anderen Play mache und damit ziemlich deutlich auf eine 
lebhafte Discuffion, die ich vor einigen Tagen angeregt hatte, anipielte, 
fo möchte ich deu Herrn Abgeordneten doch Eins zur Erwägung geben. 

Benn man fünf Jahre lang fhwer gekämpft bat, und 
das erreicht bat, was bier vorliegt, wenn man feine Beit, 
die befte Zeit des Lebens, feine Gefundheit dabei geopfert 
bat, wenn man fi der Mühe erinnert, die es gekoſtet hat, 
oft einen ganz Fleinen Baragrapben, eine Interpunctationd» 
trage zwiſchen 22 Wegierungen zu entfheiden, wenn man 
nun auf den Punkt gelommen ift, wie er bier vorliegt, dann 
treten Herren, die von allen diejen Kämpfen wenig erfahren 
baben, von den amtlihen Borgängen nichts milfen können, 
in einer Weiſe auf, die ih nur damit vergleichen fann, daß 
Jemand in meine gefhloffenen Fenſter einen Stein hinein= 
wirft, ohne zu wifjen, wo ich ſtehe. Er weiß nit, wo er mid 
trifft, er weiß nicht, welde Gefchäfte er mir gerade im 
Augenblid erſchwert, die vorliegen, und die mir durch diefen 
Biderftand unmöglid werden. Er weiß nicht, welde auß- 
pärtigen Fragen im Augenblide ſchweben, die bei einer 
energifhen Unterftügung der Regierung von Seiten des 
Barlaments eine andere Behandlung geftatten würden, 
als in einem Falle, wo man fiebt, daß das Barlament nidt 
unbedingt mit der Regierung gebt und nur fehr kleine An— 
läffe nöthig find, um eine ernfte, tiefgehende Spaltung zu 
erzeugen. 

Dann fommt man fehr leicht, auch ohne gerade künſtlich nervös ge» 
macht zu fein, in eine Stimmung, die ich dem Herrn Abgeordneten nicht 
beſſer aralterifiren kann, als wenn ich ihm empfehle, in einer der eriten 
Scenen von Heinrich IV. nachzuleſen, was Heinrich Percy für einen 
Eindrud hatte, als der dort befagte Kammerherr fam und ihm die Ge⸗ 
Tangenen abforderte und ihm, der wund und fampfesmüde war, eine längere 
Lorlefung fiber Schußwaffen und innere Verlegung hielt. Die Stelle det 
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im Anfang des Stüdes und fängt mit den Worten an: „I remember that 
when the fight was over, there came a certain Lord etc.“ So ungefähr 
wie Percy ift mir zu Muthe, wenn ich Aber Dinge, für die id ge- 
litten und gefämpft babe, die ich befjer Teunen muß, ſolche Reden 


höre. 
(Der Reichſtag nahm bei der Abjtimmung den von 
ftberaler Seite beantragten Zujag zu Artikel 22 an.) 


Die Anwefenheit des Bundeskanzlers bei den Reihe 
tagsverhandlungen. 


29. März. Erklärung des Grafen Bismarck (gegen den Antrag, 
daß der Neichötag dad Recht haben folle, die Anweſenheit 
des Kanzlerd zu verlangen). | 


Ich glaube, der Hr. Borredner ſchlägt da8 Gewicht des Bundes 
kanzlers doc zu hoch an, wenn er der Meinung ift, daß ohne feine An 
weienheit unter Umftänden der Heichätag auf die Linie zurüdfinten könne, 
die er bezeichnete. Sch halte diefen Zuſatz eigentlich für überfläffig. Die 
Regierungen haben ja das größte und dringendite Jutereſſe, ihre Angelegen- 
beiten beim Reichsſstag zu vertreten und bier zu erjcheinen. Ich kann mr 
nur in dem Fall die Abweſenheit jedes Vertreters der Regierungen ald 
möglich denken, daß eben die Regierungen ein dringendes Bedürfniß hätten, 
über die vorliegende Frage zu fehweigen. Wollen Sie nun in dem Hl 

ewiffermaßen durch einen Haftbefehl den Bundeskanzler zwingen, daß et 

* ihnen zeigt, ſo weiß ich doch nicht — wenn ich mich in ſeine Stelle 
denfe — welche Gewalt, welche parlamentariſche wenigſtens, mich zwingen 
könnte, zu reden, wenn ich ſchweigen will, und die bloße ſchweigende An⸗ 
weſenheit würde unter Umſtänden für die Regierungen eine Verlegenheit, 
für den perjönlich Betheiligten gewiß eine fein, namentlich aber unter Um: 
fländen ın auswärtigen Fragen für die Regierungen. Es Tann ja fein, 
daß gerade durch ihre Abweſenheit die Regierung bei einer ſolchen Gelegen- 
heit die Verhandlungen des Reichstages von jeder Rückſicht entbinden 
wollte. Es kann ja fein, daß fie fchweigen will, und jedes —— 
hat Immer etwas von dem, welche zuzuſtimmen fcheint, wenn man wirklich 
- dabei figt. 

Aber ich kann mir nur fehr wenig Fälle der Art denfen, wo die 
Regierungen darüber einig fein follten, troß des vom Reichſstage geäußerten 
Wunſches nicht zu kommen. Das fähe ganz fo aus, wie muthwilli 
Händeljuchen, wie ein willlürlicher Verzicht auf da8, was man dem Reicht ⸗ 
tage gegenüber vertreten muß. Sollte die Beſtimmung angenommen werden, 
jo müßte ich doch jedenfalls wünjchen, daß doch irgend eine facultas sub- 
stituendi fir den Reichskanzler hinzugefügt würde, damit die Verpflichtung 
nicht auf diefer einen Perfon, die doch immer von Fleiih und Blut ifl, 
allein laftet, die unter Umftänden bei dem beften Willen außer Stande 
jein kann, ihr zu genügen. | 


(Der Antrag wurde abgelehnt.) 
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Der Horddeutfche Bund und die füddentfchen Staaten. 


10. April. Erklärung des Grafen Bismarck. 


(Auf Anlaß ded Antrages, in die Verfaffung folgenden 
Artikel aufzunehmen: 


„Der Eintritt der füddeutichen Staaten odes eined der⸗ 
jelben in den Bund erfolgt auf den Vorſchlag ded Bun: 
deöpräfidiumd im Wege der Gefebgebung.") 


Um der Aufforderung des Herrn Vorrednerd (Abgeordneten von 
Linde) zu entiprechen, will ich mich mit wenigen Worten über die Stel- 
Img der Bertreter der verbündeten Regierungen zu dem Amendement 
tasfer» Miqusl ausſprechen. 

Ich Tann nicht behaupten, daß die Tendenz diejes Amendements 
unferen Wünſchen und Beftrebungen widerſpricht. Eine andere Frage ift 
aber die, ob foldhe Mitglieder diefer Ser lemmlung, welche gu leih Ver⸗ 
treter der Regierungen And, ſich augenblidlich in der Lage enden, für 
das Amendement zu flimmen. Ich habe gejagt, daß es unferen Wünfchen 
mt widerfpriht. Aber eine Regierung ift verpflichtet, fi bei 
der Ausſprache ihrer Wünfhe nah der Dede ihrer Rechte zu 
reden. Ich will damit nicht behaupten, daß die Annahme Diele 
Amendements im Widerfpruh mit dem Art. 4 des Prager Friedens 
Rände; ich will nur nicht einfeitig den Verhandlungen, die zu einer 
embeitlihen Auslegung der ontrahenten des Prager Friedens er- 
torderlich find, vorgreifen, auch nicht der Entjchliegung der ſüddeutſchen 
Regierungen in einer Weife präjudiciven, zu welcher bisher der Grad 
Ihres amtlichen Entgegentommens ung nicht auffordert. Daß im Art. 4 
des Prager Friedens nicht blos ein internationale® Schug- 
und Zrugbündniß ins Auge gefaßt ift, gebt, glaube id, 
aus jeinem Wortlaut für jeden aufmerffamen Leſer zmei- 
tellos hervor. Es ift.in dem Art. 4 nicht von einer neuen Geftaltung 
Norddeutfchlands blos die Rede, melcher die Kaiſerlich öfterreichiiche 
Regierung zuftimmt, fondern von einer neuen Geftaltung Deutſch— 
lands. Der Begriff wird dadurd erläutert, daß der Nachſatz folgt: 
„Deutihland ohne Betheiligung des öfterreichifchen Kaiſerſtaats.“ Allo 
8 iſt zugeftimmt zu einer eugeftaltung derjenigen Beftand> 
tbeile deS früheren deutfhen Bundes, welcher nah dem Aus» 
[beiden der öÖfterreihifhen Theile des Bundesterritoriums 
übrig war. 

Es ift ferner in der dritten Zeile vor dem Schluß des Artikels von 
dr nationalen Berbindung Stddeutfhlands mit dem nord- 
deutfhen Bunde geſprochen, alfo nicht von einer internationalen, 
welhes Wort ausdrüdlich in demfelben Artikel auf die Beziehungen Süd⸗ 
deutichlands zum Auslande feine Anwendung gefunden —* enn ich 
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nichtsdeſtoweniger die Frage, ob der Eintritt der ſuddeutſchen Staaten 
mit diefem Artikel verträglich ift, eimfeitig nicht bejahen möchte, fondern 
ihre Beantwortung im Einverftändmiß mit der Kaiſerlich öfterreichiichen 
Regierung finden möchte, jo bewegt mich dazır der Umftand, daß eine 
der Prämiſſen, welde der Art. 4 aufftellt, in der Kette feblt: das iſt 
nämlich das Zuftandeflommen des füddeutſchen Bundes. Wäre dieler 
zu Stande gekommen, oder hätte er Ausficht dazu, jo ift meine Ueberzeu⸗ 
gm dag, wenn im Norden ein Barlament tagt anf einer nationalen 

ai, im Süden ein üßnliches, diefe beiden Parlamente nicht länger 
auseinander zu halten fein würden, als etwa die Gewäſſer des 
Rothen Meeres, nachdem der Durchmarſch erfolgt war. Diele Prö- 
mifje fehlt bisher, und wir möchten bei der Ueberzeugung, daß die nationale 
Zufammengehdrigleit ihre Sanction durch die Geſchichte dereinft ganz zweitel- 
108 empfangen wird, über die Frage, ob dies fofort und im welder 
Form gefchehen kann, nicht in Meinungsverſchiedenheit mit der Kaiferlih 
öfterreihifchen Regierung über die Auslegung des eben zwiſchen uns 
eichloffenen Friedensvertrages gerathen, indem wir diefer Auslegung ein⸗ 
—* vorgriffen. 

Im Uebrigen bin ich auch der Meinung, daß der Unterſchied zwiſchen 
dem Amendement Miquél-Lasker und dem Texte des Art. 71 jo ſehr 
erheblich in der Praris nicht if. Das Amendement behält dem Präfidium 
— oder wie man richtiger jagen wirde — dem Bundesrath die Fmitie 
tive vor, und im Bundesrath würde vorausfidhtli das Präfidium dıe 
Fnitiative zu nehmen haben. Das Bundespräſidium witrde unzweiielhatt 
mit dieſer —** doch ſo lange warten, bis es diejenigen Verhandlungen 
geführt hat, die in dem Art. 71 vorgeſehen ſind, und es ſich durch den 
Verlauf der Verhandlungen überzeugt haben würde, daß der Moment 
eingetreten ſei, wo im Sinne des Amendements vorgegangen werden kann, 


ohne daß wegen der Verfrühung eines Momentes, der fpäter doch eintritt, 


das Vorgehen mit Zermürfnifien zwiſchen den Contrahenten des Prager 
Friedens verbunden fei. 


Aus diefen Gründen werde ich mich enthalten, für daß Amende | 


ment Miquél zu flimmen. Sollte e8 angenommen werden, fo wird an 
die verbündeten Regierungen die Frage herantreten, ob fie fich zu dielem 
neuen Text des Berfaffungs-Entwurfes bei ihren definitiven Entſchließungen 


befennen können. Ich glaube nicht, dieſe Trage von Haufe aus verneinn . 


7 folen, um deswillen, weil da8 Amendement Miquol eben die Eigen⸗ 


haft hat, dem Bräfidium und dem Bundesrath die Entichliegung 


über den Zeitpunkt dennoch vollftändig frei zu laffen, und un 
in feiner Weife verpflichten würde, der Frage früher näher zu treten, ald 


bis wir mit allen Elementen, denen wir das Recht mitzureden 


zuerfennen, darüber einig find. 


(Der Antrag wurde angenommen.) 


— — —— — — 
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Shlußberathung über die Verfaſſung des norddeutfchen Bundes. 


15. April. Erklärung des Grafen Biömard Namens der verbün- 
deten Regierungen über die vom Reichstage in der Vor—⸗ 
berathung angenommenen Abänderungd = Vorfchläge. 


Mit dem Abfchlufle der Vorberathung in diefem hohen Haufe ift an 
die Bertreter ber verbiindeten Regierungen die Nothwendigkeit herange- 
treten, die Entichließung ihrer Hohen Vollmachtgeber über die aus den 
deihlüffen des Haufe herporgegangenen Abänderungen des urfprünglichen 
Entwurfs berbeizuführen. Mit aufrichtiger Genugthuung Tann ich cons 
Hatiren, daß in Betreff der bei weitem größten Anzahl, in gegen vierzig 
Vunkten etwa, die verbündeten Regierungen bereit in, fih die Beſchlüſſe 
%3 hoben Haufes anzueignen, ſofern e8 gelingt, über die beiden 
Bunfte, in deren, gegenwärtiger Faffung die verbündeten 
Regierungen ein Hinderniß des Zufandelommens der Ber» 
tinbarung erbliden, eine Berftändigung zu erzielen; es find 
dieß die beiden Punkte, die Sicherftellung der Heereseinrihtungen 
und die Trage über Bewilligung von Diäten. Die Commifjarien 
merden Anlaß nehmen, beim Eintritt in die Discuffion über diefe Spe⸗ 
nalpunfte diejenigen Amendements zu bezeichnen, weldye den Hohen Ber- 
bindeten annehmbar fein würden, und nach deren Annahme dem Abſchluß 
der Bereinbarung über da8 Gefammt-Refultat kein Hindernig mehr im 
Üege ftehen würde. 

Einftweilen beſchränke ich mich darauf, diejenigen Punkte oberflächlich 
turhzugehen, in Betreff deren die verbündeten Regierungen unter der 
dorher ausgefprochenen Borausfegung bereit find, ſich die Beichlüffe des 
Reichſstages anzueignen. Es betrifft dies, nachdem die erften drei Artikel 
unverändert geblieben find, die jämmtlichen, jo viel ich überſehe ſechs, Zu⸗ 
lüge zu dem Art. 4, betreffend die Kompetenz der Gejeggebung des Bun 
tes; ferner den dazu gehörigen Zufag alinea 2 des Art. 5, dann im 
Art. 11 die Genehmigung des Neichstages als Erforderniß für die Gitltig- 
tat der Verträge betreffend; den Zufag zu Art. 9 und 10 in Betreff der 
Uebernahme der Verantwortlichkeit durch den Bundeskanzler; die beiden 
Züge des Art. 21, die Wahl der Beamten und das Nicht-Erforderniß 
der Urlaub8- Bewilligung zum Eintritt derjelben; Art. 22, die wahrheits⸗ 
getrenen Berichte und deren Beröffentlihung betreffend; Art. 23 über 
Petitionen; Art. 25 die Nothwendigkeit, den Reichſstag in 90 Tagen wieder 
ja berufen bei etwaiger Auflöjung; Art. 26 die Beſchränkung der Berta- 
gung — ich zähle nach den neuen Nummern —; Art. 28 ein unbedeu- 
tender Fafſungszuſatz; Art. 31 die Unzuläffigkeit der Verhaftung von Mit- 
gliedern des Retge in verfchiedenen Fällen; Art. 38 mehrere in das 
techniſche Gebiet der Steuergefeßgebung fehlagende Puntte; ebenjo Art. 45, 
die Eifenbahnen betreffend; desgleichen Art. 46; dann über Marine und 
Schifffahrt der Zufag zu Art. 53; ferner im Art. 59 die Zerlegung der 
hebenjährigen Periode der Präjenzzeit in zwei Abtheilungen, für die An⸗ 
weienheit bei der Fahne und bie —— zur Reſerve; im Art. 61 
die Zuſage eines Bundesmilitairgeſetzes, dann im Art. 69, die Nothwen⸗ 


640 


1867. 
digkeit eines jährlich durch Geſetz feftgeftellten Budgets betreffend; Art. 72 
Anleihen und Garantien; Art. 74 über das Bunde icht, ſowie die neu 


binzugefommenen Art. 76 und 77 und außerdem den Schlußſatz zu $. 78. 
ie verbündeten Negierungen haben in den von dem hoben Reiche: 
tage votirten Abänderungen zum Xheil zweifellofe Berbefferungen ihres 
Entwurfs erfannt, zum heit aber ift ihnen, wie ich nicht verbehlen kann, 
die Annahme derfelben und die Vereinbarung unter eimander über gerade 
diefe Form, in der e8 anzunehmen fein würde, nicht leicht geworden. Die 
poben Regierungen haben fi aber von demſelben Geiſte der 

ermittelung leiten lafjen, von dem fie hoffen, daß er die de- 
finitive Beihlußfallung dieſes hoben Haufes beherrſchen 
werde, indem er die individuelle Ueberzeugung hinter dem 
nationalen Erforderniß, daß unfer Wert überhaupt bier zu 
Stande fommt, zurüdtreten läßt. 


Die Verantwortung für die Durdführung des 
Berfaffungswerfe. 

Aeußerung ded Grafen Bismard auf eine Rede de 
Abgeordneten Reichensperger. 


Ich bin nicht in der Rage, fchon körperlich nicht, mich mit ben ausge 
ruhten Kräften*) des Herren Vorredners in einen neuen redneriſchen Kamp! 
über Dinge einzulaflen, über die wir ſechs Wochen discutirt haben. Ich 
nüpfe nur an Feine eine Erklärung an, die Minifter wären nicht inamo-⸗ 
vibel und an ihren Perfonen könnte die Sache nicht fcheitern, eine Erftä- 
rung, die ich mit dem vollften Herzen unterfchreibe und dem Herrn Bor: 
rebner gern beftätige, daß, wenn es ihm gelingt, feine Anfichten bier zu 
Annahme zu bringen, ich außer Stande fein würde, die Verantwortung 
für die Durchführung des uns vorliegenden Werkes zu tragen. Ich würde 
in demfelben Augenblide an Seine Majeſtät den König die Bitte richten, 
mich meiner Stellung nit nur als Bundes-Commiffar, fondern aß 
Preußischer Minifter — denn diefe ift in einer unzertrennbaren Beziehung 
u diefem Verfafjungsentwurf — zu entheben, und dem Herrn Borrebner 
de Chance geben, an der Spike der Majorität, mit der er mich geworfen 
haben würde, zu verfuchen, ob er ebenfo gut zu regieren wie zu reden 

t 


verſteht. 
Beſchlüſſe über die Bnndes⸗Militairfrage in der Schluf— 
berathungꝰ) 
In der Vorberathung waren die betreffenden Artikel in 
folgender Faſſung angenommen worden: 

Art. 60. Die Friedenspräſenzſtärke des Bundesheeres wird bi 
zum 31. December 1871 auf ein Procent der Bevölkerung von 
1867 normirt, und wird pro rata derjelben von ben einzelnen 
Bundesftaaten geftellt. Fir die fpätere Zeit wird die Frieden! 
präfenzftärte des Heeres im Wege der Bundesgefeßgebung feftgeftellt. 

“) Di —R —— —ã— im Sie * — iR oben erwãbai. 
| 
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Art. 62. Zur Beftreitung des Aufmandes für das gefammte 
Bundesheer und die zu demjelben gehörigen Einrichtungen find 
bis zum 31. December 1871 dem Bundesfeldherrn jährlich ſovielmal 
225 Thaler als die Kopfzahl der Friedensſtärke des Heeres nad) 
Artikel 56 beträgt, zur Berfügung zu ftellen. 


In Folge obiger Erklärung ded Grafen Bismarck, beim 
Beginn der Schlußberathung ftellte der Abgeordnete Graf 
Eberhard zu Stolberg den Antrag, dem Artikel 60 
folgenden Zufag zu geben: 


„Für die fpätere Zeit wird die Friedens» Präfenzftärte des 
Heeres durch ein Bundesgeſetz feftgeftellt, bis zu deſſen Erlaß die 
vorftehenden Beflimmungen von Jahr zu Jahr in Kraft bleiben.“ 


Die Abgeordneten Herzog von Ujeſt und von Ben- 
nigjen beantragten ihrerjeitö folgenden Zufag: 


„Nach dem 31. December 1871 müflen diefe Beträge von den 
einzelnen Staaten de3 Bundes zur Bundescaffe fortgezahlt werden. 
Zur Berechnung derfelben wird die im Artikel 60 interimiftifch 
feftgeftellte Friedenspräfenzftärte fo Lange feftgebalten, bis fie durch 
ein Bundesgeſetz abgeändert it. 

Die Berausgabung diefer Summe für da8 gefammte Bundes⸗ 
* ud defien Einrichtungen wird durch das Etatsgeſetz feft- 
gejtelit. 

Bei der, Feltftellung des Militair-Ausgabe-Etats wird die auf 
Grundlage diefer Verfaſſung geſetzlich feftfiebende Drganifation des 
Bundesheeres zu Grunde gelegt.“ 


Straf Bismarck erflärte fih in Bezug auf dieſe An- 
träge Namens der verbündeten Regierungen wie folgt: 


„Ich babe mir geftern vorbehalten, im Laufe der Diskuſſion bei 
den betreffenden Artifeln diejenigen AmendementS zu bezeichnen, 
welche den von den verblindeten Regierungen gefaßten Bejchlüffen 
entſprechen. In diefem Sinne erkläre ich, bar das Amendement 
bes Grafen zu Stolberg mit diefen Beſchlüſſen übereinftimmt, 
und die Bertreter der Regierungen daher verpflichtet find, an 
demfelben feftzuhalten. 


Das Amendement des Herzogs von Ujeft läßt die Möglichkeit, 
auf dem Wege, melchen der Ser Abg. für Hagen angedeutet hat, 
im Jahre 1872 einen Budgetconflict, einen Militatrconflict zu er: 
nenern, deſſen Folgen ſich in dieſem Augenblide nicht überfehen 
laſſen. Wer daher entichloffen ift, diefen Conflict zu verhiten, 
der muß mit uns in diefer Frage für das Amendement des 
Grafen zu Stolberg flimmen.“ 


Für Bismarck. 41 
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Sm weiteren Berfolg der Berathung erflärte Graf Bis- 
marck (gegenüber dem Abgeordneten Bethuſy-Huc): 


Der Herr Vorredner hat gejagt, wenn ich im Namen der 
verbündeten Wegterungen erflärte, daß die Verwerfung bes 
Amendements Stolberg, oder daß die Annahme des Amendements 
Hohenlohe (Ujelt) den Abbruch unferer Verhandlungen, das Mif- 
Iingen der Verftändigung zur Folge hätte, dann würde er für das 
erftere flimmen. Ex ordnet alfo feine Ueberzeugung von Dem, 
was gut, was befier ſei, den categorifchen Erklärungen ber Re⸗ 
gierungen unter. Meine Herren, wir find nicht in dem Stadium, . 
daß ich eine ſolche erlärung bier in meinem Namen abgeben 
fönnte. Ich babe mit kurzen Worten, die ich vorher fprady, genau 
die Situation bezeichnet, wie fie liegt; ich babe gejagt, das 
Amendement Stolberg ift dasjenige, worüber die egierungen 
ſich verftändigt haben und deffen Annahme auch die Annahme der 

efammten Berfaflung meines Erachtens in fichere Ausficht ftellt. 
enn dieſes Amendement, diefer von den Regierungen vereinbarte 
Text bier verworfen würde, dann hätte ih) an die verbündeten 
Negierungen mit den andern Commiffarien, und an Seine Ma 
ieftät den König, meinen Allergnädigften Herrn, zu berichten und 
exen Enticheidung zu gemärtigen. Über ich babe bier nicht ın 
einer comminaterifihen eife dieſe Entſcheidung zu anticipiren. 


Das Amendement ded Grafen Eberhard zu Stel: 
berg wurde bei der Abſtimmung abgelehnt. 

Graf Dtto zu Stolberg: Wernigerode ftellte nun 
folgendes Unter-Amendement zu dem Antrag Ujeſt-Bennigſen: 


„Die Berehnung derfelben (der Beiträge) erfolgt 
nad der in Art. 60 feftgeftellten Friedenspräſenzſtärke, 
welche fo lange von Jahr zu Jahr in Kraft bleibt, bis 
fie dur ein Bundesgejeg abgeändert ift.“ 


Graf Bismard ſprach fih in folgenden Worten für 
diefen Antrag aus: 


Ich erlaube mir an die Yohe Berfammlung bei diefem Artikel 
von Neuem die dringende Bitte zu richten, fich wenigften im 
diefem Falle für das Amendement des Grafen Stolberg. Bernige: 
rode, welches ftatt der Worte „bi zum 31. December 1871" 
fegen will „bi8 zum Erlaß eines Bundesgeſetzes“, und für das 
gu dem —* Amendement geſtellte Sous⸗Amendement 
es Grafen Otto zu Stolberg⸗-Wernigerode erklären zu wollen. 
Geſchieht das nicht, meine Herren, ſo laufen wir die Gefahr — 
ich überlaſſe es Jedem, die Berechnung anzuſtellen, daß, nachdem 
alle diejenigen Aenderungsanträge, welche den verbündeten Regie 
rungen die Vorlage annehmbar machen würden, verworfen jind, 
die Vorlage nicht annehmbar wird und jetzt im leiten Augenblide 
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da8 Ziel der Berathung, welches wir glauben ſchon mit der Hand 
faſſen zu können, entrollt und nicht erreicht wird. Diefe Gefahr 
bitte ich fich zu vergegenwärtigen, ehe Sie dies verwerfen. 


Das Stolbergihe Unter-Amendement wurde mit 156 
gegen 120 Stimmen abgelehnt, dagegen der Antrag der 
Abgeordneten Herzog von Ujeſt und von Bennigfen 
mit 202 gegen 80 Stimmen angenommen. 


16. April. Die Aunahme der VBerfaffung mit den im Reichötage 
befchloffenen Abänderungen Seitend der Verbündeten Re- 
gierungen. 


Mittheilung ded Grafen Bismard in der Sitzung 
des Neichätaged vom 17. April 1867. 


Nachdem der ger: Präfident des Reichstages mir geftern die amtliche 
Ausfertigung der Beſchlüſſe diefes hohen Haufes über den Entwinf der 
Verfaſſung des norddeutichen Bundes überreicht bat, find die Bevoll« 
mähtigten der hohen verblindeten Negierungen zu einer Sitzung geftern 
angetreten, und erlaube ich mir, das Protocol diefer Sitzung zu 
verlefen. 

„Berhandelt Berlin, den 16. April 1867. 


In Gegenwart folgender Commiffarien der Regierungen des nords 
deutſchen Bundes: 


für Preußen: Graf von Bismard und von Sapigny; 
für Sadjen: Freiherr von riefen; 
für Seflen und bei Rhein: Hoffmann; 
für Medlenburg- Schwerin: von Derken; 
für Sadfen- Weimar: Freiherr von Watzdorf; 
fir DMedlenburg- Strelig: von Bülow; 
für Oldenburg: von Röſſing; 
für Braunſchweig: von Liebe; 
für Sachfen- Meiningen: Freiherr von Kroſigk; 
für Sadjen» Altenburg: Graf von Beuft; 
für Sadjen-Coburg- Gotha: Freiherr von Seebad; 
für Anhalt: Graf von Beuft: 
fiir Schwarzburg-Rudolftadt: von Bertrab; 
für Schwarzburg- Sondershaufen: Graf von Beuft; 
für Walded: Klapp; 
für Neuß ältere Linie: Herrmann; 
für Reuß jüngere Linie: von Harbou; 
für Schaumburg- Rippe: Hoeder: 
fiir Xippe: von Oheimb; 
für Lübeck: Dr. Curtius; 
für Bremen: Gildemeifter; 
für Hamburg: Dr. Kirchenpaur. 
41* 
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Das Protocoll führte der Wirkliche Legationsrath Bucher. Gegen 
Rand der Berathung, waren die von dem Neichstage in der Scluf- 
—3 gefaßten Beſchlüſſe über den Entwurf der Bundesverfaffung 
Die Herren Commiflarien waren einftimmig dahin, 
den Berfafiungsentiuurf, wie er ans der SchIußberatung des 
Neichätages hervorg augen it, anzunehmen 
und erſuchen den Herrn Borfigenden, 
davon den Neichdtag in Kenntniß zu jegen mit dem Hinzufügen, 
dag die hohen verbündeten Regierungen die Bundesverfaflung un 
diefer Geftalt nah Maßgabe der in den einzelnen Ländern be 
ftehenden Berfaflungen zur gefeßlichen Geltung bringen würden 

Ein Abdrud der bei der Schlußberatbung von dem Reichstage ge 
faßten Beichlüffe fol dem Protocol beigeheftet werden. | 

Dieſes fofort aufgenommene Protocoll ift vorgelefen, genehmigt und 
wie folgt unterjchrieben worden.“ 

In Folge deffen erkläre ih auf Grund der Madtvoll: 
tommenbeit, melde die verbündeten Regierungen Seiner Mo: 
jeftät dem Könige von Preußen übertragen Daben, und auf 
Grund der Bollmaht, welche Seine Majeftät der König mir 
in diefem Behufe ertheilt hat, die Berfaflung des norddentjden 

udes, fo wie fie aus der Berathung des Reichstages hervorgegangen 
ift, für angenommen durch die zu dem worbdentichen Bunde ver- 
büudeten Regierungen. 

Zur Beurkundung deffen erlaube ich mir, da8 Protocoll der geftrigen 
tung der Benollmächtigten der YBundesregierungen in beglaubigter Ab- 
fchrift dem Präfidvio des Haufes zu überreichen. 


Worte ded Präfidenten ded Neichätaged Dr. Simjon in 
Folge der Annahme der Verfaſſung. 


Ich empfange das Protocol der geftrigen Sigung der Bevollmächtigten 
der Bundesregierungen über die Annahme der Verfafiung des norddeutſchen 
Bundes in Ihrem Namen und in Ihrer Vertretung, meine Herren, unter 
dem Ausdrud unferer tiefen Befriedigung, daß Ihre Arbeiten ſchließlich 
zu vollem lebensfräftigem Einverftändniß mit den verbündeten Regierumgen 
geführt haben, — dat Die Berfafiung des norbdentichen Bundes forten 
Weſen und Wahrheit für unjer Boll gewwounen hat, — und in der 
El da, was mit fo entgegenlommendem Willen uud ſolcher 

nftimmung vollbracht worden, and in feiner weiteren Yortent- 
widelung Seil und Gedeihen verbreiten wird über den Heiligen 
Boden unjeres Baterlandes! 


(Die Vorgänge und Erklärungen in Betreff Luremburgs 
find weiter unten im Zujammenhange der Luxemburgiſchen 
Frage mitgetheilt.) 
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Schluß des Reichstags des norddeutfchen Bundes. 


17. April. Thronrede Str. Majeftät des Königs. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des 
Norddeutichen Bundes! 


Mit dem Gefühle aufrichtiger Genugthuung fehe Ich Ste am Schlufle 
Irer wichtigen Thätigfeit wiederum um Deich verfammelt, 

Die Hoffnungen, die Sch jüngft von diejer Stelle zugleih im Namen 
der verblindeten Kegierungen ausgeſprochen habe, find ſeitdem durch Sie 
zur Erfüllung gebradt. 

Mit patriotiihem Ernfte haben Sie die Größe Ihrer Aufgabe er» 
fat, mit freier Selbftbeherrihung die gemeinfamen Ziele im Auge bes 
halten. Darum ift e8 ung gelungen, auf ficherem Grunde ein Verfaſſungs⸗ 
wert aufzurichten, deffen weitere Entwidlung wir mit Zuverfiht der Zukunft 
überlaffen können. 

Die Bundesgewalt ift mit den Befugniffen ausgeftattet, welche für 
die Wohlfahrt und die Macht des Bundes unentbehrlich, aber auch aus» 
reihend find, — den Einzelftaaten ift, unter Berbürgung ihrer, Zukunft 
duch die Geſammtheit des Bundes, die freie Bewegung auf allen ben 
Gebieten verblieben, auf welchen die Mannigfaltigkeit und Selbftftändigkeit 
der Entwidelung zuläffig und erſprießlich if. ‘Der Volksvertretung ift 
diejenige Mitwirkung an der Verwirklichung der großen nationalen Aufs 
gaben gefichert, welche dem Geifte der beftehenden Landes» Berfaflungen 
und dem Bedürfniß der Regierungen entipricht, ihre XThätigfeit von dem 
Einverftändniffe des Deutichen Volles getragen zu ſehen. 

Wir Alle, die wir zum Zuftandefommen des nationalen Werkes mit- 
gewirkt, die verblindeten Regierungen ebenſo wie die VBollövertretung, haben 
bereitwillig Opfer unferer Anfichten, unferer Wünſche gebracht; wir durften 
es in der Ueberzeugung thun, daß diefe Opfer für Deutihland gebracht 
find und daß unfere Einigung derjelben werth war. 

In diefem allfeitigen Entgegentommen, in der Ausgleichung und Ueber- 
windung der Gegenjäte ift zugleich die Bürgfchaft für die weitere frucht- 
bringende Entwidelung de3 Bundes gewonnen, mit defien Abſchluß auch 
die Soffmungen, welche uns mit unferen Brüdern in Süddeutfchland gemeinfam 
find, ihrer Erfüllung näher gerüdt werden. Die Zeit ift herbeigelommen, 
wo unfer Deutfches Baterland durch feine Gefammtlraft feinen 
Srieden, fein Recht und feine Würde zu vertreten im Stanbe ifl. 

Das nationale Selbftbewußtjein, welches im Reichſtage zu erhebendem 
Ausdrud gelangt ift, bat in allen Gauen des Deutſchen Baterlandes 
hräftigen Wiederhall gefunden. Nicht minder aber ift ganz Deutichland 
in feinen Regierungen und in feinem Volke darliber einig, Daß die wieder- 
gewonnene nationale Macht vor Allem ihre Bedeutung in der 
Sigerftellung der Segnungen des Friedens zu bewähren bat. 

Geehrte Herren! Das — Werk, an welchem mitzuwirken wir von 
der Vorſehung gewürdigt ſind, geht ſeiner Vollendung entgegen. Die 
Vollsvertretungen der einzelnen Staaten werden dem, was Sie in Ge⸗ 
meinichaft mit den Regierungen gejchaffen haben, ihre verfaſſungsmäßige 
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Anerkennung nicht verfagen. Derfelbe Geift, welcher die Aufgabe hier ge- 
Iingen ließ, wird auch dort die Berathungen leiten. ; ’ 

So darf denn der erfte Neichötag des norddeutſchen Bundes von 
einer Thätigkeit mit dem erhebenden Bewußtſein fcheiden, daß der Dant 
es Baterlandes ihn begleitet und daß das Werk, welches er aufgerichtet 
bat, fi unter Gottes Beiftand fegenbringend entwideln wird für und 
und für künftige Gefchlechter. 

Gott aber wolle uns Alle und unfer theures Baterland fegnen! 


Die Sundesverfaffung vor dem Breußifchen ſandtagt. 


29. April. Thronrede Seiner Majeftät des Königs zur 
Gröffnung des Landtages. 


Aus den Berathungen des Reichötages, zu welchem das Preußiſche 
Bolt auf Grund des von Ihnen genehmigten Gefeges feine Vertreter ent- 
fandt hat, ift eine Verfaſſungs⸗Urkunde des norddeutichen Bundes hervor⸗ 
gegangen, durch weldhe die einheitliche und lebenskräftige Entividelung der 

ation gefichert erfcheint. Sch babe Sie um Meinen Thron verfammelt, 
um dieſe Berfaflung Ihrer Beſchlußnahme zu unterbreiten. 

Das Werk nationaler Einigung, weldhes die Staat3- Regierung unter 
I Pireuns begonnen hat, ſoll jetzt durch Ihre Zuſtimmung ſeinen 

uß finden. 

Auf dieſer Grundlage wird der Schutz des Bundesgebietes, die Pflege 
des gemeinſamen Rechtes und der Wohlfahrt des Volles fortan von ber 

efammten Benölferung Norddeutichlande und von deren Regierungen in 
efter Gemeinjchaft wahrgenommen werden. 

Durch die Einführung der Bundesverfaſſung werden die Befuguifie 
der Vertretungen der Einzelftaaten auf allen denjenigen Gebieten, weld« 
dinfort der gemeinfamen Entwidelung unterliegen follen, eine unvermeiblid« 

—— erfahren. Das Bolf ſelbſt aber wird auf keines feiner 
bisherigen Rechte zu verzichten haben; es überträgt die Wahrnehmung 
derſelben nur feinen Vertretern ın dem ermeiterten Gemeinmwefen. Die 
Buftimmung der freigewählten Vertreter des gefammten Volles wird and 
im norddeutfchen Bunde zu jedem Geſetze erforderlich fein. Durch bie 
Bundesverfaffung tft in allen Beziehungen dafür geforgt, daß diejenigen 
Nechte, auf deren Ausübung die einzelnen Randesvertretungen zn Gunſten 
der neuen Staatsgemeinſchaft zu verzichten haben, in demjelben Umfang 
der Neichövertretung übertragen werden. Die fichere Begründung natie 
naler Selbftftändigleit, Macht und Wohlfahrt foll mit der Entwidelung 
deutfchen Rechtes und verfaflungsmäßiger Inflitutionen Hand in Hand 

Meine Regierung giebt ſich ber Duverficht bin, daß die beiden Hänfer 
des Landtages in richtiger Witrdigung des dringenden nationalen VBebärf: 
niſſes zur fchleunigen Erledigung der vorliegenden Aufgabe bereitwillig 
die Hand bieten werden. 

Meine Herren! Der neu errichtete Bund umfaßt zumächft nur bie 
Staaten Norddeutſchlands; aber eine innige nationale Gemeinſchaft 
diefelben ſtets mit dem jüddeutfchen Staaten vereinigen. Die feften Be 
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ziehbungen, welche ‘Meine Regierung bereitd im Herbſt vorigen Jahres zu 
Schu und Zrug mit diefen Staaten gefchloffen bat, werden durch bes 
——— Verträge auf die erweiterte norddeutſche Gemeinſchaft zu über⸗ 
tragen ſein. 

Das lebendige Bewußtſein der ſüddeutſchen Regierungen und Bevöl⸗ 
lerungen von den Gefahren deutſcher Zerriſſenheit, das Bedürfniß einer 
feſten nationalen Vereinigung, welches in ganz Deutſchland immer ent⸗ 
ſchiedener Ausdrud findet, wird die Löſung jener bedeutſamen Aufgabe 
beihleunigen helfen. 

Die geeinte Kraft der Nation wird berufen und befähigt fein, Deutfch- 
land die Segnungen des Friedens und einen wirkſamen Schuß feiner 
Rechte und feiner Ontereffen zu verbürgen. 

In diejem Vertrauen wird meine Regierung ſich angelegen fein laſſen, 
jeder Störung des europäilchen Friedens durch alle Mittel vorzubeugen, 
melde mit der Ehre und den Intereſſen des Vaterlandes verträglich find. 

Das deutſche Volt aber, ſtark durch feine Einigkeit, wird getroft den 
Wechſelfallen der Zukunft ent Pay önnen, wenn Sie, meine Herren, ' 
mit dem Patriotismus, der ER in Preußen in ernten Stunden ftet8 be- 
währt bat, das große Werk der nationalen Einigung vollenden helfen. 


Die Bundes: Berfajjung und die Preußifche 
Berfaflung. 
6. Mai. Aus dem mündlichen Bericht ded Abgeordneten Tmeften 
über den Entwurf der Bundes-Verfaſſung. 


Als wir in der vorigen Sefflon berufen worben, für ben erſten Reichstag 
des norbbeutihen Bundes ein Wahlgeſetz zu beratben, hielten wir es für noth⸗ 
wendig, ben Vorbehalt auszufprechen, Daß die aus der Vereinbarung bes Reichs⸗ 
tage und der verbünbeten Regierungen hervorgehende Derteffung bes norddeutſchen 
Bundes dem Preußifchen Landtage zur verfaffungsmäßigen enchmgung vor⸗ 
gelegt werben müffe. Ich glaube, meine Herren, wir haben bei dieſem Vorbe⸗ 
balte alle das Gefühl gehabt, daß e8 fchwer, faft unmöglich fein wlrbe, einem 
Werke die Zuftimmung zu verfagen, weldes von bem Reichstage bes beutichen 
Volles ausgegangen unb von fämmtlichen Regierungen angenommen wäre. Sekt, 
meine Herren, halte ich die Annahme ber ung zugegangenen Verfaffung für voll- 
Iommen gefichert. Meine Herren, ich freue mich, daß bie große Mehrheit des 
deutihen Volles mit ber großen Mehrheit des deutſchen Reichstags darin ein- 
verftanden ift, daß bie Annahme dieſer Berfaffung trog Mängel und Ausftellungen 
weit vorzuziehen ift einer verfaflungslofen Allianz der norbbeutihen Staaten. 
Es kommt bier darauf an, zu prüfen, wie fih die neue Berfaffung zu der alten 
Preufifchen verhält, zu unterfuchen, wie fi bie Grundlagen bes verfaffungs- 
mäßigen Rechtes unter dem Einfluß diefer neuen Verfaſſung geftalten werben. 
Hier mäffen wir uns baranf befchränfen, das Ganze in feinem Zufammenhange 
zu unterfuchen und Gründe anzugeben, welche für das Ablehnen oder Annehmen 
der nenen Berfaffung fprechen. Veränderungen im Einzelnen find bier nicht 
möglih. Jede Anderung, jede Ablehnung in einzelnen Beſtimmungen würbe 
das Ganze als gefcheitert anfehen laffen. Wir fönnen nur annehmen ober 
ablehnen, Ja oder Nein jagen. Denn e8 wäre nicht möglich, auf den Grund⸗ 
lagen diefer Berfaffung fortzubauen, wenn an einer ber Beſtimmungen von einem 
ber norbbentfchen Staaten Aenderungen gemacht würden. Es wiürbe als hoff- 
nungslos ericheinen müflen, fhon bier in Preußen bie drei Gewalten ber Geſetz⸗ 
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ebung zu einigen. Es wlrbe noch weit unmöglicher fein, abermals eine Zu⸗ 
——* und eine Uebereinſtimmung herbeizuführen unter ben Regierungen, 
unter ben ſämmtlichen Kammern ber norbbeutidhen Staaten. Nun, meine Herren, 
je ficherer ich bin, daß dieſe Bunbesverfaffung das öffentliche Recht unferes Bater- 
landes werben wirb, um deſto ernfter ericheint mir bie Pflicht, bie 
ber neuen Bunbesgeflaltung vollftäubig und gerecht barzulegen. Es finb leiden- 
Ihaftlihe Stimmen erhoben worden gegen bie Annahme dieſer Berfaffung. Bir 
wurben gewarnt, nicht mit verbundenen Augen in bie Kuechtfchaft zu rennen. 
Es wurbe behauptet, baf das Bubgetrecht und bie widhtigften Rechte des Ber- 
faffungs - Entwurfes an ber Wurzel angegriffen würben. Uber einer leiben- 
ſchaftlichen Erregung gegenüber ift es um jo bringenber geboten, baß wir hier 
aufllärenb berichtigen, baß wir mögfichft baflir forgen, baß bie Ueberzeugung von 
ber Nothwendigleit ber Aunahme fich verbreite, daß namentlih das Bor- 
urtheil [hwinbe, ala wenn wirklich in ber neuen Berfaffung eine 
weſentliche Minderung ber Preugifhen Berfaffungsredte ent- 
halten ſei. Ich Halte es für ſehr weientlich, meine Herren, baß das Prenußiſche 
Bolt nicht mit Wiberfireben und Mißtrauen in bie neuen Berbältniffe eintritt. 
Um ſolche Entiheibung zu rechtfertigen, um das Verſtändniß zu fürbern, halte 
ich mich daher für verpflichtet, bie weientlihen Punkte ber neuen Bunbesverfaffung 
hervorzuheben, ihr Verhältniß zu unferer Preußiihen Berfaffungs - Urkumbe und 
die Aenberungen im Einzelnen barzulegen, welche unfere bisherige Berfaffung 
erletbet. 

Meine Herren, in der Adreſſe, bie wir im Beginn unferer vorigen Seifen 


“ an die Krone richteten, ſprachen wir bereits ben Grundfatz aus, daß das ver: 


faffungsmäßige Recht der Preußiſchen Landesvertretung nicht vermindert, ſondern 
nur auf das beutfche Barlament Übertragen werden bürfe. 

Die Thronrede erklärt nun, das Preußiſche Boll babe auf Teines feiner 
Rechte zu verzichten, jondern übertrage nur bie Wahrnehmung feiner Rechte feinen 
Bertretern in dem erweiterten ®emeinwefen. Ich halte das für richtig und werde 
verfuchen, e8 darzulegen. 

Wir befinden uns in einer Uebergangszeit, der wir und nicht entziehen 
fönnen. Ein völliger Einheitsftaat Tieße fih unter den gegebenen Berbäftniffen jo 
wenig für ben Norden Deutichlands ſchaffen, wie auf den Süden ausbehnen. 
Eben jo wenig kann es fih um Begründung eines Bunbesflaats etwa nad ame 


rikaniſchem oder ſchweizer Mufter handeln. Ein folder Bundesſtaat zwiſchen 


Monarchien ift Überhaupt noch nicht vorhanden geweien. 


Darum, meine Herren, müffen wir eine Berfaffung en 


nehmen, welde ben nothwendigen Anforderungen ber Segenmar 
entſpricht, und welde zugleich die Ausdehnung auf ben Süben am 
leihteften als möglich eriheinen läßt. 

Es kann fih nur um die Frage handeln, ob der leitenden Gr- 
walt (der preußifhen Krone) die nöthigen Befugniffe eingeräumt 
find und ob fie mit ber nöthigen Kraft ausgerüftet ift nad innen 
und nad außen. Ih glaube das bejaben zu müfjen. Im Wahrkeit 
it Alles, was weſentlich für eine kräftige Regierung nötbig ift, in volllommenem 
Maße auf die Preußiiche Regierung übertragen worben. Die Preußiſche Regie⸗ 
rung bat ausichließlich die völlerrechtliche 
von Poſt⸗ und Telegraphenmweien, die Leitung der Finanzen. Die Bundes -Re- 


ierung hat unmittelbar bie Aufficht und bie Vollziehung ber Mafregeln und det 


fetgebun des Bundes. Sie übt diefe Gewalt zum großen Theil durch eigene 
von ihr allein ernannte Behörden aus. Sie hat an bie Beamten ber Eingl- 


flaaten birect und unmittelbar zu verfügen. Ste hat aud ein eigenes Einlemmen. 


Iunerbalb ber Befugniß des Bundes geben nun Gefeggebung 
und parlamentarifhe Eontrole auf den Reichſtag und ben Bun- 
bestag über. Das ift ber weſentlichſte Punkt, in dem unfere Berjaflung 
geänbert werben fol. Bei der Gefeßgebung und der Budgetfeſtſetzung für Ptli- 





ertretung, bie alleinige Verwaltung 
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tr und Marine, für Zollwelen, Eonfulate, Eifenbahnen und Telegraphenweſen 
wird künftig bie Bundesgewalt ausfhließlih zu entfcheiben haben. In vielen 
Punkten wird es nicht nöhtig fein, daß in Preußen ferner noch eine beionbere 
Geſetzgebung ftattfinde. ' 

Eine der weſentlichſten Ausflellungen im Reichstage ift bie geweien, baß es 
an einem verantwortliden Minifterium fehle. Ich gehöre zu denen, bie 
dieſe Berantwortlichleit in Die Sum beaverfaflung aufgenommen ſehen möchten. 
sh habe mir aber nie verbehlt, daß dieſe Beſtimmungen praktiſch nur ge» 
ringen Werth haben würben. Ich meine baber, daß wir ſtaatsrechtlich und 
jariftifch jehr wenig einbüßen, wenn bies Prinzip in der Bundesverfaffung noch 
weniger ausgeſprochen ift, als in der Preußiihen VBerfaffung. Dagegen theile ich 
volllommen die Anficht von der Wichtigleit der politifhen und morali- 
ſchen Berantwortlichleit, welche unbedingt eine Regierung trifft, bie fi 
einem parlamentarifchen Körper gegenüberftellt: es ift auch dem Reichstage ba 8 
Kecht der Interpellation, der Befhwerbeführung, der Adreffe 
ausdrücklich anerkannt, in dieſer Beziehung fteht er aljo uns vollflommen 
gleich. Außerdem bleibt Die Berantwortlichleit der Preußiſchen Minifter 
uns gegenüber volllommen erhalten, auch in Bezug auf Bundesangelegenheiten. Das 
hat auch ber Herr Minifterpräfident jelber ausdrücklich ausgeſprochen. Es liegt 
dieſe Berantwortlichleit auch durchaus in der Natur ber Sache, benn eben ber 
Krone Preußen als folder wirb in der Bunbesverfaffung die ausführende Macht 
übertragen. Wir behalten alfo von unferem Rechte auch in biefer Rückſicht Alles, 
was wir haben. 

Eine wichtige Frage ift die, ob die Zufammenjegung der Bollevertretung 
binlängfide Gewähr für ihre Wirkſamkeit und ihren Einfluß im Bunde bietet. 
Die äußerlichen Sicherungen find diefelben wie bei uns, öffentliche Verhandlungen, 
fraffreie Berichte, Unverantwortlichleit der Abgeorbneten. Die Grundlage bes 
Reichstages dagegen ift das allgemeine, gleiche, birecte Wahlrecht mit 
geheimer Abflimmung Was bie Berfagung ber Diäten anbelangt, fo 
lann es fih für uns nicht darum handeln, ob wir die Gewährung ber Diäten 
für eine Sache der Zweckmäßigkeit und Gerechtigfeit halten, fondern wir können 
die Frage nur fo ftelen: ift dieſe Frage von folder Erheblichkeit, daß ein Reichstag 
ans Mitgliedern, die keine Diäten beziehen, nicht die Sicherheit gewährt, dem 
freien Bollewillen zu entſprechen. Ich glaube dies unter allen Umſtänden ver- 
neinen zu Tönnen. Es wäre ein zu großes Armuthszeugniß für das deutſche 
Vol, wenn wir annehmen ſollten, daß nicht auch ohne Diaten Männer gefunden 
werden Tönnten, bereit und fähig, jedem einzelnen Wahlkreife zu genügen und 
jene PBarteianfhauung im Reichstage zu vertreten. An biefer Frage bie ganze 
Berfaffung fcheitern zu laffen, ſcheint mir oölig unmöglich. 

Bon einigen Seiten ift der Mangel der Grundrechte als ein weſentlicher 
geltend gemacht. Im ber ſchweizer Bundesvwerfaffung giebt e8 auch feine Grund- 
rehte. Die Preußiſchen Grundrechte aber bleiben fortbeftehen. 

Das Budgetrecht halte ich für mindeftens eben fo gut, als bie Rechte, 
tie wir in Preußen befiten. Allerdings für die nächfte Zeit wirb ein großer 
Theil der Ausgaben ber etatsmäßigen Bewilligung entzogen fein. Sonft aber 
baben wir eine Erweiterung biefer Rechte infoweit, als ausbrüdlich dem 
Reichstage Die Macht beigelegt worben ift, auch über ben Präfenzftanb ber Armee 
zu befchließen, was uns direct bisher in Preußen immer entzogen geweſen ift 
ttog der Anſprüche, bie wir darauf gerichtet haben. 

Unzweifelbaft if pie Reorganifation der Preußifhen Armee, 
wie fie jegt beſteht, als die gejetlihe bes Bundes anerlannt. 
Bir haben dieſe Reorganifation bis 1866 belämpft. Nah 1866 
glaube ih, baf nit wir allein, fonbern auf die Unge heuere Ma- 
Jjorität des Bolkes der Weberzgeugung if, Daß biefe Reorgani- 
fetion unwiberruflid feftftebt. 

Wenn nun bie bisherigen Freiheiten durch die Bunbesverfaffung uns 
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nicht verfürzt werben, fo finb auf ber andern Seite die Gründe für die An- 
nahme fo groß und fo zwingend, baß gewiß die Wenigften fi ben de 
wicht derſelben werben verjchließen können. 

Es wirb eine einbeitlihe Geſetzgebung auf weiten Gebieten 
bes Lebens geſchaffen, es eröffnet ſich uns bie Ausficht, daß bie 
ftodende Gejeggebung wieder in Fluß geräth, Freizügigleit und 
Gewerbefreihbeit werben gejihert, Das allgemeine Indigenat nidt 
mehr an den Kleinftaaten jheitern. Die Geldverhältniſſe werden 
in ein einbeitlihes Syſtem georbnet werben, bie Gemeinjamleit 
ber Intereffen wird aud in politifher Beziehung auf die ganze 
Entwidelung unferes Bolkes zurückwirken. Wir erlangen eine 
ftaatlihe fefte Einigung für den Norden, und bie Ausſicht, die⸗ 
jelbe au für ben Süden auszudehnen. Um aber dieſe Madt bes 
neuen Deutſchlands zu begründen, wird es eines großen Auf- 
wandes nationaler Kräfte bedürfen Wirfchaffen jegt eine Grund— 
lage für bie deutfhe Entwidelung und wir fönnen mit gutem Ge— 
wiffen biefe Srundlage in dieſer Berfafiung annehmen Weine 
Herren! Wäre fie ungenügenber, als fie es if, jo würde ich es 
dennoch für ein großes Unglüäd und für eine furdtbare Berant- 
wortung halten, biefe Berfafjung abzulehnen. So aber, wie ſie 
ift, wird die Annahme gerechtfertigt fein für Mit- und Nachwelt 


8. Mat. Erfte Annahme der Bumdedverfaflung im Abgeordne⸗ 
tenbaufe mit 226 gegen 91 Stimmen. 


31. Mai. Zweite endgültige Annahme mit 227 gegen 
93 Stimmen. 


1. Suni. Crfte Berathung der Bundeöverfaffung im Herren: 
bauje. 
Schluß der Rede ded Abgeordneten von Kleift-Repow: 


Durch ben Abſchluß des norddeutſchen Bundes wird Preußen auf eine 
neue Stufe glänzenden Ruhmes und ermeiterten politifchen Lebens geftellt, und 
wie follten unferer Aller altpreußifche Herzen daran nicht ein Wohlgefallen haben? 
Durh den Abſchluß dieſes Bundes werben bie jetzt völlig getrennten einzelnen 
deutſchen Staaten, wenigftens ber Mehrzahl nach, von Neuem wieber vereinigt, 
enger und inniger, als fie es jemals in Deutichlanb geweſen finb, und meldet 
deutiche Herz hätte nicht eine Sehnfucht nach der Wieberherftellung des chriſtlichen 
Neiches beuticher Nation in Macht und Herrlichkeit? Was für mich endlich ent 
ſcheidend ift, das Werk ift ein Werk des Königs, unferes Herrn, bes monarchiſchen 
Preußens, nad einem glorreihen Siege über feine inneren unb äußeren Feinde, 
ganz ähnlich wie Preußen ſelbſt entftanden und gewachſen if. Oott bat unler 
Preußifches Vaterland bisher wunderbar geführt, er bat es zu hoben Dingen be 
rufen; ich meine damit die Erhaltung, die Ausbildung der Macht unb Herrlichkeit 
eines beutihen Fürſtenthums zugleich mit tiefgebenber Vollsfreiheit, und mie 
biefes Beides nur zu erlangen ift auf Grundlage einer frei fi entwickelnden 
Kirche, vermittelt von ihr getragener hriftlicher Staatseinrichtungen. Ich weiß 
wohl, wir find Alle, auch bie ftärkften unter uns, irrende Menjchen, allein Gott 
weiß aud den Irrthum feinem Ziele dienftbar zu maden, wenn wir in Ginfalt 
unb mit reblihem Willen feinem Ziele nachftveben, ben Irrthum erfeunen und 
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wieber gut machen. In biefer Hoffnung getroft vorwärts! Und flänben wir vor 
einem neuen großen nationalen Kriege, wie ihn gewiß Keiner von uns wünfcht 
und er gegenwärtig ja auch befeitigt zu fein fcheint, dadurch vor allem Auderen 
wärbe die Baterlanbsliebe in allen beutfhen Gauen zu hellen Flammen empor- 
ſchlagen, dadurch würde die Einheit in der Gluth bes heißen Kampfes erft recht 
fe und unauflöslich zufammengefchmiebet werben. — Deshalb bitte ich, getroft 
und in Hoffnung fröhlich „Ja“ zu dem Werke zu fagen. 


Die Annahme erfolgte mit Ginftimmigfeit. 


23. Juni. Zweite endgültige Annahme der Verfaffung im Herren- 
hauſe wiederum mit Einftimmigfeit (bei 119 Anwe- 
jenden). 


24. Juni. Schluß der Landtagsſeſſion durch den jtellvertretenden 
Vorſitzenden des Staats⸗Miniſters von der Heydt. 


Verkündigung der Verfaſſung des norddeut— 
ſchen Bundes. 


24. Juni. Publications-Patent. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., thun 
fund und fügen hiermit zu wiſſen: 

Nahdem die Berfaffung des norddeutſchen Bundes von 
den verbündeten Fürſten und freien Städten mit dem Reichs— 
tage vereinbart worden ift und die Zuftimmung beider Häufer 
des Landtages der Monarchie erhalten hat, verkünden Wir 
nachſtehend die gedachte Berfaffung und beftimmen zugleich, 
daß diefelbe im ganzen Umfange der Monardie, einfhliestih 
des Jahdegebiets und der durch die Geſetze vom 20. September 
und 24. December 1866 mit derfelben vereinigten Landestheile 
am 1. Juli d. J. in Kraft treten foll. 


55, Die Luxemburgiſche Frage. 


1867. Zur Stellung Frankreichs gegenüber der Neuge— 
ftaltung Deutſchlands. 


14.— 18. März. Verhandlungen über Frankreichs auswärtige Pr: 
litik im legiölativen Körper. 


I. 
14. März. Aeußerungen Thiers über Frankreichs Politik. 


... Auf Deutihland kommend, jagt Herr Thiers: Man hätte bie Pelitil 
der liberalen Bartei, das heißt der Partei der Decentralifation und Föderation 
unterfügen follen; man habe es nicht gethan. Man babe Herrn v. Cavour er⸗ 
laubt, Florenz zu nehmen, weil man bafelbft italienifch fpricht wie zu Turm; 
unb fo fort bis nach Neapel und Sicilten. Nun babe fih auch ein d 
König gefunden, der e8 geeignet fand, fein Reich zu vergrößern. Preußen habe 

efagt: die Herzogthümer fprechen deutſch, daher gehören fie Preußen, obgleid bus 
Sntereffe Europas wegen bes Sunbes erheifchte, daß fie zu Dänemark gehörten. 
Was babe man getban? Nichts! Man habe Preußen gewähren laſſen. 

Bon Herm v. Bismard müffe man fagen, was Boſſuet von Erommed: 
„eiu Mann bat fi gefunden.” Diefer Minifter fei von einer feltenen Kühn- 
beit unb Energie; denn wie hätte ex ohne dieſe Eigenſchaften ein Reich non 38 Mil- 
lionen mit einem Bolle von 19 Millionen angreifen innen? Uber Oeſterreich 
fei nicht fampfbereit geweien, und Italien babe durch feine Theilnahme am Kampie 

rankreich gelähmt. Dies babe Herr v. Bismard fih zu Nutzen gemadt. 

ätte Frankreich auf einen Gebietszuwachs rechnen können? Nein, denn Deutic- 
land balte leidenſchaftlich Alles fett und Preußen hätte felbft nach der Schladt 
von Sabowa Frankreich nichts geben können. Frankreich hätte auf Italien 
brüden und den Angreifer des beutihen Bundes mit Krieg be 
proben müffen, fo wäre ber Frieden erhalten geblieben. Die Regierung hade 
eine andere Politik verfolgt, fie habe gezaubert, eine Chance abgewartet und je 
Anlaß zur Größe Preußens gegeben. 

Wie fei nun gegenwärtig die Lage? Das neue Militärgeſetz beweiſe ihren 
Ernft. „Früher hatte Preußen 19 Millionen Ginwohner, der beutiche Bund 
17 Millionen, Oefterreich 38 Millionen, das war ein Gleichgewicht. Jedt bet 
Preußen 31 Millionen Einwohner und aud Mainz, das Rapoleon I. ben Schtäffel 
des europäiſchen Continent nannte.” — — 

In der gegenwärtigen Tage gebe es zwei Wege für Frankreich: ber eine 
beſtehe darin, fih an bie Seite ber Ehrgeizigen zu ftellen, biefer ſei gefährlich: 
als zweiter bleibe übrig, fich an bie Spike ber bebrohten Intereſſen zu ſtellen 
Dies werbe ben Frieden fidhern. 








653 
1867. 


Die Kraft Frankreichs genügte. Darım müffe bie Lanbesvertretung ge- 
wiſſenhaft die Projekte ber Regierung prüfen und wenn die Streitlräfte, die fie 
fordert, nöthig find, müffen fie von der Legislative bewilligt werben. Es fei noth- 
wendig, daß Frankreich und England Hand in Hand geben, ihnen werben ſich 
Deferreih und bie Heinen Staaten anſchließen. 


I. 
15. März. Aeußerung Olliviers über Frankreichs Stellung zur Deutſch⸗ 
nationalen Politik. 


Frankreich darf ſich nicht dur bie Idee der natürlichen Grenzen 
fetten laffen. Weber Belgien noch bie Rheinprovinz wollen franzöſiſch werben. 
Soll Frankreich fih durch den Neid auf bie wachſende Größe der Andern beftimmen 
laſſen? Es wäre eine ſchlechte Politik, die, Frankreichs Suprematie auf die Zer- 
Ipätterung ber übrigen Völler bauend, biefem Uebergewicht ein unausbleibliches 
nabes Ende bereitet. ‘ 

Die Selbſtbeſtimmung und ber freie Wille der Bevölkerungen 
muß der oberfie Grundſatz der Staatspolitif fein. Man will Dies 
Prinzip durch die Rüdficht auf das europäifche Gleichgewicht befchränfen. Das 
beißt mit anberen Worten, man jagt den Böllern: Ihr Könnt thun, was Ihr 
wollt, denn Ihr feib unabhängig, aber nur unter ber einen Bedingung, daß 
hr that, was uns convenirt. Es ift diefelbe Sprache, welche ber Abſo⸗ 
lutienms im Innern führte, und bie in ber auswärtigen Politik gleichmäßig be- 
fimpft werben muß.... Herr Garnier-Pagés glaubt, was Herr von 
Sismard gefhaffen, werde niht dauern. Er irrt ſich: nicht nur 
wird es bauern, e8 wirb fi weiter entwideln; ber Tag wird 
lommen in naher oder ferner Zukunft, aber unfehlbar, wo, nach—⸗ 
dem ber Südbund nah dem preußifhen Syſtem militärifch orga- 
nifirt und der Nordbund fi definitiv conftituirt, dieſe Beiden 
lid nähern und Über ben Main fi die Hand reihen werben, troß 
des Prager Friedens. 

Was Frankreich dann zu thun habe, ift das größte Problem der Gegenwart. 
Die einzig würdige, weife und gefchidte Haltung beftebt Darin, ohne Rüdgebanten, 
ehne Kleinmuth und Unruhe ein Wert anzunehmen, das nicht gegen 
Frankreich gerichtet if. 


III. 
18. März. Aeußerung Rouher's über die Stellung Frankreichs zur Deut- 
ſchen Politik. 


.... Was die deutſchen Angelegenheiten betrifft, jo kann der franzöſiſchen 
Regierung wegen bes zum Ausbruch gekommenen deutſch⸗ däniſchen Konflikts kein 
Vorwurf gemacht werben. Die Bewegung war von vornherein. ſo intenfiv in 
Dentihland, daß fie Durch ein Einfchreiten Frankreichs nicht aufgehalten, fonbern 
nur verflärft werben Tonnte. England war außerbem, als von einer Intervention 
die Rede war (der Behauptung von Thiers entgegen) nicht für ben jebenfalle 
unvermeiblichen Landkrieg, ſondern höchſtens für eine zweckloſe Spazierfahrt in 
ber Nord- und Oſtſee. Frankreich hat ebenſo wenig, wie Thiers behauptet, die 
Londoner Konvention vom Jahre 1852 und England, das fie aufrecht erhalten 
wollte, im Stiche gelaffen. Dagegen war e8 England, das in ber 6. Konferenz- 
fung in dieſem Sinne die Initiative ergriff und fofort das Ziehen einer Grenz- 
Imie in Nordſchleswig beantragte und troß alles Wiberftrebens ber Dänen mit 
Aufgebot großer Anfttengungen durchſetzte. Damals hat num Frankreich eine Ab⸗ 
Rünmung der fchleswig - holfteinfchen Bevölkerung verlangt, unb damit war auch 
das befle Mittel geboten, weiterem Unheil vorzubeugen. Allein biejer Borichlag 
ſcheiterte an Dentſchlands Berbalten. 
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Den Thiers’ihen Einwenbungen gegenüber, daß Frankreich einzig für den 
preußiſch⸗ itaftenifch » öfterreichifchen g verantwortlich jet, jo iſt es möglich, be 
in einem Krieg zu zweien unb ohne das preußifch italienische Vündniß Sadewa 
nicht für Defterreich hätte verloren geben können, ober daß es jelbft, ba Preußen 
allein nicht mit dem öſterreichiſchen Koloß angebunden hätte, nicht zum Kriege 
gelommen wäre. Dies bat bie Faiferliche Regierung ſchon lange eingejehen und 
erflärt. Ste hat Alles aufgeboten, um bie Kataftrophe zu verhindern, allein alle 
ihre Bemühungen fcheiterten. Italien war bei der Aufregung, die baffelbe erfüllte, 
nicht aufzuhalten. Es hätte damals gewiß nit auf Frankreichs Stimme gehört. 
Sranfreih hat fih darum in Gemeinſchaft mit England an Oeſterreich geivandt, 
damit es Venetien freiwillig aufgebe. Einen Augenblid durfte man hoffen, daß 
Defterreich wanfe und damals Ind Frankreich zum Kongreffe ein. Deſterreich 
aber nicht nachgegeben. Diefe Weigerung jet zu begreifen, und man bürfe das 
Kabinet von Wien beshalb nicht anklagen; aber in der Annahme lag das einzige 
Mittel, dem Kriege zuvorzufommen. Nun kam es zum Krieg unb bas Gläd der 
Schlachten entſchied. 

Der 3. Iuli war ein gewichtiger Tag. Diefem unerwarteten 
und unwahrfheinlihen Ereignifje gegenüber, waren bie Herzen 
aller Männer der Regierung mit patriotifher Angſt erfüllt. Die 
Löſungen, die jet ins Auge zu faffen waren, hatten die Zukunft auf Jahrhun⸗ 
berte hinaus zu beflimmen, und es waren nur Minuten für die Entſcheidung 
vorhanden. Die franzöfifche Regierung entſchloß ſich zu weiterer Thätigkeit, aber 
nicht für eine Kriegsdrohung, fondern für die Herbeiführung des Friedens durch 
Bermittelung. Und dieſe Bermittelung trug ihre Früchte. Nach zwanzig Tagen 
eines Krieges, ber ganz Europa in Flammen zu ſetzen drohte, Tehrten bie Armeen 
beim. Es fioß fein Blut mehr, der Friede war wieder bergeftellt und die Cinifi- 
jation, fhritt nad einem Augenblid ber Unterbrechung auf ihrer Babn wieber 
voran 

Man jagt uns, daß die italienische Einheit Die deutſche zur Welt gebradt: 
man braucht aber nur die Geſchichte nachzuſchlagen, um zu ſehen, daß dieſes nicht 
ber Fall iſt. Ich will die deutſche Einkeit nicht in deu Agitationen von 1813 
ſuchen. Ich will von 1815 ausgehen, und will Ihnen beweifen, baß fie ſchon 
lange beftand, ehe fie proffamirt wurde. Der Wiener Vertrag ftellte bie Inte- 
grität Deutſchlands als Prinzip auf. Später forderte man bie verſchiedenen 
Staaten auf, ihre ftaatsötonomifche Einheit berzuftellen. Zwei Strömungen er- 
geben fih fofort. Die eine war revolutionärer, die andere rein ftaateöfonomijcher 

atur. Defterreih und Preußen überwachten fich gegenfeitig. Indeß ſah legtere 
Macht bald ein, welchen ungeheuren Hebel fie erlangen könnte und ftellte fih an 
die Spike der Bewegung. 

Bon 1836 an verjhwanben bie Zollſchranken unb es entftanb unter ter 
Hegemonie Preußens gemeinfchaftficher Reichthum und Wohlſtand. Alle Staatt- 
männer fahen darin den Anfang der Einheit. Bon 1836 an ſprach man in biefem 
Saale von biefer Bewegung, und als man Herrn Thiers Borwärfe darüber 
machte, daß er nichts Dagegen thue, meinte er, Die Kammer fei ſelbſt baran ſchuld. 
daß es fo gelommen, denn fie habe bie hohen Zollfäge nicht herabſetzen wollen. 
Und als die Oppofition weiter in Thiers drang, fagte er: Jal bie deutide Zol⸗ 
einheit ift zu Stande gebracht, aber e8 war unmöglich, fie zu verbinbern. 

Preußen bat nicht einen Augenblid lang bie Wichtigkeit dieſer Zolleinheit 
außer Acht gelafjen. Ungeachtet des Krieges, ungeachtet der Oppofition O 
bat es biejelbe immer im Auge behalten. Und was war benn dieſes Deutſchland 
feit 1815? Muß man an jeine Studenten » Gefellfhaften und andere Affociationen 
erinnern, an bie Bewegung von 18309 Alle unfere Gejaubteu hielten bie Ein- 
beit Deutjchlands in einer gegebenen Zeit für unumgänglich nothbwentig. 

Als 1840 Frankreich von einem Kriege bebroht war, denn es hatte vier 
Mächte gegen fih, proffamirte Deutfchland am Rhein bie Nothwendigkeit feiner 
Einheit. Und 18487 Welche Fahne erhob damals Deutfchland? Es war bie 
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Fahne der Einheit. Die Revolution proffamirte die Einheit, indem fie Defterreich 
ausſchloß und an die Spike ber Einheit Preußen ftellte. Defterreich wich der 
Einheit aus, aber 1863 fanctionirte e8 biefelbe ebenfalls. Der Kaifer von Defter- 
reich begab fich nach Frankfurt, wo er dem Deutjhen Bunbe eine neue Geftalt 
geben wollte. 

So ſchritt Deutihland zur Einheit hin. Was blieb zu thun übrig? 

Welke find bie Pflichten Frankreichs dieſen Ereigniffen gegenüber? Es muß 
vergleichen unb fi fragen, ob ber neue Staat Frankreich nachtheiliger ift, ale 
ter ehemalige Deutſche Bund. Es muß die Organifation Europas findiren, wie 
fe vor Sabowa war. Es muß in diefen Kragen einen feften, energiihen Ent- 
ſchluß faffen, darf feine Transaktion und feine Zweideutigkeit annehmen; hat 
Frankreich einen Centimeter feiner Größe ober ein Atom feiner Macht verloren ? 

Die Aufgabe Frankreichs vebuzirt ſich jet auf zwei Punkte: auf den Ber- 
gleich des Deutihen Bundes mit der jetigen Lage der Dinge in Deutichland 
und ferner auf die Prüfung ber Frage, ob Frankreich wirklich iſolirt ift, wie Herr 
Thiers gejagt. 

Der Deutſche Bund verdbantt fein Entftehen Thatſachen, 
teren Datum für uns zugleih ein Schmerz und eine Feſſel if. 
Aus dem erfteren Grunde bin ich ſchon geneigt, zu glauben, daß biefe Konzeption 
nichts Wohlwollendes für Frankreich enthielt. Unter der gleichgeitigen Leitung 
Preußens und Defterreihs und von Rußland überwacht, etablirte ber Deutſche 
Lnnd gegen Frankreich eine Herrſchaft, welche von Petereburg tneding und erft 
am Rheine inne hielt. Diele Herrigpaft, dieſe Macht von 75 Millionen Einwoh⸗ 
nern wurbe durch bie Verträge von 1815 organifirt. ‚Der Bund verfchlaug unſere 
Feſtungen, bebrohte uns am Rheine und an ben Alpen, nöthigte uns, Hüningen 
zu ſchleifen, und zerrüttete unfer Vertheidigungsſyſtem. Er war die Schildwache 
* unſere Intereſſen, ſowie die des Mißtrauens und der Feindſeligkeit ber 

ächte. 

Was iſt aber nun die jetzige Lage? Preußen kann ſich durch ſeine 
Allianz mit dem Nordbunde auf 29, durch feine Allianz mit dem Südbunde auf 
32 Millionen vermehren. Ehemals konnte aber Deutſchland 75 Millionen gegen 
Frankreich ins Feld führen und hatte Rußland ale Rüdhalt. Heut giebt es ein 
Iefterreih mit 33 Millionen Einwohnern. Es giebt daher dort 33 Millionen, 
bie durch nichts an Preußen oder Deutichland gebunden find. Die heilige 
Allianz iſt vernichtet; die Könföderation ift zu Orunde gegangen; 
nene Intereffen befteben zwiſchen dieſen Staaten, die Frankreich 
nıht mehr bedrohen. 

Herr Thiers ift noch weiter gegangen: er bat gejagt: Frankreich hat feine 
Altirten, ift von einer furchtbaren Koalition bebroht und ruft biejelbe hervor ober 
berbei durch eine unkluge Politit im Driente. Rußland und Preußen wären im 
2egriffe, fih zu verfländigen, damit das eine bis zum Pontus Eurinus, bas 
andere bi8 zum Zuyderſee gelangen könne. Rußland würde Preußen und dieſes 
Rußland freie Hand laſſen; daraus werbe für Frankreich eine Schwäche erwachſen. 
Fraukreich, fährt man fort, ift mit Blindheit gejchlagen, denn es begünftigt im 
Trient die ruſſiſche Politit und bereitet den Sturz bes ottomanischen Reiches vor, 
um baffelbe Durch ein chriftliches zu erſetzen. 

Preußen hat aber in erfterer Beziehung Frankreich Die abjo- 
Inteten ®arantien gegeben. Hätte Frankreich dem feinen Glauben beige- 
meflen, jo würde es berartige Anſprüche nicht geduldet haben. Frankreich nahın 
tie Konfequenzen eines Krieges an, ber jeine Grenze und, wie ich meine, feine 
Rethwenbigkeit hatte. Aber maßlofe Anfprüche und ſchrankenloſe Begehren nimmt 
es uiht an. An dem Tage, wo Preußen ben Zuyberfee in Schach fegen wollte, 
würden Frankreich und England eine Sprache vernehmen lafien, bie e8 Preußen 
kegreifliich machen müßte, baß die Zeit ver Anmaßungen nicht da if. Rußland 
ſoll die Adficht haben, bis zum Pontus Eurinus vorzudringen. Schiebe man doc) 
&iner mächtigen Regierung keine fo gefährlichen Pläne des Ehrgeizes unter! An 
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dem Tage, wo Rußland feine Verſuche auf biefer Seite erneuern follte, würde 
ber Weften die nämlichen Interefien, die nämlichen Kräfte und den nämlicen 
Willen baben. 

Man bat gejagt, Frankreich habe feine Alliirten, es bat wenigſtens keine 
einde. Es giebt keine Macht, bie nicht für Frankreich Sympathie, Achtung, 
reunbichaftlichfeit beſäße; alle brüden fich gegen bie franzöftiche Regierung in 

ben wärmften Worten ber Friebfertigfeit aus. 

Wer will Frankreich angreifen? Wer droht ibm? Durchforidt die 
Geheimniffe der Kanzleien. Wo findet man feindliche Abſichten? — Der Minifer 
Ihließt feine Rede mit den Worten: Die Mächte bewegen fich innerhalb ihrer 
Sphären und ihrer Macht. Unter einander ftraßlen fie Gefühle der Harmonie 
und nicht der Feindfeligkeit aus. Je mehr ich dieſes Schaufpiel beobachte, befte 
mebr boffe ich, bie Zeit werbe dieſe Harmonie und biefe Sympathie beifigen, 
und ih meine, für die franzöfifhe Nation verfhlage es nichts, ob 
fie an Ausbebnung zunehme, wenn fie nuran Höhe gewinnt. Möge 
fie fortfahren, ihre Wohlfahrt, ihre Macht und ihren Reichthum zu entwideln, 
unb jegt, wo ber Souverain ihr neue Horizonte eröffnet bat, möge fie fich beiter, 
rubig und kräftig in ber Ausübung der Inneren Freiheiten fammeln und ihren 
fruchtbaren Einfluß entfalten. Redet nit von Coalition, ruft biefes Geipent 
nicht herbei. Die Coalition ift erloſchen; fle wirb nicht wieber auflommeen unter 
ber Herrfchaft und dem Scepter eines Hapoleon. 


Anregung ber Enzemburgifchen Frage zwiſchen Frank⸗ 
reich und Holland. 


27. Februar. Depeſche des franzbſiſchen Miniſters des Auswärtigen Marquit 
de Mouſtier an den Geſandten in Haag. 


„Mein Herr! Der Haager Hof hat feinen Vertreter in Paris beauftragt, 
ber Regierung bes Kaiſers Die Tage der Niederlande in ihren Beziehungen zu 
Preußen auseinander zu ſetzen und feinen Inftrultionen gemäß bat mir Her 
Ligbtenvelt eine un überreicht, von der ich es für gut balte, Sie in 
Kenntniß zu fegen. Der Graf von Zuylen beginnt damit in biefem Altenſtüde. 
an bie Haltung zu erinnern, welche die Regierung der Nieberlanbe während dei 
fetten Krieges eingenommen. Bon bem Grimbjate ausgehend, baß ein Konflikt 
mit den Waffen in der Hand unter ben Genoffen des Deutichen Bunbes te 
Bunbesalte ſelbſt wiberfpreche, Eonftatirt er, daß am Tage bes Beginuens der 
Feindfeligfeiten ber Deutiche Bund de jure et de facto zn beftehen aufgeht: 
babe. Daraus babe fich fir Holland ein doppelte Refultat ergeben. Einmal isb 
es zugleich bie Berpflißtungen ſchwinden, welche ihm ber Vertrag vom 19. April 
1839 auferlegt, und dann konnte e8 ihm geftattet fein, Eigenthumsrechte auf ver- 
hiebene Bundes- Objelte zu erheben, deren Liquibation durch den Vertrag ven 
23. Auguft 1866 borgeiihrieben wird. 

Da es aber wilnichte, außerhalb aller Streitpuntte zn bleiben, bie bei dieſen 
Anlaß erhoben werden konnten, und ba ihm vor Allem daran gelegen, feftzußellen. 
wie es von mın an ſich allen rein beutichen Angelegenheiten völlig fremb eracır, 
batte das bolländifche Gouvernement fon im Monat Oltober bem Berliner Ke 
binet ein Arrangement vorgeichlagen, in Folge beffen Holland auf jeben Yatbei: 
zu verzichten erflärte, ber ihm aus ber srheitung bee Bunbesvermögens erwachjen 
fönnte, wogegen Deutſchland auf ber anderen Seite gleichzeitig jeber Rellamatiet 
hinfihtlih des Bundes entjagen follte, welches ber Krieg jo eben zerriflen. 

Nachdem Graf Bismard lange Zeit es vermieben, auf biefe Gröffnunger 
zu antworten, batte er endlich erklärt, baf er fich nicht auf denſelben Ausgang! 
punkt flellen könne ale das Haager Tabinet, und daß bie prenfiide Re 
gierung bie Löſung dieſer Erage bem Norddeutſchen Parlamente 
vorbehalten müßte. 
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Das nieberlänbifde Gouvernement zeigt ſich Übrigens durchaus nicht über⸗ 
raſcht von einer Antwort, welche biverje Zwiſchenfälle, abgejehen von ber Haltung 
der preußifchen offizidien Preffe, hatten vorausſehen laffen. 

Das Kabinett des Haag ſcbeint zu fürchten, daß Preußen, nicht 
jnfriedeu mit ben Begünftigungen, die feinem Handel in Holland 
jelbR und deſſen Kolonien zu Theil würben, bie Abſicht babe, fi 
auf eine gewiffe Racengemeinfhaft und die geographiſche Lage 
Hollands ftügend, eine außergewöhnliche Berbindung mit dieſem 
Lande anzuftreben und jo eine intime Allianz anzubahnen, beren 
Refultat wäre, fein eigenes Hanbels- und Militair-Syflem, na» 
mentlih mit Bezug auf die Marine, zu vervollfändigen. 

Solden Strebungen einer Regierung gegenüber, welche fo 
notorifhe Beweile von der Schnelligkeit ihrer Entjehließungen und 
ihrer Handlungen abgegeben, war e8 für ben Haag von größter 
Bihtigleit, zu wilfen, welde Haltung Frankreich iu dem Falle 
einnehmen würde, baß ohne Provocirung feinerfeits Holland von 
Deutihland aus bebroht würde. 

Diefe Mittbeilung des Herrn Lightenvelt ift ganz geeignet, unfere beſondere 
Beachtung zu erregen, und ich erſuche Sie, in einer Unterhaltung mit bem Mi⸗ 
nifter bes Aeußeren zu unterfuchen, was wirklich begründet ıfl in den Be- 
fürdtungen, welde das holländifhe Souvernement Über bie Ge- 
fahren bekundete, die feiner Unabhängigkeit und feinem Redte 
drobten und denen gegenüber wir nidht gleihgältig zu bleiben 
vermödten. 

Diefe Mittbeilung drängt Übrigens zwei fehr wichtige Bragen auf: bie 
Frage wegen Limburgs und bie wegen Luremburgs, beren Lage bisher ument- 
—* geblieben. Ich behalte mir vor, dieſelben in einer weiteren Depeſche ein⸗ 
gehend zu behandeln.“ 


28. Februar. Erſte Anregung der Vereinigung Luxem— 
burgs mit Frankreich. 


Depeſche des Marquis de Mouſtier an den Geſandten im Haag. 


— — „Unfere Aufmerkſamkeit richtet ſich ganz beſonders auf bie inter⸗ 
nationale Lage Limburgs und Luremburgs, beren Schidfjal in hohem Grabe bie 
angränzendben Länber wegen ber Sicherung ihrer eigenen Gränzen intereifirt. 
Beide haben nur dem einft berrfhenden Syfleme des Mißtrauens ihren Eintritt 
in den dentſchen Bund zu verdanken gehabt; aber biefe zufällige Verbindung ift 
mit Auflöfung des deutſchen Bundes gebrochen. 

Bom Rechtsſtandpunkte aus find beide Länder von jeber Verpflichtung gegen 
Dentihland, nah Anſicht des Könige von Holland, befreit, nnd Preußens 
Hecht, Sarnifon in Luremburg zu halten, ift hinfällig geworden. 
Limburg iſt nur noch eine holländiſche Provinz, und das Großherzogthum din 
mabhängiger Staat, den ein Großherzog beberricht, welcher gleichzeitig auf bem 
Throne von Holland ſitzt. 

Bas Luxemburg anbetrifft, das Frankreich am nächken berührt, fo kaun 
Preußen kaum eine Verwandiſchaft mit ihm anrufen. Die Sympathien bes Landes 
find durchaus gegen eine Allianz mit Deutfchland; im Gegentheil blidt die Be⸗ 
völlerung vielmehr nach Franfreih. Hiervon muß Alt genommen werben, unb 
es iſt bebauerlih, baf man auf ver anderen Seite des Rheines anber® darüber 
dent. Wir könnten ba leicht in den Fall kommen, zu vermutben, daß Preußen, 
mie man im Haag zu fürchten ſcheint, wirklich an eine ungehörige Gränzerwerbung 
nah dieſer Seite hin denkt. 

Bisher ift dieſer Gebante ſiets von mir zurldgewielen worben. Preußen, 
fo hatte man gehofft, werde dieſe Frage auf eine alle Theile befriebigenbe Weiſe 

Fürf Bismard. 42 
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zu löſen fuchen, inbem es entweber eine weiſe Initiative zeige ober ſich ben ber 
rechtigten Forderungen Hollands füge. Keines von beiden ift aber geichehen. 

Der Zwed unferer vertraulichen Berftändigung muß auf das Aufgeben 
‚aller Rechte Deutſchlands an Limburg und die Räumung ber Feflung Suremburg 
durch Die preußiſche Garniſon gerichtet fein. Freilich ift das nieberläubiiche Gou⸗ 
vernement ſchon mit feinem Unterhandlungsverfuche in Berlin gefcheitert. Eine 
direkte Einmifchung der franzöfifhen Regierung kann aber beiberfeits bie Rational- 
Eigenliebe in's Spiel bringen und jo die Schwierigkeiten erſchweren. Was aber 
Preußen dem Könige von Holland nit bewilligen will, kann zwiſchen Berlin 
und Paris Gegenftand eines freundſchaftlichen und ehrenvollen Uebereinlommens 
werben. 

Es ift nicht wahrſcheinlich, daß Preußen, das ſich täglich be- 
mübt, feine Beziehungen zu Frankreich herzlicher zn machen, daran 
denken folite, ohne Beredtigung an ber Grenze Franfreihs als 
Drohung gleihfam eine Befakung weiter zu unterbalten, bie 
durchaus offenjiven Charakters wäre und fo groß aud Frankreichs 
Langmuth und fein Wunfhift, jedes Mißverſtändniß zu vermeiden, 
fo fheint bob ber Moment gelommen, in bem Frankreich die Sade 
zur Sprade zu bringen hat, da ein längeres Schweigen ein Ar- 

ument gegen es felber würde. Ich gebe weiter unb glaube, daß 
Breußen eine geihidte Politik verfolgen würde, indem e# einer 
Bereinigung bes Großherzogthbums mit Frankreich nicht entgegen 
wäre, bie uns jelbfi eine Genugtbuung und Europa als Zeichen 
ber Freundſchaft beider Nationen ein neues Pfand für den Frieden 
fein würde. 

Bei näherer Srörterung eines ſolchen Vorſchlags wirb ſich ergeben, wie & 
dem Könige von Holland felbft angenehm fein müßte, fi) fo von einer Previnz 
zu befreien, bie von feinen holländiſchen Untertbanen flets mit fcheelen Augen 
angefehen worben fei. Natürlih wäre Die Zuflimmung ber Bevölkerung 
zur Annerton eben fo erforberlic, als bie des Könige. 

Uns allein aber würde es zuftehen, vertrauliche Unterbandlungen mit Berlin 
anzuknüpfen, von benen unfere verſöhnliche Abfichten jeden Grund eines Konflicts 
fern halten würden. zc. xc. 


Zuremburg und der Norddeutſche Bund. 


18. März. Erfte Erklärung ded Grafen Bismard im Reichstage 
(auf eine Anfrage in Betreff der Stellung Luxemburgs und 
Limburgs zum Bunde). 


J. 

Es freut mich, daß mir Gelegenheit gegeben iſt, den finnloſen Ver⸗ 
dächtigungen entgegen zu treten, bie mit Dezug auf unjer Berhältwiß zu 
— in der * — usdruck gefunden haben. Ich weiß nicht, wer ein 

ntereſſe dabei hat, ſolche Anſichten zu verbreiten, als ob Holland von 
Preußen bedroht würde, als ob jemals ein Preußiſcher Staatsmann daran 
edacht hätte, die Holländer um ihr Beſitzthum zu beneiden oder in dem 
—* zu beeinträchtigen. So viel kann ich aber verſichern, daß die Ge⸗ 
rüchte vollſtändig aus der Luft gegriffen find, daß mit feinem flaben 
auch nur der mindeſte Anlaß gegeben worden ift, der biejer dung 
au nur ein Haar breit Raum gewähren würde. Wir haben mit den 
Niederlanden allerdings vor Ausbruch de Krieges wegen Luxemburg eint 


Auseinanderfegung gehabt. Die Großherzoglich luremburgiſche Regierung 
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folgte nicht unferem Beifpiele, fi) von dem Bunde fern zu halten; ihr 
Gefandter blieb vielmehr auch nach unferem Austritt in der Bundesver- 
ſammlung und gefellte fich jo gewifjermaßen der Corporation zu, welche 
mit und im Kriege ftand, ohne fich jedoch felbit thätig zu betheiligen. 
Ueber dieſen Punkt habe ich eine Auseinanderfegung mit dem Königlich 
meberländifchen Herrn Gejandten gehabt, der, objchon ex kein directes, 
firenges Mandat dazu hatte, doch ex mandato praesumpto die Iurembur« 
giihe Regierung bier mit vertrat. Wir waren dabei einig, daß, juriftifch 
genommen, wir ung im Sriege mit Luxemburg befänden, daß wir aber 
beiderfeitig fein Intereſſe hätten, diefen Krieg zu führen, und wir glaubten 
und Beide auf? Wort, dag wir nicht aufeinander hießen würden. Daß 
relbft damals in diefen Vorgängen der Keim irgend einer Befürchtung 
für Holland, eine Bedrohung der Niederlande gelegen haben könnte, kann 
ih nicht annehmen, das find vorübergegangene Dinge. 

Bekannt iſt, daß die Königlich niederländijche Regierung wünfcht, das 
Band, welches einen Theil ihres unmittelbaren Gebietes, einen Theil der 
Provinz Limburg feit einer Reihe von Jahren mit umfaßt, gelöft zu fehen; 
fie hatte darüber jchon in Frankfurt beftimmte Anträge gemadt Wi 
baben die Ueberzeugung, daß, wenn wir mit Entjchiedenheit darauf be> 
fanden hätten, die Niederlande jollten für Limburg beitreten, wir dadurch 
den Niederlanden einen Anlaß zur Beforgniß gegeben haben würden, indem 
es dann ja eben wiederum darauf anfäme, die Zerreißung einer ſtaat⸗ 
lihen Einheit herbeizuführen, die die polnischen Herren Abgeordneten ber 
Preußifhen Monarchie anthun wollten bei dem tiefer einſchneidenden Syftem 
des jeigen Bundes. 

Wir haben diefe Zumuthung nicht geftellt, ebenfowenig iſt 
und ın Bezug auf Yuremburg jemals ein Wunfd des dortigen 
Souveraind, der dortigen Regierung, der dortigen Einwohner: 
Ihaft ausgefprochen worden, für diefes Großherzogthbum dem 
norddeutfhen Bunde anzugehören. 

Man könnte im ganz ftrengen Wortfinne annehmen, daß nach der 
Analogie der Friedensichlürfe, die wir mit Meiningen, mit Neuß gemacht 
haben, ſchließlich vielleicht jogar ein Friedensſchluß mit Luremburg nöthig 
wäre. Aber dieſe indirecte Kriegderklärung, die im Verweilen Luxemburgs 
im Bunde lag, hat gar feine Solgen gehabt, weder einen Kampf noch 
emen Friedensſchluß. 

Unfrerjeits ift auf die Zugehörigfeit Yuremburgs und 
Yımburgs zu Deutfchland weder verzichtet worden, noch ift 
lie als ein Rechtsgrundſatz ausgefproden worden. Wir können 
den Souverainen, die dem Bunde nicht beitreten wollen, feine 
Gewalt und feinen Zwang anthun. Wenn einer der übrigen Sou- 
veraine, mit denen wir uns jegt im Bunde befinden, ſich nachhaltig und ent- 
ihieden geweigert hätte, dem norddeutfchen Bunde beizutreten — ich glaube 
doch, die geographijche Situation eines foldden Staates müßte fehr zwin- 
gend ihrer Natur nah auf uns gewirkt haben, wenn wir hätten einen 
Druck auf ſolche Regierung ausüben follen in einer Tage der europäiſchen 
Berhältniffe, wo wir ebenfo wie die anderen Großmächte das nterefie 
haben, den Zunder, der den Frieden Europas in Brand fteden könnte, in 
feiner Weife zu vermehren. 

Ich kann deshalb nur conftatiren, von Seiten Luremburgs ift uns . 
42* 
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niemals die Abſicht und der Wunfch ausgeſprochen worden, dem nord: 
deutſchen Bunde beizutreten; von Seiten Limburgs ift und entichieden 
der und ausgefprochen worden, in diefer Beziehung nicht behelligt 
zu werden. 


II. 


Der Norddeutihe Bund und die ſüddeutſchen 
Staaten. — Zuremburg eine europäiſche Frage. 


(Erwiderung auf eine Rebe des Abgeorbueten von Carlomiß.) 


Der de Nebner hat ungeachtet meiner bündigen — die 
ich, wie ich glaube, in der letzten Sitzung gegeben habe über die Bezie⸗ 
hungen —*2 und des norddeutſchen Bundes a Süddeutfchland, heute 
von Neuem das Schredbild aufgeftellt eine Bündniſſes zwiſchen den 
füddeutiden Staaten und dem Auslande gegen Preußen. Ich glaubte 
mich neulich deutlich genug ausgeſprochen zu haben; ich fehe aber heut, 
daß ich felbft von einem jo einfichtigen und mit den Gefchäften vertrauten 
Politiker, wie der Herr Borredner ift, nicht verftanden bin. Ich frar 
mich daher, hinzufügen zu lönnen, daß diejenigen Beziehungen zwi— 
hen Norddeutſchland und Süddeutſchland, die ih mir neulid 
nur anzudenten erlaubte, bereits ſeit dem Friedensſchluß ver- 
tragsmäßig verbürgt find. 

Ich hoffe, dies wird den Herrn Borredner darüber vollftändig be» 
ruhigen. Der Herr Borredner hat eine eigenthiimliche Neigung verrathen, 
kitzliche und fchwierige Fragen zu berühren, diefe und eine, die mir ber 
Mühe in der That noch weniger werth ſchien, die luremburgiſche. Ich babe 
mid ſchon vorher über diefe ausgefprochen, foweit wie es nöthig war; ih 
glaube, der Herr Borredner ift mit fich jelbft darüber in Widerfprud ge 
treten, indem er e3 für eine der ſchwächſten Seiten des ren Bundes 
bielt, daß ſolche Somveraine, die außerhalb des Bundes ein größeres Ge⸗ 
biet befäßen, Mitglieder ‚geworben wären. Nichtsdeſtoweniger Ichägt 
felbft in dieſem Augenblid vor, den König der Niederlande als Grof: 
berzog von Ruremburg wieder in den Bund aufzunehmen oder dem Groß⸗ 
berzog da8 Großherzogthum, das er mit vollem Rechte befigt, abzunehmen, 
tertium non datur. 

Der Herr Vorrebner ſprach eine Art von Vorwurf gegen mih aus 
— der Vorwurf trifft mich perfönlihd — daR die Stege unjerer Truppen 
in Nicoldburg nicht hinreichend ausgenugt wären. Ich bebaure, dag mr 
fein Rath damals wicht zur Seite geftanden, vielleicht hätten wir dam 
mebr erlangt. Die luxemburgiſche Frage aber, meine Herren, lann ber 
Herr Vorredner aud heute noch auf eigene Hand auf fi) nehmen, umd 
wenn e8 ibm gelingt, den Großherzog zu disponiren, daß er fi dem 
norddeutfchen Bund anjchließt, dann wird er fich vielleicht jagen können, 
eine europäifche Frage geſchaffen zu haben, ob etwaß Weiteres. | 
das bliebe abzuwarten. | 
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Beröffentlihung der Schutz⸗ nnd Trutzbündniſſe mit 
den ſüddentſchen Staaten. 


19. März. Publikation der geheimen Verträge zwilchen Preußen 
und den ſüddeutſchen Staaten vom Auguft 1866 im Preu- 
Bilden Staatsanzeiger. (vgl. oben ©. 501.) 


Aeußerung der „Proviugial- Eorrespondenz“ Über bie Schub- 
und Zrugbündniffe. 


„Den mehrfach geäußerten Beſorgniſſen wegen ber Trennung von Norb- 
md Süddentſchland hatte der Minifter - Präfident Graf Bismard jüngft die 
Berfiherung entgegengeftellt, baß er bie Vereinigung von Nord⸗ und Sübbeutfch- 
land jedem Angriffe gegenüber in allen Kragen, wo es ſich um bie Sicherheit 
des beutichen Bodens handele, für vollftändig gewiß halte In Sübbeutichland 
inne kein Zweifel darüber fein, daß, wenn bafjelbe in feiner Selbfiftänbigleit ge- 
fährbet werben jollte, Norddeutſchland ihm unbedingt brüberlich beiftehen werbe, — 
im Norden jei ebenjo fein Zweifel darüber, daß wir des Beiftandes Sübbeutjch- 
lands gegen jeben Angriff, der uns treffen Könnte, vollftänbig ficher feien. 

Als nichtsdeftoweniger bei ben weiteren Berathungen von Neuem bie Be⸗ 
ſorgniß geäußert wurde, daß bie ſüddeutſchen Staaten ſich bei eintretender Gefahr 
möglicher Weiſe mit dem Auslande gegen Preußen verbinden könnten, fagte Graf 
Bismard: um ein ſolches Schredbild zu verjcheuchen, wolle er zu dem, was er 
bereits angebentet, noch hinzufügen, baß die Beziehungen zwiſchen Nord⸗ 
und Süddeutſchland beim Friedensſchluſſe bereits vertragsmäßig 
verbürgt feten. 

Die Bündnißverträge, buch welche dies gejchehen ift, find jetzt veröffentlicht 
worden. — — 

Der Eingang der Verträge beſagt, Se. Majeftät ber König von Preußen 
und Se. Majeftät der König von Bayern 2c. befeelt von dem Wunſche, das 
lünftige Berbältniß der Fürſten und ihrer Staaten möglihftinnig 
zu geftalten, baben zur Belräftigung bes von Ihnen abgeichloffenen Friebens- 
vertrages beichloffen, weitere Verhandlungen zu pflegen. 

Die Vertragsbefimmungen jelbft, über welche ſich bie Regierungen geeinigt 
haben, find folgende: 

1) Zwiſchen dem Könige von Preußen und bem Könige von Bayern, wirb 
an Shug- und Trugbündniß geihtofien. 
Sie gewährleiſten fich gegenfeitig die Unverletzlichkeit des Gebietes ihrer 
Länder und verpflichten fih, im Fall eines Krieges ihre volle Kriegs- 
madt zu dieſem Zwede einander zur Bertügung zu ftellen. 

2) Der König von Bayern überträgt für dieſen all ben Oberbefehl über 
line Truppen dem Könige von Preußen. 

3) Die Regierungen verpflichteten fih (im Auguſt v. J.), dieſe Verträge 
vorerſt geheim zu halten. 

Hacdem nunmehr bie Gründe ber vorläufigen Geheimhaltung biefer Ver⸗ 
träge geſchwunden find, werben alle deutſchen Herzen aus ben offen vorliegenben 
Beitimmungen bes Bündniſſes bie freubige Beruhigung ſchöpfen, daß eine Be⸗ 
lorgniß wegen einer Spaltung und Zerriffenheit Deutichlants dem Auslande 
gegenüber keinen thatſächlichen Grund mehr hat, daß die preußiiche Regierung 
vielmehr, indem fie als Grenzlinie für den Norbbeutihen Bund die Mainlinie 
annahm, doch alsbald vollen Ernft damit machte, das nationale Band mit Süd⸗ 
dentſichland, wie im Friedensvertrage mit Defterreich vorbehalten war, burch be- 
iondere Verträge wieber anzufnüpfen. Man kann jet Har erkennen, daß unjere 
Regierung fchon bei den Friedensſchlüſſen mit den fübbeutichen Stasten vor Allem 
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von bem Geſichtspunkte geleitet wurbe, an bie Stelle ber vorhergehenden Zer- 
nteiffe alsbald ein Band aufrichtiger und inniger Bunbesfreunbfchaft treten zu 
en. 

Als eine unmittelbare Folge der Bünbnißverträge, durch welche dem Könige 
von Preußen für den Fall des Krieges der Oberbefehl Über bie Xruppen feiner 
ſüddeutſchen Berbünbeten übertragen wird, iſt die jüngſt getroffene militärtiche 
Vereinbarung der ſüddeutſchen Staaten anzufehen, nad welcher Die Heerekein⸗ 
richtungen Sübbeutichlands in weientlicher Uebereinſtimmung mit benen Preußens 
und des Norbbeutichen Bundes georbnet werben follen. 

So ift denn ſchon jet volle Gewißheit vorbanden, daß die Mainlinie, 
welche die Grenze des Norbdeutichen Bundes bezeichnet, doch feine Grenzſcheide 
für die nationale Einigung fein fol, daß vielmehr bie gemeinjame nationale Kraft 
fortan auf fefteren Grunblagen ruben wirb, als je zuvor. 

In diefer nationalen Kraft werden Deutichland und Europa wor Allem bie 
fefte Grundlage und Sicherung eines dauernden Friedens erlennen.“ 


21. März. Weitere Berabredung zwiſchen Franfreid und 
Holland. 


Depeihe des Marquis de Monftier an ben franzöfiichen Ge⸗ 
fandten im Haag. 


„Die Unterredungen, welche Sie vor einigen Zagen mit bem König und 
feinen Miniftern batten, ließen mehr und mehr die Uebereinftimmung ber Ab⸗ 
fihten und Interefien zwiſchen beiben Höfen hervortreten. Ich ehe, bak man m 
Haag in den höchſten Kreijen begreift, Daß die für Holland, wie für uns vortbeil- 
bafte Abtretung Luxemburgs an Frankreih viele Fragen vereinfachen und bie 
Niederlande jeder läftigen Solibarität mit dem Großherzogthum entheben würde. 
Seven Tag empfangen wir neue Beweiſe des Wunſches der Bevölkerung, mit 
Frankreich vereinigt zu werben. Wir zweifeln nicht, daß fie beinahe einftimmig 
das Ablommen beftätigen würbe, das der König- Großherzog mit uns zu trefien 
geneigt if. — Ich babe Ihnen noch von dem der preußifhen Regierung 

egenüber einzufhlagenden Wege zu ſchreiben. Wir glauben, daß ber 
oßberzog das abjolute Recht bat, über Luremburg, mit Zuftimmung ber Be- 
völferung, zu verfügen und wir haben unbeftreitbar das Recht, unter benfelken 
Bedingungen den Erwerb dieſes Yandes zu machen. Wir haben aber ebenfo tebr. 
wie der König der Niederlande, den aufrichtigen Wunſch, in guten Beziebungen 
zu dem Berliner Hofe zu bleiben, und es tft unmöglich, der Anweſenheit einer 
preußiſchen Garnifon, wiewohl biefelbe fich heute auf kein Recht mehr ftüßt, Leine 
Rechnung zu tragen. 

Der König, fügen Sie, hält an dem Gedanken feft, vorber Preußen feise 
Abfiht, und das Großherzogthbum abzutreten, fund zu geben. Wir haben 
ſicherlich keine perfönlide Einwenbung dagegen zu maden, daß 
ba8 Berliner Kabinet von biefen Bejprehungen (pourparlers) 
Kenntniß erhalte, aber wir wünſchen, daß dies durch unse geſchehe. 
Eine aufmerkjame Prüfung ber Frage wird, wie wir hoffen, bem König bartbum, 
daß, ungeachtet feines natürlichen Wunſches, Die Initiative zu biefer vertraulichen 
Mittheilung zu ergreifen, es darauf anlomme, uns die ausichließliche Leitung und 
Berantwortlichleit diefer Mafregel zu überlafien. Wir werben fofort hierüber mit 
ber preußifchen Wegierung vertrauliche Beiprechungen eröffuen, bie zu feinem 
ſchlimmen Refultate führen können, da unjer Zwed, wie ich e8 bereits geſchrieben 
babe, der ift, diefe Frage zu einem Mittel der Annäherung und nicht zu einer 
Urfache bes Habers zu machen. Der König- Großherzog kann verfichert fein, daR 
feine Interefien von uns gerade wie bie unfrigen vertbeidigt werben ſollen, und 
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daß wir und durchzuſetzen bemühen werben, daß bie Limburger Frage in billiger 
und feinen Abfichten entiprechenber Weiſe gelöft werbe. Ueber biejen Punkt ift 
anfer Iuterefie dem jeinigen glei. Ich babe nicht nöthig, daran zu erinnern, 
baß die in dieſen Ideen-Austaufh eingeweihten Perjoneu bie 
größte Diskretion zu beobachten haben.” 


Einwilligung Holland8 in die Abtretung Luxem— 
burgs an Franfreid. 


Telegramm bes Prinzen von Dranien an ben Kaijer. 
Haag, den 28. März 1867. 


„Der Prinz von Dranien if beauftragt dem Kaifer zu fagen, 
daß der König, in bem Wunſche ihm angenehm zu fein, in die Ab- 
mn willigt und Se. Majeftät bittet, fih mit Preußen zu be- 
nehmen.” 


30. März. Der franzöfiihe Minifter erflärt dem Gefandten im Haag feine 
Unzufriedenbeit und fein Bebanern barliber, daß ber nieberländifche Geſandte in 
Berfin eine Angelegenheit, bie einer fo belifaten Behandlung bebürfe, ohne Wiffen 
md Betheiligung Frankreich bei der preußifchen Regierung offiziell angeregt babe. 
Er ſchließt mit dem Wunſche, daß fi daraus fein unangenehmer (fächeux) 
Zwiſchenfall ergeben möge. 


31. März. Der Franzöfiſche Botichafter in Berlin Graf Benedetti an den 
Franzöſiſchen Miniſter Mouftier. 


„Die Luxemburger Angelegenheit, welche gerüchtweiſe bekannt geworben iſt, 
ruft eine Aufregung in Deutſchland hervor, von welcher Herr von Bismard 
ſehr bewegt erfcheint. Indem er Kenntniß bavon erhalten bat, baß die liberale 
Partei fi vorgenommen bat, ihn morgen barüber zu interpelliven, hält er es für 
wichtig, daß ber Abſchluß irgend einer Uebereinkunft zwiichen Frankreich und Holland 
verzögert werbe. Er beklagt ſich über die Art und Weife, wie bie Sache durch 
eine Mittheilung bes Königs von Holland an den König Wilhelm eingeleitet 
worden fei. Die preußifche Regierung werbe dadurch in eine fehr fehiefe Lage 
gebracht.” 

31. März. Telegramm Benedettis. 


„Sr. v. Bismard fühlt fich feit geftern von der Aufregung, bie in ber 
Preffe und im Barlament ausgebrochen ift, überfluthet (deborde). Die Deputirten 
der verſchiedenen liberalen Fraktionen find biefen Morgen zufammengetreten und 
baben beichloffen, die Regierung morgen zu interpelliren. Er hat mich benadh- 
richtigt, daß er, in Yolge der Mittheilung des Königs der Niederlande, nicht 
umbin Pönne, der Kammer zu erflären, daß in ber That über die Abtretung 
Luxemburg Unterhandlungen im Haag eröffnet worben feien. Ich habe ihm ge- 
lagt, daß wir ben König der Niederlande nicht fo lange zum Stillfchweigen hätten 
vermögen können, bis die Frage von uns gemeinfchaftlich mit der preußiichen Re- 
gerung geprüft worben ſei.“ 


1 April Telegramm Mouftiers an Benevdetti. 


„Ich bebaure, daß eine unzeitgemäße Beröffentlichung und der Schritt bes 
Königs von Hollaud, im Widerſpruche mit unferen Abfichten, der Luxemburgiſchen 
Angelegenheit einen offiziellen Charakter gegeben haben. Ich weiß nicht, welches 
bie Folgen davon fein werben und welche Sprade Herr von Bismard im 
Reichstage halten wird. Der neue Stand ber deutfhen Verhältniſſe 
wird um fo leiter zu allgemeiner Anertennung gelangen, je 
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gewiffenbafter der nene Bund fi in den Grenzen feiner Bered- 
tigung hält. Die Sprache bes Herrn von Bismard bat uns immer glauben 
laflen, daß er die Saden von biefem Geſichtspunkte anflebt. Der Minifter- 
Bräfident hat gewiß das Anſehen und ben Muth, um bem dentſchen 
PBatriotismus die Grenzen vorzuzeichnen, welde berfelbe inne 
palten muß, um nicht den Patriotismus anderer Bölker zu ver- 
eten.“ 


1. April. Telegramm des franzdfifhen Gefandten im Haag an 
Mouftier. 


„Der König, Prinz Heinrih und Hr. v. Zuylen haben geftern Abenb eine 
Konferenz gehabt. Der Minifter des Auswärtigen fagt mir, daß Se. Majefät 
entſchloſſen if, feine VBerpflihtungen zu balten. Herr v. Zuylen 
fheint nicht an ernfle Verlegenbeiten von Seiten des Berliner Hofes zu glauben, 
allein er verlangt, daß die franzdfiihe Regierung die Berantwort- 
lichkeit für möglide Schwierigleiten mit Breußen übernehme.“ 


1. April. AIuterpellation des Abgeordneten von Benuigjen uud 
Antwort des Grafen Bismard. 


(Die Interpelletion des Abgeordneten von Bennigfen:) 


„Die unterzeichneten Mitglieder des Keichetages richten bie nachſtehenden 
Anfragen an den Herrn Borfigenden ber Bunbes- Commiflare: 

1) Hat die Königlich Preußiſche Regierung Kenntniß davon erhalten, ob ie 
in täglich verftärktem Maße auftretenben Gerüchte über Verhandlungen 
zwifchen ben Regierungen von Frankreich und ben Nieberlanden wegen 
Abtretung des Großherzogthums Luremburg begränbet find ? 


2) IM die Königlich Preußiſche Regierung in der Yage, dem Reichetage — 
in welchem alle Parteien einig zufammenftehen werben in ber eräfighen | 
nd 


Unterfigung zur Abwehr eines jeben Verſuchs, ein altes beuticdhes 
von dem Gejammitvaterlande loszureißen — Mittheilung darüber zu 
machen, daß fie im Verein mit ihren Bundesgenoffen entfchloffen if, bie 
Berbindung bes Großherzogthums Luremburg mit dem übrigen Deutſchland, 
insbeſondere das Preußiſche Beſatzungserecht in ber Feftung Luremburg, 
auf jede Gefahr hin dauernd ficher zu ftellen ?” 


Rebe des Abgeorbneten von Bennigfen: 


Seit einigen Tagen mehren ſich von allen Seiten die Gerüchte Über Bar- 
bandlungen zwiſchen der franzöflichen und niederlänbifchen Regierung wegen ber 





Abtretung von Luxemburg. Meine Herren, es ift eine dringende Aufforverung für 


den Reichstag, in dieſer Lage ſich Har darliber zu werben, was bie verbänteten 
deutſchen Regierungen und die Vertreter deuticher Nation einer ſolchen Gefabt 
gegenüber zu thun gemillt dm. 

Wir haben in dem nzlande Luxemburg nicht bloß einen Theil deutiden 
Bodens zu vertheidigen; wir haben ba aud eine wichtige militairifche Pofition zu 
fügen. Wir follen ein Land aufgeben, in weldem eine Feſtung ausgebaut if 


mit den Entfhäbigungsgeldern, welche Frankreich in dem Frieden von 1814 und 


1815 auferlegt find, eine Feſtung, welche zum Schutze Deutſchlands gegen Zrant- 


reih als Bunbesfeftung angelegt iſt, in welcher die preufiifche Regierung mit | 
bloß auf Grund der Verträge von Wien, der Wiener Kongrefalte, ſondern and 


auf Grund bejonderer Ablommen zwiſchen ber preußtiden und nieberfändifcen 
Regierung aus den Jahren 1816 und 1817 werthoolle Rechte ber Bejakung und 
der Ernenn des Gouverneurs und des Kommandanten bat. Es ik defahr 
vorhanden, bay ein deutſches Erenzland verloren geht, in welchem die Beoätlerung 
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im Weſentlichen deutſch if, in welchem bie Bevöllerung nicht daran denkt, fran- 

fh werden zu wollen, wo allerdings vielleicht eine Abneigung vorhanden if, 

fh den ſchweren militairifchen Anforderungen jetst fchon zu —* — welche an alle 

Mitglieder des Norddeutſchen Bundes geſtellt werben, in welchem man aber 
ch iſt und deutſch bleiben will. 

Meine Herren, die Interpellation, die wir an den Vorſitzenden der Bundes⸗ 
lommiffion gerichtet haben, fie iſt aunsgegangen von der liberalen Seite des Reichs⸗ 
tages; fie iſt abfigtlih von uns gerade ausgegangen, weil wir vor Allen ein 
Berirfniß gefühlt Haben, kund zu geben, daß in folchen Fällen ber auswärtigen 
Bolitit, wo es gift, dentſchen Boden zu vertbeibigen gegen ungerechte Gelüfte des 
Andlandes, Teine Parteien im Haufe eriftiren dürfen, daß die Schwierigkeiten, 
welche fih in den letzten Wochen bei einzelnen Fragen des Ausbaus ber inneren 
Berfaffung gezeigt haben, nicht den gerimgften Einfluß äußern werben auf bie 
Haltung des ganzen Reichsſstages, wo es gilt, mutbig und entichloffen dem Aus⸗ 
lande gegenüber zu fteben, und die kräftige Politik, welche die preußifche Regie⸗ 
nung und der Minifterpräfinent bisher geführt haben, auf das entichiedenfte zu 
unterſtützen! Meine Herren, es ift eine nicht geringe Verſuchung für das Ans- 
land vorhanden, die Auflöfung bes Deutichen Bundes zu benugen, bie Zeit zum 
benugen, wo eine beutiche Staatenbildung noch nicht fertig geworben ifl, wo 
Kampfe der inneren Politik ausgebrochen find in Deutichland, bie eigene Macht⸗ 
Rellung gegenüber Deutfchland zu verflärten. Wenn wir nicht dem erften Ber- 
iuhe der Art entgegentreten, dann werben bie Verſuche fich ſtets wieberholen, 
und die jetige Neubilbung wird in Deutichland nicht zur Begründung eines 
karten Bundesſtaates, fondern nur zur Fortdauer ber alten Zerriffenheit und 
Schwäche führen. 

Wenn wir Vertrauen haben zu ber kräftigen Leitung ber auswärtigen Po⸗ 
int, wie fie ſich gezeigt hat im vorigen Jahre und in ben Jahren vorher bei 
der prenßifchen Regierung , fo wird dies Vertrauen allerdings eine neue Bewäh⸗ 
tung verlangen in der jchwierigen Lage, wo wir ben Frieden erhalten können, 
wenn wir ftarl und entichloffen egenüber fteben bem Wußlanbe, wo wir aber 
auch zeigen müflen, daß wir ben Orten nicht ſcheuen, wo es ſich um eine gerechte 
Bertheidigung gegen ungerechte Angriffe handelt. Meine Herren, Sie erinnern 
fh des patriotifhen Ausfpruches, den vor mehreren Jahren Se. Majeftät ber 
König von Preußen getban bat: Kein Dorf folle von deutſchem Boden mit feiner 
Zuſtimmung abgeriffen werben. 

Diefe Worte haben einen lebhaften Widerhall gefunden in Deutichland, fie 
find in dankbarer Erinnerung von der bentihen Nation aufbewahrt worden. 
Jetzt, wo die Vertreter des Norddeutſchen Bundes um Se. Majeftät den König 
Bilfeim bier in Berlin verjammelt find, da mag er das beutiche Volk aufrufen, 
er wird in demſelben keine Parteien finden, wo es gilt, fi) gegen das Ausland 
ju vertheibigen; er wirb nod eine einige und entfeploffene Nation finden. 

Wenn wir Schwierigkeiten gehabt haben, in wenigen Wochen das Ver⸗ 
jaffungswerk zu Stande zu bringen, fo wirb grade die Gefahr der Einmiſchung 
des Auslandes in unfere Angelegenheiten das Bedürfniß der Verflänbigung bei 
ten Regierungen unb bei den Bertretern ber Nation nur fleigern. Wir können 
ın biefem falle jehr raſch zu ber Annäherung fommen, bie wir ja ohnehin in 
einigen Wochen erreicht haben würben, wir lönnen zu biefer Annäherung von 
beiden Seiten ſehr rajch kommen, und das Werk, das nad unferer Vorausſicht 
vieleicht erft zu Oſtern beenbigt fein würde, könnte in eben jo wenigen Tagen, 
wie e8 jonft Wochen erfordert haben würde, raſch abgeichloffen werben. Meine 
Herren! Wir wiffen fehr wohl, mas auf dem Spiele flieht, wenn es nicht gelingt, 
neh im Anfange der franzöfiihen Nation die Ueberzeugung beizubringen, daß fie 
es jett nicht mehr mit einem ſchwachen, zerriffenen,, uneinigen Deutichlanb zu 
thun, ſondern Daß fie ein Volt wor fich hat, in einem kräftigen Aufihwunge be- 
griffen, um fi eine Berfafjung und eine angefehene Stellung in Europa zu 
erringen. Die franzöfiiche und die bentiche Nation, fo reich ausgeftattet von ber 
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Natur, wohnen auf Gebieten groß genug, um ber Entfaltung ihrer Kräfte vollen 
Spielraum einzuräumen. Dieſe Völker, fie fönnen in Frieden und Freundſchaft 
nebeneinander leben, in gegenjeitiger Achtung, in Förberung ber gemeinfamen 
Suterefien, in Förderung der Gelittung und Kultur in Europa. Geber Krieg, 
ber zwifchen biejen beiden großen Nationen geführt werben wird, wirb bem 
Sortiepritie des Wohlftandes nnd ber Kultur in Europa ſchwere Wunden fchlagen. 

avon ift Niemand mehr durchdrungen, als wir, bie Bertreter der dentſchen 
Nation, die wir zunächft zu friedlichen Aufgaben, zu ber Aufgabe, eine Berfaffung. 
die eine Orundlage bes Rechte und des Friedens bilden fol, für Deutfhlanb 
zu grüuden, zufammengetreten find. Aber wenn das Ausland uns flören will 
in unferem Wert, wenn es die noch nicht abgefchlofjene Vollendung des Wertes 
benugen will zu eigenem, ungerechtem Beginnen, dann wirb e8 bier auf eine 
Nation ſtoßen und, wie wir nicht bezweifeln, auch auf Regierungen, bie allen 
derartigen Berfuhen mit der äußerften Entichloffenheit entgegentreten. 

Meine Herren! Laffen Sie uns aljo deshalb darüber feinen 
Zweifel, daß, wie unter uns alle Barteien, auch das deutſche Bolt 
einig fein wird, jede fräftige Politil der Regierung auf jede Ge- 
fahr bin zu unterffügen dieſem und allen etwaigen jpäteren Ber- 
ſuchen des Auslandes gegenüber. 


Erklärung ded Grafen Bis marck. 


Die hohe Berfammlung wird e8 natürlich finden, wenn ich mid in 
einer Yrage von der Tragweite, welche die vorliegende gewonnen hat, in 
dieſem Augenblicke darauf beichränte, die Interpellation mit einer Dar- 
legung des thatjächlichen Sachverhältnifies, ſoweit e8 der Königlichen Re 
gierung und ihren Bundesgenofjen befannt ift, zu beantworten. Ich muß 

azu zurüdgreifen auf die Urfachen, die es veranlaßt haben, daß das 
Großherzogtum Luremburg nicht Mitglied des norddeutichen Bundes if. 

Bei Auflöfung und durch die Auflöfung des früheren deutfchen Bundes 
gewann jeder der an demjelben betheiligten Staaten feine volle Soune 
tainetät wieder, jo wie er fie vor Stiftung de Bundes befefien, aber 
durch die Verpflichtungen, die er im Bundesvertrage freimillig eingegangen 
war, beichräntt hatte. Nach Auflöfung des Bundes genoß das Großher⸗ 
zogthum Yuremburg und fein goroßdergog derſelben Souverainetät euro 
päiſchen Charakters, wie das Königreich der Niederlande und fein König. 
Die große Mehrzahl der früheren Bundesgenoflen, gleih Preußen, be 
nugten ihre Freiheit, um fofort auf dem nationalen Boden einen neuen 
Bund behufs gegenjeitiger Unterftügung und Pflege der nationalen Jnter- 
efien zu fchliegen. Das Großherzogthum LTuremburg fand e8 feinen Ja 
terefjen nicht entjprechend, denjelben Weg einzufchlagen. Durd die Cr» 
gane, welche ung innerhalb des Großherzogthums und an feinen Grenzen 
u Gebote ftehen, waren wir davon in Kenntniß gehalten, daß eine ent- 
Üiedene Abneigung, dem norbdeutfchen Bunde beizutreten, in allen 
Schichten der Bevölkerung heimifh war. In den höheren und namentlich 
in den höchſten war fie getragen von einer deutlich ausgeſprochenen Miß⸗ 
ftimmung gegen Preußen und defien Erfolge, in den unteren getragen von 
einer Abneigung gegen die Uebernahme derjenigen Laſten, die eine ernfl- 
hafte Yandesvertheidigung nothwendig mit fich führt. 

Die Stimmung der luremburgfchen Regierung fand Ausdrud in einer 
Depefche, die im October an uns gerichtet wurde, und in welcher fie und 
nachzuweiſen fuchte, daß wir kein Hecht mehr hätten, in Lurem- 
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burg Sarnifon zu halten. Die Königliche Regierung und ihre Buns 
len lim mußten ſich die Frage ftellen, ob es angemefjen jei, unter 
diefen Umftänden eine Einwirkung oder gar einen Drud dahin 
zuüben, daß da8 Großherzogthum, weldhes dem Zollverein 
angehört, anch dem norddeutfhen Bunde beiträte. Sie hat fich 
* licher Erwägung dieſe Frage verneint. Sie mußte es einmal 
als einen zweifelhaften Vortheil betrachten, in einem Bunde von dieſer 
Imimität in dem nen 308 von Luremburg ein Mitglied zu haben, 
melhes in feiner Eigenichaft als König der Niederlande feinen Schwers 
punkt außerbalb des Bundes, feine Intereſſen außerhalb des Bundes bat 
und vielfach möglicherweife im Widerfprudy mit dem Bunde haben konnte, 
Die Erfahrungen, welche wir in diefer Beziehung in dem früheren Bunde 
gab! baben, waren lehrreidh genug, um uns abzuhalten, eine ähnliche 

inrichtung in vollem Maße auf die neue Inſtitution zu übertragen. 

Die Königliche Regierung hat fich ferner gejagt, daß vermöge der 
geographiſchen Yage und der eigenthümlichen Verhältnifje gerade des Groß⸗ 

ogthums Lıremburg die Behandlung insbefondere diefer Frage einen 
böbern Grad von Borficht erforderte. Man erweift der Preußiſchen 
Politif nur Gerechtigkeit, wenn an einer hervorragenden 
Stelle ansgefprohen worden ift, die Preußifche Politik ſuche 
die Empfindlichleit der franzöſiſchen Nation — natürlidh, jo> 
weit es mit der eigenen Ehre verträgli ift — zu fchonen. 
Die Preußiſche Politik findet und fand zu einer ſolchen Po⸗— 
litik Anlaß in der gerehten Würdigung der Bedeutung, welde 
die freundfchaftlidhen esichungen zu einem mädtigen und 
ebenbärtigen Nachbarvolke für die friedlide Entwidelung 
der deutſchen Frage haben mußten. 

Aus derjelben Rüdficht, die ich hiermit charakterifirt habe, will ich 
mih enthalten, auf den zweiten Theil der Interpellation mit Ja oder 
Kein zu antworten. Der Wortlaut diefes zweiten Theiles ift ein folcher, 
wie er einer Bollövertretung, die auf dem nationalen Boden fteht, wohl 
anftehen mag; er gehört aber nicht der Sprache der Diplomaten an, wie 
fie in Behandlung internationaler Beziehungen, jo lange diefelben im 
friedlichen Wege erhalten werden können, geführt zu werden pflegt. 

Was den erften Theil der Interpellation betrifft, jo will ich das 
Sachverhältniß, foweit e8 zur Kenntniß der Königlichen Regierung ges 
iommen ift, offen darlegen. 

Die Königliche Regierung hat feinen Anlaß anzunehmen, 
dag ein Abſchluß Über das Fünftige Schidfal des Großherzog— 
thums bereits erfolgt fei; fie fann das Gegentheil natürlich nicht mit 
Beftimmtheit verjichern, fie kann auch nicht mit Beſtimmtheit willen, ob, 
wenn er noch nicht erfolgt wäre, er vielleicht unmittelbar bevorftände. 
Die einzigen Vorgänge, durch welche die Königliche Regierung veranlaßt 
geweſen iR, gejchäftlich Kenntniß von diefer Frage zu nehmen, find folgende. 

Bor wenig Tagen hat Seine Majeftät der König der Niederlande 
den im Haag accreditirten Königlich Preußifchen Gefandten mündlich in 
die Rage geſetzt, fi) darüber zu äußern, wie die Preußiſche Regierun 
es auffaffen würde, wenn Seine Niederländijhe Majeftät Sid 
der Souveränetät über das Großherzogthum Luxemburg ent- 
äußerten. Der Graf Perponcher, unfer Gejandter im Haag, ift angemiejen 
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worden, darauf zu antiworten, daß die Königliche Regierung und ihre Bundes- 
genoflen im Augenblid überhaupt feinen Beruf hätten, fich über dieſe Frage 
u äußern, daß fie Seiner Majeftät die Berantwortlichkeit für die eigenen 
Eandlungen felbft überlafien müßten, und daß die Königliche Regierung, 
bevor fie ſich über die Frage äußern würde, wenn fie genöthigt wäre, es zu 
thun, fi jedenfalls vorher verfihern würde, wie die Frage von 
ihren deutfhen Bundesgenoffen, wie fie von den Mitunter- 
zeichnern der Verträge von 1839 und wie fie von der öffent» 
lihen Meinung in Deutfchland, melde gerade im gegenwärtigen 
Augenblid in der Geftalt diefer hohen Verſammlung ein ans 
gemejfenes Organ befigt, aufgefaßt werden würde. 

Die zweite Ehatfache war diejenige, daß die Königlich niederländiiche 
Regierung durch ihren hiefigen Gejandten uns ihre guten Dienfte behufs der 
von ihr vorausgeſetzten Verhandlungen Preußens mit Frankreich über das 
Großherzogthum Luyemburg anbot. Wir haben darauf geantwortet, daß wir 
nicht in der Rage wären, von diefen guten Dienften Gebrauch zu machen, 
weil Verhandlungen diefer Art nicht fehwebten. 

In diefer Lage, meine Herren, befindet fi, foviel der Königlichen 
Regierung bekannt ift, die Sache noch in diefer Stunde. Ich betome, foniel 
ihr befannt ift, und begiche mich auf daß zurüd, was ich kurz vorher über 
die Möglichkeit eines Abfchluffes gejagt habe. Sie werden nicht vom mir 
verlangen, daß ich in diefem Augenblicke — ähnlich wie es einem Bolt 
vertreter, einer Vollsvertretung geftattet ift, — über die Abfichten und 
Entſchluſſe der Königlichen Regierung und ihrer Bundesgenoſſen in dieſem 
und in jenem Falle ın der DOeffentlichfeit Erklärungen abgeben folle. Die 
verbündeten Regierungen glauben, daß feine fremde Macht 
zweifellofe Rechte deutfher Staaten und deutjcher Bevölte- 
rungen beeinträchtigen werde; fie hoffen im Stande zu fein, 
jolde Rechte zu wahren und zu [hüten auf dem Wege fried- 
liher Verhandlungen und ohne Gefährdnng der freundſchaft⸗ 
lihen Beziehungen, in welden fih Deutfchland bisher zur de 
nugthunng der verbündeten Regierungen mit feinen Nachbaren 
befindet. Sie werden ſich diefer Hoffnungen um fo fiderer 
bingeben können, je mehr das eintrifft, was der Herr unter 
pellant vorher zu meiner Freude andentete, daß wir burd 
unfere Berathungen das unerjhütterliche Bertrauen, den un: 
jerreißbaren Zujfammenhang des deutſchen Volkes mit fernen 

egierungen und unter feinen Negierungen bethätigen werben 


Biplomatifche Erörterungen über Suremburg. 


3. April. Der franzöfiihe Gefandte im Haag an Marquis de Moufier. 
„Graf Berponder bat im Namen feiner Regierung dem Miniſter 
van Zuylen eine Mittbeilung gemacht, durch weldye er ungeachtet ber Aner- 
fenuung des Rechte bes Königs von Holland über das Großherzogthum unter 
feiner Verantwortung zu verfügen, die Aufmerkſamkeit deſſelben auf ven Jufland 
ber Öffentliden Meinung in Deutichland und auf bie Schwierigkeiten lenlte, 
melde daraus fi ergeben könnten. Der Minifter bat geanwortet, baß er beim 
Könige davon Mittheilung machen werde.“ ' 
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6. April. Miniſter Mouſtier an Benebetti. 


„Die Interpellationen, welde im Norbbeutihen Parlamente flattgefunben 
haben und die Antwort bes Minifter- Präfidenten waren geeignet, unfere volle 
Beachtung in Aufpruch zu nehmen. Eutfchloffen, gegenüber unvorfichtigen Erre- 
gungen ruhig zu bleiben und überzeugt, daß bei dem Mangel jebes offiziellen 
Schrittes und jeder amtlichen Mittbeilung zwiſchen uns und dem Berliner Ka- 
binet Niemand uns birect in dieſe Angelegenheit bineinziehen kann, enthalten wir 
uns, die tbeoretiichen Fragen, bie bei den Interpellationen zur Sprache gelommen 
find, zu prüfen. Wir wollen nit ben Behauptungen widerfpredhende Behaup⸗ 
tungen entgegenftellen, und nicht denen, welche geneigt find, Luxemburg als eine 
beutihe Provinz zu betrachten, unfere entgegengeletsten Auffafiungen ine Gedächtniß 
rufen. Ich halte es für wichtiger, die prinzipiellen Erklärungen des Minifter- 
Bräfidenten ſelbſt Über bie fchwierige Yrage zu betonen. (E8 folgt eine Aufzäh- 
kung der vom Grafen Bismard eingeräumten Punkte.) 

Diefe Erflärungen haben eine hohe Bebeutung ala Beftanbtbeil des neuen 
europäiihen Rechts. 

Wir legen anberjeits großes Gewicht auf die Worte, mit welden Herr 
von Bismard verkündet bat, daß die preußiiche Politit die Empfinbfichleiten des 
franzöfiihen Volkes zu ſchonen wünſche, und baß die preußifche Regierung den 
Grund zu einer ſolchen Politik in ber gerechten Würdigung ber Wichtigkeit feind- 
liher und freundlicher Beziehungen zu ‚einer benachbarten Nation finde. Herr 
von Bismard wird Ihnen gewiß zur gegebenen Stunde Beweiſe der praktiſchen 
Bedeutung geben, bie er biefen Worten, welche nicht blos höfliche Redensarten 
fein Einnen, beilegte. Diefelben fteben in voller Uebereinftimmung mit den Ge⸗ 
finnungen und Abfichten, welche ber Minifter - Präfident in feinen vertraulichen 
Unterbaltungen mit Ihnen ſtets bezeugt bat, und welche uns volles Vertrauen zu 
ihm eingeflößt haben. Ohne directe vertrauliche Mittheilungen zu provociren, 
deren Werth durch ihre Breinoilligleit gefteigert wirb, wollen Sie mich, ſobald 
Eie dazu in ber Rage fein werden, von den Abfidhten des Berliner Kabinets 
über Alles, was zur Befefligung bes europätichen Friedens dienen kann, unter- 
richten. Ich brauche Ihnen nicht zu fagen, wie fehr unjere Wünfche auf biejes 
Biel gerichtet find, noch auch an bie Beweiſe zu erinnern, bie wir von unferer 
Mäßigung und unjerer Achtung vor dem Rechte Deutichlande, fih in feinen 
Grenzen unb nad feinen Neigungen frei einzurichten, gegeben haben. — Ich 
überlaffe Ihrer Erwägung, in welhem Maße Sie von biefer Depeihe Gebrauch 
machen wollen.” 


5. April. Erklaͤrung des holländiſchen Minifterö van Zuylen 
auf eine Snterpellation. 


— — Er wiſſe, daß der Großherzog bie Frage wegen Luxemburgs ernftlich 
und genau unterjucht habe, und daß er nach langer Unterfuchung zu der Ueber- 
jeugung gelommen jei, daß das Intereſſe von Holland bie Trennung ber byna- 
ſtiſchen Verbindung, die, wenn auch nod fo ſchwach, zwifchen ven Niederlanden 
und Luxemburg beſteht, verlange. Bon ber Vorfpiegelung von Millionen und 

‚ beren man erwähnt hat, ift durchaus keine Rebe geweien. Wenn eine 
Entiäbigung gefordert worden wäre, fo würbe biefe fo gering geweien fein, daß 
fie noch nit die Hälfte würde betragen haben von den Domänen, bie 1866 
merlaunt wurden. Der Minifter giebt zu, daß Holland Fein Intereffe in ber 
turemburgifchen Frage habe, jedoch nur in der Vorausfegung, daß die Verhält- 
uiffe von Limburg genügend und vollfländig geregelt feien. Er babe bei ber 
preußischen Regierung im Intereſſe eines guten Einverflänpniffes zwiichen Holland 
und Frankreich, ſowie zwiichen Holland und Preußen darauf gebrungen, daß alle 
Beichwerben, welde aus ven Verhältniſſen von Luremburg erwachſen köunten, 
befeitigt wärben; Preußen habe in biefer Beziehung bie ansführlichtte Erklärung 
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niemals die Abficht und der Wunfch ausgeſprochen worden, dem norb- 
deutichen Bunde beizutreten; von Seiten Limburgs ift und entidieden 
ber und ausgeiprochen worden, in diefer Beziehung nicht behelligt 
gu werden. 


II. 


Der NRorddeutfhe Bund und die ſüddeutſchen 
Staaten. — Zuremburg eine europäiſche Trage. 


(Erwiderung auf eine Rede des Abgeorbueten von Carlomwis.) 


Der Herr Redner bat ungeachtet meiner biindigen Verficherung, die 
ich, wie ich glaube, in der legten Sigung gegeben habe über die Beie- 
hungen Preußens und des norddeutfchen Bundes zu Suddeutſchland, heute 
von Neuem das Schredbild aufgeftellt eines Bündniffes zwiſchen den 
füddeutichen Staaten und dem Auslande gegen Preußen. Ich glaubte 
mich neulich deutlich genug außgefprodhen zu haben; ich ſehe aber heut, 
daß ich jelbft von einem fo einfichtigen und mit den Gefchäften vertrauten 
Bolitifer, wie der Herr Vorredner ift, nicht verftanden bin. Ich fra 
mich daher, hinzufügen zu können, daß diejenigen Beziehungen zmi« 
hen Norddeutihland und Süddeutichland, die ih mir neulid 
nur anzudeuten erlaubte, bereits jeit dem Friedensfchluß ver: 
tragamäßig verbürgt find. 

Ich hoffe, dies wird ben Herrn Borredner darüber vollſtändig be 
rubigen. Der Herr Borredner hat eine eigenthimliche Neigung verratben, 
kitzliche und fchwierige ragen zu berühren, diefe und eine, die mir der 
Müuhe in der That noch weniger werth fchien, die luremburgiſche. Ich habe 
mich ſchon vorher Über dieſe ansgeiprocdhen, foweit wie es nöthig war; ich 
glaube, der Herr Vorredner ift mit fich felbft darüber in Widerjprud ge 
treten, indem er e8 für eine der ſchwächſten Seiten des früheren Bundes 
bielt, daß ſolche Souveraine, die außerhalb des Bundes ein größeres Ge⸗ 
biet befäßen, Mitglieder ‚geworden wären. Nichtsdefloweniger ara 
felbft in dieſem YAugenblid vor, den König der Niederlande als 
berzog von Ruremburg wieder in den Bund aufzunehmen oder dem Grof- 
berzog da8 Großherzogthum, das er mit vollem echte befigt, abzunehmen, 
tertinm non datur. 

Der Herr Borredner |prad eine Art von Vorwurf gegen mid au? 
— der Borwurf trifft mich perfönlid — daß die Siege unjerer Truppen 
in Nicoldburg nicht hinreichend ausgenugt wären. Ich bedaure, daß mir 
fein Rath damals nicht zur Seite geftanden, vielleicht hätten wir dann 
mehr erlangt. Die Iuremburgijche Frage aber, meine Herren, fann ber 
Herr Vorredner auch heute noch auf eigene Hand auf fich nehmen, und 
wenn es ihm gelingt, den Großherzog zu disponiren, daß er fi dem 
norddeutfchen Bund anjchließt, dann wird er ſich vielleicht fagen können, 
eine europäifde Frage gefchaffen zu haben, ob etwas Weiteres, 
das bliebe abzuwarten. 
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Beröffentlihung der Schnt- nnd Trutbündniffe mit 
deu füddentfchen Staaten. 


19. März. Publikation der geheimen BVerträge zwilchen Preußen 
und den jüddeutichen Staaten vom Auguft 1866 im Preu⸗ 
Bilden Staatdanzeiger. (vgl. oben ©. 501.) 


Aeufßerung ber „Broviuzial-Eorrespondenz“ über die Schutz⸗ 
und Truszbündnifſe. 


„Den mehrfach geäußerten Beſorgniſſen wegen der Trennung von Norb- 
und Süddeutſchland hatte der Miniſter⸗Präſident Graf Bismard jüngft die 
Berfiherung entgegengeftellt, daß er die Vereinigung von Nord⸗ und Sübbeutich- 
land jedem Angrife gegenüber in allen ragen, wo es fi um die Sicherheit 
bes deutſchen Bodens handele, für vollftändig gewiß halte. In Sübbeutichland 
Inne fein Zweifel darüber fein, daß, wenn daſſelbe in feiner Selbfiftändigleit ge- 
fährbet werben jollte, Norddeutſchland ihm unbedingt brüberlich beiftehen werde, — 
im Rorben fei ebenfo fein Zweifel darüber, daß wir bes Beiflandes Sübbeutich- 
lands gegen jeden Angriff, der uns treffen könnte, vollftändig ficher feien. 

Als nichtsdefloweniger bei den weiteren Berathungen von Neuem bie Be⸗ 
jergniß geäußert wurbe, baß bie jübbentichen Staaten fid, bei eintretender Gefahr 
möglicher Weiſe mit dem Auslande gegen Preußen verbinden könnten, fagte Graf 
Biemard: um ein folches Schredbilb zu verſcheuchen, wolle er zu dem, was er 
bereit6 angebeutet, noch hinzufügen, daß die Beziehungen zwiſchen Nord⸗ 
und Süddeutſchland beim Friedensſchluſſe bereits vertragsmäßig 
verbürgt feien. 

Die Bündnißverträge, durch welche bies geichehen ift, find jetzt veröffentlicht 
worden. — — 

Der Eingang der Verträge befagt, Se. Majeftät der König von Preußen 
und Se. Majeftät der König von Bayern zc. bejeelt von dem Wunfche, das 
lünftige Berhältniß der Fürften und ihrer Staaten möglichſtinnig 
zu gefalten, baben zur Belräftigung des von Ihnen abgeſchloſſenen Friebens- 
vertrages beichloffen, weitere Verhandlungen zu pflegen. 

Die Bertragsbeſtimmungen felbft, über welche fich die Regierungen geeinigt 
haben, find folgende: 

1) Zwiſchen dem Könige von Preußen und dem Könige von Bayern, wirb 
en Schutz- und Trutzbündniß geichloffen. 

Sie gewährleiften ſich gegenfeitig die Unverletlichleit des Gebietes ihrer 
Länder und verpflichten fih, im Fall eines Krieges ihre volle Kriegs- 
macht zu dieſem Zwede einander zur Derlügung zu ftellen. 

2) Der König von Bayern überträgt für diefen Fall den Oberbefehl über 
feine Truppen dem Könige von Preußen. 

3) Die Regierungen verpflichteten fih (im Auguft v. J.), dieſe Verträge 
vorerft geheim zu balten. 

achdem nunmehr bie Gründe der vorläufigen Geheimhaltung biefer Ver⸗ 

träge geſchwunden find, werben alle deutichen Herzen aus ben offen vorliegenden 
immungen bes Bündniffes die freudige Beruhigung jchöpfen, daß eine Be⸗ 
ſorgniß wegen einer Spaltung und Zerriffenheit Deutihlants dem Auslande 
gegenüber keinen thatſächlichen Grund mehr hat, daß bie preußiiche Regierung 
vielmehr, indem fie als Srenzlinie für den Norddeutſchen Bund die Mainlinie 
annahm, doch alsbald vollen Ernft damit machte, das nationale Band mit Süd⸗ 
deutichland, wie im friebensvertrage mit Defterreich vorbehalten war, durch be- 
ſondere Verträge wieber anzufnlipfen. Man kann jet klar erlennen, daß unfere 
Regierung fchon bei ben Friedensſchlüſſen mit den ſübdeutſchen Staaten vor Allem 
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von dem Gefichtspunfte geleitet wurbe, an bie Stelle ber vorhergehenden Zer- 
ntuifle alsbald ein Band aufrichtiger und inniger Bundesfreundſchaft treten zu 
en. 

ALS eine unmittelbare Kolge der Bünbnißverträge, durch welche dem Könige 
von Preußen für den Fall des Krieges der Oberbefehl über bie Truppen feiner 
fübdentichen Verbündeten übertragen wirb, iſt bie jüngſt getroffene militäriice 
Bereinbarung der fübbeutfchen Staaten anzufehen, nad; welcher bie Heeresein- 
richtungen Suddeutſchlands in wefentlicher Uebereinftimmung mit benen Preußens 
und des Norbbeutichen Bundes georbnet werben follen. 

So if denn ſchon jetst volle Gewißheit vorbanben, daß die Mainlmie, 
welche die Grenze des Norddeutſchen Bundes bezeichnet, doch Keine Grenzſcheide 
für die nationale Einigung fein fol, daß vielmehr die gemeinfame nationale Krait 
fortan auf fefteren Grundlagen ruhen wird, als je zuvor. 

In diefer nationalen Kraft werben Deutichland und Europa vor Allem bie 
fette Grundlage und Sicherung eines dauernden Friedens erlennen.“ 


21. März. Weitere Berabredung zwiſchen Frankreich und 
Holland. 


Depeihe des Marquis de Mouftier an den franzöfiichen Ge⸗ 
ſandten im Haag. 


„Die Unterrebungen, welche Sie vor einigen Tagen mit bem König und 
feinen Dtiniftern hatten, ließen mehr und mehr bie Uebereinftimmung ber Ab- 
fihten und Intereffen zwijchen beiben Höfen bervortreten. Ich ehe, dag man ım 
Haag in den höchſten Kreifen begreift, daß die für Holland, wie für uns vortbeil- 
hafte Abtretung Luremburge an Frankreich viele Fragen vereinfachen und bie 
Niederlande jeder läftigen Solidarität mit dem Großherzogthum entheben würde. 
Jeden Tag empfangen wir neue Beweiſe des Wunſches der Bevölferung, mit 
Frankreich vereinigt zu werben. Wir zweifeln nicht, daß fie beinahe einfiimmig 
das Abkommen beftätigen würbe, das der König- Großherzog mit uns zu treffen 
geneigt if. — Ich habe Ihnen noch von dem der preußiſchen Regierung 

egenüber einzufhlagenden Wege zu fchreiben. Wir glauben, baß ber 
oßberzog das abfolute Hecht bat, über Luremburg, mit Zuflimmung der Be- 
völferung, zu verfügen und wir haben unbeftreitbar das Hecht, unter benfelten 
Bedingungen ben Erwerb dieſes Landes zu machen. Wir haben aber ebenfo febr. 
wie ber König der Niederlande, den aufridtigen Wunſch, in guten Beziehungen 
zu dem Berliner Hofe zu bleiben, und es ift unmöglich, der Anweſenheit eine 
preußiihen Garnifon, wiewohl dieſelbe fih heute auf kein Recht mehr ftüßt, keine 
Rechnung zu tragen. 

Der König, fagen Sie, bält an dem Gedanken feft, vorher Preußen feine 
Abfiht, uns das Großherzogthum abzutreten, kund zu geben. Wir baben 
figderlih feine perſönliche Einwendung dagegen zu maden, daß 
das Berliner Kabinet von dieſen Befprehungen (pourparlers) 
Kenntniß erhalte, aber wir wünſchen, baß dies durch nnd geidebe. 
Eine aufmerffame Prüfung ber Frage wird, wie wir hoffen, dem König darthun. 
daß, ungeachtet feines natürlichen Wunfches, die Initiative zu dieſer vertraulichen 
Mittheilung zu ergreifen, e8 darauf anlomme, uns die ausſchließliche Leitung unt 
Berantwortlichkeit diefer Maßregel zu überlaffen. Wir werben fofort hierüber mit 
ber preußifchen Regierung vertrauliche Belprechungen eröffuen, die zu feinem 
ſchlimmen Rejultate führen können, da unfer Zweck, wie ich es bereits geſchrieben 
babe, der ift, Diefe Frage zu einem Mittel der Annäherung und nicht zu einer 
Urfache des Haders zu machen. Der König- Großherzog kann verfichert fein, dak 
feine Intereffen von uns gerade wie bie unfrigen vertbeidigt werben follen, an 
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daß wir uns durchzuſetzen bemühen werben, baß bie Limburger Frage in billiger 
und feinen Abfichten entjprechender Weife gelöft werde. Ueber biejen Punkt ift 
unſer Intereffe dem jeinigen gleich. Ich babe nicht nöthig, daran zu erinnern, 
daß die in diefen Ideen-Austaufh eingeweibten Perſonen die 
größte Diskretion zu beobachten haben.“ 


Einwilligung Hollands in die Abtretung Luxem— 
burgs an Sranfreid. 


Telegramm bes Prinzen von Oranien an den Kaifer. 
Haag, den 28. März 1867. 


„Der Brinz von Oranien ift beauftragt dem Kaiſer zu jagen, 
daß der König, in dem Wunſche ihm angenehm zu fein, in die Ab— 
— willigt und Se. Majeſtät bittet, ſich mit Preußen zu be— 
nehmen.“ 


HD. März. Der franzöſiſche Miniſter erklärt dem Geſandten im Haag feine 
Unzufriedenheit und fein VBebauern darüber, daß ber nieberländifche Geſandte in 
Berlin eine Angelegenheit, die einer fo belifaten Behandlung bebürfe, ohne Wiſſen 
md Betheiligung Frankreichs bei ber preußifchen Regierung offiziell angeregt babe. 
Er ſchließt mit dem Wunde, daß fih daraus fein unangenehmer (fächeux) 
Zwiſchenfall ergeben möge. 


31. März. Der Franzöſiſche Botfchafter in Berlin Graf Benedetti an ben 
Franzöfiſchen Minifter Mouftier. 


„Die Luxemburger Angelegenheit, welche gerlichtweife befannt geworben: ift, 
ruft eine Aufregung in Deutichland hervor, von welcher Herr von Bismard 
jebr bewegt erfeim. Indem er Kenntniß davon erhalten bat, daß die Tiberale 
Partei fih vorgenommen bat, ihn morgen darüber zu imterpelliven, hält er es für 
wichtig, daß der Abſchluß irgend einer Uebereinkunft zwiſchen Frankreich und Holland 
verzögert werbe. Er beflagt fich über die Art und Weife, wie die Sache durch 
eine Mittheilung bes Königs von Holland an den König Wilhelm eingeleitet 
worben fei. Die preußifche Regierung werbe dadurch in eine jehr fchiefe Lage 
gebracht.“ 

31.März. Telegramm Benedettis. 


„Hr. v. Bismard fühlt ſich feit geftern von der Aufregung, die in ber 
Breffe und im Parlament ausgebrochen ift, überfluthet (debord6). Die Deputirten 
der verichiedenen liberalen Fraktionen find biefen Morgen zufammengetreten und 
haben beichloffen, die Regierung morgen zu interpelliven. Er bat mich benach⸗ 
richtigt, daß er, in Folge der Mittheilung des Könige der Niederlande, nicht 
umbin könne, der Kammer zu erflären, daß in der That Über bie Abtretung 
Suremburgs Unterhbandlungen im Haag eröffnet worben feien. Ich habe ihm ge- 
lagt, daß wir ben König der Niederlande nicht jo Tange zum Stillſchweigen hätten 
vermögen können, bis bie Frage von uns gemeinſchaftlich mit der preußiſchen Re- 
gKerung geprüft worden jei.” 


1 April. Telegramm Mouftiers an Benebetti. 


3 bebanre, daß eine unzeitgemäße Beröffentlihung und ber Schritt des 
Königs von Hollaud, im Widerſpruche mit unjeren Abftchten, der Luremburgijchen 
Angelegenheit einen offiziellen Charakter gegeben haben. Ich weiß nicht, welches 
die Folgen davon fein werben und weldhe Sprache Herr von Bismard im 
Reihstage halten wird. Der neue Stand der deutfhen Berhältniffe 
wird um fo leichter zu allgemeiner Anerkennung gelangen, je 
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gewiffenbafter der neue Bund fi in den Grenzen feiner Bered- 
tigung hält. Die Sprache des Herrn von Bismard bat uns immer glauben 
— 2 daß er die Sachen von dieſem Geſichtspunkte anflebt. Der Miniſter⸗ 
Präſident hat gewiß das Anſehen und ben Muth, un dem dentſchen 
Datriotismne die Grenzen vorzuzeichnen, welche derſelbe inne 
palten muß, um nidt den Patriotismus anderer Bölker zu ver- 
e tzen.“ 


1. April. Telegramm bes franzbſiſchen Geſandten im Haag an 
Mouftier. 


„Der König, — Heinrih und Hr. v. Zuylen haben geſtern Abend eine 
Konferenz gehabt. Der Miniſter des Auswärtigen jagt mir, daß Se. Majeſtät 
entſchloſſen ift, feine VBerpflidtungen zu halten. Herr v. Zuhlen 
ſcheint nicht an ernfte Berlegenheiten von Seiten des Berliner Hofes zu glauben, 
allein er verlangt, daß die franzöſiſche Regierung die Berantwort- 
lichkeit für möglide Schwierigleiten mit Preußen übernehme.” 


1. April. Interpellation des Abgeordueten von Bennigſen uud 
Antwort des Grafen Bismarck. 


(Die Interpellation des Übgeorbneten von Bennigjen:) 


„Die unterzeichneten Mitglieder des Reichstages richten bie nachſtehenden 
Anfragen an den Herrn Vorſitzenden der Bunbes- Commiffare: 

1) Hat die Königlich Preußifche Regierung Kenntniß Davon erhalten, ob die 
in täglich verftärktem Maße auftretenden Gerüchte über Verhandlungen 
zwiihen ben Regierungen von Frankreich und den Nieberlanden wegen 
Abtretung bes Großherzogthums Luremburg begründet find? 

IN die Königlich Preußiſche Regierung in ber Lage, bem Reichstage — 
in welchem alle Parteien einig zufammenftehen werben iu ber kräftı 
Unterfügung zur Abwehr eines jeden Verſuchs, ein altes beutfches Yard 
von dem Geſammtvaterlande loszureißen — Mittheilung darüber zu 
maden, daß fie im Verein mit ihren Bundesgenoffen entfchloffen if, bie 
Berbinbung des Großherzogthums Luremburg mit bem iibrigen Deutſchland, 
insbefonbere das Preußiſche Beſatzungerecht in ber Feſtung Luremburg, 
auf jede Gefahr hin dauernd ficher zu ſtellen ?” 


2 


ur 


Rebe des Abgeorbneten von Bennigfen: 


Seit einigen Tagen mehren fi von allen Seiten die Gerichte über Bar- 
bandlungen zwiſchen ber franzöfiihen und nieberlänbifhen Regierung wegen der 
Abtretung von Luxemburg. Meine Herren, es ift eine dringende Aufforderung für 
den Reichstag, in dieſer Tage ſich Har barliber zu werben, was bie verblinteten 
deutſchen Regierungen und bie Vertreter beuticher Nation einer foldhen Gefahr 
gegenüber zu thun gewillt find. 

Wir haben in dem Grenzlande Quremburg nicht bloß einen Theil beutiden 
Bodens zu vertheidigen; wir haben da aud eine wichtige militairifche Pofition zu 
(hüten. Wir follen ein Land aufgeben, in weldem eine Feſtung ausgebaut iſt 
mit den Entſchädigungsgeldern, welche Frankreich in dem Frieden von 1814 pud 
1815 auferlegt ſind, eine Feſtung, welche zum Schutze Deutſchlands gegen Franl · 
reich als Bundesfeſtung angelegt iſt, in welcher die preußiſche Regierung nit 
bloß anf Grund der Verträge von Wien, ber Wiener Kongreßalte, ſondern auch 
auf Grund befonderer Abkommen zwiſchen ber preußiichen unb niederlandiſchen 
Regierung aus den Jahren 1816 und 1817 werihvolle Rechte ber Beſatzung und 
der Ernenn des Gouverneurs und bes Kommandanten bat. Es if Gefahr 
vorhanden, bat ein deutſches Grenzland verloren geht, in welchem bie Benöflerung 
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m Weſentlichen deutſch iſt, in welchem bie Bevälferung nicht daran denkt, fran- 

säfih werden zu wollen, wo allerbings vielleicht eine Abneigung vorhanden iſt, 

fch den ſchweren militairiichen Anforderungen jet ſchon zu fügen, welche an alle 

Pitglieder bes Norbbeutichen Bundes geftellt werben, in welchem man aber 
ch ift und deutſch bleiben will. 

Deine Herren, bie Interpellation, die wir an ben Borfigenden der Bunbes- 
tommiffton gerichtet haben, fie ift ausgegangen von der liberalen Seite des Reichs⸗ 
tages; fie iſt abſichtlich von uns gerade ausgegangen, weil wir vor Allen ein 
Bebäirfnig gefühlt haben, kund zu geben, daß in folchen Fällen ber auswärtigen 
Bolitil, wo es gilt, dentſchen Boden zu verteidigen gegen ungerechte ©elüfte bes 
Auslandes , keine Parteien im Haufe eriftiren bürfen, daß die Schwierigleiten, 
welche fich in ben leßten Wochen bei einzelnen ragen bes Ausbaus der inneren 
Berfaffung gezeigt haben, nicht ben geringften Einfluß äußern werben auf bie 
Haltung des ganzen Reichstages, wo es gilt, muthig und entichloffen dem Aus- 
lande gegenüber zu fteben, unb bie fräftige Politik, welche die preußiiche Regie- 
nıng und der Dlinifterpräfident bisher geführt haben, anf das entſchiedenſte zu 
umerftägen! Meine Herren, es iſt eine nicht geringe Verſuchung für das Aus- 
land vorhanden, die Aufldfung des Deutfchen Bundes zu benußen, die Zeit zu 
kenugen, wo eine deutſche Staatenbilbung noch nicht fertig geworben ifl, mo 
Kümpfe der inneren Politik ausgebrochen find in Deutſchland, die eigene Macht⸗ 
felung gegenüber Deutſchland zu verflärten. Wenn wir nicht dem erſten Ber- 
inhe der Art entgegentreten, dann werben die Verſuche fich ſtets wiederholen, 
und die jetzige Neubildung wird in Deutſchland nicht zur Begründung eines 
karlen Bundesſtaates, fondern nur zur Fortdauer ber alten Zerriffenheit und 
Schwäche führen. 

Wenn wir Vertrauen haben zu ber kräftigen Leitung ber auswärtigen Po» 
it, wie fie ſich gezeigt hat im vorigen Jahre und in ben Jahren vorher bei 
ber preußiihen Regierung, jo wird dies Vertrauen allerdings eine neue Bewäh⸗ 
rang verlangen in ber fchwierigen Lage, wo wir ben Frieden erhalten können, 
wenn wir ſiark und entichloffen gegenüber ftehen dem Auslaube, wo wir aber 
auch zeigen müſſen, daß wir ben Krieg nicht fcheuen, wo es ſich um eine gerechte 
Bertheibigung gegen ungerechte Angriffe handelt. Meine Herren, Sie erinnern 
fih des patriotiſchen Ausſpruches, den vor mehreren Jahren Se. Majeftät ber 
König von Preußen getban hat: Kein Dorf folle von deutſchem Boden mit feiner 
Zuſtimmung abgeriffen werben. 

Dieſe Worte haben einen lebhaften Widerhall gefunden in Deutichland, fie 
find in bankbarer Erinnerung von ber deutſchen Nation aufbewahrt worben. 
Jet, wo die Vertreter des Norbbeutihen Bundes um Ge. Majeftät den König 
Wilhelm bier in Berlin verfammelt find, dba mag er das beutfche Volk aufrufen, 
er wird in demfelben keine Parteien finden, wo es gilt, fich gegen das Ausland 
ju vertheibigen; er wirb nod eine einige und entſchloſſene Nation finden. 

Wenn wir Schwierigfeiten gehabt haben, in wenigen Wochen das Ver⸗ 
faffungswert zu Stande zu bringen, jo wirb grade bie Gefahr der Einmiſchung 
des Auslarıdes in unſere Angelegenheiten das Bedürfniß der Berftändigung bei 
den Regierungen und bei ben Vertretern der Nation nur fleigern. Wir können 
in biefem alle ſehr raſch zu ber Annäberung fommen, bie wir ja ohnehin in 
einigen Wochen erreicht haben würden, wir koͤnnen zu bdiefer Annäherung von 
beiden Seiten fehr raſch kommen, und das Werk, das nad unferer Borausficht 
vieleicht erſt zu Oftern beendigt fein würde, Könnte in eben fo wenigen Tagen, 
wie es fonft Wochen erfordert haben würde, raſch abgeichloffen werben. Meine 
Herren! Wir wiffen jehr wohl, mas auf dem Spiele fteht, wenn es nicht gelingt, 
ach im Anfange der franzöſiſchen Nation die Meberzeugung beizubringen, daß fie 
es jetst nicht mehr mit einem ſchwachen, zerriffenen, uneinigen Deutſchland zu 
thun, fonbern baß fie ein Bolt vor ſich hat, in einem räftigen Aufſchwunge be- 
griffen, um fi eine Berfaffung und eine angejehene Stellung in Europa zu 
erringen. Die franzöfiihe und bie dentiche Nation, jo reich ausgeftattet von ber 
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Natur, wohnen auf Gebieten groß genug, um ber Entfaltung ihrer Kräfte vollen 
Spielraum einzuräumen. Dieſe Böller, fie Fönnen in Frieden und Yreunbicait 
nebeneinander leben, in gegenjeitiger Achtung, in Förderung ber einfamen 
Interefien, in Förderung ber Gefittung und Kultur in Europa. Feder Krieg, 
der zwiſchen diejen beiden großen Nationen geführt werben wirb, wirb bem 
Fortſchritte des Wohlftandes und der Kultur in Europa ſchwere Wunden fchlagen. 
Davon ift Niemand mehr burchbrungen, al® wir, bie Vertreter ber dentſchen 
Nation, die wir zunächft zu frieblidyen Aufgaben, zu der Aufgabe, eine Berfaffung. 
bie eine Grundlage des Rechts und des Friedens bilden fol, für Dentſchland 
zu gründen, zufammengetreten find. Aber wenn bas Ausland uns flören wil 
in unferem Wert, wenn es die noch nicht abgeichloffene Vollendung bes Wertes 
benugen will zu eigenem, ungerechtem Beginnen, dann wirb es bier auf eine 
Nation floßen und, wie wir nicht bezweifeln, auch auf Regierungen, bie allen 
berartigen Berfuchen mit ber äuferften Entjchloffenbeit entgegentreten. 

eine Herren! Laſſen Sie uns aljo deshalb darüber keinen 
Zweifel, daß, wie unter uns alle Barteien, aud das deutſche Bolt 
einig fein wird, jede kräftige Politik der Regierung anf jede Ge— 
fahr bin zu unterffügen biefem und allen etwaigen fpäteren Ber- 
fuden des Auslandes gegenüber. 


Erklärung des Grafen Bis marck. 


Die hohe Berfammlung wird e8 natürlich finden, wenn ich mid m 
einer Frage von der Tragweite, welche die vorliegende gewonnen hat, in 
diefem Augenblide darauf beichränte, die Interpellation mit einer Dar- 
legung des thatjächlichen Sachverhältniſſes, ſoweit es der Königlichen Re 

ierung und ihren Bundesgenofien befannt ift, zu beantworten. Ich muß 
dazu zurüdgreifen auf die Urfachen, die es veranlaßt haben, daß das 
Großherangtaum Luremburg nicht Mitglied des norddeutichen Bundes if. 

Bei Auflöfung und durch die Auflöfung des früheren deutfchen Bundes 

gewann jeder der an demſelben betheiligten Staaten feine volle Souve⸗ 
rainetät wieder, fo wie er fie vor Stiftung des Bundes befejjen, aber 
durch die Verpflichtungen, die er im Bundesvertrage freiwillig eingegangen 
war, beichräntt hatte. Nach Auflöfung des Bundes genoß das Großher⸗ 
zogthum Luxemburg und fein roßhergog derfelben Souverainetät euro 
paiſchen Charakters, wie dad Königreich der Niederlande und jein König. 
Die große Mehrzahl der früheren Bundesgenoffen, glei Preußen, be 
nutzten ihre Freiheit, um fofort auf dem nationalen Boden einen neuen 
Bund behufs gegenfeitiger Unterftügung und Pflege der nationalen Juter⸗ 
efien zu fchliegen. Das Großherzogthbum Luremburg fand es feinen In⸗ 
tereffen nicht entiprechend, denjelben Weg einzufchlagen. Durch die Or⸗ 
gane, welche uns innerhalb des Großherzogthums und an feinen Grenzen 
u Gebote ftehen, waren wir davon in Kenntniß gehalten, daß eine ent- 
Ühiedene Abneigung, dem norddeutfchen Bunde beizutreten, in allen 
Schichten der Bevöllerung heimisch war. In den höheren und namentlich 
in den höchſten war fie getragen von einer deutlich außgefprochenen Miß⸗ 
fiimmung gegen Preußen und defien Erfolge, in den unteren getragen von 
einer Abneigung gegen die Uebernahme derjenigen Laſten, die eine ernft- 
hafte Yandesvertheidigung nothwendig mit ſich führt. 

Die Stimmung der Iuremburgiden Regierung fand Ausdrud in einer 
Depefche, die im October an uns gerichtet wurde, und in welcher fie uns 
nachzuweiſen fuchte, daß wir fein Necht mehr hätten, in Xurem- 
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durg Barnifon zu halten. Die Königliche Regierung und ihre Bun⸗ 
een In mußten ſich die Frage ftellen, ob eö angemeſſen jei, unter 
diefen Umftänden eine Einwirkung oder gar einen Drud dahin 
zuüben, daß das Großherzogthum, weldhes dem Zollverein 
angehört, auch dem norddenafgen Bunde beiträte. Sie bat fi 
nach gründlicher Erwägung diefe Trage verneint. Sie mußte es einmal 
als einen zweifelhaften Bortheil betrachten, in einem Bunde von dieſer 
Intimität in dem Großherzog von Luxemburg ein Mitglied zu haben, 
welches in feiner Eigenichaft als König der Niederlande feinen Schwer⸗ 
punft außerhalb des Bundes, feine Intereſſen außerhalb des Bundes bat 
und vielfach möglicherweije im Widerfprudy mit dem Bunde haben konnte. 
Die Erfahrungen, welche wir in diefer Beziehung in dem früheren Bunde 
goebt haben, waren lehrreich genug, um uns abzuhalten, eine ähnliche 
ratmg in vollem Maße auf die neue Inſtitution zu übertragen. 

Die Königliche Regierung hat fidy ferner gejagt, daß vermöge der 
geographiichen Yage und der eigenthümlichen Berhältniffe gerade des Groß⸗ 
berzogthums Luxemburg die Behandlung insbefondere diefer Yrage einen 
hö bern Grad von Borficht erforderte. an erweift der Preußiſchen 
Bolitit nur Gerechtigkeit, wenn an einer hervorragenden 
Stelle ausgeſprochen worden ift, die Preußifche Politik juche 
die Empfindlichkeit der franzöfifhen Nation — natürlich, jo» 
weit e3 mit der eigenen Ehre verträglih ift — zu jchonen. 
Die Preußiſche Bolitit findet und fand zu einer folden Po= 
litit Anlaß in der gerehten Würdigung der Bedeutung, melde 
die freundſchaftlichen nesiehungen zu einem mädtigen und 
ebenbärtigen Nachbarvolke für die friedlide Entwidelung 
der deutfhen Frage haben mußten. 

Aus derfelben Rüdjicht, die ich hiermit charakterifirt babe, will ich 
mi enthalten, auf den zweiten Theil der Interpellation mit Ja oder 
Nein zu antworten. Der Wortlaut diefes zweiten Theiles ift ein folcher, 
wie er einer Bollövertretung, die auf dem nationalen Boden fteht, wohl 
anftehen mag; er gehört aber nicht der Spradye der Diplomaten an, wie 
fie in Behandlung internationaler Beziehungen, jo lange diefelben tim 
friedlihen Wege erhalten werden können, geführt zu werden pflegt. 

Was den erften Theil der Interpellation betrifft, jo will ich das 
Sachverhältniß, ſoweit e8 zur Kenntniß der Königlichen Regierung ges 
fommen ift, offen darlegen. 

Die Königlihe Regierung hat feinen Anlaß anzunehmen, 
dag ein Abſchluß über das künftige Schickſal des Großherzog— 
thums bereits erfolgt jei; fie kann das Gegentheil natürlich nicht mit 
Beitimmtheit verfichern, fie kann auch nicht mit Beitimmtheit willen, ob, 
wenn er noch nicht erfolgt wäre, er vielleicht unmittelbar bevorftände. 
Die einzigen Borgänge, durch welche die Königliche Regierung veranlagt 
geweſen in, geihäftlih Kenntniß von diefer Frage zu nehmen, find folgende. 

Bor wenig Tagen hat Seine Majeftät der König der Niederlande 
den im Haag accreditirten Königlich Preußifchen Gefandten mündlich in 
die Rage gefeßt, fich darüber zu äußern, wie die Preußiſche Regierun 
es auffaffen würde, wenn Seine Wiederländijhe Majeftät Sid 
der Souveränetät über da8 Großherzogthum Luxemburg ent- 
äußerten. Der Graf Perponcher, unjer Gejandter im Haag, ift angewiejen 


668 
1867. 


worden, darauf zu antworten, daß die Königliche Regierung und ihre Bundes- 
genofjen im Augenblid überhaupt feinen Beruf hätten, fich über diefe Frage 
u äußern, daß fie Seiner Majeftät die Berantwortlichleit für die eigenen 
Sandiungen felbft überlaflen müßten, und daß die Königliche Regierung, 
bevor fie fich über die Frage äußern würde, wenn fie genöthigt wäre, es zu 
thun, fih jedenfalls vorher verfidern würde, wie die Frage von 
ihren deutfhen Bundesgenoffen, wie fie von den Mitunter: 
geihnern ber Berträge von 1839 und wie fie von der dffent- 
ihen Meinung in Deutſchland, welche gerade im gegenwärtigen 
Augenblid in der Geftalt diefer hohen Berfammlung ein an— 
gemefjenes Organ befist, aufgefaßt werden würde. 

Die zweite Ehatfache war diejenige, daß die Königlich niederländilche 
Regierung durch ihren hiefigen Gefandten ung ihre guten Dienſte behufs der 
von ihr vorauögefegten Verhandlungen Preußens mit Frankreich über das 
Großherzogthum Luremburg anbot. Wir haben darauf geantwortet, daß wir 
nicht ın der Lage wären, von diefen guten Dienften bebrand zu machen, 
weil Verhandlungen diefer Art nicht Ihwebten. 

In diefer Rage, meine Herren, befindet fi), foviel der Königlichen 
Regierung befannt ift, die Sache noch in diefer Stunde. Ich betone, ſoviel 
ihr befannt ift, umd begiche mid auf das zurüd, was ich kurz vorher über 
die Möglichkeit eines Abſchluſſes gefagt habe. Sie werben nicht von mir 
verlangen, daß ich in diefem Yugenblide — ähnlich wie e8 einem Bollt 
vertreter, einer Vollsvertretung geftattet ift, — über die Abfichten und 
Entſchlufſe der Königlichen Regierung und ihrer Bundeßgenofien in dieſen 


und in jenem Falle in der Oeffentlichkeit Erklärungen abgeben folle. Die | 


verbündeten NRegierungen glauben, daß feine fremde Madt 
zweifelloje Rechte deutſcher Staaten und deutſcher Bevölke— 
rungen beeinträchtigen werde; fie hoffen im Stande zu ſein, 
jolde Rechte zu wahren und zu [hügen auf dem Wege fried- 


liher Berhbandlungen und ohne Gefährdung der freundfdaft: 


lichen Beziehungen, in welchen fih Deutfhland bisher zur Be: 
nugthbuung der verbündeten Regierungen mit feinen Nachbaren 
befindet. Sie werden fi diejer Hoffnungen um fo ſicherer 
hingeben fönnen, je mehr das eintrifft, was der Herr Inter: 
pellant vorher zu meiner Freude andeutete, daß wir durch 
unjere Beratdungen da8 unerſchütterliche Bertrauen, den un: 
ierreißbaren Zufammenbang des deutfchen Volkes mit feinen 

egierungen und unter feinen Regierungen bethätigen werden. 


Biplomatifhe Erörterungen über Suremburg. 

3. April. Der franzöfiihe Gefandte im Haag an Marquis be Moufier. 
„Graf Perponcher hat im Namen feiner Regierung dem Dinifter 
van Zuylen eine Mittbeilung gemacht, durch welche er ungeachtet ber Aner⸗ 
fennung des Rechts bes Königs von Holland Über das Großherzogthum unter 
feiner Verantwortung zu verfügen, die Aufmerkſamkeit beffelben auf ben Zufend 
ber öffentlichen Meinung in Deutfchland und auf bie Schwierigkeiten Ienit, 
welche daraus fih ergeben Knnten. Der Minifter bat geantwortet, daß er em 

Könige davon Mittheilung machen werde.“ 
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6. April. Minifter Mouftier an Benebdetti. 


„Die Interpellationen, welde im Norbbeutichen Parlamente ſtattgefunden 
baden und die Antwort des Minifter- Präfidenten waren geeignet, unfere volle 
Beachtung in Anſpruch zu nehmen. Entichlofien, gegenüber unvorfichtigen Erre- 
gungen rubig zu bleiben unb überzeugt, baß bei dem Mangel jebes offiziellen 
Schrittes und jeder amtlichen Mittheilung zwiſchen uns und bem Berliner Ka- 
binet Niemand uns birect in biefe Angelegenheit bineinziehen kann, enthalten wir 
uns, die theoretiſchen Fragen, bie bei den Interpellationen zur Sprache gelommen 
find, zu prüfen. Wir wollen nicht den Behauptungen widerſprechende Behaup⸗ 
tungen entgegenftellen, und nicht denen, welche geneigt find, Zuremburg als eine 
beutiche Provinz zu betrachten, unfere entgegengefettten Auffaffungen ins Gedächtniß 
rufen. Ich halte es für wichtiger, bie prinzipiellen Erklärungen des Minifter- 
Bräfidenten ſelbſt über bie fehwierige Frage zu betonen. (E8 folgt eine Aufzäh- 
lung ber vom Grafen Bismard eingeräumten Puntte.) 

Diefe Erklärungen haben eine hohe Bedeutung als Beftaudtheil bes nenen 
europäiihen Rechts. 

Bir legen anberfeits große® Gewicht auf bie Worte, mit welchen Herr 
von Bismard verkündet bat, daß die preußifche Politik die Empfinbfichleiten des 
franzöftfchen Volles zu ſchonen wünſche, und daß bie preußifche Regierung ben 
Grund zu einer ſolchen Politik in der gerechten Würbigung der Wichtigkeit feind- 
licher unb freundlicher Beziehungen zu einer benachbarten Ration finde. Herr 
von Bismard wird Ihnen gewiß zur gegebenen Stunde Beweije ber praßtiichen 
Beveutung geben, bie er biejen Worten, welche nicht blos höfliche Rebensarten 
fein Fönnen, beilegte. Dieſelben ſtehen in voller Uebereinftiimmung mit ben Ge⸗ 
finnungen und Abfichten, weldhe der Minifter - Präfident in feinen vertraulichen 
unterhaltungen mit Ihnen ſtets bezeugt hat, und weldhe uns volles Bertrauen zu 
ihm eingeflößt haben. Ohne birecte vertrauliche Mittbeilungen zu provociren, 
beren Werth durch ihre Breitoilligteit gefteigert wird, wollen Sie mich, ſobald 
Eie dazu in ber Lage jein werben, von ben Abfichten des Berliner Kabinets 
über Alles, was zur Befefligung des europäifchen Friedens dienen kann, unter- 
richten. Ich brauche Ihnen nicht zu fagen, wie fehr unfere Wünſche auf biejes 
Ziel gerichtet find, noch auch an die Beweiſe zu erinnern, bie wir von unjerer 
Mäßigung und unferer Achtung vor dem Rechte Deutichlands, fih in feinen 
Grenzen und nad feinen Neigungen frei einzurichten, gegeben haben. — Ich 
überlaffe Ihrer Erwägung, in welchem Maße Sie von biejer Depeche Gebrauch 
machen mollen.“ 


5. April. Erflärung des holländiihen Minifterd van Zuylen 
auf eine Snterpellation. 


— — Er wiffe, daß ber Großherzog die Frage wegen Luxemburgs ernftlich 
und genan unterfucht babe, und baf er nach langer Unterſuchung zu ber Ueber- 
zengung gekommen jei, daß das Intereſſe von Holland bie Trennung ber dyna⸗ 
fiihen Verbindung, die, wenn auch noch fo ſchwach, zwiſchen den Nieberlanden 
und Luxemburg befteht, verlange. Bon der VBorfpiegelung von Millionen unb 
Edhägen, beren man erwähnt hat, ift burchaus keine Rebe geweien. Wenn eine 
Entihäbigung gefordert worben wäre, jo würde biefe fo gering gewefen fein, daß 
fie noch nicht die Hälfte würbe betragen haben von den Domänen, bie 1866 
zuerlaunt wurden. Der Minifter giebt zu, daß Holland kein Intereſſe in der 
Luremburgifchen Frage habe, jedoch nur in ber Vorausſetzung, daf bie Berhält- 
nifſe von Limburg genügend und vollſtändig geregelt feien. Er habe bei ber 
preußiſchen Regierung im Intereffe eines guten Einverflänbniffes zwiſchen Holland 
und Frankreich, ſowie zwiſchen Holland und Preußen darauf gebrungen, daß alle 

hwerden, welche aus den Berhältnifien von Iuremburg erwachſen könnten, 
befeitigt wärben; Preußen habe in biefer Beziehung bie ausführlihfte Erklärung 
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gegeben. Der Minifter verlieft hierauf folgende Depeſche bes holländiſchen Ge⸗ 
fandten in Berlin: 

„Herr Graf Bismard, welden ich heut interpellirte, ermächtigt mid, in 
feinem Namen zu erliären, daß die preußiiche Regierung Yimburg als vollſtändig 
gelöft betrachte aus jeder politiichen Verbindung mit Deutichlandb, und daß fe 
geneigt fei, dieſes demnächſt durch irgend ein officielles Document zu beflätigen, 
obgleich fie dieſe Yormalität für überflüſſig hält, nad dem Votum des ventiden 
Barlaments.“ Der Minifter ſchließt: „Ich glaube, daß ich Das Ziel ber hollin- 
diſchen Regierung deutlich kundgegeben habe.” 


8. April. Mittbeilung der franzöſiſchen Regierung an 
den legislativen Körper. 


8. April. Erflärung des Minifters Marquis be Mouftier (auf eine 
Interpellation J. Favre's). 


Bon ber tiefen Ueberzeugung durchdrungen, daß die wahrhaften und bauern- 
den Intereffen Frankreichs in der Erhaltung bes enropäifchen Friedens liegen, 
daß die Kuiferlihe Regierung in ihren internationalen Beziehungen nur vom 
Gedanken der Berföhnlichleit geleitet jein barf, bat fie auch aus freiem Antriet 
dieſe Frage nicht in Anregung gebracht. Die unbeftimmte Stellung von Limburg 
und Luremburg bat eine Mittbeilung bes Haager Kabinets an die franzöfiide 
Regierung veranlaft. Die beiden Herrſcher famen aud in bie Lage über bau 
Beſitz Luxemburgs ihre Anfichten auszutauichen. Uebrigens hatten dieſe Bejpre 
dungen (pourparlers) noch feinen offiziellen Charakter angenommen, als, von 
dem König ber Niederlande über ihre Anſicht befragt, bie preußiiche Regierung 
bie Beftimmungen des Vertrags von 1839 anrief. Seiten ben Prinzipien, welde 
ſtets unfere Politik geleitet, haben wir die Möglichkeit dieſes Gebietserwerbs mie- 
mals anders als unter drei Bedingungen verflanben: bie freie Zuflimmung te 
Großherzogs von Luremburg, bie loyale Prüfung der Interefien ber Grogmäd, 
ber durch eine allgemeine Abftimmung kundgegebene Wunfch ber Bevöllernug. 
Wir find alſo geneigt, im Berein mit ben anderu Cabineten Europas, bie Clauieln 
bes Vertrags von 1839 zu prüfen. Wir werben bei diejer Prüfung mit ber ver- 
föhnfichften Sefinnung zu Werke geben, und wir glauben feit, daß der eurepälide 
Friebe durch den Zwiſchenfall nicht geftört werben wirb. 


8. April. Minifter de Mouftier an ven Gefanbten im Haag. 

„Die franzöfiiche Regierung bat erllärt, fie wolle eine Brüfung der Ber- 
träge von 1839 zulaffen, fie bat aber feine Initiative ergriffen und will 
feinen Schritt bei ben Mächten thun. Sie will in biefem Augeublide Altes 
vermeiden, was eine birecte Berhbandlung mit Preußen begräuben 
könnte. Es beſteht zwiſchen Preußen und Frankreich glädlider 
Weiſe keine Frage. Wir bitten deshalb bie Holländiſche Regierung jorgfältig 
Alles zu vermeiden, was irgend einen Zwiſchenfall herbeiführen Fünnte.“ 


Sranfreih regt bei England das Aufbören ber 
preußiihen Bejapung in Luremburg an. 


10. April. Mittbeilung bes euglifhen Miniftlers Lord Stanley an den 
engliſchen Botfchafter in Paris Lord Cowley. 

„Der franzöfiiche Botſchafter befuchte mich heute Bormittag und theilte mir 
den weientlichen Inhalt einer von M. Monftier empfangenen Depeiche mit. Dice 
fagt im Anfange, daß die Stellung Luremburgs und veip. Limburgs beim Schlufe 
des beutichen Krieges, der dem beutichen Bunde ein Enbe machte, zweifelhaft ge- 
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blieben ſei; daß Frankreich fidh enthalten babe, Preußen Borftellungen bezüglich 
biefer Provinzen zu machen, und es fi auf bie Reblichleit Preußens in Bezug 
auf deren zutänftige Lage verlaffen babe; und baß die franzöfifche Regierung nad) 
wie vor jebe Abficht, Preußen zu beleidigen ober zu reizen auf das Entjichievdenfte 
im Abrede fllle.... M. de Mouftier jchreibt ferner, Graf Bismard babe 
selber eingeftanden, baß feit ber Auflöfung bes deutſchen Bundes jebes jeiner 
Nitgfieber feine volle jouveräne Altionsfreibeit wiebererlangt habe, und daß weder 
Regierung noch Boll von Luremburg ben Wunſch bege, in ben neuen, unter 
Breußene Oberboheit gebildeten Bund einzutreten, daß andererſeits die preußiſche 
Regierung entichloffen fei, keine Preifion in diefer Richtung auszuüben. 

Nachdem Fürſt Latour d'Auvergne mir ben Inhalt biefer Depefche 
mitgetbeift hatte, gab er feine perſönliche Meinung dahin ab, daß die franzöfiiche 
Regierung früher ober fpäter auf dem Abzug der preußifhen Beſatzung 
aus Luremburg werde beſtehen müjfen. Ich frug, weshalb jet gegen 
dieſe preußifche Beſatzung Einwendungen erhoben werben, nachdem fie fo viele 
Jahre in Luxemburg geftanden hätte. Darauf erwiderte er, die Berhältnifie in 
Deutſchland jeien total vweränbert; der alte Bunb babe Tebiglich zu befeifiven 
Imeden beftanden; feine Maichinerie fei, vermöge des aus verfchievenen Kon- 
tingenten zufammengejegten Bunbesheeres, eine komplizirte, feine Altion eine 
laugſame geweien; die Lage fei eine ganz andere geworden; Preußen 
vzreinige alle Kraft in feiner Hand, und Luremburg im Befige 
einer preußifhen Befagung würde für Deutfhland Pinfort nicht 
mehr eine bloße defenjive, jondern eine offenfive Pofition gegen 
Frankreich fein.” 


13. April. Minifler de Moufier an Benedetti: 

— — — „Wir können uns von Seiten Englands der freunbichaftlichften 
Gefinnung erfreuen; die beiden anderen Großmächte feheinen uns auch mehr und 
mehr günftig geftimmt zu werden, — fie zollen unferer Mäßigung Anerlennung. 
Ale uns zugehenden Andeutungen zielen auf die Zurückzie hung der preu- 
biſchen Garniſon aus Luremburg — Die Mächte fcheinen fi darüber 
vertraulich beiproden zu haben unb geneigt, in Berlin zu verftehen zu geben, 
daß es billig wäre auf unfere Würde und unfere Intereſſen Rückſicht zu nehmen.“ 


Die öffentlihe Meinung in Deutſchland. 


13. April Der englifhe Botſchafter in Berlin Lorb Loftus an Lorb 
Stanley: 

„Die Aufregung, bie in allen Schichten der Berliner Gefellichaft über bie 
Suremburger Frage eutftanden fei, habe etwas nachgelaflen, boch fiehe ber Ent- 
ihluß fe, fich jeder aggreſſiven Forderung Frankreichs zu wiber- 
iegen.“ 


Erjte Aufnahme des Vorſchlags der Räumung 
Zuremburgd Seitend Preußens. 


15. April. Lord Stanley an Lord Cowley: 

„Graf Bernftorff befuchte mich heute Nachmittag und tbeilte mir ben weſent⸗ 
ihen Inhalt einer vom Grafen Bismard eingetroffenen Depefche mit. Graf 
Dismard fehreibt, er habe gehört, daß von verfchiedenen Seiten der Gedanke 
autgeiprochen worden jei, als ob bie Neutralifirung Luremburgs und die Aus- 
Ihließung jeber fremden Beſatzung aus ber Feftung zur Baſis eines Arrangements 
gemacht werben könne. In Betreff diefes Planes ſchreibt Graf Bismard, 
Preußen befinde fi, bei der gegenwärtigen Sachlage in Deutid- 
land, nihtim Stande, in eine Trennung Yuremburgs von Deutfd- 
land, unter was immer für einer Form, ober in die Räumung ber 
defung zu willigen.“ 
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15. April. Stellung Frankreichs zu der VBermwidelung 
wegen Zuremburgß. 


Depeihe Mouftierd an die Geſandten in London, Wien, Floren; 
und Peteröburg. | 

Nach einer Recapitulation ber bisherigen Phajen ber Verhandlung führt 
die Depeidhe fort: 

— „Ich lege Wertb darauf auszuſprechen, baf wir unfererjeits feine Zwede 
territorialer VBergrößernug hatten, daß wir nur darauf bebadıt waren, nunferen 
Grenzen ihre nothwendige Sicherheit zu geben. — — Wir hatten inebejonber 
nicht die Abficht, Preußen zu beunrubigen ober zu verleken, und die vertrauliche 
Beiprehungen, welche bis zum legten Angenbide zwiſchen unſerem Botſchafter 
in Berlin und dem Premierminiſter bes Königs Wilhelm ſtattgefunben hatten, 
waren ber Art, daß über unſere Abfichten keine Ungewißheit anf Seiten bei 
Strafen Bismarcd beftehen konnte. Andererjeits glaubten wir alles Redt 
zu der Vorausſetzung zu haben, daß Preußen in feinen Bezie 
hungen uns gegenüber nur freundfchaftlihe und uminterejfirte 
Stimmungen walten lafjen wollte, und baß es auf bie Rothwen- 
digleiten unferer befenjiven Tage alle Rüdficht zu nehmen bereit 

et. Wir haben daher nicht angenommen, baß Preußen feine Garniſonen in 

mburg aufrecht erhalten wollte: wir burften vielmehr glanben, daß es bat 
mehr politifhe, als territoriale Aerangement, durch welches au! 
friedlichem Wege das Großherzogthum Luremburg an Frankreit 
gelangen ſollte, als Gelegenheit betrachten würde, zwiſchen 
Deutſchland und uns gegenſeitige gute Beziehungen zu gründen, 
weldhe der Ruhe Europas ernfte Bürgfchaften gewähren würden. 
Wir find deshalb weit entfernt, aus einer Kombination, welche für uns ein Pfom 
bes Friedens fein follte, jegt einen Kriegsanlaß zu machen. Auch haben wir 
uns ohne Zögern zur Prüfung der Verträge in Gemeinihaft mit Europa bereit 
erklärt. — Da unfere Fürforge ausfhließlih auf die Sicherheit! 
unferer Grenzen gerichtet if, fo werben wir von vornherein kein: 
Kombination ausfhließen, welde uns in diefer Beziehung aut: 
reihende Bürgfchaften gewährt.“ 


17. April. Vorſchläge Oeſterreichs zur Löſung der Frage 
Korb Stanley an Lorb Cowley. 


„Herr von Beuſt ſchlägt zwei Bafen vor, anf denen eine Vermittelun: 
proponirt werben koͤnnte; bie erfte würbe den König von Holland im Belike 
Luremburgs Iaflen, die zweite würde dieſes Belgien übergeben, welde 
als Erſatz einen gewiffen Theil feines Gebiets an Frankreich abtreten würde; in 
jebem biefer beiden Bälle würde Preußen bie Feſtung zu räumen haben 
Graf Bismard, fo bemerkte Graf Apponyi, babe ſich zu einem Arrangement 

eneigt gezeigt unb der zweiten Alternative ben Vorzug gegeben, währenb in 
aris bie erſte als bie beffere gehalten werbe, infofern als der Kaifer erflin 
babe, daß er keinen Wunſch nach Gebietövergrößerung bege .. . Bom Graf 
Apponyi befragt, was ich Über Herrn v. Beuſt's Vorſchläge denle, erwieberie 
ih, daß ich Grund zu glauben habe, daß Preußen nicht in eine Räumung ta 
Feitung willigen unb eben fo wenig der König von Belgien einen Gebiettaustanid 
feine A uftimmung geben werde. Da Ge. Excellenz Zweifel in bie Richtigkeit 
meiner erſten Aeußerung ausprüdte, theilte ich ihm vertraulich mit, mas Gre 
Bernftorff mir am 15. b. geſagt. Auf feine weitere Anfrage, wie bie Transaktion 
von ber britifchen Regierung aufgefaßt werben würbe, für den Hall, daß Prexter 
ch geneigt erweife, erwieberte ich, einer pofitiven Antwort ausweichend, es jei 
berflüffig, eventuelle Löſungen zu biekutiren, bevor es nicht feſtſtehe, daß Vreußen 
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feine, in ber vergangenen Woche in jo pofitiver Weiſe ausgeiprochene Anficht 
geändert habe. Wenn biefes gefcheben, werbe bie britiiche Regierung gerne jeden 
Borihlag, der den Frieden zu wahren berufen jei, in Erwägung ziehen. 


17. April. Engliſche Borftellungen an Preußen. 


17. April. Lord Stanley an Lord Loftus. 


Er babe aus Graf Bernflorffs Mittbeilung mit Bebauern erjehen, wie 
geringe Hoffnung auf einen friedlichen Ausgleich vorhanden ſei. Aber es wäre 
dech eigenthümlich, wenn ein Ausweg nicht aufgefunden werben könnte, obwohl 
von Preußischer Seite ein folcher nicht angebeutet werben Tönntel „Preußens 
Interefien find in bem Refultate mehr als die irgend eines anderen Theiles 
Deutſchlands involvirt. Es bat eine lange Seelüfte und Häfen zu vertheibigen, 
während die Jahreszeit Ylottenoperationen günftig iſt; es befitst nicht die Mittel, 
einem Drude ber franzöfifchen Flotte an ben eigenen Küften Widerſtand zu leiften, 
und bie Berwüftungen, welche Die Uebermacht Sranfreiche zur See auf dem Ge⸗ 
biete des deutſchen Handels nicht allein in Europa, fondern auch auf anbern 
Gebieten feiner Thättgleit anzurichten vermöchte, dürfte eine ſehr erufte finanzielle 
Krife in Deutfchland hervorbringen.“ Es wäre baber wünjchenswerth, daß Preußen 
diefe Punkte in Berückſichtigung ziehe. Die britilihe Regierung ihrerfeits wolle 
kin Urtheil über die zwifchen Preußen und Frankreich ſchwebende Frage, fo wie 
fie jetzt ſtehe, ausiprechen. 


18. April. Bismardd Rückſicht auf die öffentlihe Stim- 
mung in Deutſchland. 


18. April. Lorb Stanley an Lorb Loftus. 


Graf Bernftorff fei fo eben bei ihm geweſen und babe ihm ben weſent⸗ 
Iihen Inhalt einer Depeche des Grafen Bismard mitgetheilt, in ber er fchreibt, 
„baß er zwar perfönlich ſich dem Borfchlage des Herrn v. Beuft nicht widerſetzen 
wolle, auf denfelben aber nur foweit eingehen Töne, als bie öffentlihe Stimmung 
Deutſchlands es geftatte. Diefe laffe fi nur auf dem Wege ber Erfahrung er- 
mitteln; bis zur Stunte aber fei, fo viel er fehe, es nicht wahrſcheinlich, daß 
diefe unerläßliche Bedingung erfüllt werde, und deshalb könne er unter ben 
gegenwärtigen Umſtänden nur am Status quo fefthalten.” 


19. April. Lord Stanley an Lord Loftue: 


Da eine friedliche Löfung lediglich von der Offupation der Feſtung abhänge, 
follte Die preußifche Regierung boch erwägen, ob fie in diefem Punkte nicht nach⸗ 
eben könne. „Die franzöfiihe Regierung gründet ihren Widerſtand auf das 
erbleiben ter Feftung in den Händen Preußens auf ihre angebliche Befürchtung, 
daß fie eine fortwährende Drohung für bie Sicherheit der franzöfifhen Grenze 
jein werde; unb wofern bie preußifhe Regierung Anftand nehmen follte, ibre 
Truppen zurüdzuzteben, würbe bies in Frankreich als eine geheime Abficht ge- 
deutet werten, bie Feftung früher ober fpäter zu aggreifiven Zwecken gegen 
Srankreih zu benupen. Wenn biefer Punlt zur Befriedigung ber frangöftieen 
Regierung erledigt wäre, würde das weitere Schidfal der Feſtung berjelben gleich» 
güftig fein. Ich möchte Ew. Ere. erfuhen, dem Grafen Bismard vertraulich 
diefe Anfiht der Frage vorzulegen und ihm das Bedauern nicht zu ver- 
beblen, mit dem 9. M. Kegierung ben Ausbruh eines Krieges 
jwijhen Frankreich und Breußen um ein Objelt von anſcheinend 
jo geringem praltifden Werthe fehen würde, zumal ba ein ber» 
artiger Krieg bie Konſolidirung Deutſchlands, Die in legter Zeit 
fo große Fortſchritte gemacht, nothwendigerweiſe verzögern würde. 
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Sollte Graf Bismard von Berlin abweiend fein, dann bliebe es bem Ermeſſen 
Ew. Exc. anbeimgeftellt, mit dem König von Preußen direkt im Geiſte dieſer 
Depeiche zu ſprechen.“ — 


Bermittelungdverjude Defterreih3 in Paris 
und Berlin. 
19. April. Lord Cowley an Lord Stanley. 


Fürſt Metternich habe die Anfrage geftellt, ob die franzöſiſche Regierung 
in ein Ablommen willigen würde, deſſen Bafis die Neutralität Luremburgs ober 
die Annectirung teffelben an Belgien, gegen ——— belgiſchen Gebiets an 
Frankreich wäre. Darauf babe ber Kaiſer ſich dahin geäußert, daß jebwebes 
Arrangement, weldes ben Abzug der Preußen aus Luremburg in 
fi jchlöffe, bei ber kaiferlihen Regierung eine mebr als blos nad- 
fichtige Aufnahme finden, daß der Kaifer aber unter keiner Bebingung eine 
Gebietövermehrung annehmen würde. Darauf hin babe Herr v. Beuft Eröff⸗ 
nungen in Berlin gemacht, woſelbſt fie günftig aufgenommen worden feien. Aud 
Fürſt Gortſchakoff babe, obwohl er feine Initiative Preußen gegenüber er⸗ 
greifen gewollt, das Verſprechen gegeben, jeden im Intereffe bes Friedens ge- 
machten Borihlag zu unterſtützen, und wenn bie britiihe Hegierung ihre Rath⸗ 
läge ben öfterreichifchen und ruffiichen zugejellen wollte, fieße fi) hoffen, daß 
die preußiiche Regierung ſich zu Konzeſſionen berbeilaffen werbe, welche die gerechten 
Empfindlichkeiten Frankreichs befriedigen dürften. — Ich bemerkte, baf bie ven 
J. M. Regierung von Berlin erhaltenen Berichte nicht geeignet jeien, bie Hoffnung 
anf Zugeftänbniffe von Seiten Preußens zu erhöhen, worauf M. de Mouftier 
eriwiderte, er wiſſe zwar, baß dies bie Einbrüde der britiſchen Regierung jeien, 
baß er aber troßbem ben Moment zur Verwendung von Ew. Lorbichaft freund: 
lihen Dienften in Berlin für günftig eradhte und bie fefte Hoffnung hege, daß 
Sie biejelben nicht zurückhalten werben. 


20. April. Lord Stanley an Lord Cowley: 


Der Vorſchlag, Luremburg an Belgien abzutreten und Frankreich durch bel⸗ 
giſches Gebiet zu entihädigen, könne fortan nicht mehr berüdfichtigt werben, ba 
Belgien nichts abtreten und Frankreich nichts annehmen wolle. Dagegen wären, 
vorausgefeht immer, daß Preußen bie Feftung räumen werbe, brei Auswege 
möglih: a) die abfolute und intakte Ueberweiſung der Feftung an den König 
von Holland, b) Ueberweifung berfelben an benjelben nad boramBgegangen 
Schleifung der Werke, c) Uebertragung ber Feſtung an Belgien mit gleichzeitiger 
Ueberweifung des übrigen Iuremburger Gebiets an baffelbe ober auch ohne birke 
Ueberweifung. Die britiihe Regierung glaubt, daß dieſe Punkte als Grundlage 
weiterer Erörterungen geeignet jeien. 


Rußlands Vorſchläge zueiner Konferenzin London. 


23. April. Lord Stanley an Lord Cowley: 


Bon Petersburg ſei ber birelte Borſchlag zu einer Konferenz ir 
London auf Srundblage einer garantirten NReutralifation Lurem- 
burgs, in London eingetroffen. Lord Stanley fei bamit einverftanben, aber 
es würde eine ſolche Konferenz offenbar nutlos fein, wofern nicht beibe ſtrei⸗ 
tenbe Theile voraus erllären, daß fie ihren gegenwärtigen For- 
derungen entjfagen wollen, wenn dies anf ber Konferenz vonibnen 
geforbert werben follte. Lorb Cowley ſowohl wie Lorb A. Loftus werden 
demgemäß von Lord Stanley aufgefordert, fih in Paris und Berlin bie Ge 
wißheit zu verichaffen, ob bie vefpeltiven Regierungen im Intereſſe bes Friedent 
zu einer ſolchen Entfagung geneigt feien. 
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%. April. Der franzöfiihe Botſchafter in Petersburg an Mouftier. 


„Prinz Gortſchakoff Hat fo eben Preußens Zuftimmung zur Eröffnung 
einer Conferenz in London erhalten, auf ber Grundlage der Neutralifation 
Iuremburgs unter Garantie Europas. Nah ber Auficht des Kanzlers 
wärbe diefe Kombination die Räumung ber Feftung in fi fchließen.“ 


Graf Bismard lehnt die vorherige bindende Aner- 
fennung der Beſchlüſſe einer Konferenz ab: 


27. April. Lord Stanley an Lord Cowley: 


Graf Bismard habe ſich bisher nicht verpflichten wollen die even- 
tnelle Entſcheidung ber Eonferenz als bindend für Preußen anzu» 
erlennen, er wolle zwar alles, was iu feinen Kräften ftehe, thun, um die öffent- 
ide Meinung in Deutichland geneigt zu machen (to prepare), aber voraus 
fih binden, das könne Preußen nicht. Dies babe Bernflorff ibm (Stanley) 
heute mitgetbeilt, worauf er fein Bedauern ausgeiprochen habe, an einer Con⸗ 
ferenz feinen Antheil nehmen zu Fünnen, deren Enticheidung von einem ber 
Sauptbetheiligten nicht als bindend betrachtet werben könne. Graf Beruftorff 
verfiherte, daß er von der Unparteilichleit der englifchen Regierung in biejer An- 
gelegenheit überzeugt, Über den von Lord Stanley angeregten Hauptgrund aber 
ohne Juſtruktionen fei. 


Holland foll zur Konferenz einladen. 


27. April. Lord Loftus an Ford Stanley: 


„Ich batte geftern eine Unterretung mit dem Grafen Bismard, in wel- 
der er bemerkte, daß, obzwar Graf Bernftorff den Meinungen feiner Regierung 
Ausdrud gegeben, er den Hauptpunkt vielleicht doch nicht genug betont habe, 
nämlich Die für Preußen beſtehende Nothwendigkeit, bei der Behandlung bieler 
Arage den nationalen Gefühlen Deutſchlands Rechnung zu tragen und ihnen 
entiprechend zu handeln. Nachdem ich Se, Ercellenz; die Gefahr der Lage ein- 
dringlich geſchildert, frug ich, „ob Preußen eine europäifche Konferenz auf Grund⸗ 
lage ber Neutralifirung Luxemburgs ſammt ber Feſtung acceptiren, ober ob Se. 
Ercellenz einen andern zur Wahrung des Friedens geeigneten Weg anbeuten 
inne.“ „Darauf ſprach Se. Ercellenz bie aufrichtigften Wünfche für Erhaltung 
des Friedens aus, mit ber Verſicherung, daß Preußen jebwebe ehrenvolle Be⸗ 
dingung zu einem Arrangement anzunehmen geneigt fei. Das erfte Erforberniß 
ja, ein Motiv für eine europäiiche Konferenz aufzufinden, und deshalb ſollte, 
jeiner Meinung nad, Holland fih von wegen ber Lage bes Herzog- 
thums an die europäifden Mächte wenden, damit auf Hollands 
Einladung hin eine Konferenz zu Stande fomme. Preußen, fo fprach 
Se. Exec. weiter, ift einer Konferenz nicht abgeneigt, bie es, wenn fie zum Bor- 
ſchlag gelangte, annehmen würbe. Unmöglich jedoch ſei es für Preußen, vor ber 
Konferenz eine Bafis anzunehmen, oder Konzeifionen zu machen, wogegen 
Preußen, Europa und Holland gegenüber auf der Konferenz Zu- 
getändniffe machen fönnte, die es vor dem JZufammentrittber Kon» 
ferenz zu machen nicht im Stande ſei. Alles, was Se. Exec. jagen könne, 
ſei demnach, daß Preußen in eine Konferenz willigen würde, aber ohne Baſis 
und ohne vorausgebende Engagements Es war frudtlos, Se. Exc. zu 
einer Abänderung dieſes Entichluffes bewegen zu wollen... .“ 


43% 








676 
1867. 
Preußen bereit zu einer Sonferenz: Räumung 
und Schleifung der Feltung unter Vorausſetzung 
der Neutralitätderflärung Luxemburgs. 


Graf Wimpffen meldet dem Grafen Bismard, e8 habe die franzöfilde 
Regierung dem Furſten Metternich erflärt, daß fie die Konferenz, auf 
Bafis der Neutralifirung Luremburgs annehme. Graf Bismard ermiederte 
darauf, Preußen fei dazu gleichfalls bereit und erwarte eine Einladung, 
Preußen fet bereit die Räumung und Schleifung der Feſtung 
au ugefteben, wenn die Konferenz, als Reſultat ihrer Berathungen 
—* wünſchen und yeiäzeitig für die Neutralität Luremburgs eine 
der belgifchen gleiche 


28. April. Lord Cowley an Lord Stanley: 


9. v. Mouftier babe ihm gelost, baß, foweit Frankreich betheiligt fe, 
diefes die Konferenz ohne Schwierigkeiten beichiden werbe mit der Erflärung, daß 
die franzöfiihe Regierung fih dem Enbergebniß ihrer Berathungen fügen werte, 
wofern privatim und konfibentiell im Boraus feftgeftellt werbe, daß bie Räumung 
Luremburgs das Refultat fein werde. Aus Mittheilungen ber Botfchafter Defter- 
reichs und Rußlands fei er zu der Annahme berechtigt, daß bie preußiſche Re 
glerung zu biefem Zugefändniffe auf Grundlage der Neutrafifirung des Herzog 
thums ebenfall® bereit fei, wodurch die Bedenklichkeiten der britiichen Regierung 
boffentlich befeitigt jein werben. Gleichzeitig erklärte M. de Mouftier, daß bie 
franzöfifche Regierung die Konferenz am liebften in London tagen fehen würde. 


arantie gewähren follte. 


30. April. Wunſch ded Königs von Holland, daß eine 
Konferenz berufen werde. 
Telegramm bes Statthalter Prinzen Heinrich an Lorb Stanler. 
„Der Stand der Luremburgifchen Angelegenheiten macht eine Revifion des 
Lonboner Bertrages von 1839 hoͤchſt wünſchenswerth. Eine Berufung von Re 
präfentanten der Großmädte und Hollande nad London ericheint angemeflen. 
Sale die engliihe Regierung biefe Meinung theilt, fol ich im Auftrage ter 
önigs⸗Großherzogs Em. Lorbiaft bitten, bie erforderlichen Schritte zu jenem 
Zwecke thun zu wollen.” 
30. April. Die engliihe Regierung wünjcht, daß der König: 
Großherzog felbit die Einladungen ergehen laffe. 
30. April. Der König von Holland ald Großherzog von 
Zuremburg läßt die Aufforderungen zu der in 
London abzuhbaltenden Konferenz über bie Lurem— 
burgiſche Frage zum 7. Mai ergeben. 
2. Mai. Graf Biömard erflärt die Bereitwilligfeit Preußens 
zur Theilnahme an der Konferenz und ertheilt dem Bot: 
Ihafter in London die dazu erforderlichen Vollmachten. 
2. Mai. Vorſchlag Englands, Italien und Belgien zur Kon 
ferenz zuzuziehen. M 








677 
1867. 


4. Mat. Zuftimmung Preußens, fowie der übrigen Mächte. Graf 
Bis marck erklärt ald unbedingt wünſchenswerth, daß die 
Sröffnung der Konferenz feinen Aufichub erfahre. 


4. Mai. Lorb Loftus an Lorb Stanley: 


„Graf Bismard erklärte, daß bie Neutralifation des Großherzogthums 
unter europätfcher Garantie die Bebingung jei, unter welcher allein bie Zurück⸗ 
ziehung Ber Sarnijon ber Öffentlihen Meinung in Dentichlanb zugänglich gemacht 
werden Eöune.“ 


Konferenzen und Rüftungen. 


(Brovinzial» Eorrespondenz vom 8. Mai 1867.) 


„Die Nachricht von dem Zuſammentritt ber Londoner Conferenz bat bie 
erhöhte Beruhigung nicht gewährt, welche nach ben vorherigen Abfichten und Au⸗ 
zeichen davon erwartet werben burfte. 

Zwar lauten bie vorläufigen Mittheilungen in Bezug auf die Stimmungen 
der Sonferenzmächte günftig; namentlich jol England die Bedenken, welche es 
gegen bie Sicherung einer neutralen Stellung Luxemburgs zuerft zu begen ſchien, 
aufgegeben haben. 

Aber die Ausfidhten, welche ſich auf die Conferenzberathungen gründen, 
werden durch bie Mittheilungen getrübt, welche über bie Fortdauer franzöfticher 
Käfungen in zuverläffiger Weife eingeben. Diefe Nachrichten befunden, baß 
Frankreich feine Armee nicht blos, wie im amtlichen Blatte angebentet war, 
auf die volle regelmäßige Friedensſtärle bringt, hinter welder biejelbe in ber 
legten Zeit zurüdgeblieben war, fonbern durch bie eifrig fortgefetten Pferbe- 
Anläufe und durch umfaffende Einziehung von Mannſchaften über jene Friedens⸗ 
ſtärle hinaus gebt und feine Armee in einen Stand verfeßt, ber biefelbe über 
das Bebürfniß des Friedens hinaus zu Angriffszweden fähig ericheinen läßt. 

Unter ſolchen Umſtänden wird die Preußifhe Regierung neben dem auf- 

tihtigen Wunfche und fortbauernden Beftreben auf Crkaltung bes Friedens fich 
der Nothwendigkeit ernfter BVorficht und Wachſamkeit nicht verfchließen dürfen. 
Preußen bat bisher keinen Mann einberufen, kein Pferd gekauft. Es hält auch 
ist nicht blo8 an dem Wunſche. fondern auch an ber Hoffnung auf Frieden 
it. Die Eonferenz Tann die Erfüllung diefer Hoffnung bringen; aber biefe 
Roglichleit kaun für Preußen kein Grund fein, Vorfihtsmaßregeln zu vernach⸗ 
lüfigen, welche nur dann unterbleiben könnten, wenn Frankreich, wie man vor 
acht Zagen erwarten burfte, durch die That eine Sicherheit gewährte, daß es ben 
Frieden in vollem Erufte erftrebt, nicht blos als Möglichkeit gelten läßt. 
Nur eine fÄhleunige friedliche Eutſcheidung durch bie Con— 
ierenz wird unſere Regierung der Nothwendigkeit überheben 
tönnen, dieje nigen Maßregeln der Vorſicht zu ergreifen, welche fie 
Preußens und Deutſchlands Sicherheit jhuldig iſt.“ 


Die Londoner Konferenz über Suremburg. 


Die Protocolle der Konferenzen. 


Prototoll Nr. 1. Sigung vom 7. Mai 1867. 

Anweſend: für Defterreih Graf Apponpyi, für Belgien Herr van be 
Beyer, für Frankreich Fürft de Ia Tour d'Auvergne, für Großbritannien 
Lerd Stanley, für Hahen Marquis d’Azeglio, fir Holland und Puremburg 
Baron Bentind, Baron v. Tornaco, Herr Servais, für Preußen Graf 
Bernftorff, für Rußland Baron Brunnom. 
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worden, darauf zu antworten, daß die önigliche Regierung und ihre Bundes⸗ 
genoffen im Augenblid überhaupt feinen Beruf hätten, fi) über dieje Frage 
u äußern, daß fie Seiner Majeftät die Berantwortlichleit für bie eigenen 
Sandlungen felbft überlaffen müßten, und daß die Königliche Regierung, 
bevor fie ſich über die Frage äußern würde, wenn fie genöthigt wäre, es zu 
thun, fi jedenfalls vorher verfihern würde, wie Die Frage von 
ihren deutfhen YBundesgenoffen, wie fie von den Mitunter- 
geiämern der Verträge von 1839 und wie fie von der öffent- 
ihen Meinung in Deutfchland, melde gerade im gegenwärtigen 
Augenblid in der Geftalt diefer hohen Verſammlung ein an⸗ 
gemeffenes Organ befigt, aufgefaßt werden würde. 

Die zweite Ehatfache war diejenige, daß die Königlich niederländilhe 
Regierung durch ihren hiefigen Gefandten ung ihre guten Dienſte behufß der 
von ihr vorausgefegten Verhandlungen Preußens mit Frankreich über das 
Großherzogthum Luremburg anbot. Wir haben darauf geantivortet, daß wir 
nicht in der Lage wären, von dieſen guten Dienften Gebrauch zu machen, 
weil Verhandlungen diefer Art nicht Ihwebten, 

In diefer Lage, meine Herren, befindet fich, foviel der Königlichen 
Regierung bekannt ift, die Sache noch in diefer Stunde. Ich betoue, foviel 
ihr befannt ift, und begiehe mi auf daß aurüd, was id) kurz vorher über 
die Möglichkeit eines Abſchluſſes gefagt habe. Sie werden nicht von mr 
verlangen, daß ich in diefem WUugenblide — ähnlich wie e8 einem Bolld 
vertreter, einer Vollßvertretung geftattet iſt, — über die Abfichten und 
Entjchlüffe der Königlichen Regierung und ihrer Vundesgenofſen in dieſem 
und in jenem Falle in der Oeffentfichfeit Erklärungen abgeben folle. Die 
verbündeten Regierungen glauben, daß feine fremde Madt 
zweifellofe Rechte deutfcher Staaten nnd deutſcher Bevblke— 
rungen beeinträchtigen werde; fie hoffen im Stande zu fein, 
ſolche Rechte zu wahren und zu [hüten auf dem Wege fried- 
liher Verhandlungen und ohne Gefährdung der freundfdaft- 
lichen Beziehungen, in welchen fih Deutfhland bisher zur Ge⸗ 
nugthunng der verbündeten Regierungen mit feinen Nachbaren 
befindet. Sie werden fi diejer Hotfnungen um fo fiderer 
hingeben fünnen, je mehr das eintrifft, wa8 der Herr Inter— 
pellant vorher zu meiner Freude andentete, daß wir durd 
unjere Berathungen das unerfchütterlide Vertrauen, den un: 
aerreißbaren Zufammenhang des deutfhen Volkes mit fernen 

egierungen und unter feinen Regierungen bethätigen werden. 


Biplomatifche Erörterungen über Suremburg. 

3. April. Der franzöfiiche Geſandte im Haag an Marquis de Moufier. 
„Graf Berponder hat im Namen feiner Regierung dem Miniſter 
van Zuylen eine Mittbeilung gemacht, durch welche er ungeachtet ber Auer⸗ 
fenuung des Rechts des Königs von Holland Über das Großherzogthum unter 
feiner Verantwortung zu verfügen, die Aufmerfamleit deſſelben auf ben Zuſtand 
ber öffentlichen Meinung in Deutſchland und auf die Schwierigkeiten lenlte, 
welche barans fich ergeben Fönnten. Der Minifter bat geantwortet, baß er dem 

Könige davon Mitteilung machen were.“ 
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6. April. Miniſter Mouftier au Benevetti. 


„Die Interpellationen, welde im Norddeutſchen Parlamente flattgefunden 
haben und die Antwort bes Minifter- Präfidenten waren geeignet, unfere volle 
Beachtung in Anſpruch zu nehmen. Entichloffen, gegenüber unvorfidhtigen Erre- 
gungen ruhig zu bleiben und überzeugt, daß bei dem Mangel jebes offiziellen 
Schrittes und jeder amtlichen Mittheilung zwifchen uns und bem Berliner Ka- 
binet Niemand uns direct in dieſe Angelegenheit bineinzieben kann, enthalten wir 
uns, die theoretiſchen Fragen, bie bei den Interpellationen zur Sprache gelommen 
find, zu prüfen. Wir wollen nicht den Behauptungen widerſprechende Bebaup- 
tungen entgegenftellen, und nicht denen, welche geneigt find, Luremburg als eine 
deuiſche Provinz zu betrachten, unfere entgegengefetten Auffaflungen ins Gedächtniß 
rufen. Ich balte es für wichtiger, bie prinzipiellen Erklärungen des Minifter- 
Bräfidenten ſelbſt über bie fchwierige Frage zu betonen. (Es folgt eine Aufzäh- 
kung ber vom Grafen Bismard eingeräumten Punkte.) 

Dieje Erklärungen baben eine hohe Bedeutung ale Beftandtheil des neuen 
europãiſchen Rechts. 

Wir legen anderſeits großes Gewicht auf die Worte, mit welchen Herr 
von Bismarck verkündet bat, daß bie preußiſche Politik die Empfindlichleiten bes 
franzöſiſchen Volkes zu ſchonen wünſche, und daß bie preußiſche Regierung bei 
Grund zu einer ſolchen Politik in ber gerechten Würdigung der Wichtigkeit feind- 
liher und freundlicher Beziehungen zu einer benadhbarten Nation finde. Herr 
von Bismard wird Ihnen gewiß zur gegebenen Stunde Beweile der praktiſchen 
Bedeutung geben, bie er dieſen Worten, welche nicht blos höfliche Redensarten 
fein können, beilegte. Diefelten ſtehen in voller Uebereinflimmung mit ben Ge⸗ 
finnungen und Abfichten, welche der Minifter - Präfident in feinen vertraulichen 
nterhaltungen mit Ihnen ftets bezeugt hat, und welche uns volles Vertrauen zu 
ibm eingeflößt haben. Ohne birecte vertrauliche Mittheilungen zu provociren, 
beren Werth durch ihre Breiiwilligkeit gefteigert wird, wollen Sie mid, ſobald 
Eie dazu in der Lage fein werben, von ben Abfichten des Berliner Kabinets 
Über Alles, was zur Befeſtigung bes europäiſchen Friedens dienen kann, unter- 
rigten. Ich brauche Ihnen nicht zu fagen, wie fehr unfere Wünfche auf biejes 
Biel gerichtet find, noch auch an die Beweife zu erinnern, die wir von unferer 
Mäßigung und unferer Achtung vor dem Rechte Deutichlands, ſich in feinen 
Grenzen und nad feinen Neigungen frei einzurichten, gegeben baben. — Ich 
überfaffe Ihrer Erwägung, in welhem Maße Sie von biefer Depeiche Gebrauch 
machen wollen.” 


5. April. Erklärung des bolländijhen Minifterd van Zuylen 
auf eine Snterpellation. 


— — Er wiffe, daß der Großherzog die Frage wegen Turemburgs ernftlich 
und genau unterſucht habe, und daß er nach langer Unterſuchung zu der Ueber- 
seugung gelommen jei, daß das Intereffe von Holland die Trennung ber dyna⸗ 
fiihen Verbindung, bie, wenn auch noch fo ſchwach, zwiſchen ven Niederlanden 
und Luxemburg beftebt, verlange. Bon der Vorfpiegelung von Millionen und 
Schätzen, beren man erwähnt bat, iſt durchaus keine Rebe geweien. Wenn eine 
Entihädigung gefordert worben wäre, fo würde biefe fo gering geweien fein, daß 
fie noch nicht die Hälfte würbe betragen haben von ben Domänen, bie 1866 
juerlannt wurden. Der Minifter giebt zu, daß Holland kein Intereffe in ver 
Luxemburgiſchen Frage habe, jedoch nur in ber Vorausſetzung, daß bie Verhält- 
niffe von Limburg genügend und vollfländig geregelt feien. Er babe bei der 
preußischen Regierung im Interefje eines guten Einverflänbniffes zwiſchen Holland 
und Frankreich, ſowie zwilchen Holland und Preußen barauf gebrungen, daß alle 

hwerben, welche aus ven Berhältniffen von Luxemburg erwachſen Tönnten, 
bejeitigt würben; Preußen habe in dieſer Beziehung bie ausführlichfte Erklärung 
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gegeben. Der Minifter verlieft hierauf folgende Depeche bes holländiſchen Ge⸗ 
ſandten in Berlin: 

„Herr Graf Bismard, melden ich heut interpellirte, ermächtigt mid, in 
feinem Namen zu erklären, daß bie preußifche Regierung Limburg als veollfländig 
gelöft betrachte aus jeder politiichen Verbindung mit Deutichland, und daß fie 
geneigt fei, dieſes demnächſt durch irgend ein officielles Document zu beflätigen, 
obgleich fie dieſe Formalität fiir überflüffig hält, nad dem Botum bes dentſchen 
Barlaments.” Der DMinifter jchließt: „Ich glaube, daß ich das Ziel ber bollän- 
diſchen Regierung beutfich kundgegeben habe.“ 


8. April. Mittheilung der franzöfifhen Regierung an 
den legislativen Körper. 


8. April. Erflärung des Minifters Marquis de Monſtier (auf eine 
Snterpellation I. Favre's). 


Bon ber tiefen Ueberzeugung burchdrungen, daß bie wahrhaften und bauern- 
den Interefien Frankreichs in der Erhaltung des europäiſchen Friedens liegen, 
daß die Kaiferlide Regierung in ihren internationalen Beziehungen nur vom 
Gedanken der Verjühnlichleit geleitet fein barf, bat fie auch aus freiem Antrieb 
biefe Frage nicht in Anregung gebracht. Die unbeflimmte Stellung won Limburg 
und Luremburg bat eine Mittheilung des Haager Cabinets an die franzöfiice 
Kegierung veranlaft. Die beiden Herrider kamen aud in bie Lage über ben 
Beſitz Luremburgs ihre Anfichten auszutaufchen. Uebrigens hatten dieſe Beipre- 
“ungen (pourparlers) nod feinen offiziellen Charakter angenommen, als, von 
dem König der Niederlande über ihre Anficht befragt, bie preußiiche Regierung 
die Beſtimmungen des Vertrags von 1839 anrief. Getreu den Prinzipien, welde 
ftets unjere Politik geleitet, haben wir die Möglichleit dieſes Gebietserwerbs mı- 
mals anders als unter drei Bedingungen verflanden: bie freie Zuflimmung tes 
Großherzogs von Luremburg, bie loyale Prüfung der Interefien der Großmächte, 
der dur eine allgemeine Abfiimmung fundgegebene Wunſch ber Bevölterung. 
Wir find aljo geneigt, im Berein mit ben anderu Cabineten Europas, die Clauſeln 
bes Vertrags von 1839 zu prüfen. Wir werben bei diejer Prüfung mit der ver- 
föhnlichften Sefinnung zu Werle geben, und wir glauben feft, daß ber europärde 
Friebe durch den Zwilchenfall nicht geftört werben wird. 


8. April. Minifter de Mouftier an den Geſandten im Haag. 

„Die franzöfiihe Regierung hat erklärt, fie wolle eine Brüfung der Ber- 
träge von 1839 zulaſſen, fie bat aber feine Initiative ergriffen und wil 
feinen Schritt bei den Mächten thun. Sie will in biefem Augenblide Allee 
vermeiden, was eine directe Berbandlung mit Preußen begründen 
tönnte. Es beftebt zwifhen Preußen und Frankreich glüädlider 
Weile feine Frage. Wir bitten deshalb bie Holläudiſche Regierung forgfältig 
Alles zu vermeiden, was irgend einen Zwifchenjall herbeiführen lönnte.“ 


Frankreich regt bei England daß Aufbören der 
preußiihen Bejapung in Luxemburg an. 


10. April. Mittheilung bes englifhen Minifters Lord Stanley an ben 
engliihen Botfchafter in Paris Lord Cowley. 

„Der franzöfifche Botſchaſter befuchte mich heute Bormittag und theilte wir 
den wejentlichen Inhalt einer von M. Mouftier empfangenen Depeiche mit. Dick 
fagt im Anfange, daß die Stellung Luremburgs und reſp. Limburgs beim Schluffe 
des bentichen Krieges, ber dem beutichen Bunbe ein Ende machte, zweifelhaft ge⸗ 
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blieben ſei; daß Frankreich fi) enthalten habe, Preußen Borftellungen bezüglich 
dieſer Provinzen zu maden, und es fi auf bie Reblichleit Preußens in Bezug 
auf deren zukünftige Lage verlafien babe; und daß bie franzöfiiche Regierung nach 
mie vor jede Abficht, Preußen zu beleidigen oder zu reizen auf das Entichiedenfte 
in Abrebe ftelle.... M. de Mouftier fchreibt ferner, Graf Bismard habe 
ſelber eingeftanden, daß jeit ber Auflöfung bes beutichen Bundes jedes feiner 
Mitglieder jeine volle fonveräne Altionsfreiheit wiebererlangt habe, unb daß weder 
Regierung noch Bolt von Luremburg den Wunſch bege, in ben neuen, unter 
Breußens Oberhoheit gebildeten Bunb einzutreten, daß andererfeitd die preußiſche 
Regierung entihloffen fei, keine Preſſion in diefer Richtung anszuüben. 

Nachdem Fürft Latour d'Auvergne mir den Inhalt dieſer Depeche 
mitgetheilt hatte, gab er feine perfönlicde Meinung dahin ab, daß bie franzöftjche 
Regierung früher oder fpäter auf dem Abzug der preußiſchen Bejagung 
aus Luremburg werde beftebeu müffen. Ich frug, weshalb jett gegen 
dieſe preußiſche Beſatzung Einwendungen erhoben werden, nachdem fie fo viele 
Jabre in Luremburg geftanben hätte. Darauf erwiberte er, die Verhältniffe in 
Deutichland jeien total werändert; der alte Bund babe lediglich zu befeufiven 
Zwecken beflanben; feine Maſchinerie fei, vermöge des aus verichienenen Kon- 
tingenten zuſammengeſetzten Bundesheeres, eine komplizirte, feine Aktion eine 
lengſame geweien; die Rage fei eine ganz andere geworden; Preußen 
rereinige alle Kraft in feiner Hand, und Luremburg im Bejige 
einer preußijhen Befakung würde für Deutfhland binfort nicht 
mehr eine bloße befenfive, fondern eine offenjive Poſition gegen 
Frankreich fein.“ 


13. April. Minifter de Mouftier an Beuedetti: 


— — — „Wir können uns von Seiten Englands der freunbichaftliäften 
Sefinnung erfreuen; die beiben anderen Großmächte fcheinen uns auch mehr und 
mebr günflig geflimmt zu werben, — fie zollen unferer Mäfigung Anerkennung. 
Ale uns zugehenden Andeutungen zielen auf die Zurüdziehung der preu- 
ßiſchen Garniſon aus Luremburg — Die Mächte ſcheinen fi) darüber 
vertraulich beiproden zu haben und geneigt, in Berlin zu verftehen zu geben, 
daß es billig wäre auf unfere Würde und unfere Iutereffen Rüdficht zu nehmen.” 


Die öffentlihde Meinung in Deutſchland. 
13. April Der englifhde Botſchafter in Berlin Ford Loftus an Lorb 
Stanley: 


„Die Aufregung, bie in allen Schichten ber Berliner Gefellichaft über bie 
Sngemburger Frage eutftanden fei, habe etwas nachgelafien, boch ftehe der Ent- 
ichluß feft, Tich jeder aggreifiven Forderung Frankreichs zu wiber- 
liegen.“ 


Erite Aufnahme des Vorſchlags der Räumung 
«uremburgd Seitend Preußens. 


15. April. Lord Stanley an Lord Cowley: 


„Graf Beruftorff befuchte mich bente Nachmittag und theilte mir den weient- 
fen Inhalt einer vom Grafen Bismard eingetroffenen Depeiche mit. Graf 
Bismarck fchreibt, er babe gehört, daß von verfchiebenen Seiten ber Gebante 
auegeiprochen worben fei, als ob bie Neutralifirung Luremburgs und die Aus- 
ihiiefung jeber fremden Befagung aus ber Feſtung zur Baſis eines Arrangements 
gemacht werben fönue. In Betreff biefes Planes fchreibt Graf Bismard, 
Preußen befinde fich, bei der gegenwärtigen Sadlage in Deutſch— 
land, nihtim Stande, in eine Trennung Yuremburgs von Deutjd- 
land, unter was immer für einer Form, ober in bie Räumung ber 
dehnug zu willigen.“ 
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15. April. Stellung Frankreichs zu der Berwidelung 
wegen Luxemburgs. 


Depeſche Mouftiers an die Gejandten in London, Wien, Florenz 
und Petersburg. | 
Nah einer Recapitulation ber bisherigen Phaſen ber Verhandlung führt 
die Depeiche fort: 
— „Ich lege Werth darauf auszufprechen, baf wir unfererfeits feine Zwede 
territorialer Vergrößerung hatten, daß wir nur barauf bebadht waren, umieren 
Grenzen ihre nothwendige Sicherheit zu geben. — — Wir hatten insbeſondere 
nicht die Abficht, Preußen zu beunrubigen ober zu verlegen, unb bie vertranlide 
DBeiprehungen, welche bis zum legten Angenblide zwiichen unferem Botſchafter 
in Berlin und bem Premierminifter bes onigs Wilhelm ſtattgefunden hatten, 
waren ber Art, daß Über unſere Abſichten keine Ungewißheit anf Seiten bei 
Grafen Bismard beiteben konnte. Undererfeits glaubten wir alles Recht 
zu ber Borausfegung zu haben, daß Preußen in feinen Bezie— 
bungen uns gegenüber nur freundſchaftliche unb unintereffirte 
Stimmungen walten laſſen wollte, und daß es auf bie Nothwen— 
bigleiten unferer befenfiven Lage alle Rückſicht zu nehmen bereit 
et. Wir haben baber nicht angenommen, baf Preußen feine Sarnifonen in 
vemburg aufrecht erhalten wollte: wir burften vielmehr glauben, daß es bat 
mehr politifhe, als territoriale a rangement, durch welches aui 
friedlichem Wege das Großherzogthum Luremburg an Frantreie 
gelangen follte, als Gelegenheit betrachten würde, zwiſchen 
eutihland und uns gegenfeitige gute Beziehungen zu gründen, 
welde ber Ruhe Europas ernfle Bürgjhaften gewähren würden. 
Wir find deshalb weit entfernt, aus einer Kombination, welche für uns ein Pfau 
bes Triebens fein follte, jett einen Kriegsanlaß zu machen. Auch haben mir 
ung ohne Zögern zur Prüfung der Verträge in Gemeinfchaft mit Europa bereit 
erflärt. — Da unfere Sürforge ansfhließlih auf die Sicherheit 
unferer Örenzen gerichtet ift, fo werben wir von vornherein fein: 
Kombination ausſchließen, welche uns in diefer Beziehung aut- 
reihende Bürgfhaften gewährt.“ 


17. April. Vorſchläge Defterreihd zur Löſung der Frage. 
Lord Stanley an Lord Cowley. 


„Herr von Beuft fchlägt zwei Baſen vor, auf benen eine Bermittelung 
proponirt werden Fönnte; die erfte würbe den König von Holland im Belige 
Luremburgs laffen, die zweite würde biefes Belgien übergeben, welde 
als Erfat einen gewifien Theil feines Gebiets an Frankreich abtreten wärbe; in 
jebem biefer beiden Fälle würbe Preußen bie Feſtung zu räumen haben. 
Graf Bismard, fo bemerkte Graf Apponyi, habe fih zu einem Arrangement 

eneigt gezeigt unb ber zweiten Alternative ben Vorzug gegeben, während in 
Baris bie erſte als bie beffere gehalten werbe, infofern als ber Kaifer erflärt 
babe, daß er keinen Wunſch nad Gebietsvergrößerung ... Bom Grafen 
Apponyi befragt, was ich Über Herrn v. Beuft’s Vorichläge denke, erwiederte 
ih, daß ih rund zu glauben habe, daß Preußen nicht in eine Räumung der 
Feſtung willigen und eben fo wenig ber König von Belgien einen Gebietsaustaujch 
feine A ufimmung geben werde. Da Se. Ercellenz Zweifel in bie Richtigkeit 
meiner erften Aeuferung ausbrüdte, theilte ich ihm vertraulich mit, was Sta! 
Bernflorff mir am 15. t. gefagt. Auf feine weitere Anfrage, wie bie Transaftisz 
von ber britiichen Regierung aufgefoßt werben würbe, für ben Hall, bag Preufen 
fi geneigt erweife, erwieberte ich, einer pofitiven Antwort ausweichend, eb fi 
überflüffig, eventuelle Löfungen zu biskutiren, bevor es nicht ferflehe, daß Preußer 
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jeine, in ber vergangenen Woche in fo pofitiver Weiſe ausgeſprochene Anficht 
geändert habe. Wenn biefes geſchehen, werde bie britiſche Regierung gerne jeten 
Borihlag, ber ben Frieden zu wahren berufen jei, in Erwägung ziehen. 


17. April. Engliſche Borftellungen an Preußen. 


17. April. Lord Stanley au Lord Loftus. 


Er habe aus Graf Bernftorffe Mittbeilung mit Bebauern erfehen, wie 
geringe Hoffnung auf einen friedlichen Ausgleich vorhanden fei. Aber es wäre 
doch eigenthümlich, wenn ein Ausweg nicht aufgefunden werben könnte, obwohl 
von Breußiiher Seite ein folder nicht angedeutet werben Tünntel „Breußens 
Interefien find in dem Refultate mehr als bie irgend eines anderen Theiles 
Deutichlands involvirt. Es hat eine lange Seelüfte und Häfen zu vertheidigen, 
während die Jahreszeit Flottenoperationen günftig ift; es befitt nicht bie Mittel, 
einem Drude der franzöftiichen flotte an den eigenen Küften Widerſtand zu leiften, 
und die Berwüftungen, welche die Uebermadht Franfreiche zur Eee auf dem Ge⸗ 
biete bed beutihen Handels nicht allein in Europa, ſondern auch auf anbern 
Gebieten feiner Thätigkeit anzurichten vermöchte, dürfte eine fehr ernfte finanzielle 
Krife in Deutſchland hervorbringen.” Es wäre daher wünfchenswerth, daß Preußen 
diefe Punkte in VBerüdfihtigung ziehe. Die britifhe Regierung ibrerfeits wolle 
fein Urtheil über bie zwifchen Sreußen und Frankreich ſchwebende Frage, fo wie 
fie jet ſtehe, ausfprechen. 


18. April. Bismarcks Rückſicht auf die öffentlide Stim- 
mung in Deutſchland. 


18. April. Lord Stanley an Lord Loftus. 


Graf Bernftorff fei fo eben bei ihm geweſen und habe ihm den weſent⸗ 
lihen Inhalt einer Depefche des Grafen Bismtard mitgetheilt, in der er ſchreibt, 
„baß er zmar perfönlich fi dem Vorſchlage des Herrn v. Beuft nicht widerſetzen 
wolle, auf denſelben aber nur ſoweit eingeben Fönne, als bie öffentlihe Stimmung 
Deutichlands es geftatte. Diefe laffe Pr nur auf dem Wege ber Erfahrung er- 
mitteln; bis zur Stunve aber fei, fo viel er ſehe, es nicht wahrſcheinlich, daß 
biefe unerläßliche Bedingung erfüllt werde, und deshalb Fünne er unter ben 
gegenwärtigen Umftänden nur am Status quo feftbalten.” 


19. April. Lord Stanley an Lorb Loftu®: 


Da eine friedliche Löfung Tebiglich von der Ofkupation ber Feſtung abhänge, 
ſollte die preußifche Regierung doch erwägen, ob fie in diefem Punkte nicht nach⸗ 
geben inne. „Die franzöfiihe Regierung gründet ihren Widerſtand auf das 
Verbleiben ver Feftung in den Händen Preußens auf ihre angebliche Befürchtung, 
daß fie eine fortwährende Drohung für die Sicherheit ber franzöfiichen Grenze 
fein werde; unb wofern bie preußifche Regierung Anftand nehmen follte, ihre 
Truppen zurüdzuziehen, würde bies in Frankreich als eine geheime Abficht ge- 
deutet werten, bie Feſtung früher ober fpäter zu aggreifiven Zwecken gegen 
Frankreich zu benugen. Wenn biefer PBunlt zur Befriedigung ber —*— 
Regierung erledigt wäre, würde das weitere Schidjal der Feſtung derſelben nleich- 
gültig fein. Ich möchte Ew. Erc. erfuhen, bem Grafen Bismard vertraulich 
diefe Anfiht der Frage borpulsgen und ihm das Bedauern nit zu ver- 
behlen, mit dem % DM. Regierung ben Ausbruh eines Krieges 
jwifhen Frankreich und Preußen um ein Objelt von anjdheinend 
jo geringem praktiſchen Werthe jehen würde, zumal ba ein ber- 
artiger Krieg bie Konfolidirung Deutfhlands, bie in letter Zeit 
jo große Fortſchritte gemadt, notbwendigermweije verzögern wärbe. 


Flrſt Bismard. 43 
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Sollte Graf Bismard von Berlin abweiend fein, baun bliebe es bem Ermeſſen 
Em. Erc. anheimgeftellt, mit dem König von Preußen bireft im @eifte biejer 
Depeche zu ſprechen.“ — 


Bermittelungdverjudhe Defterreih3 in Paris 
und Berlin. 
19. April. Lord Cowley an Lord Stanley. 


Für Metternich babe die Anfrage geftellt, ob bie franzöſiſche Regierung 
in ein Ablommen willigen würbe, deſſen Baſis die Neutralität Luxemburgs ober 
die Annectirung tefjelben an Belgien, gegen Abtretung belgifchen Gebiets an 
Srankreih wäre. Darauf babe der Kaifer fih dahin geäußert, daß jedwedet 
Arrangement, welches den Abzug ber Preußen aus Turemburg in 
ſich ſchlöſſe, bei der kaiferliden Regierung eine mehr als blos nad- 
fihtige Aufnahme finden, daß ber Kaifer aber unter feiner Bebingung eine 
GSebietsnermehrung annehmen würde. Darauf bin babe Herr v. Beuft Kröff- 
nungen in Berlin gemacht, woſelbſt fie günftig aufgenommen worden jeien. Auch 
Fürſt Gortſchakoff habe, obwohl er feine Initiative Preußen gegenüber er- 
greifen gewollt, das Berfprechen gegeben, jeben im Intereffe des Friedens ge- 
machten Borichlag zu unterfläken, und wenn bie britifche Regierung ihre Rath- 
ihläge den öfterreichifchen und ruffiichen zugefellen wollte, Tieße fich hoffen, daß 
die preußiſche Regierung ſich zu Konzeffionen berbeilaffen werde, welche bie gerechten 
Empfindlichleiten Frankreichs befriedigen dürften. — Ich bemerkte, daß die ven 
J. M. Regierung von Berlin erhaltenen Berichte nicht geeignet feien, bie Hoffnung 
auf Zugeftändniffe von Seiten Preußens zu erhöhen; worauf M. de Moufier 
eriwiderte, er wiſſe zwar, daß dies bie Einbrüde ber britifchen Regierung ſeien, 
daß er aber trogbem den Moment zur Berwenbung von Ew. Lorbichaft d⸗ 
lichen Dienſten in Berlin für günſtig erachte und die feſte Hoffnung hege, daß 
Sie dieſelben nicht zurückhalten werden. 


20. April. Lord Stanley an Lord Cowley: 

Der Borichlag, Turemburg an Belgien abzutreten und Frankreich durch bei- 
gifches Gebiet zu entichädigen, könne fortan nicht mehr berildfichtigt werben, ba 
Belgien nichts abtreten und Frankreich nichts annehmen wolle. Dagegen wären, 
vorausgejett immer, daß Preußen bie Feſtung räumen werde, drei Ausmwege 
möglich: a) die abſolute und intakte Ueberweiſung der Feſtung an den König 
von Holland, b) Ueberweiſung derſelben an denſelben nach vorausgegangener 
Schleifung der Werke, c) Uebertragung ber Feſtung an Belgien mit gleichzeitiger 
Ueberweilung bes übrigen Iuremburger Gebiets an bafjelbe oder auch ohne bide 
Ueberweilung. Die britifde Regierung glaubt, daß dieſe Punkte ale Grundlage 
weiterer Erdrterungen geeignet jeien. 


Rußlands Borfchläge zueinerKonferenzin London. 


23. April. Lorb Stanley an Lord Cowley: 


Bon Petersburg ſei ber birelte Borfhlag zu einer Konferenz in 
London auf Grundlage einer garantirten Neutralijation Lnrem- 
burgs, in London eingetroffen. Lord Stanley jei damit einverflanben, aber 
es würbe eine ſolche Konferenz offenbar nutzlos fein, wofern nicht beibe frei- 
tende Theile voraus erklären, daß fie ihren gegenwärtigen For— 
berungen entfagen wollen, wenn dies auf ber Konferenz vonihnen 
gefordert werben follte. Lord Cowley ſowohl wie Lorb U. Loftus werten 
bemgemäß von Lorb Stanley aufgefordert, fi in Paris und Berlin bie Ge⸗ 
wißbeit zu verfchaffen, ob die refpeltinen Regierungen im Intereffe bes Friedent 
zu einer folden Entfagung geneigt feien. 
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26. April. Der franzöftiche Botichafter in Petersburg an Mouftier. 


„Prinz Gortſchakoff bat fo eben Preußens Zuſtimmung zur Eröffnung 
einer Konferenz in London erhalten, auf der Grundlage ber Neutralijation 
!uremburgs unter Garantie Europas. Nach ber Anficht bes Kanzlers 
wärde diefe Kombination die Räumung der Feftung in fich fchließen.” 


Graf Bismard lehnt Die vorherige bindende Aner- 
fennung der Beichlüffe einer Konferenz ab: 


27. April. Lord Stanley an Lord Cowley: 


Graf Bismard babe ſich bisher nicht verpflichten wollen bie even- 
tnelle Entfheidbung der Conferenz ale bindend für Preußen anzu- 
erkennen, er wolle zwar alles, was in feinen Kräften fiehe, thun, um bie öffent- 
ie Meinung in Deutichland geneigt zu machen (to prepare), aber voraus 
1b binden, das könne Preußen nicht. Dies babe Bernftorff ibm (Stanley) 
heute mitgetheilt, worauf er fein Bedauern ausgeiproden habe, an einer Con⸗ 
ierenz feinen Antheil nehmen zu können, beren Gnticheibung von einem ber 
Sauptbetheiligten nicht als bindend betrachtet werden könne. Graf Bernftorff 
verficherte, baf er von der Unparteilichleit ber englifchen Regierung in biefer An- 
gelegenheit überzeugt, Über den von Lord Stanley angeregten Hauptgrund aber 
ohne Inſtruktionen jei. 


Holland foll zur Konferenz einladen. 


27. April. Lord Loftus an Lord Stanley: 


„Ih batte geftern eine Unterretung mit: dem Grafen Bismard, in wel 
her er bemerkte, daß, obzwar Graf Bernſtorff den Meinungen feiner Regierung 
Ausdruck gegeben, er den Hauptpunkt vielleicht doch nicht genug betont habe, 
nämlich die für Preußen beſtehende Nothwendigkeit, bei der Behandlung biefer 
Frage den nationalen Gefühlen Deutihlands Rechnung zu tragen und ihnen 
entiprechend zu handeln. Nachdem ich Se. Ercellenz bie Gefahr der Tage ein- 
dringlich gefchtlbert, frug ich, „ob Preußen eine europätfche Konferenz auf Grund» 
lage ber Neutralifirung Luremburgs jammt der Feſtung acceptiren, ober ob Se. 
Ercellenz einen andern zur Wahrung bes Friedens geeigneten Weg anbeuten 
Enne.” „Darauf ſprach Se. Ercellenz die aufrichtigften Wünſche für Erhaltung 
des Friedens aus, mit der Verfiherung, daß Preußen jedwede ehrenvolle Be- 
dingung zu einem Arrangement anzunehmen geneigt fei. Das erfle Erforberniß 
jet, ein Motiv für eine europätfche Konferenz aufzufinden, unb deshalb follte, 
jeiner Meinung nad, Holland fi von wegen ber Lage bes Herzog- 
tbums an die europäifhen Mächte wenben, damit auf Hollands 
Einladung bin eine Konferenz zu Stande komme. Preußen, fo ſprach 
Se. Exc. weiter, ift einer Konferenz nicht abgeneigt, bie es, wenn fie zum Bor- 
{hlag gelangte, annehmen würbe. Unmöglich jedoch fei es für Preußen, vor der 
Konferenz eine Bafis anzımehmen, oder Konzeifionen zu machen, wogegen 
Brenfen, Europa und Holland gegenüber auf ber Konferenz Zu- 
geſtändniſſe mahen lönnte, die es vor dem Zufammentrittber Kon- 
ferenz zu machen nicht im Stande ſei. Alles, was Se. Erc. ſagen könne, 
jei demnach, daß Preußen in eine Konferenz willigen würde, aber ohne Baſis 
und ohne vorausgehende Engagements Es war fruchtlos, Se. Exc. zu 
einer Abänderung dieſes Entichluffes bewegen zu wollen... .“ 


43% 
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Preußen bereit zu einer Conferenz: Räumung 
und Schleifung der Feſtung unter Vorausſetzung 
der Neutralitätserklärung Luremburgd. 

Graf Wimpffen meldet dem Grafen Bismard, es habe die franzöfiide 
Regierung dem Yürften Metternich erflärt, daß ſie die Konferenz, auf 
Balıs der Neutralifirung Luremburgs annehme. Graf Bismard eriwiederte 
darauf, Preußen fei dazu gleichfalls bereit und erwarte eine Einladung, 
Preußen fer bereit die Räumung und Schleifung der Feftung 
zu ugeſtehen, wenn die Konferenz, als Reſultat ihrer Berathungen 
—* wünſchen und gleichzeitig für die Neutralität Luremburgs em 
der belgifchen gleiche Garantie gewähren follte. 


28. April. Lord Cowley an Lorb Stanley: 


8. v. Mouftier habe ihm gejagt, daß, foweit Frankreich betbeiligt fe, 
biefes bie Konferenz ohne Schwierigleiten beichiden werbe mit der Erklärung, daß 
die franzöſiſche Regierung fi) dem Endergebniß ihrer Berathungen fügen werte, 
wofern privatim und fonfibentiell im Voraus feftgeftellt werde, baf die Räumnn 
Luremburgs das Refultat fein werde. Aus Mittbeilungen der Botſchafter Defter- 
reihe und Rußlands jei er zu ber Annahme berechtigt, daß die preußiſche Re 
glerung zu biefem Zugefländniffe auf Grundlage der Neutralifinung des Herjog⸗ 
tbums ebenfalls bereit fei, wodurch bie VBebenkllichleiten der britifchen Regierung 
hoffentlich befeitigt fein werben. Gleichzeitig erflärte M. de Mouftier, daß die 
franzöſiſche Regierung die Konferenz am Tiebften in Lonbon tagen jehen wäre. 


30. April. Wunſch ded Könige von Holland, daß eine 
Konferenz berufen werde. 
Telegramm bes Statthalters Prinzen Heinrich an Porb Stanlen. 
„Der Stand der Turemburgifchen Angelegenheiten macht eine Revifiou bei 
Londoner Vertrages von 1839 höchſt wünſchenswerth. Eine Berufung von Re 
präfentanten der Großmächte und Hollands nach London ericheint angemeffen. 
gzue die engliſche Regierung dieſe Meinung theilt, ſoll ich im Auftrage re 
önigs⸗Großherzogs Ew. Lordſchaft bitten, bie erforderlichen Schritte zn jenem 
Awede thun zu wollen.“ 
30. April. Die engliſche Regierung wünſcht, daß der Köniz | 
Großherzog felbit die Einladungen ergehen lafle. | 
30. April. Der König von Holland ald Großherzog von 
Zuremburg läßt die Aufforderungen zu ber in 
London abzubaltenden Konferenz über die Lurem: 
burgijhe Frage zum 7. Mai ergeben. 
2. Mai. Graf Bismarck erflärt die DBereitwilligfeit Preußen: 
zur Iheilnahme an der Konferenz und ertheilt dem Bet 
Ihafter in London die dazu erforderlihen Vollmachten. 


2. Mai. Vorſchlag Englands, Stalien und Belgien zur Ker- 
ferenz zuzuziehen. Ä 
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4. Mai. Zuftimmung Preußens, jowie der übrigen Mächte. Graf 
Bis marck erflärt ald unbedingt wünſchenswerth, daß die 
Eröffnung der Konferenz feinen Aufichub erfahre. 


4. Mai. Lord Loftus an Lord Stanley: 


„Graf Bismard erklärte, daß die Neutralifation bes Großherzogthums 
unter europäifcher Garantie die Bedingung fei, unter welcher allein die Zurück⸗ 
iehung er Sarnifon ber Sffentlihen Meinung in Dentſchland zugänglich gemacht 
werden könne.“ 


Konferenzen und Rüftungen. 


(Provinzial» Corresponbenz vom 8. Mai 1867.) 


„Die Nachricht von bem Infammentritt ber Londoner Konferenz bat bie 
erhöhte Beruhigung nicht gewährt, welche nach den vorherigen Abfichten und An- 
wihen bavon erwartet werben durfte. 

Zwar lauten bie vorläufigen Mittheilungen in Bezug auf die Stimmungen 
der Sonferenzmächte günftig; namentlich fol England die Bedenken, welde es 
gegen die Sicherung einer neutralen Stellung Quremburgs zuerſt zu hegen fchien, 
tnlyegeben haben. 

Aber die Ausfihten, welche fih auf die Conferenzberatbungen gründen, 
werden durch die Mittheilungen getrübt, welde über bie Fortdauer franzöfiicher 
Küfungen in zuverläffiger Weife eingeben. Diefe Nachrichten belunben, baß 
Frankreich feine Armee nicht blos, wie im amtlichen Blatte angebeutet war, 
auf die volle regelmäßige Friebensftärke bringt, hinter welcher biefelbe in ber 
legten Zeit zurüdgeblieben war, fonbern durch die eifrig fortgejeßten Pferde⸗ 
Anläufe und durch umfafjende Einziehung von Mannfchaften Über jene Friebens- 
ſtärle hinaus geht und feine Armee in einen Stand verfegt, ber dieſelbe über 
das Bepürfnif des Friedens hinaus zu Angriffszweden fähig erjcheinen läßt. 

Unter ſolchen Umftänden wird tie Preußifche Regierung neben dem auf- 
nötigen Wunſche und fortbauernden VBeftreben auf Erhaltung bes Friebens fi 
ter Nothwendigkeit ernfter Vorfiht und Wachſamkeit nicht verfchließen bürfen. 
Preußen bat bisher keinen Mann einberufen, kein Pferd gekauft. Es hält auch 
jeht nicht blos an bem Wunfce, fondern auch an ber Hoffnung auf Frieden 
it. Die Conferenz kann die Erfüllung biefer Hoffnung bringen; aber dieſe 
Möglichkeit Tann für Preußen kein Grund fein, Borfihtsmaßregeln zu vernad)- 
lüffigen, welche nur dann unterbleiben könnten, wenn Frankreich, wie man vor 
acht Zagen erwarten burfte, durch die That eine Sicherheit gewährte, daß es beu 
Frieden in vollem Ernſte erftrebt, nicht blos als Möglichkeit gelten läßt. 
Nur eine fÄleunige friedblide Entfheibung durd die Con- 
terenz wird unfere Regierung der Nothwendigkeit Überbeben 
Iöunen, diejenigen Maßregeln ber Borficht zu ergreifen, welde fie 
Preußens und Deutſchlands Sicherheit jhuldig if.“ 





Die Londoner Konferenz über ſuxemburg. 


Die Protocolle der Konferenzen. 


Brotoboll Nr. 1. Sikung vom 7. Mai 1867. 

Anwefend: für Oefterreih Graf Apponpi, für Belgien Herr van de 
Beyer, für Frankreich Fürft de Ia Tour d'Anvergne, für Großbritannien 
terd Stanley, für Italien Marquis d'Azeglio, für Holland unb Ruremburg 
Baron Bentind, Baron v. Tornaco, Herr Servais, für Preußen Graf 
Dernforff, für Rußland Baron Brunnomw. 
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Graf Appo nyi ftellt den Antrag, Lord Stanley mit bem Borfike ber 
Konferenz zu betrauen. 

Nachdem dieſer Vorſchlag einftimmig angenommen worben ift, ſpricht Lord 
Stanley: 

„Ich danke Ihnen für ben Beweis von Vertrauen und Wohlwollen, den 
Sie mir durch bie Einladung, den Arbeiten der Kouferenz zu präfibiren, gegeben 
haben. Ych hoffe, daß die Dauer unferer GSitungen feine lange fein und be 
ihr Refultat in der Herftelung eines bauernben Friedens für Europa beſtehen 
werbe. Sie haben faft alle vor mir ben Vortbeil einer langen Erfahrung in ber 
Diplomatie voraus, und ich zähle auf diefe Erfahrung und auf bie Rathichläge, 
die Ste mir gütigft ertbeilen werben, um unfere Arbeiten zu leiteu, nntlofe Beit- 
jchweifigleit zu vermeiden und unſere Beratbungen einem erfolgreichen Ziele ent- 
gegen zu führen. Ich erlaube mir, ben Herrn Julian Fane, erften Geſandt⸗ 
ſchaftsſekretär I. Br. Maj. in Paris als Protolollführer vorzuſchlagen.“ 

Der Vorſchlag wirb einftimmig angenommen unb Herr Fane introbmitt. 

Lord Stanley ſpricht bieranf die Meinung aus, daß bie Anwefenbeit bes 
Bertreterd Sr. Maj. des Königs von Italien bei ber Konferenz zu den Erfolgen 
ihrer Berathungen beitragen werde, weshalb er vorichlägt, ben Marquis D’Azeglio 
zur Situng einzulaben. 

Nachdem dieſer Vorſchlag einfiimmig angenommen worben (Baron Bentind 
mit bem Vorbehalt, daß die Arrangements von 1839 allein Gegenſtand der Br- 
ratbung fein follen), wird der Marquis d’Azeglio introbigirt unb nimmt feinen 
Platz am Konferenztiſche ein. 

Lord Stanley begrüßt ihn im Namen ber Anweſenden. Der Marqui 
dankt Lord Stanley für die zu Gunften Italiens ergriffene Initiative. Italien 
babe von früher kein Recht, gleich ben übrigen Mächten an ber Konferenz Theil 
zu nehmen, und betrachte es als eine Rüdficht (defErence) von ihrer Seite, bie 
ihm werther fei, als jede andere Berechtigung. 

Die Bevollmächtigten verifiziren hierauf ihre Bollmacdhten, bie bann zu ben 
Alten der Konferenz gelegt werben. 

Lord Stanley fpricht hierauf die Meinung aus, daß, ba bie Konferen; 
auf Einladung des König- Großherzoge von Luxemburg zufammengetreten fe, 
die Vertreter bes Großherzogs aufgeforbert werben follen, die Gründe zu biejem 
Schritte anzugeben. 

Baron VBentind erflärt als Erwiberung, baß der Zweck ber Komferen 
tm ber Revifion ber Traltate von 1839 beftebe. 

Lord Stanley meint, es werbe am beiten fein, den Entwurf bes ueuen 
Traktates zu unterjuchen, au welchem Zwecke er einen Abriß defielben babe an- 
fertigen und deu Bevollmächtigten bereits zuftellen laſſen. 

Die erft geftern angelommenen Inremburgifcen Vertreter erklären, biefet 
Dokument jei ihnen noch unbelannt. Herr Kane lieft es vor. (Diejer Traktat 
Entwurf ift dem Protokoll der erfien Siyung angehängt.) 

Graf Bernftorff bemerkt, er babe gegen diefen Entwurf im Allgemeinen 
nichts einzuwenden, boch bemerkte er in ihm eine Abweichung vom erften Pre- 
gramm, auf befien Baſis feine Regierung bie Einladung zur Konferenz ange 
nommen babe, nämlich die europätiche Garantie für die Neutralität Iupembunge. 
Nachdem aber diefes Programm von ſämmtlichen auf der Konferenz vertretenen 
Mächten zugelaffen und angenommen worben fei, halte er fih zu ber Hoffnung 
berechtigt, daß die Lücke bei ber Berathung Über $. 2 ergänzt werden würde. 

te Bevollmächtigten Oeſterreichs, Frankreichs, Rußlanbs und Hollande 
beflätigen die Angabe des preußifchen Bevollmächtigten, daß bie Reutralität Lurem- 
burgs unter einer Kollektiv⸗ Garantie von allen Mächten als Baſis ber Unter 
bandlungen angenommen worben jei. 

Lorb Stanley hebt hervor, baß kraft ber Verträge vom 19. April 1839 
das Großherzogtum Luremburg bereit® unter europäiſche Garantie geſtellt ſei. 
Was die Ausdrücke betreffe, die im vorliegenden Traktats - Entwurf fich auf bie 
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für Luremburg berzuftellende Neutralität beziehen, fo finb biefelben identiſch mit 
denen, welche bie Reutralität Belgiens im 7. Artikel des Anbangs zum Lonboner 
Traltat vom 19. April 1889 ausipredhen. 

Dagegen bebt Graf Bernitorff hervor, daß ber Traftat von 1839, ob⸗ 
wohl er Zuremburg unter bie Garantie der Mächte ftelle, deſſen Neutralität nicht 
grantire. Der Unterſchied zwilchen biefer und ber — — Garantie ſei aber 
ſeir wichtig, und er ſpricht die Hoffnung aus, daß die Mächte Luremburg in der⸗ 
ſelben Belle wie Belgien garantiren werben. 

Die Bevollmächtigten einigen fih hierauf, den Xraltats- Entwurf Artikel 
für Artilel zu erörtern. 

Die Präambel wirb mit einigen unbebeutenden Abänberungen angenommen. 

Die Berathung über Artikel I. wirb vertagt, da die Bevollmächtigten Hol- 
lands und Luremburgs fi) Über ihn erft Inſtruktionen einholen wollen. 

Man fchreitet nun zur Berathung Über Art. II., der im Urterte bes Ent- 
wurfes folgendermaßen lautet: Le Grand-Duch6 de Luxembourg, dans les 
limites döterminees par l’Acte annex& aux Traites du 19. Avril 1839 
sous la garantie des cours de la Grand -Bretagne, d’Autriche, de France, 
de Prusse, et de Russie, formera d&sormais un Etat perp6tuellement nenutre. 

Il sera tenu d’observer cette m&me neutralit6 envers tous les 
sutres Etats. 

Les Hautes Parties Contractantes s’engagent à respecter le principe 
de Neutralit6 stipul& par le pr&sent Article. 

Straf Bernftorff beantragt ald Amendement am Schluffe dieſes Artikels 
folgende Worte hinzuzufügen: „Diejes Prinzip ift und bleibt geflellt unter Sant. 
tion der kollektiven Garantie der den Vertrag unterzeichnenden Mächte, mit Aus- 
nahme Belgiens, welches jelber ein neutraler Staat ift.“ 

Baron Brunnom erklärt, von feinem Hofe ermächtigt zu fein, bem Prinzip, 
die Nentralität Luremburgs unter eine Kollektiv - Garantie zu ftellen, vollſtändig 
zuzuſtimmen. Er hofft auf die Einräumung und einflimmige Aboptirung biejes 
Prinzips als befte Sicherheit, die man flir die Aufrechthaltung des Friedens in 
Europa bieten lünne. 

Graf Apponyi giebt die Erklärung, daß auch feine Regierung bie Ga- 
ng de Neutralität Luxemburgs als Baſis der Verhandlungen angenom⸗ 
men habe. 

Fürſt de la Tour d'Auvergne jagt, er für feine Perſon babe keine 
ipeziellen Inftrultionen bezüglich der Frage einer Kolleftiv- Garantie, er müfie 
aber zugeftehen, daß dieſe Garantie bis jett als Komplement zur Neutralifirung 
erwähnt worden fei, und daß ber preußiſche Botſchafter deshalb zu feinen Be⸗ 
merlungen volllommen berechtigt jei. 

Sr. van de Weyer, der über dieſen Punkt ebenfalle keine befonberen 
Inftruftionen hat, brüdt die Meinung aus, daß, vom allgemein perjönlichen 
Standpunkt aus betrachtet, die Garantie der Neutralität Luremburgs als aus ben 
Gejammittraftaten von 1839 hervorgehend betrachtet werben könne. 

Lord Stanley erllärt, ihm würbe es lieber fein, wenn Artilel IL., jo wie 
er in dem Traftatentwurf ftehe, ohne das Amendement Bernftorff’ 8 beibehalten 
würde. Da jeboch die große Majorität der Bevollmächtigten die Anficht bes 
Strafen Bernftorff unterftüge, wolle er bei feinen Kollegen anfragen und in 
ter nächſten Situng über beren Cutieheibung Bericht abftatten. 

Die Berathung über Artikel III. und IV. wird auf Anfuchen ber Vertreter 
von Luxemburg vertagt, Artikel V. und VI. aber ohne Diskuffion angenommen, 
bie nächſte Sitzung auf den 9. Mai anberaumt. 


Brotocoll Nr.2. Situng vom 9. Mai. 
(Alle Konferenzmitglieber anwefenb.) 
Marquis D’Azeglio meldet, er fei auf feine Anfrage von feiner Regierung 
ermächtigt worben, ſich dem Brinzipe ber Kollektiv. Garantie anzufchließen. 
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Lord Stanley erklärt feinerfeits, die britifche Regierung fchließe ſich aus 
Rückficht für den einftimmigen Wunfch ber Übrigen Mächte ebenfalls dem Brinzipe 
ber Kollektiv» Garantie an und demgemäß acceptire er das Amendement bes 
Grafen Bernftorff gu Art. II. 

Graf Bernftorff ſpricht feine Ueberzeugung aus (die Übrigen Berollmid- 
tigten flimmen bier ſämmtlich bei), daß ganz Europa ber britiichen Regieruy 

r biefe Racgiebigkeit dankbar fein werbe. 

Baron Bentind beantragt ale Zuſatz 9, Art. I, die Worte: „Die Reste, 
welche bie Agnaten des Hauſes Naſſau Betreffs der Succeffion im Großherzog: 
thum kraft felbiger Traltate befiten, bleiben gewahrt.” 

Diefes Amendement wird einflimmig genehmigt. Run ftellt Baron be Tor- 
naco den Antrag in Art. II. einen Paragraphen einzufchalten, um bie fomımer: 
ziellen Rechte des Großberzogthums und fein Recht, Zollverträge mit der benach 
barten Staaten abzufchließen, zu jchügen. 

Graf Bernftorff ift der Anſicht, daß biefe Frage nicht in bas Gebiet ber 
Konferenz gehöre. Der betreffende Artikel II. berübre den beftebenben Zolltiafat 
eben jo wenig, wie bie kommerziellen Rechte des Großherzogthums im Alge- 
meinen. 

Die Bevollmächtigten Oeſterreichs, Frankreichs unb Rußlands meinen eben- 
falls, daß die beſproche ne Neutralität eine rein militärifche fei, die das Recht tes 
Großherzogs, Hanbelsverträge abzufchließen, nicht weiter beeinträchtige. 

Darauf zieht Baron v. Tornaco fein Amenbement zurüd. 

Baron Brunnow beantragt eine Mopifilation bes letzten Abſatzes von 
Art. III. dahin, daß gejettt werde: „Sa Majeste le Roi Grand-Duc se rt- 
serve d’entretenir dans cette ville le nombre de troupes necessaires 
pour y veiller au maintien du bon ordre,“ ftatt wie es im Berfaflungt- 
Entwurf heißt: „Promet de n’entretenir dorenavant dans cette ville que 
le nombre de troupes necessaires etc. Denn in biefer Faffung Fönnte et 
feinen, als ob der Großherzog Betreffs der Truppenzahl beſchränkt wärbe, wat 
gegen das Intereffe der Stabtbewohner wäre. 

Baron Tornaco hebt die Uebelſtände hervor, bie ber Stadt überhaupt 
aus diefem Arrangement erwachſen würben. Billiger Weife follte man ihr eine 
Entſchädigung bemwilligen. 

Lord Stanley hält berartige Entſchädigungs⸗Anſprüche unzuläffig. 

Graf Bernſtorff desgleichen. 

Baron Brunnow ſpricht bie Ueberzeugung aus (bie anderen Bevollmäd- 
tigten ſchließen fich ihr an), daß ber Großherzog die Intereffen der Stadtbewohner 
nah Möglichkeit berüdfichtigen werde. 

Art. III. wird hierauf mit dem Amenbement bes ruffiihen Bevollmächtigten 
angenommen. 

Art. IV. handelt von der Räumung ber Sefung durch bie Preußen, aber 

Graf Bernftorff erflärt, er babe von feiner Regierung noch keine Wei⸗ 
fung über das Datum, an dem bie Räumung bewerlftelligt fein könne Doch 
babe er allen Grund, zu glauben, daß fie nicht länger, als abjolut nothwendig. 
binausgeichoben werben mwürbe. 

Baron Brunnow hofft, Se. Maj. der König von Preußen werbe, bes 
ten Europa's Rechnung tragend, die möglichſt rafche Erlebigung ber Frage 
ördern. 

Die Fafſung von Artikel IV. wird hierauf auf die nächſte Sitzung ver⸗ 
en 


ſchoben. 
Bei Berathung von Art. V. ſchlägt Baron Brunnow vor, den Worten: 
„Les travaux requis à cet effet commenceront immédiatement apr&s la 
retraite de la garnison“, folgende Worte zuzufegen: „Ils s’effectueront avec 
tous les menagements, que r&clament les inter&ts des hahitauts de la 
ville. Das würbe für Manden in ber Stadt von berubigender Wirkung fein. 
Der Antrag wird angenommen. 
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Ein anderer von Baron Tornaco dagegen, baf die Koften ber Schleifung 
ver Feftung von den Iontrahirenden Mächten getragen werben follen, verworfen, 
nachdem bie Bevollmächtigten Englands und Rußlands ihn geradezu für unzu- 
fäffig erflärt hatten. 

Art. VI. wird mit dem Provifo angenommen, daß ber Austaufch der Ra- 
tifiletionen binnen vier Wochen geicheben müſſe. 

Baron Bentind überreiht den Entwurf einer Erklärung Über die Be⸗ 
siebimgen Luxemburgs unb Limburgs, welche folgender Maßen lautet: „Die 
Unterzeichner des vorliegenden Zraktates erlennen an, baß, nachdem durch bie 
Anflöſung det Deutihen Bundes aud eine Auflöjung der Bande erzeugt wurbe, 
welche das Herzogtbum Limburg gemeinfam mit dem Großherzogthum Luremburg 
mit befagtem Deutichen Bunde vereinigte, daraus folge, bob bie (in Art. IIL., 
IV. und V. des Zraltates vom 19. April 1839 erwähnten) Beziehungen zwifchen 
dem Großherzogthum und gewiflen, zum Herzogthum Limburg gehörenden Ge⸗ 
bieten zu eriftiven aufgehört haben, und baß befagte Gebiete nach wie vor einen 
integrireuben Beſtandtheil des Königreiches ber Niederlande bilden.” Diejes Do- 
fıment möge dem Traftate als ein Zufatartifel ober in anderer Form ange- 
hingt werben. 

Graf Bernftorff hat dagegen nichts einzuwenden, eben fo wenig bie aı- 
deren Bevollmächtigten. 

Die nähfte Sigung wird auf den 10. anberaumt. 

Die Situng vom 10. ift unbedeutend. Art. IV. kann noch nicht aus⸗ 
gefällt werben. 

Die in ber vorigen Sigung angenommene Deklaration Betreffs Limburgs 
wirt als Art. IV. dem Bertrags- Entwurfe beigefügt. 

Baron Bentind ſpricht den Wunſch feiner Segierung aus, es möge im 
Brotofoll verzeichnet werben, daß die holländiiche Regierung den von Seiten bes 
Ania - Großhergoge im gegenwärtigen Bertrage übernommenen Berpfliätungen 
gänzlich fremd fei. 


Brototol Nr. 4. Siyung vom 11. Mai. 


Der belgiſche Bevollmächtigte ftellt das Anſuchen, es möge verftanden fein, 
daß Art. III. des Bertrags- Entwirfes bie Rechte der anderen neutralen Mächte 
Betrefis Erhaltung und eventueller Berftärkung ihrer Feſtungen und fonftigen 
Vertheidigungsmitiel nicht berühre. 

Wird einflimmig angenommen und beichloffen, daß eine bezügliche Della- 
ration von ſämmtlichen Bevollmächtigten ber Konferenz gezeichnet werbe. 

Lord Stanley hierauf, fo jeien denn alle Artilel erledigt bis auf bie 
Kaflung von Art. IV. (Termin der Räumung). Se. Majeftät der König von 
Preußen babe erklärt, daß die in der Feftung Luremburg actuel in Garnifon 
ſtehenden Truppen die Räumung unmittelbar nach vollzogener Natificirung bes 
gegenwärtigen Traktates beginnen follen. Gleichzeitig folle die Abführung ber 
Artillerie, Munition und aller übrigen Equipirungeftüde der Feſtung in Angriff 
genommen werben. Und follen während biejer Operation nicht mehr Truppen 
in der Feſtung verbleiben, als für die Sicherheit und ſchnelle Abführung bes 
Kriegematerial® erforderlich ift, welche Abführung in möglichft kurzer Zeit voll- 
endet fein foll. 

Art. IV. wird, fo fiylifirt, einfimmig angenommen. Dann folgen bie 
Kermalitäten der Signatur mit den Initialen ber Bevollmächtigten. 

Schließlich ipriht Buron Brunnomw dem Borfitenden, Lord Stanley, ben 
Dank der Verfamminng für feine umfichtsvolle Leitung ber VBerathungen aus. 
8 Sämmtliche Anweſenden ſtimmen ein, Lord Stanley erwidert in wenigen 

orten. 

In der 5. Sitzung vom 18. Mai wird die Unterzeichnung vorgenommen 
und dem Protofollführer der Dank der VBerfammelten ausgeiprodden. — Die 6., 
am 31. Mai, ift dem Austaufch ber Ratifikationen gewidmet. 
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11. Mai. Londoner Vertrag über Luremburg. 


Im Namen ber allerbeiligften und untheilkaren Dreifaltigfeit: 


Seine Majeflät der örig ber Niederlande, Großherzog von Luxemburg, 
bat mit Rüdfihtnahme auf die Beräuderung, welche in ber Lage bes Großherzog 
thums veranlaßt wurbe, in Folge der Auflöfung ber Bande, welche baffelbe mit 
dem früheren deutichen Bunde verfnüpften, Ihre Majefläten den Kaifer der Fran- 
zofen, ben Kaifer von Defterreich, die Königin von England, den König der Velgier, 
ben König von Preußen und den Kaifer von Rußland eingelaben, ihre Vertreter 
in einer Konferenz zu London zu verfammeln, um ſich mit ben Bevollmächtigten 
Seiner Majeftät bes Könige» Großherzogs zu verftänbigen über neue Arrangements, 
bie im allgemeinen Intereſſe des Friedens zu treffen wären. 

Und Ihre genannten Majeftäten haben, nachdem fie biefe Einladung ange: 
nommen, in gemeinfamer Uebereinftimmung beichloften, bem Wunfche zu entipredhen, 
welden Seine Majeflät ber König von Salien fund gegeben hat, an einer Be- 
ratbung Theil zu nehmen, die beftimmt if, ein neues Pfand der Sicherheit für 
bie Aufrechthaltung der allgemeinen Ruhe zu bieten. 

In Folge deffen haben Ihre Majeftäten in Webereinfiimmung mit dem 
Könige von Italien, indem fie zu dieſem Zwecke einen Vertrag fchließen wollten, 
zu ihren Bevollmächtigten ernannt (folgen Die Namen ber weiter unten bezeichneten 
Miniſter mit ihren Ziteln), 

welche, nachdem fie ihre in vollgütiger Form befundenen Vollmachten aus- 
getaufcht, über folgende Artikel übereingelommen find: 

Art. 1. Seine Majeftät der König der Nieberlande, Großherzog von Luyem- 
burg, bält die Bande aufrecht, welche das genannte Großherzogthum meit dem 
Haufe von Naffau- Dranien verbinden, kraft ber Verträge, welche biefen Staat 
unter bie Souverainetät Seiner Majeflät bes Königs - Großherzogs, Seiner Rad» 
fommen und Nachfolger geftellt haben. 

Die Rechte, welche die Agnaten bes Haufes von Naffau auf bie Erbfolge 
bes Großherzogthums kraft berfelben Verträge befiten, find aufrecht erhalten. Die 
hoben eontrabirenben Theile acceptiven dieſe gegenwärtige Erflärung und nebmen 
bavon Xct. 

Art. 2. Das Großberzogthum, in ben Grenzen, wie fie burch ben, ben 
Berträgen vom 19. April 1839 angefügten Act unter der Garantie ber Höfe von 
Defterreih, Frankreich, Großbritannien, Preußen und Rußland feftgeftellt find, 
wird künftig einen für immer neutralen Staat bilden. Es wirb gehalten fein, 
diefelbe Neutralität ben anderen Staaten gegenüber zu beobadyten. Die boben 
contrabirenden Theile verpflichten ſich, den durch ben gegenwärtigen Artikel fipu- 
firten Grundſatz der Neutralität zu beobadten. Diefer Grundſatz if und bleikt 
geftellt unter die collective Garantie ber Mächte, welche ben gegemmärtigen 
ng aerrgeliinet baben, mit Ausnahme Belgiens, das ſelbſt ein neutraler 

taat tft. 

Art. 3. Da das Großherzogthum Luremburg nad den Beſtimmungen bet 
vorhergehenden Artikels neutralifirt ift, jo wirb bie Aufrechthaltung oder bie Gr- 
richtung von befeftigten Pläten auf feinem Gebiete ohne Nuten und ohne Gegen- 
fand. Im Folge deffen ift man gemeinfam übereingelommen, daß bie Stadt 
Luremburg, welde in ber Bergangenheit in militärifcher Beziehung als eine 
Bunbesfehun angejeben wurde, aufhören foll, eine befeftigte Stabt zu fein. 
Seine Majeftät der König- Großherzog behält fi) vor, in dieſer Stabt bie nöthige 
Zahl von Truppen zu unterhalten, um bajelbft über bie Aufrechthaltung ber 
Ordunng zu wachen. . 

Art.4. Gemäß ben in ben Art. 2 und 3 enthaltenen Stipulationen erklärt 
Seine Majeftät der König von Preußen, daß feine Truppen, melde gegemmärtig 
die Beſatzung von Luxemburg bilden, ben Befehl erbalten werben, mit ber Räu- 
mung biefe® Platzes unmittelbar nad) bem Austaufche ber Ratificationen bes 
gegenwärtigen Bertrages vorzugehen. Man wird gleichyeitig damit beginnen, bie 
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Artillerie, Die Mumitionen und alle Gegenftände zurlidzuziehen, welche bie Aus⸗ 
räfung der genannten Feſtung ausmachen. Währenb diefer Operation wirb nur 
bie Truppenzahl dort bleiben, welche nöthig iſt, um bie Sicherheit bes Kriegs⸗ 
moterial® zu überwachen und um bie Erpebition deſſelben zu bemwerfftelligen, bie 
in einer möglichft kurzen Frift vollendet fein wird. 

Art.5. Seine Majeflät der König-Grofiberzog kraft ber Souverainetäte- 
rechte, welche er Über die Stabt und bie Feſtung Luremburg ausübt, verpflichtet 
fih jeinerfeite, bie, nöthigen Maßregeln zu treffen, um bie genannte Feftung in 
eine offene Stadt zu verwandeln vermittels einer Schleifung (D&molition), welche 
Seine Majeftät für genligenb erachten wirb, um bie Intentionen ber hoben con- 
trabirenden Theile zu erfüllen, die in dem gegenwärtigen Bertrage ausgedrückt 
find. Die dazu uötbigen Arbeiten werben unmittelbar nach dem Abzuge ber 
Sarnifon beginnen. Sie follen mit aller berjenigen Schonung Getwerieiligt 
werden, melde die Intereſſen der Stabtbewohner erfordern. Se. Majeflät der 
König» Großherzog veripricht auferbem, daß die Befeftigungen der Stabt Lurem- 
burg künftighin nicht wieder bergeftellt und baß kein anderes militäriiches Eta- 
biiffement bajelbft aufrechterhalten noch gegründet werben fol. 

Art. 6. Die Mächte, weldhe den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet haben, 
conftatiren, daß, ba bie Auflöfung bes deutſchen Bundes gleichmäßig die Auflöfung 
ber Banbe herbeigeführt bat, welche das Herzogthfum Limbnrg in collectiver 
Veife mit dem Großherzogthum Luremburg au den genannten Bund gefnüpft 
baben, fo folgt baraus, daß bie Beziehungen, deren Erwähnung geidieht in ben 
Artilefn 3, 4 und 5 bes Vertrages vom 19. April 1839, zwiſchen dem Groß- 
berzogthum und gewiffen Xerritorien, bie zu dem Herzogthum Limburg gehören, 
zu befteben aufgehört haben, inbem bieje Territorien —— einen integrirenden 
Theil des Königreiches ber Niederlande zu bilden. 

Art. 7. Der gegenwärtige Bertrag joll ratificirt und bie Ratificationen 
befielben in London ausgetaufcht werben im Zeitraume von vier Wochen ober 
früher, wenn es ſich thun läßt. 

In Beglaubigung deſſen haben die refpectiven Bevollmächtigten ihn unter- 
zeichnet unb mit ihren Siegeln verjeben. 

Gefcheben zu London, den 11. Mai 1867. 

Stanley. Apponyi. Latour d'Auvergne. D’Azeglio.. Bentind. 


Ban de Weyer. Tornaco. Servais. Bernftorff. Brunnow. 


Erklärung. 

Es ift wohlverftanden, daß der Art. 3 dem Rechte anderer neutraler Staaten 
keinen Eintrag thut, ihre feften Plätze auf ihren Territorien zu erhalten und 
nöthigenfalls zu verbeflern. 

(Folgen diefelben Unterichriften.) 


Das friedlie Ergebniß der Berhandlungen. 


(Proviuzial- Corresponbenz v. 16. Mai.) 


„Indem hiernach das Verbleiben Luremburgs bei dem oraniſchen Haufe ge- 
fihert, eine Abtretung bes Großherzogthums Dagegen aufgegeben ift, ſchwindet der 
Grund zur Beforgnig, welcher die öffentlihe Stimmung in Deutſchland vorzugs- 
weile erregt batte. 

Durch diefe Beſtimmung bes Dertrage ift der Zwifchenfall, welcher die un⸗ 
befangene Erledigung ber luxemburgiſchen Angelegenheit geftört und getrübt hatte, 
die beabfichtigte Abtretung Iuremburgs an Frankreich abgethan. 

Weiter aber bat Preußen für die Berzichtleiftung auf das Beſatzungsrecht 
in Luremburg vollfändig genügenden Erjat erhalten durch vie Gewährleiftung 
der Neutralität bes ——— — das Intereſſe der Vertheidigung, welchem 
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die Feſtung Luxemburg bisher gewibmet war, ift in gleihem Maße gefihert, 
nachdem unter der Gewähr aller Mächte fefigeftellt iſt, daß ein Kur auf bie 
Preußiſche Grenze in ber ganzen Ausbehnung des Ruremburgifchen Gebiets nicht 
ftattfinden kaun. Unter folder Vorausſetzung unb Bedingung -founte Preußen auf 
die Feſtung Ruremburg als bejonderen Vertheidigunspunkt verzichten. 

Während fomit dem militairifhen Intereſſe Preußens unter den obwal⸗ 
tenden Umfländen volle VBerüdfichtigung zu Theil geworben ift, ift anbererfeits 
das Band, welches die Bevölkerung Luremburgs an beutiches Leben und beutide 
Entwidelung Inlpfte, die Theilnahme am deutſchen Zollvereii aufrecht erhalten. 

Preußen bat durch ben neuen Bertrag in jeder Beziehung erreicht, was et 
zur Sicherung bes eigenen und des beutichen Intereſſes zu erſtreben veranlaßt 
unb berechtigt war. 

Um fo mehr wirb das Preußifche und das deutſche Volk es zu würdigen 
wiflen, daß bie Gefahren, welche aus ber Iuremburgiichen Angelegenheit zu ent- 
fieben brobeten, auf dem Wege frichliher Verſtändigung befeitigt worben find. 

Die Umſtände, unter denen das ſreundliche Einvernehmen zwiſchen Frant- 
veih und Preußen neu gefichert worden tft, enthalten eine Bürgſchaft für den 
beiderfeitigen eruften Willen einer aufrichtigen Friedenspolitik. 

Diefe Politit wird eine neue Betätigung und Weihe erhalten durch bie 
Beſuche, welche unfer König und die mädhtigften Fürſten Europas bei Gelegen- 
beit der Barifer Weltausfielung dem Hofe des Kaifers Napoleon zu maden un 
Begriffe fteben.“ 


Barum Preußen der friedlihen Loͤſung zuge: 
ftimmt bat. 
24. September. Crflärung des Grafen Bismarck über bie 
Loͤſung der Zuremburger Angelegenheit im Reichstage Dei 
norddeutichen Bundes. 


Sch nehme nicht das Wort, um gegen den Herrn Borredner*), fon 
dern um gegen einen weitverbreiteten thum zu ſprechen, zu deſſen 
Organ er hd gemacht bat. Er bat gejagt, Luxemburg fei [oßgeriffen von 
Deutfchland feit Begründung der norddeutichen Verfaſſung. Das ift that- 
fächlich nicht richtig. Das Land Luxemburg befindet ſich genau in derfelben 
Situation, in der es fi vorher befunden hat, e8 wird genau nad) ber: 
jelben Berfaffung, von derfelben Dynaſtie regiert, mie früher. Was auf: 
gegeben ift, ift da8 Garniſonrecht, welches der König von Preußen m 

uremburg übte, und ich habe nur beabfichtigt, diefe Frage richtig zu 
ftelen und der — ich will nicht fagen Unmahrbheit, aber doch dem Reben- 
hergeben bei der Veghen entgegen zu treten, welches in der Behaup⸗ 
tung liegt, daß das Großherzogthum Xuremburg von Deutſchland losge: 
riffen oder auch nur in eine gelodertere Stellung, als es nad) Zerfall det 
beutfchen Bundes überhaupt hatte, getreten fei. Wenn der Herr Redner, 
indem er daran erinnert, hier nadhträglich das Verlangen ausſprechen will, 
daß wegen der Iuremburger Frage hätte Krieg geführt werben follen, 
fo ſteht er damit, glaube ich, ziemlich ijolirt. 

r tritt in Widerfpruch namentiich mit denjenigen, welde den In 
halt der Adreffe von dem Standpunkte haben befämpfen wollen, daß fie 
die Sicherheit des Friedens, den Glauben an den Frieden beeinträhtige. 
Er fordert, daß Krieg hätte geführt werden follen für einen fehr mel 


*) Abgeordneter Bebel. 
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geringern Gegenſtand, als denjenigen, den die gern, die die Adreſſe 
bier erläutert haben, in ihren von nationaler Begeifterung getragenen 
Reden als einen etwaigen Kriegsfall hingeftellt haben. Er fordert damit, 
dag wir Die deutfche Nation hätten in einen Krieg ftürzen follen wegen 
eines Garnifonrechtes, welches wir nicht als ein — *8 hinſtellen 
lonnten, — wie ich hiermit conſtatire; hätten wir es als zweifellos anſehen 
Hımen, dann lag die Frage anders, dann hätten wir für ein Recht ein⸗ 
treten lönnen. Diefes Recht aber mar erlofchen und wir hatten gegen den 
ansgeſprochenen Willen des Souveraing, in Luxemburg Garnifon zu halten, 
nicht mehr Recht, als mir etwa in Naftatt hätten gegen den Willen des 
Großherzogs von Baden, ald wir in Mainz haben würden, wenn der Groß⸗ 
berzog von Hefien nicht einen neuen Vertrag, durch den er e8 uns wiederum 
concedirt bat, mit uns geſchloſſen hätte. 

Aus diefem Grunde haben wit vermieden, dieſe Frage bis aufs 
Aeußerſte zu treiben, und ich glaube, Seine Majeftät der König hat fi 
den Dank der deutfchen Nation dadurch erworben, daß Er der für einen 
frieggewöhnten Monarchen, für ein kriegerifches Bolt nahe liegenden Ber- 
führung, die öffentliche Meinung aufzuregen und Seinem biöher fiegrei- 
hen Heere von Neuem das Signal zum Kampfe zu geben, mwiderftanden 
hat auf die Gefahr hin, von folhen, welche ihn auf dem Standpuntte, 
wie der Herr Vorredner, angreifen, verdächtigt zu merden. Dadurch, 
glaube ich, hat Seine Majeſtät fih den Dank des deutlichen Volkes er- 
morben, wie das auch bier von einer den Regierungen entgegenftehenden 
Seite im Anfange der Diskuffion anerfannt worden ift, indem die 
Mäßigung, die in diefem alle gezeigt worden ift, geruhmt wurde. Die 
deutfhen Fürften haben die Gewohnheit, ihre Heere in den 
Krieg zu führen oder zu begleiten, und in Folge deſſen aud 
ın erhöhtem Maße das Bedürfnig, auf dem Schladtfelde und 
im Lazarethe dem Krieger in das bredende Auge ſehen zu 
tönnen, ohne fich fagen zu müffen: diefen Krieg hätte ich mit 
Ehren vermeiden fünnen. 

Diefe Erwägung, diefe landesväterliche Erwägung hat Seine Majeftät 
den König von Preußen und Seine erhabenen Verbündeten zu der Ueberzeu⸗ 
gung geleitet, daß der Krieg zu vermeiden fei, da in der [uremburger Frage 
weder unfere Unabhängigfeit bedroht, noch ein zmeifellofes Recht beftritten 
wurde, das Recht, melches wir aufgegeben haben, vielmehr ein an fich hin- 
jälliges war, für welches 30- und 80,000 Menſchen auf das Leichenfeld 
zu jhiden eine Verantwortung war, die der Herr Vorredner und feine 
Sinneögenoffen unter Umftänden vielleicht auf fih nehmen können, die aber 
ein legitimer Landesherr nicht fo leicht übernimmt. 

Und für dieſes Necht der Beſatzung haben wir in der Neutralifirung 
de Gebietes einen Erſatz für die Feſtung gewonnen, die an ſich nur einen 
geringen ftrategifchen Nuten nad der Ueberzeugung unferer militairifchen 
Autoritäten bot, in einer europätfchen Garantie, an deren Aufrechterhaltung, 
jals fie verfällt, ich troß aller Deuteleien glaube: diefe Garantie tit 
und militairifh ein vollftändiger Erfag für die Aufgabe des 
Vefagungsrehtes. 
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Nordſchleswigſche Frage. 


18. Juni. Der Preußiſche Gelandte in Kopenhagen an den di 
niſchen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 


„Der Unterzeichnete hat wiederholt die Ehre gehabt, in vertraulicher 
Unterredung die Aufmerkſamkeit des Königlich daäniſchen Herrn Conſeil⸗ 
präfidenten auf die Fragen zu lenken, welche fih an die Ausführung des 
Art. V des milden Preußen und Defterreih am 30. Auguft v. } zu 
Prag abgejchlofienen Friedens Inüpfen. Ex hat dabei den Bunkch feiner 
Regierung auszudrüden gehabt, fich mit dem Königlich dänifchen Gouverne⸗ 
ment in freundjchaftlicher Weife über gewiſſe Borfragen zu verftändigen, 
welche die nothmendige Boraußfegung der Abtretung eines Theiles des 
Herzogthums Schleöwig bildeten, und er hat als Diele Borfragen die nd 
tbigen Garantien für den Schuß der in jenem Territorium wohnenden 
Deutihen und die Uebernahme eines verhältnigmäßigen Antheils an der 
Schuldenlaft der Herzogthüimer bezeichnet. Der Herr Eonfeilpräfident hat 
auch die Bereitwilligkeit ausgeſprochen, über diefe Punkte in Berhandlungen 
zu treten, und die Regierung Seiner Majeftät des Königs, des aller- 
gnädigften Herrn des Unterzeichneten, durfte fi) der Erwartung bingeben, 
daß der Königlich dänifche Geſandte in Berlin in den Stand gefegt werden 
wiirde, die Abjichten Seiner Regierung in beiden Beziehungen fund zu geben. 

Zu ihrem lebhafteften Bedauern hat fie in der neuelten Eröffnung des 
letzteren, in einer vertraulich mitgetheilten Depeiche bes Herrn Mintfters 
v. Frijs an Heren von Quaade vom 1. d. M., anftatt der gehofften be- 
ftimmteren Erflärungen nur den Hinweis auf die beftehenden Gejege und Ber- 
träge gefunden, welche der Herr Minifter für fo volllommen ausreichend hält, 
daß jede weitere Garantie überflüffig und fogar bedenklich fein würde. 

Die Regierung des ganz ergebenft Unterzeichneten glaubt in dieſer 
vorläufigen Aeußerung nicht die definitibe Yuffaffung der Königlich dänijchen 
Regierung erkennen zu follen. Die letere wird fich bei näherer Ermägung 
- die eigenthümliche Natur der Berhältniffe nicht verhehlen können, welde 
es für die Preußifche Regierung unmöglih machen, unter den befondereu 
Umftänden in jenen Landſtrichen fi mit dem Hinweis auf die Geſetze 
und die allgemeinen Zuficherungen eines nicht bezmeifelten Wohlwollens 
der Königlich dänifchen Regierung gegen alle ihre eventuellen Unterthanen 
zu begnügen. Sie wird es natürlich finden, daß, wenn Seine Majeftät 
der König fich bereit erflärte, etwaige auf eine Wiedervereinigung mit 
Dänemark gerichtete Wünſche nordſchleswigſcher Untertbanen in Erfüllung 
geben zu laſſen, die Wünjche und die Bedürfnifie feiner deutjchen Unter: 
thanen in jenen Zerritorien für Ihn feine geringere Bedeutung haben. 
Deutfche Gemeinden wider ihren Willen und mit dem Berlufe j 
Rechtes auf ihre nationalen Eigenthümlichkeiten an ein fremdes Land ab⸗ 
zutreten und ſie Gefahren preiszugeben, deren Befürchtung in Erinnerung 
an die Vergangenheit unter ihnen ſelbſt laut genug hervortritt, hat der 
Prager Friedensvertrag Preußen nicht verpflichtet. 

Die Königliche Regierung hat eben durch jenen Artikel des Friedens⸗ 
vertrageß gezeigt, daß fie auf die Wünſche und auf die Nationalität der 
Devölterung nad) Möglichkeit Rückſicht nehmen mill: fie ift aber dabei ver» 
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pfüchtet, diefe Rückſicht vor Allen den eigenen Landsleuten gegenüber nicht 
außer Augen zu jegen, und fie darf nicht vergefien, daß die Urſachen ber 
Störung de3 tn früheren Beiten beftandenen guten Einvernehmens haupt⸗ 
ſächlih in dem Umftande lagen, daß die Regierung Seiner Majeftät des 
Königd von Dänemark nach der Umgeftaltung der älteren Berfafjung der 
Monarchie nicht mehr im Stande war, den deutichen Unterthanen der 
däniſchen Krone denjelben Echuß ihrer Nationalität und Sprache zu ges 
währen, deſſen diejelben fich ehemals erfreut hatten. Die Regierung Seiner 
Majeftät des Königs, des allergnädigften Herrn des Unterzeichneten, würde 
unter der Nachwirkung der Ereigniffe und Kämpfe der legten Jahre mehr 
al3 früher befürchten müſſen, daß die Klagen deutfcher Einwohner Schles⸗ 
wigs, welche in Deutichland ihren natürlihen Wiederhall fanden, berech⸗ 
tigten Anlaß zu ihrer Wiederholung fänden, wenn deutfche Gemeinden im 
orden Schleswig ohne Verfaſſungs⸗Bürgſchaften der Botmäßigkeit einer 
Regierung unterftellt würden, welche bei dem beften Willen ihren deutfchen * 
Unterthanen gerecht zu werden, doch vor Allem dem verfafjungsmäßigen 
Ausdrud der Stimmung einer nationalsdänijchen Vollßvertretung Rechnung 
zu tragen bat. Die Regierung Seiner Majeftät des Königs von Däne- 
mark wird ohne Zweifel die Heberzeugung des —— — theilen, daß es 
zur Sicherſtellung der von beiden Seiten erſtrebten freundſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Deutſchland und Dänemark rathſam iſt, nicht von Neuem 
die Keime ähnlicher Zerwürfniſſe zu legen, wie es diejenigen waren, welche 
früher den Frieden beider Länder und dadurch den Europas gefährdeten. 

Der Uintergeichnete ift daher von feiner Regierung beauftragt worden, 
an den Herrn EonfeilsBräfidenten amtlich die Anfrage zu richten, ob die 
Königlih dänifhe Negierung fih im Stande glaube, Ein— 
tihtungen zu treffen und Maßregeln in Ausficht zu ftellen, 
melde für den Schug und die Sicherung der nationalen Eigen- 
tbümlichfeit der in den etwa abgetretenen Gebietstheilen einzeln 
oder in Gemeinden wohnenden Deuticen bejtimmte Bürafgalten 
geben, und welcher Art, in individueller, localer und commu— 
naler Beziehung, dieje Barantien fein würden? — oder ob fie eine 
iolche Berüdfihtigung und Erhaltung der nationalen Eigenthiimlichkeit 
fänftiger deutjcher Unterthanen für unmöglich erachtet, oder menigftens 
darüber im Voraus bejtimmter ſich zu erklären definitiv ablehnt? 

Es bedarf nicht erft der Bemerkung, daß von der Beantwortung 
diefer Fragen der Umfang der beabfihtigten Abftimmung, refp. 
Abtretung, abhängig ift; und je mehr die Königliche Regierung wünfcht, 
durch den Abſchluß diejer Angelegenheit ſowohl der Stimmung der Be- 
völferung Rechnung zu tragen, ald auch der Königlich däniſchen Regierung 
einen Beweis ihrer —— Geſinnungen zu geben, um ſo mehr 
muß ſie auch erwarten, daß die letztere durch ein entſprechendes Entgegen⸗ 
kommen ihr die Beſchleunigung möglich machen werde. 

Zugleich mit diefem Gegenftande darf der ganz ergebenft Unterzeichnete 
ſich auch über den zweiten, bereit3 in den vertraulichen Unterredungen 
von ihm berübrten * nämlich die Bereitwilligkeit zur Uebernahme 
eines proportionirten Theiles der Schuld der Herzogthümer eine beſtimmte 


Aeußerung erbitten. ⁊c. ⁊c. von Heydebrand und der Laſa. 





96, Herne Anlleinigung mit Füddentſchland. 


1867. Wiederaufnahme der Zollverhandlungen mit 
Süddeutſchland. 
J. 
Provinzial» Eorrespondenz vom 22. Mat 1867. 


IIn ben Friebensverträgen mit den einzelnen ſüddeutſchen Staaten mar bie 
Regelung der Zollvereinsverbältniffe Tpäteren Berathungen vorbehalten. 

Da jetst die Verhandlungen über die Gründung und bie Berfaffung bet 
norbbeutichen Buntes auf allen Seiten fo weit gebiehen find, baß ber Inge 
Abſchluß derfelben in naher und fiherer Ausficht fteht, und ba es im gleichmäßigen 
Sntereffe aller betbeifigten Staaten zu liegen jcheint, daß eine fefte Regelung ber 
Zoll⸗ und Hunbelsverbältniffe nicht in eine unbeflimmte Kerne gerüdt werbe, je 
bat bie Preußifche Regierung fih nunmehr ten einzelnen fübbeutfchen Regierungen 
gegenüber bereit erllärt, in bie vorbehaltenen Verhandlungen behuſs Regelung 
der Zollverhältniſſe zwiſchen dem norbbeutihen Bunte und ten Staaten Eit- 
deutſchlands einzutreten. Gleichzeitig ift eine Aufforderung zur Theilnahme an 
den bezüglichen Berathungen an die flimmführenden norbreutichen Mitglieder des 
früberen Zollvereins gerichtet worden.“ 


II. 
Provinzial» Correspontenz vom 5. Juni 1867. 


„Die fübdeutfhen Regierungen find dem Wunfche Preußens auf baldige Re 
gelung der Zollverhältnifie bereitwillig entgegengelommen. Nachdem Preußen fit 
geneigt erflärt hatte, auf bie beim Friedensſchluſſe vorbehaltenen Verhandlunger 
nunmehr einzugehen, haben bie Regierungen von Bayern, Würtemberg, Baden 
und Heſſen⸗Darmſtadt fich beeilt, noch vor ber Abreife des Dlinifter- Präfibenten 
Grafen Bismard nah Paris fih mit unferer Regierung über die allgemein 
Richtung zu verftänbigen, nach welcher bie demnächſtigen Berbandlungen über di 
Zollverhältniffe zu leiten fein werben, um bie Aufrechterhaltung ver bieherigen 
engen Verbindung unter den veränderten Berhältniffen zu fichern. 

Die dauernde Erneuerung der Zollvereinsverträge mit den fühbentigen Staaten 
ift nur unter der Vorausfetsung möglich, daß ein Weg gefunden wirb, bie Theil 
nahme berjelben an den Verhandlungen und Beichlüffen über Zollangelegeubriten 
auf denfelben Grundlagen zu regeln, welche bafür in ber Verfaſſung bes no Kben 
Bundes gegeben find. In Norbveutfchland enticheibet fortan auch in Zollſachen hie 
übereinfimmenbe Mehrheit des Bundesrathes und bes Reichstages. Kine Theilnabme 
Süddeutſchlands an dem Zollverein kann nur unter gleichen Vorausſetzungen 
ftattfinden: die Beſtimmung ber früheren Zollvereins-Berfaffung, nad meld: 
der Widerſpruch eines einzigen Mitgliedes binreichte, um jeben noch fo heilſamen 
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Beſchluß, jeden Fortichritt des Handelslebens zu verhindern, kann ſelbſtverſtändlich 
nit von Neuem in Kraft treten, vielmehr werben Einrichtungen ber Art zu 
treffen fein, baß bie Sübbentfhhen Staaten an ben Entfcheibungen über Zoll⸗ 
angelegenheiten fortan unter gleichen Bedingungen, wie bie einzelnen norbbeutichen 
Staaten, Theil nehmen. 

Die Berbandlungen, zu welchen bie leitenden Minifter der erwähnten Staaten 
in Berlin eingetroffen waren, haben unter allfeitigem Entgegenlommen noch vor 
ber Abreiſe des Grafen Bismard zu einer Berfländigung über bie weient- 
fihen Grundlagen bes anzubahnenben Berhältnifies geführt. 


4. Zuni. Mebereintunft wegen Fortdauer des Zoll- und 
Handeldvertragd mit den füddeutihen Staaten und 
über die Beitimmungen, welche einem zwilchen ihnen ab⸗ 
zufchließenden Bertrage zu Grunde gelegt erden follen. 

8. Zuli. Zollvertrag zwiſchen dem Norddeutichen Bunde, Bayern, 
Württemberg, Baden und Helfen. 


Die Hauptbeitimmungen: 


Art. I. Die vertragenden Theile ſetzen den, behufs eines gemeinfamen Zoll⸗ 
und Handelsſyſtems errichteten, auf bem Bertrage Über bie Yortbauer des Zoll⸗ 
und Hanbelevereins vom 16. Mai 1865 beruhenden Berein bis zum legten De- 
cember 1877 fort. — — 


Art. III. Ueber die Gemeinichaft der Geſetzgebung unb ber Berwaltungs- 
einrichtungen ift zwiſchen ben vertragenden Theilen Gogenbes verabrebet worben: 

In den Gebieten ber vertragenben Theile ſollen übereinſtimmende Geſetze 
über Eingangs» und Ausgangsabgaben, jowie über die Durchfuhr beftehen, dabei 
jeboch biejenigen Mobificationen zuläffig fein, welche, ohne dem gemeinjamen 
Zwede Abbruch zu thun, aus ber Eigenthümlichleit der allgemeinen Geſetzgebung 
eines jeben Theil nehmenden Staates oder ans Iocalen Intereffen fich als noth- 
wendig ergeben. Bei dem Zolltarife namentlich follen hierdurch in Bezug auf 
einzelne, weniger für ben größeren Hanbelsverfehr geeignete Gegenſtände folche 
Abweichungen von den allgemein angenommenen Erhebungsfägen, welche für ein- 
zelne Staaten ale borgugemeife wünfchenewerth erſcheinen, nicht ausgeſchloſſen 
fein, fofern fie auf bie allgemeinen Intereffen bes Vereins nicht nachtheilig ein- 
wi n. — — 

Art. V. Die vertragenden Theile werden ihr Beſtreben darauf richten, eine 
Uebereinſtimmung der Geſetzgebung über die Beſteuerung der in ihren Gebieten 
theils bei der Hervorbringung oder Zubereitung, theils unmittelbar bei dem Ver⸗ 
brauche mit einer inneren Steuer belegten, im Wege des Vertrages herbeizuführen. 


Art. VO. Die Gelehabung über bie 3 bezeichneten Angelegenheiten, ſowie 
iiber die in den Zollausſchlüſſen zur Sicherung der gemeinfchaftlichen Zollgrenze 
eriorberfihen Maßregeln, wirb ausgeübt durch den Bunbesrath des Zoll- 
vereins als gemeinfchaftliches Organ ber Regierungen und durch das Zoll⸗ 
yarlament als gemeinſchaftliche Vertretung der Bevöllerungen. Die Ueberein- 
fimmung der Mehrheitsbeichlüffe beider Berfammlungen ift zu einem Vereinsgeſetze 
erforderlich unb ausreichend; auf andere als die vorſtehend bezeichneten Angelegen- 
beiten erſtreckt fich Die Zuftändigleit berfelben nicht. 

Die Berlündigung ber Vereinsgefege in den Gebieten ber vertragenden 
Theile erfolgt in ben daſelbſt geltenden Formen. 


Art. VIII. Ueber die Einrichtung und bie Zuſtändigkeit des Bunbesrathes 
des Zollvereins ift Folgenbes verabrebet: 


Für Biömard. 44 
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Der Bunbesrath beftebt aus ben Bertretern ber Mitgfteber bes norbbent- 
(hen Bundes und ber ſüddeutſchen Staaten. 

In dem Bunbesrathe führen: Preußen 17 Stimmen, Bayern 6, Sachſen 4, 
Württemberg 4, Baben 3, Heflen 3, Medlenburg- Schwerin 2, Sachjen-WBeimar 1, 
Medienburg - Strelig 1, Oldenburg 1, Braunſchweig 2, Sachen - Meiningen ], 
Sadjfen - Altenburg 1, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 1, Aubalt 1, ESchwarzburg -Ru- 
dolſtadt 1, Shwarzburg-Sonbershaufen 1, Walbed 1, Neuß ältere Linie 1, Reuf 
jüngere Linie 1, Schaumburg-Lippe 1, Lippe 1, Lübed 1, Bremen 1, Hamburg 1, 
zufammen 58 Stimmen. 

Jeder Bereinsftaat kann jo viel Bevollmächtigte zum Bunbesratbe ernennen, 
wie er Stimmen bat; doch kann die Geſammtheit ber zufländigen Stimmen nur 
Kr en gegeben werben. Nicht vertretene oder nicht inftruirte Stimmen werben 
nicht gezählt. 

Der Bunbesrath bildet aus feiner Mitte dauernde Ausſchüfſe: 1) für Zoll⸗ 
und Steuerweien, 2) für Handel und Verkehr, 3) für Rechnungsweien. 

Das Präſidium fteht der Krone Preußen zu, welde in Ausübung 
beffelben berechtigt ift, im Namen der vertragenden Theile Hanbels- und Shifi- 
fahrtöverträge mit fremden Staaten einzugeben. 

Zum Abſchluß diefer Verträge, durch welde bie VBeflimmungen bes gegen- 
wärtigen Bertrages in feiner Art verlegt werben bürfen, ift die Zuflimmung tes 
es und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung bes Zollparlaments er- 
forderlich. 

8.7. Dem Präſidium ſteht es zu, den Bundesrath zu berufen, zu eröffnen, 
zu vertagen und zu fchließen. . 

8.8. Die Berufung des Bunbesrathes findet alljährlich flatt. Das Zell. 
parlament kann nicht ohne ben Bundesrath berufen werben. 

8.9. Die Berufung des Bundesrathes muß erfolgen, fobalb fie von einan 
Drittel der Stimmenzahl verlaugt wirb. 


8.10. Der Vorſitz im Bundesrathe und bie Leitung ber Geſchäfte ſteht 
dem dazu befignirten Vertreter Preußens zu. 

Art. IX. Ueber die Einrihtung und die Zuſtändigkeit des Zoll- 
Barlaments ift Folgendes verabredet. 

Das Zollparlament befieht aus den Mitgliebern bes Reichstages bes nort- 
beutihen Bundes und aus Abgeordneten aus ben ſüddeutſchen Staaten, welde 
dur allgemeine und directe Wahl mit geheimer Abſtimmung nad Maßgabe bes 
Geſetzes gewählt werben, auf Orund beffen die Wahlen zum erflen Reichetage 
des norbbeutichen Bundes ftattgefunden haben. 

Die Berufung, Eröffnung, Bertagung und Schließung des Zollparlaments 
erfolgt durch das Präfibium. 

Die Berufung findet nicht im regelmäßig wieberlehrenden Zeitabfchnitten, 
fonbern dann flatt, wenn das Iegislative Bebürfniß den Zufammentritt erfor- 
berlih madt, ober ein Dritttheil der Stimmen im Bunbesrathe denfelben verlangt. 

Die Abgeordneten aus den fülbbeutichen Staaten werben auf brei Jahre 

ewählt. Nah Ablauf diefes Zeitraums finden neue Wahlen flatt. Die erſten 
ablen erfolgen, fobalb ber gegenwärtige Vertrag in Wirkſamkeit getreten ifl. 

Zur Auflöfung des Zollparlaments ift ein Beſchluß des Bunbesrathes det 
Zollvereins unter Zufimmung des Präſidiums erforberlih. Im alle ber Auf- 
Wiung müſſen innerhalb eines Zeitraums von 60 Tagen nad berjelben bie 
Wähler und innerhalb eines Zeitraums von 90 Tagen nach der Anflöjung bus 
BZollparlament verſammelt werben. 

Die Auflöfung bes norbbeutichen Reichſstages macht nene Wahlen in ben 
fübdeutiden Staaten nicht erforderlich. 

Die Mitglieber bes Zollparlaments find Vertreter des gefammten Bolles 
und an Aufträge und Inſtructionen nicht gebunden. 
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Art. X. Der Ertrag der Eingangs- und Ausgangsabgaben, der Safzfleuer 
und Rübenzuderftener in den, ber gemeinfchaftlichen Geſetzgebung unterworjenen 
Gebieten der vertragenben Theile, einjchließlicy der im Artilel 2 erwähnten Staaten 
oder Gebietstheile, ift gemeinfchaftlich. 

Bon der Gemeinſchaft find ausgefchloffen, und bleiben, fofern nicht Separat- 
verträge zwiſchen einzelnen Bereinsftaaten ein Anberes beftimmen, bem privativen 
Genuffe ber betreffenden Staateregierungen vorbehalten: 1) die Steuern, welche 
un Iunern eines jeden Staates von inlänbifhen Erzeugniffen erhoben werben, 
einfchließlich der nach Artikel V. von den vereinsländifchen Erzeugniffen der näm- 
lichen Gattung zur Erhebung kommenden Uebergangsabgaben; 2) die Wafferzölle; 
3) Chauffeeabgaben, Pflafter-, Damm», Brüden-, Fähr-, Canal-, Schleufen:, 
Hafengelder, fowie Waage» und Nieberlagegebühren oder gleichartige Erhebungen, 
wie fie auch fonft genannt werden mögen; 4) die Zol- und Steuerftrafen unb 
Confiscate, welche, vorbehaltlich der Antheile der Denuncianten, jeder Staatsre⸗ 
gierung in ihrem @ebiet verbleiben. 

Art. XI. Der Ertrag der in die Gemeinfchaft fallenden Abgaben wird 
jwilchen ben vertragenben Theilen, nach dem Verhältniß der Bevölkernng ihrer, 
der gemeinfchaftlichen Gejegebung unterworfenen Gebiete vertbeilt. — — — 

Der Staub der Bevölkerung in den Gebieten der vertragenden Theile wirb 
alle drei Jahre ausgemittelt und die Nachweiſung verjelben dem Burnesrathe 
vorgelegt. 


57. Bie Stellung Veherreihs zu den neuen &eflaltungen 
in Bnutfhland. 


28. März. Defterreih und die deutſchen Schug- und 
Trutzbündniſſe. 
Depeſche des öſterreichiſchen Kanzlers v. Beuft an ben Geſandten 
in Berlin. 

„Die Beröffentlihung der jeither geheim gehaltenen preußiſch⸗ſüddeutſchen 
Altanzverträge vom Auguft 1866 bat nicht erfolgen können, ohne in der ge- 
ſammten politifden Welt einen tiefen Einprud zurückzulafſen. Was jedoch uns 
betrifft, fo war unfere Empfindung weder die der Ueberraſchung, noch einer Ber- 
ftärkıng jenes natürlichen Bebauerns, welches der Berluft unferer früheren ver- 
tragsmäßigen Stellung in Deutihland nach ten Kataftrophen bes vergangenen 
Sommers uns einflößen mußte. Wir lennen und acceptiren die poli- 
tiihe Lage, deren Folgen fih vor unfern Augen entwideln. Es 
ändert fih an berfelben nichts, feitdem es offenkundig geworben ift, daß Preußen 
fih der Bundesgenoffen, welche ehemals Diejenigen ber beiden Mächte waren, 
foͤrmlich für ſich allein verſichert hat, noch ehe es jeine Ausſöhnung mit uns bes 
fegelte. Ebenſo wenig ändert [ih unfer Wunſch, uns in dem neuen 
Berbältniffe unter Wahrung unjerer Intereffen friedlih und im 

utem Einverfändbnifjfe mit Preußen zurechtzufinden. Es if im 

gemeinen wohl nicht leicht, Allianzen, welche über defenſive Verpflichtungen 
hinausgehen, als Bürgſchaften bes Friedens zu charakterifiren. Wir unfererfeits 
find indeffen bereit zu glauben, unb werben uns jedenfall gerne überzeugen 
laſſen, daß im Grunde wirklich nur der Entſchluß gemeinfamer Vertheibigung gegen 
fremde Angriffe durch die erwähnten Verträge belundet werben ſollte. Das Ca⸗ 
binet von Berlin bat ſonach eine eigentlihe Einſprache von uns nidt 
zu gewärtigen. Nur find wir uns aubererjeits volllommen bewußt, daß un 

44% 
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bie Beredtigung zu einer folden nicht fehle, unb wir möchten nicht 
ben Schein entfleben laſſen, ale würbe der Widerſpruch nicht von uns erkannt, 
welder zwiſchen dem Artilel IV bes Brager Friedensvertraget 
und den Schut- und Trutzbündniſſen Preußens mit Bayern, Württem- 
berg, Baden und Heffen unleugbar beſteht. Kine nicht auf beflimmte Zwece 
beichräntte, fondern permanent für jeden Kriegsfall abgefchlofiene Allianz zweier 
Staaten, namentlid eines ſchwächeren Staates mit einem flärleren, bebt ohne 
Zweifel zum Nachtbeil des erfleren ben Begriff einer unabhängigen internatio- 
nalen Eriftenz faft völlig auf und in bem Prager Traktate konnte daher, nachdem 
ihm bie Berliner Bündniffe vorausgegangen waren, bie Beflimmung, daß 
ein ſüddeutſcher Stantenverein in völlerrechtlicher Unabhängigleit befteben werbe, 
nit mehr mit Fug eine Stelle finden. Die vorfiehenden Bemerkungen be 
zeichnen Ew. den Standpunft, melden wir gegenüber ben preußifch - fübbentichen 
Allianzvertretungen einnehmen. Wir formuliren keinen Proteſt, und wir 
zieben aus der Sadhlage feine Conſequenzen, aber wir können 
niet einräumen, daß zwiſchen ben Bedingungen unferes Friebenet- 
vertrages mit Preußen unb dem Zuftande, deu bie mebrerwähnten 
Bündniffe gefhaffen, eine wahre Uebereinfimmung obmwalte. 
Wir haben keinen nd, unfere Anftcht zu verfchweigen, aber wir beabfichtigen 
nicht, unfrudtbare Discuffionen zu veranlaffen, die unferem aufrichtigen Yun 
freundlicher und erfprießlicher Beziehungen zu Preußen unb den übrigen Dentichen 
Staaten Eintrag thun könnten. Bon ben Geifte biejer Betrachtungen wollen 
Ew. fih durdbringen, fo oft Sie in bem Falle fein werben, ben nd, 
von welchem ich ſpreche, in Ihren vertraulichen Uinterrebungen zu berühren. Anch 
babe ich fein Bedenken dagegen, daß Em. vom gegenwärtigen Erlafſe durch Bor- 
lefen Kenntniß geben.“ 


Aufnahme der öfterreihifhen Erklärung Seitens 
des Grafen Bismarck. 


9, April. Depeiche bes H. v. Beuft an die Geſandten in Paris, London unt 
Petersburg. 


Mittheilung ber nah Berlin gerichteten Erklärung unb bann weiter: 

„Ih beeile mich gleich hinzuzufügen, baß Graf Bismard die Mittbeikung, 
mit der ich den Grafen Wimpffen beauftragt hatte, durchaus freundlich auf 
genommen hat. Weit entfernt, auf Rekriminationen einzugehen ober unjere Be 
mertungen zurückzuweiſen, fuchte er vielmehr die Bedeutung ber Bünbnißverträg: 
mit den jübbeutihen Staaten abzufhmwäcen. Er bob beſonders den rein defen 
fiven Charakter der Allianzen hervor, welche Teinen anderen Zweck hätten, al? 
ben ber Sicderung bes allgemeinen’ Friedens. Diefer Zwifchenfall hat 
alſo keine weitere Folge gehabt und in keiner Weife den Stant 
unjerer Beziehungen zum Berliner Cabinet verändert.“ 


Defterreich und der Artikel V des Prager Friedent 
in Betreff Nord⸗-Schleswigs. 


3. März. Depeſche des H. v. Beuft an den 8. 8. Geſandten in Berfin. 


(Bon demſelben Tage wie bie vorſtehende Depefche wegen ber Schat- 
und Trußbündniffe mit ben fübbeutihen Staaten.) 

„Es iR Ew. — nicht unbekannt geblieben, daß bie Vefliunmung wegen Wieder 
abtretung ber uörblichen Diſtricte Schleswigs an Dänemark nicht auf Beran- 
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laffung der Oeſterreichiſchen Regierung in das Prager Friebeneinftrument aufge- 
nommen worden ifl. efe Beſtimmung eriftirt inbefien, und fie läßt und ge- 
wiffermaßen als Sachwalter für ein Interefie erfcheinen, zu beffen Vertretung 
wir ohne biefelbe uns nicht den Beruf zufchreiben würden. 

Das K. Preußiſche Kabinet wirb uns ſicher darin Gerechtigkeit Ieiften, daß 
wir uns in Bezug auf biefen Gegenſtand bisher bie vollſtändigſte Zurückhaltung 
auferlegt haben. Wenn bie 8. Regierung gewünſcht bat, Zeit und Gelegenheit 
für die Ausführung der erwähnten Stipulation wählen zu Können, fo ift fie ja 
von uns durchans nicht beengt worben, wiewohl uns von anderer Seite begreif- 
licher Weiſe fhon mancher Ausbrud des Bedauerns fiber bie ftattfindende Zöge⸗ 
rung nahe getreten if. Neuerlih bat mun aber Herr Graf Bismard in einer 
Sigung bes Norddeutſchen Reichsſtages ausbrüdlic hervorgehoben, daß Defter - 
teih allein legitimirt ift, bie Erfüllung bes Art. V. des Prager 
Bertrages zu verlangen. Wir glanben annehmen zu dürfen, baß biefe 
öffentliche Erklärung nicht nur die Interpellationen der beiden Norbichleswigichen 
Abgeorbnieten zurüdweiien follte, fonbern auch mit der Intention verbunden war, 
es nicht zu einer Intervention dritter Mächte in dieſer Angele- 
genbeit fommen zu Lafjen. 


Bei längerem Offenbalten der Frage könnte jedoch dieſer Zwed, bem 
wir uns volllommen anſchließen, leicht verfehlt werden, und wir erachten 
uns baber für verpflichtet, Em. — zu beauftragen, den in Rebe ſtehenden Punkt 
des Friedensvertrages in biefem Sinne bei dem Herrn Minifter-Präfidenten ver- 
tranlich in Auregung zu bringen. Eines fürmlicheren Schrittes, als einer 
jolden vertraulichen Erwähnung bebarf e8 nach unſerem Ermeffen nicht, da nad 
dem Wortlaut des Friebensartifeld die Abflimmung in Nordſchleswig nicht von 
einem diesfalls von Defterreih fpeziell zu ftellenden Berlangen abhängig ge- 
macht if. 

Sollte übrigens eine ſchriftliche Mittheilung ber vorftebenden Bemerkungen 

ewünfcht werben, jo bürfte Ew. — Sich für ermädtigt halten, bem Herrn 
afen von Bismard eine Abſchrift des gegenwärtigen Erlaffes vertraulich in 
Händen zu laffen.” 


6. April. Bayeriſche Pläne für Deutihland und Defter- 
reich. 
Depeihe des H. v. Beuft an ben Geſandten in Münden. 


„Im einer vertraulichen Unterredung bat ber Löniglich bayerifche Herr Ge⸗ 
fandte mir über bie Anfihten und Wünſche feines Hofes in ber deutſchen Frage 
gewiſſe weitreihende Andeutungen gegeben, bie ich der perfönlichen Kenntniß 
Em. — nit vorenthalten zu follen glaube. Ich hatte ans feinen Aeußerungen, 
die ihm ohne Zweifel von Münden aus aufgetregen waren, im Weſentlichen 
etwa Folgendes zu entnehmen: Bei den bloßen Allianzverträgen ber einzelnen 
füddeutſchen Staaten mit Preußen meint man in München nicht mehr lange fiehen 
bleiben zu können. Man wünfcht die Reconfiruction eines engeren Fö—⸗ 
derativverhältniſſes, und trägt fich daher von Neuem mit bem Gebanten, 
zunächſt die ſüddentſchen Staaten unter fih zu einem mögliäft 
karten und feften Bunde zu vereinigen, bann aber zwilhen ben 
beiden Föderationen zur Wahrung ber nationalen Interefjen einen 
neuen Staatenbundb zu errihten. Diejer neubeutfhe Bund foll 
alsdann mit Defterreih in eine völkerrechtliche Alltanz treten 
und es fol auf dieſe Weife für Deutichland der, wie e8 fcheint, bisher vermißte 
Erfah für die Garantien gefunden werben, welche in den Älteren Bundesver⸗ 
trägen enthalten waren, durch die Ereigniffe des vergangenen Jahres aber ihre 
Geltung verloren haben. Es ift nach biejen Eröffnungen anzunehmen, daß Fürſt 
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Hohenlohe fih zu verfidern wünfcht, ob er fich ber Verwirklichung eines ſolchen 
Brogramms mit der Hoffnung auf Oeſterreichs Zuftimmung und Entgegenkommen, 
ſonach mit aller erbenklihen Beruhigung wibmen und bingeben Lönne. Zuvoͤr⸗ 
berfi war e8 mir, wie Em. begreifen, nicht möglich, dem Täniglichen Herrn Ge— 
fandten den Ausdrud meiner Verwunberung barüber zu erfparen, daß man fid 
von Deutſchland aus fo raſch wieder an jenes Defterreich wende, welches man feiner 
beutihen Fragen fo gansüg entlebigt, ja deſſen Ausicheiben aus bem Bunde 
man durch feierliche Berträge für bie Hauptbebingung ber fünftigen Geflaftung 
Deutſchlands erklärt habe. Ich beichränfte mich tm Uebrigen auf einige wenige 
allgemeine Betrachtungen, da Herr Graf von Bray ohnehin für den Augenbiid 
eine Aeußerung von irgend wie bindenbem Charakter ſicher nicht von mir er- 
warten fonnte. Ueber das Berbältnig zwiihen Preußen und Gübbentidlant 
fonnte unb wollte ich feinen -Ausfpruch thun, durch welchen irgend ein Grad von 
Berantwortlichleit für ein weiteres Hinansgehen über bie bereits durch die Auguft- 
bünbniffe beeinträchtigten Verfügungen bes Prager Friedensvertrages auf bas 
taiferlihe Kabinet Übertragen worben wäre. Auf bie biesfall® in Berlin unb 
Münden anzuftellenden Erwägungen wünſchen wir in keiner Richtung Einfluß 
zu nehmen. Als eine einfache Intereffenfrage, und zwar als eine folde vem 
böchften Range, mußte ich dagegen bie Frage einer Allianz Oeſterreichs mit einem 
von Preußen geleiteten neubeutichen Bunde bezeichnen. Weber Leibenfchaiten, 
noch Gefühle, noch Hiftorifhe Erinnerungen, — feien e8 die bes Jahres 1866 
ober die bes vergangenen Jahrtanſends, — werben unfere füänftigen Entſchlüſſe 
beflimmen, fondern es wird uns in erfter Linie auf bie Sicherbeit, und 
in zweiter Linie auf den Bortbeil der öfterreihifhen Monardie 
ankommen. In Berbältniffe, die und Verbindlichkeiten und Laflen ohne bie 
vollſte Gegenleiftung auferlegen würben, kann fi ber Kaiſerſtaat ſelbſt zu Gunften 
feiner ehemaligen beutichen Bunbesgenoffen nicht mehr einlaffen. Wenn tn ter 
Sprade und den Handlungen der deutſchen Regierungen Freundſchaft für Oeſter⸗ 
reih und ber Wunſch, ihm zu nützen, fi) ausprägen, fo finbet dies bei ums 
jeberzeit ein Echo, und es kann bie® dazu beitragen, glüdlichere Verhältniſſe, ale 
bie gegenwärtigen, für bie Zukunft vorzubereiten. Aber wir bedürfen febr 
folider Garantien gegen Tendenzen, bie uns nicht befreundet, jonbern ge 
fährlih find, und man darf von uns feine Leiftung verlangen, die 
niht durch eine gleihgewichtige Gegenleiftung vollſtändig com- 
penfirt wäre. Ih babe dem Herrn Grafen Bray nicht verfchwiegen, daß 
ſolche Garantien und Gegenleiftungen nach der Stellung, in welche bie fübbent- 
ſchen Staaten einmal zu Preußen getreten unb worüber wir weit entfernt fint 
mit ihnen zu rechten, uns nicht in Münden, fondern nur nod in Berlin 
geboten werben können, und daß wir daher unfere Blide vornehmlid 
nach Preußen rihten müßten, wenn je es fi um bie Frage banbelte, ob 
wir an eine beiden Theilen nützliche, ernfthafte, ehrlich gemeinte Allianz Deutſch⸗ 
lands mit uns glauben unb ihr unfere gegenwärtige Freiheit aufopfern bärften. 
Ew. werden aus bem, was ich bier aufgezeichnet habe, folgern, daß Sie an ber 
feither fhon von Ihnen geführten Sprache auch jegt nicht das Geringfte zu änbern 
haben. In Ihren Geipräden mit dem Herrn Fürften von Hohenlohe können 
Sie Ähnliche Bemerkungen, wie bie obigen, einfließen laffen, wobei Sie übrigent 
flets unferen unveränderten guten Wünfchen für das Wohl Bayerns unb feiner 
Dynaſtie Ausdrud geben wollen. Diefe Wünfche find aufricdhtig, aber wenn Fürk 
Hohenlohe etwa dazu hinneigen follte, jene Rolle des Vermittelns zwiſchen 
Defterreih unb Preußen wieber aufzunehmen, deren fi Bayern während ber 
vorjäbrigen Ereigniffe unterzogen bat, fo fann ih Ew. für jett in ber That nicht 
auffordern, ben Füniglihen Herrn Minifter hierin zu ermutbigen.“ 
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19. April. Die Miſſion des Grafen Tauffkirchen. 


Depeiche bes Herrn v. Beuft an ben Gefandten in Berlin. 


„Die politifche Reife des Grafen Tauffkirchen nach Berlin und Wien 
bat bereits vieljeitige Aufmerkſamkeit erregt, und fie wirb vorausſichtlich ben 
Gegenftand noch mancher mehr ober weniger gewagter Commentare bilden. Ich 
balte umfomehr für nötbig; Euer ausführlih und genau von dem Berlaufe 
ber Unterrebungen zu benadyrichtigen, welche ich mit bem genannten Vertrauens⸗ 
boten des Münchener Kabinets und aus Anlaß feiner Sendung mit dem königlich 
preußiſchen Geſandten, Freiberen von Werther, gepflogen babe. Graf Tauff⸗ 
firhen führte fih bei mir nicht nur als Beauftragter feiner Regierung, ſondern 
auch als Ueberbringer wichtiger VBorfchläge Preußens ein. Als den Zweck feines 
Erſcheinens in Berlin bezeichnete er den Wunſch bes Fürften Hobenlohe über 
die Eventualitäten der Inremburgifchen Frage ins Klare zu kommen, das Intereffe 
det Friedens im Einverflänbnifte mit Preußen zu wahren, unb in biefem Inter⸗ 
effe namentlich auch zu verfuchen, ob es der Einwirkung Bayerns gelingen könne, 
zu einer Annäherung zwiſchen Defterreih und Preußen beizutragen. 
Ras er bei dem Grafen Bismard erreicht babe, fei von großer Tragweite. 
Er jet in den Stand geſetzt, ben Abſchluß einer Allianz zwiichen ben beiden 
Mächten zu bevorworten — einer Allianz, welde fih auf fämmtlide 
bentfhe Staaten erfireden würde. Die Erhaltung bes Friedens werbe 
durch einen folhen Bund geſichert. Man verkenne nicht in Berlin, daß Oefter- 
reich berechtigt fei, für die Verpflichtungen, die es Übernehmen würde, Compen- 
fattonen zu verlangen, man jet aber auch bereit, hierin fo weit zu gehen al® nur 
irgenb möglich). a8 Graf Tauffkirchen über dieſen letzteren Punkt weiter 
verlauten ließ, war jeboch leiter nicht ber klarſte Theil feiner Eröffnungen. Er 
ſprach von einer Garantie unferer deutſchen Beflgungen. Er gab zu verfteben, 
daß wohl auch für unfere nichtbeutichen Provinzen temporär uns jene wünſchens⸗ 
werthe Sicherheit gegen mögliche Gefährbungen geboten werben Fönnte. Er er- 
wähnte Rußlands als des Dritten im Bunde, und meinte: in ber Er- 
neuernng eines Bundes der drei Mächte beftebe diefe Sicherheit von 
ſelbſt. Er wies endlich darauf bin — wie bies bereits früher von Münden aus 
geihehen war — daß ein Freundſchaftsbündniß Preußens mit Defterreih ven 
ſüddeutſchen Staaten die Möglichkeit gewähre, ein größeres Maß von Selbfiftän- 
digkeit zu behaupten, und daß eine völkerrechtliche Allianz Defterreihs 
mit dem nord» und bem ſüddeutſchen Bunde doch zufett den Uebergang 
bilden Könnte zu bleibenden engeren Bertragsperhbältniffen, welche mit 
Bortbeil für Defterreih wie für die deutſche Nation den früheren Staatenbund 
erfegen Tönnten. Ich glaube Hiermit bie Eſſenz ber Anerbietungen des Grafen 
Tauffkirchen wiebergegeben und fie burdaus nicht abgeſchwächt zu haben. 
Durd die Aeußerungen des Freiherrn von Werther und durch eine vertrauliche 
Depeſche, die er mir vorlas, wurbe mir ſodann beftätigt, daß Graf Bismard 
den Abgeſandten ber königlich bayerifhen Regierung allerdings Tegitimirt hatte, 
derartige Eröffnungen nad Wien zu bringen. Freiberr von Werther unter- 
ftägte die Bemühungen des Grafen Tauffkirchen, doch muß ich bemerken, daß 
bie Ansiprüche bes erfteren nicht von bindendem Charakter waren, und daß wir 
daher den erwähnten Allianzvorjchlägen immerhin nur auf bie Gefahr hin hätten 
Gehör leihen Können, fie in Berlin nicht im Voraus genehmigt zu wiffen. Ich 
werde mich nunmehr beebren, Euer das Weſentliche meiner Erwiderungen mit- 
zutbeilen.” — — „Sie verfpreden ſich,“ bemerkte ih, „von ber Allianz Oeſter⸗ 
reihe mit Preußen die Erhaltung des gefährdeten Friedens. Nehmen wir zu— 
nächſt diefe Rechnung als eine richtige an. Aber in welcher Lage würde 
Defierreih, welches jeinerfeits jegt gar nicht bedroht if, in bie 
neue Kriedensepode eintreten? Es hätte fie zu bezahlen burd die 
Beindihaft Frankreichs, die ihm doppelt gefährlich fein wärbe, 
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weil fie zugleich in Dentſchland eine fo gut als unbebingte Ab— 
hängigkeit von bem guten Willen Breußens im Gefolge hätte. 
Wir bezweifeln dieſen guten Willen nicht; aber Töunen Sie läugnen, daß bie 
Berhättniffe mandmal ſtärker find als die Intentionen ber leitenben Männer, 
und daß Defterreih, um angefichts der Einheitsbeftrebungen in Deutſchland und 
ber noch immer möglichen Conflicte mit Stalien den Haß Frankreich auf fi zu 
laden, foliberer Garantien bebürfte als bes Verſprechens, daß es in feinem Be 
fite nicht — ober doch nicht zu frühe — geflört werben folle? Aber es ſei and 
nicht einmal bewieſen,“ fuhr ich fort, „daß das beantragte Bündniß wirklich bie 
Erhaltung des Friedens zu bedeuten haben würbe.” Man ſei bei uns belehtt, 
unfere Macht und bie Furcht vor ihr nicht zu hoch zu ſchätzen, unb darum würde, 
wenigftens in der nächſten Zeit, bie Ausſicht auf eine Theilnahme Deſterreicht 
am Kriege Frankreich nicht abhalten, ben letzteren zu wagen, wenn es einmal ben 
nöthigen Einſatz an materiellen und moralifden Mitteln aufwenben wolle, um 
ihn gegen Preußen und Dentſchland zu unternehmen. Dagegen würbe das 
Wort Eoalition, jetzt nach Frankreich geworfen, weit weniger 
geeignet fein, bie erwadten Leidenſchaften zu bämpfen als fie bis 
zum beftigften Ausbruch zu entflammen. Selbſt einer neuen norbikhen 
Coalition gegenüber fühle ſich Frankreich nicht volllommen iſolirt. Es habe bem 
Königreich Italien noch Manches, es babe der Revolution in ben Ländern feiner 
Gegner noch mehr zu verſprechen, unb es fei ſich ber wirklichen ober vermeint- 
fihen Macht diefer Bundesgenoffenichaft zu fehr bemnßt, um nicht wielleiht heut 
ober morgen ben Krieg einem ben Nationalſtolz verletzenden unb für bie Dy 
naftie gefährlichen Zurückweichen vorzuziehen. Run aber vergegenwärtige man 
ſich enblich bie verſchiedenen möglihen Ausgänge eines Kriege. Sie werben mir 
zugeben, taß es kein erfreufihes Schidjal fein würbe, gemeinfam mit Preußen 
zu unterliegen, und am Rhein, unter ben Alpen, am abriatiihen Meer das Ge⸗ 
jetz des Siegers annehmen zu müffen. Laffen wir aber biefen Fall als unmafr- 
ſcheinlich beijeite, denken wir uns Frankreich als überwunden — können wir es 
darauf anlommen Taflen, daß man uns alsdann das Brager riebens - Inftro- 
ment in bie Hand brüde und uns für beffen erfolgreiche Bertheibigung danke? 
Ferne fei e8 von mir, bie Erinnerungen des gemeinfamen Sieges über Däne 
mark wachzurufen, aber Sie begreifen, daß wir auch für jenen günſtigſten ber 
möglichen Fälle unfere Sicherheiten vorher nehmen müflen.“ Graf Taufflirgen 
bat in ber That fich nicht für vorbereitet erflären können, auf alle bieje Fragen 
zu antworten, ober die ihm vor Augen geftellten Bedenken und Einwenbungen 
zu entlräften. Er äußerte nur fein Bedauern, nach meinen Worten annehmen 
zu müffen, daß Defterreich die von ihm aus Berlin mitgebrachten Borfchläge ab⸗ 
lehne. Auch Freiherr von Werther feinerfeits wiederholte mir biefen Ausdrud. 
Ich warnte jeboch ſehr vor bemfelben, unb ich bat nicht von einer Ableh- 
nung preußifher Vorſchläge burh Defterreih zn ſprechen, ba bie 
Erläuterungen, bie dies nöthig machen würbe, nicht anders als nachtheilig wirten 
Fönnten, bie unit zu fchonen fei, und es Xhatfache bleibe, daß Deflerreid 
lets den Wunſch hegen werde, zu einer Wiederannäherung an 
Breußen und Deutfhland die Hand bieten zu können. Ich zweifle 
nicht, daß, was ich hier in ben Hauptzügen kurz wieberhoft habe, dem koniglich 
preußifchen Cabinet durch die Berichte feines Gefanbten vollfländig zur Kennt- 
niß gelangen werbe. Es wirb jebodh auch zu Ihrer Aufgabe gehören, bafür zu 
forgen, daß in ber Aufteffung meiner Aeuferungen keine Abweichungen ftattfinden 
fönnen. Ia, es wird, wie ich glaube, ber Aufricptigkeit und Loyalität, die man 
bei uns flets finden wirb, wirbig, bem Intereffe der Annäherung aber nit ab- 
träglich fein, wenn ih Ew. ermächtige, dem Herrn Grafen von Bismard ben 
gegenwärtigen Erlaß vollftändig vorzulefen.” 
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15. Mat. Defterreih8 refervirte Stellung zu den deut— 
ſchen Verhältniſſen. 


Depeſche bes Herrn v. Beuſt an den Geſandten in Münden. 


„Durch die Gefälligleit tes Herrn Fürſten von Hohenlohe Tennen Em. 
bereits den weientlichen Inhalt ber vertraulichen Mittbeilung, welche bag Mün⸗ 
chener Cabinet an uns bat richten wollen, um fiber die von ihm in Ausficht ge- 
nommenen Unterhandlungen mit dem norddeutſchen Bunde Rüchſprache mit uns 
u nehmen. Der Penigtiche Herr Gefanbte bat mir Abichriften in Hänben ge- 
laſſen, fowohl einer Diinifterial- Erflärung, welche ein Einverfländniß Bayerns 
mit Württemberg in dieſer Richtung beurkundet, als eines von bem Töniglich 
bayerifden Steatsminiflerium an die großherzoglicden Regierungen von Baden 
und Heffen erlaffenen Schreibens, wodurch die leßteren eingelaben worben, diefer 
Punctation beizutreten. Ich unterlaffe nicht, beide Aktenſtücke Ew. zu perſönlicher 
Kenntnißnahme mitzutheilen. Wie Ihre Berichte e8 uns angekündigt haben, bat 
Graf Bray mir den Wunſch feiner Regierung zu erfennen gegeben, vor ber 
wirllichen Anknüpfung ber Unterbandlungen mit Preußen unfere Anficht über 
diefes Programm zu erfahren und wo möglich unferer Zuftimmung zu demſelben 
verfihert zu werben. Bei aller Würbigung ber Motive, aus welden dieſer 
Vunſch hervorgeht, und bei aller Empfänglichkeit flir das uns erzeigte Vertrauen 
babe ich dem Löniglich bayerifchen Geſandten auch bei biefem Anlaffe nur wieber- 
bolen können, bar die Lage in Deutihland von gewiffen Wahrheiten beherrſcht 
wird, die man bebauerlih finden, aber nicht ohne gefährliche Folgen aus den 
Augen verlieren kann. Eine ſolche Wahrheit ift es, bar den Beftrebungen, welche 
Bayern im gefammtbeutihen Imterefje, wie im Intereffe der eigenen Sicherheit 
verfolgen zu können wünſcht, die Beftimmungen des Prager Kriebenövers 
trages entgegenfteben. Die Allianzverträge der ſüddeutſchen Staaten 
mit Breußen haben diefe Beftimmungen, noch ehe fie gefchrieben 
waren, verlegt, und ih habe unmöglidy verfennen und verfhweigen 
lönnen, daß das Project, weldhes bie Unterfhriften des Fürſten 
von Hohenlohe und bes Freiherrn von Barnbüler trägt, dieſen 
Biderfprud noch bedeutend verfhärfen, und vollffändiger zur Er- 
iheinung bringen würde. Bon einem ſüddeutſchen Staatenvereine, 
wie er nach bem Prager Bertrage zwar in eine nationale Dereinbung mit Nord⸗ 
deutſchland eintreten, aber neben demſelben in völferrechtlicher Unabhängigkeit be- 
ftehen foll, it in ben bayerifh-württembergifhen Bunctationen feine 
Spur geblieben. Statt beffen ftellen biefelden einen Organismus auf, in 
welchem — mit ober ohne gemeinjanes Parlament — jede ſelbſtſtändige 
Regung ber vereinzelten fübdeutfhen Staaten regelmäßig in dem 
Rillen der norbbeutfhen Bundesmadht verfhwinden muß. Die 
Fiction, daß 3. B. Süpheffen als Bundesglied gleiche Rechte mit dem gefammten 
Nordbunde haben fol, wird hieran offenbar fehr wenig ändern. Was aber 
Defierreihs Stellung betrifft, jo ift e8 gewiß unſeres Dankes werth, daß 
mar in Münden nur im Einverftändniffe mit und vorzugehen wünſcht, allein 
ter Umſtand, daß bie bloße Aufforderung an Defterreich, Über die Conftituirung 
Deutſchlands eine Meinung abzugeben, gewiflermaßen bie Schranten bes Ber- 
trages Überſchreitet, durch welchen im verfloffenen Jahre der Friede in Deutſch⸗ 
land hergeſtellt worden iſt, macht für Oeſterreich mehr noch als die dadurch gebotene 
Reſerve eine recht klare Auffaſſung ber Sachlage und eine derſelben entſprechende 
Offenheit der Sprache zur Nothweudigkeit. Demgemäß babe ich mich gegen ben 
Herrn Grafen von Bray über das Verhältniß, in welchem wir zu ben mit bem 
Prager Bertrage unvereinbaren Thatfachen, vergangenen ober fünftigen ſtehen, 
nochmals mit aller Aufrichtigfeit ausgeſprochen. Ich habe ihm erflärt, daß Rück⸗ 
jidten ber Opportunität [ehr wohl die Regierung Sr. Majeflät bes 
Kaifers vorläufig befimmen lönnen, folde Thatſachen zu igno- 
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riren, und daß biefe Regierung gerne aud den beutichen Sympathieen, welde 
fie ſich bewahrt bat, Einfluß auf ihr Verhalten geflattet, fo lange fie wicht die 
Intereffen bes eigenen Reiches fir gefährbet halten muß. Das erlangen da— 
gegen, daß das kaiſerliche Cabinet den Allianz-Berträgen, welde 
e8 bis jet ſtillſchweigend bingenommen bat, und felbft nad weiter- 
gehenden Berlegungen bes Brager Bertrages feine Zufimmung 
ertbeilen folle, diefes Berlangen babe ih unnmwunden als uner- 
fülfbar bezeichnet, und barauf hingewieſen, daß Oeſterreich in ferner Lage 
vielmehr ſich forgfältig hüten mie. irgendwie durch Wort oder That ſich des 
Hechtes zu begeben, auf bie Berfügnngen bes Brager Friedenstractates 
zu gelegener Zeit fih zu berufen. Ferner habe id dem Grafen Brav 
nicht verbehlt, daß ich mir nicht zu erklären vermöge, wie man durch bie vage 
Beltimmung bes Münchener Programmes, daß eine Allianz mit Oeſterreich ge 
ſchlofſen oder angebahnt werben fol, uns zu einer Aenderung unjerer Haltung 
bewegen zu können glaube. Soll unter dem Worte Allianz, wie dies der völler⸗ 
rechtliche Sprachgebrauch will, ein vorlbergehenbes Bündniß zu befiinnmten Zweden 
verftanben fein, fo ift einzuwenden, daß ſolche Zwecke nicht bezeichnet find, auch 
bermalen nicht wohl bezeichnet werden können. Denkt mar aber an ein bleibendes 
Bundesverhältniß, durch welches die Kaiferfihe Regierung ihre Freiheit nicht für 
eine beterminirte Action, jondern unbeftimmt und für immer aufgeben mwürbe, 
und welches anbererfeits eines ber wefentlihen Elemente ber politiichen Neuge⸗ 
ftaltung Deutſchlands bilden fol, fo müßte man un erften® von ber Verpflichtung, 
uns an biefer Neugeftaltung nicht zu betheifigen, feierlich dispenfiren, und zweitens 
bürfte man nicht Überjeben, daß eine Großmacht fich nicht einer andern ımter- 
orbnen, nicht fremden Zwecken dienen, an Beichlüffe, die ohne ihr Zuthun zu 
Stande kommen, fi) nicht im Voraus binden fann. Ich zweifle, ob manin 
München in den Stand gefegt fei, uns eine gleihberedhtigte Stel- 
lung mit Preußen in einem neuen gefammtdeutfhen Bunbebarzu- 
bieten, — ift dies aber nicht der Fall, fo find bie Staatslenker Oeſterreich 
genötbigt, fh auf die volle Freiheit zurüdzuziehen, die fie für bie 
früheren Rechte im Bunde eingetaufcht haben. Die Schlußfolgerung, die id aus 
allen biefen Betrachtungen ziehen muß, wenn ich mid in bie Lage Bayerns ver 
ſetze, kann denn auch abermals nur biefelbe fein, die ich bereits mehrfachen frü 
beren Aeußerungen zu Grunde gelegt habe. Ueber meine Meinung befragt, kann 
ih in Wahrheit nur fagen, daß ich glaube, Bayern werbe wohl daran thun, 
in rein zuwartenber Stellung zu bleiben und fi weiterer Schritte, 
die es Über die burd den Prager Bertrag gezogene Linie binant- 
führen würden, zu enthalten. Oeſterreich ift nicht mit Proteften gegen bie 
Auguftverträge aufgetreten, aber man kann ſich nicht darüber täufchen, daß bieie 
Verträge zu ber gefahruollen Spannung der letzten Monate nicht wenig beige 
tragen haben. Mit Mühe hat die Londoner Eonferenz die mächtig berangemwch- 
fenen Beſorgniſſe fo eben zerflreut, und wir fünnen nicht bazu ratben, nen 
Thatfachen zu jchaffen, durch welde die kaum verjhwundenen Gemölle nur zu 
leicht in verftärktem Maße wieder angefammelt werden könnten. Unfere eigenen 
Bemühungen für den Frieden haben anbererfeits vollfräftig bewiejen, daß wir 
von unferer Unabhängigkeit keinen für Deutſchland nachtheiligen 
Gebrauch machen wollen, und es erhöht fi baburch wohl auch unfer Ar- 
ipruch, daß man uns nicht eine noch mehr erſchwerte und von dem vertragsmäßis 
ausbedungenen Zuftande noch weiter abweichende Situation gegerrüberftelle. Ic 
kann nicht ermeflen, warum unter ben jetigen Umſtänden für bie fübbentihen 
Regierungen eine Nothlage gefchaffen fein jollte, bie ihnen hierin feine Wahl 
ließe, wohl aber ſcheint mir in den europäifhen Berbältniffen eine 
binreigendb deutlihe Warnung vor jedem Schritte zu liegen, burd 
welhen anftatt der Iuremburgifhen Frage noch ernſtere und viel- 
leiht durch die beftgemeinte Bermittlung nicht mehr zu befeitigente 
Conflictsfälle zur Tagesorbnung befördert werben föunten Im 
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Sorftebenben habe ich den weſentlichen Sinn ber Antwort aufgezeichnet, welche 
id dem bayeriſchen Herrn Geſandten auf feine Mittheilung zu ertbeilen hatte. 
Eie beflätigt zwar nur, was dem Königlichen Cabinete bereits früher und namtent- 
ih auch durch die Berichte des Grafen Tauffkirchen befannt geworben ift, 
doch glaube ih Em. ermächtigen zu follen, von der gegenwärtigen Depefche ben 
er Herrn Minifter Fürften von Hohenlohe vertraulich Einfigt nehmen 
zu laſſen.“ 


Zuſammenknuft des Kaifers Napoleon mit dem Kaifer 
von Oeſterreich in Salzburg. 
18— 23. Auguft. Beſuch des Kaiſers Napoleon und der Kaiferin 
Eugenie bei dem öfterreichiichen Kaiferpaar in Salzburg. 
25. Auguft. Rundfchreiben bes franzöſiſchen Miniſters Marquis be Mouftier. 


„Mein Herr! Als der Kaifer und bie Kaiferin fi nah Salzburg begaben, 
waren fie babei von einem Gefühle geleitet, welches bie öffentliche Meinung nicht 
wohl mißverftehen konnte; bemgemäß koͤnnte ich mich enthalten, Ihnen über bie 
Aufammentunft der beiden Souveraine ein Weiteres mitzutbeilen, wenn biefelbe 
nit der Gegenſtand von Deutungen geworben wäre, welche darauf gerichtet find, 
ben Charakter berfelben zu entftellen. 

Die Reife Ihrer Majeftäten ift einzig und allein durch den Gedanken ein- 
gegeben worden, der Kaiſerlichen Familie Oeſterreichs, die durch ein jüngſt ein- 
getretenes Unglüd*) jo graufam beinngefucht wurbe, ein inniges Zeugniß bes Mit- 
gefühls zu geben. 

Freilich Tonnten die Herrſcher ber beiden großen Reiche nicht mehrere Tage 
bindurch vertrauten Umgang mit einander pflegen, ohne fich gegenfeitig ihre Auf- 
fffungen mitzutheilen und ohne ihre Ideen Über die Fragen von allgemeinem 
Intereffe auszutauſchen; ihre Unterredungen haben jedoch weder zum Zwecke noch 
als Refultat gehabt, Combinationen feftzuftellen, welche nichts in ber gegenwär- 
tigen Situation Europa’s rechtfertigen würde. 

Sie werden Sih, mein Herr, der Sprache ber Kaijerlihen Regierung er- 
innen, beren fte fich jedesmal beflifien bat, wo fie fih über ben Auflanh ber 
Dinge auszusprechen hatte, der durch die militairiichen Ereigniffe des verfloffenen 
Sommers gejchaffen wurde. Unjere Haltung ift zuerſt Durch das Circular vom 
16. September dargelegt worben, unb fpäter durch die Worte Seiner Majeſtät 
bei der Eröffnung des Senates und bes gejeßgebenden Körpers, dann endlich 
tn die Reden, welche der Staats - Minifter in den parlamentarifchen Debatten 
der legten Seifton gehalten bat. Wir haben nicht aufgehört, uns in allen un- 
jeren Handlungen ben Intentionen treu zu zeigen, welche wir gleich Anfangs ben 
in Deutſchland plöglih entflandenen Veränderungen gegenüber fund gegeben baben. 

Bei einer jüngft eingetretenen Verwicklung zeigte e8 fich, Daß bie Kabinette 
Enropa’s der Loyalität unferer Politik Gerechtigkeit wiberfahren ließen und ihren 
Beiftand zu unferen auf Beruhigung gerichteten Beftrebungen boten. Das, was 
damals gefchehen, ift eine Bürgichaft für Die Unterftügung, welche im Nothfalle 
die Gedanken der Mäßigung auch ferner bei denfelben finden wiürben. 

Die Unterredungen des Kaiſers Napoleon mit dem Kaifer Franz Joſeph 
finnen daher nicht ben Charakter darbieten, den gewiſſe Neuigleitshaicher ihnen 
beigelegt haben. Lange vor ihrer Begegnung in Salzburg hatten die beiden Sou- 
veraine fchon von der einen wie von der anderen Seite durch ihre Handlungen 
bie ihre Regierungen leitenden friedlichen Gefühle bekundet. Bei ihrer Begegnung 
Ionnten fie Leine andere Abficht verfolgen, als die, in ber gleichen Richtung zu 


*) Den Tod bed Kaiſers Mazimilian von Mexico. 
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verharren. Auf biefe gegenjeitig gegebene Berfiherung haben fich ihre Umterhal- 
tungen über bie allgemeinen Angelegenheiten beichräntt. 

Statt alfo, mein Herr, die Zufammenktunft in Salyburg ale en betrafen 
ftand der Beſorgniß und ber Bennruhigung für bie anderen Höfe zu , 
it in ihr nicht Anderes als ein neuer nb bes Vertrauens in bie Bewahrung 
bes Friedens zu finden. 

Ich habe für gut erachtet, Sie von meinen Aufichten über jolche Ansiegungen 
in Kenntniß zu ſetzen, bie darauf hinausgehen, einer entgegengefeßten Meinung 
Glauben zn verſchaffen, und Sie werben wohl baran tbun, fi) von biefen An- 
Ihauungen zu durchdringen, um bie irrthümlichen Auffaffungen, die fich etwa in 
Ihrer Umgebung bilden dürften, zu berichtigen.“ 


Preußiſches Rundfhreiben über die Salzburger 


Zufammentunft. 
7. September. Graf Biömard an die Vertreter Preußens. 


„Euer ıc. babe ich bereits die Yeußerungen mitgetheilt, melde und 
ſowohl von Kaiferlich öfterreichifcher, wie von Kaiſerlich franzöfifcher 
Seite über die Bedentung und den Charakter der Salzburger Zuſammen⸗ 
kunft zugelommen find, und welche wir nur mit Befriedigung haben ent: 
gegennehmen können. 

Es war voraußzufehen, daß es fehr ſchwer fein würde, die öffentliche 
Meinung zu überzeugen, daß eine Thatfache, wie die Zufammenkunft der 
beiden mächtigen Monaren Angeſichts der gegenwärtigen Lage der 
europätfchen —2 nicht eine tiefer liegende Bedeutung und weiter 
gehende Folgen habe, und die Anfangs mit einer gewiſſen Befliſſenheit 
und dem Anfcheine der Zuverläffigkeit verbreiteten Nachrichten über beab- 
fihtigte oder gefaßte Entjchliegungen auf dem politiichen Gebiete waren 
nicht gergnet, die Zweifel über den Zwed der Zufammenkunft zu heben. 

3 gereicht und um fo mehr zur Genugthuung, aus den öſterreichi⸗ 

Ein und franzöfifchen Erklärungen die Berfiderung zu entnehmen, daß der 
efuch des Kaiſers Napoleon lediglich aus einem Gefühle hervorgegangen 
ift, welches wir ehren und mit dem wir fompathifiren, und baß ber Zuſam⸗ 
menkunfi beider Herrfcher der Charakter diefes Motivs gewahrt geblieben ft. 

Danach find innere Angelegenheiten Deutſchlands nicht in der Weiſe, 
wie die erſten Nachrichten es vorausfegen ließen, Gegenſtand der Be 
ſprechungen in Salzburg gewejen. 

Es ift dies um fo erfreulicher, da die Aufnahme, welche jene Rad- 
richten und Porausfegungen in ganz Deutfchland fanden, von Neuem ge 
zeigt hat, wie wenig das deukſche Nationalgefühl den Gedanken 
erträgt, die Entwickelung der An elegenheiten der deutſchen 
Nation unter die Bormundichaft Prem er Einmifhung geftellt, 
oder nad) anderen Rückſichten geleitet zu ſehen, als nad den 
dur die nationalen Intereſſen Dentidlanda gebotenen. 

Wir haben es uns von Anfang an zur Aufgabe gemacht, den Strom 
der nationalen Entwidiung Deutſchlands in ein Bett zu leiten, in welchen 
er nicht zerftörend, fondern befruchtend wirte. Wir haben Alles ver 
mieden, was die nationale Bewegung überftürzen könnte, und haben wicht 
aufzuregen, ſondern zu beruhigen geſucht. Dieſes Beftreben wird uns, 
wie wir offen dürfen, gelingen, wenn auch von auswärtigen Möchten 
mit gleicher Sorgfalt Alles vermieden wird, was bei bem chen 
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Volle eine Beunruhigung Binfichtlich fremder Pläne, deren Gegenftand es 
fein löunte, und in Folge deflen eine gerechte Erregung des Gefühle 
nationaler Würde und Unabhängigleit hervorrufen könnte. 

Wir begrüßen daher die beftimmte Verneinung jeder auf eine Eins 
miſchung in innere Angetegenheiten Deutfchlands gerichteten Abficht im 
Intereſſe der ruhigen Entwidelung unferer eigenen Angelegenheiten mit 
lebbafter Genugthuung. 

Die füddeutfchen Negierungen felbft werden uns bezeugen, daß wir 
uns jedes Berfuches euthalten haben, einen moralifhen Drud auf ihre 
Entfchliegungen zu üben, und dag wir vielmehr auf die Handhabe, welche 
fih und zu diefem Zwecke in der Lage des Zollvereins bieten konnte, 
durch den Bertrag vom 8. Juli diefeß Jahres ritdhaltlo8 verzichtet haben. 
Bir werden diejer Haltung auch ferner treu bleiben. Der norddeutfche 
Bund wird jedem Bedürfniffe der füddeutfhen Regierungen 
nad Srmeiterung und DBefefligung der nationalen Bezie- 
bungen zwifhden dem Süden und dem Norden Deutfhlands 
auch in Zukunft bereitwillig entgegenfommen, aber wir werden 
die Beſtimmung des Maßes, weldhes die gegenfeitige Annäbe- 
rung inne zu balten bat, jeder Zeit der freien Entfdlie- 
Sung unferer füddeutfhen Verbündeten überlafjen. 

Diefen Standpunkt glauben wir um jo ruhiger fefthalten zu dürfen, 
als wir in den gegenwärtig beftehenden vertraggmäßigen Beziehungen 
zwifhen dem Norden und dem Süden Deutfchlands, wie fie in den ab- 
eihloffenen Bündniffen und in der ol andigung des Bollvereing 
ia darftellen, eine rechtlich und thatſächlich gefiherte Grundlage für die 
ſelbſtſtaͤndige Entwidelung der nationalen Intereſſen des deutfchen Volkes 
erbliden. Euer ꝛc. erſuche id Sih in diefem Sinne gegen die dortige 
— auszuſprechen, und ermächtige Sie auch zur Vorleſung dieſes 

afſes.“ 


Die weitere Entwidelung der Beziehungen zwiſchen 
Nord» und Süddentſchland. 


5. September. Rede des Großherzogs von Baden bei Er- 
öffnung der Ständeverfammlung. 


„Die Ereignifje des vergangenen Jahres haben ung vor neue große 
Aufgaben geftellt; fie werden glüdlich gelöft werden zum Heil meines 
Landes umd meines Volkes und zum Frommen der gefammten bentjepen 
Nation, wenn wir mit Muth, mit Bertrauen und Opferbereitheit der 
Arbeit uns unterziehen. Der deutſche Bund ift durch den Krieg des 
vorigen Jahres zerfallen; die Yriedensverträge haben feine Auflöfung 
rechtlich beftätigt, Preußen an die Spige bes nordbentfchen Bundes ge- 
ſtellt und den Mibbentfchen Staaten vorbehalten, eine nationale Einigung 
mit diefem Bunde einzugehen. Mein Entſchluß ſteht feft, diefer 
nationalen Einigung unausgejegt nachzuſtreben, und gerne 
werde ih, und wird mit mir mein getrenes Boll die Opfer 
bringen, die mit dem Eintritt in diefelbe unzertrennlid ver⸗ 
bunden find. Sie werden reichlich aufgemogen durch die volle Theil- 
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nahme an dem nationalen Leben und die erhöhte Sicherheit für die freudig 
fortichreitende innere Staatdentwidelung, deren Selbfifländigkeit zu wahren 
ftetö Pflicht meiner Regierung fein wird. Iſt auch die Form der nationalen 
Einigung Süddeutfchlands mit dem norddeutfhen Bunde nocd nicht ge⸗ 
iunden, jo find doch ſchon bedeutungsvolle Schritte zu diefem Ziele gethan. 
Schon im Auguft vorigen Jahres murde gleichzeitig mit dem Friedens 
vertrag ein Schuß» und Trugbündnig mit Preußen abgeichloflen, weldes 
beide Staaten zur gemeinfchaftlichen Abmehr eines Angriffes gegen deut: 
iches Gebiet verpflichtet und für ſolchen Fall meine Truppen unter bie 
bewährte Führung des Königd von Preußen ftellt. Dank diefer Ueber- 
einhunft, die mit gleichem Inhalt auch zwijchen den anderen füddeurichen 
Staaten und Preußen befteht, ift die erfte und dringendfte nationale 
Forderung erfüllt: Abwehr jedes Angriffs von Außen mit ben 
geeinigten Kräften Aller unter einheitlider Führung. Meine 

egierung betrachtet es als ernfte Pflicht, durch Einführung einer der 
norddeutfchen entſprechenden Wehrverfaflung und Heereseinrichtung dem 
Bundniß mit Preußen feine volle Kraft und Bedeutung zu geben. Diele 
tief eingreifende Neuerung erlangt dadurch eine geiteigerte Wichtigkeit, 
daß es mir gelungen ift, mich mit den Souveränen der andern ſübd⸗ 
beutfhen Staaten über eine gleihmäßige Behandlung der Militärfrage 
zu verfländigen. 

Mit Befriedigung kann ich noch auf einem anderen Gebiet auf einen 
erfreulichen Erfolg hinweiſen. Durch den Berlimer Bertrag vom 8. Juli 
d. J. ift der Zollverein aufs Neue befeftigt, und mehr als dies, er hat 
eine weſentlich verbefierte Organijation erhalten, melde es ermöglidt, 
ohne gewaltſame Krifen den rajch wechjelnden Bedürfniſſen des Bertehri- 
leben gerecht zu werden, und melde die Keime weiterer Entwidelung in 
fih trägt. Ich begrüße in dem Zoll-PBarlament, wenn aud jeine 
Wirkſamkeit eine beſchränkte ift, doch freudig eine reguläre 
Bertretung des gejammten deutjchen Volkes. — — 

Bertrauenspoll fordere ih Sie auf, fich mit meiner Stegierung den 
Arbeiten zu widmen, aus welcden, wie ich hoffe, Förderung und Wachs⸗ 
thum aller ideellen und materiellen Intereſſen meines Landes für fich und 
in feiner Berbindung mit den andern deutichen Staaten erblübhen wirt. 
Gott ſegne das Baterland!“ 


16. September. Aud der Erklärung des württembergi: 
ſchen Minifterd von VBarnbüler bei Vorlegung dei 
Bündnikvertraged mit Preußen. 

— — „Der Ihnen vorliegende Bertrag berührt die Berbättniffe Würten⸗ 


trabenten, gegenfeitig für bie Integrität ihres Gebietes gegen jebe VBebrobung 
von außen einzufteben. Nicht Einer von Ihnen, hochzuverehrende Herren, mird 
die Anſicht vertreten, daß Württemberg für dieſen Zweck ein Bündniß mit einer 
anderen europätichen Großmacht hätte abichließen ſollen, und es kaun fich alſo nur 
fragen, ob bafjelbe, wenn es ſich je ber Pflicht gegen Deutichlanb eutjchlagen 
wollte, im Kriegsfalle Achtung feiner Neutralität erwarten könnte. Ich muß dick 
Frage unbedingt verneinen. Dafür ift es, in feiner geographiichen Lage, allein 
unb in Verbindung mit feinen beiben Nachbarſtaaten nicht mächtig geung. 
Daß im Bündnißfalle die Wehrkräfte Württemberge unter 


u im Frieden nicht, begründet aber im Kriegsfalle die Verpflichtung ver Gen 
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ben Oberbefehl des Königs von Preußen geftellt werben, dies 
liegt, wie fi die Berbältniffe in Deutfhland geftaltet haben, fo 
jehr in ber Natur ber thbatfählihen Berhältnifie, daß es ale der 
jelbfverfändlihe Ausbrud, als die zum Bortheile des Landes 
anticipirte Anerfennung einer Nothwendigkeit erſcheint, welde 
eintretenden Falls auch ohne ausdrückliche Stipulation fih ganz von felbft und 
unabweisbar geltend gemacht haben würde. Soll der durch die Allianzverträge 
der ſüddeutſchen Staaten mit Preußen begründete Schuß der einzelnen Staats- 
gebiete wirklich eintreten und wirffam werben, fo kann wohl fein ernftlicher 
Zweifel darüber obwalten, daß eine Einigung der Streitkräfte unter einer ein- 
heitlichen oberften Leitung durchaus nothwendig ift, und daß dieſe von dem mäch⸗ 
tigften dentſchen Staate auszugehen hat. Ich habe es peinlich zu empfinden 
gehabt, daß die Königliche Regierung bei Borlage des Friedensvertrages Ihnen 
den gleichzeitig abgeichlofjenen Bündnißvertrag vorenthalten mußte: fie war dazu 
vertragsmäßig verpflichtet und hatte dieſe Verpflichtung eingegangen aus Gründen, 
welche fie nach ber damaligen politifhen Rage aus ber Rüdficht für den Frieden 
Europa’s ableiten mußte. Sie werden e8 daher zu würdigen wiffen, wenn bie 
ie Regierung den eingegangenen Berpflihtungen im firengften Sinne 
nachlam.“ 


8. Oktober. Bayerns Stellung und Schritte in der deut— 
ſchen Frage. 
Aus der Erklärung des Fürſten Hohenlohe bei Bor- 
legung des Zollvertrages. 


— — — ‚Gründe ber äußeren und inneren Politik haben Preußen ver- 
anlaßt, Die norbbeutichen Staaten mit einer Berfaffungsform zu umſchließen, der 
man das Berdienſt nicht abfprechen kann, die flaatliche Einheit des Nordens von 
Dentſchland anzubahnen, die fi) aber eben veshalb in ihrer Entwidlung von dem 
Charakter einer Bundesverfaffung im eigentlichen Sinne des Wortes mehr und 
mebr entfernen dürfte. Wohl habe ich es anerkannt, daß fein Bunbesverhältnig 
dem nationalen Bebürfniffe genügt, wenn nicht von den einzelnen Contrahenten 
die entjprechenden Opfer zum Gebeihen des Ganzen gebracht werben; allein das 
Maß der Opfer, welches der Eintritt in den norbbeutichen Buud den ſüddeutſchen 
Staaten auflegen würde, entjpricht nicht dem Grabe der Selbſtſtändigkeit, welchen 
dieſe ſich zu erhalten berechtigt unb — wie ich annehmen darf — ihrer über- 
wiegenden Mehrheit nach ud entfchloffen find. Die freie conftitutionelle Ent- 
widlung Süddeutſchlands, wie fie ſich feit 50 Jahren geftaltet hat, giebt dem 
jübdeutfhen Volke zu diefem Entichluffe das Recht und die Kraft. 

Die BPreußifhe Regierung hat zudem ſelbſt erllärt, fie ver- 
lange die Berbindung mit dem Süden feineswegs auf dberfelben 
Grundlage, auf welder ver Bund mit den norbbeutfhen Staaten 
berubt; es bedürfe nur eines unzmweibeutigen Auspruds der na⸗ 
tionalen Gemeinfhaft, welde gleichzeitig die Gewißheit gebe, 
daß die füdbdentfhen Staaten nicht einer feindfeligen Tendenz 
gegen Norddeutſchland verfallen, und daß bie Pflege der gemein- 
ſam materiellen Intereffen des deutſchen Bolkes burh gemein- 
ame organifhe Einrigtungen ſicher geftellt werde. — — 

Es blieb alſo ver Staats- Hegierung lein anderer Weg, als auf bie 
Biebervereinigung Deutichlands binzuarbeiten unter Anertennung der beſtehenden 
Zhatfachen. Diefe Thatjachen Tagen vor: in dem Austritte Defterreich aus dem 
Bunde, in dem feftgeichloffenen norddentſchen Bundesſtaate und in den auf fi 
ſelbſt angewiejenen fübbentfchen Staaten. Der Weg einer nationalen Ber- 
bindung der legteren mit dem norbbeutfhen Bunde war aljo 
vorgezeichnet. 
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Die Borbedingung zur Erreihung eines günftigen Refultates in bieler 
Richtung erblidte die Staats - Regierung in einer Webereinfiinnmung ber füb- 
beutichen Staaten unter einanber Über bie Schritte, bie zu gefcheben hätten, fo 
wie über bie Zugeftänbniffe, bie zu machen wären, um eine praktiſch werthvolle 
Berbindung mit dem Norden berzuftellen. In biefem Gedanken begann bie 
Staats - Regierung alsbald, nachdem ich bie Leitung ber Gefchäfte übernommen 
hatte, biplomatifhen Berhandlungen, welche ſich zuvorderſt auf eine gemeinjame 
Action binfichtlich derjenigen Mafregein bezogen, die ein loyaler Bollzug ber mit 
Breußen abgeichloffenen Schug- und Trutzbündnifſe nothwendig machte. 

Es ift ihnen befannt, daß beshalb zu Stuttgart ein Zuſammentritt ber 
ſüddeutſchen Minifter Statt fand, daß bier in Bezug auf die militairifhe 
Drganifation eine Reihe wichtiger Einverfländniffe erzielt wurbe, und ich hoffe, 
daß die Militair Conferenzen, welche damals für den Monat October verabrebet 
wurben, unb welche bemgemäß in Bälde bier zufammentreten werben, bie gleich⸗ 
mäßige Organijation ber ſüddeutſchen Wehrkräfte weiter entwideln werden. 

Sobald diefes Hefultat erreicht war, begannen auch Berbanblungen auf 
dem politiihen Gebiete. Ich brauche wohl nicht zu verfihern, daß biefe Ber- 
banblungen mit großen Schwierigkeiten verfnüpft waren, Schwierigleiten, welche 
durch die bedenkliche Geftaltung der Iunremburger Frage nicht wenig erhöht wurden. 

Es würde bier zu weit führen, ben Gang unb die Bhafen ber Unter- 
banblungen im Einzelnen darzulegen; ich beichränke mich darauf, als das Re⸗ 
jultat im Allgemeinen zu bezeichnen, daß biefelben zu einer vorläufigen Ber- 
fländigung Über die Grundlagen geführt baben, auf welchen mit dem norbbeutichen 
Bunde unterhandelt werben follte. Hierbei wurbe ber Gebanle einer Allianz 
dDiefes Staatenbundes mit Defterreich als einer nothiwenbigen Ergänzung 
ber nationalen Beftrebungen feftgehalten. 

Meine Herren! Ich bin weit davon entfernt, bie Ereigniffe ber jängften 
Bergangenbeit zu ignoriren ober ber vergeblichen Arbeit mich anſchließen zu 
wollen, das Geichehene ungefchehen zu machen. Ich bin auch jet, wie früber, 
der Anficht, daß ein Berfaffungsbiinbniß der fübdbeutihen Staaten 
unter ber Führung Defterreihe nicht möglich if. Dabei will ich nicht 
anfteben, zu erklären, baß uns weder von Defterreih noch von Frankreich in 
biefer Richtung irgend welche Andeutungen ober Vorſchläge gemacht worben fint. 
Se weniger wir aber jeßt die Gefahr einer unbeilbaren Trennung Dentſchlande 
in ein Süd⸗ unb Norbbeutfchland zu beforgen haben, um fo bringenber tritt an 
un die Anforderung heran, Defterreich, als dem natürlichen Berblindeten Preußens 
ſowohl wie des füblihen Deutihlands, einen Weg nicht zu verſchließen, ber allem 
geeignet ift, den Frieden Europa’s auf ficherfter Grundlage zu verbürgen. 

Diefe Erwägung konnte nicht ohne Einfluß auf bie Grundzüge bleiben, 
welche die Staats- Regierung für eine deutſche Gefammtverfaffung iten zu 
möüffen glaubte. Im Allgemeinen können dieſe Grundlagen dahin befinirt werben, 
daß die in Art. 3 und 4 des urfprünglichen Entwurfs der norbbeutichen Bundes⸗ 
verfafjung enthaltenen Gegenſtände — ſonach ein nicht unbedeutenbes Gebiet ber 
Geſetzgebung und Berwaltung — für gemeinfam erflärt und als Bundes. An- 
gelegenheiten behandelt werben follten, und daß um Webrigen bie Berbinbung ben 
Charakter eines Staatenbundes unter Preußiſchem Präftbium zu tragen ba. 
Während diefe Verhandlungen im Gange waren, erhielt die Staatsregierung Die 
Einladung zur Theilnahme an ten Berliner Zoll» Eonferenzen. Die Gtaatt- 
regierung konnte ſich derjelben um fo weniger entziehen, als fie hierzu durch die 
Be immungen bes Berliner Friebensvertrages ſowohl wie durch bie Fürforge für 
die materiellen Interefien des Landes verpflichtet war. 

Der Vertrag, welcher aus dieſen Conferenzen hervorging, Tiegt Ihrer Beur: 
theilung vor. Ste werden unfchwer erfennen, baß die Bedingungen, 2 
welde Preußen die Aufrechterhaltung bes Zollvereins fmüpfte, 
nicht ohne Einfluß auf den weiteren Fortgang bes begonnenen 
Wertes bleiben konnten. Die Staatsregierung mußte nothwendiger Weiſe bat 
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Inslebentreten ber neuen Organifstion des Zollvereins mit feinen Golgen ab» 
warten, um danach zu ermeflen, in welcher Form neben demfelben ber beabfichtigte 
Staatenbund zur Durchführung gebracht werben könne. 

Die Staatsregierung fieht demnach ihre Aufgabe nicht als gelöft an. Sie 
wird die Politik, bie fie als die allein richtige erfennt, nach wie vor feftbalten. 
Sie wirb es verjuchen, in Uebereinſtimmung mit ihren fübbeutichen Bundesge⸗ 
noffen und unter Berüdficytigung beftehenber Verträge auf den gewonnenen Grund: 
lagen bie nationale Verbinbuug mit bem beutf Norden berzufiellen. Die 
—— — fich aber der Verantwortlichkeit bewußt, bie ihr bie Pflicht 
ber flaatlichen Selhfterhaltung Bayerns und bie gefahroolle Lage Europa’s auflegt. 
er ergiebt ſich von ſelbſt die Richtung, melde die Staatsregierung ein- 

Iten wird. 

Ih will es verfuchen, biefe Richtung möglichft Har und einfach auszubrüden: 
Bir wollen nicht den Eintritt Bayerns in den norbbeutigen Bund, wir wollen 
fein Berfaffungsbündniß der fübbeutichen Staaten unter der Führung Defterreiche, 
wir wollen feinen ſübweſtdeutſchen Bundesſtaat, ber für fich nbaetchloff en wäre 
ober fich gar an eine michtbeutiche Macht anlehne; wir wollen eben jo wenig eine 
Großmachtspolitik und glauben nicht, daß Bayern in einer Bermittlerrolle das 
Endziel feiner Politit zu fuchen hat. Das ift es, was wir nicht wollen. Was 
wir aber wollen und was wir auch ferner anftreben werben, ift bie nationale 
Berbindung der fübdentfhen Staaten mit dem norbbeutiden 
Bunde und bamit bie Einigung bes zur Zeit getrennten Deutich- 
lands in ber Form eines Stastenbundes. (8 ift dies baffelbe, was bie 
Nikolsburger Präliminarien und der Prager Frieden anerkennen. 

Meine Herren! Ich fage nicht Verbindung Bayerns mit dem norbbeutichen 
Bunde, ich fage Verbindung der ſüddeutſchen Staaten. Und ich wünſchte, daß 
darüber vollftändige Klarheit herrſche. Wie fih die Verhältniſſe jetzt geftaltet 
baben, wäre e8 nach meiner Veberzeugung weber politiſch correct, noch zweck⸗ 
mäßig, no auh — man gebe ſich feinen Illufionen hin — in frieblicher Weiſe 
burhführbar, daß einzelne Staaten ſüdlich des Mains mit Norbbeutfchland in 
nähere Verbindung träten. Das nationale Band, das zwiſchen uns 
und dem norddeutfhen Bunde geihaffen werden foll, muß den 
ganzen Süden umfaſſen. Nur in dieſer Form ift es zuläffig und 
zur Zeit erreichbar. 


Das deutihe Streben Badens. 
Aus einer Erflärung des Minifters v. Freydorff. 


— — Die Großherzogliche Regierung glaubt, daß der Augenblid kommen 
werde, welcher den ſüddeutſchen Staaten geftattet, fich als vollzählende Glieder dem 
fih nen geftaltenden Deutſchland anzufchließen; fie ift bemüht, durch Handlungen 
die Vorausſetzungen zu jchaffen, welche unfer Land berechtigen werben, bie nationale 
Einigung zu verlangen; fie wirb fi) aber glücklich fhägen, wenn biefe Einigung 
nit dem Norden in Gemeinfhaft mit den Nachbarn füblih vom Main erfolgen 
lann, und wirb bis bahin ſtets, wie in ben fraglichen Verhandlungen, zu jebem 
Ken nuenben Schritte in Gemeinfchaft mit den Übrigen fübbeutfchen Regierungen 

reit fein. 


Agitation in Süddeuntſchland gegen die Ver— 
träge mit Norddeutſchland. 


Notiz der Provinzial Corresponden;. 


Die preußenfeindliden Parteien in Bayern und Württemberg haben alle 
ihre Anftrengungen baran gejetst, bie bereit angebahnte Verbindung mit Norb- 
dentſchland zu lockern: in Bayern bat man verfucht, bie Annahme bes neuen 


Furt Biomarck. 45 
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Zollvertrages zu vereiteln, in Württemberg dagegen will bie jogenannte „Bolle- 
partei” zwar bie Zolleinigung mit ihren unlengbaren Wohlthaten unb Bortheilen 
fefthalten, aber das Schug- und Trutzbündniß mit Preußen aufheben. 

Die Preußiſche Regierung bat ſolchen Beftrebungen gegenüber Mar und be 
ſtimmt zu erfennen gegeben, baß fie denjenigen Staaten, welche nicht ben neuen 
Bollvertrag. unverändert annehmen, bie gleinigung überhaupt aufelinbigen mäüffe, 
und baf fie ferner nur mit denjenigen Staaten im Handelsverbande bleiben Rune, 
die auch mit ihr zu Schu und Trutz geeinigt bleiben wollen.“ 


26. Oktober. Die wirtbihaftlide Gemeinſchaft und die 
Wehrgemeinſchaft. 
Rede des Grafen von Bis marck bei der Berathung 
des Zollvertrages im Reichstage. 


(Mit Bezug auf den Antrag von Dr. Braun: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
dem Bertrage zwiſchen dem norddeutſchen Bunde einerſeits, und Bayern, 
Württemberg, Baden und Heſſen andererſeits bie Fortdauer des Zoll. 
und Handelsvereins betreffend, d. d. 8. Juli 1867, bie verfaffungsmäßige 
Genehmigung zu ertheilen, unb zwar: 

1. in Beziehung auf jeden einzelnen ber brei erfien Staaten mr 
unter ber Bedingung, daß die rechtliche Verbindlichleit bes mit 
einem jeden berjelben durch Preußen abgejchloffenen Bünbniß - Ber- 
trages mit ihm nicht in Frage geftellt werben und 

2. mit der Ermädtigung für das Bundes - Präfibium in bem Fall, 
baß der Vertrag vom 8. Juli 1867 nicht mit allen, fondern mm 
mit einem ober einzelnen ber fübbentichen Staaten zur Ausführung 
fommen follte, bie ſich hieraus ergebenden Aenderungen in bem Ar- 
titel 8 8.1 des Bertrages feftzuftellen, vorbehaltlich ber in ber 
en Situngs - Periode einzuholenden Genehmigung des Neiht- 
tages. 


Ich bin wegen eines augenbüdlicen Unwohlſeins nur im Stande, 
mit menigen Worten meine Anfiht zur Sache zu erflären. Die ver 
bündeten Regierungen haben gehofft und hoffen nod, daß der Zul 
welchen das von den Herren Braun umd Genoſſen geftellte Amendement 
im Auge bat, nicht eintreten werde; die Hoffnungen find indeflen durd 
Nachrichten, die mir heute früh zugegangen find, auf ein fehr geringes 
Maaß reducirt. 

Es ift im hohen Grade wahrſcheinlich, daß der bayerfche Reichsrath 
die Zollverträge verwerfen wird. Für diefen Fall ftehe ich nicht an, offen 
zu erllären, daß das Amendement der Herren Braun und Genoſſen 
vollftändig die Anfchauungsweife der verbündeten Regierungen ausdrüdt. 


Daß mit dem Belenntniß zu diefen Grundfägen eine Drohung gegen 
unfere ſüddeutſchen Brüder verbunden wäre, kann ich nicht zugeben, es 
ift mer die Wahrung derfelben Freiheit der Entfchliegung für unſere 
wirtbichaftlichen und politifchen Angelegenheiten, welche wir unfererfeits 
unfern füddeutfchen Brüdern niemald verkümmert haben, und der Herr 
Fürft von Hohenlohe hat vollftändig Recht, wenn er in der bayerichen 
Kammer den Abgeordneten (die fich, wie ich beiläufig bemerte, mit ber 
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großen Majorität von 100 gegen 17 Stimmen zu dem Princip der Ber- 
träge befannt hat, welche der Reichsrath defielben Staates, wie es fcheint, 
verwerfen a) erklärt hat, ich hätte ihm bei den Verhandlungen gejagt, 
wenn Süddeutichland im Stande wäre, einen eigenen Zollverein herzus 
fielen, fo würden wir fie dabei nicht hindern, Sondern im Gegentheil, 
wir würden bereitwillig die Hand dazu bieten, daß dieſer füddeutiche 
Zollverein feinen befreundeteren Nachbar bätte als den norddeutichen. 
Die füddeutihen Staaten find dazu nicht im Stande geweſen; ob fie es 
fein werden, muß die Zukunft lehren. Daraus aber habe ich nie ein 
geh gemadt, daß die wirthichaftlide Gemeinfhaft mit der 
ebrgemeinfchaft unferer Auffaffung nah Hand in Hand gebt. 
Bir haben die Zollverträge, wie fie Ihnen zur Genehmigung vors 
liegen, abgefhlofien in der Borausjegung, daß uns die Bündnißverträge 
ehrlich gehalten werden würden; wir hätten fie nicht abgejchlofien, wenn 
und daran der leifefte Zweifel aufgeflommen wäre, und ich Tann auch 
diefem Bmweifel in dieſem Augenblid nit Raum geben und gebe ihm 
niht Raum, denn die NRatificationen der filbdeutfchen Souveraine find 
neingeiejräntt und sine clausula, und ih habe das fefte Bertrauen, 
daß die ſüddeutſchen Souveraine und Regierungen fi allzeit 
zu ihren Worten befennen werden, auch wenn die Mahnungen 
des ſüddentſchen Nationalgefübhls minder laut an ihr Ohr 


ſchlügen. 

Man geht ſehr häufig von dem Gedanken aus, daß dieje Bündniß⸗ 
verträge für den Süden Deutjchlands eine Laſt, eine Pflicht zur Heeres⸗ 
folge und nur allein für den Norden von Nuten ſeien. Diefe Pflicht zur 
Heeresfolge liegt aber dem Norden eben jo gut dem Süden gegenüber 
ob, und der Schwächere Fann leichter in gefährliche Händel verwidelt 
werden als der Stärfere, und er erhält an dem norddeutſchen Bundes⸗ 
jeete eine ganz andere Unterftügung, als ein Theil der füddeutfchen 

ehrkraft in dem jetigen militäriſchen Zuftande dieſes ausgezeichneten 
kriegeriſchen Materiald und darzubieten im Stande ift. 

Es ift feine Kleinigkeit, wenn in den Zeitläuften, wie fie 
jest in Europa find, mo das Schwert unter Umftänden hart in 
die Wage fallen kann, ein Feiner an ſich europäifch nicht wehr- 
fähiger Staat fi zu feinem Shut auf — ich will feine Ziffer 
nennen — die faft unbegrenzte Zahl von Bajonetten berufen 
fann, die der norddeutſche Bund ihm an die Seite ftellen kann. 

Einer der Herren Borredner, der Abgeordnete Löwe, bat angedeutet, 
wir thäten den ſüddeutſchen Regierungen vielleicht einen geringen Gefallen 
damit, wenn wir dieje Bündniſſe aufrecht erhielten. Ich kann dies nicht 
guben, ih babe bisher von den ſüddeutſchen Regierungen nicht den 
eiſeſten Zweifel, nicht die leifefte Reue über diejenigen Entichliegungen 
wahrnehmen können, mit melden fie uns zur Zeit der Friedensver⸗ 
bandiungen ihrerfeit3 den Antrag auf diefe Bundniſſe entgegenbrachten. 
Ich erinnere mich fehr genau, daß ein Dann von deutſcher Gefinnung 
und lange Zeit der Gegner Preußens, der Freiherr von der Pfordten, 
in dem Augenblide, als ich ihm bei den Wriedensverhandlungen erklärte, 
daß wir auf die beabfichtigten Erwerbungen im rechtsmainiſchen Franken 
verzichteten unter der Bedingung, daß das ihm dem Princip nad) befannte 
Bundniß von Bayern angenommen werde — daß der Freiherr von 

45* 
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der Pfordten unter der lebhafteften Bethätigung feiner inneren 
Bewegung mir mit Feierlichleit erflärte, Bieran ſähe er, wie 
fehr meine deutſchen Befinnungen verleumdet würden, und wie 
ein deutfches Herz in meinem Bufen ſchlüge, fo gut wie in dem 
feinigen. 

Er bat fi darin nicht getänfcht; ich glaube, mein Verhalten hat die 
Nichtigkeit feines Ausfpruches bewährt. 

Was tiber den rechtlichen Zufammenhang beider Arten von Verträgen 
fih fagen läßt, fo habe ich denjelben vorhin fchon angedeutet. Ich kann 
nur den Beichluß der verbündeten Regierungen bekunden — und bdiejer 
wird aus dem Botum des Reichstages nicht einen Zwang, wohl aber 
eine weſentliche Kräftigung und Beltätigung entnehmen —, daß wir 
entf&hlojjen find, die wirthſchaftliche Gemeinfhaft nur mit 
denen fortzufegen, die es freiwillig thun nnd die auch die Be» 
meinfhaft der Wehrkraft auf nationaler Baſis mit uns fort: 
zufegen entfhloffen find, und daß wir demnach, wenn die 
neuen Zollverträge, wie fie in dem Vertrage vom 8. Juni vor 
Ihnen liegen, niht Annahme finden, wenn die Bündnißper: 
träge — was ich bis jegt und für immer im Vertrauen auf 
den Werth eines deutfhen Königswortes vollfändig in Ab— 
rede ftelle — wenn die Bündniverträge in Frage 
werden follten — dag wir an dbemfelben Gage die alten Zoll: 
vereind= Berträge fündigen. 


31. October. Weitere Notiz ber Provinzial» Corresponbenz. 


„An bemfelben Tage, wo Graf Bismard obige Erklärung aba hatte 
ber bayeriche Reicherath fiber die Zollverträge Beſchluß gefaßt. Im Keichsrathe 
war zunächſt die Abfiht vorhanden, venfelben geradezu abzulehnen. Der Ein 
wirfung ber bayerſchen Regierung aber und der Macht der öffentlichen Meinung 
gelang es, einen ſolchen Entſchluß abzuwenden. Der Heicherath genehmigte ben 

ertrag, jedoch unter der Bedingung, daß für Bayern ein Recht bes Widerfprucht 
gegen Beichlüffe des Zollvereins, die ven bayerſchen Intereffen zuwider feien, ge- 
wahrt bleibe. 

Der Minifter Fürſt Hohenlohe begab fih nun in Begleitung eines ein- 
flußreihen Mitgliedes bes Reichsrathes nad Berlin, um über die Annahme jener 
Bebingung zu verhandeln. Er fand bier bei Seiner Majeftät bem Könige, wir 
bei bem Grafen Bismard freundliche Aufnahme, aber zugleich bie Gewißhen. 
daß von der Annahme jener Bebingung, fowie überhaupt von neuen Berhand- 
lungen nicht die Rebe fein Fönne, der Vertrag müffe, jo wie er abgefchloffen mt 
bereit6 vom NReichstage des norbbeutfchen Bundes genehmigt fei, angenommen 
ober abgelehnt werben. 

Fürſt Hohenlohe ift unverweilt nach Bayern zurückgekehrt. Es iſt anzu- 
nehmen, daß bie Ueberzeugung, bie er und fein Begleiter über ben Stand ber 
Dinge gewonnen haben, dazu führen werbe, daß ſich ber RNeichsrath nunmehr 
zur bebingungslofen Annahme des Zollvertrages bequeme. Die gewerblichen Kreik 
in ganz Bayern find unterbeß im ber Iehhafteften Aufregung, weil fie fürchten, 
daß aus der drohenden Kündigung des Zollvereins ber größte Nachtheil für die 
geſammte bayerfche Gewerbthätigkeit entftehe. Ein Berharren bes Neicherathe bei 
feiner bisherigen Stellung mwürbe für Bayern geradezu verhängnißvoll fein un 
vermuthlich zu einer fchweren inneren Berwidelung führen. 

Auch in Württemberg hat fi) in dem leßten Tagen ber nationale Eins 
und das Intereſſe für bie Erhaltung bes Zollvereins auf allen Seiten lebhaft 
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geregt und es find bie bringenbfien Vorſtellungen an die Vollsvertretung behufs 
Genehmigung bes Trutz⸗ und Schutbünbnifles mit Preußen gerichtet worben. 
Der König von Württemberg hat Überbies wieberholt die fefte Abſicht be- 


Imnbet, das bem Könige von Preußen gegebene Wort nnier allen Umſtänden 


zu balten. 

Es ift anzunehmen, daß bie vorhandenen Schwierigkeiten in Kurzem nad 
allen Seiten überwunden fein werben; ber Berlauf dieſes jüngften Abſchnittes 
ber dentſchen Entwidelung wird alsdann nur bazu beigetragen haben, die Zu⸗ 
verficht auf bie weitere Erfüllung ber nationalen Beftrebungen unb Hoffnungen 
vollends zu ſtärken.“ N 


Die Erfolge in Süddeutſchland. 


Provinzial» Corresponbenz vom 6. November 1867. 


„Die jüngften Schwankungen in ben fübbeutichen Staaten find glücklich 
überwunden, und ganz Deutihland kann auf biefelben jet mit zwiefadher Be⸗ 
friedigung zurückblicken: durch die allfeitige Annahme ber Berträge, um bie es 
fih handelte, hat die nationale Entwidelung Deutſchlands nene gewichtige Bürg- 
Ihaften erhalten, — noch bebeutfamer aber, als die Thatſache der Annahme ſelbſt, 
if die dabei hervorgetretene Stimmung von Süddeutſchland. 

Die Annahme der Verträge, bie Sicherung ber wirtbichaftlichen Gemein⸗ 
haft und des Bünbniffes zu nationaler Vertheibigung werben bei uns ebenjo, 
wie im Süben als ein großer Segen empfunben; denn jo jehr auch Norddeutſch⸗ 
land wirthſchaftlich, wie militairisch auf eigenen Füßen ſtehen und eine gebeihli 
Entwidelung flir ſich allein erringen könnte, fo find doch bie großen Vorzüge 
ber Erhaltung bes Zollverbandes mit bem Süden und ber feflen militatrijchen 
„ngung ganz Deutſchlands auch bei uns niemals verlannt worden. &8 wird 
feinen Staatsmann, keine Partei geben, bie nicht Deutihland Süd wünſchen 
jollten zu dem errungenen Ergebniß. 

Und doch hätte ber augenblidiiche Erfolg bei Weiten nicht den Werth und 
bie Bebeutung, bie man bemjelben mit Recht beilegt, wenn er etwa nur als ein 
Sieg Preußens und Norbbeutihlands Über ben Süden aufzufaflen wäre, wenn 
man annehmen müßte, daß bie fübbeutiche Bevölkerung ſich wiberwillig blos in 
eine nnerwlnfchte Nothwendigkeit geflügt hätte. Das Erfreulichſte und Hoff- 
nungsreiche in dem Berlauf der legten Wochen und Tage iftgerabe 
der Umftand, daß Süddeutſchland fih mit klarem Bemwußtfein 
und mit offener Hingebung für die nationale Gemeinfhaft mit 
bem deutfhen Norden entſchieden bat, und daß man überall zu ber 
Erkenntniß gelommen ift, wie nur in dieſer Gemeinfhaft äußerer Bortheil nicht 
ai fondern auch eine würbige politiihe Stellung für die ſüddeutſchen Staaten 
zu finden ift. 

Es if jetzt offenbar geworben, daß man fich Über die Macht und Beben- 
un “ Parteien und Stimmungen in Süddeutſchland vielfah in Täufhungen 

t hatte. 

i Die Wiberfacher Preußens in Sübbeutihland ſtützten fi mit großer Zu- 
verficht auf alte Weberlieferungen der bortigen Vollsmeinung gegen bie nordiſche 
Großmacht, jo wie auf die Nachwirkungen bes Gegenſatzes, welcher im vorigen 
Jahre bort zu fo großer Schärfe und Bitterfeit gelangt war. Es war nicht zu 
verwunbern, wenn man weithin ber Berfiherung Glauben ſchenkte, daß jene Par- 
teien in Wahrheit die Stimmung bes württembergiichen, bes bayeriſchen Volles 
ausbrüdten. Täglich eiferten fie gegen die Zumuthung einer Berbindung mit 
Breußen und ſcheuten fich nicht, ben Anfchluß an das Ausland eher noch ale 
he „an Norddeutſchland für möglih und dem Sinne des Volles entjprechend zu 


Die Zuverficht diefes Auftretens drängte lange Zeit bie befieren nationalen 
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Regungen zurüd und Tieß bie Bevölkerung ſelbſt zn einer richtigen Schätung ber 
öffentlichen Stimmung nicht gelangen. 

Es beburfte eines fo tief greifenden Anlaſſes, wie bie Gefährbung bes Zoll: 
vereins, die Gefährbung bes deutſchen Volles in feiner wirthſchaftlichen Wohlfahrt 
und Eutwidelung, um bie wirflide Stimmung bes Bolles zum Uusbrude ge 
langen zu lafien. 

Der unwillkürliche Durdibrud bes öffentlichen Geiftes bat bie bebentjame 
Wendung der Dinge in Bayern und Württemberg herbeigeführt: nicht ein Sieg 
Breußens, fondern ein Sieg des eigenen Geiftes ber Bevölkerung 
bat den Widerſpruch des Reichsrathes in Bayern, den Widerſpruch der fogenannten 
„Bollepartei” in Württemberg überwinden. Und das Erwachen dieſes unbe 
fangeneren Geiſtes hat nicht blos bie jüngſt drohenden Gefahren befeitigt, ſondern 
läßt uns auch mit Hoffnung auf bie weitere Geftaltung der Beziehungen zu Sär- 
beutichland bliden. Dan darf jetzt hoffen, daß der Vollsgeift in Sübbentichland 
fih nicht mehr kalt unb fremb oder gar feinblich gegen Preußen verhalten, fon- 
dern daß flatt des alten Sonbergeiftes fi immer tiefer ins Boll hinein ein 
echter beuticher Bollsgeift entwideln werbe, der in Preußen unb Rorbbentichlaub 
bie Genoſſen gleicher nationaler Gefühle und Hoffnungen begrüßt. Ebenſo wie 
ber bayeriſche Minifter bei dem vorjährigen Friedensichluffe dem Grafen Bis- 
mard in tieffter Erregung fagte: „jett weiß ich, daß in Ihrer Bruft ein ect 
deutſches Herz fchlägt”, — jo wird ganz Sübbeutichland immer ernfter unb tiefer 
Fr daß in Preußen unb in Norbbeutichland vor Allem beutiche Herzen 

agen. 

Alfo niht um Sieg ober Niederlage zwifhen Norben nud 
Süden handelt es fih bei den bodherfreulihden Ereigniffen der 
legten Woche, fondern um ben Triumph deutſchen Geiftes über 
böfe Täuſchung und Verirrung. 

Deshalb beſonders darf man in biefen Borgängen Zeiden 
frober Bedeutung für bie weitere beutfhe Entwidelung erbliden.“ 


8, Erſte Gelfion des Heidhstages des 
Uorddeutſchen Hundes, 


Bom 10. September bi3 zum 26. Oftober 1867. 


1867. 10. September. Eröffnung ded Reichstages. 
Thronrede Sr. Majeftät ded Königs. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des 
Norddeutfchen Bundes. 9 


Bei dem Schluffe des erften Reichstages des Norddeutichen Bundes 
tonnte Ich die Zuverficht aussprechen, daß die VBolfvertretungen der eins 
finen Bundesftaaten dem, was der Reichstag in Gemeinfchaft mit den 

ierungen geichaffen hatte, ihre verfaffungsmäßige Anerkennung nicht 
verlagen würden. Es gereiht Mir zu großer Genugthuung, Deich in 
diefee Zuverficht nicht getäufcht zu haben. In allen Bundesftaaten ift 
die Berfafjung des Norddeutihen Bundes auf verfaflungsmäßigem Wege 
Sefeg geworden. Der Bundesrath hat feine Thätigkeit begonnen und 
jomit kann Ich heute in Meinem und Deiner hohen Verbündeten Namen 
mit freudiger Zuverſicht den erften, auf Grund der Bundesverfaflung 
verjammelten Reichſtag willlommen beißen. 

Für die Ordnung der nationalen Beziehungen de8 Bundes zu den 
Süddeutfhen Staaten ift unmittelbar nad) ertimbung ber Dundes- 
verfaffung ein wichtiger Schritt gefchehen. Die Deutſche Gefinnung der 
verbiindeten Regierungen bat für den Zollverein eine neue, den veränderten 
Berbältniflen entfpredenbe Grundlage geichaffen und deflen Fortdauer ges 
fihert. Der deshalb abgefchloflene, von dem Bundesrath genehmigte 
Bertrag wird Ihnen vorgelegt werben, 

Der Haushalts-Etat des Bundes wird einen hervorragenden 
Gegenftand Ihrer Berathungen bilden. Die ſorgfauti e Beſchränkung der 

usgaben auf den nothwendigen Bedarf wird es geflatten, beinahe drei 

Biertheile derjelben durch die eigenen Einnahmen des Bundes zu bes 
freiten, und die vorfichtige Beranfchlagung diefer Einnahmen leiften 
dafür Gewähr, daß die im Etat vorgefehenen Beiträge der einzelnen 
hunbeöflaaten zur Dedung der Gefammt- Ausgabe vollftändig genügen 
erden. 
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Dem Oumbedrathe find Gefeg- Entwürfe vorgelegt und verheiken, 
welche den Zweck haben, auf den verſchiedenen Gebieten der Bunde 
gejeggebung das zu ordnen, deflen Ordnung der Augenblid erfordert 
und die Beit geftattete. Ein Geſetz über die Freizügigkeit foll die 
weitere Entwidelung des, duch die Berfafiung begründeten gemeiniamen 
Indigenats anbahnen. Ein Geſetz über die Berpflidhtung zum Kriegd- 
denne fol dieſes gemeinſame Indigenat für das Heer zur Geltung 
bringen und zugleich die Beſtimmungen überfichtlich zufammenfaflen, welde 
in der Berfaffung theils jelbftftändig, ine durch Hinweifung auf die 
Geſetzgebung Preußens über die Dienftpflicht getroffen find. Ein Geſetz 
über das Game‘ en ift dazu beftimmt, veraltete Beſchränkungen des 
Berlehrd ans dem Wege zu räumen und die Örundlage zu einer, dem na 
tionalen Intereſſe entjprechenden Vereinbarung „geilen dem Bunde und 
den jüddeutfchen Staaten zu bilden. Eine Maaß⸗ und Gewichts⸗ 
ordnung bat die Aufgabe, da8 Maaß⸗ und Gewichtsweien des Bundes 
übereinflimmend und in einer, für den internationalen Verkehr förderlichen 
Weile zu regeln. Die Eigenfchaft der Poft, ald eines Bundes - Inflituts, 
macht gefeglihe Anordnungen über das Poſtweſen und den Porto» Tarif 
nothwendig. Die Errichtung von Bundes-Eonfulaten erfordert die ge 
fegliche Feftftellung der mit Ausübung diefes Amtes verbundenen Rede 
und Pflihten. Die Einheit der Handelsmarine bedarf einer Grund⸗ 
lage durch ein Geſetz über die Nationalität der Kauffahrteifchifie. 

Sch hoffe, dag diefe Geſetze, welche einen erften, aber entjchiedenen 
Schritt zum Ausbau der Bundesverfafiung bezeichnen, Ihre und deö 
Bundesrathes Zuflimmung finden werben. 

Die Ueberzeugung, daB die große Aufgabe des Bundes nur zu Löfen 
ift, wenn durd allfettige8 Entgegenfommen die befonderen mit dem all- 
gemeinen und nationalen Interelfe vermittelt werden, bat die Berathungen 
geleitet, aus welchen die Bundesverfaflung hervorgegangen ifl. Sie Bat 
ın den Verhandlungen des Bundesrathes von Neuem ihren Ausdrud ge 
funden, und fie wird, mie Ich zuperfichtlich erwarte, auch die Grundlage 
Ihrer Berathungen bilden. 

In dieſem Sinne, geehrte Herren, legen Sie Hand an den Ausbau 
des durch die Bundesverfaflung begründeten Werkes. Es iſt eine Arbeit 
des Friedens, zu welcher Sie berufen find, und Ich vertraue, daß, unter 
Gottes Segen, das Baterland ſich der Yrlichte Ihrer Arbeit in Frieden 
erfreuen werde. 


Adrehverhandlungen im Keichstage. 


24. September. Der Enwurf der Adreſſe. 


Euer Königlichen Majeftät und Allerhöchſidero erhabenen Bundesgenoffen 
bezeugt ber erſte Reichstag des nunmehr verfaffungsmäßig conftituirten Norbdeut- 
ſchen Bunbes ben Dank und bie Befriedigung der Ratton über bie bisher er- 
rungenen Erfolge einer wahrhaft beutfchen Politik. 

Das öffentliche Leben Deutichlands hat nach Jahrhunderten ſchwerer Prifung 
enblich bie fihere Grundlage gewonnen. Diefe Grundlage einer großen nationalen 
Zukunft zu befeftigen und im Sinne bürgerlicher Freiheit und vollewirthſchaft ⸗ 
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a en fahrt auszubauen, wirb fortan das Ziel aller Beftrebungen des Reichs⸗ 
tago fein. ' 


Seit der flaatlihen Einigung Norddeutſchlande find wir uns im erhöheten 
Maße der Pflicht bewußt, jedem Wunſch und Bebürfniß ber Sübdeutihen Staaten 
nah Herbeiführung ber ben Süden und Norden umfaffenden nationalen Berbin- 
dung entgegenzulommen. Wir unjererfeitS dürfen das große Werk erft dann für 
vollendet erachten, wenn der Eintritt der ſüddeutſchen Staaten in ben Bunb auf 
Grund bes Art. 79 der Berfaffung des Norddeutſchen Bundes erfolgt jein wird. 

Mit Frenden begrüßen wir deshalb jede Maßregel Euer Majeftät, welche, 
wie die Vorlage wegen ber Wieberherfiellung des Zollvereines, uns biefem er- 
ſehnten Ziel in freier Vereinbarung aller Theile näher führt. 

Die unwiderſtehliche Macht nationaler Zuſammengehbrigkeit und bie Har⸗ 
monie aller materiellen und geifi n Intereffen jchließt jeden Rüdfchritt auf dem 
betretenen Wege aus. Wir find überzeugt, daß die hoben verblindeten Regierungen, 
ihres Weges und Ziele® unbeirrt gewiß, nicht befürchten, baß andere Nationen 
uns das Recht anf nationale Eriftenz mit Erfolg flreitig machen könnten. 

Das deutſche Boll, von dem Wunſche befeelt, mit allen Völkern in Frieben 
m leben, bat nur das Verlangen, feine eigenen Angelegenheiten in voller Unab⸗ 
Bängigfeit zu orbnen. Entichloffen, jeben Berfuch fremder Einmiſchung in ruhigem 
Selbfivertrauen zurückzuweiſen, wird Deutichlanb dies uubeftreitbare Recht unter 
alen Umſtänden zur thatſächlichen Geltung bringen. 

So gehen wir in frober Zuverficht an das Werk bes Friedens, welches jetst 
und Eluftig dem Reichstage obliegt. Durch forgfältige Bflege ber geiſtlichen und 
fittfiden Güter des Volle, durch weile Sparfanteit in den Ausgaben und gerechte 
Bertheilung der Laften, durch gleiches Recht für Alle und gleiche Pflicht eines 
Jeden, durch treue Hingabe an das Vaterland wird das von ber Nation unter 
ber glorreihen Führung des Königlichen Haufes ber Hohenzollern begründete 
Gemeinwefen unerihätterlich fein. 

In tieffler Ehrfurcht verharren wir. 

Eurer Königiihen Majeftät 
anerunterihänigfie treugehorſamſte 
Der Reichstag des Norbdeutichen Bundes.“ 


Die Stellung der Bundesregierung zur Adreſſe. 
24. September. Erklärung ded Grafen v. Biömard: 


Wir können nicht fagen, wir wollen feine Adrefle; das fähe jo aus, 
als wenn wir uns vor den Ausſprüchen der öffentlichen Meinung fcheuten. 
Wir können aber audy nicht fagen, wir wünfchen eine Adrefje, nnd gerade 
diefe, weil es dann nicht der alleinige Ausdrud des Reichstages fein 
würde, und die Wegierung verantwortlich) machen würde für den Inhalt 
der Adreſſe. Wir fehen in der Adrefle das Zeugnig, welches der Reichs⸗ 
tag dem Süden, dem Auslande, den Bundesregierungen gegenüber ablegt 
von den Meinungen und Ueberzeugungen, mit denen die Hegierungen zu 
rechnen haben und auf welche die Hegterungen rechnen fünnen. Wir faflen 
die Adreffe nicht ſo auf, ala ob der Norddeutſche —— die Regierung 
damit wider ihre eigene ubegugun zu einer raſcheren Action, als die 
Regierum nad) ewiffenbafter rwägung der Sache förderlich hielt, drängen 
wolle. —*— haben durch unſer Circular ausgeprochen, daß wir unſerer⸗ 
ſeits jeden Druck, jedes Drängen vermeiden, daß aber, wenn die deutſche 
Nation in ihrer Geſammtheit die Einheit wollte, daß dann, meiner Ueber⸗ 
eugung nach, keine deutſche Regierung und kein deutſcher Staatsmann 
art genug ift, diefe Einheit zu bindern, feiner gutmüthig oder klein⸗ 
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mäüthig genug, es ꝓ verhindern. Die Adreſſe wird nicht wollen, daß 
wir die zurüdhaltende Stellung, die wir dem Süden gegenüber bemahrt 
baben, verlafien, daß wir fuchen möchten, einen Drud auf Diejenigen 
Kräfte im Süden auszuüben, welche eine gewiſſe Sprödigkeit gegen die 
Annäberung zeigen, einen Drud, der meine Erachtens nur da8 Gegen 
theil erreichen würde. 


Die Annahme der Abreffe erfolgte mit einer Mehrheit 
von 157 gegen 58 Stimmen: die beiden conjervativen 
Fractionen, die Alt-Xiberalen und die National» Kiberalen 
ftimmten für diejelbe, die Fortſchrittspartei, die Polen und 
die Partifulariften gegen diefelbe. 


3. Oftober. Ueberreihung der Adreſſe auf der Burg Hohenzollem 
dur eine Deputation des Reichstages unter Führung 
des Präfidenten Dr. Simjon. 

24. September. Rede ded Grafen v. Biömard über die Lurem- 
burger $rage bei der Adreßdebatte. (ſ. oben ©. 684). 


Zur Nordſchleswigſchen frage. 
24. September. Erklärung des Grafen von Bismarck bei der 
Adreßdebatte. 


(Gegen den Abgeordneten Dr. Hänel, welcher bie Befürchtung antge⸗ 
ſprochen hatte, daß Nord⸗Schleswig an Dänemark abgetreten werde, mit bem 
Hinweiſe, daß mit gleichen Grunde die Ausſcheidung ber polniſchen Beſtandtheile 
Preußens aus dem Norddeutſchen Bunde eintreten müſſe). 

Ich habe zu conftatiren, daß ich principiell nicht auf demfelben Boden 
ftebe, wie der Ser Vorredner. Ich halte eine Herrſchaft Deutjcher über 
widerftrebende Nationen, ich will nicht fagen eine Herrſchaft, aber ein Zu- 
fammenleben Deutfcher in dem Gemeinwejen mit ſolchen Nationen, welche 
danach freben, fi von diefem Gemeinweſen zu Iöfen, nicht für nüglid; 
mitunter aber ift e8 nothbwendig. In Polen ift e8 nothwendig, wie 
ein Blid auf die Karte zeigt; und bei der Kenntniß der Geſchichte, melde 
ih bei dem Heren Borredner vorausfegen darf, wird die heutige Karte 
Nie ihn durchſichtig ſein und die Grenzen der alten Republik Polen 

ucchicheinen laſſen. Die Schwierigkeit der Frage liegt deshalb für 
uns nicht in der Ceſſion von Dänen, melde däniſch jein wollen, an 
Dänemark, nicht darin, daß wir ablehnen wollen, Dänemark zu geben, 
was dänifch, fondern in der Miſchung der Bevölterung, darın, 
bag wir Dänen nicht an Dänemark zurüdgeben können, ohne ihm ‘Deut 

mitzugeben. Darin liegt die Schwierigkeit und zugleich ber prinzipielle 
Unterfhieb meiner politifchen Anficht gegen die des Herrn Vorredners. 
Wohnten ſämmitliche Dänen in einem an der Dänifchen Grenze belegenen 
Landftrihe und fämmtliche Deutjche dieſſeits, fo würde ich es für em 
faliche Politit halten, diefe Sache nicht mit einem Strich zu löſen md 


den rein Däniihen Diftrict an Dänemark zurüczugeben. Ich würde 
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dann Die Sindgabe für eine einfache Forderung derfelben nationalen Po⸗ 
litik halten, welcher wir in Deutichland folgen und welcher in Bezug auf 
Polen zu folgen wir in der Unmöglichkeit find durch die gefchichtliche 
Entwidelung des Preußifchen Staates, welche wir hundert Jahre zurüd 
anht mehr ändern können. Wir müflen tragen, was daraus folgt. Wenn 
mm die Sache möglicherweife die Wendung nehmen follte, daß nicht nur 
Tänen, fondern auch Deutſche an Dänemark abgetreten werden müßten, 
weil fich eben feine Duadratmeile findet, in welcher eine vollftändig un⸗ 
gemifchte Dänifche Bevölkerung Iebt, fo will ich hier nicht unterfuchen, in 
wie weit die mit Pathos erhobene Anklage gegen Preußen gerecht ift, 
dag Preußen die Schuld diefes Uebelftandes trage. Wir wären nidt 
in diefe Rage gekommen, wenn die Haltung der Bevölkerung 
von Schleswig eine andere, wenn fie weniger particulariftifch, 
mehr Deutfh von Haufe aus gewefen wäre, wenn nicht Biele 
in ihrem ganzen Berbalten zu Gunften dynaftifder Intriguen 
vergeffen bätten, daß fie Deutfhe find. Ich will diefen Weg 
nicht weiter geben, alte Wunden nicht aufreißen. Es wird eine andere 
Gelegenheit geben, darüber abzurechnen. 


Die erften Berwaltungseinrichtungen des Rorddentichen 
Bundes. 
28. September. Crllärung ded Grafen von Biömard bei ber 
Berathung des Bunded- Haudhalte. 


(Das Bundeskanzler- Amt; — der Bundeskanzler und 
da8 Preußiſche Miniſterium.) 

Es kann nicht meine Aufgabe ſein, im Anſchluß an die Rede des 
vorletzten Herrn Redners (Dr. Waldeck) hier zurückzugreifen auf die 
Discuſſion des verfaffunggebenden Reichſstages, auf die Frage, ob die 
Dinge fo, wie fie eingericptet find, gerade das Beſte getroffen Daben. Es 
genügt, Daß dieſe Fragen damals einſtweilen entſchieden find; wir müſſen 
uns nach dem richten, was bisher in der Verfaſſung ſteht. 

Dem Antrage gegenüber, der vorher geſtellt worden iſt, die Dis⸗ 
cuſſion über das Bundeskanzleramt auszuſetzen, reſp. die Frage an einen 
Ausſchuß zguczuweiſen den gegenüber kann ich nur die andere Frage 
aufftellen: ift da8 Bundestanzleramt überhaupt eine nöthige 
Inftitution für den Gefchäftsbetrieb oder niht? Darauf fcheint 
es mir bier allein anzutommen, nicht darauf, ob die Berfaflung in ihren 
Srundfägen mit den Wünfchen der Herren übereinftimmt, die gegen die⸗ 
jelbe geſtimmt haben. 

Ben ih auf die Nothwendigkeit des DBundeslanzleramts komme, 
fo erfläre ih, daß mir jede Fortſetzung des Gefchäftßbetriebes unmöglich 
wird, wenn nicht das Bundeskanzleramt mit einer Auswahl reicher und 
ausgezeichneter Arbeitsträfte dotirt wäre. Es iſt der unentbehrlichſte 
Maſchinentheil, um die ganze Maſchine, wie ſie augenblicklich eingerichtet 
iſt, in Gang zu halten. Wenn man darüber einen näheren Nachweis 
derlangt, ſo erwidere ich, daß wir noch nicht in der Lage ſind, in allen 
dieſen —2 die Punkte ſo genau über das J zu ſetzen, wie ſie vielleicht 
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in zwei oder drei Jahren von felbft in's Auge fpringen werden; jolde 
Dinge werden eben nit von Haufe aus nad theoretiſcher 
Berechnung gefhaffen, fondern fie werden und wadjen. 

Aber auch im feiner von mir gerühmten Ausftattung würde des 
Bundeskanzleramt ſchon jegt den Anforderungen an feine Arbeitskräfte 
nicht genügen können, wenn nicht die Arbeitskraft der Preußiſchen Mini 
fterien und der Minifterien der verbündeten Regierungen, jomeit fie im 
Bundesrathe zur Wirkfamleit kommt, dabei zu Hülfe gezogen wird. Sie 
Alle werden auß den Zeitungen und auch aus eigener näheren Prüfung 
der Dinge die ungewöhnlich bedeutfamen und fleißtgen Leiſtungen ber 
Mitglieder des Bundesratheg — ich Tann das ohne Selbflruhm jagen — 
erkannt baben; ihnen vorbergegangen find ähnliche Arbeiten in den ent: 
Iprechenden Fachminiſterien ber verbündeten Staaten, bei benen ich natür- 
licher Weiſe meinerſeits bier local nur in näherer Verbindung mit dem 
preußifhen Sachminifterium geftanden babe. ch glaube, daß ein Wider: 
fireben gegen die Bewilligung unbefannter Organe zugleich geftügt ift von 
einer gewiß erflärlichen und berechtigten Neugier, näher zu wiflen, wie die 
Saden eigentlich gemacht werden. 

. Ih glaube, auf diefe Frage einiges Licht wenigftend zu werfen, 
wenn ich Ihnen fage, daß ich als Kanzler Feine irgendwie principiel 
wichtige Sache in den Bundesrath einbringe, ohne mich vorher mit meinen 
Preußifchen Herren Eollegen darüber verjtändigt zu haben. Ebenſo feg 
ich voraus, daß meine Collegen im YBundesrathe, —8* fie ſelbſt Staats⸗ 
miniſter find, ihrerſeits ihr Votum nicht abgeben und zu den eingebrachten 
Saden nit Stellung nehmen, und daß fie feine Anträge einbringen 
werden, über welche de nicht mit ihren zu Haufe die Berantwortlictet 
tragenden Eollegen einig find. Ich habe ſchon in den Discuffionen des 
verfaffunggebenden Reichſstags erwähnt, e8 werde die Aufgabe des 
Bundesfanzlers fein, mit feinen Preußiſchen Collegen Füh— 
(ung zu halten. Diefe gühlung wird dadurch genommen und bewahtt, 
daß ih für Preußen keine Borlage in den Bundesrath ein- 
bringe und feine wefentlide und durchſchlagende Erklärung 
abgebe, ohne mich vorher des Einverftändnitfes der abrigen 
Preußiſchen Collegen verfihert zu haben. jede Preußiſche Bor- 
lage, die in den Bundesrath gebracht werden fol, erſcheint vorher auf 
dem amtlichen VBortragsregifter des Preußifchen StaatSminifteriums und 
wird dort discutirt, gerade als ob fie in den Preußiſchen Landtag ein 
gebracht werden follte, und der Unterfchied ift äußerten Falls der, daf, 
wenn beiſpielsweiſe der Diinifterpräfident mit dem Botum eines jeine 
Collegen in Bezug auf eine rein Preußifche Sache kein Einverftändu 
erlangen könnte, er genöthigt fein wilrde, Sr. Majeflät dem Könige u 
fagen: mit diefen Collegen kann ich gemeinfchaftlih das Geichäft m 
fortfegen, Einer muß ausfcheiden. In den Bundes - Angelegenheiten do 
egen ift der Bundeskanzler und Meinifterpräfident in der günfligeren 
tellung, daß er, auch wenn feine Collegen nicht einverflanden wären, 
immer formell berechtigt bleiben würde, mit den Anträgen im Bunde 
rathe dennoch vorzugehen; er muß aber dann die Berlegenheit gemärtigen, 
daß feine Eollegen die Smitiative bei Sr. Maj. dem Könige ergreifen 
und daß diefe dann fagen: diefen Bundeskanzler können wir als 
als Borfigenden nicht weiter brauchen, wir wollen mit ihm nicht weiter geben. 
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Dann würde die Sache auf irgend eine Weife regulirt werden, um 
air — allerdings complicirten Syſtem von Verantwortlichkeit zu 
entſprechen. 

Dieſe Verantwortlichkeit hat, ich gebe das zu, einen Januskopf, 
aber die Geſichter ſind nach beiden Seiten hin vollſtändig dieſelben, wenn 
auch das eine dem Preußiſchen Landtage, und das andere dem Reichstage 
ge wird, und mir ſcheint es ſehr wohl denkbar, daß eben ſo gut, wie 
die Verantwortung in rein Preußiſchen Sachen eine achtfache iſt, ſie ſehr 
wohl in Bundesſachen eine zweifache fein kann; einmal dem Reichstage 
egenüber die von dem Bundeskanzler getragene, und zweitens dem Preußi⸗ 
* Landtage, reſp. dem Sächſiſchen gegenüber die von dem betreffenden 
Reffort⸗Miniſter getragene. Beide muſſen eben einig werden, wenn 
die Mafchine functtoniren foll. So wie fie nicht einig bleiben, fo 
wird der eine oder der andere aus feiner Stellung auszuſcheiden das Bes 
dürfniß haben. Ich glaube deshalb, daß der Herr VBorredner volllommen 
Recht hatte, wenn er fagte, daß die Verantwortung für Alles, was in 
dem Staatsleben de Bundes, wie in dem StaatSleben ber verblndeten 
Staaten vorkommen kann (wie auch ich mir ſchon vor Monaten auf diefer 
Stelle zu bemerken erlaubte), vollftändig ebenfo „gededt bleibt, wie fie früber 
war. Es giebt Feine Handlung, für die Niemand verantwortlid 


wäre. 
Später bemerfte Graf Bismard noch: 


Ich gebe hiermit die von dem Herrn Vorrebner (Abgeordneten 
Dunder) vermißte Erklärung ab, daß ıch den Bundeskanzler audy für 
die Kriegs» und Marine-Bermaltung des Bundes dem Reiche: 
tage wie dem Bunde gegenüber für verantwortlich anfehe, fo lange die 
jesige Bundesverfaflung beftebt. 


Einberufung von Nejerven und Mobilmadnngen. 


Rede ded Grafen von Bis marck bei der DBerathung 
des Geſetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt. 
[Ueber XArtifel 6: 

„Während des Reſtes ver 7- jährigen Dienfizeit find die Mannſchaften zur 
Reſerve beurlaubt, inſoweit nicht bie jährlichen Uebungen, nothwendige Berftär- 
Imgen oder Mobilmachungen bes Heeres, beziehungsweiſe Ausrüftungen ber Flotte 
bie Einberufung zum Dienft erfordern.” — 

Seitens ber Gortiöpritiöpartei war die Streihung ber Worte: „noth- 
wendige Berſtärkungen“ beantragt.) 

Die verblindeten Regierungen find bei der Vorlage dieſes Geſetz⸗ 
Entwurfes nicht von dem Beireben geleitet worden, die Machtvoll⸗ 
Iommenbeiten des Bundesfeldherrn und feiner Drgane zu erweitern, 
ſondern umgelehrt von dem Beftreben, den Spielraum, melcher in der 
Staatsmaſchine der Willkür der Ausführungsbehörben gelaffen werden 
muß, geſetzlich fo weit zu beengen, wie es mit dem Wohlbefinden und der 
richtigen Functionirung dieſer Mafchine irgend wie verträglich if. 

Die Grenze für dieſes Beftreben mit Ihnen gemeinſam zu finden, 
da iſt Die Aufgabe unferer heutigen Discuffion. Die Vertreter der ver 
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bündeten Wegierungen find dabei meiner Anficht nad bis an die Grenze 
der Möglichkeit, über die Grenze ber Zweckmäßigkeit hinaus entgegen 
gefommen. Wir hatten im Bundesrat die uns befannt gewordenen 
Abänderungsporichläge Ihrer Commiſſion einer forgfältigen umd unpar- 
teiiſchen Prüfung von Neuem unterworfen. Wir haben darunter einige 
efunden, die wir von unferm Standpunkte auß für Berbeflerungen des 

ſetzes nicht anfehen konnten und die zu befämpfen e8 auch noch unjere 
Aufgabe bleibt, die aber doch nicht fo einjchneidend und fo verberblid 
für die Wirkung des Geſetzes uns erfchienen, dag wir von ihnen das 
Schickſal des Geſetzes hätten abhängig machen jollen. Mit dem feitdem 
eingetretenen Antrage, wie ihn der Herr Abgeordnete Raster vorhin ver 
treten hat mit dem Antrage: aus dem Artikel 6 diejenige Beftimmung zu 
ftreihen, melche dem Bundesfeldheren und feinen Organen eine gie 
porfichtig zu bemefiende, vorfichtig zu übende Macdtvolllommenheit beläßt, 
— mit diefem Amendement wird die Grenze, die der Bundesrath ſich 
bat ziehen müſſen, überſchritten. Ex ift nad forgfältiger Prüfung zu der 
einftimmigen Weberzeugung aller Regierungen. gelommen, daß wit der 
Aufnahme des neuen Princips in die Vorlage, mit der Streichung de 
in der Vorlage Feftgehaltenen der Bundesrath und die verbündeten Re 
gerungen zu ihrem Bedauern nicht mei in der Lage fein würden, die 

efege8= Vorlage aufrecht zur erhalten, fie würden fie damit als gefallen 
und anüeaogen anſehen müſſen. 

Der Bundesrath iſt bei feinem Beſchluß theils durch techniſche Er: 
wägungen, wie ſie von den unter uns anweſenden Generälen vor mir 
vorgetragen find, theils durch politiſche geleitet worden. Die politiſchen allein 
würden Hr mich ausreichen, mich gegen dieje beabfichtigten Amendements 
aufs Aeußerſte zu wehren, wenn nicht das Schickſal diefes Geſetzes von 
deren Berwerfung abhängig zu machen. 

Bringen Sie uns nidht in die unannehmbare Lage, daß 
Deutfhland die einzige große Militörmadt fei, welde durd 
Einberufung eines einzigen Reſerviſten legal ihre Abjidt 
Krieg zu führen ausfpriht und auszuſprechen gezwungen ift. 

ir fegen uns der berechtigten Interpellation jeder Nachbarmacht 
aus, fobald diefe von Ihnen beabfichtigte Aenderung des Geſetztertes auj⸗ 
genommen ift, der berechtigten Interpellation, was wir damit fagen wollen, 
wenn wir bei einem Negimente zur Anfertigung von Patrontajchen einen 
Sattler als Reſerviſten einberufen, e8 if yon dann die legale 
Präjumtion vorhanden, daß wir beabfichtigen, Krieg zu führen, 
daß das Heer in Kriegsbereitſchaft gejeßt wird. Nöthigen Ste die Ber- 
waltung der auswärtigen Angelegenheiten nicht, in folchen gefährlicen 
fhwebenden Zuftänden, wie wir fie in diejem Yrühjahr gehabt haben, da} 
Wort, „Krieg“ auh nur in BZufammenfegungen von Kriegsbereitſchait 
entweder offen, oder verjchleiert durch den Ausdrud Nothſtand“, früher 
auszuſprechen, als unbedingt nothwendig if. Die Truppen unfere 
Nachbarn ziehen, mit oder ohne eingezogene Reſerve, in ihren Reihen 
umber, verjtärten fi), wie fie wollen, und find in feiner Weiſe durch dr 
Gejetgebung darin genirt. 

arum wollen Sie gerade dem eigenen Baterlande im vermeintlichen 
Interefie des Freiheitsſchutzes von Individuen, deren Freiheit in keine 
Weiſe zu gefährden von den Regierungen beabfichtigt wird, dem eigenem 
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Boterlande diefen Knebel, möchte ich fagen, anlegen, diefen Zwang aufer- 
iegen, unter Umftänden länger wehrlos zu bleiben, als die politifchen 
Zufände nach forgfältiger Erwägung es zuläffig machen. 

Daß wir mit diefen Dingen nicht leichtfertig vorgehen, meine Herren, 
bat die Erfahrung gezeigt. Es hat in diefem Frühjahr vielleicht 
on wenig Tagen gehbangen, ob wir nicht zum Kriegtamen, und 
daß es nicht dazu gelommen ift, ift uns noch geftern von einer Seite aus, 
der ih aus Gründen, die Ste würdigen werden, nicht geantwortet habe, 
bier vorgeworfen worden. Wir haben dur Wahrung des Friedens 
ohne Berufung von Referven den Beweis jedenfalls geliefert, 
dag wir auf daß vorgiältigfie alle Intereſſen fhonen, daß die 
Nahtvolllommenheit, die den Aegierungen gefegmäßig bleibt, auch noch 
in Zeiten der Gefahr in einer fchonenden, wohlmollenden, die Rechte der 
Individuen und den Frieden des Landes achtenden Weife gehandhabt 
nnd, und Sie können darauf rechnen, daß dies auch ferner in der Zu⸗ 
unft fein wird. Uber machen Sie uns derartige Schonung bes 
sriedens nicht dDadurd unmöglich, dag Sie Dinge einer geſetz⸗ 
lichen Regelung unterziehen wollen, die ſich der Möglichkeit 
einer ſolchen, im wohlverſtandenen Intereſſe des Landes ab— 
ſolut ent zie hen. 


(Der Antrag auf Streichung der Worte „nothwendige Verſtärkungen“ wurde 
mit 165 gegen 81 Stimmen abgelehnt; das ganze Geſetz am 19, October 1867 
mit jehr großer Majorität angenommen). 


26. October. Schluß des Reichstages. 
Thronrede Sr. Majeftät ded Könige. 


Die Hoffnungen, mit welden Ich Sie bei dem Beginn Ihrer Thätig⸗ 
teit bier willlommen hieß, gm im vollften Maße in Erfüllung gegangen. 

Derſelbe patriotifche Ernft, mit welchem, in Harer Erfenntniß der 
gemeinfamen Ziele, die Bundesverjafjung begründet wurde, bat Ihre Bes 
rathungen über die erften Schritte zum Ausbau bderjelben geleitet. In 
emer kurzen, aber an Ergebniffen reichen Seifton haben Sie auf den ver⸗ 
ſchiedenſten Gebieten der Geſetzgebun Cinrichtungen feftgeftellt, welche 
niht blos in fich felbjt eine hohe Bedeutung haben, jondern auch die 
leitenden Gefichtspuntte für ferner zu fchaffende Einrichtungen deutlich 
vorzeichnen. Für die anftrengende Thätigkeit, deren es zur Erreichung 
diefer Ergebniffe bedurfte, danke Ich Ihnen in Meinem und Meiner Hohen 
Berblindeten Namen. — — — 

Der von Ihnen genehmigte Bertrag über die Fortdauer des Zoll- 
verein ift im Verhältniß zu allen fiiddeutichen Staaten noch nicht gefichert. 
Die verbüindeten Negierungen würden es mit Ihnen beflagen, wenn eine 
Einrichtung, deren fegensreiche Wirkungen allen dazu gehörenden Ländern 
zu Gute gelommen find, fih fortan nicht mehr au alle diefe Ränder er- 
ftreden follte. Sie find fi aber mit Ihnen bewußt, daß die unentbehr⸗ 
lichen Reformen der Verfaſſung des Zollvereins vorlibergehenden Schwierig» 
leiten nicht geopfert werden dürfen, und daß die Gemeinſchaft der Wirte 
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ſchaftlichen Intereſſen die nationale Verpflichtung zum gemeinfamen Schupe 
derſelben ur vertragsmäßigen Vorausſetzung bat. 

So Tehren Sie denn, geehrte deren, zurüd in Ihre Heimath mit 
dem Bemußtfein, unfer nationales Werk thatkräftig gefördert zu haben. 
Ich Hoffe, Sie in nicht langer Zeit hier wieder verfammelt 3 ſehen, und 
Be in Gemeinſchaft mit Abgeordneten aus Süddeutfchland zum Zoll: 

arlament. Ä 


59. Stellung Preußens zu den Borgängen in Italien. 


30. Oktober. Inſtruktionsdepeſche des Grafen Bidmard 
an den Gelandten von Uſedom in Florenz. 


„Em. Berichte vom... . find richtig eingegangen. In Beantwortung 
derfelben erlaube ich mir, Em. folgende Erwägungen mitzutheilen, durch 
weldhe die Regierung Sr. Majeftät des Königs in ihren Entjchliegungen 
fih leiten laſſen nur. Em. erinnern fich der unerwarteten Entlafjung 
Baron Ricafoli, melden wir als einen Träger nationaler Beftrebungen 
und al8 den Bertreter einer im Bunde mit Deutichland wirkenden ita- 
lieniſchen Politit anzufehen gewohnt waren. Es war diefer Miniſter, der 
in kritiſchen Momenten, wie fie die Ereigniffe des vorangegangenen Jahre: 
mit fih brachten, an dem Ruder der italienifchen Politik fand und deiien 
Antecedentien uns volle Vertrauen in die letere einflößen mußten. See 
Entlaffung war unerwartet und wir find genöthigt, die Beweggründe 
derjelden auf einem Felde zu fuchen, welches fi unferer Beobadtung 
entzieht. Die europäifche Preffe bezeichnete damals den Wechiel, welcher 
Ratazzi an die Stelle Ricafoliß treten ließ, als den Beginn einer 
neuen Aera der italienifhen Politik, melde das franzöfiid: 
öfterreihijhe Bundniß gegen Preußen zur Bafis, die Undanl- 
barkeit des Schwarzenbergifhen Defterreih gegen Rußland 
sum Borbilde in Bezug auf 


Breußen gemählt habe. Em. werden | 


ie Gerüchte in Erinnerung fein 3 lich von Allianzen gegen Preußen, 


mit welchen die Zeitungen in Betre ankreichs, Italiens, Oeſterreicht, 
jelbft unter Hineinziehung Englands, ſich fo lange trugen, bis in Front 
reich die weiſe und friedliche Politit, welche der Kaiſer perfönlih me 
verleugnet hatte, die Oberhand behielt. Es ift in jener Zeit nicht zu 
unferer Kenntniß gelonımen, daß auf Seiten Italiens dieje Beftrebunge, 
foweit diejelben fi in das Praftifche übertragen haben, einem enticie 


denen Widerftande begegnet jeien. Erſt feit die le Zujammer | 


kunft die beftimmte Wergerung Oeſterreichs, auf fol ündnifle einge 
chen, zur Evidenz gebracht hatte, find auch die officiöfen und fonfligen 
erüchte über die DBereitwilligteit zu einem Bündniſſe gegen Preuße, 


ohne in der officiöfen Preſſe Italiens dementirt worden zu fein, dem 


Schweigen verfallen. Einige Wochen darauf und kaum einen Monst 
rüdwärts von heut war ed, wie Em. befannt, daß wir zuerſt Noechrich 
von Berhbandlungen erhielten, melde zwiſchen Frankreich un? 
Italien behufs einer Modification der September» Convention in ihrer 
Anwendung auf die päpftlichen Befigungen ſchweben follten; Gerüchte, 
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welche von mehreren Seiten Beftätigung fanden, aber erft nach der Ver⸗ 
baftung Garibaldis offener an's Tageslicht traten. Em. find am beiten 
in der Lage zu willen, daß, wenn ſolche Verhandlungen wirklich eriftirten, 
diefelben jedenfalls Ihnen gegenüber von Seiten Italiens ebene gehalten 
worden find. Diefe Vorgänge, unterftügt durch andere Wahrnehmungen, 
welche wir Em. Berichten entnehmen konnten, verhinderten bier bißher 
dad Aufkommen irgend eined Zweifels an dem fortdauernden vollen Ein» 
. verftändnig der italienifchen und der Taiferlich franzöſiſchen Regierung. 
Bir hatten einigen Grund zu vermuthen, daß die italienifche Regierung 
bis zu einer gewiflen Linie infichtlie des römijchen Territoriums zwar 
nicht auf Zuftimmung, aber doch auf Enthaltung Frankreichs glaube reinen 
u dürfen. Wir würden geglaubt haben, indiscret zu fein, wenn wir nicht 
ie Initiative der italienifchen Megierung zu einer Eröffnung, die fie uns 
u machen geneigt fein konnte, abgemwartet hätten. Wir haben weder nad) 

venz noch nad Paris ragen über die Natur der Verhandlungen 
beider Cabinette gerichtet. Ich habe Em. feiner Zeit benachrichtigt, daß 
ih durch Privatperfonen in jehr vertraulicher Weife iiber die Anficht Preu⸗ 
ßens bezüglich eines Unternehmens auf Nom fondirt worden bin, 
md daß ich denfelben erwidert habe; wie für uns fein Grund vorliegt, 
die gegenwärtige italienifche Regierung nicht als eine befreunbete zu bes 
trachten, und daß ich deshalb über italienische Angelegenheiten ohne Wiſſen 
berfelben nicht unterhandeln fünne. Em. werden daraus erjehen haben, 
da die Unklarbeit tiber unfere Beziehungen zu Stalien, in welche die 
Eriegung Ricaſolis durh Ratazzi und die ibm folgende Phaſe der 
italieniſchen Polttif ung verſetzt hatte, die Regierung des Königs nicht 
bemogen hat, ihrerfeitS die vollkommen loyale Haltung aufzugeben, welche 
und durch unfere Zradition befreundeten Negterungen gegenüber vorges 
Ihrieben iſt. Ebenjowenig aber künnen wir uns von der Pflicht der Vor⸗ 
fiht entbinden, welche der Regierung des Königs durch ihre Stellung an 
der Spige eines großen Bundes auferlegt ifl. Der Umjchlag von dem 
inmgften Einverſtändniß zwiſchen Stalten und Frankreich, an welches wir 
biöher zu glauben veranlaßt waren, zu einer Spannung zwilchen beiden 
Mächten, welche es möglich maden, einen Bruch zwifchen ihnen als 
wahrjcheinlich anzufehen, war ein zu plößlicher, als daß wir berechtigt 
gewejen wären, die durch ihm geichaffene Situation als eine ‚meifelote 
und definitive zu betrachten. Ich habe keinen Augenblick an die Berleum- 
dung geglaubt, dag das Einverftändniß zwiſchen Ratazzi und dem Ca⸗ 
binet der Tuilerien noch bis heute niemals aufgehört habe, daß die Ent⸗ 
widelung des Dramas biß zur Schlußfcene beiderfeitS vorhergeſehen fei, 
und vap es ſich auch heute noch troß der drohenden Haltung auf beiden 
Seiten nur darum handle, zu conftatiren, ob es möglich fein werde, ber 
öffentlichen Meinung beider Länder eine Theilung des römijchen Gebietes 
nah Stadt und Land annehmbar zu machen. ch glaube gern, daß bie 
Zurüdhaltung, welche das Miniftertum Ratagsi und gegenüber feither 
beobachtet bat, ein natürliches Ergebniß feiner age und ziehe daraus 
nicht den Schluß, daß die Beziehungen dieſes inets zu den anderen 
Machten von einem für Preußen bedenklichen Charakter fein müßten. 
Aber eine Macht wie Preußen kann in ihrer gegenwärtigen 
Stellung nur mit vollkommen fiheren Unterlagen, mit klarer 
Ueberficht über den Stand des Schahbrettes Stellung nehmen; 
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und diefen Grad von Sicherheit, muß ich Em. offen geftehen, babe ich nicht 
in dem Maße, wie Sie ihn aus Ihren perfönlichen Endrücen nach Ihrer 
individuellen Aullaftung geichöpft zu haben ſcheinen. Ich bin nicht ganz 
frei von der Befürdhtung, daß Preußen bei einer Einmifhung 
in die Streitigkeiten zwiſchen dem Sabinet Ratazzi und defjen 
früheren Freunden in Paris die Rolle des Unberrfenen fpielen 
würde, defien Einmifhung in häusliche Streitigkeiten ihm 
den Unmillen beider Theile zuzieht. Die Erwägung, daß die Rei: 
ung des Könige Biltor Emanuels, und der feinem Herzen näher 
Hehenben Polititer bei Schwankungen der italienifhen Waage zwiſchen 
Frankreich und Deutfchland, auch gegen den Willen der Minifter, leicht 
den Ausfchlag für Frankreich geben könnte, wird in Florenz fo gut mie 
bier gemirbigt werden. Die Tönigliche Prärogative könnte ſchließlich auch 
dann, wenn Ratazzi ernftlich entfchloffen wäre, Italien vom franzöfiiäen 
Einflufle unabhängig zu machen, eine unerwartete Wendung geben und 
Minifter von zweifellofer Anhänglichkeit an Frankreich an Stelle Ratazzi's 
berufen. Em. können von feinen aufrichtigeren Sympatbien für das Ge 
beihen des Königreich Stalien befeelt fein, als diejenigen find, melde 
ich felbft im Laufe meiner amtlichen Function betbätigt habe; aber defien 
ungeachtet bedürfen wir, ehe wir unjere Entſchließung faſſen, der Gewif- 
beit, dag wir nicht dur das Einverftändniß zweier, anjdei: 
nend ftreitender Parteien in eine Bahn geleitet werden, der 
zu folgen der Bolitil des eigenen Landes nicht nüglich fein 
würde. Es liegt auf der Hand, daß für Frankreich, wenn man bem- 
jelben die kriegeriſchen Tendenzen gegen Deutſchland zumuthet, an benen 
ich bisher zweite der Vorwand zu einem Kriege ein viel günftigerer ſein 
würde, wenn Deutjchland gendtbigt werden könnte, gegen da8 den Papft 
ihütende Frankreich mit einem Angriffefriege zu Gunften der Unabhän- 
gigkeit Italiens zu interveniven. Die Kriegspartei in Frantreid 
würde dadurch der Unannehmlichkeit überhoben, einzugefteben, 
daß es die nationalen Beftrebungen Deutihlands find, mel: 
FR man den Krieg erkläre. Diefe Seite der Trage berührt ein 

ebiet, welches ebenfall bei Erwägung unjerer Stellung zur Sache einer 
Hareren Beleuchtung bedarf. Die katholifhe Bevölkerung Deutid- 
lands hat denjelben Anſpruch, wie die evangelifche auf Be: 
rüdfihtigung ihrer religiöfen Ueberzeugungen. Diefe Rüd- 
fiht verbietet einem Staate mit gemifhter Bevölferung, gegen 
da8 Oberhaupt der katholiſchen Kirche in einer Weife vorzu- 
gehen, welde die Herzen der gläubigen Katholifen verlegen 
würde. Eine der BVorbedingungen, um uns zum Einnehmen einer feften 
Stellung zur Sache zu befähigen, würde daber die Bergemwifferung über 
die Frage fein, ob dem Papfttbum, nad der italienijchen oder 
der een oder der beiden Regierungen gemeinjamen 
Auffafjung jeiner Zukunft, eine Stellung bleibt, welde auf 
von den Katholiken deutſcher Nationalität in ihrer Mehrheit 
als eine würdige anerlannt werden würde. Im diefer Richtung 
(dehnt man fi auf feiner der betbeiligten Seiten bisher ein deutliches 

ild der Zukunft vorgezeichnet zu haben. Die Sachlage ift hiernad, wie 
Ew. felbft es —e— haben, noch nicht dazu angethan, Sie mit 
Inſtruktionen zu verſehen, durch welche die Regierung des Königs ihre 
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Entfchliegungen definitiv regeln würde. Wir müſſen abwarten, daß bie 
anſcheinend miteinander im Streit begriffenen Kräfte mit mehr Entſchie⸗ 
denheit ihre Stellung nehmen und der biäherige Wechfel zwiſchen beider» 
jatigen “Drohungen und Nachgiebigfeiten zu einer fertigen Situation 
über Bisher kenne ich die Tragweite der Gegenfäge nicht, welche das 
Minfterium Ratazzi und das Cabinet der Tutferien trennen könnten. 
Em. werden mit mir darin einverftanden fein, daß das italienische Ca⸗ 
binet, wenn es ihm um eine ernfte Einwirkung auf das hiefige zu thun 
wäre, damit beginnen würde, fich bier durch ſeinen Gefandten vertreten 
und uns durch denfelben beftimmte völlnungen über feine Politit machen 
zu lafien, nachdem, wie Em. befannt, Graf Yaunay Berlin verlafien hat 
und mir feitdem amtliche Mittheilungen der italieniſchen Geſandtſchaft 
nicht zugegangen find. Die Natur dieſes Erlaſſes bringt e8 mit fich, daß 
derſelbe Lediglich beftimmt ift, Ew. behufs der von Ihnen zu beobadhtenden 
Haltung zu orientiren und Ihre Sprache zu regeln, ohne daß Sie aus 
bemjelben zu einer amtlichen oder vertraulichen Mittheilung Anlaß zu 
nehmen hätten. vr. weiteren Berichterftattung, wie eine rein beob« 
achtende Haltung fie Ihnen eingeben wird, jehe ich mit Intereſſe ent- 
gegen.“ 

15. November. Einladung Frankreichs zu einer Konferenz über 

die römiſche Frage. 

Graf Bismarck erflärt von vorn herein, daß er fein 
Bertrauen auf dad Gelingen ded Projekts habe, und lehnt 
eine Erklärung über Preußens Betheiligung ab, bis Frank. 
reich nähere Aufflärungen über da8 Programm der Kon- 
ferenz gegeben habe und bis Preußen fich mit den anderen 
Mächten verjtändigt babe. 

Dad Projekt findet nicht die Zuftimmung der Großs 
mächte. 


Zur diplomatifchen Aktion der einzelnen Glieder des 
Norddentichen Bundes. 


24. November. Depeche ded Grafen von Bismarck an den Ges 
jandten in Darmftadt (mit Bezug auf die Annahme der 
franzöfiichen Konferenzeinladung Seitend Heſſens). 


— „ch muß geftehen, daß diefe Schnelligkeit der Entjchliegung mich 
einigermaßen überrafcht bat. Der Königlihen Regierung wenigſtens gt 
es die in der Behandlung europäiicher Angelegenheiten gewonnene Er⸗ 
fahrung nicht räthlich erjcheinen laffen, auf die ıhr gleichfalls zugegangene 
Einladung einen definitiven Entſchluß zu fallen, bevor fie über den Cha⸗ 
ratter der beabfichtigten Verhandlungen und über die Betheiligung anderer 
europäiſcher Mächte an denjelben nähere Aufklärung gejucht hatte. Wir 
würden voraußzujegen geneigt jein, daß bie großherzogliche Reiierung, 
zur Betheiligung an der Enticheidung über eine europäiſche Frage berufen, 
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daffelbe Bedürfnig empfinden würde, glauben aber in dem vorliegenden 
Falle an diefer Borausfegung nicht —28 — zu dürfen. Denn es iſt uns 
nicht wahrfcheinlich daß die groß ergogliche Regierung fi über die Auf 
fafftungen fremder, außerbeutfäier ächte vergewifiert haben follte, wenn 
fie dies gegenüber dem benachbarten und verbündeten Preußen nicht ge 
tban, wenn die Regierung eine Fürſten, welcher Mitglied des norddent- 
ſchen Bundes ift, über die Stellung dieſes Bundes zur ſchwebenden Frage 
feine Erkundigung eingezogen bat. Die Theilnahme an ber 

einer europäiſchen Frage verpflichtet allerdings noch nicht zum Abſchl 
europäifcher Verträge; aber wir erlauben uns die Frage an die groß 
berzogliche Regierung, ob fie, gelegt, daß fie allein unter den dent 
Staäten die Einladung ohne Reſerve annimmt und in Folge beflen zu 
Conferenz » Verhandlungen mit außerdeutihen Mächten eintritt, ein ſolches 
Verhältniß ganz frei von der Gefahr glauben würde, durch daffelbe in 
Wege geleitet zu werden, welche ihre Bolitit von der ihrer deutſchen 
Bundesgenofien trennen Tönnten. Wir vermögen uns des Eindruces 
nicht zu erwehren, daß, wenn bie großherzogliche Regierung zu ſchwierigen 
und noch vor Kurzem au der Schwelle erniter Verwicklungen beban 
europätfhen Fragen ihre Stellung nimmt, ohne den Verſuch einer Ber 
Rändigung mit ihren deutjchen Verbündeten und dem norddeutichen Bunde, 
dem Se. E. Hoheit beigetreten ift, fie fidh mit den Geiſte des Bundeswr- 
trages nicht in Einklang befinde, wobei wir dahin geflellt fein laſſen, ob 
dieſes Verfahren und die Conſequenzen deflelben fih mit dem Wortlante 
der Bundesverfaflung in Einklang bringen laſſen.“ 
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1867. 15. November. Eröffnung des Landtages. 


Aus der Thronrede Seiner Majeftät des Könige. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des 
Landtages ! Ä 


Zum erften Male begrüße Ich heute an diefer Stelle die Vertret 
der neuen Nandestbeile, welche durch die Ereigniffe einer großen Zeit mit 
Meinem Staate vereinigt worden find. 

Mit Zuverficht erneuere ich den Ausdrud de Bertrauend, daß die 
Bewohner diefer Landestheile, jo wie Sch diefelben von ganzem Herzen 
jr meinem Volke aufgenommen babe, Mir und dem erweiterten Vater: 
ande auch ihrerfeitS vedliche Treue widmen werben. 


Die Vollmacht, welche die Landesvertretung Meiner Regierung er⸗ 
tbeilt hatte, um den Eintritt der neuen Provinzen in die verfaflungs- 
mäßigen Zuftände Preußens vorzubereiten, ift in der Richtung benugt 
worden, um eine vorläufige Ausgleichung auf denjenigen Gebieten herzu- 
fielen, auf welchen eine ſolche durch das gemeinfame Staats⸗Intereſſe 
unbedingt geboten erſchien. 


Im möglihft engen Anjchluffe an die vorgefundenen, den DBepölfe- 
rungen Tieb gewordenen Einrichtungen find in den neuen Landestheilen 
nah Anhörung von PBertrauensmännern Kreis⸗ und Provinzials Vers 
faffungen ing deben gerufen worden, deren Ausführung und weitere Ent- 
widelung geeignet jein wird, bie Zheilnahme der Eingejeffenen an der 
—— Ihrer wirtbichaftlichen Interefien zu beleben und die wünfchens- 
werthe Selbftverwaltung auch der größeren communalen Sörperfchaften 
anzubabnen. 

Während die Heereseinrichtungen des norddeutichen Bundes dur 
die Berfaffung bdeffelben und durch das Geſetz über die Wehrpflicht au 
den bewährten Grundlagen ber Freu iiden Einrichtungen reftgefteit 
worden find, ift die Organtfation der Wehrkräfte des gefammten Bater« 
landes in den Grundzügen vollendet worden. 


Nahdem fo der Boden für eine gemeinfame ätigfeit der Vers 
tretung Meiner gefammten Monarchie bereitet ift, wird es unferer ver- 
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einten und, wie Ich zu Gott hoffe, einmütbigen Thätigleit gelingen, diefen 
Boden fruchtbringend zu maden. — — 

Geehrte Herren! Das Wert nationaler Einigung, weldem bie 
Preußifche Yandesvertretung durch ihre Zuftimmung den —2*— zu geben 
berufen war, iſt ſeitdem ins Leben getreten. Wenn Sie eingewilligt haben, 
einen Theil ihrer Befugniffe auf den norddeutſchen Reichsſstag zu über⸗ 
tragen, jo verkündet fchon jetzt daB Zeugniß der Geſchichte, dag Sie damit 
das Rechte zu rechter Zeit gethan haben. Das Preußiſche Voll bat in 
der Oeftaltung des norddeutichen Bundes vermehrte Bürgichaften der 
Sicherheit und ein ermeiterted Feld organifcher Entwidelung gewonnen; 
Hai itig ift mit den flüddeutfhen Stammgenofjen die Gemeinfchaft der 
wirt —*2t Intereſſen und der thatkräftigen Vertheidigung aller höchſten 
Güter des nationalen Lebens geſichert. 

Die Verträge, auf welchen diefe Gemeinfchaft beruht, haben in jüngfier 
Zeit eine erhöhete Bedeutung dadurd gemonnen, daß aud bei ihrer Be 
ratbung in den Volfsvertretungen das nationale Bewußtſein ſich fieg- 
reich bewährt hat. 

Die Beziehungen Meiner Regierung zu den auswärtigen Mächten 
find durch die neuen Berhältniffe, in melde Preußen inmitten des nord 
deutfchen Bundes geftellt ift, nicht verändert worden. Mit dem fremd» 
ſchaftlichen Charakter derfelben find die perfönlichen Begegnungen mit 
der Mehrzahl der Souveraine Deutihlands und des Auslandes, zu 
welchen mir im vergangenen Sommer Gelegenheit gegeben war, im vollem 
Einklange. 

Das friedlihe Endziel der deutfhen Bewegung wird von 
allen Mächten Europas erkannt und gewürdigt, und die Friedensbeſtre⸗ 
bungen der Yürften werden getragen von den Wünfchen der Völlker, melden 
die wachſende Entwidelung und Berfchmelzung der geiftigen und materiellen 
Intereſſen den Frieden zum Bedürfniß mad. 

Die Iongften Beforgniffe wegen einer Störung des Friedens im 
einem Theile Europas, wo zwei große Nationen, beide ung eng befreundet, 
von einer ernfteren Berwidelung bedroht erfchienen, darf ‘Sch als befeitigt 
anfehen. Den fchwierigen Fragen gegenüber, welche dort noch einer Xölung 
barren, wird das Beftreben meiner Regierung dahin gerichtet fein, einer 
fett8 dem Anſpruche Meiner fatbolitgen Untertbanen auf 
Meine Fürſorge für die Würde und Unabhängigkeit des 
Dberhauptes ihrer Kirche gerecht zu werden und andererſeits 
den Pflihten zu genügen, melde für Preußen aus den politt- 
{hen Intereffen und den internationalen Beziehungen Deutjd- 
lands erwachſen. In beiden Richtungen fehe in Erfüllung der 
Aufgaben, welche Meiner Regierung geftellt find, keine Gefährdung des 
Friedens. 

So laſſen Sie uns um ſo zuverſichtlicher an die Löſung der Aufgaben 
innerer Entwidelung geben. dgen Ihre Arbeiten für das Wohl des 
Staates reich gefegnet fein! 
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Die parlamentarifche Nedefreiheit. 

27. November. Rede des Grafen v. Bismarck (mit Bezug auf 
den Antrag des Abg. Laster: Artikel 84 der Berfaffungs- 
Urkunde dahin zu ändern, daß nicht blo8 die Aeußerung 
von Meinungen, fonden alle Aeuberungen unbe 
dingt ftrafloß jeien). 


Nedefreiheit und ftraffreie Veröffentlichung von 
a gungen; — die Redefreiheit und der Kon⸗ 
it. 


Ih Tann meinerfeits bieler Frage eine fo hervorragende praftifche 
Bedeutung, wie ihr bier beigelegt zu werden fcheint, nicht beilegen. Ich 
babe da8 auch bei den Verhandlungen im Reichstage beftätigt, indem ich 
dort im Widerfpruch mit meiner früheren, hier und im Herrenhaufe aus⸗ 
geiprochenen perfönlichen Uebergeugung einen Artikel, der die Nedefreiheit, 
wie Sie e8 nennen, fo definirt, wie Sie es hier wünſchen, nicht bekämpft 
babe. Ich fage: nicht eine fo große praftifche Bedeutung: ich habe 
mich fon im Reichstage darauf berufen, daß wir felbft dasjenige Maß 
an Ueberfchreitung einer eudigen objeftiven Erörterung, wie es hier dem 
Ietigen Miniſterium gegenüber ftattgefimden hat, ohne Schaden ertragen 
onnten, 

Wenn ein Schaden geichah, fo war e8 im Bunde dadurch, daß die 
zweite Beftimmung Anwendung fand, nämlich, daß Alles was hier gefagt 
wird, auch gedrudt werden kann, fobald es nur in eben fo ftarken, und 
eben fo verlegenden Ausdrücken, wie e8 hier geſprochen wird, gedrudt wird. 

Ich babe gefagt praktiſch. Theoretiſch gelingt es mir nicht, die 
Trage mit derjelben Kaltblütigkeit aufzufafjen, wie praltiihd. Vom Stand- 
punkte meines eigenen Gefühle, von —* und individueller Würde aus, 
ift mir das Opfer nicht leicht geworden. Sch bin freilih in diefer Frage 
vielleicht nicht objektiv genug. Wenn man an diefer Stelle drei Jahre 
lang den Angriffen ausgeſetzt geweſen ift, denen ich ausgeſetzt gemejen bin, 
Angriffen, deren Gerechtigkeit ich nicht immer erfennen fonnte, dann fragt 
man ſich: habe ic in meinem eigenen Baterlande keine rechtliche Abhilfe 
gegen dergleihen? Gehen Sie zurüd in jene Zeit. Wie entitand denn 
der Konflikt? Er entftand dur ein Uebermaß in der Benugung der 
Redefreiheit. Erinnern Sie fih an einzelne perfönlide Scenen, die bier 
vorgelommen find, erinnern Sie fi, wie dieſes Miinifterium jedes Mittel 
ergriff, um fich Dagegen zu deden, wie wir genöthigt waren, ſchließlich 
alle vereint zu erklären, wir würden nicht mehr in diefem Haufe erfcheinen, 
wenn der Ton fich nicht ändere, wenn wir feinen Beiftand bei dem Präfi- 
dium fänden. Solche Uebertreibungen ftrafen fich immer, nit an dem, 
ber fie begeht, jondern an dem conftitutionellen Leben des Staates, in 
welchem fie vorfommen. E3 fämpfen Fleifch und Blut auf beiden 
Seiten, und feine menfhlide Natur, e8 fei denn, daß fie 
niedrig, feig und überzeugung8los fei, erträgt ohne ent- 
fprehende Gegenwirkung aus ſich heraus dergleihen auf die 
Länge. So kam es, daß wir fchlieglich auch das Mittel einer Aenderung 
der Befeggebung verfuchten, um zu anderen Zuftänden zu gelangen. 
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Es fragt fih: Wie fommen wir aus diefer Spannung heraus, 
in der fi) die Gemüther wiederum befinden? Oder noch Lieber möchte ich 
fagen: wie fommen wir in eine „pannung nicht hinein? Daß der jetzige 
BZuftand, wie er nah dem Erkenntniß des Ober-Zribunals fi von 
rechtlichen Standpunkte für diefes Haus darftellt, ein „unwürdiger“ fei, 
kann ich nicht zugeben. Wenn ih mich überzeugen könnte, daß 
der BZuftand, in welchem von 400 meiner Mitbürger jeder 
Einzelne beredtigt ift, mich zu befhimpfen, ohne daß id ein 

efeglihes Mittel dagegen ergreifen kann, fobald wir einen 
o nahfichtigen Präfidenten haben, wie wir ihn in früheren 
Jahren gehabt haben, — wenn ih mi überzeugen könnte, 
dag dieſer Zuftand für uns ein würdiger wäre, dann, meine 
Herren, wäre die Frage ſehr rajch erledigt. 

Ich möchte uur Ihrer Erwägung anbeim geben, ob ſich denu nicht 
in diefer Frage die zwei Stadien der Wedefreiheit, die im Saal und 
die in der —* ſe unterſcheiden laſſen. Ich kann mir unter Umſtänden 
efallen laſſen, daß Jemand in der Uebereilung, in der politiſchen Leiden⸗ 
Haft, dag Jemand in diefer Stimmung ein Wort über die Schnur haut, 
und daß er vielleicht zu bartnädig it, um irgend eine Erklärung darüber 
u geben. Es ift daß peinlich Fir den, den es trifft, aber es ift lem 

nglüd, e3 ift etwas Vorübergehendes, das Wort verweht, auch wenn es 
Bierhundert angehört haben und auch wenn ed nachher weiter gejagt wird. 
Es nimmt aber einen ganz anderen Charakter an, wenn dieſes Wort, 
über defien beleidigenden Charakter Niemand zweifelhaft fein Tann, un 
hunderttaufend, in Millionen von Exemplaren gebrudt werden kann, jeber 
Zeit bis in alle Ewigkeit hinein, und ich bin jedem unwürdigen Winkel: 
jeribenten gegenüber, der für gut findet, mir das Wort wieder unter die 

afe zu rüden in feinem Blatte, gerade fo wehrlos, wie ich hier dem 
Worte der Tribüne gegenüber mic) BEN wo ih doch weiß, wofär 
ih mich opfere: für die großen Zmede des Staatslebens, des 
conftituttonellen Staatslebens. 

Ich Tann nit umhin, Ihnen den Verſuch zu empfehlen, ob ſich 
nicht ein AußkunftSmittel in der von mir angedeuteten Richtung finden läßt. 

Dagegen kann ich e8 nicht für gerecht halten, den a and fo ber 
zuftellen, wie er bier erftrebt worden ift, wie er meines Wiflens in an 
deren Ländern nicht befteht, und wie er meinem Gefühl, der Gleichheit 
bes Geſetzes gegenüber, wiberftrebt; daß ich nicht berechtigt fein jol, 
wenn ich mich in meiner Ehre verlegt fühle, die richterliche Hülfe zu 
fuchen, aud dann nicht dazu beredtigt fein foll, wenn das Verlegen 
meiner Ehre mit böfem Willen und bei rubigem Blute in der Prefle 
fortgejegt wird. 


[Das Abgeordnetenhaus trat dem geftellten Antrage (die Straffreiheit auf 
alle Aeußerungen der Landtags» Mitglieder auszubehnen) in ber Borberathung 
mit einer Mehrheit von 180 gegen 161 Stimmen bei. 

Bun 2. Dezember wurbe berjelbe Beſchluß mit 188 gegen 174 Stimmen 
wieberbolt. 

; Der Beſchluß wurbe als Berfaffungsänberung nah 21 Tagen nochmals 
itigt 


Das Herrenhaus lehnte dagegen ben Antrag ab und es blieb zunächk kei 
ber bieherigen Faſſung.) 
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9. Dezember. Die auswärtigen Angelegenheiten Preußens und 
des Norddentſchen Bundes. 


Erklärung des Minifters Präfidenten Grafen von Bis⸗ 
mard im Abgeordnetenhaufe. 


(Auf den Antrag der Abgeorbneten von Bennigfen und Kanngießer: 
„Die Königliche Staatsregierung aufzufordern: dafür Sorge zu tragen, 
bag das Minifterium ber auswärtigen Angelegenheiten auf ben Etat bes 
Rorbdeutichen Bundes übernommen unb die innerhalb bes Bundes be- 
Ve Preußifchen Gefandtihafts- und Eonfulatepoften aufgehoben 
werden“. 


Die Königliche Regierung hält den geftellten und fo eben von einem 
der Herren Antragfteller vertheidigten Antrag in feinem erften Theile für 
einen principiell zweifelloß richtigen, indem er das Biel andeutet, na) 
welchem die Bundeöverfaffung in ihrer Entwidelung zu ftreben hat um 
nad welchen bie beutjche Boliit Preußens firebt. Ich betrachte den 
isigen Zuftand als ein Proviforium, al8 ein Uebergangsftadium, aus 
welchem heraus fidh eine ftrenger fonzentrirte Vertretung des Bundes nad) 
Außen Bin, wenigftens auf dem Gebiete der großen “Politik, zweifellos 
entwickeln muß. Si fann an einem kurzen Beiſpiele die Nothmwendigfeit 
davon Har machen. Ihnen Allen wird erinnerlich fein, daß vor Kurzem 
bei der Einladung zu den Konferenzen die Königlich ſächſiſche Regierung 
die Einladung an das BundessPräjidium verwies, und daß dieſes Ver⸗ 
halten mit dem Geiſte der Bundesverfaſſung fo vollkommen im Einflange 
gefunden wurde, wie da8 ganze politifche Verhalten der Königlich ſächſiſchen 
Regierung, feit fie dem Bunde beigetreten ift, überhaupt jederzeit geweſen 
it; aber genau genommen, hätte ſich Preußen diefer Einladung gegenüber 
juriſtiſch ganz in derfelben Rage befunden, nur daß Preußen ein größerer 
Staat ift, und daß Se. Majeftät der König zugleich in feiner Perfon das 
Bundespräfidium vereinigt, aber nad) einer buchſtäblichen Auslegung der 
Derfaffung hätte die preußiſche Diplomatie die Einladung auch ihrerfeits, 
ebenfo wie Die fächfifche, an das YBundespräfidium verweifen follen. Daß 
diefem Umftande bei jegiger Lage der Dinge, nod nicht Rechnung getragen 
it, werden Sie alle billigen. 

Wir ftreben diefem Ziele zu, aber mit vorfihtiger Schonung 
der Gefühle unferer Bundesgenoffen. Es iſt dies eine zarte Frage 
der dynaſtiſchen Empfindlichfeit jederzeit gemejen. Ich brauche nur daran 
zu erinnern, daß die Verſuche, Deutfchland zur Einigung zu führen, in 
den Jahren 1848 und 1849, die fich an die Namen ded Herrn von Ras 
dowig Inüpfen, in erfter Linie und vorzugämeife an dieſer Trage ger 
Iheitert find, indem man, vielleicht doctrinatrer, als nöthig war, darauf 
beharrte, daß das Gefandfchaftsrecht der verbündeten Staaten von Haufe 
aus zu Bunften der Bundesregierung abolirt werden follte, ein Opfer, 
zu dem Jene fich nicht verftehen konnten. Wenn die Königliche Regierung, 
oder wenn das Bundes» Präfidinm noch nicht dazu gefchritten i, dem 
Bunde eine politifche Vertretung im Auslande zu geben, fo ift e8 davon 
nicht abgehalten worden durch die Befürchtung, dap irgend eine der grö⸗ 
Beren Mächte dem Bunde die Anerkennung verjagen könnte. Wir hegen 
diefe Befürchtung nicht und es ift auch nicht die geringfte Wahrfcheinlich- 
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feit vorhanden, daß ein folcher Fall eintreten follte, da doch die Bundes⸗ 
flagge allfeitige Anerkennung gefunden hat und damit fchon der Vorgang 
gegeben ift auch zur Anerlennung des Geſandtſchaftsrechts, und wir er: 
warten in der That keine Einſprache. Wenn bisher nichts gefchehen ift, 
fo hat der Grund lediglich in der Schonung des beftehenden Geſandt⸗ 
ſchaftsrechts unſerer Bundesgenoflen gelegen und es wird da, fo lange 
die Bundesgenoffen nicht freiwillig auf das ihnen ver» 
faffungsmäßig zuftehende Geſandtſchaftsrecht verzichten umd 
infoweit fie e8 niht thun, meines Erachtens eine Theilung 
der Repräfentation nah außen zwiſchen dem Bunde und den 
einzelnen Bundesftaaten in der Weife ftattfinden müffen, 
daß die Führung und Vertretung der großen europäifchen Po— 
litit in Fragen, beifpielämeile wie die heutige Konferenzfrage 
dem Bunde gebührt, Daß es aber den einzelnen Gefandtidaften 
unbenommen bleibt, den - Schuß ihrer Angehörigen und ber 
Intereſſen derſelben nad wie vor zu üben, mozu fie wenigſtens 
in demfelben Maße und unter Umſtänden duch Kenntniß der einzelnen 
einfchlägigen Berhältnifie in höherem, befähigt fein werdeu, als eine große, 
vielbef Ütigte Bundesgeſandtſchaft es fein mag. 

Es läßt fih dann aud ein finanziell gereütfertigteß Fortbeſtehen der 
Gefandtichaften der einzelnen Ränder in ihren Budgets motiviren, währen?, 
wenn die ganze gejandtichaftliche Thätigkeit von der Gefandtichaft des 
Bundes ablorkiet würde, die Randesvertretungen in den einzelnen Staaten 
diefe Gefandtichaften als überflüffig erkennen und die Mittel dazır ftreichen 
werden. Und ein ſolches Vorgehen würde meinem Gefühle nad in bem 
jegigen Stadium nicht gerade zur Befeftigung und Beſſerung der Be Ä 
aiehungen beitragen. 

3 ift meinem Eindrude nad wünſchenswerth, daß man die Ge 
fandtfchaften der Fleinen Staaten nicht raſch und abfichtlich befeitigt, 
fondern abwartet, ob und wann fie gerriiermaßen als reife Frucht abfallen. | 

Der Herftellung der politifhen Bertretung des Bundes 
les zu treten, bat und das Dießmalige Beilammenjein des Bundes: 
rathes Anlaß gegeben, und wir find bei demfelben in vertraulichen Ve⸗ 
Iprechungen fomwert gediehen, daß ich, ohne eine Verletzung bundestrener 

egierungen zu befürchten, bereit8 in der Rage geweſen bin, mündlid die 
Buftimmung Sr. Majeftät des Königs zur Ernennung von Botſchaftern 
und Gejandten Behufs Vertretung des Bundes zu erbitten und biefelbe | 
auch erhalten habe, und daß diefe Ernennungen alfo in kurzer 
Beit bevorftehen. Daß wir dadurch in die Lage kämen, die Aner⸗ 
fennung des Bundes als eine zweifelhafte Frage bebandelt zu ſehen, dad 
befürchte ich nicht, und diplomatiſcher Braud hält mic davon ab, de 
Gründe, warum ich e8 nicht befürchte, bier beftimmter zu entwideln. 

Was den zweiten Theil des Antrages betrifft, fo kann ich mich da 
den Herren Antragftellern nicht anfhließen, und ich möchte Sie bitten, 
darin der Gefhäftstunde und Erfahrung der Wegierung zu vertrauen, 
wenn ich unumwunden erlläre, dieſe Sefandtihaften innerhalb des 
Bundes find uns gefhäftlihe Nothwendigfeit und würden es 
auch bleiben, wenn da8 Bundesgebiet fich ermeiterte. Es find 
das Organe, deren das Präfidium und der Bundeskanzler ohne Nachtheil 
für die Gefchäfte nicht gut entbehren kann. Wenn man fich die Geſandten 
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innerhalb de8 Bundesgebietes als in Wegfall gebracht denkt, auf welche 
Mittel find wir danıı angewiefen, um eine Einwirkung auf die einzelnen 
Bmdesregierimgen zu üben, deren Umabhängigteit zu achten wir bundes⸗ 
derfaſſungsmäßig verpflichtet und ebenſo entfchlofjen find, und die Gründe, 
welhe uns beftimmen, diefe oder jene Maßregel vorzufchlagen, entwideln 
dr Aaflen, um vielleicht von einem Agenten dieſer Regierung, der unfern 

den nicht zugänglich ift, an das vorgejegte Miniſterium oder an 
deſſen Somerain appelliren zu können? Welche Mittel bleiben uns dann, 
wem diefe Gejandten in Wegfall kommen? Das häufig ſchon jetzt im 
Anwendung gebrachte, aber nicht in allen Gefchäften ausreichende Ver⸗ 
fahren, daß wir direft an die Regierungen fchreiben und fchriftlich unfere 
Wünſche auseinanderfegen, hat nicht diefelbe Wirkung, als wenn wir einen 
Sefandten an Drt und Stelle haben. Diefer ift im Stande, .fih zu dem 
Somerain zu begeben und für unfere Sache zu plaidiren, und er wird 
es mit Eifer thun, als der Vertreter der anderen Regierung, den man 
bier zeitweife im Bundesrathe bat, und der vielleicht ſeinerſeits anderer 
Aue if. Jedenfalls ift unfere Vertretung beiſpielsweiſe bei der olden- 
burgiſchen Regierung, menn fie durch ein preußifches Organ geübt wird, 
eine wirffamere, als wenn fie durd ein oldenburger Organ geübt wird, 
namentlich iu ſolchen Fällen, wo es darauf ankommt, Oldenburg zu übers 
reden, unſerer abmeichenden Meinung beizutreten. Wir bedürfen eines 
iolden ftändigen Organs meine Erachtens geſchäftlich ganz nothmwendi 
und werden es immer brauchen, und je lebhafter der Bundesverkehr fi 
entwidelt, deito ftärker wird das Bedürfniß deffelben hervortreten. Wir 
haben deshalb nicht blos an einzelnen Stellen, die gerade als Refidenzen 
diefer Gefandtichaften fich kennzeichnen, Geſandte accrebitirt, fondern das 
ganze Gebiet des Norddeutichen Bundes ift durch Uccreditive, wenn ich 
mich fo ausdrücken darf, gededt — es giebt feine Bundesregierung, bei 
der nicht ein Agent der Regierung oder Sr. Majeftät des Königs accre- 
ditirt wäre. Sp ift beiſpielsweiſe der Gefandte in Weimar bei den 
übrigen benachbarten thüringifchen Höfen accreditirt, ſoweit fie nicht in 
da8 Gebiet der in Dresden bdomizilirten Geſandtſchaft fallen. Der Ger 
fandte in Hamburg ift bei den Hanfeftädten Bremen und Lübeck und bei 
den beiden Großherzogthümern Mecklenburg accreditirt und und außer- 
ordentlich nüßglich zur Ausrichtung amtlicher Botfchaften in Schwerin, zur 
Befürmortung deflen, was wir dort durchzufegen haben, zur Vorbereitung 
der Beſchlüſſe, bei denen die Zuftimmung der medienburgiichen Regierung 
erforderlich if. Der Gefandte in Oldenburg ift nebenbei beglaubigt bei 
Er. Hoheit dem Herzoge von Braunfchweig und bei anderen Fürften im 
Norden von Dentichland. 

Ich möchte die Herren bitten, den Gedanken, uns dieſes Mittel der 
Einwirfung auf unfere Bundesgenofjen zu entziehen, aufzugeben, während 
ih den erften Theil des Antrages, wie ſchon erwähnt, als ein vollftändiges 
richtiges Erkennen und Hinftellen des Zieles unjerer Politik begrüße und 
and nicht vor dem Gedanken zurüdichrede, daß dermaleinft in Zukunft 
dad gelommte auswärtige Minifterium auf das Bundeskanzler⸗Amt, reſp. 
den Bund übergehen künnte. 


Das Abgeordnetenhaus nahm den erjten Theil ded Antrags 
von Bennigjen an, lehnte dagegen den zweiten Theil ab. 
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9. Dezember. Die Cartel- Convention mit Rußland. 


Erklärung des Minifter- Präfidenten Grafen von Bis- 
mard im Abgeordnetenhaufe. 


Ich glaube nicht, daß der Herr Abgeordnete (Löwe) ums einen ge 
rechten Vorwurf macht, wenn er uns eine Satelliten Bolitit Ruf: 
land gegenüber vormwirft, ich möchte ihm in diefer Beziehung die Ueber: 
fegung der rufflfchen nationalen Moskauer Brefie zu telen empfeblen; da 
wird er finden, daß man von dort her die Berbältnifie gerade umgekehrt 
auffaßt, daß man fi auch dort das Bild eines Doppelgeftirns denkt, 
aber nicht von gleicher Gravitation, fondern daß man der ruffifchen Res 
gierung vorwirfi, daß fie ihrerfeit3 die Rolle des Mondes übernehme, 
mit demfelben Unrecht, mit dem der Herr Vorredner anzubeuten jchten, 
daß Preußen fie feinerfeitS übernehme. Zwiſchen befreundeten großen 
Staaten, die feine ftreitigen Intereſſen mit einander haben, giebt es m 
gählige Fälle, wo fie naturgemäß mit einander gehen, weil ihre Jnterefica 
iejelben find, ohne dag man deshalb den Verſuch zu machen braukt, 
die Beziehungen dadurch zu ftören und zu verbittern, daß man dem Eine 
die Nolle der Unterordnung, dem Andern bie der — zupendet. Aus 
diefem Grunde, weil die ruffiihe nationale Empfindlichkeit genan ie 
lebendig ift wie die unferige, hätte ich auch gemwünfcht, daß ber Her 
Vorredner fich enthalten hätte, fich ruſſiſcher Untertbanen anzunehmen, 
die er als von Seiten Rußlands bedrüdt bezeichnete. Wenn es ıhm Erafi 
war, diefen Schliglingen wohlzuthun, fo kann ich ihm verfichern, daß ı 
genau das Gegentheil von jeinem Zweck erreichen wird und ihm biejelben 
wenig danfen werden, daß er fo heiffe Fragen, wie diefe und andere ar 
geregt hat. Der Er Vorredner figt bier in voller Sicherheit und ſprich 
ganz ungenirt. Was aber die Folgen feiner Worte für Diejenigen jem 
werden, die er hat fchüten wollen, da8 wollen wir abwarten; jede A 

ierung ift eiferfüchtig auf ihre Unabhängigkeit, auf ihre Autonome m 
Snnern, und ich frage den Herrn Vorredner, ob er der Königlichen Ro 
gierung zumutben möchte, fi von irgend einer auswärtigen Negierum 
eine Einmifhung in Bezug auf ihr Verhalten ihren Unterthanen on 
über gefallen zu laſſen? Re glaube, er würde das mit derfelben Gat- 
fchiedenheit zurückweiſen, mit welcher ich im Namen einer fremden um 
befreundeten Regierung den Verſuch einer Einmijchung in ihre Angeleger 
eiten zurückzuweiſen Hr meine Pflicht halte, im Intereſſe einer kleiner 

inorität von Deutihen, die unter einer Ueberzahl von Eſthen, Leiten 
und einer noch größeren Ueberzahl von Auffen, Einer gegen Zaufjm) 
— dieſe zu kompromittiren, iſt fein guter Dienſt, den man ihue 
erweiſt. 

Ich kann verſichern, daß die Sorgfalt der Regierung ebenſo auf 
merkſan auf die Beſſerung des Grenzverkehrs mit Rußland gerichtet if, 
wie früher mit wenig meribarem Erfolge, aber doch mit einigem, | 
wir wenigſtens in dieſen Tagen zu Verhandlungen gelangt find, und zwar 
auf Anregung Außlands felbft. Wenn der Gert Borredner hofft, DaB 
das Mitgefühl der ruffifchen Regierung mit dem Leiden unferer pre 
fhen Provinzen werde veriwerthet werden können, fo babe ich im höheren 
Maße die Hoffnung, daß die kaiferliche Negierung zu der Ueberzengung 





133 
1867. 


Iommen wird, daß fig den Einwohnern ihrer eigenen Grenz» Provinzen 
noh in höherem Maße eine Sirberung und Erleichterung des Berlehre 
ſchuldig fei, und daß mir nach diefer Richtung Hin, wenn auch langjam, 
doc ftetige Fortſchritte machen werden, ohne daß ich heute ſchon beftimmen 
Üinnte, wann wir daß Biel erreichen werben. 


11. Dezember. Die Stellung der Heineren Staaten im Nord⸗ 
dentihen Buude, 
Erklärung ded Grafen von Bidmard über den Ac⸗ 
ceifiondvertrag mit Walded- Pyrmont. 


I. 

Die vorliegende Konvention ift das Ergebniß einer Colliſion zwiſchen 
den Einrichtungen des Norddeutichen Bundes und denjenigen, die fich in 
den deutfchen Kleinftaaten vermöge einer krankhaften Entwidelung 
ded Souverainetätd-Prinzips im Laufe der Jahrhunderte ausge⸗ 
bildet haben. Indem diefe Hleinftaaten fich die Aufgabe ftellten, aus ihren 
ägenen Mitteln und in fich felbft abgeſchloſſen, alle biejenigen Bedürfnifie 
zu befriedigen, die eine ausgedehnte Staatseinrichtung eferediat, auch bis 
m die höheren Inſtanzen hinein, kamen fie mit ihren finanziellen Kräften 
md Gedränge, wenn fe nicht von einigen StaatSleiftungen, die ihnen nad) 
Recht und Billigleit oblagen, Abzüge machten, um die Auswüchfe in 
anderen, zu deren Ertragung die Yänder nicht groß genug waren, ertragen 
zu innen. Es war die Folge davon, daß die Einrichtungen der Landes⸗ 
vertbeidigung in den Hintergrund traten, und daß die Dureaufratie der 
feinen Länder eine unverhältnigmäßige Entwidlung nahm. Wir haben 
dad gefehen in Rändern von ähnlicher Größe, ich erinnere an dad mir 
näher bekannte Lauenburg und an andere Staaten diefer Größe, wo mir 
erhte zweiter Inſtanz, Berwaltungseinrichtungen zweiter Inſtanz und 
ım Ganzen einen Apparat der Verwaltung haben, den man nur eine 
überladene und das ganze Gebäude drüdende Kuppel nennen kann. In 
dem früheren deutfchen Bunde waren diefe Ginrichtungen dadurch ermög⸗ 
licht, daß fich die Heineren Staaten in Bezug auf die Yandeevertheidigung 
auf die preußifche, reſp. Öfterreichiiche Armee verließen. Nachdem nun die 
Einrichtungen des Norddeutfhen Bundes von jedem Einzelnen innerhalb 
einer Grenzen vorweg die 2eiftungen für die Landesvertheidigung und 
für die großen gemeinfamen Staatdzwede forderten, kamen * um ſo 
mehr ind Gedränge zwiſchen dieſen Anforderungen und ihren eigenen 
Mitteln, als die Steuerkraft vieler nicht den Durchſchnitt der größeren 
Staaten erreicht, vielleicht allein Braunfchmweig ausgenommen, weil den 
übrigen Heinen Staaten die Centren des Handels und Verkehrs fehlen. 
Es find vergleihungsmweife arme aderbauende Bevölkerungen, und felbft 
da, wo fie wohlhabend find, fehlt doch das reichere Element bis zum 
Millionär hinauf, und eine Einfommenftener würde einen erheblichen 
Durchſchnittsſatz nicht ergeben. 

Es kam num darauf an, diefen Uebeljtänden in irgend einer Weife 
Abbülfe zu verfchaffen. Das Radilalfte und Nächftliegende wäre allers 
dings die Einverleibung geweſen, wobei ich gleich bemerte, daß eine andere 
Vertheilung der Laſten dadurch doch — * und praktiſch Taum bewirkt 
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fein würde. Wie Ihnen der Herr Referent fchon richtig bemerit bat, 
würde Die Fa arme Bevölkerung Waldecks doch nicht mehr 
für da8 Gemeinwefen Preußens aufbringen, auch wenn es einverleibt 
würde, und die im Durchfchnitt wohlhabende Bevölkerung auderer Theile 
Preußens witrde das Fehlende immer haben zuſchießen müffen, man würde 
dies nur nicht in der Buchführung fo deutlich merlen und erfichtlic, finden. 

Es fragt fih nun, warum wir diefen Weg der Einnerleibung 
nit unfererfeit8 vorgezogen haben. Ich erinnere daran, daß bei 
der Einführung der Rorbdeutiihen Bundesverfaſſung zuerft fi) überall die 
Bejorgnig fühlbar machte, die Heineren Staaten würden überhaupt die 
Laften, die ihnen der Norddeutſche Bund auferlege, nicht tragen können; 
es fei dies ein mittelbarer Zwang zu ihrer Medtatifirung, und es liege 
das auch in der Abficht der preußifigen Negierung. Wie weit bierdurd 
in Bezug auf die Größe der Bundesgenoflen he Zwang fidy wirllich 
zeigen würde, ließ man unentjchieden, und Die Grenzen waren ja and 
nicht mit Beftimmtheit zu ziehen. Es kam vielleicht auf die Größe dei 
Drudes an, den man anmwendete. Um diejem Urtheile, um der Beſorguij 
zu begegnen, die fich auß diefem Fundamente auch derjenigen Staaten 
und derjenigen Souveraine bemächtigen konnte, welche vollftändig ent- 
fchloffen find, da8 Maß der Souverainetät, welches mit dem Bundesper: 
bältniß vereinbart ift, fich zu wahren, — um diefer Beſorquiß zu begegnen, 
war e3 gewiflermaßen eine Ehrenpflicht Preußens, zu zeigen, da 
auch die kleineren und Ärmeren Staaten mit diefem Verhättaifie 
befteben können, und zugleich die Mittel darzubieten, ich meine wicht 
die Geldmittel, fondern in legißlativen Einrichtungen, die Mittel darpr 
bieten, die dieſes Beftehen möglich machen; und zu diefem Behufe haben 
wir, nad der Analogie der früheren Militär- Konventionen, nad der 
Analogie der Jufliz-Conventionen, durch welche die Fleineren Staaten 
der zweiten, reſp. dritten Inſtanz entledigt wurden, eine, ich möchte jagen, 
Adminiftrativ-Sonvention gefchaffen, durch welche da3 naturgemäß 
Berbältniß, jofern nämlich ein Land zwiſchen 40—50,000 Einwohner in 
feiner diefer Beziehungen eine zweite Inſtanz mit Eollegien tragen Tamı, 
einigermaßen bergeftellt wufde. 

Diefe Beſorgniß, daß die Bundeseinrichtungen eine Schraube ſein 
würden, um bie Heinen Souverainetäten zu zermalmen, dieje bei umferen 
Bundesgenofien zu bejeitigen, verpflichtete ung die Politik ebenfo, wie die 
Gerechtigkeit. Nach der YBundesverfafiung haben wir ebenfo, wie alk 
Bundesgenoſſen, die Souverainetät der einzelnen Staaten garantirt. Es 
ift Dieß eine Collectivgarantie, und man kann vielleicht nicht unrihng 
fagen, daß wir dem Königreih Sachſen, dem Großherzogthum Oldenburg 
die Souverainetät Waldeds ebenjo garantirt haben, und daß daher dir 
Buftimmung eines einzelnen Mitgliedes nicht ausreicht, um eine der Sor⸗ 
verainetäten des Bundes verfchwinden zu laflen. Aber ich laſſe dieſe Frage 
unentfchieden. Politiſch bedürfen wir eines Weiteren nicht, als wir ven 
Walde haben, und mehr zu erftreben nach diefer Richtung hin, als man 
bedarf, das hat fich, meiner Ueberzeugung nad, immer als ein politiſcher 
Fehler herausgeftell. — — 

— Ich verfenne nicht die Unbequemlichleiten, welche diejes neue 
Nechtsgebilde für beide Theile haben kann, indeſſen ich glaube, viele werden 
fih mehr al8 Ungewohnheiten, wie als Unbequemlichkeiten erweiſen; man 
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wird ſich auch im dieſes Verhältniß einleben können, und ich möchte doch 
fo weit nicht gehen, wie der Herr Referent, der aus dieſem Bwitterver- 
bältnig gewifiermaßen eine VBaterlandglofigleit der mit Recht auf viele 
ihrer Mitbürger ſtolzen Waldeder herleiten wollte; dieſen bleibt der Ehren- 
name von Deutſchen, und einen andern als einen deutjchen nationalen 
Patriotismus zu pflegen, haben wir allerdings keine Beranlafiung und 
ft nicht unfere Aufgabe. Ich möchte deshalb anheimgeben, Angefichts der 
größeren politiſchen Rüdfichten, die, fo forgfältig ich auch die Sache über- 
legen mag, e8 mir immer wieder von Neuem rathfam ericheinen laſſen, 
an der Zahl der beftehenden Souverainetäten nicht zu rühren, 
feine Spur von Gelüſt zu zeigen, fie zu vermindern, 


I. 
Weiter auf eine Rebe des Abgeorbneten Waldeck: 


Bundeslaften und Bundesehre. 


Die Klagen, welche bier über die Taften außgefprochen werden, welche 
die Bundeseinrichtungen auferlegen, haben ein zu weites — Retentiſſe⸗ 
ment — mir fällt im Augenblid kein entipre ende deutſches Wort ein 
— von diefer Stelle, als daß ich nicht die Gelegenheit wahrnehmen follte, 
ein Wort zu Gunſten diefer Laften zu Tagen. Ih Höre gerade von Diejer 
Seite, hier zu meiner Rechten, diefelbe Sprache, die ich acht Jahre lang 
im Bundestage zu Frankfurt gehört habe. Sobald dort von nationalen 
Einrichtungen die Rede, war immer das erfte Wort: Ihr legt uns Laften 
af. Es waren die Stimmen de8 Partilularigmuß und, meine Herren, 
verzeihen Sie mir, es war aud bier noch die Stimme des preußifchen 
Partikularismus. Eine Provinz, ein Land fich einzuverleiben, dazu war 
anch dort jederzeit jeder bereit; fobald e8 fi aber um ein weieitigeg 
Geſchäft handelte, um ein nationale® Bundesverhältniß, da dich man 
ih fofort zwiſchen „Waldeder* und „Preußen“. Dan jagte, wie bier, 
was Walded gewinnt, ift unfer Vortheil nicht; es handelt fih nur um 
das, was unjere, die preußifchen Steuerzahler, wenn auch nım auf Koften 
der Waldeder, gewinnen. Das war der Partikularismus, der dort feinen 
Ausdrud fand und der fih an das Wort Laften hängt. Aber bringen 
und denn dieſe Laften nichts ein? Sch wundere mich, fie angegriffen zu 
jehen von derjenigen Seite, die für die Freiheit, die individuelle Freiheit, 
wie ich nicht zweifle, jedes Opfer zu bringen bereit ift. Sollen wir denn 
kein Opfer bringen für unfere ftaatliche nationale Freiheit? In melcher 
Sage wären wir denn ohne diefe Laften? Wir müßten, fobald uns poli- 
tiihe Gefahren drohten, um Schug durch Bündnifje juchen, wie wir dies 
fräher gethban haben. Diefe Laften fegen uns in den Stand, daß unfere 
Bündniffe gefucht werden, und daß wir im Stande find, unfere Freiheit, 
unfere Ehre durch eigene Kraft zu mwahren, ohne um das Wohlwollen 
anderer Staaten zu werben. In diefem Augenblid geht mir zufällig eine 
Zuſchrift aus Barraccas in Südamerifa zu von den dort wur 
nenden Deutichen, 2000 an der Zahl, die darin der freudigen Zuverſicht 
Ausdruck geben, mit welcher fie in der neuen Bundesflagge das Symbol 
de3 Schutzes erbliden, dem der große, hoffentlich bald alle deutfchen 
Stämme umfaffende Bund auch den Deutſchen gewähre, welche in dem 
Tropenlande wohnen, 'und melde das äußere Zeichen des mächtigen 
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Schutzes einer großen geeinten Nation, als deren Glied fie fi 
erſten Male gehoben fühlen, mit beſonderer Genugthuung begrüßt haben. 
Meine Herren! IR denn dieſe Genugthuung, die ſeit Auferle— 
gung diefer Laſten unfere deutfhen Landsleute in allen Belt- 
theilen in tiefer Bewegung empfinden, fo daß man fagen 
möchte, daß der deutihe Patriotismns in Amerika, in NRen- 
Süd» Wales u. ſ. w., ih will nit jagen, lebendiger ift, aber 
lebbafter zum Ausdrud fommt, als wie daß im engeren Bater- 
lande gefhiebt, — gar nichts werth? Iſt Ihnen das nichts werth, 
meine Herren, zu hören, daß unfere Landsleute in fo fernen Gegenden 
jest mit und ftolz auf das Vaterland bliden und mit Selbfigefühl Jagen: 
„Wir find Deutfchel“ während fie früher verfhämt die Augen nieder: 
ſchlugen? Deine Herren! Ich gehöre nicht zu Denen, die kalt auf bie 
Laften bliden, die dem Dürftigen auferlegt werden; ich habe dazu zu lange 
auf dem Lande gelebt, um nicht zu willen, was es heißt, wenn der arme 
Steuerzahler feinen Groſchen bringt, und wenn er ihn in der Zeit der 
Noth bringt. Aber, meine Herren, die Unabhängigkeit, die ſtaat⸗ 
liche Freiheit, die nationale Ehre gebt einem Volke, wie das 
unlere, über Alles; ihr bringen ſelbſt diefe Armen freudig ihr 
pfer. 


1868. 1. Sanuar. Die völkerrehtlihe Vertretung des 
Norddeutſchen Bundes. 
(Brovinzial» Correſpondenz vom 2. Januar 1868.) 
Die völlerrechtliche Vertretung des Norddeutichen Bundes bei den 
des Bundeskanzlers, Grafen Bismard, geordnet: die preußifchen 


ichafter und Gefandten in London, Paris, Petersburg, Wien, Flo 
u. |. w. haben ſämmtlich in diefen Tagen den betreffenden Höfen ihre 


fremden Mächten ift nunmehr in Gemäßheit der eren —— — 
ts 
ven) 


neuen Beglaubigungsfchreiben übergeben, nach welden fie neben ihrer _ 


Eigenjhaft als Vertreter Preußens fortan zugleich als Gefandte dei 
Norddeutichen Bundes angeftellt find. 

Die Uebergabe hat überall unter den erfreulichften Bezeigungen fried- 
licher und freundfchaftlicher Gefinnungen Seitens der beteiligten Regie 
rungen ftattgefunden. 


1867. Preußen und Deutihland am Jahresſchluß. 
. I. 
Provinzial» Eorrefpondenz vom 27. December 1867. 

Das ſcheidende Jahr war ein Jahr reicher Arbeit für Preußen, aber aud 
ein Jahr reicher Erfüllung. 

Das Jahr 1866 hatte uns hohen Ruhm und gewichtige Erfolge, aber ju 
glei große und fchwere Aufgaben binterlaffen: es galt, bie Früchte zur Rat 
zu bringen, die aus ber blutigen Saat, follte fie nicht umfonft gefreut fein, er- 
wachſen müffen, — es galt, die Keime einer ſegensreichen inneren und nationales 
Entwidelung, welche das Jahr 1866 gelegt, zu pflegen, gegen feindliche Beräb- 
rung zu bebüten unb, fo Gott will, zu unerfchütterliher Kraft erſtarken zu laffen 


Es galt, ein neues Staatögebäube auf bewä Fundamente zwar, aber ned 


einem erweiterten Plane aufzubauen. 
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Diefe friedliche Arbeit innerer Feftigung mußte naturgemäß bei ben heimi⸗ 
hen Berhältnifſen ſelbſt beginnen. 

Hatte auch ber ruhmreiche euiep, gleihlam über die Köpfe ber flreitenben 
Parteien hinweg, die Einheit von Fürft und Boll ueu befiegelt, jo war es body, 
nah Beendigung bes auswärtigen Kampfes, bie erfte Sorge ber Regierung un- 
ſeres Königs geweien, dem inneren Zwift den Boben zu entziehen unb bie ver- 
fohnende Hand zum Ausgleich zu bieten. So waren bie Grundlagen gebeihlichen 
Zuſammenwirlens zwiſchen Regierung und Landesvertretung bereit im Jahre 
1866 wiebergewonnen, aber erft der weiteren Entwidelung war e8 vorbehalten, 
ben wieberbergeftellten Frieden zu befeftigen unb zu befruchten, Die Hoffnungen, 
welche in dieſer Beziehung gebegt wurben, find im Sabre 1867 glücklich in Er« 
fülung gegangen: es bat fi in erfreufichiter Weile bewährt, daß die Wieder- 
belebung des Vertrauens zwiſchen ber Regierung und der Vollsvertretung nicht 
bios die Folge eines „vorlibergehenden Siegesraujches” war, fonbern anf dem 
fiheren Grunde gegenjeitiger Anerlennung und geinlemer Hingabe au bie 
großen Intereffen bes Baterlanbes beruht. Die Willensflärle und Thatkraft ber 
Staats - Regierung konnten nicht verfehlen, auf die Anfchauungen ber Verſtändigen 
im Bolle einen gewaltigen Einfluß zu üben und fie mit unwiderſtehlicher Ein- 
dringlichleit darüber aufzuklären, wo ber Schwerpunlt des Staatslebens liegt und 
wo zugleich der Wille und bie Kraft zum naturgemäßen und wahrhaft erjprieß- 
ken Fortſchreiten zu finden find. 

Unter dem Eindrucke diejer Ueberzeugung und einer mächtigen patriotiſchen 
Erhebung ift die alte Parteibilbung, welche nur auf bem früheren Mißtrauen 
beruhete, mehr und mehr zerfplittert und zerfallen, und auf den Trümmern der⸗ 
felben haben fi neue Verbindungen geftaltet, welche es als ihre Aufgabe erlennen, 
Preußens innere Entwidelung und nationalen Beruf in aufrichtiger Gemeinſchaft 
mit der Regierung zu pflegen und zu fördern. Das Preußifche Voll hat biejem 
Streben bei den breifaden Wahlen biejes Jahres volle Zuſtimmung und Befäti- 
gung gegeben, und bie Thätigleit ber Tandesvertretung, welche vorher Jahre lang 
zur Unfruchtbarkeit und Ohnmacht verurtheilt war, bietet jeßt ein Bild friichen 
und Iebensoollen Schaffens für das Wohl bes Landes dar. Die bewährte Einficht 
und Thatkraft der leitenden Staatsmänner findet bereitwilliges Entgegenlommen 
und wirkſame Unterflügung nicht blos von Seiten ber alten I ringe Bundes- 
genoffen, ſondern auch ber neu gebildeten national- liberalen Partei, welche auf 
den Gang ber Berfaffungs- Angelegenheit im verfloffenen Jahre einen wichtigen 
und günftigen Einfinß geübt bat, und welche gewiß auch künftig, indem fie die 
nationale Fahne hochhält und die wirffihen Preußiſchen unb deutſchen Verbältniffe 
zur Grundlage ihrer VBeftrebungen nimmt, fi einen bedeutſamen Antheil an ber 
Staatsentwidelung wird bewahren wollen. 

Der Aufihwung der Gemüther in unſerem Bolle und die Wieberbelebung 
des gegenfeitigen Vertrauens haben auch bie Löſung einer weiteren wichtigen Auf⸗ 
gabe erleichtert, welche da8 vorige Jahr dem Jahre 1867 überwieſen hatte: bie 
Aufgabe ber inneren Verſchmelzung ber neuen Provinzen mit der alten Preußi⸗ 
hen Monardie. Es war kein geringes Werk, die gefammten Einrichtungen all 
jener verfchiedenen Staatsgebiete im Zeitraume eines Jahres in bie Preußiſchen 
Verfaſſungs⸗ und VBerwaltungsverbältniffe, fomweit die Einheitlichleit des Staats- 
weiend es erforbert, binüberzuleiten, zugleich mit wünſchenswerther Schonung 
aller der Einrichtungen, welche eine innere Berechtigung und die Möglichkeit jelbft- 
ſtändigen Fortbeſtehens in fich tragen. Wenn man die Größe dieſer Aufgabe er- 
wägt und auf die politifhden Schwierigkeiten zurüdhlidt, welche der Verſchmelzung 
jener Gebiete mit Preußen vor Jahr und Tag noch entgegenzuftehen ſchienen, 
und wenn man dann auf die Zuſtände binblidt, wie fie fi inzwiſchen dort ge- 
ftaltet haben, jo wird man bie Bebentung und ben erfreulichen Erfolg der voll- 
brachten Urbeit zu würdigen wiffen. Wohl walten noch vielfache Meinungsver- 
ihiebenheiten ob, inmieweit bie eingefhlagenen Wege und die ergriffenen Maßregeln 
im Einzelnen bie richtigften und zwedmäßigften geweien jeien, und gewiß läßt 
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fi dies Für und Wider über jeden Punkt mit guten Grlinben vertbeibigen, — 
aber die gemwichtige und hoch erfreuliche Thatfache ftebt feft, daß es ſchon heute 
feine politiſche Scwierigteit und (abgejeben von jenen Zweifeln über das Beflere 
oder Befte in ben einzuführenden Einrichtungen) auch Feine erhebliche Schwierig. 
keit für die Verwaltung der neuen Länder mehr giebt. Die Verfaffung iſt mit 
allen Rechten und Kreibeiten für die Bevölkerung der neuen Provinzen feit bem 
1. October in Geltung getreten, jeber Ausnabmezuftanb ift aufgehoben; bie Ber- 
waltung ber neuen Provinzen aber vollzieht fich Überall mit derſelben Orbnumg, 
berielben Zuverfiht und gleihmäßigen Sicherheit wie in den alten Theilen ber 
Monardie, ohne daß irgendwo in ber Haltung ber Bevöllerung irgend ein be 
denkliches Anzeichen, geſchweige denn irgend ein Widerſtreben bervortritt. 

Die äußere und, wenn nicht alle Anzeichen trügen, auch die innere Ber- 
fhmelzung ber neuen Landestheile mit unferer Monarchie vollzieht ſich raſcher, 
ale es fi irgend erwarten und ahnen ließ: ein gut Theil diefer Aufgabe ift im 
Jahre 1867 bereits erfüllt, und für die wichtigſten nationalen Desiehungen unb 
Zwecke barf die Einheit des ®eiftes und Willen® in der gefammten Bevöllerung 
des erweiterten Preußiſchen Staates ſchon jett ale unzweifelhaft gelten, wie beun 
auch bie Vertreter ber neuen Provinzen im Landtage und im Neichstage fich 
in ihrer Mehrheit als Stüten der wefentlihen VBeftrebungen unjerer Regierung 
erweifen. 

Das neue vergrößerte Preußen, welches bem Jahre 1866 feine Entſtehung 
verdankt, ftebt am Schluffe des Jahres 1867 in jeber Beziehnng feft gefügt und 
in voller Entwidelung da. 

Aber feine höchſte Kraft und Bedeutung findet das verjiingte Preußen im 
Zufammenhange mit dem verjlngten Deutfhland. In Diefer Beziehung vollendet 
hat das Jahr 1867 die Überlommenen Aufgaben in hoffnungsreicher Ausbehnung 
erfüllt.“ 


I. 
(Provinzial » Eorrefponden; vom 2. Sannar 1868.) 


„Ale das Jahr 1866 zu Ende ging, war die Errichtung des norbbentiden 
Bunbes erft noch eine Verheißung, bie Verwirklichung war in allen Theileu bem 
Jahre 1867 vorbehalten. Die Preußiſche Regierung batte ben norbbeutichen 
Staaten nur den Plan und Grundriß zum Aufbau eines neuen deutſchen Bundes 
dargeboten, aber dieſe Formen mußten erft mit febendigem Inhalt erfüllt werben. 
Kaum waren erft die Vertreter der einzelnen Regierungen zu den erften vorläu- 
figen VBeiprechungen über den Entwurf der Verfaſſung zufanmengetreten, bie 
zahlreihen Zweifler an Preußens Werl verfünbeten aber, e8 werde nicht gelingen, 
auch nur unter den Regierungen eine Verftändigung über den Entwurf zu Stante 
zu bringen. Bollenbs waltere nody völliges Dunkel in Bezug auf ben Berfuh, 
die Berfaffung mit einer Bollsvertretung auf Grund bes freieften und ausge⸗ 
behnteften Wahlrechtes zu vereinbaren. 

Aber die innere Bedeutung und Kraft bes nationalen Beginnens hat alle 
Bedenken und Zweifel fiegreich niebergeichlagen: ſchon wenige Wochen nach dem 
Beginn bes neuen Jahres konnte unfer König dem fcheibenben Preußiſchen Lant- 
tage bie Thatſache verfünden, daß der Entwurf der Berfafjung Des norbbentichen 
Bundes von allen mit Preußen verbünbeten Regierungen angenommen jei Un- 
mittelbar darauf (am 12. Februar) wurden im ganzen Öunbeögebiete die Wahlen 
zum erſten verfaffungsgebenden Reichsſstage vollzogen und am 24. Februar, dem 
„Zage der Erfüllung,” gab ber König im Kreiſe einer Verfammlung, „wie fie 
jeit Jahrhunderten feinen Fürften umgeben batte,“ ber Hoffnung Deutſchlandt 
auverfichtlichen und erbebenden Ausdrud, daß enblih „ver Traum von Zahrhun 
derten, das Sehnen und Ringen ber jüngften Gefchlechter der Erfüllung entgegen 
geführt werde.“ 

Der Reichstag hat diefe Hoffnung auch an feinem Theile erfüllt: das Ber- 
trauen, welches die Erfolge der Preußiichen Regierung eingeflößt hatten, bewährte 
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ſich auch in dem frudtbringenden Zuſammenwirken mit ber Bunbesvertretung, 
weihe auf fiherem Grunde ein Berfafiungswer! aufrichten half, befien weitere 
Entwidelung mit Zuverſicht der Zukunft überlaffen werben konnte. 

Am 1. Juli bereits ift die neue Berfaffung in Kraft getreten unb un- 
mittelbar darauf begann auch fchon jene fegensreiche weitere Entwidelung. Ein 
neuer Reichstag, anf Grund ber Verfaffung gewählt, bat in bemfelben patrio- 
tiichen Geifte eine Heihe ber wichtigftien Reichsgeſetze zur Hebung von Hanbel 
and Wandel in Gemeinſchaft mit der Bunbesregierung feftgeflellt und nad 
allen Seiten bie feften Grundlagen für eine erfprießliche Sunbet ver eltung geſchaffen. 

Inzwiſchen iſt die gemeinſame Heeresmacht des norddeutſchen Bundes auf 
dem bewährten Grunde ber Preußiſchen Heereseinrichtungen ſicher und achtung⸗ 
gebietend errichtet worden, und ſchon heute ſteht die nene Bundesarmee in jeder 
Beziehnng ebenſo feſt geordnet und kriegstüchtig da, wie vordem das ruhmgekrönte 
vreußiſche Heer. 

In dieſem Augenblid iſt der norddentſche Bunb als eine ein- 
beitfiche beutfhe Macht bereits bei allen großen Staaten vertreten 
und anerkannt. 

So hat bas Jahr 1867 zunähft für Norbbeutichland bie nationale Eini- 
gung und Kraft weit Über Erwarten verwirklicht. 

Doch viel Höheres noch ift in diefem bebeutfamen Jahre erreicht worden: 
Me Scheidung, bie am Ende bes vorigen Jahres zwiſchen Norb- und Süddeutſch⸗ 
land zu befteben fchien, ift thatfädhlich und im Geifte des beutichen Volles bereits 
überwunden. 

Wer erinnert fich ‚nicht der bitteren Klagen Über die Mainlinie, welde ben 
Norden und Süden trennen zu follen ſchien, — wer hätte damals zu hoffen ge- 
wagt, daß wir ſchon im nächften Jahre uns ver vollen Gewißheit erfreuen würden, 
mit ganz Sübbeutichlaub in fefter Gemeinſchaft natisnaler Wehrkraft und wirth- 
ſchaftlicher Entwidelnng zu ftehn, in einer Gemeinfchaft, welche die höchſten In- 
texeffen bes Baterlanbes und bie nächſten Intereſſen der Bolkswohlfahrt umfaßt. 
Schon bie Frühjahr 1867 hat den deutſchen Patrioten durch Die Veröffentlichung 
der Schuß» und Trutzbündniſſe mit den ſüddeutſchen Staaten bie Zuverſicht 
wietergegeben, daß flir Die VBertheibigung der nationalen Güter und der beutichen 
Unabhängigkeit ganz Deutichland unter der Führung Preußens durch ein fefteres 
und wirffameres Band umſchlungen ift, als es ber frühere Bunb jemals ge- 
währt hatte. 

Wenige Monate fpäter ift durch bie Erneuerung des Zollvereins auf ber 
Grnndlage einer nationalen Gejammtvertretung dem deutſchen Volle die Zuver- 
fiht gewährt worben, daß eine innige Lebensgemeinſchaft zwiſchen Norden unb 
Süden nicht bloß zu Schuß und Truß, fondern auch für bie Pflege friedlichen 
Gedeihens gefichert ift. 

Die erhebende Kraft biefes Bewußtſeins bat ſich in ber jüngften Zeit überall 
in Dentichland immer zuverfichtlicher bewährt: mehr als je ift die Bevölkerung 
des ganzen beutichen Baterlandes von nattonalem Denken und Fühlen durchdrun⸗ 
gen, alle Verfuche, der Bethätigung dieſes beutichen Sinns entgegenzutreten, 
werben feldft ba, wo fie früher Anklang zu finden fchienen, immer entjchiebener 
verleugnet unb verurtheilt. 

Das deutſche Volk in allen feinen Stämmen und Schidten 
fühlt und weiß jeßt, Daß es ein geeinigtes und mächtiges Volt 
ift, wie nie zuvor, — in diefem Bewußtfein wirb es aud inner- 
ih vollends immer einiger und für feine nationale Größe be- 
geifterter. 

Die gewaltige Aenderung, die in Deutſchland vor ſich gegangen, wirb auch. 
von den fremben Völkern und Mächten in ihrer großen Bedeutung volauf ge 
wärbigt: Überall tritt bie Erkenntniß hervor, daß Deutihland fortan bei allen 
großen Entjcheibungen das volle Gewicht feiner geeinigten und gehobenen natio- 
nalen Kraft in bie Wagfchale werfen Tann. 
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keit vorhanden, daß ein folder Fall eintreten follte, da doch die Bundes: 
flagge allfeitige Anerkennung gefunden hat und damit fchon der Borgang 
gegeben ift auch zur Anerkennung des Geſandtſchaftsrechts, und wir er: 
warten in der bat feine Einſprache. Wenn biöher nichts gefcheben ift, 
fo bat der Grund lediglih in der Schonung des beftehenden Geſandt⸗ 
ſchaftsrechts unſerer Bundesgenoſſen gelegen und es wird da, jo lange 
die Bundesgenofjen nidht freiwillig auf daß ihnen ver- 
faffungsmäßtig zuftebende Geſandtſchaftsrecht verzichten und 
infomweit fie e8 nicht thun, meines Erachtens eine Theilung 
der Repräfentation nah außen zwifhen dem Bunde und den 
einzelnen Bundesftaaten in der Weiſe ftattfinden müfjen, 
daß die Führung und Bertretung der großen europäifchen Po— 
litik in Fragen, beifpielsweife wie Die heutige Konferenzfrage 
dem Bunde gebührt, daß es aber den einzelnen Geſandtſchaften 
unbenommen bleibt, den Schutz ihrer Angehörigen und ber 
Sntereffen derfelben nad wie vor zu üben, wozu fie wenigſtens 
in demfelben Maße und unter Umftänden durch Kenntniß der einzelnen 
einfchlägigen Verhältniſſe in höherem, befähigt fein werden, als eine große, 
vielbefehkttigte Bundesgefandtichaft e8 fein mag. 
Es läßt fi dann auch ein finanziell gereöitfertigteß Bortbeftehen der 
Gefandtichaften der einzelnen Yänder in ihren Budgets motiviren, währen?, 
wenn die ganze gejandtichaftliche Tchätigkeit von der Gefandtichaft des 
Bundes ablorkirt würde, die Yandesvertretungen in den einzelnen Staaten 
diefe Geſandtſchaften als überflüſſig erkennen und Die Mittel dazu ftreichen 
werden. Und ein ſolches Vorgehen würde meinem Gefühle nach in dem 
jeßigen Stadium nicht gerade zur Befefligung und Bellerung der Be 
ziehungen beitragen. 

3 iſt meinem Eindrucke nach wünſchenswerth, daß man die Ge⸗ 
ſandtſchaften der kleinen Staaten nicht raſch und abſichtlich beſeitigt, 
ſondern abwartet, ob und wann ſie gerifiermaßen als reife Frucht abfallen. 

Der Herftellung der politifden Bertretung des Bundes 
näher zu treten, bat uns das diesmalige Beiſammenſein des Bundes: 
rathes Anlaß gegeben, und wir find bei demſelben in vertraulichen Be: 
Ipreungen ſoweit gediehen, daß ich, ohne eine Verlegung bundestreuer 

egierungen zu befürchten, bereit in der Lage geweſen bin, miündlid) die 
Buftimmung Sr. Majeftät des Königs an nennung von Botſchaftern 
und Gejandten Behufs Vertretung des Bundes zu erbitten umd dieſelbe 
auch erhalten habe, und dag diefe Ernennungen alſo in kurzer 
Beit bevorftehen. Daß wir dadurch in die Lage kämen, die Aner- 
kennung des Bundes als eine zmweifelhafte Frage bedanbelt zu feben, das 
befürchte ich nicht, und diplomatilcher Brauch hält mich davon ab, die 
Gründe, warum ich es nicht befürchte, bier beftimmter zu entwideln. 

Was den zweiten Theil des Antrages betrifft, fo fann ich mid da 
den Herren Antragftellern nicht anfchliegen, und ich möchte Sie bitten, 
darin der Geſchäftskunde und Erfahrung der Re ierung zu vertrauen, 
wenn ich unumwunden erlläre, dieſe Sefandtfgaften innerhalb des 
Bundes find uns gefchäftlihe Nothmwendigleit und würden es 
auch bleiben, wenn das Bundesgebiet ſich erweiterte. Es find 
das Organe, deren das Präfidium und der Bundeskanzler ohne Nachtheil 
für bie Befchäfte nicht gut entbehren kann. Wenn man ſich die Geſandten 
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innerhalb des Bundesgebietes als in Wegfall gebracht denkt, auf welche 
Mittel find wir dann angemwiefen, um eine Einwirkung auf die einzelnen 
Bundesregierungen zu üben, deren Unabbängigteit zu achten wir bundes- 
verfafſungsmäßig verpflichtet und ebenfo entfchloflen find, und die Gründe, 
welche uns beftimmen, diefe oder jene Maßregel vorzufchlagen, entwideln 
u laffen, um vielleicht von einem Agenten diefer Regierung, der unfern 
ränden nicht zugänglich iſt, an das vorgejegte Miniſterium oder an 
deffen Souverain appelliren A können? Welche Mittel bleiben uns dann, 
nenn dieſe Befandten in Wegfall kommen? Das bänfig ſchon jett in 
Anwendung gebrachte, aber nicht in allen Geſchäften ausreichende Ver⸗ 
fahren, daß wir direft an die Regierungen fchreiben und fchriftlich unfere 
Bünfche auseinanderfegen, hat nicht diefelbe Wirkung, als wenn wir einen 
Gefandten an Ort und Stelle haben. Dieſer ift im Stande, .fih zu dem 
Souverain zu begeben und fir unfere Sache zu plaidiren, und er wird 
8 mit Eifer thun, als der Bertreter der anderen Regierung, den man 
bier zeitweije im Bundesrathe bat, umd der vielleicht feinerfeitS anderer 
Anfict ift. ebenfalls ift unfere Vertretung beifpieldweije bei der olden- 
burgifchen Regierung, wenn fie durch ein preußifches Organ geübt wird, 
eine wirkfamere, als wenn fie durch ein oldenburger Organ geübt wird, 
namentlich iu folchen Fällen, wo es darauf anlommt, Oldenburg zu über: 
reden, unferer abweichenden Meinung beizutreten. Wir bedürfen eines 
folden ftändigen Organs meines Erachtens gejchäftlich ganz nothwendi 
und werden e8 immer brauchen, und je lebhafter der Bundesverkehr fd 
entwickelt, deito ftärfer wird das Bedürfniß defielben hervortreten. Wir 
haben deshalb nicht bloß an einzelnen Stellen, die gerade ald Nefidenzen 
diefer Geſandtſchaften fich Tennzeichnen, Geſandte accreditirt, fondern das 
ganze Gebiet des Norddeutfchen Bundes ift durch Accreditive, menn ich 
mich fo ausdrüden darf, gededt — es giebt feine Bundesregierung, bei 
der nicht ein Agent der Regierung oder Sr. Majeftät des Königs accre- 
ditirt wäre. So ift beiſpielsweiſe der Gefandte in Weimar bei den 
übrigen benachbarten thüringiſchen Höfen accreditirt, ſoweit fie nicht in 
da8 Gebiet der in “Dresden domizilirten Gefandtichaft fallen. Der Ge⸗ 
jandte in Hamburg ift bei den Hanfeftädten Bremen und Kübel und bei 
den beiden Großherzogthümern Mecklenburg acereditirt und und außer⸗ 
ordentlich nüßlich zur Ausrichtung amtlicher Botfchaften in Schwerin, zur 
Befürwortung deflen, was wir dort durchzufegen haben, zur Vorbereitung 
der Befchlüffe, bei denen die Zuftimmung der medlenburgijchen Regierung 
erforderlich ift. Der Gefandte in Oldenburg ift nebenbei beglaubigt bei 
Sr. Hoheit dem Deraos von Braunfchweig und bei anderen Fürften im 
Norden von Deutichland. 

Ich möchte die Herren bitten, den Gedanken, uns dieſes Mittel der 
Einwirkung auf unfere Bundesgenofien zu entziehen, aufzugeben, während 
ih den erften Theil des Antrages, wie jchon erwähnt, als ein vollftändiges 
richtiges Erkennen und Hinftellen des Zieles unferer Bolitit begrüße und 
auh nicht vor dem Gedanken zurüdichrede, daß dermaleinft in Zukunft 
das gefammte auswärtige Minitterium auf das Bundeskanzler⸗Amt, refp. 
den Bund übergehen könnte. 


Das Abgeordnetenhaus nahm den eriten Theil ded Antrags 
von Bennigjen an, lehnte dagegen den zweiten Theil ab. 
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9. Dezember. Die Gartel- Convention mit Rußland. 


Erklärung des Minifter-Präfidenten Grafen von Bis- 
mard im Abgeorbnetenhaufe. 


Ich glaube nicht, daß der Herr Abgeordnete (Löwe) uns einen ge 
rechten Vorwurf macht, wenn er uns eine Satelliten=Bolitil Rup- 
land gegenüber vorwirft, ich möchte ihm in diefer Beziehung die Ueber 
ſetzung der ruſſiſchen nationalen Moskauer Brefie zu lejen empfehlen; da 
wird er finden, daß man von dort her die Verhältniſſe gerade umg 
auffaßt, daß man ſich auch dort das Bild eines Doppelgeſtirns denkt, 
aber nicht von gleicher Gravitation, fondern dag man der ruffifchen Re⸗ 
gierung vorwirft, daß fie ihrerfeits die Rolle des Mondes übernehme, 
mit demfelben Unrecht, mit dem der Herr Vorredner anzubenten ſchien. 
daß Preußen fie feinerfeits übernehme. Zwiſchen befreundeten großen 
Staaten, die Feine flreitigen Intereſſen mit einander haben, giebt es um 
gab e Fälle, wo fie naturgemäß mit einander gehen, weil ihre Intereſſen 
iefelben find, obne dag man deshalb den Verſuch zu machen braudtt, 
die Beziehungen dadurch zu ftören und zu verbittern, daß man dem Eimer 
die Rolle der Unterordnung, dem Andern die der Leitung zuwendet. Aus 
diefem Grunde, weil die ruffiiche nationale Empfindlichkeit genau ie 
lebendig ift wie die unferige, hätte ich auch gewünſcht, daß der Her 
Borrebner ſich enthalten hätte, ſich ruffifcher Unterthanen anzumebmen, 
die er als von Seiten Rußlands bedrüdt bezeichnete. nn es ihm Ernſt 
war, dieſen Schützlingen wohlzuthun, fo kann ich ihm verſichern, daß er 
genau das Gegentheil von feinem Zwed erreichen wird und ihm biejelben 
wenig danken werden, daß er fo heifle Fragen, wie biefe und andere an- 
geregt hat. Der ger Borredner ſitzt hier in voller Sicherheit und ſprich 
ganz ungenirt. Was aber die Folgen feiner Worte für Diejenigen In 
werden, die er hat ſchützen wollen, daß wollen wir abwarten; jede Re⸗ 
ierung ift eiferfüchtig auf ihre Unabhängigkeit, auf ihre Autonomie wm 
Annern, und ich frage den Herrn Vorredner, ob er der Königlichen Re 
gierung zumuthen möchte, fi von irgend einer auswärtigen Regierung 
eine Einmifchung in Bezug auf ihr Verhalten ihren Untertbanen gegen 
über gefallen zu laſſen? Ren glaube, er würde das mit derſelben Eat: 
fhiedenbeit zurückweiſen, mit welcher ich im Namen einer fremden und 
befreundeten Regierung den Berfudy einer Einmiſchung in ihre Angeleger 
heiten zurüdgumeijen Hr meine Pflicht halte, im Interefie einer kleinen 
inorität von Deutichen, die unter einer Ueberzahl von Eſthen, Yetten 
und einer noch größeren Ueberzahl von Ruſſen, Einer gegen Zaufend 
Nee ; diefe zu fompromittiren, iſt fein guter Dienft, den man ihnen 
erweiſt. 

Ich kann ar dag die Sorgfalt der Regierung ebenfo auf 
merffam auf die Beflerung des Grenzverkehrs mit Rußland gerichtet iR, 
wie früher mit wenig merkbarem Erfolge, aber doch mit einigem, indem 
wir mwenigftens in diefen Tagen zu Berbandlungen gelangt find, und zwar 
auf Anregung Rußlands felbit. Wenn der Herr Borrebner hofft, daß 
das Mitgefühl der ruffifchen Regierung mit dem Leiden unferer preuß* 
fchen Provinzen werde verwerthet werden können, jo habe ich in höhere 
Maße die Hoffnung, daß die kaiſerliche Negierung zu der Ueberzeugung 
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Iommen wird, daß fie den Einwohnern ihrer eigenen Grenz⸗Provinzen 
noh in höherem Maße eine Sörberung und Erleichterung des Bertedrs 
ſchuldig ſei, umd daß wir nad diefer Richtung Hin, wenn auch langſam, 
doch ftetige Fortſchritte machen werden, ohne daß ich heute fchon beftinnmen 
finnte, wann wir das Biel erreichen werben. 


11. Dezember. Die Stellung der Meineren Stanten im Nord⸗ 
deuntſchen Bunde, 


Erklaͤrung ded Grafen von Bidmard über den Ac— 
ceffiondvertrag mit Walde» Pyrmont. 


I. 

Die vorliegende Convention ift das Ergebniß einer Eollifion zwischen 
den Einrichtungen ded Norddeutfchen Bundes und denjenigen, die fi in 
den deutfchen Kleinftaaten vermöge einer krankhaften Entwidelung 
des Souperainetät8- Prinzips im Laufe der Jahrhunderte ausge⸗ 
bildet haben. Indem diefe Kleinftaaten fich die Aufgabe ftellten, aus ihren 
eigenen Mitteln und in ſich felbft abgeſchloſſen, alle diejenigen Bedürfnifie 

befriedigen, die eine ausgedehnte Staotseinrichtung efriedigt, aud bis 
in die höheren Inſtanzen hinein, famen fie mit ihren finanziellen Kräften 
md Gedränge, wenn fe nicht von einigen Staatsleiftungen, die ihnen nad) 
Recht uud Billigkeit oblagen, Abzüge machten, um die Auswüchſe in 
anderen, zu beren Ertragung bie Yänder nicht groß genug waren, ertragen 
zu Können. Es war die Folge davon, daß die Einridhtungen der Landes⸗ 
vertheidigung in den Öintergrund traten, und daß die Bureaukratie der 
Heimen Länder eine unverhältnigmäßige Entwidlung nahm. Wir haben 
dad gefehen in Rändern von ähnlicher Größe, ich erinnere an das mir 
näher befannte Lauenburg und an andere Staaten diefer Größe, wo wir 
Bere zweiter Inſtanz, Verwaltungseinrichtungen zweiter Inſtanz und 
m Ganzen einen Apparat der Verwaltung haben, den man nur eine 
überladene und das ganze Gebäude drüdende Kuppel nennen kann. In 
dem früheren deutjchen Bunde waren diefe Ginrichtungen dadurch ermög- 
licht, daß fich die Hleineren Staaten in Bezug auf die Yandeävertheidigung 
auf die preußifche, reſp. Öfterreichifche Armee verließen. Nachdem nun die 
Einrichtungen des Norbbeutfhen Bundes von jedem Einzelnen innerhalb 
jeinev Grenzen vorweg die Leiftungen für die Randesvertheidigung und 
für die grofen gemeinfamen Staatdzwede forderten, kamen de um fo 
mehr ind Gedränge zwilchen dieſen Unforderungen und ihren eigenen 
Mitteln, als die Steuerkraft vieler nicht den Durchfchnitt der größeren 
Staaten erreicht, vielleicht allein Braunfchweig ausgenommen, weil den 
übrigen Heinen Staaten die Centren des Handels und Verkehrs fehlen. 
Es ind vergleichungsmweife arme aderbauende Bevölkerungen, und jelbft 
da, wo fie mohlhabend find, fehlt doch das reichere Element bis zum 
Millionär hinauf, und eine Einfommenftener würde einen erheblichen 
Durchſchnittsſatz nicht ergeben. 

Es kam nun darauf an, diefen Uebelftänden in irgend einer Weile 
Abbülfe zu veriehaffen. Das Radilalfte und Nächftliegende wäre aller: 
dings die Einverleibung geweſen, wobei ich gleich bemerke, daß eine andere 
Vertheilung der Laften dadurch doch faktiſch und praftifch Taum bewirkt 
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fein würde. Wie Ihnen der Herr Weferent ſchon richtig bemerkt hat, 
würde die Ducchichnittlih arme Bevölkerung Waldecks doch nicht mehr 
für das Gemeinwejen Preußens aufbringen, auch wenn es eimverleibt 
würde, und die im Durchſchnitt wohlhabende Benöllerung auderer Theile 
Preußens würde das Fehlende immer haben zujchießen müflen, man würde 
dies nur nicht in der Buchführung fo deutlich merken und erfichtlich finden. 

Es fragt fih nun, warum wir diefen Weg der Einnerleibung. 
niht unfererfeit8 vorgezogen haben. ch erinnere daran, daß ki 
der Einführung der Rorbbeutichen Bundesverfafjung zuerft fich überall die 
Beſorgniß fühlbar madte, die Heineren Staaten würden fiberhaupt die 
Laften, die ihmen der Norddeutſche Bund auferlege, nicht tragen können; 
es jet die ein mittelbarer Zwang zu ihrer Mediatifirung, und es liege 
das auch in der Abficht der preußichen Negierung. Wie weit hierdurch 
in Bezug auf die Größe der Bundesgenofien bieler Zwang ſich wirtlid 
zeigen würde, ließ man unentfchieden, und die Grenzen waren ja auch 
Ei mit Beftimmtheit zu ziehen. Es kam vielleicht auf die &röße de 
Drudes an, den man anwendete, Um diejem Urtbeile, um der Beſorguij 
zu begegnen, die fi) aus dieſem Fundamente auch derjenigen Staaten 
und derjenigen Souveraine bemächtigen Tonnte, melde volftändig ent 
ſchloſſen find, dad Maß der Souverainetät, welches mit dem Bundesder- 
bältniß vereinbart ift, fich zu wahren, — um diejer Beſorgniß zu begegnen, 
war e3 gewifiermaßen eine Ehrenpflicht Preußens, zu zeigen, daj 
auch die Eleineren und ärmeren Staaten mit diefem Verbättnifie 
befteben können, und zugleich die Mittel darzubieten, ich meine nich 
die Geldmittel, fondern in legißlativen Einrichtungen, die Mittel darzu 
bieten, die dieſes Beftehen möglich machen; und zu diefem Behufe haben 
wir, nad der Unalogie der jrüheren Militär⸗Conventionen, nad der 
Analogie der Juſtiz⸗Conventionen, durch welche die Fleineren Staaten 
der zweiten, vejp. dritten Inſtanz entledigt wurden, eine, id; möchte fagen, 
Adminiftrativ-Convention gefchaffen, durch welche das naturgemät 
Berhältnig, fofern nämlich ein Land zwiichen 40—50,000 Einwohner m 
feiner diefer Beziehungen eine zweite Inſtanz mit Collegien tragen Tanz, 
einigermaßen bergeftellt wurde. 

Diefe Beforgniß, daß die Bundeseinrichtungen eine Schraube fein 
würden, um die Tleinen Souverainetäten zu zermalmen, dieje bei unferen 
Bundeögenofjen zu bejeitigen, verpflichtete ung die Politik ebenfo, wie de 
Gerechtigkeit. Nah der Bundesverfafiung haben wir ebenfo, wie ak 
Bundesgenofien, die Souverainetät der einzelnen Staaten garantit. 
ift Dies eine Collectivgarantie, und man kann vielleicht nicht unrichtig 
fagen, daß wir dem Königreih Sachſen, dem Großherzogthum Oldenburg 
die Souverainetät Waldeds ebenjo garantirt haben, und daß daber de 
BZuftimmung eines einzelnen Mitgliedes nicht ausreicht, um eine der Son 
verainetäten des Bundes verjhwinden zu laffen. Aber ich Laffe diefe Frage 
unentichieden. Bolitifch bedürfen wir eines Weiteren nicht, als wir ven | 
Walde baben, und mehr zu erftreben nach diejer Richtung hin, als man 
bedarf, das hat fich, meiner Ueberzeugung nach, immer als ein politiſcher 
Fehler herausgeftell. — — | 

— Ich verkenne nicht die Unbequemlichkeiten, welche biefes meue 
Rechtsgebilde fiir beide Theile haben kann. indeſſen ich glaube, viele werden 
fi) mehr als Ungewohnheiten, wie als Unbequemlichleiten erweiſen; men 
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wird fi) auch in dieſes Berhältnig einleben können, umd ich möchte doch 
fo weit nicht gehen, wie der Herr Referent, der aus biefem Zwitterver⸗ 
hältniß gemifiermaßen eine Baterlandslofigkeit der mit Necht auf viele 
ihrer Mitbürger ftolzen Waldeder herleiten wollte; diejen bleibt der Ehren⸗ 
name von Deutſchen, und einen andern als einen deutichen nationalen 
Patriotismus zu pflegen, haben wir allerdings feine Veranlaffung und 
ift nicht unfere Aufgabe. Ich möchte deshalb anheimgeben, Angefihts der 
größeren politifcden Nüdfichten, die, fo forgfältig ich auch die Sache über: 
legen mag, e8 mir immer wieder von Neuem rathſam ericheinen lafien, 
an der Zahl der beftehbenden Souverainetäten nicht zu rühren, 
feine Spur von Gelüft zu zeigen, fie zu vermindern. 


I. 
Weiter auf eine Rede bes Abgeordneten Walbed: 


Bundeslaften und Bundesehre, 


Die Klagen, welche hier über die Laſten außgefprochen werden, welche 
die DBımdeseinrihtungen auferlegen, haben ein zu weites — Retentiſſe⸗ 
ment — mir fällt im Augenblid fein ent|prechendes pi ce Wort ein 
— von diefer Stelle, als daß ich nicht die Gelegenheit wahrnehmen follte, 
en Wort zu Gunſten diefer Laſten zu jagen. Ich höre gerade von dieſer 
Seite, hier zu meiner Rechten, diefelbe Sprache, die ich acht Jahre lang 
im Bundestage zu Yrankfurt gehört habe. Sobald dort von nationalen 

mrichtungen die Rede, war immer das erfte Wort: Ihr legt uns Laſten 
anf. Es waren die Stimmen des Partikularismus und, meine Herren, 
verzeihen Sie mir, e8 war auch hier noch die Stimme des preußifchen 
Partikularismus. Eine Provinz, ein Land fich einzuverleiben, dazu war 
auch Dort jederzeit jeder bereit; ſobald es fich aber um ein weiteitiges 
Geſchäft handelte, um ein nationales Bundesverhältniß, da Ahieh man 
ih fofort zwiſchen „Waldeder* und „Preußen“. ‘Dean jagte, wie bier, 
was Walded geminnt, ift unfer Vortheil nicht; es handelt fih mur um 
das, was unfere, die preußiſchen Steuerzahler, wenn auch nur auf Koften 
der Waldeder, gewinnen. Das war der Partilularismus, der dort feinen 
Ausdrud fand und der fih an das Wort Laften hängt. Aber bringen 
uns denn dieſe Laften nichts ein? Ich wundere mich, fie angegriffen zu 
jehen von derjenigen Seite, die für die Freiheit, die individuelle Freiheit, 
mie ich nicht zweifle, jedes Opfer zu bringen bereit ift. Sollen wir denn 
fein Opfer bringen für unfere ftaatliche nationale Freiheit? In welcher 
Lage wären wir denn ohne diefe Laften? Wir müßten, fobald uns poli⸗ 
tiſche Gefahren drohten, um Schuß durch Bündniffe fuchen, wie wir dies 
früher gethban haben. Diefe Laften fegen ung in den Stand, daß unjere 
Bnndife gefucht werden, und dag wir im Stande find, unfere Freiheit, 
unfere Ehre durch eigene Kraft zu wahren, ohne um das Wohlmwollen 
anderer Staaten zu werben. In diefem Augenblid geht mir zufällig eine 
Zufhrift aus Carraccas in Südamerila zu von den dort dt 
nenden Deutſchen, 2000 an der Zahl, die darin der freudigen Zunerficht 
Ausdrud geben, mit welcher fie in der neuen Bundesflagge das Symbol 
de3 Schutzes erbliden, dem der große, hoffentlich bald alle deutſchen 
Stämme umfaflende Bund auch den Deutfchen gewähre, welche in dem 
Zropenlande wohnen, 'und welche das äußere Zeichen des mächtigen 
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Schutzes einer großen geeinten Nation, als deren Glied fie fih zum 
erfien Male gehoben fühlen, mit befonderer Genugthuung begrüßt haben. 
eine Herren! Iſt denn dieſe Genugthuung, die feit Auferle— 
gung diefer Laften unfere deutfhen Landsleute in allen Welt- 
tbeilen in tiefer Bewegung empfinden, fo daß man fagen 
möchte, daß der deutfche Patriotismus in Amerika, in Neu» 
Süd⸗Wales u. f. w., ih will nicht jagen, lebendiger ift, aber 
lebbafter zum Ausdrud kommt, als wie das im engeren Bater- 
Lande gef@iebt, — gar nichts werth? Fit Ihnen das nicht8 werth, 
meine Herren, zu bören, daß unfere Landsleute in fo fernen Gegenden 
jest mit uns ſtolz auf das Vaterland bliden und mit Selbftgefühl fagen: 
„Wir find Deutfchel” während fie früher verfchämt die Augen nieder 
fhlugen? Meine Herren! Ich gehöre nicht zu Denen, die alt auf die 
Laften bliden, die dem ‘Dürftigen auferlegt werden; ich habe dazu zu lange 
auf dem Lande gelebt, um nicht zu willen, was es heißt, wenn der arm 
Steuerzahler feinen Grofchen bringt, und wenn er ihn in der Zeit der 
Noth bringt. Aber, meine Herren, die Unabhängigkeit, die flaat- 
lihe Freiheit, die nationale Ehre gebt einem Volke, wie dad 
— über Alles; ihr bringen ſelbſt dieſe Armen freudig ihr 
pfer. 


1868. 1. Januar. Die vöolkerrechtliche Vertretung des 
Norddeutihen Bundes. 
(Brovinzial- Eorrefpondenz vom 2. Januar 1868.) 


Die völlerrehtliche Vertretung des Norddeutfchen Bundes bei den 
fremden Mächten ift nunmehr in Gemäßheit der früheren Ankündigungen 
des Bundeslanzlers, Grafen Bismard, geordnet: Die preußifchen & s 
Ihafter und Gefandten in London, Paris, Petersburg, Wien, Florenz 
u. ſ. w. haben ſämmilich in diefen Tagen den betreffenden Höfen ihre 
neuen Beglaubigungsjchreiben übergeben, nad welchen fie neben ihrer 
Eigenjchaft als Berireter Preußens fortan zugleich als Gefandte bei 
Norddeutichen Bundes angeftet find. 

Die Uebergabe hat überall unter den erfreulichften Bezeigungen fried⸗ 
licher und freundfchaftlicher Gefinnungen Seitens der betheiligten Kegie- 
rungen ftattgefunden. 


1867. Preußen und Dentfhland am Jahresſchluß. 


I. 
Provinzial» Eorrefpondenz vom 27. December 1867. 


Das ſcheidende Jahr war ein Fahr reicher Arbeit für Preußen, aber auch 
ein Jahr reicher Erfüllung. 

Das Jahr 1866 hatte und hohen Ruhm und gewichtige Erfolge, aber zu- 
gleich große und ſchwere Aufgaben binterlaffen: es galt, bie Früchte zur Reife 
zu bringen, bie aus ber blutigen Saat, follte fie nicht umſonſt geftreut fein, er- 
wachſen müſſen, — es galt, vie Keime einer jegensreichen inneren unb nationalen 
Entwidelung, welche das Jahr 1866 gelegt, zu pflegen, gegen feinbfihe Berüb- 
rung zu bebüten und, fo Gott will, zu unerſchütterlicher Kraft erftarken zum Laffen. 
Es galt, ein neues Staatögebände auf bewährtem Fundamente zwar, aber nad 
einem erweiterten Blane aufzubauen. 
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Diefe friedliche Arbeit innerer Feftigung mußte naturgemäß bei ben heimi⸗ 
ihen Berhältniffen jefbft beginnen. 

Hatte auch der ruhmreiche Krieg, gleichſam über die Köpfe der flreitenben 
Parteien hinweg, die Einheit von Fürſt und Boll neu beflegelt, jo war es doch, 
nah Beendigung des auswärtigen Kampfes, bie erfte Sorge ber Regierung un- 
feres Königs geweien, bem inneren Zwift ven Boben zu entziehen unb bie ver- 
fohnende Hand zum Ausgleich zu bieten. So waren bie Grundlagen gebeihlichen 
Zuſammenwirlens zwiihen Wegierung und Landesvertretung bereits im Jahre 
1866 wiebergewonnen, aber erft ber weiteren Entwidelung war e8 vorbehalten, 
ben wieberhergeflellten Frieden zu befefligen und zu befruchten. Die Hoffnungen, 
welche in dieſer Beziehung gehegt wurden, find im Jahre 1867 glücklich in Er- 
füllung gegangen: es bat fi in erfreufichiter Weile bewährt, daß bie Wieber- 
belebung des Vertrauens zwiſchen ber Regierung und der Bollsvertretung nicht 
blos die Folge eines „vorlibergebenden Siegesrauſches“ war, fondern auf dem 
ficheren Grunde gegenjeitiger Anerlennung und gemeinfamer Hingabe au bie 
großen Intereffen bes Baterlandes beruht. Die Willensſtärke und Thatkraft ber 
Staats - Regierung konnten nicht verfeblen, auf bie Anfchauungen der Verfländigen 
im Bolle einen gewaltigen Einfluß zu üben und fie mit unwiberftehlider Ein⸗ 
dringlichleit darüber aufzullären, wo der Schwerpunft des Staatslebens liegt und 
wo zugleich der Wille und die Kraft zum naturgemäßen und wahrhaft erjprieß- 
lichen Fortſchreiten zu finden find. 

Unter dem Eindrucke diefer Ueberzeugung und einer mächtigen Patriotifchen 
Erhebung ift die alte Parteibildung, welche nur auf bem früheren Mißtrauen 
beruhete, mehr und mehr zeriplittert und zerfallen, und auf ben Trümmern ber- 
ſelben haben fi neue Verbindungen geftaltet, welche es als ihre Aufgabe erkennen, 
Preußens innere Entwidelung und nationalen Beruf in aufrichtiger Gemeinſchaft 
mit der Regierung zu pflegen und zu fördern. Das Preußiſche Volt hat dieſem 
Streben bei den dreifachen Wahlen dieſes Jahres volle Zuſtimmung und Beftäti- 
gung gegeben, und bie Thätigleit ber Landesvertretung, welche vorher Jahre lang 
zur Unfruchtbarkeit und Ohnmacht verurtheilt war, bietet jett ein Bilb friſchen 
und lebensoollen Schaffens filr das Wohl des Landes dar. Die bewährte Einſicht 
und Thatkraft der leitenden Stautsmänner findet bereitwilliges Entgegenlommen 
uud wirkſame Unterftügung nicht blos von Seiten ber alten conjerwativen Bundes- 
genoffen, ſondern auch der neu gebildeten national - liberalen Partei, welche auf 
den Gang ber Berfaffungs- Angelegenheit im verfloffenen Jahre einen wichtigen 
und gänftigen Einfluß geübt bat, und welche gewiß aud künftig, inben fie bie 
nationale Fahne hochhält und bie wirklichen Preußiſchen und deutichen Berbältniffe 
zur Grundfage ihrer VBeftrebungen nimmt, fich einen bebeutjamen Antheil an ber 
Staatsentwidelung wird bewahren wollen. 

Der Aufihwung der Gemüther in unferem Volke und die Wiederbelebung 
des gegenfeitigen Vertrauens haben auch bie Löſung einer weiteren wichtigen Auf⸗ 
gabe erleichtert, weldye das vorige Jahr dem Jahre 1867 überwieſen hatte: die 
Aufgabe ber inneren Berjhmelzung ber neuen Provinzen mit der alten Preußi- 
ſchen Monardie. Es war fein geringes Werk, die gefammten Einrichtungen all 
jener verfchiedenen Staatsgebiete im Zeitraume eines Jahres in die Preußifchen 
Verfaffungs » und Verwaltungsverhältniffe, foweit die Einheitlichleit des Staats» 
weſens es erfordert, binliberzuleiten, zugleih mit wünſchenswerther Schonung 
aller der Einrichtungen, welche eine innere Berechtigung und die Möglichkeit felbft- 
ſtändigen Fortbeftehens in fi tragen. Wenn man bie Größe Diefer Aufgabe er- 
wägt und auf die politiihen Schwierigkeiten zurüdblidt, welche ber Berfehmelzung 
jener Gebiete mit Preußen vor Jahr und Tag noch entgegenzuftehen jchienen, 
und wenn man bann auf bie Zuſtände hinblickt, wie fie ſich inzwiſchen dort ge- 
faltet haben, fo wird man die Bedeutung unb ben erfreulihen Erfolg der voll- 
brachten Arbeit zu würdigen wiffen. Wohl walten noch vielfache Meinungsver- 
Ihiebenbeiten ob, inwieweit bie eingefchlagenen Wege und die ergriffenen Maßregeln 
im Ginzelnen die richtigfien und zwedmäßigften gewejen jeien, und gewiß läßt 
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fi dies Für und Wiber Über jeden Punkt mit guten Gründen vertheibigen, — 
aber die gewichti e und hoch erfreuliche Thatſache ſteht feſt, daß es ſchon heute 
feine politiſche Schwierigleit und (abgeſehen von jenen Zweifeln über das Beſſere 
ober Befte in ben einzuführenden Einrichtungen) auch Feine erhebliche Schwierig. 
keit für die Verwaltung ber neuen Länder mehr giebt. Die Berfaflung iſt mit 
allen Rechten und Freiheiten für die Bevöllerung der neuen Provinzen ſeit dem 
1. October in Geltung getreten, jeber Ausnahmezuftand ift aufgehoben; bie Ver⸗ 
waltung ber neuen Provinzen aber vollzieht fi) Überall mit berfelben Orb 
derſelben Zuverfiht und gleichmäßigen Sicherheit wie in den alten Theilen der 
Monarchie, ohne daß irgendwo in ber Haltung der Bevöllerung irgend ein be⸗ 
benflihes Anzeichen, geſchweige denn irgend ein Wibderftreben hervortritt. 

Die änfere und, wenn nicht alle Anzeichen trügen, auch bie innere Ber- 
[hmelzung der neuen Lanbestheile mit unferer Monarchie vollzieht fich rafcher, 
als es fi irgenb erwarten und ahnen ließ: ein gut Theil biefer Aufgabe ift im 
Yahre 1867 bereits erfüllt, und für die wichtigften nationalen Degiehungen unb 
Amede darf bie Einheit des Geiftes und Willens in ber gefammten Bevöllerung 
des erweiterten Breußifchen Staates ſchon jett al® unzweifelhaft gelten, wie benn 
auch die Vertreter der neuen Provinzen im Lanbtage unb im Reichstage ſich 
in ihrer Mehrheit als Stüben ber wefentlichen VBeftrebungen unferer Regierung 
erweiſen. 

Das neue vergrößerte Preußen, welches dem Jahre 1866 feine Entflebung 
verdankt, ſteht am Schluffe bes Jahres 1867 in jeber Beziehung feft gefügt und 
in voller Entwidelung ba. 

Aber feine höchſte Kraft und Bedeutung findet das verjüngte Preußen im 
AZufammenbange mit bem verjüngten Deutichland. In biefer Beziehung vollends 
ar get Jahr 1867 die überkommenen Aufgaben in hoffnungsreicher Ausbehmung 
erfüllt.“ 


II. 
(Provinzial - Eorrefpondenz vom 2. Januar 1868.) 


„als das Jahr 1866 zu Ende ging, war bie Errichtung bes norbbeutichen 
Bundes erft noch eine Verbeißung, die Verwirklichung war in allen Theilen dem 
Sabre 1867 vorbehalten. Die Preußifhe Regierung hatte den norbbeutichen 
Staaten nur den Plan und Grundriß zum Aufbau eines neuen beutichen Buntes 
dargeboten, aber dieſe Kormen mußten erft mit lebendigem Inhalt erfüllt werten. 
Kaum waren erft bie Vertreter der einzelnen Regierungen zu ben erften vorläu- 
figen Beſprechungen über den Entwurf der Berfaffung zufammengetreten, bie 
zahlreichen Zweifler an Preußens Werk verfündeten aber, e8 werde nicht gelingen, 
auch nur unter den Regierungen eine Berftänbigung über den Entwurf zu Stante 
zu bringen. Vollends waltete noch völliges Dunkel in Bezug auf ben Berfuc, 
die VBerfaffung mit einer Vollsvertretung auf Grund des freieften und ausge 
behnteften Wablrechtes zu vereinbaren. 

Aber die innere Bedeutung und Kraft bes nationalen Beginnens hat alle 
Bedenken und Zweifel fiegreich niebergefchlagen: ſchon wenige Wochen nach dem 
Beginn des neuen Jahres konnte unfer König dem fcheibenben Preußiſchen Land⸗ 
tage die Thatfache verkünden, daß ber Entwurf der VBerfafjung des norddentſchen 
Bundes von allen mit Preußen verbündeten Regierungen angenommen ſei Un- 
mittelbar daranf (am 12. Februar) wurden im ganzen Bundesgebiete die Wahlen 
zum erſten verfafjungsgebenden Reichsſtage vollzogen und am 24. Febrnar, bem 
„zage der Erfüllung,” gab der König im Kreije einer VBerfammiung, „wie fie 
feit Sabrhunderten feinen Fürften umgeben hatte,“ ber Hoffnung Deutſchlande 
zuverfihtlichen und erbebenden Ausbrud, daß endlich „ver Traum von Jahrhum⸗ 
derten, das Sehnen und Ringen ber jüngften Gejchlechter der Erfüllung entgegen- 
geführt werde.“ 

Der Reichstag hat dieſe Hoffnung aud an feinem Theile erfüllt: das Ber- 
trauen, welches die Erfolge der Preufiichen Regierung eingeflößt hatten, bewährte 





139 
1867. 


fih and im dem fruchtbringenden Zuſammenwirken mit ber Bunbdesvertretung, 
welche auf ficherem Grunde ein Berfafjungswerk aufrichten half, beffen weitere 
Entwidetung mit Zuverfidht der Zukunft überlaffen werben konnte. 

Am 1. Inli bereits if die neue Berfafjung in Kraft getreten und un- 
mittelbar baranf begann auch ſchon jene ſegensreiche weitere Entwidelung. Ein 
nener Reichstag, auf Grund ber Berfaffung gewählt, hat in demſelben patrio- 
tiſchen Geifte eine Reihe ber wichtigften Neichsgefee zur Hebung von Hanbel 
und Wandel in Gemeinihaft mit ber Bundesregierung feftgeflellt und nad 
allen Seiten die feften Grundlagen für eine eriprießliche Ounbetbermelkung geichaffen. 

Inzwiſchen ift die gemeinfame Heeresmacht des norbbeutfchen Bundes auf 
bem bewährten Grunde der Preußiſchen Heeredeinrichtungen ficher und achtung- 
gebietend errichtet worden, unb ſchon beute fteht die neue Bunbesarmee in jeber 
Beziehung ebenſo feft georbnet und kriegstüchtig da, wie vorbem das ruhmgekrönte 
vreußiſche Heer. 

In biefem Augenblid ift ber norddeutſche Bund als eine ein- 
beitfihe beutfhe Macht bereits bei allen großen Staaten vertreten 
und anerlaunt. 

So hat das Fahr 1867 zunächſt für Norbbeutichland die nationale Eini- 
gung und Kraft weit über Erwarten verwirklicht. 

Do viel Höheres noch ift im diefem bebeutfamen Jahre erreicht worben: 
die Scheidung, die am Ende des vorigen Jahres zwilhen Nord- und Süddeutſch⸗ 
land zu befteben fchien, ift thatfächlih und im Geifte des deutſchen Volles bereits 
überwunden. 

Ber erinnert ſich ‚nicht der bitteren Klagen Über bie Mainlinie, welche ben 
Norden und Süden trennen zn follen ſchien, — wer hätte damals zu hoffen ge- 
wagt, daß wir fchon im nächſten Jahre uns ber vollen Gewißheit erfreuen würden, 
mit ganz Sübbeutichland in fefter Gemeinihaft natismaler Wehrkraft und wirth- 
ſchaftlicher Entwidelung zu ſtehn, in einer Gemeinichaft, welche die höchſten In- 
terefien des Baterlandes und bie nächften Interefien der Bollswohlfahrt umfaßt. 
Schon dies Frühjahr 1867 Hat den beutichen Patrioten durch bie Veröffentlichung 
der Schutz⸗ und Trutzbündniſſe mit den ſüddeutſchen Staaten die Zuverficht 
wiedergegeben, daß für die Bertheibigung ber nationalen Güter unb ber deutſchen 
Unabhängigkeit ganz Deutichland unter der Führung Preußens durch ein fefteres 
he namuaneres Band umſchlungen ift, ale es der frühere Bunb jemals ge- 
wã tte. 

Wenige Monate ſpäter iſt durch die Ernenerung des Zollvereins auf der 

Grundlage einer nationalen Geſammtvertretung dem deutſchen Volke die Zuver⸗ 
ſicht gewährt worden, daß eine innige Lebensgemeinſchaft zwiſchen Norden und 
Süden nicht bloß zu Schutz und Trug, ſondern auch für die Pflege friedlichen 
Gedeihens gefichert if. 
Die erhebende Kraft dieſes Bewußtſeins hat fich in der jüngften Zeit überall 
in Dentſchland immer zuverfichtlicher bewährt: mehr als je ift die Bevölkerung 
des ganzen deutſchen Vaterlandes von nationalem Denken und Fühlen durchdrun⸗ 
gen, alle Verſuche, der Bethätigung biefes deutſchen Sinne entgegenzutreten, 
werben felbft ba, wo fie früher Anklang zu finden fchienen, immer entjchiebener 
verieugnet und verurtbeilt. 

Das deutſche Volk in allen feinen Stämmen und Schichten 
fühlt und weiß jetzt, daß es ein geeinigtes und mädtiges Bolt 
tft, wie nie zuvor, — in diefem Bewußtſein wirb es aud inner- 
ih vollends immer einiger unb für feine nationale ®röße be- 
geifterter. 

Die gewaltige Aenberung, die in Deutſchland vor fi) gegangen, wirb auch. 
von den fremden Bölfern und Mächten in ihrer großen Bedeutung vollauf ge- 
würdigt: überall tritt die Erfenntniß hervor, daß Deutihland fortan bei allen 
großen Entfcheibungen das volle Gewicht feiner geeinigten und gehobenen natio- 
nalen Kraft ın die Wagfchale werfen kann. 
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Benn an diefe Ertenntniß fih bier und da Beforgniffe wegen 
Kriegs- und Eroberungsluft bes verjüngten Dentſchlands Inüpfen, 
fo bürgt doch ber Geift des deutſchen Volkes ebenfo, wie der fee 
Wille der Regierung dafür, daß das Rüſtzeung unferer nen ge- 
wonnenen Kraft, fo Bott will, vor Allem dazu dienen foll, ben 
Frieden mit feinen Segnungen immer mehr au ſichern.“ 


61. Hannoverfche Angelegenheiten. 
Die Abfindung der Depoffedirten. 


Abfindungsverträge mit den depojjedirten 
Fürften. 

18. September. Bertrag mit dem Herzog Adolph von 
Naſſau. 


Nachdem die im vorigen Jahre ſtattgehabten politiſchen Ereigniſſe 
die Einverleibung des Herzogthums Naſſau in bie Fange Monarchie 
gerbeigeführt baben, und ın Folge defien zwiſchen Seiner Majeſtät dem 

nige von Preußen einerfeit3 und Seiner Hoheit dem Herzoge Adolph 
u Naſſau andererjeit3 Unterhandlungen zu dem Zwecke eröffnet worden 
And, um bie künftigen Vermögens -Berbältnifie Seiner Hoheit des Herzogs 
Adolph zu Naflau dur ein Abkommen au regeln, haben die beiderfeitigen 
Bevollmächtigten fich über folgende Punkte geeinigt: 


S. 1. 

Zur Befriedigung und Außgleichung aller Anfprüche, welche an das 
mit allen Nechten und Verpflichtungen in das Staats» Eigenthum ber 
Krone Preußen übergegangene naſſauiſche Domainen⸗Vermögen einſchließ⸗ 
[ich der bisher der Herzoglichen Hofhaltung überwieſenen Schlöfſer, Güter 
und fonftigen Siegenf@arten von Seiten Seiner Hoheit des 
Adolph zu Naffau oder des Herzoglich naffauifhen Haufes und ſeiner 
Agnaten gegenwärtig oder in Autinft, aus irgend einem Grunde erhoben 
merben möchten, werden Seine Majeſtät der König von Preußen: 

1. Seiner Hoheit dem Herzoge Adolph zu Palau folgendes Grund⸗ 
Beſitzthum zu Eigenthum überlaffen: 
a) Das Schloß zu Biebrich nebit dem umfdlofienen Bart, 
b) das fogenannte Feine Palais auf dem Berge bei Wiesbaden 
nebft dem dazu gehörigen Garten und Deconomie- Gebäuden, 
RN das Schloß zu Weilburg nebft dem dazu gehörigen Garten, 
d) den Wald» Diftrict Grub mit der darin befindlichen Capelle, 
e) das Jagdſchloß und die OberförfterWohnung ſammt Reben 
gebäuden auf der Platte, 
f) den Saupark bei der Platte, 
g) das Hofgut zu Hornau; 
2. Seiner Hoheit dem Herzoge Adolph zu Nafiau ein Capital vor 
fünfzehn Millionen Gulden in viereinhalbprogentigen Preußiſchen 
Staat3papieren zum Nennwerthe zahlen laflen; 
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3. bie aus ber früheren Herzoglichen Domainen⸗Caſſe gezahlten Gnaden⸗ 
Gehalte, Leibrenten und Denlionen an Hofdiener — bewilligten 
Weiſe ferner entrichten laſſen; | 

4. die Zahlung der apanage Seiner Durchlaucht des Prinzen Nicolas 
zu Raffau im Jahres⸗Betrage von 18,000 Fl., buchſtäblich Acht⸗ 
zehntaufend Gulden Übernehmen. 


29. September. Bertrag mit dem König Georg von Han— 
nover. 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Majeftät der 
König Georg V. haben behufs Verhandlungen über ein Drrangement in 
Betreff der Bermögens = Berhältnifie Seiner Majeſtät des Kbnigs Georg V. 
zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der König von Preußen: 

Alerzochſt Ihren Geheimen⸗Legations⸗Rath König 


un 
Allerhöchft Ihren Geheimen Ober⸗Finanz⸗Rath Wollny, und 
Seine Majeflät der König Georg V.: 
den Staat3-Minifter a. D. Windtborft, 
welhe nad Ausmechfelung ihrer in guter Form befundenen Bollmadhten 
unter Vorbehalt der Natification ihrer erhabenen Bollmachtgeber ben 
nachftehenden Vertrag verabredet haben: 


§. 1. 
Seiner Majeftät dem Könige Georg V. verbleibt: 

1. da8 Schloß zu Herrenhauſen nebft Zubehör, 

2. die Dornen Calenberg, legtere gegen angemeſſenes Aequivalent, 
jedoch bleiben diefe Vermögensobjecte fo lange in Preußiſcher Ver⸗ 
waltung, bis Seine Majeftät der König Georg V. auf die Han⸗ 
noberfce Königskrone für Sich und Seine Erben ausdrücklich 
verzichtet. 

8. 2. 
Seiner Majeftät dem Könige Georg V verbleibt das in englifchen 
3 procentigen Stod8 angelegte Capital von 600,000 £ Sterl. nebft ſämmt⸗ 
fihen Binien. 
8. 3. 


Alle übrigen Königlichen Schlöffer, Gärten und zur Hofhaltung bes 
fimmte Gebäude, ſowie alles fonftige, auch da zum Privat» Eigenthum 
Seiner Majeftät des Könige Georg V. und Fe Fideicommiß⸗ Bermögen 
de3 Königlich hannoverjchen Bei gehörige Grund-Eigenthum unterliegt 
der Dispofition der Krone Preußen. 

$. 4. 

Zur Ausgleihung der durch den Ertrag der Vermögens» Objecte im 
$. 1 und 2 nicht gebedten Einnahmen, welde Seine Majeftät der König 
Georg V. bisher aus den Domainen und Forften, fowie auß den ober» 
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lehnsherrlichen Rechten, den heimgefallenen Lehnen und dem Lehnsallo⸗ 
bificationd« Fonds bezogen haben, ingleihen ald Erjag fiir die Schlöfler, 
Gärten und alles jonftige Örunbeigentäum wird die Krone Preußen 
Seimer Majeftät dem König Georg V. die Summe von Elf Millionen 
Thalern Courant in 4’. procentigen Preußiſchen Staat8 =» Papieren nad 
dem Nennwertb, und fünf Millionen Courant baar gewähren. 

Da von Seiten der Krone Preußen behufs Sicherftellung dieſer Aus- 
gleich8» Summe befondere Anordnungen nöthig befunden find, tiber welde 
ein Einverftändnig noch nicht hat erzielt werden können, fo follen zwiſchen 
Organen, welde die Krone Preußen bezeichnen wird und den Intereſſenten 
—— Verhandlungen darüber eröffnet werden, wie die Sicherftellung 
der Elf Millionen Thaler in Werthpapieren und der Fünf Millionen 
Thaler baar, der legteren jomohl in dem Betrage, welchen die Kryne 
Preußen nach den im 8.9 geftatteten Anrechnungen zu gewähren bat, als 
auch in dem Betrage, defjen Anrechnung Seiner Majeftät dem Könige 
Georg, V. vorbehalten ift, bewirkt werden fol. 

18 dieſe Verhandlungen zu einer definitiven Bereinbarung geführt 
haben werden, follen die von der Krone Preußen zu gewährenden Werth 
papiere und baaren Gelder in der Hand der Krone Preußen deponirt 
bleiben, die baaren Gelder icbod in Staats⸗ oder fonftigen ficheren Pa⸗ 
pieren nach beiderfeitigem Einvernehmen zinsbar angelegt und die von 
dem gejammten Depofttum auflommenden Zinfen in halbjährigen Raten 
Seiner Majeftät dem Könige Georg V. ausgezahlt werden. 


8. 8, 
Ihrer Majeftät der Königin Marie und Ihren Königlichen Hobeiten 
‚dem Kronprinzen Ernft Auguſt und den Prinzeifinnen Friederike und 
Marie verbleibt jelbftverftändlich Ihr gefammtes PBrivatvermögen, welches, 
abgejehen von der zum Privatvermögen Ihrer Majeftät der Königin ger 
börigen Marienburg jammt Zubehör, nur in beweglichen Gegenjtänden 
und Capitalien beftebt. 


$. 9. 


Innerhalb vier Wochen nad) der Natification dieſes Vertrages wird 
der Beſchlag aufgehoben merden, welchen die Königlih Preußiſche Re 
gierung auf einen heil der im Borftehenden erwähnten Bermögensobjecte 
gelegt hat, Dagegen werden gleichzeitig alle Obligationen und baaren Gelder 
zurüdgegeben werden, welche aus hannoverfchen Caſſen und Fonds, ins 
befondere auß dem Domanial» Ablöfungs- und Veräußerungsfonds, dem 
Capitalienfonds, dem Nejervefonds der Klausthaler Zehntkaſſe, jo wie aus 
dem Lehns⸗ und Lehns-Allodificationsfonds mweggeführt worden find. 
Dabei bleibt vorbehalten, die baar weggeführten und die in London gegen 
Rüdgabe der Obligationen erhobenen baaren Gelder auf die Seiner 
Majeftät dem Könige Georg V. nach $. 4 zu zahlende Summe von 
5 Millionen ın Anrechnung zu bringen. 
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1868. 1. Februar. Rede des Grafen von Bismard bei der Be- 
rathung der Abfindungs»-Verträge mit König Georg und dem 
Herzog von Naſſau. 


(Die Erfolge der Regierung und deren Kritiker im Ab- 
geordnetenhaufe ; die volitiihen eſichtspunkte bei der Annexion 
und bei der Abfindung der Fürften; Bertrauengfrage.) 


Meine Herren! Ich will mich in einer ernften und fchwierigen Sache 
von allen Hülfsmitteln der Redekunſt, die geeignet fein könnten, das Ur- 
theil zu beftechen, möglichft frei halten. Aber ich kann nicht umhin, mich 

eine Erinnerung audzufprechen, die ſich mir heute aufdrängt. Sie 
jegt mich zuräd in Zeiten, wo ebenfalld die auswärtige Politit der Res 
gierung — denn dazu rechne ich noch diefen Abſchluß in Betreff Hanno- 
‚vers — in diefem Haufe feiner Seite recht war, wo fie angegriffen wurde 
von allen Seiten, kritifirt mit vielleicht noch größerer Shäre wie heute. 
Bir ftanden vollftändig vereinzelt da; Jedermann mußte befier was wir 
zu thun hätten, als wir felbft; Jeder mar bereit uns zu belehren, uns 
zu tadeln. Es wird das faft jedesmal der Fall fein, wenn man aus der 
Gejammtpolitit eines großen Landes Einzelheiten — und ſolche, die ſich 
zum Angriffe, die fi zur Erregung der Boltzleidenichaften, zur Hindeu- 
tung auf die Nothleidenden vorzugsweiſe eignen — heraußreikt, ohne die 
Bolitit in ihrem vollen Zuſammenhange zu betrachten. Wenn ich die 
Herren von dieſer Seite (links), zum Theil perfünlich diefelben, die ich 
mir im Sabre 1863 und 1864 gegenüber ſah — reden böre, fo follte 
man glauben, diefe Herren hätten Hannover erobert, fie hätten, 
was noch ſchwieriger war, Europa mit diefer Erwerbung ver» 
föhnt, und wir wären e8 jest, die wir und in dies Geſchäft 
eindrängten, indem wir in einer ziemlich ruchlofen Weife die Gelder 
ded Staats zum Fenſter hinauswürfen. 

Es kam für und an auf einen Zwed, den ich durch Berlefung einer 
hırzen Stelle aus einer Denkſchrift wohl bezeichnen darf: 

„Ber den Berhandlungen über die Vermögens» Berhältnifje des 
König Georg und des Herzogs Adolph von Naffau iſt die politifche 
Auffaſſung maßgebend geweien, daß Preußen den entthronten Zür- 
fen night mehr Nachtheile zufügen dürfe, als die Sicherftels- 
Iung der nationalen Geſammtpolitik bedingte. Die Siege des 
vorigen Jahres, die Opfer, mit denen fie errungen, zur Erlangung ders 
jenigen Stellung zu verwertben, deren Preußen zu jeiner Sicherheit, zur 
Erfüllung feines deutichen Berufs, nicht entbehren kann, war eine Pflicht, 
welche der Negierung oblag, und aus welcher fie dad Recht zu rüdhalt- 
lofer Durchführung des Kriegsrechtes gegen daß Herrſcherhaus fchöpfte, 
deſſen Souverainetät ſich als eine dauernde Gefahr für den Frieden eines 
von demfelben Volke bewohnten Rändergebietes erwieſen hatte; Erobe- 
tungen oder Gewinne außerhalb dieſes höheren nationalen 
Zwedes zu fuchen, lag den politiihen Zielen Preußens jern. 
Diefer Standpantt mußte der öffentlichen Meinung in Europa, 
namentlich aber in den Preußen einverleibten Tändern, als 
maßgebend erkennbar werden. Died war im vollen Umfange nur 
dann möglich, wenn die entthronten Souveraine durch ein freiwillig unter- 
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iänetes Abkommen an den Tag legten, daß fie die ihnen geworben: 
bfindung als einen angemefjenen Erfag für ihr früheres Einkommen 
anfahen. Eine vertraggmäßige Einigung mit den entthronten 
Sürften, namentlih mit dem König Georg, war vom politi: 
{hen Stanbpunfte aus höher anzufglagen. als die Geldſum⸗ 
men, um welche das Abfindungstapital etwa hätte vermindert 
werden können, wenn ein Bertrag nit zu Stande gefommen 


äre.“ 

Aus dieſem Geſichtspunkte betrachtet, ſtellt ſich die Einverleibung des 
Konigreichs Hannover, deſſen Gemeinſchädlichkeit für Dentſchland fi be 
währt hatte, gewiſſermaßen als einen der Erpropriation gleichlommenden 
Alt dar, und das Recht zu biefer Erpropriation war durch den ſreiwilli⸗ 
gen Beginn der kriegeriſchen Operation gegen uns und durch den bund⸗ 

rüchigen Beihlug in Yrankfurt in unfere Hand gelegt worden. Bon 
diefem Nechte haben wir in diefem Sinne der Erpropriation für das 
öffentliche Wohl Preußend und Deutſchlands Gebrauch gemacht; in diefem 
Sinne haben wir aber auch die Pflicht, den Handel nicht als eine Erobe 
rung ohne Rüdfiht auf den früheren Befiger weiter durchzuführen, al 
uns obliegend erkannt. 

Daß überhaupt eine Abfindung gegeben werden follte, ift von allen 
Seiten anerlannt. Es konnte dieſe Abfindung in einer ähnlichen Weiſe 
gegeben werden, wie ich vorhin in dem Beilpiele Heinrichs des Löwen 
und der Erneftinifchen Linie von Sachſen angeführt babe, und in ber 
That ift diefer Gegenftand noch nad der Rückkehr von Nikolsburg von 
der RA Staatsregierung Iorgfältig erwogen worden, und die Ber- 
bandlungen haben ſich darum gedreht, ob etwa dem Köuig Georg von 
— die Landſchaft Calenberg oder ein Theil derſelben mit der 

auptſtadt Hannover und mit der ſichern Ausſicht auf Braunſchweig ge⸗ 
währt werden ſolle, um dadurch ſeine Zuſtimmung zur Abtretung des 
Uebrigen zu erlangen; ob anderentheils unter dieſen oder ähnlichen Ve⸗ 
dingungen gewährt werden ſolle dem Kurfürſten von Heſſen die Graf 
fhaft Hanau, dem Herzoge von Naffau gewiſſe füdliche Theile feines 
frühern Landes. Ich glaube, Ihnen Allen, meine Herren, wird es lieber 
fein, daß darauf nicht eingegangen worden if. Sie würden diefe Ein⸗ 
richtung gewiß für eine Eoftjpieligere angejehen haben als die Millionen, 
um die es fich jetzt handelt. 

Nichtsdeitoweniger werden Sie nicht leugnen können, daß, wenn 
man Ihnen damals einen Frieden vorgelegt hätte, wonad 

anz Hannover, mit Ausnahme von Calenberg, und ganz Kur— 
Deifen mit Ausnabme von — Preußen zugefallen wäre, 
Sie dieſes gewiß für einen ſehr günſtigen Frieden nad einem 
fiebentägigen Feldzuge angefehen haben würden, und es würde 
fein Wort des Tadel auf uns gefallen fein. 

Jetzt bat man das vergejfen, man reißt em Glied aus ber 
Kette der Geſammtpolitik, die fich nicht von einander trennen läßt, heraus 
und mälelt und kritifirt daran. 

Pätten wir den Frieden auf eine andere Weife gemacht, jo daß wir 
etwa diefen Fürften ihre Domainen ließen, jo würden fie nichts dagegen 
haben einwenden können, und menn fie dafür die ganze Sounerametät 
abgetreten hätten, jo würde man e8 uns verziehen haben. | 
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Hätten wir ſchon damals die jet geforderten Summen von vorn- 
herein bewilligt, fo würden Sie es nicht zu viel gefunden haben, auch 
wenn wir es mit der Maßgabe bewilligt hätten, daß wir Bayern und 
Sachſen die Verpflichtung auflegten, die Fürften von Hannover und Nafſau 
zu entichädigen, anftatt eine direlte Zahlung an uns zu leiften. Wir 
würden dabei ein um einige Millionen ſchlechteres Geldgeſchäft gemacht 
baben, aber Sie würden das vielleicht ala eine fehr weite und vielleicht 
bumoriftiiche Einrichtung gefunden haben. 

Wir haben e8 vorgezogen, nicht Land, fondern Geld zu 
bewilligen, und ich gebe zu, viel Geld, und es ift mir lieb, daß 
ed viel Geld ift, Re weiß nicht, ob es damals in die Deffentlichkeit 
gedrungen ift, daß davon die Rede war, Defterreich wegen feiner Anfprüche 

treffs Holfteins und Schleswigs mit Geld abzufinden. Es ift bei den 
Berhandlungen der Berfud nicht gelungen; e8 waren damal3 Summen 
von 40, 80, ja 100 Millionen genannt worden. ‘Dan würde das damals, 
wenn wir beiſpielsweiſe für 40 Millionen Oefterreih und den Prinzen 
von Auguftenburg abgefunden hätten, vielleicht fein ganz jchlechtes Geſchäft 
genannt haben. Die öfterreichifche Regierung beftand aber darauf, Land 
und Leute zu haben, fie wollte etwa die Grafſchaft Glatz, vielleicht auch 
einige Diſtrikte in Oberfchlefien haben. Wir find darauf nicht eingegangen 
und der ganze Handel unterblieb, da Defterreich fein Geld nehmen wollte; 
aber damals würden wir e8 als ein grucuse⸗ Ergebniß unſerer Politik 
betrachtet haben, wenn Oeſterreich Geld genommen hätte. 

Wenn wir den Frieden ſo abgefehloften hätten, daß wir dem Könige 
Georg die Hälfte von Hannover gelaffen und nur etwa Osnabrück und 
Oſtfriesland gewonnen hätten, fo erinnere ich mich einer Zeit nad 
der Schlacht von Königgräß, wo es ſchon als ein erheblidher 
Gewinn betrachtet wurde, wenn das Reſultat jener Schladt 
nur da8 gemwejen wäre, Oftfriesland zu erwerben und die Ber» 
bindung zwifhen den öftlihen und weftliden Provinzen des 
preugiſcher Staates berzuftellen. 

in Abgeordneter aus Hannover (Miqusl) hat ſchon angedeutet, 
dag er die Wirkung diefed Ablommens auf die Verſöhnung der Gemüther 
ald eine recht erhebliche veranſchlage. Die Königliche Staatsregie⸗ 
rung bat e8 in ihrer auswärtigen Politik feit dem Frieden als 
ihre Aufgabe betradtet, diejenigen Empfindungen, die in 
Deutihland und außerhalb Deutihlands in Europa durd die 
neue Ordnung der Dinge verlegt find, nah Kräften zu ver- 
ſöhnen. Wie viel diefe Berföhnung, in Geld ausgedrüdt, werth ıft, kann 
Niemand fagen, eben fo wenig ob fie volllommen erreicht wird. Wenn 
aber mit Bezug auf die, welche fi) in der Provinz Hannover und außer- 
balb derjelben für das Schidfal der Welfiihen Dynaftie intereffiren, jener 
Zweck nur annähernd erreicht wird, dann halte ich den Preis, den wir 
zahlen, für einen mohlfeilen. Wenn mit diefer Abfindung auch nım ein 
erhebliher Fortſchritt in der Verjöhnung erreicht wird, dann hätte ich, 
meine Herren, vs mehr bewilligt, als das, mas wir Ihnen hier vorlegen, 
und wenn der Handel neu zu madhen wäre, fo gebe ih Ihnen 
mein Wort, ich bemwillige, wenn ich nicht anders die Unterjrift 
bes Königs Georg erreichen könnte, dasfelbe, ja noch 10 Mil- 
lionen mehr, wenn e8 auf mich allein anfäme Es kann die 
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Werthſchätzung darüber eine fehr verichiedene fein; Sie find weniger im 
Stande, diejelbe richtig zu machen, als ich, weil Sie den Zufammenbang 
der Politik weniger zu überjehen vermögen, weil Sie die ganze Sache 
nicht jo intim mit durchgelebt haben als ich, und weil Sie das, was mit 
dieſer Sache im Zufammenhange fteht, über andere Dinge, über eine 
dreimonatliche Budgetberathung und dergl. vergeflen haben, während es 
mir tiefer ind Gedaͤchtniß gegangen ift. 

3b kann die Politil nur fo machen, wie ich fie verftche 
und wie ich jie in ihrer Geſammtheit verftebe; ich kann mir 
nicht einzelne Theile berausgreifen und fagen laffen: bier ift 
die Regierung von aller Weisheit verlaffen gewefen, dies kaun nicht jein, 
alles Andere acceptiren wir, dies aber nicht. 

Es ift ja möglid, daß wir, nachdem in Bezug auf da8 Jahr 1866 
die Einfiht der Wegierung vielleicht über Gebühr gerühmt worden ifl, 
jegt plöglih von einer geiftigen Verblendung befallen und einfichtöloje 
Verſchwender geworden find, die nicht wiſſen, was fie thun, die die Schäge 
des Landes mit vollen Händen zum Fenſter hinauswerfen. Aber ich 
frage Sie, fieht der Herr Finanzminiſter (v. d. Heydt) jo auß, wie einer 
von diefer Gattung? 

Ih meine, daß ich ſchon öffentliche Beweiſe davon gegeben habe, 
wie ich mich in Icwierigeren Geſchäften, als diejes ift, nie ın dem Maße 

abe fortreißen laſſen, daß ich die Berechnungen, das Augenmaß, voll 
ndig verloren hätte. Es wäre möglih, daß ich hier von Webereilung 
angewandelt wäre, ich kann fie aber bisher noch nicht erkennen. Ich 
wiederhole, ich würde das Geſchäft neu machen, wenn es heut zu machen 
wäre. Iſt e8 Ihnen aber mit der uibolligung Gruft, dann bitte id 
Sie dringend, haben Ste auch den Muth Ihrer Meinung, vermerfen Si 
die Sache einfach; Sie werden die Regierung conftitutioneller finden, als 
Sie vielleicht vorausfegen. Es ift natürlich, daß nad einem foldem Bo 
tum, nachdem diejenige Regierung, welche diefen Bertrag abgeſchloſſen 
und die Unterjchrift des Königs dazu erbeten hat, von der Landesvertre⸗ 
tung im Stiche gelaffen worden if, diefe Regierung die Geſchäfte 
nit fortfegen kann. Diejenigen, welde die Maßregel für unrichtig 
halten, und deshalb die Politif der Regierung verwerfen, werden in der 
Nothwendigkeit fein, ihrerfeitö zu verjuhen — und ich will das Meinige 
dazu thun, daß es ehe — wie die Geichäfte fih ohne den hannd⸗ 
verjchen Vertrag anfaffen. ie werden dann volle Gelegenheit haben, den 
Vertrag aus der Welt zu ſchaffen und neue Leute, neue Grundjäge werden 
freie Bahn haben! Dann will ich nad ſechs Monaten wiedertommen und 
fragen, ob ih Recht gehabt habe; alsdann werden fie alle biejenigen 
Gründe ertannt haben, die ger Abſchluß des Vertrages beftimmten. So 
lange Sie aber nicht in voller Kenntniß der Dinge und aus eigener Gr 
fabrung fprechen, *beurtbeilen Sie und mit weniger Härte, rujen Sie nich 
den ohnehin erregten Sinn der Nothleidenden gegen uns auf, und ziehen 
Sie hier nicht Dinge hinein, die nicht dahin gehören. Wenn man di 
Staatdausgaben vergleichen will mit den Bedürfniljen des Hungrigen, der 
krank auf dem Bett liegt und fie ihm vorrechnen will, jo fann man nur 
den Zwed haben, jede Bnatliche Ordnung zu lodern; einen anderen Zwed 
lann ich nicht entdeden. 
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Die Abfindung und die Thronentjagung des 
Könige Georg. 

Auf die Aeußerung eined Rebnerd: er würde für die 
Abfindung ftimmen, wenn der König von Hannover über- 
haupt einen Rechtsanſpruch hätte. 


Nun, der König Georg glaubt feinerfeitd einen Rechtsanſpruch, 
und zwar auf die Krone Hannover zu haben; er glaubt ihn zu haben, 
denn meiner Ueberzeugung nad) hat er ihm mit diefem Abkommen entfagt 
und zwar mit vollem Bewußtjein. Er konnte von feinem Gegner Preußen 
unter Umftänden gar nicht? nehmen, dann war er meiner Ueberzeugung 
nah als Prätendent am gefährlichften — ein armer Brätendent ift 
meiner Anficht nah gefährlicher, als ein reicher, ein reicher 
bat noch nie jeine Anſprüche durchgeſetzt, ein armer, der mit 
leinen Genoſſen nichts zu verlieren hatte, wagt mehr, und hat 
jie deshalb mitunter durchgeſetzt, — oder König Georg konnte 
von Preußen genau die Summe nehmen, über die er früher verfügt hatte; 
er konnte fich jagen, diefe Summe kann ich annehmen, ohne mir den Vor⸗ 
wurf zu machen, daß ich von meinem Rechte Lafle, obichon feine Poſition 
auch dann ſchon jehr viel zweifelhafter wurde. Sobald er aber, wie die 
Herren allerjeitö behaupten, mehr nahm, als ihm zuftand, entfagte er, 
denn für dieſes Mehr muß ed ein Gegengewicht geben. Der Gedanke 
eines Geſchenks, meldhes der König Georg von dem Könige von Preußen 
annähme, iſt ein unmöglicher und unzuläffiger, in ſolchen Berhältniſſen 
giebt man weder, noch empfängt man Gejchenke, die auß einem Ueberfluſſe 
inneren gegenjeitigen Wohlwollens entiprängen. 

Es mag alio von Seiten ded Königs Georg dagegen ge- 
jagt werden, was da wolle, er habe nicht entfagt, es mag dieje 
Ueberzeugung von feiner Umgebung auch forgfältig in ihm er— 
balten und gepflegt werden, weil jonft König Georg wahr: 
ſcheinlich nicht unterfhrieben hätte — das ift volllommen 
gleichgültig. Es kommt nit darauf an, was der König Georg 
perfönlih darüber denkt. König Georg hatte die Wahl, in 
einer Lage, die dann vielleiht ein lomparatives Darben ge» 
wefen wäre, eine beftimmte Zeit, vielleicht viele Jahre zu 
verhbarren, oder durch diefes Ablommen mit Preußen jeine 
Tage fofort zu erleihtern. Er hat das Letztere vorgezogen, 
werl ihm die Ungewißheit der Zeit, während welder er viels 
leiht zu warten gehabt haben würde, dieſe Wahl vorzüglicher 
eriheinen ließ; er bat jie getroffen unter dem Drud der 
Drohung, wir würden fonft die Angelegenheit an den Landtag 
bringen und fie mit dem verhandeln. Wir waren aljo in der 
angenehmen Situation, die freimillige Unteridhrift des Kö— 
nigs Georg zu erlangen. SQ glaube aber nicht, daß die drei Par- 
teien, der König Georg, die Königliche Staatsregierung und dieſes 
hohe Haus, fich über die Summe fo raſch, wie der Abſchluß wünſchens⸗ 
werth mar, veritändigt haben würden. 

Ob ein Rechtsanſpruch des Könige Georg überhaupt vorliegt, 
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dieje Frage — ih muß aufriehtig geftehen, es iſt vielleicht ein großes Un⸗ 
recht von mir — habe ih mir nie geftellt. Ich Habe mich blos daran 
ebalten, weldhe politifchen Vortheile gehen aus dem Ablommen 
Dervor für die Gefammtlage der Politik? Zum großen Theile (me 
ich zugebe) nicht nur folche, die fich nicht beſtimmt fchägen Lafien, fondern 
ich rechne dad zu den Smponderabilien in der Politil, zu den Dingen, 
deren Einflüffe unberechenbar, aber oft mächtiger find, al8 die der Heere 
und der Gelder. Es ift bier fchon angedeutet worden, daß foldhe Entja- 
gungen häufig menig Werth haben; nehmen Sie an, daß ſolche Eutjagung 
auf die Krone auch ausdrüdlich in dem Aktenftüde fände, fehr viel mehr 
Werth hätte daffelbe darum doch nicht, der König Georg würde denned, 
wenn er glaubt, Bundesgenofien in Ainveichenber Anzahl zu finden, und 
die Gelegenheit günftig wäre, diefe Abmachung als erzwungen und er- 
ſchlichen anfehen und fih daran nicht gebunden erachten und fie einfad 
breden. Dagegen die Befeftigung der politiſchen Rage, die wir 
aus ſolchem Ablommen für und Hannover gegenüber, Europa 
egenüber, der Umgebung des Königs Georg gegenüber 
Derleiten, baben wir durch dieſes Ablommen in vollem 


Maße 
(Die Verträge wurden ſchließlich mit 254 gegen 113 
Stimmen genehmigt.) 


Der Haunoverfche Provinzialfonds. 


(Borlage wegen Weberweilung ber Beftände biöheriger 
bannoverjher Fonds an die Provinzialftände Hannovers 
zur Verwendung für beitimmte provinzielle Zwecke.) 


4. Februar. Rede ded Grafen v. Biömard bei der Berathung 
im Abgeordnetenhaufe (nach dem Abgeordneten v. Binde). 


(Gründe der Billigfeit und Einldfung einer er 
tbeilten Zuſage. Decentralifation. Zufage auf 
ſu die übrigen Provinzen. Intereſſe der preußi— 

chen Geſammtpolitik.) 


Hätte die Regierung die Befürchtung gehegt, daß ihre Vorlage hier 
heute ſcheitern könnte, dann wäre es ein Fehler geweſen, die abjdlägige 
Antwort den Hannoveranern nicht ſchon im September zu geben, dam 
hätte fie nicht durch Bufagen Hoffnungen erregen follen, die Donat 
lang gewirkt haben und die fie jegt nicht zu erfüllen vermag. Wenn ix 
Staatsregierung damals von ihrem Rechte der Ablehnung keinen Gebranf 
gemacht bat, fo ift fie dabei von zwei NRüdfichten geleitet worden, durd 

ie fie in der Nage Ri fein meinte, der Provinz eine Zufage zu 
geben, auf deren Auslöfung dur den Landtag fie allerdings 
glaubte rechnen zu können, und worin fie ſich aud, wie ich neh 
beute hoffe, nicht getäufjcht hat. 

Die eine Rüdficht beftand in dem Wunfche, der Provinz den Ueber 


gang aus den alten gewohnten Zuftänden zu erleichtern, Billigkeits⸗ 
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rädfichten walten zu laffen; die andere, welche perfönlicd auf mich von 
Einfluß geweien, war die, auf diefe Weile eine größere Selbftver- 
waltung der Provinz, als fie bisher im preußiſchen Budget gefunden 
wurde, anzubahnen und, um aud) in den übrigen Provinzen zur Selbft- 
verwaltung überzugehen, an diejen heffiichen und hannoverſchen Vorgang 
weitere Borlagen im nächſten Jahre zu Inüpfen. 

In Bezug auf den erftien Punkt erlaube ich mir zu bemerken, daß 
und zunächt maßgebend war der Wunfch unferer Freunde in jener 
Brovinz, derjenigen, die fich aufrichtig an und angefchloflen, und die 
Belfifden Schiffe hinter ſich verbrannt hatten, derjenigen, auf 
deren kräftige Unterflägung wir um jo ficherer rechnen konnten, als fie 
fh zu Gunſten Preußend und des deutſchen Baterlandes fo entjchieden 
iompromtittirt hatten, daß eine Ruckkehr in die alten Zuſtände für fie faft 
nachtheiliger geweſen wäre, als für den preußiſchen Staat. Diefe gaben 
uns die Zuficherung, daß eine derartige Einrichtung auch mit den preußifchen 
Intereſſen übereinftimme, und wir haben ein großes Maaß von Vertrauen 
auf das Urtbeil diefer Männer gelegt, nachdem fie uns durch das, was 
ih foeben „das Verbrennen ihrer Welfiihen Schiffe“ genannt babe, fich 
verbürgt hatten. Wir find demgemäß auf den Bunfe des Provinzial 
Landtages eingegangen, aus Billigteitsrüdfichten, denen jede Bolitit Rech⸗ 
nung tragen muß, unter denen allerdings obenanftehend die Vermögens» 
verhältnifie des Königreichs Hannover waren. Nach der Ueberficht der 
bannoverfchen Etat8 von 1864 und 65 belief fih das Vermögen ber 
hannoverſchen Regierung in damaliger Zeit in Geftalt de Domanialfonds auf 
19 Millionen, in Geftalt des Klofterfonds auf 15 Millionen, zufammen 
34 Millionen. Dazu find vorhin die Eifenbahnen mit etwa 70 Millionen 
in Anfchlag gebracht worden, macht 104 Millionen. Die Eifenbahnen find 
aber mehr wertb; fie ergaben im vorigen Jahre 7,400,000 Thlr. Brutto- 
ertrag und ihr Nettoertrag belief ſich auf 2,800,000 Thlr. Außerdem 
beliefen fich die Revenüen des Königreich Hannover aus den Forften, 
Bergwerlen und Domainen zufammen auf 5,294,000 Thlr. Wenn die 
Herren einen ungefähren Ueberfchlag machen wollen, was diefe Beträge 
tapitalifirt ergeben würden, wenn aud nur zu 4 Prozent, fo werden de 
auf eine Summe von 300 Millionen fommen; wollte ich die Bruttoerträge 
zu Grunde legen, fo ergäbe fich ein Kapital von 400 Millionen und mehr. 

Der Hannoveraner konnte jih alfo jagen, daß er auß einer 
reht bebaglichen pekuniären Tage in eine [chwierigere über- 
ginge, und er durfte an eine billig denkende Negierung den 
Antprug erheben, daß ihm diefer Lebergang erleichtert werde. 
Erfchwert wurde er zumächft durch eine erhebliche Vermehrung der Steuern, 
weil man in Preußen diefe höheren Einfünfte den Sannoveranern 
eben nicht mehr zu Gute vechnete. Dieſe Thatjache erhöht die Mahnung 
für die Regierung, dem weniger urtheilsfähigen oder weniger wohlmollen- 
den Hannoveraner zu Hülfe zu kommen, wenn er über die neuen Berhält- 
niſſe murrt, wenn er jagt, der Staatswagen wird mit unferem Fette ge- 
ſchmiert. Dan jagt nun, anjcheinend mit Recht: ja die Hannoveraner 
baben lange Zeit fi) auf die faule Seite gelegt, fie haben nicht dag Nö- 
tbige gethan im Intereſſe der Landesvertheidigung, fonft würden fie dieje 

ngen nicht gemacht haben. Ja, meine Herren, eine fchlechte An- 
alt für die Landesvertheidigung beftraft fih immer felbft; dafiir haben 
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fie ihre Selbſtſtündigkeit verloren, und fo wird es einem jeden Gtaate 
ergehen, der es an feinen Anftalten für die Landesvertheidigung fehlen 
läßt. Wie body die Hannoveraner felbft diefen Preis, diefen Werth an 
jhlagen, das iſt ihre Sache, aber ich glaube, wenn eine Nation das no 
turliche Refultat eines fchlechten Vertheidigungsweſens ehrlich hat über 
ſich ergehen laflen, dann joll man ihr dieß nicht weiter vorwerfen. Mir 
ſchwebt die Art vor, wie Rheinland und Weitfalen zu meinen Lebzeiten 
behandelt wurden. Wir in den alten Provinzen wenigſtens hatten immer 
den Eindrud, ala ob fie die verzogenen Schoffinder der Regierung geivelen 
wären, die auf unfere Koſten erzogen und gelobt wırden. Die Rheins 
länder, die in den 30er Jahren fein größeres Wohlmwollen für 
und hatten, als etwa jegt die Hannoveraner, find feitdem durd 
fortgejegte gute Behandlung ebenfo gute Preußen geworden. 

Was die Decentralifation betrifft, jo babe ich e8 mit den be⸗ 
grüßt, ald das Minifterium nach einigen Kämpfen und Schwierigleiten hier 
zuerft eine Breſche in das Syſtem der Eentralifation zu legen im Stande 
war. Mir wurde dies fehr erleichtert dur) den Borgang in Kurheſſen, 
und die fanatifche Liebe der Kurheſſen zu ihrem Staatsichag war vielleicht 
der erfte Anftoß zu diefer Agitation. Der Fall lag dort genau fo wie 
der heutige bier, und feine Klage, fein Seufzer der Unzufriedenheit if laut 
geworden, vielmehr hat die Prefle gedankt, daß die Regierung ohne An 
jtand einen Fehler fofort wieder gut machte, nach dem engliſchen Grund⸗ 
jag, daß Männer einen Irrthum, den fie einſehen, offen eingeftehn. “Die 
Kurhefien hatten auch nicht mehr Recht auf den Staatsſchatz, als die 
Hannoveraner auf den Provinzialfonds. Gleichwohl wünſcht fi die Re 
gierung nee Süd dazu, daß fie auf das Verlangen der Kurheſſen einge 
gangen i 

Ich wiederhole die Zulage, die ich in der Kommiffion gegeben, dag 
e3 die Abfiht fämmtliher Staatd-Minifter, die von Sr. Ma—⸗ 
jeftät dem Könige gebilligte Abfiht ift, im nächſten Budget auf 
diejem Wege weiter zu gehen und für jfämmtlide Provinzen 
Borlagen dahin zu mahen, jeder Provinz einen Theil des 
Budgets zur Selbftverwaltung zu überweifen, allerdings in Aut- 
gabe und Einnahme. Wäre das nicht eine Abficht gewefen, die wir gehabt 
(ih perjönlich feit Jahren), fo wären wir nicht fo entgegenlommend ge 
weſen. Sollte num dieſe Vorlage, diefer erſte Verſuch zur Decentralifation, 
jcheitern, jo kann das feine andere Wirkung haben, als daß die Negierung 
in hohem Grade entmuthigt wird, und ich weiß nicht, ob fie auf dieſem 
Wege wird fortgehen können. 

Iſt denn die Bevorzugung einer Provinz etwa jo Unerhörte8? Haben 
wir nicht 40 Millionen * Eiſenbahnen in einer Provinz votirt, zwar 
nicht direkt zur Bekämpfung des jetzigen Nothſtandes, aber doch Fünf 
tiger Nothſtände? Werden wir nicht bereit jein, für dieſe Provinz noch 
mehr zu leiften? Haben wir nicht für Pommern and der Staatälafle 
einen jährlichen Zuſchuß geleiftet, um feine Bahnen zu garantiren? Es 
ift aber dantend anzuerkennen, daß unjer Staat ſich nicht immer anf die 
Soldwaage ftellt: „was dem einen recht ift, ift dem andern billig,” em 
gutes Erbtheil des väterlichen Staates. Die Provinz Hannover zu be: 
itechen, ihre Anhänglichkeit zu erfaufen, war die Abjicht der Regierung 
nicht, wohl aber fie durch die Rückſicht auf ihren Entwidelungsgang zu 
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gewinnen, fo daß auch der weniger Urtheilsfähige jagt: e& geht uns nicht 
ihlehter; man behandelt uns wohlmollend. Wir wollen Vertrauen 
zeigen und weden; wir wollen ont machen, was zornige Reden 
on diefer Stelle vielleicht [hleht gemaht haben. Wir hatten 
freilich gehofft, daß die hannoverichen Abgeordneten frei von der Wirkung 
eines glücklich beendigten Konflilts eine mehr vermittelnde Stellung ein« 
nehmen würden und haben mit Bedauern gefehen, daß fie ſich fehr raſch 
md tief in dem biefigen PBarteileben gefärbt und auf das Zuſammen⸗ 
gen mit der Regierung nicht den Werth gelegt haben, wie ich glaubte. 
ber das ift hier volljtändig gleichgiltig, Die Regierung hält an 
der Borlage im Intereſſe der gefammten preußifchen Bolitit 
fe; fie würde fie für nüglih und nothwendig halten, felbft 
wenn ſämmtliche hannoverſche Abgeordnete wıe ein Mann fo 
oppofitionell ftimmen follten, ald wenn fie in der preußiſchen 
Refidenz gewählt wären. 


5. Februar. Weitere Erflärungen des Grafen Bismard im Laufe 
der Berathung im Abgeordnetenhaufe. 


I. 
Ueber Selbftverwaltung und Büreaufratie, — 
(nad) dem Abg. von Kardorff). 


— — Es iſt eine zmweifellofe Thatſache, dag im Schooße des Minis 
ſteriums eine Meinungsverfchiedenheit über diefe Frage nicht herrjcht, daß 
wir Alle darüber einig find, die “Decentralilation in dem Maße, wie id) 
es geftern charalterifirt habe, zu erftreben. — — ' 

Darüber ift das StaatSminifterium in ſich einig, daß ein 
Zuftand fobald ala möglih aufhören müffe, in welden über 
jeden Zaun, über jede Brückenbohle durch fünf Inftanzen bis 
nah Berlin gegangen wird, und daß fchlieglich die beiden äußerften 
Pole, die Bezirks⸗Gendarmen und die geheimräthlichen Kreife des Miniſte⸗ 
riums, die eigentlich Entfcheidenden in jeder einzelnen Sache find. Solchem 
Zuftande Abhilfe zu fchaffen, diefe Aufgabe verftehen wir unter Decentrali- 
lation. Wie wir fie ausführen können und werden, wollen wir mit Ihnen 
gerne berathen und feinem Wunſch, feiner Belehrung unzugänglich jein. 


I. 
Pläne zur anderweitigen Öruppirung der neuen 
Zandestheile, — (nad dem Abgeordneten Waldeck). 


— — Ich hatte urſprünglich die Abficht, die Eintheilung der Provinz 
mehr in Einklang zu bringen mit den alten Stammesverhältniffen, mit 
den alten Reichskreifen. Ich batte den Gedanken verfolgt, zunächſt die 
theinsfränfifchen Theile der jeßigen Provinz Heſſen⸗Naſſau, aljo etwa 
Naffan und Hanau, vielleiht auch Yulda mit der Nheinprovinz zu ver⸗ 
binden, zu einer Provinz Nheinfranten; den übrigen Theil von Heffen 
daran zu erinnern, daß Heflen früher  Weftthüringen war und Marburg 
neben der Wartburg die Hauptfchlöffer von Thüringen, und eine Provinz 
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Thüringen zu ſchaffen, welche die in dem preußifchen Beſitz befindlichen 
Beftandtbeile diejeß uralten Stammlanded in fi begriff, aljo den ba 
weitem größeren Theil der Provinz Sachſen bis gegen Wittenberg hin; 
demnächſt auch etwa die fühliche göttingifche Enklave von Hannover, ferner 
die alten Theile des weſtfäliſchen Reichskreiſes, Osnabrück umd Oſtfries⸗ 
land wieder zu Weftfalen zu weiſen, und dann eine Provinz Niederſachſen 
unter Zufligung des alten niederfächfiichen Landes Magdeburg berzuftellen. 
Diefeg — ih nenne es ein deal — bat fi nicht verwirklicht; es 
fcheiterte vielleicht an dem Mangel an Zeit, an dem Mangel an Arbeit’ 
träften. Es liegt auf der Hand, daß, wenn ſolche Beränderungen in der 
Propinzial- Bintbeilung ftattfinden fjollten, die ſchon mit Mühe umoll- 
fommen und eilig überwältigten Gefchäfte gar nicht mit dem jeßigen 
Räderwerk und mit dem jebigen Perſonal hätten überwältigt werden 
lönnen. Es iſt gearbeitet worden von allen Seiten foviel man fonnte, 
vielleicht unvolllommen, vielleicht nicht immer gejchidt, aber wir mäfien 
en en arbeiten, wie wir fie haben, wir können fie uns nidt 
machen. 

Und vielleicht hätten mich diefe Hinderniſſe nod nicht abgejchredt, 
fondern auf einen Zmifchenzuftand geleitet; aber ein Widerftand, der ftärter 
durchſchlug, war ein ſolcher, der fonft von der Fortfchrittäpartei fehr 
angeichlagen wurde. Ich erinnere mich, daß, wenn von dem Sch 
—— - Holfteins die Rede war, immer entgegengebalten wurde: das 
Bolt ſolle felbft über fein Schidjal beftimmen, man folle die Stände be 
rufen, man folle die Stände fragen. Genau nach dieſem Wezept der 
Fortſchrittspartei find wir in Hannover verfahren und werden darum nicht 
minder getadelt. Es erhob fi von Kurheſſen ein Widerjpruch dagegen, 
da8 dortige Staatsweſen zerſetzen zu laflen. Sie wünjchten zuſammen 
zu bleiben unter einer Provinzialverfafjung, bie ſich der alten Lande 
verfaflung nah Möglichkeit annäherte. Sie wollten Hanau und Fuldo 
nicht fahren lafien. E8 war fogar in Naffau eine Abneigung vorhanden, 
fih audh nur im Großen und Ganzen der a B anzuſchließen. 
ein ganz beſtimmter Widerſpruch aber machte ſich unter den hannoverſchen 
Vertrauensmännern und auf dem hannoverſchen Provinzial⸗Landtage 
gegen jede Zerlegung der Provinz Hannover geltend. In Osnabrück war 
man, joviel mir zu Ohren gekommen ift, ziemlich einftimmig gegen jede 
Abtrennung von der Provinz Hannover. In Oftfriesland allerdings find 
die Stimmen zwiefpältig darliber. Es fcheint mir, als ob die drei großen 
Handelöftäbte mehr der Zulegung zu Weitfalen geneigt waren, bie länt- 
[the Bevölkerung aber mehr an Hannover fefthalten wollte. Diefe Er 
fahrung und diefe Abneigung der Vetheiligten jelbft und namentlich and 
der Oftfriefen bat mich entmuthigt in der Verfolgung meines Planeß; du 
Sache hat fih dann fo entwidelt, wie fie jegt ift, und ich glaube kaum, 
daß fie ſich rüdgängig machen läßt. Es waren aud dort die Sonder 
Interefien mächtiger, als die provinziellen Interejjen, und 
felbft mädtiger faft, als die ſtaatlichen.“ 


bed 
icjal 


— —— — —— — 
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Ueber die Stellung der fonjervativen Partei 
zur Regierung. 

(Bon konſervativer Seite war in der Kommiſſion leb⸗ 
hafter Widerfpruch gegen die Vorlage erhoben und Seitens 
der Abgeoröneten von Dieft und von Brauditfch ein 
Antrag Behufs welentliher Abänderung des Entwurfs 
geitellt). 


ch will noch eine Bemerkung an diejenigen Practionen richten, die 
fih die Unterftügung der Königlichen Staatsregierung zur Aufgabe ges 
ftellt haben. Es ift bier unter Anderen ein erbeblichen Gewicht auf die 
Stimmung in den Wahlfreifen der öftlihen Provinzen gelegt, die durch 
dieſes —* weſentlich berührt ſein würde. Ich kann dieſes Urtheil und 
dieſe Vorausſicht doch nicht unterſchreiben; ich finde in der Vergangenheit 
einen Beweis bagegen. Der Borgang mit Kurheſſen (die Bewilligung 
des kurhefſiſchen Staatsichates für Zmede der Provinz) war vollftändig 
bekannt und Öffentlich, ehe die Wahlen ftattfanden; die Zufage der König- 
lihen Staatsregierung an die Provinztalftlände Hannovers aus dem Monat 
September war eine durchaus öffentliche und allfeitig bekannt, ehe die 
Bahlen ftattfanden. Nun ift mir nicht zu Obren gelommen, daß in irgend 
einem Wahlkreife auch nur irgend ein Kandidat darüber gefragt worden 
wäre, wie er über diefe etwa unbillige Zumutbung an die alten Brovinzen 
te, daß irgend Jemand es für nüglich gefunden hätte, die Ablehnung 
diefer Vorlage in Ausficht zu ftellen, oder etwa in einem der der Res 
gerung vertrauenden Kreiſe zu fagen: ich werde in allen Stüden mit ber 
egierung geben; indeilen fann ich es nicht in diefem Punkte Es ift 
damals, obſchon die Sache vollftändig öffentlich gemorden und doch min» 
deftens in denjenigen Kreifen, aus welchen die Abgeordneten herporgingen, 
allgemein bekannt war, Niemand eingefallen, dieſes als einen bei den 
Wahlen in Betracht kommenden Punkt zu benugen. Bielmehr haben 
die Kandidaten der in Rede ftebenden Partei bei der Bes 
werbung um ihr Mandat lediglich die Unterftägung der König— 
lien taatöregierung, namentlih in allen Fragen, auf 
welche die Regierung Gewicht legt, in Ausficht geftellt. Es 
kann da3 allerdings nicht fo gemeint fein, daß die Herren in gl ätz⸗ 
lichen Fragen, wenn da die Abſicht der Regierung ihren ndſätzen, 
die ſonſt ihnen eigen ſind, großen politiſchen Prinzipien, widerſprechen 
ſollte, ſich auch da blindlings der Regierung überlaſſen polen; aber e8 
wird doch immer ſoviel heißen, daß in Anbetracht einer bedeutenden po⸗ 
litiſchen Maßregel der Königlichen Staatsregierung, die vor den Wahlen 
öffentlich befannt geweſen ift, die Zufage der Unterftügung der Regierung 
die Unterftittung dieſer Maßregel mit einbegreift, und daß wir ein 
Recht zu haben glaubten, in diefer Frage auf die Unterftägung 
der fonfervativen Partei, als derjenigen Bartei, deren Grund⸗ 
lage vorzugsweiſe das Vertrauen zur jegigen Regierung ge= 
wejen ift, ganz unbedingt zu zählen. 
Meine Herren, es iſt eine conftitutionelle Regierung nicht 
möglih, wenn die Regierung nicht auf eine der größeren Parteien 
Furſt Biemard. 48 
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mit voller Sicherheit zählen Tann, auch in ſolchen Einzelheiten, die 
der Bartei vieleicht wicht durchweg gefallen; — wenn nicht biefe Partei 
den Ueberfchlag ihrer Nechnung dahın zieht: wir gehen im Großen und 
Sanzen mit der Regierung; wir finden zwar, daß fie ab und zu eine 
Thorbeit begeht, aber doch immer noch weniger Thorbeiten machte, als an 
nehmbare Maßregeln; um desmwillen wollen wir ihr die Einzelheiten zu 
Bute halten. Hat eine Regierung nicht wenigftens Eine Bartei 
im Lande, die auf ihre Auffaffungen und Richtungen in diefer 
Art eingebt, dann tft ihr das conftitutionelle Regiment un: 
möglid, dann muß fie gegen die Eonftitution arbeiten; fie 
muß fich eine Mehrheit fünftlich [chaffen oder vorübergehend 
u erwerben fuhen. Sie verfällt dann in die Schwäde ber 
Eoalitions-Minifterien und ihre Politik geräth in Schwan- 
tungen, die für das Staatsweſen und namentlich für das fon» 
fervative Prinzip von höchſt nachtheiliger Wirkung find. 


Majoritätsregierung oder Konflift? 
(Gegen den Abgeordneten von Brauchitſch.) 


„Der Herr Abgeordnete fcheint mich fo verflanden zu haben, als 
bätte ich geſagt: 3% erwarte und fordere von der Tonfervativen Partei, 
daß fie unbedingt der Regierung folge. Ich babe in meiner Rede 
ausdrücklich bemerkt, ich verlange das nicht, ih kann es nicht ver 
langen, mo große Grundfäge fich beiden und wo die Regierung von den 

oßen Prinzipien, auf denen die Stellung der konfervativen Partei beradt, 
fi entfernen ſollte. Zerner iſt e8 etwas anderes, wenn es fid um 
Dinge handelt, wo nicht eine vollbracdhte Thatjache vorhanden ift; aber 
wo die Regierung Berbindlickeiten eingegangen hat, mo die Sache bereits 
eingeleitet iſt, wo fie vor der Wahl bereit eingeleitet war, da habe ih, 
fo lange ich auf jenen Bänken der fonjernativen Partei faß, niemals der 
Regierung Berlegenheiten au bereiten gefucht. Faſt für jede Sache laflen 
IN zwei, drei Wege einfchlagen — viele Wege führen nad) Rom. Weider 

eg der richtige, welcher der fehlerhafte ift, enticheidet die Zukunft, wiel- 
leicht wenn wir alle nicht mehr leben; aber der Weg, auf dem eine 
Regierung zu Grunde gebt, ift der, wenn fie bald dies, bald 
jenes thut; wenn fie Dente etwas zujagt, und dies morgen 
nit mehr befolgt. Eine Regierung muß niht ſchwanken; 
pat fie ihren Weg gewählt, fo muß fie, ohne nad rechts oder 
inks zu fehen, vorwärts gehen; fommt fie ins Schwanten, 
fo en fie ſchwach, und darunter leidet das ganze Staats 
weien. 

Der Herr Abgeordnete bat davon gefprochen, unter weichen Ans⸗ 
fihten die Herren gewählt worden und wozu fie gewählt worden. Ich 
kann das nicht unterfudhen. Ich kann nicht in die Seele der a 
fehen; aber hätten wir bie fonfervative Majorität heute bier, um Ber 
gleich zu der konjervativen Minorität, welche vor zwei Jahren bier war, 
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wenn dieſe Regierung nicht am Ruder geftanden hätte? Wie viele von 
Ihnen wären dann gewählt? Wenn die Regierung gefagt hätte: diefe 
Herren wünfchen wir nicht, der und der geht und zu weit rechts, der ift 
uns zu fonjervativ, — bätten wir das erflärt, wo wäre die Majorität? 
Here Abgeordnete hat, wie ich vernehme, ferner gejagt: — bie 
tonfervative Partei hätte diefem Miniſterium viel geopfert. bedanre, 
daß er dies nicht näher angegeben bat, denn ich wäre in der That neu⸗ 
gierig, zu hören, was fie denn geopfert hat. Das Einzige von ibm An⸗ 
geführte ift, daß Sie das Klaſſenwahlſyſtem aufgegeben haben, dieſes im 
runde unhaltbare Syſtem, nad welchem wir bier gewählt find, nad 
dem wir deshalb gewählt find, weil es verfafiungsmäßig iſt und weil wir 
fein andere3 haben, welches aber in feinen Yolgen noch Niemand zu vers 
theidigen gefucht hat und noch Niemand als ein konfervatives Wahlſyſtem 
binzuftellen gejuht hat. Ich will von den Refultaten nicht ſprechen, fie 
find Zujällen unterworfen; aber die Nefultate find die, daß die konfer- 
vative Partei dem wenigſtens vergleichsweije verftändigeren allgemeinen 
Wahlrecht etwas zu verdanken und nichts dadurd verloren hat. 

Und hätte jie dem Minifterium ein Opfer gebracht — ih will nicht 
von Opfern jprechen, die das Mlinifterium dem Lande gebracht hat, denn 
wir find fie dem Lande ſchuldig, aber, meine Herren, dafür zeigen wir 
Ihnen die weiten neuen Provinzen auf, dafür zeigen wir 
Ihnen das befeftigte Königthum auf, wir zeigen Ihren das 
vereinigte Deutſchland auf, wenn Sie darnach mit uns abrechnen 
wollen, jo werden Sie uns ſtark im Bortheil finden. 

Wir kamen zur Regierung im Jahre 1862. Ich weiß nicht, ob 
jemand unter Ihnen von Hauje aus geglaubt hat, daß wir die Sachen 
u einem günftigen Ende führen würden. Aber bat fi außer uns bier 
Semand gejundert, der bereit war, fie durchzuführen? Was trat dann 
ein, wenn wir nicht den Muth gehabt hätten, die Miinifterftellen zu über: 
nehmen, bier drei Jahre lang alleinftehend mit elf Konferva- 
tiven verſchmäht, verlegert, angefeindet auszuhalten? Das 
aber vergißt man [ehr raſch. Denfen Sie fi, daß im Herbit 1862 
diejenigen Umſtände eintraten, die unvermeidlic waren, wenn ich einfach 
m September zu Sr. Majeftät dem Könige nein ftatt ja fagte! Ich 
wiederhole: wollen wir conftitutionell regieren, jo bedürfen wir einer Mas 
jorität; verweigern die Herren, die vorzugsmeife gewählt find, mit uns 
zu geben, diele Negierung halten zu helfen, verweigern fie uns ihre 
Stimmen, fo müſſen wir eine andere Majorität zu finden fuhen, und 
finden wir fie nicht, was kommt dann heraus? Daß die Regierung ges 
nöthigt ift, fih auf mehrere verfchiedene Parteien zu fügen, mit denen 
fie innerlich nicht fo einig ft, wie fie e8 mit der fonfervativen Partei zu 
jein glaubte; daraus jolgen alle die Schwächen eined Coalitionsminiſte⸗ 
riums, das nicht handeln Tann, weil es jeder Richtung Kehmung tragen 
muß, bald der einen, bald der anderen, und nicht von der Stelle kann. 

Wollen Sie diefe Schwankungen über den Staat ver- 
hängen? Ich kann nicht erwarten, daß Sie von mir verlangen werden, 
und von dem jebigen Minifterium verlangen, daß, wenn Sie und die 
Majorität verfagen, mir nichtödeftoweniger fortfahren follen, alle Unan⸗ 
nehmlichleiten der Stellung zu tragen, ohne nad Abhilfe zu fuchen; daß 
wir und zum Organ einer einzelnen Fraction, einer einzelnen Partei 
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—* und es darauf ankommen laffen, ob die ganze für das Land be⸗ 
broN u „ge des Konflikts fi in dieſer fchwierigen Zeit erneuern foll 
m 

Daß ih deu Kouflilt nicht te — mei ‚id habe 
ihm ee bie Perl eier Sabre nung uber Ihe zu 
a en nationalen Yuftitution zu machen, ift nicht meine 


Auf die Bemerkung des Abgeordneten von Dieft, daß 
die konſervative Partei e8 fi) zur Aufgabe mache, die Re 
gierung zu beben und zu ſtützen, daß er aber um jeines 
Wahlkreiſes willen nicht für den Provinzialfonds flimmen 
fönne, erwiderte der Graf Biömard: 


„sch kenne diefen WahlfreiS genau, vielleicht genauer als der Herr 
Abgeordnete, weil ich länger in demfelben angefeflen geweſen bin wie er, 
und ich glaube, dag man mir dort allfeitig, wenigftend von Seiten derer, 
die für den Herrn abgeorbneten geftimmt haben, beipflicgten wird, wenn 
ih behaupte, das Heben und Stüten fann mir nichts helfen, wenn es 
nicht in der Befammtheit der Politit gefchieht. Ich kann mich nicht theil⸗ 
weife heben und fügen Laflen, fonft fomme ich aus dem Gleichgewicht. 

Die Negierung muß fo gehoben und geftügt werden, wie fie in der 
Geſammtheit vorhanden ifl, und wenn der Herr Vorredner fich vor böfen 
Worten der Wähler in feinem Kreiſe fürchtet, wenn er nach Haufe 
kommt, fo empfehle ich ihm dafür nur da8 Rezept, zu fagen, er habe 
mit mir geftimmt, und ich bin ficher, man wird ihm verzeihen!“ 


6. Februar. Bei der Abftimmung wird ein Antrag des Aby. 
von Kardorff, mit weldem ſich die Regierung einver⸗ 
ftanden erflärt hatte, angenommen, wonady zwar nicht ein 
Kapitalfonde, wohl aber eine jährliche Summe von 500,000 
Thlm. der Provinz Hannover überwielen werden joll. 

Der Beihluß wird mit 197 gegen 192 Stimmen ge 
faßt, ein größerer Theil der Konſervativen ſtimmt dagegen: 
bei der endgültigen Abitimmung wird der Beichluß mit 
200 gegen 169 Stimmen wiederholt. 

Gleichzeitig wurde noch der Beſchluß gefaßt: „Die Staat 
regierung aufzufordern, dem nächften Landtage Gefepel 
Vorlagen für alle Provinzen der Monardhie zu made: 
1) über eine die Selbitverwaltung fördernde Umgeftaltunz 
der Gemeinde», Kreid- und Provinztal-Verfaffungen, 2) über 
Gewährung einer den näher feitzuftellenden Leiftungen jeder 
Provinz und der dadurch bewirkten Entlaftung der Staats⸗ 
kaſſe entiprechenden Sahred- Einnahme. ' 
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Sebruar. Graf Bismarck erbittet und erhält unmittelbar nach 
dem Ausgange ber Verhandlumgen im Abgeordnetenhauſe 
einn Urlaub auf unbeftimmte Zeit und begiebt ſich 
auf jeine Befigungen. Er macht davon beiden Häufern 
Mitteilung. | 


Die Regierung und die Fonfervative Partei. 
Provinzial» Correspondenz vom 12. Februar. 


„Die jüngften Verhandlungen im Abgeorbnetenbanfe haben eine Bebentung 
gewonnen, welche über das eigentliche Interefie bes zunächſt vorliegenden Gegen- 
Randes weit binausreicht. 

Der Provinzialfonde für Hannover if der Anlaß zu einer wichtigen und 
möglicherweife folgenreihen parlamentarifchen Berwidelung geworben: bie Stellung 
bes Minifteriums unb ber fonfervativen Partei, welche bisher bie hauptſächliche 
Stüße besfelben im ganbtoge war, ift babei zu lebbafter Erörterung gelommen. 

Die eindringliden Vorſtellungen, welche ber Minifter - Präfident Graf 
Bismard in Bezug auf bie Nothwendigkeit eines feften Anfchluffes an bie Re⸗ 
gierung behufs VBermeibung innerer Schwankungen ergeben Tieß, haben einen 
tiefen Eindrud nad allen Seiten hervorgebracht; und biefer Einbrud ift burch den 
unmittelbar darauf angelünbigten Entſchluß bes Minifter - Präfidenten, fich anf 
einige Zeit von ben Geichäften zurüdzuziehen, noch erhöht worden. Es iſt nicht 
zu verfennen, daß das Bedürfniß nad Erholung für den Minifter in dieſem Augen⸗ 
blick vorzugsweiſe burd „bie Reibungen der Staatsmaſchine“ herbeigeführt worden 
ft, welde nah feinen neuliden Anbeutungen aus ber Unficherheit unb ben 
Schwankungen der Mehrheit im Parlament entftehen und and die kräftigſte Natur 
zu eiſchüttern geeignet find. 

Wie aber konnte es gerabe bei ber Frage bes Provinzialfonde zu fo tief ein- 
greifenden Erörterungen kommen? 

Die Stimmführer ver konſervativen Partei verfihern ausdrücklich: bie Frage 
habe für das Tonjervatine Gewiffen feine überwiegende Bedeutung, man habe grund- 
fügfih ebenfo gut für wie gegen ben Provinzialfonbe flimmen Fünnen. 

Wie bat es gefchehen können, daß man es in einer ſolchen grundſätzlich 
gleihgltftigen Frage bis zu einem bebauerliden Konflikt mit ber Regierung 
ommen ließ? 

Die ſchwere Verirrung iſt augenföpeinfic dadurch entftanben, daß die Partei, 
melde fonft die Unterftügung der Regierung nad Pflicht und Gewiflen als eine 
ihrer Hauptaufgaben erkannte, in biefem Falle niht gebührend berückichtigt 
bat, welhe Bedeutung die Regierung der Frage, um bie es fid 
banbelte, ihrerfeits beilegen zu müfjen glaubte. 

Die Regierung bat freilich vom erflen Augenblid leinen Zweifel darüber 
beſtehen laſſen, daß fie die Angelegenheit des Provinzialfonds für Hannover eben 
fo wie bie der Abfindung ber enttbronten Fürften als ein Glied in dem Zu- 
fammenbange ihrer nationalen Politik behandelt wiffen wollte. Eben 
fo wie ber Minifter- Präfident in Betreff der Ausgleihung mit den Fürften bie 
Forderung ftellte, daß man nicht ein einzelnes Stüd feiner Politik aus dem Zu- 
jammenbang berausreiße und verwerfe, während man ſich den Anfchein gebe, bie 
Sefammtpolitit zu billigen, mit bemjelben Rechte legte er ſchon bei den Bor- 
berathungen über ben Srovinziaffonde für Hannover ben größten Werth auf bie 
politiſche Bedeutung der Sache nicht blos für die neu erworbene Provinz, ſondern 
für den Eindruck in gem Deutihland. Die Regierung berief fi ferner baranf, 
dag eine ausdrückliche Königliche Zuſage an die hannoverichen Stänbe ertheit jet, 
deren Nichterfüllung ben übelften Einbrud machen würbe. Endlich ſtand bie Frage 
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im engſten Zuſammenhang mit ber laut verfünbeten Abſicht ber Regierung, eine 
größere Setöfverwaltung In ben einzelnen Provinzen anzubahnen. 

Diefe Erwägungen waren unzweifelhaft fo wichtig, daß diejenige Partei, 
melche ber Regierung vorzugeweife als Stüße dienen will, ſich benfelben wicht hätte 
verſchließen follen. 

Benn das Tonfernative Gewiſſen (mie allfettig verſichert wirb) mit ber Be 
willigung ober Berfagung bes Provinzialfonds an und für fi Nichts zu thun 
batte, fo war es um jo mehr Gewiffenspflicht einer ber Regierung nahe flehenben 
Bartei, bei ihren Entihfießungen ben politiihen Gründen und Gefichtspunlten ber 
Regierung volle Beachtung zu gewähren. " 

Die Regierung muthet, wie der Minifterpräfibent wiederbeft 
verfidert hat, derlonfervativen Barteifo wenig, wie einer anberen 
Bartei zu, in irgend eiuer Frage ihre Grundſätze zu opfern und 
gegen ihr politifhes Gewiſſen zu handeln. Grabe weil grund— 
fäglidenundb Gewiffensfragen für bie Bartei eingeftandener Maaßen 
niht vorhanden, für bie Regierung dagegen nad ihrer mwohl- 
begründeten und klar ausgeſprochenen Anſicht nicht blos wichtige 
politiſche Berpflichtungen, ſondern gradezu die Einlöſung einer 
im Namen des Königs gegebenen Zuſage in Frage ſtanden, — bes- 
balb konnte und mußte die Regierung erwarten, baß die konſer— 
vative Bartei alle Bedenten von blos praktiſcher Bedeutung, alle 

wedmäßigleitsgründe bereitwillig ben von ber Regierung eut- 
hieben in den Vordergrund geftellten höheren Rüdfichten opfern 
würde — — 

Der bedauerliche Berlauf ber Berathungen kann nicht verfehlen, auf die Ber- 
hältniffe der fonfervativen Partei im Abgeordnetenhauſe einen erheblichen Einfluß 
zu üben, und zwar in ber Richtung, daß bie Aufgabe ber Partei ale einer zu⸗ 
berläifigen Stüge ber Regierung wieder Mar und entſchieden zur Anerkennung und 

eltung gelangt. 
unächſt aber wird das Herrenhaus in ber frage ſelbſt, um bie es fich zu- 
nähft handelt, wohl von Neuem Zeugniß davon ablegen, daß die konſervative Partei 
in Preußen in allen Fällen, wo e8 um bes Gewiſſens halber möglich if, ber 
jegigen Regierung gern und aufrichtig ihre Unterflügung gewährt. 

Für das Herrenhaus find jene Irrungen in Bezug auf die Bedeutung nub 
bie Folgen ber diesmaligen abfimmung, weiche im Wbgeorbnetenbaufe einen Io be 
denklichen Einfluß übten, nicht mehr m gli: bie Erflärungen und bas wei: 
tere Berhalten des Miniſter⸗Präſidenten baben nad allen Seiten 
völlige Klarheit varüber verbreitet, weldhe Bebentung bie Regie- 
rung der Angelegenheit beimißt und weldhe Folgen ber Ausgang 
berfelben für bie innere Parteiftelinng haben muß. 

Das Herrenhaus war bei wichtigen Entiheibungen auch fonft bereit, bie 
Gefihtepuntte und Neigungen ber Barteiftellung ben Forderungen einer großen 
patriotiſchen Politik unterguorbuen: das Haus wird ben bannoverfden 
Provinzialfonde [hwerlih für einen genügenden Anlaß balten, 
um mit dem bewährten Träger einer Bolitil zu breden, welde 
„bie weiten neuen Provinzen, das befeftigte Königthum, bas ver- 
einigte Deutfhland“ für fih aufzumweifen bat.“ 


Im Herrenhauje wurde der Verſuch, die Vorlage zu 
Halle zu bringen, zumädft in der Kommiſſion ernenett: 
mit 7 gegen 7 Stimmen wurde die Zuftimmung zu dem 
Beſchluß des Abgeorbnetenhaufes abgelehnt, — aber eben] o 
alle von Mitgliedern der Kommiffion geftellten Abände 
rungdanträge. 
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18. Februar. Im Haufe felbit erfolgte mit großer Mehrheit die 
unveränderte Annahme. 


Der Provinzialfonds im Herrenhanje. 
Provinzial- Eorrespondenz vom 19. Februar. 


„Das Herrenhaus bat bie Zu t, welche jüngft an diefer Stelle ansge- 
fprochen wurbe, gerechtfertigt: daſſelbe bat in ber Angelegenheit bes Hannoverſchen 
Provinzialfonbs bie Gefichtspunfte einer großen patriotifchen Politik über alle 
anberen Rüdfihten und Neigungen geftelt und ber Staatsregierung feine be- 
reitiwillige und volle Unterfläßung zur Durchführung ihrer Abfichten für die neue 
Provinz gewährt. . 

Babfreicer als gewöhnlich waren bie Mitglieber des Haufes zu biefer Be⸗ 
rathung berbeigelommen unb von 141 Anweſenden haben 127 ihre Zuftimmung 
zu ber Vorlage ertheilt; nur 14 haben fich Dagegen erflärt und auch dieſe nicht 

egen bie beantragte Bewilligung überhaupt, ſondern theilweife nur gegen bie 
5 be unb Form berfelben. 

Die Frage, welche bie politiſchen Kreiſe unerwarteter Weije fo lebhaft er- 
regt hatte, ıft font unter Uebereinftimmung ber Regierung und ber beiben Häuſer 
des Landtages zu einer befriedigenden Löſung geführt: für bie provinziellen Be⸗ 
bürfniffe von Haunover, infomeit biefelben früher aus allgemeinen Staatsmitteln 
befriebigt wurben, iR and) jegt von Staatöwegen Vorforge getroffen, zwar nicht, 
wie urfprünglich beantragt war, durch Ausfonderung eines eigenthümlichen Kapitals, 
aber durch dauernde Bewilligung einer beflimmten Rente. 

So ift denn die wohlwollende Abficht des Königs für die neu erworbene 
Brovinz erfüllt. 

Es ift bei ber früheren Beſprechung der Angelegenheit mehrfach hervor» 
gehoben worben, daß e8 fi für die Regierung um bie Erfüllung einer den han⸗ 
noverſchen Ständen ertheilten ausdrücklichen Königlihen Zufage handle. 

Diefe Zufage bezog fich freilich (mie von anberer Seite betont wird) zu⸗ 
nädhft nur auf bie Vorlegung des Gejek- Entwurfs an ben Landtag. Die Er- 
füllung lag nicht in der Hand der Regierung allein; fie hing zugleich von dem 
felöRändigen und unabhängigen Ermeffen der Landesvertretung ab. Bei ber Er- 
theilung jener Zufage aber hatte die Regierung von ber Zuverficht ausgehen müſſen, 
daß biejenigen Parteien, welche fi die Unterftägung der Regierung, zumal in 
Fragen, auf melde dieſe ein beſonderes Gewicht legt, zur Aufgabe geitellt haben, 
ihr auch bei ber Erfüllung der durch jene Verheißung erwedten Hoffnungen bes 
reitwillig zur Seite ſtehen würden. 

In ſolchem Sinne iſt Seitens der Regierung ſowohl, wie an dieſer Stelle, 
auf die ertheilte Zuſage hiugewieſen worden. 

Des Königs Erwartung iſt nicht getäuſcht worden: nur vorübergehende un⸗ 
berechtigte Zweifel über die Bedeutung der Angelegenheit haben eine augenblickliche 
Ungerwißheit iiber den Ausgang derſelben erzeugen können. Nachdem dagegen ber 
Berlauf der Berathungen im Wögeorbnetenhaufe volle Klarheit über bie Abſichten 
unb bie Stellung ber Regierung verbreitet hatte, nachbem bie Frage entfchieben 
als eine Frage des Vertrauens und der Zuſtimmung zu ber Gejammtpolitit der 
Kegierung erkannt war, konnte e8 nicht mehr zweifelhaft fein, daß die Königlichen 
Berbeißungen für Hannover bereitwillige Erfüllung Seitens ber Lanbesvertretung 
finden würben. 

Die Politik, welder nunmehr auch das Herrenhaus zugeflimmt bat, ift eine 
Bolitit bes Wohlwollens und der Gerechtigkeit. Der Regierung liegt gewiß bie 
Meinung und die Abſicht fern, „ben PBatriotismus ber Hannoveraner mit Gelb 
zu erfaufen“; wohl aber darf fie hoffen, durch Milde, Gerechtigkeit und brüber- 
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fihes Entgegenlommen für die neuen Provinzen bort einen Boben zu bereiten, 
auf welchem allmälig Anhänglichleit und patriotiſche Hingebung gebeiben Können. 

Aber nicht blos in Hannover, nicht blos in ben jüngft gewonnenen Laubes- 
theilen wirb jene hochherzige Politik gewürbigt: überall in Deutihland und über 
befien Grenzen hinaus richtet fi bie Beachtung und Anerlennung der Regierung 
nnd ber Böller auf das Berfahren Preußens in ben eroberten Provinzen. Die 
bebeutfamften Stimmen aus Süddeutſchland verfünbigen fo eben beu gewaltigen 
Eindrud, welchen das Fräftige Eintreten unferer Regierung für Hannover bort her⸗ 
vorgebracht hat: man fpricht es rühmenb aus, daß ein Staat, welder bie Rechte 
und bie provinzielle Selbſtſtändigleit ber gewonnenen Landestheile mit folder 
Kürforge wahrt, nicht eine engberzige Eroberungspolitif, fonbern eine wahrhaft 
nationale Politik befolgt und eben deshalb das Vertrauen bes beutichen Bolles 
in vollem Maße in Anſpruch nehmen barj. Es bewährt fih bierin, mit wie 
gutem Rechte Graf Bismard darauf hinbentete, daß dieſe bannoverfche Frage 
nur im Aufammenbange der gefammten Bolitit Preußens richtig rtbeilt 
werben Eöune. 

Indem das Herrenhaus durch feinen jüngften VBeichluß von Neuem mit 
vollſter Entſchiedenheit für biefe Politit eingetreten if, bat baffelbe zugleich 
bie Anverficht erhöht, daß bie konſervative Bartei, welde ber Regie- 
rung bisher mit vollem Vertranen nud mit Hingebung gefolgt if, 
fort und fort ihre Aufgabe und ihre Ehre darin finden werbe, 
einer Regierung, weldhe fo Großes für Breußen und Deutfhland 
errungen und geihaffen hat, zur fetten Stütze zu dienen.” 


29. Februar. Aus der Thronrede ded Königs beim Schlufle 
ded Landtages. 


Durh die Bewilligung des Provinzialfondg für Hannover haben 
Sie nicht blos den Rüdfichten der Billigfeit und des Wohlwollens, von 
welchen Deine Entjchliegungen den neugewonnenen Provinzen gegenüber 
gereitet werden, Ihre Zuftimmung ertbeilt, fondern zugleich thatſächlich 
en Boden betreten, auf welchem nach der Abficht Meiner Regierung 
au für alle anderen Provinzen eine erfolgreiche Selbftverwaltung er 
wachſen fol. 

Mit Befriedigung erkenne Ich es an, daß Sie denjenigen politifchen 
Geſichtspunkten und Erwägungen beigetreten find, von welchen Meine 
Regierung bei dem Abſchluſſe der Ausgleihungs- Verträge mit den früheren 
Landesherren von Hannover und Faflau ausgegangen ift. 

Sie haben dadurch auch Ihrerſeits dazu beigetragen, den nenen 
Berhältnifien eine fefte Grundlage zu geben und ihre friedliche und ruhige 
Entwidelung zu fichern. 

Meine Regierung ift in ihren auswärtigen Beziehungen unausgefeht 
beftrebt gemwefen, ihren Einfluß für die Erhaltung und Befeftigung bes 
europätfchen Friedens zu verwertben, und kann mit Genugthuung be⸗ 
funden, daß diefe Befrebun en, da fie von Seiten der auswärtigen Re 
gterungen in freunfiofide und wohlmwollender Gefinnung Kan 
werden, die Bürgſchaft des Erfolges in fich tragen. Sch darf daher bie 
Zuverſicht außfprechen, daß das Fehler begründete allgemeine Vertrauen 
für die Entwidelung der geiitigen und materiellen Güter und des Wohl⸗ 
jtande8 der Nation die erwünſchten Früchte tragen werde. 
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König Georg von Hannover. 


19. Februar. Die hannoverſche Legion. 


Provinzial Eorrespondenz vom 19. Februar. 


„Schon zur Zeit, als bie Sugeinburger Frage eine Berwidelnnug zwiſchen 
Dentſchland und Franfreich herbeizuführen brobete, ließ König Georg in feinem 
früheren Lande Werbungen zu einer hannoverſchen Legion veranftalten, welche fich 
in Holland jammeln und im Anſchluſſe an die Kranzofen gegen ihr Vaterland 
marſchieren follte. 

Als ſodann die Inremburgifche Angelegenheit eine friebliche Löſung fand, 
begab fih bie in Holland geſammelte Schaar von Hannoveranern nach ber Schweiz, 
wo fie in feſter militäriicher Eintheilung verblieb und ans Mitteln des Könige 
Georg fort und fort ihren Unterhalt erhielt. Durch ihr müßiges Umhertreiben und 
ihren Uebermuth erregte dieſelbe dort vielfach Aergerniß und wurde von der Schweizer 
Bevölkerung, fo wie von den Kantonsregierungen nicht grabe frenndlich angefeben. 

Bor kurzem begab fi nun biefe jogenannte „Hannoverſche Legion“ aus der 
Schweiz nah Frankreich, wo fie zunächſt im Elfaß unmittelbar an ber deutſchen 
Grenze Aufenthalt nahm. 

So ungefährlich dies thörichte Unternehmen ift, fo mußte es body Befremben 
erregen, bob eine offenbar gegen Preußen gerüftete Schaar hannoverſcher Flücht⸗ 
finge ihre Ueberfiebelung von ber Schweiz nad Frankreich mit Hülfe öfterreidhiicher 
Bälle bewerftelligt hatte und daß diefelbe in Frankreich, wie es zuerft hieß, ent- 
gegenlommende Aufnahme von Seiten ber Behörden fand. 

Die franzöftihe Regierung bat inzwiſchen ihrerfeits Schritte getban, um 
einer ſolchen Auffaffung zu begegnen: ſie bat die Mannſchaften von den Offizieren 
getrennt unb die Schaar von ber beutichen Grenze entfernt. Die preußiſche Re⸗ 
gierung bat feinen Grund, den freundlichen Abfichten Frankreichs in Bezug auf 
die weitere Behandlung ber Sache zu mißtrauen. 

Was Oeſterreich betrifft, fo ift Seitens ber bortigen Regierung bie Ber- 
fiherung gegeben worden, daß bie Päffe für die Hannoveraner von ber öſter⸗ 
reichiichen Polizeibehörde ohne Wiffen der öſterreichiſchen Staatsregierung ertbeilt 
worben feien, was mit Bezug auf bie große Zahl ber Päfſe (500) und bie 
unverfennbare politifche Bebeutung der Sache jedenfalls höchſt auffällig er- 
Iheinen muf. 

Die Erörterungen zwiſchen der preußiichen und ber Öfterreichifchen Regierung 
über biefen Punkt find noch im Gange; es läßt fich deshalb auch noch nicht beftimmt 
angeben, ob unb inwieweit in der Angelegenheit eine Verlegung bes Böller- 
rechts ftattgefunden bat. Das aber kann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß 
bie Fortſetzung ber öfterreihen Gaſtfreundſchaft füreinen Fürften, 
welcher preußifhe Untertbanen zu einem friegerifhen Unter- 
nebmen egen Preußen anwerben und ausrüften läßt, nicht gerade 
als ein Beiden einer freundfhaftliden Stellung zu Preußen be- 
tradtet werben fann. 

In Bezug auf das Gebahren des Könige Georg bat der Staats- Minifter 
von ber Heybt foeben im Herrenbanfe ausgeiprochen, bag, wenn bie feinblichen 
Verſuche befjelben fortbauern, wenn ber König Georg eine Stellung einnimmt, 
bie mit bem Geift und Sinn des mit ihm abgefüinfienen Vertrages durchaus 
im Widerſpruch ſteht, wenn ber rönig Georg Mißbranch macht von dem ihm 
gewährten Aufenthalt in Hieking, die Regierung dann verpflichtet fein wird, das 
Bermögen des Könige Georg mit Sequefter zu belegen und keinen Thaler von 
ber Rente herauszugeben, bis auch ber andere Theil eben fo ehrlich, wie wir, ben 
Sertrag im halten entichloffen if. 

an darf fich jedenfalls verſichert halten, baß unfere Regierung das In- 
tereffe Preußens dem König Georg gegenüber ebenfo wie nach allen Seiten zu 
wahren wiffen wird. 
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22. Februar. Demonjtrative Borgänge am Hofhalt des 
Königs Georg zu Hiepingen bei der Feier der filbernen 
Hochzeit deffelben. 


20. Februar. Erflärung des öſterreichiſchen Kanzler von Beuft Über bie Er- 
theilung oͤſter reichiſcher Päffe an Welfenlegionäre auf eine Iuter- 
pellation in ber Reichstagsdelegation. 


Der Kanzler giebt die Unregelmäßigleit der Päſſe zu, die anf Belangen 
eines Beauftragten des Giebinger Hofes an eine große Anzahl nicht im Lande be- 
findfiher Hannoveraner von ber Bolizeibirection ohne Erlaubniß ber Regierung 
ertbeilt und felbft auch der Schweiz zugeſchickt worben feien. Es habe das An- 
laß zu einer fehr ernflen Rüge gegeben. 

Die Borgänge in Hieging am 18. müßten als Familienfeſt betrachtet werben. 
Allerdings müfje die Gaftfreunbichaft, welche bereitwillig gewährt worden, ſich in 
gewiffen Grenzen halten. 


Beſchlagnahme des Vermögens des Königs Georg. 


2. März. Bericht ded Staatd-Minifteriumd an S. M. den Köniz. 


„Als das Staatsminifteriun die Genehmigung Ew. Königlichen Ma⸗ 
jeftät für das am 29. September v. J. mit dem König Georg V. ge 
troffene Abkommen ebrfurdtspoll nachſuchte, war es fi wohl bemuft, 
daß u eine endgültige Anerkennung des Prager Friedens und deb 
durch die Ereigniffe in Deutfchland nefdaffenen Zuſtandes Seitens des 
Königs Georg nicht erlangt war. Deflenungeacdhtet durfte es die Aller 
höhe Oenehumigung befürworten, weil e8 in der Natur de Bertragb- 

erhältnifies lag, die Fortſetzung von Yeindjeligleiten des einen Theile 
egen den andern andzufchließen. Ohne die Borausfegung eines durch 
bie Verhandlung von jelbft eintretenden Friedensftandes konnten die von 
Em. Königlihen Majeftät in fo großmüthiger Weije gebotenen Leiftungen 
weber gewährt, nd angenommen werden. Eine andere Auffafiung des 
Bertrages darf ald unmöglich Fr werden. In diejer Auffaffung 
at Deutfchland und Europa den Abjchluß des Vertrages als eine Bürg- 
haft der Ruhe und des Friedens begrüßt, bat der Yandtag der Mon: 
archie feine Zuftimmung zu den Vorlagen ertheilt, durch welche der Auß 
führung des Bertrage® und der Verwendung der dazu erforderlicen 
Geldmittel eine gejeglihe Grundlage gegeben werden follte, haben 
Em. Königliche Deajeftät das a eſetz fanctionirt. 

Der König Georg V. aber bat durch jeine Unterfchrift die noth⸗ 
wendigen Borausfegungen und Bedingungen, fowie bie ebenjo nothmendigen 
Solgen des Vertrages vor ganz Europa anerkannt. 

Das Staatsminifterium fteht fich heute genöthigt, die Thatſache zu 
befunden, daß diefe Borausfegungen und Bedingungen von dem anderen 
Theile nicht erfüllt worden find. 

Der König Georg bat auch nach dem vollftändigen Abſchluß des 
Vertrages und dem biefjeit3 gemachten Anfang zur Ausführung beflelben 
nicht unterlafien, die Yeindfeligkeiten fortgufegen, aus Unterthanen Em. 
Koniglichen Majeſtät, welche durch feine Agenten angeworben und zum 
Theil zur Defertion verleitet worden find, Truppenkörper zu bilden, melde 
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unter ber außgefprochenen Abficht, fie bei nächfter günſtiger Gelegenbeit 
r feindlichen Handlungen gegen Preußen Behufs Losreißung einer Provinz 

es Staat8 zu verwenden, militäriſch organifirt, mit zieren und 
Unteroffizieren verfehen worden find, und für den künftigen Dienft gegen 
das eigene Baterlarnd auf fremdem Boden militärifh eingeibt werden. 
Der dienftliche Berkehr zwiſchen diefen Truppentbeilen und der bei dem 
König Georg in Hieging befindlichen Hofdienerichaft, die Ertbeilung von 
Befehlen und die Ueberſendung von Geldmitteln zur Befoldung der 
Truppen von dort aus ift amtlich feftgeftellt worden. Der König Georg 
ſelbſt hat in öffentlichen Yeußerungen ſich zu den feindlichen Beſtrebungen 
gegen den preußifchen Staat, welche von feiner Dienerfchaft ins Wert 

est find, befannt, zur Sorijedung berfetben aufgemuntert und Die Treue 
von Untertbanen Ew. Königlihen Majeftät zu erichüttern verſucht. 

Die Hoffnung, daß der König Georg den Nathichlägen und Mah⸗ 
humgen befreundeter Höfe zugänglich Fein und in eigener richtiger Würdigung 
der durch den Bertrag ihm zugefallenen Berpflichtung die Seindfeligfeiten 
einftellen und die gemorbenen Truppen entlafien wurde, hat fi nicht 


icht. 

Die Regierung Ew. Königlichen Majeſtät ſieht ſich daher auf die 
Mittel angewieſen, welche ihr ſelbſt zuſtehen, um ihrer Verantwortlichkeit 
für die Sicherheit des Staatsgebietes und die Ruhe der Bewohner 
defielben zu genügen. 

Die gerichtliche Unterſuchung gegen die Perfonen, deren dienftlicher 
und leitender Verkehr mit den Sklbtern ber gegen Preußen gemorbenen 
Truppen feitgeftellt ift, und die Verſetzung diefer Perfonen in den Ans 
klagezuſtand iſt ausgelprogen. 

Die Geſetze des Landes würden es geftatten, das gerichtliche Ver: 
fahren wegen der auf Losreißung einer Provinz des preußifehen Staates 
gerichteten Handlungen auch auf bie Perjon des Könige org, auszu⸗ 
dehnen. Die unmittelbare Folge davon würde die gerichtliche Beſchlag⸗ 
nahme des gefammten Vermögens deſſelben fein. Das Staatsminifterium 
laubt den erhabenen Gefinnungen Em. Königlihen Majeftät zu ent- 
—* wenn es in Rückſicht auf die frühere Stelluug des Königs Georg 
ſich enthält, Ew. Königlichen Majeſtät dieſen Weg zu empfehlen. 

Der Verzicht auf gerichtliches Verfahren führt aber zu der Noth⸗ 
mwendigfeit, daß auf anderem Wege die reichen Hülfsmittel, welche dem 
König Georg vom Staate bewilligt find, für legteren fo lange unſchädlich 
emacht werden, bis für das Verhalten des Königs Georg diejenigen 

ürgjchaften erlangt fein werden, welche ſich nad) feinem bißßerigen Ber: 
fahren als nothwendig berausgeftellt haben. 

Der König Georg hat durch feine Handlungen deutlich zu erfennen 

eben, daß er ſich als im Kriegszuftand gegen Em. Königliche Majeſtät 
Beni angefehen wiſſen wolle. Dit diefem Verhältniß ift e8 umver- 
träglich, daß ihm von Preußen die Mittel zur Sriegsführung gegen 
Preußen gewährt werden. 

Das Staatsminifterium erachtet fi) daher verpflichtet, Em. K$önig- 
lichen Majeftät ehrfurchtspoll vorzufchlagen, durch einen Alt der Geſetz⸗ 
f ng da8 gefammte Vermögen des Königs Georg V. für Die Sicherheit 

e8 preußifchen Staates, die Abwehr der vorbereiteten Angriffe und für 
alle Folgen der ftaatsgefährlihen Unternehmungen dieſes Türften und 


164 
1868. 


feiner Agenten, fowie fir die dem preußiichen Staat dadurch verurſachten 
Koften haftbar zu machen und daffelbe zu diefem Behuf unter Sequefter 
n fielen, ohne die Rechte des Geſammthauſes Braunfchweig an ber 
Subflanz des Fürftlichen Fideikommiſſes, welche von denen des Königs 
Georg, als zeitigen Nutznießers, unabhängig find, zu beeinträchtigen. 
ie Nothwendigkeit des Altes, welchen das Staatsminiſterium 
Em. Königlihen Majeſtät vorjchlägt, wird nicht allein durch die Hr 
egen das eigene Land, fondern aud durch die unabweisliche politij 
hdficht auf die Gefahren bedingt, welches jedes feindjelige Unternehmen 
gegen einen einzelnen Staat für die Ruhe Deutſchlands und den Frieden 
des gefammten Europa in feinen legten Fonjequengen in ſich birgt. 

Da die Umftände ment mebr erlaubt haben, dem Landtage der Mon 
archie eine entfprechende Borlage noch im dieſer Seffion zw machen, jo 
bittet da8 Staatsminifterium Em. Königliche Majeftät ehrfurchtsvoll, die 
allerunterthäntgft beigefügte Berordnung mit Geſetzeskraft, unter Bor: 
behalt der Borlegung in der nächſten Sitzung des Tandtages, Allergnädigft 


u 
erlaſſen zu wollen. Dad Staats⸗Miniſterium. 


Allerhoͤchſte Verordnung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verordnen, 
auf ben Antrag Unferes Staatsminifteriums, auf Grund bes Artikels 63 ber 
Berfaflungs - Urkunde vom 31. Januar 1850, was folgt: 

8.1. Sämmtlihe, nit dem Staate Preußen verbliebene Wertbhobjehe, 
welche ber Bertrag Über die Bermögensverhältniffe des Königs Georg vom 29. Sep⸗ 
tember 1867 zum Gegenftande bat, nebft ben noch in ben ber preußifchen 
Staatsregierung befindlichen Auffünften davon, insbejondere ben fälligen, bisher 
nicht berichtigten, fowie ben künftig fällig werbenden Zinſen, werben hierdurch mit 
Beſchlag belegt; ingleihen das hierunter nicht mitbegrifiene, innerhalb bes preu- 
Bifhen Staatsgebiets befindliche Vermögen bes Königs Georg, und zwar ohne 
Unterſchied, ob Über vie bier bezeichneten Objekte feit dem 29. September 1867 
bereits Verfügungen des Königs Georg, namentlich Veräußerungen ober Ceſſionen 
an Dritte Rattgefunden haben ober nicht. 

8.2. Die im 8. 1 gedachten Gegenflänbe der Beichlagnahme, foweit fie ſich 
nicht bereit8 auf Grund bes Vertrages vom 29. September 1867 iu i 
Berwaltung befinden, find von den damit zu beauftragenden Behorden in Veit 
und Berwaltung zu nehmen. 

In Ausübung der Eigenthumsrechte an biefen Objelten wirb ber König 
Georg durch die verwaltenden Behörden mit voller rechtlicher Wirkung vertreten. 
Ausftehende Forderungen find bei Eintritt ber Fälligkeit burch bie verwaltenben 
Bebörben einzmieben. 

Aus den in Beſchlag genommenen Objekten nnb beren Revenden find, mit 
Ausihließung der Rechnungslegung an ben König Georg, bie Koften ber Beichlag- 
nahme und ber Verwaltung, . wie der Maßregeln zur Ueberwachung und Ab 
wehr ber gegen Preußen gerichteten engen bes Königs rg ned 
feiner Agenten zu beftreiten. Verbleibende Ueberichüäffe find dem Vermögenste- 
ſtande zuzuführen. 

8.3. Berfügungen des Könige Georg über die der Beſchlagnahme unter 
ee insbefonbere Beräußerungen und Ceſſionen, find ohne recht⸗ 
irkſamkeit. — — 

8.4. Die Wieberaufbebung der Beichlagnahme bleibt Königlicher Berord- 
nung vorbehalten. 





62. Beichsingsfeffion 1868. 


Bom 23. März bis 20. Zunt. 





1868. 23. März. Aus der Thronrede S. M. ded Königs. 


Geehrte Herren vom Neichötage des Nordbeutfchen Bundes! 


Zum dritten Dale begrüße ich Sie im Namen der verbündeten Re⸗ 
terungen, um in Gemeinjchaft mit Ihnen den Ausbau der Verfaſſung 
8 Norddeutfchen Bundes fortzufegen. 

In Ihrer letzten Seffion haben Sie durch Herftellung organiſcher 
Einrichtungen die Grimdlagen geichaffen, auf welchen nunmehr die Geſetz⸗ 

gebung des Bundes diefen weiteren Ausbau feiner inneren Einrichtungen 
zu bewirken bat. Die Gejeg-Entwürfe, welche zu diefem Zwecke Ihrer 
verfaflungsmäßigen Beſchlußnahme unterbreitet werden follen, find dem 
Bundesrathe vorgelegt und zum Theil ſchon von demfelben berathen worden. 

Im Einverfändnit mit Meinen Verbündeten babe Ich Behufs Unter- 
bandlung biejer Verträge und um die völferrechtliche Stellung des Nord» 
deutfchen Bundes zur Beltung zu bringen, die in der Berfafung vorge⸗ 
ſehene Vertretung des Bundes im Auslande hergeſtellt, und iſt 
dieſer Schritt zu meiner lebhaften Genugthuung allſeitig in dem Geiſte 
aufgefaßt und erwidert worden, aus welchem er hervorgegangen war. Er 
bat die freundſchaftlichen Beziehungen gefördert und befeftigt, welche zwiſchen 
dem Norddeutſchen Bunde und den ausmärtigen Mächten beftehen und 
deren Pflege und Erhaltung der Gegenftand Meiner unausgejegten Sorg⸗ 
falt bleiben wird. 

Ich darf daher der Ueberzeugung Ausdrud geben, daß der Segen 
des Friedens auf den Anftrengungen ruhen werde, weldhe Sie der Förde: 
rung der nationalen Intereſſen widmen wollen, zu deren Pflege und zu 
deren Schuk das geſammte deutfche Vaterland fa verbündet hat. — 


2. April. Die Diätenfrage. 
Erklärung ded Grafen von Bis marck (bei der Bera- 
thung des Walded’ichen Antraged auf Bewilligung von 
Diäten an die Reichötagsmitglieder.) 
‚ (Sefthalten an dem Kompromiß; das Berfafjungsleben 


eine Reihe von Kompromifien; Süddeutſchland und der 
Liberalismus.) 


Ich will mic, enthalten, in die Gründe, welche für oder gegen Diäten 
Iprecden können, von Neuem einzugehen. Ich glaube, wir finden fie fehr 
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viel reichlicher, wenn wir die Verhandlungen nochmals nadjlefen, welche 
vorgeftern vor einem Jahre bier ihren —*5*— fanden. Damals find 
dieſelben Dinge eben ſo gut und warm geſagt, die wir heute wieder ge⸗ 
hört haben, und ich enthalte mich, — einzugehen, obſchon ich es vom 
Standpunkte eines Miniſters reſp. Bundeskanzlers doch nicht für einen 
ſo geringen Gewinn ae kann, wenn Zeit gewonnen wird, naments 
lich dadurd, daß die Zahl der academiichen Vorträge von diefer Tribüne 
vermindert wird, die Zahl der unpraltifchen Vorträge. Wenn Zeit ge 
monnen wird, ift die Anzahl derer größer, welche überhaupt biesber zu 
fommen im Stande find, und fie befhränft fi nicht, wenigfiens fo weit 
fie mit Leichtigkeit Tonımen können, auf diejenigen, welche zu Haufe wenig 
j tbun haben. Die Leichtigkeit, Abgeordneter zu werden, ift nicht 
edingt Durch den Mangel an einem regelmäßigen Berufe, fie ſteht nicht 
mebr im umgefehrten Berbältnifle der regelmäßigen Beihäftigung außer- 
balb der Sigungs- Zeit, und das ift für die Art der Bertretung dad 
immer ein erheblicher Gewinn. 

Ich will Sie aber aufmerkfam machen auf den Eindrud, den es auf 
die verbündeten Regierungen madhen muß, wenn dieſes mühjam er- 
rungene Eompromiß des Berfaffungswerfes nah faum zwölf 
Monaten wiederum in Frage geftellt wird. Die ganze Bundes 
verfaflung, wie fie vorliegt, ift ein Compromiß: wir haben nachgegeben, 
Sie haben nachgegeben. Kaum figen Sie darin, jo wollen Sie das, was 
Sie mit der einen Hand nachgegeben haben, mit der andern zurüdziehen. 
Das ift fein Spiel, wie wir es vorausgeſehen und verftanden haben und 
auf dad wir und werden einlaflen können. Was für einen Eindruc würde 
es yonen machen, wenn die Regierungen jet Anträge auf Berfaffungs- 
Aenderung, Anträge im Sinne der Berftärtung der Regierungsmacht, 
wenn wir jet etwa ben Antrag fellen wollten, die Zahl der Fahre zu 
vergrößern, für die das eiferne Militär» Budget bewilligt worden ift, oder 
den Antrag, nachträglich die Redefreiheit zu bejchränten? Würden Sie 
nicht jagen, was haben die Regierungen für ein Intereſſe — wenn Ihnen 
daran liegt, den kaum geftifteten Bund zu erhalten — jest die Funda⸗ 
mente, die wir dafiir vor kaum einem Jahre durch Mebereinkunft gelegt 
haben, in Frage zu ftellen und daran zu rütteln? Bor diefem Rütteln 
an den Fundamenten warne ih Sie, meine Herren, in unfer 
Aller Interejfe. Die Einrichtungen find noch nicht fo feſt gewachlen, 
haben noch nicht fo tiefe Wurzeln gefchlagen, daß wir heut zurüdnchmen 
und in Frage ftellen dürften, was wir vor einem Jahre nad einem muh⸗ 
famen Compromiſſe zu Stande gebracht haben. Wer das Anſehen der 
&ompromijfe nidt ehrt, der ift für eine conftitutionelle Ber- 
faffung überall nit reif; denn das Verfaſſungsleben befteht ans 
einer Neihe von Gompromifien; diefe heute zu geben und morgen 
zurüdzunehmen, ift feine conftitutionelle Politif! 


Der Herr Abgeordnete (Walded) hat Bezug genommen auf eme 
Aeußerung von mir, nach melcder die Regierungen oder die Souperaine 
der Süddeutſchen Staaten dem AnfhLufie an den Norddeutſchen Bund 
widerftrebten; er hat die in einer Weiſe gethan, als hätte ich damit zu⸗ 
gegeben, daß die Süddeutſchen Bevölterungen geneigt wären, ſich 
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Rorddeutfchen Bunde anzuſchließen. Er jelbft hat daraus bie Folgerung 
gezogen, daß dieſe &eneigtheit erheblich wachjen würde, wenn wir nur 
etwas liberaler würden. Sch muß mich gegen die Bermuthung deden, 
daß ich eine mit den Thatſachen Ay wenig übereinftimmende Andeutung 
meinerjeitö hätte machen wollen. Warum wollen die Süddeutſchen 
niht zu uns fommen? nicht weil wir ihnen nicht liberal genug 
find, andern weil wir ihnen viel zu liberal find. 

Das ift der einzige Grund. Sie lachen, meine Herren, und ſehen 
den einfachen Thatfachen nicht ins Geſicht. Unter den Süddeutſchen 
Staaten ift der liberalfte von den dreien unzweifelhaft das Großherzog⸗ 
thum Baden. Dort finden Sie volle ereihoilligleit um Anſchluß. Die 
liberalen Süddeutſchen wollen fi anfchließen. Die in nicht anfchließen 
wollen, find die veactionairen Parteien. 

Ich will diefe Parteien nicht näher bezeichnen, die jüngften Wahlen 
in Säddeutjchland haben fie ar vor Augen geftellt, und Sie können 
wohl denken, mit welcher innern mg ih Ihre Heiterkeit anjehe und 
erwiedere, die eine folche Unwiſſenheit in Dean auf die Thatjachen bezeugt. 

Wenn wir diefen Parteien, die in Sübdeutfchland die Oberhand 
haben, einige Conceſſionen in reactionairer Richtung machen könnten und 
machen wollten, vielleicht gewifje Bürgfchaften, die augenblidlich vielleicht 
in dem Nachbarftaate, nach dem Alle jehnfüchtig Binbliden, zum Fall 
Iommen werden, ihnen geben wollten — und das witrde feine liberale 
Maßregel fein — dann würden wir vielleicht eine Süddeutſche Majorität 
für den Anfchluß gewinnen können. ch laſſe e8 unentjchieden, ob es ein 
Borzug ift, liberal zu fein oder nicht; aber Derjenige muß Süddeutſch⸗ 
land mit Ausnahme Baden jehr wenig kennen, der nicht weiß, dag im 
Liberalismus fie dort — ich will nicht jagen, um ein Menfhen- 
alter, wohl aber um diejenige Zeit, die jert der Inli-Revolution 
verfloffen ift, hinter uns zurüd find. 


(Der Walded’ihe Antrag wurde abgelehnt.) 


Die parlamentarifhe Redefreibeit. 


Erklärung des Grafen v. Bismarck auf den Antrag 
des Abg. Lasker: 

„Kein Mitglied eines Landtages oder einer Kammer eines 
zum Norddentſchen Bunde gehörigen Staates darf zu irgend 
einer Zeit wegen feiner Abftimmung ober wegen ber in Aus⸗ 
Übung feines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich ober dis⸗ 
etpfinarifch verfolgt, oder fonft anßerhalb der Berfammlung, zu 
weicher es als Mitglied gehört, zur DBerantwortung gezogen 
werben. 

[Ablehnung fir die Reichsgefeggebung; Entgegenlommen 

für Breußen.| 
Ich begrüße den Antrag, weil er von einer Seite fommt, von ber 
er kommt als ein Beweis fortfchreitenden Vertrauen auf die Art, wie 
die Bundes⸗Inſtitutionen fich entwideln werden. Wenn ich mich nicht 
wre, fo war man bei Berathung der Verfaflung nicht ganz zweifellos 
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über da8 ‘Maß der Einwirkung, welches man der Dundesgejeßgebung auf 
bie Tanded-Berfaffungen beilegen follte. Man war nicht ganz frei von 
der Beforgniß, dag diefe Berfammlmg unter Umftänden eine Zufammen- 
fegung baben könnte, welche die Möglichkeit einer Annäherung an die 
„Earlöbader Beſchluſſe“ nicht ganz ausſchlöſſe. Man fürdhtete, der Spi 
den fie jeßt gebrauchen, Tünne unter Umfländen auch einmal umgedreht 
werden. Ich freue mich, daß die Herren von diejer Befürchtung geheilt 
find und dieſen Antrag ftellen, und fo lange ich an diefer Stelle fiche, 
boffe ich, follen Sie fi) auch in diefem Bertrauen nicht täufchen Was 
meine Stellung zum materiellen Inhalt des Antrags felber betrifft, jo 
babe ich mich son Öfter8 und auch an diefer Stelle Darüber auszuſprechen 
Gelegenheit gehabt. Ich halte es im Ganzen für keine Wohlthat, wenn 
ein Eheil unjerer Mitbürger mit dem echte begabt wird, im gewiſſen 
Räumen und bei gewiffen Gelegenheiten die anderen zu beleidigen, ohne 
daß diefe dafür Remedur finden können. Ich halte die Annahme des 
Antrages an fich für ein Uebel, aber für ein ſolches, weldes id 
unter Umftänden in Kauf nehme für einen höheren Preis, für 
den Preis des inneren Friedens in einem großen Rande. 

Ich würde es noch Lieber fehen, wenn der Antrag fich in der Art 
modificirte, wie er im zweitgrößten Lande des Bundes, in Sachſen be 
ſteht, wo die Redefreiheit nur limitirt ift zu Gunften derjenigen, welche 
fih außerhalb des Hauſes befinden. Es find alfo preisgegeben die 
Mitglieder der Berfammlung und die Miniſter. 

Die Mitglieder können ſich wehren und die Minifter auch; fie müſſen 
fih fo Mandes gefallen Iaffen, fie mögen auch diefes hinnehmen; denn 
e3 braucht ja Niemand Miniſter zu werden. . 

Aber Diejenigen, welche fich außerhalb der Berfammlung befinden, 
würde ich gern befchügen. Aus diefem könnten Sie entnehmen, daß ic 
dem Antrag nicht widerfprechen würde, wenn er fidh in jeiner Form als 
das charakterifirte, was er der Sache nach wohl ift, nämlich als ein Aus 
bruch der Ungeduld, daß die Sache in Preußen fi fo langſam entwidelt, 
als bill of attainder in Betracht der Preußifchen Zuftände. wärde 
den Antrag annehmen und im Bundesrathe empfehlen können, wenn er 
in feinem Eingauge etwa fo lautete: Kein Mitglied des Preußiſchen 
Landtaged darf zu irgend einer Zeit ıc. Dann trüge ich die Berantwor- 
tung dafür in Preußen allein, und da habe ich in der Art, wie ich vorhin 
andeutete, mir meinen Vers darüber gemacht. Sch halte die Sadı 
für nicht fo bedeutend, daß ih darum den Frieden im Lande 
weiter trüben follte. 

Eine andere Srage aber ift die, ob wir unfern Bunbdesge: 
noffen die Sache im Wege der Geſetzgebung aufdrängen follen 
Beneficia — wenn dies ein folches ift — non obtruduntur. ber Rad: 
theile, wenn fie als folde aufgefaßt werden, (und mir iſt non mehr als 
einer Seite befannt, daß man es als ein unerfreuliches Gefchent anfiedt) 
jollen wir ihnen nicht aufdrängen und ich fehe bei ihnen nicht die Gom- 
penfation, die ich in Preußen —* nämlich die Herſtellung des Friedens, 
der dort meines Willens in keiner Weife getrübt ib nicht einmal in der 
freien Stadt Hamburg, wo ich nicht vernommen habe, daß irgend Jemand 
auch nur in der Preffe über das kürzlich gefprochene richterliche Urtheil 
ſich nachtheilig geäußert hat. Ich würde die weitere Entwidlung dieier 
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Srage lieber der Autonomie der einzelnen Stände überlafien und würde 
guräciäneden vor dem Gedauken — ich will nicht zählen, aber auf 50 
i8 90 fchäge ich die Berfammlungen ganz gewiß, denen wir hiermit das 
Brivilegium verleihen, das einer der Herren Vorredner als eine Souverai⸗ 
netät bezeichnete und mas ich jedenfalls doch als eine erhebliche Befeftigung 
des particulariftiihen Standpunftes, den fie ihrer Aufgabe und Zufammen- 
jegung nad) zu vertreten haben, anfehen muß. Ich betrachte die Medes 
freiheit als eine hohe Auszeichnung derer, die fie haben, und wenn wir 
diefelbe Auszeichnung „wie dem Reichstage allen den Provinzial» und 
CommunalsLandtagen (denn e3 find Landtage im Allgemeinen gefagt) ge- 
währen wollen, fo werden wir auf diefem Wege mit der deit dabin 
fommen, daß wir fie auch jeder Wahlverfammlung, jeder Volksverſamm⸗ 
lung, jedem Berein geben müffen. 
enn alle diefelben Gründe, die bier dafür ſprechen, Ipreipen auch 
dort dafür. Wenn e8 nicht wahr ift, daß fie in gleihem Maße dafür 
ſprechen, jo kommen wir auf das Thema der Bürgfchaften, welche die 
eine Berfammlung vor der andern gewährt. Dieſe Bürgichaft gegen Miß⸗ 
brauch kann eine Berfammlung geben durch Acte der Geſetzgebung, welche 
ihre ein Strafrecht beilegen, ein Ausſchließungs⸗Recht. Sie kann He geben 
dureh die Natur ihrer Zufammenfegung, wie ich fie bier finde und wie ich 
offe, fie auf die Dauer auch in einer fo großen Verſammlung, wie der 
reußifche Landtag ift, immer zu finden, und wenn ich fie auch in früheren 
Zeiten dort nicht immer gefunden habe, jo ift dies eins der Uebel, die ich 
mit in den Kauf nehme. In diefer Allgemeinheit die Sache anzunehmen, 
daß fie zwangsweiſe den jämmtlichen Bundesflaaten octroyirt würde, dazu 
fann ich mein eigenes Votum im Bundesrathe nicht zufagen, dazu kann 
ih die Berwerthung meines Einflufje® im Bundesrathe auch nicht zufagen. 
Denn daß die Eompetenz (man mag darüber der einen oder der andern 
Anficht fein) zweifelhaft iſt, glaube ich, geht aus der heutigen Discuffion 
ur üge —8* daß ſie von mehr als einer Regierung, ja von der 
ehrzahl der Regierungen, auch außerhalb Preußens, die dabei intereſſirt 
ſind, für zweifelhaft gehalten wird, davon habe ich mich im Bundesrathe 
überzeugen können, und für fo wichtig halte ich die Frage, ob dieſer Preu⸗ 
Bifche Staat ein Jahr früher oder fpäter aus der Welt gefchafft wird — 
für fo wichtig Halte ich diefe Frage nicht, dag wir deshalb ſchon kaum 
ein Jahr nad Herftellung und Promulgirung der Berfaflung die lettere 
auf die Probe ftellen follten, mit Entſcheidung von Competenzfragen gegen 
ſtarke Diinoritäten und mit geringen Majoritäten. Das Entgegentoms 
men, was ih für den Antrag, für die Tendenz des Antrages 
bier zufagen fann, beſchränkt fi darauf, das ih mich inner- 
balb der Breußifden Sphäre bemühen will, ſelbſt im Wider- 
ſpruch mit Allem, was ich in früheren Zeiten gegen den Un» 
trag gejagt habe, die Dinge zu dem Punkte zu bringen, daß 
die Wünfche der Herren Antragfteller in Preußen zu ihrer 
Befriedigung gelangen. Aber auf dem Bundesgebiet es zu einem 
allgemeinen Gelege zu machen, für vielleicht gegen 100 anonyme Körper- 
i&aften, die, zum Theil wenigftens, in ihrer Zufammenfegung gewiß gar 
keine Bitrgfchaften für die Art des Gebrauchs diefes Rechts geben, dazu 
tann ich wirklich nicht rathen; und wollte ich, bloß um augenblidlich eine 
Blume der Popularität zu pflliden, gegen daß, was ich nach meiner Lieber- 
Fürt Hanare. 49 
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zeugung für bernänftig, halte ‚ handeln — ich würbe, glaube ich, dadurch 
mit der Zeit in der Achtung auch Derjenigen finken, bei denen ich für 
den Ungenblid Popularität gewonnen hätte. 


Der Laskerſche Antrag wurde vom Reichdtage mit 
großer Mehrheit angenommen, demmädft aber im Bundes⸗ 
rathe abgelehnt. 


Der Einfluf der Regierung bei den Wahlen. 
16. April. Aeußerung ded Grafen von Bidmard (bei &e 
legenheit einer Wahlprüfung). 


Ich erlaube mir bei dieſer Gelegenheit im Intereſſe der verbündeten 
Regierungen wenige Worte zu fagen und für die Regierungen das 
Neht in Anſpruch zu nehmen, daß fie durch jedes Mittel und 
jede8 Organ fund thun, wen fie jelbft gewählt zu (eben mwün- 
ſchen. Es liegt das in der —— ber Regierungen, die ebenſogut 
ihre Berechtigungen haben, wie die Parteien und die den Regi 
entgegengeſetzten Parteien. Ein Weiteres iſt hier nicht geſchehen. Se 

laube, darauf, zu wiflen, melde Männer die Regierungen gemählt zu 
—* wünſchen, ben die Wähler ein Recht, eben fo wie die Regie 
rungen da8 Recht haben, das fund zu geben. 

Die Wähler haben ein Recht, weil ſehr viele Wähler 
bie Abſicht Haben, für die Regierungim Prinzip zu flimmen, an» 
dere die Abficht haben, gegen die Regierung zu ftimmen. Damit 
fie das können, müſſen jie vor Allem in unzmweideutiger Weile 
darüber aufgellärt fein, wen fie zu vermeiden und für wen 
fie zu ffimmen haben. Es könnte ja, wenn der Regierung darüber 
Stillſchweigen auferlegt werben foll, die ganze Sache auf den Aufal der 
Lotterie geheilt werden, wenn die Regierung das tiefite unparteiiſchſte 
Schweigen beobachtete. Es könnte dann, und der Fall wäre für die Fe: 
gierung ſehr peinlich, Jemand aus Berfehen für die Regierung ftunmen, 
der das gar nicht gewollt hätte, wenn diefe fich nicht ungweidentig ausſpricht. 

Ih ergreife nur dad Wort, um dieſes Recht der Regierung im 
Prinzip zu conftatiren, einer jeden einzelnen und der gefammten Bundes- 
regierungen; fie haben das Recht zu einem freien Glaubensbelenntniß in 
Bezug auf die Wahl und auf die Berfon, die fie gewählt zu fehen wär 
Shen, ebenſo gut wie jeder Privatmaın. Wozu fie nicht das Recht 
haben, das N irgend welche Beeinflufjung durch Drohungen, 
durh Inausſichtſtellung von Bortheilen oder Nachtheilen, 
wenn fo oder jo geſtimmt wird. Iſt das nun bier im vorliegenden 
Ball irgend wie gefdehen? Es ift nicht einmal behauptet worden. Sogar 
die Öegner des gewählten Sandidaten geben zu, daß eine Drohung ın 
feiner Weife vorgelommen if. Es wird angegeben, die Belehrung, die 
ber Bahllommifter an die Wahlvorflände über feine Wünfche hat 
langen laſſen, enthielte eine Beeinfluffung. Wenn nun unter diefen Wahl⸗ 
porftänden wirklich einer geweſen wäre, der fi) vor dem Landrath jo ge⸗ 
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fürdtet hätte, daß er ihm Alles hätte zu Liebe thun mögen gegen feine 
politiiche Meberzeugung, wie follte er es anfangen, diejer Furcht zu des 
borhen? Welches ift die Handlung, die Unterlafiung, die er begehen, 
die er erzwingen lönnte, um irgend Gemand von feiner Ueberzeugung ab» 
wendig zu machen, um irgend einen unerlaubten Einfluß zu üben? 

bat nichts zu thun, als die verfchloffenen Zettel entgegenzunehmen und 
fie zu Öffnen. Bei der öffentlichen Abflimmung zu Protokoll 
ıft das etwas Anderes, da kann das Anfehen der Perjon einen er- 
beblihen Einfluß üben und da babe ich de nichts dagegen einzuwenden, 
wenn Sie da flrupulds find und jeden Einfluß befämpfen, den Sie nicht 
ihrerfeitö auch ins Gefecht zu führen im Stande wären, objchon, wenn 
man in gegenfeitige Anklagen und Kleinliche Recriminationen eingehen will, 
man dod auf fehr einflußreiche Privatleute ftößt, mo die auffällige Er- 
Iheinung ſich darbietet, daß oft von Tauſenden von Arbeitern nicht ein 
einziger fich findet, der eine andere politifche Ueberzeugung hätte, als fein 
Her, ein Fall, der meines Erachtens viel auffälliger ıft und viel bes 
weiſender für die Wahlbeeinfluffung, daß unter 6000 Yabrifarbeitern 
keine Meinungsverfchiedenheit in der Bolitif ift, wie eine ſolche Ermah⸗ 
nung. Aber bier, wo wir jeßt die geheime Abftimmung mit gejchlofienen 
Stimmzetteln haben, da, glaube ich, Haben wir auch das Recht zu er- 
warten, daß man, etwas freifinniger und etwas weniger mälelnd in dieje 
Heinliche Kritik Hineinfteigend, nicht von dieſer Tribüne wieder reproduzirt : 
ein Landrath hat privatim zu dem Bürgermeifter gejagt: „ES ift Ihre 
Pflicht, für gute Wahlen zu forgen.” Ja das iſt unzweifelhaft feine 
Pflicht, es fragt ſich num, welche find die guten? Ä 

Es ift nebenher konftatirt worden, daß dieß auf den betreffenden 
Dürgermeifter gar feinen Einfluß gehabt hat, fondern derfelbe ganz einfach, 
weil er unabhängig dem Landrath gegemüberfteht, es abgelehnt hat, für 
ſolche Wahlen zu wirken, die der Landrath „gute“ nennt. 

Ich glaube, damit ift der Beweis jo Mar wie möglich geliefert, daß 
bier die ftrengfte Tinte, auf deren Einhaltung Sie Gewicht legen können, 
tefpeftirt worden tft und daß Sie wirklich das Wahlrecht und das freie 
Bewegungsrecht der Regierung beeinträchtigen, wenn Sie hier bei ge- 
beimen Bahlen aus den hier vorgebrachten Gründen eine ſolche Wahl 
für ungültig erklären, 


Das Bundesfchuldengejek uud die Marine, 


' I. 
Notiz der Provinzial» Eorresponben;. 


„Rad der Bunbesverfafiung ift der Bunbeslanzler fiir die gefammte Ver⸗ 
waltung verantwortlich; bie übrigen Beamten, welche lebiglich Die Anorbnungen 
der Bundesregierung auszuführen haben, finb felbfiverflänblich ihrerfeits bem 
Bundeskanzler verantwortlich, welcher allein für bie orbnungsmäßige Ausführung 
der Bundesgeſetze dem Reichstag gegenüber einzuftehen bat. 

Dur das Geſetz Über pas Schuldenweſen des Bundes ſoll nın eine 
bejondere Behörde unter dem Namen „Bundes-Schuldenverwaltung“ ein- 
geiett werben. Diefelbe fol, wie alle anderen Behörden, unter ber oberen Leitung 
bes Bunbeslanzlers, zugleich aber unter ber fortlaufenden Aufſicht einer Schulben- 

49* 
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Konmiſſion fteben, zu welcher brei Mitglieder bes Bundesrathes unb brei Mit⸗ 
—* dcZeicheiages unter dem Präſidenten der Rechnungsbehörde bes Bundes 
ren follen. 

8 Die Schulbenverwaltung follte für den Norbbeutihen Bund nach denſelben 
Grundfägen georbnet werben, nach welchen fie für Preußen unter allgemeinfter 
Anerkennung ſchon bisher beftanden bat. Kein anderes Boll bat mit größerem 
Bertrauen auf bie Reblichkeit und firenge Gewiſſenhaftigkeit ber Schuldenver⸗ 
waltung bfiden fünnen, al8 wir Preußen, und niemals ift behauptet worben, daß 
ein Grund zum Mißtrauen und zu neuen BVorfichtsmaßregelu in Betreff ber 
Schulbenverwaltung beftebe. 

Als jeboch jener Gejegentwurf im vorigen Jahre dem Reichstage berg 
war, wurde von liberaler Seite der Antrag geftellt, daß dem Reichstage bas Recht 
gewährt werbe, bei etwaigen Bebenlen gegen bie Bunbesichulben - Verwaltung, 
mit mgehung bes Bundeskanzlers, ohne Weiteres bie einzelnen Beamten ber 
Schulbdenbebörbe zur —— vor den Gerichten zu ziehen. Es liegt auf der 
Hand, daß hierdurch die Stellung bes Bundeslanzlers feinen Beamten gegenüber 
bebeutend erjchüttert würde: bie einzelnen Beamten wärben bie Anordnungen ber 
vorgejegten VBehörben nicht mehr für verbindlich erachten, wenn fie felbft jeder 
Zeit für die wirklichen ober vermeintlichen Mängel der Verwaltung vom Reiht- 
tage zur Berantwortun gegogen werben Fönnten. 

Der Bundeskanzler Graf von Bismard erflärte daher ſchon im vorigen 
Jahre, daß das Geſetz in folder Geftalt unmöglich angenommen werben Finne. 

Das Geſetz kam demzufolge nicht zu Stande; bie Regierung behielt ſich vor, eine 

weitere Berftändigung barüber in der jetigen neuen Seſſion zu verſuchen. 

In der Thronrebe bei Eröffnung bes Reichsſtages erbat König Wilhelm ans 
brüdlich das Entgegenlonmen ber Verſanmlung für das Zuſtandekommen biefes 
Geſetzes, inbem die Regierung ihrerfeits den Wünfchen und Vorfchlägen bes Reihe: 
tages in allen anderen Punkten mit Ausnahme ber erwähnten Beſti nachgab. 

Die liberale Partei erneuerte jedoch ſchon in der Kommiſſion den früheren 
Borihlag und machte kein Hehl daraus, baf fie eben bie Gelegenheit beuntzen 
wolle, um für den Reichstag ein neues bisher in der Bundes⸗Verfafſung nick ent- 
baltene® Recht zu erringen. 

Die Kommiffton lehnte auf die dringenden Mahnungen des Bunbeslanziers 
den Vorſchlag ab: im Reichstage felbft wurbe derſelbe jedoch von Reuem einge- 
bracht und mit großer Lebhaftigleit vertheibigt. 

Der Zufagantrag bes Abg. Mi quol Tautete: 

„Erheben fich gegen die Dechargirung Anflänbe ober finden fich jenk 
Mängel in ber Berwaltung bes Bundesſchuldenweſens, fo können tie 
barau® hergeleiteten Anfprüche fowohl vom Reichsſtage als vom Bun- 
besrathe gegen bie nad 8.7 dieſes Geſetzes verantwortlichen Beamten 
verfolgt werben. 


I. 
21. April. Rede des Grafen v. Bismarck. 


[Der Verſuch, Verfafſungszugeſtändniſſe beiläufig zu er 
wingen; die Serfaffung und der Kreisrichter; der früher 
onflft und die Thaten der Regierung; dad Streben nah 

parlamentarifher Machterweiterung; Erjchütterung der kom 
gewonnenen Brundlage des nationalen Baues.] 


‚ Ein Redner (der Abg. Miquél) hat daran erinnert, daß er und fein 
politiihen Freunde wohl nachzugeben wüßten in ftreitigen Fragen. 
‚. Meine Herren! Wir — nicht blos meine politiichen Zreunde und 
ih, fondern auch die vereinigten Regierungen — haben reichlich den De 
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weis geliefert, daß fie auch verftehen nadızugeben zur rechten Beit, 
ohne die Furcht, die ih für eine der Nationalkrankheiten 
deutfher Politiker halte, die das Buftandelommen mancher nüßs- 
lichen Berftändigung .erfchwert. | 

Der Redner bat ſich aber vorbehalten, da, wo es fih um den Aus⸗ 
bau der vereinbarten Berfaflung handle, ohne Rüchſicht auf den Eindrud, 
ben e8 den verbündeten Regierungen mache, die Anträge zu ftellen, die 
ihm politifch nüglich erfcheinen. Dieſes Hecht wird ihm auch gewiß von 
feiner Seite beftritten werden, jo lange er es in der Weiſe betreibt, bie 
er draſtiſch bezeichnet, „den Ochfen ber den Höruern zu faflen,“ d. h. die 
Frage ehrlich und ohne Beimifchung anderer Fragen zu ftellen. Ich muß 
das Recht aber beftreiten, fobald es fo geitbt werden fol, daß andere 
nothwendige Maßregeln für den Ausbau der Berfaflung — man kann 
vielleicht jagen: Lebensbedingungen des Bundes — dadurch in Frage ges 
Rellt werden, wenn der Wille der Antragfteller nicht erfüllt wird. Die 
dorderung an Bewilligungen ganz fremdartiger Natur zu 
Inüpfen, dazu halte ich Feine Bartei. der es mit dem Wohle 
de8 Sanzen Ernft ift, für berechtigt. 

Was thun die Herren nun in diejer Frage? Ich will die Frage prals 
tiich beleuchten. Die Bundesverfafjung giebt dem Bunde das Recht, An⸗ 
leihen zu machen; eine ſolche Anleihe zu einem für nütlich ertannten Zwecke, 
dem der weiteren Ausbildung der Marine, wird im vorigen Sabre eneh⸗ 
migt, es wird am Schluſſe des Geſetzes der Bundeskanzler eauftragt, 
dieſes Gejeg auszuführen, mit diefer Ausführung befindet er fih noch im 
Ruditand, er ift dem ihm gefeglich zugegangenen Befehle noch nicht nach⸗ 
gelommen. 

Nun flellen Sie einen Antrag, der praftifch die Folge hat, 
ſowohl den Berfafjungs-Paragraphen wegen des Anleihe: 
rechtes als auch die gejeglich bemilligte Marine-Anleibe hin- 
fällig zu maden, fall Ihnen nicht die Regierung ein Vers 
faſſungs-Zugeſtändniß madt, falls fie Ihrem Streben nad 
Machtermweiterung, wie e8 in der Kommiſſion jehr begeichnend 
genannt worden iſt, niht Rechnung trägt. Hier ift ein Einbruch 
m das verfaflungsmäßige Hecht und die Machtbefuguiß der Regierungen, 
gegen den wir kämpfen. 

Wie fuchen Sie nun Ihren Willen durchzufegen? Indem Sie nad 
Ihrer Auffafjung, daß dies Gejeg unbedingt nothwendig ift, wenn der 
Bund nicht kreditlos werden fol, auf das Ausland und feine Macht in 
möglichen Berwidlungen hinweiſen und damit drohen, das Land wehrlos 
zu mahen, — theilweife wehrlos, der Wehrkraft des Tandes 
nit diejenige Entwidelung zu geben, welde als die richtige 
und angemejjene vorausgejehen war, wenn die Regierung 
Ihnen niht ein Zugeſtändniß mahen wolle; wir follen von 
Ihnen duch eine Konzefjion, die wir Ihnen zur Erweiterung der parlas 
mentariichen Macht machen, dad Recht, das Land zu vertheidigen, er- 
faufen. So, meine Herren, fteht die Frage. Um einer Zumuthung, die 
unter folden Formen geftellt wird, ſich grundfäglich zu widerfegen, halte 
ih für die erſte Pflicht einer jeden Regierung, die auf die Dauer der 
Zuftände, die bier gejchaffen find, rechnen will. 

Wer bürgt uns dafür, daß Sie nicht das nächte Dial, wenn das 
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Kriegsbudget abgelaufen ift, fagen: feine Armee oder Diäten — und auf 
diefe Weife, ich weiß nicht, was ſonſt noch von uns erzwingen, — bie 
Berechtigung dazu würde gerade ebenſo ftarl und gerade fo mad fein, 
wie bier bei diefem Verſuche zur Machterweiterung. Man pet ſich den 
Anfchein gegeben, als handele e8 fi) um die Berantwortlichleit im Al: 
gemeinen, wovon gar nicht die Rede ifl. 

Ich Könnte viel eher zugeftehen, daß der Bundeskanzler ſelbſt und 
die Deinifter nicht blo8 vor dem Neichötage, fondern auch vor Gericht ver 
antwortlich gemacht würden, als daß, wie bier beantragt ift, die Disziplin 
der Beamten und ihr Zuſammenhang mit der Regierung dadurch gefodert 
werde, daß die unter dem Minifterium ftehenden Beamten direlt und ım- 
abhängig nerantwortlih fein ſollen. Damit kann eine geordnete 
Berwaltung nicht beftehben. Ich würde es eher annehmen Fünnen, 
daß der Bundeskanzler unter den SKreißrichter oder Stabdtrichter geftellt 
wird, aber ich würde e8 dann doch für zwedimäßig halten, den Stadtrichter 
lieber glei zum Diinifter zu machen, er weiß e8 ja (nach Ihrer Mei- 
mmg) allein genau, wie die Berfaflung ausgelegt werden muß, und wenn 
der Bundeslanzler das vor dem Urtbeil wiffen will, fo muß er dieſen 
Kreisrichter gewiffermaßen als konftitutionellen Hausarzt heranzieben, den 
er jeberzeit zu befragen bat, wie würde diefer oder jener Fall zu beurtheilen 
fein. an bat fich bier darauf berufen, daß das Minifterium im Jahre 
1866 Darlehnstafienfcheine ohne Genehmigung des Landtags auägegeben 

e Das Minifterium bat, Ir ibm von der Raudesvertretung er» 

rt worden war: diefem Minifterium feinen Grofchen, auch wenn der 
Feind vor den Thoren flände, zu bemwilligen, — da hat das Miniflerume 
zu der nothwendigen Yandesvertheidigung das Geld gefchafft, und zwar, 
wie ich nachher beweifen werde, auf —— conſtitutionellem, auf einem 
in jeder Verfaſſung vorkommenden Wege. 

Was wäre geſchehen, wenn damals der Stadtrichter hinter und ge 
fefien bätte und wir aus Furcht vor ihm vielleicht fein Geld angeſchafft 
hätten, wenn wir es hätten darauf anfommen lafien, welche Ereiguifie 
über uns bereinbrädhen, wenn wir fein Geld gefchafft Hätten; wenn, mie 
e8 die Meinung im Yinanzminifterium eine Zeit lang war, in acht oder 
in vierzehn Tagen, oder ich weiß nicht in wie langer Zeit, da8 Geld, um 
die Bataillone: — bien, in den Kaſſen nicht vorhanden war; wenn 
wir die Hände in halb gewafchen hätten, wenn wir e8 an den Sreid- 
richter verwiejen hätten und die Dinge ruhig abwarteten, bis unfere Gegner 
jo lange geruſtet hätten, daß wir ihnen nicht mehr gewachſen waren, daun 
fländen wir — allerdings im engften Anjchlufie an die öffentliche Mer 
nung von 1862 bi8 1866 —, heute unter den Befehlen des Frank— 
furter Bundestages vielleicht gemindert um Theile des Preu- 
ßiſchen Staates. Das wäre die muthmaßliche Folge geweien, wenn 
damals die Regierung nicht Geld angefchafft hätte. Sie hätte damit ein⸗ 
fach einen Alt des Hochverrathes begangen aus Furcht vor dem Kreis⸗ 
richter; fie Bat aber den Muth gehabt, das Geld anzufchaffen, und id 
follte denten, anftatt und anzuflagen und unſere Handlungen 
uns als Beweife der Nothwendigkeit richterlicher Oberaufſicht 
voraubalten, follten Sie uns danken. ch weiß micht, ob jeder 
ber Herren mit feiner juriftifchen Auffaffung denfelben gehabt hätte, 
den Staat gegenüber dem Sreißrichter zu retten: wir haben es gethan, 
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und glauben kleinen Tadel, fondern den Dank des Baterlandes 
dafür zu verdienen. 

Aber was haben wir fpäter getban? Wir haben für die Geld⸗ 
ausgabe Indemnität verlangt und erhalten, und id) glaube, daß 
das in jedem conftitutionellen StaatSwefen vorfommen kann und auch jest 
nicht ausgeſchloſſen if. Nehmen Sie an, Ihre rechtlichen Borausfegungen 
wären richtig, ih will da8 nicht weiter unterfuchen, um nicht Del ıns 
Fener zu gießen, — aljo angenommen, Sie machen den Bund rechtlich 
kreditlos dadurch, daß dieſes Geſetz Fällt — wenn num die ſchwarzen Voraus⸗ 
jegungen der Kriegsbefürchtungen, die hier geäußert worden, gegründet 

wei das nicht, ich kann nicht darüber urtbeilen) — fo 
würde doch der Bund in der Nothwendigkeit fein, fich Geld zu verichaffen. 
Wenn er es fich nicht verfchafft, fo wird der preußiiche Stantefädkel 
vorausfichtlich dafür einftehen follen; ob da8 den Preußen bier lieb ift, 
weiß ich nicht, aber auch nicht, ob in den anderen Bundesländern ohne 
Unterlage eines Reichstags » Befchluffes eine Anleihe zu beichaffen wäre; 
angefchafft aber muß es werden, follte auch der Bundeskanzler e8 auf 
feine Berantwortung nehmen, in der Hoffnung auf künftige Indemnität. 
Denn aber die Fragen zu juriſtiſch aufgefaßt werden, wenn man für 
Handlungen der großen gotitit, wie fie ſchwierige europäifche Lagen noth- 
wendig machen, ausgeſetzt ift, ſich vor einem politijch nicht Durchgebildeten, 
der Tage nicht zugänglichen Richter zu rechtfertigen, jo wird man vielleicht 
vorfichtig; es ıft unmöglich, dem Richter nachher das volle Bewußtſein 
der Situation beizubringen, unter der man gehandelt bat; denn es gehört 
das Selbftdurchlebthaben einer jeden Minute von vielleicht mehreren Jahren 
dazu, die porangegangen find. 

Was würden bie gerren fagen, wenn von Seiten der 

Bundesregierung der Spieß umgedreht würde? Was würden 
Sie fagen, wenn wır erflärten, Sie befommen keine Flotte, wenn Sie 
dem Bundesratbe nicht diefe oder jene conftitutionellen Zugeſtändniſſe 
machen, Sie bekommen keine Zelegraphen, — wir verlangen eine Mäßi⸗ 
md, der Redefreiheit auf der Tribüne, die wir durch gegenfeitige Ver⸗ 
Han tigung bewilligt haben, Verlängerung des Militairbudget3 — und wir 
gingen in Anträgen mit Angriffen gegen ihre verfafjungsmäßigen Rechte 
und Freiheiten vor und fagten: feine Flotte, feine Telegraphen- Einrichtung, 
wenn Sie und das und das nicht bemwilligen. Im Kleinen würde e8 ein 
ähnliches Verhalten der Negierungen fein, wenn wir einer Kreisftadt etwa 
fagten: wir hatten vielleicht die Abficht, Euch ein Telegraphenamt berzu- 
legen, aber fo lange Euer Abgeordneter im Reichstage fo ftimmt, wie er 
ed thut, fchneidet er und dad Geld ab, und wir können e8 nicht. Sie 
würden das, mild ausgedrüdt, nicht hübſch finden, 

Meine Deren, ich halte es wirklich nicht für rathſam, und es über⸗ 
ſteigt meine Voraußfegung, daß wir und neun Monate, nachdem wir Die 
Berfafiung vertündigt haben, nicht mit dem Weiterbau derfelben beſchäf⸗ 
tigen, fondern mit einem hartnädigen Prinzipienlampfe auf den Mauern, 
die eben den Erdboden zu Üüberfchreiten anfangen. Ob diefer Maueranfang 
ed vertragen wird, a: wir diefen Machtkampf fchon jet auf ihm aus⸗ 
fümpfen, oder ob es nicht nüßlicher wäre, wenn Sie einiges Erftarten 
defielben abmwarteten, da8 wage ich bier nicht zu enticheiden, weil ich nicht 
in die Zukunft fehen kann, und weil ich durch die Erfahrung zu gewitzigt 





176 
1868. 


bin, um zu prophezeiben oder zu drohen. Aber eine gewiffe Sorge 
befhleiät mid, wenn ich jehe, wie Sie die Mübe und Krbeit, 
die ungewöhnlich glüdlihen Ereigniffe, die bewunderungs— 
würdigen Reiftungen tapferer Heere, die dazu gehörten, um 
uns auf den jegigen Standpunft zu bringen, jetzt ſchon nad 
neun Monaten vergeffen haben oder als altrömiiche Geſchichte be 
Aanbein, auf die e8 nicht mehr ankommt, und ſich allein beſchäftigen unt 
ahtermweiterung in dem Augenblide, wo Sie die Regierungen in 
Verlegenheit lauben, um ihnen ein Zugeſtändniß abzuringen. 
affen Sie erft die Brundfäulen der Gebäude fich befaden und fefl- 
liegen, ehe wir foldhe Bewegungen und Kämpfe auf ihnen vornehmen. 
Sie ftellen und nad Ihrer Rechtsauffaſſung zwifchen die traurige Wahl, 
feine Berbefierung der Flotte oder einen Konflikt Die Berantwortlichkeit 
muß ich denen zufchieben, die ir einem an fich nüglichen Geſetz ein Amen 
dement geftellt haben, welches lediglich auf politifche Machterweiterung be 
rechnet ift, die den Hegierungen im Augenblid, wo man fie in Berlegen- 
beit glaubt, abgedrungen werden fol. Ich kann nur wiederholen, was 
ih in der Kommiſſion gefagt babe, daß ich noch in der heutigen Sitzung 
im Namen des Präfidiums und der Regierungen die ganze Geſetzes⸗ 
vorlage zurüdziehen werde, wenn dad Amendement Annahme 


indet. 
fin Der Miquél'ſche Antrag wurde mit 131 gegen 114 
Stimmen angenommen. 
Zurückziehung des Geſetzentwurfs. 
Siſtirung der Marinearbeiten. 


Erledigung des Konflikts in Bezug auf die 
Marine. 
Notiz der „Provinzial⸗Correspondenz“ vom 17. Inni. 


„Die Gefahren, welche der nächſten Entwidelung unferer Marine broheten, 
find glücklich befeitigt: durch ein ernentes Ginverflänbniß ber Bun terung 
und des Reichstags ift die Möglichkeit gewonnen, bie Anleihe für bie Marine 
ohne weiteren Verzug aufzunehmen. 

Nahbem die Regierung durch Aeußerungen aus dem Reichstage bie Ueber⸗ 
zeugung gewonnen hatte, daß es ber bringendbe Wunfch ber weit überwi 
Mehrheit ber Ditglieber fei, bie augenblidlihen Schwierigkeiten, welche für bie 
Marine aus dem Scheitern des Geſetzes über das Bundesſchuldenweſen entflanben 
waren, bejeitigen zu belfen, bot ber Bundesrath bie Hanb zu einer VBerflänbigung 
in Betreff des unmittelbaren Bebürfniffes. Es kam darauf an, bie Aufnahme 
ber Anleihe, welche der Reichstag bereits im September v. I. für ber 
Marine genehmigt hatte, zu ermöglichen, ohne den Streit Über bie Art und Weiſe 
ber Verwaltung von Bunbesfhulben jetzt zur Entſcheidung zu bringen, Died 
fonnte nur geſchehen, indem man für jet barauf verzichtete, eine eigentliche 
Bunbesfchulden - Berwaltung einzujegen, mögegen für die georbnete Verwaltung 
ber jest aufzunehmenben Anleihe anderweitig Borjorge getroffen würde. 

Es bot fich hierzu die Aushülfe dar, unfere preußiiche Staatsjchulden - Ber- 
waltung, beren Thchtgfeit und Zuverläffigfeit allgemein in Ehren fleben, für 
diesmal und 6 auf eines andy mit Der Bermaltung ber Bundes - Anleihe zu 
etrauen. 
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Diefen ‚Weg hat bie Bundesregierung betreten, indem fie einen Geſetz⸗ 
Entwurf vorlegte, nach welchem bie in Frage ſtehende Marine» Anleihe bis auf 
Beiteres ber Hauptverwaltung ber Staatsſchulden Übertragen und von berfelben 
nah Maßgabe ber preußifchen Geſetze geführt werben fol. Nur foll bie obere 
teitung in Bezug auf die Berwaltung viefer Anleihe dem Bundeskanzler zuftehen. 
ange fol eine Bundesfchulden - Kommilfion eingefegt werben, beftebenb aus 
3 Mitgliedern bes Bundesraths, aus 3 Mitgliebern des Reichstags und aus bem 
Präfidenten ber einzujekenden Rechnungsbehörde des Norbbeutihen Bundes. Die 
Bunbesihulben- Kommilfion hat dem Bundesrathe und dem Reichstage gegenüber 
biefelben Verpflichtungen, wie bie preußiſche Staatsfchulden- Kommilfion bem 
preußiſchen Landtage gegenüber. 

Dieſer Antrag ber Bundes⸗Regierung bat in dem Reichstage bie erwartete 
günftige Aufnahme gefunden. 

Seitend ber national» liberalen Partei, an beren Borjchlägen das Geſetz 
über das Bundesſchuldenweſen gefcheitert war, wurde jett entjchieden erklärt, daß 
unter biefem Streite die Flotte nicht leiden dürfe: ba fich gezeigt babe, daß bie 
Flotte wirklich gefährbet jei, fo könne man nicht mit verichräntten Armen ab- 
warten, baß fie zu Grunde gebe. Das Volk felbft habe im Jahre 1866 befunbet, 
daß e8 nicht an ber Zeit fei, um Verfaffungsrechte zu lämpfen, wenn es fih um 
das Heil des PVaterlandes handele. Wenn nun jeßt bie Frage vorliege, ob man 
entweber bie Flotte in ihrer Entwidelung aufhalten, beinahe zum Stillſtand 
bringen, ober die bereits bewilligte Anleihe wirklich flüffig machen folle, jo könne 
man nicht zu Ungunften ber Flotte enticheiven. Seit bem Jahre 1866 beſtehe 
noch weit mehr als früher eine der bebeutenbftien Aufgaben, welche Preußen zu⸗ 
gefallen find, in ber Entwidelung ber Flotte und in dem Schuge ſowohl ber 
Küften wie auch bes Baterlanbes zu Meere. Seit bem Jahre 1866 habe fich 
unſere Hanbeldmarine vervierfacht, wir haben ſeit ber Zeit lange Küften und 
gute Häfen gewonneu, wir haben feitbem erft bie Gelegenheit erhalten, in Wahr⸗ 
heit unfere Flotte zu entwideln. Die jetigen Bewilligungen follten den Anfang 
bilden, um eine wirkliche und bebeutende Entwidelung ber Flotte herzuftellen. 

Seitens ber demokratiſchen Partei wurde dagegen bie Annahme der Vorlage 
als eine unzeitige Nachgiebigleit gegen bie Regierung getabelt und gleichzeitig ber 
große Aufwand für Kriegszwecke überhaupt angegriffen. 


Der General von Moltke antwortete hierauf mit furzen 
Worten etwa Folgende: 


Welcher verfländige Menſch jollte nicht wünjchen, daß bie großen Ausgaben, 
die in Europa für Kriegsfälle gemacht werben, lieber zu Friedenszwecken ver- 
wendet würben? Aber auf dem Wege bloßer Verhandlungen wird das fidherlich 
nie zu Stande kommen. Ich febe für jenen Zwed nur eine Möglichkeit, und das 
ft; daß im Herzen von Europa ſich eine Macht bilde, die, ohne felbft eine 
erobernde zu fein, fo ſtark ift, daß fie ihren Nachbarn den Krieg verbieten 
kaun. Eben beswegen glaube ich, baß, wenn Dies fegensreiche Werk je zu Stande 
Iommen fol, e8 von Deutfhland ausgeben wird, aber erfl dann, wenn Deutſch⸗ 
land ſtark genug fein wird, das heißt, wenn e8 geeinigt ifl. Unjere Nachbarn 
wiffen wohl — auch diejenigen, bie fo thun, als ob fie es nicht wüßten — daß 
wir fie nicht angreifen wollen. Aber fie follen auch wiſſen, daß wir uns nicht 
angreifen laſſen wollen und dazu brauchen wir eine Armee und eine Flotte, und 
ih vertraue auf ben Patriotismus dieſes hoben Haufes, daß es das von ben Re» 
gierungen bargebotene Geſetz annehmen wirb. 
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Die Vorlage der Regierung wurde (am 15. Juni) mit 
unerheblichen Veränderungen durch eine Mehrheit von 151 
gegen 41 Stimmen angenommen. 


Unmittelbar nad der Annahme ber Vorlage ergriff ber Präfibent bes 
Bundeslanzler- Amtes Delbrüd das Wort, um die erfreuliden Folgen biejes 
Beſchluſſes anzubeuten. Indem die Berwirklihung ber in Ansficht genommenen 
Anleihe nunmehr gefichert fei, Fönnen einerfeits im Haushalt für 1869 alle 
wünſchenswerthen Ausgaben für die Marine beftritten werben (ba es nicht mehr 
nöthig ſei, einen Theil ber bereits geleifteten aufßerorbentlichen Ausgaben aus ben 

ewöhnlicdden Mitteln, ftatt burch bie Anleihe zu beden) — anbererjeits Finnen 

e außerordentlichen Arbeiten für die Marine ſowohl, wie für bie Küftenvertbei- 
bigung, in bem vollen als nothwenbig erkannten Umfange fofort wieber in An- 
griff genommen werben. 


Schluß des Reichstages. 


Aus der Thronrede Sr. M. ded Könige. 


Ste ftehen am Schlufje einer Seffion, welche reih an Muhen, aber 
auch reich an Ergebniffen war. 

In bingebender Thätigleit haben Sie im Verein mit den verbün- 
deten Regierungen die Einrichtungen des Bundes ausgebaut und be 
feftigt und wichtige Reformen der gemeinjamen Geſetzgebung theild ein⸗ 
geleitet, theils zum Abſchluß gebradit. 

Die finanziellen ragen, welche einen hervorragenden Gegenftand 
Ihrer Berathungen bildeten, find in befriedigender Weife gelöft. Indem 
Sie die Verwa tung, der in der vorigen Seſſion fir die Entwidelung 
der Marine und die Vervollftändigung der Küftenvertheidigung befchloffenen 
Anleihe der bewährten Verwaltung der preußiihen Staatsfchulden an⸗ 
vertrauten, haben Sie die Fortbildung diefes Zweiges unjerer Wehrkraft 
gefichert, welchem ebenfo jehr Meine eingeheube Sorgfalt, als die Sam 
pathien der Nation zugewendet find. Die Berftändigung über die Ber 
waltung diefer Anleihe bat es geftattet, in dem von nen angenommenen 
Bundeshaushalts⸗Etat, ohne eine weſentliche Erhöhung der fortdauernden 
Ausgaben, für die Förderung der Aufgaben des Bundes in außreichendem 
Make Bürforge zu treffen. 

Die Einrihtungen, deren e8 bedarf, um über die Verwendung ber 
Einnahmen des Bundes die verfaflungsmäßige Rechnung zu legen, find 
vorläufig gearänet. — — 

Die Maß⸗ und Gewichts⸗Ordnung eröffnet die Ausficht auf die 
Herftellung eined einfachen und einheitlichen Syſtems fiir ganz Deutſchland 
und führt einer Einigung aller civilifirten Nationen auf dieſem Gebiete 
näher, Die Bildung des Deutſchen Volle bürgt dafür, daß bie von 
der Ausführung vieles Syſtems unzertrennliden Schwierigfeiten in nicht 
allzulanger Zeit zu überwinden fein werden. — — 

Und fo entlaffe ih Sie, geehrte Herren, mit Meinem umd Weiner 
Hohen Berbündeten Dante für die Mitwirkung, welche Sie ſowohl Un- 
ferem gemeinfamen Werke, als auch den roßen Intereſſen zugemwendet 
haben, zu deren Pflege Wir mit den Suddeutſchen Staaten verbunden 
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find. Ich entlaffe Sie mit der Zuverſicht, daß die Früchte Ihrer Ar⸗ 
beiten bei Uns und in ganz Deutjchland unter dem Segen des Friedens 


gedeihen werden! 


Erfies Bolparlament. 


2. März. Graf Bismard eröffnet den Bundesrath bed Zoll- 
vereind. 

9. März. Abſchluß des deutjhsöfterreihiihen Zoll» und 
Handelövertragß. 


27. April. Eröffnung ded Zollparlamentß. 
Thronrede Sr. Majeftät des Königs. 


Geehrte Herren vom Deutſchen Zollparlamente! 


Bierzig Jahre find verflofien ſeit der Begründung des Vereins, 
welcher heute in eine bedeutungsvolle Epoche feiner Entwidelung eintritt. 
Bon Heinen Anfängen De aber getragen von dem Bedürfnifie des 
Deutihen Bolles nad der Freiheit inneren Verkehrs, hat der Zollverein 
fih allmälih, durch die Macht des nationalen Gedankens, welchem er 
Ausdrud gab, über den größten Theil Deutſchlands ausgedehnt. Er hat 
zwifchen feinen Gliedern eine Gemeinſamkeit der Intereſſen gefchaffen, 
welche ihn fchwere Proben fiegreich bat beftehen Lafien und im Weltver- 

r nimmt er eine Stellung ein, auf welche jeder Deutſche mit Befrie⸗ 
digung blickt. 
ie ihm bei —* Gründung gegebenen Einrichtungen haben im 
Laufe ber Zeit durch die Sorgfalt der Bereins- Regierungen einen hoben 
Grad der Ausbildung erhalten. Sie vermochten jedoch auf die Dauer 
weder den Anforderungen au genügen, welche die rajche Entwidelung und 
die zunehmende Bielfeitigleit des Verkehrs an die Gefegebung ftellt, 
noch dem berechtigten Verlangen des Deutſchen Volles nad einer wirt: 
jamen Xheilnahme an diefer Geſetzgebung Im entiprechen. Die Berändes 
rungen, welche das mwirtbichaftliche und politifche Leben Deutſchlands er- 
fahren bat, erheifchten die Fortbildung der dem Zollverein bei feiner 
Gründung gegebenen Organe, und es ift die Frucht einer naturgemäßen 
Entwidelung, wenn heute Vertreter der ganzen Nation fich zur Berathung 
der gemeinfamen mwirtbichaftlichen Sntereffen Deutfchlands vereinigen. 

Diefe Berathung wird ſich auf faft alle Gebiete der nad dem Ber- 
trage vom 8. Juli v. 3. gemeinfchaftlichen Geſetzgebung erftreden und 
kann dabei die Ausdehnung des Vereins auf Mecklenburg und Lübeck als 
nahe bevorftehend ind Auge faſſen. Sie wird zunächſt die dauernde Res 
elung der Berfehrö« Beziehungen zu einem Nachbarlande zum Gegenftande 
Baben, welches durch Stammes» Bermandtichaft und bie mannigfaltigften 
materiellen Intereſſen eng mit Deutjchland verbunden if. Der mit Defters 
reich am 9. März d. J. abgefchloffene Handels» und Zollvertrag wird dem 
gegenfeitigen Verkehr umfaflende, jeit Jahren angeftrebte Erleichterungen 
gewähren und Anfnüpfungspunlte zu weiterer Fortbildung darbieten. Ein 
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Geſetz über Abänderung der Zollordnung foll durch Befeitigung der mit 
den Formen des Bertehrs nicht mehr berträglihen Formen des Zollver 
fahrens die Grundlage für eine allgemeine Reviſion der Zollgeſetzgebung 
feftftellen. Eine gleihmäßige VBefteuerung des Tabacks und eine durch⸗ 
reifende Abänderung des Zolltarifs find dazu beſtimmt, die Freiheit des 
Bertehrs im Innern des Bereind und mit dem Auslande zu fördern 
und den finanziellen Intereſſen der Bereinsftanten gerecht zu werden. 
Ein Handels- und Schifffahrtsvertrag mit Spanien ergänzt die Reihe 
der Verträge, durch welche der Zollverein im Laufe der legten Jahre bie 
Rechte der meiftbegünftigten Nation erworben und zugeflanden hat. 

Ich bin gewiß, daf Sie, geehrte Herren, an die Röfung diejer wid. 
tigen Fragen mit demſelben Geifte herantreten werben, weldyer die Re 
gierungen bejeelte, als fie fich über den Bertrag vereinigten, auf Grund 
deſſen —*— Berufung» erfolgt iſt, und welcher feither die Berathungen des 
Bundesrathes geleitet hat. 

Halten Ste da8 gemeinfame Deutfche Intereſſe feft im Auge, ver: 
mitteln Ste von diefem Geſichtspunkte aus bie —— umd 
ein Erfolg, der Ihnen den Dank der Nation gewinnt, wird Ihre An- 
firengungen frönen. 

Die freundfchaftliden Beziehungen, welde die Deutſchen 
Negierungen mit allen auswärtigen Mädten unterhalten, 
berehtägen u dem Bertrauen, daß der Entwidelung natio— 
naler Wohlfahrt, deren Pflege heute die Bertreter der Dent- 
[hen Stämme vereinigt, die Segnungen bes Friedens ge: 
ar bleiben, zu deren Beifhügung die Deutfhen Staaten 
fi untereinander verbündet haben, und mit Gottes Beijtand 
jederzeit auf die geeinte Kraft des Deutihen Bolfes werden 
zählen fönnen. 


Erfte Ausſprache zwifhen Nord und Süd be 
der Erörterung über den Erlaß einer Adreſſe: 


Abg. von Bennigfjen (für eine Adrefie): 


Die Norbbeutichen ſelbſt Fönnen einen fofortigen Anſchluß Sübpeutichlanbe 
ar nicht wollen, denn diejenigen Einrichtungen, die in Rorbbeutichland geſchafſen, 
And noch keineswegs fo zum Abſchluß gebracht, daß man bie Zuftänbe als fertige 
betrachten könnte. Es bleiben uns für bie nächſte Zukunft noch jo bebentembe 
Aufgaben zu löſen, daß e8 nicht wünſchenswerth erſcheint, bie Schwierigkeiten 
dadurch zu fleigern, daß eine erhebliche Zahl wiberflrebenber Elemente in ben 
Rorbdeutihen Bund aufgenommen würde. Die Adrefie bat nichts weiter ale 
eine ſchrittweiſe, allmälige Fortentwidelung im Auge. Zwei Feinde haben wir zu 
beläimpfen; es gilt auf der einen Seite im Norben ben Gebanlen nie 
daß man bem Süben Gewalt anthun, ihn wider feinen Willen zum 
an ben Nordbund bringen müſſe, und andererfeits Har zu ftellen, ba man bas 
Sejammtvaterland ins Verderben ftürzen würbe, wenn man verſuchen wollte, bie 
©rundlagen, bie das Jahr 1866 geichaffen hat, wieber in Frage zu fiellen. Hoffen 
wir, baß das Jahr 1866 uns dauernd inneren Frieden und Eintracht gebracht, 
daß es das lee Mal geweien, wo Deutſche Deutihen mit ben Waffen im ber 
Hand gegenüber geftanden haben. Dieſem Gefühle wollen wir Ausdrud geben; 
laſſen Sie unjere Berathungen von bemfelben beſeelt fein, laffen Sie es uns 
als unſere Pflicht betrachten, alles Feindſelige zu vermeiden, und ba* 
gegen Alles hervorzuheben, was uns einigt. 
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Ag. von Thüningen (gegen eine Abreffe): 

Ich werde offen und wahr fein: ich kann nicht verhehlen, baß die Mehr⸗ 
beit des fülbbeutichen Volles, die eigentliche Vollsmaſſe, offenbar einer näheren 
Berbindung mit Preußen abhold if. Es herrſcht dort ein gewiffes Mißtrauen, 
eine gewifle Furcht, daß durch eimen zu engen Anſchluß unferer Selbſtſtändigkeit 
Nachtheil erwachſen Fünne. Wenn Ste dies Gefühl auch nicht für gerechtfertigt er- 
achten, fo werben Sie e8 doch wohl erflärlich finden, wenn Sie beventen, baf 
die ſüddeutſchen Vollsſtämme von jeher eine große Anhbänglichleit au ihre Ein- 
richtungen und Herrſcherhäuſer hegen; wenn Sie ferner bevenken, daß bie Maſſe 
des Bolles bei uns nur Gefühlspolitif treibt, unb eine Abneigung dahin gebt, 
von mo ihr Gefühl verlett wird; und daß bies burch bie prenbif en Siege ge- 
heben ift, werben Sie leicht erlennen. — Anders ift unfere Stellung, bie der 
Abgeorbneten. Wir treiben keine Politit des Gefühls, fonbern bes Verſtandes. 
BWir lafjen uns nicht Durch augenblickliche Verſtimmung, anch nicht von ber Volks⸗ 
ſtinmung leiten. Wir fühlen aud, daß jeder Schlag, der Preußen 
son auswärts verjegt wird, fühlbar ift für ganz Deutſchland und 
befonders für Süddeutfhland. Wir fteben feft auf bem Boden der 

efhlojfenen Berträge, vor allen Dingen auf dem Shugß- unb 

rugbündniffe, und Sie können überzeugt fein, daß, wenn bie 
Unverleglihleit Deutfhlands von irgend welder Seite in Frage 
geftellt wird, wir an Ihrer Seite ſtehen, an Ihrer Seite kämpfen, 
an Ihrer Seite biuten werben. Das Nationalgefühl und das Gefühl ber 
Aufammengebörigleit ift bei uns ebenfo lebhaft, wie anderswo. Wenn wir une 
aber auf den Boden ber Berträge ftellen, fo hoffen wir, daß dies auch von an- 
berer Seite geichieht. Der Zollvertrag beichräntt fih nun auf eine beflimmte 
Grenze; barüber hinaus kann er nicht ausgebehnt werben, ohne neue Berträge 
zwifchen ben betheiligten Regierungen unter Zuſtimmung ber Bolfövertretungen. 
Durch die Adreffe wirb uns zugemutbet, über biefe Grenze binauszugehen. Man 
fagt nun zwar: das find ja nur Wünfche, melde die Adreffe ausprüdt, Teine 
Thaten. Ich bitte aber doch zu bedenken, daß ein Wunſch, bier ausgeſprochen, 
eine That ift durch gen Europa. Wir find gern bereit, auf dem Wege des Ber- 
trages eine gen inigung berbeizufübren; wir fühlen dies Bebürfniß vielleicht 
flärler wie Sie, wir wollen aber bie Einigung nur auf geſetzlichem, auf dem Wege 
bes Bertrags. 

Der zweite Grund für Ablehnung ber Adreſſe ift der der Zwedmäßigfeit. 
Benn Sie wünjchen, auf den Wege der Verträge zu einer weiteren Einigung zu 
kommen, fo flören Sie bies nicht durch Beichlüffe, die von uns mit Mißtrauen 
betrachtet werben. Wir finb hierher gekommen mit ber feften Abficht, ehrlich und 
freudig mit Ihnen an dem Ausbau der Verhältniffe zu arbeiten, für bie unfere 
Wahl uns Vollmacht giebt. Es ift ferner unfere Abficht, freundichaftliche Bezie- 
hungen mit Rorbbeutichland berzuftellen; wir wollen gern bie Bruderhanb nehmen; 
fören Sie aber nicht das Wachsthum der zarten Pflanze der Freundſchaft. Glauben 
Ste, daß uns eben jo ſehr Eintracht, Einigung und die fortichreitende Berbinbung 
zwiſchen Norb- und Sübbeutichland am Seren liegt, ale Ihnen jelbft. 


Dad Zollparlament nahm von dem Erlaß einer Adreſſe 
Abftand. 


11. Mai. Genehmigung des deutjh=öfterreihifchen Ver— 
trag8 mit 246 gegen 17 Stimmen. 
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Zur Stellung und Kompetenz des Zollparla- 
ments. 
Erklärungen des Grafen v. Bismarck. 


J. 

(Gegenüber dem heſſiſchen Bevollmächtigten Geheimen Legationsrath Hof⸗ 
mann, welcher die Competenz des —— —— zur Beſchlußfaffung 
über den Bambergerſchen Antrag, betreffend das Zuſammentreffen ber 
herabgeſetzten Weinzölle mit dem beſtehenden Syſtem ber indirecten 
Steuern in Heſſen, beſtritten hatte.) 


Ich bin natürlich ebenſo wenig wie mein Großherzoglich hefſſiſcher 
Herr Kollege in der Lage, mich in dieſem Augenblicke darüber im Namen 
des Bundesraths ausſprechen zu können, ob derſelbe oder feine Majorität 
glauben wird, die Kompetenz zur Beurtheilung des mir joeben erft befannt 
geimorbenen Antrages zu befigen. Nachdem aber von einem Mitgliede des 

undesrathes dieſe Kompetenz angezweifelt worden ift, ift e8 mir ein 
Bedürfniß, zu fonftatiren, daß dies eben die perfönliche Anſicht dieſes 
einzelnen Mitgliedes ift, dag wir nicht im Stande find, eine Anſicht im 
Namen des Bundesraths über dieſe Frage a äußern, und daß mein 
Eindrud prima facie der entgegengefeßte von dem meines Großherzoglich 
beffifchen Herrn Kollegen ift, indem ich mir fehr wohl denfen kann, def 
der Bundesrath, wenn er glaubt, daß durch die Modalität ˖ der Beſtene⸗ 
rung im Einzelnen diejenige Berlehrsfreiheit im Inlande bejchränft oder 
gefähe ift, welche die Inftitution des Zollvereind verbürgen, Daß er ald- 
ann kompetent fein könnte, die Remedur eintreten zu laſſen. 


II. 
Gegenüber bem Abgeordneten Probſt aus Stuttgart. 


Meine Herren! Sie Alle, au Sie aus Sübdeutfchland, werden mir 
das Zeugniß geben, daß ich, als Vertreter meiner Regierung, ebenfo wie 
meine Kollegen vom Norddeutihen Bunde auf das Sorgfältigfte Alles 
vermieden habe, was und der Bermüthung ausfegen könnte, ald wollten 
wir auf die füddeutichen Herren irgend eine Preffion, auch nur die leifefte 
Ueberredung ausüben, damit fie fi) dazu hergeben möchten, die Competenz 
des Zollparlament8 zu erweitern. 

Der Herr Vorredner bat uns gejagt, feine engeren Landsleute feien 
einig in dem Beſtreben, ſich jeder Ermeiterung der Competenz des Zoll» 
parlamentS zu widerfegen. Es ift von diefer Seite her (aut die Pläge 
der Vertreter der zollverbündeten Regierungen deutend) gewiß nichts ge 
heben, wa8 den Herrn Vorredner und feine Gefinnungsgenofien in diefem 

eitreben irgendwie hätte irre machen oder hindern können. Führen St 
ihr Programm durch, fo lange es ihr freier Wille ift; Sie werden von 
und weder mit einer Ueberredung, noch mit einer Bitte, noch auch nur 
mit einem Wunſche aufgefordert werden, Ihr Programın aufzugeben. Et 
hängt da8 Aufgeben deſſelben lediglich von Ihrem freien Wulen ab; ih 
eziehe mich ungern in diefer Berfammlung auf ein Altenftüd, welches im 
ren Geſchäftskreis nicht hingehört; aber um ein für alle Mal das 
Programm der Politit des Norddeutſchen Bundes in diefer Begiehung k 
fennzeichnen, erinnere ih Sie an eine längſt publizirte Eirculardepel 
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des Kanzlers des Norddeutſchen Bundes vom 7. September v.Y%. Wenn 
Sie diefelbe mit Aufmerkſamkeit Iefen, fo werden Sie fi) überzeugen, daß 
da8 Programm der Politit des Norddeutfchen Bundes, an welchem der⸗ 
felbe no beute fefthält, die Selbfiftändigleit Süddeutſchlands in feiner 
Weiſe gefährdet, und felbft, wenn Sie den Wunſch ausfprächen, diefe Ihre 
Selbfiftändigkeit aufzugeben — Sie nennen es fo, ih nit — ſich dem 
Norddeutſchen Bunde zu nähern, will id) Lieber fagen: jo müßten Sie 
diefen Wunſch ſchon fo motiviren, daß er auf beiden Seiten biefelbe 
günftige ſieertheilung fände. Sie halten uns für viel empreſſirter, als 
wir es find. 

cu Ich Habe das Wort ergriffen, um Sie vollftändig darüber zu bes 

igen. 

So lange als Sie nicht in freier Entſchließung erkennen, 
daß Ihrer Selbftftändigkeit im höchſten und meiteten Sinne 
am beſten damit gedient ift, und jo lange nicht aus dem Grunde 
Ihres allgemeinen Nationalgefühls diejenige Majorität der 
Süddeutſchen, die überhaupt ftaatlidhe Sinriötungen will, er⸗ 
Hört, e8 fei ihr Wille, fi dem Norddeutfhen Bunde anzu» 
ſchließen, — jo lange deliberiren Sie in Ruhe über die Gegen— 
Hände des Zollvereind. Aber wenn ich mid fo gegen daß Beftreben 
jeder Sompetenzerweiterung verwahre, fo muß ich auch jedem DBeftreben, 
die vertraggmäßige Competenz des Zollvereind zu vermindern, entgegen- 
treten; ob ein ſolches Streben bier vorliegt, (afe ih noch unentfchteden; 
dem Herrn Vorredner aber und Allen, die dafjelbe Thema mit ihm behan- 
dein, gebe ich zu bedenken, daß ein Appell an die Furcht in dentſchen 
Herzen niemals ein Echo findet. 


Zur Zollreform. | 
Aud den Motiven ded Gefepentwurfd, die Neform ded 
Zolltarifs betreffend. 


„Der vorliegende Geſetz⸗ Entwurf wegen Abänderung bes Vereins- Zolltarifs 
bat die Abficht, den Verkehr und bie Gewerbſamkeit durch Aufhebung ber Eingangs⸗ 
Abgaben für Gegenſtände der großen Handels⸗ und Hülfsmittel der Fabrikation 
zu förbern, ben Beaug nothwendiger Lebensmittel zu erleichtern unb ben Zolltarif 
durch Befeitigung ver Zölle für nanziell und wirtbichaftlich unerhebliche Gegen⸗ 
Hände zu vereinfachen, Es leitete hierbei der Geſichtspunkt, daß e8 die Aufgabe 
der Steuerreform fei, die nicht zu entbehrenden Erträgnifie bes Zoll- und Steuer- 
Infems mit der möglichſt geringen Belaftung bes Verkehrs und Verbrauchs aufzn- 

ngen. 

Die Borlage wegen Erhöhung der auf dem Taback rubenden Steuern ift 
weientlich auf die Abfiht gegründet, die Mittel für bie Zarifreform zu gewinnen. 

Die Bereinfahung des Tarif durch Befeitigung derjenigen Zariffäge, an 
welche kein weientliches Interefje fich Inüpft, bilbet ben Gegenftanb ber von faft 
allen Organen bes Handelsftandes in ber letzten Zeit, theils in ben Iahresberichten, 
theils in zahlreichen Petitionen dringend geltend gemachten Wünfche und Anträge. 
Mag au bei benfelben der Zuſammenhang, in weldem einzelne Zarifpofitionen 
von an fih unerheblicher finanzieller Bedeutung mit anderen finanziell unentbehr- 
lichen Stenerfägen ftehen, mannigfach überjehen fein, und muß auch gegen ben be- 
antragten Wegfall einzelner Pofttionen eingewenbet werben, daß biejelben wegen 
ihres Zuſammenhanges mit inneren Steuern nicht wegfallen Fünıien, fo ift body ein 
großer Theil der Vorſchläge jedenfalls beachtenswerty. Theils im Intereſſe ber 
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Bolftändigkeit, theile in Folge des Wegfalls ber allgemeinen Eingangsabgabe, ent- 
hält der Bereinszolltarif manche Nummern und Unterabtheilungen, die ohne Schaben 
wegfallen Finnen, und ber Grundgedanke jener Borfchläge, ben Tarif zur Er- 
leichterung feines Berftänpniffee unb feiner Handhabung auf die Bofttionen zuräd- 
zuführen, welche nad ber gegenwärtigen Lage unſeres Zollſyſtems unentbehrlich 
find, enthält feine volle Rechtfertigung in fich. 

Eine folche Reform wird ſich nicht nur wirtbfchaftlich ale ſegensreich bewähren, 
indem fie das Gebiet aller Bertebrsfreiheit, voller Unbeſchränktheit in der Wahl der 
Gegenftänbe bes Verzehrs und ber Verarbeitung weſentlich erweitert, fie wirb audı 
für die finanziellen Intereffen auf die Dauer Vortheile herbeiführen. 

Abgeſehen von ber Erleichterung ber Zollaufficht und Zollerhebung durch bie 
Berminberung ber Zahl ber zur Zollabfertigung gelangenben unb im Verlehr zu 
überwacdhenden Gegenſtände unterliegt es feinem Zweifel, baß bie für viele Gegen- 
fände eintretenbe Steuerfreiheit des Verzehrs und ber Verarbeitung fürbernd auf 
den Berbraud auch der fleuerpflichtigen Artikel einwirken wird; denn ber gefammte 
Berbraud fteht in fih in einem fpflematifchen, urfächlich fich be nben Zu⸗ 
fammenbange, bergeftalt, daß ber erleichterte Berbraud bes einen Artilele ben 
vermehrten Verbrauch anderer zur natürlichen Kolge bat. 

Die größere Berftänblichleit und erleichterte Handhabung bes Tarife if 
endlich ein nicht zu unterfhäßender Vortheil für ben Verkehr, indem fie zeit- 
ranbenden Rüdfragen vorbeugt, bem Handel das Dazwilchentreten tarifverflänbiger 
Bermittler vielfach eripart unb dadurch bie Hanbelsunktoften mindert. 

Je mehr ber Zarif nach ben zuvor angebeuteten Richtungen fich bewegt, 
um fo mehr wirb er fi in feinem allgemeinen Charakter zu einem Spflem ber 
Befteuerung bes freiwilligen Aufwanbes umgeftalten.“ 


In Betreff der Beſteuernng bes Petroleum heißt es. 

„Die Erträgnifie, weiche aus biefer Mafiregel zu erwarten find, follen zu 
einer theilweifen Dedung ber in Folge des Hanbeld- uub Aollvertrages mit 
Defterreih vom 9. März 1868 und ber weiter nach ben durch bie gegenwärtig 
Geſetzesvorlage in Ausficht zu nehmenben, ziemlich beträchtlichen Ausfälle in den 
Einnahmen bes Zollvereins dienen. 

Steindl war früher der allgemeinen Eingangsabgabe unterworfen. Im 
Sabre 1863 verflänbigte man fich bahin, daß unreines Steinöl x. zollfrei eimu- 
loffen fei, dagegen bewenbete es bamals bei dem Zollfake von */, Rthlr. für bat 
gereimgte. Erf vom 1. Juli 1865 ab wurden alle Mineraldle, roh und gereinigt, 
vom angszolle befreit. Seit biefer Zeit hat der VBerbraud von Petrokum 
einen außerszbentfichen, damals nicht geahnten Aufſchwung genommen. Es if 
anzunehmen, daß die Einfuhr im vorigen Jahre mehr als 1,000,000 Eir. be 
tragen hat, und vorausfichtlich wirb fich der Berbraud noch fleigern. Die Wieder 
einfübrung eines Zolles von 15 Ser. für ben Eentner würde baber einen Z0l- 
ertrag von mehr ale 500,000 Rthirn. liefern. Da bas PBretoleum nur, ober bed 
weit überwiegend, als Beleuchtungsmaterial Verwendung findet, und als fokbet 
mit dem einem Zollzuſatze von 15 Sgr. unterliegendeu konkurrirt, fo bärfte vıe 
Wiederherſtellung bes gleichen Eingangezolles für Petroleum an fich gerechtfertigt 
und unbebenklich fein.“ 


Nachdem der Zoll auf Petroleum in der Schlußabſtim⸗ 
mung (am 24. Mai) mit 149 gegen 86 Stimmen abge 
lehnt worden war, zog Graf Bismard auf Grund der 
Beichlüffe des Bundesrathes die Borlage zurüd. — 
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23. Mat. Schluß des Zollparlaments. 
Thronrede Sr. Majeftät des Könige. 


Geehrte Herren vom Deutfchen Zollparlamente! 

Die wenigen Wochen, welche verflofien find, feit Ich Sie hier will- 
kommen bieß, werden für die Freiheit des Verkehrs nach Außen, wie im 
Innern und für die Entwidelung der nationalen Wohlfahrt nicht ohne 
Segen bleiben. 

Durch den von Ihnen genehmigten Bertrag mit Oeſterreich ift bie 
Einfuhr von wichtigen Materialien für die Fabrikation und von Gegen⸗ 
ftänden des Verbrauchs erleichtert, die Ausfuhr zahlreicher Erzeugniffe des 
Bodens und ber Gewerbe gefördert und die rt e Ausdehnung des 
Zollvereind auf Medlenburg ermöglidt. Das im Aufammenhange mit 
diefem Bertrage ftehende Tarifgeſetz dehnt die an Defterreich eingeräumten 
Berkehrserleihterungen faſt ausnahmslos auf alle Länder aus. “Die Ber- 
träge mit dem Kirchenſtaat und mit Spanien fihern dem Zollvereine in 
beiden Ländern die Rechte der meiftbegünftigten Nation und werden dem 
Verkehr mit denfelben einen neuen Aufſchwung geben. Die größere Einfach 
beit und Beweglichkeit in den Formen des Zollverfahrens wird dem Verkehr 
mit allen Ländern und allen Theilen des Vereins zu Gute fommen. Die 
Herftellung der Gleihmäßigkeit in der Befteuerung des Tabackbaues end- 
lich wird die Aufhebung einer, den Verkehr im Innern des Vereins bes 
fäftigenden Schranke geftatten. 

Den günftigen Wirkungen auf die Entwidelung des Verkehrs, welche 
diefe Maßregeln verfprechen, fteht jedoch, wenigſtens für die nächfte Zeit, 
die Beſorgniß einer nicht unmefentlichen Verminderung der Bolleinnahmen 
gegenüber. Einer glüdlichen Verſchmel und des finanziellen mit dem 
wirthſchaftlichen Intereſſe verdankt der verein ſeine Entftehung und 
feinen Aufihwung. Die ausfchliegliche Wahrung des einen von be 
Intereſſen müßte feine Entwidelung lähmen. 

Sie Alle, geehrte Herren, haben den ernften Willen, diefe Entwide- 
Lung fördern zu belfen, und wenn e8 bisher nicht gelungen ift, eine Ver⸗ 
fändigung über den Weg, auf welchem jene beiden berechtigten Intereffen 
auszugleichen find, herbeizuführen, jo vertraue Ich, daß bei Ihrem nächiten 
BZufammentreten den vereinten Bemühungen der verbündeten Regierungen 
und des Bollparlamente® der Erfolg auch nad) diefer Seite Bin nicht 
fehlen werde. 

Nicht minder darf ih hoffen, dag die Sefjion des Deut- 
fhen Bollparlamentes; melde Ich heute jchließe, dazu gedient 
hat, das gegenjeitige Bertrauen der Deutſchen Stämme und 
ihrer Regierungen zu fräftigen und mande Borurtheile zu 
zerflören oder doch zu mindern, die der einmüthigen Be- 
thätigung der Liebe zu dem gemeinfamen Baterlande, welde 
das gleihe Erbtheil aller Deutſchen Stämme ift, etwa im 
Wege geftanden haben; Sie werden alle die Ueberzeugung in 
die Heimath mitnehmen, daß in der Geſammtheit des Deuts» 
[hen Boltes ein brüberliche8 Gefühl der Zujammengehörigfeit 
lebt, weldes von der Form, die 3 zum Ausdrucke dient, 
nicht abhängig iſt und welches gemiß in ftätigem Fortjchreiten 
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an Kraft zunehmen wird, wenn wir allfeitig beftrebt bleiben, 
in den Vordergrund zu ftellen was uns eint, und zurüdtreten 
zu laſſen was uns trennen Fönnte. 

Nahdem Jh dur den übereinflimmenden und vertrags- 
mäßig befundeten Villen der dazu berechtigten gefeggebenden 
Gewalten unfere8 Deutfhen Baterlandes zr dieſer hervor— 
ragenden Stellung in demſelben berufen bin, betrachte Ich 
es als Ehrenpflicht, vor den zu dieſem Parlamente erwählten 
Bertreteru des Deutſchen Volkes zu befunden, daß Ich bie 
Mir übertragenen Rechte als ein heiliges, von der Deutfchen 
Nation und ihren Fürften Mir anvertrautes Gut in gewiſſen— 
bafter Achtung der gefhlofjenen Verträge und der geſchicht— 
lihen Berechtigungen, auf welden unfer vaterländithes Ge⸗ 
meinweſen beruht, handhaben und verwerthen werde. Ni 
die Macht, welche Gott in meine Hand gelegt bat, ſondern die 
Rechte, über welde Ich mit Meinen Bundesgenofien uud den ver⸗ 
faffiungsmäßigen Vertretungen ihrer Interthanen in ien Ber- 
trägen übereingelommen bin, werden Mir jetzt und in Zuknuft zur 
—* Meiner Politik dienen. 

dieſer Richtung und in feſter Zwerſicht auf Gottes Beiſtand die 
Löſung unſerer —— Aufgaben eritrebend, fehe ich der Wieder: 
vereinigung des Deutſchen Zollparlamenteß entgegen, fobald neue Arbeiten 
dafjelbe zu erneuter Thätigfeit berufen werden. 


Nah dem Zollpyarlament. 


Zoafte bei dem Feftmahl für die Mitglieder des Zoll- 
parlaments in der Berliner Börde. 


Den Toaſt des Dr. Siemens auf dad Zollparlament 
erwidert der Präfident ded Zollparlamentd Dr. Simjon: 


„Das Bolt der norböftlihen Marken unferes beutichen Vaterlandes bat in 
fliller, ernfter, beharrlicher Arbeit bem kargen Boden ungeahnte Segnungen ab- 
erungen, dem Handel und ber Inbuftrie find Stätten gegründet, weldhe von ber 
atur dazu nicht vorbeftimmt ſchienen, nirgend berrlicher und wunbervoller, als 
in biefer großen unb guten Stabt. Dieje große Hauptflätte preußiſchen, d. h. 
deutſchen Sanbets, preußifchen, das ift beutichen Gewerbefleißes, ſteht an Energie 
und hoher Bebeutung fchon heute feiner ber Erbe nad. Das Zollparlament if 
auch zur Pflege der wirtbichaftlichen Intereffen der Nation gegründet und berufen. 
Niemand vermag zu weiffagen, wann es ſich zu der Volksvertretung bes Geſammt ⸗ 
ſtaats deutſcher Nation entwidelt, in biejelbe vollendet haben wird. Denn Gottes 
Zeiten find eben fein Geheimniß! Aber in biefer Beſchränkung ift fi das Zoll- 
parlament bewußt, den ewigen Ideen zu bienen, weldye aud die Materie burd- 
leuchten, durchgeiftigen, verklären! In aller Begrenzung unferes gegemmärtigen 
Berufs halten wir uns unfere Aufgaben für das Geſawmtoaterland gegenwärtig, 
in befien einem Intereſſe ſchließlich alle wahren Interefien feiner Stäume und 
Staaten friedlich zufammentreffen müſſen. Und in dem Gefühl biefer Wechſelbe⸗ 
ziehung laſſen Sie uns bie Gläſer füllen. Es gilt einen ber wichtigſten und an- 
gefebenbften Träger ber Entwidelung unjeres beutfchen Baterlandes, dem Hanbel#- 
und Gewerbeftand der Stadt Berlin, feinem Heile, feinem wohlverbienten 
Gedeihen! Er lebe hoc!“ 
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Graf von Bismarck rief den ſüddeutſchen Brüdern 
einen Scheidegruß in folgenden Worten zu: 


„Die kurze Zeit unferes Beiſammenſeins ift fchnell vergangen, wie ein 
Krühlingstag; möge denn bie Nachwirkung jein wie die bes Frühlings auf bie 
künftige Zeit! Ich glaube, daß Sie nad der Gemeinjamleit der Arbeit für bie 
deutihen Interefien bie Ueberzeugung mit nad Hanſe nehmen werben, daß Sie 
bier Bruderherzen und Bruderhände finden werben für jeglide 
Lage des Lebens! und daß jebes ernente Beifammenfein dies Verhältniß ftärten 
wird und muß! Laffen Sie uns dies Verhältniß feftbalten, lafſen Sie uns bies 
Samifienleben pflegen. In biefem Sinne rufe ich den fühbeutjchen Brübern ein 
herzliches: Auf Wieberfehen! zu.“ 


Stürmiſcher Beifall von allen Seiten folgte vielen 
Worten. 


Der bayerifhe Minifter-Präjident Fürft Hohen— 
lohe erwiderte den Scheidegruß des Bundesfanzlerd wie 
folgt. 


„Die Begeifterung, welche die Worte bes Bunbeslanzlers in ben Herzen 
ber Sübbeutichen hervorgerufen haben, mag Ihnen beweifen, daß eine Annäherung 
zwiſchen Süb und Nord flattgefunden bat, welche nicht werminbert, jonbern ver⸗ 
mehrt worben ift durch bie Arbeit bes Zollparlaments. Ich glaube, Sie werben 
mit mir übereinflimmen, wenn ich fage, die Arbeit dentſchen Geiftes bat 
da8 Band ber Stämme enger gejhlungen. Diefem Verſtändniß beutichen 
Geiftes ift eine Aufgabe zu Theil geworben, edler, herrlicher und höher als andere 
fogenannte civiliſatoriſche Mifftonen. Laffen Ste uns in dieſem Geift, laſſen Sie 
ung in dieſer Aufgabe zujammenhalten, und in biefem Sinne bringe ich ein 
Hoch ber Bereinigung der beutichen Stämme!“ 
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68. Landtagsſeſſinn 1868 —69. 


— — — 


1868. 4. November. Eröffnung des Landtages. 


Aus der Thronrede Sr. Majeſtaͤt des Königs. 


Die heute beginnende Sitzungsperiode eröffnet Ihnen ein weites Feld 
wichtiger geſetzgeberiſcher Thätigkeit. Ich vertraue, daß derſelbe Geiſt 
bereitwilligen Zuſammenwirkens mit Meiner Regierung, welchem die gün- 
ſtigen Erf ber legten Seſſion zu danken waren, auch bei den bie 
maligen Beratbungen maßgebend fein werde. 

Der Staatshaushalts- Etat für das nächfte Jahr wird Ihnen un 
verzüglich vorgelegt werden. In Folge des Zufanmenmwirkens verſchiedener 
ungünftiger Umftände iſt e8 nothwendig gemwejen, zur vollftändigen 
der Staat8- Ausgaben, obwohl diefelben —* beſchränkt worden find, 
außerordentliche Einnahmen in Anfag zu bringen. Die dauernde Stodung 
bes Verkehrs und die Folgen einer nicht günfligen Ernte im vorigen Jahre 
baben die fonftige naturgemäße Steigerung der Einnahmen mit der un 
an den Zunahme der Staatsbebirnife nicht gleichen Schritt halten 
aflen. 

Durch die im allgemeinen volkswirthſchaftlichen Intereſſe befchlofienen 
Herabfegungen der Zölle und anderer Einnahmen find Ausfälle von er 
heblichem Umfange herbeigeführt worden, in deren VBorausficht, zu Anf 
dieſes Jahres, dem Zollparlamente Borlagen gemacht wurden, melde jed 
die Zuftimmung deſſelben nicht erlangt haben. 

Ich hoffe zuverfichtlich, daß die Vermehrung der eigenen Einnahmen 
des Bundes als nothwendig anerkannt und nicht weiter verfagt werden 
wird. Wenn ferner nad) Tage der Verhältniffe in nächfter Zeit ein leben 
digerer Aufihwung von Handel und Verkehr und ein günftiger Einfluf 
deieiben auf die Erhöhung der Staats- Einnahmen erwartet werden darl, 
fo knüpft ſich bieran auch die Hoffnung, daß demnächft die Drittel vor- 

anden jein werden, das Gleichgewicht zwifchen den ordentlichen Staats⸗ 
innahmen und Ausgaben berzuftellen und für die Staatsbedärfnifie 
außsgiebiger zu forgen, als es gegenwärtig möglich geweſen ift. 

In Würdigung diefer VBerhältniffe werden Sie keinen Anftand le 
den Vorſchlägen Dleiner Regierung wegen Dedung des Ausgabe» Bedarfs 
für das nächſte Jahr Ihre Zuftimmung zu geben. 

Die Beziehungen Meiner Regierung zu den auswärtigen Mächten 
find nach allen Seiten bin befriedigend und freundichaftlich. 
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Die Ereigniffe auf der weftlichen Halbinfel Europas fünnen ums zu 
fiinem anderen Gefühle veranlaflen, als zu dem Wunſche und zu dem 
Bertrauen, daß es der fpanifchen Nation gelingen werde, in der unab- 
bängigen Geftaltung ihrer Verhältniſſe die Bürgfchaft ihres Gedeihens 
und Üre Macht zu finden. 

ine erfreuliche Uebereinftimmung in wachjender Bildung und Huma- 
nität bat der internationale Kongreß bewährt, welcher fo eben in Genf 
die Aufgabe gelöft hat, die früher feftgeftellten Grundjäge für die Be⸗ 
bandlung und Pflege der VBermundeten im Kriege zu vervollftändigen und 
auf die Marine außzudehnen. Wir dürfen hoffen, daß der Augenblid 
fern fei, der die Ergebniffe zur Anwendung berufen werde. 

Die Gefinnungen der Souveraine und das Friedensbedürfniß der 
Bölfer begründen die Zuverficht, daß die fortfchreitende Entwidelung des 
allgemeinen Wohlftandes nicht nur Feine materielle Störung erleiden, ſon⸗ 
dern au) von jenen Hemmungen und Fühntungen wird befreit werben, 
welche grumdlofe Befürchtungen und Deren Ausbeutung durch die Feinde 
des Friedens und der Öffentlihen Ordnung ihm nur zu oft bereiten. 

Möge der Landtag, durchdrungen von jener Zuverfiht, an feine 
Griedend= Arbeit gehen! 


Zur Frage ber Redefreibeit. 


Erneuter Antrag im Abgeorönetenhaufe (aus der frei 
fonjervativen Partei.) 

„Statt des bisherigen Artikels 84 folgende Beitimmung 
ber Reichöverfaffung aud in die preußiiche Verfaflung auf: 
zunehmen: 

„Kein Mitglied bed Landtages darf zu irgend einer 
Zeit wegen feiner Abſtimmung oder wegen der in Auß- 
übung jeined Berufs gethanen Aeußerungen gerichtlich 
oder dißziplinarifch verfolgt oder jonft außerhalb der 
Derfammlung dedjenigen Haujed, zu welchem er als 
Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen werden.“ 

20. November. Erklärung de Minifterd des Innern Grafen 
zu Eulenburg Namens der Staatöregierung. 


| Meine Herren! Die ſchweren Bebenken, weldhe bie Regierung gegen bie 
Gewährung einer unbeichränkten Nebefreiheit an die Mitglieder des Landtags 
gebegt bat, hegt fie auch noch; aber fie fühlt fich nicht gebrungen, wie bie Sachen 
iegen, auf dieſe Bedenken einen Widerſpruch gegen ben Antrag v. Guérard zu 
fügen. Die Bunbesverfaffung bat den Mitglievern bes Reichstags volle unbe- 
ſchränkte Rebefreiheit gewährt; die Majorität des Abgeorbnetenhaufes fleht in bem 
Rechtszuſtand, wie er burd Art. 84 ber preußiichen Berfaffungsurkunde begründet 
it, eine Schmälerung ber Rechte der preußifchen Landesvertretung. Die Anträge 
auf Defaration oder Abänderung des Art. 84 folgen fi) und drohen ſchwere 
Wunden anfzureißen, die beffer geichloffen bleiben. Die Staatöregierung ift ber 
Anfiht, daß ihre Bedenken gegen Gewährung ber vollen Redefreiheit nicht fo 
ſchwer wiegen ale die Gefahr, aus biefer Beranlaffung einen Unfrieven zwifchen 
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der Lanbesvertretung fich einbürgern zu ſehen. Es 
wärbe ter Staateregierung zur Beruhigung gereichen, wenn Diejenigen Mitglieber 
zes Haxies, welche bisher die Auficht ber ueteregierung getheilt Haben, and 
aus tum jest von ihr eingeichlagenen Wege fich ihr anichlöflen. Die Staatsre⸗ 
seht fich einer doppelten Hoffuung bin: erftens, baß Die Landesvertretung 
chzzmz wud, daß der Regierung auch große Opfer nicht zu ſchwer werben, 
weuz es fh darum banbelt, fi in Einklang mit der Lanbesvertretung zn er- 
baten: zweitens, daß, fobalb das Geſetz feine Schranlen mehr gegen bie Unftie 
eben wub, bie Sitte ſelbſt fRark genug fein wird, auch ohne die Mauer bes 
Geiryes ſich gegen ihren Feind zu fchliken. Diejenigen Mitglieder des Staats⸗ 
wuizıderimums, weiche zugleich Mitglieber des Abgeordnetenhauſes ober bes Herren- 
dauies find, werben in beiden ern für den Antrag ſtimmen. 


Der Antrag wurde im Abgeordnetenhaufe in zweimaliger 
Abftimmung, mit einer Zwilchenzeit von 21 Zagen, mit 
großer Mehrheit angenommen. 


Erklaͤrung des Grafen von Bismard bei der Ber- 
thung im Herrenhaufe. 


Ich bitte um Ihre Nachficht, meine Herren, wenn id) vor der Tages⸗ 
ordnung dad Wort ergreife. Ich glaube dem Haufe eine Erklärung und 
Motivirung darüber ſchuldig zu Fin, daß ich ungeachtet des Urtheils, 
welches ich über die Grundlagen des Antrags in diefen felben Räumen 
von dieſer Stelle früher ausgeſprochen babe, denfelben ftimmen werde, 
wenn e8 mir geftattet ift, mich heute an der Abflimmung zu betbeiligen. 
Ich werde dazu geleitet von der ſchon oft an diefer Stelle außgefprocenen 
Ueberzeugung, daß die Gefammtheit des konſtitutionellen Rebens eine Rei 
von Kompromiſſen bildet, melde zu fürdern zwiſchen den verichiedenen 
Saltoren ich als weſentliche Aufgabe einer konflitutionellen Regierung an- 
fehe. Ein Kompromiß kann niemals zu Stande kommen, wenn Niemand 
bereit ift, von feiner Ueberzeugung einen Theil und auch von feiner ehr⸗ 
lichen Ueberzeugung — denn von einer anderen reden wir nicht — wie 
e8 die meinige ift, den Mitlonkurrenten beim Kompromittiren di opfern. 

Ich halte das für ae dmäßig und für die Stellung der Königlichen 
Stantöregierung für geboten, ſelbſt darnach zu handeln, und die Unter: 
werfung unter dieſes Tonftitutionelle Geſetz der Vereinbarung nach Kräften 
zu fördern überall da, wo der Einzelne, ich will nicht fagen durch Auf 
gabe, aber doch durch Berzicht auf die Ausſprache feiner Ueberzeugung 
wefentlichere Nachtheile vom Gemeinweſen abzumenden vermag. ‚ 
glaube ich, ift der Wall, der hier vorliegt. 

Ich babe felbft in meinen früheren Yeußerungen und bei der ſchärfſten 
Berurtheilung des Prinzips zu einer anderen Zeit immer ae 
daß ich praktiſch auf diefe Frage einen ſehr enticheidenden nicht 
lege, jondern, daß es mehr das theoretifche Gefühl gekränkten Rechtsbe⸗ 
wußtfeind war, welches meinen Widerftand gegen iefelbe bedingte. 

Wenn ich num dieſes Gefühl gefangen nehme und nicht mitſprechen 
laſſe, ſondern befenne, daß ich gegen meine damals offen ausgeſprochene 
Ueberzeugung für den Antrag ftimme, und Sie felbft erfuche, dafiir zu 
Smmen und daſſelbe Opfer der eigenen Anſicht dem gemeinfamen Ber 

3 der verſchiedenen Faltoren der geſetzgebenden Gewalt zu bri 
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fo babe ich für nöthig gehalten, mich über den Widerſpruch auszuſprechen, 
der zwifchen meinen früheren Aeußerungen in diefen Räumen und meiner 

tigen Abftimmung obwaltet, und denfelben in der Weife zu motiviren, 
daß ih als Minifter in einem Berfafjungsftaate mid nicht 
für bere&tigt halte, an meiner eignen perfönlihen Ueberzeu- 
ung auf jede Gefahr bin Fetzubalten, fondern unter Um: 
Händen die Mebereinftimmung der Gewalten und die Her» 
tellung derfelben für einen Zwed halte, dem ih nit nur 
berechtigt, fondern in meiner Stellung aud verpflichtet bin, 
Ueberzeugungen, von deren Fallenlajfen ih einen praktiſchen 
und weſentlichen Nachtheil für das Gemeinweſen nicht be» 
fürchte, im Intereſſe der Einigkeit, im Intereſſe des Kompro- 
miſſes aufzugeben. 


Das Herrenhaus lehnte den Guérard'ſchen An- 
trag mit 73 gegen 41 Stimmen ab; der Antrag 
ded Grafen zur Lippe, ein Berfahren zu regeln, 
nah welden Mitglieder der beiden Häujer wegen 
ihrer Aeußerungen der Ausſchließung auf Zeit 
oder dem Berluft der Mitgliederihaft unter- 
worfen werden fönnten, wurde gleichfalls abge- 
lehnt. 


Die auswärtige Vertretung Prenßens nnd des Nord- 
deutichen Bundes. 


Erllärungen ded Grafen von Bidmard im Abgeorb- 
netenhaufe. 


Antrag der Ag. von Bethufy, von Bennigfen und von Honverbed: 
bie 8. Staateregierung aufzuforbern, dafür Sorge zu tragen, daß 
das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten vom Jahre 1870 
ab auf den Etat bes Norbbeutihen Bundes übernommen werbe. 
Antrag des Abg. von Hoverbed: 
die Koften für die Gefanbtichaften in Darmflabt, Dresben, Hamburg, 
Oldenburg und Weimar ale „künftig wegfallenb“ zu bezeichnen, 
— die Gefanbtihaft in Peking wegfallen zu laffen. 
I 


Ih glaube die Diskufflon zu vereinfachen und abzufürzen, wenn ic) 
die Anficht der Königlichen Regierung über diefen Antrag vorweg auß- 
preche. Ich darf dabei anfnüpfen an das, was ich im vorigen Jahre 
über diefelbe Frage von diefer Stelle geäußert habe, daß ich es nämlich 
ald eine nothwendige Dernoititänbigung der Bundeseinrid- 
tungen anfehe, daß mit der Zeit und fobald der Augenblid gekommen 
fen wird, der auswärtige diplomatifche Dienft in feiner &e- 
ſammtheit auf den Bund und auf das Bundesbudget über- 
tragen wird. Ich freue mich, ausfprechen zu können, daß diefer Augen» 
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blick um ſehr vieles näher gerädt ift, als ich im vorigen Jahre bei 
derfelben Delprehung noch erwartete. Die vertraulichen Verhandlungen 

"mit unferen Bundesgenofien haben mir die Ueberzeugung gegeben, daß 
wir in Uebereinftimmung mit bdenfelben dem Weichstage fchon bei feinem 
näcften Bufammentreten eine dahin gehende Borlage werden machen 
Önnen, 


Ih darf aljo Eonftatiren, daß die in dem Antrage der Herren 
Graf Bethuſy⸗Huc, von Bennigfen und Freiherrn von Gonerhed außs 
gelprodjenen ünjche, jo viel an uns liegt, ihrer Erfüllung noch in 
iefem Jahre und für das Jahr 1870 entgegengeben. 


u 


Ich erlaube mir, auf die Yeußerung des Herrn Abg. von Hover⸗ 
bed einige Worte zu erwidern. ch bemerke zunächft, dag der Koften- 
punkt von feinem entfcheidenden Einfluffe auf die aflungen der König: 
lichen Regierung und des Bundes» Präfidiums gewejen if. Die Frage, 
ob wir die Bundesgenoffen zu diejen Koſten beranziehen könnten oder 
nicht, ift zwar aus Geſichtspunkten der Sparfamleit immerhin eine be 
deutende, aber fie tritt in den Hintergrund neben der entjcheidenden Frage, 
die der Herr Borredner im zmeiten Theile feiner Aeußerungen berührt 
bat, neben der Bedeutung der Fi rer dem Auslande gegenüber, neben 
dem Zweck, die internationale Einbeit des Bundes in der Repräfentation 
nach Außen nicht blos, fondern aud in der Art, wie dieſe Repräfentation 
befoldet und gefchaffen wird, zur Duröführung und zur Anſchauung zu 
bringen; und darin flimme ich dem Seren Vorredner bei, daß nad 
Uebertragung des auswärtigen Budget auf den Bund diefer Embrud 
auf das Ausland und da8 Gefühl, welches dem analog ift im Inlande, 
ein wefentlich verftärkter fein wird, und dieſe Rückſicht hat uns haupt: 
Kath beftimmt, die Sade von Haufe aus = betreiben nnd bei ber 
Inslebenrufung der Bımdesverfaffung fon in Ausfiht zu nehmen. Ich 
fann dabei konftatiren, daß die Befürchtung des Herrn Vorredners, daß 
an den verbündeten Höfen die Maßregel einen unangenehmen Eindrud 
machen würde, nicht begründet ift. 


Ich kann die auß meinen Wahrnehmungen nicht betätigen. Ich 
muß im ©egentheil rühmen, daß die verbündeten Höfe in richtiger Er⸗ 
fenntniß des internationalen Werthes der beabfichtigten Einrichtung bei 
ben vertraulichen Berhandlungen auch ſchon im vorigen Jahre bereitwillig 
entgegengelommen find und die Maßregel an ſich niemals beftritten, fon- 
dern ihre Ausführung nur als eine Beitfrage betrachtet haben. Wenn 
der Herr Vorredner nun noch weitergehende Anträge hieran anknüpft, jo 
möchte ic) davor warnen, bei dieſer Gelegenheit die Konfequenzen glei 
auf die Spike der Doktrin zu treiben. Theoretiſch Tann ich dem 
Borredner ganz Recht geben; die Theorie iſt eben in der diplomatifchen 
Thätigfeit noch geringer als im gemöhnlichen Leben und kommt noch wer 
niger zur Geltung. Praktiſch haben wir ein dringendes Bedärf- 
niß, diefe Geſandtſchaften innerhalb des deutfhen Bundes: 

ebiete8 beizubehalten, ein Bedürfniß, welches ich ſchon im vori 
ahre zu entwideln und zu vertheidigen mir erlaubt habe. Ob in m 
tunft Die Agenten, die wir zu bedürfen glanben, in derjelben Geſtalt ımb 
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unter derſelben Benennung beizubehalten find oder nicht, das möchte 
ih bitten, der praltifhen Entwidelung der Zukunft anbeimzugeben und 
nicht heute ſchon, ehe der ganze Uebergang ber Diplomatie an den Bund 
befchlofien iſt, jr präjudiciren. Laſſen Ste uns lieber in diefe Ber- 
hältnifje einleben, als fie vorher feftftellen. Es kann ja fein, daß in 
Jahr und Tag diefe Organe fih als überflüffig für die preußiſche Politik 
und für das von ihr mitbebingte Wohlbefinden des preußiichen Staates 
erwiefen. Es kann fein, daß Die gegentbeilige Ueberzeugung, die ich im 
vorigen Jahre ausgeſprochen habe und bier wiederhole, fich noch im Laufe 
der Sabre befeftigt. Geben wir der Bundes-Inftitution auch auf diefem 
Gebiete Zeit, fi) praftifch auszubilden. Sie fünnen überzeugt fein von 
der Sparfamleit, mit der, wie ich glaube, feitdem ich die Verwaltung des 
auswärtigen Minifteriums babe, im Ganzen gewirthſchaftet worden ift, 
eine Sparfamleit, die Angeſichts des augenblidlihhen, wenn auch nicht be= 
deutenden Defizits, fich jedes Antrages auf Erhöhung einer Pofition 
enthalten bat, — dag diefe Sparſamkeit die Königliche Staats- Regierung 
ebenfo wie das Bundes» Präfidium beftimmen wird, auf Abftellung einer 
verhältmigmäßig koſtſpieligen Inſtitution hinzuwirken, fobald fie Fe als 
überflüffig erweiſen ſollte. Aber laſſen Sie uns dabei die Erfahrung 
— Jahre wenigftend zu Nathe ziehen und heute die Frage nicht 
aburtheilen. 


Graf Benft und der öſterreichiſche Liberalismus. 


Demerkungen ded Grafen von Bidmard. 


(In Folge der Aeußerung des Abg. Wölfel, daß ber Geſandtſchafts⸗ 
poften in Dresden nöthig fei, fo lange Graf Benſt bort einen Ge⸗ 
fanbten babe; die anfcheinenb Liberalen Neigungen bes Grafen Beu ft 
feien nur eine Selge feines Preußenhaffes unb feines Hafles gegeu 
Graf Bismard.) 

Eine Aeußerung des Herrn Vorredners veranlaßt mich, bier noch 
ausdrädlich zu erklären, obſchon ich überzeugt bin, daß Sie es aud ohne 
meine Erklärung einjehen werden, daß e8 für mich eine Unmöglichkeit ift, 
auf eine Discuffion über die Perfon eined auswärtigen Collegen bier 
einzugeben, felbft auch nur vertheidigend einzugehen, denn die Bertheidi- 
ung würde mid) immer nöthigen, mid innerhalb gewiſſer Grenzen zu 
hatten, um feinen faljchen Eindrud zu maden, foweıt eine Beurtheilung 
der Oeſterreichiſchen Bolitit, die von dem Herrn Grafen Beuft geführt 
wird, damit verbunden fein müßte; dazu halte ich mich an diejer Stelle 
und in diefem Momente nicht berufen. Nur das kann ich conftatiren, daß 
mir bisher Symptome einer perſönlichen Abneigung meines Oeſter⸗ 
reihifchen Herren Collegen gegen mich nicht befannt geworden find. Ich 
babe mit ihm im perjönlich guten Beziehungen früher gelebt, auch nicht 
erfahren, daß fich diefe geändert hätten. Um fo mehr wide ich einen 
Beruf haben, gegen eine Kritik feiner politischen Thätigfeit einzutreten, 
ſoweit e8 mir fachlich möglich wäre, wenn ich nicht diefen Gegenfland von 
der heutigen Discuſſion, foweit ich mich daran betheiligen darf, ausge⸗ 
ſchlofſen Bielte Ich würde auch nicht einmal diefe Worte darüber zu jagen 
mich berufen gefunden haben, wenn nicht aus der Art, wie der Herr 
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Borredner die Sache berührte, vielleicht gefolgert werden könute, daß ih 
mehr als ein Anderer berufen fein könnte, für einen Abweſenden einzu 
treten; ich glaube aber umgelehrt, daß ich auf diefer Stelle weniger als 
Andere dazu berufen bin, 

Da ih einmal dad Wort habe, erlaube ich mir eine kurze Bemer⸗ 
fung über die en des Herrn Abgeordneten Virchow, dem Bei 
fpiel Oeſterreichs zu folgen. 

Ich glaube, dag der Herr Abgeordnete diefe Empfehlungen doch nicht 
fo allgemein bat geben wollen, daß wir nun auch etwa eine Armee von 
800,000 Dann und einen eifernen Beftand derfelben für 10 Jahre for 
dern follten. Ich glaube audy nicht, daß er uns hat empfehlen wollen, 
den Oeſterreichiſchen Adminiftrativ-Einrichtungen, welche das Gegengewicht 

en die zu beuilligenben Breiheiten der Communen bilden, nachzuahmen 
80 werde durch diefelbe Rückſicht, die mich vorher leitete, genöthigt, mic) auf 
dieje Andeutungen zu befchränten, und darf die inneren Einrichtumgen Defter: 
reich, die dad Begengift für die freibeitlichen Inftitutionen bilden, hier nicht 
weiter Fritifiren. Ich bemerke nur, daß es den Regierungen mit ihrem 
Liberalismus fo geht, wie den Damen: die jüngfte gefällt immer am beften. 

Defterreih ift dur eine langjährige Zurüdbaltung im 
die Lage gebraht worden, heut mit demjenigen Liberalismus 
Epoche zu machen, der bei uns in der Hauptſache fchon feit 
20 Jahren, in vielen feiner Theile bereits feit 50 Jahren zu 
einem übermundenen Standpunfte gehört. 


Graf von Bidmard am K. ſächſiſchen Hofe. 
Brovinzial- Eorresponbenz. 

„Der Bundestanzler Graf Bismard hat fih im Auftrage Sr. Ma- 
jeftät des Königs am Freitag (11.) nach Dresden begeben, um Könige 
von Sachſen zu deffen am 12. a Geburtstage die Glüdwänfde 
bes hieſigen Sofes zu überbringen. Zugleich war e8 Bundeskanzler 
erwünſcht, dem König von Sachſen, welcher nächſt unſerem Könige das 
hervorragendſte Mitglied des Norddeutſchen Bundes iſt, feine perjönliche 
Sans darzubringen. Graf Bismard fand am Hofe des Königs 

ohann eine ebenfo ehrenvolle wie herzliche Aufnahme. Derſelbe ift am 
Sonntag (13.) von Dresden zurüdgelehrt.“ 


Die Cartellconvention mit Rußland. 


17. Dezember. Erklärungen ded Grafen von Bismarck. 

(Auf die Interpellation des Abg. Dr. Löwe: ob bie Königl. —— — 
rung beabfichtige, die Cartellconvention mit Rußland vom Jahre 1857 
ir Pe ober nach ihrem Ablauf durch einen ähnlichen Iuhalt zu 
erſetzen. 


I. 
Die Königliche Regierung ift außer Stande, diefe Interpellation 

beantworten, und ic erlaube mir, die Geſichtspunkte, welche fie zur dh 

nung einer Antwort beflimmen, in Kürze anzudeuten. 
Daß die Interpellation überhaupt geftellt werden konnte, iſt mr ein 
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Beweis von dem großen Unterfchied, der zwiſchen der Auffaflung der 
Seren Suterpellanten über die Pflichten und Aufgaben des auswärtigen 
tenfteß dieſes Landes herrſchen muß und zwiſchen den meinigen. Denn 
ih kann nicht annehmen, daß mir bie ——* mit vollem Bewußtſein eine 
— ich könnte faſt ſagen, ſtrafbare Handlung zumuthen; ich würde es 
als eine ſolche anſehen mifjen, wenn die Intentionen der Koniglichen 
Regierung über den fraglichen Fall bereits feftftänden, und ein Beamter 
de3 auswärtigen Miniſteriums, dem fle befannt geworden wären, erlaubte 
fi, fie zu verrathen oder gar zu veröffentlichen. Ich würde ohne Zweifel 
gendtbigt fein, gegen einen ſolchen Beamten im Wege des Disziplinar- 
verfahren vorzugehen, oder vielleicht fogar die Gerichte gegeu ihn anzu- 
rufen: nichtSdeftoweniger muthet mir die Interpellation etwas Aehnliches 
‚ mir, dem Chef diejes auswärtigen Dienfles, der vor allen ‘Dingen 
arauf zu ſehen hat, daß aus befien Handhabung und aus der Verlegung 
der — nicht blog Amtsverſchwiegenheit, fondern der im politiſchen Intereſſe 
des Landes gebotenen Verſchwiegenheit keine Schädigung der Intereſſen 
des Landes entftehe, und verlangt, daß ich über beporftehende Verhand⸗ 
Iungen mit auswärtigen Mächten mich mit voller Deffentlichleit bier er» 
Hären joll. Ich kann bei den Herren Snterpellanten in ihrer Gefammt- 
beit nicht annehmen, daß fie mit der Stellung einer folden Frage indirect 
meiner Einfiht oder meiner Pflichttreue ein Mißtrauensvotum 
haben geben wollen, indem fie mir eine, wie ich glaube, ftrafbare Pflicht- 
widrigfeit zumutbeten; ich ſchiebe vielmehr die Schuld des ganzen Miß—⸗ 
verftändniffes, durch melches eine ſolche Interpellation hervorgerufen jein 
kann, lediglich auf die allerdings fehr große und weite Ver— 
fhiedenbeit unferer Auffaffung über die Möglichkeiten, die 
Pflihten und die Obliegenheiten des auswärtigen Dienftes. 
muß e8 im Prinzip ein für allemal — die Busnejmefäe fönnen 
nur ſehr felten fein — ablehnen, über fchwebende Berhandlungen mit 
auswärtigen Mächten, über benorftehende Verhandlungen mit auswärtigen 
Mächten öffentlih Auskunft zu geben; denn es liegt ja auf der Hand, 
daß, wenn man vorher und in verpflichtender Weiſe die Stellung der 
Königlichen Regierung zu den zu verhandelnden Fragen feftgelegt bat, von 
eigentlichen Unterhandlungen in dem einen oder dem anderen Sinne, von 
irgend einer Verwerthung der Sache für das Intereſſe des Landes nicht 

mehr die Rede fein kann. 

Kommt die Sache zur Entſcheidung, jo wird die Königliche Regie⸗ 
rung dasjenige thun, was fie im Intereſſe diefes Landes nach beiter 
Ueberzeugung für angemefien hält, und wird fich bemühen, diefe Intereſſen 
fo aut erfennung und zur Verwerthung zu bringen, wie e8 die Um⸗ 
fände irgend geflatten. “Das Maß davon aber in diefem Augenblid zu 
beftimmen und zu veröffentlichen, lehne ih — wie u pafle mit Ihrer 
Zuſtimmung — ab; id) würde mich an dem Intereſſe des Landes ſchwer 
verjünbigen, wenn ich auf die Interpellation einginge. 


II. 
Nach einer Rebe des Abg. Dr. Löwe. 


Meine Herren! Mir ſcheint, daß der Herr Borrebner im gegen- 
wärtigen Augenblid feiner $nterpellation eine wefentlich andere Richtung 
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gegeben bat, als ich nach dem Wortinhalt und nad der ſehr u Mo⸗ 
—* derſelben annehmen konnte. Ex hat ihr jetzt hauptſächlich bie 
Spige dahin gegeben, als ob die Königliche Staatsregierung fich befugt 
hält, einen Bertrag der Art ohne Mitwirkung des Landtages abzuſchließen 
oder nicht. Daß diefe Frage bier in den Vorder treten würde, 
darauf fonnte ich gar nicht gefaßt fein. Es ift das eine weſentlich ſtaats⸗ 
rechtliche Frage, deren Erörterung und Entſcheidung bier auß freier Hand 
und brevi manu ich nicht herbeiführen mag. Ich mache darauf aufmerl- 
fam, daß nicht etwa, wie aus den Reden und Andeutungen, die bier heut 
und früher gefallen find, gefolgert merden könnte, dieſer ag mit Ruß⸗ 
land ganz iſolirt ſteht. Wir bnben ja ähnliche Verträge mehr oder me 
niger modificirt mit den meiften anderen Staaten und auch mit den Nordame- 
rikaniſchen Freiftaaten wegen Auslieferung von gemeinen Verbrechern, die 
in der ruffifhen Convention einen der Hauptpunkte bildet. Wir haben die 
ganze analoge Convention mit Defterreich und ich habe nie gefunden, dag 
dieje dem Herrn Abgeordneten befonders unbequem gemefen ei: fie 
meines Erachtens doch auch in den jchlefifchen Grenzfreifen ähnliche Uebel: 
fände hervorrufen, namentlich, da fie durch eine Zoll⸗Convention, die 
ſehr viel weiter und tiefer in das Privatleben hineingreift, komplizirt iſt 
Alfo warum richtet fich die Klage immer mehr nad) diefer Einen Seite 
bin? Iſt die fchlefifhe Bevöllerung an der öfterreichifchen Grenze ge 
duldiger und weniger zur Kritik geneigt, ift fie von größerem Bertranen 
zu der Leitung der außmärtigen Angelegenheiten befeelt, al8 die an ber 
ruſſiſchen Grenze? Ich mes e8 faft glauben; denn über die ganz ana 
logen Werhältnite in dieſer Richtung ift noch nie eine Klage erhoben oder 
ur Baſis einer Tendenzpolitit hier gemacht worden, während diefe rujfiſche 
Eartell- Convention allein diefe Ehre genießt von allen Außlieferungsver- 
trägen, die wir mit fo vielen Staaten baben, einzig die Baſis einer ſolchen 
— ich wieberhole dad Wort — Tendenzpolitif zu bilden. Ich möchte 
vor Tendenzpolitit wiederholt warnen. er bat nicht die früheren 
terungen, und zwar vom Standpunkte der Landeswohlfahrt aus mit 
Set, getabelt über die Tendenzpolitif, die vor etma 40 Jahren über das 
fegitimiftifche Prinzip mit Spanien und anderen Ländern getrieben wurde, 
wo nicht daß objective Landesintereſſe, fondern, ich niöchte fagen, dat 
Urtbeil iiber die Re ierungsform, die ein fremdes Land fich gegeben hat, 
die Baſis der politifhen eziehungen bildete. Hüten wir und, das Yond 
u ſchädigen durch eine ähnliche Tendenzpolitit. Wir find für bie 
rt, wie die anderen Länder regiert werden, Gott fer Dant, 
nit verantwortlich, weder Sie, no ich; wir find aber Alle 
einigermaßen verantmortlih dafür, wie wir die Wohlfahrt 
der deutſchen und preußiſchen Bevölkerung in richtiger She: 
nung der Beziehungen zu fremden Ländern wahren, ohne daß 
wir, wie e8 auch der Herr Vorredner zu meiner Freunde al: 
gelehnt bat, uns auf den Standpunkt der Kritik fremder Re 
gierungen zu ftellen haben. 
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Das Recht der Krone in Bezug anf die höheren Ber- 
waltungsänter. 


Die Betheiligung von Zuftizbeamten am Berwaltungs- 
dienft. 
19. Dezember. Erklärung ded Grafen von Bidömard bei der 
Beratbung des Gejeped über die juriftiiche Prüfung im 
Herrenhaufe. 


Ich ergreife zumächft das Wort, um die Rechte der Krone gegen die 
befehränfende Auslegung zu verwahren, welcher der Herr Referent (Dr. 
Blömer) auf diefer Zribline Worte gab. Nach der Anficht des Herrn 
Referenten wäre Se. Majeftät der König nicht befugt, zu den höheren 
Berwoltungsämtern Perjonen zu ernennen, welde nıdt die 
porgeichriebenen Prüfungen bei der Eraminations-Kommiffion 
emacht haben. Den juriſtiſch wiſſenſchaftlichen Beweis, warum bie 
eduktion des Herrn Referenten nicht zutrifft, überlaſſe ich dem Herrn 
Juſtiz⸗Miniſter und feinen Vertretern. Ich erlaube mir bier nur, die 
Krone gegen eine Beichränkung zu verwahren, melde um fo unannehm- 
barer ik als bie Regierung verfafjungsmäßig für ihre Beamten nad) allen 
Richtungen bin verantwortlich ift und als mit diefer Verantwortlichkeit 
eine ſolche Beſchränkung im fonftitutionellen Staate noch unverträglicher 
ift, al8 vor Emanation der Verfaſſung. Ich verwahre mich um fo mehr 
dagegen, als bier ein Recht der Krone angefochten wird, in deflen vollſten 
Beſitze fie fich befindet, was fie, fo lange ich lebe, und zu Ihrer Aller 
Kenntniß vielfach ausgeübt hat. Ich erinnere an die vielen Oberpräſi⸗ 
denten, Präfidenten, die zweifellos und vorzugsweife zu den höheren Ver⸗ 
waltungsbeamten gehören, die anderen Lebenskreiſen entnommen find, bis 
auf die allerneuefte Zeit nach 1866 hinein. Sie greifen damit an eine 
der beiten Traditionen der preußifhen Monardie, an die 
Freiheit der Bewegung des Königthums, an dag Recht des 
ige, Die Befähigung überall da aufzufuden, wo fie zu 
inden ift. 
Wenn Sie diefe Freiheit der Regierung mehr ala bisher in bureau⸗ 
Eratifche Formen einflammern wollen, dann machen Sie beifpielsweife eine 
fo rühmliche Laufbahn, wie die des Minifters Rother, welder vom Kan⸗ 
toniften eines Neiterregiment3 zu der Stellung eined der außgezeichnetften 
Minifter dur alle Stadien des Dienftes aufgerüdt ift, zur Unmöglichkeit; 
hätte er eraminirt jein müſſen, jo wäre Preußen um feine Dienſte gefommen. 
ch trage fein Bedenken, diefes von der Krone geübte Hecht aufs 
allerbeftimmtefte in Anſpruch zu nehmen und dies für eine Frage zu er- 
Hären, in der die Regierung an ihrer Auslegung unbedingt feitzubalten 
für ihre Pflicht erachtet. 

Was die vom Herren Vorredner zulegt geftellte Trage über die Ab⸗ 
fihten der Regierung in Betreff der Verwaltungsbeamten anbelangt, fo 
nehme ich zwar Anſtand, eine vollftändige Auskunft darüber zu geben in 
einem Augenblide, wo das Staat3-Minifterium noch nicht darüber bes 
rathen bat; ich würde hier nichtö vertreten können, worüber der Beſchluß 
meiner Kollegen nicht vorliegt. 





63. Pandtagsſeſſtun 1868 — 69, 


1868. 4. November. Eröffnung des Landtages. 


Aus ber Thronrede Sr. Majeftät ded Königs. 


Die heute beginnende Sitzungsperiode eröffnet Ihnen ein weites Feld 
wichtiger gefeßgeberifcher Thaͤtigkeit. Ich vertraue, daß derjelbe Geiſt 


bereitwilligen Zuſammenwirkens mit Meiner Regierung, welchem die gün- 
fligen Erfige der legten Seſſion zu danken waren, auch bei den dies⸗ 
maligen Berathungen maßgebend fein werde. 


Der Staatshaushalts- Etat für das nächſte Jahr wird Ihnen un- 
verzüglich vorgelegt werden. In Folge des Zuſammenwirkens verlipiebener 
ungünftiger Umftände ift es nothwendig geweſen, zur vollftändigen Dedung 
der Staats: Audgaben, obwohl diejelben thunlichft beſchränkt worden find, 
außerordentliche Einnahmen in Anſatz zu bringen. Die dauernde Stodung 
des Verkehrs und die Folgen einer nicht günfligen Ernte im vorigen Jahre 
baben die fonftige naturgemäße Steigerung der Einnahmen mit der m 
ano nen Zunahme der Staatsbedürfniſſe nicht gleichen Schritt halten 
aflen 


Durd die im allgemeinen volkswirthſchaftlichen Intereſſe befchloffenen 
Herabjegungen der Zölle und anderer Einnahmen find Ausfälle von er 
beblichem Umfange herbeigeführt worden, in deren Vorausficht, zu Anfan 
dieſes Jahres, dem Zollparlamente Borlagen gemacht wurden, welche jed 
die Zuftimmung deſſelben nicht erlangt haben. 

Sch hoffe zuverfichtlich, daß die Vermehrung der eigenen Einnahmen 
des Bundes als nothwendig anerkannt und nicht weiter verfagt werden 
wird. Wenn ferner nad) Tage der Berbältniffe in nächfter Zeit ein Leben: 
digerer Aufſchwung von Handel und Berlehr und ein günftiger Ein 
defielben auf die Erhöhung der Staatd- Einnahmen erwartet werden darf, 
fo knüpft fich hieran auch die Hoffnung, daß demnächſt die Drittel vor- 
handen fein werden, das Gleichgewicht zwiſchen den ordentlichen Staat 

innahmen und Ausgaben berzuftellen und für die Staatsbebürfnifie 
außgiebiger zu forgen, als es gegenwärtig möglich geweſen iſt. 

In Würdigung diefer VBerhältniffe werden Sie feinen Anftand nehme: 
den Vorjchlägen Meiner Regierung wegen Dedung des Ausgabe» Bedarfs 
für das nächfte Jahr Ihre Zuftimmung zu geben. 

Die Beziehungen Meiner Regierung zu den auswärtigen Mächten 
find nach allen Seiten bin befriedigend und freundfchaftlich. 
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Die Ereigniffe auf der weſtlichen Halbinfel Europas können uns zu 
feinem anderen Gefühle veranlafien, als zu dem Wunſche und zu dem 
Bertrauen, daß es der fpanifchen Nation gelingen werde, in der unab⸗ 
bängigen Geftaltung ihrer Verhältniſſe die Bürgfchaft ihres Gedeihens 
und —* Macht zu finden. 

ine —* Uebereinſtimmung in wachſender Bildung und Huma⸗ 
nität bat der internationale Kongreß bewährt, welcher fo eben in Genf 
die Aufgabe gelöft hat, die früher feftgeftellten Grundfäge für die Be⸗ 
handlung und Pflege der VBerwundeten im Kriege zu verpollftändigen und 
auf die Marine auszudehnen. Wir dürfen hoffen, daß der Augenblid 
fern fei, der die Ergebniffe zur Anwendung berufen werde. 

Die Oefinnungen der Souperaine und das Friedensbedürfniß der 
Bölker begründen die Zuverſicht, daß die fortfchreitende Entwidelung des 
allgemeinen Wohlftandes nicht nur Leine materielle Störung erleiden, fons 
dern auch von jenen Hemmungen und Lähmungen wird befreit werden, 
welche grundlofe Befürchtungen und Deren Ausbeutung durch die Feinde 
des Friedens und der Öffentlichen Ordnung ihm nur zu oft bereiten. 

Möge der Landtag, durchdrungen von jener Zuperfiht, an feine 
Friedend= Arbeit gehen! 


Zur Frage der Redefreiheit. 


Erneuter Antrag im Abgeordnetenhauſe (aus der frei- 
fonjerwativen Partei.) 

„Statt ded biöherigen Artikels 84 folgende Beitimmung 
der Reichöverfaffung auch in die preußiſche Verfaſſung auf- 
zunehmen: 

„Kein Mitglied des Landtaged darf zu irgend einer 
Zeit wegen feiner Abjtimmung oder wegen der in Auß- 
übung jeined Berufs gethanen Aeußerungen gerichtlich 
oder dißziplinariich verfolgt oder jonft außerhalb der 
Verſammlung dedjenigen Haujed, zu weldhem er ald 
Mitglied gehört, zur Verantwortung gezogen werden." 


20. November. Erklärung des Minifterd des Innern Grafen 
zu Eulenburg Namen? der Staatöregierung. 


Meine Herren! Die fchweren Bedenken, welche bie Regierung gegen bie 
Gewährnng einer unbejchränkten Rebefreibeit an bie Mitglieber bes Landtages 
ebegt hat, hegt fie auch noch, aber fie fühlt fich nicht gebrungen, wie Die Sachen 
tegen, auf biefe Bedenken einen Wiberfpruch gegen ben Antrag v. Guérard zu 
füten. Die Bunbdesverfaflung hat den Mitglievern bes Reichstags volle unbe» 
ſchränkte Rebefreiheit gewährt; die Majorität des Abgeordnetenhauſes fieht in dem 
Rechtezuftand, wie er durch Art. 84 der preußiichen Verfaffungsurlunde begründet 
if, eine Schmälerung ber Rechte ber preußiichen Landesvertretung. Die Anträge 
auf Dellaration ober Abänderung bes Art. 84 folgen fih und brohen fchwere 
Wunden aufzureißen, bie befjer geichloffen bleiben. Die Staatsregierung iſt ber 
Anficht, daß ihre Bedenken gegen Gewährung ber vollen Rebefreibeit nicht fo 
ihwer wiegen als die Gefahr, aus diefer Beranlaffung einen Unfrieben zwilchen 


790 

1868. 

ber Staatsregierung unb ber Lanbesvertretung fich einbürgern zu fehen. Cs 
würbe der Staatsregierung zur Beruhigung gereiden, wenn biejenigen Mitglieder 
des Haufes, welche bisher die Auficht ber ats vegierung getheilt Haben, auch 
anf dem jetzt von ihr eingeichlagenen Wege fich ihr anſchlöſſen. Die Staatsre- 
gierung giebt fi) einer doppelten Hoffnung hin: erftens, daß Die Landesvertretung 
erfenuen wird, daß ber Regierung auch große Opfer nicht zu ſchwer werben, 
wenn es fih darum handelt, fi in Einklang mit ber Lanbesvertretung zu er- 
halten; zweitens, daß, fobalb das Geſetz feine Schranlen mehr gegen bie Unfitie 
ziehen wird, bie Sitte ſelbſt ſtark genug fein wirb, aud ohne die Mauer bes 
Geſetzes ſich gegen ihren Feind zu ſchützen. Diejenigen Mitgliever des Gtaats- 
miniſteriums, weiche zugleich Mitglieder des Abgeorbnetenhaujes ober bes Herren⸗ 
hanſes find, werben in beiden Häufern für ben Antrag flimmen. 


Der Antrag wurde im Abgeordnetenhaufe in zweimaliger 
Abftimmung, mit einer Zwilchenzeit von 21 Tagen, mit 
großer Mehrheit angenommen. 


Erklaͤrung des Grafen von Bidmard bei der Bera⸗ 
tbung im Herrenhauſe. 


Ich bitte um Ihre Nachficht, meine Herren, wenn ich vor der Tages⸗ 
ordnung das Wort ergreife. Sch glaube dem Haufe eine Erflärung und 
Motivirung darüber ſchuldig zu Fin, dag ich ungeachtet des Urtheils, 
welches ich tiber die Grundlagen des Antrags in diefen felben Räumen 
von diefer Stelle früher auögelprodhen babe, Hr denjelben ſtimmen werde, 
wenn es mir geftattet ift, mich heute an der Abftimmung zu betbeiligen. 
Ich werde dazu geleitet von der ſchon oft an diefer Stelle außsgefprochenen 
Ueberzengung, daß die Geſammtheit des konſtitutionellen Lebens eine Reihe 
von Kompromiſſen bildet, welche zu fördern zwiſchen den verſchiedenen 
Faktoren ich als weſentliche Aufgabe einer konftitutionellen Regierung ans 
ſehe. Ein Kompromiß kann niemals zu Stande kommen, wenn Niemand 
bereit ift, von feiner Ueberzeugung einen Theil und auch von feiner ehr- 
lichen Ueberzeugung — denn von einer anderen reden wir nicht — wie 
es die meinige ift, den Mitfonkurrenten beim K$ompromittiren zu opfern. 

Ich halte das für wedmäßig und für die Stellung der Königlichen 
Stantöregierung für geboten, felbft darnach zu handeln, und die Unter: 
werfung unter dieſes Tonftitutionelle Gefeg der Vereinbarung nad) Kräften 
zu fördern überall da, wo der Einzelne, ich will nicht fagen durch Anis 
gabe, aber doch durch Verzicht auf die Ausſprache feiner Uebergengung 
mwefentlichere Nachtheile vom Gemeinweſen abzuwenden vermag. ß, 
glaube ich, ift der Fall, der hier vorliegt. 

babe felbft in meinen früheren Aeußerungen und bei der fchärfften 
Berurtheilung des Prinzips zu einer anderen Bit immer Fire 
daß ich praltifch auf diefe Frage einen fehr enticheidenden nicht 
lege, jondern, daß e8 mehr das theoretiſche Gefühl gekränkten Rechtsbe⸗ 
wnßtfeind war, welches meinen Widerftand gegen Biefefhe bedingte. 

Wenn id nun dieſes Gefühl gefangen nehme umd nicht mitſprechen 
lafſe, ſondern befenne, daß ich gegen meine damals offen ausgeſprochene 
Ueberzeugung für den Antrag ftimme, und Sie felbft erfuche, daflr zu 
fimmen und dafjelbe Opfer der eigenen Anficht dem gemeinfamen Ber» 
trägniß der verfchiedenen Faktoren der gejeßgebenden Gewalt zu bringen, 





791 

1868. 
fo habe ich für nöthig gehalten, mich über den Widerfpruch auszuſprechen, 
der zwifchen meinen früheren Aeußerungen in dieſen Räumen und meiner 

tigen Abſtimmung obwaltet, und denjelben in der Weife zu motiviren, 
daß ih als Minifter in einem Berfaffungsftaate mi nicht 
für berechtigt halte, an meiner eignen perfönlichen Ueberzeus 
ung auf jede Gefahr bin fezubalten, fondern unter Um— 
—* en die Uebereinſtimmung der Gewalten und die Her— 
ſtellung derſelben für einen Zwed halte, dem ih nicht nur 
bere&tigt, jondern in meiner Stellung aud verpflichtet bin, 
Ueberzeugungen, von deren Fallenlaſſen ih einen praktiſchen 
und wefentlihen Nachtheil für da8 Gemeinmwefen nidt be- 
fürdte, im Intereſſe der Einigkeit, im Intereſſe des Kompro> 
miſſes aufzugeben. 


Das Herrenhaus lehnte den Guérard'ſchen An- 
trag mit 73 gegen 41 Stimmen ab; der Antrag 
des Grafen zur Zippe, ein Berfahren zu regeln, 
nach weldhen Mitglieder der beiden Häufer wegen 
ihrer Aeußerungen der Ausſchließung auf Zeit 
oder dem Berluft der Mitgliederihaft unter 
worfen werden fönnten, wurde gleichfalls abge- 
lehnt. 


Die auswärtige Vertretung Preußens und des Nord- 
dentichen Bundes. 


Erflärungen des Grafen von Bismard im Abgeorb- 
netenhaufe. 


Antrag der Abg. von Bethuſy, von Bennigfen und von Hoverbed: 
die 8. Staatsregierung aufzuforbern, dafür Sorge zu tragen, baß 
das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten vom Jahre 1870 
ab auf den Etat des Norbdeutichen Bundes übernommen werbe. 
Antrag des Ag. von Hoverbed: 
bie Koften für die Gejanbtichaften in Darmflabt, Dresden, Hamburg, 
Oldenburg und Weimar als „künftig wegfallend“ zu bezeichnen, 
— die Gejanbtihaft in Peling wegfallen zu lafſen. 
I 


Ih glaube die Diskuſſion zu vereinfachen und abzufürzen, wenn id) 
die Anficht der Königlichen Regierung über diefen Antrag vorweg aus⸗ 
fpreche. Ich darf dabei anknüpfen an das, was ich im vorigen Jahre 
über diejelbe Frage von diefer Stelle geäußert habe, daß ich es nämlich 
als eine nothwendige Dernoltitänbigung der Bundeseinrich— 
tungen anfehe, daß mit der Zeit und fobald der Augenblid gelommen 
fen wird, der außmärtige diplomatifhe Dienft in feiner Ge— 
fammtbeit auf den Bund und auf das Bundesbudget über» 
tragen wird. ch freue mich, außfprechen zu können, daß diejer Augen⸗ 
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blid um jehr vieles näber gerüdt ift, als ich im borigen Jahre bei 
derfelben Delprehung nody erwartete. Die vertraulichen Verhandlungen 
"mit unferen Bundesgenofien haben mir die Ueberzeugung gegeben, daß 
wir in Uebereinftimmung mit denjelben dem Neichstage fchon bei feinem 
nächte Bufammentreten eine dahin gehende Vorlage werden machen 
Önnen. 

Ich darf alfo Tonftatiren, daß die in dem Antrage der Herren 
Graf drthuſge uc, von Bennigſen und Freiherrn von —** aus⸗ 
—— ünſche, jo viel an uns liegt, ihrer Erfüllung noch in 
tiefem Jahre und für das Jahr 1870 entgegengeben. 


I. 


Ih erlaube mir, auf die Yeußerung des Herrn Abg. von Hover⸗ 
bed einige Worte zu erwidern. Ich bemerfe zunäcft, daß der Koften- 
punkt von feinem entfcheidenden Einfluffe auf die Auffaffungen der König: 
lichen Regierung und de3 Bundes-Präfidiums gewejen iſt. Die Frage, 
ob wir die Bundesgenoflen zu dieſen Koften heranziehen könnten oder 
nit, ift zwar aus Gefichtspunften der Sparſamkeit immerhin eine be 
deutende, aber fie tritt in den Hintergrund neben der entjcheibenden Frage, 
die der Herr Vorredner im zweiten Theile feiner Aeußerungen berührt 
bat, neben der Bedeutung der Fa Ara dem Außlande gegenüber, neben 
dem Zwed, die internationale Einheit des Bundes in der Repräfentation 
nach Außen nicht blos, fondern auch in der Art, wie diefe Repräfentation 
befoldet und gejchaffen wird, zur Durajfübrung und zur Anſchauung zu 
bringen; und darin flimme ich dem Herrn Vorredner bei, daß nad 
Uebertragung des auswärtigen Budgets auf den Bund dieſer Eindrud 
auf das Ausland und das Gefühl, welches dem analog ift im Inlande, 
ein wmejentlich verftärkter fein wird, und diefe Rückſicht bat ung baupt- 
Ka! beftimmt, die Sache von Hauje aus zu betreiben und bei der 
Inslebenrufung der Bımdesverfaflung fhon in Ausficht zu nehmen. Ich 
kann dabei konſtatiren, daß die Befürchtung des Herrn Vorredners, daß 
an den verbündeten Höfen die Maßregel einen unangenehmen Eindrud 
machen würde, nicht begründet ift. 


Ich kann die aus meinen Wahrnehmungen nicht beftätigen. Ich 
muß im Gegentheil rühmen, daß die verblindeten Höfe in richtiger Er 
fenntmiß des internationalen Werthes der beabfichtigten Einrichtung bei 
den vertraulichen Verhandlungen auch ſchon im vorigen Jahre bereitwillig 
entgegengefommen find und die Maßregel an ſich niemals beftritten, fon- 
dern ihre Ausführung nur als eine * betrachtet haben. Wenn 
der Herr Vorredner num noch weitergehende Anträge hieran anknupft, fo 
möchte id) davor warnen, bei diefer Gelegenheit die Konſequenzen glei 
auf die Spige der Doltrin zu treiben. Fhenretife kann ich dem 
Vorredner ganz Recht geben; die Theorie iſt eben in der diplomatiſchen 
Thätigkeit noch geringer als im gewöhnlichen Leben und kommt noch wer 
niger zur Geltung. Braltife baben wir ein dringendes Bedärf- 
niß, dDiefe Gefandtfhaften innerhalb des deuiſchen Bundes: 

ebiete3 beizubehalten, ein Bedürfniß, welches ich ſchon im vori 
Sabre zu entwideln und zu vertheidigen mir erlaubt habe. Ob in * 
kunft die Agenten, die wir zu bedürfen glauben, in derſelben Geſtalt und 
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unter derfelben Benennung beizubehalten find oder nicht, das möchte 
ih bitten, der praltifchen Entwidelung der Zukunft anheimzugeben und 
nicht heute jchon, ehe der ganze Uebergang der Diplomatie an den Bund 
beſchloſſen iſt, m präjudiciren. Laſſen Ste uns lieber in dieje Ber- 
bältniffe einleben, als fie vorher feftftellen. Es kann ja fein, daß in 
Jahr und Tag diefe Drgane fich als überflüffig für die preußifche Politik 
und für das von ihr mitbebingte Wohlbefinden des preußiihen Staates 
erwieſen. Es Tann fein, daß die gegenthbeilige Ueberzeugung, die ich im 
vorigen Jahre ausgeſprochen habe und bier wiederhole, fich noch im Laufe 
der Jahre befeftigt. Geben wir der Bundes⸗Inſtitution auch auf diefem 
Gebiete Zeit, praftifh auszubilden. Sie tönnen überzeugt fein von 
der Sparſamkeit, mit der, wie ich glaube, feitdem ich die Verwaltung des 
auswärtigen Meinifteriums habe, im Ganzen gewirthſchaftet worden ift, 
eine Sparjantkeit, die Angefichts des augenblidlichen, wenn auch nicht be⸗ 
deutenden Defizit, fich jedes Antrages auf Erhöhung einer Pofltion 
enthalten hat, — daß diefe Sparfamleit die Königliche Staats - Regierung 
ebenfo wie da8 Bundes « Präftdium beftimmen wird, auf Abftellung einer 
verhältnigmäßig Toftipieligen Inftitution hinzuwirken, jobald fie fi ala 
überflüffig erweiſen follte. Aber Iaflen Sie uns dabei die Erfahrung 
— Jahre wenigſtens zu Rathe ziehen und heute die Frage nicht 
aburtheilen. 


Graf Beuſt und der öſterreichiſche Liberalismus. 


Bemerkungen des Grafen von Bismarck. 


(In Folge der Aeußerung bes Abg. Wölfel, daß der Geſandtſchafts⸗ 
poſten in Dresden nöthig ſei, jo lange Graf Beuſt dort einen Ge⸗ 
ſandten babe; die anſcheinend liberalen Neigungen bes Grafen Beuft 
ſeien nur eine Folge feines Preußenhafles und feines Hafjes gegen 
Graf Bismard,) 

Eine Aeußerung des Herrn Vorredners veranlagt mich, bier noch 
ausdrüdlich zu erklären, obſchon ich überzeugt bin, daß Sie es auch ohne 
meine Erklärung einjehen werden, daß es für mich eine Unmöglichkeit ift, 
auf eine Discuffion über die Perfon eines auswärtigen Collegen bier 
einzugeben, jelbft auch nur vertheidigend einzugehen, denn die Bertheidi- 
ung würde mich immer nöthigen, mich innerhalb gewiffer Grenzen zu 
—5 um keinen falſchen Eindruck zu machen, ſoweit eine Beurtheilung 
der Oeſterreichiſchen Politik, die von dem Herrn Grafen Sit geführt 
wird, damit verbunden fein müßte; dazu halte ich mich an dieſer Stelle 
und in diefem Momente nicht berufen. Nur das Tann ich conftatiren, daß 
mir bisher Symptome einer perfönlichen Abneigung meines Defter- 
reichifchen Herrn Collegen gegen mich nicht bekannt geworden find. Ich 
babe mit ihm in perfönlich guten Beziehungen früher gelebt, auch nicht 
erfahren, daß fich dieſe geändert hätten. Um jo mehr würde ich einen 
Beruf haben, gegen eine Kritik feiner politiichen Thätigkeit einzutreten, 
ſoweit e8 mir fachlich möglich wäre, wenn ich nicht diefen Gegenftand von 
der heutigen Discuffion, foweit ich mich daran betheiligen darf, ausge» 
ſchloſſen Bielte Ich würde auch nicht einmal diefe Worte darüber zu jagen 
mich berufen gefunden haben, wenn nit auß der Art, wie ber Herr 
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Borredner die Sache berübrte, vielleicht gefolgert werden könnte, daß ih 
mehr als ein Anderer berufen fein könnte, für einen Abwejenden einzu 
treten; ich glaube aber umgelehrt, daß ich auf diefer Stelle weniger als 
Andere dazu berufen bin. 

Da ih einmal da8 Wort habe, erlaube ich mir eine kurze Bemer⸗ 
fung tiber die den des Herrn Abgeordneten Virchow, dem Bei- 
fpiel Oeſterreichs zu folgen. 

Ich glaube, dag der Herr Abgeordnete diefe Empfehlungen doch nicht 
fo allgemein hat geben wollen, daß wir nun auch etwa eine Armee von 
800,000 Drann und einen eifernen Beitand derjelben fir 10 Jahre for 
dern follten. Ich glaube auch nit, daß er uns bat empfehlen wollen, 
den Oeſterreichiſchen Adminiftrativ-Einrichtungen, welche das Gegengewidt 

egen die zu bewilligenden Freiheiten der Communen bilden, nachzuahmen 
8a werde durch diefelbe Rückſicht, die mich vorher leitete, gendtbigt, much auf 
diefe Andeutungen zu befchränten, und darf die inneren Einrichtungen 
reichs, die das Gegengift für die freiheitlichen Inſtitutionen bilden, bier nick 
weiter fritifiren. Ich bemerfe nur, daß es den Regierungen mit ihrem 
Liberalismus fo geht, wie den Damen: die jüngfte gefällt immer am beften. 

Defterreih iſt dur eine langjährige Zurüdhaltung in 
die Lage gebraht worden, heut mit demjenigen Kiberalismus 
Epoche zu maden, der bei uns in der Hauptfade ſchon feit 
20 Jahren, in vielen feiner Theile bereits jeit 50 Jahren zu 
einem überwundenen Standpunkte gehört. 


Graf von Bismard am K. ſächſiſchen Hofe. 
Provinzial» Eorresponben;. 

„Der Bundeslanzler Graf Bismard bat N im Auftrage Sr. Ma- 
jeftät des Königs am reitag (11.) nad) Dresden begeben, um dem Könige 
von Sachſen zu defien am 12. ftattgehabten Geburtstage die Glückwünſche 
bes hiefigen Hofes zu überbringen. Zugleich war e8 dem Bundeslanzler 
erwünjcht, dem König von Sachſen, welcher nächft unferem Könige das 
hervorragendſte Mitglied des Norddeutichen Bundes ift, feine perfönlice 
Jung darzubringen. Graf Bismard fand am Hofe des Königs 

ohann eine ebenfo ehrenvolle wie herzlicde Aufnahme. ‘Derjelbe ift am 
Sonntag (13.) von Dresden zurüdgelehrt.“ 


Die Cartellconventiou mit Rußland. 


17. Dezember. Erklärungen ded Grafen von Bismard. 


(Auf die Interpellation des Abg. Dr. Löwe: ob bie Königl. —— — 
rung beabfichtige, die Cartelleonvention mit Rußland vom Jahre 1867 
zu erneuern ober nad) ihrem Ablauf durch einen ähnlichen Inhalt zu 
erſetzen.) 


Die Königliche Regierung ift außer Stande, diefe Interpellation de 
beantioorten, und ich erlaube mir, die Geſichtspunkte, welche fie zur Ab 


nung einer Untwort beflimmen, in Kürze anzubdenten. 
Daß die Interpellation überhaupt geftellt werden konnte, iſt mir ein 
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Beweis von dem großen Unterfchied, der zwiſchen der Auffafiung der 
gr Interpellanten über die Pflichten und Aufgaben des auswärtigen 
ienſtes dieſes Landes herrſchen muß und zwiſchen den meinigen. Denn 
ih Tann nicht annehmen, dag mir die Herren mit vollem Bemußtfein eine 
— ih könnte faft jagen, ftrafbare Handlung zumutben; ich würde es 
ala eine folche anfehen müfjen, wenn die fntentionen der Königlichen 
Regierung über den fraglichen Fall bereits feftftäuden, und ein Beamter 
des auswärtigen Minifteriums, dem fie befannt geworden wären, erlaubte 
fih, fie zu verrathen oder gar zu veröffentlichen. Ich würde ohne Zweifel 
gendthigt fein, gegen einen foldhen Beamten im Wege des Disziplinar- 
verfahrens boraugeben, oder vielleicht fogar die Gerichte gegen ihn anzu= 
rufen: nichtsdeſtoweniger muthet mir die Interpellation etwas Aehnliches 
ai mir, dem Chef diefes auswärtigen Dienftes, der vor allen Dingen 
auf zu ſehen bat, daß aus defien Handhabung und aus der Verlegung 
der — nicht blos Amtsverſchwiegenheit, fondern der im politijchen Intereſſe 
des Landes gebotenen Berfchwiegenheit feine Schädigung der Intereſſen 
des Landes entftehe, und verlangt, daß ich über bevorftehende Berhand- 
ungen mit außwärtigen Mächten mich mit voller Deffentlichleit bier er» 
flären fol. Ich kann bei den Herren Interpellanten in ihrer Geſammt⸗ 
beit nicht annehmen, daß fie mit der Stellung einer ſolchen Frage indirect 
entweder meiner Einficht oder meiner Pflichttreue ein Mißtrauensvotum 
haben geben wollen, indem fie mir eine, wie ich glaube, ftrafbare Pflicht- 
widrigfeit zumutbeten; ich fchiebe vielmehr die Schuld des ganzen Miß—⸗ 
verftändnifles, durch welches eine folche Snterpellation berporgerufen fein 
kann, lediglich auf die allerdings fehr große und weite Ber- 
fhiedenbeit unferer Auffaffung über die Möglichkeiten, die 
Pflichten und die Obliegenheiten des auswärtigen Dienftes. 
muß e8 im Prinzip ein für allemal — die ——2* können 
mır ſehr ſelten fein — ablehnen, über ſchwebende Verhandlungen mit 
auswärtigen Mächten, über bevorftehende Verhandlungen mit auswärtigen 
Mächten Hffentlih Auskunft zu geben, denn es liegt ja auf der Hand, 
dag, wenn man vorher und in verpflichtender Weiſe die Stellung der 
Königlichen Regierung zu den zu verhandelnden Fragen fegeiegt bat, von 
eigentlichen Unterhandlungen in dem einen oder dem anderen Sinne, von 
irgend einer Verwerthung der Sache für das Intereſſe des Landes nicht 
mehr die Rede fein kann. 

Kommt die Sache zur Entſcheidung, jo wird die Königliche Regies 
rung dasjenige thun, was fie im Intereſſe dieſes Landes nach befter 
Lebergengung für angemefien hält, und wird ſich bemühen, diefe Interefjen 
fo zur Anerfennung und gr Verwerthung zu bringen, wie es die Um⸗ 
flände irgend geftatten. Das Maß davon aber in diefem Augenblid zu 
beftimmen und zu veröffentlichen, lehne ich — wie > pafle mit Ihrer 

immung — ab; ich würde mich an dem Intereſſe des Landes ſchwer 
verfündigen, wenn ich auf die Interpellation einginge. 


I. 
Nach einer Hebe des Abg. Dr. Löwe. 


Meine Herren! Mir ſcheint, daß der Herr Vorrebner im gegen- 
wärtigen Augenblid feiner Interpellation eine mejentlich andere Nichtung 
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gegeben hat, als ich nad dem Wortinhalt und nad) der fehr Mo 
tivirung derfelben annehmen konnte. Er bat ihr jettt hauptſächlich bie 
Spite dahin gegeben, als ob die Königliche Staatsregierung fich befugt 
hält, einen Vertrag der Art ohne Mitwirkung des Landtages abzujchließen 
oder nicht. Daß diefe Frage bier in den Vordergrund treten würde, 
darauf fonnte ich gar nicht gefaßt fein. Es ift das eine wefentlich ſtaats⸗ 
rechtliche Frage, deren Erörterung und Entſcheidung hier aus freier Hand 
und brevi manu ich nicht herbeiführen mag. Ich mache darauf aufmerk⸗ 
fam, daß nicht etwa, wie aus den Reden und Andeutungen, die bier heut 
und früher gefallen find, geht ert werden fünnte, dieſer Bertrag mit Ruf 
land ganz Folie ſteht. Wir haben ja ähnliche Verträge mehr oder we⸗ 
niger modifichrt mit den meiften anderen Staaten und auch mit den Nordame⸗ 
rifanifchen Freiftaaten wegen Auslieferung von gemeinen Verbrechern, die 
in der ruffifchen Convention einen der Hauptpunkte bildet. Wir haben die 
ganze analoge Convention mit Defterreich und ich habe nie gefunden, daß 
dDiefe dem Herrn Abgeordneten befonder8 unbequem gemejen Ye: fie müßte 
meines Erachtens doch auch in den fchlefifchen Grenzkreiſen ähnliche Uebel: 
ftände hervorrufen, namentlih, da fie durch eine Zolls@onvention, die 
(ehr viel weiter und tiefer in das Privatleben hineingreift, komplizirt if. 
jo warum richtet fi die Klage immer mehr nad) den Einen Seite 
bin? Iſt die ſchleſiſche Bevölkerung an der öſterreichiſchen Grenze ges 
duldiger und weniger zur Kritik geneigt, ift fie von größerem Vertrauen 
zu der Leitung der auswärtigen Angelegenheiten befeelt, als die am ber 
rufftfhen Grenze? Ich mu e8 faft glauben; denn über die ganz anc- 
logen Berhältnilfe in diefer Richtung ift noch nie eine Klage erhoben oder 
ur Bafis einer Tendenzpolitik bier gemacht worden, während diefe ruififche 

rtell- Convention allein diefe Ehre genießt von allen Außslieferungsver- 
trägen, die wir mit fo vielen Staaten baben, einzig bie Baſis einer jolden 
— ig wiederhole das Wort — Tendenzeolitit zu bilden. Ich meh 
vor Tendenzpolitik wiederholt warnen. er bat nicht die früheren 
terungen, und zwar vom Standpunkte der Randeswohlfahrt aus mit 
Reit, getadelt über die Tendenzpolitik, die vor etwa 40 Fahren über das 
fegitimiftifche Prinzip mit Spanten und anderen Ländern getrieben wurde, 
wo nicht das objective Landesintereſſe, fondern, ich miöchte fagen, dat 
Urtheil über die Negierungdform, die ein fremdes Land fich gegeben bat, 
die Baſis der politiihen Beziehungen bildete. Hüten wir ums, dad Yand 
u fhädigen durch eine ähnliche Tendenzpolitikt. Wir find für bie 

rt, wie die anderen Länder regiert werden, Gott fei Dant, 
nicht verantwortlich, weder Sie, noch ich; wir find aber Alle 
einigermaßen verantwortlih dafür, wie wir die Wohlfahrt 
der deutſchen und preußifhen Bevölkerung in richtiger Scho: 
nung der Beziehungen zu fremden Rändern wahren, ohne daß 
wir, wie es audh der Herr VBorredner zu meiner Freunde ab- 
gelehnt bat, uns auf den Standpunkt der Kritik fremder Re 
gierungen zu ftellen haben. 
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Das Recht der Krone in Bezug auf die höheren Ber- 
waltungsänter. 


Die Betheiligung von Zuftizbeamten am Berwaltungs- 
dienft. 
19. Dezember. Erklärung ded Grafen von Bismard bei der 
Berathung des Geſetzes über die juriftiihe Prüfung im 
Herrenhaufe. 


Ich ergreife zumächft das Wort, um die Rechte der Krone gegen die 
befchräntende Aus egund u verwahren, welcher der Herr Referent (Dr. 
Blömer) auf diefer Tribüne Worte gab. Nach der Anficht des Herrn 
Referenten wäre Se. Majeftät der König nicht befugt, zu den höheren 
Berwaltungsämtern Derfonen u ernennen, weldhe nicht die 
vorgefchriebenen Prüfungen bei der Eraminations-Kommilfion 

emadht haben. Den jwriftifch mifjenfchaftlichen Beweis, warum die 

eduktion des Herrn Referenten nicht zutrifft, überlaffe ich dem Herrn 
Juſtiz⸗Miniſter und feinen Vertretern. Ich erlaube mir bier nur, die 
Krone gegen eine Beſchränkung zu verwahren, melde um jo unannehm- 
barer if. als die Regierung verfafjungsmäßig für ihre Beamten nad) allen 
Richtungen hin verantwortliih ift und al8 mit diefer Verantwortlichkeit 
eine ſolche Beſchränkung im Eonftitutionellen Staate noch unverträglicher 
ift, als vor Emanation der Berfaffung. Ich verwahre mich um fo mehr 
dagegen, als hier ein Recht der Krone angefochten wird, in defien vollften 
Beſitze fie fich befindet, was fie, fo lange ich lebe, und zu Ihrer Aller 
Kenntniß vielfach ausgeübt hat. Ich erinnere an die vielen Oberpräſi⸗ 
denten, Präfidenten, die zweifellos und vorzugsweife zu den höheren Ver⸗ 
waltung3beamten gehören, die anderen Lebenskreiſen entnommen find, bis 
auf die allerneuefte Zeit nach 1866 hinein. Sie greifen damit an eine 
der beiten Traditionen der preußifhen Monardie, an die 
Freiheit der Bewegung des Königthums, an das Recht des 
Königs, die Befähigung überall da aufzufucdhen, wo fie zu 
finden tft. 

Wenn Sie diefe Freiheit der Regierung mehr als bisher in bureau⸗ 
kratiſche Formen einklammern wollen, dann machen Sie beijpieläweife eine 
fo rühmliche Yaufbahn, wie die des Miniſters Rother, welder vom Kan⸗ 
toniften eines Reiterregiments zu der Stellung eines der audgezeichnetften 
Minifter durch alle Stadien des Dienftes aufgerüdt iſt, zur Unmöglichkeit; 
hätte er eraminirt jein müfjen, jo wäre Preußen um feine Dienfte gefommen. 

Ih trage kein Bedenken, diefes von der Krone geübte Hecht auf's 
allerbeftimmtefte in Anſpruch zu nehmen und dies für eine Frage zu er⸗ 
Hären, in der die Regierung an ihrer Auslegung unbedingt feltzubalten 
für ihre Pflicht erachtet. 

Was die vom Herren Vorredner zulegt geftellte Frage über die Ab⸗ 
fihten der Regierung in Betreff der Verwaltungsbeamten anbelangt, fo 
nehme ich zwar Anftand, eine vollftändige Auskunft darüber zu geben in 
einem Augenblide, wo das Staat3-Miniftertum noch nicht darüber be> 
rathen bat; ich würde bier nichts vertreten können, worüber der Beſchluß 
meiner Kollegen nicht vorliegt. 
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Daß überhaupt eine Aenderung in biefer Beziehung beabfichtigt wird, 
kann ich wohl konftatiren, und daß dabei ein ftärkeres Zurüdgreifen auf 
die Kräfte, welche der Fuftizdienft für die Verwaltung vorbereiten Tann, 
beabfichtigt wird. “Die jetige Einrihtung der Berwaltungscarriöre ift viel 
fach als ein Palladium, als eine der Unterlagen der Größe der preußi⸗ 
ſchen Monarchie dargeftellt worden. Nach meinen Eindrüden muß ich be 
baupten, daß troß diefer Einrichtung die preußifche Monarchie den Weg 

enommen, den fie, wie wir fehen, zurüdgelegt hat, und daß es weſentlich 

fir die Tüchtigfeit der Menfchenrace fpricht, die Preußen bewohnt, wenn 
die aus ihr hervorgehenden Beamten durch die beftehenden Einrichtungen 
nicht verhindert worden find, dem Staate jo wefentliche Dienfte zu leiften, 
wie fie geleiftet haben. Wer in der minifteriellen Stellung die Shmierig 
feiten gejeben hat, die bei der Beurtheilung der Perfonen bervortreten, 
wenn es fi) darum handelt, Stellen zu bejegen, wer Gelegenheit gehabt 
bat — und alle Xelteren unter Ihnen werben dieje Gelegenheit gehabt 
haben — aufftrebende, frifche, in den Staatsdienſt eintretende Kräfte im 
Alter von 20—30 Jahren zu beobachten und dieje jelbe Kräfte nad 18 
bis 30 Jahren wiederum in Geſtalt alter Aſſeſſoren oder gebrochener Re- 
gierungsräthe beobachtet, der wird fich fagen, daß in den jegigen Einrid- 
tungen des Juſtizweſens etwas liegen muß, was die Manneskraft zeriegt 
und frübzeitig abnußt, und was abgeändert werden muß, wenn wir rüflige 
Kräfte in die höheren Stellen bringen wollen. 

Wie das zu erreichen fei, darüber kann ich mich noch nicht aub- 
fprehen, ohne meinen Herren Kollegen vorzugreifen, aber über einen 
Bunte fteht diefe Erwägung bereits feft, umd ich erlaube mir, da ber 
Spezialdebatte in fo weit vorzugreifen. Es ift der Art. 8, die Frage, ob 
bie Betheiligung der jüngeren Juftizbeamten am admintftra- 
tiven Dienft obligatoriſch gemacht werden ſoll, oder nit. Die 
Regierung wünſcht dringend, daß ihr geftattet werde, an ihrer Vorlage 
feftzuhalten. Nach forgfältiger Erwägung der dienſtlichen Erfordernifle, 
die fie an den Nichterftand glaubt flellen zu müſſen, ift fie nad) dem An- 
trag des Herrn Juſtiz⸗-Miniſters bei diefer Beftimmung ftehen geblieben. 
Sie glaubt, daß es von hohem Werthe ift, daß der Richter die 
Adminiftration, die Adminiftration den Richter, daß diefe 
fih gegenjeitig fennen lernen, und daß dies nicht blos zur Erleich⸗ 
terung der in Bezug auf die Verwaltungsbehörden zu treffenden Einrid- 
tungen gereicht, dern es ift unferer Meinung nach ebenfo weſentlich 
im Intereſſe des Suftizdienftes, daß die Richter nit nur die 
Gelegenheit, fondern aud die Nothwendigfeit haben, ſich dies 
jenige vieljeitigere Ausbildung zu verfhaffen, die durd die 
Arbeiten bei Behörden außerhalb des ftrengen Juſtizdienſtes 

efördert wird, die wir wenigſtens davon erwarten. Daß mi 

elegenheit fein follte zu diefer Beſchäftigung, Tann die Regierung wicht 
zugeben. Es ift dies, wie ich höre, in der Kommiſſion angedeutet worden, 
aber, wie ich glaube, wohl nur deshalb, weil man den Begriff der Ad⸗ 
miniftratiobehörde zu eng gezogen bat; wenn man babei blos die Regie 
rungstollegien verftanden haben wollte, fo könnte der Einwand zutreffend 
fein. Aber wir find davon andgegangen, daß ebenjo gut die Iren und 
Hleineren, Kommumalbehörden, Magiſtrate, Tandrathsänter und amdere, 
die ich bier nicht aufzählen will, ebenfogut unter diejenigen Stellen ge 





199 

1868. 
hören, die für den jungen richterlichen Kandidaten, der bei ihnen arbeitet, 
geeignet find, ihm eine vieljeitigere Ausbildung und ein klareres Bild von 
em ganzen Räderwerk des preußifchen Staates zu geben als der reine 
Suftizdienft. Ich bitte daher die hohe Berfammlung, diefen Sat nicht 
ala aujälig oder gleichgültig zu betrachten, ſondern die Königliche Staats⸗ 
regierung legt in ihrer Geſammtheit den größten Werth auf die Beibe⸗ 
haltung des $. 8 in feiner urfprünglichen Faflung. 


— — — — — 


64. Preußens Antheil an der Seilegung des türkiſch- 
griechifchen Streits, 


Dezember. Androhung energiiher Maßregeln ber Türkei gegen 
Griechenland wegen der den Aufitändiichen auf Kandia 
gewährten Unterjtügung. Ä 

19. Dezember. Abbrudy der diplomatischen Beziehungen zwijchen 
der Türkei und Griechenland. 


20. Dezember. Dringende Borftellung von Rußland, England und 
Frankreich in Konitantinopel, weiteren Maßregeln noch An⸗ 
ftand zu geben. 


Preußiſch-Ruſſiſcher Vorjhlag zu einer Kon— 
ferenz der Großmächte in Pariß. 


Der franzöfiihe Minifter Marquis v. Lavalette an ben Bot- 
ſchafter in Berlin. 


— „H. v. Solms hat mir in Betreff des griechiſch⸗ türkiſchen Streits ein 
Telegramm mitgetheilt, welches, unter Anrufung bes Protokolls vom 14. April 1856, 
zu dem Schluß kommt: „Wenn man bie Verhandlungen in ben Schooß einer 
Conferenz zu London oder Paris verlegte, würde man hoffen können, daß bie 
Sade nubiger als in Konftantinopel behandelt würde. Fragen Sie an, ob bie 
Kaiferliche Regierung geneigt wäre eine Conferenz ad hoc zu berufen.” Ich habe 
dem 9.0. Solms ‚geantwortet, daß wir feine Bebenken gegen bie Berufung einer 
Conferenz nach Parts haben würben, wenn die übrigen Mächte ihre Zuſtimmung 
geben. Die Pforte aber wird vor Allem wiſſen wollen, welche praftifche Bürg- 
haften wir ihr bieten Könnten, um fie auf bie Ausführung ber von ihr ange- 
drohten Schritte verzichten zu laffen.” — 


20. Dezember. Der engliiche Botſchafter in Paris an den Minifter Elarenbon. 


„Ich jah Heute den Marquis von Lavalette. Er fagte mir, daß ber preußiſche 
Geihäftsträger Graf Solms-Sonnenwalde zu ihm gelommen war, um im 
Anftrage bes Grafen Bismard den Vorſchlag Seitens ber preußtfchen Regierung 
zu maden, daß eine Konferenz der Mächte, welche ven Pariſer Bertrag unter- 
zeichnet hatten, wieberum dahin berufen würde, um bie Maßregeln zur Aus- 
gleihung der Differenzen zwifchen ber Türkei und Griechenland und Behufs Ab- 
wenbung der daraus für den Frieden Europas drohenden Gefahr zu befprechen. — 
H. v. Lavalette hatte, wie er fagte, dem Grafen Solms erwibert, daß er vor 
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Ertheilung einer beſtimmten Antwort bie Befehle bes Kaiſers einholen mäfle. 
Für feine PBerfon habe er kein Bebenlen gehabt, vem Grafen Solms fofort zu 
erflären, daß er im Prinzip durchaus ber Meinung ſei, alle internationalen 
Streitigfeiten der Entſcheidung der Geſammtſtimme Europa’s zu unterbreiten. 
Das fei das Prinzip, welches durch ben Pariſer Congreß feftgeftellt fei, unb er 
lege Werth barauf, bafjefbe footel als möglich beobachtet zu fehn. — Bald nach 
bem Grafen Solms kam ber ruſſiſche Botſchafter Graf von Stadelberg um 
Daranf zu bringen, daß eine Bermittelung ber ſechs Mächte ber Türkei und Griechen⸗ 
fand angeboten werbe. x. x. — — 

— Ich bemerkte, baß bie engliihe Regierung gewiß ein Einverſtändniß 
zwifchen England, Rußland und Frankreich zu gemeinfamem Handeln in Konften- 
tinopel und in Athen für angemeflen und erfolgveriprechenb erachte, daß Ew. 
—— dagegen erhebliche Bedenken gegen eine Konferenz der ſechs Mächte 
aben. x. x. €. 


21. Dezember. Der englifche Botſchafter in Paris an Lorb Elarenbon. 


„Der Marquis v. Lavalette jagte mir heute, daß ber Kaifer entichieben den 
Vorſchlag Preußens wegen Abhaltung einer Konferenz in Paris billige. — Her 
v. Lavalette fügte hinzu, er babe den öfterreichiichen Botichafter, Fürſt Met- 
ternich darüber geſprochen, welcher, obwohl ohne Imftruction, fich günflig Aber 
ben Gedanken einer Konferenz geäußert babe. Ebenſo der italienifhe Bot- 
ſchafter x. 2. — Herr v. Tavalette machte zu Gunflen einer Konferenz be 
ſechs Mächte geltend, es fei für diefe Frage von großer Bebeutung, daß feit ber 
Befreiung Griechenlands fehr erhebliche politifche Veränderungen eingetreten ſeien. 
Wenn jett Vereinbarungen über Griechenland zu treffen wären, fo würbe un- 
zweifelhaft Defterreich, Italien und Preußen zur Theilnahme berufen fein. Defter- 
reich ſei als Nachbar birect berheifigt an ben türfijchen Angelegenheiten. Bat 
Preußen betreffe, ſo könne die Thatſache, gleihvielob fie erwünſcht 
oder unerwünſcht fei, nicht geleugnet worden, daß feine Stellung 
in Europa eine fehr verfhiebene jei gegen bie vor 40 Jahren, und 
bag fein Anſpruch auf Theilnahme an ber Regelung irgenb einer 
enropällgen Angelegenheit nicht von ber Hand gewiefen werben 

nne.” 


23. Dezember. England erklärt feine Geneigtheit zu einer Konferen;. 

24. Dezember. In einer eingehenden Beiprehung zwijchen Grat 
Bismard und Graf Benedetti wird der Wortlaut 
der Einladung zur Konferenz in Paris unter beftimmter 
Bezeichnung der Aufgabe derfelben feftgeftellt. 

24. Dezember. Depeihe Benedetti's an Lavalette. 


„Ih erhielt geftern Abenb ein Schreiben von Herrn v. Thile, welbes 
mir den Wunſch des Minifter- Präfidenten mittbeilte, fich mit mir in ber Botidaft 
ober im Auswärtigen Amte zu beiprechen. Ich begab mich zu Herrn v. Bismard. 
Er tbeilte mir mit, daß er zwei Depeſchen von Paris nnd London erhalten habe, 
nah denen Sie feine Anfichten über die Art und Weile, wie feinem Vorſchlage 
Folge zu geben fei, zu erfahren wünſchten, — ferner, daß Lord Clarendon für 
unerläßlih hielt, im voraus bie Grundlagen ber Aufgabe ber Konferenz u 
en Er wünſchte fi vor jeber Antwort barüber mit mir zu ver⸗ 

nbigen. — — — 

Schlieglih kamen wir über die Fafſung einer Aufforberung überen, mie 
ich fie telegraphiich ſchon gemeldet habe: eine Mittheilung foll an bie Bertragt- 
mächte von 1856 gerichtet werben, um fo zunächft zur Änerkennung ber Kotb- 
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wenbigleit einer gemeinfamen Berfländigung aufzuforbern, um bie Verſchlimmerung 
des Standes ber Dinge im Orient zu verhüten unb zu prüfen, in wieweit es 
fih empfiehlt, den Fordernngen des Ultimatums ber Pforte Genugthuung zu ge- 
währen. Sobald bie verſchiedenen Höfe fi) dieſer Abficht angefchloffen haben 
werben, ſoll bie franzöfifche Regierung die Konferenz nad Paris berufen.” 


24. Dezember. Lavalette an Benebetti. 


„Mit Rüdfiht auf bie dringenden Umſtände habe ich unverweilt bei ben 
Bertretern der Mächte, welche ben Vertrag von 1856 unterzeichnet haben, Schritte 
ethan. Ich babe Feine berfelben in Unfenntniß darüber gelaffen, baß bie 

ittative von dem Berliner Kabinet ergriffen worden war und daß der Schritt 
bes Grafen Solms am folgenden Tage von dem ruffifhen Botſchafter unter- 
fügt worben war. — — — Ih habe ein Telegramm folgenden Inhalts ent- 
worfen: „Das Berliner Kabinet beantragt unter Berufung auf das Protofoll 
vom 14. April 1856 die Berfammlung ober Konferenz ber Unterzeichner des 
Barifer Vertrags, um bie Mittel zu finden, ben zwiſchen ber Türkei und Griechen⸗ 
land entflanbeuen Streit beizulegen unb zu prüfen, in weldem Maaße es fich 
empfiehlt, ben in bem Ultimatum ber Pforte aufgeftellten Forberungen Yolge zu 

n.“ — — — — Sie ſehen, daß wir mit Graf Bismard über bie Be- 
i g ber Aufgabe ber Konferenz einverſtanden find.“ 


1869. 2. Januar. Einladung an die Parijer Vertragdmädhte 
und an Griechenland zu der am 9. März in Parid zu 
eröffnenden Konferenz. 


9. Januar. Zufammentritt der Konferenz. 


20. Sanuar. Feftftellung einer an die griechiihe Regierung zu 
rihtenden Declaration. 


6. Februar. Griechenland erkennt die Declaration der Konferenz 
an und erklärt, feine Haltung mit derfelben in Einklang 
bringen zu wollen. 


22. Februar. Depeſche Lavalette's an bie franzöſiſchen Milftonen im 
Auslande. 


Nah einem Rückblick auf den Verlauf und bie Ergebniffe ber Konferenz, 
— fließt die Depeihe: „Indem bie Pariſer Konferenz den von dem Kongreß im 
Jahre 1856 ausgeiprochenen Wunſch in einem Speclalfalle au Geltung brachte, 
bat fie gezeigt, wie fruchtbar bie diplomatiſche Aktion ber Mächte werben Fünnte, 
wenn fie, wie ber Kaijer feit Jahren angeregt hat, auf bie Gejammiheit ber 
allgemeinen Kragen Anmwenbung fände. In biefer Beziehung muß fie als ein 
wichtiger Alt gelten, und ber Erfolg, welcher ihre Anftrengungen gekrönt Bat, 
barf als ein glüdfiches Vorzeichen der Kortfchritte gelten, melde hoffentlich 
noch auf biefem Wege vollziehen werben.“ 


Furſt Biemarck. 51 
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65. Weiteres von der Sandtagsfeffion. 


Die Depoffedirten nnd die preußiſche Politik. 

Erklärungen de8 Grafen von Bißmard bei der Be 
rathung über die Bejchlagnahme ded Bermögend des Königs 
Georg und des Kurfürften von Heflen. 


I. 
29. Zanuar. König Georg und die Welfenlegion (Rebe 
im Abgeordnetenhaufe). 

(Nah dem Abg. Windthorft, welder bezweifelte, daß eine Han- 
noverjche Legion ee 

— Gie erinnern fih, daß diefe Legion zu einer beſtimmten zei 
mit öfterreichifchen Päffen, von deren Ertbeilung fich die Kaiferliche Res 
gierung losſagte und die für Geld an einen Agenten des Hietzinger Hofes 
von einem Unterbeamten ausgeliefert worden mwaren, aljo mit erfauften 
Päſſen ſich nah der Schweiz und von dort nad Frankreich begab, immer 
als ein geichloffener militärischer Körper. Diefe Angelegenheit ift &egen- 
ftand wiederholter Korrefpondenzen zwilchen der norddeutſchen Bundesre 

ierung und der Raiferfich franzöfifgden Regierung geweſen. Die franzö- 
Afche Regierung bat einerfeit3 das Aſyl⸗ und afiredt, welches fie zu 
gewähren gewöhnt ift, auch in diefem Falle nicht verfagen zu follen ge» 
glaubt, andererſeits bat fie doch eingefehen, daß eine militairifch organtfirte 
—* mit Offizieren an ihrer Spitze und zu Waffen⸗Uebungen 
vereinigt auf dem Xerritorium eines Staates nicht gebuldet werden könne, 
wenn diefe Demonftrationen gegen einen Nachbar, mit dem ınan in Frieden 
leben will, gerichtet find, Anfänge einer directen Bedrohung gegen dieſen 
Nahbar. Die Franzöſiſche Regierung hat deshalb angeordnet, daß dieſe 
Leute von ihren Difizieren getrennt und in Tleinere Abtheilungen vertheilt 
werden follten. Zunächſt will ich über die Angabe der Sannoveraner, 
welche fich jett dort befinden, eine Mittheilung der Königlihen Botſchaft 
in Paris hervorheben, wonach fi die Legion augenblidlich auf etwa 
1400 Köpfe belaufen fol; ferner eine Mittheilung aus der Schweiz, wo⸗ 
nah ein dortiger befannter Agitator, der au) mit den Herren Mayer 
und Yrefe in Stuttgart unmittelbare Verbindungen unterhält, es über: 
nommen hatte, die Hannoverfche Legion in Frankreich durch Anwerbung 
Polniſcher Emigranten zu vervollftändigen, daß dieſes aber an der geringen 
Neigung der Polen, ſich hierzu benugen zu laffen, geicheitert, und daß es 
nur gelungen ift, 12 Polniſche Freiwillige zu „liefern. wie bier gejagt 
ift, die in Paris auch abgenommen worden find. 

Ein weiterer ausführlicher Bericht eines Agenten, der in den Kreiſen 
der Legionaire Aufnahme gefunden bat und ihnen vielleicht noch angehört 
— id weiß es nicht ſicher —, beichäftigt fi mit dem Theile der Han- 
noverſchen Legion, welcher augenblidlih in Amiens dislocirt if. Die Mit- 
theilungen, die ihm dort geworden find von den Soldaten felbfl, — denn 
unter dem Namen „soldat Hanovrien“ find fie eingefchrieben im bie Ans 
meldungsliften — geben die Zahl nur auf 900 bis 1000 an. Jedoch 
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find die Leute felbft einigermaßen außer Zufammenhang geratben und 
deshalb nicht ficher in ihren Angaben. Der BZufammenhbang wird nur 
duch die Unteroffiziere und Offigiere der Legion erhalten. Der Herr 
Vorredner wird aljo darans erjehen, daß eine von feinen Vorbedingungen, 
die militairifche Organifation, beftehbt. Daß die Leute nicht bewaffnet find, 
ft allein der Franzöfifchen Regierung, nicht dem guten Willen der Legion 
und ihrer Oberen zu danken; wenn es ihnen nicht verboten wäre, Ges 
wehre zu führen, fo würden fie fie ganz gewiß haben. — — — 

Ich babe für den Augenblid nur Vieles thatfächlihe Material liefern 
wollen, und behalte mir vor, nach Verlauf der Discuffion auf die juris 
ſtiſche Darftellung vom politiſchen Standpunkte aus zurüdzulommen. 


Nach dem Abgeorbneten Waldeck: 

Wenn ich zu fo fpäter Stunde noch das Wort ergreife, fo gefchieht 
die nur in der Meberzeugung, daß ich demjenigen, was die Herren Vor⸗ 
redner, was der Herr Regierungs⸗Commiſſar für den Commijfionsentwurf 
gejagt haben, nicht viel mehr hinzuzufügen habe, namentlich) nachdem der 
Herr Borredner, der foeben die Tribiine verläßt, den Beweis geliefert hat, 
daß bezüglich der LTebensinterefien des Preußifchen Staates die Partei» 
Randpunkte fich einander nähern, die Parteiunterfchiede wenigftens aller 
Preußifhen Barteien fi) abmindern. Der Herr Vorredner hat in der 
Thatfache, daß gleichzeitig mit der Publication des Geſetzes die Publica- 
tion der Sequefter- Berordnung erfchien, einen Ausdrud der Reue bei der 
Königlichen Regierung fiber die Vorlage des Geſetzes erblidt. Sch will 
über die Worte nicht rechten, aber ich will erklären, daß die Möglichkeit 
dieſer Reue mir bei der Borlage dieſes Geſetzes jchon keineswegs ausge⸗ 
ſchloſſen ſchien, daß ich aber Mir den Fall ihres Eintritt3 auch auf die 
patriotifche Mitwirkung der Geſetzgebung ſchon damals gerechnet habe. 

Der Abſchluß jenes Vertrages eben jo wie die jegige Se— 
queftrirung der damit bemilligten Mittel bilden zwei Glieder 
in der Kette von Sriedensbeftrebungen, welchen die Königliche 
Regierung jeit dem Jahre 1866 jich ununterbrochen hingegeben 
bat, und ich jchlage darunter das zuerft Genannte, den Ab- 
Ihluß des Bertrages, noch heute nit niedrig an. Seine Wir- 
fung war nach drei Seiten bin berechnet, einmal nach der der ehemaligen 
Untertbanen des Königs Georg; mag davon heute gejagt und gedacht 
werden, ma3 da will, in diefen Acten — ich will Sie mit der Vorleſung 
nicht aufhalten — liegen ung die damaligen Berichte der Provinzialbe- 
börden vor, die von einem folchen Ausgleiche eine weſentliche Einwirkung 
auf die Verbefferung der Stimmung, auf die Beruhigung der Gemüther 
bofiten, und die ſich wiederholt und dringend dahin ausſprachen, die Kö— 
niglihe Staatöregierung möge in diefem Sinne die Initiative ergreifen, 
nöthigenfallß eine folche Abfindung durch Geſetz erftreben, wenn ein Bers 
trag nicht zu erreichen wäre, da fehr viele politifch mit den Aenderungen 
volllommen ausgefühnte Leute doch in Bezug auf perjünliche Anhänglich« 
feit, in Bezug auf perfönliches Mitleid mit einer gefallenen Größe erft 
bierin ein volllommenes Bindemittel mit den neuen Einrichtungen finden 
würden. Das hat einmal die Königliche Regierung veranlagt, der Sache 
näher zu treten. Der zweite Grund lag in der zweiten Richtung, in 
welcher ich dieje friedliche Wirkung von dem Abſchluß des Vertrages er- 
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wartete, nämlich in der Richtung auf befreundete und verwandte Höfe; 
von dort auß kamen uns in der That die erften Anregungen, die erften 
Einführungen der Agenten des Königs Georg, mag die Verbindung von 
Hieging aus abgeleugnet werden oder nicht, fie liegt eben actenmäßi 
por in Originalbriefen der Agenten diefer fremden Höfe. Bon da ** 
die Cinladung, Was dabet der Königlichen Regierung ebenfomoht wie 
den fremden Regierungen vorfchwebte, geht aus dem Mafftabe hervor, 
der urfprüngli an die Bemeſſung der Dotation angelegt wurde. Es 
wurde gelrast: was bramsht ein Königlicher Herzog von Sumberland, um 
in der Mitte des reichen Englifchen Adels mit Anftand, ohne beſchämende 
Erinnerung an politifches Unglück Ieben zu können? Es wurde gejagt: 
nad Verhältniß des Vermögens der großen Engliihen Adelsfamilien 100 
bis 1%0,000 Pfund Sterling. Das ift der Mapftab gewefen, den mir 
n Grunde gelegt haben, und der alleinige politiiche Zweck, den wir erfirebt 
—* iſt geweſen, eine annehmbare Eriftenz für die gefallene Dynaſtie 
zu finden, in der ſie der Vaſuchung überhoben wäre, die Ruhe ei 

oßen Landes durch dynaſtiſche Beſtrebungen weiterhin zu ſtören. Wir 
haben deshalb — ich wenigſtens meines Tri, habe auf die Berechnung 
er Nevenüen keinen ſehr hohen Werth gelegt, auf den Werth der Ber: 
mögend»Objecte, die und heute wieder aufgezählt find, und für die zu 
entihädigen nicht in unferer Abficht Liegen konnte. Man konnte höchſtens 
nebenher in Betracht ziehen: welche Reinrevenllen bat der König von 
Hannover zu feiner Dispofition gehabt, und dem war das, was wir ihm 
geboten haben, ja ganz erheblich überlegen. Ich habe diefen Punkt fon 
im vorigen Sabre berührt und babe gejagt, es fei mir lieb, daß ber 
König Georg durch feine Vertrags⸗Unterſchrift mehr angenommen babt, 
als ihm nach Verhältniß feines früheren Einkommensgenuſſes zuftände, 
weil der Gedanke eines Geſchenkes von König zu König eine freimiligen 
Aces der Liberalität unter den vorliegenden Umftänden unzuläffig jet 
Es mußte ein zweifeitiges Gejchäft fein; für diefes Mehr mußte irgend 
etwas gewährt jein. 

Damit komme ich auf die dritte Richtung, in welcher ich den Vertrag 
dem Frieden förderlich gehalten babe, nämlich in Be ug auf die Stellm 
des Königd Georg felbft. In den beiden eriten tungen babe i 
mich nicht getäufht. Die Wirkung zu Bunften des Friedens, die 
der Bertrag haben follte, hat er gehabt; wir haben unfern 
guten Willen dDocumentirt, und diefer gute Wille ift und an 

en betreffenden Stellen auch fo voll angerechnet worden und 
wird uns fo voll angerechnet, als ob der Bertrag fortbeftände; 
und in diefer Beziehung babe ich über den Abſchluß des Ber- 
trage8 keine Reue. Die legte Berechnung mar allerdings eine durch 
den Erfolg nicht gerechtfertigte; es war aber auch die bei mir am me 
nigften ſichere. Wir waren nicht fo ſchlecht unterrichtet, daß wir e8 3* 
für unmöglich hätten halten ſollen, daß trotz der Zuſage, trotz des Ver⸗ 
trags⸗Abſchluſſes, trotzdem daß durch dieſen Vertrags⸗Abſchluß der König 
Georg wenigſtens, wie der engliſche Ausdruck lautete, bound in honour 
war, daß trotzdem dieſes moraliſche Engagement von Seiten des Königs 
Georg volftändig migachtet werden könnte. Wir konnten nicht erwarten, 
dag der König eine volle Entfagung, eine Abdiction expressis verbis 
ausſprechen werde. Wir waren auch darauf von den fremden Höfen au 
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merkſam gemacht worden, daß er dazu nicht zu bringen fein würde, daß 
dies aber —IF nicht —— ſei. Die befreundeten Höfe waren 
mit und der Meinung, daß, wenn auch der König Georg der fernlie⸗ 
genden, meiner Ueberzengung nach unmöglichen Chance nicht entfogen wollte, 
durch fremde Waffengewalt, nad etwaiger Ueberwindung der Wehrkraft 
des Norddeutichen Bundes, dur coalirte Mächte fih zurädführen zu 
laflen — das ift nicht die Abficht des Vertrages gewejen, daß der König 
Georg für folden Fall darauf verzichten follte, feinen früheren Platz, 
wenn ihm das Königreich Hannover von einem fremden Eroberer ange 
boten würde, wieder zu übernehmen; folche Tragweite haben dergleichen 
Ablommen immer nicht, wie ich ſchon im vorigen Jahre bemerkte — wir 
aber berechtigt waren, das zu glauben, daß mit der Unterzeichnung diejes 
Bertrages der König Georg verzichte auf eine unfruchtbare Prätendenten- 
Ihaft, auf die traurige Rolle eines Yürften, der den Krieg fortjegt an 
der Spige non 1000 oder 1400 verführter junger Leute, die er — man 
foın kaum jagen löhnt, fondern miethet, für einen beftimmten täglichen 
Preis ihren regelmäßigen Arbeiten und ihrer Zukunft entzieht. Daß dies 
aufhören witrde, babe ich allerdings mit Gewißheit erwartet und darin 
babe ich mich getäufcht. Ich babe das gehofft und gewünſcht im Intereſſe 
der Hannoverfchen Jugend von den unteren Ständen, welche der Verfüh⸗ 
rung beſonders ausgelegt ift, für Geld einer Art von GSeelenverläuferei 
u verfallen und fpäterhin in Müßiggang zu verfinten. Es ift meines 
rachtens für ein Land nicht gleichgültig, wenn etwa 1000 biß 1500 
junger, kräftiger Leute in den beften Jahren für ein müßiggängerifches 
Leben erzogen und ihrem Baterlande entrifjen werden. 

Ich habe mich nicht weiter gewundert — und dergleichen Leiftungen 
find auch weniger erfennbar und deshalb weniger ftrafbar — menn die 
Belfifche Partei in Beziehung auf die Preſſe und fonftige Agitation Ver⸗ 
bindungen einging mit allen denjenigen Parteien, mit allen denjenigen 
Elementen, welche einer Eonfolidation der jetzigen Zuftände feindlich find. 
Denn fie mit den Mitteln, die fie außerhalb diefer Abfindung oder mit 
diefer Abfindung hatte, Alles miethete, was an Federn und Sntriganten 
täuflih in Deutſchland war, das hätte mich nicht in Verwunderung ge⸗ 
ſetzt. Dergleihen entzieht fich einer Kontrole und einem beftimmten Nach- 
weis. Die Verbindung mit allen Feinden der Deutſchen Einheit, fei es, 
weil fie eine Einheit i und vom partifulariftiihen Standpunkt befämpft 
wird, ſei e8, weil fie eine monarchiſche Einheit ift und deshalb befämpft 
wird, das Bündniß mit allen Gegnern des confeffionellen Friedens in 
Deutf land — auf alle diefe Verbindungen lege ich bier nicht das Ge⸗ 
wit. Ich halte mich lediglich an die eine fcharf ausgeprägte Thatfache: 
die fortgefegte Unterhaltung diejer Legion zum Zwecke des Krieges gegen 
das eigene Vaterland im Bunde mit fremden Mächten, fobald eine Chance 
da fein wird, die ſtark und günftig genug wäre, um dieſes Element in 
die Waagſchale zu werfen; dabei ein Beftreben, ununterbroden ben 
Grieden als zweifelhaft, als einer unmittelbaren, naheliegen= 
den Störung ausgeſetzt darzuftellen, und auf dieſe Weije 
da8 Bertrauen, defjen große Nationen bedürfen zu ihrer 
a a da8 gegenfeitige Vertrauen, deffen Europa be» 
darf, nah Kräften zu ftören, fiberall Agenten, Intriganten binein« 
zubringen, um keinen Slauben an den Frieden, keine Berbeflerung der 
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Buftände in an und Wandel, keine Belebung des Verkehrs umd der 
Wohlfahrt auflommen zu laffen. AU dieſes Treiben ift uns befannt; es 
fpringt ung in bie Augen, ohne daß es juriftifch nachgewieſen wird, und 
obgleich es in den Zeitungen fteht, ift e8 doch wahr. 

Aber ih halte mi nur an das vorliegende Factum, daß 
der König von Hannover fortwährend die Rolle eines krieg— 
führenden Yürften und gegenüber fpielt. Diefes Factum 
allein giebt der Staatsregierung das ganz unzmweifelbafte 
Necht der Nothbwehr gegenüber einer Beftrebung, fie mag Mein 
oder groß fein; darauf, ob wir fie fürchten, fommt es gar nidt 
an, fondern e8 fommt nur darauf an: giebt uns der Gegner 
eine wirklich faßlihe, gar keines weiteren Eingeftändniffes 
bedürfende rehtlihe Waffe, mit der wir fein ganzes Gewebe 

erreißen, die Quellen ibm abſchneiden können, mit denen er 
* verwerfliches Gewerbe der Beſtechung und Corruption 
betreibt? Dieſe Handhabe, dieſe Waffe finde ich im der einfachen 
aber wefentlichen Thatjache der Legion; ich laſſe mich auf weiter nichts 
ein und brauche aud) nichts als dieſen Nachweis, daß der König ſich nad 
wie vor als eine kriegführende Partei feinerjeitS betrachtet und dadurch 
den Bertrag materiell und moralifch bricht, dadurch fein Eigenthum nad 
Kriegsrecht in die Hände des Gegners liefert, dem es erreichbar iſt. Ob 
dieſe Gefahr klein oder groß ift, darauf kommt es nicht an: principüs 
obsta. Hier ift von juriftifcher Nothwehr die Rede geweſen, die iſt ımter 
Umftänden fo Iimitirt, daß ich faft ſchon todt fein muß, ehe ich mid 
wehren darf. Dahin dürfen wir es in flaatlichen Beziehungen, wo mr 
nicht für unfer eigenes Leben zu forgen haben, fondern fir die Wohlfahrt 
einer ganzen Nation — dahin dürfen wir e8 nicht kommen laſſen, da 
wir erft anfangen, zur Nothwehr zu greifen, wenn fie faft fchon nicht 
mehr anwendbar ift; ich befchränte die Nothwehr nicht anf den 
Begriff allein der Abwehr eines lebensgefährlihen Anfalles, 
fondern auch auf die Herftellung desjenigen Vertrauens auf 
den Frieden, deſſen wir zu unferer Wohlfahrt bebärfen. Dies 
Bertrauen auf den Frieden würde nicht geftärkt werden, wenn wir nicht 
einem folchen Unternehmen entgegenträten, deflen Duldung mit der Würde 
einer großen Nation meines Erachtens nicht verträglich iſt, durch deſſen 
Duldung wir uns nur dem Verdachte ausfegten, als hätten wir wicht den 
Muth, uns zu wehren, als fürchteten wir, wenn wir und rübrten, jo 
würde uns ein Anderer in die Hände fallen. Denn es giebt eine Feig⸗ 
beit, die e8 nicht wagt, fich zu mehren, und auch nur die Degenfpik 
wegzufchlagen, die auf ihre Bruft gerichtet ift, fondern fi von ihr durd- 
rennen mr und in Starrheit — mag e8 Befangenheit, mag es nervoͤſe 
Lähmung fein — nit Hand anlegt, um die Gefahr abzuwenden, die ihr 
droht. Dafttr zu forgen, daß dies nicht geichieht, ift die Aufgabe der 
Regierung. AS in der Richtung diefer Aufgabe liegend, babe ich unfer 
Berfahren ſchon in der Commiſſion gekennzeichnet. Wir wollen hier 
nit zu Gericht figen über den gefallenen Gegner, aber mir 
wollen Deutfhland vor Schaden bewahren, wir wollen 
diefem Frevel mit dem Frieden einer großen Nation, mit dem 
Frie den Europa’s ein Ende maden, gegen diejenigen, melde 
für perſönliche und kleinliche dynaſtiſche Iutereffen fid be 
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rufen fühlen, das Glück und die Ehre des eigenen Baterlandes 
in Verſchwörungen mit dem Auslande zu bedrohen und auf's 
Spiel zu fegen. Ä 
II. 
13. Februar. Preußen und die Hannoverſche Politik im 
Fahre 1866 (Rede im Herrenhaufe). 


Die Gefühle, die den Herrn Vorredner (den Grafen zu Münfter) 
beftimmen, gegen die Borlage zu jtimmen, die den Herrn Vorredner nur 
mit Widerftreben an diefer Debatte fich betheiligen laſſen, begreife ich 
vollfommen; aber ich Tann mir deshalb feine Rechtsdeductionen noch nicht 
aneignen. 

Der Vertrag vom September 1867 ift feiner ganzen Form und Ent» 
ftehung nad ein Staatsvertrag. Es ift nicht meines Amtes, meine 
—— ar unter Privatverträge des Königs, meines Allergnädigften 
Herrn, zu fegen. 

gt der Unterſchrift zweier Könige, gegengezeichnet von mir, als 
dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten dieſes Landes, liegt diefer 
Bertrag vor, in Feiner Weite in der Form eines Privatvertrages, fondern 
in der unbedingten Form des Staatövertrages. Auch feiner ganzen Ent« 
ftehungöweife nach konnte er nur ein Staatsvertrag fein. Wir maren 
Seiner Majeftät dem Könige Georg Nichts Iyulbin: Ueber die Frage, 
welche Privateigentyum einem Krieg führenden Monarchen nad dem 
Kriege bleibt, entjcheidet erft der Friedensſchluß; einen anderen Richter 
giebt e8 darüber nicht. Diefer Friedensſchluß war noch nicht eingetreten; 
es wurde ein Waſſenſtigand abgeſchloſſen, und dieſer von der anderen 
Seite gebrochen. So liegt meines Erachtens die Sache rechtlich. 

Schuldig waren wir dem Könige Georg Nichts; wir haben ein Bei⸗ 
ſpiel der Großmuth im Intereſſe des Friedens gegeben, wie es in der 
Europäifchen Geſchichte meines Wiſſens nicht vorgekommen iſt. Ich habe 
nicht gehört, daß die Vorfahren des Königs Georg, nachdem ſie das Haus 
Stuart vom Throne Englands vertrieben hatten, dieſem Haufe durch 
Staatsgelder die Mittel geliefert Haben, der Königlichen Armee bei Cul⸗ 
Ioden gegenüberzutreten. Ich habe nicht gehört, daß die verſchiedenen 
Bweige des Hantes Bourbon, deren Throne den StaatSummwälzungen in 
Branfreih, in Spanien, in Neapel zum Opfer fielen, auf Rollen dieſer 
Länder mit einer Dotation verjehen worden wären, die man die Abficht 

ätte haben können, ihnen zu laflen, wenn fie fremde Legionen, oder 

anzöſiſche oder Italieniſche Legionen in der Fremde angeworben hätten, 
um Ri gegen das eigene Yand in führen. Noch weniger ift e8 mir wahr« 
fheinfih, daß die Spanische Regierung e8 für ihre juriftiiche Pflicht 
halten wird, der Königin Iſabella Mittel zum Kriege gegen fie zu liefern, 
und daß von Stalien ber die Bourbonen in ihren Abfichten durch Staats⸗ 
mittel unterftügt würden. Ich führe dies nur an, um Ihnen die Gering« 
ſchätzung zu kennzeichnen, mit welcher wir die fittlihe Entrüftung aufzu« 
nehmen haben, die fi von fo vielen feindlichen Seiten geltend macht: 
als ob wir hier einen ungerechten, gemattthätigen Act gegen einen an fich 
ungerecht feines Thrones beraubten Fürſten übten. 

Die Art, wie heute die Gefchichte des Jahres 1866 dargeftellt wird, 
ift wohl geeignet, den &lauben an alle hiſtoriſchen Darftellungen zu er⸗ 
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füttern; wenn man fteht, was über eine Periode, die nur drei Jahre 
rüdwärts liegt, mit Erfolg gelogen wird, fo wird e8 fchwer, das zu 
lauben, was, duch Vernnithungen und Conjelturen unterflüst, aus 
Beren Zeiten und erzählt wird. Wenn man heut zu Tage die Darftellung 
des Berbaltens Preußen? zu Hannover fchildern hört, — und wie viel 
Lefer nehmen fie geduldig in — fo follte man glauben, Preußen wäre 
1866 über feine Nachbarn bergefallen, wie der Wolf über eine Lämmer⸗ 
beerde; aber wie war die Situation vor dem Kriege? Sekt aus dem Blide 
rückwärts fieht e8 ganz anders aus: jeder hat die Klugheit der Herren, 
die vom Rathhauſe kommen; es jcheint, ala wenn der Preußifche Steg 
etwas ganz Natürliche gewejen wäre, was Preußen beftimnt vorausge⸗ 
fehben und zur Bafis ferner Berechnung gemacht hätte. Das war nicht 
der Glaube biß zum 3, Juli 1866, am allerwenigften am Hannoperſchen 
Hofe und in der Hannoverfhen PBoliti. Die Hannoverſche Regie» 
zung bat 1866 viel früher gerüftet, als die Preußiſche; fie 
war die erfte, die auf die erfte Aufforderung Defterreihß, ich 
glaube vom 16. März, gleichzeitig mit Sagen zu rüften be= 

ann, und auf unfere Frage, wozu die Rüftungen dienen 
oliten, während wir nod feinen Mann rührten, wurde und 
die mehr ſcherzhafte als politijche Antwort gegeben: wegen 
der vorausſichtlich ſchlechten Ernte beabfihtige man das fb- 
fihe Herbftmandver im Frühjahr abzuhalten. Ungeachtet dieſes 
Hohned baben wir uns nicht abhalten lafjen, die forgfältigften Verhand⸗ 

ngen mit dem Könige von Hannoner zu führen; wir haben jeine zwei⸗ 
beutigen Nüftungen ſich entwideln fehen, ihm während derjelben die volle 
Neutralität mit Garantie der vollen Unabhängigkeit geboten; ich danke 
jest Gott, daß unfer Gegner verblendet ablehnte, e8 wäre ein Norddentſcher 
Bund in der heutigen Öefatt ja kaum a geblieben, wenn der König 
von Hannover damals eingemilligt hätte, fich die völlige Unabhängigkeit 
durch Staatövertrag verbürgen zu laflen, nur unter der Bedingung, daß 
er neutral bleibt, daß er feine Neutralität durch Verzicht auf jegliche 
NRüftung verbürge. 

Ste können daraus entnehmen, wie wenig wir daflelbe blinde Zu⸗ 
trauen in unjeren Sieg hatten, welche8 unfere Gegner damals befeelte, 
indem die Außertampffegung einer tüchtigen Armee von 20,000 Mann 
in unjerem Rüden eines Opfers werth jchien. Die Enthällungen 
über jene Periode, die namentlih in Stalienifhen Schriften 

egeben find, laſſen e8 in hohem Grade wahrfheinlih er- 
Pärinen, dag Defterreich fih zum Opfer Benetiens ſchon vor 
dem Kriege hatte bereit finden lafjen, und es ſich nur um die 
. Trage handelte, ob für diefes Opfer eine Entfhädigung in 

Deutfchland zu finden, oder in Geld gewährt werden mäjjfe. 
Wären mir beflegt worden, was damals die ganze Welt außer uns jelbft 
für gewiß hielt, jo glaube ich nicht, fr Schleſien das einzige Opfer ge- 
weien wäre, mit dem wir und hätten löjen müflen, ich glaube vielmehr, 
daß das „Welfenreih,“ die Herftellung des Reiches Heinrichs 
bed Löwen in der vollen Ausdehnung des Niederfähfifhen 
Stammes, mwenigftens auf der linten Seite der Elbe, do den 
damaligen Hannoverfhen Berehnungen nit fo ganz fremd 
war, wenn auch der umbedingte Glaube an den Oeſterreichiſchen Sieg, 
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der jelbft nach der Schlacht von Langenſalza noch die Danbiungen des 
Königs Georgs beftimmte, hauptſächlich dag enticheidende Moment für 
die Hannoverſche Bolitit geweſen iſt. ebenfalls machten wir vor dem 
Kriege dem Hannoverfchen Hofe nicht den Eindrud ſiegesgewiſſer Eroberer. 
Man glaubte im Gegentheil, der Moment fei gelommen, um das Netz 
über unferem Kopf zulammen zu ziehen; man rechnete auf die Uebermacht, 
die der bundbrüchige Beſchluß vom 14. Juni gegen uns ins Feld führen 
jollte; man rechnete, daß mit dem demnächft verftünmelten Preußen es 
möglich fein werde, diejenigen Deutfchen Neformen, über die im Herbfte 1863 
der Fürftentag in Frankfurt a. M. tagte, ind Leben zu führen, während das 
unverftünmelte Preußen ſtark genug geweſen war, um durch feine einfache Ab» 
weſenheit diefes Projekt damals zu vernichten. Sie werden mir in diefer Frage 
einige Urtbeil zutrauen dürfen, da es feinen Mann in Preußen giebt, der 
länger als ich mit der Deutſchen Politik amtlich befchäfttgt geweſen ift, und 
ih habe die Eoalition, die uns im Jahre 1866 ſiegesgewiß gegen— 
übertrat, in wechſelnden Formen feit dem Sabre 1851 in 
Frankfurt a. M. zu befämpfen gehabt, zuerft in dem Bedauern, daß 
man uns den Frieden von Olmütz bewilligt habe, daß die Schwarzen» 
bergicde Politit nicht mit Gewalt und Entfchlofienheit durchgeführt worden 
fei, nachher in vielfachen Verfuchen in gemäßigterer oder ftärkerer Weife 
jene Bolitit wieder aufzunehmen und ſchließlich im Glauben an die Ueber» 
legenheit der bewaffneten Bundesmaht im Frühjahr 1866, indem man 
nur die Ziffern der Bundesarmee in Berechnung 309, aber ihre Berfafjung 
nicht jo kannte, wie wir fie fannten. Wenn wir gegen unferer Feinde 
Erwartung der und angedrohten Gefahr der Vernichtung ent- 
gingen und als Sieger das Recht in der Hand hatten, die 

erhältniffe zu reguliren, fo faun man es wohl nicht eine 
ungerehte Eroberung nennen, die wir, nachdem man und das 
Shnert in die Hand gezwungen, fchlieglih machten, indem 
a lediglih an unfere eigene Sicherheit für die Zukunft 
achten. 

Nicht die Frage, ob zwei Millionen Deutiche mehr oder weniger in 
einem Staatskörper vereint fein follten, war die entjcheidende, fondern 
allein die Frage unferer Sicherheit. Es war der Beweis geführt, daß 
wir in Eriegeriichen Situationen eine fo tücdhtige Truppe, wie der Hans 
noverfche Volksſtamm fie liefert, nicht in unferm Rücken belaſſen dürften. 
Die Pfliht der Selbfterhaltung zwang uns, die Wiederkehr 
ähnlicher Konftellationen in unferem wie im Deutſchen In— 
tereffe zu bindern, durch die Hannoverſche Politil war ung 
die Bejeitigung des KönigreihE Hannover aufgezwungen. 
Es fonnte das, fobald der Krieg entfchieden, feine unerwartete Wendung 
für die Hannoverſchen Staatsmänner fein. Ich bin felbft in der Lage 
geweien, ſowohl mit den Rathgebern, die König Georg in der legten 
Zeit feiner Regierung um ſich gehabt hatte, als auch früher wiederholt 
alle Epentualitäten zu bejprechen, und ich hatte jederzeit mit voller Offen⸗ 
heit gefagt, Hannover habe in Zeiten der Gefahr nur eine fichere Politik, 
nämlıh die: fi an Preußen anzufchliegen. Unterliegt Preußen, fo wird 
man Hannover nicht viel thun. Es wird dann vielmehr die klügſte Pos 
kt fein, den Mittelftaat zu ftärken auf Preußens Koften. Siegt aber 
Preußen, fo giebt es keinen fihern Schuß, als den, mit Preußen vers 
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bindet geweſen zu fein. Das Preußifche Rönigebauß würde ſich an Ber: 
bundeten nicht vergreifen können, mit denen es die Verbindung vom ſieben⸗ 
jährigen Kriege ber fiegreich erneuert hätte. Es war diefe Bolıtik jo einfach 
und natürlich, dag nur teivenfhaltlice Berblendung, Herrichfucht und die 
dynaſtiſche Eiferfucht auf die falſche Bahn hat Ienfen können. 

Wenn wir und nad) dem Bertrage von Prag nach weiteren Mitteln 
zur Vefeftigung des Friedens umfahen, fo ſchien uns eines derfelben darin 
u liegen, dem durch Fehler und VBerblendung gefallenen Fürftenhaufe eine 
—* Vergangenheit würdige Stellung zu ſichern, damit es ſich mit dem 
Worte tröjten könne, daß neues Leben aus den Ruinen blüht. Die na 
tärlihe Stellung diefes Haufes, auß der es durch die Berjchiedenheit deö 
Erbfolgereht8 in England und Hannover geriffen, bot fich in dem Reiche, 
an welches da8 Haus König Georgs durch ebenjo glorreiche Erinne: 
rungen geknüpft war, mie die im Jahre 1866 es für uns find, in dem 
Neiche, welches durch die Vorfahren des Könige Georg, durh Wilhelm 
von Oranien an der Spige Engliſcher und Deutſcher, auch Branden- 
burgifcher Truppen, vor 200 Jahren einer verderblihen Regierung ent- 
riffen wurde. Wir dachten und den König Georg in dem Titel, den er 
noch führt, als Herzog von Sumberland, und waren Iderzengt, daß 
er und ſeine Nachkommenſchaft ſeiner Vergangenheit und ſeiner Stellung 
entſprechend dotirt fein müſſe. Dieſe Ermägung allein hat und beftimmt, 
nicht aber der Glaube an irgend privatrechtliches Vermögensrecht eines 
Kriegsfeindes, der feinen Frieden mit und noch nicht gefchloflen hat. 

Es ift jegt ungefähr Jahresfrift, dag die Königliche Regierung jo: 
wohl im andern Haufe, wie diefem gegenitber, ihren Einfluß aufgewendet 
bat, um dem Haufe des Königs Georg eine reiche Abfindung zu ver: 
Ihaffen. ALS eine Abfindung fahen wir es an, weil wir viel mehr gaben, 
alg König Georg befefien hatte. Die Zweifel, weldhe das Herrenhaus 
binfihtli der Zeitgemäßheit einer ſolchen Abfindung geltend machte, 
waren begründet durch die Gleichzeitigkeit der Berhandlungen mit den be 
fannten Borgängen in Hieging und auf der filbernen Hochzeit. Diele 
Zweifel mußten auch im Sinne der Negierung von großem Gewichte fein, 
wir fonnten ung unmöglich berechtigt halten, einen SFhrien, der uns noch 
als Kriegsfeind behandelte und entſchloſſen ſchien, dieſe Rolle fortzuführen, 
die Mittel dazu zu gewähren. Wenn wir dennoch die Vollendung der 
eſetzlichen Grundlage der Abfindung nicht aufhielten, ſo geſchah es, um 
einen Zweifel an dem Ernſte auflommen zu laſſen, mit dem wir dieſe 
Abfindung ſicher ſtellen wollten. Wir wollten uns dem Vorwurfe nicht 
ausſetzen, die Preußiſche Regierung hätte eine unwürdige Comödie mit 
dieſer Sache geſpielt und waͤre vor dem geſetzlichen Abjchlufie zurüdge⸗ 
treten. Bei ber Lügenhaftigkeit der feindlichen Blätter wäre unſer Ber- 
halten jedenfalls entftellt worden. Wir legten deshalb Gewicht darani, 
unfern guten Willen außer Zweifel zu ftellen, und wir wollten zugleih 
eine gejeglich geficherte Bafis für aufinftige Berbandlungen fchaffen, je 
bald uns König Georg oder feine. Erben Bürgfchaft für ihr 
gewähren würden. Wenn uns das Bertrauen täuſchte, welches 
wir in fürftliches Ehrgefühl jegten, das Bertrauen, daß auf 
die fillfehwmeigenden Bedingungen und Borausfegungen dei 
Bertrages gehalten werden würden, fo waren wir überzeugt, 
daß die Geſetzgebung des Preußifhen Staates bereit und ım 
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Stande fein werde, den Schaden, den der Bruch diefes Ber- 
trauen8 dem Lande zufügen könnte, in einheitlicher Befhluß- 
nahme der Factoren der Gefeggebung von dDiefem Lande ab> 
zuwe hren. 

Daß Sie dies thun werden, und mit großer Meajorität thun werden, 
darüber bin ich nicht zweifelhaft. ch habe aber doch zur Erläuterung 
des Beſchluſſes, von dem ich überzeugt bin, daß Sie ihn faflen werden, 
meine Stellung als Mitglied des Haules und die Stellung der Regierung 
mit den eben geſprochenen Worten klarer bezeichnen wollen. 


III. 
30. Januar. Die Agitation ded Kurfürften von Hefjen 
(Rede im Abgeordnetenhaufe). 


[Verfolgung der „Reptilien.“] 


Ich habe geftern ſchon Gelegenheit gehabt, zu äußern, daß ich den . 
Begriff der ftaatliden Nothwehr nicht Tann einengen laffen in den Fall, 
mo ein Staat, wo ein Land thatſächlich angegriffen ift und diefen Angriff 
abzumehren hat, jondern daß ich ihm einbegreifen muß in das Ned, 
die Pflicht einer Landes⸗Regierung — und je größer das Land, um fo 
fchwerer die Pfliht —, dafür zu forgen, daß der Friede überhaupt nicht 
geftört, daß verhütet werde, was den Frieden ftören, mas das Bertrauen 
in dieſen Yrieden erichiittern könnte. Denn ohne dieſes Vertrauen bat 
der Friede nicht die Debeutung, in welcher eine große Nation feiner be- 
darf. Ein Friede, der der Befürchtung außgefegt ift, jeden Tag, jede 
Woche geftört zu werden, hat nicht den Werth eines Friedens; ein Krieg 
ift oft weniger fhädlich für den allgemeinen Wohlftand als ein folcher 
unficherer Friede. In diefer rein politifhen Auffaffung werde ich mich 
nicht irre machen lafjen Durch juriftifche Deductionen. Weber inriftifche 

wirusfäden wird die Königliche Regierung nicht ftolpern in der 

nsäbnng ihrer Pflicht, für den Frieden des Staates zu forgen;z fie 
wird dieſe ihre Aufgabe auch nicht auf das Niveau von Gemitetöiben 
berunterziehen laſſen, fondern fie in ihrer ganzen Höhe aufrecht erhalten 
und durchführen. 

E8 gab eine Zeit bei und, wo der Friede bedroht ſchien. Wenn ich 
das fage, jo fee ich mich zwar wiederum der Gefahr aus, daß ein 
eehrter Abgeordneter bier, von dem ich wohl jagen darf, daß er feit 

bren ſich in eimer nicht immer jachlichen Weile mit meiner Perfon zu 
ſchaffen macht, — daß der mich für einen Schwarzfeher hält und findet, 
ich ſpräche von einer Degenfpige, die auf unjere Bruft gerichtet ift, und 
die er nicht fieht. Es ift mein Troft, dag diefer Herr Abgeordnete 
feiner Beit Hundert Tauſende von Bayonnetten, als fie fhon 
erfennbar in der Luft ſchwebten, auch nicht gefehen hat. — 

Der Kataftruntene Kämmerling des Königs Duncan jah den 
Dold des Macbeth auch nicht, die Aufgabe der Regierung eines 
a Landes ift es aber, die Augen offen zu haben und wach 

n fein. 
’ Ich fage: der Friede ſchien bedroht, und ich kann hinzu— 
fügen, er war vielleicht bedroht, er war bedroht aus Mißver— 
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ftändniffen. Die Spannung der Situation yet nachgelafien von dem 
Augenblide an, wo der Teinifterwechfel in den Donaufärftenthümern ein 
trat; durch andermeite Ereignifle find die Aufmerkiamleiten demnächſt auch 
nad anderen Richtungen gelenkt worden, aber wir konnten vorher wahr: 
nehmen, bis zu welchem Maße die Politit der Königlichen Regierung, die 
friedliebende —* dieſer Regierung bei manchen anderen Regierungen 
verleumdet worden war, bis zu welchem Maße dieſe Verleumdungen 
Glauben gefunden hatten. Die Zeit iſt mir ſelbſt damals als eine un- 
ichere erjchienen — und fehr ängftlich bin ich in der Regel nad) diefer 
ihtung nicht, ich bin auch nicht gewohnt, wahrheitswidrige Zeugnifle 
abzulegen, auch waren die Dinge offenkundig; ich Tann aljo fagen: e& 
war eine Gefahr der Friedensſtörung hauptſächlich durch Mißverftändnifie, 
durch Berdrehung von Thatfachen, durch unmahre Angaben fiber die Po- 
litit diefer Negierung gefchaffen worden. Wie voll der Becher fchon war, 
ift ſchwer zu beurtheilen; welcher Tropfen ihn zum Ueberlaufen bringen 
fonnte, ift nicht zu jagen. Aber wenn mächtige Geldmittel, wenn Eoali- 
tionen der verichtedenen Parteien, welche die Störung des Friedens wün⸗ 
(den eine geroifl Bedeutung erlangen, daß dann die Regierung mit großer 
ufmerkſamkeit diefe Symptome verfolgen muß, daß es ihre Pflicht ıfl, 
rechtzeitig das Land vor Schaden durch Störung des Friedens zu be 
wahren — das merden Sie mir Alle zugeben. Nun konnte e8 der 
Beobachtung der Regierung nicht entgehen, daß das Auftreten 
der Emigration, welde fih an die Häuſer Efte und Brabant 
efettet bat, genauen Schritt hielt mit der Steigerung der 
riegSgefahr, dag die Emigration fehr wohl unterridgtet war 
von ebeimazffen der Cabinette, die und nicht immer gleich— 
zeitig und in dem Maße befannt waren. In gleihem Maße 
wie die Kriegögefahr fteigerte fich die Agitation, fteigerte ſich 
die Sprade der furfürftlihden Organe Bon einem anonymen 
Machwerk, dem bekannten Aufruf, der vielleicht dem Kurfürften gar nicht 
befannt gewefen ift, der vielleicht für Hannoverjches Geld mit Mißbrauch 
des Heſſiſchen Namens gejchrieben wurde — von diefem anonymen Auf 
ruf jteigerte fte ſich bald Durch directere Theilnahme des Kurfürften; je 
höber die Sriegsgefahr wurde, um jo fchärfer trat die Betheiligung dieſes 
Herrn felbft hervor, er jprach zuerit davon, „den Schild Heſſens wieder 
aufzurichten;“ in weiterem Stadium ſprach er von „treu gebliebenen 
Untertbanen,“ in noch weiterem Stadium verftieg er fich zu directen, noch 
jegt in Kaſſel auszuübenden Negierungshandlungen. 

Es fragt fih nun, welden redtlichen Anhalt haben wir, um uns 
egen die notoriſche Schädigung und Bedrohung, gegen dies Aufheten 
Fremder Regierungen und ber fremden Nationen gegen uns zu wehren, 
und diefe Deunrubigung unfered Friedensſtandes vom Halfe zu halten? 
Der erfte Herr Vorredner beut Hat „gefragt, wo die „Legion“ fei, er hat 
feine „Legionen“ verlangt. Wenn der König Georg militairifch gegen 
ung aufgetreten ift, fo Bat ber Kurfürft das Analoge auf diplomati 
Gebiete gethban. Ich lege auf alles andere Material nicht viel Werth; 
wie ich geftern allein in der Legion die Handhabe zum rechtlichen Eins 
ſchreiten — zum krieggrechtlichen Einfchreiten, wenn Sie wollen — fuchte, 
Io ſuche id auch heute allein in der Aufforderung an fremde 

egierungen, gewalttbätig den Zuftand des Norddeutſchen 
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Bundes und Preußens nmaufoben und Provinzen davon los⸗ 
zureißen, den einzigen Alt, an den ih mich halte. — — 

Kann das Ausland, wenn wir annehmen, es fei kriegs⸗ 
luſtig geweſen, wenn wir annehmen, es habe ſich gefragt, wel» 
des ind wohl die Chancen eines Krieges, mußte e8 nicht mes 
jentlih ermuntert werden durch die Borfpiegelung, daß bedeu- 
tende Theile der Hannoverſchen, der Seffiisen Bevölkerung 
einem feindlihen fiegreich eindringenden Heere bereitwillig 
ufallen und ihm den Sieg erleihtern würden? Der Zuftand ber 
— in dem leider in Deutſchland ſich die Gemüther immer noch 
efinden, iſt an ſich dem Ausland bekannt genug: die Stimmung, die vor 
kurzem noch bei einem Mainzer den Biebericher als einen rechtloſen Aus⸗ 
länder betrachten ließ, dem man den Hafen zudämmen könnte, die ben 
Frankfurter bewogen, den Bodenheimer als einen von allen Frankfurter 
Rechten auszufchliegenden Fremdling zu behandeln, ift noch nicht ganz 
vergangen und wird im Auslande eher überfchätt in ihren Wirkungen. 
Die heut hier befundete Gefinnung, melde fi) dahin ausdrückt: wenn ich 
eine Eiſenbahn wiehr bekomme, was frage ich dann nad) dem ganzen 
Deutfchland! die ift im Auslande auch bekannt. Bezliglich der Art wie 
die Eifenbahnen in Heffen. früher zu Stande famen, möchte id) den Herrn 
Borredner an eine Thatfadhe erinnern, die ich nicht erwähnen würde, 
wenn fie nicht in den amtlichen Alten ftände, die wir in Kaſſel gefunden 
haben. Ein Kurfürftliches Refcript an den damaligen Finanzminifter fagt: 
daß Se. Königlihe Hoheit nunmehr feine Einwilligung zum Ban der 
Hanauer Eifenbahn geben will, weil und nachdem diefe Geſellſchaft, Fi 
weiß nicht ob 200 Xctien zu 250 Gulden oder umgelehrt, unentgeldli 
zur Dispofition Seiner Königlichen Hoheit geftellt habe. 

Ich könnte diefe DBeifpiele vermehren, Sie werden die Gründe zu 
würdigen wiflen, weshalb ich darauf verzichte; es ift nur zur Gewiſſens⸗ 
berubigung des Herrn Vorrednerd, defien Motive jo aufzutreten, wie er 
aufgetreten ift, ich in feiner Weile verfennen will. Leider kann fi) das 
Ausland fagen, daß, wenn eine Armee fiegreich bei und vordränge, fie 
nicht überall auf denfelben feindlichen Widerftand floßen würde, wie er 
vielleicht bei jeder anderen gefchlofienen Europäifchen Nation zu erwarten 
wäre. Die Koriolane find in Deutſchland nicht felten, es fehlt 
ihnen nur an „Volskern,“ und wenn fie Volsker fänden, würden fie 
fi bald demaskiren; nur den legten verjühnenden Abſchluß Koriolans 
würden alle rauen Raffels und Deutſchlands dann nicht im Stande gan | 
herbeizuführen. Es ift ſehr zu beflagen, daß dem bei uns jo ift. Ver⸗ 
gegenwärtigen Sie ſich den Eindrud, den e3 in Spanien wie in Rußland, 
in England wie in Frankreich, in Ungarn wie in Dänemark machen würde, 
wenn dort irgend Jemand erflärte, er wolle feine particulariftiichen Ge⸗ 
füfte, feine Familien» Intereflen, feine Partei⸗Intereſſen mit ausländiicher 
Hülfe durchführen, er ſetzte feine ganze Hoffnung darauf, und arbeite 
dahin, daß die Fluren feines VBaterlandes zertreten würden von flegreichen 
ausländiſchen Kriegsheeren, daß feine eigene Heimath im diejelbe Unter- 
jochung verfalle, wie wir fie am Anfang dieſes Jahrhunderts in Deutjch- 
land erlebt haben, was fümmern ihn die rauchenden Trümmer feines 
Baterlandes, wenn er nur auf ihnen fteht! — nehmen Sie an, daß 
in allen Rändern bis in das Heine Dänemark hinein eine 
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Partei, eine Clique die Frechheit hätte, fich zu ſolchen Beftre- 
bungen offen zu befennen, ſolche Leute würden dort überall 
erftiden unter der zermalmenden Beradtung ihrer Landslente! 
Bei uns allein ift das nicht fo; bei uns erliegen fie nicht der 
Beradtung; jie tragen die Stirn hoch, fie finden dffentlid 
Bertgeibiger bis in diefe Räume hinein. 

Ueberall, wo Fäulniß ift, ftellt fi ein Leben ein, welches man nicht 
mit reinen Glacéhandſchuhen anfafien Tann. Diefer Thatſache gegenüber 
fprechen fie doch nicht von Spionirwefen! Ich bin nicht zum Spion ge 
boren meiner ganzen Natur nach; aber ich glaube, wir verdienen Ihren 
Daut, wenn wir und dazu hergeben, bösartige Reptilien zu ver 
folgen bis in ihre 2 en hinein, um zu beobachten, was fie 
treiben. Damit ift nicht gejagt, daß wir eine halbe Million geheimer 
Fonds brauchen können; ich hätte keine Verwendung dafür und möchte 
die Verantwortung für folde Summen nicht übernehmen. Es werden 
fih andere Verwendungen finden, die Ihre nachträgliche Genehmigung 
und Zuftimmung finden werden. Auf dem Heſſiſchen Hofpermögen 
baften, wie man jagt, Berpflidtungen den Lande gegenüber, Baur 
plüchten, die übernommen worden find. Es wird eine Ehrenpflicht der 

egierung fein, wenn fie in dem Beſitz der Fonda ift, ſolche Schulden 
zu tilgen, aber machen Sie und aud dem bedauerlihen Zwange, daß 
wir Gelder auch zu andern Zweden verwenden müflen, feinen Vorwurf; 
ent Sie jelbit erſt, ob Sie Pech anfallen können, ohne fich zu be 
udeln! 
IV 


13. Februar. Die Agitationen in der Preſſe und der 
Friede (Rede im Herrenhaufe). 


In der Kommilfion ift von mehreren Seiten geltend gemacht worden, 
daß das Berfahren gegen Se. Königlihe Hoheit den Kurtürften im Ber 
gleich mit dem gegen den König Georg ein befonders ftrenges wäre, indem 
weniger Beſchwerdepunkte gegen den Kurfürften vorlägen. Ich kann dieje 
Anficht nicht theilen. ch würde fie theilen, wenn es fi um eine Cou⸗ 
fiscation des Vermögens handelte. Es handelt fi aber nur um eine 
Maaßregel, deren Folgen jederzeit befeitigt werden können, wenn Se. 
König. Hoheit der Kurfürft ſolche Bürgſchaften giebt, melde die geſet⸗ 
gebende Gewalt in Preußen davon überzeugen, daß eine Wiederholung 
des bisher Erlebten nicht zu befürchten fteht. Dir fcheint, dag im Ge 
gentheil der Fall des Kurfürften von Heflen noch einfacher liegt, als der 
des Königd von Hannover: beide Herren haben ſich von den ge— 
fhlojfenen Berträgen losgefagt, der König Georg dur Hand- 
lungen, der Kurfürft von Heſſen durh ausdrückiche Erflä- 
rungen, die ſchriftlich vorliegen, die amtlih durch meine Ber- 
mittelung an Se. Majeftät den König gerichtet find, durd 
ner a onnte an alle Europäifche Regierungen gerichtete Ma⸗ 
nifeft. 

Ich darf dieſes als bekannt vorausfegen, obſchon ich mich nicht er⸗ 
innere, daß es in den Sommiffionsberichten des Hauſes gebrudt geweſen 
wäre, es ift dazu zu lang. Es enthält die heftigfte und beleidigembfte 
Kritit der Politik der Preußifchen Regierung und fchließt mit der Auf 
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forderung der Europäifchen Mächte, an die es gerichtet ift, durch thatkräf⸗ 
tigen Beiftand den Kurfürften wieder in feine Länder einzufegen, aljo die 
Provinz Heflen vom Be chen Staate wieder Loageeiben. 

% ehe dieſes Meanifeft als eine unmittelbare Betheiligung des Kur⸗ 
fürften an den bebanerlüchen Agitationen einer Preffe an, deren Thätigleit 
darauf gerichtet ift, den Europäifchen Frieden und befonderß den Frieden 
Deutſchlands zu flören. Ich würde mich nicht berechtigt glauben, gegen 
Pregthätigleit auf diefem Wege einzufchreiten, wenn nicht der Kurfürft 
durch feine Losſagung von dem Bertrage die gefeglihe Handhabe dazu 
geboten hätte. Diefe Handhabe nicht zu benußen, würde eine ſchwere Ver⸗ 
nachläſſigung der Intereſſen des Landes involviren. Ungefährlich find diefe 
Agitationen in feiner Weife; Ste kennen diefelben aus den Blättern, die 
Sıe lefen, und Sie können fi daraus ein Bild davon machen, wie ber» 
gleichen Entftellnngen der Thatſachen in denjenigen Ländern, mo man fie 
zu controlicen nicht fo gut in der Lage ift, wie bei ung, in Rändern, wo 
man die Lüge über biefige Berhältniffe nicht gleih an der Stirne zu er» 
fennen vermag, daß dort die Eindrüde ftärker find als bei ung. 

Es ift an ſich ein verbrecherifches Beginnen, zwei große 
Nationen in der Mitte der Europäiſchen Eivififation, die 
beiderfeit8 den ernten Willen hegen, mit einander in Frieden 
zu leben, die feine wefentlichen Fnterefſen haben, welde fie 
trennen könnten, in den Krieg hinein treiben zu wollen und 
fih zu dieſem Zwede mit einem großen Aufwande von Geld» 
mitteln der gedrudten Lüge zu bedienen. 

Ich braude nicht in allgemeinen Anfchuldigungen zu bleiben; Seinem 
von Ihnen werden die Manöver entgangen fein, die darauf gerichtet find, 
durch die Preſſe in Frankreich, bei einer im Punkte der Ehre und Tapfer⸗ 
feit lebhaft empfindlichen Nation, den Eindrud zu verbreiten, als wolle 
Deutſchland feine durch feine Einigkeit gewonnene Erftartung zu einem Ans 
griffafeiege gegen Frankreich oder im irgend einer feindlichen Richtung 

enugen. Dieje Füge begegnet Ihnen alle Tage in Franzöſiſchen Blättern; 
ih braude Sie nur auf die Sammlung faljher Nachrichten aus den 
legten Tagen aufmerkſam zu machen, die in beiden Rändern künftlich ver⸗ 
breitet werden und bei denen man nicht begreift, ob man mehr über die 
Frechheit der Erfindung oder über die Einfalt und Leichtgläubigkeit der 
Leſer und den großen Rreis erftaunen joll, der ſolche abfurde Nachrichten 
ernfthaft nimmt; aber es zeigt da8 eben, wie wenig man mit den 
wirklichen Berhältniffen befannt ift; Sie haben die Yabeln gelefen von 
einem „Familien⸗Conſeil“, der in Preußen zur Berathung über friegerifche 
Eventualitäten gehalten worden fei, eine Art Eonjeil, welche bei uns da8 
Staatsreht und das Königliche Hausrecht nicht kennt, — von militärifchen 
Eonfeils, von der Rafirung des Glacis in Mainz, weil an der Promenade 
einige Sträucher verpflanzt werden, — ferner von einer Aufforderung, 
die die Königliche Regierung an die ſüddeutſchen Staaten gerichtet haben 
joll, fi) in Kriegsbereitſchaft zu fegen bis zum 1. April, indem Oeſter⸗ 
reich und Frankreich daffelbe thäten, und ich weiß nicht, mas für Um— 
triebe, die wieder in Rumänien ftattgefunden haben follen; das ift aber 
nur eine Yortfegung des Berleumdungsfgftens, nad dem diefe Nation 
ih gegen die Ruhe von ganz Europa hartnädig verſchworen haben foll. 
Alle diefe Nachrichten würden an und für ſich unbedeutend fein; fie 
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fiehen gewöhnlich zuerft in Leicht zugänglichen Winkelblättern, gewinnen 
aber dann eine ganz andere Bedeutung durch die Mitwirkung der Tele⸗ 

aphie. Wenn 3. B. in der „Bayriſchen Landes» Zeitung“ hebt Preußen 
hei Suddeutſchland zur Kriegßbereitihaft aufgefordert, jo lacht in Deutſch⸗ 
and ein Jeder darüber; wenn dies aber als eine Nachricht von ungewöhn- 
licher Wichtigkeit von beflifienen Leuten, die dazu befonders angeftellt find, 
fofort in alle Welt telegraphirt wird, fo gewinnt durch das Tele 
graphiren die erfundene Nachricht eine Bedeutung, die fie an und für fi 
nicht gebeb! bat. 

ir haben uns gegen die Autorität des Gedrudten erft allmälig 

abftumpfen können und das tft namentlich feit 1848 gelungen; bis bahın 
batte für einen großen Theil der Bevölkerung alles Gedruckte feine be 
fondere Bedeutung; Jeder, der auf dem Lande nur das Amtsblatt las, 
von der Bibel und dem Geſangbuche nicht zu reden, hielt das Gebrudie 
für wahr, weil es gedrudt war, ungeachtet des üblichen Sprichworts: 
er lügt wie gedrudt; e8 wird vielleicht auch dahin fommen zu fagen: er 
Lügt wie telegrapbirt, denn gegen den Mißbrauch, der mit dieſem 
Belörberungsmittel getrieben wird, find bisher die wenigften Leute noch 
anf der Hut; fie denken nicht an den Reichthum von Geldmitteln, der es 
Semandem möglich macht, zum Xelegraphiren aller in drei bis vier 
Spraden überfeten ZTendenzlügen in verjchiedenen Weltſtädten Lectoren 
zu bezahlen, die nur Damit befchäft t find, Zeitungen durchzuleſen und 
zu jeben, ob fi eine Alarmnachricht Andet: det er feine, fo bat er fie 
u machen und telegraphirt fie nun al8 aufregende Symptom an vers 
—** ausländiſche Blätter. 

So wird die Öffentliche Meinung in Frankreich bearbeitet; umgelehrt 
wird fie bei uns in Deutichland behin aufgeregt, als ob wir alle Tage 
einen Angil Frankreichs auf Deutfchland zu gewärtigen hätten. Es liegt 
im mohlverftandenen Intereſſe beider Nationen, daß dieſen verlogenen 
Antriguen nad Möglichfeit ein Ende gemacht und daß die Gelbmitte 
dazu ehgeläuitten werden. 

Die Königlihe Regierung bat feit Jahr und Tag ihre 
volle Thätigkeit auf die Zerftreuung falfher Kriegsgerüdte 
vermendet: fie bat im diefem Augenblid die Ueberzeugung, 
daß die Europäifhen Regierungen von friedlihen Iutentionen 
bejeelt find, und fie hat das Bedürfniß, daß das Publikum 
endlih zu demfelben Slauben und zum Bertrauen auf fried- 
liche Zuftände gelange. Schon im Intereſſe der nationalen 
Würde find die Quellen abzufhneiden, aus denen Deutide 
Blätter befoldet werden, die in fhamlofer Deffentlichkeit eine 
ftarte und kriegstüchtige, aber ebenfalls friedliebende Nation, 
wie die Franzofen, zum Kriege gegen Deutjchland auffordern 
and offen die Hoffnung außfpreden, das Baterland, Dentid- 
land, werde in diefem Kriege unterliegen. Mir find in ber 
Breife Vorwürfe gemaht worden, dag ich ſolchen Erfcheinnngen 

egenüber die diplomatiſche Ruhe, die meine Stellung er 
Porbert, nidt zu bewahren vermödte; ich muß nun aber jagen: 
wer über ſolche Niederträchtigkeit nicht in Zorn geräth, hat ein ander? 
organifirtes Rationalgefühl, als mir eigen tft. 
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Die Genehmigung der Allerhöcften Verorbnung vom 
2. März 1868 wegen der Beſchlagnahme erfolgte im 
Abgeordnetenhaufe mit 256 gegen 70 Stimmen, im Herren- 
bauje fait einftimmig. 


Der Welfenfonds beruht auf der Beitimmung im $. 2 
ber Verordnung: 


„Aus den in Beichlag genommenen Objekten und beren Revenüen find, mit 
Ausſchließung der Rechnungslegung an ben König Georg bie Koften ber Beſchlag⸗ 
nahme und der Berwaltung, ſowie ber Maßregeln zur Ueberwachung und Abwehr 
ber gegen Preußen gerichteten Unternehmungen bes Königs und feiner Agenten 
zu befireiten. Verbleibende Ueberſchüfſe find dem Bermögungsbeftande zuzuführen.“ 


Zur Begründung dieſer Beitimmung war in der dem 
Landtage mitgetheilten Denkſchrift gejagt: 

„Die Beſchlagnahme und Berwaltung allein würde die Verhinderung feind- 
liher Unternehmungen uur unvolllommen erreichen laffen: bem Könige Georg 
würbe zwar der Zufluß reicher Mittel zu unmittelbarer Verwendung abgefchnitten 
fein, jeboch würde er einen werthuollen Erfag in der Anfammlung und. nußbaren 
Anlegung finden. Deshalb mußten bie Revenüen bes in VBeichlag genommenen 
Bermögens und Letzteres ſelbſt in vollem Umfange für die Koſten der Ueberwachung 
und Abwehr haftbar gemacht werben. 

Diefen im Berborgenen geplanten Unternehmungen gegenüber, können aud 
die Mafregeln der berechtigten Gegenwehr nidt überall an die 
Deffentlihleitgezogen werben; jede sechnungslegung an ben König Georg 
war beshalb auszufhlieten, und zwar um jo mehr, als auch bei Aufhebung ber 
Beichlaguahme der Staatsregierung nicht würde zugemutbet werben können, über 
ihre Berwaltungsbandlungen, deren Nothwenbigleit und Zweckmäßigkeit mit dem 
Könige Georg in Konteftationen zu treten.” 


Bei der Kommijjiondberathung erklärte Graf Bismarck: 


„sn keinem Falle dürfe man fi) der Beforgniß bingeben, daß die 
Staat3regierung etwa beabfihtige, zur Anfammlung der Reveniien eine 
Sparkaſſe für die Betheiligten anzulegen; nüglihe Verwendungen na- 
mentlih im Intereſſe der LTandestheile, welche die depoffedirten 
Zürften früher beherrjchten, würden fi immer finden Lafjen.“ 


23. Januar. Die Wahlen zum Landtage und zum Reichs— 
tage und die Bereinigung der beiden Parlamente. 


Yeußerung ded Grafen von Biömard bei der Bera- 
thung des Gefegentwurfs in Betreff der Aenderung der 
Wahlbezirfe. 

(Berufsmäßige Abgeordnete; Abkürzung der Seffionen). 
Wenn ich mich als Minifter der Vorlage, welde Sie dißkutiren, 
angeſchloſſen habe, ungeachtet der Abneigung, die ich gegen das Drei⸗ 
Fürſt Bisimard. 52 
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klaſſen⸗Wahlgeſetz bekannt babe und noch bege, fo bin ich dazu geleitet 
worden, einmal in Bezug auf die Eintheilung der Wahlfreife das 
Vorhandenſein der betzeffenden Bermaltungsfreife, indem ich in unferm 
ftaatsrechtlihen Zuftand den geeignetften Punkt zur Anknüpfung des 
Wahlrechts, zur Ausübung korporativer Wechte, zur Ausbildung bes 
forporativen Bewußtſeins, in den einmal beftebenden Kreiſen ſehe. 
Außerdem bat mich ein andered Motiv geleitet und, wie ich auß der 
bisherigen Diskuffion und aus der Stellung der Amendements entnehmen 
muß, ein allerding8 ungerechtfertigtes; es war eine gewiſſe Schen, tiefer 
in die Verfaſſungsbeſtimmungen einzugreifen, als abfolut nothwendig wäre. 
Sch babe die Beforgnig gehegt, Sie würden jede verfafiungsmäßige, 
grundgefeglihe Beſtimmung in höherem Grade als ein noli me tangere 
behandeln und der Berfuh, das Wahlgeſetz zu diskutiren und zu re 
formiren, würde auf eine weniger günftige Aufnahme in Ihrer Mitte 
ftoßen. Ich babe mich darin getäufcht und werde mir diefe Belehrung 
in der Zukunft als Richtfehnur dienen laſſen und annehmen, daß daB bes 
ſtehende Wahlgefeß von Ahnen nicht in dem Maße bochgehalten wird, 
als ich es geglaubt babe; ich würde jonft vorgezogen haben, fchon jekt 
im Schooße des Minijtertums Vorſchläge anzuregen, die das Wahl— 
a: der Monardie mit dem des Bundes mehr in Einklang 
rädten. 

Es bat der Königlichen Regierung und den Bundesbehörden ja von 
Anfang an nahe gelegen, auf eine Vereinfachung des jeit 1866 gefchaffenen 
Näderwerkes hinzuwirken und die Yrage, auf welche Weife Dies zu ge 
ſchehen babe, auf melde Weife dies möglich fei, hat uns vielfad and) 
por diefer heutigen Anregung befhäftigt. Daß es im Wege einer ein- 
fahen Identifizirung der Abgeordneten des Preußiſchen 
Staates in beiden Körperfhaften nit thunlich ift, will ich ver⸗ 
fuchen nachzumeiten, nicht um die Tendenz, die ſich darin ausſpricht, zu 
betämpfen, fondern nur um Ihnen die Schwierigteiten Har zu legen, mit 
welchen die Negierungen zu fämpfen haben, um diefem Ziele näher zu treten, 
die Unmöglichkeiten hervorzuheben, an denen der Berjucd in diefer Form 
icheitern müßte. Die erite muß ich als Vertreter der Krone geltend 
machen, fie betrifft da8 Auflöſungsrecht der preußifchen Krone im 
preußifchen Berfaflungsleben. Daffelbe würde fih auf einen Theil des 
Reichstages doch nicht ohne Bewilligung, ohne Einverftändniß der Landes⸗ 
bebörden anwenden laffen, ja e8 würde das Reichstagswahlgeſetz zu einer 
Unmöglichkeit machen. Der Reichstag braucht ſich nicht partielle Neu⸗ 
wahlen feiner Mitglieder gefallen zu lafien, und er kann verlangen, daß 
bei jeder Wahl die volle Betheiligung aller norddeutichen aktiv und paifiv 
Wahlberechtigten ftattfinde. — — 

Es würde ferner eine folde Einrihtung mit dem Zpei— 
kammer⸗Syſtem in Preußen unverträglich fein. Der Norddentſche 
Bund hat das Recht zu verlangen, daß bei der Wahl für jeinen Reichstag 
die ſämmtlichen norddeutichen Bürger zur Auswahl dazu bereit ſtehen, 
während bei jedem Zweilammer- Spftem die getrennte Natur, die In⸗ 
fompatabilität der Vertretungen des Yandes in beiden Häufern gleichzeitig, 
wird aufrecht erhalten werden müſſen. Im vorliegenden Yale iſt dabei 
das Herrenhaus betheiligt, und wenn ich gegen die Angriffe, welde dieje 
mit der hier verfammelten gleichberechtigte parlamentarifche Korperſchaft 
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bier erleidet, wich meinerfeit3 nur durch eine Berwahrung dede, fo wollen 
Sie doch den Umftand nicht bergeflen, daß ich das einzige Mitglied des 
Herrenhaufes bin, welches augenblidlich in diefen Räumen das Hecht hat, 
feine Stimme zu erheben, und daß mir deshalb die Pflicht obliegt, für 
meine Kollegen des anderen Haufes einzutreten. — — 

Ich möchte ferner davon abrathen, im Intereffe der Feftigfeit 
unjerer fonftitutionellen Einrihtungen, im Intereſſe der Achtung, 
die wir ihnen jchuldig find, auch wenn wir fie nicht billigen; — meine 
Herren, e3 giebt deren, die auch ich micht billige, deren Kritik ich mir 
aber, jeit wir zuſammenwirken zu gemeinfchaftlichen ftaatlihen Zweden, 
feit die Konfliktsſphäre gefchloffen ift, ich glaube, abjolut verfagt habe — 
die Fundamente unteres Berfafjungslebend anzufehten, bie 
Legalität ihres Urfprungs auch nur zu teitifiren: da8 halte ich für fo un⸗ 
rathſam, daß ih mir troß der gegebtnen Aufforderung, und obgleich ich 
Mitglied ded Herrenhauſes bin, verfage dem Herrn Vorredner auf dieſes 
Gebiet zu folgen. 

x babe bier in kurzen Worten nur die Haupthindernifie auf Seiten 
der preußifchen Verfaſſung angeführt, die gegen eine dentifizirung der 
Abgeordneten bier und im Neichätage für Preußen ſprechen. Ich erlaube 
mir noch, auf diejenigen zurückzukommen, die auf Seiten der Bundes⸗ 
politit dagegen —** Man könnte bei gleichen identiſchen Wahlkreiſen 
zwei Abgeordnete für denſelben Kreis wählen, einen für den Landtag, 
einen für den Reichsſtag, was ja ſehr häufig derſelbe ſein kann; aber 
prinzipiell würde uns das nicht weiter führen, denn es würde doch eben 
nicht eine identiſche Vertretung ſein können. Gegen den andern Fall, nur 
Einen zu wählen, der die Geſchäfte beider zu beſorgen hätte, dagegen 
muß ich mich im Intereſſe der Bundesarbeiten und der Reichstagsmit⸗ 
glieder verwahren. Wir finden vielleicht eine reiche Auswahl ſolcher Ver⸗ 
treter, die im Stande ſind, zwei Monate und, wenn das Zollparlament 
tagt, drei Monate den Parlamentsgeſchäften zu widmen, wenn aber dar⸗ 
über hinaus derſelbe Abgeordnete nach einer Landtagsſeſſion von wenig⸗ 
ſtens vier Monaten und — wenn wir alle Penſa erledigen wollen, die 
uns obliegen — ſehr viel längere Zeit beiwohnen ſoll, ſo kommen 9 bis 
10 Monate des Jahres heraus, die der regelmäßigen Thätigkeit eines 
Abgeordneten gewidmet werden müfjen. Es liegt in der Natur der Dinge, 
daß fehr viel weniger Leute bereit fein werben, eine folche Arbeit zu über- 
nehmen, und daß es fehr viel fchwieriger fein wird, einen Abgeordneten 
zu finden, daß aljo der Kreis, innerhalb deilen die Wähler genöthigt 
find zu ſuchen, ein fehr viel Eleinerer fein wird. Mit einer zu großen 
Berlängerung der Landtagsfeifion kommen wir in eine Eituation, die dem 
bureaufratiihen Charakter der Deutfchen zwar völlig entfpricht, die ich 
aber doch mit einer lebendigen parlamentarifchen Entwidelung nicht für 
verträglich halte. Wir kommen dazu, daß es ein Beruf wird, Abgeord- 
neter zu fein, wie ein Beruf, Arzt oder Jurift zu fein; die Thätigkeit 
nimmt die Perjon fo ausfchlieglich in Anſpruch, daß nur Jemand, der 
alle feine Lebensverhältniſſe darauf zufchneidet und jagt: ich will jegt gar 
nicht8 weiter zu thun haben, als mich mit den Arbeiten der Vollsver⸗ 
tretung zu beſchäftigen, — nur Derjenige e8 auf die Dauer leiften fann; 
wir  ommen Thliektid dazu, dag wir eine Berufsklaſſe von 
Abgeordneten erhalten, die aber dann meines Erachtens einem 

52* 
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bureaufratifgen Element allmählich viel näher fommen wird, 
als einer lebendigen, mit dem Boll in ununterbrodener 
Wechſelwirkung ftehenden Bollsvertretung, von der ich mir 
niht anders denken kann, als daß fie eine große Anzahl der 
befhäftigten Klaſſe des Bolles unmittelbar repräfentirt, 
Wie nun dem abgebolfen werden ſoll — ja, meine Herren, darüber mid in 
einer Weiſe auszufprechen, die mich bei ihrer Deffentlichkeit als Bundes⸗ 
kanzler binden wiirde, das wollen Sie mir erlaſſen. ‘ch glaube, daß es auf 
dem Wege der Fortentwidelung des Bundes gefchehen ann, 
und ich glaube, daß es nicht jehr fchwer fein wird, ſobald wir zu dem 
idealen Zuftande gelangt find, den die Engländer längſt in 
der Braris haben: dag die Öudgetberatbung nur 48 Stunden 
Dauert. 


Zur Stellung Lauenburgs. 


9. Januar. Aeußerung ded Grafen von Bis marck (bei Gelegen- 
beit eined Antrags auf Heranziehung Lauenburg zur Ber 
zinfung der preußiichen Staatsſchuld). 


— — Die Herren erftreben die Einverleibung von Rauenburg und wollen 
eine Preſſion dahin ausüben. Ich glaube kaum, daß dies erforderlich if. 
Die Einverleibung wird von felber kommen, wenn man ihr 
Zeit läßt; fie zu erzwingen durd einen Drud, — ja ich weiß 
nicht, ob das richtig gehandelt ift dieſem Rande gegenüber. Der 
ger Borredner knüpft aber daran einen gemiffen Vorwurf, daß bei ber 
rwerbung von Lauenburg nicht fofort zur Einverleibung geſchritten ſei. 
Meine Herren, erinnern Ste Sich der damaligen Situation! Wir waren 
noch nidt fo glüdlih, für unjere Politik die Zuftimmung dieſes 
gauiee zu haben, wir fonnten niht daraufrehnen, daß unfere 
niräge bier ohne Weiteres durchgehen würden; die ganze 
Politik, melde wir betrieben, wurde auf das ſchärfſte betämptt 
Wir mußten darauf gefaßt jein, daß irgend ein Modus der Ermwerbung, 
zu weldem wir die Zuflimmung des Hauſes bedurften, dieſe Zuftimmung 
eben fo wenig gefunden haben würde, wie die Geldbedürfnifie, die wir 
damals hatten. Gott jei Dank liegt diefer Zeitraum weit hinter uns, und ich 
bin nur durch den Vorwurf, der ſich auf die Vergangenheit bezieht, durch 
den Appell an die Situation der Vergangenheit, unſer damaliges Verhalten 
in Ihren Augen, wenn nicht zu rechtfertigen, fo doch zu erklären; denn 
an fi würde eine willfürlihe Schöpfung eines neuen Klein» 
ftaates eine unerflärlihe und mit unferer Politik unverträg: 
lihe Sade fein. 


6. März. Schluß des Landtags durch den Grafen von Bis⸗ 
mard (ohne bejondere Schlußrede). 


66, Die Krichstagsſeſſinn von 1869, 


—,— — — 


1869. Die auswärtige Vertretung des Bundes und 
die allgemeine Politik. 


4. März. Aus der Eröffnungdrede Sr. M. ded Könige, 


— — Um der Eonfular-Bermaltung des Bundes den gefchäftlichen 
Zufammenhang mit der Führung der auswärtigen Angelegenheiten zu er- 
balten, und um die politifhe Einheit Norddentſchlands in der 
feiner Berfalfung und feiner internationalen Bedeutung ent 
Iprehenden Form zum Ausdrud zu bringen, find in den Etat 
für 1870, Ihren Anträgen entjprechend, die Aus aben aufgenommen 
worden, welche durch die Leitung der ausmärtigen Boliti des Bundes 
und durch deren Bertretung im Auslande bedingt find. 

Die erfte Aufgabe diefer Vertretung wird auch in Zukunft die Er⸗ 
haltung des Friedens mit allen Völkern bilden, welche gleich uns die 
Wohlthaten defjelben zu fchägen wiſſen. Die Erfüllung diefer Aufgabe 
wird erleichtert werden durch die freundichaftlichen Beziehungen, melde 
zwifchen dem Norddeutichen Bunde und allen auswärtigen Mächten bes 
fiehen und melde fih vor Kurzem durch die friedliche Löſung der die 
Ruhe des Orients bedrohenden Spannung von Neuem bewährt haben. 
Die Verhandlungen und der Erfolg der Barifer Eonferenz haben Zeugniß 
abgelegt von dem aufrichtigen Streben der europäifchen Irächte, die Seg⸗ 
nungen des Friedens als ein werthvolles Gemeingut unter gemeinjame 
Dbhut zu nehmen. Angefichts diejer Wahrnehmung ıft eine Nation, welche 
fih des Willens und der Kraft bemußt ift, fremde Unabhängigkeit zu 
achten und die eigene zu fchligen, zum Vertrauen auf die Dauer eine? 
Friedens beredhtigt, den zu flören außmärtigen Regierungen die Abficht, 
den Feinden der Ordnung die Macht fehlt. 

Mit diefem Bertrauen, geehrte Herren, wollen Sie an Ihre Arbeiten 
gehen in dem Sinne, welcher Ihre Berathungen bisher geleitet hat, in 
dem Bemußfein der großen nationalen Aufgabe des Bundes und in der 
Zuverfiht, daß die verbündeten Regierungen an der Löſung diefer Auf 
gabe freudig mitwirken. 
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16. März. Die Redefreihbeit der Landtags- Mitglieder 
und die Bundespolitif. 


Erflärungen ded Grafen von Bismarck 


(in Bezug auf den Antrag bes Abgeorbneten Lasker, betreffenb den Erich 
eines Bunbesgejehes folgenden Inhalts: „Kein Mitglieb eines 
Landtages ober einer Kammer eines zum Norddeutſchen Bunde ge- 
börigen Staates darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Abftimmung 
ober wegen ber in Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerungen 
erihtlih oder bisziplinarifch verfolgt, ober fonft außerhalb ber Ber- 
fm, zu welcher das Mitglied gehört, zur Berantivortung gezogen 
werben.” 


(Zunähft auf eine Rebe des Abgeorbneten von Mallindrobdt.) 


Ich babe feit drei Jahren fo felten das Glüd, mich mit dem 
Borredner in Uebereinftimmung zu befinden, daß ich den Augenblid, wo 
dies der Fall ift, nicht vorübergehen laffen kann, ohne mir die Genug: 
thuung zu geben, e& zu konſtatiren. 

Ih finde in dem Antrage nichts Neues, was nicht im vorigen Fahre 
fhon vorgelegen hätte. Ich Babe mid damals darüber ausgejprocden; ich 

abe meinen damaligen YAeußerungen au kaum etwas Binzuzufügen; meine 
uffaflungen haben fich feitdem nicht geändert. 

Wohl aber bat fich die Sachlage einigermaßen geändert. Ich babe 
damals zugefagt, meinen Einfluß in Breuen zu verwenden, um die An- 
fiht der Herren Antragfteller zum Durchbruch zu bringen. Daß ich dies 
nicht ohne Erfolg gethan habe, zeigt Ihnen die Stellung, melde das 
Königlich preußiſche Staats Miniferum im Abgeordnetenhaufe, melde id 
ſelbſt dazu im Herrenhaufe eingenommen habe. ch habe in einer Sigung 
des Herrenhaufes die Annahme des geraden Gegentheil von dem, was 
ich früher von der Stelle (auf die Bänke des Haufes deutend) empfohlen 
hatte, von diefer Stelle, wo jet mein Platz it, empfohlen mit der Er 
Härung, daß ich meine Weberzeugung nicht geändert hätte, daß ic aber 
glaubte — wie der Herr Antragfteller da8 in feiner erften Aeußerung 
dargetban hat — in dergleihen Dingen, die ih prakt iſch von feinem 
hoben Werihe bielte, dem Frieden ein Opfer bringen zu müflen. Ich 
gtaube damit dolumentirt zu Kae dag die Stellung der preußiſchen 

egierung zur Sache wefentlich diejenige geworden ift, die die 
Antragfteller erftrebt haben, und dag mein Einfluß in dieſer Beziehung 
nicht ohne Erfolg geübt worden ift. Daß er nicht hinreicht, eine politifche 
Korperſchaft, die gleichberechtigt mit der andern ift, zu einer Beiſtinmung 
u vermögen, das bedauere ich. “Daß ich darin irgend weldden etwa in 
Händen der Regierung liegenden Zwang üben follte — einmal würde er 
unfrudhtbar fein, und dann würde man mir dasjenige entgegenhalten, was 
ich früher felbft gegen die Sache gefagt habe, und dann würde man er- 
Hören, daß nicht jeder Dann diefelbe Aufgabe hat, perjönliche Ue 
ungen dem Frieden des Allgemeinen zu opfern, wie gerade ein folder, 
er eben Minifter if. Wohl aber hat fi) die Sache zum Bortheil ber 
Auffafſung der Antragfteller dahin geändert, daß die preußifhe Re 
gierung — die jegige wenigitend — in der moralifhen Unmdg- 
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Iihleit if, irgend eine Berfolgung praftifch zuzugeben. Es 
ift alfo in feiner Weife periculum in mora. 

Meine Stellung zur Sache hat fich auch injofern einigermaßen mo» 
bifizirt, als ich der Meinung der Gegner neue gute Seiten noch babe 
abgewinnen können, die e8 mir erleichtern, die Gründe gegen die Sache, 
bie mir auf die Zunge treten wollen, zurüdzubrängen. Der Herr Antrag: 
fteller that heute pen Pr die mich ſchließen ließen, daß gemifle Illu⸗ 
fionen, die ich für gejchwunden bielt, doch noch nicht ganz in der öffent 
lihen Meinung - geihwunden find, nämlich die, daß irgend ein Grad 
nn Muth dazu gehöre, einem Minifter Unannehmlidhleiten 
zu fagen. 

3 ift eine eigenthümliche Erfcheinung, daß im deutfchen Volke, wel⸗ 
ches font keine Borliebe für eine fchroffe Mißachtung der Form der Höfe 
lichkeit gerade hat, doch von je her jede Gelegenheit, bei der Jemand fie 
einem hochgeftellten Beamten gegentiber mit rechter Gefliffentlichkeit und 
Verachtung aller Formen außer Acht fett, einen gemilfen Anftrih von 
Popularität erwirbt. Ich Tann mir das nicht anders erflären, als ee 
da im deutfchen Volke der Muth anerkannt eine populäre Eigenjchaft ift, 
— man fann nody immer die Zuftände, die und Intriguenftüde und Ro- 
mane voriger Jahrhunderte ſchildern, wo e8 in Burgverließe führte, wenn 
man fi über Dinifter und deren Verwandte mißliebig äußerte, nicht für 
ganz außgerottet halten und fagen, — daß für tapfere Herzen noch immer 
eine gewiſſe Verſuchung entfteht, ihren Muth dadurd zu dofumentiren, 
Daß fie einem Minifter Dinge jagen, die fie einem Andern nicht fagen 
wärden, weil fie dazu zu höflich find. Diefe Manie mit Stumpf und 
Stiel außgerottet zu fehen, würde ich für einen Vortheil halten, der ers 
reicht ift, fobald gejeglich feftiteht, daß man einen Minifter beleidigen 
fann, wie man will, man bleibt ftrafloes. Ob es nüslich ift, den auf der 
Breſche der Vertheidigung der Landesintereffen ftehenden Perfönlichkeiten 
ihrerſeits das gleiche PBrivilegium zu geben, daß auch die Aeußerungen der 
Minifter ftrafloß jein follen, die fie etwa in der Erregung den Angriffen 
egenüber thun, — ih weiß nicht, ob die Herren Antragſteller dieſer 

age näher getreten find; aus dem Tenor des Antrages babe ich dies 
nicht erjehen können. | 

Sie werden mir jagen, Sie wollen den Antrag dahin vielleicht gern 
vervollfländigen, wenn die Minifter damit einverftanden find, fich der 
Disziplin des Haufes, ausgelibt durch den Präfidenten, zu unterwerfen. 
Nun, meine Herren, die Diinifter haben auch ihren Präfldenten, und deſſen 
Aufgabe ift e8, die Disziplin der Diskuffion zu üben, und das wird me- 
entlich erleichtert werden, indem e8 mir kaum erinnerlich ift, vn ein Be⸗ 
ürfnig, von diejer Disziplin Gebraud zu machen, durch Ueberjchreitung 
des Maßes der Redefreiheit, welches den Miniſtern faktiſch aber. nicht 
rechtlich bewilligt worden ift, vorgelegen hat. Uber alle diefe Sachen fage 
ih nicht, und felbit bitte ich Sie, wenn mir unwillkürlich eine gemifle 
Bitterkeit bei manchen Erinnerungen auf die Zunge kommt, da8 nicht fo 
auszulegen, als wollte ich nicht ehrlich da8 Meine thun, um die Sache 
zu befeitigen, wie ich es denn bisher gethan habe. 

Aber ih halte mich mohl berechtigt im Bundesrathe, da 
wo es ſich um die nationalen Zwede bed Bundes Handelt, 
unter Umftänden das volle Gewicht der preußiſchen Stimme 
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mit denjenigen, die wir damit vereinigen können, im die 
Waagſchale zu werfen, und mi an die Bedentung, an die 
Zahl der difjentirenden Regierungeu nicht zu lehren, wo es 
fih um große nationale Interejfen handelt. 

Im Uebrigen babe ich) mir in der Bunbespolitif, fo lange ih die 
Ehre babe, aut fie einen Einfiuß zu üben, ala unverbrüchlichen Grund⸗ 
faß denjenigen geftellt, und mich wohl dabei befunden, daß e8 nicht rath- 
fanı ift, die Antonomie der einzelnen Regierungen aud nur nm eines 
Haares Breite weiter zu beihräufen nnd zu belämpfen, als es 
uothwendig ift zur Erfüllung der großen nationalen Zwede, welde 
dem Bunde obliegen. 

Das Bedenken, welches mich abhält Ihrem heutigen voraußfichtlichen 
Votum von Seiten der Regierungsbank zuzuftimmen, Tiegt nicht einmal 
in der Gefahr einer Erdrüdung der Thätigkeit eines verfaflungsmäßig 
beftebenden Körpers in Preußen. Sch würde e8 auf mich nehmen, mit 
dem preußifchen Herrenhaufe es abzumaden, daß ich daflelbe der Berle- 
genbeit überhebe, fich weiter mit der Sache zu befaflen, einer Berlegenkkit, 

ie ich als Miniſter habe überwinden können, die viele von den Herren 
aber nicht überwinden, die nämlich, mit ihrer früheren Weberzeugung in 
Widerfpruch zu treten. Das Herrenhaus diefer Berlegenheit zu überheben, 
würde ich nicht zunüüdfchreden und ich würde glauben, da8 der —— 
meiner Kollegen in jenem Hauſe gegenüber vertreten zu können, nicht blos 


als Miniſter, ſondern auch als Mitglied jenes Hauſes. 

Was mich davon abhält, iſt die Rückſicht, welche ich kurz vorher 
charakteriſirte, von welcher ich mich nur dann entbunden halten werde 
(dann aber auch gern bereit ſein werde, auf Ihre Wünſche einzugehen), 
wenn aus dem Bundesrathe im Namen der betheiligten Regierungen 
eine Anregung dazu käme, welche unabhängig von dem Gewichte, welches 
Preußen durch die Zahl feiner Vertreter in die Waagſchale werfen lann, 
ein erhebliches Gewicht innerhalb der Bundesgenofjen darftellen würde. 
Aber darauf auch nur eine Preſſion zu üben, welde das Ge⸗ 
fühl der Würde unferer verbündeten Regierungen innerlid 
auch nur tangiren könnte, dazu halte ich dieſen Gegenftam in 
feiner jegigen unſchädlichen Rage nit wichtig genug. 


Die Bundespolitik und die verblindeten Regierungen. 


Weitere Erflärumg bei derjelben Berathung. 


(Dem Abgeorbneten v. Hennig gegenüber.) 


Ich würbe nicht nochmals das Wort ergreifen, wenn ich nicht den Eindrud 
hätte, al3 ob ich von dem Herrn Borredner — mit dem mid) dauernd in Ein- 
Hang zu befinden und nicht bloß in einzelnen Momenten, mein aufrichtiger 
Wunſch ift — in meinem Hauptargument mißverftanden worden wäre; m 
meinem Hauptargument gegen die Sache oder vielmehr für die Stellung, die 
ich dazu ra in der Rüdficht, die ich auf den Bundesrath nehme. Daß der 
Bundesrath der Sache beiftimmen kann, unterliegt gar feinem Zweifel; daß, 
wenn Preußen dafür flimmte, e8 fogar ahricheinlic ift, daß wir eine Meajo⸗ 
rität dafür gewinnen, habe ich auch nicht beſtritten. Ich habe mır die Oppor⸗ 
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tunität der Benutung diefes Stimmenüibergewichts in diefem Augenblid in 
Zweifel geftellt, ich babe angebentet, da es mit meiner Auffafl ung der Bundes» 
politif — und nur nad diefer kann ich und werde ich handeln — nicht 
übereinftimmt, von der Möglichkeit, in diefem alle eine Majorität zu er« 
ringen, Gebrauch zu machen. Wenn wir die Bundespolitil fo auftaffen, 
dag wir im Bundesrath eben einfach abſtimmen, zufammenzäblen und 
wo zweiundzwanzig Stimmen find, jagen: der bat Hecht, wo einunds 
zwanzig find, der hat Unrecht (und Preußen würde zu feinen fiebenzehn 
Stimmen bald ein paar dazu gewinnen) — ja, meine Herren, dann wäre 
das Geichäft für mich ein ſehr einfaches und viel angenehmeres. Aber jo 
behandeln wir die Sahen nicht. Jede Regierung hat das Gefühl, 
daß die Möglichkeit der Abftimmung im Hintergrunde ſieht und richtet 
da8 Maß ihres Widerftandes danad ein. 

Run liegt aber zwifchen freien, fonveränen, verbündeten 
Regierungen die Sache anders, als zwijchen einzelnen Mits 
gliedern eines Abgeordnetenhaufes; man braudt die Waffe 
der Majorität mit mehr Schonung, und ich glaube, man thut 
im Intereſſe der Bundespolitit wohl, diefe Schonung anzu» 
wenden. Wir fuchen die Regierungen, die mit und nicht gleicher Mei⸗ 
mung find, zumächft zu überzengen und fuchen ihre Uebereinftimmung zu 
ewinnen, namentlich fo lange eine Anzahl wichtiger Regierungen wider⸗ 
Ähricht, verhandeln wir mit ihnen, machen Kompromiſſe und Konzeffionen, 
jo lange wir glauben fie machen zu können; erft menn wir glauben, das 
nicht mehr zu können, fagen wir, dann muß die Sache zur Abftimmung 
fommen und e3 kommt unter Umftänden auch vor, daß recht ſtarke Mi- 
noritäten überſtimmt werden und daß Preußen vollen Gebraud von den 
fiebenzehn Stimmen, die ihm unter den 43 Stimmen zu Gebote fteben, 
madt, ohne fih an die entgegenftebenden Anfichten, die g überzeugen 
nicht möglich war, zu kehren. Daß dies aber unter allen Umftänden ge» 
fhieht, ohne eine Auswahl zwijchen den Saden, um die es fich handelt, 
halte ich für die Befeftigung des Bundes nicht nüglich, ich halte es viel« 
schien ein Prinzip, das eine Erweiterung des Bundes abfolut a limine 
ausſchließt. 

Ich bin überzeugt, der Herr Abgeordnete würde, wenn er mit dieſen 
Dingen ſo nahe und ſo verantwortlich zu thun hätte wie ich, gerade ſo 
verfahren, er würde nicht immer die Geſchäftsordnung aufſchlagen und 
fagen: ſtimmen wir ab, Worte find genug gewechſelt; ſondern lange müh⸗ 
fame Berhandlungen geben in den Ausſchüſſen vorher, felbft in Sachen, 
die fo ſchwer wiegen, daß ich gar kein Bedenken trage, die eigene Mei⸗ 
nung durd eine Majoritätöabftimmung durchzudrüden, weil ich überzeugt 
bin, daß die großen nationalen Zwecke des Bundes, auf die ich vorhin 
anfpielte, die Sicherheit und Entwidelung Deutfhlands, davon abhängen, 
und erft ſchließlich appelliren wir an die Stimmenzahl. Aber da3 in diejer 
Frage zu thun, zu entſcheiden, ob dies gerade in den urfprünglich ins 
Auge gefaßten Yufgaben des Bundes läge, ob es innerhalb einer richtigen 
Bumdespolitit wäre, darüber können fehr verfchiedene Meinungen fein. 
Ich wiederhole, ich bin feft entfchloffen, nur nach meiner Anficht zu han⸗ 
deln und nicht nach anderen, jelbft nicht nad der Majorität, fobald ich 
das Gefühl habe, daß dadurch die Feſtigkeit und die freudige Entwidlung, 
die der Norddeutfche Bund bisher genommen bat, geftört oder auch nur 
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einigermaßen gehemmt werden würde, da werden Site mich, ih hoffe, 
immer böflih und ohne Bedürfniß des vorher von mir berührten Amen⸗ 
dement3, aber dod ganz nnerjchütterlih in meinen Ueberzeugungen finden, 
und ich wiederbole: " wie mir diefe Sache aus dem Burdedratbe gebracht 
. wird, fowie diejenige Regierung, deren Autonomie ich glaube in diefer Sache 
fhonen zu müſſen, felbft erklärt, wir wollen fie geſchont willen, fobald 
auch nur im Bundesrathe die Kompetenzfrage ganz zweifellos entſchieden 
iſt — ich glaube, daß die Kompetenz ſich nachweifen läßt, aber ich werde 
mich ſehr wohl hüten, ſolche Kompetenzftreitigfeiten in diefem Stadum 
im Schooße des Bundesraths anzuregen, wenn nicht ganz dringende 
Gründe dazu find, die, wie ich wiederhole, Hier nicht vorliegen; jo dring- 
Lich ift die Gefahr nit, die der Art. 84 über die preußifchen 
Abgeordneten verhängt, daß ih darum den Bund im feiner 
tiefften prinziptellen Grundlage durd Anregung der Kompe⸗ 
tenzfrage, dur die Frage: kann mit einfaher Majorität bier 
entfhieden werden oder ift dazu die größere Anzahl erfor: 
derlich, die eine Berfaffungsänderung des Bundes bedingt? 
dur die Frage, kann die einfahe Majorität darüber ent- 
fheiden, ob ein folder Fall vorliegt, ob bier der Bund fom- 
petent ift? eine Frage, an der der alte Bund zu Grunde ge- 
gangen ifl, und an der jeden Tag die Möglichkeit lag, ihn 
aufzulöjfen — diefe Frage in diefem Augenblid über Diefen 
Gegenftand im Bundesrath anzubringen, dazu werden Sie 
mich unter feinen Umftänden bringen. 


Gegen den bg. Dr. Löwe: 


Nicht um den Herren Vorredner prinzipiell zu befämpfen, nehme ich 
das Wort, fondern nur deshalb, weil ich einige meiner Gedanken in der 
Art, wie er fie behufs feiner rhetoriſchen Benugung darftellte, doch nicht ganz 

enau wiedererkennen Tonnte als diejenigen, die ich bier ausgeſprochen habe. 

enn ich nicht irre, fo jagte der Herr Vorredner, ich hätte die Bereit- 
willigkeit außgefprochen, Preußen majorifiren zu laffen. So weit ging 2 
nit, obihon das ja auch im Laufe der Diplomatie fommen kann, d 
man die Rolle einmal vorübergehend acceptirt; ic) babe nur den Ent 
ſchluß ausgeſprochen, von dem Rechte zu majorifiren, fouveränen Regie 
rungen gegenüber einen fehr vorfichtigen und fchonenden Gebrauch zu 
maden und in diefer Form halte ich den Gedanken aufrecht. 


Wenn der Herr Borredner in dem Bedürfniß eines rhetoriſchen 
Eindruds jo weit gegangen ift, die Möglichkeit in Ausficht zu fielen, 
als ob eine momentane, zufällige Uebereinſtimmung mit einem der ges 
achteften Vertreter einer der Entwidelung des Bundes in ihrer Geſammt⸗ 
beit wiberftrebenden Partei fo gedeutet werden könnte, als wollte ich nun, 
mit diejer Bartei Arm in Arm, mein Jahrhundert in die Schranfen 
(ordern, jo, glaube ich, ift e& ihm da doch eben nur um den rhetorifchen 

indrud zu thun gemejen; er befürchtet dieſe Möglichkeit gewiß felbft nicht. 


Nah dem Abg. T weiten. 
Der Herr Borredner hat gefagt, daß ich felbft die Befeitigung dieſes 
Geſetzes als ein dringendes Intereie anerkannte. Ich will nicht in Frage 
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ſtellen, ob ich gerade diefe Worte gebraucht habe, aber jedenfalls würde 
th um ganz leichter Dinge willen mich nicht in den Widerſpruch mit meinen 
eigenen und ftarken früheren Aeußerungen feßen, den ich vorher bier felbft 
angedeutet habe. Alſo laſſen Sie es immerhin ein dringendes 
Intereſſe fein, jo kann ih Sie verfidhern, daß es für mich als 
Bundesfanzler doch noch dringendere giebt, und unter dieſen In⸗ 
terefien die Auswahl zu treffen, welches das dringendere ift und welches 
nicht, fo lange idy Bundeskanzler bin, müflen Sie mir überlaflen, in diefem 
Amte nad meiner eberzengung zu handeln. Sie haben bisher vielfache 
Beweiſe davon gegeben, daß Sie felbft mit meiner Leitung der Gefchäfte 
nach menfchliden Anforderungen zufrieden gewefen find; fobald Ste mich 
aber dur Majoritätsabftimmungen dieſes Hauſes darüber binden wollen, 
wie ih mich im Saale des Bundesrathes zu benehmen habe, dann kommt 
es nur noch in Frage, ob Site mit fich jelbft zufrieden find, aber nicht, 
ob Sie nod mit mir zufrieden find, denn dann babe ich feinen freien 
Willen mehr. Es ift Feine leichte Aufgabe gemejen, in diefen zwei eriten 
Fahren der Konjolidirung des Bundes diejenige Einigkeit der Bundes⸗ 
regterungen nicht nur zu erhalten, fondern auch die freudige Betheili- 
gung der größeren, ftärferen und mehrfah der Berfuhung zu einer 
andern Politif ausgejegten ‚Regierungen in dem Maße zu mweden und zu 
erhalten. 
Wenn Sie mir daran einiges Berdienftzufchreiben, wenn 
Sie dieſes als eine im großen nationalen Äntereife nützliche 
Er rungenſchaft betrachten, dann, meine Herren, meiſtern Sie 
mich nicht in meiner Politik innerhalb des Bundesrathes. Sie 
werden mich darin in einer Weiſe eigenſinnig finden, die nicht zu einem 
verträglichen Ende führen wird. Kann ich wicht mehr nach meiner Ueber⸗ 
eugung handeln, wollen Sie mir bier, wie der Hof-Kriegdrath, 
orfchriften geben, wie ih meine Stellung zu den Re— 
gierungen im Bundesrathb auffafjen muß, dann maden Sie 
meine Stellung zu einer unmöglichen, momit ich nicht fagen will, 
daß ich fie deshalb niederlegen würde, fondern eben Ihnen nur erflären 
will, daß ich in der Unmöglichkeit bin, Ihren Rath zu befolgen, weil er 
gegen meine eigene Ueberzeugung von der Richtigfeit der Politik, die ich 
mir vorgeſetzt, die ich bisher befolgt habe, die Sie bisher gebilligt, fein 
würde. Es liegt nicht in Ihrem Intereſſe, mih durch Ihre Befchlüffe 
u vinkuliren. Wozu nöthigen Sie mi, nachdem ih mich) im vorigen 
ahre ausgeſprochen babe, diejelben Gründe hier nochmals wieder vorzu- 
tragen? ch babe das kaum ermartet und bin meines Theils nicht ges 
fonnen, in diejer Weiſe die Politit den Bundesregierungen gegenüber zu be- 
treiben, mit denen wir bisher — und ich glaube, Dank meinen Bemühungen 
und der von mir gewählten Politit — in Frieden und guten Verhältnifjen 
gelebt. 


(Der Antrag Lasker wird mit 140 gegen 51 Stimmen 
angenommen, im Bundedrathe aber am 23. April abge 
lehnt). 
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16. April. Berautwortliche Bundes⸗Miniſterien und die Befeftigung 
der Bundeseinrichtungen. 


(Antrag ber Abg. Twefen und Graf Münfter: den Bunbeslanzler 
anfzufordern, für bie zur Kompetenz bes Bundes gehörigen Angele- 
genbeiten eine georbnete Auffiht und Verwaltung durch verantwortliche 

undesminifterten, namentlich für auswärtige Angelegenheiten, Fi⸗ 
nanzen, Krieg, Marine, Handel und Berlebrsweien, im Wege ber 
Geſetzgebung herbeizuführen.) 


Erklärungen ded Grafen von Bidmard. 


(Die Nechte der Bundesregierungen und des Präfidiums; 
— Nüdfiht auf die Gewinnung Süddentſchlands; — die 
Kollegialregierung; — Unitarismus und Partikularismus; 
— die Centraliſation eine Gewaltthat; — nicht Geſchichte 
machen, ſondern ſich vollziehen laſſen. —) 


(Nah dem Abgeordneten Grafen von Bethuſy⸗Huc.) 


Der Herr Vorredner und mehrere vor ihm haben eine Anzahl von 
Uebelftänden gejchildert, welche unſerem jegigen politifchen Reben aufleben, 
und welde ja von Andern, als von den Rednern, aud) wohl noch em- 
pfunden werden; nur den Zufammenbang jehe ich nicht, wie alle diefe 
Uebelftände, unter welche auch die Stodung der Gefeggebung zulekt noch 
geredinet wurde, dadurch bejeitigt werden S,llen, dag man dem vielfachen 

ädermwert, welches unfere Moldine bewegt, noch ein fünftes Rad am 
Wagen hinzufügt, in Geftalt eines verantwortlichen lollegialiſchen Bundes⸗ 
Miniftertums, mit welchem der Kanzler über jeden Schritt, den er tbut, 
fi) zu einigen hätte, 

Ich babe, als ich diefen Antrag zuerft gelejen, einige Schwierigeiten 
empfunden, mir ein Bild von feiner Tragweite zu machen. Der erfle 
Eindrud, den ich davon hatte, war der eine ganz entichiedenen Miß⸗ 
trauensvotums gegen fämmtliche Organe des Norddentfchen Bundes — 
mit alleiniger Ausnahme des Neichötages; wenn ich die Unterfchriften 
aber las, fo war e8 mir bei manchem Namen doch jchwer, zu glauben, 
daß dieſes Mißtrauen, jei es mir gegenüber, jei e8 dem Präfidium, je 
e8 dem Bundesrath gegenüber, alle die Herren Unterzeichner befeelt haben 
follte. Ich fand Biele darunter, mit denen ich mir bemußt gemejen bin, 
in voller Uebereinftimmung an dem Werke der Berfafjung gearbeitet zu 
haben, Biele, deren Vertrauen nicht nur perſönlich, fondern auch ald 
Träger einer bundesverfafjungsmäßigen Inftitution, des Bundeslanzler⸗ 
Amtes, zu befigen ih mir jchmeichelte. Auf der anderen Seite wiederum 
fonnte ich mir doch nicht denken, daß ein Antrag, der in vier Zeilen, 
ohne alle Motive, jo meientliche und tief greifende Beränderungen bes 
Bundes erftrebte, aus etwas Anderem hervorgegangen fein könnte, als 
aus einem ftarfen Gefühle der Unzufriedenheit mit dem, was befteht, dem 
Gefühle der Unzufriedenheit mit den bisherigen Leiftungen, welche die 
vor zwei Jahren vereinbarten Inftitutionen gejchaffen haben, namentlich 
aus dem Gefühle der Unzufriedenheit auch mit der Thätigkeit des Bundes⸗ 
kanzlers, weil ich fonft wohl hätte vorausjegen dürfen, daß unter ben 
102 Unterzeichnern fi) doch vielleicht Einer gefunden hätte, der mich ber 











829 
1869. 


- Ehre werth gehalten, meine Anfiht in der Sache zu erforfchen, da es 
ſich um die theilweife Vernichtung eined Werkes handelte, an deflen Her- 
ſtellung ih mit fo vielen diefer Herren gemeinjchaftlich gearbeitet hatte, 
und da ich von den Herren glaubte, mich ihres berfänligen Bertrauend 
erfreuen zu dürfen. Der Xert des Antrages, der ja für fo einleuchtend 
gehalten worden ift, für ein jo natürliches Ergebniß der allgemeinen 
Stimmung, daß ihm eine Motivirung gar nicht Beigefüigt worden ift — 
der Text des Antrages brachte mich doch immer wieder auf das Gerühl 
des Mißtrauend, der Unzufriedenheit, welches die Antragfteller befeelte, 
urüd, und auch felbft die heutigen Vertrauensvoten, die ich von der Tri⸗ 
Düne gehört habe, haben mich kalt gelaflen, da ich fie mit der Tendenz 
des Antrages nicht zu vereinbaren vermag. Aus dem Antrage tönt immer 
da3 furze und energifche Votum (welches ich als ein Bertrauenspotum 
doch nicht charalterifiren konnte) eines unferer Dlitarbeiter, des damaligen 
Abgeordneten für Hagen, hervor: Yort mit diefem Mimifterium! ort 
mit diefem Kanzler! — nicht mit mir als Fleiſch und Bein, ich will e3 
jo nicht auffafien, aber als Inſtitution. Diefe Tendenz ded Antrages 
vermag Feine Verficherung, die mir gegeben werden könnte, mwegzus 
wafchen. 

Ih war zweifelhaft, wie weit die politifhe Bedeutung des An— 
trages ſich erftreden jollte; ich hätte deshalb gern gejehen, wenn die 
Herren Antragfteller die Mühe, diejen Antrag in ein Geſetz zu formulixen, 
nicht dem Bundeskanzler überlaffen, jondern jelbft die Berfafjungsände- 
rungen gelennzeichnet und gejagt hätten: wir beantragen, daß die Ber- 
fafjung dahin abgeändert werde, daß Artikel jo und jo künftig fo und jo 
laute, daß der Artikel, welcher die Verantwortlichkeit des Bundeskanzlers 
beftimmt, aufgehoben werde. Eine folche Formulirung würde von Hauje 
aus einen klareren Einblid in die Tendenz des Antrages gewährt haben, 
und e3 würde dann, wenn auch vielleiht eine Minderzahl von Unter- 
ſchriften auf dieſe Weiſe erreicht worden wäre, dem Antrage au fich das 
Verdienſt der Klarheit doch nicht abzujprechen fein. Ich habe ausdrüdlich 
gewartet, bis die Herren Antragfteller und einige andere Herren gefprochen 
hatten, um mir darüber Mar zu werden, bis wie weit die politiiche Ten⸗ 
denz geht. E3 ift dies auch nad den Rednern, die wir heute gehört 
haben, außerordentlich ſchwierig zu erfenuen, und jelbft wenn das Publikum 
die Reden der Herren Antragiteller, die heute geſprochen haben, lieft, fo 
glaube ih, daß jelbft Kenner der Bundesverfaffung nicht mit voller 
Sicherheit jagen können, was die Herren wollen, und wie weit fie gehen. 
Der erfte Redner, der Abg. Tweſten, hat die Wichtigkeit des Antrages 
äußerlich, im PVergleih mit feinen Nachredner, dem Grafen Münfter, 
erheblich abzuſchwächen geſucht, ich glaube aber do, daß fie in ihrer 
Auffaffung auf dafjelbe hinausfommen. Der Abg. Tweiten hat die Un- 
erträglichleit des jegigen Zuftandes in bejonders ſtarken Farben geſchildert, 
und deshalb meine ich, daß er den Character des Mißtrauenspotums 
gegen den gegeumärtigen Zuftand durchaus aufrecht erhalten hat. Er 
pprach von einem Chaos, indem wir lebten, von chaotijchen Zuftänden, 
deren üble Folgen, wie er anzunehmen ſchien, mit Mühe niedergehalten 
würden durch eine Diktatur, in der wir lebten. Der glüdliche Träger 
diejer Diktatur ſcheine ich zu fein. Ich habe mich über den Vorwurf, der 
darin liegen könnte, ſchon etwas beruhigt durch eine Aeußerung des Herrn 
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v. Unrub, der mir empfahl, die Parlamente, welche der Diktatur nit - 
folgten, nicht als ſolche zu beurtheilen, die nicht mit mix denfelben Zweden 
folgten. Ich bin weit entfernt davon, ich gebe das zurüd: beurtheilen 
Sie den Bundeskanzler, der nicht mit Ihnen einverftanden ift, nicht als 
das Gegentheil wollend von dem, was Sie wollen, fondern er will es 
nur auf einem andern Wege, und wenn ich aufhören wollte, gegen Ihren 
Widerſpruch in irgend einer Weiſe ernftlich zu reagiren, jo müßten Sie 
daraus fchließen, daß er mir gleichgültig wäre, und ich glaube, Sie follten 
ed günftig aufnehmen, wenn er das niemals if. Zur Bejeitigung dieſes 
Chaos, zur Abjchaffung der Diktatur, hat auch der Abg. Tweften, jo 
jehr er den Stachel des Antrages zu verbüllen ſuchte, fein andereß 
Mittel, ald verantwortliche Dtiniiterien. Berantwortlid blos für das 
jenige, wofür der Bundeslanzler bisher verantwortlich ift: für die Hand» 
lungen des Präfidiums. Das würde jchwerlid ausreichen. Der . 
von Blankenburg hat ſchon auseinandergeſetzt, daß es ſich doch 
um die Verantwortlichkeit für die Geſchäfte des Bundesrathes handelt, 
indem fonft eine nur jchmale Baſis für die Stellung des verantwortlichen 
Bundes -Minifteriumsd übrig bleibt; ein weiteres Gebiet, auf dem dieſe 
Berantwortlichleit gelibt werden fann, "wäre nur durd Einſchränkung des 
Gebietes des Bundesrathes berzuftellen. Bisher wird die Stelle folder 
Bundes-Minifter nicht, wie man fäljchlich gewöhnlich annimmt, vom Bundes» 
fanzler verjeben, fondern von den Ausſchüſſen des Bundesrathes. Unſer 
Finanz⸗Miniſter ift der Finanz» Ausihuß des Bundesratbs; nach An 
leitung dieſes Ausſchuſſes übt der Bundesrath die Controlle über die 
finanzielle Gebahrung und übt fie, wie ich glaube, mit voller Sicherheit. 
Wenn der Antrag in feiner Faflung glauben lafien. könnte, daß geordnete 
Zuftände der Verwaltung jebt nicht beftehen (es heißt in dem Antrage: 
„den Bundeslanzler aufzufordern, eine geordnete Auffiht und Verwaltung 
auf gejeglihem Wege herbeizuführen“), r möchte ich die Herren einladen, 
fi dur Revifion aller Kaflen, Bücher, Bureaus davon zu überzeugen, 
und Sie würden die Gewißheit erlangen, daß Sie in dem geordnetſten 
Zuftande von der Welt leben, in einem Zuftande, nicht blos kontrollirt 
durch die preußifche Ober⸗Rechenkammer, fondern fontrollirt dur bie 
Bertreter jämmtliher 21 Wegierungen, die außer Preußen den Bund 
bilden, und durch jehr wohl berathene Vertreter. In gleicher Weiſe wird 
die friegäminifterielle Thätigkeit duch den Militairausſchuß des Bundes- 
raths geübt, an deflen Spige ſich der preußifche Kriegö- Minifter befindet, 
und der feine bundesfriegsminifteriellen Verfügungen, abgefehen von ben 
preußifchen, nicht in der Eigenihaft des Kriegsminiſters, fondern in der 
Eigenschaft des Vorfigenden dieſes Ausſchuſſes zeichnet und an die Bundes 
enofien abgehen läßt. So haben wir unjern Rechnungsausſchuß, unſern 
Sandelsausthuß. Alle diefe Organe, die dadurch bergeftellt worden find, 
daß den Regierungen eine ihrer Souverainetät und ihren vertragsmäßigen 
Rechten entiprechende Stellung und Mitwirkung im Bundesrathe ange» 
wieſen ift, wirden nach diefem Antrage bei jener Durdführung 
flüfftg werden, eben fo überflüffig würde das ganze Bundestanzier- Amt 
werden, was einem collegialiihen Miniftertum doch nicht umtergeben X 
dacht werden könnte; ich entnehme aus dem Antrage, Sie wollen daſſ 
in jeine einzelne Beftanbtheile zerlegen und dieje einzelnen Bureaus zu 
mit dem Kanzler gleichberechtigten Miniſterien machen. 
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Ich komme auf diefe Frage und meine Stellung dazu nachher; einft- 
weilen möchte ich doch nur gegen da8 allgemeine Mißtrauenspotum, wel⸗ 
ches im Antrage liegt, die Bundesregierungen in Schu nehmen, nicht 
blos vom vertraggmäßigen Standpunlte, obwohl auch der geltend gemacht 
zu werden verdient, indem die Yundesverfafiung in ihrer erften Baſis 
auf Staatverträgen beruht, von deren Geiſt man geglaubt bat, daß fie 
durchdrungen bleiben würde Nun ift zwar diefer Antrag (und felbft 
wenn er noch weiter ginge) ein formell verfafjungsmäßiger, das beftreite 
ich ihm nicht; es würde auch ein formal verfafiungsmäßiger Antrag fein, 
wenn beilpielsweife im amerifanifchen Congreß der Antrag geftellt würde, 
den Senat abzuſchaffen, die einzelnen Staaten in ihrer Stellung zur 
Union zu bejchränten und den Präfidenten zum erblicden Monarchen zu 
erflären; e3 würde auch ein verfaflungsmäßiger Antrag fein, wenn im 
prenßifchen Landtage der umgefehrte Antrag auf verfaſſungsmäßige Ab⸗ 
fhaffung der erbliden Monarchie, Aenderung der Berfaffung nach dieſer 
Nichtung, geftellt. würde; michtSdeftoweniger würden beide Anträge in den 
Berfammlungen, in denen fie geftellt würden, ein gewiſſes Befremden der 
Betheiligten erregen, und man würde fie mit dem Geifte der Ber- 
fajfung wohl jhwerlid verträglich finden. Ich will diefen Antrag 
nicht auf gleiche Tinte ftellen; er geht nicht fo weit, ich führe nur die 
Analogie an, wieweit man auf diejem verfaflungsmäßigen Wege kommen 
fann, vieleicht ja auch kommt, denn Alles ift proviforifh in der Welt. 
Die Frage drängt fi mir nur auf, wodurd haben die Bundesregierungen 
dieſes Todzzurtzeit für ihre berechtigte, vertragsmäßige Mitwirkung im 
Bunde verdient? Haben ſie etwa ihre Stellung partikulariſtiſch gemiß⸗ 
braucht? Haben ſie ſich der Mitwirkung entzogen? Haben ſie einen un⸗ 
berechtigten Widerſpruch hartnäckig geubt? — Haben ſie nicht im Ge⸗ 
gentheil ſich mit voller Hingebung, mit patriotiſcher Hingebung an dem 
gemeinſamen Werke betheiligt? Sollen Sie dafür geſtraft werden, indem 
man ihnen Die Berechtigung, die fie zwei Jahre hindurch zum Bortheil 
des Bundes und alle Anerkennung verdienend geübt haben, nunmehr 
ſchmälert und entzieht?! — Meine Herren, dazu verlangen Sie nicht, 
daß ich, als Bundeskanzler jemals die Hand biete! Sie find gewiß eifer- 
ſachtig auf Ihre —— 7 Rechte, und ein ähnlicher Antrag 
auf Schmälerung der Rechte des Reichstages, wie fie hier in Bezug auf 
die Rechte des Bundeörathes beabfichtigt wird, würde einen Sturm der 
Entrüftung erregen, gegen die die fchlichterne Abwehr der Mitglieder des 
Bumdesrathes gar Teinen Bergleih aushalten würde. Seien Sie gegen 
die Rechte Anderer, die mit Ihnen zu wirkten berufen find, 
ebenfo gewiſſenhaft: gegen die Rechte des Bundesraths, gegen 
die Nechte des präftbiumg und feines Kanzlers! Das allgemeine 
Mißtrauen, welches diefen Antrag durchweht, beſchränkt ſich nicht auf 
Norddeutichland, es ift mit einer ganz fcharfen Spige gegen die ſüddeut⸗ 
ſchen Regierungen gerichtet; es bedeutet nach Sitddeutichland hin jo viel, 
als wenn man jagen wollte: auf Euch rechnen wir fo wie fo nicht mehr, 
wir fließen unfer Norddeutſches Staatsweſen ab, ohne weiter auf Euren 
Beitritt zu warten. Denn es kann doch Niemandem entgehen, wie ent« 
gegengeiegt die Strömungen im Süden und im Norden fieben: der Süden 
iſt vermöge feiner Stammeßeigenthümlichkeiten, vermöge feiner Stellung 
in der früheren Reichsverfaſſung durch und durch partikulariftiich und kon⸗ 
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fervatin, wir find ihm nicht nur zu liberal, wir find ihm zu national, 
alſo im Ganzen zu nationalsliberal. 

Unterfugen Sie die Eigenthümlichleiten der Süddeutiden: als 
Dayer, ald Württemberger, ald Schwabe, als Bajıware, ala Franke, will 
er ſich konſerviren, das ſteht an der Spige aller ſüddeutſchen Kund⸗ 
gebungen. Der Norddeutſche Bund iſt ihm ſchon viel zu eng geeinigt; 
einem viel lodereren Berbande, der die berechtigten und unberedhtigten 
Eigenthlüimlichleiten in jehr viel höherem Maaße fchonte, würde er jih 
vielleicht entjchließen können, näher zu treten. Das wiflen Sie Ale — 
und ſchlagen ihnen nun die Thür vor der Nafe zu. Der Antrag ift eine 
meifelloje Vertiefung des Mains als Grenze, das ift gar feine 
Frage: mit der Annahme diefed Antrages wäre an den Beitritt 
der jüddeutfhen Regierungen niht mehr zu denlen. Daß wir 
auf eine jelbftthätige Vermittelung und Betheiligung des ſüddeutſchen 
Bolles rechnen, — ja, meine Herren, dazu gehörten Deutfche jo, mie 
man 1848 fie fi) an die Wand gemalt dachte, wenn man der liberalen 
Partei angehörte; aber nicht fo, wie fie wirklich find. Der Süddeutſche 
macht feine Volksbewegung und übt feinen nationalen Drud auf jene 
eigene Regierung, auf feine eigene Dynaſtie — mit der Gefahr von Haut 
und Knochen, er könnte dabei zu Schaden kommen. 

Wenn er da fteht, mo das Geje ihn hinftellt, dann ift er gleich⸗ 
gültig gegen die Gefahr, dann fchlägt er ſich als braver Soldat; muß 
er fi aber fagen, daß er fich die Knochen auf eigene perfönliche Ber: 
as zerſchießen läßt, da befinnt fi) der Deutſche jehr lange, ehe 
er das thut. 

Meine Herren! Nach meinem Gefühle ſchärfen Sie diefen &egeniag 
der Strömungen in Süddeutichland und Norbdeutichland. In Süddeutid: 
land ift der Einheitsdrang fo ſchwach, daß die Leute, die offen um die 
Hülfe des Auslandes buhlen, um dasjenige an Einheit, was wir erworben 
baben, wieder zu zerichlagen, — daß diejenigen Leute, die den augenblid- 
lihen Zug des Friedens, der durch die Welt geht, höchlich bedauern, weil 
dadurd der Moment hinausgeichoben wird, jremde fiegreiche Bayonette 
mit dem Blut ihrer norddeutichen Brüder gefärbt zu schen, — daß diele 
Leute nicht etwa mit der fittliden Entrüftung ihrer Landsleute bedroht, 
nicht als Landesverräther offen gelennzeichnet und gebrandmarft werden, 
fondern, dag man fih um ihre Unterftüßung bei den Wahlen bewirbt, 
dag man mit ihnen Fapitulirt, daß jie geachtet neben ihren Mitbürgern 
figuriven. Den Norddeutichen geht die unifizivende Thätigleit des Bundes 
zu langfam; was man in Süddeutfchland als übertriebene Beſchleunigung, 
ala Najchmacherarbeit betrachtet, heißt bier Stagnation. Und diejen 
Gegenjat zu vermitteln, Süddeutjhland nicht aus den Augen 
zu verlieren, den Gang Norddeutfhlands zu bejchleunigen, 
dabei aber Fühlung zu behalten mit fämmtliden Bundes⸗ 
fürften, mit dem Bundesrath, mit dem Bundespräjidium und 
vor Allem mit diejem Reichſtag: — daß ift die Aufgabe, die 
Sie dem Bundesfanzler ftellen, er möge fie im Wege der 
Befeggebung löjen. Um ihm nun dieſe Aufgabe zu erleichtern, — 
wenn Sie ihn zum wirklichen Diktator ernennten, jo könnte man an einen 
ſolchen erhebliche Anjprüche ftellen, aber um ihm die Aufgabe zu erleich 
tern, wollen Sie ihm Hände und Füße binden und ihu durch ein Kolle⸗ 
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um an das Gängelband nehmen laſſen. Es ſoll eine ſtarke, gewandte, 
—— Regierung ſein, aber ſie ſoll bei Allem, was ſie thut, von 
vier oder fünf mit ihm gleichberechtigten Kollegen, durch deren Ernennung 
Sie alle Schäden der Welt geheilt glauben, die Zuſtimmung einholen. 
Meine Herren, wer einmal Miniſter geweſen iſt und an der Spitze eines 
Miniſteriums geſtanden hat, und gezwungen geweien ift, auf eigene Ver⸗ 
antwortung Entjchließungen zu finden, fchredt zulegt vor diefer Verant⸗ 
wortung nicht mehr zurüd, aber er jchredt zurüd vor der Nothwendigfeit, 
fieben Leute zu überzeugen, daß dasjenige, was er will, wirklich dad Rich⸗ 
tige iſt. Das iſt eine ganz andere Arbeit, als einen Staat zu regieren. 
Alle Mitglieder eines Miniſteriums haben ihre ehrliche fefte Weberzeugung, 
und je ehrlicher und tuchtiger ſie in ihrer Thätigkeit ſind, um ſo ſchwerer 
werden ſie ſich fügen. Jeder iſt umgeben von einer Reihe ſtreitbarer 
Räthe, die auch ihre Ueberzeugung haben, und ein Miniſter⸗Präſi⸗ 
dent muß, wenn er Zeit dazu bat — und ich würde mich dem auch nicht 
entziehen —, den einzelnen Rath, der in einer Sache das Ohr feines 
Chefs bat, zu überzeugen verfuchen. Einen Dtenfchen zu überzeugen, ift 
an und für fich fehr fchwierig, man überredet Manden, man geminnt 
ihn, vielleicht duch den Äußerften Aufmand derjenigen perjönlichen Liebens⸗ 
würdigkeit, die man etwa befigen mag, und man hat diefe Anftrengungen 
fieben Mal oder öfter zu wiederholen. Ich halte an und für fi — und 
Darin unterfcheide ich mich von denen, die bisher heut fprachen, und ich 
bin feſt überzeugt, aus meiner eigenen Erfahrung für mein Urtheil eins 
fiehen zu können — eine Tollegialifde Minifterverfaffung für 
einen ſtaatsrechtlichen Mißgriff und Fehler, von dem jeder Staat 
fobald als möglich loszukommen fuchen follte, und ich bin foweit entfernt, 
die Hand dazu zu bieten, daß dieſe fehlerhafte Einrichtung auf den Bund 
übertragen werde, daß ich vielmehr glaube, Preußen würde einen immenfen 
Fortſchritt machen, wenn e8 den Bundesjag acceptirte und nur einen 
einzigen verantwortliden Minifter hätte. 
orin beiteht denn die Berantwortlichkeit, meine Herren? Es iſt 
bier gefagt worden, fie folle gefchaffen werden durch Kollegien; ich fage, 
fie verfhwindet mit Einführung des Kollegiums, fie ift vor- 
handen für den Einzelnen, der muß mit feiner Perfon für etwaige Miß- 
griffe einftehen,; aber al3 Mitglied des Kollegiums fagt er: wie können 
Sie wiſſen, ob ich nicht überftimmt bin und — er braucht nicht einmal 
überftimmt zu fein — ob die Schwierigkeiten, die Friktionen, die ich auf 
meinem Wege gefunden babe, nicht unüberwindlich waren, ob nicht Ge⸗ 
ſetze fieben Jahre lang deshalb in Rüdftand geblieben find, weil fieben 
ehrliche Leute ſich nicht darüber haben verjtändigen können, wie der Text 
lauten fol. Es entiteht in jedem Kollegium, wenn eine Sache zu Ende 
kommen fol, mitunter gewilfermaßen die Nothwendigkeit, zuletzt Kopf oder 
Schrift darüber zu jpielen, wie e3 fein fol, fo nothwendig ift eine Ent- 
fcheidung, fo nothwendig iſt e8, daß Einer da ift — es braudt gar nicht 
der Klügſte zu jein — der ſchließlich jagt, jo fol e3 fein, und damit hat 
der Streit ein Ende, damit e8 zu etwas kommt; je tlchtiger Die einzelnen 
Charaktere find, um fo jchwieriger ift natürlich die Einigung unter ıhnen, 
Zwei barte Steine mahlen ſchlecht, das ift ein befanntes Sprüd- 
wort, aber aht harte Steine noch viel ſchwerer. 
Ich glaube, der ganze Antrag hat bei vielen jeiner Unterzeichner 
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feinen Urſprung in dem Drißverfländniffe von der Stellung des Bundes⸗ 
kanzlers überhaupt. 
| Die Herren nehmen den Bundedlanzler für einen Bundes» Minifter. 
Der Bundeskanzler iſt nur Präfidialbeamter; ich glaube, es ift der Art. 17 
oder 18, wo Peine Befugniffe und Berechtigungen definiert find; er hat 
die Verantwortung für alle Handlungen des Präfldiund. Seine Mitwir- 
fung bei der Legislative ift, wie ſchon früher bemerkt, und durch flaats- 
rechtliche Beugniffe belegt worden ift, gleich Null. In der Legislative 
wirke ich nur als preußifcher Bevollmädhtiger zum YBundesrathe mit und 
führe dort die preußifchen Stimmen; das könnte aber ebenfogut im ber 
Hand eines Andern liegen, als in der Hand des Bundeskanzlers; es wäre 
das vielleicht zwedmäßiger, um die Stellung des Bundeskanzlers remer 
abzugrenzen. Diefe preußiihen Stimmen werden unter Berantwortung 
des preußifchen Minifteriums abgegeben. ‘Die Inſtruktion des preu: 
Bifchen Bevollmächtigten wird beichloflen in dem preußifchen Miniſterinm, 
ebenfo wie die des ſächſiſchen Bevollmächtigten im ſächſiſchen Minifterum; 
legtere geht aus von Sr. Majeflät dem Könige von Sachen, und bie 
meinige in legter Inſtanz nicht von dem Bräfidium des Bundes, fon 
dern von Sr. Majeftät dem Könige von Preußen. Die fchmale 
Bafis der Verantwortlichkeit für die Handlungen des Präfidiums ſoll id, 
wenn ich mir den Antrag im Sinne des Herrn Tweſten, im unſchuldi⸗ 
eren und gejchäftlicheren Sinne, wobei der Bundesrath das Seinige be 
—* auslege, — die ſoll ich theilen mit jo und fo vielen Miniſtern und 
zwar zunächſt aus dem Grunde — den ich volllommen anerienne: daß 
ich nicht alles verſtehe, was unter meiner Verantwortung vorgeht. Meine 
erren, fommen wir nicht Alle mehr oder weniger in diefe Tage, nament⸗ 
ih die Herren Abgeordneten, müflen Sie ſich nicht über den ganzen Be 
reich aller Minifterien und der ganzen preußifchen Verwaltung ein Urtheil 
bilden, welches gewöhnlich mit einer größeren Schnelligfeit und Sicherheit 
abzugeben ift, als dasjenige eine Minifteriums? Sind Sie nicht bei dem 
Budget, bei der forgfältigen Revifion und Erwägung des Gewerbegejehes, 
bei ve Prüfung aller Ausgaben und Geſetze genöthigt, eigentlich Alles 
zu wiſſen 
Nun, meine Herren, ih will gar nicht darauf Rückſicht nehmen, daß 
ich feit fieben Jahren an der Spige einer großen Staatövermwaltung flebe, 
und daß ich da allerdings Manches aus der Uebung lernte, was ich fräber 
nicht wußte, und daß ich da jedenfall gezwungen bin, ein Urtheil über 
alle Vorkommniſſe jedes einzelnen Reſſorts mir zu bilden — fondern ih 
will nur darauf Bezug nehmen, daß ich den Vorzug habe, feit 22 Jahren 
Mitglied aller — *8 Landesvertretungen geweſen zu ſein und darin 
nad Maßgabe meiner natürlichen Fähigkeiten und Anlagen fo viel gelernt 
habe, wie Abgeordnete im Allgemeinen lernen, wenn fie über alle Dinge 
ein Urtbeil mit verantwortlicher Sicherheit abgeben. Dieſes und dam 
die Wahrnehmung muß ich hervorheben, daß auch meine preußiſchen Kol 
legen, wie das fon der Abgeordnete von Blankenburg bemerkt hat, außer 
Stande find, Alles zu beurtheilen, was in ihren engeren Reſſorts, wo je 
die Verantwortlichkeit viel jchärfer gedacht ift, vorgeht. Wie kann non 
dem Yinanz- Minifter verlangt werden, daß er Forſtmann fei, daß er 
Domänen und —— unter ſich verwalte (das könnte man weit 
eher von dem landwirthſchaftlichen Miniſter verlangen); wie fol der Han 
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bei8- Minifter alle technifchen Details feiner riefenhaften Verwaltung fo 
genau kennen, daß er die Michtigkeit jedes Urtheild und jeder Handlung, 
die unter feiner Verantwortung vorgeht, verbitrgen könnte? Da hilft nichts 
ala Bertrauen auf biejenigen Perjonen, die das Einzelne verftehen und 
für deren Handlungen und deren Anftellung der Miniſter verantwortlich 
bleibt. ch glaube kaum, daß e8 überhaupt einen Miniſter in größeren 
Staaten giebt, der im Stande ift, die Hälfte, ein Biertel von dem zu 
lefen, was er zu unterfchreiben gejeglich genötbigt ift, ich wiirde den für 
einen beneidenswerth gejchäftslofen Kollegen halten, der ein Viertel von 
Dem Iefen könnte, was ex zu unterfchreiben hat. Erleichtern würden Sie 
mir das Geſchäft durch ein Kollegium nicht, und Sie haben in mir keinen 
Bundestanzler, der einen Kollegen acceptirt. Ich ftüge mich auf mein 
verfaflungsmäßiges Recht. Wie da3 Bundeslanzler- Amt außgeftattet ift, 
fo babe ih e8 übernommen, — ein Kollege würde an demfelben 
Tage, wo er e8 wird, mein Nachfolger werden müffen. Ich 
hoffe, Sie thun mir die Ehre an zu glauben, daß ich eben fo ſehr nad 
Konfolidation der deutjchen Berhälmifte firebe, wie Sie. Ich habe 
legenheit gehabt, jeit langen Jahren zu bethätigen, daß mein Streben 
nach diefer Richtung bin aufrichtig und ehrli iſt. Es kann fein, daß 
Sie die deutfche Bewegung in der Art, wie fie zu behandeln ift, richtiger 
und ſachverſtändiger beurtbeilen als ih, ich Tann aber nur nach meinem 
eigenen Urtheil geben, und da8 beruht auf der Ueberzeugung, daß diefer 
Antrag fir die Entwidelung der deutfchen Bewegung ein nachtheiliger ift, 
daß ich jhon, wenn er mit großer Majorität Annahme findet, das Ge⸗ 
fühl des Mißtrauens, der Nechtsunficherheit bedauern würde, welches fich 
dadurd unter den verfaflungsmäßig berechtigten Faktoren in Deutſchland 
verbreiten würde und daß e8 mir am allerliebften gewejen wäre, er wäre 
gar nicht geftellt worden und ich wäre nicht in die unbehagliche Noth- 
mwendigleit verfeßt worden, mich darüber zu äußern, und ihm in einer 
Weiſe entgegen zu treten, die vielleicht meine Stellung bei Leuten, welche 
die Dinge weniger kennen wie wir Alle, in ein falſches Licht feste, als 
wäre ich irgend ein Partilularift, und ala wollte ich den Bund zu irgend 
welchen Nebenzweden, als allein zu denen der volliten breiteften Entwide- 
Iung deutfcher Wohlfahrt und Macht benugen. 

Sft denn hate der Unitarismus die nüglichfte und 
befte politijhe Beftaltung? Iſt er es namentlich für Deutſch— 
land? it er hiftorifch in Deutichland? Daß er es nicht ift, beweiſen 
ja gerade die partifulariftiihen Bildungen, die fih in Deutſchland nad) 
allen Richtungen hin — nicht blos räumlich — durdfegen. Sie haben 
nicht blos einen Dorfpatriotismug und einen Stadtpatriotigmud, von einer 
Ausbildung, wie ihn Romanen und Slaven gar nicht kennen, Sie haben 
einen Fraltionspatriotismug, Sie haben einen Reſſortpatriotismus, der 
Alles außerhalb des eigenen Reſſorts als Ausland betrachtet, dem man 
jeden Schaden zufügen Tann, wenn nur da8 eigene Reſſort Vortheil dabei 
bat, der natürlich nicht in den höchſten Spigen der Minifterien vertreten 
ift, denn die Minifter find Staats⸗-Miniſter, aber ein PBoftbeamter, der 
nicht auf der Höhe fteht, von wo ihm ein ftaatlicheß Urtheil geziemt, der 
wird alles Andere wie Feindes Land betrachten, was nicht FF 
Snterefien dient, und er wird jeden Gewinn, auch jelbit mit Schaden Tür 
die anderen Departements mit gutem Gewiſſen nad) Haus tragen. So 
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etwas iſt nur dem deutfchen Charakter möglich. Daß hat auch dahin ge- 
führt, daß der Deutſche fi nur in einem kleineren Gebiete vollftändig 
bebaglih fühlt, und daß man wohl thut, ihm von feinen Häuslichen Be: 
bagen mehr zu nehmen, als abfolut zum Zufammenhalten de Ganzen, 
als zur Wirkung nad) Außen erforderlich if. Diefer Partikularismus 
ift die Bafis der Shwäde, aber auch nad einer Richtung hin 
die Bafis der Blüthe Deutfhlands. Die Heinen Centren haben 
ein Gemeingut von Bildung und Wohlftand in allen Theilen Deutſchlands 
verbreitet, wie man es in centraliftifch organifirten großen Ländern ſchwer 
findet. Die muß man bereift haben, civilifirte und uncivilifirte, um zu 
erfennen, wie dort die Provinzen gegen das allgemeine Centrum um Jahr⸗ 
hunderte im Nüdftand bleiben. Die Fehler des Partitularismus, 
die Shwähe nah Außen, die Zerriffenbeit im Innern, die 
Hemmftride für die Entwidelung von Handel und Verkehr, die 
bat der Bund im Princip vollftändig durchſchnitten, und fie 
vollftändig Fl befeitigen, ift feine Aufgabe. Laſſen Sie ihm 
Zeit dazu! ift noch jung, er wird es zu Stande bringen‘ und mir 
werden dabei einträchtig zufammenmwirfen zu einem pofitiven und von der 
ganzen Nation, wenn es erreicht wird, dankend anertannten Ziele. Be 
trachten Sie die Stantenbildungen, welde eine große Entwidelung im 
Vergleich mit ihren phyſiſchen Kräften erreicht haben, ohne daß die innere 
Freiheit darunter gelitten hätte, — und id) denke, auf dieſe legen Sie 
einen Werth — fo werden Sie finden, daß diefe Bildungen vorzugsweiſe 
auf dem germaniſchen Boden der Gefchichte wachſen, und daß fie mehr 
oder weniger, ich will nicht jagen föderaliftiicher, aber doch decentralifirender 
Natur find. Ich führe Ihnen als erftes fchlagendes Beilpiel England an, 
wo der Partikularismus fih nur im Schatten des Dorfes und der Graf: 
ſchaft in einer Weile verbirgt, daß er für die geographifchen Linien der 
Karte nicht erkennbar wird. Aber England ift ein decentralifirtes Land, 
das in dieſer Beziehung nachzuahmen wir in Preußen lebhaft beitrebt find. 

Sehen Sie die große, reiche und mächtige Erfcheinung der Nord 
amerikaniſchen Freiftaaten, ob man dort den Einheitsſtaat ala das Palla⸗ 
dium der Freiheit, als die Baſis gejunder Ausbildung betrachtet! Sehen 
Sie die Schweiz mit ihrer Kantonalverfafjung! Sehen Sie ein Gebilde, 
welches, wenn ich mich nicht täufche, am meiſten Analogie mit dem um: 
jerigen bat, die alte Berfaflung der vereinigten Niederlande, der Generals 
ftaaten, wo die Selbftändigfeit der Provinzen in jehr hohen Grade ge 
wahrt war! Ich kenne fie nicht fo genau, um A wiffen, ob der dortae 
Kanzler oder Großpenfionär verantwortliche Deinifter neben fich hatte, 
oder ob ihm nur der YBundesfeldherr und Statthalter aus dem Hauie 
Dranien mit dem Kriegsſtaate zur Seite fand. Ich glaube, e& wird hier 
Jedem, der fich dafür ıntereffirt, und der mehr Zeit hat als ich, lehrreich 
jein, diefen Vergleich weiter durchzuführen und die bewundernswerthen 
politifchen Leiftungen, die uns die Geſchichte von der Republik der ver: 
einigten Niederlande erzählt, zujammenzuhalten mit dem hohen Grade 
perjönlicher Freiheit, der unter dem Schuge diefed Regime gedieh. Die 
Gentralifation ift mehr oder weniger eine Gemalttbat und ill 
obne einen — mwenigftend am Seite der Berfajfung fid ver: 
fündigenden Bruch faum durhzuführen, und ein folder Brad, 
mag er auch in der Form gedeckt oder gerechtfertigt erfcheinen, hinterläßt 
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Stellen, die innerlich bluten, und wie lange fie nachbluten, das weiß fein 
Menſch und Tann keiner kontrolliren; e8 wird dann vielleicht auch dem 
Bundeskanzler überlaffen fein, im Wege der Gejegebung ſolche Schäden 
wieder aufzubellern. Ich glaube, man a fih in den germanischen Staaten 
nicht fragen, wenn man es der Bevölkerung recht machen will: was kann 
gemeinfam fein? wie weit fann der große Mund des Gemeinwefens 
hineinbeißen in den Apfel? — fondern man muß fi) fragen: mas muß 
abfolut gemeinfam fein? und dasjenige, was nicht gemeinfam zu fein 
braucht, daS foll man der fpeciellen Entwidelung überlafien. Damit dient 
man der Freiheit, damit dient man der Wohlfahrt. Ich erinnere an die 
Zeit, fie ift micht lange ber, wo — es follte mich verwundern, wenn nicht 
Bertreter diefer Richtung in diefem Saale fäßen — als Bafis einer ein- 
heitlichen und freiheitlihen Geftaltung Deutjchlands die Zerlegung Preu⸗ 
ßens in Heinere Beftandtheile betrachtet wurde. Ich jehe ein Kopfichütteln, 
wa8 ich auf einen Mangel an Studium der älteren Beitgeichichte zurück⸗ 
führe. Ich erinnere aber nur an die Beftrebungen, denen wir augenblidlich 
in Breußen huldigen. Wir fuchen zu decentralifiren, wir fuchen provinzielle 
und lokale Selbftändigfeiten zu fchaffen: warum follten wir denn bier 
im Bunde gerade das Gegentheil davon thun? hier, wo wir, ih will 
nicht jagen provinzielle, aber lokale Selbftändigfeiten haben, und Selb» 
ftändigfeiten, die Deutſchland zu großem Nuten geworden find. Wir 
baben von Sachſen beifpielömeite Bieles lernen können für unfere Ber- 
waltung; wir haben ähnliche Erfahrungen in Hannover gemacht, und ich 
freue mich dabei über einen Fortſchritt in Preußen, über den, 
daß der Fluch der „hohen Meinung, womit der Menſch fid 
jelbft betrügt,“ bei unferer näheren Bekanntſchaft mit der 
Berwaltung der Eleineren Staaten allmählig von und abge» 
nommen wird, und ich hoffe, wir werden ihn mit der Zeit ganz ver: 
lieren. Aber das find Bortheile, die eben aus dem felbftändigen Leben 
der Heinen Staaten hervorgehen, und uns umſoweniger berechtigen, dieſen 
jelbftändig gewachſenen Staatöwejen den ihnen verfafjungsmäßig zuge 
ſicherten Einfluß auf die Allgemeinheit gegen das Recht und gegen unjer 
Interefje zu verfümmern. Ich gebe gern zu, daß die Bundesverfafjung 
eine jehr unvollfommne ift; fie iſt nicht blos in der Eile zu Stande ge 
fonımen, fondern fie ift auch unter Berhältniffen zu Stande gelommen, 
in denen der Baugrund ein jehr jchwieriger war wegen der Unebenheiten 
des Zerraind, aber der doch abjolut benugt werden mußte. Wir fünnen 
die Geſchichte der Bergangenheit weder ignoriren, noch können wir, meine 
Herren, die Zukunft maden; und das iſt ein Mißverftändnig, vor dem 
ih aud bier warnen möchte, daß wir uns nicht einbilden, wir könnten 
den Lauf der Zeit dadurch bejchleunigen, daß wir unſere Uhren vorftellen. 
Mein Einfluß auf die Ereigniffe, die mich getragen haben, wird zwar we- 
jentlih überjchägt, aber doch wird mir gewiß Keiner zumuthen, Geſchichte 
zu machen, da8, meine Herren, könnte ich felbft in Gemeinfchaft mit Ihnen 
nicht, eine Gemeinſchaft, in der wir doch jo ſtark find, daß wir einer 
Welt in Waffen trogen könnten, aber die Geſchichte können wir nicht 
machen, fondern nur abwarten, daß fie fid vollzieht. Wir können das 
Reifen der Früchte nicht dadurch befchleunigen, dab wir eine Lampe dar» 
unter halten, und wenn wir nad unreiten Früchten fchlagen, jo 
werden wir nur ihr Wachsthum hindern und fie verderben. 
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Ich möchte deshalb Ihnen doch mehr Geduld empfehlen, der 
Entwidelung Deutfhlands Zeit zu laſſen. 

Daß gerade die Frucht, die fie —* eben, Ihnen jemals reif 
in den Schooß falle, Hoffe ich nicht; denn die Geſchäfte des Landes würden 
fchlechter gehen, wie ich glaube, fobald Sie ein Kollegium an die Stelle 
der einheitlichen Spike fegen. 

Ste haben vorhin auf den Mißſtand aufmerffam gemacht, daß preus 
Bifche Miniſter die Geſetze für den Bund entwerfen, und nachher wicht 
im Stande find, fie hier als Minifter zu vertheidigen. Ich könnte darauf 
aufmerkfam machen, daß auch im preußifchen Landtage die Geſetze jehr 
häufig dur Kommiffare derjelben Miniſter vertheidigt werden, die fie 

emacht haben, vielleicht auch durch diefelben Kommiflare, die diefe Ge⸗ 
ee redigirt haben. Aber, meine Herren, ift denn das ein Webelftand? 
Die Gejege für den preußifchen Landtag werden ja auch von preußifcden 
Miniftern gemacht, — werden fie denn nun mit der preußijchen folle- 
ialiſchen Minifter- Einrichtung beſſer oder raſcher gefördert? Hat demn 
ie preußiiche Geſetzgebung etwa einen uneinholbaren Vorfprung vor der 
des Bundes? Arbeitet fie auch nur mit derjelben Schnelligfeit wie ber 
Bund? Sch follte denken, diefe Maſchine bier, an der wir figen, bat zwei 
Sabre lang recht gut und recht förderlich gearbeitet, — jo gut, eb es 
Sie faft ſchon langweilt, daß es jo gut gebt. Sie fühlen das Bedürfni 
die Uhr einmal aufzumachen, ein Rad berauszubolen und zu ſehen, ob 
e8 dann vielleicht nicht noch beſſer geht. 

Ich fürchte, ich babe ſchon zu lange Ihre Geduld ermübet; ich bitte, 
nur noch eine Berficherung von mir entgegennehmen zu wollen: daß jede 
perjönlice Empfindlichkeit über die Stellung des Antrages egen defien 

nterzeichner oder gegen die Tendenz des Antraged mir able t fremd 
ift, und daß, wenn ich mich über Einzelnheiten des Antrages mit einer 
gewiffen Schärfe etwa außgedrüdt habe, dies mehr eine üble Gewohnheit 
von mir ift, als ein Zeichen einer Erregtbeit über die Tendenz des An⸗ 
trage. Ich bin mir volftändig bewußt, mit faft allen, vielleicht mit allen 
Antragftellern über das Ziel, dad wir verfolgen, ganz einig zu fein; wir 
wollen Deutfhland diejenige Geftaltung geben — ım Norden 
und im Süden, wenn wir fönnen — in der ed am ftärfften und 
am einigften ift, und in der e8 die meiften Bedingungen feiner 
Wohlfahrt vereinigt. Ueber die Wege, die. dazu führen, über 
die Mittel dazu können wir fehr verfhiedener Meinung fein. 
Bewahren wir uns aber das Bewußtfein, daß wir diefem ge- 
meinfhaftlihden Ziele mit gleiher Treue und mit gleider 
Sungebung hüben wie drüben zuftreben, und maden wir and 
einungsperfhiedenbeiten über die zu ergreifenden Mittel 
und Wege feine perfönlihen Vorwürfe; verfallen wir nicht in 
den Fehler, bei jedem Ander8meinenden entweder an feinem 
Berftändniß oder an feinem guten Willen zu zweifeln. 


(Nachdem ber eorbnete Lasker ausgeführt hatte, daß in ber bisherigen 
Erörterung die ganze Frage nicht richtig dargeſtellt worben fei: bie Anficht der 
Antragfteller gebe babin, die allgemeine Leitung ber Bundesarbeiten in der That 
dem Bundeskanzler ale dem Haupte zu noeriefien, nur zur Erleichterung feiner 
Arbeitslaſt möchten Minifter für bie einzelnen Berwaltungszmweige ernannt werden, 
das Bunbes- Miniftertum müffe ungefähr fo befchaffen fein wie in England, baf 
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ber eine leitende Minifter bie Seele des Minifteriums fei unb baranf zu achten 
babe, daß Jeder aus bemfelben entfernt werbe, der fich wit feiner Teitenben Po⸗ 
litik nicht einverftehen könne, fügte Graf Bismard folgendes hinzu:) 

Ich freue mi, daß der Schluß vorher nicht angenommen wurde 
und dem Herrn VBorreduer noch das Wort verftattet worden ift, indem 
ih aus jeiner Rede wiederum erſehen habe, daß man fehr häufig in feinen 
Meinungen fi viel näher fteht, als man vor der Discuffion geglaubt 
hat. Wenigftend in dem einen Punkte, gegen den ich von meiner Stellung 
als Bundeskanzler aus Widerfpruc eingelegt babe, ift mir die Tendenz 
des Antrages durch die Aeußerung des Vorredners viel näher gerüdt. 
Er erfchiene mir von diefem Gefichtöpunfte, wenn er fi) darauf allein 
befchräntt hätte, annehmbarer al3 vorher, wenn er mir auch nad) feiner 
Tendenz gegen den Bundesrath, ſowohl nach meinem Rechtsgefühl, als 
auch nad) meiner Anfiht von der Zwedmäßigfeit, jederzeit unannehmbar 
bleiben wird. Wenn 2 vorher gefagt habe, ich halte ein Miniſterium 
mit einheitliher Spige für zwedmäßiger in allen Staatseinrihtungen als 
ein Deinifterium mit kollegialifcher Spige, wo man nicht weiß, wer über- 
ſtimmt oder gehemmt worden ift, jo habe ich damit ja nicht meiter geben 
wollen, als der Herr Abgeordnete nach dem Beiſpiele der engliihen Ein- 
richtungen gehen will, aus welchem fich ſchließen darf, dag wir im Grunde 
ganz einer Meinung über die einheitliche Spite find. Wir find vielleicht 
fiber viele Dinge einverftanden, ohne dag wir e8 für den Augenblid wifien. 

ch würde die englifhe Stellung eines Minifter-Präfi« 
denten überall für ausreihend halten, um die nöthige Ein» 
beit der Leitung berzuftellen. Davon find wir aber nad unjerer 
Berfaflung und nad unſeren Gebräucden weit entfernt. Aenderungen in 
der Scenerie erfordern einen Aufwand von Kraft und Weibung, den ges 
wöhnlih Niemand Zeit bat zu leiften. Uber im Bundeskanzler » Amte 
find die Einrihtungen gerade h. mie fie der Herr Borrebner zu erhalten 
wünjcht, es fehlen blos einige Miiniftertitel, und damit würde ich gar nicht 
fo jehr ängftlich fein, fobald nur die einheitliche Leiftung durch die An⸗ 
|prüche, die fi an diefe Titel knüpfen, nicht zerjplittert wird. 


(Der Antrag wird mit 111 gegen 100 Stimmen ange 
nommen.) 


Die „Blanbüder.” 
22. April. Erklärung des Grafen v. Bis marck bei der Berathung 
bed Bundeshaushalts. 
(Auf den von bem Abg. Tweften geäußerten Wunſch, daß dem Reidhe- 
tage künftig eine Darlegung der auswärtigen Politit bes Bundes unter 
ittbeilung ber weientlichen und zur Publifation geeigneten Altenftüde 
unterbreitet werben möge.) 

Der Herr Borredner hat den Oundedregierungen eine ziemlich ſchwierige 
Aufgabe zugemutbet, eine Aufgabe mehr parlamentariſcher als diplomatifcher 
Natur. Wenn mande andere Regierungen die Gewohnheit haben, eine 
gewifle Anzahl, gemödnlich einen fehr geringen Theil der Actenftüde, 
welche durch ihre Bureaur gehen, zu publiciren, fo werden fie dazu, meiner 
Ueberzeugung nach, wejentlich durch ein parlamentarifches Bedüurfniß ge 
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leitet: in England, in Frankreich, in Italien, in Oeſterreich; — was 
die Kaiferlich türkiſche Regierung veranlaßt hat, diefes mir zufällig gerade 
vorliegende Rothe Buch zufammenzuftellen, habe ich noch nicht erfehen; «8 
ift mir beute erft zugegangen. Es wird dort alfo jedenfalla auch eine 
Ausnahme von der von mir eben behaupteten Regel ftattfinden, daß bios 
ein parlamentarifche® Bedürfniß vormalte. 
Im Mebrigen aber kann ih den deutfchen Parlamenten, und 

inöbefondere dem Reichſstage nur Dank jagen, daß fie biöher eine 
ähnliche Leiftung von ihren Regierungen nicht gefordert haben. Sie 
würden und da8 Geſchäft, und ſich felbft, glaube ich, das Budget 
erfchmeren, wir würden eine folhe doppelte Buchführung, wie 
fie dazu erforderlich werden würde, kanm leiften können, ohne unfere 
Arbeitskräfte & vermehren. Ich würde gendthigt fein, über 
dbenjelben Gegenftand zweierlei Depefhen zu fchreiben, 
einmal folde, die wirtlih in der Diplomatie ihre pral- 
tifhe Geltung haben follen, und dann jolde, die ich beab- 
fihtige zn veröffentlihen, und e8 wäre das nicht blos eime 
außnahmsweife Vorliebe für Heimlichkeiten von meiner Seite, fondern 
es geſchieht dies ohne Zweifel überall. Ich würde Iogar noch weiter 
eben müſſen; ich würde manche Depeſchen fir die Oeffentlichkeit zu 
—** haben, die ich ſonſt gar nicht geſchrieben haben würde, weil ich 
fie für das eigentliche Geſchäft für überflüſſig hielte. Ich würde dies 
namentlich dann thun müflen, wenn ich mich durch Herſtellung und par⸗ 
lamentariſche Veröffentlichung amtlicher Actenſtücke, ſei es mit der Preſſe 
überhaupt, ſei es mit anderen Regieruugen, die dieſe Aufgabe für die 
ihrige halten, auf einen Wetteifer in agitatorifcher Preßthätigkeit einlafien 
wollte. Ich habe, wie Ihnen Allen bekannt fein wird, ftarfe Aufforderung 
dazu gehabt, und ich will nicht jagen, aus welchen Gründen ich es ver 
ihmäht habe, mid auf ſolchen Wettlauf einzulaffen. Sch glaube au 
nicht, daß die Regierungen, die nach diefer Seite hin das parlamentariſche 
Auditorium und dag diplomatifche Handwerkszeug mißbrauchen als Sprach⸗ 
rohr, um Dinge zu veröffentlichen, zu denen man fonft die uneingeftandene 
Prefie benugt, daß die fchwerlich fehr erbaut fein werden von den Er⸗ 
folgen, die fie damit erreihen. Wenn Wirkungen erreicht werden, fo ver- 
lieren fie fich jehr bald wieder. Es giebt Mittel, auch ſolche Irrthumer 
m berichtigen, die in der authentiichen Form auftreten. Eine üble Bir 

ng aber, die bleibt, ift das Mißtrauen der übrigen Regierungen. 
Eine Re jerumg, die in der Beröffentlihung im Mindeſten zu meit geht, 
läuft Gelahr. aß keine Regierung ihr mehr eine Mittheilung macht, die 
fie nicht eben fo gut in ihrem Amtsblatte hätte fojort druden können. 
Dian wird deshalb jolhen Regierungen gegenüber in einer Weife ſchweigſam, 
welche, weit entfernt, die guten Beziehungen zu beleben, die vorhandenen 
Keime des Bertrauend zu pflegen, fie vielmehr uumiderruflich erſtict. 
Wenn ich Gefahr laufe, daß dasjenige, was ich im Vertrauen auf ihre 
Discretion einer Megierung mittheile, bei der ich gleichartige Intereſſen 
mit uns voraußjegen durjte, in die Deffentlichleit mitgetheilt, vielleicht 
fogar entftellt und zu gewiſſen Zweden zurecht geſtutzt wird oder auch 
nur an fremde Sabinette geht, dann verbrenne ich mir bei einer folden 
Segierung. wohl einmal die Finger, aber nicht Öfter. Deshalb glaube 
ih, daß dieſe Sitte eine ſehr beengende ift umd für die guten Bezi 
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der Böller unter einander einen nachtheiligen Einfluß auf den diploma» 
tiihen Verkehr ausübt. Diefe Sitte wird in England mit dem Takte 
bandhabt, den eihe lange Erfahrung eingiebt. Nichts defto weniger 

And mir aus meiner früheren diplomatifchen Xhätigkeit im Auslande 
mande Fälle in Erinnerung, wo Klagen darüber entflanden, daß die 
Engliſche Regierung in ihrer traditionellen Discretion dennoch weiter 
gegangen war, als e8 den Regierungen genehm war, auf deren Mit- 
theilungen fie Bezug nehmen mußten, wenn auch gewöhnlich nur in der 
Geſtalt mündlicher Aeußerungen der Agenten von Pegierungen, da es 
bisher nicht üblich ift, Depefchen fremden Regierungen gegen deren Willen 
zu veröffentlichen, ſelbſt die jo erfahrene und taktvolle Englische Regie⸗ 
rung, jage ich, war Beſchwerden in dieſer Nichtung ausgeſetzt. Daß die 
Kaiſerlich Franzöfiiche Regierung außerordentlich vorſichtig in ihren Ver⸗ 
Öffentlihungen ft, und dankenswerthe Zurückhaltung übt, namentlich über 
brennende Fragen, die duch Veröffentlichung ein lebendigeres Kolorit ge⸗ 
winnen könnten, ift Ihnen Allen befannt, aber dieß Berbalten, jo dankens⸗ 
werth e8 fir die ausmärtigen Beziehungen ift, bringt wiederum im Innern 
den Nachtheil, daß der parlamentarifche Zweck, der damit verbunden ift, 
nicht fo nöllig erreicht wird, wie es bei einer meitergehenden Beröffent- 
lichung der Fall fein würde. In wie meit nun die Geheimhaltung, die 
discrete Schonung des internationalen Bertrauens, dem Bebürfniffe, die 
Deffentlichkeit rechtzeitig aufzullären über den politiihen Gang der Re⸗ 
gierung, geopfert werden darf, ift eine ſchwer zu entfcheidende frage. 
Sollten die Herren darauf beftehen, jo will ich verſuchen, für 
das nächſte Jahr etwas Unſchädliches zufammenzuftellen. 

Aber ich fchrede vor der Arbeitslaft einigermaßen zurüd: denn 
e8 bedingt eine jehr genau durch mich perfünlich auszuübende Sichtung 
und Revifion jeder einzelnen Depefche, ehe fie veröffentlicht werden Kann. 

Der Herr Borredner bat mit Net bemerkt, daß es in brennenden 
Fragen von höchſtem Werthe ift, fi) die Theilnahme der öffentlichen Mei- 
nung fchnell in der Richtung, in der man ihrer bedarf, zu ſichern. Nun, 
meine Herren, wenn Fragen erfi brennend werden, glaube ich, 
geihieht das auch regelmäßig, jelbft wenn das Parlament nicht 
verfammelt ift. Ich erinnere Ste an die Zeit, wo brennendere Fragen 
vorlagen als jett, an die Jahre 1864 und 1866, an die Zeit des Frank⸗ 
furter Fürſtencongreſſes. Da murden die Depeihen Schlag auf Schlag 
täglih in den amtlichen Blättern veröffentlicht. Solche Momente werden 
jedesmal mieder eintreten, wenn brennende Fragen vorliegen, da nach der 
heutigen Situation Europas, nach dem heutigen Stande der Civilijation 
es unmöglich ift, aus heimlichen Kabinetögründen große politifche und 
vielleicht ſogar Triegerifche Actionen vorzunehmen. Man fannnurnod 
aus nationalen Gründen — aus Gründen, welde in dem Maaße 
national find, daß ihre zwingende Natur von der großen 
Mehrheit der Benölkterung anerkannt wird, Krieg führen. 

Sie können daher, wenn wir anfangen Depefchen amtlich zu 
veröffentlihen, e3 faft immer als ein Symptom einer ziemlich 
ernften Situation anfehen, weldhe anfängt zwiſchen uns und 
den Regierungen, an melde die Depeſche gerichtet ift, ſich zu 
entwideln. Es iſt der Ausdrud des Wunſches, daß das Bu- 
blitum Kenntniß davon nehme wie die Saden liegen, weil 
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wir entfchloffen find, diejelben weiter zu verfolgen auf die 
Gefahr Hin, dag wir der Betbeiligung der Öffentlihen Mei- 
nung in ihrer vollen Kraft bedürfen werden. Dieſe Regel ift 
natürlich keine allgemeine. Es giebt Depefchen, welde überhaupt keine 
Bedeutung haben. Aber wenn etwa empfindliche Depejchen anfangen in 
die Deffentlichfeit zu kommen, fo ift das ein Symptom fehr ernfter Art, 
wenn es zwiſchen ernften Regierungen vorkommt. 
in, wie Sie aus dem Geſagten erſehen werden, kein Anhänger 

der Blaubücher, obwohl fie bei anderen größeren Staaten angenommen 
find. Ich wiederhole meine Ueberzeugung, daß, wo fie angenommen if, 
es bauptjächlich aus Bedürfniffen der inneren Politik und der Publiciſtik 
geſchehen. Aus Iegteren zu folgen, lehne ich ab; ich halte das wicht für 
politiich zwedmäßig. Es nutzt die Stellung und die Kraft der Ueberzen- 
gung einer Regierung ab. Ob es dagegen nöthig if, uns dieſes additio⸗ 
nelle Gefchäft, diefe Schwierigfeit aufzulegen aus Gründen unferer inneren 
Politif, aus parlamentariihen, — ja, meine Herren, das hängt davon 
ab, ob die Discretion, welche der Herr Vorredner mit Recht an nuferen 
Deutſchen Parlamenten rühmt, noch weiter geübt wird in eaug auf zu 
fhonende Fragen, oder ob Sie auf Beröffentlichungen beftehen. wäre 
mir lieber, Sie beftänden nicht darauf; it aber der Wunfch ein allge 
meiner, fo werden wir geben, was wir geben können, theils eine etwas 

ere Publication einer Zeitgeſchichte von Daten, welche auf die augen- 
blidliche Situation Teinen verwirrenden Einfluß mehr üben können, thei 
folche Depeichen, welche gefchrieben zu haben wir für die Männer ange 
jehen zu werden wünſchen. Wenn Sie glauben in den fremden vorhan- 
denen Fubticationen mejentlich Anderes zu belommen, wenn Sie glauben, 
daß da das ganze Portefeuille des auswärtigen Minifteriums auf den 
Tiſch gelegt und veröffentlicht wird — ja, meine Herren, ba hulbigen 
Sie einer Anfiht, die ih nah meinen actenmäßigen Erfahrungen nicht 
theilen kann, und Sie werden mir zugeben, daß #3 mitunter im Stande 
fein muß, mir ein Urtheil darüber zu bilden, ob in den 
Publicationen Alles fteht, was man über den Gegenftand jagen könnte, 
und ob der Eindrud, den fie machen, gerade berteibe ift, den ich umd 
andere amtliche Stellen von den Thatjachen, als fie vorgingen, gehabt . 

Ein befonderer Antrag ift bier nicht geftellt. —* wunſche nur zu 
couftatiren, daß, fobald die Befriedigung des ausgeſprochenen Bedürfuifie 
ein wejentliches Element bilden jollte, um uns gegenfeitig in einer fried 
fihen und zufriedenen Stimmung zu erhalten, ie verjuchen will ihm Ned- 
nung zu tragen. 


Medienburg und der Buud, 


22. April. Aeußerung des Grafen v. Bismarck (auf Anlaß einer 
Petition Mecklenburgiſcher Staatdangehöriger). 
(Die Mecklenburgiſche Berfaflung; — die Stellung bei 
Großherzogs zu Preußen und zum Bunde.) 
Ich halte mich nicht für berechtigt, den Erörterungen, melde bem 
Bunheblatse vornuefihlih —e dadurch — daß ich 














843 

1869. 
meine eigne Anficht bier Öffentlich feftlege. Ich würde glanben, e8 an ber 
Achtung gegen die anderen Regierungen und gegen die Kollegen im Bun- 
desrathe len lafſen, wenn ich nicht ihre Anſichten, die he zur Sache 
haben, in einer Diskuffion im Schooße des Bundesrathes auf mich wirken 
ließe. Wenn ich dennoch das Wort ergreife, fo gefchieht es weder, um 
mich über die Kompetenzfrage, noch um mich fachlich über die RNechtöfrage 
außzufprechen, höchſtens um mich dagegen zu verwahren, daß aus dem 

tülfmweinen der Regierungen umd des Bundesrathes ſchon eine Ent- 
ſcheidung über die Kompetenzfrage gefolgert werden könnte, indem ja der 
Beſchluß, wie er muthmaßlich gefaßt wird, wie ihn der Ausſchuß bean⸗ 
tragt, in ſich ſchon eine Anerkennung der Anwendbarkeit des Art. 76 im⸗ 
plizirt. Hauptfächlich habe ich aber nur das Bedürfniß gehabt, und mein 
Intereſſe für unfere Eonftitutionelle Entwidelung im Bunde, wie in den 
einzelnen Staaten, nöthigt mich dazu, Zeugniß abzulegen von einigen mehr 
perjönlichen Eindrüden, die ſich mir aufdrängen, wenn ich die Gründe in 
Erwägung ziehe, mit denen heute die Petition unterftügt worden iſt. Ein- 
mal erfüllt e8 mich, weil ich aufrichtig an der fonftitutionellen Entwicke⸗ 
lung und an ihrer Stetigkeit im gefanmten Baterland hänge, ftet8 mit 
einem gewiflen Unbehagen, wenn über eine faktiſch beftehende Ber- 
faffung eine Unterfuhnng in Betreff der Legitimität ihrer Ge- 
burt angeftellt wird. 

Wie viele Berfaffungen giebt e8 denn in unferem Baterlande, welche 
in diefer Beziehung, ich will nicht fagen, ganz vorwurfsfrei daftehen, aber 
gegen deren rechtliche Entſtehung feine Infehtung von irgend einer Seite 
gemacht, und gegen welche nicht guotehtie worden wäre, entweder ausdrück⸗ 
ih oder doch durch dauernde Wahlenthaltung oder auf anderem Wege? 
Wenn wir B— wollen, fo exfhäüttern wir die Fundamente 
unferer Rechtszuſtände in einer Weife, welche unſerer Entwidelung 
nicht förderlich ift, und ich glaube nicht, daß es den praktiſchen Engläns- 
dern jemals einfallen würde, zurüdzugehen auf eine Unterſuchung der Pa⸗ 
ternität und Legitimität der Geburt ihrer Berfaflung. Sie begnügen fich 
damit, daß fie in Wirkſamkeit ftebt. 

Zweitens find es diejenigen Argumente, welche die Petition befür- 
worten, weil bie gegenwärtigen Zuftände in Medienburg noch nicht voll» 
ftändig homogen mit denen des Gejammtbundes in ihrer Entwidelung 
find. Ya, meine Herren, ich glaube, die Medlenburger von allen Seiten 
werden es nicht beftreiten, und auch die medlenburgiiche Regierung nicht, 
daß die wünſchenswerthe Homogenität noch nicht durchgängig bargeftellt 
it. In diefer Beziehung möchte ich Sie aber bitten, laſſen Ste doch dem 
beilenden Einfluß einigen Spielraum, befonder8 wenn Sie fehen, daß der 

ute Wille da ift und daß die Schwierigfeiten ganz beſonders große find. 
Eine feit einem Jahrhundert und länger in die Zuflände bed Landes 
eingewachſene Berfaffung ftreift man nicht ab mie ein abgelegtes Klei⸗ 
dungsftüd; fie ift fo zu jagen eine gaut geworden, welche mit ärztlicher 
Borficht gelöft werden muß, wenn Krankheiten verhindert werden jollen. 

Und damit komme ich zu dem zweiten Punkte, für den es meine 
Abſicht war, bier Bevanih abzulegen, das ift zu dem dankbaren Ber- 
trauen, mit welchem ich auf die Stellung Sr. Königlihen Ho> 
heit des Großherzogs non Medlenburg- Schwerin zu den Bun- 
des verhältniſſen blide, fowohl in Betreff auf die Entftehung 
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ber Berfaffung als and in Bezug auf ihre Fortbildung. Dieſes 
Bertrauen berechtigt mich zu der Hoffnung, daß der heilende Einfluß der 
Zeit ein nicht ganz langfamer fein wird und daß wir nichtS verlieren, 
wenn wir ihm einen möglichft freien Spielraum laflen und wenn wir 
einen fo guten Willen, wie er und von jener Seite entgegentemmt, vicht 
dadurch abfchreden, daß wir auf jede Bereitwilligkeit nur mit einer rajchen 
Mebrforderung antworten. Eines gemwiffen Grades von Anerkennung be 
darf auch das prinzipiellfie und reinfte Streben, möchte ich jagen, zu 
feiner Aufmunterung. Diefer Dankbarkeit Ausdrud zu geben, fühle ich 
mich um jo mehr berufen, als ich vermöge meiner Stellung von Anfang 
an in der Lage geweſen bin, die patriotiiche Bereitwilligkeit, mit welcher 
Se. Königliche Eoheit der Großherzog von Medienburg- Schwerin di 
nationale Entwidelung aufgenommen bat, zu beobachten und zu bekunden 
Der Herr Borredner (Abg. Windthork« Meppen) bat gejagt, da 
Medlenburg ganz befonder8 in der Lage geweſen wäre, der Herftellung 
der Bundeöverfaflung Schmierigfeiten zu bereiten. Er hat dieß mit einer 
Andeutung unterftütt, welche ich mir nicht aneignen möchte, mit der Be 
gugnahme auf die geographiiche Lage Mecklenburgs. Ich kann mir nidt 
enten, daß irgend ein noch fo konſervativer Mecklenburger fi mit dem 
Gedanken vertraut gemacht haben jollte, fein Gejchid von dem des beut- 
fhen Baterlandes, geftütt auf die Oftfee, trennen zu wollen. 

Die Stärke Medlenburgs lag in einem anderen Motiv. 
Sie lag in der rüdhaltlofen Bereitwilligfeit, mit welder Se. 
Königlide Hoheit der Großherzog von Haufe aus die Sadı 
Breufens und Deutſchlands unterftügt hatte. 

ir waren mit einigen unferer Norddeutfchen Bundesgenoſſen 
Kriege, und die Entwidelung der. Bundesverfaflung ergab fi) ganz na 
türlih als Gegenftand der Yriedensverhandlungen. Bon anderen waren 
wir nicht mit der Bereitwilligkeit unterftügt worden, daß eine bejondere 
moralische Pflicht, ein beſonderes Lebhaftes Gefühl der Dankbarleit das 
Nefultat der zum Theil ziemlich lauen Zurüdhaltung geweſen wäre, mi 
welcher unjere Bundeögenoffen die Entwidelung begleiteten. Ganz anders 
aber lag die Sache mit Medlenburg. Unter denjenigen Bundesgr- 
noffen, welche fi von Haufe aus rückhaltslos der neuen Ent: 
widelung bingaben, welde mit eigener Gefahr die Möglichkeit 
dazu erftritten haben, ftehbt Medlenburg- Schwerin in feiner 
Bedeutung und in der Aktivität, mit der es zu Werke ging, 
obenan. Der Großherzog hat nicht gewartet, bis die Würfel 
fih zu Bunften Preußens entfhieden; er tft von Haufe ans 
mit jeiner ganzen Macht — und das Beifpiel feines Bor: 
fahren zu den Zeiten bes Herzogs von Friedland hat ihn 
dabei niht gefhredt — mit jeiner ganzen Madt für uns ein 
etreten, und bat fi thatjählih am Fampfe betheiligt. WVe 
Band es nun, wenn ein ſolcher treuer, mit uns zugleich fiegreicher Bundes⸗ 
genofje gejagt hätte: „Nein, ich will nicht; thut was ihr wollt, aber das 
tann ich nicht! ? Konnten wir gegen dad treu verbündete Medienburg 
Gewalt brauchen? War die Berfuchung, waren die Grunde, die der Groß 
— anführen und ableiten konnte aus dem inneren Zuſtande jenes 
tandes, aus dem möglichen Widerftreben der verfafiungsmäßigen Organ, 
aus den Rechten der Stände dort, aus dem Beitande der Berjafjung, die 
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jedenfall® mit feiner Unterfchrift, mit feiner perfönlichen Verpflichtung 
wieder eingeführt worden war, wären foldye Grlinde nicht faſt unanfechtbar 
ewefen, jobald der Großherzog fie als Vorwand benugen wollte? Jeder 
erſuch dazu hat aber dem Herrn fern gelegen; mit einer dankenswerthen 
Bereitwilligfeit ift er damals auf die Intentionen des Bundes eingegangen. 
Warum folte er es ferner nicht in einer Zeit, wo feine Aufgabe viel 
weniger gefahrnoll und viel leichter ift, wo viele Hinderniffe überwunden 
find, wo die Barrifaden, die eine alterthümliche Berfafjung und langjäh- 
rige Anfammlung des Schutte® der Aufräumung und dem Durchbruche 
neuer Straßen entgegenfegte, befeitigt find! Warum follte unfer Ber: 
trauen jett ein minderes fein? Und wenn ich von dieſem Vertrauen aus⸗ 
drüdlich Zeugniß ablege, fo geſchieht es, damit nicht etwa durch Ihren 
Beichlug ein der nationalen Sache von Herzen ergebener Fürſt in feinem 
Streben entmuthigt wird. 


Die Stenerfragen. 
I. 
Die Staatöbedürfniffe und die Steuervorlagen. 


26. April. Borläufige Aeußerung ded Grafen v. Bis— 
marck bei der Berathung des Geſetzentwurfs die Brannt- 
weinfteuer betreffend. 


Es ift immer für eine Regierung unangenehm, Geld zu brauchen; 
denn diejenigen, von denen fie es fordert, geben es natürlich lieber nicht, 
und haben, wenn e3 jein kann, Verwendungen, die, wenn nicht bejler, fo 
doch ihnen angenehmer find, als die des Steuerzahlend, fir ihr Geld. 
Eine Regierung ift aber in der Lage mit Schiller zu jagen: „Wächft 
mir ein Rornfelb auf der flachen Hand?“ 

Wir müfjen an die Thüren klopfen, von denen mir möglicher Weiſe 
hoffen dürfen, daß fie der Reichſstag uns öffnen werde. Wir haben im 
vorigen Jahre damit unglüdliche Gejchäfte gemacht, indem und im Zoll» 
parlament die Vorlagen, von denen wir Geld hofften, zum Theil durch 
die Bota derer, auf deren Beiftand wir rechneten — abgelehnt worden find. 

Die Folge davon ift, daß in der gefammten Fantlichen Finanzge⸗ 
bahrung des Norddeutſchen Bundes, ſowohl in Betreff der Reichsfinanzen, 
als in der der einzelnen Länder, Stockungen und Uebelſtände eingetreten 
ſind, die auf irgend eine Weiſe beſeitigt werden müſſen. Denn wenn ſie 
nicht beſeitigt werden, fo führen fie nothwendigerweiſe zu Reduktionen 
der Ausgaben, und in erfter Linie der nüglihen Ausgaben, in zweiter 
Linie der nothwendigen Ausgaben. Denn mehr Geld, als uns Die Seren 
bewilligen, können und wollen wir nicht auögeben; wenn wir es wollten, 
fönnten wir es doch nicht. Ein Syſtem, welches fortwährend aus dem 
Kapital wirthichaitet, das gerade würde ich ein ſolches nennen, welches 
die Henne tödtet, die goldene Eier legt, und dem kann ich meinen Namen 
auf fernere Dauer unter feinen Umftänden leihen. 

Es ift nicht das Bedüurfniß, Geld aufzuhäufen in den Staatskaſſen, 
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wie es etwa die Finanzverwaltung früherer Jahrhunderte an ſich gehabt 
bat, ſondern es iſt das Bedürfniß, ehe und notbwendige 
Ausgaben noch ferner leiften zu können, welches unſere Forde⸗ 
rungen veranlaßt. Darüber, ob die bisherigen Ausgaben noch ferner 
als nüßlih gelten follen, werden Sie Ihr entjcheidendes Urtheil duch 
Ihre Bewilligungen ausfprechen; aber da8 werden Sie nicht von ım8 
verlangen, * wir dieſe Ausgaben leiſten, wenn Sie uns durch Vorent⸗ 
haltung der Mittel in die Unmöglichkeit ſetzen. 
Ob nun gerade die Erhöhung der Branntweinſteuer die Mittel in dem 

Maße gewährt, wie wir ſie davon erwarten zu können glauben, — ob 
Sie uns überhaupt bewilligen werden, das weiß ich nicht; für uns aber 
ift e8 eine Gewiflensfache, und, wenn wir vor dem nächften Budget mit 
einem Defizit ftehen, jagen zu können: wir haben an jede Thür ge» 
klopft, wo wir Abhülfe Hoffen konnten, und fie find uns nicht 
eöffnet worden; man foll uns nicht vorbalten können: hier oder dort 
ättet ihr gewiß Geld befommen können, wenn ihr die Forderung dahin 
gerichtet hättet; aber ein Anderes iſt Tabak, ift Petroleum, da konnten 
wir niht, da war e8 und unmöglid. Dadurch erklärt fich die 
Manntigfaltigleit der Steuerporlagen, die wir Ihnen bringen, 
gerabe aus der Abneigung, irgend eine Klaffe, irgend einen 

rwerbözmweig zu beeinträdhtigen. Wenn und alle die Steuer 
vorlagen, die wir bringen werden, in dem Umfange bewilligt wiirden, wie 
wir fie fordern, jo würden wir vielleicht mehr Geld haben, als wir für 
den Augenblid brauchen — nicht mehr, als wir nüglic) immer noch im 
Interefle des Ganzen verwenden könnten. Aber ich bin nicht der Mei- 
nung, daß man dieſe zulegt angedeutete Richtung übertreiben joU, fondern 
ih bin im Großen und Ganzen der Meinun deß für alle Verhältniſſe, 
die nicht der ftaatlihen Gejammtlräfte zu ihrer “Pflege nothwendig be 
dürfen, dag Geld immer befjer in der Taſche des Steuerpflichtigen bleibt; 
wenn die Regierung irgend in der Lage ift, es da laflen zu können, fo 
findet e8 dort die fruchtbarfte Verwendung. Es giebt aber eine 
Anzahl von Zweigen der öffentlichen Wohlfahrt, die fich der Pflege 
den Einzelnen entziehen, wenigftend in gewillem Maße und die mur vin- 
bus anitis gepflegt werden fünnen. Dazu find die Steuerbeträge noth 
wendig, und gewiß beflagt Niemand mehr als ich, daß wir durch de 
Ausfälle an den Revenuen, durch die Steigerung der ftaatlichen Bedärf- 
niffe, vermöge der geſammten europäifchen Situation, gezwungen find, an 
den Sädel des Kontribuablen zu appelliren. Um Geld zu bitten bat für 
die meiften Leute etwas Unangenehmes, für mich in keiner Weife, wenn 
ih zum Wohle des Landes darum bitte. Ihnen voraufchreiben, in 
welcher Weife, durch welche Mittel ed befchafft werden foll, welche Quellen 
Sie und gerade eröffnen wollen — darüber maße ich mir ja fein ent 
fcheidendes Urtbeil an. Kennen Sie Quellen, die weniger drüdend 
für die Wohlfahrt des Landes, weniger belaftend für einzelne 
Klaffen, weniger ungerecht in ihrer Bertbeiluug wirten, jo 
werden Sie un im allergrößten Maße bereitwillig finden, 
auf jeden Rath zu hören, der uns mit einiger Ausfiht auf 
Annahme von der Majorität unter Ihnen herbeigebradt 
wird. 
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Der Bund und die Steuerfragen. 


21. Mai. Bei der Berathung der Bier» und der Börfenftener. 


(Die Finanz-Controlle und die parlamentarifche Macht; 
bie Macht der Beredtjamleit; Steuerfufteme; Steuern auf 
bie maſſenhaften Berbrauchsgegenftände; —) 


— — Meine Herren, wir verlangen von Ihnen Brot, und 
Sie geben uns Steine; Sie thun, als ob Sie die Sache weniger 
anginge als die Regierung, als ob e8 ein Rand der Abgeordneten gäbe 
und ein Land der Üegierung, als ob dieje beiden nicht identijch wären 
und diejelben Bedurfniſſe hätten. Wir fordern nicht für uns, wir fordern 
für das Bolt, welches Sie vertreten: glauben Sie, daß das Bolt, welches 
Sie vertreten, und weldes Ste zur Wahrnehmung feiner Gejchäfte hier⸗ 
ber gefandt hat, diefer Gelder nicht bedarf, dann, meine Herren, lehnen 
Sie ab, dann find Sie in ihrem Recht, dann ift es Ihre Pflicht fie abzu- 
lehnen; glauben Sie, der Haushalt des Volkes bedarf diefer Gelder, dann 
ift e8 Ihre Pflicht, fie zur bewilligen, Sie jchädigen nicht ung, die Regie 
rungen, wenn Sie fie verweigern, Sie fchädigen Ihre Sommittenten, deren 
— nicht beſorgt werden kann, wenn Sie das Geld nicht bewilligen. 

allerwenigſten Babe ih als Bundeskanzler ein lebhaftes amtliches 
Interefie daran, daß dieſe Selder bewilligt werden; ich bin in meiner 
amtlihen Stellung durch die Berfagung der Mittel nicht compromittirt. 
Der Bund hat feine Matricularumlagen, und ich könnte „kühl bis ang 
Herz hinan“ die Preußiiche Sinanzentwidiung von bier aus mit Ruhe 
anfehen. Nur wänjchte ich, daß, wenn eine Bermwidelung eintritt, ich mir 
dann fagen kann: es ift nichts vernachläffigt worden, um ihr vorzubeugen, 
es ift rechtzeitig bier die Möglichkeit ergeftelt worden, denjenigen Cala⸗ 
mitäten vorzubeugen, denen gegenüber meiner UWeberzeugung nad) fich 
im nächften Herbft der Preußife Landtag und das Preußifche Minifterium 
befinden werben. 

Man könnte — und zwei der Herren Vorredner haben den Einwand 
berührt, ohne ihn zu dem ıihrigen zu machen — gemifjermaßen den Com⸗ 
petenzeinwand erheben, daß den Bund die Preußiſchen Finanzen jo jehr 
viel nicht angingen. Die Herren Redner haben felbft diefen Einwand nicht 
verfolgt, indem fie eingefehen haben, daß das Leiden und Wohlbefinden 
eines jo bedeutenden Gliedes wie Preußen, auch das Leiden und Wohlbe⸗ 
finden des Bundes jelbft bedingt, und daß der Bund nicht einmal das 
Recht hat, die Leiſtungsfähigkeit einer contribuablen Einzelftaaten zu igno⸗ 
tiren; ex bat den Beruf, ihre finanzielle Lage zu kennen. 

Die Steine, meine Herren, die Sie und ftatt Brot geben, beſtehen 
zum Theil in Kritiken der Bundesverfaffung, in Yeußerungen, die 
meine8 Erachtens hier nicht hergehörten, fondern in die conflituirende Ber- 
fammlung. Sie Magen die Mängel der Bundesverfaflung an; wenn die 
Bundesverfafjung eine andere wäre, dann wurden Sie, ih weiß nicht, 
was bemilligen; daraus kann ich fein Geld zu Befriedigung des Bedarfs 
entnehmen. Es ift ein Fels, aus dem felbft Moſes mit feinem Stabe 
kein Waſſer ſchlagen würde. 
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Sie verweilen uns ferner — und auch das rechne ıch zu den Steinen . 
— auf Erſparniſſe. Wo und wann follen wir dieſe Erjparnifie machen? 
— Der erfte Herr Redner (Abg. 0. Benda) bat gejagt: Maaßen würde 
e8 ander gemacht haben, aber wie Maaßen es gemacht haben wärde, 
bat er und Iorgfältig verjchwiegen. 

Er bat dunkel angedeutet, daß Maaßen vielleicht den Militair-Etat 
reducirt haben würde. Dazu find wir augenblidlich geſetzlich gar nicht in 
der Rage. Maaßen hat feinerjeitS zu einer Zeit, wo Preußen viel ärmer 
war, wo die Steuerlaft viel ſchwerer auf dem Volke lag wie jegt, im 
Anfange der Zwanziger Jahre bei einem Ban ungeordneten Finanz 
zuftande nicht gewagt, eine Berminderung der ehehaftigfet bes Landes 
porzufchlagen. Sie aber, meine Herren, wenn Gie der Regierung die 
nöthigen Mittel, die Befchäfte des Landes weiter zu beforgen, mit offnen 
Augen entziehen — denn daß die Mittel nicht da find, kann Ihnen nicht 
entgehen — dann übernehmen Sie au die Berpflidtung an Stelle 
diefer Regierung zu treten? Sind Sie dazu bereit? — Ein Ber: 
fahren der Art, daß der Regierung die Mittel, die Geſchäfte weiter zu 
führen, verfagt werden, hat meiner Unficht nach nur dann einen conſtitu⸗ 
tionellen Sinn, wenn man die beftehende Regierung Damit befeitigen und 
an ihre Stelle treten will. Es ift häufig das Mittel geweſen, dieſes 
berbeizuführen, und wird unter Umftänden ein wirkſames Mittel bleiben 
können. Wollen Sie da8? Ich glaube, nein, es iſt dies Ihre Abficht 
nit, jondern Sie verlangen, wir follen Ihnen ferner in diefer Stellung 
Dienfte leiften, ohne daß Sie und die Mittel, unfere Stellung mit Erfolg 
fertauführen, bewilligen wollen. ch vermuthe, Sie werden verlangen, 
wir follen uns aus diejer Berlegenbeit loskaufen durd Ber- 
Laflungsconceilionen, denn das iſt ſchließlich das legte Wort, nennen 
Sie es ahtieage oder Finanz⸗Controle, ed fommt dies auf Eins 
heraus; wer den Daumen auf dem Beutel hat, hat die Macht. Darum 
wollen Sie den Kampiplag von bier auf den Dönhofsplag 
verlegen, bier ift die Münze nicht vorhanden, dort ift fie, ich 
fenne auh den Paragraphen, in welchem das beſchloſſen ift. 
Nennen wir die Dinge bei ihrem rechten Namen, jeien wir offen gegen 
einander, das Blindelub-Spielen führt ung nicht meiter; wir haben die 
felben gemeinjamen Zwede mit gleich fchwerer Berantwortlichleit dem 
Bolfe gegenüber zu erftreben und deshalb vor allen ‘Dingen Offenheit 
zwilchen uns! Am Dönhofsplage haben Sie die Möglichkeit, einen Preis 
u bezeichnen. Hier vermiffen Sie für jegt nichts. ſcheint, daß die 
& uRärde der Bundesverfaflung, troßt Allen, was man daran tadelt, 
doch fo zufriedenftellend find, daß feiner ihrer Artikel zum Opfer der 
Steuerbemilligung auserjehen wird; ander mag es mit den Preuß 
ſchen Verhältniſſen —8 | 

n, meine Herren, haben Sie fich die Frage ſchon vorgelegt: ift 
es wirklich nöthig, ift es nützlich, daß Sie mehr Macht haben, 
als Sie jetzt beſitzen, iſt es dem Volke und dem Lande nützlich? 
Es iſt das eine Frage, über die man reden kann. Liegt der Schwerpunft 
unjerer Berfaffung, Itegt der ſtaatsrechtliche Schwerpunkt bei uns nicht au 
der richtigen Stelle, wollen wir ehrlich und mit derielben Offenheit 
an da8 Werk berantreten und wollen ihn deplaciren und an die richtige 
Stelle jegen; denn wir Alle, Sie wie ich, haben das Recht, daß in dieſem 





849 
1869. 


Lande gut, Venen und conftitutionell, regiert wird, fo wie e8 auf bie 
Dauer möglid if. Die Masken, die wir augenblidlich tragen, find vor⸗ 
übergehende; ich bin heut Diinifter, Sie find Beute Abgeordnete, das kann 
morgen umgekehrt fein; wir find Alle gleich contribuabel, wir zahlen eben 
jo gut Steuern wie Sie, aber wir haben für jegt im höheren Grabe 
das Gefühl der Berantwortlichkeit fire die Fortführung der Geſchäfte. Diefes 
Gefähl Tann ſich nicht vollſtändig entwideln, wenn e8, wie es bei perio- 
difchen Berjammlungen natürlich ift, in Geftalt eines gewiſſen Dilettan- 
tismus zum Ausdrnd gelangt, wenn man vier Monate ım Jahre fich mit 
der Politif des Landes befhäftigt und den Staat ordentlich beim Kragen 
packt und ihn fchüttelt und ihn jo Hinftellt, wie man meint, daß er weiter 
gehen fol, die übrigen at Donate aber geht man nad) Haufe, und über- 
läßt es der Negierung, die bei dem Geſchäfte bleibt, die etwa zerriffenen 
Kleidungsſtücke zurecht zu fliden, wie fie kann, ohne ihr die Mittel dazu 
zu bewilligen. Dieſes Argument, daß einer parlamentarifchen Verſamm⸗ 
lung die Continwität nicht beiwohnt, ift meines Erachtens allein fchon 
ausreichend, um vorfihtig zu fein bei Bemefiung des Machtmaaßes, 
da8 man in folde Rörperihant legt. Wenn Sie permanent fäßen, warum 
follte nicht die Geſammtheit der 500 oder 1000 Wahlcandidaten, auß 
deren Gremium durchfchnittlich unfere parlamentarifchen Körper hergeftellt 
werden, im Ganzen ebenjogut regieren, wie die durch den jedesmaligen 
Träger der Krone angeftellte und geſchulte Beamtenfchaft, — das Alles ift ja 
möglich, und diefe Möglichkeit muß man ind Auge faflen, wenn es fich 
bier um eine Verſchiebung des ftaatsrechtlihen Schwerpunktes in Macht 
und Einfluß handelt. Es ift ein anderer Umftand, der e8 meines Er- 
achtens nicht empfiehlt, ein zu großes Schwergewicht in die deliberirenden 
Berfammlungen zu legen. Er liegt in der Macht der Beredtfamteit. 

Sie beichlichen bier unter den Einflufje einer fo ausgezeichneten 
Rede, wie wir fie eben gehört haben, vielleicht in der Bewegung des 
Augenblides, während, wenn Sie diejelbe Rede langſam zu Haufe nach⸗ 
lefen, oder wenn Sie auch Gegner derfelben mit derjelben Geſchicklichkeit 
fprechen hören würden, wie fie der Herr Vorredner entwidelt hat, Sie 
doch vielleicht fugig würden und jagen würden, für das Andere läßt fich 
doch auch Bieles Iagen. Sie beichliegen in der Fraction im Voraus Das⸗ 
jentge, über was Sie abflimmen wollen, unter dem Einflufle der bedeu⸗ 
tendften Redner unter Ihnen; es ift die Nednergabe etwas fehr Gefähr- 
liches, da3 Talent hat feine hinreißende Macht, ähnlich wie bei der Muſik 
umd der Improvifation. Es muß in jedem Redner, der auf Zuhörer 
wirken fol, ein Stüd von einem Dichter fteden, und joweit das der Fall 
ift, foweit er als Improviſator Sprache und Gedanken beherricht, foweit 
bat er die Babe auf feine Zuhörer zu wirken. Iſt aber der Dichter oder 
Improviſator gerade derjenige, dem das Steuerruder des Staates, welches 
volle fühle Ueberlegung fordert, anzuvertrauen wäre? und doch ift er 
derjenige, von deſſen Beredtjamfeit augenblidlihe Entjchliegungen der Par⸗ 
Iamente abhängig werden; e3 kommt da8 bei einer irgend empfänglichen 
Berfammlung und bei begabten Rednern in allen parlamentarijchen Ber: 
hältniffen vor. Ich dart an ein Beilpiel erinnern von einem befannten, 
jeßt verftorbenen Staatsmann, dert von Radowitz war e8, — ich habe 
felten einen fo übermwältigenden Eindrud eines Redners auf eine Berjamm- 
Yung gefehen, und die Zeugen davon gewejen find, werden e8 mir beftä: 

Furſt Bismard. 54 
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tigen, mie von einzelnen Reden des Herrn von Radowitz die Zuhörer 
aufs Mächtigfte ergriffen wurden, und unverzüglich demgemäß beichlofien. 
Ich habe es erlebt, daß ein neben mir figender College die Ergriffenheit 
der gefammten Berfammlung in dem Maße theilte, daß er Thränen dar- 
über vergoß und daß er meine etwas kühle Yrage: worüber weinen Sie 
denn? mit Entrüflung damit beantwortete, daß er mid) der Herzlofigkeit 
beſchuldigte. Ich habe denfelben Herrn am andern Tage, wo die Rede, 
die in 30,000 Exemplaren fofort gedrudt war, vorlag, nachdem fie jede 
Diskuffion todt gemacht hatte, denn es war von weiter nichts die Rebe, 
al8 von dem gemaltigen Eindrud jener Rede, — ich habe denfelben Herrn 
am andern Tage gefragt, was es denn gemwefen fei, worüber ich hätte 
weinen müffen, wenn ich ein Herz bejäße? — und darauf antwortete er 
mir: wenn ich die Nede gedrudt leje, ich weiß nicht, fo macht fie nicht 
den Eindrud; er konnte nicht einmal wiedergeben, was ungefähr darin 
ftand, aber der Ausdrud des Geſichts, die Stimme, die überwältigende 
Perfönlichleit, die vor ihm geftanden, hatten ihn hingeriſſen. Ich bitte 
um Entihuldigung megen diejes Ercurſes, aber er gehörte zur Sache, fo- 
bald wir die legten Confequenzen unferer heutigen Beichlußfaffung ziehen, 
Conjequenzen, auf Die der Herr Vorredner angelpielt bat, auf die fidh fein 
Antrag vom vorigen Jahr ın Bezug auf die Contingentirung der direkten 
Steuern in legter Inſtanz bezieht. Es würde damit ftaatsrechtlih mehr 
Schwerkraft al® bisher in die parlamentarifchen Körper gelegt, ein Ge⸗ 
danfe, den zu erörtern ich abjolut gar nicht abgeneigt fein würde; nur 
kann ich mich nicht dazu entfchließen ihn bei Gelegenheit einer Steuerbe- 
willigung auch nur zu discutiren; einen Handel darüber zu jchließen, daß 
die Regierung da8 Recht, die Intereſſen des Landes, die ihr anvertraut 
find, zu verwalten, die Gelder, die fie dazu bedarf, zu erheben, durch Ber- 
faſſungs⸗Paragraphen erfaufen fol — das ift ein Weg, auf den wollen 
wir uns nicht begeben, er ift abſchüſſig, da wird die conceffionsbereiteite 
Negierung in anderthalb Jahren bankerott. Ste werden mich bei anderen 
Gelegenheiten in dieſer Beziehung nicht jo widerftrebend finden, wie Sie 
vielleicht glauben, aber einen Handel mit do ut des fünnen wir bei Ge⸗ 
legenheit von Finanzfragen darüber nicht machen, und die Ausficht daranf 
halte ich unter den jegigen Umftänden fir eine ganz unmöglide, auch 
mern ich nich heute auf jene Bänke fegen und dafjelbe Ziel verfolgen 
wollte, ich würde es nicht Durchjegen. Darauf vertröften wir uns alfo 
nicht, der Fall, daß Sie vielleicht nun in einem Jahr wieder in derjelben 
Lage fein würden, unter denfelben Umftänden und ohne inzwifchen ein- 
getretene Schädigung des Landes diejelben Steuern auch noch zu bemilk- 
gen, wird, wie ich fürchte, nicht eintreten. 

Ein anderer Stein, der uns hingehalten worden ift, befteht in dem 
Bormurfe der Syftemlofigfeit. Ich kann den nicht acceptiren. Mir 
ſchwebt wenigftens das Syſtem, in welches diefe Steuern hineingehören, 
volltommen Kar vor; und wenn fie elaftiich find, wenn diefe Steuern, 
wie der Herr Borredner jagt, dehnbare Steuercadres find — um jo 
beiier, um fo mehr werden de die Diöglichleit in ſich tragen, dem Ziele 
näher zu kommen, welches mir dabei vorſchwebt. Es ift das natürliche 
Biel, welches ein ‘Jeder al3 das feinige anerkennt, die Steuern jo ein- 
gurißten, daß diejelbe Summe mit dem geringfien Drud für 
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welche Steuern find dies? Es find im ganzen, wenigftens für 
die unvpermögenden Volksklaſſen, nicht die directen Steuern. 
An directen Steuern kann Einer, der 100,000 Thaler reines Einfommen 
bat, allerdings unter Umftänden 80 Procent Einkommenſteuer bezahlen, 
aber ein Dann vermag nicht immer fein fogenanntes Kopfgeld — die 
niedrigfte Stufe der Klaſſenſteuer — zufammen zu bringen. Die directen 
Steuern aljo, die mit einer gewillen edigen Brutalität auf dem Pflichtigen 
laften, mag er Bermögen haben oder nidt, rechne ich nicht zu den leichten. 
Ich Tann auch nicht dazu rechnen die auf den eriten Lebensbe— 
dbürfniffen ruhenden, auf Brot und Salz; und wenn ih mid 
darauf einlaifen wollte, davon zu reden, wie graufam es wäre, 
dem armen Mann fein Pfeifhen Tabak oder den flärfenden 
Trant zu verfümmern, und ich wäre mir dabei bewußt, daß 
ih immer noch das Kopfgeld und die Brotfteuer von ihm for- 
dere, jo würde ih meinem innern Menſchen gegenüber ehrlich 
genug fein, ihn zu fragen: was bezwedfi Du eigentlidh mit 
diefer Heudelei? So lange wir noch das Brot befteuern, jo 
lange wir nod den Kopfgrofhen von dem einzelnen Mitglied 
der Ta elöhnerfamilie fordern, und dabei diejenigen Genüſſe, 
die ih Jedermann gönue, aud dem ärmſten, denen er fich aber, 
wenn er niht das Geld dazu bat, eine Zeit lang wenigftens 
u entziehen vermag — gering oder gar nicht befteuern, jo 
Tange ift die Klage über die Mahl» und Schladtfteuer und 
über die Kopffteuer abfolut berehtigt. 

Die gegebenen Grundlagen einer Steuer in dem heutigen civi- 
lifirten Staate find meines Eradjtens diejenigen Genüſſe, die mafjen- 
haft genug verbrandt werden, um einen finanziellen Ertrag zn geben, 
der fi über den Ertrag der fogenannten reinen Lurugfteuern erhebt, 
die fo wenige Steuerobjecte haben, daß fie faum die Auffichtstoften lohnen, 
fondern e3 find die mafjenhaft verbrauchten — Fuzußgegenflände mag ich 
e3 nicht nennen, aber doch Genußmittel, als da ift: Bier, von dem ich 
vielleicht nachher oder morgen Gelegenheit haben werde, darüber meine 
Meinung zu jagen — Branntwein, Wein, Tabak, Thee, Kaffee; 
e3 mag mir der eine oder der andere Gegenftand augenblidlich noch ent- 
fallen "ein, aber das Alles find Gegenftände, die fi Einer augenblidlich 
einmal verfagen kann, wenn ihm feine Kafjenjonds diefelben nicht zugäng- 
lich maden. Es ift nicht wünfchensmerth, aber es bleibt möglich, fie fid) 
zu verfagen. Biel jchlimmer ift der daran, der feinen Groſchen Kopfgeld 
nicht bezahlt, und er wird ihm abgepfändet, der die Miethsſteuer nicht 
bezahlt, und er wird darum außgepfändet, den die Mahlſteuer dad Brot 
vertheuert, nicht jo jehr durch die Höhe der Steuer, als durd den Miß- 
brauch in der Steigerung der Preife, für welche die Mahl- und Schladt- 
fteuer unter Umftänden den Borwand bietet. Der Dann kann fi) nicht 
helfen, denn Brot muß er haben; Bier ift wünfchenswerth, daß er es hat, 
aber wenn er es nicht hat, bleibt er wenigſtens eriftenzfähig, wenn er es 
fih unter Umftänden einmal verjagt. Außerdem find ja die Auflagen auf 
diefe Gegenftände fo geringfügig, daß fie fich im einzelnen Berbraud in 
Piennigbruchtheile verlieren, die ganz unberechenbar find, die vielleicht einen 
Borwand zur Preisfteigerung einzelner Bedürfniſſe liefern, aber keinen 
nothwendigen Zwang in diejer Richtung. Und in dieſes Syftem, wie e8 
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tigen, wie von einzelnen Reben des Herrn von Rabomik die Zufifer— 
aufs Mächtigfte ergriffen wurden, und unverzüglich demgemäß beihlofien— 
Ich habe es erlebt, daß ein neben mir igenber College die Exgrfienheim- 
der gefammten Berfammlung in dem Maße theilte, daß er Zhränen dar= 
über vergoß und daß er meine etwas fühle Frage: worüber meinen Sie 
denn? mit Entrüftung damit beantwortete, daß er mich der Herziofigleit: 
beſchuldigte. Ich habe denfelben Herrn am andern Tage, mo die Rede, 
die in 30,000 Exemplaren fofort gedrudt war, vorlag, naddem fe’ jede 
Diskuffion todt gemacht hatte, denn es war von weiter nichts die Rede, 
als von dem gewaltigen Eindrud jener Rede, — ich habe denjelben Herrm 
am andern Tage geh it, was es denn gemefen fei, worüber ih hätte 
weinen müffen, wenn ich ein Herz befäße? — umd darauf antwortete er 
mir: wenn ich die Rede gebrudt leſe, ich weiß nicht, jo macht fie nicht 
den Eindrud; er konnte nicht einmal wiedergeben, mas ungefähr darin 
fand, aber der Ausdruck des Gefihts, die Stimme, die überwältigende 
Perfönlichkeit, die vor ihm geftanden, hatten ihm hingeriſſen. Ich bitte 
um Entſchuldigung wegen dieſes Ercurfeß, aber er gehörte zur Sache, fo- 
bald wir die legten Eonfequenzen unferer heutigen uf flug ziehen, 
Eonfequenzen, auf die der ‚Herr Vorrebner angefpielt hat, auf die ſich fein 
Antrag vom vorigen Jahr in Bezug auf die Contingentirung der direkten 
Steuern in legter Jnftanz bezieht. Es würde damit ſtaatsrechtlich mehr 
Schwerkraft als bisher in die parlamentarifhen Körper gelegt, ein Ge— 
danke, den zu erörtern ich abfolut gar nicht abgeneigt fein würde; mur 
tann ih mia nicht dazu entſchließen ihn bei Gelegenheit einer Steuerbe · 
wiligung aud nur & discutiren; einen Handel darüber zu ſchließen, daß 
die Regierung das Recht, die Intereffen des Landes, die ihr anvertrant 
m zu verwalten, die Gelder, die fie dazu bebarf, zu erheben, durch Ber- 
jafjungs» Paragraphen erfaufen ſoll — das ift ein Weg, auf den wollen 
wir ums nicht begeben, er ift abſchüſſig, da wird die conceffionßbereitefie 
Regierung in anderthalb Jahren bankerott. Sie werden mid, bei anderen 
Gelegenheiten im dieſer Beziehung micht fo widerftrebend finden, wie Sie 
vielleicht glauben, aber einen Handel mit do ut des fünnen mir bei Ge: 
legenheit von Finanzfragen darüber nicht machen, umd die Ausfiht darauf 
halte ic) unter den jegigen Umftänden für eine ganz unmäglihe, auch 
wenn ich mich heute auf jene Bänfe fegen und dafielbe Ziel verfolgen 
wollte, ich würde es nicht durchfegen. Darauf vertröften wir uns alfo 
nicht, der Fall, daß Sie vielleiht nun in einem Jahr wieder in berfelben 
Rage fein würden, unter denjelben Umſtänden und ohne inawiſchen ein= 
getretene Schädigung des Lande 
gen, wird, wie ich fürchte, nicht 

Ein anderer Stein, der ur 
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ſchwebt menigflens das Syſiem, 
vollfommen klar vor; und menr 
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beffer, um fo mehr werben fie ' 
näher zu kommen, meldes mir 
Biel, welches ein Jeder als daß | 
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die unnermögenden Bolksklaſſen, nidt die directen Steuern. 
An directen Steuern kann Einer, der 100,000 Thaler reines Einkommen 
hat, allerdings unter Umftänden 80 Procent Eintommenftener bezahlen, 
aber ein Dann vermag nicht immer fein fogenanntes pfgetb — bie 
niedrigfte Stufe der Klaffenfteuer — zufammen zu bringen. Die directen 
Steuern aljo, die mit einer gewiſſen edigen Brutalität auf dem Pflichtigen 
laften, mag er Bermögen haben oder nicht, rechne ich nicht zu den leichten. 
Ih kann aud nit dazu rechnen die auf den erſten Le bensbe— 
dürfniffen ruhenden, auf Brot und Salz; und wenn ih mid 
darauf einlaffen wollte, davon zu reden, wie graufam ed wäre, 
dem armen Mann fein Pfeifhen Tabak oder den ſtärkenden 
Trant zu verfümmern, und id wäre mir dabei bemußt, daß 
ih immer noch das Kopfgeld und die Brotfteuer von ihm for- 
dere, jo würde ih meinem innern Menfhen gegenüber ehrlich 
genug fein, ihn zu fragen: was bezwedit Du eigentlih mit 
diefer Heudelei? So lange wir noch das Brot befteuern, jo 
lange wir noch den Kopfgrofchen von dem einzelnen Mitglied 
ver ka elöhnerfamilie Fordern, und dabei diejenigen Genüffe, 
die ih Jedermann gönne, aud demärmften, denen er ſich aber, 
wenn er nicht das Geld dazu hat, eine Zeit lang wenigftens 
u entziehen vermag — gering oder gar nicht befteuern, fo 
lange if die Klage über die Mahl- und Schlach iſteuer und 
über die Kopffteuer abjolut beredtigt. 

Die gegebenen Grundlagen einer Steuer in dem heutigen civi- 
lifirten Stante find meines Eradhtens diejenigen Genüffe, die mafjen- 
haft genng verbrandt werden, um einen fmangielten Ertrag zu geben, 
der fi über den Ertrag der fogenannten reinen Lurusſteuern erhebt, 
die fo wenige Steuerobjecte haben, daß fie kaum die Auffichtstoften lohnen, 
fondern e8 find die mafjenhaft verbrauchten — 9ı agegenflände mag id 
& nicht nennen, aber doch Genußmittel, als da it: Vier, von dem ich 
vieleicht nachher oder morgen Gelegenheit haben werde, dariiber meine 
Meinung zu fagen — Branntwein, Wein, Tabak, Thee, Kaffee; 
8 mag mir der eine oder der andere Gegenftand augenblidlid noch ent» 
fallen fein, aber das Alles find Gegenftände, die fih Einer au enblicklich 
einmal verfagen kann, wenn ihm feine Kaſſenfonds dieſelben nicht zugäng- 
lich machen. Es ift nicht wünjchenswerth, aber es bleibt möglich, fie fih 
au verfanen. Biel fhlimmer ift der daran, der feinen Groſchen Konfaelh 
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mir vorfchwebt, pafien nun alle dieſe fyftemlofen Steuern volifiändi 
binein, au die Stempel- und Duittungsfteuern, die daran 
berechnet find, das Capital da, wo e8 zu einer papiernen Er- 
fheinung fommt, wo ed an die Dberfläde tritt, zu befleuern 
in einer wirffameren und zugleich in einer erträglicheren Weiſe, als es 
duch eine Einkommenſteuer von der Höhe geichehen könnte, wie fie 
manchem Weltverbeflerer vielleicht vorjchwebt, der fi nicht Mar macht, 
wie wenig reiche Leute es eigentlich giebt, und daß nur die Menge e8 bringt. 

Diete kritiſchen Ausdrüde über die Vergangenheit, über die Ber: 
faffung, über den Syftemmangel, alles dies, was ich Steine nannte, giebt 
und eben fein Brot, e8 giebt uns nicht die Geldfunmen, die der Pren- 
Bilde Haushalt im nächſten Jahre braucht, die er uach unferem Wunſche 

durch gewinnen follte, daß feine Matricularbeiträge fich verringern, in⸗ 
dem der Bund einen Theil feiner von Preußen geforderten Matricular- 
beiträge durch erhöhte eigene Einnahmen erſetzt. nn wir nun durch 
die vorgefchlagenen Maßregeln den Bedarf nicht deden, dann bleibt doch 

ar nichts anders übrig, al® daß wir entweder ihn d Preußiſche 
Steuern in diefem Herbſte deden, oder daß er ungebedt bleibt. Im er 
-fteren Falle bieten fich vielleicht auch indirefte Steuern dar, indeß doch 
immer ſolche, die einen Nachtheil für den Preußiichen Verkehr gegenüber 
dem der anderen Bundesländer fchaffen würden, zum Beiſpiel wenn ge 
wiſſe Gefchäfte in Preußen ftempelpflichtig find und in anderen Bundes: 
ländern nicht, 5 wäre das entjchieden ein Nachtheil, den die Gerechtigkeit 
verbietet über Preußen au verbängen. 

Es wird fhwerlid etwas anderes übrig bleiben, als der 
Zuſchlag zu den directen Steuern und unter diefen in erfter Linie 
zur Klaffen» und zur Einfommenfteuer und zu dem Surrogate für letztere 
an gewiſſen Orten, der Mahl» und Schlachtſteuer. Die Grundftener mit 
hinein zu ziehen, balte ich nicht für engänglid, indem die Grundſtener 
mit dem Vermögen, welches der Steuerzablende an feinem Grund und 
Boden befigt, in gar keinem nothwendigen Berhältniß ſteht. Der Zuſchlag 
würde unter Umftänden nach dem Einkommen des Steuerzahlenden einen 
drei», vierhundertfachen Prozentſatz repräfentiren, und ich glaube nic, 
daß Die Grundfteuer ihrer Natur nach bei einer gerechten Bertheilung ſich 
. in Bufchlägen mit beranziehen läßt. Es bleibt alfo auf der Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer figen und auf der Einlommen» und Klafienfteuer. Dort 
iſt Rn der Anficht des Preußiſchen Yinanzminifterd ein Zufchlag von 

fähr 50 Prozent erforderlich, um das Deficit zu deden; ich zweifle, 
dab das binreicht, denn ich weiß nicht, ob wir zu dieſer Steuer die um 
terften Klaſſen mit heranziehen dürfen; das wird ja von der Bewilligung 
des Landtages mit abhängen. Indeſſen glaube ich, daß diefes Defizit, von 
dem gejagt worden ift, es ſei ſchwarz gemalt, noch zu niedrig gegriffen fen 
wird — meiner oberflächlichen Unfiot nad; ich muß dem Herrn Hi 
minifter glauben, was er mir darüber fagt, natürlich, aber ich finde eimige 
Bofitionen hier noch nicht in Anjag. In dem Defizit fleden 5 Millionen 
und etwas, die Niemanden haben überrafchen können, denn fie find bie 
Folge eines Nachlaſſes der verſchiedenen Revenuen, welche fich ungefähr auf 
5 Millionen belaufen, und welche in diefer Denkſchrift zufammengeftellt find. 

Ich fage gar nicht, daß ich bei Beantragung —* — Steuern an Ihren 
Batriotismus appellire. Ich haſſe die großen Worte am Meiften in 
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Geldſachen. Ich appellive einfah an Ihr eigenes Pflichtgefühl. Sie 
find bierber gelommen, um mit uns ‚ufammen in der Rege⸗ 
Inng des Hausbaltes des Norddeutfhen Volkes und des be-- 
trähtlihen Theiles davon, den das Preußiſche Volt bildet, 
u arbeiten. Ich fordere Sie einfach auf, diefe Pfliht zu er- 
allen, und wenn Sie verlangen, daß nüglidhe fruhtbringende 
Ansgaben für die Volkswohlfahrt geleiftet werden, und die 
Mittel dazn zu bewilligen. Denn bewilligen Sie fie nit, 
fo find fie niht da und wir können fie nicht fhaffen und die 
Ausgaben nicht leiften. 


22. Mai. Der Militairetat und die Sicherheit und Ehre 
des Landes. 


Weitere Aeuberung ded Grafen v. Biömard bei der 
Berathung der Steuervorlagen. 


Aus keiner der bisherigen Reden babe ich irgend einen pofitiven 
Borfchlag entnehmen Tönnen, wie augenblidlih anders als durch unfere 
Borlagen Geld zu befchaffen wäre, nur allgemeine Hinweifungen auf zu 
machende Erfparnifie; wo diefe im Preußiichen Haushalte oder im Bundes⸗ 
haushalte gemacht werden können, darüber find mir feine Andeutungen 
gegeben worden, mit der alleinigen Ausnahme des Militair-Etats, 
au den noch heute zuritdgelommen ift. 

babe fchon angedeutet, meine Herren, daß ich e8 wirklich hart 
finde, von Jemandem zu verlangen, er jolle die Staatsgeſchäfte fortführen 
— und ich glaube, Ste muthen mir das zu — und ihm dabei die Mittel, 
daS zu fönnen, zu verweigern. Ich habe ſchon geftern gejagt, biefe that« 
jächliche Kritik, die Sie durch Abfchneiden der unentbehrlihen Regierungs⸗ 
mittel betreiben, find Sie nur dann zu üben berechtigt, wenn Sie bereit 
find, meine Stelle einzunehmen und mit den Mitteln, welche Sie mir 
gegenüber ausreichend erklären, jelbft die Gefchäfte weiter zu führen. Dann, 
meine Herren, wenn Sie bier an diefer Stelle ſtehen, dann will id 
den von Ihnen fehen, der den Muth haben wird, die Ber- 
antmwortlichleit für die Entwaffnung des Landes in diefem 
Augenblide zu übernehmen und das Volk der Bürgſchaft des 
Friedens zu berauben, welde in feiner eigenen Stärke liegt. 
Es ift in einem anderen Sande von amtlicher Stelle aus gejagt worden: 
der Frieden Europa's beruhe auf dem Degen Frankreich. dc beziebe 
mich ausdrücklich auf diefe Aeußerung, um feine eigene auf einem Gebiete 
zu thun, auf dem ich jehr ungern Inreihe; aber daß diejelbe Aeußerung 
auf jeden Staat anwendbar ift, daß jeder Staat, dem jeine Ehre 
und Unabhängigkeit lieb ift, fi bewußt fein muß, daß fein 
Friede und feine Sicherheit auf feinem eigenen Degen be» 
ruht, — ich glaube, meine Herren, darüber werden wir Alle 
einig fein. 

Die Trage, wie der Degen beichhaffen fein muß und wie viel er 
foften darf, die kann ich doch unmöglich dem civiliftiihen Elemente allein 
zur Beantwortung überlafien; darliber mögen Sie einer fo gewiegten umd 
anertannten Autorität, wie der Preußifhen Militairverwaltung, einer jo 
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patriotifchen und fparfamen Autorität, doch aud ein gewifles Urtheil bei- 
legen. Ych möchte & alfo bitten, mir diefe Anweifung auf eine Erfpa- 
rung im Militairetat doch nicht als eine ſolche anzurechnen, auf die ich 
ernftßafter Weiſe zuritdgreifen kann. 


Der Herr Vorredner —8 Löwe) iſt auf die Militairſache zurüd- 
ekommen und auf Erſparniſſe darin und bat mit feinem ceterum censeo 

in dieſer Beziehung die Tribüne verlaflen. Ich würde die Bürgfchaft, bie 
ber Herr Vorredner bei Verminderung unferer Wehrkraft perjönlich für 
die Sicherheit zu übernehmen bereit jchien, meinerſeits acceptiren, wenn ich 
glaubte, daß eine fiegreiche feindliche Armee an der Grenze durch die Macht 
er Beredtſamkeit aufgehalten werden könnte. 

Ich habe von dergleichen gehört bei einer Bedrohung von Rom der 
einft, aber e8 waren ſehr uncivilifirte Völkerſchaften, die fich fo wohlfeil 
abführen ließen. 

muß doch wiederholt davor warnen, im Publikum die Meinung 
zu verbreiten, daß die Ausgaben für die Armee unproductive Ausgaben 
feien, und ich bin überzeugt, die Herren würden an diefem Dan nicht fo 
oft rütteln, wenn fie nicht ganz fiher wären, daß fie ihn nicht einreißen. 
Unproductiv in demfelben Maaße wie die Armee find etwa Dämme, die 
eine Niederung vor Ueberſchwemmung fchügen. Die Koſten daran zu 
fparen, Tann ſehr theuer werden. Die Koften, die wir an der Armee 
iparen, indem wir etwa von einer 2 4 jährigen Dienftzeit auf eine zwei⸗ 
jährige zurüdgehen — der Herr Borredner hat felbft zugegeben, es könnten 
abet im Anfange Unfälle vorlommen — diefe anfänglichen Unfälle fönnten 
allein fchon viel mehr Loften, als langjährige Erfparnifie einbringen. 
Führten diefe Unfälle aber gar zu der Erhebung von Kriegs - Eontribu- 
tionen, meine Herren, die möchten doch ganz ander® ausfallen als diefer 
„unerträgliche Steuerdrud“, der jet auf dem Volke laftet. Deshalb meine 
ih, daß die Armee als etwas Unproductives bier mit Unrecht betrachtet 
wird. Gerade wie ein Dad vor dem Wetter [hüßt, ein Deid 
vor der Ueberfhmemmung, fo ſchützt au unfere Armee un: 
fere Productivität in ihrem ganzen Umfange. 


(Die Steuerworlagen wurden mit großer Mehrheit ab- 
gelehnt). 


3. Suni. Eröffnung des Zollparlamentd durd den Bunde 
kanzler⸗ Amt3- Präfidenten Delbrüd. 


13.—18. Suni. Reife des Grafen von Bismard mit Sc M. 
dem Könige nady Hannover, Bremen u. |. w. 


Aeußerung ded Königs in Bremen: 

Sie haben Mir von den Ereignifien geiprochen, welche eine fo glüd- 
liche Benbung der Dinge in Deutichland herbeigeführt haben, und dabei 
auch meiner bejonders geacht In der That * nicht jeder fo glücklich, 
und Sch dente dabei Meines hochſeligen Königlichen ers, dem es 
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nicht beſchieden war, dieſelben Ideen, deren Träger ja auch Er mar, 
durchzuführen. Aber aud Mir würde es nicht möglich geweſen fein, wenn 
der Almächtige Mir nicht fo ausgezeichnete Räthe und Diener gegeben (auf 
den Grafen Bismarck zeigend). 


Weiter beim Feltmahl: 

Ich danke Ihnen für die ergreifenden Worte, die Sie geäußert haben, 
Worte, welche eitel machen könnten, wenn fie nicht mit dem Gefühle ihrer 
wahren Bedeutung aufgenommen werden. Wenn es von der Borjehung 
fo gefügt worden ift, daß ein großes ungeahntes Werk durch Mich zu 
Stande gefonmen ift, fo yabe Ih ſchon diefen Morgen gefagt, daß Ich 
das Werk nicht allein vollbracht habe, daß Ih Mitftreiter und Bundes» 
genoffen hatte und daß ohne den allgemeinen guten Willen und die Hin- 
ebung Aller da8 Werk nicht zu Stande gefommen wäre. Noch ift nicht 

les erfüllt, wa8 die Sehnjucht der Lebenden wünſcht; auch die zum 
neuen Bunde Geeinigten werden den Uebergang oft genug ſchwer empfinden, 
Aber eine fpätere Generation wird die Frucht ernten und den Ausbau 
des Haufes fehen, zu dem wir den Grund gelegt haben. 


Die Aufgaben der Zollgeſetzgebung. 


21. Juni. Erklärung des Grafen von Bismard bei der Be: 
rathung über den Petroleumzoll. 


Ich glaube, daß unfere Zollgefeggebung fi nad) der Richtung bin 
ausbilden * daß ſie das Ideal reiner Finanzzölle — vielleicht 
nicht erreicht, aber ihm doch näher ſtrebt. Ich nenne es ein Ideal, 
weil es vielleicht thatſächlich unerreichbar ſein wird. Daß dies Näherſtreben 
nicht in jähen Fortſchritten erfolge, welche die durch die bisherige Geſetz⸗ 
gebung gepflegte und geſchützte vaterländiſche Induſtrie bloßſtellen, dahin 
u wirken iſt unſere — Ihre und des Bundesraths — gemeinſchaftliche 
ufgabe. Ich kann mich nur dazu bekennen, daß wir jener Richtung 
überhaupt mit Schonung der berechtigten Intereſſen zuſtreben. Wenn wir 
aber die Finanzzölle vorbereiten wollen, ſo müſſen wir uns die richtigen 
Gegenſtände für dieſelben ausſuchen, die für uns die beſſeren And, 
und zu denen rechne ich unbedingt daS Petroleum primo loco. Es ift 
dies einer der Verbrauchs⸗Gegenſtände, welche nicht jo abfolut unent» 
bebrlich find wie Brod, Salz und Fleiſch, die wir ja doch auch befteuern, 
und melde einen fo ausgedehnten Verbrauch theil® bereit8 haben, theils 
veriprechen, daß jchon eine mäßig darauf gelegte Steuer einen erheblichen 
Ertrag in Ausſicht ftelt. Solche Gegenftände, die einen weit verbreiteten 
Verbrauch haben, und die doch nicht fo abjolut nothwendig zur Eriftenz 
find, daß ihre Abweſenheit unmittelbar einen des Einſchreitens bedürftigen 
Notbftand erzeugt, die find meine® Erachtens die eigentliche Unterlage 
für die Finanzzölle. Ich habe an einer anderen Stelle andere genannt, 
aber da8 Petroleum gehört unzweifelhaft dazu. Sie können, meine Herren, 
die Frage, die Sie bier berathen, nicht losldfen von dem Yinanzmwefen 
fämmtlicher Deutfcher Staaten und den Bedürfniffen der einzelnen Haus 
balte. Die Zollgejeggebungen und die Gejetgebungen über die Steuern 
möüfjen nothwendig ineinandergreifen, und es ift Aufgabe der Zölle, ſich 
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nicht bloß den Verkehrsbedürfnifſen anzubequemen, fondern von bem 
Verkehr einen Theil der Mittel zu erhalten, welcher die zoflverblindeten 
Staaten zu ihrem Haushalte bedürfen. Ich werde jedes Mal von einem 
gewiffen Bedauern ergriffen, daß wir nicht mit voller fachlicher Offenheit 
und gegen einander ausſprechen, wenn ich gefühlvolle Klagen zu hören 
befomme über den armen Mann, der fein Petroleum, fein Augenlict, 
feine Intelligenz, der fein Pfeifchen Tabak befteuert ſehen joll, aus dem- 
jelben Munde, der fein Ya zur Befteuerung von Mehl, von Brod, unter 
Umftänden von FeuerungSmaterial, von —*— und Salz ganz ohne 
Gewiſſensbedenken auf Koften deffelben armen Mannes ausſpricht. Meine 
Herren! Ih Tann nicht leugnen, daß mir oft ein harter Ausdrud auf 
den Lippen ſchwebt, wenn ich folhe Art von Klagen höre; ich vermag 
dem Gedankengange derfelben nicht zu folgen, und ich glaube, der ge 
meine Dann, für den Sie doch damit forgen wollen, vermag es aud) 
nicht. Ohne in die Debatte, der ich nicht beigemohnt habe, anders ein- 
zugreifen, als es durch diefe Erflärung gefchteht, die ih nım Namens 
des Präſidiums abgeben kann, charalterifive id damit lediglich die 
Richtungen, in der wir die Zollgefeggebung ſpäter fortzubilden beabfidhtigen, 
und für das Einfchlagen diefer Richtung ift e8 meines Erachtens das 
erfte Erforderniß, daß Sie diejenigen Objekte zur Berzollung bemilligen, 
welche in erfter Tinte dazu geeignet find, damit wir dahin fommen, andere 
Bedürfniffe, welche noch unentbebrliher find als Petroleum, die erflen 
Nahrungsmittel, die Heizung in unferem Klima, das Feuerungs⸗Material, 
welches örtlich befteuert ift, zu entlaften, oder, wenn das nicht der Zoll⸗ 
gefeggebung obliegt, den Behörden der einzelnen Staaten und den Ge⸗ 
meinden die Möglichkeit fchaffen, diefe unentbehrlichen Gegenftände zu 
entlaften. Aus diejen Geſichtspunkten erlaube ich mir zu erklären, daß eine 
Tarif» Aenderung, welche die Bewilligung des beantragten Zolled auf 
Betroleum nicht einfchließen würde, die Au funmung des Präfidiums, welde 
verfaflungsmäßig unentbehrlich ift, nicht finden wird. 


(Der Zoll auf Petroleum wurde wiederholt abgelehnt 
und die Zarifvorlage demzufolge zurüdgezogen.) 


22. Juni. Schluß des Zollparlaments durh Se. M. den 
König. 
22. Zuni. Schluß des Reidhötages”). 
Aus der Thronrede Se. M. ded Königs. 

Sie ftehen am Schluffe einer Seffion vol angeftrengter Thätigkeit, 
deren Ergebniffe für die Fortbildung der Bundesverhältnifie und für die 
Entwidelmg der Wohlfahrt Norddeutichlands ſegensreich ſein werden. 

Durch da8 Wahlgefet für den Reichstag ift die Bildung der Bolls 
vertretung des Norddeutfchen Bundes auf der Grundlage der Berfaflung 
endgültig und gleichmäßig geregelt. 

Der Entwurf einer Bewerbe-Drdnung ift von Ihnen wit der ein- 

ebenden Sorgfalt berathen worden, welche der ihtigteit und Biel 
Feitigteit feines Inhalts entiprah. Nachdem der Bundesrath Ihren 


*, T luß des Rei i iner und 
) ehe S a weiage⸗ und bes Zollparlaments erfolgte hinter einander in einer 
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Beichläflen feine Zuſtimmung ertheilt hat, ift durch allfeitiges Entgegen- 
fommen in den zahlreichen Einzelheiten, welche zu Meinungsverſchieden⸗ 
beiten Beranlaffung geben Tonnten, ein Werk zu Stande gebracht, welches 
der freien Bewegung gemerblicher Thätigleit neue, und der gefammten 
Bevölkerung des Bundesgebietes gemeinfame Bahnen eröffnet. 

Die Uebereinftimmung der Heereseinrihtungen im Norddeutſchen 
Bunde und im Großherzogthum Baden hat den Abichluß eines Vertrages 
gefaltet, welcher durch Gerheilung der militärifchen Freizügigkeit zahlreichen 

ngebörigen des Bundes, fo wie des Großherzogthums wejentlihe Er- 
leichterungen in der Erfüllung ihrer Wehrpflicht darbietet. — — 

Das Geſetz tiber die Bewährung der Rechtshülfe bezeichnet einen 
entjcheidenden Schritt zur Erfüllung einer verfaffungsmäßigen Aufgabe 
des Bundes, deren vollitändige Löſung durch die Arbeiten zur Herftelung 
der gemeinfamen Civil» und Strafprozeßordnung ‚und des gemeinfamen 
Stra) eſetzbuches erftrebt wird. 

ie Erhebung der Deutfchen Wechfel-Drdnung und des Deutfchen 
andelsgeſetzbuches zu Bundesgefegen, und die Errichtung eines oberften 
erichtshotes für Handelsjachen — ern die einheitliche Fortentwickelung 
des den Bundesangehörigen früher ſchont ee emeinjamen Handels» 
rechtes. In dem Ober» Handelögerichte begrüße 3 zugleich eine Erwei⸗ 
terung der Bundeseinrichtungen, welche eine neue Bürgichaft dafür gewährt, 
daB der Norddeutiche Bund die gemeinjamen Inſtitutionen, deren er zur 
Erfüllung feiner nationalen Aufgaben bedarf, zu fchaffen und auszubilden 
wohl! befähigt ift, wenn das bundestreue Zuſammenwirken der Regierungen 
unter fih und mit der Bolls- Vertretung von gegenfeitigem Vertrauen ges 
tragen wird. — — 

Ueber andermeite, von den verbündeten Regierungen zur Verminderung 
der Matrifular- Beiträge vorgejchlagene Maßregeln ift zu Deinem Bes 
dauern eine Einigung nicht erzielt worden. Es wird daher zunächſt den 
Tandesvertretungen die Aufgabe zufallen, die Ausfälle, melde durch Er- 
mäßigungen der Abgaben vom Deich entftanden find, dur Einſchränkung 
der Staats» Ausgaben, oder durch Bewilligung foldyer Abgaben zu deden, 
welche der Gejeßgebung der Einzelftaaten unterliegen. 

Bor wenigen Tagen war Ich Zeuge der nahezu erreichten Vollendung 
des erften Deutſchen Kriegshafens, eines Dentmals, welches vor 
Europa die Thatkraft und Einficht bekundet, mit welcher Deutjcher Fleiß 
in bdreizehnjährigem Kampfe den Elementen die Erfüllung einer großen 
nationalen Aufgabe abgerungen hat. In der lebendigen und werkthätigen 
Theilnahme, mit welcher die Bevölkerung der Deutfchen Küftengebiete die 
Entmidelung des Bundes in der Richtung unjerer maritimen Intereſſen 
begleitet und fördert, habe Ich mit freudiger Genugthuung den Ausdrud 
des nationalen Bewußtſeins erkannt, welches mit wachjender Kraft alle 
Theile des gemeinjamen Baterlandes durchdringt und die Keime, welche 
wir in der Bundes» Berfafjung gemeinfchaftlicy gelegt haben, zur Ent» 
widelung bringt. 

Gern gebe Ich Mich daher der Zuverſicht bin, daß die verblndeten 
Hegierungen in ihrem Streben nad Befeftigung und Bervolllomm- 
nung der gemeinfamen Einrihtungen auch ferner die Ermutbigung 

den werden, welche ihnen bisher die entgegenlommende Förderung ihrer 
mühungen von Seiten des Neichstages gewährt hat. 
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Sie verweilen uns ferner — und aud daS rechne ıch zu den Steinen . 
— auf Erfparnifje. Wo und wann follen wir dieſe Erſparniſſe machen? 
— Der erfte Herr Redner (Abg. v.Benda) hat gejagt: Maaßen würde 
es anders gemacht haben, aber wie Maaßen es gemacht haben würde, 
bat er und Torgfältig verſchwiegen. 

Er bat dunkel angedeutet, daß Maaßen vielleicht den Milita ir⸗Etat 
reducirt haben würde. Dazu find wir augenblidlich geſetzlich gar nicht in 
der Rage. Maaßen hat feinerfeitö zu einer Zeit, wo Preußen viel ärmer 
war, wo die Steuerlaft viel ſchwerer auf dem Volle lag wie jegt, um 
Anfange der Zwanziger Jahre bei einem gänzlich ungeordneten Finanz 
zuftande nicht gewagt, eine Verminderung der ehrhaftigfeit des Landes 
vorzufchlagen. Sie aber, meine Herren, wenn Sie der Negierung bie 
nöthigen Mittel, die Bejchäfte des Landes weiter zu beforgen, mit offnen 
Augen entziehen — denn daß die Mittel nicht da find, kann Ihnen nicht 
entgehen — dann übernehmen Sie au die Berpflidtung an Stelle 
dieſer Regierung zu treten? Sind Sie dazu bereit? — Ein Ber- 
en der Art, daß der Negierung die Mittel, die Geſchäfte weiter zu 

ren, verfagt werden, hat meiner Anſicht nach nur dann einen conſtitu⸗ 
tionellen Sinn, wenn man die beftehende Regierung damit befeitigen und 
an ihre Stelle treten will. Es ift häufig das Mittel geweſen, diefes 
herbeizuführen, und wird unter Umftänden ein wirtfames Mittel bleiben 
fönnen. Wollen Sie das? Ich glaube, nein, es ift dies Ihre Abficht 
nicht, jondern Sie verlangen, wir follen Ihnen ferner in diefer Stellung 
Dienfte leiften, ohne daß Sie uns die Mittel, unfere Stellung mit Erfolg 
fortzuführen, bewilligen wollen. Sch vermuthe, Sie werden verlangen, 
wir follen uns aus diejer Berlegenheit loskaufen durd Ber- 
Laflungsconceilionen, denn das iſt jchlieglich das letzte Wort, nennen 
Sie es adtirage oder Finanz⸗Controle, es kommt dies auf Eins 
heraus; wer den Daumen auf dem Beutel bat, bat die Madt. Darum 
wollen Sie den Kampiplag von bier auf den Dönhofsplag 
verlegen, bier ift die Münze nicht vorhanden, dort ift fie, id 
fenne auch den Baragraphen, in welhem das beſchloſſen il. 
Nennen wir die Dinge ei ihrem rechten Namen, feien wir offen gegen 
einander, dad Blindelub-Spielen führt uns nicht weiter; wir haben die 
felben gemeinjamen Zwecke mit gleich fchwerer Berantwortlichkeit dem 
Bolle gegenüber zu eritreben und deshalb vor allen Dingen Offenheit 
zwiſchen ung! Am Dönhofsplage haben Sie die Möglichkeit, einen Preis 
u bezeichnen. Hier vermiſſen Sie für jest nichts. er ſcheint, daß dee 
—28 der Bundesverfaſſung, trotzt Allem, was man daran t 
doch ſo zufriedenſtellend ſind, daß keiner ihrer Artilel zum Opfer der 
Steuerbewilligung auserſehen wird; anders mag es mit den Preußi⸗ 
ſchen Verhältniſſen —8 

Nun, meine Herren, haben Sie ſich die Frage ſchon vorgelegt: iſt 
es wirklich nöthig, ift es nützlich, daß Sie mehr Macht haben, 
als Sie jetzt beſitzen, iſt es dem Volke und dem Lande nüglid? 
Es iſt das eine Frage, über die man reden kann. Liegt der Schwerpunit 
unjexer Verfafiung, liegt der ſtaatsrechtliche Schwerpunkt bei uns nicht an 
der ihtigen Stelle, jo wollen wir ehrlich und mit derſelben Offenheit 
an da8 Werf herantreten und wollen ihn deplaciren und an die richtige 
Stelle fegen; denn wir Alle, Sie wie ich, haben das Recht, daß in diejem 
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Lande gut, Ve ftign und conftitutionell, regiert wird, jo wie es auf bie 
Daner möglich if. Die Masten, die wir augenblidlich tragen, find vor⸗ 
übergehende; ich bin heut Diinifter, Sie find heute Abgeordnete, das kann 
morgen umgelehrt fein; wir find Alle gleich contribuabel, wir zahlen eben 
fo gut Steuern wie Sie, aber wir haben fiir jest im böheren Grade 
das Gefühl der Berantwortlichkeit fr die Fortführung der Geſchäfte. Diefes 
Gefähl kann fih nicht vollſtändig entwideln, wenn es, wie es bei perio- 
difchen Berfammlungen natürli ift, in Geftalt eines gewiſſen Dilettan- 
tismus zum Ausdend gelangt, wenn man vier Monate im Fahre fich mit 
der Politik des Landes bejchäftigt und den Staat ordentlich beim Kragen 
padt und ihn fchüttelt und ihn jo Binftellt, wie man meint, daß er weiter 
gehen foll, die übrigen acht Donate aber geht man nach Haufe, und über: 
läßt es der Regierung, die bei dem Gejchäfte bleibt, die etwa zerrifienen 
Eleidungsſtücke zurecht zu fliden, wie fie kann, ohne ihr die Mittel bazu 
zu bewilligen. Dieſes Argument, daß einer parlamentarifchen Verſamm⸗ 
lung die Kontinuität nicht beimohnt, ift meine® Erachtens allein fchon 
ausreichend, um vorfichtig zu fein bei Bemeſſung des Machtmaaßes, 
das man in folche Körperjchaft legt. Wenn Sie permanent fäßen, warum 
follte nicht die Gefammtheit der 500 oder 1000 Wahlcandidaten, auß 
deren Gremium durchſchnittlich unjere parlamentarifchen Körper hergeftellt 
werden, im Ganzen ebenfogut regieren, wie die durch den jedesmaligen 
Träger der Krone angeftellte und geſchulte Beamtenfchaft, — das Alles iſt ja 
möglih, und diefe Deöglichkeit muß man ind Auge faflen, wenn es fi 
bier um eine Verſchiebung des ftaatsrechtlihen Schwerpunktes in Macht 
und Einfluß handelt. Es ift ein anderer Umftand, der e8 meines Er- 
achtens nicht empfiehlt, ein zu großes Schwergewicht in die deliberirenden 
Berfammlungen zu legen. Er liegt in der Macht der Beredtjamteit. 

Sie beichlichen bier unter den Einfluſſe einer fo ausgezeichneten 
Rede, wie wir fie eben gehört haben, vielleicht in der Bewegung des 
Augenblides, während, wenn Sie diejelbe Rede langfam zu Haufe nach⸗ 
lefen, oder wenn Sie auch Gegner derfelben mit derjelben Gejchidlichkeit 
fprechen hören würden, wie fie der Herr Vorredner entwidelt hat, Sie 
doch vielleicht ftugig würden und jagen würden, für das Andere läßt fich 
doch auch Vieles jagen. Sie beſchließen in der Fraction im Voraus Das- 
jenige, über was &ir abftimmen mollen, unter dem Einflufje der bedeu⸗ 
tendften Redner unter Ihnen; es iſt die Mednergabe etwas jehr Gefähr- 
liches, das Talent hat feine hinreißende Macht, ähnlich wie bei der Muſik 
und der Impropiſation. Es muß in jeden Redner, der auf Zuhörer 
wirfen fol, ein Stüd von einem Dichter fteden, und ſoweit das der Fall 
ift, ſoweit er als Improviſator Sprahe und Gedanken beberrfcht, ſoweit 
bat er die Babe auf feine Zuhörer zu wirken. Fit aber der Dichter oder 
Improviſator gerade derjenige, dem dag Steuerruder des Staates, melches 
volle fühle Ueberlegung fordert, anzunertrauen wäre? und doch ift er 
derjenige, von deſſen Beredtfamfeit augenblidliche Entjchliegungen der Par⸗ 
Iamente abhängig werden; es fommt daß bei einer irgend empfänglichen 
Berfammlung und bei begabten Rednern in allen parlamentarifhen Ber: 
hältniffien vor. Ich darf an ein Beilpiel erinnern von einem bekannten, 
jet verftorbenen Staatsmann, Herr von Radomwig war ed, — ich habe 
jelten einen jo überwältigenden Eindrud eines Redners auf eine Verſamm⸗ 
lung gefehen, und die Zeugen davon geweſen find, werben es mir beftä- 
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tigen, wie von einzelnen Reden des Herrn von Radowitz die Zuhörer 
aufs Mächtigfte ergriffen wurden, und unverzüglich demgemäß beichlofien. 
Ich habe es erlebt, daß ein neben mir figender College die Ergriffenheit 
der gejammten Berfammlung in dem Maße theilte, daß er Thränen dar- 
über vergoß und daß er meine etwas fühle Frage: worüber weinen Sie 
denn? mit Entrüftung damit beantwortete, daß er mich der Herzloſigkeit 
befchuldigte. Ich habe denfelben Herrn am andern Tage, wo die Rede, 
die in 30,000 Exemplaren fofort gedrudt war, vorlag, nachdem fie jede 
Disfuffion todt gemacht hatte, denn es war von weiter nichts die Rede, 
als von dem gewaltigen Eindrud jener Rede, — ich habe denfelben Herrn 
am andern Tage gefragt, was es denn gemefen jet, worüber ich hätte 
weinen müſſen, wenn ich ein Herz befüße? — und darauf antwortete er 
mir: wenn ich die Rede gedrudt leſe, ich weiß nicht, jo macht fie nicht 
den Eindrud; er konnte nicht einmal wiedergeben, was ungefähr darin 
ftand, aber der Ausdrud des Gefihts, die Stimme, die überwältigende 
Verfönlichkeit, die vor ihm geftanden, hatten ihn bingeriffen. Ich bitte 
um Entſchuldigung wegen dieſes Ercurfes, aber er gehörte zur Sache, ſo⸗ 
bald wir die legten Confequenzen unferer heutigen Beihlupfaffung zieben, 
Eonfequenzen, auf die der Herr Borredner angeipielt bat, auf die ſich fein 
Antrag vom vorigen Jahr in Bezug auf die Contingentirung der direkten 
Steuern in legter Inſtanz bezieht. Es würde damit ftaatSrechtlich mehr 
Schwerkraft als bisher in die parlamentarifchen Körper gelegt, ein Ge⸗ 
danke, den zu erörtern ich abfolut gar nicht abgeneigt fein würde; nur 
kann id) mie nicht dazu entjchließen ihn bei Gelegenheit einer Steuerbe 
willigung auch nur Fe discutiren; einen Handel darüber zu fchließen, daß 
die Regierung das Recht, die Intereſſen des Landes, die ihr anvertraut 
find, zu verwalten, die Gelder, die fie dazu bedarf, zu erheben, durch Ber: 
faſſungs⸗Paragraphen erfaufen ſoll — das ift ein Weg, auf den mollen 
wir uns nicht begeben, er ift abſchüſſig, da wird die conceffionsbereitefie 
Negierung in anderthalb Jahren banterott. Sie werden mich bei anderen 
Gelegenheiten in dieſer Beziehung nicht ſo widerſtrebend finden, wie Sie 
vielleicht glauben, aber einen Handel mit do ut des können wir bei Ge⸗ 
legenheit von Finanzfragen darüber nicht machen, und die Ausficht darauf 
balte id unter den jegigen Umftänden für eine ganz unmögliche, auch 
wenn ich nich heute auf jene Bänke jegen und dafjelbe Ziel verfolgen 
wollte, ich würde es nicht durchfegen. Darauf vertröften wir uns alfo 
nicht, der Fall, daß Sie vielleiht nun in einem Jahr wieder in derfelben 
Lage fein würden, unter denjelben Umftänden und ohne inzwiſchen ein: 
getretene Schädigung des Landes diejelben Steuern auch noch zu bemill- 
gen, wird, wie ich fürchte, nicht eintreten. 

Ein anderer Stein, der uns bingehalten worden ift, befteht in dem 
Bormurfe der Syſtemloſigkeit. Ich kann den nicht acceptiven. Mir 
ſchwebt menigftens das Syſtem, in welches diefe Steuern bineingehören, 
vollfommen Far vor; und wenn fie elaftifch find, wenn diefe Steuern, 
wie der Herr Vorredner fagt, dehnbare Steuercadres find — um fo 
befier, um fo mehr werden de die Möglichkeit in fich tragen, dem Ziele 
näher zu kommen, welches mir dabei vorſchwebt. Es ift das natürliche 
Biel, welches ein Jeder als das feinige anerkennt, die Steuern fo ein 
zurihten, daß diefelbe Summe mit dem geringfien Drnd für 
die Steuerpflidtigen aufgebradt wird. Es fragt jid nur: 
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welche Steuern jind dies? Es find im ganzen, mwenigftens für 
die unvermögenden Bollsflafjen, nicht die directen Steuern. 
An directen Steuern kann Einer, der 100,000 Thaler reine Einkommen 
bat, allerdings unter Umftänden 80 Procent Einfommenfteuer bezahlen, 
aber ein Mann vermag nicht immer fein fogenanntes Kopfgeld — die 
niedrigfte Stufe der Klaſſenſteuer — zufammen zu bringen. Die directen 
Steuern alfo, die mit einer gewiflen edigen Brutalität auf dem Pflichtigen 
laften, mag er Bermögen haben oder nicht, rechne ich nicht zu den leichten. 
ch kann aud nicht dazu rechnen die auf den erften Lebensbe— 
bürfniffen rubenden, auf Brot und Salz; und wenn ih mid 
darauf einlaifen wollte, davon zureden, wie graufam es wäre, 
dem armen Mann fein Pfeifhen Tabak oder den ftärfenden 
Trant zu verfümmern, und ih wäre mir dabei bewußt, daß 
ih immer noch das Kopfgeld und die Brotfteuer von ihm for- 
dere, jo würde ich meinem innern Menjden gegenüber ehrlich 
genug ſein, ihn zu fragen: was bezweckſt Du eigentlich mit 
dieſer Heuchelei? So lange wir noch das Brot beſteuern, ſo 
Lange wir noch den Kopfgrofhen von dem einzelnen Mitglied 
der LZagelühnerfamilie fordern, und dabei diejenigen Genüjfe, 
die ih Jedermann gönne, auch dem ärmſten, denen er ſich aber, 
wenn er nicht das Geld dazu hat, eine Zeit lang wenigftens 
u entziehen vermag — gering oder gar nicht befteuern, fo 
Tange ift die Klage über die Mahl- und Schladtfteuer und 
über die Kopffteuer abjolut berechtigt. 

Die gegebenen Grundlagen einer Stener in dem heutigen civi- 
liſirten Stante find meines Eradjtens diejenigen Genüffe, die mafjen- 
Haft genug verbrandjt werden, um einen finanziellen Ertrag zu geben, 
der ſich über den Ertrag der fogenannten reinen Luxusſteuern erhebt, 
die fo wenige Steuerobjecte haben, daß fie faum die Aufſichtskoſten lohnen, 
fondern e3 find die maſſenhaft verbraudten — Fuzußgegenftänbe mag id 
es nicht nennen, aber doch Genußmittel, als da ift: Bier, von dem ih 
vielleicht PR oder morgen Gelegenheit haben werde, darliber meine 
Meinung zu jagen — Branntwein, Wein, Tabak, Thee, Kaffee; 
e3 mag mir der eine oder der andere Gegenftand augenblidlicd noch ent⸗ 
fallen Sein, aber das Alles find Gegenftände, die fi Einer augenblidlich 
einmal verfagen kann, wenn ihm feine Kaſſenfonds diejelben nicht zugäng- 
lich machen. Es ift nicht wünſchenswerth, aber es bleibt möglich, fie fich 
zu verfagen. Biel ſchlimmer ift der daran, der feinen Grojchen Kopfgeld 
nicht bezahlt, und er wird ihm abgepfändet, der die Miethöftener nicht 
bezahlt, und er wird darum ausgepfändet, dem die Mahlfteuer das Brot 
vertheuert, nicht fo fehbr durch die Höhe der Steuer, als durch den Miß- 
brauch in der Steigerung der Preife, für welche die Mahl- und Schladht- 
flener unter Umftänden den Vorwand bietet. Der Dann kann fi nicht 
helfen, denn Brot muß er haben; Bier ift wünjchenswertb, daß er es hat, 
aber wenn er es nicht hat, bleibt er wenigſtens erijtenzfähig, wenn er es 
fi) unter Umftänden einmal verfagt. Außerdem find ja die Auflagen auf 
dieſe Gegenftände fo geringfügig, daß fie fi im einzelnen Verbraud in 
Pfennigbruchtheile verlieren, die ganz unberechenbar find, die vielleicht einen 
Borwand zur Preiöfteigerung einzelner Bedürfniffe liefern, aber feinen 
nothwendigen Zwang in diefer Richtung. Und in dieſes Syſtem, wie es 
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mir vorfchwebt, paſſen num alle dieſe foftemlofen Steuern vollſtändi 
hinein, au die Stempel» und Quittungsfteuern, die daran 
berechnet find, das Kapital da, wo es I einer papiernen Er— 
ſcheinung fommt, wo e8 an die Oberfläde tritt, F befteuern 
in einer wirffameren und zugleich in einer erträglicheren Weiſe, als e8 
dur eine Eintommenfteuer von der Höhe geichehen könnte, mie fic 
mandem Weltoerbeflerer vielleicht vorſchwebt, der ſich nicht Mar macht, 
wie wenig reiche Leute es eigentlich giebt, und daß nur die Menge e8 bringt. 

Diele kritiſchen Ausdrüde über die Vergangenheit, tiber die Ber: 
fafiung, über den Syſtemmangel, alles dies, was ich Steine nannte, giebt 
und eben fein Brot, e8 giebt uns nicht die Geldfunmen, die ber ren 
Bifche Haushalt im nächſten Jahre braucht, die er nach unferem Wunſche 
dadurch gewinnen follte, daß feine Watricnlarbeiträge fich verringern, in⸗ 
dem der Bund einen Theil feiner von Preußen geforderten Matricular- 
beiträge durch erhöhte eigene Einnahmen erſetzt. Wenn wir nun durch 
die vorgefchlagenen Maßregeln den Bedarf nicht deden, dann bleibt doch 
ar nichts ander übrig, als daß wir entweder ihn duch Preußifche 
Steuern in biejem Herbite deden, oder daß er ungededt bleibt. Im er 
fteren Falle bieten ſich vielleicht auch indirefte Steuern dar, indeß doch 
immer folche, die einen Nachtheil für den Preußiſchen Verkehr gegenüber 
dem der anderen Bundesländer fchaffen würden, zum Beifpiel wenn ge- 
wille Gefchäfte in Preußen ftempelpflichtig find und in anderen QBunbes- 
ändern nicht, fo wäre das entfchieden ein Nachtheil, den die Gerechtigkeit 
verbietet über Preußen zu verbhängen. 

Es wird ſchwerlich etwas anderes übrig bleiben, als der 
Zufhlag zu den directen Steuern und unter diefen in erjter Linie 
zur Klaſſen⸗ und zur Einlommenfteuer und zu dem Surrogate für letztere 
an gewiſſen Orten, der Mahl- und Schlachtſteuer. ‘Die Grundſtener mit 
binem zu ziehen, halte ich nicht für engänglic, indem die Grundſtener 
mit dem Vermögen, welches der Steuerzahlende an feinem Grund und 
Boden befigt, in gar keinem nothwendigen Verhältniß ſteht. Der Zufchlag 
würde unter Umftänden nach dem Einkommen des Steuerzahlenden einen 
drei», vierhundertfachen Prozentſatz repräfentiren, und ich glanbe nicht, 
daß die Grundfteuer ihrer Natur nach bei einer gerechten Bertheilung ſich 
in Zufchlägen mit beranziehen läßt. Es bleibt alfo auf der Mahl» und 
Schlachtſteuer figen und auf der Einlommen- und Klaflenfteuer. Dort 
iſt ent der Anfiht des Preußifchen Sinangminifters ein Zufchlag von 

fähr 50 Prozent erforderlich, um das Deficit zu decken; ich zweifle, 
daß das binreicht, denn ich weiß nicht, ob wir zu dieſer Steuer die um 
terften Klaffen mit beranziehen dürfen; das wird ja von der Bewilligung 
des Tandtages mit abhängen. Indeſſen glaube ich, daß diefes Defizit, ven 
dem gejagt worden ift, es fei ſchwarz gemalt, noch zu niedrig gegriffen fein 
wird — meiner oberflächlichen Ynfict nad; ich muß dem Herrn Finanz 
minifter glauben, was er mir darüber jagt, natürlich, aber ıch finde einige 
Poſitionen bier noch nicht in Anfag. In dem Defizit fteden 5 Millionen 
und etwas, die Niemanden haben überrafchen können, denn fie find bie 
Folge eines Nachlaſſes der verichiedenen Revenuen, welche fich ungefähr auf 
5 Millionen belaufen, und welche in dieſer Denkfchrift zuſammengeſtelli find. 

Ich fage gar nicht, daß ich bei Beantragung diejer Steuern an Ihren 
Patriotismus appellire. Ich haſſe die großen Worte am Meiflen in 
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Geldſachen. Ich appellire einfah an Ihr eigenes Pflichtgefühl. Sie 
find hierher gelommen, um mit und sufammen an der Rege⸗ 
Inng des Haushaltes des Norddeutſchen Bolles und des be— 
trädhtlihen Theiles davon, den das Preußiſche Volk bildet, 
u arbeiten. Ich fordere Sie einfah auf, diefe Pflicht zu er» 
Falten, und wenn Sie verlangen, daß nügliche fruchtbringende 
Ansgaben für die VBollswohlfahrt geleiftet werden, und die 
Mittel dazu zu bemilligen. Denn bewilligen Sie fie nicht, 
jo find fie nit da und wir können fie nicht ſchaffen und die 
Ausgaben nicht leiften. | 


22. Mai. Der Militairetat und die Sicherheit und Ehre 
des Landes. 
Weitere Aeußerung ded Grafen v. Biömard bei der 
Berathung der Steuervorlagen. 


Aus feiner der bisherigen Reden habe ich irgend einen pofttiven 
Borfchlag entnehmen Tönnen, wie augenblidfich anders als durch unfere 
Borlagen Geld zu befchaffen wäre, nur allgemeine Hinmweifungen auf zu 
machende Erfparnifje; wo diefe im Preußifchen Haushalte oder im Bundes- 
Haushalte gemacht werden können, darüber find mir keine Andeutungen 
gegeben worden, mit der alleinigen Ausnahme de Militair-Etats, 
au den noch heute suriidgefommen if. 

Ich habe ſchon angedeutet, meine Herren, daß ich e8 wirklich hart 
finde, von Jemandem zu verlangen, er folle die Staatsgefchäfte fortführen 
— und ich glaube, Ste muthen mir da8 zu — und ihm dabei die Mittel, 
das zu können, zu verweigern. ch habe Non geftern gelegt, diefe that⸗ 
jächliche Kritik, die Sie durch Abfchneiden der unentbehrlichen Regierungs⸗ 
mittel betreiben, find Sie nur dann zu üben beredhtigt, wenn Sie bereit 
find, meine Stelle einzunehmen und mit den Mitteln, welche Sie mir 
gegenüber ausreichend erklären, jelbft die Gefchäfte weiter zu führen. Dann, 
meine Herren, wenn Sie bier an diefer Stelle ſtehen, dann will id 
den von Ihnen fehen, der den Muth haben mird, die Ber- 
antmwortlichleit für die Entwaffnung des Landes in diefem 
Augenblide zu übernehmen und das Boll der Bürgfchaft des 
Friedens zu berauben, welche in feiner eigenen Stärke liegt. 
Es ift in einem anderen Sande von amtlicher Stelle aus gefagt worden: 
der Frieden Europa’3 beruhe auf dem ‘Degen Frankreichs. Ich begiehe 
mich außdrüdlich auf diefe Yeußerung, um feine eigene auf einem Gebiete 
zu thun, auf dem ich jehr ungern rede; aber daß diefelbe Aeußerung 
auf jeden Staat anwendbar ift, daß jeder Staat, dem feine Ehre 
und Unabhängigkeit lieb ift, fi bewußt fein muß, daß fein 
Friede und feine Sicherheit auf feinem eigenen Degen be» 
ruht, — ich glaube, meine Herren, darüber werden wir Alle 
einig fein. 

Die Frage, wie der Degen beihhaffen fein muß und wie viel er 
foften darf, die fann ich doch unmöglich dem civiliftiihen Elemente allein 
zur Beantwortung überlaflen; darüber mögen Sie einer fo gewiegten und 
anerlannten Autorität, wie der Preußifchen Militairverwaltung, einer fo 


854 
1869. 
patriotifchen und ſparſamen Autorität, doch aud ein gewiſſes Urtheil bei- 
legen. Ich möchte Ste alfo bitten, mir diefe Anweifung auf eine Erſpa⸗ 
rung im Militairetat doch nicht als eine ſolche anzurechnen, auf bie ih 
ernftbafter Weife zurüidgreifen Tann. 


— — — — 


Der Herr Vorredner —8 Löwe) iſt auf die Militairſache zurüd⸗ 

ekommen und auf Erſparniſſe darin und hat mit feinem ceterum censeo 
in diefer Beziehung die Tribüne verlaffen. Ich würde die Bürgfchaft, die 
der Herr Borredner bei Verminderung unjerer Wehrkraft perſönlich für 
die Sicherheit zu übernehmen bereit fchien, meinerjeit8 acceptiren, wenn id 
glaubie, daß eine fiegreiche feindliche Armee an der Grenze durch die Macht 
er Beredtſamkeit aufgehalten werden könnte. 

Ich habe von dergleichen gehört bei einer Bedrohung von Rom der 
einft, aber es waren jehr uncivilifirte Bölkerfchaften, die fich fo wohlfeil 
abführen ließen. 

ch muß doch wiederholt davor warnen, im Publikum die Meinung 
u verbreiten, daß die Ausgaben für die Armee unproductive Ausgaben 
—* und ich bin überzeugt, die Herren würden an dieſem Bau nicht fo 
oft rütteln, wenn fie nicht ganz ficher wären, daß fie ihn nicht einreiken. 
Unproductiv in demfelben Maaße wie die Armee find etwa Dämme, die 
eine Niederung vor Ueberſchwemmung jchügen. Die Koſten daran zu 
fparen, kann fehr theuer werden. Die Koften, die wir an der Armee 
fparen, indem wir etwa von einer 2% jährigen Dienftzeit auf eine zwei⸗ 
jährige zurüdgehen — der Herr Vorredner hat felbft zugegeben, es könnten 
—* im Anfange Unfälle vorkommen — dieſe anfänglichen Unfälle könnten 
allein fchon viel mehr koſten, als [angjährige Erfparniffe einbringen. 
Führten diefe Unfälle aber gar zu der Erhebung von Kriegs » Eontribe- 
tionen, meine Herren, die möchten doch ganz anders ausfallen als diefer 
„unerträgliche Steuerdrud“, der jett auf dem Volke Laftet. Deshalb meine 
ih, daß die Armee als etwas Unproductives bier mit Unrecht betrachtet 
wird. Gerade wie ein Dad vor dem Wetter [hüßt, ein Dei 
vor der Ueberfhmemmung, fo ſchützt auch unfere Armee un- 
fere Broductivität in ihrem ganzen Umfange. 


(Die Stenervorlagen wurden mit großer Mehrheit ab- 
gelehnt). 


3. Zuni. Eröffnung des Zollparlaments durd den Bundes⸗ 
kanzler⸗ Amtd- Präfidenten Delbrüd. 

13.—18. uni. Reife des Grafen von Bismarck mit Sr. M. 
dem Könige nad) Hannover, Bremen u. |. w. 


Aeußerung ded Königd in Bremen: 

Sie haben Mir von den Ereignifjen geiprochen, welche eine fo gläd- 
liche Wendung der Dinge in Deutichland herbeigeführt haben, und dabei 
auch meiner befonders „genadtt In der That ift nicht geder fo glüdlich, 
und Ich vente dabei Meines hochjeligen Königlichen Bruders, dem es 
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nit befchieden war, biejelben been, deren Träger ja aud Er mar, 
diechzuführen. Aber auch Mir würde e8 nicht möglich gewejen fein, wenn 
der Allmächtige Mir nicht fo ausgezeichnete Räthe und Diener gegeben (auf 
den Grafen Dismard zeigend). 


Meiter beim Feltmahl: 


Ich danke Ihnen für die ergreifenden Worte, die Sie geäußert haben, 
Worte, welche eitel machen Tönnten, wenn fie nicht mit dem Gefühle ihrer 
wahren Bedeutung aufgenommen werden. Wenn es von der Vorſehung 
jo gefügt worden ift, daß ein großes ungeahnte Werk durch Mich zu 
Stande gefommen ift, fo babe Ich fchon diefen Morgen gejagt, daß ch 
da8 Werk nicht allein vollbracht habe, dag Ih Mitftreiter und Bundes- 
genoffen Hatte und daß ohne den allgemeinen guten Willen und die Hin- 
ebung Aller das Werk nicht zu Stande gelommen wäre. Noch ift nicht 

les erfüllt, was die Sehnſucht der Lebenden wünſcht; auch die zum 
neuen Bunde Geeinigten werden den Uebergang oft genug ſchwer empfinden. 
Aber eine fpätere Generation wird die Feucht ernten und den Ausbau 
des Haufes ſehen, zu dem wir den Grund gelegt haben. 


Die Aufgaben der Zollgeſetzgebung. 


21. Juni. Crflärung des Grafen von Bismard bei der Be: 
rathung über den Petroleumzoll. 

Ich glaube, daß unfere Zollgefetsgebung fich nach der Richtung hin 
ausbilden jollte, daß fie das Ideal reiner Finanzzölle — vielleicht 
nicht erreicht, aber ibm doch näher firebt. Sch nenne e8 ein deal, 
weil es vielleicht thatfächlich unerreichbar fein wird. Daß dieß Näherftreben 
nicht in jähen Yortichritten erfolge, welche die durch die bisherige Geſetz⸗ 
gebung gepflegte und geſchützte vaterländiiche Induſtrie bloßftellen, dahin 
i wirken ift unjere — Ihre und des Bundesraths — gemeinjchaftliche 

ufgabe. Ich kann mich nur dazu befennen, daß wir jener Richtung 
überhaupt mit Schonung ber beredtigten Intereſſen zuftreben. Wenn wir 
aber die Finanzzölle vorbereiten wollen, jo müſſen wir ung die richtigen 
Gegenftände für diefelben außfuchen, die für uns die befferen And, 
und zu denen rechne ich unbedingt das Petroleum primo loco. Es ift 
dies einer der Verbrauchſs⸗Gegenſtände, welche nicht fo abjolut uneni⸗ 
behrlich find wie Brod, Salz und Fleiſch, die wir ja doch auch befteuern, 
und welche einen jo ausgedehnten Verbrauch theild bereitS haben, theils 
veriprechen, daß ſchon eine mäßig darauf gelegte Steuer einen erheblichen 
Ertrag im Ausſicht ftellt. Solche Gegenftände, die einen meit verbreiteten 
Berbraud) — und die doch nicht jo abſolut nothwendig zur Eriftenz 
find, daß ihre Abweſenheit unmittelbar einen des Einfchreiteng bedürftigen 
Nothftand erzeugt, die find meines Erachtens die eigentliche Unterlage 
für die Tinanzzölle. Ich babe an einer anderen Stelle andere genannt, 
aber das Petroleum gehört unzweifelhaft dazu. Sie können, meine Herren, 
die Frage, die Sie bier berathen, nicht loslöfen von dem Finanzweſen 
fänmtliher Deutſcher Staaten und den Bedürfniffen der einzelnen Haus- 
balte. Die Zollgefeggebungen und die Gejeggebungen über die Steuern 
müflen notbwendig ineinandergreifen, und es ift Aufgabe der Zölle, ſich 
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nit bloß den BVerlehrsbedürfnifien auzubequemen, fondern von bem 
Berkehr einen Theil der Mittel zu erhalten, welcher die zollverbündeten 
Staaten zu ihrem Haushalte bedürfen. Ich werde jedes Mal non einem 
gewifjen Bedauern ergriffen, daß wir nicht mit voller fachlicher Offenheit 
uns gegen einander außfprechen, wenn ich gefühloolle Klagen zu hören 
befomme über den armen Mann, der fein Petroleum, fein Augenlidt, 
feine Intelligenz, der fein Pfeifchen Tabak befteuert ſehen foll, aus dem- 
jelben Munde, der fein Ya zur Befteuerung von Mebl, von Brod, unter 
Umftänden von Yeuerungsmaterial, von Heil und Salz ganz ohne 
Gewiſſensbedenken auf Koften deffelben armen Mannes ausſpricht. Meine 
Herren! Ih kann nicht leugnen, daß mir oft ein harter Ausbrud auf 
den Lippen fchmebt, wenn ich ſolche Art von Klagen höre; ich vermag 
dem Gedankengange derfelben nicht zu folgen, und ich glaube, der ge 
meine Mann, für den Sie doch damit forgen wollen, vermag es auch 
nicht. Ohne in die Debatte, ber ich nicht beigewohnt habe, anders ein- 
zugreifen, als es durch diefe Erklärung gefchteht, die ich nur Namens 
des Präſidiums abgeben kann, harakterifive ich damit lediglich die 
Richtungen, in der wir die Zollgeſetzgebung ſpäter fortzubilden beabſichtigen, 
und für das Einſchlagen dieſer Kichtung ift es meined Erachtens das 
erfte Erfordernig, dag Sie diejenigen Objekte zur Berzollung bemilligen, 
welche in erfter Tinte dazu geeignet find, damit wir dahın kommen, andere 
Bedürfnifie, welche noch unentbehrlicher find als Petroleum, die 
Nahrungsmittel, die Heizung in unferem Klima, das Feuerungs- Material, 
welches örtlich befteuert ift, zu entlaften, oder, wenn das nicht der Zoll⸗ 
gefeßgebung obliegt, den Behörden der einzelnen Staaten und ben Ge⸗ 
meinden die Möglichkeit jchaffen, dieſe unentbehrlichen Gegenftände zu 
entlaften. Aus diejen GefichtSpunften erlaube ich mir zu erflären, daß eine 
Tarif» Uenderung, welche die Bewilligung des beantragten Zolles auf 
Betroleum nicht einfchließen würde, die Bufimmung des Präfidiums, welche 
verfaflungsmäßig unentbehrlich ift, nicht finden wird. 


(Der Zol auf Petroleum wurde wiederholt abgelehnt 
und die Tarifvorlage demzufolge zurüdgezogen.) 


22. Suni. Schluß des Zollparlamentd durch Se. M. den 
König. 
22. Juni. Schluß ded Reihätages*). 
Aud der Thronrede Se. M. ded König. 
Sie ftehen am Schluffe einer Seffion voll angeftrengter Thätigkeit, 
deren Ergebniffe für die Fortbildung der Bundesverhältnifie und für bie 
Entwidelmg der ee Norddeutfchlands ſegensreich fein werden. 
Durch das Wahlgejek für den Reichstag iſt die Bildung der Volls⸗ 
vertretung des Norddeutichen Bundes auf der Grundlage der Berfaffung 
endgültig und gleichmäßig geregelt. 
Der Entwurf einer Bewerbe-Ordnung ift von Ihnen wit der ein⸗ 
ebenden Sorgfalt berathen worden, welcde der Wiguigten und Biel⸗ 
—5** ſeines Inhalts entſprach. Nachdem der Bundesrath Ihren 
*) u oe Petagen und bes Zollparlaments erfolgte hinter einander in einer und 
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Beichlüflen feine Zuflimmung ertheilt bat, ift durch allfeitiged Entgegen» 
fommen in den zahlreichen Einzelheiten, melde zu Meinungsverſchieden⸗ 
heiten Beranlafiung geben konnten, ein Werk zu Stande gebracht, welches 
der freien Bewegung gewerblicher Thätigfeit neue, und der gefammten 
Bevölkerung des Bundesgebietes gemeinfame Bahnen eröffnet. 

Die Uebereinfimmung der Heereseinrichtungen im Norddeutſchen 

Bunde und im Großherzogthum Baden hat den Abichluß eines Vertrages 
ftattet, welcher durch Herftellung der militärifchen Sreizligigteit zahlreichen 
ngebörigen de8 Bundes, fo wie des Großherzogthums wejentlihe Er» 

leihterungen in der Erfüllung ihrer Wehrpflicht darbietet. — — 

Das Geſetz über die Gewährung der Rechtshülfe bezeichnet einen 
entſcheidenden Schritt zur Erfüllung einer verfafjungSmäßigen Aufgabe 
de8 Bundes, deren vollſtändige Löſung durch Die Arbeiten zur Herftellung 
der gemeinfamen Civil» und Strafprozeßordnung und des gemeinfamen 
—* eſetzbuches erſtrebt wird. 

ie Erhebung der Deutſchen Wechſel-Ord nung und des Deutſchen 
andelögejegbuches zu Bundesgefegen, und die Errichtung eines oberften 
erichtähotes für Handelsfachen — ern die einheitliche Fortentwickelung 
des den Bundesangehörigen früher ſchont rd emeinfamen Handels⸗ 
rechtes. In dem Ober» Gandelsgerichte begrüße 8 zugleich eine Erwei- 
terung der Bundeseinrichtungen, welche eine neue Bürgichaft dafür gewährt, 
daß der Morddeutjche Bund die gemeinfamen nftitutionen, deren er zur 
Erfüllung feiner nationalen Aufgaben bedarf, zu fchaffen und auszubilden 
wohl befähigt ift, wenn das bundestreue Zuſammenwirken der Negierumgen 
unter fi) und mit der Bolld- Vertretung von gegenjeitigem Vertrauen ges 
tragen wird. — — 

Ueber andermeite, von den verbündeten Regierungen zur Verminderung 
der Matrikular-Beiträge vorgejchlagene Maßregeln ift zu Deinem Bes 
dauern eine Einigung nicht erzielt morben. Es wird daher zunächſt den 
Yandesvertretungen die Aufgabe zufallen, die Ausfälle, welde durch Er- 
mäßigungen der Abgaben vom — entſtanden ſind, durch Einſchränkung 
der Staats⸗Ausgaben, oder durch Bewilligung ſolcher Abgaben zu decken, 
welche der Geſetzgebung der Einzelſtaaten unterliegen. 

Bor wenigen Tagen mar Ich Zeuge der nahezu erreichten Vollendung 
des erftien Deutfhen Kriegshafens, eines Denkmals, welches vor 
Europa die Thatkraft und Einficht bekundet, mit welcher Deutfcher Fleiß 
in breigehniährigem Kampfe den Elementen die Erfüllung einer großen 
nationalen Aufgabe abgerungen hat. In der lebendigen und mwerkthätigen 
Zheilnahme, mit welcher die Bevölkerung der Deutſchen Küftengebiete die 
Entwidelung des Bundes in der Richtung unferer maritimen Intereſſen 
begleitet und fördert, habe Ich mit freudiger Genugthuung den Ausdrud 
des nationalen Bewußtſeins erfannt, welhes mit wachjender Kraft alle 
Theile des gemeinjamen Vaterlandes durchdringt und die Keime, melde 
wir in der Bundes- Berfaffung gemeinfchaftlich gelegt haben, zur Ent- 
widelung bringt. 

Gern gebe Ich Deich daher der Zuverſicht hin, daß die verbündeten 
Regierungen in ihrem Steeben nad) Befeftigung und Vervollkomm⸗ 
nung der gemeinfamen Einrihtungen aud ferner die Ermuthigung 
[mden werden, welche ihnen bisher die entgegenfommende Förderung ihrer 

emühungen von Seiten des Reichstages gewährt hat. 
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Das einmüthige Zufammenmwirfen der verbündeten Negierungen und 
der Volksvertretung in der ihnen obliegenden gemeinjamen Arbeit an 
Deutfchlande Wohlfahrt wird mit Gottes Hülfe auch ferner, wie biöher, 
die Zuverficht flärten, mit welcher Deutichland auf die Erhaltung umd 
Befeftigung feines inneren wie feines äußeren Friedens rechnet. 

In diefer Zuverfiht, meine Herren, fpreche Ich die Hoffnung aus, 
Sie im nächſten Jahre, und zwar bald nach dem Beginn defielben, an 
diefer Stelle wieder zu begrüßen. 


‚ Beurlaubung ded Grafen von Bismard. 


Allerhoͤchſte Ordre: 


Auf Ihren mündlichen und ſchriftlichen Antrag vom 29 Yuni d. J. 
ertheile Ich Ihnen einen mehrmonatlichen Urlaub, und will Jh Sie, Ihrem 
Wunſche gemäß und in der Hoffnung auf Ihre baldige völlige Wiederher- 
ftellung und den damit verbundenen Wiedereintritt in den ganzen Umfang 
Ihrer Gejchäfte, bis auf Weiteres von dem Borfige in dem Staats» Miniftes 
rium und von der Betheiligung an den Berathungen deflelben entbinden. 
Auch will ich den Präfidenten des Bundeskanzler- Amts, Wirklihen Geheimen 
Rath Delbrüd, beauftragen allen Berathungen des Staats - Minifteriums, 
welche mit den Bundesangelegenheiten in Beziehung ftehen, beizumohnen. 

Schloß Babelsberg, den 30. Juni 1869. hel 

lhe 


Wilhelm. 
(gegz.) Graf von Bismarck. 


(Provinzial⸗Correſpondenz vom 21. Juli 1869.) 


Die Bedeutung der gegenwärtigen Beurlaubung des Minifter - Präfidenten 
ergiebt fi) einfah und Mar aus der Allerhöchften Orbre, durch welche dieſelbe 
ausgeſprochen worden tft: ber Wortlaut biefer Ordre läßt erlennen, baß die Be- 
urlaubung als eine vorübergehende, für die Zeit ihrer Dauer als eine voll⸗ 
ftändige aufzufaffen ift. Diejelbe ift erfolgt „in Hoffnung auf bie baldige völlige 
Wiederherſtellung und den damit verbundenen Wiedereintritt in den ganzen Um⸗ 
fang der Geſchäfte“ — bis dahin aber iſt Graf Bismarck nicht blos „von 
dem Vorſitze im Staats⸗-Miniſterium,“ ſondern auch „von der Betheiligung an 
den Berathungen deſſelben“ ausdrücklich entbunden worden. Wäre Dies nicht be⸗ 
abſichtigt geweſen, hätte vielmehr die Stellung bes Miniſter-Präſidenten zu ben 
wichtigeren Entſcheidungen des Staat⸗Miniſteriums während ſeiner zeitweiligen 
Entfernung von Berlin ganz dieſelbe ſein ſollen, wie in früheren Jahren, ſo wäre 
überhaupt bie foöͤrmliche und feierliche Entbindung von ben Geſchäften im Staats⸗ 
Minifterium ebenjo wenig nöthig gewefen, wie eine ſolche in Bezug auf bie Ge- 
ſchäfte des Grafen Bismard als Bundeskanzler ausprüdlich erfolgt if. 

Es kam darauf an, dem Staatsmanne, beffen Kraft und Geſundheit durch 
die fortgefettte Wahrnehmung der verfchiebenen Stellungen an ber Spite bes 
preußiihen Staats-Minifteriums, ber Verwaltung des Norddeutſchen Bundes und 
des Zollbundes ernftliher Gefährdung ausgefegt ſchien, in der Erfüllung feines 
Berufes bis auf Weiteres Erleichterung zu verichaffen, ſoweit e8 das Staatsin- 
tereſſe irgend geftattet, — deshalb jollte er nicht nur der Sorge für die laufenben 
Geichäfte des Staats - Minifteriums, fondern auch der fortgeiekten Theilnahme, 
Fürſorge und geifiigen Verantwortung in Bezug auf die nächften Aufgaben ber 
inneren preußiſchen Staatsnerwaltung liberhoben werben, während er bie Leitung 
ber Bundesverwaltung in dem Maße, wie es während einer Beurlaubung gejheben 
kaun, auch jet wahrnimmt. 








67. Oeſterreichiſche diplumatiſche Merüffentlichungen, 


1869. April. Beröffentlihung einer preubtichen Depeſche vom 
26. Zuli 1866 an den Botſchafter in Paris in dem Werfe 
ded öfterreichiichen Generalitab8 über den Krieg von 1866. 
In der von der „Neuen freien Preſſe“ noch vor Erſcheinen 
des Werkes veröffentlichten Depeiche heißt ed: 


„Der König bat fi nur fehr fchwer und aus Rückſicht auf den 
Kaiſer Napoleon Hierzu entfchloffen, und zwar in der beftinnmten Voraus⸗ 
fegung, daß für den Frieden bedeutender Zerritorialerwerb in Norddeutfch- 
land gefichert fei. Der König fchlägt die Bedeutung eines norddeutfchen 
Bundesſtaats geringer an als ih, und legt vorwiegenden Werth auf di» 
recte Annerionen, die ich allerdings neben der Reform als Bedürfniß an- 
fehe, weil ſonſt Sacdhjen-Hannover für intimes Verhältniß zu groß bleiben. 
Seine Majeftät bedauert, daß Em. Excellenz nicht an dieſer Alternative 
des Programms vom 9., nah dem Schlußfag der Depeiche, bis auf weis 
teres feftgehalten haben. Er hat, wie ich zu Ihrer ganz intimen perjön- 
lihen Divection mittbeile, geäußert: er werde lieber abdanken, als ohne 
bedeutenden Ländererwerb für Preußen zurüdfehren; und bat heute den 
Kronprinzen hieher gerufen. Ich bitte Em. Ercellenz auf diefe Stimmung 
des Könige Nüdficht zu nehmen... .“ 


Mipbraud in Beröffentlihung von Depeſchen. 


Aus der „Provinzial Corresponbenz“ vom 28. April. 


„Als der Generalftab ber preußifchen Armee im vorigen Sommer fein wich⸗ 
tiges Werk Über den Feldzug von 1866 beichloß, da fügte berfelbe der ebenfo 
Ihlihten, wie gebiegenen Darftellung des preußifchen Siegeslaufs einen kurzen 
Rückblick auf die Friedensverhanblungen hinzu. 

Die Darftellung ſchloß mit der Anbeutung, daß die dargebotenen Friedens⸗ 
bedingungen „bie Möglichkeit künftiger Bieberberfiellung eines freunbichaftlichen 
Berböltniffes zu den früheren Bundesgenoſſen nicht ausjchloffen.“ 

„Weber der Ehre noch der Macht Defterreihs war eine Wunde gefchlagen, 
welche eine unheilbare Feindichaft zwiſchen beiden Staaten nothwenbig im Gefolge 
hatte. Wenn man mebr forderte, wenn eine glückliche Kortfegung des Krieges 
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mehr zu erzwingen erlaubte, jo mußte ein Stachel zurfdbleiben, ben feine Zeit 
entfernt hätte. Den Bruch zwiſchen Preußen und Oeſterreich zu verewigen, konnte 
nicht im Intereſſe Deutihlands und Preußens liegen.” 

So ber preußifche Generalftab, deffen Auffaffung und Aenßerung in biefer 
Beziehung, wie Niemand bezweifeln konnte, zugleich der Ausbrud ber Aufjaffung 
unjerer Regierung war. 

Wie ift jene Aeußerung von öſterreichiſcher Seite erwibert worben ? 

Der öͤſterreichiſche Generalftab veröffentlicht feinerfeits foeben ben vierten 
Band feines amtlihen Werkes Über den Krieg von 1866; noch ehe biefer Band 
ausgegeben worben, ift in einem Wiener Blatte der Inhalt deſſelben mitgetheilt 
und als das Intereffantefle daraus eine bisher nicht veröffentlichte Depeiche des 
Grafen Bismard an den preußifhen Geſandten in Baris vom 20. Iuft 1866 
im Voraus abgebrudt worden, um baran bie ſchärfſten Angriffe und Verdächti⸗ 
gungen in Bezug auf das Verhalten unfers Königs und unferer Regierung bei 
den Friebensverhandblungen zu knüpfen. 

Die Depeiche, um die es ſich handelt, war dazu beflimmt, bem preußifchen 
Geſandten in Paris geheime Weifungen über die Abſichten und forderungen 
unferes Königs bei ben Griebeneverbanbungen zu geben ‚ bei welchen befan 
der Kaifer Napoleon eine freundſchaftliche Bermittelung übernommen hatte. Die 
Mittbeilung war baber eine ganz vertrauliche, und es war zu berfelben bie ge- 
beimfte Form gewählt, die e& für ſolche Depeichen giebt: fie war in geheimer 
Chiffrefhrift abgefaßt, in welcher die Zeichen nicht die allgemein hergebradite, 
ſondern eine vorher vertraulich vereinbarte Bedeutung haben. Um bieje Bebentung 
entziffern zu können, muß man den „Schlüffel“ zu der geheimen Schrift befiten, 
d. 4 ein Berzeichniß der einzelnen Schriftzeihen und ihrer verabrebeten Bebentung. 

Eine ſolche Depeſche kann daher nur durch eine boppelte Beruntremung zu 
Kenntniß einer fremden Regierung gelangen, für bie fle nicht beſtimmt if. E⸗ 
genügt nicht, daß man bie Depeiche ſelbſt an fich bringt; um ben Wortlant ber- 
jelben richtig beuten zu lkönnen, muß eben noch der „Schlüffel” dazu, der flete 
nur das Geheimniß weniger Perfonen ift, beichafft werben. 

Es ift nun wohl in allen Ländern vorgelommen, zumal in SKriegezeiten, 
daß eine Regierung fih auf Nebenwegen (dur) —— von Beamten, durch 
Berrath bei der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung, durch Entwenbung ober Kauf 
bes Schlüffels zur Chiffrefchrift und dergleichen) ın den Befi wichtiger Schrift- 
ſtücke anderer Regierungen zu feten gefucht hat. Wenn man ſolche Mittel während 
bes Kriegszuftandes nicht entbehren zu können meint, fo wirb doch eine Regierung, 
weiche auf die öffentliche Achtung Werth legt, ein ſolches Verfahren unter feinen 
Umftänden offen zur Schau tragen. Daß aber vollends eine Regierung in tiefem 
Srieben in einem amtlich herausgegebenen Werke fremde Staatsfchriften, auf 
deren Befig und Gebrauch fie fein Recht bat, zu welchen fie vielmehr umr amt 
dunkelen und nicht offen einzugeftehenden Wegen gelangt jein kann, veröffentlichen 
läßt, — und daß dies benukt wird, um eine Regierung, mit welcher man, nad 
jonftigen amtlichen Berfiherungen, in Frieden und Freundfchaft leben will, öffent 
ih zu verunglimpfen und zu ſchädigen, — ein foldhes Berfahren ift wohl ſchwerlich 
ſchon vorgelommen. 

Um jedoch diefen Zwed erreichen zu können, genligte e8 nicht, die unrech 
mäßig erlangte Depeiche einfach abzubruden, — fie mußte zuvor im wichtiges 
Beziehungen verftimmelt und entftellt werben. 

Die Depeiche an und für fich enthält Nichts, was nicht in Bezug auf die 
Stellung unferer Regierung bei den Friedensverhandlungen aus ben bereits ver- 
öffentlichten Altenftüden, namentlih aus dem franzöflihen Gelbbuche belanzt 
wäre: nur durch VBerbunfelung und Entftellung konnte bei unerfahrenen Leſern vor- 
übergehend der Schein erweckt werben, als ob durch die jetzige Beröffentligung des 
vertraulichen Schriftftüds eine „neue Euthüllung“ über die preußiſche Na 
geben werbe. Ein aufmerkſamer Vergleich der wirklichen Depeſche mit ben 
aud an biejer Stelle veröffentlichten Wtittheilnngen über ben Berlauf der Frieden 
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verhaudlungen läßt erkennen, daß unfere Regierung über die Geſichtspunkte und 
Ziele, weiche fie damals fefthielt, und welche in der Depeche vom 20. Juli 1866 
angebeutet find, feither niemals ein Hehl gemacht hat, hierzu auch durchaus feinen 
Anlaß hatte, da fie fih dabei der vollen Zuftimmung bes preußiſchen Volles ver- 
fihert halten durfte. Was die Übrigen deutſchen Staaten betrifft, fo werben bie- 
ſelben in der preußifchen Bolitik, wie fie in jener Depeiche enthalten ift, nur ben 
natürlichen Ausbrud der damaligen gegenfeitigen Stellungen und Stimmungen 
wiederfinden, zugleih aber mit uns die erfreufihe Wandelung gern erkennen, 
welche gleich damals durch bie unverweilte Wiederanknüpfung und feitbem durch 
die thatſüchliche Befefligung des nationalen Bandes gefihert worben ift. 

Kur eine Entftelung ber preußiichen Depeiche, mie fie bei der öfterreichiſchen 
BVeröffentlihung zu Tage liegt, konnte dazu benußt werben, bie Politik unferer 
Regierung vor dem deutihen Volle und ebenfo gegenüber dem uns damals ver- 
bündeten Italien zu verbäctigen. Durch bie fofortige Mittbeilung bes wirklichen 
Wortlauts jenes Schrifttüds iſt dieſe Abſicht alsbald vereitelt worben. 

Das feltiame Vorgehen von dfterreichifcher Seite wird daher in Wahrheit 
nicht für Preußen, fonbern nur für die öſterreichiſche Regierung felbft von em- 
pfinblidher Wirkung fein. 

Die doppelt befrembliche Thatſache des Mißbrauchs und ber Entftellung 
einer fremben Depefche in einem amtlichen Werke Tanır nicht verfeblen, bei allen 
ee mit welchen Oeſterreich in Beziehung ſteht, ein peinliches Aufſehen 
u machen. 

j Für uns aber ift biefer Vorgang ein neues Anzeichen, daß die Geſinnung, 
weicher ber preufijche Generalftab in Uebereinſtimmung mit unjerer Regierung 
unb mit dem Sinne unfere® Volles Ausdrud gab, von Seiten ber öſterreichiſchen 
Regierung auch jet noch Feine entſprechende Würbigung unb Erwiderung findet. 


6. Mai. Eine Depeſche des Grafen Beuft an die öſterreichiſchen Miffionen 
fonftatirt, baß die preußiihe Hegierung ihr Mißfallen über die Publikation der 
Depeſche nicht auf amtlichen diplomatiſchen Wege, fondern nur burd bie 
gonvernementale Preffe ausgejprohen habe. In der Sache felbft fei nichts Be⸗ 
frembfiches zu finden. Die Eriftenz der Depeiche fei nicht bezweifelt, ihre weſentliche 
Genauigkeit könne nicht beftritten werben. Diefelbe verrathe heute kein Geheimniß 
ber Politik mehr. Man koͤnne ferner nicht ein Berbrechen darin feben, daß 
in Kriegszeiten eine feindliche Depeſche aufgefangen und gelefen werde. Der 
®eneralftab babe die Depeſche unter feinen Materialien gefunden, ohne daß ein 
Anzeichen über die Beichaffung derſelben vorlag; fie ſei ohne feindliche Abſicht 
als Beweisſtück abgebrudt worden. Im Intereffe der guten Beziehungen mit 
dem Berliner Hofe fei es zu bedauern, daß ein folcher Vorwand für eine freilich 
nicht gerechtfertigte Aufregung gegeben worben fei; aber es fei nicht zuzugeben, 
daß damit ein Berrath oder etwas Berlegenbes für Preußen geſchehen ſei 2c. xc. 


1. Mai. Eine Depeiche des Grafen Beuft in dem franzöfifch-beigiichen Eifen- 
bahnſtreite jchließt damit, es fei für Belgien von Nuten, „fich für alle Fälle des 
Wohlwollens eines Nachbarſtaates zu verfihern, der vermöge feiner Macht wie 
feiner geographifchen Lage ber gefährlichfte Feind ober die treuefle Stüße ber 
beigifhen Nation nnd ihrer Neutralität werden kann. Schon beſtehen zwifchen 
Frankreich und Belgien in Anfehung der Sprade, der Sitten, des Handels und 
der Induſtrie fo viele Bande, daß es ganz natürlich wäre, wenn lebteres 
(Belgien) in erfterem (Frankreich) eine Stüge fuchte, obne deßhalb feiner davon 
ganz verſchiedenen und unabhängigen politifchen Eriſtenz das geringfte zu vergeben. 


8. Juli. Depeihe des Grafen Beuft an den öfterreichiichen Geſandten in 
Dresben. 

„Aus Euer Ercellenz Berichten babe ich entuommen, daß man in Dresben 

dem Berlanfe der Franzöſiſch⸗Belgiſchen Differenz eine lebhafte Aufmerkſamkeit 
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zugewenbet bat. Unſer Verhalten zu berfelben ſcheint in den bortigen politifchen 
Kreifen verjchiebene Zweifel hervorgerufen zu haben, und es fcheint verfucht worden 
zu fein, felbft auf das Urtheil ber aniglic Sächfiſchen Regierung im Sinne einer 
uns ungänftigen Auffaffung bes Herganges Einfluß zu nehmen. Namentlich 
fheint man fi dort meiner vertraulichen Depeihbe an Grafen Wimpffen vom 
1. Mai bedient zu haben — worüber ich allerdings mit Euer Ercellenz ein &- 
fühl gerechter Verwunberung theile — um unfer Verfahren im Lichte eines ber 
Franzöſiſchen Regierung geleifteten und mit ihr abgelarteten Liebesbienfles er- 
ſcheinen zu Taflen. 

Da ich beionderen Werth darauf lege, das Dresdener Cabinet nicht unter 
dem beirrenden Eindrude derartiger gegen uns gerichteter Infinuationen zu laflen, 
fo wünſche ich, daß Euer Ercellenz nunmehr Ihrerfeits dem Freiberrn v. Friejen 
den ganzen Berlauf der Sache, jo weit er uns betrifft, vor Augen führen. 

.... Nichts Tann falicher fein, als die Unterftellung, daß wir anf Be 
trieb Frankreichs einen Drud auf die belgiſche Regierung hätten ausüben 
wollen.. Durch eine volllommen unbefangene, vertrauliche unb mehr perfönlide 
Mittdeilung meiner Anfichten an einen belgiſchen Staatsmann glaubte ich ben 
Intereffen unferer Friedenspolitit nützen zu können. Meine fehr entichiebene 
Meinung nämlid war, daß die beigifche Regierung nicht wohl baran thun würde, 
ihren Streit mit Frankreich über materielle Intereffen zu fehr auf das politiſche 
Feld zu Übertragen, und in Anfprüden, bie fih auf bie Entwidiung ber 
Communicationsanftalten beziehen, eine um jeben Preis zu vermeibende Gefahr 
für ihre Selbſtſtändigkeit zu erbliden. 

Nicht zum erftenmale bei dieſem Anlaß bielt ich dafür, daß ein ſchwächerer 
Staat gegenüber dem mädtigen Nachbar gerade bann in die eut- 
ſchiedenſte Abhängigkeit und Unfreiheit geratbe, wenn er jeine 
abftracte Gleihberedhtigung in einer bie natürliche Entwidlung 
der Bertehrszuffände hemmenden Ridhtung geltend made. Er ge 
währt hierdurch der flärferen Macht einen geradezu erbrüdenden Bortheil. Weiß 
er fih dagegen mit Anforterungen, die den vorhandenen Berlehrsbebürfnifien 
entgegenfommeu, zurechtzufinden, fo wird er um fo mehr bie Fähigkeit freier 
Selbitbeftimmung fihd bewahren, wenn es auf Bertheidigung feiner politiſchen 
Eriftenz und Unabhängigkeit anlommt. 

Da ich dieſe Worte nach Dresden richte, wirb es mir erlanbt 
ſein zu bekennen, baß meine ſächſiſchen Erfahrungen in biefem Pant: 
vielleicht nicht ohne Einfluß auf meine Betrahtungsmweije geblieben 
find Warum hätte ih niht das Beifpielanführenfollen, baßalle 
Eondescenzen in Saden bed Zollvereins Sadfen und jo viele 
andere Zollvereinsflaaten nit abgehalten haben, im Jahre 1866 jid 
gegen Preußen zu entſcheiden? Man muß jehr eingenommen fein, wenn man 
glauben will: ich habe dieſes Beiſpiel angeführt, um ber belgiſchen Regierung, 
deren Verhältniß zu Frankreich demjenigen ber deutihen Staaten zu Preußen ſo 
wenig ähnlich if, den Abſchluß einer Zollunion mit Frankreich anzurathen. Roh 
ſchlimmer irrt man, wenn man wähnt, die Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens 
babe von uns geopfert werben wollen. Wir wifjen nicht, ob je die Compen: 
fationsfragen auftauden werden, weldhe bie unvermeibliche Folge einer 
Abforption Belgiens buch Frankreich fein würben, aber ficherlich werden nidt 
wir die Verwegenheit haben, den Anftoß zu Combinationen zu geben, mit welchen 
bie äußerſte Gefährbung der Interreffen unjerer Monarchie wie bes enropäiſchen 
Friebens verbunden fein wirde..... “ 


18. Juli. Depeiche des ſächſiſchen Miniſters von Friefen an den Geſandten 
in Wien. 

„— — In dem Eingang der Depefche (bes Grafen Beuft von: 8. Juli) wirb be- 

merkt; es ſcheine verfucht worben zu fein, auf das Urtheil ber 8. fächfiichen Re 

gierung im Sinne einer für Oefterreich ungünftigen Auffaffung bes SHergengt 
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Einfluß zu nehmen, und namentlich fcheine man ſich der Depefche vom 1. Mai 
bedient zu haben, um das Verfahren der K. K. Regierung „im Lichte eines ber 
franzöfifchen Regierung geleifteten und mit ihr abgelarteten Liebesdienftes ericheinen 
zu laſſen,“ und kurz daranf wirb es als Abficht der Depefche bezeichnet, das fächfifche 
Kabinet nicht unter dem beirrenden Einfluß derartiger Infinuationen zu laflen. 
Run findet ſich aber in der ganzen Depefche weder barliber, auf welche Thatſachen 
ber Herr Reichslanzler diefe Bermuthung ftüßt, noch dariiber, von welcher Seite 
ber jene Infinuationen ausgegangen fein follen, irgenb welche Andeutung vor, fo 
daß ich mich auf die beftiimmte Erklärung bejchränten muß, daß jene Bermuthung 

änzlih unbegründet und von feiner Seite ber der Verſuch gemacht worben 
if, in dem vorausgefegten Sinne bier einzumirlen. 

Uebrigens folge ich (v. Friefen) nur dem eigenen Beifpiel des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers, wenn aud ich auf feine „ſächſiſchen Erfahrungen“ provocire, indem id 
bie Ueberzeugung ausfpredhe, daß er mich wohl niemals als einen Mann bat 
fennen lernen, der fo leicht dem „beirrenden Einfluß” der „Infinuationen“ anderer 
unterliegt, und baß er mir daher auch Glauben jehenlen wird, wenn ich verfichere, 
daß bie wenigen im vertraufichen Geſpräche mit em k. E. Herrn Geſandten in Bezug 
auf die Depeſche vom 1. Mai d. 3. von mir gemadten Bemerkungen ans meiner 
eigenen Ueberzeugung hervorgegangen find, bie ſich auf eine ziemlich vollſtändige 
Analyje des Inhalts jenes Actenſtücks gründete, welche mir durch bie Königliche 
ſüchfiſche Geſandtſchaft in Brüffel und London ſchon Anfangs Juni d. 3. zugegangen 
war. Ich erſuche Em. Erellenz, dieſen Erlaß dem Herrn Reichskanzler mitzutheilen, 
und daß dies geſchehen, fofort telegraphiih, an das Minifterium ber auswärtigen 
Angelegenheiten nach Dresden zu melden, ba in folge ber Beröffentlihung ber 
Depeihe vom 8. Juli auch die Veröffentlichung des gegenwärtigen Erlaffes, wenn 
auch zu meinem lebhaften Bedauern, doch ganz unvermeiblich geworben ift.“ 


Depeiche des Stellvertreterd ded preußiichen Miniſters 
de8 Auswärtigen Herm von Thile an den Botſchafter 
in Wien. 

— — „Wir künnen dem Grafen Beuft nicht die Befugniß einräumen, 
unjere Behandlung der Mittheilungen dritter Negierungen zum Gegen⸗ 
ftande amtliher Bemerkungen zu maden. — 

— Was die Oeſterreichiſche Depejhe vom 1. Mai betrifft, jo wird 
der Herr Reichskanzler fi erinnern, daß er Diejelbe uns meder durch 
Borlefen, no —*32— bat mittheilen laſſen und uns daher nicht in die 
Lage verſetzt hat, rüdfichtlich derjelbeu eine Indiscretion zu begehen. Ob 
die und von anderen Seiten über den Inhalt der bezeichneten Depejche 

emachten Angaben genaue find oder nicht, vermögen wir nicht zu kon⸗ 
Hatiren: über unfere Verwendung diefer Angaben glauben wir nur denen 
Rechenſchaft ſchuldig zu fein, von denen fie herrühren. 

.. 0. Wenn die ung durch manche Umftände nahe gelegte Annahme 
begründet wäre, daß der Herr Neichsfanzler feine Kritik gegen unjere 
angeblihen Mittheilungen an den königlich fächfifchen Miniſter Freiheren 
von Friefen babe richten wollen, fo mürden mir darin die Aufforderung 
erbliden, auszufprechen, daß wir, auch abgefehen von dem Mangel greifs 
barer Specialfälle, die Berechtigung einer ſolchen Kritik fhon aus allge- 
meinen national-politiihen Gründen abmeifen. Unfere Mittheilungen an 
deutfche Regierungen entziehen fich jeder Eontrole auswärtiger Cabinette, 
und in nod höherem Grade vermöge der Solidarität der norddeutſchen 
Bundesdiplomatie diejenigen, die wir nad) Dresden richten.” .... 
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Ueber die deutſchen Schutz- und Trugbünbniile 
und die Beziehungen zwifhen Preußen und 
Defterreid). 

4. Auguft. Depeſche ded Herrn von Thile an den Botihafter 
in Wien auf Anlaß der Erllärungen des Grafen Benft 
in den öfterreidhiichen Delegationen. 


„.... In Betreff des einen Punktes, nämlich unferer Stellung zu 
Süddeutfhland, dürfen wir die Zeitungen als gut unterrichtet über 
die Erflärungen des Herren Reichskanzlers anfehen, da derfelbe ihre An- 
aben gegen Ew. Excellenz 'beftätigt und motivirt hat. ch meine die 
eußerung des Herrn Reichskanzlers, daß er die Beziehungen zwijden 
Defterreic und Preußen den Delegationen deshalb als unbefriedigend be- 
zeichnet babe, weil Preußen durch die Schließung der Schuß 
und Trugbündnifje mit den füddeutfhen Staaten den Prager 
Frieden Defterreih gegenüber von Anbeginn alterirt habe; 
diefe Wirkung der bezeichneten Bündniffe fei ihrer Zeit von uns wicht 
beftritten, ja, man könne fat jagen, ſtillſchweigend zugegeben worden. Ich 
erfuche Em. Excellenz ganz ergebenft, den Herrn Reichsfanzler darauf auf 
merkſam machen zu wollen, daß wir bisher niemals Beranlaffung gehabt 
haben, diefer feiner Auffaffung zu begegnen, und daß der Prager Friede 
abfolut nicht3 enthalte, was auch nur einen Vorwand dazu bieten könnte, 
den fouveränen Staaten Süddeutſchlands oder uns die volle Freiheit, 
einen jeden Bertrag, welcher beiden Theilen zufagen möchte, einzugeben, 
im Mindeſten zu befchränten; im Gegentheil, der Prager Friede enthält 
fogar am Schluffe des Artikel 4 die Aufforderung, eine nationale Berbin- 
dung der ſüddeutſchen Staaten mit Norddeutichland zum Gegenftande 
näherer Berftändigung zu machen. irgend welche Beſchränkungen des 
fouveränen Rechtes, beliebige Verträge mit einander zu jchließen, bat ber 
Prager Friede weder für und, noch für die deutfchen EapRanten eichaffen. 
Die Angabe des Herrn Reichskanzlers, daß die Bündniffe mit dem Frie- 
densvertrage in Widerjpruch fländen, als eine unbegründete ausdräd- 
lich zu bezeichnen, lag bisher für ung bei dem Haren Wortlaute des Frie— 
densvertrages Fein Anlaß vor; nachdem aber Graf Beuft feinen Auftand 
genommen, Ihnen felbft gegenüber jene Behauptung aufzuftellen, der Em. 
zcellenz, wie ich voraußfege, fofort perfönlich entgegengetreten find, fo 
wurde es nothwendig, der Zurüdweifung derfelben eine amtliche Yorm 
u geben... . 
”s Ferner fcheint der Herr Reichskanzler gejagt zu haben: Er habe fid 
ftetS rebli bemüht, mit diefem he nicht blos dem Weſen nad 
Frieden und Freundfchaft zu bewahren, jondern auch in den äußeren For⸗ 
men innigere Beziehungen herbeizuführen. Diefes jei jedoch biß jegt, troß 
aller Bemühungen, nicht gelungen, da man diejen feinen Beftrebumgen 
pon Seiten Preußens nicht entgegenfomme. Nach einer anderen Berfion 
ift die Lage Oeſterreichs als die eines Mannes bezeichnet worden, deſſen 
ur Freundfchaft dargereichte Hand feine Entgegnumg finde. Ich muß be- 
ennen, daß diefe Angaben mich mit Erftaunen 2** haben. Obſchon 
ſie in Berbindung mit der erften, nach dem Zugefländnifie des Grafen 
Beuſt richtigen Angabe von allen Verichterftattern reprodneirt worden, 
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fo ſcheint es mir doch ganz unmöglich, daß der Herr Reichskanzler ſich 
in diefer Weile ausgeſprochen haben follte, da mir nicht bekannt iſt, daß 
uns von dem faijerlihen Cabinet auch nur die leifefte Andeutung, welche 
auf eine Abfiht ung entgegen zu kommen ſchließen ließe, gejchweige denn 
ein Entgegenlommen wirklich befundet worden ıfl. Wir Baben nicht den 
Beruf, nad Gründen der Zurüdhaltung zu forfchen, melde die Politik 
Defterreih8 unter Reitung des Grafen Beuft Norddeutichland gegenüber 
beobachtet, und melche ſich durch die Thatjache garakterifit, 64 Graf 
Wimpffen ſeit dem Frühjahr 1868 niemals den Wunſch nach einer Unter⸗ 
redung mit dem Grafen Bismarck geäußert, alſo auch eine ſolche in 
dieſer ganzen Zeit nicht gehabt hat. Es läßt 1 nicht annehmen, daß 
ein fo abfoluter Verzicht auch jeden gejchäftlichen Verkehr mit dem feiter 
unferer außmwärtigen Angelegenheiten, während Em. Ercellenz Ihrerſeits 
die Beziehungen regelmäßig mit dem Grafen Beuft unterhielten, nicht 
auf ausdrüdlicher Weiſung des Letzteren beruhen follte. Auch aus feinen 
diplomatijchen Veröffentlichungen erinnere ich mich feiner für Preußen ent» 
—— oder auch nur wohlwollenden Aeußerung. Sollte der 

anzler Mittheilungen beabſichtigt haben, die uns nicht zugegangen ſind, 
oder ſollte der Ausdruck ſeines Willens uns nicht —— erreicht 
haben, ſo denke ich, daß er gern einen Anlaß ergreifen würde, um ent⸗ 
weder den bisher nicht an uns gelangten Ausdruck ſeines wohlwollenden 
Entgegenkommens uns nachträglich durch Ew. Excellenz zu übermitteln oder 
um an conftatiren, daß die Beröffentlichungen über feine Yeußerungen in 
den Delegationen umrichtig find. Es würde fi dann herausftellen, daß 
dieje falſchen Angaben einen Theil jener von dem Herrn Reichskanzler 
gewiß eben fo wie von uns verurtbeilten Beftrebungen bilden, zwiſchen 
zwei Böllern, die im friedlichen und freundfchaftlichen Verkehr zu leben 
ziemlich einflimmig wünfchen, Verdächtigung und Mißtrauen hervorzurufen. 
Ich glaube, der Herr Reichskanzler wird Em. Excellenz dankbar Fein, die 
Gelegenheit zu einer Ausſprache in diefem Sinne zu Anden, und ich er- 
ſuche Em. Excellenz daher ganz ergebenft, ihm diefen Erlaß vorlefen und 
eine Abfchrift Defjelben bebändiger zu wollen. Ueber feine Exrwiderung 
ſehe ich Ihrem gefälligen Berichte entgegen.“ 


15. Auguft. Depeiche des Grafen Beuft an ben Bertreter von Berlin: 

Graf Beuft beftreitet der preußiſchen Regierung das Hecht, ihn über Aeuße⸗ 
rungen in den Delegationen, die ihm bie Zeitungen in ben Mund legen, zur 
Rede zu ftellen und fügt hinzu: 

„Iſt es jedoch der Wunſch ber Töniglich preußifchen Regierung, iiber bie 
Frage, ob und in welcher Weife in den Iehtverfloffenen Jahren von hiefiger jo- 
wohl als von Seite der Füniglih preußiichen Regierung ein von der anderen Seite 
vielleicht verfanntes Entgegenlommen flattgefunden habe, einen Schriftenwechfel 
zu eröffnen, jo werben wir dazu gerne bie Hand bieten.” 


Fürft Bismard. 55 





68. Landtagsſeſſiun 1869— 1870, 


1869. 6. Oftober. Eröffnung ded Landtags. 


Aus der Thronrede Sr. Majeftät des Königs. 


Erlauchte, edle umd geehrte Herren von beiden Häujern 
des Yandtages. 


Sn der bevorftehenden Seſſion werden Sie zur Betheiligung an 
wigtigen Aufgaben für die Wohlfahrt der Monardie und für die Ent 
widelung der Gejeßgebung berufen fein. 

Obwohl die Zuverfiht auf Erhaltung des Friedens, ſowie der im 
Allgemeinen gefegnete Ausfall der Ernte begründete Ausficht auf bie 
Wiederkehr des früherhin ftattgefundenen naturgemäßen Wachſens der Ein- 
nahmen gewähren, hat ſich die Finanzlage des Staates doch zunächſt noch 
nicht wefentlich günftiger geftaltet. 

Aus dem Ihnen vorzulegenden vollftändigen Finanz Nachweife über 
das Yahr 1868 werden Sie erfehen, daß in Folge unabwendbarer Ber 
bältnifje einerfeitS die Einnahmen hinter dem Voranſchlage zurlidgeblieben, 
andererfeit8 die etatSmäßigen Ausgaben Überfchritten worden find und le$ 
tere mit den vorhandenen Mitteln nicht vollftändig haben gededt werden 
fönnen. Angefichts diefer Ergebnijje und der Lage des diesjährigen Staats⸗ 
haushalts⸗Etats maren die Bemühungen Meiner Regierung dahin ges 
richtet, durch eine Vermehrung der eigenen Einnahmen des Norddeutſchen 
Bundes eine Erleichterung Preußens in feinen bundesmäßigen Leiitungen 
‚herbeizuführen. Dieje Bemühungen haben den gehofften Erfolg nicht ge: 
habt. Es ift daher unmöglich geweien, in dem Staat3haußshalt:- 
Etat für das nächte Fahr, welcher Ihnen bafdigft vorgelegt werden wird, 
das Gleichgewicht zwifchen den Einnahmen und Ausgaben berzuftellen, 
obgleich die letzteren fo weit befchräntt worden find, als es ohne Beein⸗ 
trächtigung wichtiger Intereſſen des Landes thunlih if. Meine Regie 
rung fieht fi fomit in der Nothwendigkeit, Behufs vollftändiger Dedung 
der etatSmäßigen Ausgaben einen Steuerzufhlag in Anfprud zu nehmen. 

Die Serfiellung und Erhaltung der Ordnung in den finanzen if 
zur gedeihlichen A andelung aller Staatseinrihtungen unbedingt noth⸗ 
wendig. Mit Herbeiführung derjelben darf nicht gezögert, die Opfer, welche 
fie erbeifcht, dürfen nicht gefchent werden. Je fpäter fie gebracht würden, 
defto jchwerer würde das Land fie empfinden. In der Ueberzeugung, daß 
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Sie diefe Auffafjung theilen, rechne Ich mit Zuverficht darauf, daß Sie 
den Borjchlägen Meiner Regierung Ihre Zuftimmung nicht verfagen werben. 

Es wird Ihnen eine Vorlage zugeben, welche eine Abänderung der 
gefetzlihen Vorſchriften über die Veranlagung der Haffifizirten Einlom- 
menfteuer bezwedt, um die gleichmäßige Ausflihrung dieſes Gefeges 
mehr als bisher zu fichern. 

In dem Entwurfe einer neuen Kreis-Drdnung, zunädft für die 
ſechs öftlihen Provinzen, wird Ihnen eine Vorlage von umfafjender Be⸗ 
deutung für die gejammte StaatSverwaltung gemacht werden. Dieſelbe 
beſchränkt fich mit auf eine Abänderung derjenigen Beftinmungen der 
jegt beſtehenden Kreis-Ordnungen, melde vielfach als verbefjerungsbe- 
dürftig bezeichnet und von Meiner Regierung als ſolche anerkannt worden 
find. Mit der Umgeſtaltung der biäherigen Kreis» Berfammlungen fchlägt 
fie Ihnen zugleich die Bildung von Organen der Kreiß- Kommunal Ber- 
waltung vor, welche nicht nur geeignet fein werben, die Theilnahme der 
Kreis» Angehörigen an diefer Verwaltung zu beleben und zu fichern, fon- 
dern auch berufen werden follen, einen Theil folder Gefchäfte der allge 
meinen Tandes = Bermaltung zu übernehmen, welche bisher von ftaatlichen 
Behörden verfehen wurden. Gelangt zunächft in den Kreifen der öftlichen 
Provinzen, als den Mittelpunften des dortigen fommunalen Lebens, der 
Gedanke der Selbftverwaltung in durchgreifender Weife zur Verwirklichung, 
fo wird fich eine Ausdehnung derfelben auf die librigen Landestheile und 
ihre weitere Entwidelung nad oben hin naturgemäß anfhliegen. — — 

Die forgfamen Beitrebungen Meiner Regierung, den Frieden zu 
erhalten und zu befeftigen, fomwie die Beziehungen zu den auswärtigen 
Mächten vor jeder Trübung zu bewahren, find mit Gottes Hülfe erfolg- 
reich gewejen. ch hege die Zuverſicht, daß auch für die Folge die von 
Mir in demfelben Sinne geleitete auswärtige Politil zu denfelben erfreu- 
lihen Ergebniffen führen werde: Förderung friedlicher und freundſchaft⸗ 
liher Beziehungen zu allen auswärtigen Staaten, Entwidelung des Ber- 
kehrs, Wahrung des Anjehens und der Unabhängigkeit Deutſchlands. 


21. Oftober. Abrüftungsantrag vom Abgeordneten Virchow 
und der Fortichrittäpartei. 

„Das Haus der Abgeordneten wolle am Schluffe der Generalbebatte über 
den Staatshaushaltsetat beichließen: in Erwägung, daß eine Ermäßigung der 
Ausgaben bes norbbeutfhen Bundes durchaus nöthig ift, um ohne fleigende Be- 
laftung des Volkes eine dauernde Ordnung bes preußiichen Staatshaushaltes 
herbeizuführen und bie Mittel für jene wichtigen Zwede zu gewinnen, welche nach 
dem Zugeftänbniffe ber k. Staatsregierung ſelbſt ſeit Jahren zurüdgeftellt find; 
in fernerer Erwägung, daß bie Höhe der Ausgaben bes norbdeutihen Bundes 
wefentlih durch den Militäretat beftimmt wird; in enblicher Erwägung, baß bie 
dauernde Erhaltung der Kriegsbereitihaft in faft allen Staaten Europa’s nicht 
durch Die gegenjeitige Eiferſucht ber Völker, fondern nur durch das Verhalten ber 
Eabinette bedingt wird — bie k. Staatsregierung aufzufordern, dahin zu wirken, 
daß die Ausgaben der Militärverwaltung des norddeutſchen Bun- 
bes entſprechend beſchränkt und durch biplomatifche Berhbandlungen 
eine allgemeine Abrüftung herbeigeführt werde.” 


Der Antrag wird am 5. November ohne erhebliche Did« 


kuſſion mit 215 gegen 99 Stimmen abgelehnt. 
55 * 
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27. Oktober. Entlaffung des Finanz Minifterd Frh. v. d. Heydt. 


Berufung bed Seehandlungd- Präfidenten Camphauſen 
- zum Finanz= Miniiter. 


4. November. Der Finanz: Minifter Samphaufen legt feinen 
Sinanzplan vor: Beleitigung des Defizit durch Konjolidation 
der Staatsſchuld. Verzicht auf den Steuerzuſchlag. 


Die Befugnifg des Norbdentichen Bundes gegenüber 
der Landes⸗Geſetzgebung. 


Antrag des Grafen zur Lippe in Bezug auf Aende 
rungen der Berfaffung des Norddeutſchen Bunded und der 
preußiichen Berfaffung ohne Zuftimmung der preußiſchen 
Zandedvertretung. 


„Erftens das Herrenhaus möge die Ueberzeugung ausſprechen, daß bie im 
vorigen Jahre erlaffenen Bundesgeſetze Über Errichtung eines oberfien Handels⸗ 
ichts und über bie Gewährung gegenfeitiger Rechtshülfe Aenderungen ber 
unbesverfaffung unb gleichzeitig ber preußiſchen Berfaffung enthalten, welde 
hr ohne Zuſtimmung ber preußifchen Landesvertretung hätte getroffen werben 
en, — 
zweitens möge das Haus bie Staats - Regierung erfuchen, bem entgegen- 
zuwirfen, daß in Zukunft Aenberungen ber Berfaffung des Norddeutſchen Bundes, 
joweit durch Diefelben zugleich Aenderungen ber preußifchen Berfaffungs - Urkunde 
herbeigeführt ı werben, ohne Zuſtimmung ber preußifchen Landesvertretung vorge 
nommen werben.“ 


13. November. Schreiben des Grafen v. Biömard an den Bice 
Präfidenten des Herrenhaufes Fürften Putbus. 


Barzin, 13. Rovember 1869. 

Verehrter Fürft! 3 bemige den Anlaß, den mir da8 Denkmal für 
Arndt bietet, um ein Wort über den Tippefchen Antrag im Herrenhaus 
einfließen zu laflen. Ich habe es file unmöglich gehalten, daß diejer An 
trag in der Commiſſion trgend welde Zuftimmung, geſchweige denn bie 
Mogorität finden könne, und nun fchreibt man mir, er werde fogar m 
Plenum angenommen werden. Wenn da8 Herrenhaus ſich der eye 
rung entgegenftellen will, fo giebt es fo viele Gebiete innerhalb 
Preußiſchen Politik, auf denen dies nit nur mit Nußen für unfere 
Sefammtentwidelung, fondern auch mit praftiihem Erfolg von um 
mittelbarer Anfchaulichkeit und unter unabweislichem ortreten ber 
Wirkſamkeit des Herrenhaufes geichehen kann. In der Deutfchen Politik 
aber find der Regierung fo tiefe und fefte Geleife vorgezeichnet, daß fie 
ohne fchwere Schädigung des Staatswagens gar nicht aus denjelben heran! 
kann. Wir werden durch den Antrag an eine Wand gedrängt, die gar 
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fein Ausweichen geftattet, und hinter dem drängenden Preußiſchen Herren- 
baufe flehen Frankreich und Defterreich, die Sähfifchen und Süddeutſchen 
Bartilulariften, die Ultramontanen und die Republikaner, Hietzing und 
Stuttgart. Die Regierung, wenn fie nicht die Politik von 1866 aufgeben 
will, kann nicht weichen, fie muß den Handſchuh aufnehmen, und iebee 
Minifterium, welches dem jegigen folgt, muß dies in verftärktem Maße 

un. Außerdem iſt der Beihluß ein Schlag in's Wafler, an den ber 

und fi nicht ehren wird, der aber die Negierung und die gefammte 
Bundespolitik geziwungener Weife in Oppofition mit dem Herrenhaufe 
bringt und zwiſchen beiden Häufern des Landtages einen Conflict erzengt, 
in weldem Fluth und Wind mit der ganzen Kraft Deutſchen National 
gefühls zu Gunften des Haufes der Abgeordneten und gegen das Herren⸗ 
haus laufen. Wenn Sie auf mein politifches Urtheil irgend welchen Werth 
legen, fo bitte ih Sie, thun Sie, was Sie können, um die Armahme 
des Lippefchen Antrages zu binden; ſprechen Sie darüber mit Graf 
Stolberg und aeigen Sie ıhm, wenn Sie die Güte haben wollen, diejen 
Brief, 0 wie überhaupt jedem der &ollegen, dem daran liegen Tann, 
meine und der Negierung Anficht über die Sache zu kennen. Wenn e8 
dem Grafen Lippe gelänge, feine Anficht in diejer die ganze Situation 
beberrfchenden Eincipienfrage zur maßgebenden zu machen, jo müßte er 
auch bereit jein, unfere Politit ım Sinne dieſes Antrage weiter zu führen. 
Kann und will er das nicht, fo treibt der Antragfteller und die, melde 
mit ihm flimmen, mit den böchften Intereſſen des Landes ein flrafe 
bares und leichtfertigeg Spiel. In freundfchaftliher Hochachtung der 
Ihrige 

von Bismarck. 


Der Antrag des Grafen zur Lippe wurde in der Sitzung 
des Herrenhauſes vom 17. November nach lebhafter Eroͤr⸗ 
terung mit 58 gegen 42 Stimmen durch die einfache Ta⸗ 
gesordnung beſeitigt. 


4. Dezember. Graf Bis marck kehrt unerwartet von Varzin nach 
Berlin zurück, um ſich mit feiner Gemahlin zu dem ſchwer 
erkrankten älteften Sohne nad; Bonn zu begeben. In Folge 
günftiger Nachrichten bleibt Graf Bismard in Berlin. 


24. Dezember. Graf Bismard in Bonn, um das Weihnachöfeft 
im Schooße jeiner Familie zu begehen. 
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Regelung der völkerredhtlichen Vertretung des Hord- 
deutfchen Bundes. 


1870. 1. Januar. Das Auswärtige Amt. 
„Staat » Anzeiger.” 

„Die völterrechtliche Bertretung des Norbdeutichen Bundes hat mit 
dem 1. Sannar cr. eine fefte Regelung erfahren. 

Die Berwaltung der auswärtigen Angelegenheiten in allen Be 
ziehbungen zum Bundes-Auslande ift auf den Norddeutſchen Bund über 
gegangen. 

— as Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten wird unter dieſem 
ſeinen bisherigen Titel nur noch die Geſchäfte zu beſorgen haben, 
welche aus den Beziehungen des preußiſchen Staates zu den übrigen 
Bundesftaaten hervorgehen, ohne nad der Bundesverfaflung einer 
Behörden des Bundes obzuliegen. . 

Für den gefammten übrigen Gefchäftsbetrieb tritt das Miniſterium 
der auswärtigen Angelegenheiten mit feinem bisherigen Perfonalbeftande und 
unter der Bezeichnung 

„Auswärtige Amt des Norddeutichen Bundes“ 
unter die unmittelbare Leitung des Bundes⸗Kanzlers. 

Der bisberige Unter-Staatsfelretär behält zum Bundes. Kanzler die 
Beziehungen, in welchen er zum Miuiſter der auswärtigen Angelegenheiten 
geftanden hat, und führt den Titel: 

„Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes.“ 

Die Bertreter im Bundes-Auslande werden den Titel 

„Geſandtſchaft (Botfchaft, Gefchäftsträger) des Norddeutfchen Yımdes“ 
und als Wappen den preußifchen Adler mit der Umfchrift: „Geſandtſchaft 
des Norddeutichen Bundes” führen, wie es dem Artifel 11 der Yundess 
berfaffung entfpricht, welcher die völferrechtliche Vertretung des Bundes 
der Krone Preußen überträgt. 


„Brovinzial-Eorrespondenz“ vom 12. Januar. 


„Bei den Mittheilungen über bie Errichtung des auswärtigen Amtes bes 
Norddeutſchen Bundes ift bereit3 angedeutet worben, daß neben demſelben bet 
preußiſche Minifterium ber auswärtigen Angelegenheiten fortbeftehen bleibe. 

Wenn die Berfaffung des Norbbeutichen Bunbes beftimmt, daß das Prä- 
fibium deffelben den Bund völkerrechtlich zu vertreten, im Namen bes Bundes 
Arieg zu erklären unb Frieden zu fchließen, Bünbniffe und andere Verträge mit 
fremden Staaten einzugehen, Geſandte zu beglaubigen und zu empfangen bered- 
tigt ift, fo ergiebt fi) aus dem Wortlaute dieſer Beftimmung ebenje wie aus dem 
Weſen des Bundes, daß es fich bier eben nur um bie völlerrechtlihen Beziehungen 
zu fremden, dem Bunbe nicht angehörigen Staaten hanbelt. Für die Verhaud⸗ 
lungen mit dem Bundes-Auslande ift dengemäß in dem auswärtigen Aue 
bes Bunbes ein eigenes Bundesorgan gefchaffen. 

Auf bas auswärtige Amt gebt denn mit ber völkerrechtlichen 
Bertretung des gefammten Bundes aud die Wahrnehmung ber- 
jenigen politifden Beziehungen und Rechtsverhältniſſe über, 
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welde durch ſchon beſtehende völkerrechtliche Berträge unb anbere 
Alte geichaffen find. Der Norddeutſche Bund wird au in biefer 
Rihtung ber Träger ber internationalen Beziehungen, unb alle 
Berträge allgemein politifher Natur, welde mitfremben Staaten 
feitber abgefchlojjen find, werden fortan von dem Bunbe, aljo 
von der Krone Preußen in Ausübung des Bundes- Präfidiums zu 
vertreten fein. 

Außer den internationalen Beziehungen mit fremben Staaten aber bleibt 
eine Reihe von Rechtöverhältniffen zwiſchen ben einzelnen Bundesftaaten wahrzu- 
nehmen, welche von jeher bem Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten ob» 
lagen, und welche, weil fie eben nicht das Bunbes- Ausland betreffen, auch nicht 
dem auswärtigen Amte bes Bundes zufallen, ebenfowenig aber als innere Bun- 
desangelegenbeiten in dem Sinne zu behandeln find, daß fie nach den Beftim- 
mungen der Bunbesverfaffung einer ber fonftigen Bundesbehörden zugewiejen 
werben Könnten. 

Es kommt ferner in Betracht, daß felbft für den inneren Verkehr zwiſchen 
ben Bunbesregierungen und Behufs Fortbilbung der Bunbeseinrichtungen, wie 
bies von dem Bundeskanzler Grafen von Bismard wiederholt geltend gemacht 
worben ift, biplomatifche Bertreter Preußens bei einzelnen Bunbesregierungen 
nicht durchaus entbehrt werben können, indem manche Berhandlungen ausichließlich 
auf diefem Wege, andere wenigftens erfolgreicher auf ſolchem Wege als innerhalb 
bes Bundesrathes gepflogen werben können, zumal dieſer nicht während bes ganzen 
Jahres verfammelt if. - 

Aus diefen Gründen ift neben bem auswärtigen Amte des Bundes bie 
Wirkſamkeit eines fpeziell preußifhen auswärtigen Minifteriums 
auch fernerhin nothwendig. 

Dies ift auch bei den Berathungen, durch welche der Uebergang bes aus⸗ 
wärtigen Minifteriums auf den Etat des Bundes herbeigeführt worden ift, ſowohl 
um Reichstage, wie im preußiſchen Landtage anerlannt worden, und deshalb ift 
für Die Bearbeitung ber nicht zu den Bundesgeſchäften gehörigen auswärtigen 
Angelegenheiten eine Summe im preußijhen Etat bewilligt worben. 

Das preußifche auswärtige Minifterium bleibt freilich in feinem Berfonal« 
beftande mit dem auswärtigen Amte des Bundes eng verbunden, unb weil eine 
vorher zu beftimmenbe Ausfonberung der rein preußiichen Angelegenbeiten faft 
unausführbar erfcheint, ift jene Summe im preußifchen Staatshaushalte als eine 
Pauſchſumme zur Abführung an den Norbdeutihen Bund behandelt worben. 

Der Bundestanzler bleibt insbefondere zugleih der Chef 
bes preußifhen auswärtigen Minifteriums, 

Man hat aus dem Umflande, daß im preußiſchen Etat Feine Befolbung 
mehr für den auswärtigen Minifter ausgeſetzt ift, jehließen wollen, daß e8 einen 
verantwortlichen preußiihen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten nicht mebr 
geben könne. Diefe Folgeruug bat an und für fich feine innere Berechtigung, fo 
wenig wie durch ben Umſtand, daß Graf Bismard in feiner Eigenſchaft als 
Minifter - Bräfipent niemals ein Gehalt bezogen hat, feine Stellung an der Spike 
des Minifteriums und feine’ minifterielle Verantwortlichleit irgendwie fraglich ge- 
worden if. Ueberdies ift in den Erläuterungen zum Etat bes preußifchen aus- 
wärtigen Minifteriums ausdrücklich geſagt: „bie Gejchäfte bes Chefs des Mini- 
fteriums (der auswärtigen Angelegenheiten) werben vom Kanzler des Norddeutſchen 
Bundes unentgeltlih wahrgenommen.” 

Auch hieraus geht hervor, daß bei dem Uebergange des Minifterums ber 
auswärtigen Angelegenheiten auf ben Bund ausdrüdlich vorausgejegt war, daß 
der Bundeskanzler zugleich Chef des preußiſchen auswärtigen Minifterimms bleibe.” 
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Eine Etat3überfchreitung nuter dem früheren Finanz⸗ 
Minifter von der Heydt. 


11. Februar. Erklaͤrung ded Grafen v. Bismarck. 

(mit Bezug auf bie im Jahre 1867 zum Bau von Eifenbahnen ber 
willigte, „nah Maßgabe der für die einzelnen Baujahre erforderlichen 
Geldmittel aufzunehmenbe”“ Anleihe, — welche, wie fi bei ber Rech⸗ 
nunglegung pro 1866 ergab, von dem Minifter v. d. Heydt alebalb 
im ganzen Betrage aufgenommen worben war. Im Abgeordnetenhauie 
war ber Antrag geftellt, bie zur VBerzinfung angefete Summe von 
720,000 Thlen. zu verfagen.) 


(Der Miniſter⸗Präſident und die —— die 
Anleihe und die Luxemburger Fage ; Indemnitäts bewilligung; 
die Verdienſte des Miniſters v. d. Heydt). 


Was mich hauptſächlich veranlaßt hat, heute unter Ihnen zu er⸗ 
ſcheinen, das iſt die Thatſache, daß mir einzelne Aeußerungen des 
Referenten, wenn ich nicht irre, zu Ohren gekommen find, die ſich ſpeziell 
an meine Adreſſe richten. Der Herr Referent, wenn ich recht unterrichtet 
bin, hat ſeine Verwunderung darüber ausgeſprochen, daß ich bei den Ver⸗ 
handlungen nicht zugegen wäre, indem in einmal ald Minifter- Bräfident, 
weiten? als Auswärtiger Minifter bei denjelben betheiligt wäre. Was 
ie erfte Eigenſchaft anbelangt, fo entnehme ich daraus, daß der Herr 
Referent troß feiner langjährigen Bertrautheit mit dem ganzen Mechanis⸗ 
mus der preußiſchen Regierung dennoch die Stellung des Minifter-Prä- 
fidenten und den Zuſammenhang der acht Minifterien unter fi) erheblich 
überichättt. Ich glaubte, e8 könnte auch dem Herrn Aeferenten nicht ent 
gangen fein, daß im Ganzen nach der hier noch bei der neulichen Debatte 
ausdrüdlih gebilligten jetigen Berfafiung unferer Minifterien und nad 
den darüber beftebenden Inftruftiouen die acht Minifterien ungeläbr wie 
acht durch eine Bundesverfaſſung geeinigte Staaten nebeneinander ftehen. 
Die Negel bildet die flaatliche Selbftändigkeit eines jeden Reſſorts, die 
Ausnahme bildet die Verpflichtung, Gegenftände eines Refforts zur Kennt⸗ 
niß und Beſchlußnahme des Staatsminiſteriums zu bringen. Ob diefer 
BZuftand ein erwünfchter, ob er mit der ferneren Ausbildung unferes Ton- 
fitutionellen Rechtes ein verträglicher fei, das zu unterſuchen, ift heute 
nicht meine Aufgabe; ich babe nur das Beduürfniß, ihn bier faktiſch zu 
konſtatiren. Es ift gewiß nicht nothwendig, ja faum möglich, daß ber 
Minifter- Präfident Kenntniß von allen Operationen der einzelnen Min 
ferien, namentlihd von einer jo verwidelten Verwaltung, wie der des 
Finanz⸗Miniſters, babe; für die anderen Herren Minifter ift dies noch 
minder möglih. Es ift überhaupt nicht durchführbar, daß Jeder der adıt 
Miniiter die Gejchäfte feiner fieben Kollegen genau wie feine eigenen mit 
durchlebt und Tennt; bei der Ueberhäufung, melde die Centralifation der 
Geſchafte ſchon auf die minifteriellen Arbeiten legt, wird das Yeußerfie 
an minifterieller Arbeitskraft erſchöpft. Die minifterielle Arbeit muß ver 
mindert werden, wenn die Berantwortlichkeit nicht zu einer leeren Redensart 
berabfinten jol. Dan kann unmöglich verantwortlich fein für Dinge, die 
man nicht fennt. Diefe Maßregel, die bier angefochten wird, hätte mm 
als Minifter- Präfidenten noch fehr viel länger unbelannt bleiben Iüunen, 
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als es thatjächlich der Fall geweſen ift, wenn ich nicht gelegentlich — etwa 
im vorigen Frühjahr — von ihr Kenntniß befommen hätte. Die Wirkung, 
weiche die Deittheilungen auf mich gemacht haben, hat ſich darin bethätigt, 
daß ich in Mebereinftimmung mit meinen Kollegen den früheren Herrn 
Finanz⸗Miniſter erfucht habe, nunmehr den Zuftand der Finanzen bes 

ußiſchen Staats mit rüdhaltlofer Offenheit nicht nur feinen &ollegen, 
Fondern auch dem Lande darzulegen, indem meiner Meinung nad in den 
Staatsfinanzen nichts verheimlicht werden ſollte. Wenn diefer Grundfag 
längft befolgt wäre, dann glaube ich nicht, daß eine andere Berfammlung 
im vorigen Jahre alle Steuern abgelehnt, und uns in den Maße, wie 
es gefcheben ift, die Yoflnung genommen hätte, &eld zu erhalten in einem 
Augenblid, wo gerade die abfolute leere der Kaſſen und die Nothmendig- 
feit, Laufende Ausgaben zu beftreiten, noch am meiften zur Hechtfertigung 
der hier angefochtenen Unregelmäßigfeiten dienen konnten. 

Wenn der Herr Heferent außerdem angeführt bat — ich kann «8 
kaum glauben, aber ich habe es aus ficherer Quelle gehört — daß die 
Furemburger Frage mit diefer Operation, die mir im vorigen Frühjahr 
befannt geworden ift, im Zuſammenhange ftände, fo ift mir daß ein neuer 
Beweis, bis wohin bei den gejcheuteften Dilettanten in der Politif die 
Bhantafie auf dem Gebiete der Konjelturalpolitit ſich hinreißen läßt. Die 
Luremburger Frage bat meines Erachtens mit diefer Angelegenheit nicht 
im Entfernteften etwas u tbun; fie fpielte im Frühjahr 1867; eine 
Mobilmahung hat mit Aüdficht auf diefelbe nicht ftattgefunden, mohl 
aber die Aufrechthaltung des damaligen Wehrftandes, wie er war, mit 
allen feinen Ausgaben, die vielleicht fpäterhin vermindert worden find; 
aber eine erceptionelle Feiftung hat nicht ftattgefunden, denn — ich habe 
von der Yeußerung erft vor einer halben Stunde gehört, aber ich glaube, 
mein Gedächtniß täufcht mich nicht — in dem Augenblide, wo daß 
Berlangen der Mobilmahung unjerer Streitfräfte mir gegen- 
über angeregt wurde, habe ich gebeten, mir noch vier Tage 
Zeit zu laffen, und innerhalb vieler vier Tage kam das Arran- 
ge ment zu Stande, auf Grund deſſen der Frieden erhalten 
wurde. 

Was nun die Cache felbft betrifft, fo babe ich ſchon zugegeben, daß 
ih Ihre Mißbilligung des formellen Verfahrens nicht unbegründet finde. 
Ich weiß nicht, wenn ich rechtzeitig, ehe die Maßregel getroffen wurde, 
darüber befragt worden wäre, ob ich AngefichtS des dringlichen Geldbe⸗ 
darf3 von damals meine Zuftimmung gegeben hätte; ich glaube, daß eine 
genaue Leſung der Worte des Geſetzes und dad Gefühl der Verpflichtung, 

enau nad diefem Geſetz zu verfahren, mich davon abgehalten hätte und 
ih eine andere Art der Beſchaffung diefer allerdings unabweislich noth- 
wendigen Mittel vorgezogen haben würde. Ich kann e8 aber nicht beftimmt 
behaupten, weil ich diefe Frage nicht praftifch zu durchleben gehabt habe. 
aß der vamalige Herr Finanzminifter in der beiten Ueber» 
eugung gehandelt hat, im beften Glauben, den Staat auf 
Biete Weiſe die Ausgaben am leichteften tragen zu laffen, dag 
er überzeugt gewefen ift, daß jeder andere Modus entweder 
für unferen Kredit oder für das direkte Interefje der Finanzen 
nachtheiliger geweſen ſein würde — dieſes Zeugniß, meine 
Herren, werden wir ihm alle ertheilen, an feinem Batriotid- 
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mus, an feiner Redlichkeit werden wir nicht zweifeln, höchſtens 
an feiner Bedachtſamkeit in Fällen, wie der bier getadelte. 
Was die weitere Behandlung der Frage durh das Staats- Mini- 
fterium anbelangt, jo bin ich der Dleinung, daß der Herr Finanz» Minifter 
fih fehr gern der Aufgabe unterziehen wird, die Bermendung aller Mittel, 
welde durch dieſe gegen Ihre Befchlüfie bewirkte Zinsauflage auf ben 
Staat gefhaffen wurden — die Verwendung aller Theile der dadurch ge 
wonnenen Geldſumme zu ſolchen Ausgaben, welche gejeglich —— 
waren, nachzuweiſen, obſchon ich mit ihm darüber eine Rückſprache 
nicht babe nehmen können. Eine weitere Verfolgung gegen die Perſon 
des früheren Finanz⸗Miniſters glaube ich, Tann fachlich zu nichts weiter 
führen, und ich bin überzeugt, wenn Ihnen die —*28 auf die Sie 
ein volles Recht haben, geliefert worden ſind, daß Sie ſelbſt davon ab⸗ 
ſtehen. Es kann kein erhebliches pekuniäres Intereſſe dabei obwalten, da 
doch immer demjenigen, der in der Lage wäre, für 700,000 Thlr. und 
mehr Staatdaudgaben aus feiner Privatlafle geleiftet zu haben, diefe Aus- 
aben erftattet werden müßten. Ich halte e8 nicht für die Aufgabe der 
Stantöregierung — und ich hoffe, daß ich darin mit meinen Kollegen, 
mit denen eine Berabredung zu treffen mir die Zeit gefehlt bat, einer 
Meinung fein werde — ich halte es nicht für unfre Aufgabe, einen Fehler 
in der Form, der begangen ift, abzuleugnen, jondern ih halte es für 
männliher und der Sache und den Perjonen dienliher, ihn gauz o 
auzuerfennen und lediglih an Ihre Indemnitätsbewilligung, nachdem St 
enaue Kenntniß von Allen haben, zu appelliren und Ihnen die Ber 
derung zu geben, daß, fo viel an und und jedem Einzelnen von uns 
liegt, eine Wiedertehr ähnlicher Vorkommniſſe zu verhüten wir für unjere 
Pflicht halten. Ich glaube, daß ich fafl die Grenzen des Zuläffigen be 
rührt habe in Yeußerungen über einen abmwefenden früheren Kollegen. 
Daß es mir ſchwer gewejen ift, mit diefer offenen Darlegung der 
Bergangenbeit vor Sie zu treten, können Sie mir glauben, uach dem id 
mit dem früheren Herrn Finanz-Minifter zufammen ereigniß- 
reihe Zeiten im Amte durchlebt habe, und er in einer ſchwie— 
rigen Epoche, wo uns feine einjihtsvolle, rafche, energifde 
und vor der VBerantwortlichleit nicht zurüdfdgredende Hülfe 
die wejentlihften Dienfte geleiftet, feinen Augenblid gezögert 
bat, einzutreten, und in Zeitvon wenig Tagen die Hindernille, 
por denen wir zu ftehben glaubten, die fo weit gingen, daß 
Zweifel vorhanden waren, ob die nöthigen baaren Gelder zur 
Töhnung der Truppen disponibel wären, zu befeitigen, Das 
Andenten an diejen meines Erachtens in jeinen Wirkungen 
unzerftörbar in unferem Staatsleben fortwirtenden grofen 
Dienft, den der frühere Herr Finanz-Minifter uns geleiflet 
bat, bat mid abgehalten, Meinungsverfchiedenheiten, die 
wifhen ihm und mir über die Verwaltung der Finanzen be- 
Banden. fo fharf zu accentuiren, wie Sie vielleicht Ihrer—⸗ 
feit8 erwarten; ih möchte aber aud, daß e8 Sie abbielte, ein 
rein formales Berfehen härter zu beurtbeilen, als es nad 
feinem inunern moraliſchen Werth, nah der Unantaftbarleit 
feines Zwedes, nad der unzmweifelbaften finanziellen Recht⸗ 
lichleit, in der daß Berfehen gemaht wurde, verdienen follte, 
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und ih kann Sie nur bitten, ertbheilen Sie jeßt, oder, wenn 
Sie wollen, nach einer gründlidheren Prüfung, zu der und 
mögliherweife eine außerordentlihe Sigung im Sommer Ge⸗ 
legenbeit geben wird, der früheren Finanz-Verwaltung In— 
demnität, und haben Sie da8 volle Vertrauen zu der gegen- 
wärtigen Bermwaltung der Finanzen — ein Bertrauen, das 
Sie bisher fhon mebrfad betbätigt haben, und das Sie ge- 
wiß nicht täufchen wird — daß Sie einen firengen und treuen 
Wächter des konftitutionellen Rechts auf feinem Poften finden. 


(Der für die Verzinſung der Anleihe angejegte Betrag 
wurde bewilligt.) 


Antrag anf Bertagung des Landtages. 


5. Februar. Mittheilung des Minifterd des Innern Öra- 
fen zu Eulenburg in beiden Häuſern ded Landtages. 


Meine Herren! Die Einberufung des Neichdtages des Norddeutfchen 
Bundes darf nicht länger verzögert werden, es ift für diejelbe der 14. 
dieſes Monats in Ausficht genommen worden. Den Herren ift befannt, 
dag Landtag und Reichstag nicht füglich & gleicher Zeit ihre Sitzungen 
halten können, und es hat deshalb die Erwägung eintreten müfjen, ob 
der Fandtag zu ſchließen oder nur zu vertagen ſei. Die Regierung wünſcht 
das Letztere, namentlich mit Rüdfiht auf die große Zahl wichtiger Geſetze, 
die ihrer Erledigung noch harren und an deren Zuftandelommen das Land 
eim lebhaftes Intereſſe hat. Das Staatd-Miniftertum hat fih an Se. 
Majeftät den König gewendet und die Urmächtigung erbeten, die Zuftim- 
mung des Landtags zu einer länger dauernden Bertagung einzuholen. 
Diefe Ermächtigung ift geftern ertbeilt worden; ich überreiche diefelbe dem 
Heren Präfidenten und zugleich folgenden Antrag: 

Berlin, den 4. Februar 1870, 

Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 4. d. M. ergeht hierdurd 
an das Herrenhaus der Antrag: 

Zur Bertagung des Landtages der Monarchie vom 14. d. M. bis 
zum 2. Mat d. J. jeine Zuftimmung zu ertheilen. 

Königliches Staats⸗Miniſterium. 


Erklärung des Grafen v. Biömard im Herrenhaufe. 


(Wunſch auf Abjchluß der Hypothelenordnung und der 
Kreisordnung. Preußiſcher Particularismus.) 


Meine Herren! Die Königliche Staat$regierung bedauert lebhaft, 
daß fie in die Nothwendigkeit verfegt ift, an Ihre Arbeitöfraft auf einen 
fo großen Theil des Jahres Anfprüche fielen zu müſſen. Es ift das 
zum Theil das Ergebniß der komplizirten Berfofung, der Doppelverhält- 
niffe, in denen wir leben, in denen fich unfer parlamentarijches Leben 
entwidelt. Diefe Uebelftände zu überwinden, wird meines Erachtens das 
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richtige Mittel in dem gegenfeitigen Entgegenlommen liegen, wie e8 zuildien 
der Hegierung und Diele Sanfe jederzeit ftattgefunden hat; daſſelbe wird 
die Mittel bieten, die Klippen, die Schwierigleiten, weldhe die Komplika⸗ 
tion unſeres politifcden Lebens uns gefchaffen bat, zu umfchiffen und ums 
allmählich ein breiteres Fahrwaſſer zu bilden. Die Henmniffe in unferer 
Arbeit werden wir nicht dadurch fiberwinden, daß wir eine Arbeit deshalb, 
weil fie wichtig ift, auffchteben; gerade wenn fie wichtig ıft, muß man fie 
oft und lange beipreden. Wir fönnen unjere Schwierigfeiten dadurch 
überwinden, daß unfere parlamentarifhen Körperfchaften ie nicht zu lange 
bei einem und demfelben Gegenftand aufhalten, daß wir an Reden we 
niger fruchtbar und die Reden weniger lang werden. Wir müffen mit 
der Zeit dahin kommen. Über die Weberzeugung, daß dieſen Uebelftänden 
abgeholfen werden muß, kann nur durch die Erfahrung zu Neife gebradt 
werden. — 

Wenn die Königliche Staatsregierung zu ihrem Bedauern an Sie 
die Zumuthung bat dellen müflen, nach dem Reichstag in die Landt 
verhbandlungen wieder einzutreten, fo ift fie dabei getragen von dem 
fühl ihrer eigenen Berantwortlichleit dafür, daß feine Zeit zur Berathung, 
und wenn es fein muß, zur Breitſprechung einer fo wichtigen Geſetzesvor⸗ 
lage verloren werde. Mein Herr Kollege, der Minifter des Innern, bat 
die gofluung noch nicht aufgegeben, daß wir bereits in diefem Sommer 
die Kreisordnung zu Stande bringen können; meine Hoffnung in dieſer 
Richtung ift vielleicht geringer, objchon auch ich fie nicht aufgebe, da, wenn 
allfeitig Neigung zur VBerftändigung vorhanden wäre, man in 
über die Prinzipienfrage, die jeder ja doch durchdacht hat, der den Ber 
bandlungen des andern Haufes gefolgt ift, ſich ausſprechen könnte. ber 
jelbft, wenn das nicht der Fall wäre, fo halte ich e8 für unerläßlich, daß 
nach der Reichſstags⸗Sitzung noch eine neue Landtags» Sigung oder eine 
durch Bertagung unterbrodene Fortſetzung ftattfinde, jchon allein um der 
Geſetze aus dem Refjort des Herren Juftiz» Deinifters willen. Diefe würden 
ung wahrſcheinlich nicht fo fehr lange aufhalten, fie find von dem garen 
Lande gefordert worden und find ein dringendes Bedürfniß; und als Mi 

lied des Herrenhaufes möchte ich demjelben den Vorwurf nicht machen 
affen, daß diefe hohe Körperfchaft der Gewohnheit, Strike zu machen, in 
diefem Augenblid und auf diefem Gebiete ſich bingiebt. 

Ich Tomme damit auf meine zweite Eigenſchaft, als Mitglied des 
Herrenhauſes. Gerade dieſe hat mich, wobei ich mich auf die Zeugniſſe 
meiner Kollegen im Miniftertum berufen könnte, angetrieben, für die Ber 
tagung einzutreten, indem ich darauf hinwies, daß wir e8 dem 
hauſe jchuldig find, noch in diefer Sefſion auch ihm das Wort zu geftatten 
über jo ‚bedeutfame Vorlagen, wie fie im andern Haufe verhandelt find; 
dabei verfegen wir das Herrenhaus in eine eminent günftige Rage, wenn, 
wie der Herr v. Kleiſt verfichert, die Elaborate des andern Haufes nicht 
die Zuſtimmung der öffentlihen Meinung und der Betheiligten finden, 
und gerade, wenn diejeß begründet ift, find wir dem Herrenhauſe fchuldig, 
ihm die Gelegenheit, ſich auszufprechen, zu geben, und ed würde eine 

ngerechtigfeit gegen das Herrenhaus fein, ihm eine fo günflige Gelegen⸗ 
beit zur Ausſprache zu entziehen. Es würde namentlich aber nachtheilig 
für die Intereflen dieſes Hauſes felbft und für die der Regierung * 
wenn die Wahlen einträten, ohne daß das Herrenhaus Gelegenheit 
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bat, fi über ein Thema, das bei den nächſten Wahlen eine fo große 
Rolle fpielen wird, auszufprechen, die Meinungsverſchiedenheiten von feis 
nem Standpunkt aus zu beleuchten umd jeder Derbächtigung, jeder Ver⸗ 
kennung der Beweggründe, welche da8 Herrenhaus beim Berjagen der 
Diskuſſion geleitet haben, die Spike abzubrechen. Ob da8 Herrenhaus 
überall in den Wahlkollegien auf eine mwohlwollende Beurtheilung feiner 
politiichen Thätigkeit zu rechnen hat, das überlafle ic, Ihnen jelbft zu beur- 
theilen. Eine Unklarheit über die Motive, aus welchen das Herrenhaus 
ſich der Diskuffton verfagt, ift für mich nicht vorhanden, für mich find 
e8 die Motive, die auf der Tribline dargelegt werden. Aber für die Gegner 
des Haufes, unter denen ja auch folche find, denen jedes irgendwie plau⸗ 
fible Motiv willlommen ift, um da8 Herrenhaus in einem üblen Licht 
erfcheinen zu Laflen, denen gegenüber ſcheint es mir nüglih, daß das 
Herrenhaus durch eine offene Ausſprache feiner Stellung zur Kreisorduung 
die Wähler, mit denen bie einzelnen Mitglieder diefes Haujes als zum Theil 
fehr einflußreihe Mitwähler zu thun haben, darüber auffläre, welche 
Motive da3 Herrenhaus leiten. Dies find gerade die Motive, welche Fi 
in den Borverhandlungen in den Vordergrund geftellt habe, und das i 

die Ueberzeugung, an der ich auch jeßt feſthalte. Im Intereſſe der 
Negierung liegt e8 außerdem, darüber feinen Zweifel zu 
laſſen, daß fie mit vollem Ernft diejenigen Reformen der 
Rreisnronung anftrebt, die abfolut nothbweudig und von der 
öffentlihen Meinung allgemein gefordert werden, bevor man 
daran gehen fann, bei uns in Preußen eine Dezentralifation 
ber Gejhäfte vorzunehmen und einen erhebliden Theil ber 
Attribute der Bezirksregierung refp. der Mintfter auf die Or- 
gane des Kreifes zu vertheilen, — bevor wir daran gehen, bedürfen 
wir einer Reform der Kreisordnung, und wenn die Nothwendigleit der 
Dezentralifation von der überwiegenden Mehrheit dieſes Frl und der 
Bevölkerung anerlannt ift, fo muß auch das zweite Zugeltändniß folgen, 
daß vor allen Dingen nothwendig ift, für die Arbeit an der Kreisper⸗ 
fafjunggreforın feine Zeit zu verlieren, die irgendwie nützlich dazu ver- 
wendet werden könnte. Wenn wir uns auch darauf gefaßt machen follten, 
daß die ganze nächſte Legislaturperiode mit den Berhuhen, zwiſſchen den 
beiden Häufern eine Verftändigung unter fih und mit der Regierung tiber 
die Reform der Kreisordnung herbeizuführen, ausgefüllt werden follte, fo 
würden wir doch nicht darauf verzichten können, fie durchzuführen und 
mmebtäifig daran zu arbeiten. Wir können diefe Angelegenheit nicht mehr 
von der Tagesordnung verjchwinden Laflen. “Die Aufgabe hat ihre Sporen 
in fi, durch welche die Regierung unabläffig vorwärts getrieben wird 
in der Beſchäftigung damit. ‘Daß wir num eine bein deit gewinnen, 
wenn wir uns in diefem Sommer wieder damit beichäftigen, auch in dem 
Falle, daß das Nefultat nicht das eines definitiven Beſchluſſes fein follte, 
darin, glaube ich, werden Ste mir Recht geben. Aber der definitive Be- 
ſchluß iſt in diefem Jahre jedenfall leichter möglich, wie in der folgenden 
Sigungdperiode. In diefem Jahre, auch wenn Sie nicht in Die Vertagung 
willigen und die Negierung dadurch genöthigt wird, eine ertranrdinäre 
Sitzung zu berufen, wird daß Abgeordnetenhaus in der Tage jein, ſämmt⸗ 
liche gefaßten Befchlüffe an einem Tage on bloc wiederholen zu können, 
und dann wird die Beit, die das Abgeordnetenhaus auf diefen Alt ver- 
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liert, eine immerhin nur geringe fein. Wir können noch in diefem Jahr 
mit einer berzbaften Anftrengung die Kreisordnung bewältigen; dag wir 
e3 thun werden, will ich nicht behaupten, denn, meine Herren, ich bin 
nicht ſanguiniſch in diefer Richtung. Aber wir können es, wenn das Ab» 
geordnetenhauß fchleuniger arbeitet wie bisher und raſcher fertig wird, 
als nad) dem jegigen Prozentia der Paragraphen auf den Tag oder der 
Tage auf den Paragraphen. Dann, meine Herren, werden wir, wenn es 
und gelingt, den Termin vom 2. Mai einzuhalten, mit einer Sommer: 
figung von 6 Wochen, die uns in dieſelbe Zeit bringt, zu der wir, meines 
Erinnern®, in jedem bisherigen Jahre unfere Arbeiten geichloffen haben, 
nämlih um den Berliner Wollmarkt, gegen Ende Juni — dann werben 
wir unter allen Umfländen fo weit vorwärts fommen, daß das Abgeord⸗ 
netenhauß feine Arbeiten abgeichloffen bat, das Herrenhaus wenigſtens 
die Gelegenheit gehabt hat, f auszufprechen, wenn etwa die Schwierig- 
feiten, eine Einigung berzuftelen, unüberwindlich jein follten, menigftens 
einen Ausſpruch zu leiften, auf den die Mitglieder fich bei den Wahlen 
beziehen können; und wenn es richtig ift, daß die Beſchlüſſe des anderen 
Haufes fo viel Mifvergnügen in den betheiligten Kreifen erregt haben, jo 
werden die einzelnen Dlitglieder des Herrenhaufes ihrer politiicyen Stellung 
durch folche Ausſprache mefentlichen Vorſchub leiſten. Denn ic glaube 
nit, daß alle Wähler die Zeitungen und die Landtags⸗Verhandlungen 
mit derjelben Genauigkeit lefen, wie wir bier; deshalb, um Allen Mar zu 
machen, um was es ſich hier handelt, kann man nicht oft und gründlic 
genug die Sache diskutiren. Denn fchon Jemand, der unter uns lebt, 
di den Debatten genau zu folgen, kommt darüber ſehr leicht in Irr⸗ 

ümer. 

Ich glaube, daß diefe Ausſprache, die ich dem Herrenhauſe zu gönnen 
für meine Pflicht halte, nicht verloren fein wird, und ich halte die Ki 
nigliche Regierung für verpflichtet, fie herbeizuführen; aucy wenn das heu- 
tige Votum Ihr Entgegentommen nicht bethätigen wird, jo kann ich nicht 
anders als Sr. Majeftät dem Könige raihen, daß nad dem Schluffe des 
Reichstages, wenn die Bertagung von Ihnen abgelehnt würde, eine außer- 
ordentlihde Sigung berufen werde. 

Was fchlieglich den Vorwurf betrifft, als würde von uns der Reich» 
tag rüdjichtsnoller behandelt al8 das Herrenhaus, fo muß ich auf ihn 
doch als Bundesfanzler einen kurzen Rüdblid werfen. Ich bedauere, daß 
bei früheren Gelegenheiten und auch heut eine unmotivirte Scheidung ges 
macht wird zwilchen den Intereſſen des Bundes und denen Preußens, 
ala ob es Elemente wären, die in fich zwei verfchiedene Völker darftellten, 
die rivalifirende Intereſſen hätten, von denen di befürchten wäre, daß 
der eine den anderen erdrüdte oder ſchädigte. Es ift fehr leicht möglich, 
daß ein mißverftandener preußiicher Partitularismus den Bund jchädigt 
und ihn in feiner Entwidelung aufhält; es iſt mir aber undenkbar, daß 
der Bımd durch Pflege feiner Intereſſen die Intereſſen der 25 Millionen 
Preußen, die BVierfünftel feines Beftandtheils bilden, irgendwie fchädigen 
tönnte, daß, wenn ich mich fo ausdrüden darf, der König, der als Ober- 
haupt des Bundes die Bureaur Seiner Beamten in der Wilhelmsftraße 74 
bat, dem König, der als Monarch von Preußen die Bureauz Seines 
Staat3-DMinifteriums nebenan, Wilhelmsftraße 75, hat, daß dieje beiden 
Monarchen in Zwiefpalt mit einander gerathen könnten darüber, daß bie 
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Intereſſen Preußens und die Sinterefien des Bundes nicht diefelben feien. 
Und mm vergegenmärtigen Sie ſich doch, welche weſentlich preußiſchen 
Intereſſen find jet ausschließlich im Bunde vertreten: die ganze auswär⸗ 
tige Bolitil, der ganze Kriegsftand, die Marine und die ganze Handels⸗ 
und Bollgefeßgebung Preußens wird dort behandelt, man Tann dort 
ebenfo gut wie bier Preuße fein, und ich möchte mich ein für allemal 
gegen diefe ungeredhtfertigte und unwahre Scheidung zwiſchen Preußen und 
den Bund und gegen die VBorausfegung einer angeblichen Rivalität beider 
verwahren. Dad ie nationalen Interefien des weiteren Verbandes nad) 
Bedürfnig den Intereſſen der einzelnen Länder vorgehen müffen, fpreche 
ich bier offen aus, und deshalb hat Niemand das Recht, meinen preußi- 
hen Patriotismus in Zweifel zu ziehen, ebenfo wenig wie ih an Ihrem 
deutfchen Patriotismus zweifle. Aber wenn der preußifche Landtag das 
Net für fih in Anfpruch nimmt, gerade Preußen, welches die bevorzug- 
tefte, welches eine ganz erceptionelle Stellung im Bunde, ımabhängig von 
feiner Größe, einnimmt, wenn Preußen partikulariſtiſche Anfprüche machen 
will, die es feinem Bundesgenofien nicht einräumt, wenn der Reichstag 
zwar beichlofien hat und mit Recht, daß Landtag und Reichstag nicht 
coincidiren follen, und Sie dagegen fagen wollen, das mag gut fein für 
die anderen Bundeöftaaten aber nicht Hr den Preußifchen Landtag, der 
bier zu Haus ift und bier fein Recht bat — ſchlagen Sie diefen Weg 
ein, dann gehen unfere Wege fo himmelweit auseinander, daß wir uns 
nicht mehr wieder finden. 


Die Bertagung wurde im Herrenhaufe abge= 
lehnt. 


12. Februar. Schluß der Seſſion. 


Schlußrede ded Grafen von Bismard. 


Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern 
des Landtages! 


Bei der Eröffuung der gegen märtigen Sitzungsperiode war e8 der 
Wunſch der Regierung Seiner Majeftät des Königs, zunächſt die gefähr- 
dete Ordnung des Staatshaushalts neu zu fichern, außerdem aber wich⸗ 
tige Reformen der Gefeßgebung mit der Yandesvertretung zu vereinbaren. 

Die Königlihe Regierung ertennt mit Dant an, daß die beiden 
Häufer des Landtages zur Befeitigung der Schwierigkeiten der Finanz: 
verwaltung bereitwillig die Hand geboten haben. Durch die Annahme de3 
Konfolidations-Gefeges iſt ein wichtiger Schritt gefchehen, um dem Staate 
eine freiere Bewegung in Betreff der Tilgung der Staatsſchulden zu 
ermöglichen. Die dadurch herbeigeführte Minderausgabe, ſowie die anfehn- 
lihen Einnahmen des Staatsſchatzes haben es zur Genugthuung Seiner 
Majeftät des Königs geftattet, für das Jahr 1870 das Gleichgewicht 
zwijchen den Einnahmen und Ausgaben des Staates wiederherzuftellen, 
ohne die Steuerkraft des Landes in erhöhtem Maaße in Anfprucd zu 
nehmen. Zugleich wurde die Möglichkeit gemonnen, auch Bedürfniflen, 
welche vorher zurüdgeftellt werden mußten, Abhülfe zu gewähren. Wenn 
dies in Betreff manches berechtigten Wunſches noch nicht angänglich war, 
jo wird es hoffentlich in Zukunft gelingen, durch zweckmäßige weitere 
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Neformen und angemeflene Erhöhungen einzelner Steuern fowohl zur 
Ermäßigung anderer als zur Vermehrung nüßlicher Ausgaben die Mittel 
u erlangen. 

’ Dem Zuſammenwirken des Landtages mit der Königlichen Regierung 
wird das Land eine erhebliche Zahl nüglicher Geſetze auf den verfchiedenen 
Gebieten der Staatsverwaltung verdanten. 

Dagegen find die wichtigen Vorlagen, durch welche umfaflende Re 
formen auf dem Gebiete der inneren Berwaltung, der Rechtspflege und 
des Unterrichtsweſens angebahnt werden follen, nicht zum Abfchluffe, zum 
Theil noch nicht zur Erledigung in einem der beiden Häufer gelangt. 

Die Regierung Seiner Majeftät hatte bei der frübzeitigen Borlegung 
der betreffenden Entwürfe auf einen günftigeren Verlauf der Berathungen 
um fo mehr rechnen zu dürfen geglaubt, als fie ihrerſeits beftwebt geweſen 
war, in den vorgelegten Entwürfen die Grundlagen für einen befriebigenden 
Ausgleich der verfchiedenen Intereſſen und Auffaffungen darzubieten. 

Die bisherige Berathung der Kreisordnung hat in wefentlichen 
Theilen des vorgelegten Entwurfes „oweihungen der Anfichten des Haufes 
ber Abgeordneten von denen der Königlichen Regierung conftatirt. Dem 
ungeachtet giebt die Königliche Regierung die Soffmung nit auf, daß 
auf den Grundlagen des Entwurfs eine allfeitige Verftändiguug erreich 
fei, und daß die weitere Berathung in beiden Häufern wenn mit zu 
einer endgültigen Vereinbarung, doch. zu einer erwünfchten Klärung der 
Auffaff ung führen und hierdurch die künftige Röfung der Aufgabe erleich⸗ 
tert werde. 

Die Königliche Regierung ift ferner von der Anficht durchdrungen, 
daß die beabfichtigte Reform des Hypothekenweſens einem dringenden 
Bedürfnifle, beſonders des Grundbeſitzes, entfpricht. 

In diejer Ueberzeugung hatte die Königliche Regierung im Hinblid 
auf die bevorftehende Seflion des Neichätages des Norddeutichen Bundes 
eine einftweilige Bertagung des Landtages und die Wiederaufnahme 
der begonnenen widhtigen Arbeiten nad einigen Monaten für 
angemefjen erachtet. Sie wurde hierbei einerfeit3 durch die gebotene 
NRüdfiht auf die größere nationale Gemeinfchaft, zugleich aber von der 
Hoffnung geleitet, daß die Zeit der Vertagung der Vorbereitung einer 
weiteren Berfländigung über die wichtigen Felormgefege förderlich fein 
werde. 

Nachdem der Antrag auf Vertagung von dem einen der beiden 
Dönler abgelehnt worden ıft, liegt es in der Abficht der Regierung Seiner 

ajeftät, durch eine außerordentlihe Seffion dem Landtage zur 
Siceritellnng wenigftend eines Theils der Ergebnifie der biöberigen 
Berathungen Gelegenheit zu geben. 








69, Reichstags - Gelfion 1870. 


1870. 14. Februar. Eröffnung des Reichstages. 


Thronrede Sr. Majeftät des Königs. 


Geehrte Herren vom Reichstage des Norddeutichen Bundes! 


Im Namen der verbündeten Regierungen heiße Ich Sie zur letten 
Seffion der Regislaturperiode willlommen. 

Sie werden in diefer Seffion berufen fein, die unter Ihrer Mit⸗ 
wirkung sejcaffenen und durch einmüthiges Zuſammenwirken der verbiln- 
beten Negierungen ind Neben getretenen Jnftitutionen zu ergänzen und 
fortzubilden. ‘ | 

Zu Meiner lebhaften Befriedigung ift es der hingebenden Thätigkeit 
der zur Vorbereitung eine Strafgefegbuhs für den Norddeutfchen Bund 
berufenen Männer gelungen, den Abſchluß dieſes umfangreichen Wertes 
dergeftalt zu fördern, daß daflelbe, vom Bundesrathe genehmigt, Ihnen 
fhon heut vorgelegt werden kann. Indem diefes Geſetzbuch auf einem 
der wichtigften Gebiete des öffentlichen Nechtes die nationale Einheit im 
Norddeutſchen Bunde zum Abſchluſſe bringen will, enthält es augleich eine, 
den Forderungen der Wiflenfchaft und den Ergebniffen zeicher fah⸗ 
rungen entſprechende Fortbildung des im Bundesgebiete beſtehenden Straf⸗ 
rechtes. — — 

“ Die Anbahnung der im Artikel 4 des Prager Friedens vorgefehenen 
Berftändigung tiber die nationale Verbindung des Norddeutfchen Bundes 
mit den Süddeutſchen Staaten ift der Gegenftand meiner unausgeſetzten 
Aufmerkljamtkeit. 

Ein mit dem Großherzogthum Baden gefchloffener Furisdiftions- 
Bertrag, der Ahnen zur Genehmigung zugehen wird, dehnt die Grund⸗ 
ſätze der Gemeinſamkeit des Rechtsſchutzes, welche durch das Geſetz über 
die Gewährung der Rechtshülfe für den Norddeutſchen Bund zur Gel—⸗ 
tung gelangt nd, in nationalem Sinne über die Grenzen des Bundes⸗ 
gebiete3 aus. Durch eine Ergänzung der Maaß- und Gewichtsordnung 
wird die Möglichkeit gewonnen werden, der Gemeinjamfeit de Maaß- 
und Gewichtsweſens mit anderen Deutfchen Staaten durch gegenfeitige 
BZulaffung der geaihten Maaße und Gewichte Ausdrud zu geben. Zur 
Herftellung der Süddeutſchen Feſtungs-Commiſſion hat der Yund dur 
Meine Bermittelung unter Einwilligung in den ungetheilten Tortbeftand 
des gemeinfamen Feſtungs⸗-Eigenthums bereitwillig mitgewirkt. 

Die Gefammtheit der Verträge, welche den Norden Deutſchlands 
mit dem Süden verbinden, gewähren der Sicherheit und Wohlfahrt. des 
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gemeinfamen Deutſchen Baterlandes die zuverläjfigen Bürgichaften, welche 
die ſtarke und geſchloſſene Drganifation des Nordbundes in ſich trägt. 
Das Vertrauen, welches unfere Süddeutichen Verbündeten in diefe Bürg- 
ſchaften fegen, beruht auf voller Öegenfeitigleit. Das Gefühl nationaler 
BZufammengebörigfeit, dem die beftehenden Berträge ihr Dajein verdanten, 
das gegenjeitig verpfändete Wort Deutſcher Fürſten, die Gemeinjamteit 
der höchſten vaterländifchen Intereſſen, verleihen unjeren Beziehungen zu 
Süddeutichland eine von der wechjelnden Woge politiicher Leidenſchaften 
unabhängige Yeltigfeit. 

Als I im vorigen ‘Jahre von diefer Stelle zu Ihnen ſprach, habe 
ich dem Vertrauen Ausdrud gegeben, daß Deinem aufrichtigen Streben, 
den Wünjchen der Bölter und den Bedürfniffen der Civiliſation durch 
Berhütung jeder Störung des Friedens zu entiprechen, der Erfolg unter 
Gottes Beiftand nicht fehlen würde. Es thut Meinem Herzen wohl, heut 
an bdiefer Stelle befunden zu können, dag Mein Bertrauen feine volle 
Berechtigung hatte. Unter den Regierungen, wie unter den Bölfern der 
beutigen Welt ift die Ueberzeugung in Fegreichem Bortichritte begriffen, 
daß einem jeden politiichen Gemeinweſen die unabhängige Pflege der 
Wohlfahrt, der Freiheit und der Gerechtigkeit im eigenen Hauſe zuftebe 
und obliege, und daß die Wehrkraft eines jeden TYandes nur zum &hute 
eigener, nicht zur Beeinträchtigung fremder Unabhängigkeit berufen fer. 

Die Yegislaturperiode des gegenwärtigen Reichstages naht fich ihrem 
Schluſſe. Durch Ihre bisherige an Erjolgen reihe Thätigkeit und die 
fruchtbare Wechſelwirkung, mit welcher die Arbeiten der verbündeten Res 

ierungen und des Weichötages in einander gegriffen haben, find die 
undes - Einrichtungen feft begründet, und ift die Richtung ihrer Ent: 
widelung zum Heile des Baterlandes beftinmt worden. In diejem Sinne 
werden die Berathungen der bevorftehenden Seſſion erneut Ihre ange 
firengte Thätigleit in Anfpruch nehmen. Aber Ste werden durch Löſung 
der Ihnen vorliegenden Aufgaben die Erfolge de gegenwärtigen Reic- 
tages zu einem Abfchluffe bringen, welcher die damit verbundenen Mühen 
durch den Dank der Nation lohnen und dieſem Reichstage eine her- 
porragende Stellung in der Geſchichte der vaterländifchen Inftitutionen 
fidern wird. 


Baden und ber Norddeuntſche Bund. 


(Antrag des Abg. Laster und Genofjen bei Berathung bes Jurisbictions- 
vertrags mit Baben: „Der Reichstag wolle, bei Annahme bes Vertrages, 
beichließen, zu erklären: Der Reichstag des Norddeutſchen Bundes ſpricht 
den unabläffigen nationalen Beftrebungen, in benen Regierung und 
Volk des Großherzogthums Baden vereinigt find, feine danlende Aner- 
fennung aus; der Reichstag erlennt in Dielen Beſtrebungen ben lebhaften 
Ausdrud der nationalen Zuſammengehörigkeit unb nimmt mit freudiger 
Genugthuung den möglichft ungeſäumten Anſchluß an ben beftehenden Bund 
als Ziel verfelben wahr.” 

Hierzu ber Antrag bes Abg. von Blankenburg: „Der Reichetag wolle 
beihließen, den zweiten Abjat des Antrages fortzulaffen, und ftatt desi 
dem erften Antrag hinzuzufügen: „unb erfennt in dieſen Beftrebungen deu 
lebhaften Ausdrud der nationalen Zujammengehörigleit.”) 





— —— — — — 
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24. Februar. Erklärungen ded Grafen v. Bismarck. 


(Warım der Eintritt Badens zur Zeit wicht wünſchens⸗ 
wertb; was bereit3 errungen ift; das Ziel der vollen natio⸗ 
nalen Einigung; fogenannte Bollspolitif; die auswärtige Po⸗ 
(tif und die parlamentarifche Kritik.) 


Der Umftand, daß der Antrag, der nnd gedrudt vorliegt, von Namen 
unterfchrieben ift, deren Träger mir ihr Vertrauen Häufig außgeiprochen, 
mitunter auch bewiejen haben, nöthigt mich zu der öffentlichen ärung, 
daß ich diefem Antrage vollftändig fremd bin, daß er mir überrajchend, 
daß er mir im böcjften Grade unermünfcht gelommen ift, daß ich im 
Anfange geneigt war, ihn für einen politiichen Fehler zu halten, und daß 
ich es nad) der Rede des Abgeordneten Lasker wieder bin. | 

Mir war im Anfange der Accent entgangen, den der Tert des eigent- 
lichen Antrages auf dag Wort „möglichft ungefäumt“ vielleicht Tegen 
könnte. a, über dieſes „möglichft ungefäumt“, richtig verftanden, da 
fönnten wir unter Umftänden jehr bald zu einer Einigkeit kommen; dieſes 
„möglichſt“ ungefäumt hat aber die Rede des Herrn Abgeordneten Lasler 
vollftändig eliminirt — meiner Ueberzeugung nad). 

Ich bedauere die Tendenz, die hiermit dem Anfrage gegeben ift, aus 
zwei Gründen; einmal, weil fie mir von Neuem den Beweis liefert, wie 
ſchwer es ıft für große parlamentarifche Berjammlungen, dasjenige Maaß 
von Selbftbefhränfung im eigenmächtigen, unverabredeten Hineingreifen 
in die auswärtige Politik zu erreichen, welches allein die erecutive Gewalt 
befähigt, in der ununterbrodhenen und intimen Anlehnung mit den Par» 
famenten, wie wir fie wünjchen, ausmärtige Politik zu betreiben. Infos 
fern, als ein folder Antrag, eine ſolche Diskuffion hier an’8 Tageslicht 
fommt ohne die mindefte Verabredung mit mir, und ohne, daß Sie fi 
darüber vergewifiern, daß die Abgabe der Erklärung, die zu geben fie 
mich nöthigt, mir nicht im höchſten Grade unerwünſcht fe, — meine 
Herren, in diefer Weife können wir feine gemeinfame Bolitit 
treiben; wenigftens entziehen Sie mir jede Stüße, die Sie, bereitwillig 
mir zu gewähren, früher allerdings öfter in Ausficht geftellt haben. 

Zweitens ift der Eindrud für mid) der des Bedauerns geweſen, weil 
ih unter der Wirkung der Rebe des Herrn Abg. Lafer mich nicht ganz 
von der Beſorgniß losmachen konnte, daß diejer Antrag allerdings, wie 
der Herr Vorredner fagte, im Auftrage geftellt jei, aber nit in — 
meinem. Der Herr Bedner betundete fo intime Beziehungen zur Groß» 
berzoglich badiſchen Negierung, wie fie felbft mir nicht eigenthümlich find. 
‘Der Herr Redner wußte nicht nur genau über deren Intentionen Beſcheid, 
fondern machte ſich auch anheiſchig, wie mir fchien, Das etwa in den Alten 
fehlende Amtliche fofort zu „erhalten. Mir wurde dadurd der Eindrud, 
daß der Herr Redner mehr im Intereſſe der badifchen Regierung, wie 
im Diefjeitigen ſprach, ich kann mich vielleicht irren, und ich würde mid) 
herzlich freuen, wenn meine Bejorgniß unbegründet wäre. Aus den Worten 
des Redners war eine gewiſſe Müdigkeit der badifchen NWegierung, die 
Dpfer, die er mit Recht an ihr gerühmt hatte, weiter zu feiften heraus⸗ 
zuleſen, eine Müdigkeit, die mir direkt gegenüber nicht hat ausgeſprochen 
werden wollen, eine Müdigkeit, in deren Vorhandenſein ich gern Miß- 
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trauen feße, an die ich nicht glauben möchte. Aber wenn nun bier von 
meiner Seite eine Antwort erfolgt, die die badifche Regierung mit Sicher: 
beit vorausfehen konnte — für fie ift das Näthfel kein Räthſel, welches 
der Herr Abgeordnete bier wiederholt als folches behandelte, fie kennt 
unfere Anſchauung darüber volltommen — wenn nun aljo die badiſche 
Regierung das Bedürfniß gehabt hätte, diefes Räthſel nicht für fie, fon- 
dern für das Publikum gelöft zu ſehen, fo müßte ich beforgen, daß die 
badische Regierung eines ſolches Vorganges nach einer Richtung Hin be- 
— et der ich allerdings aufs Höchfte beflagen würde, wenn fie dies 
elbe einjchlüge, 
Wenn der Antrag des Herrn Vorredners nur dahin gegangen twäre, 
der badiichen Regierung das Zeugniß öffentlich zu gewähren, was er 
ibr bei ertbeilt hat, und von dem ich wünjchte, dar er in derjelben lin» 
part eilichkeit, ih Tann mohl jagen: mit derjelben Liebe, auch einmal über 
te preußische Regierung urtheilen möchte, wenn es blos darauf ankam, das 
u befunden, fo hieß das ja wirklich Eulen nach Athen tragen — bie 
S altung ber badifhen Regierung, der Muth, den fie den Be- 
drohungen und Bedrängungen im Innern wie dem badifden 
Auslande gegenüber jederzeit bemiejen bat, die Hingebung 
für nationale Zwede, die Se. Königlihe Hoheit den Groß— 
peraog, feine Organe, den verfiorbenen Minifter Mathy und 
jeine Kollegen bejeelt, find ja für Niemanden im Zweifel; wir haben 
wirflih nicht ein Bedürfniß, das zu wiederholen, obmohl aud mir in 
diejer Beziehung der Antrag lieb ıft, es thut mir wohl, dieſes Aner: 
fenntmiß jederzeit zu wiederholen, ich ftehe offen dafür ein und unterfchreibe 
jedes Wort, daS der Herr Vorredner in diefer Beziehung ſagte— nur halte 
ih es für überflüſſig, es iſt etwas, woran Niemand und nach Feiner 
Richtung hin zweifelt; kam es blos darauf an, — fo behält ja da8 Blanken⸗ 
burgifche Amendement diejen Theil de Antrages bei: der badifchen Re— 
ierung dies Zeugniß von der fompetenteften deutfchen nationalen Ber 
Tammlung auszuftellen, die im Augenblide eriftirt, — jo unterfchreibe ich 
den Antrag aus vollem Herzen und kann im Voraus verfichern, daß bei 
der badijchen Regierung kein Zweifel darüber ift, daß die verbündeten 
Regierungen und ihr Präfidium diefe Ueberzeugung in vollem Maaße 
theilen. Aber der Herr Redner geht weiter. Der Herr Redner verwandelt 
den Antrag — ich kann e& nicht anders nennen — in ein Mißtrauens⸗ 
potum gegen die bisherige auswärtige Politik; ihm dauert e3 
zu lange; er bat mit großer Entjchiedenheit dem Antrage die Erläuterung 
gegeben, daß das Präfidium gedrängt werden ſoll, von feiner DBefugaiß, 
die im legten Paragraphen der Berfafiung ihm verliehen wird, Gebrauch 
zu machen, und bat in Ausficht geftellt, daß die dazu etwa fehlende alten» 
mäßige Grundlage von Baden in wenigen Wochen zu beichaffen fein 
würde, wenn wir dies winfchten. Nun, meine Herren, ich erwiedere ihm 
—— ich wünſche ſie nicht und erlaube mir, auch für den Redner das 
ä Aare Gründe zu Idjen, welches für die badifche Negierung längft 
gelöſt ift. 
Wenn man den Beitritt Badens in den Norddeutichen Bund wäünfdt, 
jo kann doch unmöglih Einer von uns dies als ein Definitivum, als 
einen definitiven Ablhluß der deutfchen Frage betrachten wollen, jondern 
wir werden darüber einig fein, daß es nur das Mittel fein kann, für 
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da8 gefammte Deutfchland, zwiſchen Norddentſchland und dem gefammten 
Süden Deutfchlands, diejenige engere Bereinigung herbeizuführen, die wir 
Ale erftreben, mag es fein, in welcher Form es will, und die ich dahin 
definiren möchte, daß wir die intimften, gemeinfamen Inflitutionen, über bie 
wir uns beiderfeitig in voller Freimilligfeit einigen können, herbeiführen 
— aber in voller Freiwilligkeit, ohne Drohung, ohne Preffion, ohne Drud. 
Der verftimmte, geziwvungene Bayer oder Württemberger in der engften 
Senofjenichaft Tann mir nichts helfen, und ich wilrde immer vorziehen, 
noch Bi Menfchenalter zu warten, als Zwang nad der Nichtung hin 
zu üben. 

Nun fragt es fih, an welcher Stelle ift das Großherzog» 
thum Baden, ala Träger des nationalen Gedankens, id Tann 
jagen, als der einzige offizielle Träger des nationalen Ge— 
dankens, unter den vier ſüddeutſchen Staaten — an mwelder 
Stelle ift e8 der nationalen Einigung Deutſchlands förder- 
licher, als abgejchlofjener Beftandtheil des Bundes, ausge» 
ſchloſſen aus dem Süden, oder als vermittelndes Element 
innerhalb der Berhandlungen, die der Süden in fih und mit 
dem Norddeutichen Bunde führt? Ih kann mid darin irren — viel» 
leicht ift mir das Glück im richtigen Griff, das mich eine Zeit lang begleitet 
"hat, abhanden gelommen, vielleicht ift es auf den erften Herrn Redner 
übergegangen, — ich kann mid darin irren, e8 kann fein, daß meine Auf- 
faffung eine unmeife ift, aber ich kann nur nach meiner handeln; ich bin 
überzeugt, daß dad Großherzogthum Baden, wenn es im der Haltung wie 
bisher fortfährt, ja felbft wenn es nicht fortfahren follte, wenn die be= 
dauerliche Beforgniß, die ih im Anfang meiner Rede ausſprach, begründet 
jein follte, auch) dann noch vermöge der nationalen Richtung feiner ges 
bildeten Stände — ja der Majorität feines Volkles — und im Lager 
des Südens immer noch nützlicher und förderlicher ift, als in dem des 
Nordens. Vergegenwärtigen Sie fih die Frage doch einmal in Bezug 
auf Bayern; wenn wir mit Bayern zu thun hätten lediglich in der Au 
jammenjegung, wie fie Alt-Bayern, Ober: und Nieder Bayern und Ober» 
Pfalz darftellt, wäre da nicht die Hoffnung, daß wir je mit Bayern zu 
einer befriedigenden Einigung kommen könnten, eine viel weiter hinaus⸗ 
zurüdende — ganz würde ich fie nie aufgeben — als jest, wenn die in 
dem bayrifchen Lager uns befreundeten nationalgefinnten Stämme der 
Franken und der Schwaben, die dort jo nüßlich wirken, abgetrennt waren 
von Bayern? E83 wäre ja ein Gedanke, den man 1866 hätte haben 
fönnen und deſſen Verwirklichung, glaube ich, nicht viel im Wege ftand. 
Wenn man auß den drei Franken einen bejonderen Staat hätte bilden 
wollen, um Alt- Bayern auf fich zu reduziren, und Franken etwa irgend 
einem nationalgefinnten Fitrften gegeben wäre, der zum Südbunde oder Nord» 
bund bätte gehören lünnen, das wäre ja gleichgültig, dann meine Herren, 
würde meiner Ueberzeugung nach der Ueberreft von Bayern, wenn nicht 
auf immer, doc auf Jahrhunderte für die deutfche Einheit verloren ge⸗ 
wejen fein. So glaube ich, daß wir nicht gut thun, das Element, welches 
der nationalen Entwidelung im Süden am günftigften ift, auszuſcheiden 
und mit einer Barriere abzufchliegen, gewiflermaßen — wenn ic ein tri⸗ 
viales Bild gebrauche, fo fchreiben Sie e8 der kürzlichen Deipeil ung an 
—— Verhandlungen zu — den Milchtopf a —— 
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und das Uebrige fauer werden zu laffen. Wir mürden nicht 
nur die thätige und glüdliche Wirkung verlieren, die Baden bisher anf 
den Süden übt, und in deren lobender Anertennung, wenn damit eine 
Ermutbigung, fortzufahren, zu gewinnen ift, ich mich anheiſchig mache, 
den eriten Herrn Redner noch zu übertreffen. Ich will, wenn die badiſche 
Regierung dadurch ermuthigt wird, daß fie gelobt und gerühmt wird, 
mit dem Herrn Borredner darin wetteifern, um fie auf ihrem bisherigen 
Wege zu erhalten. Aber diefe Trennung Badens und jeine Einverleibung 
in den Norddeutfchen Bund, paßt fie ganz in das Syſtem, die Ans 
näherung des Südens ohne Drud zu erwarten? ift es nicht ein fehr 
fühlbarer Drud, den wir auf Württemberg und Bayern fiben? und den» 
no, ift es ein hinreichend ftarfer Drud, um zwingend zu fein? ift es 
nicht blos ein verftimmender Drud, der vielleicht die Entwidelung hemmen 
würde, von der ich annehme, daß fie in Bayern und Württemberg troß 
Allem, was wir von dort her hören, doch in einem ftetigen, mäßigen 
Fortſchritt begriffen ift und nach jedem Luſtrum, menn wir nod) Kufra 
warten follen, in einem ftarfen marlirten Fortichritt begriffen fein wird? 
ift es micht zu fürchten, daß diefe Bewegung einen Seneichlog befäme? 
wäre e3 nicht zu bedauern, wenn durch die voreilige Aufnahme Badens 
in den Norddeutfchen Bund auch nur um 5 Jahre, oder etma um eine 
bayriihe Wahlperiode diefe Bewegung rüdgängig würde? Wir können 
ja nicht wiffen, wie die fonftitutionellen Verhältniſſe in Bayern fich ge- 
ftalten werden, ob dort bald eine Neumahl bevorfteht oder nicht, ich bin 
darüber nicht jo genau unterrichtet, wie der erfte Herr Redner über Baden, 
aber wenn noch in diefem Jahre in Bayern eine Neuwahl ftattfinden 
follte, wäre es denn nicht ein Verluſt von wenigftens einer bayerifdyen 
Wahlperiode, wenn wir der Partei, die dort jet noch die Majorität 
bat, irgend einen jcheinbar plaufiblen Grund zu dem Bormurf einer 
Preffton, übertriebener Unfprüche, des Nichtabwartens freiwilligen Ent- 
fchlufles in die Hand gäben, wenn wir für die dortigen Wahlmanöver, 
von denen wir genug und mehr, als ich zu glauben geneigt bin, gehört 
haben, eine folde Sandhabe lieferten, wodurd dag bayerifche Selbſtge⸗ 
fühl von Neuem über angebliche Vergewaltigung durch den Norden anf 
geftadhelt werden könnte. 

Wir müſſen die Wirkung betrachten, welche die Einverleibung auf 
das Großherzogthum felbit und welche fie auf Bayern und Württemberg 
ausüben würde nach der geographiichen Konfiguration, die damit dem 
Norddeutichen Bundesgebiet gegeben werden würde. In Bezug auf den 
Weften könnte der Bund dann zu Süddeutichland fagen: mit meinem 
Mantel vor dem Winde jchüte ich dich; es wäre dann Bundesgebiet 
wijhen dem Süden und allen Unannehmlichkeiten, die dem Süden von 
ÖBeften ber kommen könnten; die Südſtaaten außerhalb des Bundes 
hätten dann noch eine außländifche Grenze, die mit Defterreich, don dem 
fie auch nicht8 fürchten; es läge alfo eine Aufforderung zu angeftrengten 
Veilitärleiftungen fir gemeinfchaftlihe Zwede in Dielen geographiſchen 
Konfiguration gerade nicht. Ich will indeſſen die militäriſche Seite der 
Sache gar nicht in Betracht ziehen. Ich glaube nicht daran, wie der 
Herr Vorredner zwar nicht als möglich ſchilderte, aber doch ſupponirte, 
daß in Bayern die Partei, welche Wortbruch und Fremdherrſchaft auf 
ihre Fahne geſchrieben bat, je and Ruder kommen kann; ich glaube daran, 


887 
1870. 


dag die Verträge ehrlich gehalten werden, wenn auch vielleicht die recht⸗ 
eitige Befchaffung der nöthigen militärifchen Kräfte um fo mäßiger aus⸗ 
* wird, je weniger man eigene Gefahren zu fürchten hat, je ſicherer 
man vor dem Weſtwinde durch bejagten Mantel gededt ift. 

Ich will aber die militärifhen Möglichkeiten gar nicht in Betracht 
ziehen, denn der Unterfchied, ob wir den Beiltand der ſüddeutſchen Truppen 

aft der Verträge oder kraft des Beitritt der füddeutfchen Staaten zum 
Norddentichen Bunde Haben, ift mir doch nicht fo weſentlich; er wird 
vielleicht auf die Kriegstüchtigkeit und die Zahl der ſüddeutſchen Truppen 
einen Einfluß haben. Die Suppofition aljo, daß diejer Zipfel, Diele 
Inſel des Norddeutfchen Bındesgebietes, welche Baden bilden würde, 
militärisch iolict fein könnte, fommt mir nicht bei. Aber wirthichaftlich ! 
Das ift eine Frage, die der Herr Vorredner fchon berührt hat, und die 
Art, wie Sie diefes Berühren aufnahmen, bewies mir zu meinem Bes 
dauern, daß Sie in den Zumuthungen, die Sie einzelnen Bundesgenoffen 
zu machen bereit find, doch etwas hart denken. Einmal würde, menn 
alfo das Großherzogthun Baden heute Bundesgebiet würde, wie der 
Herr VBorredner ſchon ganz richtig bemerkte, die Freiheit der Entſchließung 
des Norddeutichen Bundes in Bezug auf die künftige Bildung des Boll 
verein® nicht mehr ftattfinden, man würde menigftend im Süden nicht 
mehr an fie glauben, man würde und nicht für jo hart halten, — wie 
einige der dem Herrn Borredner Widerfprechenden uns haben mollten 
und es würde uns die Möglichkeit fehlen, wahrjcheinlich zu machen, daß 
wir etwa Südheffen aus dem Zollverein ausfchließen und Baden darin 
behalten wollten. Auch wenn Südheſſen dem Beifpiele Badens folgte — 
wozu mir indeflen nicht die mindeite Wahrfcheinlichkeit vorliegt, daß es 
durch freiwilligen Entſchluß der heififchen Regierung der Fall fein würde — 

(Abg. Graf Renard: Da muß man fie zwingen!) 

Nein, das beabfihtigen wir nidt. 

— fo wäre ed doch, wenn auch nicht Württemberg und Bayern mit 
Baden in demjelben Zollgebiet wäre, eine außerordentlid harte Zumu⸗ 
thung für Baden. Das Großherzogthbum ift von Baſel biß da, wo e8 
den Main bei Wertheim berührt, etwa 40 Meilen lang, und hat Stellen, 
etwa in der Höhe von Naftatt und Wildbad, deren Breite 27. Meile 
nicht erheblich überfteigen wird. Ein ſolches Gebiet durch eine Zollgrenze 
als Inſel einzuengen — meine Herren, den Muth habe ich nicht und 
den Muth traut man uns in Württemberg auch nicht zu, und wenn wir 
es dennoch thäten, fo würde ſehr bald auch in Baden die Bewegung 
rüdläufig werden, man würde fehr bald die Zugehörigkeit zum Norddeut- 
fhen Bunde, wenn der Zollverein eben feinen zufammenhängenden Be- 
ftand hätte, als eine Duelle unzähliger täglicher und häuslicher Leiden 
und Verdrießlichfeiten betrachten, deren Wirkungen der Menſch oft zugäng- 
licher ift als großen politifchen Ideen. 

Ich kann aljo dieſes Argument, welches der Herr Vorredner fchon 
erwähnte, doch nicht fo ganz von der Hand meifen, daß unjere wirth- 
Ichaftliche Freiheit doch nur auf Koften Badens — Koften zur Höhe 
eines Betrages, den ich Baden nicht auferlegen möchte — gewahrt werden 
könnte. 

Ich würde, wenn mir jetzt die Eröffnung von Karlsruhe käme, das 
Präſidium möge die Aufnahme Badens in den Norddeutſchen Bund bes 
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antragen, dieſen Antrag im Intereſſe des Bundes und im Intereſſe des 
Großber ogthums Baden als intempeftiv rebus sic stantibus ablehnen 
und würde jagen: wir werden Euch den Zeitpunkt kennzeichnen, wo und 
das im Geſammtintereſſe Deutjchlands, im Intereſſe der Politik, die wir 
bisher, ich kann wohl jagen, nicht ohne Erfolg durchgeführt haben, an- 
gemeflen erjcheint. 
Sch batte zuerft, als ich den Antrag las, das Gefühl, daß den 
erren Antragftellern jo etwa zu Muthe war, wie Shalefpeare den Heiß - 
porn Percy fchildert, der, nahdem er ein halb Dugend Schotten 
umgebradht hat, über das langweilige Leben,klagt; es paffirt 
eben nichts, e& muß etwas Leben bineingebracht werden. Gründung 
ſtaatlicher Gemeinſchaften, großartige Reformen, durchgreifende 
Geſetzgebungen, das Alles erſchöpft den Thatendrang nicht: 
es muß etwas geſchehen. Das war der Eindrud, den ich von den Antrag⸗ 
federn batte, id weiß nicht, mit wieviel Berechtigung; aber wenn einige 
aran ift, Liegt das nicht in einer gewaltigen Unterfhägung des wirklid 
Erreichten? Denken Sie zurüd, meine Herren, in die Jahre vor 1848, 
in die Jahre vor 1864: mit wie Wenigem wäre man damals zufrieden 
geweien! al8 welche glänzende Errungenihaft wäre beiſpielsweiſe diejenige 
inigung für ganz Deutiäland, in welcher wir heute mit Süddeutſchland 
ftehben, der gefammten Nation erfchienen! nämlih ein Zollparlament, 
welches das liberum veto aus der Zollverfafiung befeitigte, welches dem 
Ganzen eine organifche verfaſſungsmäßige Geftalt verlieh und ein geficherter 
Dberbefehl der geſammten Heeresmacht! Der geficherte Oberbefehl war 
eine große Schwierigfeit für einen Krieg des alten Bundes, er war 
fhwerlich zu erreichen, und die Berhandlungen darüber hätten, wenn nicht 
außerhalb des Bundes Vorſorge getroffen wäre, länger dauern können, 
als der Krieg. Haben wir nicht in Bezug auf Süddeutjchland ein koftbares 
Stück nationaler Einheit erreiht? Ich kann dreift behaupten: übt 
nit das PBräfidium des Norddeutfhen Bundes in Süddeut- 
fhland ein Stüd Kaiferliher Gewalt, wie e8 im Befige der 
deutſchen Kaifer feit 500 Jahren nicht geweſen? Wo ift denn 
— feit der Zeit der erften Hobenftaufen — ein unbeftrittener 
Oberbefehl im Kriege, eine unbeftrittene Sicherheit der Ge— 
meinſchaft, denfelben Feind und denjelben Freund im Kriege 
zu haben, in deutſchen Landen vorhanden geweſen? wo iſt 
enn eine wirthſchaftliche Einheit vorhanden geweſen, an deren 
Spitze der deutſche Kaiſer geſtanden hätte? Der Name macht 
es nicht! Aber, wenn das Präſidium, wenn der König, mein Allergnädigſter 
Herr, im Nordbunde eine Macht übt, die zu erweitern im nationalen In⸗ 
tereffe, im Intereſſe des Gewichtes und des Schuges von “Deutfchland 
tein Bedürfniß vorhanden ift, fo kann ich behaupten: da8 Haupt des 
Nordbundes bat in Süddeutichland eine Stellung, wie fie feit dem Kaiſer 
Rothbart ein deutfcher Kaifer nicht gehabt hat, und diefer Doch auch nur, 
wenn fein Schwert gerade fiegreih war, vertragsmäßig und allgemein 
anerkannt nicht. Alfo unterfhäten wir dies nicht und drängen Sie 
nicht fo auf neue Etappen: genießen Sie doch einen Augenblid frob, was 
Ihnen befchieden, und begehren Sie nicht, was Sie nicht haben! Wenn 
Sie den Beitritt Badens, die Herftellung des Nordbundes, wie er durd 
ben Beitritt Badens fich geftalten würde, als ein Definitivum anfehen, 
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dann haben Sie ein Recht, den Antrag zu ftellen, dann würde ich auch 
heute feinen Anftand nehmen, ihn zu unterjchreiben. Wenn Sie ihn aber 
als Mittel anjehen, die volle nationale Einigung des ganzen Deutfchlands 
u fördern, fo ift das eine Ausſichtsſache, da kann ich irren und Gie 
—* irren, da kann ich nur ſagen, ich theile Ihre Anſicht nicht, und 
werde nach meiner handeln. 
Der erſte Herr Redner bat, glaube ih, nicht im Sinne der Pflege 
egenfeitiger Zuneigung, von dem fonft feine Rede getragen war, auf 
erdrießlichkeiten der Vergangenheit angefpielt, 3. B. auf eine Sontribution, 
die dem Großherzogtum Baden auferlegt wurde. Ych kann dem Herrn 
Vorrebner fagen, daß er einen ſehr erhabenen Meinungsgenoſſen in ber 
damaligen Zeit, in der Perfon Sr. Majeftät des Königs von Preußen 
hatte, der auch wünſchte, daß der Zufall, nad welchem Baden ſich mit 
ung im Kriege befand, nicht durch eine Kontribution „geahndet werden 
möchte, und dennoch, Hat Se. Majeftät der König die erflärlichen Motive, 
die dem zu Grunde lagen, der Staatsraiſon geopfert. Es durfte einmal 
in der Welt nicht die Meinung ermwedt werden, daß ein Fürft, deſſen 
Soldaten thatſächlich zu Felde Kanden und dort unter Umftänden wirklich 
erſchoſſen wurden, nicht mit vollem Exrnfte das, was er einmal hatte über» 
nehmen müflen, auch ausführte, fo lange es fein mußte, etma in demfelben 
Sinne, wie das Morkihe Corps den Beiltand im ruffiihen Feldzuge 
durchführte. Dem Verdachte, der ja von den Gegnern des Großherzoglichen 
Haufes vielfach betont worden ift, durfte Feine neue Nahrung gegeben 
werden. Auf der anderen Seite habe ich die Anficht, daß der Deutſche 
fih des durch den langen Frieden genährten Gefühle entwöhnen muß, 
daß der Krieg eigentlih nur Spaß wäre, und daß, wenn er vorbei ift, 
man vom Manöver nah Haufe geht. Einen Volksſtamm für den Krieg, 
den jeine Regierung führt, zu ftrafen, kann nicht unfer Beruf fein, wir 
batten nicht Srafende Gerechtigkeit zu üben, fondern wir wollten erreichen, 
was national richtig und nüglich ſchien. Glauben Sie, daß in der Mehrheit 
der Bevölkerung von Sachſen, Hefjen, ja ich will felbft fagen von Ponnoner, 
die Bevölferung feindjeliger gegen und geweſen ift, als in der Majorität 
von Baden, daß die Fächfifche evölferung diefen Krieg mit großer Freude 
in ihrer Mehrheit gefehen hätte? Ich glaube nicht. Wenn die fächfifche 
Bevölkerung hätte abſtimmen können, von diefer Krieg geführt werden 
oder nicht, jo würde fie die Frage verneint haben. Nichts deito meniger 
bat Niemand etwas darin gefunden, daß nach dem Kriege eine Kontribution 
in Sachſen erhoben wurde. ‘Daß diefe Koftendedung eine allgemeine fein 
jollte, war bereit8 bei den mündlichen Verabredungen in Nikolsburg vor⸗ 
ejehben worden. Dies maren die Gründe, welche Seine Majeftät den 
Önig bewogen, contre coeur damals zuzuftimmen, bei denen ich auch den 
Herrn Borredner bitten möchte, fich zu beruhigen. 

Der Herr Borredner hat mit großer Beftimmtheit außgefprochen, daß 
er in der Aufnahme des Großherzogthums Baden den Anfang der Boll- 
endung des Bundes fehe. Meine —* hier kann ich nur Ueberzeugung 
gegen Ueberzeugung ſtellen: meiner Ueberzeugung nach würde in 
einer ſolchen Maßregel die Hemmung der Vollendung liegen, 
— nicht blos ein Anfang der Hemmung, ſondern ein ziemlich dauerhafter 
Hemmſchuh, mit dem am Rade wir an der Vervollſtändigung des Bundes 
alsdann weiter zu arbeiten haben würden. Ich kann nur dringend wün⸗ 
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fhen, meine Herren, daß Sie der Leitung der ausmärtigen Angelegens 
beiten des Bundes, der Sie früher in wichtigeren Fällen, und namentlid 
in der Zeit, von der der Herr Borredner fprach, wo dieſer Verfafſungs⸗ 
paragraph gefchaffen wurde, Ihr Vertrauen in einer mitunter mich beſchä⸗ 
menden Weile zugewendet baben, auch jett Ihr Vertrauen dadurch be 
funden wollen, daß Sie den Antrag, wie er gedrudt vorliegt, nicht annehmen 
wollen. ch würde mich nicht fo beſtimmt dagegen ausgeſprochen haben, 
wenn er nicht durch die Rede des erften Herrn Redners, ſowie gefcheben, 
erläutert worden wäre; da würde ich vielleicht mein Gemiflen damit haben 
berubigen fönnen, daß er eine dilatorifche Klaufel hat, deren Dauer ja 
von Berfchiedenen verjchieden beurtbeilt werden kann. So aber werde ich 
e3 von Denjenigen, die Bertrauen zu meiner Leitung der Geſchäfte haben, 
F eine Bekundung deſſelben anſehen, wenn ſie für dieſen Antrag nicht 
timmen. 


Nach dem Abg. Mi quel ſagt der Bundeskanzler weiter: 

Ich kam heute hierher, noch im Zweifel, ob ich es mir überhaupt 
gefallen laſſen ſollte, über Fragen der auswärtigen Politik in dieſer Weiſe 
Öffentlich interpellirt zu werden, ob ih dem Mißbrauch Vorſchub leiſten 
ſollte, daß beliebig aus irgend einem äußeren Grunde bei einer 
Frage über Jurisdiltion die große Bolitit — ih fage nidt 
nur die deutſche, fondern auch die europäiſche — zum Begen- 
ftand öffentliher Diskuffion gemaht wird. Ich Tann das nicht 
hindern, aber daß dabei der Vertreter der ausmärtigen Bolitif interpellirt 
wird und, wenn er nicht falfch beurtheilt werden will und fich nicht falfche 
Motive unterjchieben lafjen will, gezwungen ift, gi antworten, fcheint mir 
befremblih. Ich kam halb und —* mit der Neigung her, mich dieſem 
Zwang zu widerſetzen und anzunehmen, daß der Antrag, den Sie geſtellt 
haben, in der Abficht geftellt fei, daß Sie Ihre eigene Anficht ausſprechen 
wollen, aber nicht nothwendig die Abficht einfchließe, die meinige an den 
Tag zu fördern. Nichtödeftomeniger hat die Rede, mit der der erſte Herr 
Redner den Antrag einleitete, es mir ganz unmöglich gemacht, dazu zu 
fhweigen; abgejehen von den faltifhen Jrrthümern, wie daß 3. B. der 
Minifter Mathy die Intentionen der badifchen Regierung in einer offi- 
ziöfen Weiſe mir mitgetheilt hätte. Der Herr hat mir einen Privatbrief 
gefchrieben, deflen Konzept nachher unter feinen Binterlaffenen Papieren 
gefunden und fehr gegen den Wunſch der badifchen Regierung veröffent- 
Iıht worden ift. Diefer Privatbrief verlangte von mir, ıch folle eine pro: 
miſſoriſche Bolitit machen, — erklären, in meldem Zeitraum etwa, und 
die Autorifation ertbeilen, daß dieſes einigen leitenden Parteiführern mit: 

etheilt werde. Wenn dies gejchehen märe, fo mußte ich natürlich voraus 
Feen ‚ daß dieſe Parteiführer nicht blos aus Neugierde die Mittheilung 
wünſchten, fondern um ihrerjeit® Gebrauch davon zu machen, alfo die 
beabfichtigte Politik zu veröffentlihen. Auf diefen Privatbrief — umd 
etwas Anderes ift nicht vorgefommen — habe ich geantwortet, ich müßte 
es ablehnen, eine promifforijche Politik überhaupt zu treiben, wie ich es 
jet auch) ablehne. Die auswärtige Politik ift nicht ein Gewerbe 
er Art, daß fie unbedingt die vorhergehende VBerdffentlihung 
aller ihrer Phaſen verträgt. Was der Herr VBorredner unter Boll3- 
politif verfteht — ein Wort ftellt bekanntlich zur rechten Zeit fi em, 
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— fo weiß ich nicht, verfteht er darunter die öffentliche Meinung, die im 
Jahre 1866 in Adreſſen und beftirmte, diefen Krieg nicht zu führen, — 
verfteht er darımter die Verweigerung der Mittel, diefen Krieg zu führen? 
Das war Bollspolitil, wenn die Sache irgend einen Begriff hat, und 
ih glaube, man weiß e8 und Dank, daß wir damald die Sache beffer 
verftanden haben, wie diefe Volkspolitik. Ich möchte fagen, e8 thut mir 
faft leid, daR ich meinen Borfag, zu fchmeigen, nicht ausgeführt habe; 
aber ich hätte darin eine Nichtachtung der Berfammlung geſehen, ich häte 
damit Thür und Thor geöffnet gefeben jeder Verdächtigung der Motive 
meine3 Shmeigene, Man würde bald ausmärtige, bald inländifhe Rück⸗ 
ſichten, bald Bodenſätze und Niederfchläge eines veralteten preußiſchen 
Junkerthums als Motive bezeichnet, bald — ich weiß nicht nach welchen 
Richtungen hin — mid) verläumdet haben, wenn ich gefchwiegen hätte. 
Nun ftellt fi) aber die Sache einfach fo: Wir find fiber den Zwed ganz 
einig, den wir erftreben, nämlich eine Einigung de8 gefammten Deutjch« 
lands, deren feften Abfchluß wir überhaupt in feiner konkreten Form uns 
heute fchon zu denken haben, fondern fie Tann als einer ewigen Vervoll⸗ 
kommnung, jo lange e8 Völker giebt, fähig angefehen werden. ‘Der augen- 
blickliche Norddeutide Bund ift ein konkreter Ausdrud der Einigung, den 
ich jedoch al8 ein vorübergehendes Stadium betrachte, ebenfo wie ich ihn, 
durch Baden vergrößert, ehenfall8 nur als ein vorlibergehende8 Stadium 
betrachten würde. Wir find über den Zwed alfo ganz einig. Und in 
diefer Tage tritt ein Redner derjenigen Partei auf, die behauptet, fie hätte 
mir ihr Vertrauen und ihre Unterftügnng jederzeit bewiefen, und bean- 
ſprucht, daß der Rehotag bezüglich der Mittel der Hofkriegsrath für 
meine Politik fein folle. ‘Das fegt ein Mißtrauen voran, wenn auch 
nicht in meinen guten Willen, fo doch in meine Einficht. Ueber den 
Zweck find wir einig; aber über die Mittel find die Herren der Mei⸗ 
nung, daß fie die Auswahl der Mittel, die Auswahl des Zeitpunfts 
beffer verftehen als ich und ich bin der Meinung, daß ich das befler ver- 
ftebe als Sie, nur darüber können wir ung nicht einigen. So lange ich 
aber Bundesfanzler und ausmärtiger Minifter bin, jo muß 
die Politit nah meiner Einfiht gemadht werden, und wenn 
Ste ihr Steine in den Weg legen, ihr Knüppel in die Räder 
fhieben, jo hindern Sie diefe Politik, und die Berantwort- 
Iichleit für dieſe Verhinderung, ja felbft für die unzeitige 
Nöthbigung, mid auszuſprechen, die Verantwortlichkeit für 
die Folgen tragen Gie, die Antragfteller und Redner, nicht ich. 
Wenn ich aber nım noch dem ausgeſetzt bin, daß einer der Herren Redner 
diefer Partei, die mich zu unterftügen vorgiebt, die behauptet, jederzeit 
mir Beweiſe ihres Vertrauens gegeben zu haben, nur heute nit, — 
meine Herren, wir wollen in den Büchern nicht blättern, — wenn Je⸗ 
mand, auf deſſen Unterftügung perjönlich ic) in der That gerechnet habe, 
wenn der Herr Abgeordnete, während wir fo nah aneinander figen, wäh⸗ 
rend er fo gut hört und fo einfichtsnoll zu urtheilen weiß, wenn er einen 
fo weſentlichen Theil deflen, was ich gejagt habe, ſchon jet unabſichtlich 
fo entftellt, auf was für Mißverſtändniſſe muß ich dann überhaupt gefaßt 
fein, wenn die Worte, die ich gejprochen habe, erft in den Zeitungen von 
Uebelmollenden zerpflüdt werden, — wenn ſchon mein befter Freund, zu 
denen ich den Heren Vorredner rechne, zu jolchen Mißverſtändniſſen ges 
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langt, als hätte ich gefagt, ich wollte daß ganze Süddeutſchland entweder 
auf einmal oder gar nicht. Es hat das in meinen betreffenden 

in feiner Weife gelegen; ich erinnere daran — es wird dad noch im Ge⸗ 
dächtniß fein — ich gebrauchte das, dem Herrn Borredner vielleicht befier 
wie mir geläufige lateiniſche Idiom rebus sic stantibus. Ich ſchloß durch⸗ 
aus den Fall nicht aus, daß wir fehr wohl zu einzelnen Anfchlüflen 
fommen könnten. Ich weiß 3. B. nicht, ob, wenn heute dieſelbe Bereit 
willigleit von Seiten der bayrijchen Regierung vorhanden wäre, ich den 
Fall nicht ganz anders beurtheilen würde. Ich weiß ferner nicht, ob, wenn 
dieje Bereitwilligleit von Seiten der badifhen und württembergiſchen, ein 
jchließlich der ſüdheſſiſchen Aegierung vorhanden wäre, ich den Fall auch 
nicht anders beurtheilen würde. Einer der Herren Abgeordneten hat bie 
Güte gehabt, mir ein Material zu fuppeditiren, woraus der Herr Rebner 
entnehmen fann, daß ich nicht blos heute und ex post dieje Auslegung 
gebe. Es find dies die Verhandlungen vom 9. April 1867 über ben 
eimalgen Eintritt des füdlichen Theil des Großherzogthums Heſſen in 
den Norddeutihen Bund, mo ich, glaube ich, mich unumwunden dahin 
außgeiprocdhen habe, daß, wenn der Antrag der heſſiſchen Regierung er⸗ 
folgte, die Sache in Verhandlung genommen werden würde; ich babe den 
Weg näher bezeichnet, aber ich glaube, man muß fehr feindlich gegen mich 
lefen, wenn man irgend eine Abneigung meinerfeitS aus Dielen Zeilen 
beraußlefen will, die in dem ſtenographiſchen Beriht — ich will Sie nit 
aufhalten und die Rede nicht unnöthig verlängern — enthalten find. Nun 
frage ich, welches Intereſſe hat der Herr VBorredner denn, dem Publikum und 
den Leuten, der öffentlichen Meinung, auf deren Bertrauen ich rechnen 
muß, eine unvichtige Vorftellung von meinen Zweden, von meimen Zielen, 
von meiner YAuffafjung zu geben? und wäre es nicht wenigftens, wenn 
nicht der Achtung von mir, doch den Rüdfichten auf das öffentlicdye Wohl 
entipreshend, unter ſolchen Umftänden genauer zu hören, ehe man mit jo 
vieler Entſchiedenheit und fo vielem ebetorifchen Schmud meine Juten⸗ 
tionen dem Publikum in einer unrichtigen Weiſe darftellt? Ich fürdte 
Ihnen zu lang zu werden, meine Herren, wenn ich mit derfelben Aus- 
dehnung, mit der der Herr Vorrebner mir Stoff dazu gegeben hat, die 
einzelnen — mir fällt immer ein zu harter Ausdrud dabei ein — die 
einzelnen unrichtigen Auffafjungen meiner Aeußerungen repidiren wollte; 
wir kämen nicht zu Ende. Ich Tann den Herrn Vorredner nur bitten, 
meine Rede genauer zu lejen, und er wird ſich felbft überzeugen, daß er 
mir Unrecht gethan bat und daß er durch das weitreichende Sprachrohr 
der Tribüne bei einem großen Theil desjenigen Publitums, welches nur 
Zeitungen lieft, in denen die Neden feiner Partei unverlürzt gegeben 
werden, die meinen aber verkürzt und unvollftändig, dazu beigetragen hat, 
einen falfchen Eindrud von meiner Stellung herbeizuführen. Im Uebrigen, 
ich komme ungern — Sie haben mir früher vorgeworfen, daß ich, wenn 
die Gründe mir außgingen, etwa erklärte: dann jpiele ich nicht mehr mit, 
dann helfen Sie fi wie Ste können — ich komme ungern auf ein 
ſolches Thema; aber Herr v. Blandenburg, wie er ſprach, fagte ganz 
richtig: verftehen Ste die Sache befier, fo müſſen Sie Bundesfanzler 
werden, jo iſt e8 ganz unrichtig, daß Sie dort figen, denn die öffentliche 
Bolitit Deutjchlandg Tann von den Stühlen nicht geleitet werden, fie 
muß von bier geleitet werden; wiſſen Sie Alles befjer wie id, jo 
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fegen Sie fich bierbet, und ih werde mich auf jene Stühle 
fegen, und will diejenige Kritil üben, die mir eine 20jährige 
Erfahrung in den Beiääften deutſcher Politik an die Hand 
geben wird; aber ich verfihere Sie, mein Patriotismus wird 
mid ſchweigen lajjen, wenn ich fühle, daß Spreden zur Un— 


zeit ift. 
(Der Laskerſche Antrag wurde fchließlich zurüdgezogen.)- 


— — — — — 


Das Strafgeſetzbuch und die Todesſtrafe. 
J. 
1. März. Erklärung des Grafen von Bismarck. 


Ich getraue mir nicht, den Gründen, welche in dieſer Frage für und 
wieder angeführt find, ſolche Hinzufügen zu können, welche die Ueberzeugung 
des einen oder ded andern zu beftärken oder zu erſchüttern vermöchten. 
Wenn ih dennod das Wort ergreife, fo gejchieht e8, um Zeugniß dafür 
abzulegen, daß die Argumente, die ich bier gegen die Todesſtrafe gehört 
habe, meines Erachtens nicht die Kraft haben werden, die Ueberzeugung 
der Mehrheit des Bundesraths, der Mehrheit der Regierungen, welche 
fid) im Bundesrath für die Vorlagen ausgeſprochen haben, zu erſchüttern — 
welche ſich nach forgfältiger Prüfung in allen Stadien, den technifchen ſowohl 
wie den politifchen, für die Beibehaltung der Todesftrafe entfchieden hatten. 

Wenn ich den Eindrud, den ich von der Discufjion habe, und der 
nich dies äußern läßt, reſumire, fo ift e8 einmal der der Ueberſchätzung bei 
den Gegnern der Todeaftrafe des Wertbes, welchen fie dem Leben diejer Felt 
und der Bedeutung, welche fie dem Tode beilegen. ch kann mir denfen, 
dag jemandem, der an eine Yortfegung des individuellen Rebens nach dem 
leiblichen Tode nicht glaubt, die Todesſirafe härter erjcheint al3 demjenigen, 
der an die Unfterblichkeit der ihm von Gott verliehenen Seele glaubt: aber 
wenn ich der Frage näher ind Auge fehe, jo Tann ih auch das kaum 
annehmen. Für Jemand, der des Glaubens nicht ift — zu dem ich mid 
von Herzen befenne — der Tod fei ein Uebergang non einem Leben in 
das andere, und wir jeien im Stande, aud) den Ichmeriten Verbrecher 
auf feinem Grabe die woche Berheißung zu geben: mors janus vitae 
— für Jemand, der diefe Ueberzeugung nicht theilt, müflen die Freuden 
dieſes Lebens einen folhen Werth haben, dag ich ihn faft um die Empfin- 
dungen, die fie ihm bereiten, beneide; er muß in einer Befchäftigung 
leben, die für ihn fo befriedigende Erfolge aufweiſt, daß ich feinen Ge- 
fühlen darin nicht zu folgen vormag, wenn er mit dem Glauben, daß 
jeine perfönliche Eriftenz mit diefem leiblichen Tode für ewig abgefchloffen 
jei, wenn er mit diefem Glauben e8 tiberhaupt der Mühe merth findet, 
weiter zu leben. Ich will Sie nicht hier auf den tragifchen Monolog von 
Hamlet vermeifen, der alle die Gründe anführt, die ihn bewegen jollten, 
nicht weiter zu leben, wenn die Möglichkeit nicht wäre, nach dem Tode 
vielleicht zu träumen, vielleicht Doch noch etwa zu erleben — wer meiß, 
was. — Der aber .darüber mit ſich einig ift, daß diefem Leben kein 
anderes folgt, der kann dem Berbrecher, der, um mit den Worten des 
Dichter8 zu reden, jeften Blid8 vom Wabenftein blidet, in das Nichts 
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bineinfiebt, für den der Zod die Ruhe, der Schlaf ift, derjenige Schlaf, 
den Hamlet erſehnt, der traumloſe, nicht zumuthen, bei ſolcher Auffafjung 
in der engen Zelle eines Gefängniſſes, beraubt von Allem, was dem 
Leben einen Reiz verleihen kann — um die Worte eines Gelehrten zu 
gebrauchen — das Phosphoresciren ſeines Gehirns noch eine Zeit lang 
fortzuſetzen. Es iſt einerſeits dieſe übertriebene Bedeutung des Ueber: 
ganges aus dem einen Leben in das andere, welche von den Regierungen, 
die im Bundesrathe die Majorität bildeten, nicht in dem Maaße, glaube 
ich, wird gewürdigt werden, wie bier. 

Ich habe hier das Gefühl gehabt, daß das Wort des Dichters: 
„Und ſetzet Ihr nicht das Leben ein, nie wird euch das Leben gewonnen 
fein“ und das andere Wort, daß das Neben der Güter höchftes nicht iſt, 
bei uns in eine merkwürdige Vergefienheit geratben, in einen Wuſt von, 
meines Erachtens, faljcher Sentimentalität begraben worden if. Sch habe 
ferner den Eindrud gehabt, daß die gegneriiche Auffaffung von emer 
gewiſſen, krankhaften Neigung geleitet war, den Verbrecher mit mehr 
Sorgfalt zu ſchonen und vor Unrecht zu ſchützen, als ſeine Opfer. Es iſt 
angeführt worden, daß in den Zeiten, mo die Todesſtrafe häufiger geübt 
wurde, die Verbrechen auch häufiger geweſen ſeien; es iſt auf das Mittels 
alter, auf die Zahl der damals üblichen qualifizirten Todesſtrafen zurüd- 

egriffen worden. Meine Herren! Sind Sie denn ganz fidher, daß bie 
Minderung der Verbrechen, welche eingetreten ift, nicht auch eine Zolge 
ewejen ſei der Jahrhunderte lang ftreng geübten Handhabung der obrig- 
eitlihen Strafgewalt? (Ein Mitglied des Neichstages unterbrach bier 
die Rede durch den Auf „Pfui!“). Dergleichen Gragen wollen doch wiſſen⸗ 
fchaftlih unterfucht werden, und können mit der Rohheit eines „Pf“ 
nicht abgethan werden. Sch bin demjenigen Herrn, der feine Migbilliguag 
fo energiſch zu erfennen gab, gern bereit, zu erllären, daß die fortichrer- 
tende Bervolltommnung der menſchlichen Einfiht und Bildung, alle die 
Güter der Eivilifation, die wir mit Recht rühmen hören, das Yortichreiten 
der Gefittung nicht ohne Antbeil an der Sache ift, e3 ift das Fortſchreiten 
derjenigen Gefittung, deren Grundlage fi auf dad Chriſtenthum unjerer 
Väter zurüdführen läßt, fie wirkt noch heute in allen Schichten des Volles, 
fie trägt Sie heute noch, die Sitte; die Abjchaffung der Zodesftrafe da- 
egen bat nur auf jehr kurze und Heine Bezirke bejchräufte Erfahrungen 
di fih. Ich halte mich meinerſeits nicht für berechtigt, die Mehrheit der 
friedlichen Bürger dem Experiment ohne Weiteres preißzugeben. Es eilt 
ja nicht fo, Sie können die Todeaftrafe jederzeit, jobald eine Einigkeit 
der Mehrheit diefer Berfammlung mit der Mehrheit des Bundesrathes 
ſich berftellen läßt, noch immer abjchaffen, nachdem Sie das Strafgejet 
angenommen haben. _ 

Warum wollen Sie den großen Fortjchritt, der in dem gemeinjamen 
Strafrecht liegt, von diefer einzelnen Frage abhängig machen? Daß bie 
Gegner der Todesſtrafe jelbit doch nicht an der Wirkjamfeit, an dem 
Eindrud, den fie für den Schuß des friedlichen Bürger macht, durchaus 
zweifeln, das geht ſchon daraus hervor, daß Sie für foldhe Fälle, wo es 
abfolut darauf ankommt, wirkſamen und hinreichenden Schug der Sicher 
beit berzuftellen, die Todesftrafe beibehalten wollen. Was ift denn ber 
Grund, weshalb Sie im Belagerungszuftande und, wie ich nicht zweille, 
im Heere, auf der Marine, da, mo es Ihnen darauf anlommt, daß Ruhe, 
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Ordnung und Gehorfam gegen das Geſetz unbedingt fichergeftellt werden, 
auch Sie die Todesftrafe beibehalten wollen, doch wohl, weil Sie diefer 
Strafart eine noch energifchere Wirkung zujchreiben, ald der Ausficht auf 
eine Einfperrung mit möglicher Begnadigung oder Befreiung. Wenn Sie 
das aber zugeben, daß nur um eined Haares Breite mehr Schug für den 
friedliden Bürger darin liegt, dann find Sie dem friedlihen Bürger 
Ihuldig, daß Sie ihm dieſes Mehr von Schuß, welches die Geſetzgebung 
gegen Räuber und? Mörder geben kann, auch geben. Die Regierungen 
werden alſo ihrerjeit8 jchwerlich geneigt fein, die Verantwortlichkeit für 
die Entziehung diefer Völligfeit, diefer Plenitüde des Schutzes, welche in 
der Todesſtrafe liegt, zu übernehmen. Ich finde ferner eine Inkonſequenz 
der Herren darin, daß Sie der Obrigkeit das Recht der Tödtung Be- 
hufs der Repreſſion verfagen, Behufs der Präventiv» Maßregeln aber ge⸗ 
ftatten wollen. Gerade umgefehrt, wie Sie in der Gejeßgebung für die 
Preſſe plaidiren. Sie wollen der Obrigleit in der Bertheidigung ihrer 
Rechte, Sie wollen der Obrigkeit im Schute des Eigenthums des ein» 
zelnen Bürger8 in der Hinderung eines Verbrechens das Recht zu tödten 
nicht beftreiten, und doch handelt e8 ſich da nicht um einen überführten, 
fondern erft um einen möglichen Verbrecher. Sie wollen zum Schug 
des Eigenthums — und bier handelt es fih um den Schu des lebens, 
denn es ift weſentlich nur von den Zodesftrafen der wirklihen Mörder 
die Rede — zum Schuß des Eigenthums mollen Sie die Tödtung zus 
laſſen. Arbeiter, die in einem Aufftande ein Comtoir oder einen Bäder: 
laden ſtürmen, auf die darf gejchofjen werden; ob es aber einen Schul« 
digen trifft, weiß man nicht einmal; ob e8 ein Menſch geweſen ift, der 
auch nur die Abficht gehabt event. zu morden, weiß man nicht, — aljo 
um das Eigenthum eines Bäderd zu jchüten, um ein Comtoir zu fchügen, 
darf der Staat tödten, und um den friedlihen Bürger in ftärlerer 
Weiſe gegen den Fall zu fchügen, daß ſich bei ihm der Raubmörder 
einfchleiht und Familien balbdugendweiie unbringt, da wollen Sie dem 
Staate das Recht zu tödten nehmen. Die Berfchleppung einer Viehfeuche 
darf Durch Tödtung eines Menſchen verhindert werden, —2 — der Ge⸗ 
fahr läuft, das Kontagium der Rinderſeuche weiter zu tragen, wird von 
dem wachthabenden Poſten, wenn er dem Geſezz nicht gehorcht, über den 
daufe geſchoſſen, um nicht das liebe Vieh in Lebensgefahr zu bringen. 

er Schutz des Menſchenlebens gegen Verbrecher aber ſcheint weniger Boch 
zu ftehen, natürlich nur deshalb, weil man fi diefe Momente zum Ver: 
gleichen nicht nahe rüdt. Sie müfjen der Obrigleit das Recht zu tödten 
entweder ganz nehmen, oder Sie müſſen e8 ihr auch im Falle der Re⸗ 
prejfion und nicht blos für Durdführung von Präventivmaßregeln lafien, 
und Sie müſſen den Schuß des Eigentbumß wenigftend in der Theorie 
nicht höher ftellen, al3 den des Lebens. Es gefchieht dies in einer Zeit, 
wo man im Großen und Ganzen in Bezug auf Menfchenleben nicht ges 
rade weichlich ift. Wieviel Menjchenleben werden bei uns für die öffentliche 
Bequemlichkeit, für die Förderung des Erwerbs heute aufs Spiel gejekt, 
wieviel Todesfälle fommen auf das Erplodiren von Dampilefieln, wie 
Biele fommen in Bergwerken und auf Eijenbahnen um, wie Biele fommen 
um in Yabrilen, wo giftige Dünfte ihre Gefundheit zerflören? Und nichts⸗ 
deftoweniger fommt man nicht auf den Gedanken, zur Schonung bes 
Menfchenlebens die Förderung der menfchlihen Bequemlichkeit und Wohl⸗ 
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fahrt, die in diefen Gewerben liegt, zu unterfagen. Kaum der Gedante 
fommt bei ung zum Durchbruch, daß man den Leuten, die auf diefe Weiſe 
mit täglicher Lebensgefahr fämpfen, daß man dem Eifenbahnführer, dem 
Lolomotivführer, dem Bergmann, Leuten, die der Gefahr eines plöglichen 
Todes an jedem Tage, zu jeder Stunde ausgefegt find, daß man ihnen 
mit der Gejeßgebung infomeit zur Hülfe fommt, als man vermödhte. 
Barum wendet fih das Gefühl denn gerade der Schonung bes 
Berbredhers zu, ohne daß Sie nad) jener Richtung fchon gethan hätten, 
was Ihnen zu thun möglich ift. Ich fuche einige Erklärung in dem Um⸗ 
ftande, der ja ſchon früher, in der geftrigen Sigung mehrfady hervorge- 
hoben tft: in der auffälligen Erjcheinung, daß die Gegner der Zodesftrafe 
hauptſächlich Juriſten find, und daß in den Juriſten eigentlich der Ur⸗ 
fprung der Bewegung gegen die Todesftrafe liegt. Es Tann ja fen, daß 
in dem Nichter ih das Gefühl ausbildet, bat e8 dem Menſchen über- 
haupt nicht gegeben ift, volllommen gerecht zu fein, daß es ihm: nicht ge- 
eben ift, nach Maßgabe des Verbrechens und der Entfchuldigungsgründe 
Feine Strafe zu bemeilen, daß es ihm nicht gegeben, ſich fo in die Lage 
de8 Andern bineinzudenfen, daß er fi fragen kann: wäre ich ganz der» 
felben Verſuchung bei derfelben Erziehung auegejegt ewejen — hätte 
ih dann vielleicht daffelbe Berbrehen begangen? In —* vielen Fällen 
mag der Einzelne befcheiden genug jein, das zıf bejahen, ich hoffe, ex 
wird dann auch gerecht genug fein, zu Iogen, dann hätte ich anch gegen 
meine Hinrichtung nichts einzumenden. Aber den Grund, warum gerade 
die Richter und die Gefchworenen vorzugsweiſe gegen bie Todesſtrafe 
find, fuche ich doch noch auf einem anderen Gebiete. Es ift eine der 
Krankheiten unferer Beit die Scheu vor der Verantwortung, auf eigene 
Ueberzeugung bin ein Todesurtheil auszufprechen, von Seiten der Ge⸗ 
ſchworenen auf eigene Ueberzeugung hin einen Wahrſpruch zu geben, von 
dem fie nach dem Gejege annehmen können, daß er die Zödtung bes 
Verbrecherd zur Folge bat. Diefe Furcht vor der Verantwortlichkeit ift 
eine Krankheit, die unſere ganze Zeit durchſetzt, es ift eine Krankheit, die 
bi8 in die höchſten Spigen der menjchlidhen Hierarchie hinaufreicht; ſelbſt 
dem Souverän ift die Verantwortlichkeit im höchſten Grade beſchwerlich 
und empfindlih, die er mit der Handhabung des Rechtsfchwertes über: 
nimmt — um wie viel mehr dem Wichter, der weniger daran gewöhnt 
ift, Interefien von folder Schwere, wie die Srahung eines feiner Neben 
menjchen aus der Reihe der Lebendigen, auf feine Berantwortlichfeit zu 
übernehmen. Daß der Richterſtand beftrebt ift, diefe VBerantwortlichkeit 
108 zu werden mitt dem einen Geſetzesparagraphen: ihr braucht Riemanden 
mehr zum Tode zu verurtheilen, das ift mir menſchlich fehr erklärlich, 
namentlich in der Jetztzeit, mo Jedermann jo leicht zur Kritik bereit ift, 
dagegen zur Uebernahme eine Amtes mit folgenſchwerer Verantwortlich⸗ 
teit Doch im Ganzen nur jehr wenig Leute. Und diefe — ich kann es 
nicht anders nennen, als eine Schwäche in dem fo ehrenwerthen und 
hohen und edlen Stande unferer Richter — dieſe ſchwächliche Abneigung, 
ihr Amt bis in feine höchfte Potenz zu üben, ich kann nicht anders fagen, 
als: fie beruht auf einem Mißverſtaͤndniß. Denn ift nicht die Berant: 
wortlichleit eben fo ſchwer, wenn ich einen Menfchen zeitlebens einjperre, 
ja ich gebe weiter, ift nicht die Berantwortung moralifch diefelbe, wenn 
ich einen Menjchen auf acht Tage ungerecht einjperre, als wenn ich ihm 
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zum Tode verurtheile? Ich kann gar nicht wiſſen, zu welchen Wirkungen 
eine achttägige ungerechte Einjperrung führt, mie die ganze Eriftenz, Die 
ich dazu verurtheile, von diefem Augenblide an vielleicht eine faljche vers 
bitterte Entwidelung im Kampfe mit den Geſetzen nimmt und weiter zu 
Berbrechen gefördert wird. Ich möchte alfo an die Herren Juriften 
die Aufforderung rihten: [hreden Sie Angefihts der hoben 
Aufgabe, die Ihnen von der Borfehung auferlegt ift, nit vor 
Erfüllung derfelben in ihrem höchſten Stadium zurück und 
werfen Ste das Richtſchwert nicht von fih, Sie können fi dazu 
nur gedrungen fühlen, wenn Sie Ihrem Arm in jeiner Handhabung le⸗ 
diglich mentchliche Kraft zutrauen. Eine menfchliche Kraft, die feine Recht⸗ 
fertigung von oben in fi jpürt, iſt allerdings zur Führung des Richt- 
ſchwertes nicht ftark genug! Ich möchte die Sobe Berfammlung bitten, 
obwohl ich fürchte, daß es ohne Erfolg ift: verfagen wir dem friedlichen 
Bürger des Norddeutihen Bundes den Schuß, den Sie ihm im vollften 
Magße fchuldig find und fo weit wir ihn irgend leiften können, nicht 
unter den Eindrüden eines Gefühle, was ich, ohne irgend Jemand damit 
fränten zu wollen, — aber ich weiß feine logiſch richtigere Bezeichnung — 
nnr als eine kränkliche Sentimentalität der geit bezeichnen Tann. ch 
tomme nad diejer Einleitung zurüd auf die Meinung, die id von dem 
weiteren Schickſal unferer Vorlage babe. Ich glaube nicht, daß, wenn 
die Vorlage des Strafgeſetzbuches nah Streichung der Todesſtrafe aus 
derjelben an den Bundesrath zurüdgelangt, die Majorität eine andere 
fein wird, als die vorige; ich glaube deshalb, daß damit das Schidjal 
der Vorlage, für diefe Seffion wenigſtens, befiegelt fein würde. Ich bin 
indeſſen nicht berechtigt, im Namen zukünftiger Dajoritäten des Bundes» 
raths zu ſprechen; ih kann mit voller Sicherheit nur von der 
preußifhen Stimme und von dem preußifhen Einfluß reden, 
der aber wird mit feinem vollen Gewicht für die Beibehal— 
tung der Todesſtrafe eingefegt werden; nur dafür fann id 
bürgen. ‘ch bin aber von der Wiederholung der früheren Boten um 
jo mehr überzeugt, als der Bundesrath für oratorifche Eindrüde auf 
feine Ueberzeugungen nicht empfänglich ift, letere vielmehr aus den wohl⸗ 
erwogenen Inſtruktionen der Megierungen hervorgehen. 


Dem Abgeordneten Fries entgeguete der Bundeslanzler noch: 

Meine Herren! Die Mehrheit des Reichstages zu refpeltiren, daran 
werde ich e8 gewiß niemals fehlen Laffen, und wenn uns nicht unfer eigenes 
Gefühl dazu triebe, würden wir doch dazu genöthigt fein, denn wir 
können ohne die Mehrheit des Neichstags nichts machen. Aber die Sache 
hat doc auch ihr Gegenfeitiges in diefer Degiehung und wenn der Herr 
Borredner das Reſpektiren der Mehrheit des Reichstags jo außlegt, daß 
der Bundesrath fi) eben jeder kundgegebenen Meinung der Mehrheit des 
Reichſstags unbedingt fügen müfle, dann muß er erft die Bundesverfaflung 
abſchaffen. Es liegt in diefer Phrafe eine Art Attentat auf die Bundes⸗ 
verfaflung und auf die Geltung derfelben, gegen das ich mich verwahren 
mu 


Ich bin überzeugt, daß der Bundesrath und die geſammte Regie⸗ 
rung ſich nicht nur mit der Majorität des Reichsſstages, ſondern, was 
unter Umftänden etwas ganz Anderes fein kann, auch mit der Majorität 
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des Volkes in voller Uebereinſtimmung über die Ziele halten muß, die 
a erftreben find, und daß folche Ziele, die im Widerfpruch mit der öffent- 
ihen Meinung der großen Mehrheit des Volles von dem Bundesrath 
erftrebt werden könnten, von ihm fchwerlich erreicht, ja, ich kann hinzu» 
fügen, gar nicht zu erreichen verfucht werden würden. Was ift denn aber 
dad Biel in diefer Trage, die und heute vorliegt? Doc nicht lediglich 
der Schug der Verbrecher vor dem Schaffot? Das Ziel liegt doch 
höher, e8 heißt, Schuß des frieblihen Bürgers Handhabung 
der Ordnung und Berehtigleit in dem Staatöwefen, dem 
wir angehören. Das ift das Ziel, über da8 wir mit großer Mehr- 
beit des Volkes und mit dem Neichötage einig zu fein glauben; handelt 
e8 fi) aber um die Mittel, vermöge deren dieſes Biel zu erreichen ift, 
dann geftatten Sie auch dem Bundesrath fein verfaſſungsmäßiges Mit⸗ 
reden. 


(Die Anträge auf Befeitigung der Todeftrafe wurden 
in der Vorberathung mit 118 gegen 81 Stimmen ange 


nommen.) 
Io. 
23. Mat. Rede ded Grafen von Bismarck bei der Schlußbe 
rathung. (Gleichheit ded Nechtd in den Bundeßftaaten). 
Segen ben Antrag von Pland: daß bie Zobesftrafe, Falls fie im Al. 
gemeinen beibehalten werbe, doch in benjenigen Staaten, wo fie auf- 
gehoben fei, aufgehoben bleibe. 

Meine Herren! Um zu der Borlage zu gelangen, welche Ihnen ur⸗ 
prünglich gemacht worden ift, haben die einzelnen Regierungen, ich kann 
agen, faft jeder Fürft perſönlich, faft jeder Rathgeber eines deutfchen 
Fürften perfönlich, weſentliche Opfer an ihren politiihen Ueberzeugungen, 
an ihren Wünfchen, an ihrem Rechtsgefühl, ich möchte fagen, an Ihrem 
Rehtsglauben bringen müſſen. Sie haben fie bereitwillig dem höher 
ftebenden Zwecke deutfcher Rechtseinheit gebracht. 

In demfelben Sinne find die verbündeten Regierungen an die Be—⸗ 
Tchlüffe des Reichſtages getreten, die ihnen nad) der zweiten 2efung vor⸗ 
elegen haben, und ich glaube, Sie werden ihnen da8 Zeugniß geben, daß 
fe auch dort dem höheren Zwecke der deutichen Rechtseinheit neue und er- 
bebliche Opfer gebracht haben. 

Manche der Regierungen hätten gewünfcht, wie viele unter Ihnen, die 
Todesfirafe zu befeitigen. Sie haben geglaubt, diefe ihre Ieberzeugung, 
diefen ihren Glauben an ein fittliche8 Erforderniß der Zeit dem 3 
gum Dpfer bringen zu müſſen, welchem die Schöpfung des Norddeutſchen 

undes weſentlich ihre Entftehung verdankt, dem fie bisher gedient hat: 
der deutſchen Nation die Rechtseinheit, die politiiche Einheit wiederzugeben. 
Diefen Zweck baben fie höher geftellt, als ihr Berlangen nach Abjchaffung 
der Todesſtrafe. 

Andere Regierungen, und zwar die große Mehrzahl, haben geglaubt, 
denen, die auf ihren Hechtsichug Anfpruß) haben, diefen Schuß durch eine 
Anmenbung der fchwerften Strafe in ausgebehnterem Maaße ſchuldig zu 
fein, als die jüngften Konzeifionen der Regierungen es zulafien. Dar 
Herr Borredner hat eben bemerkt, daß früher vierzehn verjchiedene Hülle 
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mit der Zodesftrafe bedroht gemeien find. Es hat ſchwere Kämpfe und 
lange Berhandlungen gefoftet, ehe dieje vierzehn Fälle auf das Maaß 
rednzirt worden Kind, welches der erfte Entwurf Ihnen unterbreitete, und 
demnächft auf Ihren Wunſch in Berüdfichtigung Ihrer Beichlüffe bat eine 
weitere ſehr beträchtliche Berminderung diefer Fälle eintreten können. Die 
Regierungen haben den Beweis gegeben, daß fie die eigene Ueberzeugung, 
die eigene Rechtsanſicht dem höheren nationalen Zwede zu opfern ſich ent» 
ſchließen Tönnen; nur eim Opfer können fie dieſem Zwede nicht bringen: 
das ift das Prinzip diefer nationalen Einheit jelbft. Hierin liegt der 
Grund, der fie hindert, dem Amendement der Abgg. Pland und Genofien 
ihre Zuftimmung zu ertheilen. Die Regierungen find anßer Stande, fi 
von der Vergangenheit des Norddeutfchen Bundes, fi von den Zwecken, 
welche uns bisher vereinigt und befchäftigt haben, in dem Maaße los zu 
fagen, daß fie aus der Quelle des einheitlichen Bundesrechts zweierlei 
Waſſer fliegen lafien, daß fie bemußter Weiſe und von diefer Stelle bier 
ein Ddoppeltes Rechtsſyſtem für den Norddeutichen Bund fchaffen. Ich 
ebe auf die juriftifchen Schwierigkeiten, die die Durchführung eines 
olden Syſtems bat, nicht ein, man kann deren viele aufftellen, wie die 
Frage etwa über ein Verbrechen, welches bei Nacht auf einer Eifenbahn- 
fahrt, wie e8 ja vorgelommen ift, ftattgefunden bat, — ob es in einem 
Gebiete, wo die Todesftrafe aufgehoben ift, ob es zwifchen Magdeburg 
und Leipzig etwa in der Gegend von Cöthen, oder ob es dicht vor Leipzig 
begangen worden ift; man könnte bei andern Berbreden, 3. DB. der 
Ermordung von Förftern durch Wilddiebe in Grenzwaldungen, ähnlich 
kaſuiſtiſche ragen aufftellen, fie ſollen mich nicht beichäftigen, ich halte 
mic, lediglich an die politifche Seite der Sache. Es ift für mid) eine ab» 
folnte Unmöglichkeit, e8 wäre ein volles Berläugnen meiner Bergangenbeit, 
mollte ich einem Gefege bier zuftimmen, welches das Prinzip Sanktionfet 
daß durch den Bund zweierlei Recht für die Norddeutſchen gefchaffen 
werden foll, daß gewillermaßen zweierlei Klafien von Norddeutichen ge⸗ 
ſchaffen werden ſollen, — eine Selekta, die vermöge ihrer Gefittung, ver» 
möge ihrer Erziehung fo weit vorgefchritten ift, daß felbft ihre üblen Sub- 
jelte des Korrektivs, des Nichtbeil® nicht mehr bedürfen und dann das 
profanum vulgus von 27 Millionen, welches diefen ſächſiſch⸗oldenbur⸗ 
iſchen Kulturgrad noch nicht erreicht hat, dem das Nichtbeil im Naden 
gen muß, um es in Ordnung zu halten. Dem können wir nicht zus 
flimmen; ich würde, meine Herren, eher ein nach meiner Ueberzeugung 
ſehr viel mangelhaftered aber einheitliches Strafgefeg in Kauf genommen 
haben, ich würde mich der Hoffnung bingegeben haben, daß bet dem ge⸗ 
funden Sinn umferer Bevölterung und ferner Vertretung ein Fehler eines 
mangelhaften Strafrecht3 jo allgemein kenntlich und fo allgemein fühlbar 
ift, dag die Lüiden ausgefüllt und Irrthümer verbefiert werden würden in 
einigen Jahren. Über das Berlafien unferer Grundprinzipien in Bezu 
auf die Einheit, die wir im Deutichland zu (haffen haben, das Inh hi 
niemal3 wieder gut maden. Ich kann von diefem Standpunkte aus bier 
fein Didenburg ımd kein Preußen kennen, ich kenne nur Norddeutſche. 
Unfere Aufgabe ift, die Gleichheit vor dem Geſetz für alle nord» 
deutſchen Bürger zu ſchaffen, nicht die Ungleichheit, da wo fie ift, gut zu 
deiben, oder gar fie innerhalb eines Bundesgebietes neu zu fchaffen. 
eine Herren, das ift eine politifche Unmöglichkeit. 
57 * 
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“ Wir find gegen Sonderredhte, gegen Sondbereinridhtungen, 
gegen die Borurtbeile einzelner Regierungen und einzelner 
Stämme, ja felbft gegen die Rechte einzelner Regierungen 
und einzelner Bolfsftämme, mitunter, weil wir uns der 
Größe unferer Ziele bemußt waren, mit Härte verfahren; ich 
darf wohl fagen, mit Härte, wenigftens mit Strenge. ir 
baben unverrüdt unjer nationales Zielim Auge behalten; wir 
haben nicht links, nicht recht8 gefehen, ob wir jemanden: mebe 
thäten in feiner theuerften Meberzeugung. Meine Herren, aus 
dieſem Geifte haben wir unfere rat, unferen Muth, unfere 
Madt qelhörft, zu bandeln wie wir getban. Sobald und 
diefer Geiſt verläßt, fobald wir diefem Geiſte entfagen, 
fobald wir ihn vor dem deutfhen Volke und feinen Nachbarn 
aufgeben, jo legen wir damit Zeugniß ab, daß die Spann- 
fraft, mit der wir vor 3% Jahren an diefer Stelle unfern 
Ausgang nahmen, in dem Sande des Partikularismug, des 
Bartitularismug der Staaten und des Partitularismuß der 
Barteien erlahmt if. Wir werden die Quelle, auß der wir 
die Berehtigung fhöpften hart zu fein und mit eifernem 
Schritt zu zermalmen, was der Herftellung der deutfchen 
Nation in ihrer Herrlidleit und Macht entgegenfland. .... 

(Tebhaftes Bravo! — Bon den Plägen der fozial- demokratiſchen 

draltion: Oho!“ — Erneuerter ftürmijcher Beilall) 

Meine Herren! Ich freue mich des Zeugnifies, was mir durch bie 
Migbilligung der Gegner deutfcher Einheit und deutfcher Größe gegeben 
wird, 

Meine Herren! Ich bitte um Entjchuldigung, wenn mich meine 
Kräfte noch nicht fo weit unterftügen, um der Vertheidigung unferer Sache 
mich ganz mit dem Nachdruck zu widmen, ten fie erfordert und der 
meiner Weberzeugung entjprähe. Aber, meine Herren, ich erinnere Ste 
an eind. Es —* noch nicht ganz zwei Jahre her, daß hier aus dem 
Schooße Ihrer Verſammlung die Anregung erfolgte, ein einheitliches 
Strafrecht für die deutſche Nation in der Zukunft, für den Norddeutſchen 
Bund einftweilen, zu ſchaffen. Diefer Anregung, die Ihnen zu verdanten 
ift, ift bereitwillig Et e gegeben worden; unmittelbar darauf haben fi) 
die nambafteften guriffen, die Leute, auf deren Namen in der juriftifchen 
Welt Deutjchland ftolz ift und ſtolz zu fein Urſache hat, verfammelt und 
haben mit einem Fleiß, der den Deutjchen jeder Zeit, mit einem pral- 
tiſchen Geſchick, welches ihnen nicht immer eigen geweſen ift, in kurzer 
Zeit ein Werk gefchaffen, dem auch feine Gegner, dem auch die, die «8 
über fi nehmen mollen, dagegen zu ftimmen und dem Norbdentfchen 
Bolfe dieſes Werk vorzuenthalten, doch die Anerfennung nicht verfagen 
können, daß es das Befe ift, was innerhalb Deutjchlands für eine größere 
Gemeinfchaft bisher geleiftet ft, daß es jedenfalls befier ift als Alles das, 
an deſſen Stelle es treten fol. Es find noch nicht ganz zwei Jahre 
verflofien, eine einzige Abflimmung nur trennt uns von der 
Berwirflihung der Wünſche, die Sie damals ausgeſprochen haben 
und an deren Berwirklihung in jo furzer Zeit vielleicht aud die San- 

uinifchen unter und, eingeden? der Schwierigkeit, Deutjche unter einen 
But zu bringen, fchwerlich geglaubt haben. Diefe einzige Abftimmung, 
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verfagen Gie die dem Norddentfhen Volke nit. Der Reiche: 
tag, den Sie bilden, wird in der Geſchichte der Neubildung Deutfchlandg 
ummer den Ruhm des erftgebornen ordnungdmäßigen Reichsſstags haben; 
er wird ſich durch feine Leiltungen dieſes Ruhmes würdig gezeigt haben, 
wie auch die jetige Abftimmung ausfallen möge. Aber, meine Herren, 
im Begriffe, dieſen Reichstag feinem Schluffe entgegenzufithren, möchte ich 
Sie bitten: durddringen Sie ſich vollftändig von dem Geifte, der die 
Bundesverfaflung gejchaffen bat, hinterlaſſen Sir ihn ungeſchwächt Ihren 
Nachfolgern, geben Sie durch Ihr letztes wichtiges Votum dem Deutſchen 
Bolle ein —— fand ſeiner —** beweiſen Sie ihm durch 
Ihre Abſtimmung, daß da, wo es auf die geheiligte Sache unſerer 
nationalen Einheit ankommt, der Deutſche ſeinen alten Nationalfehlern zu 
entſagen weiß, beweiſen Sie es, indem Sie den Platz vergeſſen, den Sie 
in der Hitze des Kampfes als Partei, als Einzelner eingenommen haben, 
indem Sie über Ihre augenblicklichen Gegner hinweg Ihren Blick auf 
das große Ganze erheben und dieſem großen Ganzen einen Dienſt er⸗ 
weiſen, welcher für die deutſche arg das Pfand bilden wird, daß die 
Neubildung unferer Berfaffung frei fein werde von einem großen Theil 
der Scladen, welche den alten Guß jpröde, brüchig gemacht und zerrifien 


aben. 

’ Der Antrag auf Wiederaufnahme der Todedftrafe wurde 
in der Schlußberathung mit 127 gegen 119 Stimmen 
angenommen. 

IH 


24. Mai. Todeöftrafe bei Mordverſuchen gegen Fürften. 


Wenn ich heute wiederum das Wort ergreife, meine Herren, fo ift es 
in dem Gefühl, daß von Ihrer bevorftehenden Abftimmung vorzugsweiſe 
das Schickſal der ganzen Verhandlungen der dritten Leſung, das Schiejal 
der Arbeit, in der wir begriffen find, abhängt, und ich erlaube mir, Sie 
zu bitten, fi) zu vergegenmwärtigen, wie dieſe Situng ſich — vielleicht 
nicht heute, wo unſer Urtheil nicht ein vollftändig Faltblütiges it — aber 
vielleicht im Rückblick des künftigen Jahres geftalten wird in ihrem Ab- 
ſchluß, je nachdem dag Wert, an dem wir arbeiten, zu Stande gelommen 
ift oder nit. Kommt es nicht zu Stande, meine Herren, jo ift es ja 
unvermeidlich, daß dieſe fruchtbare ruhmreiche Sigung, mit einem Miß- 
lange fließt, und mit einem Rückſchritte, — einem Mißklange; denn e8 
ift ja ganz unmöglih, bei dem Schluß der Situng über die Sachlage, 
wie die Regierungen fie auffaflen, zu jchweigen; es wird dann unmöglich, 
bei dem beiten illen perjönlich zu bleiben, von der Berabfchiedung dieſes 
Reichstages einen polemifchen Charakter, einen gewiſſen Appell an die 
Wahlen gänzlich fern zu halten. Wenn Sie aber, meine Herren, den 
kleinen Raum, der jegt noch den Becher von der Fippe trennt, der fic ja 
unendli erweitern Tann, glüdlih überjchreiten, melden befriedigenden 
Schluß diefer Sitzung haben wir, welche große Leiftungen, melde Ber- 
dienfte haben Sie ſich jelbft fir die Zukunft Deutſchlands erworben, indem 
Sie dieſes großes Werk eines gemeinfamen einheitlichen Strafrechts, dieſe 
nie dageweſene Erfcheinung im deutfchen politiichen Leben, begonnen und 
vollendet haben und nicht die Ungewißheit der Vollendung dem nächſten 
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Fahre und Ihren Rachfolgern überlafien! Diefe Bertröftung, auf die 
Zukunft, die der Herr Abg. Laster gegeben hat, an deren Bedeutung 
find fchon Zweifel in erbeblihem Maße geltend geworden. Ich kam 
diefe Zweifel nur theilen. Was man im Augenblide außgefchlagen, bringt 
feine Ewigkeit zurüd! Wir g en neuen Wahlen entgegen. Wenn ber 
Herr Abg. Taster fagt, die Regierungen ſeien verpflichtet, daß, was hier 
vereinbart ift, als die Grundlage zu betrachten, von der fie das nächſte 
Mal ausgehen müſſen, fo weiß ich nicht, ob das zutreffend fein wird; ich 
weiß nicht, ob diefelben Perfönlichkeiten in den Kegierungen nod an der 
Stelle fein werden — wir find ja Alle dem Wechſel des Schickſals unter⸗ 
worfen! Aber wenn da8 auch wäre, wäre es nicht möglich, daß die Re⸗ 
gierungen noch einmal verfuchen, dasjenige, was fie Ihnen als ihre erfte 
orlage vorgelegt haben, bei einem veränderten ReichStage wiederum durch⸗ 
zubringen? Es würden doc wahrfcheinlich die Regierungen die Opfer, 
die fie jettt im Streben nach einer Berfländigung mit Ihnen und in ber 
Bereitwilligkeit, diefem verdienftvollen Reichſtage auch die Krone diefes 
roßen Berdienfted noch zu gönnen und fie mit ihm zu theilen, gebracht 
Daben, nicht als definitive Entfagung ihrer Ueberzengung betrachten wollen, 
wenn der Neichstag fie verſchmäht und nicht angenommen hat. Es könnte 
fid auch der Reichstag anders geftalten. Die confervative Partei, die, 
wie Sie wifſen, fih nur mit Widerftreben diefem Compromiß fügt, könnte 
erheblich wachen, könnte einen bedeutenderen Einfluß ihrer Parteimeinung 
auf das Gefanmtrefultat beanfpruchen, als jet der Fall if. Wir ziehen, 
meine Herren, nad) Möglichkeit die Diagonale der Kräfte, die thatſächlich 
vorhanden find; wird die eine Kraft größer, dann bekommt die Diagonale 
eine andere Richtung. Es könnten auch auf der anderen Seite die Ele 
mente fi ändern, es könnten in der Zufammenfegung der liberalen 
Partei weiter ke Meinungen die Oberhand erhalten, die es den Re: 
gierungen als % icht erfcheinen ließen, einftweilen nur das Errungene zu 
wahren, fi) auf die Defenfive zu fegen, auf die weitere Ausbildung zu 
verzichten und unter folchen Umftänden, unter ſolchen Einflüffen, wie % 
jest nicht obwalten, mit einem Parlament, mit dem Verſuche der Ber: 
ftändigung die NWegierungen weit über die ihnen zuläffig erfcheinenden 
Biele hinausbringen könnte, eine ſolche Berftändigung nicht zu erftreben. 
Ih will nicht in Conjecturalpolitif der fonftigen Möglichkeiten verfallen, 
die ung an der Berftändigung in diefer Sache und an ihrer ruhigen Er» 
wägung hindern fönnten; das Alles liegt im Schooße der Zukunft. Wir 
haben nur für die Gegenwart zu fpredyen, und dabei, meine Herren, iſt 
nicht heute der Raum, der uns trennt, noch erheblich ſchmaler als geftern? 
Geftern ftanden beide Seiten für ihre Prinzipien bezüglich der Todesftrafe 
ein, Prinzipien, welche für Manche den Werth eined religiöfen Glaubens 
nad) der einen wie nad) der anderen Seite hin zu haben fchienen. Ueber 
diefe Prinzipien hat der Reichstag geftern in feiner Majorität entjchieden. 
fann mir nicht denken, meine Herren, daß Sie darauf ausgehen 
wollen, diefe prinzipielle Entſcheidung der Körperfchaft, der Sie angehören, 
mit nachträglichen Amendement3 in jedem neuen Paragraphen wiederum 
anzufechten. Bei ſolchem Gejhäftsgange würden wir nie zu Ende kommen, 
wenn vielleicht formal berechtigt an irgend einem Paragraphen das ent- 
Ieebene Prinzip von Neuem in Frage geftellt wird, weil vielleicht die 
ajoritätszahl fich augenblidlich einem überzählenden Auge günftiger oder 
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ungfinftiger ftellt. Dieſes Prinzip ift entfchieden worden mit einer Ma- 
jorttät, die ihrem inneren Werthe nach eine bedeutendere ift, als fie ſich 
äußerlich ihrer Ziffer nach dargeftellt hat. 

Auf der Seite der Minorität — vergefien Sie dad nicht — ftehen 
alle diejenigen, die den norddeutfchen Bund überhaupt negiren, die ihn 
nit wollen. Meine Herren, negirt denn Niemand den Norbdeutfchen 
Bund bier unter und? Es find Elemente vorhanden, die theils nach 
ihrer nationalen, theils nach ihrer politifchen Weberzeugung, die fie offen 
genug und oft genug bier fundgegeben haben, darüber gar feinen Zweifel 
gelaffen haben. Und ift denn das nicht wahr, daß Sie, meine Herren, 
von der national=liberalen Partei, alle diefe Elemente geftern auf Ihrer 
Seite gehabt haben? Wir haben die Herren aus Bofen doch noch nie 
fo zahlreich hier gefehen; fie find hergefommen, um Ihnen, wenn fte 
Tonnten, zum Siege zu verhelfen. Ich will nicht perſönlich reden und An⸗ 
bere nicht berühren, ziehen Sie aber diefe Elemente, die den Norddeutjchen 
Bund, die das monarchiſche Deutſchland nach ihrer beiten Ueberzeugung 
negiren, ab, dann, meine Herren, wird unfere Deajorität verhältnigmäßig 
ſtärker und gewichtiger, als die Ziffer, durch melde fie bezeichnet iſt, denn 
jene Elemente können Sie fih nit zu Gute rechnen. — Heute trennt 
und ein Prinzipienftreit nicht mehr in dem Maaße, daß unfere augen 
blidliden Gegner auf Ihrer Seite noch ein wirkliches haltbares Prinzip 
verfechten, nachdem das Hauptprinzip aud in Ihrem Sinne, wie ich an» 
nehme, geftern entfchieden if. Sie fagen jett: feine politifchen Todes» 
ftrafen! Dann miüffen Sie aber auch für den politifhen Mord die 
Zodesftrafe außjchliegen; denn Sie müffen auch) bei dem Morde, fobald 
er die politifhe Meinungsverſchiedenheit des Verbrecher mit dem Mo- 
narchen zum legten Grunde bat, zugeben, daß er ein politiſches Verbrechen 
ft, und wer aus politiichen Grunden den König ermordet, der ift dann 
nicht fo ftrafbar, als der aus babfüchtigen Gründen feinen Kammerdiener 
ermordet. Diefer Confequenz können &ir fih nicht entziehen, wenn Sie 
den Sat durchführen wollten, daß es für politifche Verbrechen gar feine 
Zodeöftrafe geben fol. Wohl aber find unfere Regierungen in der Noth- 
wendigfeit, ein Prinzip zu vertreten, über das Sie nicht hinauszugehen 
vermögen: es ift daſſelbe Prinzip, welches in jeder conftitutionellen Ver⸗ 
faflung — in der preußifchen Berfaffung in dem $ 43 — gegeben ift: 
die Perſon des Königs ift unverleglih. Worin, meine Herren, fol denn 
diefe Grundlage der conftitutionellen Monarchien beftehen, wenn der König 
nur denfjelben Schuß hat, den jeder Andere hat? Seine Unverletlichkeit 
ift offenbar eine befondere, eine ausnahmsweiſe, er bedarf eines aus⸗ 
nahmsweiſen Schuged. Die Regierungen haben die Ueberzeugung gehabt, 
daß fie hier an der feinen Grenzlinie flehen, die das confitutionell-mo- 
narchiſche Prinzip von dem republifanifchen unterfcheidet. Ich babe mich 
diefes Eindruds nicht erwehren können, als ein Redner, der, nach feinem 
eigenen Zeugniß, ein warmer Anhänger unferer nationalen Entwidelung 
und des preußifchen Staates ift, geftern den Monarchen zu ihrem Schute 
empfahl, ſich der Erwerbung derfelben Popularität zu befleikigen, die uns 
feren verehrten und verewigten Collegen Waldeck vor jedem Attentat 
feiner Zeit gefhügt hat, — meine Herren, darin vermag ich doch ein 
monarchiſches Gefühl nicht mehr zu erkennen, wenn Sie glauben, daß die 
Monarchie fih den geſetzlichen Vorzug im Schuß, auf den fie, fo lange 
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Art. 43 der preußifchen Berfafiung die Grundlage aller Berfafiungen fl, 
einen unbeftreitbaren Anſpruch hat, auf dem Wege der politifchen Popu- 
larität erwerben ſolle. Wenn der geftrige Redner daraus, daß bei dem 
Begräbniffe dieſes unſeres leider aus diefer Welt geſchiedenen Eollegen 
dreißigtaujend Menſchen andächtig zugegen waren, die Yolgerung zieht, 
daß wir eines gefeglichen Schuges gegen politiſchen Meuchelmord nicht 
mehr bedürfen: — ja, meine Herren, wenn, was Gott verhüte, mein 
allergnädigfter Herr abgerufen werden follte, Sie werden mehr als dreißig- 
taufend Andächtige verjammelt ſehen. Damit aber, meine Herren, würde 
der Schuß, den der mürttemberger Eberhard im Schooße eines jeden 
Bauern fand, nicht hergeftellt fein. Die Zeiten, wo Bertha fpann, find 
nicht mehr; zu den Zeiten, wo der württemberger Eberhard lebte, war es 
noch nicht ein Entichuldigungsgrund, wenn jemand ſagte, ich habe ge- 
mordet, aber aus politiihen, aus jehr achtbaren Gründen. Otto von 
Wittelsbach, der jehr viele Milderungsgründe hatte, und dem ber 
beutige Antrag der Herren Fries und Genofien ganz gewiß mildernd zur 
Seite ſtehen würde, war und blieb vogelfrei flir Jeden und erlag dem⸗ 
jenigen, der ihn auf der Heerftraße traf und erſchlug. Und der Dichter, 
den Sie gern als den Bertreter der modernen Ideen darftellen, konnte 
dem Tell, noch dem Johann Parricida gegenüber, Worte in den Mund 
legen, die zu Eberhards Zeiten noch wahr waren, die vielleicht zu 
Schiller8 Zeiten noch wahr waren, — leſen Sie fie na, fie find heute 
nicht mehr wahr. Wir haben das Bedürfnig, wicht nur einem Grund» 
rinzip der conftitutionellen Monarchie unfere Huldigung zu bringen, der 
onardhie überhaupt, und ein Bekenntniß der Verehrung, die wir dem 
Haupte des Gefalbten fchulden, fondern wir haben au das Bedürfuiß, 
einer Tendenz der Zeit, die ſich in den legten Jahrzehnten ganz befonders 
fennbar gemacht, entgegen zu wirken, einer Tendenz, der man in England 
mit Ehrenftrafen, ich glaube ſogar mit körperlicher Büchtigung entgegen zu 
treten verſucht bat, einer Tendenz, der wir aber bei aller Bildung, die 
wir haben, doch auch unterliegen. 
Darf ih Sie daran erinnern, meine Herren, daß vor etwa vier 
Jahren ein Dann, der für feinen Anfprud auf Verherrlichung nichts 
weiter für fich hatte, als daß er einen Unbewaffneten von hinten anſchlich 
und meuchlings auf ihn ſchoß, in feinem Leichnam nod der Gegenfland 
von Ovationen wurde von Seiten von Frauen, die ihrer äußeren Stellung 
nah den gebildeten Ständen angehörten. Darin liegt eine krankhafte 
Richtung, der wir feine Aufmunterung dadurch zu Theil werden laflen 
lönnen, daß wir den politifchen Mord als etwas Entichuldbares darftellen. 
Der geftrige Herr Redner hätte fagen können, daß ja auch noch heut zu 
Zage jeder norddeutfhe Bundesfürſt faft in derfelben Tage ift, wie Eber- 
hard der Greiner. Ich habe nie gehört von irgend einem Attentat auf 
einen norddeutfchen Bundedfürften, mit alleiniger Ausnahme des Königs 
von Preußen, und diefer Umftand, der darin liegt, daß gerade an den 
Mächtigen fi) der Mord macht, wird fi vielleiht im Zufunft noch 
härfer außprägen. Die Frage fpigt fich alio praftifch faft genau auf bie 
age zu: fol Jemand in —2— berechtigt fein, auf den König von 
Preußen meuchlings zu jöiehen, ohne daß er ſchon durch ben bloßen Ber- 
ſuch jein Leben verwirkt? Das wird die Frage fein, die wir praftiich gu 
beantworten haben; über da8 hinaus glaube ich nicht, daß irgend em 
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Borfall kommen wird, wo die Frage praktiſch werden ſollte. Nun, meine 
Herren, ließen Sie dieſe Trage, wenn wir das Inſtitut des Plebiscits 
hätten, durch das preußiiche Volt beantworten, fo würde ich den Ausfall 
der Majorität in keiner Weije zweifelhaft el Jedermann wird ſich 
ſagen, wir wollen dergleichen Attentate verhindern wie wir können, und 
wir verhindern fie mit größerer Wahrfcheinlichkeit, indem wir auch den 
Verſuch mit dem Tode bedrohen. Denken Sie fi) in die Stimmung eines 
folden Mannes, foweit e8 pſychologiſch möglich ift, der in feiner Erregung 
durch politifchen Fanatismus und durch Eitelkeit dahin gebracht wird, 
etwa8 Derartige zu verſuchen. Was ihn abfchredt, ift die Furcht, es 
fönnte mißlingen; für den Fall, daß es gelingt, ift er entichloffen, 
fein Leben daran zu fegen; wenn es ihm gelingt, dann bat er die 
Komtfehebigung, daß das, wofür er fein Leben opfern will, erreicht 
ift. er das Gefühl, wad ihn beſchleicht, wenn er ſich fagen muß, 
daß es mißlingen fanı und die Todesſtrafe ihm doch droht, ıft 
ein andere, als wenn er fi jagen kann, mißlingt es, gut, dann 
wirft du eingejperrt, der nächſte befreit dich vielleicht, wie lange kann 
da8 dauern? — wenn auch das mißlungene Attentat mit dem Tode 
beftraft wird, dann kann das vielleicht Manchen zurüdichreden und, meine 
Herren, eine folde Schandthat, die vielleicht bevorftände, ungefchehen zu 
machen, wir würden dann doch mit einem anderen Gefühle in die Zukunft 
fehen, als wenn vielleicht, bald nachdem Sie einen anderen Beſchluß ges 
faßt und die Regierungen ihm zugeftimmt bätten, was Gott verhüten 
möge, ein ſolches Attentat vor fi ginge. Ein Jeder würde fich fragen, 
welche? Maaß von moralifcher Berantwortlichleit trägft Du allenfalls 
daran? Die Regierungen haben geglaubt, diefe Verantwortlichkeit nicht 
tragen zu ſollen. Meine Herren! RR erneuere bie dringende Bitte, geben 
Sie diefem erfigeborenen Reichſtage, wie ich ihn gejtern nannte, den 
glänzenden Abſchluß, der uns benorfteht, wenn mir dieſes große Wert 
vollenden, fchlagen Sie ein in die Hand, die heute die Negierungen, weit 
vorgebeugt, Ihnen entgegenreichen, jtoßen Sie fie nicht zurüd. 


Der Antrag auf Beibehaltung der Todedftrafe auf Mord» 
verſuche „gegen dad Bundedoberhaupt oder gegen den eigenen 
Landeöheren oder während des Aufenthaltes in einem 
Bundedftaate gegen den Landesherrn diejed Staates“ wurde 
in der Schlußberathbung mit 128 gegen 107 Stimmen 
angenommen. 

Dad geſammte Strafgeſetzbuch wurde in der Sipung vom 
25. Mai 1870 mit großer Mehrheit angenommen. 
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Bewilligung für die Gotthardbahn. 


26. Mai. Erklärung de8 Grafen von Bidmard. 


Gegen ben Antrag bes Abg. Raser, wonach bie Bewilligung noch von 
der Erfüllung gewiffer Bebingungen abhängig gemacht en follte. 

Meine Herren! Es müſſen gewiß die verbiindeten Negierungen tief 
von der Ueber engung durchdrungen fein, daß die politifchen Intereſſen es 
empfehlen, —8* eutſchland und Italien eine Verbindung zu ſchaffen, 
welche lediglich von dem neutralen Zwiſchenlande, der Schweiz, abhängig 
iſt und nicht im Beſitze einer der großen europäiſchen Mächte ſich befindet 

Die Nüdfihten müſſen von beſonderer Wichtigkeit geweſen fein, 
welche fie zu dem ungewöhnlichen, ich glaube beinahe nie vorgelommenen 
Borgeben einer Regierung führen, Ihnen eine erhebliche Geldausgabe für 
eine außerhalb Deutjchlands, nicht nur außerhalb des Norddeutichen 
Bundes, liegende Eifenbahn zuzumuthen. i 

Die Aüdfihten, welche die Negierungen zu diefem ungewöhnlichen 
Berfahren beftimmen, find aber, wie ich glaube, fo auf der Hand liegend, 
jo oft erwogen und zum Theil auch fo delifater Natur, daß ich Sie 
bitte, u davon zu entbinden, fie hier nochmals darzulegen. Wenn Sie 
und zur Berwirklihung dieſes internationalen Bedürfniteg nicht Ihre Hand 
reichen, wenn der Reichsſstag feine Mitwirkung dazu verſagt, fo können 
wir natürlich diefes — nicht befriedigen; wir müſſen dann den 
übrigen betheiligten Regierungen erklären: der Norddeutſche Reichstag hat 
uns feine unentbehrliche Mitwirkung verſagt oder hat ſie do an Bes 
dingungen gefnüpft, welche jo gut find wie eine Berfagung, weldhe unbe» 
dingt die Wirkung einer Verſagung haben. Daß die die Wirkung der 
Annahme des Amendementd des Herrn Abg. Lasker fein würde, bat 
ſchon der Herr Präfident des Bundeskanzler» Amts hervorgehoben; fchon 
allein aus der formalen Rüdficht, daß bei dem nahe bevorſtehenden Schluß 
der Verſammlung es nicht möglich ein würde, bei der Annahme diefes 
Amendements ihm die formale Vollendung noch zu geben. ‘Der Herr Abg. 
Lasker fagt, der folgende Reihätag fann ja dann fehr leicht die Be 
willigung verlängern, wenn er die Sade für angemeflen findet. “Der 
folgende Reichstag hat aber feinen Einfluß auf die Entjchliegungen der 
andern Regierungen ‚ auf die Wirkſamkeit der mannigfachen Einfiäffe 
welche gegen die Sache überhaupt thätig find. 

Eine Unterjuchung der Borzüge, welche etwa der Gotthard vor dem 
Splügen oder umgelehrt haben könnte, liegt meine Erachtens ganz außer: 
halb des nterefieß, welches Deutfchland und namentlich) Norddeutichland 
an der Sache hat. Für uns ift das Hauptinterefie eine faft direlte Ber» 
bindung mit dem befreundeten und, wie wir glauben, auf die Dauer bes 
freundeten Lande Italien zu haben. Dieſer Bortheil Tief Gefahr, uns 
vollftändig verfagt zu bleiben, weil eine Entſcheidung zwifchen den beiden 
Bahnen nicht rechtzeitig zu treffen war, und die Unjchlüffigleit darüber, 
welche von beiden gebaut werden follte, war der gewichtigfe und flärffte 
gebe für Diejenigeu Bemühungen, welche den Bau einer jeden neuen 

abn dort verhindern wollen. Deshalb haben wir uns vor allen Din 
angelegen fein laſſen, durch unſere jehr beftimmte Erklärung zu Gum 
einer diefer Bahnen das Hinderniß zu bejeitigen, welches in der Zwie⸗ 
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fpältigleit, in der Gefahr, zwifchen zwei Stühle fi egen, lag. Wir 
glauben damit den Schweizer Intereflen einen Denen Dienft geleifte 
zu baben, daß wir durch unſere | dr beftimmte Erklärung der Ungewißheit, 
ob Gotthard oder Splügen, ein Ende gemacht haben. Indem wir aber 
erflärt haben und noch heute die Erflärung wiederholen, daß wir und auf 
den Splügen unter feinen Umftänden einlaflen würden, halten wir an 
dem Gotthard feft, nicht weil wir den Intereſſen des Splügen nicht au 
das Irig gönnten, ſondern weil wir vorausſehen, daß ſobald wir au 
mur die Möͤglichkeit der Erwägung des Splügen wieder zulaſſen, gar 
feine Eifenbahn bort bergeftellt wird, während die Hoffnung nicht ausge: 
ſchloſſen ift, daß, wenn jegt die Gotthardbahn gebaut wird, die Splügen- 
bahn ihr dereinft folgt. 


21. April. Eröffnung des Zollparlamentd durch den Präfidenten 
des Bundeskanzler⸗Amts Staatöminifter Delbrüd. 


1. Mai. Schluß des Zollparlaments. 
Thronrede Se. Majeftät des Könige. 


Geehrte Herren vom Deutfchen Zollparlamente! 

as Ih Sie bei Eröffnung der erften Seffion der Legislatur⸗Pe⸗ 
riode willlommen hieß deren letzte Seſſion Ich heute ſchließe, ſprach Ich 
die Zuverſicht aus, daß Sie, das gemeinſame deutſche Intereſſe feſt im 
Auge haltend, die Einzeln » Intereffen zu vermitteln wiſſen würden. “Die 
kurze, aber bedeutungspolle Seffion, welche heut zu Ende geht bat diefe 
Zuverficht gerechtfertigt. 

Die Kevifion des Bereind» Zolltarifs, welche den Schwerpunkt Ihrer 
sc hätigieit bildete, berübrte zahlreiche und wichtige Intereſſen und mußte 
deshalb zu einem lebhaften Kampfe der Anfichten führen. Es ift Ihnen 
gelungen, aus diefem Kampfe zu einem Abſchluß zu gelangen, welcher die 

roßen, für die verbündeten Regierungen leitend gewejenen Gefichtöpunfte 
efthält und Die ftreitenden Intereſſen verſöhnt. Sie verdanken dieſes Er⸗ 
ebnig dem nationalen Geifte, welcher lieb gewordene Wünfche und leb⸗ 
Bft empfundene Beforgnifie zurüdtreten ließ vor der Erkenntniß, daß 
ohne ein Opfer von jeder Seite die im Intereſſe unferes Baterlandes ge- 
botene Vollendung des Ihnen vorliegenden Werke unerreichbar ſei. Die 
verbündeten Regierungen find Ihnen in demfelben Geifte entgegengelommen 
und fo ift, bei allfeitigem ernften Bemühen, die Feftftellung einer Reform 
elungen, melde durch die Beratbungen dreier Seffionen gereift war. 
Diefe Reform, indem fie den Tarif vereinfacht und die Beſchaffung von 
Gegenftänden des unmittelbaren Verbrauch, von Hülfsmitteln für die Ar- 
beit und von Materialien für die Gewerbe in ausgedehnten Maße er- 
leichtert, eröffnet der Produltion neue Bahnen, fichert dem Verkehr einen 
weiteren Aufſchwung und verheißt dem Wohlftande im Deutjchen Zollverein 
eine fteigende Entwidelung, während fie durch geringe Mehrbelaftung eines 
a ⸗Gegenſtandes die finanziellen Grundlagen des Tarifſyſtems 
wahre. — — 

Im Laufe der dreijährigen Thätigleit, welche Sie heute beenden, 
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baben Sie, geehrte Seren, im Zuſammenwirken mit den verbündbeten Re: 
gierungen, zu dem Abjchluß der räumlichen Ausdehnung des Zollverein 
den Grund gelegt, die Beziehungen des Zollvereind zu zweien durch 
Stammes» Berwandtfhaft mit ihm verbundenen Nadbarftaaten und zu 
anderen für feinen Verkehr wichtigen Ländern geordnet, die Befleuerung 
zweier wichtiger einheimifchen Erzeugnifle geregelt und die Geſetzgebung 
über den Verkehr mit dem Auslande in allen ihren Theilen neu gefaltet. 
Die fegensreihen Früchte dieſer Thätigfeit find zum Theil bereiß vor- 
hanben, zum Theil mit Sicherheit zu erwarten. Der Dank des deutfchen 
in defien Gedeihen Ihre Thätigfeit gewidmet war, wird Ihnen micht 
eblen. 

So entlafje ih Sie, geehrte Herren, in der zuverfichtlichen Hoffmung, 
dag auch die künftigen Verfammlungen des Zollparlament8 unſerem ge⸗ 
meinfamen Baterlande zum Gegen gereichen werden. 

® 


26. Mai. Schluß des Reichstages. 


Throntede Se. Majeftät des Könige. 
(Rüdblid auf die dreijährige Reichſstagsarbeit.) 
Geehrte Herren vom Neichötage des Norddeutſchen Bundes! 


Dem Erften ordentlihen Reichſtage des Bundes war die Aufgabe 
eftellt, die wefentlichften Beftimmungen der Verfaſſungs-Urkunde in Ge 
fa organischer Geſetze in dem politifchen und bürgerlichen Leben des 
olfe8 zur Geltung zu bringen. Cie haben die —38 dieſer Aufgabe 
in vier arbeitsvollen Seſſionen dergeſtalt Crdet daß es Ihnen wie 
Mir zur Genugthuung gereichen wird, am Schluſſe der Legislaturperiode 
einen Rückblick auf die Erfolge Ihrer hingebenden Thätigkeit zu werfen. 
Norddeutichland verdankt derfelben die Verwirklichung der wichtigften 
Eonfequenzen des gemeinfamen Indigenates, der Freiheit der Niederlaflung, 
des Erwerbed von Grundbeſitz und des Betriebes der Gewerbe, die Re 
gelung der Bedingungen für den Erwerb und Berluft der Bundesange: 
börigleit und der StaatSangehörigkeit, die Bejeitigung der mehrfachen 
fteuerung deſſelben Einkommens, die Aufpebung der polizeilihen Be, 
ſchränkungen der Eheſchließung und die Befeitigung der Abhängigkeit 
ftaatSbürgerliher Rechte von konfeffionellen Unterjchieden. 

Die Führung der Bundesflagge, der Schu der deutſchen Schiff: 
fahrt dur Sefandtfchaften und Konfulate des Bundes, die Wirkfamfeit 
der Konſuln, die den Organen des Bundes zuftehenden Befugnifje im 
Interefie des Eivilftandes der Bundesangehörigen, find unter Ihrer Mit⸗ 
wirkung durch Gefeg und Bertrag geregelt worden. 

Durch die Abfchaffung der Eibzölle und die Regelung der Floößerei 
wurde die lange erjtrebte Freiheit der deutjchen Ströme verwirklicht. 

Die ir der Verträge, durch welche die internationalen Beziehungen 
des Bundes» Poftwefend auf der Grundlage der Reform geordnet find, 
bat neuerdingd dur die von Ihnen genehmigten äge mit Groß⸗ 
ab und den Vereinigten Staaten von Amerika wichtige Ergänzungen 
erfahren. 
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Die Organifation des Bundesheeres ift abgefchloffen und die Bundes» 
Kriegd- Marine ift, Dank den von Ihnen gewährten Mitteln, in einer 
Entwidelung begriffen, melde dieſem Zweige der nationalen Wehrkraft 
eine den berechtigten Anforderungen der deutſchen Nation entfprechende 
Bedeutung verheißt. 

Der Bundeshaushalt ift auf feiter Grundlage geordnet. Die dem 
Bunde vorbehaltene Befteuerung von Verbrauchs: Gegenftänden ift ein 
heitlih geregelt und dur die Stempel» Abgabe von Wechfeln ift eine, 
im Intereſſe der Verkehrsfreiheit liegende Bundesſteuer gefchaffen. | 

Die Herftellung der gemeinfamen Rechts» Fnftitutionen, welde die 
YBundesverfafiung verheißt, ıft in einem Maaße gefördert worden, welches 
wir vor drei Jahren faum in fo nahe Ausficht zu nehmen wagten. Das 
Geſetz über die Rechtshülfe und die auf diefem Gefege beruhenden Ber: 
träge mit Baden und Heflen haben, der ihrem Abjchluffe nahen gemeins 
famen Prozeß⸗Ordnung vorgreifend, die Schranken befeitigt, welche die 
Landesgrenzen der Wirkfamkeit gerichtlicher Entfcheidung entgegenfetten. 
Die Aufhebung der Zinsbefchränfungen, der Schuldhaft und des Lohn⸗ 
arrefte8 bat in wichtigen Beziehungen des volfSwirthichaftlichen Verkehrs 
gleiches Hecht gefchaffen. 

Das Handelsgefetbuh und die Wechfel-Orbnung find zu Bundes» 
Gefegen erhoben worden, und beide, ebenfo wie die von Ihnen be= 
ſchloſſenen Geſetze über die Altiengefellfchaften und da8 Urbeberreht an 

eiftigen Erzeugnifien, unter den Schug eines oberften Bundes » Gericht3- 
* geſtellt worden, deſſen Wirkſamkeit in nächſter Zukunft beginnen 
wird. 

Die erſte Stelle in dieſer Reihe wichtiger Geſetze nimmt aber das 

eſtern von Ihnen und vom Bundesrathe genehmigte Strafgeſetzbuch ein. 

Die Vereinbarung dieſes Geſetzes, dur welche und da8 große Ziel 
deutfcher Rechtöeinheit fo wefentlih genähert ift, konnte nur gelingen, 
wenn von Ihnen, wie von den verblindeten Regierungen, der Vollendung 
eine8 großen nationalen Werfed Opfer am Ueberzeugungen gebradıt 
wurden, welche um jo ſchwerer, aber au um fo fruchtbarer waren, je 
tiefer die Fragen, um deren Löſung es fich handelte, das Rechtsbewußtſein 
ergriffen. Ich danke Ihnen, dag Sie in der Bereitmilligfeit, diefe Opfer 
zu bringen, den verbündeten Regierungen entgegen gelommen find. 

Geehrte Herren, Ich darf die Ueberzeugung fundgeben, 
daß die Befriedigung, mit welder wir in diefem Saale die 
reihhaltigen Ergebnifje gemeinfamer Thatigteit überblicken, 
im ganzen deutſchen Lande und außerhalb der Grenzen deſſelben 

etheilt wird. Die großen Erfolge, welche im Wege freier 
Berfländigung der Regierungen und der Volksvertreter, unter 
ſich und mit einander, ın verhältnigmäßig furzer Zeit gewonnen 
wurden, geben dem deutfhen Volke die Bürgfchaft der Er- 
füllung der Hoffnungen, welde fi an die Saöpfung des 
Bundes Inüpfen, denn fie beweifen, daß der deutjche Geift, 
ohne auf die freie Entmwidelung zu verzichten, in der feine 
Kraft beruht, die Einheit in der gemeinjamen Liebe Aller zum 
Baterlande zu finden weiß. Diefelben Erfolge, gewonnen durch, 
treue und angeftrengte Arbeit auf dem Gebiete der Wohlfahrt 
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und ber Bildung, ber Freiheit und der Ordnung im eignen 
Lande, gewähren au dem Auslande die Gemwißheit, daß der 
Norddeutfhe Bund in der Entwidlung feiner innern Ein- 
rihtungen und feiner nertragämäbigen nationalen Berbindung 
mit Süddeutfchland, die deutfhe Volkskraft niht zur Ge⸗ 
fährdung, fondern zu einer ſtarken Stüße des allgemeinen 
Friedens ausbildet, welder die Achtung und das Bertrauen 
er wie der Regierungen des Auslandes zur Seite 
eben. 

Wenn wir ber deutfhen Nation mit Gottes Hülfe die 
Weltftellung gewinnen, zu der ihre geſchichtliche Bedeutung, 
ihre Stärke und ihre friedfertige Gefittung fie berufen nnd 
befähigen, Io wird Deutfhland den Antheil nicht vergefien, 
den diefer Reichſstag an dem Werke hat, und für den Ih Ihnen, 
geebrte Herren, wiederholt Meinen Dank ausfprece. 


Buchoruderei von Guſtav Schade (Otto Francke), Berlin N., Linienfir. 1586. * 


